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Vorwort. 


— — — 


Mei einer gewillen zaghaften Befangenheit, welche aus 
tem Bewußtſein der Mängel meiner Arbeit entjpringt, übergebe 
ich einem größeren Leſerkreiſe Die nachitehende Abhandlung. 

Diejelbe war urfprünglich dazu beftimmt nur zum Theile und 
zwar als Differtation bei meiner juriftifchen Promotion zu dienen, 
als welche auch der erſte Theil derſelben hiermit erjcheint. — 

Als ich zu dem eben erwähnten Zwecke nach einem, noch 
überhaupt nicht, ober doch nur theilweife behandelten rechtswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Thema fuchte, ftellte fi) mir als ein folches die Lehre 
von den Rechtsverhältniſſen aus der Anlage und dem 
Betriebe ber Eifenbahnen in unferem deutfchen Vaterlande 
dar. Diefe Nechtd-Materie hat nur deshalb wohl noch nicht eine 
ausführliche wiljenfchaftliche Bearbeitung gefunden, weil fchon die 
Herbeiihaffung und Sichtung der Materialien Dazu (Expropriationg« 
Geſetze, Betrieb3-Drdnungen 2) große Schwierigkeiten hat, — 
Schwierigkeiten, Die nur Derjenige vollftändig zu bemefjen vermag, 
welcher etwa felbft einen ähnlichen Verſuch gemacht hat. Meine 
Ausarbeitung erhielt einen weiteren Umfang, als ich bei ihrem 
Beginne vorausgejeßt hatte, und ich glaube annchmen zu Dürfen, 
taß, wenn fie auch nicht auf bedeutenden willenjchaftlichen Werth 
Anfpruh machen kann, fie Doch wenigftend ald Materialien: 
Sammlung Vielen nicht unwillkommen fein wird. 

Gern hätte ich die Veröffentlichung meiner Arbeit noch einige 
Zeit hinausgefchoben, um das Ganze noch einmal überarbeiten zu 
fönnen. Allein meine dienftgefchäftlichen und fonftigen Verhältnifje 
würden mid) noch auf längere Zeit daran vorausfichtlid, gehindert 
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— — — 


Mi einer gewiſſen zaghaften DBefangenheit, welche aus 
dem Bewußtſein der Mängel meiner Arbeit entfpringt, übergebe 
ich einem größeren Leſerkreiſe Die nachſtehende Abhandlung. 

Diefelbe war urfprünglicy dazu beftimmt nur zum Theile und 
zwar als Differtation bei meiner juriftifchen Promotion zu dienen, 
als welche auch der erfte Theil derjelben hiermit erfcheint. — 

Als ih zu dem eben erwähnten Zwede nad einem, noch 
überhaupt nicht, oder Doch nur theilweife behandelten rechtswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Thema fuchte, ftellte ſich mir ald ein ſolches die Lehre 
von den Nechtsverhältnifjen aus der Anlage und dem 
Betriebe ter Eifenbahnen in unferem deutſchen Vaterlande 
dar. Dieſe Rechtd-Materie hat nur deshalb wohl nocdy nicht eine 
ausführliche wifjenfchaftliche Bearbeitung gefunden, weil fchon Die 
Herbeifhaffung und Sichtung der Materialien Dazu (Expropriations- 
Geſetze, Betriebs-Ordnungen ꝛc.) große Schwierigkeiten hat, — 
Schwierigkeiten, die nur Derjenige vollftändig zu bemefjen vermag, 
welcher etwa felbft einen ähnlichen Verſuch gemacht hat. Meine 
Ausarbeitung erhielt einen weiteren Umfang, als ich bei ihrem 
Beginne vorausgejegt Hatte, und ich glaube annehmen zu dürfen, 
daß, wenn fie auch nicht auf bedeutenden wiljenjchaftlichen Werth 
Anſpruch mahen Tann, fie Doch wenigftend ald Materialien- 
Sammlung Vielen nicht unwilllommen fein wird. 

Gern hätte ich die Veröffentlichung meiner Arbeit noch einige 
Zeit hinausgefchoben, um das Ganze noch einmal überarbeiten zu 
koͤnnen. Allein meine dienftgejchäftlichen und fonftigen Verhaͤltniſſe 
würden mich noch auf längere Zeit daran vorausfichtlich gehindert 
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haben. Da ich nun von vielen Seiten verfidhert wurde, Daß gerade 
jebt eine fuftematifche Darftellung der eigenthimlichen Eifenbahn- 
Rechtäverhältnifie, welche ich bier (mit Ausjchluß der auf das 
Eiſenbahnweſen bezüglihen ſtrafrechtlichen und das Aktien- 
wejen betreffenden Beflimmungen) zu liefern verjucht habe, ein 
wahres Bebürfniß fei, jo habe ich meine Bedenken gegen die ſchon 
jeßige Veröffentlichung meiner Arbeit unterbrüdt, hoffend, daß unter 
folhen Verhaͤltniſſen die Mängel derſelben nadfichtiger werden 
beurtheilt werben. — Meine freilich nur fehr unvolllommen erreichte 
Abſicht ging nebenbei dahin, möglichft genau nachzuweijen, in wie 
weit die von mir entwidelten Rechtsgrundſätze von den einzelnen 
deutſchen Partikular⸗Geſetzgebungen ausdruͤcklich ausgefprocdhen und 
in der Praxis der obern deutſchen Gerichte anerkannt worden ſind; 
der Ueberſichtlichkeit wegen und um den Preis des Werks billiger zu 
machen, hielt ich es jedoch für angemeſſener, Alles hierhin Gehörige, 
ftatt e8 in den Text zu verweben, in die Anmerkungen zu verweifen, 
weldye allerdings dadurch oft zu Fleinen Excurſen geworben find. 

Am Schluffe habe ich ein Duellen-Regifter, forwie Berichtigungen 
mehrerer Drudfehler beigefügt. 

Marburg, im October 1857. 

Wilhelm Koch. 
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Sperielles Inhalts-Verzeichuiß. 


Erſter Theil. 


Die ans der Anlage einer Ciſenbahn entfichenden Kechtsverhältniſſe. 


Einleitung. 
F. 1. Ueberficht der Rechtöverhältniffe, welche in Beziehung 
auf den Eifenbahn-Bahn-Bau vorfommen . . 
6. 2. Befugniß zur Anlage einer Eifenbahn und zu Vorarbeiten” 
1) Die Anlage von Gifenbahnen auf eigenem Grund und Boden für den 
eigenen Gebrauch it Ausfluß des Bigenthums und nur polizeilichen 
Beſchraͤnkungen unterworfen. 
2) Die Anlage und Betrieb von Bifenbahnen zum allgemeinen Gebrauche 
ift ausſchließliches Necht der Staatsgewalt (Bifenbahn-Regal): 

a) Anlage und Betrieb durch den Staat ſelbſt (Staatsbahnen), 

b) Berleihung des Rechts, eine beſtimmte Ciſenbahn zu bauen, an Pri- 
vate (Aftien-Bahnen). Die Oberaufficht über diefelbe Bleibt dem 
Etaate vorbehalten. 

c) Beſondere Rechtsverhälinifie der Aktiens@efellfchaften. Beftätigung 
ihres Statuts iſt Erfordernig zur Eniflehung der furiftifchen Perſon; 
bis dahin kommen die Aktionäre nur als einzelne Rechts⸗Subjekte 
in Betradt. 

d) Borarbeiten. Der Grundeigenthümer bat die Pflicht, die den Babınbau 
vorbereitenden Arbeiten gegen volle Entihädigung zu dulden. 


Grfter Titel Grund-Erwerbungen für Eifenbabn: 
Bauten, insbefondere Erpropriationen 
Duellen und Literatur: 
&. 3. A) Sefeglide Quellen. 
a) Allgemeine Grundbeſtimmungen der allgemeinen Rechtsbücher (namıent: 
lich der Landrechte) und ber Verfafjungs-Urfunden der deutſchen Staaten 


Saite. 


1 
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Spezielles Inhaltsverzeihniß. 


Seite. 


4. b) Spezielle Beſtimmungen über Erpropriationen zu Ciſenbahn⸗gwecken 
Anm. 1. Giſenbahn-Geſetzgebung (Eiſenbahn⸗Crpropr.⸗Geſetze, 
Gifenbahn-Statute), 
Anm. 2. Hiſtoriſche Ueberſicht der deutfchen Erpropr.-@efeke. 
(deren Citirung). 
a) Beftimmungen der Gifenbahngefeße: 1. in Oeſterreich. 2. Preußen, 
3. Würtemberg, 4. Königreich Sachſen, 5. Braunfchweig, 
6. Großh. Helen, 7. Naſſau, 8, Schleswig⸗Holſtein. 
4) Allgemeine Erpropr⸗Geſetze: 3. in Baiern, 2, Baben, 8. Frank⸗ 
furt, 4. Hamburg. 
y) Speielle Ciſenbahn⸗Erpropr.⸗Geſetze: 1. in Hannover, 2. Kur: 
beflen, 3. Weimar, Gotha, Meiningen, 4. Mecklenburg⸗Schwerin, 
5. Göthen, 6. Schwarzb. Sondershaujen. 
8. 5. Interpretations⸗Rittel. Kammer⸗Verhandlungen, allge- 
meine deutſche und franz. Expr. ae en 
— 6. B) Literatur 
von Wendt's (Erprope.-Gober — degmatiſche Abhandlungen, 
— gerichtl. Entſcheidungen. 


Erſtes Kapitel. Freiwilliger Grunderwerb. 

F. 7. 1) Verſchiedene Rechtegeſchaͤfte, welche dazu dienen, um das zum 
BahnsBau noͤthige Areal durch freien Vertrag zu erwerben 
(Schenfung, Kauf, Taufh, Verglih) - - 2 02 00 oo. 

Im Zweifel ift das Geſchaͤft, woburd ein Grundſtück gegen 
ein entiprechendes Aequivalent dem Gifenbahn-Bausüinternehmer 
zu Cigenthums⸗Befitz bingegeben wird ale Kauf aufzufafien. 
Mann liegt ein Bergleih vor? (Anm. 9). 

$. 8. 2) Subjefte und Objekt bes Vertrags; Handlungs und Dispofltioues 
Fähigkeit der contrahirenden Theile; Wegfall von Beräußerungse- 
Verboten, weldhe in Beziehung auf das Erpropr.-Objeft beſtehen 

$. 9. 3) Perfektion des Bertrage. Beobachtung ber für Beräußerungen 
von Immobilien gefeßlich vorgefchriebenen Formen. Geriquiche 
Beſtäͤtigungg.. 

Zweites Kapitel. Gezwungene Abtretung. 
Erſter Abſchnitt: Allgemeine Grundfäße in Beziehung 
auf das Expropr.Recht zu Eiſenbahn⸗Zwecken 

$. 10. 1) Berpflihtumg der Stants- Angehörigen ihr Brivateigenthum in den 
geſetzlich vorgefchriebenen Fällen und Kormen zum Bau der 
dem öffentlichen Wohl dienenden @ifenbahnen gegen Gntſchädigung 


zu opfern. Anın. 3 und 4: Beilimmungen der deutjchen Ber: 
faſſungo⸗Urkunden. 


$. 11. 2) Definition der Srproprnkion; wer in Grpropriant w 
Expropriat?) 
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. 12. 3) Staatsrechtliche und privatreqchtliche Natur der dr 
propriation ' . 

Das Grpropriatione: Recht in ein Ausnabmes 
Recht, welches nur auf Grund eines befonderen Geſetzes, in 
den engſten Schranfen ausgeübt werden barf. 

. 13 Allgemeine geſchichtliche Entwidlung ber Erpro⸗ 
priation im R. R. und ältern deutfhen R. Anm. 11: Warum 
war bei den Römern felten eine Grpropriation nöthig?.. - 


IX 
Seite 


24 


Zweiter Abfhritt: Subjecte und Objekte Bei der 


Erpropriation zu Eiſenbahn⸗Zwecken: 
. 14. 1) Subjefte. Wer iſt als Grpropriant und Ernqedigunge· 
Pflichtiger zu betrachte? Anm. 2... 


27 


. 15. 2) Erpropriations-Dbjeft: Alles, was zur Auoführung. 


ber Bahn nothwendig ift, muß abgetreten werden. Wegfall ber 
Veräußerungs-Berbote, Möglichkeit bloßer Beſchranlungen und 
Belaſtungen des Eigenthümers... 


Abtretung von Parzellen, Mitũbernahme ·Pfiicht, wenn "die | 


Parzellen zur früheren Benußung unbrauchbar find. 
. 16. Wiederfaufss und Borfaufsrecht des früheren Bigenthänene beim 
Wegfalle dr Bn . x... 2... _. 


Dritter Abſchnitt. Privatrechtliche Natur des Gr 
propriationd-Afte. 


A) Einleitung und leitende Brincipien: 
. 17. Mängel der Geſetzgebung. Verſchiedene Anfichten der Rechtslehrer 
und der Gerichtspraris über die privatrechtliche Natur ber Crpro⸗ 
priation (einfeitiger Aft? Vergleich? Kauft) -. . - . ..» 
. 18. Ein Rechtsgeſchaͤft, bei welchem gegen Zahlung eines Beftimm- 
ten Aequivalents ein beſtimmter Gegenftand zu Eigenthums⸗ 
Befitz übergeben wird, hat die Natur eines Kaufs. Die Erpro⸗ 
priation, bei welcher der Gigenthümer zur Uebertragung feines 
Eigenthums-Beſitzes geſetzlich gezwungen wird, in als ein ſingieter 
(erzwungener) Kauf aufzufaſſen 
B) Hiſtoriſche Entwicklung der Lehre vom Bivangstaufe 
a) Römische Redytsanschauung. 
. 19. Pandekten⸗-Recht: Gezwungener Kauf zu Privatzweden in $. 4 
J. (2,7) 1.2 D. (1,6) 1. 12 pr. D. (11, 7) — Anm. 3: 1.2. 
C. (7, 13). Anm. 5: l. 14. 8.1.D.8&6) » 22... 
. 20. Grpropriations-Fälle in den Konflitutionen fpäterer Kaifer 1.1 u.2 
C. (10, 27). 1. C. (8, 12) 9. Brincip in .1 und 1.3.D. 


(41,4): Wer Schadens-Erfap ſtatt einer san leiſten wuß, 
wird für einen Käufer angeſehen 


31 


32 


37 
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b) Anſchauung der an das R. R. ſich auſchließenden 
Geſetzgebungen und Rechtslehrer Dentſchlands bis zur 
neueren Zeit 

Gefetzliche Befinmungen des 16. und 17. Zehrhanden⸗ 
Anmerk. 10. 

Anfichten der Juriſten bes 17. m 18. Jahrhunderts. 
Anm. 11 und 12. 


() Spezielle Darſtellung der privatrechtlichen Natur 
des Expropr.⸗Akts nad) Inhalt der gegenwärtig in Deutſch⸗ 
land geltenden Rechtsquellen. 

Allgemeine Grundſäte. — Zwangsfauf. 
$. 22. 1) Das Breuß. und Baierfche &.:R., das Hamburger und Rafjauer 
Erpropr. Geſetz erkennen die Erproptiation direft ale Zwange⸗ 
kauf 2 00 ne 
$. 23. 2) Der Code, das Bediſche LR., das Deſterr. G⸗B. ꝛc. gebrauchen 
bei der Erpropriation die Ausbrüde Abtretung und Entſchaͤdigung 
ftatt der charakteriſtiſchen Ausdrüde des Kaufs; es ſpricht diejes 
jedoch nicht gegen die Kaufs Natur der Brpropriation . . 
$. 24. 3) Gemeines Recht: (NR R.) die Erpropriation ift ein Bwange-Rauf. 
Prüfung der Ginwendungen gegen dieſe Anſicht, insbefondere 
na Inhalt der neueſten Erpropr.s@ejepe zu Ciſenbahn⸗Zwecken 
a. Negation eines jeden Zwangskaufs als ber Natur bes Vertrags 
widerfprechend. 
b. Mangel der charakteriftiichen Ausdrüde des Kaufe bei der 
.  . &rpropriation. 
c. Die Feſtſtellung der Entihädigung, fein Gfientiale der Erpro: 
priation. 

25. d. Das die Abtretung und den Umfang der Entſchädigung feſt⸗ 
ſtellende richterliche Erfenntniß if nur die Form der 
Grpropriation, d. 5. die Erpropriation hat nicht die Natur 
der res judicata . 0 0 0 0 0 een 

$. 26. 0. Die Erpropriation bezw. die über die Abtretung oder Ent: 
ſchäädigung abgefchlofiene gütliche Webereinfunft hat, nicht die 
Natur eines Vergleichs, außer wo das Geſet ihr ausbrüd: 
lich dieſe vinditt 2 2 0 ren 
Anm. 10. Wie in Baiern, Braunfhweig, Gotha, Weimar, 
Meiningen ? 


D) Perfektion der Expropriation. 


$. 27. 1) Bei dem Genhipuntie, vB bie Grpropriaen ein einfihger 
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$. 33. 
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2) Bei dem Gefldhtspunfte des Zwangskaufs nach gemeinem Rechte 
a. Materielle Perfektion tritt bei.entfchiedener Abtretung 
mit der afflrmativen oder negativen Erflärung des Erpro⸗ 
priaten auf das Entſchaͤdigungs⸗Gebot ein. 
Iſt die Brpropriation, infofen ein Dritter (der Richter) 
den Kaufpreis beſtimmt, al& ein bedingter Kauf anzufehen 
b. Formell perfekt iſt die Grpropriation erſt mit dem in 
Rechtskraft übergegangenen (richterlichen) Erkenntniſſe, welches 
die Abtretung uud Entſchaͤdigung feflftellt; ob auch mit der 
gerichtlichen Ginweiſung gegen prosifortihe Berneung ber 
Entfhädigung? . . . 

3) Geſetzliche Anhaltspunfte in Beniehung auf Die Berfettion. in 
den einzelnen deutfchen Erpropriations: Gefeßen. (In Hamburg, 
Baiern, Preußen, Würtemberg, Kurheſſen, Frankfurt, Baden, 
Ofenih) - > 2: 02er 

E) Gefahr und Vortheil des Exproprianten (periculum 
und commodum rei) . .. .. 

Uebergang derſelben nach gemeinent Rechie: mit dern Momente 
ber Perfektion; nach dem Code, Oeſterreich'ſchen bürgerl. Geſetz⸗ 
buche und Preuß. Landrecht: mit dem Momente der Uebergabe 
des Grpropr.s@egenftandes. — Mobififationen dieſer Grundſaͤtze 
durch mora accipiendi. 

F) Pflicht des Expropriaten zur Tradition des Kauf: 
Objekts, Beſitz- und Eigenthums-Uebergang 

Die Verpflichtung des Grpropriaten zur Beſitz⸗Uebergabe, und 

.der Eigenthums⸗Uebergang tritt regelmäßig erſt mit Zahlung ber 

Gntihädigungsfunme ein. Ausnahmsweiſe vorläufige Befig-Ueber- 

Taflung zum Zwede ber Beichleunigung bes Unternehmens gegen 

proviforifche Feſtſtellung der Entihädigungsfumme. Entziehung 
bes Dispoſitions-Rechts vor dem Grpropr.=Erfenntnifie. 

G) Pflichten des Erproprianten, insbeſondere zur Behlung 

des Kaufpreiſes und von Zinſen 

Erſatz der vom Erxpropriaten auf das Erpropr. Dbjett ı verwen: 

beten nothwendigen und nützlichen Auslagen. Anfechtung ber 

Entjhädigungsfunme ale dem wahren Werthe des Grpropr.- 

Objekts nicht entiprechend. 

H) (Anhang). Faktiſche Verwendung von Grundeigen- 
thum zum Eiſenbahn-Baue: 

Dem faktiſch aus dem Beſitz geſetzten @igenthümer bezw. dinglich 
Berechtigten fteht eine dingiiche, bei dem Gerichte der belegenen 
Sache anzuftellende Klage auf Anerfennung feines dinglichen 

Rechts und auf Herausgabe ber Sache zu. 
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Vierter Abſchnitt. Entfhädigung. 
. 36. A) Leitende Principien. Entſchaͤdigungsberechtigte und 
Umfang der Entfchädigung im Allgemeinen . 
Alle dingli Berechtigten (ſowie Pächter) Fönnen vollfländige 
Entſchaͤdigung verlangen. Ob aud der nur faltiſche Befiger ? 
Der Erpropriat, welcher auf Entſchaͤdigung Aufprug macht, muß 
vorher Cigenthums-Beſitz (refp. fein Dingliches Recht) nachweiſen: 
ob auch Pfandfreiheit? 


$. 37. Was ift unter voller Entſchädigung zu verfichen? . . . . 
B) Entihädigung des Eigenthumers ald vollen Nutzungs⸗ 
Berechtigten. 
8. 38. I. Entfehädigung fir vollftändig egproprirte € Grund⸗ 
ſtücke 


(Ertſchaͤdigung wegen auferlegter Servituten). 
1) für den Wert des Bodens zur Zeit der Erpropriation. 
Berlaufss und Ertragswerth zu berüdfichtigen. 
g. 39. 2) für den Werth der Anlagen auf bem abgetretenen Boden: 
a. ber Gebäude, 
b. anderer Anlagen ; 
3) für die zus Zeit der Expropriation hängenden Früchte; 
4) für die mit dem Erpropr⸗Gegenſtande zuſammenhaͤngenden 
Realrechte; 
6. 40. 5) für den Werth, welchen das erproprürte Grundſtück, für den 
Entſchaͤdigungsberechtigten, hat Hinfihtih . - - - . . 
a. ber befondern Annehmlichkeit, 
b. der Verbindung mit andern Grundflüden, 
c. der Berlufte in Beziehung auf Gewerbebetrieb, 
d. der an Dritte (Pächter, Miether) zu leiſtenden Entſchaͤ⸗ 
digung, 
e. bes entgangenen Gewinns. 
6) Zinszahlung von der Entfhädigungsfumme, 
7) Keine Berüdfihtigung bes Gewinns, welchen der Erpropriat 
aus der Gifenbaßn-Anlage hat. 
8) Folgen dolofen Handelns einer der Partheien. 
Sg. 41. II. Entfehädigung für Grundſtücks⸗Parzellen 
1) Allgemeine Grundfäße, 
2) Erſatz der Werthminderung ber übrig bleibenden Barzellen ' 
3) des Mehrwerths des Abgetretenen im Ganzen, 
4) Hinfihtli der Gerechtſamen. 
5) Koften nöthig werdender Anlagen. 
6) Wertherhöhung der übrig bleibenden Parzellen, wi 
berüdfichtigt. 
7) Berlangen der WMitübernahme. 
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Spezielles Juhaltsverzeichniß. 


8.42.C) Entſchädigung weiterer dinglich Berechtigte 
Diefelben werden in vielen beutfchen Erpropr.-Geſetzen bei ber 
Feſtſtellung der dem Gigenthümer zu leißenden Gntihädigung 
ſelbſtſtaͤndig berüdfichtigt. 

g. 43. I. Entſchaͤdigung der Hypothekar⸗Glaͤubiger 


Xu 
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Verluſt des Pfandrechts durch die Verwendung des Erpropr.⸗ 


Objekts zur öffentlichen Anlage. Verwandlung derfelben in ein 
Borzugsreht an der Entſchaͤdigungsſumme. 
$. 44. I. Entſchaͤdigung Servitut:Berechtigter: 
Entſchaͤdigung, wenn die Ausübung der Servitut durch die 
Eiſenbahn⸗Anlage gefehmälert wird. Entſchaͤdigung für Wege- 
Servituten; wie ift e8 bei erproprürten Gemeinde Wegen ? 
Entfhädigung für Nießbrauche⸗Mechte. 
$. 45. IM. Entſchaͤdigung anderer dinglich Berechtigter (des 
Erbpaͤchters, Leihmanns, Vafallen ꝛc.). 
Entſchaͤdigung m Beziehung auf das nutzbare igenthum zu 
leiſten, wie Servitut⸗Berechtigten. Depoſition der Entſchaͤdigungs⸗ 
Summe bei unveraͤußerlichem Expropr.⸗Objekte. 
F. 46. IV. Entſchaͤdigung der Pächter und Miether 
Dieſelben find nur ausnahmsweiſe Entſchaͤdigungsberechtigt 
gegenüber dem Erproprianten. Der Nutzungs⸗-Werth if zu 
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erfeben reſp. beftimmte Prozente vom Entihäbigungs-Gapitale. 


$. 47. D) Leiſtung der Entſchaͤdigung 
Sie hat der Abtretung refp. Uebergabe bes Erpropr-Objekts 
vorauszugehen. Zahlung durch Depofition in gewifien Fällen 
zugelaflen. 
Fünfter Abſchnitt. Expropriations-Verfahren. 
F. 48. Im Allgemeinen: geſetzliche Anordnung des Erpropr.⸗Verfahrens 
F. 49. 1) Abtretungs:Verfahren: 
Die Entſcheidung über die Rothwendigfeit der Abtretung im ein⸗ 
zelnen Fall if, als eine Frage ber gweamaßigken, Sache der 
Verwaltung. 
a. Antrag auf Abtretung, 
b. Inſtruirung der Abtretungsfrage durch eine vorbereitende Be- 

Hörde. Gütliche Uebereinkunft. 

c. Entſcheidung durch eine obere Verwaltungs⸗Behoörde. 
2) Entjhädigungs- Verfahren: 
&. 50. A) Im Allgemeinen . 

Die Feſtſtelluug der Entfhädigung geſchieht alsbald burch 
den Richter oder durch eine Adminiſtrativ⸗Behoͤrde mit Zulaffung 
bes Rechtswegs. Anders die neueften Erpropr. Geſetze. Welches 
it das angemefjenfte Verfahren ?' 
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VI Spezielles Inhalté verzeichniß. 


2) Umfang des Schadenerſatzes Gei 


a. nach gemeinem Rechte: Erſatz des vollen Intereſſes wit Iucrum 
COSSans ; 

b. nach Preußiſchem und Deflerreichifchem Rechte. 

Titel, Nechtsverhältniſſe der Eiſenbahnen 
in Beziehung zum Staate und zu den Ge 
weinden, in Deren Territorium Diefelben liegen. 

F. 66. 1) Eigenthuund und Pachwerhaͤltniſſe bei Stantöbahnen 
F. 67. 2) Rechtöverhältnifie der congeiflonirten Bahnen . 
a. Dingliche Verhältnifje. 
Der Bahnlörper mit feinen Anlagen wird Hier zwar Privat: 

Gigenthum der Unternehmer, wirb aber wegen ber Berwendung 

zum öffentlichen Zwede von ältern dinglichen Rechten, welche 

Kb mit dem Eiſenbahnbau nicht vertragen, befreit. 

Gonfituirung neuer Pfandrechte (bei Prioritäten) kann nur mit 

ausdrüdlicher Bewilligung der Staatsgewalt eintreten. 

$. 68. b. Nutzbares Recht des Staats an den concejfionirten 

Eifenbahnen 

Abgaben, welche ſich ber Staat vorbehallen bat. Ermägigte 

Beförderung von Stantsbienern (Militär), Anlegung von 
Staatstelegraphen auf @ilenbahnterrain. 

$. 69. 3) Rechts⸗Verhaͤltniſſe der Gifenbahn zum Gemeinde: 

Verband 

Die Bahn ft an fi der Serrichaft der Gemeinde und deren 

Abgaben entzogen. Geſetzliche Beſtimmungen in Preußen und 

MWürtemberg. Anm. 13. 


en. 
Anl. 1 zu $. 53 Anm. 17. Ein Gutachten Sachverſtaͤndiger im Expropr 
Verfahren rn 
Anl. 2 zu 8. 61. Erkenntniß des Ober-Appellations-Gerihts zu Ke 
ET en 
Anl. 3. Preußiſches Cifenbahngefeh v. „4 1838. . ... - . 
Anl. 4. Deſterreichſche Verordnung vom '“ 1854 verglichen mi 
Baierfhen BDO. v. 2 1855 0... 2 ren 
Anl. 5. Großherz. Gacien-Weimarifenahfches Eiſenbahngeſet 
En 


Anl. 6. Geſet ber freien Stadt Branffurt v. 44 1856 . . . 
Quellen⸗Regiſterr. 
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Erfter Theil. 


Die ans der Anlage einer Eiſenbahn entfiehenden 
Rerhtsverhältnifl . 


— — — 


Einleitung. 


§. 1. 

Bei einem Eiſenbahn⸗Baue handelt es ſich, nachdem derſelbe 
von Seiten der oberſten Staatsgewalt angeordnet, bezw. zu demſelben 
die nöthige Genehmigung gegeben worden iſt, hauptſaͤchlich um die 
(mittelft freiwilliger Vereinbarung oder zwangsweife eintretende) 
Eigeuthnmd-Erwerbung de8 zum Bau nöthigen YWreald, zuweilen 
and um die Erlangung weiterer Grundftüde zu vorübergehender 
Benutzung; ſodann aber um die Rechtsverhältniſſe, in welche der 
Eijenbahn-Unternehmer durch und in Beziehung auf den Bau, zu 
den benachbarten Grundbefigern, zum übrigen Publikum, zur 
Gemeinde der belegenen Sache, jowie zum Staate Tommt. 

Diefer erfte Theil der gegenwärtigen Abhandlung, welcher 
bauptfächlich Die durch die Anlage (den Bau) der Eifenbahnen 
entſtehenden Necht3-Verhältnifie varftellen fol, wird daher zunächft 
als Einleitung die Befugniß zur Erbauung einer Eijenbahn 
kurz beiprechen, ſodann neben der freiwilligen Erwerbung, forte 
ber (gezwungenen und freiwilligen) vorübergehenden Be— 
nußung fremden Eigenthums bauptfächlic Die Lehre von ber 
gezwungenen Abtretung (Expropriation) bekantelx, 

Koh, Eifenbahnen. \ 


2 Erſter Theil. 


Am Schluſſe werden die Rechtsverhaͤltniſſe der Eiſenbahn z 
ihren Anliegern, zum übrigen Publikum (Beidhädigunge 
durch den Eifenbahn-Bau) und zum Staate (eigenthümliche Natu 
des von der Eifenbahn erworbenen Grund -Eigentbums, nußbar 
Rechte des Staates an der Eiſenbahn und Recht der Oberauflicht‘ 
fowie zu den Gemeinden, durch deren Territorium die Bah 
geht, kurz erörtert werben '.) 


Yefugniß zur Anlage einer Ciſenbahn. 
§. 2. 

Die Anlage einer Eiſenbahn allein auf eigenem Grund un! 
Boden, blos für den eigenen Gebrauch des Unternehmer 
(3. B. zum Betriebe eines Kohlenbergwerfö 2c.) erfcheint als ei 
Ausfluß des Eigenthums und ift gewöhnlich nur polizeiliche: 
Beichränfungen der Staatögewalt unterworfen ?). 


1) Diejenigen Rechtsverhältniſſe, welche aus fonfligen, zur Erbauung d 
Bahn nöthigen Handlungen, wie 3. B. aus Berträgen mit den Bauhandwerki 
und fonftigen Baulieferanten über die bauliche Herftellung des Bahnkörpers, fo 
ber Bahnhofs⸗Gebaͤude und über ben Ankauf bernöthigen Utenfilien abgefchle 
werden, bleiben unerörtert, ba hierbei das Verhaͤltniß der Ciſenbahn in juriſti 
Beziehung nichts Singuläres bietet. 

2) So in Oeſterreich zufolge des Allerhöchften Beichlußes v. 18. Juni 
und des $. 1 der V. D. des Handels-Minifterium vom 14. Sept. 1854, ’ 
letztere beftimmt: 


„Zur Anlage einer Ciſenbahn, welche ein Unternehmer Iebiglich zu 
eigenen Gebrauche auf eigenem Grund und Boden, oder unter Zuf 
bes Grundeigenthümers, welche vorläufig nachzumeifen ift, auf fremder 
erbauen will, ift blos der in den allgemeinen Geſetzen vorgefchriebene 7 
erforderid. Derjelde kann nur ertheilt werden, nachdem Gijr 
Verſtaͤndige mit ihrem Gutachten gehört wurben. 

Zur Anlage einer Ciſenbahn dagegen, welche beſtimmt if, al 
Transportmittel für Perfonen und Waaren zu dienen, oder wodurch e’ 
in eine Ciſenbahn umgewandelt werben ſoll, ift die befondere B- 
Seiten der Staats-Verwaltung erforberli und zwar: 

a) die Bewilligung zu den Vorarbeiten, 

b) die Gonzeffton zur Anlage ber Bahn und der daz 
baͤude jelbft. 


Einleitung. 3 


Hat eine Eifenbahn aber ven Zwed, als öffentlicher Weg (zum 
allgemeinen Gebrauche) zu dienen, jo müfjen die über Landftraßen 
und Poft-Regal geltenden Grundſätze zur Anwendung fommen 2), 
wonach die großen Verkehrsſtraßen dem Staate in polizeilicher und 
finanzieller Beziehung unterworfen erjcheinen und Daher die Anlage 
diefer zur allgemeinen Gommunication beſtimmten Wege und — unter 
beftimmten Modifikationen *) — die regelmäßige Beförderung von 


6. 2. Die Bewilligung zu den Vorarbeiten fteht dem Minifterium für Handel, 
Gewerbe und öffentlide Bauten im Ginvernegmen mit dem Minifterium des 
Innen und dem Armee⸗Oberkommando zu. Die Conceffion zur Bahnanlage 
wird von Sr. 8. K. apoſt. Majeftät ertheilt.“ 


3) C. Maurenbrechers Staatsreht 6.215 und 216, ſowie deſſen deutfches 
Priv.R. $. 298, Haubold deutſch. Priv.R. 5. 264, Hillebrand deutſch. 
$. 86 Note 6. — Statt weiterer Ausführung kann hier auf eine größere 
Abhandlung von Reyſcher in ber Zeitjchrift für deutſches Recht Bd. XIU. 
pag. 285 ff. verwiefen werden. — (Das Nefultat feiner Unterſuchung ift folgendes: 
Die Eifenbahnen find fo gut, Handels⸗, Poſt⸗ und Heerftraßen, wie die bisherigen 
Landitragen und fallen wie diefe unter das Straßen:Regal. Bon den alten 
Landftragen unterfcheiden fie fich, abgejehen davon, daß durch fie ein neues 
dem Verkehr günfligeres Straßenſyſtem eingeführt worden iſt, bauptfächlich nur 
dadurch, daß mit ihrer Anlegung die gleichzeitige Srrichtung einer dem öffent- . 
lichen Verkehr dienenden TransportsAnftalt, verbunden ifl. Der Betrieb ber 
Letzteren erfcheint jedoch auch nur als der eines der Poſt analogen Gewerbes, 
welches nach Vorgang des Poſt⸗Regals, zufolge der in den deutfchen Staaten 
erlaſſenen geſetzlichen Beftimmungen, allein durd den Staat und die von biefem 
beliehenen Perfonen ausgeübt werben barf und wie die Poſt eine anderweite 
Beförderung in die ſer Form des Transports ausfchließt). 

Infofern dem Staate diefe ausjchließlihe Befugnis zur Anlage und zum 
Betriebe der zum öffentlihen Verkehre beftimmten Gifenbahnen zufteht, Tann 
man von einem Gijenbahn-Regale ſprechen. — Gin foldhes erkennt 3. 2. 
Bluntſchli Staatsreht p. 603, 604 an, cf. dagegen Befeler (Syften des 
deutfchen Pr.:R. Bd. 2 p. 112), welcher ſich gegen die Regalität des Eiſenbahn⸗Baues 
ausfpriht. Die deutſchen Geſetzgebungen find jedod darin einig, daß fie zur 
Erbauung der zum öffentlihen Verkehre dienenden Gifenbahnen die Genehmigung 
der hoͤchſten Staatsgewalt (Bonzeffion) fordern. 


4) Es gibt fein allgemeines Transport-Regal, aud die Poft fchließt eine 
anderweite Beförderung auf den Landfiraßen nicht aus. Aber die befondere 
Form des Transports, der Betrieb der Gifenbahnen wie der Poſt, welche beide 
als Anftalten erjcheinen, welche dem allgemeinen Verkehre dienen, ift alleiniges 
Recht der Staatsgewalt, aljo Regal. cf. Reyſcher 1. c. p. 284. 


1* 


4 Erfter Theil. 


Perſonen und Gütern auf denfelben gegen beftimmte Abyaben, 
alleinige8 Recht der Staatsgewalt ift *). (EijenbahnsRegal) *). 
Der Staat Tann aber dieſes nußbare Recht entweder jelbft 
ausüben (ſ. g. Staatd:@ifenbahnen ”) anlegen und in Betrieb jeßen) 
oder die Ausübung desfelben für eine Bahn, da die Ausflüffe 
eines Regals verleihbar find, einzelnen Privaten, namentlich Aktien 
Geſellſchaften conzeſſionsweiſe übertragen. In rechtlicher Beziehung 
bietet eine ſolche Verleihung (Conceffion) ®) nichts Befonderes dar. 


5) Vgl. Maurenbrecher Staats-R. 1. c. 

So verlangt 3. B. das Preuß.⸗Ciſenbahn⸗Geſetz vom 3. Nov. 1838 in 
$. 1 und 5 zur Anlage einer Eifenbahn, Iandesherrlihe Genehmigung, ebenfo 
das Hannsövriſche v. 8. Sept. 1840, Art.1: „Bon Unferem Ermefjen hängt es 
ab, mit Rüdfiht auf das Wohl des Landes über die Anlage von Eifenbahnen 
innerhalb bes Königreichs zu beſtimmen.“ Die öflerr. B. D. von 1854 cit. 
Die Baierfhe B.D. vom 20. Juli 1855 $. 2. fagt:, Die Eonzeffion zum Bau 
und Betriebe einer Ciſenbahn wird vom Könige ertheilt." Das Kurheſiſſches 
Erpr.⸗G. vom 2. Juli 1846, $.1: „Die Anlegung einer zum allgemeinen Gebrauche 
beftimmten @ifenbahn in Kurhefien, bedarf nicht nur überhaupt, fondern auch 
rüdfihtlih ihrer Richtung Unferer ausdrüdlihen höchſten Genehmigung.“ 
Sadjen-Gotha Erpr.-Gefeh am 28. April 1842, $. 1: „Die Anlegung einer 
Gifenbahn bedarf Unſerer ausdrüdlichen Genehmigung“. Braunfchweig B. D. 
vom 4. Mai 1835 $. 1. Medlendurg-Schwerin B. DO. 6. Januar 1842 6,1. 

6) Verſchieden von diefem nupbaren Regale iſt das dem Staate in Beziehung 
auf das Eifenbahn:Wejen unveräußerlih aud der Ausübung nad, zuftchende 
Mecht der Gefehgebung und Oberauffiht, weldhes ihm ſelbſt in Beziehung auf 
die zum Privatgebrauche dienenden Gifenbahnen zufommt. Bgl. Preuß.Geſetz 
von 1838 cit. $. 22.— Oeſterr .B.D. cit. $. 2, Reyſcher 1. c. $. 13 und 16. 
Vgl. auch $. 66 diefer Abhandlung. 

7) Dem Staate ficht bei Staate-Bahnen das Eigentum am Bahnförper, 
fowie das Recht auf die Bahnnutzungen, bei Aktienbahnen das Recht der Eon: 
zelfiong-Ertheilung gegen Vorbehalt gewiſſer nußbarer Rechte und der Oberauffid 
zu. Vgl. das Nähere $. 66 n. 67. 

8) Diele Eonceffion zum Bau und Betriebe einer Gifenbahn ift als ı 
Privileg aufzufaflen, welches in Deutihlaud wie nah R. R. von dem 9 
genten ertheilt wird. (Vgl. die in Anmerk. 4 aufgeführten Gefegesftellen u 
Puchta Pandekten $. 31.) 

In England Bedarf es zur Anlegung einer Gifenbahn ber Erwir' 
einer PBrivatbill (Parlamentsafte). Hierdurch werden die Koften ber bloßen 
zeffton fo bedeutend, daß fie 3. B. für die London-BrigthonsBahn (un; 

10 deutſche Meilen lang) 700,000 Thlr. betragen haben. Bgl. Dammert X 
über einen Aufenthalt in England 1841. 


Binleitung. 5 


Die. beliehene Aktien⸗Geſellſchaft übt hier ganz in demſelben Umfange 
jenes Recht und namentlid dad mitverliehene Expropriations⸗Recht 
ans, als der Staat jelbft °). 

Dieje Aktien-Gejellichaften bedürfen außer der Genehmigung 
der hoͤchſten Staatögewalt zum Bau und Betriebe 20) (unter Ver 
leihung des Expr.- Rechts) zugleich der Genehmigung ihres Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags, des ſ. g. Statuts, inäbefondere zu dem Zwede, 
um die Rechte einer juriftiichen Perjönlichkeit zu erlangen ?°). 


9) Bol. Hannöver'ſches Geſetz vom 8. Sept. 1840 Art. 64, Preuß.⸗Geſet 
vom 3. Nov. 1838 $. 7. Bairifhe V. DO. vom 20. Juni 1855 $. 9. Nr. 2. 

Ob die Eiſenbahn-Unternehmung dur die erlangte Conzeffion ein aus“ 
ſchließliches Recht zu dem bezüglichen Cifenbahn-Baue erhalte, fo dag während 
der EonzeffionssDauer Niemandem geftattet ift, eine andere Gifenbahn, welche bier 
felbe Endpunftein Verbindung bringen würde zu errichten, hängt von der Befeßgebung 
des betreffenden Staates bezw. von dem Inhalte der Gonzeffion ab, d. 5. ob 
durch diefe das Recht ausdrücklich als ein erclufives verliehen wird. Dieſes 
geſchieht in der öflerr. V. O. v. 1% 1854 6.9 lit. b., welche beflimmt: Die 
Gijenbahn=Unternehmung erhält duch die erlangte Conzeffion infofern ein 
ausſchließliches Recht zu dem bezüglichen Gifenbahn-Baue, als es während 
der Gonzeffions-Dauer Niemanden geftattet ift, eine andere Gifenbahn für bie 
Benupung des Publikums zu errichten, welche biejelben Endpunfte ohne Bes 
rührung neuer firategifchpolitifh, oder cummerziell wichtigen Zwiſchenpunkte, in 
Berbindung bringen würde. Die baierfhe V. O. eit. $. 9 Nr. 1 und das 
preuß. Gefeß cit. FF. 5 und 44 nehmen ein folches jus exclusivum wenigftens 
tenıporär an, behalten aber ausdrüdlich die Bewilligung zur Anlage von Zweigs 
Gifenbahnen und zu neuen Eiſenbahnen in fortgefeßter Richtung unbedingt der 
Stantsgewalt vor (ebenfo die Defterr. V. O. v. 1854 $. 9 lit. b.) — Reyſcher 
1. c. 8. 15 nimmt aud ein foldyes erxclufives Recht an, geſtützt auf fr. 2. 
$. 10 D. (43, 8) wonad ein neues Privileg, welches wohlerworbene Rechte 
kraͤnkt, Feine Seltung haben fol; indeilen ift diefes fo allgemein, d. 5. wenn 
nit das Recht als erclufives in der Conzeſſion ausdrüdlich verlichen ift, wohl 
nit richtig, da Gonzeffionen als erceptionelle Rechte moͤglichſt fireng zu inter 
pretiren find. 

10) In Oefterreih und Baiern (vgl. cit. B. O. von 1854 €. 2, 4. und 
von 1855 $. 3 und 4) wird die Bewilligung zu den Vorarbeiten, von der zum 
Bau und Betriebe unterfchieden, die erftere, welche von dem beir. Minifterium 
ertheilt wird, hat der leßteren, weldhe nur vom Staatsoberhaupte felbft gegeben 
werden kann, voraus zu gehen und gibt fein Anrecht auf Ießtere vielmehr nur 
bas Recht die nöthigen Vermeſſungs⸗ und Nivellirungs-Arbeiten gegen vollfländige 
Entihädigung der Vetheiligten vorzunehmen. 

11) Vgl. Bairifhe V. O. cit, 5. 11: die allerhöchſte Betätigung des 


6 Erfter Theil. 


Bis zu dieſem Momente ftehen die Aftienzeichner unter fich 
und zu dem Publitun nur in dem Verhaͤltniſſe von Gefellfehaftern 
(soch), fommen alfo nur als einzelne Rechtsſubjekte in Betracht 
und verhalten fi) zu ihren Vertretern (dem Gijenbahn-&omite) 
lediglich ald Auftraggeber (mandantes) 22). 

Erft mit der Erlangung der juriſtiſchen Perfönlichkeit kann 
die Geſellſchaft ſelbſt Rechte, namentlich Grundvermögen und 
Forderungen erwerben, als Kläger und Berflagter vor Gericht 
auftreten, und Durch ihren ftatutengemäß zu wählenden Vorſtand 
(Direktorium) vertreten werben '!®). 

Steht durch die Genehmigung der hoͤchſten Staatögewalt feft, 
Daß eine projeftirte Eifenbahn gebaut werden ſoll 12), fo iſt zunaͤchſt 
die Bahnlinie in ihrer vollftändigen Durchführung durch alle 
Zwiſchenpunkte feftzuftellen. 


Vereins erfolgt mit der Verleihung der Cifmbahns-Bonzeffion. Dänifches Plafat 
vom 18. Mai 1840 $. 3. die Schleswig-Holfteinifhen Bahnen betr. — Na 
verfhiedenen Partikular-Geſetzen bedarf es überhaupt zur Errichtung einer 
Aftien-Gefellichaft der Genehmigung des Staats. Bol. 5. B. Preuß. Geſetz vom 
9. Nov. 1843 8. 1: „Aktiengeſellſchaften Eönnen nur mit landesherrlicher Ge⸗ 
nehmigung errichtet werden. Der Gefelichafte-Vertrag (Statut) if zur landes⸗ 
berrlichen Beftätigung vorzulegen.” Code de commerce art. 37. Vgl. Pöhle 
Aftiengefellfdaften S. 25 ff. 

12) Dgl. Preuß. Geſetz vom 3. Nov. 1838 $. 3: „Das Statut ifl zu 
Unferer landesherrlihen Beflätigung einzureichen, es muß jedoch zuvor der 
Bauplan im Weſentlichen feftgeftellt worden fein. So lange die Betätigung 
nit erfolgt ift beſtimmen fih die Werhältniffe der Geſellſchaft und ihrer 
Vertreter nach den allgemeinen geſetzlichen Vorfchriften über Geſellſchafts- und 
Mandats-Verträge. Mittelft der Beitätigung des Statuts, welches durch die 
Geſetzſammlung zu publiciren ift, werben der Geſellſchaft die Nechte einer Cor⸗ 
poration oder einer anonymen Geſellſchaft ertheilt.* 

13) Vgl. Preuß, Gefep vom 9. Nov. 1843 $. 19—23. Beſſel⸗Kuͤhlwetter 
Preuß. Kifenbahn-Reht S. 15. Die Rechtseverhältniſſe diefer Aftien-Gefellfchaften 
abzuhandeln, muß befondern Ausführungen überlafien bleiben. In Beziehung auf 
Preußen cf. das cit. Gifenbahn-Gefeh v. 1838 $. 2. 3. 6 und Beſſel 1.c.©. 2ff. 
Im Allgemeinen vgl. Pöhl's AftiensGefellfchaften. 

14) Vgl. Preuß. Geſetz vom 3. Nov. 1838 $. 4; „Die Genehmigung der 
Bahnlinie in ihrer vollftändigen Durchführung durch alle Zmwifchenpunfte wird 
dem Handels-Minifterium vorbehalten. Defterr. B. von 1854 6. 5 und 6. 
Baierifhe B. O. $. 5." 
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Es finden zu dieſem Zwecke auf Grund des genehmigten 
Bauplans die |. g. Vorarbeiten, nämlich die Vermeſſung und 
Begehung des zur Eijenbahn-Anlage nöthigen Terraind durch hierzu 
autorifirte Ingenieure Statt, Die Gigenthümer des betreffenden 
Areals find zur Duldung diefer worbereitenden Handlungen nad 
den meiften Gefebgebungen ausbrüdlich verpflichtet, dagegen muß 
ihnen der Schaden, welcher durch diefe Handlung 3. B. durch 
das nöthige Nivelliren und das Auffuchen der Linie, durch Ab- 
hauen von Bäumen, Einfteden von Signalen ıc. entfteht, erjebt 
werden 15), 

Nach dem nun die Bahnlinie feftgeitellt worden, ift der Eifenbahn- 
Unternehmer (Staat oder Aktien⸗Geſellſchaft) in der Lage, ſich an Die 
einzelnen Grundeigenthümer zu wenden, um das nöthige Terrain 
zum Bahnbau zu erwerben. | 


- 45) DBgl. Oeſterr. V. DO. von 1854, $. 3 und 4, Baieriſche V. O. $. 4.: 
„Die Proiektirungs⸗Conzeſſion gibt dem Inhaber das Recht — namentlich die 
nöthigen Vermeſſungs⸗ und Nivellirungs-Arbeiten gegen vollſtaͤndige Entſchaͤdigung 
ber betheiligten Srunbbefiger vorzunehmen.” Kurheſ. Geſetz vom 2. Juli 1846 
$. 6: „Blos vorbereitende Handlungen, welde die Benutzung nicht erheblich 
flören, muß fi Jedermann gefallen laſſen, es ift ihm aber der dadurch entftandene 
Schaden alsbald zu erſezen.“ In Preußen ertheilt die Regierung auf Grund 
bes Geſetzes vom 11. Mai 1843 eine Berfügung, welche deu Ingenieur zur 
Bornahme jener vorbereitenden Handlungen gegen Entſchaͤdigung antorifirt, Vgl. 
Beſſel 1. c. 

Bei mangelnder gütlicher Ginigung wird auf Leiftung diefer Entichädigung 
im gewöhnlichen Rechtswege wie bei fonfligen Beſchaͤdigungen fremden Eigenthums 
(lex Aquilia) geflagt werden Tonnen. 


Erfter Titel, 
Grund:@rwerbungen für Eiſenbahn⸗Bauten, ins⸗ 
befondere Expropriatipnen. 


Quellen and Siteretur. 
A) Geſetzliche Quellen. 
$. 3. 
Die geſetzlichen Quellen find bier theils 
&) die allgemeinen gefeglichen Beſtimmungen über frei- 
willigen Grund-Erwerb, und über Zwangs⸗Enteignungen, 
bb) theils fpezielle über die Expropriationen zu Eifenbahn 

Bweden insbeſondere. 

Zu u. Die allgemeinen Örunbbeftimmungen fiber gezwungene 
Abtretungen finden fich, abgeſehen von den wenigen römtjch-recht- 
lichen Quellen, welche in $. 19 u. 20 angegeben werben follen, in ben 
allgemeinen Rechtsbüchern und Berfaffungs-Urkun- 
Den der deutſchen Staaten, ſo insbeſondere in 

1) dem oͤſterre ich iſchen allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuch 
von 1811 $. 365; 

2) dem preußischen Landrechte, Einleitung $. 74 und 75 
und Theil J. Tit. 11 8. 8—11; 

3) dem bairiſchen Landredht von 1756. IV, 8. 8. 2; 

4) dem Code Napoleon art. 545, welcher bier Hinfichtlich Der 
preuß. Rheinprovinz und Badens zu nennen tft (gleichlautend Die 
franz. Eharte von 1814 $. 9 und die Verfaffung von Frankreich 
von 1849 8. 11); 

5) in ben Berfaffungs-Urfunden der unter 1. 2. 3. 
genannten und der übrigen deutjchen Staaten (zum größeren 
Theile zufammengeftellt von XTreichler in feiner unten $. 6 näher 
zu erwähnenden Abhandlung in der Zeitſchrift für deutſches 
Recht und deutiche Rechtswiſſenſchaft von Befeler ꝛc. Bd. XI. 
©. 130). 
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§. 4. 

Zu b. Unter den gejeßlichen Beftimmungen, welche fpectell 
die Expropriationen zu Eiſenbahn-Zwecken regulicen *) 
und mit dem jahre 1835, wo die erften Eifenbahnen in Deutſchland 
in Angriff genommen wurden, zu fließen beginnen 2), laſſen ſich 
drei Klaſſen unterfcheiden: 


1) Hinfichtlich der Ciſenbahn⸗ Geſetzgebung überhaupt Lafien fi unter 
ſcheiden: 

a) Geſetze, welche die ſaämmtlichen BifenbahnsRedtsver- 
hältnifſe reguliren, ſowie auch die Errichtung von Aktien⸗-Geſellſchaften (bie 
Mechte und Pflichten dieſer Ciſenbahn⸗Unternehmer der Staatsgewalt, ſowie den 
Anliegern gegenüber behandelnd, hinſichtlich der Erpropriationen meiſtens auf 
beſondere Expropriations⸗Geſetze verweiſend); 

Allgemeine oder ſpeciell für Ciſenbahnbauten gegebene Exprop riations— 
Geſetze; 

ec) Statuten der GViſenbahn⸗Geſellſchaften, welche von. der eberhen 
Staatsgewalt gegeben, refp. genehmigt worden find. 


2) Hiftorifch fchließen ſich die Erpropriationss und Genbahn art 
Deutfchlands folgendermaßen an einander an: 

1835. Königrid Sachſen, Baden, Braunſchweig; 

1836. Großherzogtum Heffen, zurüdgreifend auf das Grpropriationss 
Geſetz von 1821 5% 

1837. Baiern; 

1838. Breußen, hinfichtlich Räeinpreugens auf BO. von 1810 vers 
weifend, Naſſau an Baden ſich anfchließend; 

1840. Hannover; 

1842. Medlenburg, Sotha, Weimar, Meiningen; 

1843. Württemberg; 

1844. Hamburg; 

1846. Kurhbeffen; 

1847. Frankfurt: 

1855. Gotha, Meiningen, Weimar (Didmburg, Walde 1. haben 
noch Feine Gifenbahnen). 

Abgedruckt find das oben aufgeführte Königl. Saächſiſche, Babenide, 
Braunſchweig'ſche und Großherzoglid Heffidhe Crpropriationd : Belek 
(bie 1837) in v. Wendt's Erpropriat.-Goder, Nürnberg 1837 Bb. II 
©. 131. 149, 103, 108, das Preußiſche, Baierifche, Saͤchſiſche und Badenſche 
beiv. Rheden, die Gifenbahnen Deutſchlands, Ratikifg-geihiä tie prReitung ı. 
Berlin 1843 ©. 9, 42, 48, 50. 
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a) Die den Gifenbahnbau im Allgemeinen normirenden Geſetze, 
welche ſchon beftehende gefeßliche Beflimmungen über Srpropriationen 
auf Erpropriationen zu Eifenbahnzweden anwenden. 

So 

1) in Oeſterreich: das K. K. Direktiv vom 18. Juni 1838 
F. 1 und die Verordnung des Handels⸗Miniſteriums vom 
14. September 1854 $. 9 c., fi) auf das allgemeine bürgerliche 
Geſetzbuch beziehend; 

2) in Preußen, das Gifenbahn-Gefet vom 3. Nov. 1838 
8.11 — für die Landestheile, wo allgemeine Landrecht gilt, Die 
65.8—11 des Ießteren cit., — für Die Rheinpropinzen die franzoͤſiſche 
VO. vom 8. März 1810 anwenden; 

3) in Würtemberg, das den Bau der Sifenbahnen betreffende 
Belek vom 22. April 1843 Art. 7, welches hinfichtlich der gezwun⸗ 
genen Abtretungen den F. 30 der würtembergiichen Verfafiungs- 
Urkunde vom 25. Sept. 1819 angewendet wiſſen will. (Der von. 
Wendt öfters citirte Entwurf eines würtembergifchen Expropriationg- 
Geſetzes ift nicht zum Geſetz erhoben worden.) 


Diefe Haupte@rpropriationsgefehe, BDO. ꝛc. werden im Folgenden öfters 
und zwar einfach unter dem Namen bes betreffenden Landes in in folgender Weile 
citirt werden: 

Breußen = ©. v. 4 38. 
Deflerreig — BO. u. 4 55. 
Baiern = ©. v. 1} 37. 
Württemberg = ©. v. 2 43, 
2: (©. = Gel. v. } 35. 
Rönigreid Sachſen , . _ Zufkruftion zu dieſem Geſehe. 
Hannover—= G. v. } 44. 
Baden = ©. v. 23 35. 
Kurbefien = ©. v. 3 46. 
Großherzogthum Heffen — ©. »v. 214. 
Braunſchweig — VO. v. * 23. 
Weimar — G. v. % 55. 
Mecklenburg = BO. v. 1 42. 
Gotha = ©. v. 2? 42. 
Meiningen = ©. v. ?* 55. 
Hamburg = G. 4. 
Sranffurt = ©. v. % 47. 
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4) im Königreih Sachſen wurden | 

a) durch Geſetz vom 3. Juli 1835 für die Erbauung e einer 
Eifenbahn von Dresden nad) Leipzig, 

b) durch Geſetz vom 13. Mai 1855 zum weiteren Ausbau 
ber fächfifhen Bahnen nad Zwidau ꝛc. x. und nad 
Schwarzenfeld die Vorfchriften des Straßenbau⸗Mandats 
vom 28. April 1781 und des Mandat vom A. San. 1820 
injoweit nicht die am 3. Zuli 1835 publizirte Inſtruk⸗ 
tion etwas Anderes beftimmt, binfichtlich der nötbigen 
Expropriationen für maßgebend erflärt; 

5) in Braunſchweig dur Deklaration vom 4. Mai: 1835 
bie Beflimmungen der BO. vom 26. März 1823 auf Giſenbahn— 
bauten angewendet, ebenſo 

6) in Großherzogthum Heſſen durch Geſetz vom 
18. Juni 1836 das allgemeine Expropriationsgeſetz vom 27. Mai 1821 
für maßgebend erklaͤrt; 

7) in Rafjfau wurde a) durd eine VO. vom 25. Juni 1838 
die Hinwegnahme von Eigenthum zu öffentlichen Anlagen betreffend, 
für Erpropriationen überhaupt das Edikt vom 25. Juni 1821 als 
maßgebend anerkannt; Hinfichtlih det Ausmittlung der Entjchä- 
digung find in jener BO. nähere Beftimmungen gegeben, welche 
bei der Erbauung der Taunus-Bahn 1838 zur Anwendung Tamen; 
b) durch eine VO. vom 22. September 1853 die Anlage einer 
Eifenbahn zwiſchen Wiesbaden und Niederlahnftein betreffend hin⸗ 
fichtlich der nöthigen Erpropriationen auf das cit. Edikt und Die 
VO. von 1838 verwiefen,;, , 

8) in Schleswig-Holftein ift die VO. vom 28. Nov. 1837 
das Verfahren bei Ausmittlung der Entjchädigung für die bei 
Vornahme neuer Straßenbauten abzutretenden Grundftüde und Gerecht⸗ 
ame auf Eifenbahnbauten Durch das daäniſche Plafat v. 18. Mai 1840 
6. 10 analog angewendet worden. 

8) Allgemeine Expropriationsgefeße, in welchen auch bie 
Eiſenbahnbauten als ein einzelner Fall der Expropriation beſonders 
behandelt werden, find erlaffen: 

1) in Baiern, wo das allgemeine Expropriations⸗Geſetz vom 
17. Nov. 1837, welches nach Art. 22 aud für Rheinbatern (unter 
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Aufhebung des franzöfiichen Geſetzes vom 8. März 1810) Geltung 
bat, in Art. L Rum. 11, die Errichtung von Gifenbahnen zur 
Beförderung des inneren und Außeren Handels und Verkehrs als 
Expropriationszweck aufführt. (Die VO. vom 20. Aug. 1855 bie 
Grbanung von Eiſenbahnen betreffend, F. 9 Nr. 2 läßt ebenfalls 
die Bwangsabtretung nach diefem Gejeß von 1837 gefchehen); 

2) in Baden dad allgemeine Expropriationsgeſetz vom 
28. Auguſt 1835, vgl. $. 92 deſſelben; 

3) in Frankfurt das allgemeine Expropriationsgeſetz vom 
26. Juni 1847, welches das Srpropriationdgejeb vom 10. Jan. 1837 
aufhebt ; 

4) in Hamburg: allgemeined Expropriationsgeſetz vom 
vom 26. April 1844. 

y) Oder endlih: Es find |pezielle ausführliche Expro— 
priationsgefeße allein für Eifenbabnbauten erlaffen. 

So 1) in Hannover: Geſetz vom 8. Sept. 1840, wozu 
eine Ausführungs- VO. vom 6. Mai 1844 und einige Srläuterungen 
in einem Gejeß vom 6. Auguft 1844 erjchienen find: 

2) in Kurheſſen, wo 

a) zuerft durch Gejeß vom 11. Auguft 1337 da8 allgemeine 
Expropriations⸗Geſetz vom 30. Oftober 1834 auch auf 
Eifenbahnbauten angewendet; 

b) dann bei Gelegenheit des Baues der Friedrich-Wilhelm 
Nordbahn durch ein fpeziell und allein für Eifenbahnbauten 
gegebenes Expropr.⸗Geſetz v. 4. Zuli 1843 das Geſetz vom 
11.Aug. 1837 für Eifenbahnbauten außer Kraftgefehtwurbe, 

c) bei Gelegenheit des Baues der Kurheifiihen Staatsbahn 
ebenfalls fpeciell für Eiſenbahnbau einneues Srpropriations 
Geſetz v. 2. Juli 1846 erlafjen wurde, melches zugleich Das 
Geſetz v. 4 Zuli 1843 ausdrücklich wieder aufhob. 

Diefe fämmtlichen Expopriationsgeſetze find jedoch nur in Be 
ziehung auf die Form des Verfahrens verjchieden, während 
die Rechts⸗Principien in allen diejelben find, fo daß daher 
in diefer Beziehung das für andere Expropriationsfälle noch 
direft geltende Gejeß von 1834 auch für Exrpropriationen zu 
Eiſenbahnbauten analog angewendet werben kann; 
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8) in Meklenburg Shwerin: 2. DO. vom 6. San. 1842, 
die Veräußerungs-Berpflichtung Behufs Eijenbahn-Anlagen betr. 

4) in Sahjen-Weimar-Eifenad, Coburg-Gotha und 
Meiningen: Hildburghaufen, deren Regierungen 1855 über 
einen gemeinfamen Entwurf eined Expropriationd-Gejeßed für die 
Anlegung der Werrabahn überein gefommen find, welder in 
Meiningen ald Gejeh vom 28. März 1855, in Weimar alg 
Geſetz dv. 26. Nov. 1855 publicirt. worden ift. Daneben befteht für 
Weimar das Eijenbahn-Expropriationdgejeß vom 2, Febr. 1842, 
welches durch das citirte Geſetz von 1855 nur in Bezug: auf Die 
Werrabahn außer Kraft gefebt wurde, für Meiningen das Eijens 
bahn⸗Expropriations⸗Geſetz vom 28. uni 1845; in Gotha be 
ſteht bis jet allein das EifenbahnsExpropriatiationg = Gefeß vom 
28. April 1842; für Coburg iſt ein Expropriationd- Gejeh (nach 
Säberlein I. c. S. 45) im J. 1848 publicirt worden. - 

Hinfichtlich des Gothaiſchen Geſetzes, des citirten Weimariſchen 
Geſetzes von 1842, ſowie bed wieder aufgehobenen Kurheſſiſchen 
Geſetzes von 1843, iſt zu bemerken, daß dieſelben nach Staats⸗ 
Verträgen auf derſelben Grundlage zur Herſtellung einer Eiſen⸗ 
bahn von Halle nach Caſſel gegeben wurden; 

5) in Anhalt-Köthen: Geſetz vom 23. Februar und 
5. Mai 1838; 

6) in S'hwarzb urg-Sond ershauſen: Geſet vom 
3. April 1844; 

8. 5. 


Bur Spnterpretation Diefer Gefeße dienen: 

1) fofern fie wie das baieriſche, Hannövrifche, badenſche, kur⸗ 
heſſiſche, die herzoglich-ſaͤchſiſchen ꝛc. mit den Ständen vereinbart 
worden find, Die Kammerverhbandlungen ber Landſtande der 
betreffenden Staaten, wie denn auch 

2) da, wo außer den Expropriations⸗Geſetzen zu Eiſ enb ahn— 
Zwecken noch ein allgemeines Expropriations-Geſetz beſteht 
(3. B. in Kurheſſen), auch dieſes, ſofern es auf denſelben Prin⸗ 
cipien beruht und es ſich um Anwendung dieſer Principien handelt; 

3) zum Verſtaͤndniß der Expropriationen iſt auch beſonders 
wichtig, die franzoͤſiſche Expropriations⸗Geſetzgebung (Geſeß 
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vom 8. März 1810 von 7. Juli 1833 ımb loi sur Pexpropriation 
pour cause d’utilit€E publique vom 3. Mat 1841) fowie die an Die 
ſelbe fich anfchließende Literatur, welche viel reichhaltiger als Die 
deutſche zu jein jcheint. 

Sp werben von Rheden ald Sommentatoren der franzoͤſiſchen 
Grpropriationd-Gefeße: Gand, Ramon de la Croisette, Herson de 
Lalleau, Homberg: Guide des expropriations. Paris 1841., Cotelle 
Duvergnier, Thery Debray: manuel de l’expropr. 1845 erwähnt, 
wozu noch Paignon: TraitE juridique de la construction et de 
Texpropriation des chemins de fer. Paris 1853 hinzuzufügen ift. 


B) Literatur. 


$. 6. 

Die Literatur über Expropriationen im Allgemeinen und zu 
Gifenbahn-Zweden inöbejondere tft nicht jehr reichhaltig. 

As Materialien: Saummlung ift v. Wendt neuefter 
Erpropriationd-Eoder, Nürnberg 1837 hervor zu heben, weldyer 
jedoch leider keine 2. Auflage erlebt hat, während gerade nad) 1837 
die Expropriations⸗Geſetzgebung in Beziehung auf Eifenbahnbauten 
beſonders thätig geweſen ift. 

Als dogmatifche Abhandlungen in Beziehung auf Expro- 
priationen überhaupt find zu nennen: 

1) 3. 3. Treichler: Ueber zwangsweiſe Abtretung von 
Eigenthums: und anderen Rechten (Expropriation) in der Zeit- 
Ichrift für deutſches Recht und deutihe Rechts⸗Wiſſenſchaft 
von Beßler, Reyſcher, Wilda, Bd. XI. S. 123—66, 780- 788. 

2) Bopp, sub voce Erpropriation im Rechtslexikon von 
Weisfe IV. S. 136—141. 

3) L. V. % Häberlin: die Lehre von der Zwangsent⸗ 
eiqnung oder Expropriation hiſtoriſch-dogmatiſch erörtert. (Bol. 
2. und 3. Heft des Archivs für civiliftifde Praxis 1856.) 
Der hiſtoriſche Theil entwidelt die Zwangsenteignung bejonders 
in Beziehung auf Bergbau, auf Wagner's corpus juris metallici 
1791 geftükt. 
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4) Burkhardt: zur Lehre von den Sxpropriationen, in der 
Zeitſchrift für Civilrecht und Proceß von Linde, Marezoll und 
Schröder. Neue Folge. Bd. 6. S. 209—247. 

5) Mittermater: Gezwungene Cigenthumsabtretung im 
Staatslexikon von Rotteck und Welder. 2. Art. Bd. V.©. 789-798. 

6) die Syſteme Des deutſchen Brivatrehts von 
Beſeler F. 90 von Gerber $. 90. 

Intereſſante Entfcheidungen der oberften Gerichte in 
den deutichen Staaten bringen, in Beziehung auf Eiſenbahn⸗Expro⸗ 
priationen: - 

a) Seuffert, Ardiv. Br. II. ©. 76. 200.80. 1V. ©. 83, 195; 

b) das rheinifhe Archiv und Heußers Annalen an 
den im folgenden noch näher zu bezeichnenden Stellen. 

Die preußiſchen Grpropriationen bei Eifenbahnbauten ftellen 
dar Beſſel und Kühlwetter im preuß. Eiſenbahnrecht. 
Köln 1855. Theil I. S. 24—115. (Bon diejem auch für ein nicht 
juriftiiches Publikum beftimmten Werfe ift bis jet nur der 1. Theil 
erjchtenen, welcher die preußifchen Eijenbahn-Verhältniffe vor und 
während der Bahn-Anlage beipricht.) 


Erſtes Kapitel. 
Steimilliger Örunderwerb, 


§. 7. 

Einen Theil und zwar — wenn bie Eifenbahn-Verwaltung, 
veip. der das Expropriations-Geſchaͤft leitende Beamte von 
billigen Grundjägen ausgeht — einen großen Theil der zum 
Eiſenbahnbau nöthigen Grundftüde und fonftigen Rechte wird der 
Eifenbahn-Unternehmer dur freien Vertrag (Kauf, Schenkung, 
Miethe 2c.) erwerben, bezw. zur Benutzung erhalten können 2). 


1) In den meiften Staaten wird audy bie freiwillige Uebereinkunft in das Erpro« 
priationss Verfahren hineingezogen und durch einen Güteverſuch ber bie Crpropriation 
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- Diefe freien Verträge bieten wenig Gigentbümlichkeiten bar, 
und wird Daher von denjelben bier, wo hauptſaͤchlich die beſo n⸗ 
deren Rechts⸗-Verhaͤltniſſe der Eifenbahnen erörtert werden follen, 
nur kurz und andeutenb Die Rede fein und in den meiften Bunften 
auf das gemeine Recht bezw. anf die allgemeinen Rechts⸗Grundfſaͤtze 
ber betreffenden einzelnen Staaten verwiejen werben. 

Nur die Frage, was für ein Vertrag bei Diefen Erwerbungen 
md Benußimgen von Grundeigenthum und: fonftigen Rechten in 
Zweifel abgefchloffen ericheint wird, da fie.die immer wieber 
Eehrende Grundlage für die rechtliche Entjcheidung bildet, eines 
genauern Eingehens bedürfen. 

Gehen wir zunächft von unzweifelhaften Fällen aus. 

Ueberläßt der Berechtigte fein Recht ohne Entgeld — animo 
donandi — fo wird eine Schenfung ?): veripricht er fein Recht 
für einen beflimmten Breis in das Vermögen des Eiſenbahnbanes 
zu überliefern — fo wird ein Kauf 2), geftattet er für einen 


leitenden Behörde vermittelt. Vgl. Hannover art. 12, Baiern art. 17, 
Gotha $. 16, Kurheffen $. 17, in Frankfurt $. 5 durch eine befondere 
Bergleihungs-Gommiffion. 

2) So wird in Deferreih (vgl. B. O. eit. 8. 8), Schleswig: 
Holflein (vgl. DB. D. cit. F. 11), Hamburg (vgl. Statut der Hamburg⸗ 
Bergdbörfer Eifenbahn) der dem Staate zugehörende Grund und Boden une 
entgeldLlich abgetreten, alſo gejchenft- 

3) Bgl. 1. 1 pr. D. (18. 1) Mehrere Erpropriationsgefeße feßen die Form 
des Kaufs für derartige freiwillige Srpropriations-Berträge voraus. So das 
franzoͤſiſche (rheinpreuß.) Dekret vom 8. März 1810 Art. 1 und das an 
basfelbe ſich anfchliegende Großh. Heft. Geſetz Art. 2, — ebenjo eine öfter 
reich ſche Inftruftion vom 12. Juni 1851 und das Bertrags:Zormular, weldhes 
in Wuürtemberg derartigen freiwilligen Berträgen zum Grunde gelegt ift. 

Uebrigens ift Hier nur von den Kaufe Verträgen die Rede, welche geichlofien 
werden vor Ginleitung des Expropriations⸗Verfahrens; es wird durch Diefelben 
ſowohl über die Abtretung ale auch über das für letztere gu leiſtende Aequivalent 
(Entfhädigung) eine gütliche Uebereinkunft getroffen. 

Wird nad) Einleitung des Erpropriations-Verfahrens über bie Abtretung 
und den Umfang der Entihädigung pacifirt — fo iſt eine derartige Ueberein= 
kunft ein Theil des eigentlichen Erpropriations-Berfahrene und wird bei dieſem 
weiter erörtert werben. 
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Preis die Benutzung eines Grunditüdd oder Gebäudes, fo wird 
eine Pacht reſp. Miethe *) vorliegen. 

Wie ift ed aber vom Standpunkte des gemeinen Rechts 
aus 5) anzujehen, wenn nicht Die fpezififchen Ausdrücke eines beſonders 
ausgeprägten römiſch⸗rechtlichen Conſenſual⸗ oder Real⸗Vertrags ge- 
braucht worden find, vielmehr (wie dad mit Anhalt an die Aus- 
drüde der neuern Expropriationdgejfeße über erzwungene Abtre⸗ 
tungen meiftens im Rechtsleben gejchieht) in dem betreffenden 
Bertrage einerfeitd von Abtretung oder vorübergehende Benugung, 
anderſeits von Entſchaͤdigung die Rede iſt? — Es wird hier zu- 
naͤchſt zu beachten fein, Daß der gebrauchte Ausdrud nur infofern 
von Bedeutung ift, als er den vermuthlichen Willen der Gon- 
trahenten enthält. 

Dieſer vermuthliche Wille ift 

1) in Zweifel als dahin gehend anzufehen, daß die Con— 
trahenten weiter nichts beim Abſchluß des Vertrags beabfid- 
tigten, ald daß der bisherige Eigenthümer in dem als Entſchaͤ⸗ 
Digung bezeichneten Abtretungs-Preiſe ein entſprechendes Aequi- 
valent für den von ihm als abgetreten zu überliefernden Gegenftand 
haben fol. Es find Damit Die Boransjegungen des Kaufs: ein 
zu veräußerndes Obfeft und ein dafür zu zahlender Preis, beides 
durch Uebereinkunft der Parteien feftgeftellt, vorhanden, wenn auch 
jened Aequivalent nicht ausdrüdlih ald Kaufpreis bezeichnet 
und nicht von Weberlieferung des Kaufobjekts geſprochen wird. 

2) Sofern ein anderes Grundftüd ald Hequivalent für ein zum 
Eifenbahnbau nöthiges Areal zu Eigenthum gegeben werben fol, 
jo findet ein Tauſchgeſchaͤft ftatt, welches nad, heutigem Rechte 
wie ein Kauf behandelt wird ®). 


4) Es if hier natürlich nicht an den Erwerb und die Benugung des Bahnlör- 
pers, fondern der nur vorübergehend bei Gelegenheit des Baues (zur Lagerung 
von Baumaterial 3.) nöthigen Grundflüde zu denken. — C£. $. 60 diefer 
Abhandlung. 

5) Mit den in diefer Beziehung geltenden Grundfägen des gemeinen Rechts 
fimmen die PartifulareGefege im Wefentlichen überein. 

6) Vgl. Puchta Pandekten $. 359, Unterholgner Schuldver⸗ 
hältniffe I. ©. 288 und 300 |. 


Ko, Cifenhahnen. 2 
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3) Sofern der Vertrag dahin formulirt wäre, daB gegen ben 
Verzicht auf ein, mit dem Gijenbahnbau collidirendes Gigen- 
thums⸗ oder ſonſtiges dingliches Recht zu Gunften des Eifenbahn- 
Bauslinternehmersd eine Entfhädigungs-Summe hingegeben 
werden foll, jo Tiegt ein Innominatlontraft (facio ut des) 
por, weldyer dermalen, wo die Theorie der unbenannten Gontrafte 
als antiquirt anzuſehen ift, ebenfalld nach Analogie des Kaufs 
zu behandeln jein wird ”). 


4) Wenn dagegen die vorübergehende Benutzung des Expro⸗ 
priationd=-©egenftandes gegen eine Entſchääͤdigungs ſumme verab- 
redet wird, jo find die Effentialien der Miethe oder Baht 
vorhanden — aljo die Srundjäße der locatio conductio anzu- 
wenden ®). 

5) Es läßt fih aber auch denken, daß dieſe gütliche Ueber— 
einkunft in der ausgefprocdhenen Abſicht abgejhloffen wird, um 
den Expropriations-Prozeß zu vermeiden. 


Die Parteien, zwiihen denen über den Umfang der Entſchaͤ⸗ 
digung Streit beftanden hatte, beabfichtigen bier einerjeit3 die dem 
Eigenthümer im Egpropriations= Verfahren zuftehenden Einwände 
zu befeitigen, andrerjeit8 wollen fie den Umfang der fonft in dem⸗ 
jelben Verfahren von Schägern und von dem Richter auszumit- 
telnden Entſchaͤdigung gütlich feftgeftellt wiſſen. 

In dieſem Falle ift ſowohl nach römischen, ald nach preußifchen, 
oͤſterreichiſchem und franzöfiihem Rechte ein Vergleich als vor- 
handen anzunehmen, deſſen Natur eben darin befteht, daß durch 


Sn der That iſt auch die beim TaufchsBertrage flattfindende Verpflich⸗ 
tung beider Gontrahenten ſich gegenfeitig Eigenthum ber Tauſch-Objekte zu über« 
tragen (während beim Kaufe die Verpflichtung des Werfäufers nur auf ein 
tradere geyt) Feine principielle Verfchiedenheit vom Kauf-Bertrage, fondern 
vielmehr nur eine Gonfequenz der bei letzterem beftehenden Norm, daß das pre- 
tium fofort in das Gigenthum des Verkäufers übergehen muß, indem beim Tauſch⸗ 
Vertrage jedes der Tauſch⸗Objekte das pretium für das andere iſt. 


7) Bl. Puchta l. c. $. 250 in fine. 
8) Bol. Puchta J. c. $. 365 und 1. 2. D. (19. 2). 
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gegenjeitiges Nachlaſſen von noch ungewiſſen ftrei- 
tig gewejenen Anſprüchen ein bevorſtehender Rechtsſtreit 
bejeitigt werden ſoll ?). 


8. 8. 

Was die Subjekte dieſer gütlichen Webereinfunft anlangt 
(mag diejelbe nun ald Kauf, Vergleich oder Miethe aufzufaflen 
fein) fo find Hier die Erforderniffe der gegenjeitigen Verträge, wie 
fie in den Lehrbüchern des |. g. gemeinen Rechts (im allgemeinen 
Theile) vorgetragen werden, maßgebend. — Die Eijenbahn: 
Verwaltung einerjfeit3 muß bandlungsfähig fein, alſo insbejon- 
dere die Rechte einer juriftiichen Perfon erlangt haben, und die für 
biefelbe den Vergleich abſchließende PVerjönlichkeit muß hierzu ge- 
nügend bevollmächtigt fein. Andererjeitd muß der Abtretende 
ebenfalld handlungs⸗ und dispofitiongfähig fein, wenn ein gültiger 
Vertrag zu Stande kommen fol, Der bevormundete Bered: 


9) Cf. 1.1. D. de transact. (2,15): qui transigit, quasi de re dubia et 
lit6 incerta neque finita transigit: fowie Preuß. L. R. Th. 1. Tit. 16. $. 405. 
Defterr. Geſetzbuch F. 1380 und Code Napoleon, Art, 2044, 

Manche Erpropriatione » Befeßgebuingen fcheinen wenigftens den im Ex—⸗ 
propriations: Verfahren in Beziehung auf Eifenbahribauten vorfommen- 
ben freiwilligen Grund» Erwerbungen überhaupt die Natur von Vergleichen 
vindiciren zu wollen. (Of. Weimars Meiningen Art. 37.) 


Wo dieſes wirflich der Fall ift, was jedoch noch nicht immer aus dem 
Gebrauch des Ausdruds Vergleich folgt, infofern dieſer Ausdrud äfters ges 
braucht wird, um eine gütliche Uebereinkunft überhaupt zu bezeichnen, müſſen natürlich 
bie Gerichte von bdiefer Anſchauung der Gefebgebung bei ihren Entſcheidungen 
ausgehen. 


Sofern fi aber in der betreffenden Geſetzgebung nicht beftimmt über diefe 
Frage ausgefprochen ift, wird, wie gejagt, in Zweifel angenommen werben müflen, 
dag die Parteien einen fchlichten Kauf oder doch ein Kauf ähnliches Geſchaͤft 
haben abfhliegen wollen, welche Anfiht vom gemeinrechtlihen Standpunfte 
um fo mehr anzunehnten ift, als, wie nachher gezeigt werben wirb (CA. F. 21—26) 
felbfR die gezwungene Aötretung bie Natur eines Kaufgefhäfts hat. Es ift 
übrigens die Frage, ob Vergleich, ob Kauf feine müßige, da 3. B. die Grunds 
ſätze über laesio enormis, über Tragung der Gefahr ꝛc. wenigftens nach einzel« 
nen Partikular⸗Geſetzgebungen bei dieſen Rechtsverhältnifien werfchieden find. — 
Bol. $. 26 diefer Abhandlung, Anmerf. 8. 


2° 


20 Erſter Zitel I. Rap. 


tigte Fann daher nur mit vormundfchaftlidder und (mo dieſes 
gejeplich nicht für unnöthig erflärt worden iſt) mit obervormund⸗ 
ſchaftlichem Conſenſe ?°), eine juriſtiſche Perjon nur durch 
ihre flatutenmäßigen Vertreter oder durch einen zum Vertrages 
abſchluß Tegitimirten Special-:Bevollmächtigten handeln. 

Daß der Gegenſtand des Vertrags, das zu expropitrende 
Grundſtück fowie die Entihädigungsjumme, genau in dem Ber- 
trage zu bezeichnen jei, veriteht ſich von jelbit. 

Zu bemerken ift nur noch hinſichtlich des Vertrags-Objekts, 
daß die in Beziehung auf daſſelbe geſetzlich oder vertragsmäßig 
beftehenden Veräußerungs-Verbote (3. B. bei Lehns-Fidei⸗ 
commiß-Dualität), durch Die Expropriationsgeſetze auch binfichtlich 
der gütlichen Webereinfünfte bejeitigt werden, und dann an bie 
Stelle der Auszahlung der Entihädigungsjumme regelmäßig eine 
Depofition berjelben einzutreten bat. 


8. 9. 

Die Erforderniffe de Vertrags-Abſchluſſes bei dieſer 
gütlichen UWebereinfunft — find dieſelben, weldhe für Willens: 
erflärungen überhaupt und insbejondere für ‘zweijeitige Wer 
träge gelten. Namentlich ift die Uebereinfunft, mag fie nım ein 
Berfauf oder Vergleich fein, als feft gefchloffen (perfekt) 
anzufehen, jobald über alle wejentlichen Punkte, alfo über die 
die Abtretung und Entſchaͤdigung bezw. über den Umfang beiber, 
ber Willen der Gontrahenten in gehöriger Weife erklärt ift. Diefer 
Wille muß jedoch, fofern es fih um die Veräußerung von Brund- 
ftüden und der daran haftenden Rechte handelt, in die Form 
eingefleidet werden, welche das Recht des betreffenden Staats bei 
derartigen Rechtögejchäften über Immobilien überhaupt beobach- 
tet willen will. 

Es müßen alfo, wo in den deutſchen Staaten fchriftliche Form 
oder gerichtliche Beitätigung, bezw. Eintragung in die Währjchaften 


10) Bel. Frankfurt $. 7.: Bei Vergleichen fol obervormundſchaft⸗ 
licher Conſenz nöthig fein, nicht fo bei Beräußerung ber Mündel-@üter. 
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oder dergl. öffentliche Bücher, zur Gültigkeit der Veräußerungen von 
Immobilien gejeßlich verlangt wird !'), Die freiwilligen Verträge über 
Beräußerungen von Grundftüden zur Eifenbahn-Anlage ſchriftlich 
abgefaßt oder gerichtlich beftätigt, bezw. unter gerihtlicher Mit- 
wirkung errichtet werden. 


Zweites Kapitel. 
Gezwungene Abtretung. 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Brundfäge in Beziehung auf das Erpropriations-Redt*). 
g. 10. 


Selten werben fämmtlihe Eigenthümer und fonftige Berech⸗ 
tigten an den zum Eifenbahnbau beftimmten Grundftüden freis 
willig zur Abtretung ihrer Rechte fich verftehen, während doch 
bei der Erbauung der zum allgemeinen Gebrauche beftimmten 
Gifenbahnen (ſofern dieſelben meiftend nur in einer beftimmten 
geraden Richtung ausführbar find) ein einzelnes Grunditüd oft 
gar nicht umgangen werben kann. Die Ausführung diefer Eifen- 
bahnen würde aljo geradezu unmöglich fein, wenn es der Staat 
dem Einzelwillen überlafjen wollte, ob es ihm beliebe, die zur 
Anlegung der Bahn nötbigen Grundftüde und die an denfelben 
zuftehenden Rechte gar nicht, oder Doch für unerjchwingliche Preife 
herzugeben. 

In ſolchen Fällen Fomnt dem Staate, reſp. den von ihm 
autorifirten Eijenbahn=Gejellichaften, welche als Geſchaͤftsführer 
im weiteren Sinne für ihn jene gemeinnübigen für das allgemeine 
Wohl nützlichen, ja nothwendigen ) Anftalten bauen, der im 


11) Vgl. Cichhorn deutiches Priv-R. $. 175. Beſeler l. c. $. 88. 

*) Alles, was in biefem, fowie in dem dritten Abfchnitte von der Erpros 
priation überhaupt gefagt wird, gilt insbefondere von ben Grpropriationen zu 
Eiſenbahnzwecken, welche einen Hauptzweig ber erftern Bilden. 

1) Daß unfere, zum allgemeinen Gebrauche beftimmten Ciſenbahnen, zumal 
bei ihrer jehigen Ausbehnung und Verzweigung, für die Gntwidlung aller 


22 Erfter Titel. I. Kap. 


Staatsrechte amerfannte Grundfaß zur Hülfe, daß der Staat 
zurBeförberung des allgemeinen Wohls, kraft feiner 
Souveränität unbeſchränkt, felbfi wenn dadurch Privat» 
rechte gebrochen werben follten, Geſetze erlaffen Tann; ſowie 
der weitere Grundfaß, daß die Mitglieder des Staats verpflichtet 
find, da, wo es fih um das Wohl des gemeinen Weſens handelt, 
ihr Privatrecht, bei eintretender Colliſion deſſelben mit dem 
Nechte des Staates, Dem letzteren refp. dem Staatswohle ald dem 
Höhern und Mächtigern unterzuordnen und zu opfern ?). Da wo 
alfo die Nüplichkeit oder Nothwendigkeit einer Eifenbahn für das 
öffentliche Wohl durch) Genehmigung deren Anlage von der höchften 
Staatögewält gefeglih anerkannt wurde, ift der einzelne Staats» 
bür gerverpflichtet, ſein Eigenthum und fonftige Gerechtjame, deren 
Abtretung zur fraglichen Anlage nöthig ift, herzugeben. 

Dagegen muß aber feftgehalten werden, daß, ba der Schuß 
und die Anerkennung des Eigenthums al8 Grundlage des öffent 
lihen Wejend eine der Hauptpflichten der Staatdgewalt iſt, Die 
Gefehgebung Niemanden zwingt, fein Eigenthum, felbft nicht für 
öffentliche Zwecke abzutreten, als nur inden geſetzlich beftimmten 


L) 


focialen und politifchen Berhältnifie unverhältnigmäßig mehr leiten, als gewöhn⸗ 
lihe Landſtraßen und daher ihre Anlage als eine nothwendige Forderung bes 
allgemeinen Wohls anzufehen fei, wird dermalen Niemand mehr beftreiten 
wollen. Bgl. Hanfemann Kritif des preuß. Gifenbahn-Gefeßes vom „*, 1838 
©. 26. 27. 


2) Der allgemeine Rechtsgrund diefer Pflicht Tiegt darin, daß Bei allen 
Bereinen, was den Vereinszweck anlangt, das Snterefie des Ginzelnen dem In⸗ 
terefie des Ganzen unterzuorbnen if. Vgl. auch Mofer, die oberfte Herrichaft 
über die Untertbanen Gap. 15 6. 2 und 3, welcher noch insbefondere das Cr⸗ 
propriations-Reht auf ein Reihsherfommen zurüdführl. Bol. fodann 
Preuß. L. R. Einleitung $. 73. 

Belelerl.c. © 98. Treidlerl.c. ©. 129. 133. Danz, Handb. 
bes deutſchen Privatrehts Bd. I. ©. 394, Häberlinl. c. ©. 147 ff.: „eine 
Eolifion von Privatrechten mit dem öffentlichen Intereſſe it Vorausſetzung 
bei der Zwangsenteignung; der öffentliche Nutzen reſp. der Nutzen für die Bes 


lebung und Grleihterung des Verkehrs ze. ift Exrpropr.: Grund bei Grprop. 
zu Gifenbahnzweden.” 
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Fällen und Formen), und vor Allen nur gegen vollftän- 
dige und zwar regelmäßig vorausgehende Entſchädigung *). 


§. 11. 


Das Nechtsinftitut, der Nechtsaft, Durch welchen Inhaber von 
Rechten gezwungen werben im öffentlichen Intereſſe ihr Recht gegen 
vorgängige vollfländige Entihädigung an den Staat, oder an daß 
von dieſem hierzu ermädhtigte Rechtsſubjekt abzutreten >), (zu 
übertragen) wird in unfern deutjchen Grund- und Expropriationd- 
Gejegen ald Bwangsabtretung, Enteignung, Expro- 
priation (der franzöfiichen expropriation pour cause publique 
nachgebildet) Zwangsveräußerung, Bwangsverfauf be 
zeichnet. Abtretung im öffentlichen Intereſſe und volle Entſchaͤ⸗ 
digungs⸗Leiſtung find alſo die beiden Momente, welche als wejent- 
lich bei der Expropriation hervortreten ®). 


3) Dgl. Preuß. Verf.⸗Urkunde v. 2% 50; „nur nah Maßgabe des Ges 
ſetzes“. Baierfche DVerf.-Urf. von 1818: „nur nad einer förmlichen Entſchei⸗ 
dung des Staatsraths.“ Würtembergihe V.U. v. °? 1819 6. 30: „Nach⸗ 
bem der Geheimrath über die Nothwendigfeit entſchieden hat“. Großherz. 
Helfen V.⸗U. v. 43 20: „nur nad den: Geſetze“ (Expropr.⸗“G. v. 2° 1821). 
Baden DU. „als nad Entſcheidung des Staatsminiſteriums.“ Kurheſſen 
DU. von 1831 $.32 und 1852 $. 22.” Nur in den durch das Geſetz beſtimmten 
Källen und Formen.” 

4) Gin in allen Erpropr.: Gefeßen und Berfaflungsurfunden anerkanntes 
Princip. Vgl. $. 36 ff. die nähere Ausführung diefes Grundfapes. — Vgl. ins⸗ 
befondere Kurheſſiſche Verf.:Urf. vom 3 1831 6. 32 und vom '? 1852 
5. 22. „Gegen vorgängige volle Entfhädigung, infoweit nit für Noth« 
fälle nachfolgende Entſchädigung geſetzlich vorgefährieben if." Preußen 
Verf.⸗Urk. 1. c.: „Gegen vorgängige, in dringenden Faͤllen wenigſtens vors 
läufig feftzuftellende Entſchädigung“. Code Napoleon art. 455: „juste 
et preable indemnite.* Baierfhe V.⸗U. 1. c.: „nad vorgängiger Entſchaͤ⸗ 
dung." Würtemberg D.U. 1. c.: „gegen vorgängige volle Entihädigung”. 
Defterreich, allgem. bürgerl. Geſetzbuch Th. II.F. 365: „gegen eine angemefiene 
Schadloshaltung“. 

5) Vgl. Treichler Jl. c. ©. 6. 

6) Nur die wirkliche volle Wegnahme von Gigenthumund Gerecht⸗ 
jamen fällt unter den firengen Begriff der Grpropriation, wie ſchon das ent- 
Iprechende deutihe Wort Enteignung ausdrüdt. 
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Derjenige, welcher die Expropriation veranlaßt, refp. zu deſſen 
Sunften die Abtretung vor fih geht, wird Exrpropriant 
(Entäußerer), derjenige, welcher abtreten muß, Expropriaf 
(Entäußerter, Eigenthümer) genaunt. 


&. 12. 

Das Nectsinftitut der Zwangsabtretung hat eine Doppelte 
Natur. Zunächft gehört daſſelbe dem öffentlichen Rechte an, indem 
die Begründung deſſelben, (d. 5. vorliegend die Frage, ob und 
inwiefern der Eifenbahnbau einen Expropriations: Grund abgibt) 
ſtaatsrechtlicher Natur ift, während Dagegen die Frage nach der Natur 
des Erpropriations-Akts und nah dem Umfange der 
Entſchädigung mehr dem Privatrechte angehört ?). 

Als Folge der öffentlihen Natur der Erpropriation mag 
bier noch hervorgehoben werKen, daß das Expropriationg- Recht, 
ba e8 eine ausnahmsweiſe Beſchränkung der natürlichen Freiheit 
des Einzelnen und des Princips der Unantaftbarkeit Des Eigen 
thums ift, al8 ein dem Staate zuſtehendes Nothrecht (jus eminens) 
und als ein Ausnahmsrecht (jus singulare) aufgefaßt werben 


Im weiteren Sinne wird darunter aber auch die fpäter (vgl. $. 60) abzu⸗ 
bandelnde vorübergehende zwangéweiſe Benugung und Belaftung fremden 
Eigenthums mit verflanden. 

Da jene Wegnahme bei der eigentlichen Erpropriation in einer Abtre⸗ 
tung, alfo wie die weitere Ausführungen ergeben werden, in ber wirklichen 
oder fingirten Yebertragung eines befiehenden Rechts auf den Grpros 
prianten befteht, fo erfcheint als folche, weder die Aufhebung eines Privatrechts 
(ohne Entihädigung) no die wenn auch im öffentlichen Intereſſe geſchehende 
Beränderung eines blos faktiſchen Zuſtands (des faktiſchen Beſitzes). 

7) Hiernach kann die Lehre von ber Erpropriation fowohl im Etaatsrechte 
(vgl. 3. B. Bluntſchli, Staatsreht S. 121 bei dem Verhältniffe des Staats⸗ 
zum PriyateGigentgum) zur Sprache kommen, als im Privatrechte, wo fie bei 
ber Lehre vom Gigenthume (mie diefes z. B. in den allgemeinen Rechtsbüchern, 
dem preuß. und öfterreich. Landrecht und in den neueren Lehrbücher des 
beutfchen Privat-Rechts (vgl. Befeler $. 90, Gerber $. 90, Bluntſchli 
beutfches Privat: Recht 9.64, Maurenbrecher deutfh. Pr.-R. ©. 197 $. 298 
der Ball iſt) reſp. von den Beichränfungen oder von den Erwerbsarten des 
Eigenthums, aud wohl unter der Lehre von den Regalien (vgl. Bhilippe 
beutih.PrR. 1. S. 37. Hillebrand deutſch. Pr.R. S. 277. Haubold 8. 264. 
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muß. Daſſelbe darf daher nie über die Fälle hinaus wo es 
das öffentliche Wohl wirklich fordert und nur mit der größten 
Schonung, fowie in den engften Schranken ausgeübt werben), 

Deögleichen Tann es auch nur auf Grund eines bejonderen 
Geſetzes ?) in den von dieſem zugelallenen Fallen und unter 
firenger Beobachtung der vorgejchriebenen Formen angewendet 
werben 1®), 


§. 13. 

Was die geſchichtliche Entwidlung dieſes Rechtsinſtituts 
im Allgemeinen anlangt, fo finden fih im röm. R. !?) nur die erften 
geringen Anfänge befjelben, obgleih man Bei den großartigen 
Bauten der Römer, ihren in gerader Richtung geführten SHeer- 
ftraßen, großen Kanälen und fonftigen Wafferleitungen, die Macht 
des römischen Staates, die Grundeigenthümer zu Eigenthums⸗ 
Abtretungen zu nöthigen, vorausjegen muß !?). 


Eichhorn, deutſch. Pr.R.$.265, vgl. auh Holzſchuer, Theorie und Gafuiftik 
bes gem. Civ.⸗R. Bd. IL Abth. I. ©. 118, 1) als Ausdehnung des Straßen» 
regals abgehandelt wird. 

8) Vgl. Befeler 1. c. ©. 98; 1.16 D. de leg. (1,3); Pucht a Pan⸗ 
beften $. 21; da wo Erproprationen geftattet werden, ift daher noch nicht 
die vorübergehende Benußung fremden Gigentbums erlaubt. 

9) Bgl. Bfeiffer, praftiiche Ausführungen III. ©. 294. 476. 

10) Vgl. Die vorausgegangenen Noten 3 u. 4. Darüber, ob eine Wege 
nahme von Grund-Cigenthum zu öffentlichen Zweden auch ohne vorausgehende 
Ginleitung des Expropr.Verfahrens, duch die Verwendung zum öffentlichen 
Zwede rechtsgültig werde, vgl. $. 35. 

11) Ueber das Speciellere handelt $. 17 diefer Abhandlung. 

12) Zur Ausführung diefer Anlagen war wohl in Rom in den früheren 
Zeiten feine Erpropriation nöthig, weil damals (vgl. Puchta Inſtit. I. $. 40 
U 8.235) der größte Theil der Aecker Gemeinland, ager publicus, war, welcher 
dem Winzelnen zum Genufje übergeben wurde, fo daß dem Staate aljo ein unbe 
ſchraͤnktes Dispofitions⸗Recht über das Privat:Gigenthum zuftand, dem entſprechend 
fi) dann fpäter die Idee des dominum eminens der Kaiſer an allem Grund⸗ 
eigenthum entwidelte. In der fpäteren Zeit mochten wohl die Römer, wenn 
zur Ausführung folder Anlagen Abtretungen nöthig wurden (vgl. Bluntſchi 
Staatsredht ©. 122), ähnlich wie die Engländer verfahren, d. h. ein Special 
gefeß für den befonderen Fall erlafien, wenn es auch immerhin auffallend if, 
bag die Juſtinianiſchen Gompilationen derfelben nicht erwähnen. 
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Im älteren beutihen Rechte finden fi Feine — und 
im Mittelalter nur wenige Spuren des Expropriationsrechts. — 
Der Grund mag eineötheild darin liegen, daß in jenen Zeiten von 
großen öffentlichen Anlagen, insbejondere zu Gommunicationd- 
Zwecken, nicht die Rede war, anderntheild darin, daß Da, wo 
wirklich dieſes Necht des Staates hätte zur Anwendung kommen 
müffen, Die perfönliche und dingliche Abhängigkeit der Landbewohner, 
oder die rohe Gewalt eine Abtretung, welche jebt die Geſetzgebung 
auf dem Wege eines Rechts-Verfahrend vermittelt, Faktifch zu Wege 
brachte. — Man findet das Expr.⸗Recht in Deutjchland wohl zuerft 
im 15. Sahrhundert anerkannt 13). 

Daffelbe wurde dann mit Anlehnung an ba8 in Deutfchland 
eingeführte N. R. von den Rechtögelehrten allmählig, insbeſondere 
nahdem Hugo Grotius (1645) in feinem Buche de jure beill 
et pacis I. 5. 6. die “dee von dem dominium (richtiger Imperium) 
eminens des Staates zur Geltung gebradjt *), und das moderne 
Princip von der Souveränität der deutjchen Fürften ſich entwidelt 
hatte, weiter ausgebildet; daſſelbe kommt jedoch in der Geſetz⸗ 
gebung des 16. und 17. Jahrhunderts noch jelten (vgl. Bairiſches 
Landrecht von 1616) vor. — Erft Die neuere Zeit vom Ende Des 
18. Sahrhunderts an mit ihren großartigen öffentlichen Anlagen, 
infonderbeit aber die allerneufte Zeit mit ihren Eifenbahnbauten, 
hat auf dem Wege der Gejeßgebung (in den allgemeinen Civil: 


13) Daffelde wird ale Recht des Kaifers vom fpäteren Bapfte Aeneas 
Silvius in feinem von ihm felbft nachher als Papft auf den Inder der vers 
botenen Bücher geſetzten liber de ortu et auctoritate imperii cap. 18 (allerdings 
als etwas noch beftrittenes) angeführt: „Dicendum est etiam aliud, quod ali- 
quibus fortasse durum videbitur et absurdum, quid obstas penna, exprime 
Caesaris privilegium, nullum timeas, dum vera scribis. Nempe liberum 
estImperatori proprium agrum, proprias que possessiones auferre, 
sirei publicae necessitas id postulat.“ 

14) Grotius läßt nicht nur die eigentliche necessitas, fondern mit Recht 
auch ſchon die utilitas rei publicae als Erpropriatione-Grund zu. Vgl. lib. IL. 
de jure belli et p. cap. 14. $. 7. 

Vgl. au Bynkershöck quaestiones jur. publ. lib. 2. Kap. 15. — 
Mofer 1. c. (vgl. $. 10. Anm. 2 diefer Abhandlung). 
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Geſetzbüchern, Berf.-Urkunden und beſondern Exrpropriationsgefegen) 
Die Expropriation zu einem Durchgebildeten, von einem Rechts⸗ 
gedanken beherrſchten Rechtsinftitute entwidelt 1°). 

Diefe allgemeinen Erörterungen, welche uns zeigten, daß die 
Erpropriatisnen als ein zugleich ſtaatsrechtliches und privatrecht- 
liches, exceptionelles Recht ericheint, führen zur Unterſuchung von der 
inneren privatrechtlichen Natur des Expropriations⸗Aktes. 

Ehe wir jedoch diefe Unterſuchung anftellen, Joll vorher kurz Das 
Nöthige über Die bei den Eifenbahn-&xpropriationen vorkommenden 
Subjekte und Objefte mitgetheilt werden, — da fi die hier leiten 
den Rechtsſaͤtze aus der allgemeinen Natur der Exrpropriation ſchon 
folgern laſſen und daher dieſe Unterfuchung am beiten ſich an bie 
vorftehende Entwicklung anfchließt. 


Zweiter Abjchnitt. 
Subjekte und Objekte bei ber Erpropriation zu Eifenbahnzweden. 


$. 14. 


Die Frage, wer expropriürt, der Staat felbft oder die von 
bemjelben mit dem Expropriationsrecht beliehene phyſiſche oder 
moraliihe Perſon (Eifenbahngefellichaft) ) ift rechtlih von Feiner 
Bedeutung. Hier wie dort, zwingt das öffentliche Intereſſe bezw. 
das Geſetz, welches die Eijenbahn-Anlage in NRüdfiht auf jenes 
Intereſſe geftattet, den Privaten in derſelben Art und in demfelben 
Umfange zur Aufgabe feiner Privatrechte. Hinfichtlich der Hand- 
Iungd- und Dispofitions- Fähigkeit der in Betracht kommenden 
Perfonen kann auf die in diejer Beziehung beſtehenden allgemeinen 
Rechtsgrundſätze verwiefen werden. 


15) Hinſichtlich der Fälle, wo die Erpropriation unmittelbar oder mittelbar 
zu andern Zwecken des öffentlichen Wohls zur Anwendung kommt. vgl. die alle 
gemeinen deutſ hen Erpropriationsgeſetze — insbeſondere das Baierſche $. 1. 
Breuß. LM. Thl. I. Tit. 11. Gerber, deutſches Pr.R. $. 90. 

1) Bol. u B. Baden $. 92, Baiern Art. 4. 
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Ueberhaupt möchte über die bei der Expropriation vorkom⸗ 
menden Subjette in rechtlicher Beziehung nichts Beſonderes zu 
bemerfen fein ?). 

Dagegen wirb es nöthig fein, dad Expropriations⸗Objekt, 
oder was daſſelbe ift, den Umfang der Expropriations⸗ 
pflicht genauer: zu betrachten, Was diefen Gegenftand anlangt, 
jo beftinnmt bei der Expropriation zu Eifenbahnzweden ber an bie 
Spike der Abhandlung geftellte Satz, daß die Erbauung 
einer Eifenbahn, deren Rothwendigkfeit für das Ge— 
meinwohl von der höhften Staatsgewalt anerfannt 
worden ift, in allen Fällen gegenüber dem Einzel: 
willen ermögliht werden muß, aud den Umfang der 
Erpropriationgpfliht und fomit das Erpropriations⸗Objekt. Das 
Expropriations⸗Recht muß daher auf jegliches Privatredht *) ans 
gewendet werden, welches mit dem Eijenbahnbau collidirt. Hier: 
nad) kann alfo die Erpropriation erlangt werben für alle Anlagen, 
welche zu dem Behufe, daß die Bahn als eine öffentlihe Straße 
zu allgemeiner Benugung diene, nöthig oder in Folge der Bahn 
Anlage erforderlich find, und müfjen Daher alle Privatrechte, mögen 
fie nun von einer Art fein, welcher fie wollen, jobald deren Be 
feitigung zur Ausführung der Bahn und deren Anlagen noth⸗ 
wendig ift, abgetreten werden *), 


2) Die Srage, wer ale Entfhädigungsberedhtigt anzufehen, if 
mit der Frage nad) dem Umfange der Entihädigungspfliht eng verbunden und 
wird mit bdiefer abgehandelt werden. Entfhädigungspflidtig ift im— 
mer derjenige, zu deſſen Gunften die Grpropriation geihieht. Als folcher if 
nur der Gigenthümer der Bahn, nicht deren Pachter anzufehen und es faun 
daher 3. B. in Kurheſſen, was bie hannöverfche Bahn von Kafiel bis Münden 
und dur die Grafſchaft Schaumburg betrifft, wo der Kurheififche Staat das 
Terrain angelauft reſp. erproprürt und den Betrieb gegen gewifle Prozente auf 
eine beflimmte Zeit an Hannover pachtweiſe überlafen hat, nur der Kurhefftfche 
Staat als der eigentliche Erpropriant und Gntfchädigungspflichtige erfcheinen. 
Nur diefer kann alfo von Dem Erpropriaten direct auf Entfehädigung belangt werben. 

3) Nur dingliche Rechte brauchen jedoch eigentlich erproprüirt zu werden, 
ba die perfönlichen 3. B. Miethe und Pacht mit dem hier eintretenden Wegfalle 
ihres Objekts untergehen. Vgl. 88. 36 u. 46. 

4) Viele Sifenbahn: Erpropriations-Gefepe 3. B. Preußen $. 8 (vgl. die 
Worte: „Raum zur Bahn, zu Ausweichungen, Unterbringung von Erde und 
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S. 15. 
Es ergeben fich hieraus folgende Schlußfolgerungen: 


4) Die von der competenten VBerwaltungd-Behörde zu prüfende 
Nothwendigkeit der Expropriation zur Erreichung jenes Zweckes 
vorausgefeßt, ift ſowohl das Gigenthums-Reht an Grundftüden 
mit Zubehör (Keldgrundftüden und Gebäuden), als auch jedes 
andere bingliche Recht, insbejondere jedes an dem exproprürten 
Gute Dritten zuftehende Nupungs-Reht, der Expropriation unter- 
worfen °). 

2) Der Grundfaß der Unveräußerlichfeit weicht dem 
Expropriations⸗Rechte. Staats, Gemeinde, Lehn⸗, Fineicommißgut 
kann daher wie Privat-Allodial-Eigentbum ezpropriirt werben. 
Die betreffenden Expropriations-Geſetze ſprechen zudem aus: 
drüdlid aus, daß die gefeglichen, auch wohl bie richterlichen, 
vertragdmäßigen und letztwilligen Veraͤußerungs-Verbote (und 
Näherrechte), welche den Veräußerungen jolcher Güter entgegen- 
ftehen, bei gezwungenen Abtretungen wegfallen ſollen ®). — Auch 
bie aus der mangelnden DispofitionsFähigfeit der Berechtigten 
erwachjenden Hinberniffe werben geſetzlich befeitigt, indem’ die 
Beitellung von beftimmten Vertretern für die juriftifchen Perfonen 


Schutt, für die Bahnhöfe, MWärterhäufer ꝛc., nicht aber zu Anlagen, welche nur 
bas Privat-Interefie der Geſellſchaft angehen”), Kurheſſen $. 3, Gotha $.5, 
Weimar Art. 2 zählen die Anlagen, welche ale nothwendige betrachtet were 
den follen, befonders einzeln auf, zur Beſchraͤnkung der Willtür der über bie 
Mothivendigkeit der Erpropriation enticheidenden Behörde. 

5) Vgl. 3. B. Batern Art. 1. und IL, Hannover Art. 6, Weimar, 
Meiningen Art.3, Abſchn. 2, Kurheſſen $. 9, Mecklenburg 6.2. — 
Die perfönlichen Rechte des Pächtere und Miethers ſtehen nach gemeinem Rechte 
einer Veräußerung des Pachtobjekts nicht entgegen. 

6) Bgl. 3. B. Baiern Art. I. in fin., Baden $. 45 46, Franffurt 
$.7, Gotha 8. 3, Abſchn. 2, Kurheſſen $. 26: weder öffentliche Aus— 
bietung noch obervormundſchaftlicher Eonfene, weder bie fonft nöthige Grlaubnig 
zur Entlaſſung des Grundflüds aus einem Hufen-, Lehns⸗ oder dergl. Verbande, 
noch die ſonſt noͤthige Dispenſation bei Veräußerungen unter einem halben Acket 
wird erfordert. 
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und von Guratoren für die Handlungsunfähigen, namentlich für 
Abweſende, angeordnet wird 7). 


3) Da nur foweit expropriürt werben foll, ald e8 die Bahn- 
Anlage verlangt, jo kann 

a) eine bloße Beſchränkung oder Belaftung bes 
Grundeigenthums durch Gonftituirung von Dienftbar: 
feiten zum Zwecke der Gijenbahn-Anlage °); 

b) auch theilweife Abtretung von Grundſtücken (Bar: 
zellen) gefordert werben, jedoch letztere im Intereſſe 
des zu entjchädigenden Eigenthümers nur dann, wenn 
die übrigbleibenden Theile in ihrer Parzellirung zur 
früheren Kultur oder Benugung (Gewerbebetrieb) noch 
tauglich find 9). 

Iſt dieſes nicht oder nur in geringerem Grade der Fall, fo 
braucht fi) der Eigenthümer eine theilweije Expropriation nicht 
gefallen zu laſſen, alfo namentlich nicht, wenn ein Theil eines 
Gebäudes exproprirt werden fol '°). Aus demfelben Grunde 
Iprechen die Geſetze auch. meiftend eine unbebingte Uebernahms- 


7) Bol. Kurheſſen $. 9. Abſ. 2, gerichtliche Beſtellung von Bertretem 
für Abweſende; $. 27 für juriflifche Perfonen fowie für den Staat, die Kirchen, 
Schulen und Gemeinden. Branffurt $. 18: „Kür Abweiende wird auf 
Koften des Entäußerers ein Gurator ernannt.” Gbenfo Samburg $. 24 u. 25 
in fin.: für abweſende oder nicht hinlänglich legitimirte Eigenthümer oder Bevoll: 
mädhtigte. Weimar-Meiningen Art. 21. Abf. 2: If der Aufenthalt eines 
Betheiligten unbefannt, oder ift ein ſolcher abweſend und fo entfernt, daß feine 
Borladung Schwierigkeiten macht ıc., auf Antrag des Gommifjärs ein Stellver⸗ 
treter von Amtswegen beftellt. 

8) Es kommt diefes jedodh nur ausnahmesweile vor. Auéedrücklich Läßt 
folhes 3. 3. zu Baiern Art. I, Hannover Art. 6, Abth. 1, Weimar: 
Meiningen Art. 3. Abſchn. 2. 

9) Hinfihtlih der Rheinprovinzen vgl. Beſſel S. 97 und Art. 51 
bes Geſetzes vom ’° 1807, fodann vgl. Kurheſſen 9 5, Hannover 
Art. 34, 35, Weimar-M. Art. 4, Gotha 6, Medlenburg $. 7, 
Sranffurt $. 6 und 10. 

10) Vgl. die Eitate in Anmerk, 9 und Baden $. 30, 31, Nafiau $,2, 
$ranffurt $. 10, weldhes wie Baiern Art. 3, diefe Beſtimmung auf Gärten 
und Hofraiden ausdehnt. — Die Beurtheilung des Borhandenfeins jener Voraus⸗ 
feßung ift dem Beweife durch Sachverſtändige zu überlafien. 
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pflicht 22) des Exproprianten Hinfichtlicy der übrig bleibenden Par 
zellen von Adergrundflüden aus, wenn diefe Parzellen eine 
gewiſſe Größe nicht erreichen 12). 

Bei Enteignung von Aktiv⸗Servituten kann ber Eigen⸗ 
thümer des Grundftüds, zu deſſen Vortheil fie beftehen, fordern, 
daß ihm dieſes mit abgenommen wird, wenn es durch Entziehung 
der Berechtigung zu feiner biäherigen Beflimmung unbrauchbar 
wird 22). 


6. 16. 


In den Fällen, wo die Anlage der Eiſenbahn aufgegeben ober 
dad exproprürte Grundftüd zu Eiſenbahn⸗Zwecken aus fonftigen 
Gründen nicht gebraucht oder entbehrlidd wird, und jomit der 
Grund der Expropriation wegfällt, geben einige Geſetze dem Ex⸗ 


11) Zur tHatfählihen Begründung eines folden Antrags auf 
Mitübernahme übrig bleibender Parzellen ift in Kurheſſen fowohl die Ans 
gabe auf welche Weife der erproprürte Gegenſtand zur Zeit ber Grpropriation 
benußt worben if, als auch die Behauptung, daß die geſetzliche Vorausſetzung 
für die Uebernahmepflicht vorhanden ift, nöthig. — Vgl. au F. 5 des Kurh.⸗ 
Gel. Daffelbe nimmt eine Uebernaimepfliht an, fowohl wenn bie übrig 
bleibenden Theile gar nicht oder nur in bedeutend geringerem Grade benugt 
werden koͤnnen (Beweis durch Sadjverfländige) als auch immer bann, wenn bie 
übrig bleibenden zufammenhängenden Theile, die Größe von 4 Ader Land 
x Ader Wiefe oder 4 Ader Gartenland nicht erreichen. 

Hinfihtlih der Yrage, wann das Gefuh um Mitübernahme im Erpros 
priations:-Berfahren anzubringen ift, vgl. $. 52. 

12) Bol. Kurheſſen $. 5 eit, Frankfurt $. 10 „wenn bie Liegens 
haft nicht einen Morgen hält.“ 

Ueber die Frage nad) der Größe der übrig bleibenden Theile 
fann nur der wirkliche Beſitz ſtand des Grpropriaten zur Zeit der Erpro⸗ 
priation entſcheiden, da nur Theile von diefem genommen werden follen. Die 
Grundkarten dagegen geben kein Eigenthum, fondern bezeugen nur wie ber 
_ Pefisftand zur Zeit der Aufftellung berjelben war, welcher dermalen durch Ders 
jährung ıc. ehr verändert fein kann. Vgl. Merk, Notizen zu verfchiebenen Rechtes 
Materien. Hanau 1853. ©. 9. 


13) Vgl. Baden $. 33. Cine ſolche Uebernahme überfchießender Parzellen 
fann aber nad beendigtem Grpropriatione- Verfahren vom Gigenthümer nicht 
mehr verlangt werden, f. unten $. 52. 


32 Erſter Titel. D. Kap. 


propriaten ein Recht auf Wiederfauf '*) jenes Grundſtücks, d. h. 
ein Rüdforderungsredht mit der Pfliht, Die empfangene 
Entſchädigung mit Berüdfichtigung der eingetretenen Verbeſſerung 
bezw. Verfchlehterng des &xpropriationsgegenftandes zurüd zu 
eritatten. 

Diefelben Gefete geben dem Expropriaten auch ein Vor⸗ 
kaufsrecht für deu Fall, daß der Expropriant die nicht oder nicht 
mehr zum Bau verwendet werdenden Grundftüde verkaufen will 

Wo feine partifularrechtlihe Beitimmungen dem Erpropriaten 
ein ſolches Wiederkaufs- NRüdforderungd: oder Vorkaufs-Recht 
ausdrüdlih einräumt, wird dieſes Ausnahmsrecht vom Erpro—⸗ 
priaten nicht geltend gemacht werden Tönnen. 


Dritter Abſchnitt. 
Privatrechtliche Ratur bed Expropriations˖ Aktes. 


A) Finleitung und leitende Principien. 
g. 17. 


Umfonft ſucht man in den meiften der doch fo ausführlich 
Icheinenden deutſchen Expropriations-Geſetze unferes Jahrhunderts, 
nad) einer Die innere privatrechtliche Natur der Zwangsenteignung 
Eundgebenden Definition, nad einer Hinweifung auf dasjenige 
Rechts⸗Inſtitut, welches Da, wo die Beftimmungen des Expro⸗ 
priations-Geſetzes die Entſcheidung eines aus ber privatrechtlichen 
Natur des Inſtituts zu beurtheilenden Rechstfalls nicht an die Hand 
geben ?), Direft oder auf dem Wege der Analogie zu Rathe gezogen 
werben Eönnte. 


14) Gotha $. 5 und Baden $. 84 bezeichnet diefes Recht ale Müdk 
forderungs- und Ginitandsreht, ebenfo Baiern Art. 12, Abichn. 4, k. ſäch⸗ 
fifhe Infiruc. v.3 35 6.7 als Borfaufsreht, ebenfo Breußen $.16 bis 19. 

Hinfihtlich diefes Vor⸗ und Wiederfaufsreht in Preußen vgl. Beſſel 
$. 5968. 

1) Wie diefes z. B. durchgängig hinſichtlich der wichtigen Frage nach ber 
Berfeftion der Zwangsenteignung der Fall ifl. 
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Man vermißt hier Die Sorgfamleit der Ausbildner des R.R. *), 
der römifchen Prätoren, welche bekanntlich bei der Ginführung 
eines durch das Leben geforderten neuen RechtöinftitutS vor Allem 
Sorge trugen für eine Anknüpfung defjelben an den bisherigen 
Rechtözuftand und insbefondere auch für die Einweifung deſſelben 
in das geeignete Fady des beftehenden allgemeinen Rechtsſyſtems. 
Erklären laͤßt ſich dieſe Unterlaffung einer gefchichtlichen Anknüpfung 
unſeres noch in der Entwidlung begriffenen, einer hiſtoriſchen Stüße 
fo bebürftigen Rechtsinftitut8 an ſchon beſtehende Rechtsformen 
nur dadurch, daß die deutjche Expr.⸗Geſetzgebung fih an dem 
Art. 545 des Code Napoleon entwidelt hat, welcher ſich über bie 
privatrechtliche Natur des Expr.⸗Akts nicht ausfpricht, vielmehr das 
Rechts⸗Inſtitut der Zwangsenteignung in den Ausdrüden zuſammen⸗ 
faßt, daß Niemand gezwungen werben könne, fein Eigentbum ab- 
zutreten, es fei denn des Öffentlichen Nubend wegen und gegen 
eine gerechte und vorgängige Entfhädigung (vgl. $. 23). 
Sp fommt e8 denn, daß über die privatrechtlidhe Natur der Ex- 
propriation in der Theorie und in der Praxis fich neuerdings die 
verjchiedenartigften Anfichten geltend gemacht haben. 

Während einige Nechtölehrer die Expropriation als einen 
rein einjeitigen Akt anjehen — als eine geſetzliche obligatio, 
welche den Eigenthümer zur Abtretung und Annahme einer ent: 
ſprechenden Entſchaͤdigung (ftaatsrechtlich) zwingt, haben andere 
fie aus dem Geſichtspunkte eines erzwungenen Vertrags und zwar 
entweder aus dem eines Kaufs oder eined Vergleichs betrady 
tet und auf fie die Srundfäße dieſer Verträge angewendet wiſſen 
wollen. Und doc iſt ed nicht wohl möglich, ohne eine richtige 
Erfenntniß bezw. fefte Anficht in Beziehung auf Die privatrechtliche 
Natur der Expropriation, die in der Praxis häufig vorkommenden 


2) Vgl. v. Savigny vom Berufe unferer Zeit für Geſetzgebung und Wife 
ſenſchaft, ©. 32: „Die Gefchihte des R. R. zeigt überall allmählige, völlig 
organifche Entwicklung. Entfteht eine neue Rechtsform, fo wirb Diefelbe unmittelbar 
an eine ältere ſchon beſtehende angefnüpft, und ihr fo die Beftimmmtheit und Nuss 
dehnung derfelben zugemwendet.“ 


Koh, ifenbaknem. 3 
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wichtigen &zpropriationsfragen zu entjcheiden ®). — Suchen wir 
alfo nad) einem und richtig führenden Rechtsgedanken. 


6. -18. 

Leitende Rechtöprincipien werden nur dann eine lautere Duelle 
gerechter Entjcheidungen abgeben, wenn fie aus derſelben Quelle 
geihöpft find, aus welcher der praktiiche Sinn der Römer fie ſich 
holte, aus der Natur der Sade. 

Sieht man nun bei den Erpropriationen unbefangen Dad Ver: 
baltniß an, welches unter den Betheiligten entfteht, jo wird man 
darüber nicht zweifelhaft ein können, daß daſſelbe regelmäßig das ift, 

daß der biäherige Eigenthümer freiwillig oder gezwungen feinen 

Eigenthumsbeſitz oder fonftiges dingliches Recht an Dem 

Expropriationd- Objekte zu Gunften de8 Gemeinwohle aufgibt 
und der Exrpropriat ihm dafür ein entſprechendes ®eld- 
Aequivalent zablt. 

Solche Rechtögejchäfte, bei welchen es fich einerfeitö un Ueber⸗ 
gabe eines beitimmten Gegenftandes zu Eigenthums-Beſitz (habere 
licere), andrerjeit3? um Zahlung eines beftimmten Geld-Wequivalents 
für den zu überlaljenden Gegenftand handelt, fallen aber unter 
den Begriff des Kauf. Denn wenn legterer auch als Conjenjual- 
Vertrag eigentlih nur durch freie Einwilligung der Par 
teien zu Stande Tommt, jo liegt Dem Weſen nad) doch das— 
jelbe Rechtsverhälniß auch dann vor, wenn der Eigenthümer zur Ueber⸗ 
laſſung ſeines Eigenthums-Beſitzes gegen ein entjprechendes 
Uequivalent (volle Entihädigung) gejeblih gezwungen wird. 
Das Geſetz, welches bier die Abficht des Eigenthümers zu ver- 
äußern als vorhanden angenommen wiſſen will, fupplirt oder fingirt 
dieſe Abfiht 4). Mag man alfo hier auch ftreng genommen nur 
von einem kaufähnlichen Geſchäfte, von einem fingirten oder 


3) Dgl. die in $. 18 aufgeführten Rechtsfragen. 

4) Selbft da, wo nad) eingeleitetem Grpropriationd « Verfahren der Cigen- 
thümer und fonftige Berechtigte gegen die verlangte Abtretung und gegen 
die gebotene Entſchädigung Feine Einwendungen vorbringt, fann von einer freien 
Uebereinfunft infofern nicht die Rede fein, als die im Hintergrunde drohende 
Zwangsabtretung ſchon den Berechtigten zum Nachgeben beftimmt. 
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erzwungenen Kaufe fprechen Tönnen, der_ Natur der Sache 
nach liegt ein Nechtögefchäft vor, auf welches Die 
Grundfäte des Kaufs Anwendung finden müſſen. 

Ebenfo muß aber auch die Expropriation der auf dem expro- 
pritrten Gigenthume ruhenden dinglichen Laſten*), in weldem . 
Falle das Expropr.⸗Geſetz die dinglich Berechtigten (Servitut⸗ 
Berechtigte, Pfandgläubiger 2c.) zwingt, ihr dingliches Recht gegen 
eine entfprechende, vom Exproprianten ihnen felbfiftändig 
zu leitende Entſchädigungsſumme aufzugeben, ald Kauf aufs 
gefaßt werden, indem hier ein dingliches Recht als Kaufobjekt 
gegen ein GeldsHequivalent aufgegeben wird ®). 

Es muß fomit überall die Expropriation s. str.”), bei welcher 
eben nur der Eigenthämer und dinglich Berechtigte geziwungen 


5) Am naturgemäßeften wird die Beflimmung der Grpropriations- 
Geſetze erjcheinen, welhe um das GrpropriationssÖbjeft frei von dinglichen 
Laſten auf den Grproprianten übergehen zu laflen, den bisherigen Gigen- 
thümer als Zwangsverfäufer die am Expr.⸗Objekt dinglich Berechtigten abfinden 
läßt (vgl. $. 42). GEs entficht dann ein Mechtsverhältnig zwifchen denn Erpro- 
prianten und dem Gigenthümer bes zum Bahnbau nöthigen Grundſtuͤcks, 
wie e8 bei dem freiwilligen Verkaufe eintritt, wenn der Käufer, um das Kaufe 
Objekt frei von allen dinglichen Laften zu erwerben vom Berfäufer eine dem Kauf 
vorausgehende Abfindung der dinglich Berechtigten insbefondere Pfandgläubiger 
fih hat verfprechen Taflen, wogegen er natürlich einen entſprechend höhern Kauf: 
preis zahlen muß. Wie foldye Nebenverabredungen beim freiwilligen Kaufe an 
der Natur des Hauptgefchäfts nichts ändern, fo find auch die entfprechenben 
gefetzlichen Beſtimmungen bei ber Erpropriation in Beziehung auf berem 
Natur ale Zwangsverfauf ohne Cinfluß. 

Sollen dagegen die dinglich Berechtigten ſelbſtſtaͤndig vom Erproprianten 
entfchädigt werden, fo erfcheint hier letzterer gleichſam als procurator in rem 
suam. Denn er entichäbigt die dinglich Berechtigten hier unmittelbar, welche 
er im vorher erwähnten Falle mittelbar infofern abfinden muß, als er dem 
(binwiederun dem dinglich Berechtigten zum Erſatz verpflichteten) Gigenthümer 
einen entfprechenden höhern Kaufpreis für das von den dinglichen Laſten befreite 
Kaufobjelt zahlt. 

6) Es verhält ſich mit diefem gegen Zahlung eines Beldäquivalents eins 
tretenden gezwungenen Verzichte auf ein dingliches Recht, wie mit dem 
vertragsmäßigen Verzichte auf ein Recht, welcher als ein analog dem Kauf 
zu behandelnder Innominat-Gontraft facio ut des aufzufaffen ift. 

7) Als ſolche erfcheint nicht der Fall, wo der Pächter bes erpropriirten 
Grundſtuͤcks vom Erproprianten, wenn aud direkt entjchädigt werden foll, wo⸗ 


3% 
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wird, eine beftimmte Sache bezw. ein bingliches Recht?) gegen 
volle Entſchaͤdigung abzutreten, ihrem Weſen nad) ald ein erzwuns 
gener, aber nichts beftoweniger als ein wirklicher Kauf aufgefaßt 
werben. 

Diefe Auffaflung der Expropriation ift jedoch neuerdings viel: 
fach beftritten worden. Vgl. F. 24. Anm. 12. 13 u. 17. 

Es wird dieferhalb umfomehr nöthig fein auf dieſelbe näher 
einzugehen, ald von ber Richtigkeit oder Unrichtigfeit derjelben ſehr 
wichtige praktiſche Rejultate abhängen, mie dieſes in folgenden in 
der Praxis der Preußiſchen und Kurhefliichen Gerichte vorgekom⸗ 
menen NRechtsfällen bezw. Rechtsfragen der Fall war: 

1) Nach geftelltem und dem Eigenthümer infinuirten Expro⸗ 
priationd-Antrage (bezw. nad) erwirktem Expropr.-Befchluffe) will 
der Expropriant Diefen feinen Antrag zurüdnehmen, weil fid 
herausitellt, Daß er das fraglihe Grundſtück zum Expr.-Zwede 
(zum Eijenbahnbaue) nicht nöthig hat. Es fragt fich, ift dieſe Zu⸗ 
rüdnahme zuläßig ? bzw. bis zu welchem Beitpunfte? Vgl. &.27—32, 

2) Nah geitelltem und nicht widerſprochenem Expr.⸗Antrage 
und nad) eingetretener Abſchaͤtzung des Expr.Objekts mit dem auf 
ihm ſtehenden Gebäude brennt letzteres ab; wer hat hier den 
Schaden zu tragen? (Vgl. $. 32). 

3) Der Beſitzer eines zum Bahnbau genommenen Grunpftüds 
verlangt Entfehädigung für dieſes Expropr.⸗Objekt; ift fein Ent- 
ſchädigungs⸗Anſpruch durch den Nachweis bedingt, daß er wirklicher 
Eigenthümer des fraglichen Grundſtücks ſei? (Vgl. $. 36). 


durch allerdings ein unmittelbares Mechtsverhältnig zwiſchen diefen Berfonen 
erzeugt wird. Es handelt fih da um ein erzwungenes Aufgeben eines Pacht: 
Berhältnifies, welches natürlich nicht nach den Principien des Kaufe, fondern 
nur (wie auch die fonfligen erzwungenen Benußungen fremden Cigenthums für 
den Gifenbahndau vgl. $. 60) nah den Grundfägen über Pachtver⸗ 
bältniffe beurtheilt werben kann. 

8) Die von einigen Gxrpropriationsgefegen zugelafiene zwangsweife 
Sonflituirung einer Servitut auf einem außerdem zum Bahnbau 
nicht heran zu ziehenden Grundftüde, ift ebenfalls, da für dieſe zwangsweiſe 
Uebertragung eines dinglichen Rechts ein beſtimmtes Belb-Aequivalent gegeben 
werden muß, ald Kauf aufzufafien. 


— 


Gezwungene Abtretung. 37 


4) Ein Eigenthümer will den Beginn der zum Bahnbau noͤ⸗ 
thigen Erdarbeiten auf einem zuexpropriirenden Grundflüde nicht 
geftatten, während Der Unternehmer übernommen hat, bis zu einem 
beftimmten Beitpunfte jenen Bau zu vollenden. Kann Lebterer vor 
bewirkter oder vor beantragter Expropriation Die Arbeiten beginnen, 
ohne fich einer Befipflörungsflage auszufeßen? Vgl. $. 33. 

5) Der Befiber eines Grundflüds, welches in die ſchon ab- 
geſteckte Eifenbahn-Linie fällt, will Veränderungen mit demjelben 
vornehmen, 3. B. bauen, inwiefern Darf er dieſes? Kann er ins- 
befondere den durch einen derartigen Bau entftehenden Mehrwertb 
des Grundftüds bei feiner demnächftigen Entichädigungsforderung 
in Anjchlag Bringen? Vgl. & 33. 

6) Der Eifenbahnunternehmer verwendet ein Grundftüd zum 
Bahnkörper, ohne in Beziehung auf daffelbe das Expr.-Verfahren 
einzuleiten. Ob und inwiefern ift durch dieſe Faktifche Verwendung 
zu einem öffentlichen Zwecke eine Befig- und Cigenthumsflage des 
bisherigen Eigenthümers begründet? Vgl. $. 35. 

Man wird nicht beftreiten, daß die Entſcheidung dieſer 
Rechtsfragen ehr verjchieden ausfallen muß, (oder doch Fann) 
je nachdem man die Expropriation ald ein zweiſeitiges Rechts⸗ 
geichäft oder einen einfeitigen Rechtsaft anfleht, und wird es daher 
wohl entjchuldigen, wenn bier eine auf biftorifcher Grundlage 
fußende detaillirte Entwidlung derjelben verjucht wird. 


B) HSiftorifhe Entwidlung ber Lehre vom Zwangsverfaufe. 
a) Roͤmiſche Rechtsanſchauung. 


8. 19. 


Das römische Recht, welches den Grundſatz der Unverleglichkeit 
des Privateigenthums befonders fefthält, gibt nur wenige Fälle an, 
in denen Jemand gezwungen werben kann, zu öffentlichen Zwecken 
fein Eigenthum berzugeben. Im Bandeften- Rechte zumal finden 
wir nur Beifpiele dafür, daß Jemand zu Gunften von Privaten 
zu Privatzweden angehalten wird, fein Eigenthum zu veräußern. 
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Diefe gezwungenen Veräußerungen zu Privatzweden werden 
als Verkäufe bezeichnet ?). 

Auch einen nothwendigen Verkauf von Sclaven fennt bag 
M. R.2), jedoch tritt auch hier die Rüdficht auf das oͤffentliche 
Wohl, dieſes charakteriftiiche Merkmal unferer Expropriationen, 
zurüd, indem ald Grund dieſer Beflimmungen nicht ein öffentliches 
Intereſſe, ſondern das Gebot der Menjchlichfeit, der favor liber- 
tatis angegeben wird ®). 

Ebenſo erjcheint Die zwangsweiſe Beftellung einer Wege-Servitut 
zu Gunſten eines Nachbars, welcher ohne ſolche nit auf fein 
Grabmal gelangen kann +), rein ald eine zu Gunſten eines 
Privaten gegebene Beftimmung. — Immerhin find dieſe gefeßlichen 
Beftimmungen für die hier geltend gemachte Anficht injofern nicht 
ohne Intereſſe, ald in ihnen Jämmtlidy die zwangsweiſe Abtretung 
ald ein gezwungener Kauf aufgefaßt wird, namentlich auch in 
der I. 12 pr. cit., wo aus dem von Paulus gebrauchten Ausdrude 
pretio, welcher der emtio venditio eigenthümlich ift, erhellet, daß er 
den fraglichen Rechtsakt der zwangsweiſen Belaftung, als durch 
das Nechtsgefchäft eines Kaufs perficirt, auffaßt >). 


1) So wird nad 1. 2 und 5 $. 1 de distr. pig. (20, 5) der Pfand⸗ 
gläubiger und ber Bürge, welche das Pfanbobjeft gefauft haben, gezwungen, das 
letere einem weiteren Pfandgläubiger Faufweife zu überlafien, und fügt Pa- 
pinian in 1.2cit, Hinzu: hujusmodi venditio transferendi pignoris causa 
necessitate juris fieri solet. Cf. Cujacius observat. libr. 17. 

2) C£. $. 4. I. de donat. (2, 7): wenn ein gemeinfchaftlider Sclav von 
einem Miteigenthümer bie Freiheit erhalten hat, follen die übrigen Miteigens 
thümer mit einem ihrem Gigenthumsredht entiprechenden Preife zufrieden fein; 
und 1. 2. D. de his, qui sui vel al. jur. (1, 6), wonach der Broconful den 
Herrn, welcher feinen Sclaven hart behandelt hat, zwingen Fann, diefen zu vers 
faufen (veniri-jube). 

3) Ebenſo erfcheint in 1. 2 C. pro quibus caus. (7, 13): (Sclaven, weldye 
einen Falſchmünzer denungliren, follen mit dem Röm. Bürgerrechte beſchenkt — 
deren Werth aber ihren Herrn vom Fiskus ausbezahlt werden) die Abtretung 
der Sclaven nur als zu Gunften der Denuncianten, zur Belohnung deren Bers 
dienſte, nicht aber direkt im öffentlichen Intereſſe angeordnet. 

4) Diefelbe foll nad der 1.12 pr. D. de relig. (11, 7) vom Richter mit 
möglichfter Schonung des Eigenthümers und gegen Billige Entfhädigung (justo 
pretio) eingeräumt werben. 

5) Die einzige Banbeftenftelle, in welcher eine Abtretung im öffents 
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$. 20. 


Erft in den Gonftitutionen der fpätern Kaiſer finden 
ſich einige wenige Fälle, in weldhen der Grundfaß, daß der Staates 
Angehörige verpflichtet ift, gegen Entjcehädigung jein Eigenthum dem 
öffentlichen Intereſſe zu opfern, wie in unfern Expropriationds 
Sefeßgebungen ausgeſprochen ift. 

Namentlich ift Hier Die 1. 1. und die ungloflirte 1. 2. C. ut 
nemioi liceat in emtione specierum se excusare (10, 27) hervor 
au beben, in welchen Gejeßen der Kaiſer Anaftafius die zwangsweiſe 
Wegnahme (cogatur) des überflüjfigen Getreides zur Befeitigung von 
Theuerungen und zur Verpflegung von Truppen (urgente necessitate) 
allgemein gebietet, gegen vorausgehende Zahlung des Marktpreijes 
(prius aurum accipiant, quam ab iis species exigatur — justis 
pretiis, quae in ea civitate obtinent). Bedeutungsvoll ift dieſe 
Stelle jowohl um deßwillen, weil fie eine Exrpropriation im tech» 
nijchen Sinne anordnet, als auch weil fie diefe Enteignung (von 
Mobilien) aus dem privatrechtlichen Gefichtöpunfte eines Kauf 
auffaßt, wie fich ſchon aus der citirten Ueberſchrift des Codex 
Titeld ergibt ®). 

Selbft ein rechtlicher Zwang zur Abtretung von Grund: 
Eigenthum zu öffentlichen Zweden und zwar zur Ausführung 


lichen Intereſſe angeordnet wird, ift bie 1. 14 $. 1. D. (8, 6) wonach, wenn 
ein öffentlicher Weg durch das Wafler weggerifien ift, der nächſte Nachbar fi 
gefallen laſſen fol, daß der Weg über fein Grundflü geführt werde. Es wird 
aber dem abtretenden Gigenthümer Hier Feine Entfhäbigung 
gewährt. — Das Privateigentyum wird alfo Hier nicht übertragen, fondern 
vernichtet und Liegt fomit Feine Erpropriation im technifchen Sinne vor. 

6) Daß es fih Hier um Mobilien Hanbelt ift hinfichtlich der Natur der 
Erpropriation ohne Bedeutung. Die Erpropriation von Mobilien beruht auf 
denfelben Grundfäben, als die an Immobilien. Cine bdiefen Coderſtellen ent« 
fprechende Beftimmung Hat das allgemeine preuß. & MR. Tit. 11 69. 74 bei 
entflehendem Getreidemangel, ebenfo die in 5.4 biefer Abhandlung unter 4 auf: 
geführten allgemeinen Grpropriatione-Gefeße, fowie das Kurhefiihe-®. vom 
18 1834 8. 16. 

Eine weitere Expropriation von Mobilien if die Aushebung von Pferden 
zu militäriichen Zwecken. Bol. Kurh. Geſetz v. 25 1834 (Gef. Bl. ©. 163). 
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eines öffentlichen Bau-Uinternehmend kommt in der 1.9 C. de operib. 
publ. (8. 12) ?), einer Conftitution aus dem Jahre 393 vor, ohne 
daß jedoch die privatrechtliche Natur des Abtretungsafts hervor 
gehoben wird ®). 


7) In den c. 6, 4. 17. C. 8, 12, welche wohl au ale Erpropr.-Wälle 
enthaltend angeführt werden, ift von Zerflörung von Brivatgebäuden im 
öffentlichen Interefje die Rebe, fomit nicht von Erpropriationen (Uebertragung 
von Privateigentfum auf den Staat und Entſchädigung des Eigenthümers) fons 
dern von Vernich tung bes Bigenthums refp. der Gebäude, welche dem oͤffent⸗ 
lichen Rechte reip. einem Bolizeiverbote zuwider, welches feine Verjährung zus 
läßg erbaut worden find. 

Denn wie 1. C. cit. fagt: praescriptio temporis juri publico non debet 
obsistere, sed nec rescripta quidem, atque ideo diruenda sunt omnia, quae 
per diversas urbes vel in foro vel in publico quocumque loco contra orna- 
tum et commodum et decoram faciem civitatis extructa noscuntur. 

8) Es wird dort verorbuet: 

„Nulla domus inchoandae publicae fabricae gratia diruatur, nisi usque 
ad 50 libras argenti pretli aestimatione taxabitur. De aedificiis vero majoris 
pretii ad nostram scientiam referatur, ut ibi amplior poscitur quantitas, Im- 
perialis extet auctoritas.“ 

Cf. Brissonius de verb. signif. sub voce fabrica. 

Es foll alfo ohne befondere Genehmigung bes Kaifers ein Haus (vom 
Stadtpräfeften) zur Ausführung eines öffentlichen Bauunternehmens (inchoandae 
publicae fabricae causa) nur dann eingerifjen werden bürfen, wenn es bis auf 
50 Pfd. Silber geihäßt worden iſt; wenn aber in Folge der Abſchätzung der 
Eigenthümer eine größere Summe fordert, foll erft an den Kaifer berichtet und 
defien Ermächtigung eingeholt werden. Es wird durch diefe Stelle das Erpropr.s 
BDerfahren allein Sache der Berwaltungss Behörden. — Die Abtretungsfrage 
wird entweder vom praelectus urbis, oder bei werthvolleren Gebäuden vom 
Kaifer entjchieden und Fann die Abtretung erſt gefordert werden, nachdem eine 
Abſchätzung vorausgegangen ift (vermuthlich durch Taratoren, welche da der 
praefectus urbis al® die Erpropriation leitende Behörde allein angegeben wird, 
von biefem wohl herangezogen wurden und als befien Gehülfen die Entſchädigungs⸗ 
fumme feftftellten. Cf. Häberlin 1. c. pag. 5.) 

Von einem gegen bie Enticheidung des Präfeften in Beziehung auf bie 
Beſtimmung der Entihädigungsfumme möglichen Rechtsmittel wird nichts ers 
wähnt, es ſteht daher anzunehmen, daß ein foldhes unzuläffig war, und würde 
ſomit diefes Verfahren ganz dem entiprechen, wie wir es bei der Exrpropr.-Befep- 
gebung Sad. Meiningens und Sad. Weimars (vgl. $. 50 dieſer Abhand⸗ 
lung) wieder finden werben. Der Gefihtspunft eines Kaufe wird nicht hervor 
gehoben. 
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Wenn fih nun auch fomit im R. R. die Expropriation zu 
öffentlichen Zwecken noch nicht zu einem Syflem von Rechtsgrund⸗ 
lägen, zu einem eigenthümlichen Rechtsinſtitute entwidelt bat, 
jo ſieht man doch aus den angeführten Fällen, daß die Römer da, 
wo fie über das Wefen einer zwangsweiſen Abtretung Andeutungen 
gegeben haben, lebtere nach der damaligen Entwidlung ihres Rechts 
aus dem Gefichtäpunfte eined Kaufs aufgefaßt haben. Diefe 
Auffaffung tft zudem eine Eonjequente Folgerung aus ber allge 
meinen, fich ſchon im Pandektenrechte findenden Rechtsregel der 
Römer, daß jeder, welcher eine Sache ſich aneignet, mag es fi 
nun um Eigenthumswerth oder um eine obligatio ex delicto hans 
deln, fofern er dafür Erſatz leiften muß (aestimationem offert), 
als Käufer angejehen wird ): 

possessor qui litis aestimationem obtulit, pro 
emitore incipit possidere. 

Es muß bier auf den ſchon früher berührten Einwand zurück 
gefommen werden, Daß dieſe Anfchauung dem ſonſt allgemein ans 
erfannten Rechtöprincipe widerfpreche, daß Verkäufe als Verträge 
nur durch freie Einwilligung der Parteien zu Stande kommen. 

Der feine juriftiihe Sinn der Römer hat dieſem |cheinbaren 
Widerſpruche injofern Rechnung getragen, als in den angezogenen 


9) Cf. 1. 1. D. pro emtore (41, 4) (Gajus) cf. au 1. 3 eodem: litis 
aestimatio similis est emtioni (Ulpian) u. 1. 7 $. 1 D. de publiciana act. 
(6, 2): silis fuerit aestimata, similis est venditioni, et ait Julianus, si obtulit 
reus aestimationem litis puhlicianam competere. 

Zur Erläuterung diefer Stellen ift zu bemerfen, daß im röm. Vindications⸗ 
Prozeſſe bei Eigenthumsklagen, wenn die Neftitution des entzogenen Befibes 
von Seiten des Berflagten nicht erfolgt (liti sese obtulit) derfelbe bie litis 
aestimatio, d. 5. das durch Bid und fonflige Beweismittel feflgeftellte Interefle 
des Klägers erſetzen mußte. 

Wenn nun ber bie litis aestimatio zahlende Verklagte die vinbicirte Sache 
bejaß oder deren Beſitz erlangte, jo mußte er nad Inhalt der citirten Stellen 
ale Käufer angefehen werden, wenn er ſich nicht dolose des Beſitzes entäußert 
hatte, Vgl. Puchta Inſtitut. 6. 232 Note S. und aud die dort aufgeführten 
1. 46. 47. 63. 69. 70. D. de R. V. (6,1) in welchen der Erwerb Defien, 
welcher als Bellagter mit der rei vindicatio ſtatt ber Sache den Erſatz des Werths 
derfelben geleiftet hat, der Tradition verglichen wird. Bol. Puch.ta I. c. $. 241. 
(©. 683). | 
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Stellen nicht geradezu von einem erzwungenen Kaufe, ſondern 
nur von einem faufähnlichen Rechtsgeſchaͤfte (similis est venditioni) 
geiprochen wird. Den mangelnden Conſens der Parteien über 
Preis und Waare, jehen fie aljo mittelft einer der Kiktionen (dieſe 
wird in dem pro emtore possidet angedeutet) an denen das R. R. 
fo reich ift, als bejeitigt an. Man könnte hiernady annehmen, baß 
die Pandekten-Auriften die geswungene Abtretung, gleichwie den 
Erwerb zufolge Zahlung der litis aestimatio, nur als einen fin: 
girten Kauf angejeben hätten. Es wäre dies aber ein bloßes Wort- 
gefecht. Mag man das Rechtögejchäft einen fingirten oder erzwungenen 
Kauf oder ein Faufähnlicyes Sefchäft nennen — man muß zugeftehen, 
daß in Wahrheit das R. R. injofern von der Regel, daß ein Kauf 
nur durch Conſens der Parteien zu Stande fommt, eine Ausnahme 
macht, ald es Geſetz und richterlichen Ausspruch in Beziehung auf 
Entftehung der Obligationen ſowohl zu Gunften von Privaten, 
als auch (wenigftens fpäterhin) bei Enteignungen zum Zwecke des 
Öffentlichen Wohle, der freien Einwilligung gleichftellt. 


b) Anſchauung ber an das R. R. ſich anfchliegenden Gefeßgebungen und 
Rechtslehrer Deutſchlands bis zur neueren -Zeit. 


g. 21. 


In den dürftigen gejeblichen Anfängen, in denen uns bie 
Erpropriation in Deutjchland vom Ende des Mittelalter bis zu 
Anfang des 18, Jahrhunderts begegnet 19), finden ſich faum ge⸗ 
nügende Anhalt&punfte dafür, aus welchem rechtlichen Geſichtspunkt 
die Enteignungen aufgefaßt wurben. Dagegen fprechen die Juriſten 


10) Hierher gehören bie Beftimmungen der Baierfhen Landes- und 
Polizei-Drdnung von 1616. Buch IM. tit. 13 (Cf. Wendt]. c. p. 8) 
wonad „diejenigen, die an dem Ort, durch welchen die Straßen gehen, Grünbt 
haben, den Anderen, deren Gründt ohne Mittel an die Straße floßen, nad Er⸗ 
kenntniß der Ortsobrigkeit zu Hülfe fommen follen? und fonfliger Wegeorde 
nungen aus dem 18. Jahrhundert; fodann die von Häberlin 1. c. p.11—35 
in Auszug mitgetheiltn Bergmwerfs-PBrivilegien, Bergordbnungen, 
in&befondere ein Brandenburger Privileg von 1476 und die Nafe 
faufhe Berg⸗Ord. von 1559, welche den Grundſatz, daß gegen Entſchä⸗ 
digung Grundeigenthum zum Bergbau im öffentlichen Interefie abgetreten wer⸗ 
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des 17. Sahrhunderts fchon von der Zwangsabtretung ald von 
einer emtio venditio ex causa necessitatis propter bonum publicum 4), 
— Ebenſo behandeln tie Nechtslehrer des 18. und Anfangs des 
19. Jahrhunderts dieſe |. g. emtio venditio necessarla !2) bei der 
Lehre vom Kauf. 


Als gegen Ende des 18. Jahrhunderts in Baiern und Preußen 
der Verſuch gemacht wurde, das beftehende Recht in Codices zus 


den muß, fchon haben. Es heißt in erfterer: Der Eigenthümer muß das Schürs 
fen geflatten — foll das Feld ıc. bezahlt nehmen nah billigem Erkenntniß 
piderber Leute (Sachverftändiger oder Schiedsrichter); und ın letzterer, Artikel 28 
(vgl. Häberlin 1. c. p. 15): „die Gewerke follen fHuldig fein, dem Grunds 
bern feinen Schaden nah Grfenntniß der Geſchworenen des Bergwerks zu 
erlegen“. 

EHenfo fage die Kurheſſ. Berg.-Ordn. v. %1 1652 (N. 8. d. 8. O. 
Bd. J. ©. 20: die Gewerke follen ſchuldig fein, dem Grundheren den Boden, 
wo fie den Schurff machen nad Billigfeit und Erkenntniß der Bergbeamten zu 
bezahlen. — Der Ausdrud: „der Gigenthümer fol bag Feld bezahlt 
nehmen“, beutet jedenfalls auf bie Anficht eines zweifeitigen Mechtsgeichäfte, 
einer Beräußerung. 

11) So Carpzov (71666) in feiner juris prud. forens, Part. 2 const. 33, 
definit. 16: ex causa necessitatis propter bonum publicum, ut sub- 
ditus bona sua justo pretio vendat, bene cogi potest. — Nec enim 
principi, subditorum jura laedere licet. Excipitur tamen casus necessitastis ot 
causa boni publici, quod tanti aestimandum, ut subditus quivis illud potius 
promovere, quam lucrum quaerere debeat. 

Quamvis et hoc non aliter accipi velim, quam si justum ei refundatur 
pretium. 

Derfelbe führt auch zum Beweife, daß diefer Grunbfaß in die Praxis über⸗ 
gegangen war, ein Erkenntniß in ©. Krauswih g. ben Math zu Reichen⸗ 
bach von 1629 an, deſſen Decifive lautet: 

„So wäret ihr wegen gemeiner Stadt Wohlfahrt die Wiefe (damit das 
Mahlen nicht gehindert werde) dem &. um ein rechtmäßiges Raufgeld zu 
überlaffen ſchuldig“, und beruft fih auf Anton Gomez (+ 1678) libr. 2 var. 
resol. lib.86 c. 30. Ch. au Carpzov’s jurispr. ecclesiast, |. 2 def. 378, 
fodann Mevius (f 1670): P. 2 dec. 279. — Lauterbach colleg. theor. 
pract. 1. 18 tit. 1. $. 10. - Voet N, 3.— Bei Cujacius (observ. libr. 17. 
c. 9) finden wir unter ber Rubrick: aliquando invitum compelli rem suam 
vendere, außer dem gezwungenen Berfauf von Getreide mit Belegen aus Tacitus, 
Livius ıc. nur Beifpiele aus dem R.R., wo jemand zu PBrivatzweden gezwun⸗ 
wird, fein Gigenthum zu verkaufen. 

12) Cf. Böhmer princ. jur. can. $. 603. Höpfner com. $. 865. 
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fammen zu faflen, ging die Rechtsanſchauung der Damaligen Juriſten, 
daß die Enteignung als Kauf aufzufaflen fei, in die deutſche Par 
ticular-Befeßgebungen über. 

So fpriht namentlih der Codex Max. bavar. civilis, 
welcher zuerft das Princip der Abtretung allgemein aufftellt =), 
vom Zwangsverkauf, wozu fein Verfaſſer v. Kreitmanyer, 
unter Bezugnahme auf die L9 (u.14) Cod. cit. bemerkt: Obſchon 
der Kauf oder Verkauf ebenjo wie jeder andere Gontraft res mere 
voluntaria ift, wozu man regulariter Niemanden zwingen Tann, jo 
mag Doch ſolches ob causam justam tam privatam, quam publicam 
wohl gejchehen. Ob causam publicam wird 3. B. Der Unterthan 
mit allem Zug gehalten, zu operibus publicis feinen Grund um 
billigen Preis zu verkaufen. 

Auch das preuß. 2.:M. 1. c. Tit. 11 kennt einen „gezwungenen 
Verkauf zum Wohle des gemeinen Weſens ı*).” 

Das erfte neuere Geſetz, welches die Expropriation behandelt, 
ohne die Kauf-Natur berfelben hervor zu heben, ift der Code 
Napoleon welder in Art. 545 fi dahin ausfpricht: daß Nies 
mand gezwungen werden Fönne, fein Eigenthun abzutreten, es fei 
denn des öffentlichen Nutzens wegen und gegen eine gerechte und 


Hellfeld juris pr. forens. $. 973 befondere aber Hofacker princ. juris 
rom. $. 1897.— Strecker de venditione necessaria (Erfurt 1729) hat eine 
befondere Difiertation dem Zwangsverlauf gewidmet, und behandelt fowohl dem 
ob dispositionem legum singularium (zu Privatzweden) ale ben ob utili- 
tatem publicam eintretenden, wobei jedoch leßterer auf wenigen Seiten ſehr 
dürftig wegfommt, nicht Halb fo vollfländig ale bei Hofader 1. c. Diefe Diſſer⸗ 
talion ift nur infofern bes Leſens werth, als fle einen fprechenden Beweis bafür 
. abgibt, welche ganz unbedeutenden Produkte es wagen Fonnten, unter dem Deck⸗ 
mantel der lateinifchen Form an bas Licht zu treten. Hinſichtlich der fpäteren 
Vertheidiger der Anflcht eines Zwangskaufs vgl. $. 24 Anm. 

13) Th. IV. Kap. 3. $. 2: Im übrigen kann auch Niemand zum Berfaufe 
gezwungen werben, ausgenommen foweit es die Landes- und Bolizei-Orbnung 
um des gemeinen Beften willen alfo erfordert.“ 

14) $5. „Zur Anlegung oder Verbreitung einer öffentlichen Landſtraße — fönnen 
bie Befiger der angrenzenden Grundftüde, fo viel davon, als zu dieſem Behnf 
erfordert wird, dem Staate Fäuflich zu überlaflen, gezwungen werben“. 

$. 8. „In allen Fällen eines durch bie Geſetze begründeten nothwendigen 
Verkaufs muß, wenn über den Preis kein Ginverfländnig ſtattfindet, derſelbe 
nad dem Ermeſſen vereidbeter Taxatoren beflimmt werben.“ 
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vorgängige Entjhädigung — An den Code ſchließen 
fih dann die allgemeinen Befeßgebungen, Godificationen und Vers 
faflungs Urkunden dieſes Jahrhunderts in ihren Husdrüden an, 
indem fie von Abtretung des Eigenthums gegen eine ange 
mefjene Entſchädigung ſprechen, ebenjo die vielen bejonderen 
Expropr.Geſetze, welche insbefondere feit den dreißiger Jahren in 
Deutſchland publicirt worden find. 


O)BrivatrehtligeNaturdbes@rpropriations-Aftes nah Inhalt 
der gegenwärtig in Deutfhland geltenden Rechtésquellen. 


$. 22. 


Betrachten wir zunächft näher die Ausfprüche der gegenwär- 
tig geltenden deutſchen Partikular-, bezw. Expropriations-Gejehe, 
weldhe eine beſtimmte Anſicht über die privatrechtlihe Natur 
unſeres Nechtsinftitut3 aufgeftellt haben. 

Außer den im vorigen $. ſchon hervorgehobenen und ihrem 
Inhalte nach angeführten Gopdifilationen des preuß. Landrechts 
und des Codex Bavaricus bat fih nur da8 Hamburg’iche 
und Naſſau'ſche:) Expropr.⸗Geſetz über die Natur der Expro- 
priation ausdrüdlich ausgejprochen. 

Diefe vier Gefeßgebungen vindiciren der Gepropriation die 
Natur eined erzwungenen Kaufvertragsd. inige andere 
deutſche Expropriationsgejege nämlid dad Gotha'ſche, könig— 
ih Sächſiſche und Weimarſche?) fprechen ſich injofern 
für dieſelbe Anſicht, wenigſtens indirekt aus, als fie dem Expro⸗ 
priaten für gewiſſe Fälle ein Wiederkaufsrecht vorbehalten, 
woraus man ſchließen muß, daß fie dem entfprechend aud) das 
Hauptgeſchäft der Expropriation für einen Kauf angejehen 
wiſſen wollen. 


1) Hamburg $. 4: „In Ermanglung einer gütlichen Uebereinfunft findet 
Seitens ber Uebernehmer nur eine käufliche Grwerbung des eigenthümlich 
abzutretenden Grundes — ftatt”. 

Nah der Korn, in welcher in Naffau die Erpropriation zur Erſcheinung 
fommt, muß dort diefelbe ebenfalls von Geſetzgeber als Kauf angejehen fein. 
In $. 19 Heißt es naͤmlich: „Ueber die Abtretung if ein Raufbrief nad 
Vorſchrift der Gontraften-Drdnung von 1774 auszufertigen.“ 

2) Bol. $. 16. Anmerk. 14 diefer Abhandlung. 
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Mehrere Erpropriations-Gefeße bezeichnen wenigftend die Ex⸗ 
propriation als eine Veräußerung, fomit als ein zweileitiges 
Rechtsgeſchaͤft. Direkt jagt dieſes das Hannöverihe Eiſenbahn⸗ 
Geſetz von 18402), und indirekt alle anderen deutſchen Expro⸗ 
priations⸗Geſetze, indem fie die Beſtimmung enthalten, daß ber 
durch das Expropriationsgeſetz geforderten Abtretung ein Ber: 
aͤußerungs-Verbot nicht entgegenftehen jolle. Unter Veräußerung 
wird aber nad) dem Sprachgebrauche und nach allgemeinen Rechts- 
grundfäßen das Aufgeben oder die Uebertragung eined Rechts 
verftanden, welche in der freiwilligen oder erzwungenen (d. 5. vom 
Geſetz Jupplirten) Abfiht der Betheiligten ihren Grund hat. Es 
ift fomit wenigftens auf die Weife ausgefprochen, daß die Expro⸗ 
priation ein zweifeitiger Rechtsakt alfo ein Vertrag fei, ber 
juriftiichen Beurtheilung überlaflend, was für ein Vertrag anzu- 
nehmen ftehe. 


3) Schon in feiner Ueberfhrift: Geſetz, die Beräußerungs:Berpflid- 
tung behufs Gifenbahn- Anlagen, betreffend. Ebenſo Mecklenburg B. D.: Ber 
äußerungs-Verpflihtung behufs @ifenbahns Anlagen betr. (vgl. $. 4 biefer Ab⸗ 
handlung). 

Auch in Kurheſſen finden fi einige gefehliche Beftimmungen, welche für 
die Anficht ſprechen, daß bei den Erpropriationen überhaupt es fih nit um 
einen einfeitigen Aft der Staatsgewalt (Folge des Hoheitsrechts), ſondern 
um eine gejwungene Uebertragung des Grund-Eigenthbums — alfo um eine 
Veräußerung banbelt. 

So ſpricht 1) der $. 7 der V.O. v. 34 1819, die Errichtung der Straßen 
Bauverwaltung betr. (Gej-Bl. Bd. 2 ©. 98), von der dem Staate zuftchenden 
Befugniß bei einer Straßen: und Brüden-Anlage die eigenthümlicdhen Grund: 
füde Anderer jedod unter voller Entfhädigung zu erwerben, alfo nidt 
son einer unmittelbaren faktifchen Wegnahme, Apprehenfion, der Grundſtücke, 
welche als ſolche zu einer Entichädigung s. str. verpflichte. 

2) Das Minifterial-Ausfchreiden v. 3° 1829 6.3 (Gef. BL. S. 2), welches 
die Ueberichrift hat, betr. die dem O. G. zuitehende Beftätigung gewißer Ber: 
träge über Grundeigenthum fpriht in $. 2 von ben Bällen, wo Brundeigen 
tum zu öffentlichen Zwedeu abgetreten werden muß (die Beflätigung des @igen- 
thum⸗Uebergangs foll von dem betr. Untergeriht vorgenommen werden) 
technet alfo diefe Abtretung zu den Berträgen. 

3) Vgl. auch Gef. v. j4 1833 (Geſ.⸗Bl. ©. 186), die Aushebung ber 
Pferde betr. $. 2: Jeder Pferdebefiger ift verpflichtet gegen Empfang des aus 
gemittelten Preiſes 2c. die ausgewählten Pferde abzuliefern. 
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g. 233. 


Hinfichtlich derjenigen deutſchen Länder oder Gebietstheile, 
welchen die Partiknlar⸗Geſetze fich über die privatrechtliche Natur 
x Bwangsenteignnng weber direft noch indirekt ausgejprochen 
iben, wird zwifchen zwei Tändergruppen zu unterſcheiden fein, 
imlich: 
a) zwiſchen folchen, in welchen ein partifulares allgemeines 
Civil-Geſetzbuch befteht und 
%) ſolchen, in welchen das ſ. g. gemeine Recht Direlt 
gilt. 
Zu a. Zu den Ländern der erftern Gruppe gehören: 
I. die Gebietötheile, in welchen der Code Napoleon (beziv. Dad 
adiſche Landrecht) Geltung hat. 
Der Code Napoleon drückt fih in art. 545 über daß 
wangsenteignungsaejchäft folgendermaßen aus: 
»Nul ne peut €tre contraint de ceder sa propriete, si ce 
n’est pour cause d'utilité publique, et moyennant une juste 
et pr&alable indemnite«, 

richt alfo nur von ceder (abtreten) und indemnite (Entjchädigung). 

Obgleich bier Die Gejeßgeber des Code die dharakteriftifchen 
usdrücke des Kaufs: Waare (Kaufobjekt) und Kaufpreis nicht 
brauchten, haben ſie doch den Geſichtspunkt des Kaufs bei 
m Grpropriationen feitgehalten, wie aus den offiziell veröffent- 
Hten Motiven deſſelben hervorgeht °). 


: 6) Bol. Vertrag des Staatsrathe Portalis im Corps legislatif vom 26. Ventose 
8 Jahres 12 zu art. 545: L’etat est dans ses occassions comme unlparticulier, 
iitraite avec un autre particulier. C’est bien assez qu’il puisse contraindre 
ı citoyen a lui vemdre son heritage, ect. 

Der franzöfifche Staatsrath Hat nad Maleville Commentar zum Code 
ıpoleon überfegt von Blandard Bd. II. ©. 6 in einem Gutachten vom 
. Auguſt 1807 jene Motive beftätigt, indem er fagt: „Sicht man auf den 
ebraud, jo weiß man, dag ein gezwungener Verkauf, der duch An- 
zung von Landſtraßen ıc. verurfadht worden ift, dem gejeßgebenden Körper 
rgelegt wurde.” — Dem entjprehend hat die Ueberfekung des franzöftichen 
eſetzes v. 8. März 1810, weldhe auf den Code fi ftügend in Rheinbaiern 
3 zum allgemeinen Baierifchen Erpropr.⸗Geſetze von 1837 Geſetzeskraft hatte, 
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Man wird bier einen MWiderfprud nicht finden können, wenn 
man bedenkt, daß der Ausdrud ceder ") wie das deutfche „abtreten“ ®) 
ein ganz allgemeiner, die eigenthämliche Natur des Rechtsakts noch 
gar nicht feftftellender if. Es entipricht derſelbe ungefähr Dem 
Ausdrude „veräußern”, welcher auch die verſchiedenartigſten Rechtes 
gefhäfte (Kauf, Tauſch, Schenkung) umfaßt, und ebenfo den jpe- 
ciellen Rechtötitel, auf welchen bin Eigentbum weggegeben werden 
fol, nicht hervorhebt. 

Ebenſo allgemein ift der Ausdrud „Entihädigung“ %), welcher 
meiſtens freilich hinfichtlich Des aus einem Delicte zu leiftenden Erfaßes 
gebraucht wird, wovon jedoch bei der Expropriation, wo ber &r- 
propriant ja nicht widerrechtlich, ſondern in Folge eines Geſetzes, 
Eigenthum an fi) nimmt, nicht bie Rede fein kann 2°). 

Daher wird man aber au binfichtlih der an den Code fi 
anſchließenden Gejeßbücher und Expropr.⸗Geſetze aus dem Umftande, 
daß in den Grundbeftimmungen über Exrpropriation nicht die charak⸗ 
teriftiichen Ausdrüde des Kauf gebraucht, vielmehr von Abtretung 
und Entſchädigung gejprochen wird, fein Argument gegen die Kauf: 
natur ber Erpropriation entnehmen, vielmehr vermuthen dürfen, 
daß Die betreff. deutſchen Geſetzgeber die Anjchauung des Code theilten, 

IL Insbeſondere fchließt ſich die hier weiter aufzuführende 
deutſche Gobififation, das öfterreich’fche bürgerl. Civil-Geſetzbuch 
im Wortlaute der vorher angeführten Beſtimmung des Code über 
Exrpropriationen durchaus an. 


ſtatt „Expropriation“ überall den Ausdruck „Zwangsverlauf”. Vgl. Wendt 
l. c. ©. 43—51. Dgl. aud das Erpropriationgefeb des Schweiger Eantons 
Genf v. 1%: 1834 Art. 1. 3. und 4 ⁊c. abgedrudt bei v. Wendt Erxpropr.⸗Code— 
©. 117. 

7) Cf. Dietionaire de l’academie frangaise, subvoce: c&der=r 
laisser; c&der ses droits — les transporter au profit de quelqu’un. 

8) Dgl. Grimm deutſches Wörterbuh sub voce abtretn. „Bom Ad 
abtreten — dem Gigner übergeben.” Rampe „Wörterbuch der deutichen Sprache? 
abtreten — überlaflen, aus dem Befig treten. 

9) Rampe deutfches Wörterbuch „entjchädigen” — einen erlittenen Schaben 
erfeßen. 

10) Bol. Erkenntniß des D. N. Gr. zu Darmflabt v. , 48 bei Seuffert 
J. c. VO Nr. 184. 
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Bei dieſer woͤrtlichen Uebereinſtimmung und bei dem nicht 
zu beſtreitenden Einfluſſe, welchen der Code auf die Abfaſſer jenes 
nicht lange nach ihm erſchienenen Geſetzbuchs geübt hat1), wird 
man daher auch hier die Anficht des Geſetzgebers zu unterſtellen 
haben, daß ein Kauf vorliege. 


g. A. 


Bu b. Was diejenigen deutſchen Länder betrifft, in welchen 
principallter das ſ. g. gemeine Recht Geltung hat, jo haben wir 
gejehen, daß Grund zur Annahme vorhanden ift, daß die Römer bie 
Enteignung, foweit ſich dieſelbe bei ihnen entwidelt hatte, Der Natur 
der Sache entiprechend, als Kauf auffaßten ?), und Daß die Deutjche 


11) Vgl. Eichhorn Staats: und Rechtsgeſchichte. Bd. 4. ©. 785. 


1) Sn den neueren Bandeften-Compendien ift die Lehre vom 
Zwangskaufe ganz verfhwunden, indem die Grpropriation dem deutſchen 
PBrivatrehte als ein diefer Mechtsmaterie angehöriges Inftitut überlafien 
worden ifl. Die Germaniften und Staatrechts⸗-Lehrer haben jedoch bis jebt bie 
privatrechtlihe Natur des Erpropriations Akts faum einer Unterfuhung ges 
würbigt. 

Die Anfiht, dag die Erpropriation als Kauf anzufehen fei, ift in 
ber neueften Zeit (von jeßt lebenden Suriften) namentlih von Beſeler 1. c. 
$. 90 ausgefprocdhen worden, weldher die Begründung diefer Anfiht in fol- 
gendem Sape gibt: 

„Das Rechtsgetchäft, welches durch die Zwangsenteignung hervorgerufen 
wird und das Verhältniß der Vetheiligten im Ginzelnen darſtellt, ijt der 
Berfauf und zwar ber nach geſetzlichen Beſtimmungen nothwendige Ver: 
Fauf, indem die Feſtſtellung bes Preiſes jedenfalls durch die definitive 
Abſchaͤtzung erfolgt.” 
Gbenfo von Häberlin I. c. S. 200-207. Mer, Notizen zu verfchiedenen 
Rechte-Materien, Hanau 1853, und Beffel-Kühlwetter I. c. ©. 37. — 
Auch Blunſchli (deutſch. Pr.R. F. 64) läßt ſich wenigftens dafür anführen, 
daß die Erpropriation als ein zweifeitiges (Bertrags:) Berhältniß anzuſehen jei. 

Sinfihtlih der älteren Juriften vgl. $. 21 diefer Abhandlung, Ans 
merfung 11 u. 12. 

Auch die Braris der höchſten Gerichte 3.2. die bes O.⸗A.-Gerichts 
zu Lübeck (vgl. Seufferts Archiv Bd. IV. Nr. 117), des rheiniſchen 
Appelhofs zu Göln (vgl. rheinifches Archiv Bd. 36 ©. 64 abgedrudt bei 
Beſſel 1. c. ©. 106) und des Kurf. Heſſ. Obergerihts zu Gaſſel (vgl. 
Heußers Annalen Bd. II. ©. 632) hat diefe Anficht. 


Koh, Eifendahnen. 4 
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und franzöfifche Jurisprubenz bis auf Die neuere Zeit dieſe Anficht 
durchgaͤngig getheilt hat. 
In ber neueften Zeit find jeboch verfchiedene Einwendungen 
gegen die Kaufnatur des Expropr.>Afts geltend gemacht worben. 
Hinfichtlich der Anficht, Daß Die Annahme eined Zwangs: 
kaufs ald dem Weſen der Verträge widerſprechend 
überhaupt unzuläflig jei ?), wird auf die fie widerlegende Ausführung 
im $. 20 in fine verwiejen werben koͤnnen. — Ebenſo wurde ſchon 
vorher im 6. 23 Note 6 ff. die Anfiht zu widerlegen verſucht, 
daß der Code ımd die an denſelben im Wortlaute fi) anfchließen- 
den Nechtsbücher und Expropriations-Geſetze durch den Nichtgebrauch 
der harakterifiiihen Ausprüde Des Kaufs aud die 
Annahme eines ſolchen aufgegeben hätten. 
Der Hauptangriff gegen die Kaufnatur der Expropriation 
eoncentrirt fih aber in dem Satze: 
Nur die Abtretung, nicht die Feſtſtellung der 
Entfhädigung ift ein wefentliher Theil der 
Erpropriation, 
Die eigentliche Expropriation, jagt man nämlich, ift fein zwei⸗ 
feitiges Nechtögefchäft, fondern nur ein einfeitiger Alt Der 
Staatögemwalt, ein unmittelbarer Ausflug des Hoheitsrechtes, 


2) Das O.A⸗Gericht gu Baffel Hat in diefer Weile die Grpropriation 
„ba es fich bei ihr weder um freiwillige Abtretung noch um Bezahlung 
eines vertragemäßig beſtinmten Preiſes Handele” niht als Kauf auf 
faffen wollen (vgl. Zeitſchrift für Recht und Geſetzgebung in Kurheſſen 
Bd. II. ©. 123. Anm. 8. und in derſelben Zeitfchrift 1. c. Bd. I. ©. 256; 
Erkenntniß in Sachen Rohmers rel. g. Stadt Bodenheim 1835, Staatsanwalt 
g. Huhn 1835, vgl. au Heußers Annalen II. ©. 633). Man muß jedod 
in der Anwendung diefes O.⸗A.⸗G. Präfudizes auf die vorliegende Wrage um 
fo vorficätiger fein, als in jenem Falle nicht direkt über die Natur des Gr 
propriatione:Afts, fondern über eine procefjualifche Frage entfchieden werben follte. 
Uebrigens würde, wenn man in jenem Präjudize eine Entſcheidung über die yop 
liegende Rechtsfrage finden wollte, zu bedenken fein, daß durch eine derartige 
Argumentation, die Möglichkeit eines fingirten oder Zwange-PVerfaufs, wie ihr 
nah $. 21 in fine do fchon die Römer kannten, und furfürfl. O⸗A.G. 
(dgl. Stripelmanns Entiheidung. Bd. 8. ©. 313) bei der Zwangsverfleis 
gerung aud anerkannt hat, überhaupt negirt wird. 
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indem das Gejeß, mittelft eines dem richterlichen Erkenntniſſe gleich« 
 geftellten Ausſpruchs der Verwaltungs⸗Behörde, die Ab⸗ 
tretung erzwingt, und die Entſchaͤdigung durch Vollziehung dieſes 
Ausſpruchs als eines rechtöfräftigen Erkenntniſſes durch dad Gericht 
feſtſtellen laͤßt *). Der gütlichen Einigung über den Umfang der 
Entſchaͤdigung im Erpropr.Verfahren bat man dann bie Natur 
eines Vergleichs vindicirt *). 

Es iſt bier die Nichtigkeit dieſer Auffafjung der Ggpropriation 
als eines einfeitigen Rechtsakts näher zu prüfen und wirb 
fi) an diefe Ausführung die Widerlegung der Anficht aujchließen, 
welche die Exrpropriation ald res judicata oder als Vergleich 
anfieht. 

Nimmt man zunaͤchſt Die Anficht , daß die Feſtſtelluug der 
Entſchaͤdigung in das Bereich des Executions⸗Verfahrens falle, als 
richtig an, ſo iſt die Entſtehung der Obligation bei Expropriationen 
unmittelbar durch die Feſtſtellung des Expropr.⸗Gegenſtandes für 
beide Theile gegeben. Damit waͤre dann die Expropriation nicht 
mehr ein Kauf, welcher immer eine gegenſeitige Pflicht der Con⸗ 
trahenten, insbeſondere Die Pflicht des Kaͤufers zur Leiſtung eines 
beſtimmten Aequivalents (pretium certum) für die Hingabe bes 
Eigenthums⸗Beſitzes, ald Eſſentiale vorausſetzt. 

Es laͤßt ſich allerdings nicht Iäugnen, daß in Preußen, 
Sachſen, Hannover, Württemberg, Weimar, Meinin- 
gen, Gotha, Medlenburg und Anhalt⸗-Cöthen ıc., das 
Expropriationds Verfahren der Urt auseinander fällt, DaB ganz 
verjchiedene Behörden über die Abtretung einerfeitd und Uber den 
Umfang der Entſchaͤdigung andererſeits zu entfcheiden haben, Ebenfo 


3) Bl. Wöhler l. c. ©. 122 und die bort im Note 127 cifirten Er⸗ 
fenninifie des O.⸗A⸗Gerichts zu Gaffel Bol. dagegen das Erkenntniß 
befielben Gerichts v. J 1840 in ©. St. A. zur Sache Koh g. Bauer. Bl. 
ah Burckhardt 1. c. ©. 231, welcher mit Anhalt an ein Sachfen⸗ 
Weimariches Erfenntnig jagt: Bei der Erpropriation gehört bie Feſtſtellung 
der Entfhädigunge- Summe lediglich in das Reich des Ausjührunge-Berfahrene; 
vgl. au Art. 37 des Weimar Meining’ichen Bejehes. 

4) Bol. die folgende Anm. 17, 


4* 
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muß zugegeben werben, daß in ben wenigften Erpropr.Geſetzen 
beftimmt und unzweifelhaft fi) Dafür ausgeiprochen wird, Daß bie 
Expropriation erft mit Feſtſtellung der Entihädigung gültig und 
perfekt ſei. Jedoch möchte burch dieſe beiden Zweifelsgründe bie 
Anfiht, daß die Expropriation auch nad dem Stande unjerer 
neueften Geſetzgebung als Zwangsverkauf aufzufaflen ſei, nicht 
widerlegt ſein. 

Damit, daß die Feſtſtellung der geſetzlich ſchon beſtimmten 
Pflichten der Abtretung und Entſchaͤdigung formell auseinander 
geriffen wird, ift nämlich noch nicht gejagt, daß dieſe Pflichten 
reip. die Feſtſtellung derſelben als felbfiftändige einfeitige 
Rechtsakte erjcheinen, daß die eine weniger wejentlich für den 
Begriff der Expropriation ift als die andere. 

Für die Annahme eines Zwangskaufs fprechen vielmehr 
folgende Säge: 

1) die Feſtſtellung der Entfhädigungsfumme 
wird in den Grundbeftimmungen über Ezpro— 
priationen, in den Berfaffungs-Urfunden und 
Erprop.sGefegen, als Eſſentiale berfelben 
anerfannt, indem die Entfhädigung immer 
neben dem anderen ungweifelbaften Effeutiale 
der Erpropriation: der Abtretung, als die ent- 
ſprechende Pfliht aufgeführt wird. Es beftimmen 
und durchdringen fi ſomit geſetzlich beide Pflichten ber 
Art, Daß eine ohne die andere rechtlich nicht exiftirt, und 
ift Daher ohne das Vorhandenfein beider eine Enteignung 
nicht vorhanden. Sodann fpricht weiter für den Zwaugs⸗ 
fauf: 

2) das gefeglih angeordnete Expropriations— 
Verfahren enthält ebenfo gut das Verfahren 
zur Feftfiellung der Entfhädigung, als das zur 
Feftftellung des Expropr.sObjekts. — Und po 
jol durch dieſes Verfahren die Expropriation überhaupt erft 
ind Leben gerufen werben. 

Es flieht ſomit die formelle Zerriffenheit bes Abtretungs⸗Ver⸗ 
fahrens der Annahme eines zweifeitigen Rechtsgeſchaͤfts nicht ent⸗ 
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gegen. Selbft in den Laͤndern, mo dad Erpropr.Geſetz die Abtre- 
tungs- und Entſchaͤdigungs⸗Frage Durch zwei verfchiedene gericht: 
lihe Erkenntiſſe feftftellen läßt, wird ſich die Expropriation 
noch ald Zwangsfauf auffaffen laſſen, indem fich die beiden Er 
fenntniffe recht wohl als der formelle Ausdruck eines Rechts⸗ 
Verhaͤltniſſes, eines Rechtsakts, denken laſſen *). 


$. 2. 


Ebenfowenig Tiegt in dem Die Abtretung und den Um» 
fang der Entfhädigung feftftellenden richterlichen 
Erfenntniffe das Weſen der Expropriation. Mit andern Worten, 
man kann nicht fagen, daß die gezwungene Abtretung die Natur 
einer res judicata habe °). Vielmehr hat jenes die Abtretung 
und Entſchaͤdigung feftftellende Erkenntniß Diefelbe Bedeutung für 
die Expropriation, welche der Zuſchlagsbeſcheid für das Rechts: 
Anftitut der Zwangd-Berfteigerung bat. Wie der Zuſchlags-Beſcheid 
nur die Form ift, in weldyer der über das Pfandobjekt zwilchen 
dem Schuldner und Adjudicatar eintretende Zwangskauf abge 
fchloffen wird, damit beurfundet werde, daß die für dad Zwangs⸗ 
verfleigerungs-Verfahren vorgefchriebenen Formen beobachtet worden 
find ”), fo tft aud das Erpropr.-Erkenntniß nur die Form, 
welche die erfolgte Beobachtung des gejeßlichen Verfahrens con- 
ftatirt und in welcher die Expropriation zur Erſcheinung kommen 
muß. 


5) Dur ein richterliches Erkenntniß (hier insbeſondere durch das über bie 
Abtretungsfrage allein gegebene) tritt eine Aenderung in der Natur des ur⸗ 
ſprünglichen Verhaͤltniſſes, insbefondere eine novatio nach der Anſchauung des 
heutigen Rechts (vgl. v. Savigny, Syflem Bb. 6. ©.26 u. 307; v. Waͤch⸗ 
ters Grörterungen aus dem römischen ꝛc. ꝛc. Privatrecht Heft 3 ©. 38 ff.) 
nit ein. 

6) Diefes fcheint die Anſicht v. Wendt's zu fein, welcher in feinem 
ErproprsGoder ©. 397 fagt: „wo bie Abtretung gezwungen geſchieht und 
die Entſchaͤdigung durch competente Entſcheidung fehgefellt wird, tritt eigent⸗ 
lich die Vollziehung eines rechtefräftigen Erkenntniſſes, einer res judicata ein. 

7) Bel Strippelmann’s Entfcheidungen bes Kurheif. O.A.Gerichts 
zu Gaflel, Bd. 8, ©. 314. 
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g. 26. 


Es ift weiter die Anflcht aufgeftellt worden, bie im Expropr.⸗ 
Verfahren (bei feftgeftellter Abtretungspflicht) über den Umfang 
der Entfchäpiguug abgeichloffene Uebereinkunft jet als ein felbfi- 
ftändiges, die Natur ber Expropriation beſtimmendes Weſen, als 
ein Vergleich im technifchen Sinne aufzufaflen *). Dagegen iſt 
zu erinnern: 

1) Es winde eine derartige Anffaffung nur mit der Anficht 
barmonteren, daß die Expropriation ein einfeitiger Aft, die Feſt⸗ 
ftellung der Entſchäädigung nur die Ausführung bes Abtretungs⸗ 
Beſchluſſes ſei, während Doch nach dem vorher Geſagten die Feſt⸗ 
ftelung ber Abtretungspflicht al8 der eine Arm und die bes 
Entihäbtgimgs-Umfangs als der andere Arm eines Körperd auf: 
zufaſſen if. 

Wenn alfo auch bie in Beziehung auf eine bevorſtehende 
Erpropriation abgefchloffenen gütlichen Uebereinkünfte, zumellen als 
Vergleiche aufzufaffen find (werm nämlich zur Abſchneidung des 
Expropriations⸗Prozeſſes beide Theile von den durch fie erhobenen 
Anſprüchen nachlafſen) jo Laßt ſich Doch die im eigentlidhen 
Erpropr.-VBerfahren über den Umfang der Entſchädigung ab: 


8) Diefes ift bie Anfiht des Obertribunals zu Stuttgart, weldies 
in @rfenntniffen v. "2 1847 und 34 1850 (vgl. Seuffert's Archiv Bb. 4. 
Num. 41) die Uebereinkunft, welche bei ergwungener Abtretung über den Preis 
des abgetretenen Grundftüds in der Form eines Kaufvertrage zwilchen bem 
Eigenthümer und der Ciſenbahn-Commiſſion abgefchloffen worden war, als 
Vergleich angefehen willen wil. Als Grund wird angegeben, daß die Abs 
tretung des fraglichen Grundftüds nicht in der Willkühr des Eigenthümere — 
welcher vielmehr Hierzu geſetzlich verpflichtet geweien fei — geftanden habe, und 
bie Uebereinfunft daher nicht die Ueberlaffung des Grundflüds, fondern nur bie 
Feſtſetzung des Preifes hierfür, über welche die Parteien nicht einig gewefen 
feien; fodann dag es fi mithin von einer gütlichen Vereinigung über einen 
— menigftens feinem Betrage nah — zweifelhaften Anſpruch gehandelt habe, 
worin eben das Weſen bes Vergleichs beftche. 

Ob ein Kauf ober Vergleich vorlag, war dabei infofern von Bebentung, 
ale nach Württember g'ſchen Landrechte, Käufe fon wegen Berlekungen 
über 4, Bergleiche nur wegen Berlegungen über } angefochten werben fönnen. 

Bol. auch in der folgenden Anm. 10. Weimar-Meiningen Art. 37. 
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geſchloſſene Uebereinkunft nicht als ein von bem Abtretungsakte fi 
ablößender Vergleich anſehen. Ebenjowenig läßt fi eine innerhalb 
bes Expropr.-Berfahrens über Abtretung und Entſchaͤdigung abge 
geichloffene Uebereinkunft ald Vergleich auffafjen. 

2) Es ſpricht naͤmlich weiter gegen die Annahme eines Ver: 
gleichs, überhaupt der Umſtand, daß es ſich zunächft hier nicht 
vorwiegend um ein gegenjeitiged Aufgeben von (ungewifien) beſtreit⸗ 
baren Anjprüdhen handelt ®). 

Bufolge gejeßlicher Beitimmung wird vielmehr ein dem Ex— 
propriat unbeftritten auftehendes Recht an den Exproprianten 
abgetreten bezw. veräußert und von lehterem eine beftimmete 
Geldfumme, aljo ein Preis, gezahlt, welcher (ebenfalld auf Grund 
des Geſetzes) entweder auf dem natürlichen Wege der freien Wil⸗ 
lenseinigung durch gütliche Uebereinfunft oder, wo Diefe nicht zu 
erlangen iſt, an deren Stelle, durch richterliches Erkenntniß feft- 
geftellt wird. Damit find allein die Vorausfeßungen eines Kaufs 
gegeben. 

Nur in den Ländern, wo die Expropr.⸗Geſetzgebung 
ausdrücklich und unzweifelhaft der im Expropr.Verfahren über 
den Umfang der Entſchädigung abgeſchloſſenen Uebereinkunft bie 
Natur eined Vergleichs zugefteht, wird man einräumen müfjen, 
daß dieſe Feftitelung der Entihädiguug als ein (jelbitfländiger)- 
Rechtsakt erjcheint, welcher zugleich Die Auffaflung des ganzen 
Expropr.⸗Geſchaͤft als eines Kaufs ausschließt 1%). Das Expropr.⸗Ver⸗ 


9) Bol. $. 8 dieſer Abhandlung Ann. 9. 

Der Erpropriant wenigitens gibt Fein Recht auf, wenn er über die Ent 
ſchaͤdigungsfumme mit dem Gigenthümer ein gütliches Abkommen trifft. 

10) Die gütliche Uebereinkunft über die Abtretung und Entſchä⸗ 
digung bezw. über die Entſchädigung allein wird Vergleich genannt von folgens 
ben Geſetzen: 

a) Baiern Art. 17: „vor Allem (if) eine gütliche Webereinfunft bes Bes 
theiligten über die Abtretungsfrage und über die zu leitende Entſchädigung zu 
verfugen und im Falle des Gelingens für den alsbaldigen rechtsförmigen Ab⸗ 
Schluß des Vergleiche zu forgen.” 

b) Braunfhweig $. 3: „(Die) Entfcgädigung wird, wo irgend möglich, 
durch einen gütlichen Vergleich zwifchen dem (Exrpropriauten) und den Intereſſen⸗ 
ten beftimmt.* 
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fahren faͤllt dann in zwei ſelbſtſtaͤndige Theile auseinander, von denen 
der eine mit dem Erkenntniſſe über die Abtretung der andere mit 
dem Erkenntniß reſp. mit dem Vergleiche über die Entihädigung 
ſchließt. 

In allen deutſchen Staaten, wo nicht ausdrücklich der Expro⸗ 
priation eine andere Natur als die eines Kaufs vindicirt wird, 
find alfo aus ber Natur dieſes Rechtsgeſchaͤft alle ſtreitigen Rechts 
fragen über die Verhältniffe zwifchen dem GErproprianten, fofern 
fie nicht durch die Partikular⸗Geſetze ſchon ausdrüdlich entſchieden 
worben find, zu beurteilen. Es werben daher im Folgenden unter 
Angabe der abweichenden Beftimmungen der Bartifular-Bejehgebungen 
die aus der Natur des Zwangskaufs entftehenden Rechtsfragen nad 
gemeinem Rechte erörtert werben. 

1) Zunaͤchſt wird bier Die Frage zu entidheiden fein, mit welchem 
Momente das Geſchaͤft als perfekt zu betrachten ift, namentlich 
der Expropriant nicht mehr von bemfelben abgehen kann, hierauf 

2) die Frage über den Uebergang des periculum und 
commodum. — Sodann werben 

3) die weiteren Verpflichtungen des Verkäufers einer 
ſeits (Befiß- und Eigenthums⸗Uebergang) und 


c) Gotha $. 33: „Die dur Vergleich eder Entſcheidung feſtgeſtellte 
Entihädigungsfumme ift — bei dem Gerichte der belegenen Sache auszuzahlen.® 

d) Weimar-Meiningen Art. 37: „Die vom Commiſſar in Bezug 
auf Gegenftände der Enteignung oder des Enteignungs-Verfahrens abgefchlofienen 
Dergleihe und — erteilten endgültigen Entſcheidungen haben die Wirfung 
gerichtlicher Vergleiche und rechtskräftiger richterlicher Erkenntniſſe.“ 

Durch jenen Ausdruck Vergleich“ it man jedoch noch nicht zu ber 
Annahme berechtigt, daß ber Geſetzgeber die über die Entſchaͤdigung abgeſchloſſene 
Uebereinkunft, als einen Vergleich im techniſchen Sinne aufgefaßt wiſſen will, 
indem iener Ausdrud öfters gleichbedeutend mit Uebereinfunft in den Erpropr.s 
Geſetzen gebraudt wird. — 

Namentlih wird man, ba im Zweifel für den Kauf zu vermuthen fein 
moͤchte — in ben Fällen vorfihtig mit jener Annahme fein müflen, wo zwar 
von Vergleichen, aber zugleih von einem Wiederkaufsrecht geiprochen wird — 
und ähnlihe auf einen Kauf hindeutende Beflimmungen angeordnet werben. 
Man wird alfo nur bann einen Vergleich annehmen dürfen, wenn außer dem Ausdruck 
„Vergleich“ noch befondere Anhaltspunkte für die Vergleichs-Auffaſſung ſprechen. 
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. 4) de8 Käufers (Exproprianten) andererjeitd behandelt 
id ſchließlich als GBegenbild zu dem Zwangskaufe die Folgen 
er faktiſchen Verwendung von Grundeigenthum zum 
ahn⸗Baue eroͤrtert werden. 


D) Perfektion der Erpropriation. 


g. 27. 


Eine der ſchwierigſten Fragen bei der Expropr.tehre iſt Die, 
m welchem Zeitpunfte an, die gezwungene Abtretung perfekt fei, 
m wann an alſo insbejondere der Srpropriant von feinem Expropr.- 
ntrage nicht mehr zurüd gehen kann, und der Eigenthümer ein 
ſtſtehendes Recht auf volle Entſchaͤdigung für das in Anſpruch 
nommene Expropr.-Objelt hat. 

Sieht man die Erpropriation als einen einjeitigen Akt der 
taatsgewalt an, jo laſſen fich verſchiedene Momente denken, mit 
elchen Die Perfektion des Expropr.Akts eintritt. Nämlich: 

1) der Augenblid der Snfinuation des Antrags auf Einleitung 
8 Exprop.Verfahrens in Beziehung auf ein beftimmtes Grundftüd, 
fofern man in diefem Antrage den Ausſpruch findet, daß dieſes 
rundftüd abgetreten werden müſſe und für Diefe Abtretung volle 
atſchaͤdignng in der Durch Das Geſetz beftimmten Form zugefichert 
de. Man argumentirt dann weiter, daß, da der Staat Fraft 
nes Hoheitsrechtes handelt, dieſe Zuficherung der Entjehäbigung 
ner Acceptation bedürfe und die Erpropriation fomit als ein 
ejeß mit der Eröffnung (Publikation bezw. Inſinuation) bindend 
erde. 

2) Der Augenblick, in welchem ſich der Expropriat dem von 
7 kompetenten Behörde ihm mitgetheilten Expropr.-Antrage in 
m beanjpruchten Umfange entweder ausdrüdlich oder ſtillſchwei⸗ 
nd. unterworfen hat, welches letztere durch Verfäumniß der gegen 
n Expropr.⸗Anſpruch zuläffigen Rechtsmittel innerhalb der dafür 
rgejchriebenen Friften gejchieht. — Man führt für dieſe Anficht 
, daß erft mit diefem Momente das Expropr.Objekt ald unwiber- 
flich feſtſtehend erjcheint. 
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: 8) Der Momentder Verwendung bes beanfpruchten Grund⸗ 
ſtücks. Erſt dieſe Verwendung, jagt man, füge dem Gigentbümer 
wirflihen Schaden zu, es trete bis dahin eine Rüdgabe der 
Grundſtücke unbedingt ein und fei nur für die Benupung und 
Verſchlechterung defielben Schabenerjaß zu leiſten ?). 


§. 28. 


Einfacher ſtellt fi in den Ländern bes gemeinen Rechts bie 
Unterfudung über die Perfektionsfrage — bei unjerer Annahme eines 
Zwangskaufs. Sofern Feine dieſen Punkt normirende partikular⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen entgegen ftehen, vielmehr lediglich das 
gemeine Recht zur Anwendung zu bringen ift, folgt hier die Gub 
Scheidung einfach aus dem Grundſatze des R. R.: 

ein Kaufvertrag ift von dem Wugenblide an perfelt*), 
wo zwilchen den Parteien: 
aa) in materieller Beziehung, bas Kaufobjelt und ber 
Kaufpreis beftimmt ift, 
bb) dieſe Beftimmmmgen in die Form eingefleivet find, 
welche etwa nad) Gefeß oder Hebereinfunft zur Gültig: 
feit des Vertrags gehören ®). 

In Hinficht auf dieſe beiden Erforberniffe der Perfeltion, von 
Denen das erftere immer vorhanden fein muß, während das Ießtere 
nur in Betracht kommt, wenn eine beſtimmte Form für bie Gültig 
keit des Vertrags vorgejchrieben wurde, iſt jedoch Mehreres zu 
bemerken. 

§. 29, 


Zu aa. Zweifel hiuſichtlich des Zeitpunkts der materiellen 
Perfektion der Erpropriation als Zwangskauf erregt der Ye 


1) Da wir von der Anſicht eines Zwangskaufs ausgehen, ſo wird hier von 
einer ſpeciellen Prüfung der Perfektion aus dem Geſichtspunkte eines einſeitigen 
Alte abgeſtanden. — Bol. jedoch $. 30 Anm. 16 dieſer Abhandlung und 
Burckhardt im Arhivl.c. S. 225 ff., welcher bie im Texte unter 2 entwickelte 
Anfiht als die richtige Hinftellt. 

2) Ct. pr. D. de peric. (18, 6) 1. 7 8. 1. 1. 35. 8. 1 D. he 
(18, 1). 

3) Cf. 1. ult. I. de contr. emt. (4, 3%) und Puchta Bandeltn $. 251. 
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ſtand, daß der Preis nicht ſofort mit der Feſtſtellung des Exprop.⸗⸗ 
Obſfekts von beiden Theilen feftbeftimmt, ſondern dieſe Preis⸗ 
beſtimmung einem beſtimmten Dritten, naͤmlich dem Richter (nad) 
Buziehung von Sachverftändigen) überlaſſen ift. 

In diefer Beziehung ift Folgendes zu bemerken: 

Mit der Feftftelung des Umfangs ber Expropr.-Pfliht und 
fomit des Expropr.⸗Gegenſtandes, tritt Die Pflicht zur Entſchaͤdiguug 
und die Gewißhett ein, daß entweder durch Die Zuflimmung des 
Expropriaten in das gegnerifche Entſchädigungsgebot, oder im 
entgegenfebten Falle der Nichtzuftimmung, Durch den competenten 
Richter auf Grund des Gutachtens von Sachverftändigen, ber 
Umfang der Entjehädigung beftimmt werben wird. Dieſe Gewißheit, 
welche ſchon Die Beftimmung und Zahlung der Entihädigung als 
eine wicht zu umgebende Nothwendigkeit ericheinen laͤßt, muß aljo, 
als ein die Griftenz der Expropriation bedingendes Erforberniß 
angefehen werben. Diefe allgemeine Gewißheit, Daß überhaupt die 
Erpropriation zu Stande kommen werde, birgt aber noch, wie an- 
gedeutet, eine alternative Möglichkeit der Preisbeſtimmung in fich, 
erjcheint fomit als etwas vollkommen Beitimmtes nicht eher, ale 
bis audy über jene Alternative Durch Die betreffende Erklärung des 
Erpropriaten entſchieden worden iſt. Denn fo lange biefe Mög- 
lichkeit noch vorhanden ift, daß entweder durch die Einwilligung 
des Expropriaten oder durch den Nichter der Preis feflgeftellt 
wird, Fann von einer vollflommen beftimmten Entſchaͤdigungs⸗ 
Pflicht, von einem pretium certum, noch nicht Die Rebe fein. 
Die Expropriation Fann daher erfi mit Dem Augenblicke, wo 
ber Expropriant feine Erklärung über Einwilligung 
oder Rihteinwilligung in das Entfhädigungsgebot 
abgibt, als perfekt erſcheinen. 

. Sm erfteren Falle der gegebenen Einwilligung liegt, Bei 
feſtſtehender Abtretungspflicht, mit der Abgabe der Erklärung auf 
Das Entichädigungs-Gebot, Conſens der Parteien über ein beſtimmtes 
Kaufobjekt und einen beftimmten Preis, alfo Die materielle Per⸗ 
feftton vor. — Daffelbe muß aber auch für den entgegengefeßten 
Fall der Nichteinwilligung angenommen werben, da mit dem 
Momente Der Erklärung des Expropriaten, daß er mit der gebo⸗ 
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tenen Ertſchaͤdigung nicht zufrieden jet, mit Beftimmtheit die gefeg 
lich weiter vorgefchriebenen Art der Entihädigunge : Ausmittelung 
eintritt. Mit diefem Momente nämlich tritt die gefeliche Pflicht 


des Erproprianten ein, fich der Feitftellung des Preiſes Durch ben 
Richter (nad) vorgängigem Gutachten der Sachverſtändigen) zu 
unterwerfen, welche durchaus der Eontraftlich übernommenen Pflicht 
des Käufers beim Kaufe entipricht, den Kaufpreis zu zahlen, bes 
ein gewiffer Dritter in einer von ben Partheien ober ben 
Geſetz feitgefegten Form beflimmt haben werde. — 

Das R. R. ſah wenn auf diefe Weife d. 5. erft nachträglid 
durch einen beftimmten Dritten, der Preis feftgeftellt werben folk 
(quanti Titius aestimaverit) den Vertrag als einen bedingten 
an. — Sein Zuftandefommen erjchien nämlich Davon abhängig, ob 
jener beftimmte Dritte (arbiter) auch wirklich den Preis beftimmtee). 


4) Cf. 1. ult. C. de contr. emt. (4, 38) si ille, qui nominatus est, vd 
noluerit vel non potuerit pretium definire, tunc pro nihilo esse venditiones 
quasi nullo pretio statuto. 

Wenn es dann weiter heißt: nulla conjectura servanda, utrum in per- 
sonam, an in boni viri arbitrium respieientes, contrahentes ad hase pacla 
venerint, quia hoc penitus impossibile esse credentes etc.: alſo weiter ausge 
ſprochen wird, daß die Preisbeflimmung nit ganz allgemein auf das Ermefle 
eines unparteiifchen Mannes (boni viri) geftellt werben Fönne, fo iſt damit nod 
nicht ausgefhloffen, dag nah N. MR. die Preisheftimmung von den Barteln 
einer beffimmten moralifchen Perſon, welche gefeblih zur Abgabe eine 
arbitrium verpflichtet war, überlaflen werden Eonnte; daß 3. DB. diefe Bar 
theien ähnliche Beilimmungen wie folgende, ben jetzigen Srpropr.-Berhältuifien 
entiprechend, gültig treffen Eonnten: „Der für das Gericht zu X. beſtellte judex 
fol auf das Gutachten der von ihm ernannten Sadhverftändigen hin den Preis 
beftimmen.* Denn in diefem alle ift die ein Vertrags: Berhältnig ausſchließende 
Ungewißheit nicht vorhanden, welche bei der Stellung des Preiſes auf dm 
arbitrium eines ganz beliebigen Sachverfländigen Statt hat, über defien Berfen 
fid die Parteien noch nicht geeinigt haben. So lange allerdings die Verfländigung 
noch nit flattgefunden Hat, ſteht auch Hier das Raufgefchäft einer Obligatien 
auf einen ſchlechthin unbeftimmten Gegenſtand gleich, indem bis dahin Lurdkans 
feine Preisbeftiimmung vorliegt, welche nad} allgemeinen Rechtsregeln (cf. I. 9 
95. D. de V. O. 45, 1) zum Borhandenfein einer Obligation nothwendig iR, 
und infofern konnte Juftianian mil Recht die Stellung der Preis-Beflinmung 
in das arbitrium boni viri für etwas Unmögliches anfehen. 

Ganz gemäß bdiefer Anficht Haben die franzoͤſiſchen Gerichtshöfe in ver 
ſchiedenen Erfenntnifjen geurtheilt, indem fie ausiprachen: Der Dritte, beffen 
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rat dieſes Greigniß ein fo wurde es zufolge ber bei bebing- 
ı Verträgen eintretenden rüdwirfenden Kraft fo angefehen, als 

ber Vertrag im Momente feiner Verabredung (bezw. der Ueber: 
ikunft über die Perſon des arbiter) ſchon perfekt gewejen ſei. — 

Dagegen möchte nach dem in den deutſchen Staaten geltenden 
epropr.:Berfahren dem Ausipruche des Sacdjverftändigen bezw. bes 
ichters über Die Höhe der Entihädigung eine Derartige den Zwangs⸗ 
uf bepingende Kraft nicht beizumefjen fein. Nur dann kann 

von einem bebingten DVertrage die Rebe fein, wenn das zu- 
nftige Ereigniß, um welches es fich handelt, alfo vorliegend die 
efiimmung des Kaufpreijes durch den SDritten, als ein noch Un- 
wiſſes erjcheint, deſſen Nichtemtritt möglih if. Nach unfern 
xpropr. Verfahren ift aber, wenn bei feftftehendem Expropr.Objekt 
r Expropriat fich weigert, Die angebotene Entſchaͤdigungsſumme 
ı nehmen, der betreffende Richter, welcher in Beziehung auf fein 
mt als eine moralifche, nicht fterbende Perfon erjcheint, geſetz lich 
erpflidhtet, Die Preisbeſtimmung vorzunehmen >). 

Mit dem Momente, wo ſich der Eigenthümer auf den Expropr.⸗ 
ntrag erklärt, tritt auch bie Gewißhelt ein, Daß und auf welche 
Beife die Preis-Beſtimmung gefchehen fol, und liegt alfo nicht 
n bebingtes (in feiner Exiſtenz Durch den möglichen Ausfall 
es Bedingenden Ereignifjes noch bebrohtes) fondern ein betagtes 
Jefchäft vor, d. h. ein folches, deſſen Wirkfjamkfeit allein bis 


chiedsrichterſpruche die Parteien die Beftimmung eines Kaufgelds überlaffen 
ollen, muß notwendig und bei Strafe der Nichtigkeit im Augenblide des 
erlaufs genannt werden. Der Mangel diefer Ernennung kann jeboch von dem 
erichte ergänzt werben, wenn bie Parteien übereingefommen finb, 
ı dBiefem zu überlaffen. — Cf. Recueil general des lois et arrets de la 
war par Sirey Tom. 27. Part. 2. p. 125. — Journal des audiences de la 
wur de cassation par Denevers. Tom. 25. P. 2. pag. 108. Journal du Palais 
ır Lebret Tom. 80 pag. 117. J 

5) Bgl. Die vorausgehende Anm. 4. 

Insbeſondere kann kein Ausfall der Sachverſtaͤndigen, auf deren Urtheil hin 
m Richter die Preis⸗Beſtimmung vornehmen muß, eintreten, da ein Conſens 
w Barteien über beftimmte Sachverftändige nicht erforderlich ift, vielmehr der, 
tichter dieſelben ernennt, bezw. an bie Stelle ber ausgefallenen, fofort andere, 
folge gefehlicher Befimmung treten Täßt. 
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zu dem Momente hinausgeichoben erjcheint, wo jene Preißbeftim- 
mung durch den Richter flatt hat ®). 

Man kann fomit vom Standpunke bed Kauf ald eines 
Conſenſual⸗Vertrags, bei welchem nur bie nöthige ebereinftimmung 
des Willens beider Parteien zur Perfektion nöthig ift, jagen, daß, 
wenn auch nicht ſchon mit der Feftftellung des Expropr.Dbjeltd 
(durch freiwillige Unterwerfimg unter dem GExpropr.-Antrage ‚ober 
durch Verbrauch der zuläffigen Rechtsmittel gegen Die Abtretung) 
wohl aber mit der afflrmativen oder negativen Erklaͤrung Des Ep 
propriaten auf das Entſchaͤdigungs⸗Gebot), der Zwangskauf als 
perfekt anzufehen jet und die Ausmittlung ber Entſchaͤdigung, welche 
dann durch ben Richter auf Die vom Geſetz vorgejchriebene Weiſe 
eo ipso gefchehben muß, nur als eine ausführenbe Handluug er⸗ 


ſcheint. 


§. 30. 

Bu bb. Hatten bie Contrahenten weiter beſtimmt, daß der 
Vertrag eine beſtimmte ſchriftliche Form haben ſolle, ſo ſah das 
R. R. deſſen Perfektion weiter durch das Vorhandenſein dieſer 
Form (si In scriptis fuerit redactum) als bedingt an, indem nad 
L 17 C. de fid. instrum. (4, 21) und pr. 3. de emt. (3, 23) ver 
mutbet werben fol, daß Die Abficht der Partheien in einem folchen 
Falle dahin gehe, Daß der Vertrag nicht eher perfeft werbe, noch 
irgend eine Verbindlichkeit, auch nicht zur Abjchließung daraus 
entftehe, als bis dieſe verabredete Form binzugefommen fei ®). 





6) Bei der fo entfernten Möglichkeit, dag das arbitrium ausfalle, iſt es 
praktiſch ziemlich einerlei, 05 man bie Griftenz oder die Wirffamfelt des 
Beihäfts vom Eintritte des arbitriam abhängig macht, ob man alfo ehren de 
tagten oder bedingten Kauf annimmt. 

Die ganze Frage von der materiellen Perfeftion Hat auch nur infofern 
ein unmittelbar praktifches Intereſſe als man die Anſicht nit theilt, daB das 
Erpropr.⸗CErkenntniß als nothwendige Form der Erxpropriation geſetzlich vor⸗ 
geſchrieben iſt. 

7) Es if dieſe Erklääͤrung bezw. dieſes Entſchädigungs⸗-Gebot, fofern «s 
‚nit ſchon mit dem Erpropr.⸗Antrage abgegeben wurde, regelmäßig in dem zur 
Grflärung auf den Erpropr.-Antrag feftgefeßten Termine zu erftatten. CA. 8. 52. 

8) Pol. Puchta Pandekten $. 251. Note a. 
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Ebenſo kam durch Geſetz eine beftunmte Form zur Gültig 
keit und damit zur Perfektion des Rechtsgeſchaͤfts vorgeſchrieben 
fein ®). 

Namentlich erjcheint 4%) nad den betreffenden Vorſchriften 
der Expropr.⸗Geſetze Das richterliche Erfenntniß, welches 
die Abtretung gegen Bahlung ber feitgeftellten Entſchaͤdigung aus» 
ſpricht und die Schlußform des gefeßlich vorgejchriebenen Expropr⸗ 
Verfahrens bildet, ald Die zur Gültigkeit und damit — zur. Per 
fektion der Erpropriation vorgeichriebene Form. As Schlußform 
des Expropr.:Verfahrens erjcheint dieſes Erkenntniß jelbfi da, wo 
noch Rechtsmittel gegen bafjelbe zuläffig find, infofern nach) dem 
Expropr.Geſetzen denſelben der Suspenfiv-Effeft abgejchnitten ift, 
alfo mit der Publikation des Erfenntnifjes auch ſchon deſſen Rechts⸗ 
fraft eintritt. 

Diefem gerichtlichen Erkenniniffe fteht dad Rejolut der Ver 
waltungs-Behörbe (der ſ. g. Expropr.Beſchluß) gleich, welches tn 
gewiflen Staaten 12), wie jened Erfenntniß, den Schluß bes ges 


9) So iſt nammtli in. einigen deutſchen Partikular⸗Geſetzen (vgl. ins⸗ 
befondere Kurhefi. Contracten⸗Ordnung vom 9 1732 $. 4 und die von Befeler 
Syſtem 1. c. Bd. II. ©. 83. Anmerk. 16 und 17 aufgeführten gefeglichen 
Beflimmungen) zur Gültigkeit von Veräußerungs-Verträgen über Immobilien 
gerichtliche Gonflemation vorgeſchtieben oder doch ſchriftliche Form. Meiftens 
erſcheint übrigens die gerichtliche Auffaſſung nur als Requiſit für einen auf 
Grund des Veraͤußerungs⸗Vertrags vor fidh gehenden Gigenthums⸗Uebergang. 
Dot. Beſeler 1. c. 

10) Die Formen des Erpropr.-Verfahren ericheinen nad ben einfchlagenden 
Beſtimmungen der Verfafiungs-Urkunde und Expropr.Geſetze als Efientiale der 
GErpropriation. Bgl. 3. B. $. 22 der Kurheſſ. B.-U. von 1852. Hinfichtlich der 

Berfeltion fommt aber nur die Schlußform des Verfahrens in Betracht. 
Als die das Erpropr.⸗Geſchaͤft perficirende Schlußform kann der Erpropr.= 
Beſchluß der BerwaltungssBehörde nicht erjcheinen, da er noch nicht 
einmal eine prosiforifche Feſtſtellung der Entihädigung enthält, vielmehr nur 
als der das Erpropr. Objekt fefiftellende justus titulus aquirendi erfcheint. — 
Dafür, daß diefer Erpropr.-Befhluß dem GErpropriaten noch Feine Rechte geben 
fol, ſpricht auch namentlich der Umfland, dag in feinem Erpropr.⸗Geſetze auch 
nur angedeutet wird, dem Srpropriaten flehe das Recht zu, auf diefen Abtretunge⸗ 
Beſchluß Hin die Fortſetzung des Erpropr.⸗Verfahrens bezw. die Feſtſtellung der 
Entfhädigung zu verlangen ; vgl. auch $. 55 Anm. 20 diefer Abhandlung. 
11) gl. in der Ueberfiht, zu $. 50: Die Staaten unter Nr. 1. - 
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wöhnlichen Expropr.⸗Verfahrens bildet, daher namentlich nur auf 
Grund ber ausgemittelten Entſchädigung gegeben wird und bie 
Abtretung gegen Zahlung dieſer Entihädigung ausſpricht. 

In diefen Staaten 7?) tritt alfo die Eigenthümlichfeit beim 
Bwangsfaufe ein, daß, während noch eine nachträgliche definitive 
richterliche Entſcheidung über die Entſchädigung veranlaßt werden 
fann, ſchon eine nur proviforiiche Beſtimmung des Preifed zur 
Berfektion genügt 12). Dieſe definitive Feſtſtellung der Entfchädigung im 
Nechtswege, weldhe ber Expropriat noch nach Jahren fordern Tann, 
harakterifirt fi) fomit nur als ein Rechtsmittel, ähnlichdem aus der 
laesio enormis entjtehenden, jedoch mit leichtern Vorausfeßungen !*). 

Da fomit auch nur eine proviforifche Feftftellung der Ent- 
ſchaͤdigung bei feftfiehendem Expropr.⸗Objekt zur Perfektion ber 
Erpropriationen genügt, jo möchte dem Expropr.-Erfenntniffe und 
Expropr.Beſchluſſe Die gerichtlic-adminiftrative Einweifung in ben 
Beſitz, bei welcher ebenfalld eine proviſoriſche Feftftellung der Ent- 
ſchaͤdigung einzutreten hat 2°), in Beziehung auf die Perfektions⸗ 
frage gleich zu ftellen fein. 

Mit der Publikation des Expropr.⸗Erkenntniſſes, des Erpropr.s 
Refoluts, fowie der eben erwähnten gerichtlichsadminiftrativen Ver⸗ 
fügung ift aljo nad) proviforifcher Feftftellung der Entſchädigung 
die Expropriation perfeft und ift Damit der Expropriant, welcher 
bis dahin das Recht befigt, von feinem Expropr.Antrage (jebod 
unter vollftändiger Entichädigung des Expropriaten für etwaige 
Nachtheile) zurüd zu gehen gebunden bezw. kann gegen den Willen 
des Eigenthümerd das einmal exproprürte Terrain nicht zurück 


12) Bgl. bie gefeßlichen Beſtimmungen in $. 31. 

13) Vgl. Beſſel⸗Kuͤhlwetter S. 105 u. das dort mitgetheilte Erfenntnig bes 
Appellhofs zu Köln. 

14) Ebenfo unterliegt es nah N.-R. feinem Zweifel, daß ein Kauf, 
bei welchem der Preis durch einen Dritten (arbiter) beftimmt worden iR (in 
welchem Falle durch Anrufung des superarbitrium des Richters eine Aenderung 
bes Breifes noch erzielt werben kann) als perfeft erſcheint, bezw. befien Perfektion 
durch die Möglichkeit bes superarbitrium nicht aufgefhoben wird. Bgl. 1. 76, 
79, 80. D. (17, 2). 

15) Bgl. die Geſetze in $. 33. Anm. 12. 
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geben, felbft wenn fich nachträglich Die vorgenommene Enteignung 
für ihn als unvortheilhaft herausftellen follte ?°). Ebenſo ift von 
diefem Moment an der Expropriat berechtigt Die feftgeftellte Ent⸗ 
ſchaͤdigung zu fordern. 


g. 31. 


Sehen wir nun noch fchließlich, welche Anhaltspunkte die hin- 
fichtlich der Berfektion entwidelte Anficht in den einzelnen deutſchen 
Geſetzgebungen findet, und inweit Diefelbe von der Praxis aner- 
fannt worden ift. 

L In Beziehung auf die Staaten, welde die Exrpro- 
priation als einen Zwangskauf ausdrücklich aner- 
fennen, find folgende auf die Perfektion bezügliche gejeßliche 
Beftimmungen und gerichtliche Entſcheidungen hervorzubeben. 

1) Das preuß. L.R. und das auf Grund des Code erlafjene 
theinpreußifche Erpropr.Geſetz fprechen ſich nicht ausprüdlich 
über die Perfeftionsfrage aus, ebenfowenig dad preuß. Eiſenbahn⸗ 
Geſetz von 1838 17). 


16) Daſſelbe Refultat würbe von biefem formellen Befichtspunfte aus auch 
bei Annahme eines Zwangsfaufs in den Ländern anzunehmen fein, in welchen durch 
baffelbe Erkenntniß (vgl. Rheinpreuß. B.:D.$ 1810 Art. 29) über die Abtretunge- 
und Entfhädigungdfrage rechtlich erfannt wird. Man wird nämlich dann von den 
Grundſatzen der res judicata ausgehen müflen, jo daß die Perfektion des Srpropr.= 
Akte ale mit ber Rechtskraft des Erkenntniſſes eintretend angefehen wird. — 
Wird dagegen, bei erfolgtem rechtöfräftigen Befchluffe der Verwaltungs: Behörde 
über die Abtretung, die Feſtſtellung der Entſchaͤdigung nur ale zum Grefutione« 
Verfahren gehörig, oder als ein durchaus von der Abtretung unabhängiger Aft 
angejehen, fo wird mit der materiellen und formellen Feſtſtellung bes Erpropr⸗ 
Objekts, alfo mit dem Augenblide, wo das Abtretungs: Erfenntnig nicht 
mehr anfechtbar ift, die Erpropriation als perfeft erfcheinen- Vgl. Burkhard 
l. c. ©. 225. 229 ff. 

17) Das preuß. Gifenbahngefeß von 1838 fagt nur in $.11: „Die Expros 
priation erfolgt in denjenigen Landestheilen, wo das allgemeine Landrecht in Kraft if, 
nad Vorſchrift der SH. 8—11. Theil I. Titel IL. — Die Regierung ernennt bie 
Taratoren und leitet das Abfhägunges Verfahren unter Zuziehung beider Theile. 
Der Eigenthümer ift verpflichtet, gegen Empfang ober gerichtliche Depofition 
des Tarwertib, das Grundſtück der Geſellſchaft zu übergeben, und wird nöthigen 
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Dagegen fagt ein Erkenntniß des rheiniſchen Appellhofs 
zu Söln v. 3 1843 (dgl. rhein. Archiv 36. 1. 64, auch abgedruckt 
bei Beflel 1. c. ©. 105): 

„Durch das Urtbeil, weldes bei der Grpropriation pour 
cause d'utilite publique ten Staat oder die deſſen Rechte 
ausübende Eifenbahns®efellichaft zur Beſitznahme beftimmter 
Grundſtücke ermädtigt, (unter der Herrichaft des allgemeinen 
Landrechts: durch das Expropr.-Refolut ber Regierung) wird 
dem Privaten dad Eigenthum in burchgreifender Reife 
entzogen und dem Staate rejp. der Gejellfhaft mit ver 
Verpflichtung zur Entihädigungs-Leiftung zugefprochen. Nach 
Erlaffung defjelben bleibt es daher nicht mehr ter freien 
Entſchließung der Geſellſchaft überlaffen, fi der ihr auf 
erlegten Entſchaͤdigungs-Verbindlichkeit dadurch ganz ober 
theilweife zu entziehen, baß fie von ber Vefignahme ganz 
abfteht, oder diejelbe auf einen mindern Antheil beſchraͤnkt.⸗ 

2) Das Baterihe Expropr.Geſetz jagt in Art. 1: „bie Ab— 
tretung kann nur eintreten a) nad) vorgängiger abminiftrativ-richter- 
licher Entſcheidung ber Kreisregierung in erfter und des Staatsraths 
in zweiter Inſtanz; ſodann in Art. 18: Die Kreid-Regierung ent- 
Ieheidet über die Abtretung; und in Art. 19: Wird bie Abtretung 
nicht verweigert, ober iſt über dieſelbe von der Adminiſtrativ⸗Juſtiz 
Stelle ein rechtöfräftiged Erkenntniß erlafien worden, fo Hat bie 

« Sjuftiz-Unterbehörbe über Die zu leiftende Gntjhädigung vor allem 
eine gütliche Einigung unter den Partheien zu verfuchen, eventuell 
eine gerichtlihe Werthſchätzung zu veranftalten und Darüber zu 
entſcheiden; ſodann in Art. 20: „Wird aegen dieſe gerichtliche Feſt— 
ftellung der Entihädigung Feine Berufung eingelegt, fo iſt die 
Abtretung fogleich nach Ablauf der Berufungsfrift zu vollziehen.“ — 


falle von ber Regierung hierzu angehalten. — Der Sigenthümer fann, wenn er 
mit der Schäßung der Taratoren nicht zufrieden ift, auf richterliche Entfcheidung 
über den Werth antragen. Der Geſellſchaft ficht ein ſolches Recht nicht zu. 
— In der Rheinprovinz, ſoweit das allgemeine Landrecht dafelbft nicht in Kraft 
if, erfolgt die Ausübung des Erpropr.-Redts ($. 8) und die Feſtſtellung der 
Entfhädigungen nad) den für bie Erpropriation dort geltenden Beſtimmungen.“ 
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Beſtimmte Anhaltspunkte für Die Perfeftionsfrage ergeben fich 
aus all diefen Beftimmungen nicht, und muß Diejelbe Daher lediglich 
nach den vorher entwidelten in Baiern geſetzlich anerkannten Grund» 
jäßen der Expropriation al8 eines Zwangskaufs entſchieden werden, 

3) das Hamburger Expropr.Geſetz v. * 1844, welches die 
endgültige Entſcheidung fiber die Abtretung durch Rath und Bürgers 
Schluß erfolgen läßt, beftimmt in $. 14: „die durch Rath und 
Bürgerfchluß feftgeftellte Expropr.⸗Pflicht erlöjcht, wenn fie nicht 
innerhalb 8 Monaten nad erfolgtem Rath und Bürgerichluffe 
Seitens der Unternehmer in Anſpruch genommen worden ift.” 

Es kann ſomit der Expropriant auch nach erfolgtem Expropr.⸗ 
Beichluffe, welcher hier nur als Nechtötitel für die Abtretung er- 
Icheint, noch von feinem Expropr.-Antrage zurüdtreten. Erſt durch 
dad nach G.38 vom Niedergerichte abzugebende Erfenntniß, welches 
alle bei der in Frage ftehenden Abtretung zu erledigenden Verhält- 
niffe und Anſprüche umfaßt, namentlich Die Gegenftände, Laften 
und Gerechtſame, welche abzutreten bezw. zu übernehmen find, 
feftftellt, ift die Perfektion als eintretend anzufehen, wie dieſes 
allein der Beitimmung des $. A deſſelben Geſetzes, daß bei gezwun⸗ 
gener Abtretung eine Fäufliche Erwerbung des eigenthümlich ab- 
zutretenden Grundes ftattfinde, entjpricht. 

I. Hinfichtlih Der übrigen deutſchen Staaten find folgende 
Beſtimmungen zu bemerken: 

1) Die Defterreihfhe V.O. v. „ 1854, betreffend die, 
Ertheilung von Conzeſſionen zu Gifenbahn-Bauten, beitimmt in 
6.9 unter c.: „Einer gemeinnügigen Eiſenbahn⸗ Unternehmung wird 
Das Recht der Exrpropriation in Gemäßheit des $. 365 des allge 
meinen bürgerlichen Geſetzbuchs, jedoch Tediglih in Anjehung 
jener Räume verliehen, welche zur Ausführung der Unternehmung 
unumgänglich nothwendig.” 

„Das Erkenntniß über dad Mans der Nothwendigfeit (der 
Abtretung für die Ausführung des Unternehmens) fteht der Statt: 
halterei des bezüglichen Kronlandes und tm weiteren Sinftanzen- 
zuge dem Minifterium des Innern zu. Vor der Ausübung des 
Expropr.⸗Rechtes hat jedoch die Eifenbahn-Unternehmung über Die 
Erwerbung des Grundes und die hierfür zu Teiftende Entſchädigung 

5* 
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ein gütlihes Uebereinfommen zu verſuchen, und erft nad 
tem Mißlingen eines foldyen Verſuches, um Die Fällung eines förmlichen 
Expropr.⸗Erkenntniſſes bei der bezüglichen Statthalterei anzujuchen. 
Nachdem dieſes Expropr.Erkenntniß in Rechtskraft erwachſen ift, 
hat die Eiſenbahn-Unternehmung die gerichtliche Schätzung 
des zu expropriirenden Grundes bei Der Real⸗Inſtanz zu erwirken, 
und den durch diefe Schäßung feitgejeßten Betrag an den Grund⸗ 
Eigenthümer zu bezahlen, oder wenn Die Zahlung wegen Verweis 
gerung der Annahme oder aus anderen rechtlihen Gründen nicht 
gejchehen Tann, zur Real-Inſtanz zu erlegen, wonad die Unter⸗ 
nehbmung das Eigenthum des expropriirten Grundes erwirbt 
und an dem Bane in diefer Rüdficht nicht mehr gehindert werden 
darf. Sind jedoch bei ver Schäkung nicht alle VBorjchriften über 
den gerichtlichen SKunftbefund beobachtet worden, fo bleibt dem 
Eigenthümer, der auf eine höhere Entf hädigung Anfpruch zu 
haben glaubt, in Diefer Beziehung Der Rechtsweg vorbehalten.” Auch 
bier fällt alfo der Expropr.⸗Akt in zwei getrennte Verfahren aus 
einander; bie gerichtliche Schaͤtzung wird aber doch als Schluß: 
Moment dieſes Akts hingeftellt and wird man bei der Hinweifung 
auf das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch von der Idee des Zwangs⸗ 
faufd ausgehen und erft mit der gerichtlichen Schägung die Ep 
propriation in Defterreich als vollendet anjeben. 

2) Der Württemberg'ſche Entwurf eines Expropr.-Geſetzes 
(vgl. Wendt 1. c. ©. 280 unter Num. 4) fagt: „Von der Zeit 
des geridtlihen Erkenntniſſes über die Abtretung 
an — wird dieſelbe vollfommen und mit ber bierauf geleifteten 
Zahlung oder Hinterlegung der Entihädigungsfumme gebt das 
Eigenthun des Grundftüds, ohne Daß es einer Uebergabe bedarf, 
an den Staat (an den Exproprianten) über.” Jenes gerichtliche 
Grfenntniß, welched über den Umfang der Entihädigungsfumme 
ſich ausſprechen muß, macht alfo die Expropriation perfekt. 

3) Das Kurheffifhde Expropr.-Geſetz von 1846, 
beftimmt in $. 25: „Ein Grundftüd, hinſichtlich deſſen Abtretung 
das in dieſem Geſetze vorgefchriebene Verfahren eingeleitet if, 
fann in der Bwifchenzeit und fo lange, bis der erhobene An— 
Iprud auf Abtretung wieder zurüd genommen ift, nicht 
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anderweit veräußert werden, wogegen aber auch cben fo lange die 
Gefahr der Sache auf denjenigen, in deſſen Interefje die Abtretung 
begehrt wird, übergeht.” 

Hiernad) kann alfo in Kurheſſen fo lange das Expropr.-Verfahren 
im Gange ift, ein erhobener Anfpruc auf Abtretung vom Exproprianten 
wieder einfeitig zurüdigenommen werden und erjcheint Die Expropriation 
während dieſer Zeit jedenfalls noch nicht perfekt. — Ein Schluß 
e contrario führt ebenfalls zur Anerkennung unſeres Princips. 
Da nämlih nad) jener Beftimmung während des Verfahrens 
(welches mit dem richterlichen Expropr.- Erfenntnifje fein natur 
gemäßes Ende erreicht) die Befugniß des Exproprianten feinen 
Expropr.⸗Antrag zurücdzuziehen ftatt haben fol, fo ift anzunehmen, 
daß diefe (nur) bis dahin zuläffige Befugniß mit dem Gintreten 
jenes Erkenntniſſes aufhört '°). 

4) Das Frankfurter Expr.Geſetz v. 79 1847 beftimmt in 
F. 6: „durch das Expropr.“Geſetz und durch den Senatsbeſchluß 
erlangt (der Expropriant) wider Die Eigenthimer ꝛc. einen Anſpruch 
auf Abtretung 2c.”; fodann in $. 3: „Die Abtretung kann 
nur durch gerihtlihes Erfenntniß erfolgen” und in 
F. 16: „das Stadtgericht hat bei entitandener Güte die Ent- 
ſchädigung zu beftimmen und die Abtretung zu verfügen.” 


18) Zu demſelben Nefultat möchte das O.A.⸗Gericht zu Caſſel nad den 
Entfheidungsgründen eines Erfenntniffes in nachſtehendem Necdhtsfalle gelangen: 

Ale das Juſtizamt Hanau und das Obergericht zu Fulda eine Klage, 
worin der Gigenthümer den gerichtlich feitgeftellten Betrag für das noch in 
feinem Befige und in feiner Benutzung befindliche Grundflüd eingeflagt Hatte, 
als zur Mittheilung nicht geeignet zurüdwies, wurde vom O.⸗A.⸗Gericht refor- 
mando die Mittheilung zur Vernehmlaſſung verfügt „weil nad dem Geſetz 
vom 2. Zuli1846, insbefondere nach den Beitimmungen des $. 20, die durch die 
landſtaͤndiſchen Verhandlungen über die Faſſung dieſes F. unterflügte Annahme 
begründet werde, daß durch die Ertheilung des im $. 19 daſelbſt erwähnten, 
bie vorläufige Feſtſtellung des Entſchaͤdigungs⸗Betrags ausſprechenden und Feiner 
mit auffciebender Wirkung verbundenen Anfechtung unterliegenden Grfenntnifjes, 
dem darin zur Empfangnahme dieſes Entſchädigungs-Betrags für legitimirt 
erflärten Abtretungspflichtigen ein fofort im Rechtswege verfolgbarer Anſpruch 
auf Ginzahlung diefer Entſchädigung erworben werde’. Vgl. Heufers Annalen 
Dd. 4. Kurheſſ. O.A.⸗Ger.Erkenntniß in Saden Trebbien g. Frankfurt⸗ 
HanauerBifenbahns@efellichaft 1854. : 
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5) Das Baden'ſche Erpropr-Gefeß ſagt in F. 25: „burd 
das (nach G.22 zu publicirente) Grfenntniß des Etaatd-Minifteriums 
wird die Verbindlichkeit zur Abtretung entgültig beflimmt. Nach 
F. 50 deſſelben Geſetzes ift jedoch tiefes Erkenntniß (der Erpropt. 
Beſchluß) wirkungslos, wenn das Entſchaͤdigungs-Verfahren vom 
Exproprianten nicht vor Ablauf von 8 Monaten eingeleitet worden 
if.” Auch Spricht nach F. 69 das Erfenntniß die Summe aus, um 
weldye das But ganz oder theilmeife abgetreten werben fol. Dem: 
nach gibt auch hier der Expropr.Beſchluß nur den Rechtstitel für 
die Abtretung und wird Die Perfektion bis zur Zeit des richter⸗ 
lihen Erkenntniſſes als fchwebent angefehen werben müflen. 


E) Gefahr nnd VBortheil des Örproprianten (periculum und 
commodum rei.) 


§. 32. 

Nach |. g. gemeinem Rechte ') geht befanntlih mit dem 
Momente, wo der Kauf perfekt wird, tie Gefahr auf den Käufer 
über. Der Expropriant ald Zmangsfäufer hat daher erſt von dem 
Beitpunfte des erfolgten Expropr.-Erfenntniffes an, den an dem 
espropriirten Objekte 3. B. durch Abbrennen von Gebäuden zc. ent 
flandenen Schaden zu tragen ?). Der Expropriat Dagegen Tann, 
wenn das fchadenbringende Greigniß vor der Ertheilung des rechts⸗ 
träftigen Expropr.⸗Erkenntniſſes eintrat, eine Berückſichtigung des 
entitandenen Schadens bei Feftftellung des Expropr -Preißes nicht 
verlangen ®). — Andererjeitd muß ter Erpropriat al8 Zwang 
fäufer, alle zur Zeit des Expropr.Erkenntniſſes noch hängenden, 








1) Dig. 18,6. Cod. 4, 48 de periculo et commodo rei venditae. 

2) Cf. $. 3. J. (3, 23.) fr. 32. $. 6 (18, 1) fr. 5. $. 2 (18, 5). 

3) Nach denfelben Girundfägen muß entfchieden werden, wenn das Erpr⸗Objck 
während des Erpropr.Berfahrens verfauft wurde und es fih nun um Griak 
eines Zufalles, welcher dafjelbe inzwifchen traf, handelt. War bier der Verlauf 
bes Erpropr.⸗Objekts bereits perfeft geworden, fo muß der Käufer, wenn ihm 
au das gekaufte Gundftücd noch nicht tradirt worden ift, die Gefahr refp. den 
Nachtheil tragen, welcher das von ihm gekaufte Grundflüd während des no 
nicht bembigten Grpropr.:Verfahrens, bezw. vor eingetretener Perfektion des | 
Grpropr.sAkts, getroffen hat. Vgl. Erkenntniß des O.⸗A.⸗Gerichts zu Dresden 
von 1840 bei Seuffert 1. c. Bd. 3. Num. 134. 
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fowte die von ba bis zur Tradition gezogenen Früchte und erlangten 
Acceſſionen 2c., fowie Die Pachtgelder, foweit dieſelben ald ein 
Wequivalent für die Benubung des Expropr.Objekts nad dem 
Expropr.⸗-Geſetz erjcheinen, herausgeben *); ebenjo alle Klagen, 
welche nach dem Kaufsabſchluſſe entftanden find, dem Exproprianten 
cediren. 

Dahingegen geht entiprechend dem älteren deutſchen Rechte >): 

a) nad dem Code Napoleon Art. 1624, 1128 und 1139 
ſowie nach dem allgemeinen bürgerlichen Gefeßbuche für Defterreich 
§8. 1064, 1048—1051, die Gefahr auf den Käufer erft von dem 
zur Uebergabe der Sache beftimmten Tage, und wenn fein Tag 
Dazu beftimmt ift, erft von der Uebergabe an, 

b) nah dem preuß. %R. Theil I. Tit. 11 8. 95 ff. erſt 
vom Tage der wirflichen Uebergabe an, auf den Käufer über. 

Sowohl nah R.R. ald nad) den eben erwähnten Godififationen 
bleibt auch ferner die Gefahr bei dem Verkäufer, fofern er in 
der Ueberlieferung des SKaufobjeftd einen Verzug begeht, big 
zur Bejeitigung jened VBerzugs, und fpringt die Gefahr auf den 
Käufer erft von dem Momente an über, wo dieſer ſich hinſichtlich 
der Annahme im Verzug befindet. 

Die Anwendung jener für den freiwilligen Verlauf geltenden 
Grundfäße über die Tragung der Gefahr auf den in ber Expro⸗ 
priation liegenden gezwungenen Verkauf entſpricht um fo mehr Der 
Billigfeit, ald, wie im folgenden $. 33 gezeigt werben wird, ſchon mit 
ber Einleitung des Expropr.⸗Verfahrens entweder Direkt oder doch in- 
direft dem Expropriaten die Dispofitions-Freiheit über das Expropr.- 
Objekt entzogen wird. Es ift Daher folgende Beitimmung des 
Kurheſſ. Sxpropr.-Gejehes von 1845 8. 25 fehr zu billigen: 

„Ein Grundſtück, Hinfichtlich deſſen Abtretung das in dieſem 
Geſetze vorgefchriebenem Verfahren eingeleitet ift, kann in ber 
Zwiſchenzeit und jo Iange, bis der erhobene Anſpruch auf Abtre⸗ 


4) Bgl.Ihering: in wie weit muß der, welcher eine Sache zu leiften Hat, den 
mit ihr gemachten Gewinn herausgeben ? Abhandlung aus dem N. R. 1 (1844). 
Darüber, wen der auf dem erpropriirten Grundftüde bei den Erdarbeiten gefundene 
Schatz gehört, vgl. Glück Commentar XVII ©. 190 fi. 

5) Ch. Beſeler Syftem 1. c. IL. ©. 319. 
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tung wieder zurüd genommen ift, nicht anderweit veräußert 
werben, wogegen aber auch eben jo lange die Gefahr der Sache auf 
denjenigen, in deſſen Intereſſe die Abtretung begehrt wird, übergeht. 


F) Bflihten des Erpropriaten (Berfäufers) insbefondere zur 
Tradition des Kaufobjelts. 


Befitz und Eigentgums-Uebergang. 


§. 33. 

Während der Zwangskauf mit dem Exprop.-Erfenntniffe vol 
endet ift und mit dieſem Momente regelmäßig (infofern nicht ein 
Verzug des Erpropriaten eine Modifikation bewirkt) die Gefahr 
des Untergangs und der Verjchlechterung der Sadje, wie andrer⸗ 
feit8 daS commodum rei, auf den Exproprianten übergeht, jo tft 
erfterer Doch zu der für ihn aus dem Zwangskaufe entjpringenden 
Hauptpfliht, nämlich zur Uebergabe des Expropr.⸗Objekts mit 
den zur Zeit der Perfektion vorhandenen Pertinenzen nah R. R. °), 
fowie nad) preuß. 2.R., Code Napoleon und Defterr. Bürg. Gefebb. "), 
erft verpflichtet, wenn der Kaufpreis feftgeftellt und an ihn bezahlt, 
oder von ihm ausbrüdlich geborgt bezw. deponirt worden ift. Diefer 
Grundfaß, daß erft mit Bezahlung oder gerichtlicher Depofition 
der Entichädigung der Eigenthums-Beſitz übergeht, gilt bei der 
Erpropriation fo ſehr, daß meiftens ein Grebitiren des Kauf 
preiſes der Zahlung nicht einmal gleichgeftelt wird ®) und viel- 
mehr da, wo der Expropriat Die Bahlung weigert oder an ihn 


6) Der Befig muß nah R. R. in der Weife vom DBerfäufer dem Käufer 
eingeräumt werden, baß Iehterer das Gigenthumereht an der erfauften Sache 
ausüben kann. Der Berfäufer ift daher bei dem gewöhnlichen Verkaufe nur 
verpflichtet, das Kaufobjekt zu freiem Beſitze zu überliefern und für Entwährung 
einzuftehen (das habere licere zu geflatten), nicht braucht er den Käufer zum 
Gigenthümer zu machen. CA. 1. 19. D de contr. emt. (18, 1) Puchta $. 149. 
Note g. 

7) Preuß. &R. Th. I Tit. 11 9. 92; Code Art. 1612; Oeſterr. bürg. 
Geſetzb. $. 1062. 

8) Ausnahmeweife Stundung des Kaufgeldes gegen Gautionsleiitung läßt 
Baiern Art. 21 zu. 
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mit rechtlicher Folge nicht ficher gezahlt werden Tann, nur Die 
gerichtliche Depofition der Entſchaͤdigungsſumme ald Gewähr wirt 
lihen Erſatzes anerkannt wird °). 

Es Tann aljo der Eigenthümer, infoweit nicht vorläufige Be 
ſttzüberlaſſung gejeßlich vorgejchrieben tft, bis zu erfolgter Zahlung 
reſp. Depofition, auf gerichtlichen Schuß feines Gigentjums-Befipes 
Anſpruch machen !°). 

Was die oben bemerkte vorläufige Befitx Ueberlaffimg anlangt, 
ſo rechtfertigt der Zweck des Unternehmens, welcher eine Beſchleu⸗ 
nigung verlangt, 

1) daß viele Expropr.⸗“Geſetze dem Exproprianten geftatten, 
6108 vorbereitende Handlungen, welche die Benutzung nicht erheb- 
lich ftören auf Jedermanns Grundftüden, mithin auch auf Dem 
Grundftüde des Fünftigen Expropriaten vorzunehmen (vgl. $. 60) 
und 

2)-daß ſogar eine vollftändige vorläufige Beſitznahme eines 
Grunbftüds, welches der Zwangsenteignung zu unterwerfen ift, vor 
erfolgtem Expropriationg-&rfenntniffe, nachdem jedoch die Abtretungs- 
frage entſchieden ift 4"), gegen vorläufige Leiftung einer ent|prechen- 
den von der die Abtretung leitenden Behörden feftzuftellenden Ent 


ſchaͤdigung, gejeglich zugelaflen wird 12), 


9) Ch. v. Wendt l.c. 8. 271 und die dort angeführten Geſetze, insbefon- 
bere Baden $. 76, Großherz. Hefien Art. 17, Braunfhweig $. 2, 
außerdem Baiern Ar. A a. GSahfjens Meiningen Ari. 14. Kurs 
befifen $. 21. 

10) Ueber die Zuläfftgfeit einer Befigflörungsflage vor erfolgter Entſchaͤdigunge⸗ 
leitung von Seiten des Erproprianten, vgl. $. 35. 

11) Hierdurch unterfcheidet fi diefe vorläufige Befignahme bei 
geftelltem Grpropr.-Antrage von ber zwangsweifen vorübergehenden Bes 
nugung fremden Gigenthums. 

12) So nad dem franz. in den Rheinprovinzen geltenden Gefebe 
von 1810 Art. 19. 

Ebenfo nah Großh. Heif. Gef. Art. 13-15, Baden $. 69-73 
Königl. Sächſiſchen Gef. 8. 22. Preußen, Baiern. — Hamburg 
$. 34. 36. | 

Es widerfpricht diefes dem Weſen der Grpropriation ale Kauf infofern 
durchaus nicht, als hier bie Abtretung nicht zweifelhaft if, und fo, in Verbin⸗ 
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Ebenſo entziehen manche Expropr.Geſetze zn Bunften bes Eifen 
bahn⸗Unternehmers dem Expropriaten fein Dispoſitions⸗Recht, welches 
er nah R. R. bezw. allgemeinen Rechtsgrumdfägen (vgl. F. 30) erft 
mit dem Expropr.⸗Erkenntniſſe als dem Beitpuntte der Perfektion bes 
Zwangskaufs, verlieren würde, ſchon mit der Einleitung des Egpropr- 
Verfahrens 22) oder Doch von dem die Abtretung definitiv feſtſtellenden 
Expropr.Beſchluſſe der Verwaltungsbehörde an. Selbft in den Ländern, 
wo eine derartige Ausnahms⸗Beſtimmung nicht gegeben tft, unb 
eine Veräußerung be3 Grpropr.:Objelt während des Expropt- 
Verfahrens nicht verboten erjcheint, ift jedoch die Dispoſitions 
Befugniß des Expropriaten injofern beeinträdhtigt, ald die Expro⸗ 
priation gleihfam als eine auf dem betreffenden Grundſtücke 
rubende dingliche Laft +) und der Grpropr.-Antrag als eime 
gegen jeden Befiber zu richtende Ddingliche Klage anzufehen fein 
wird. 

Selbft hinfichtlich etwaiger auf dem Grundftüd vorzunehmenden 
Beränderungen >), (insbeſondere Bauten zc.) wird der Expropriat 
nach publicirtem Exprop.⸗Antrage vorfidhtig fein müllen, ba er, 


dung wit der prosiforifchen Zahlung, ein dem definitiven Zwangslaufe analoges 
Verhaͤltniß hervorgebracht wird, welches dann durch die gütliche Uebereinkuaft 
über die Entſchädigungsſumme, ober durch das gerichtliche Erfenntnig über Vie 
jelbe in das definitive Erpropr.sBerhältnig umgewandelt wird. 

Man fönnte den Ball, wo nad Beſtimmung ber Bartifular-Gefepgebung ber 
Grpropriant ausnahmsweife ſich vor Zahlımg des Preifes in den Beilg des 
Expropr.⸗Objekts feßt, fo anfehen, wie den Fall des R. R., wo in Yolge vn 
Greditgeben des Verkaäͤufers der Käufer in Beſitz des Kaufobjefts geleht wird. 

13) Vgl. Kurheſſen $. 25 und die vorausgehende Anmerf. 5. 

14) Weimar: Meiningen Art. 44: „Tritt im Laufe des Enteignungs-Ber 
fahrens an dem enteignet werdenden Gegenflande eine Veränderung im Giga 
thume ein, fo ift der Rechtsnachfolger an die die Enteignung betreffenden Hanbfungen 
feines Borgängers gebunden." 

Hamburg $. 13: „Die nad dem Erpropr.-Befchluffe (Rath und Bürger 
ſchluß) vorgenommenen Dispofitionen können bie Entf hädigungsfumme nidgt er 
höhen, ebenfowenig die, welche ſchon vor demfelben zur Erſchwerung ber is 
Ausfiht fiehenden Erpropriation gemacht worden find.* 

15) Vgl. Hamburg 1. c. $. 13, Baiern Art. 12. 

Nah Ladung zum Erpropr.:Termine darf der Gigenthümer nur no we 
aufſchiebbare Ausbeflerungen 2c. vornehmen, jedody Keine einfeitigen Meris 
derungen in ber Wefenheit. Aus einfeitig vorgenommenen Beränderungen if kein 
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ſoweit dadurch der Werth des Expropr.Objekts für das Eiſenbahn⸗ 
Unternehmen ſich nicht erhöht bat, alſo der Expropriant nicht 
bereichert erjcheint, keinen Erfah fordern 1°), jondern nur ein jus 
tollendi geltend machen Tann (vgl. Hinfichtlich doloſer früherer 
Aenderungen $. 40 am Ende). 

Zum Uebergange des wirflichen Eigenthums an dem Expropr⸗ 
Objekte Dagegen, wird da, wo fich Das Inſtitut der gerichtlichen 
Auflaffung vollfommen entwidelt hat 7), Eintragung in die Grund» 
und Hypothekenbücher nöthig erjcheinen. 

In vielen Staaten vertritt jeboch das gerichtliche Erfenntniß 
über die Abtretung die gerichtliche Auflaffung (Confirmation) '°), 
und wird dann auf diefes Erfenntniß bin, nachdem Bahlung 


Entfhäbigung herzuleiten, ja es entſteht aus ihnen die Pflicht zur Wiederher⸗ 
ftellung bei nachtheiligen Veränderungen, refp. zum Erſatz des Minderwerths. 

Baden 6.37.38. (Verbot eines noch nicht begonnen Neubaues, welcher bie 
wejentlihe Beichaffenheit des Grundftüds verändern würde, ohne Zuflimmung 
ber Berwaltungs-Behörde. Nichtberüdfichtigung der aufgewendeten Koften, fowie 
ber ohne jene Zuftimmung eingegangenen Pacht-Berhältniffe und auferlegten 
Dienftbarfeiten bei ber Entfhädigung; erftere foweit der Werth des Expropr. 
Obiekts nicht erhöht worden ifl. — Erſatz der aus biejen Unterlafjungen ent 
flandenen Nachtheile, wenn es zur Abtretung nicht kommt.) 

Weimar und Meiningen Art. 8., Gotha $. 1. 7. 9.: Unterfagung 
eines Neubaus und ber eldbeftellung 1 Iahr lang feit Infinuation des Erpropr.« 
Antrage. 

Einer Beränderung in Bauten ꝛc., ohne Auftinmung des Grproprian- 
ten, welche der in Ausfidht flehenden Bifenbagn- Anlage nachtheilig erfcheint, 
wird wenigftens in Kurheſſen dadurch begegnet werden, baß nad) den Bauorbds 
nungen (vgl. die Kurheſſ. Bauordnung v. 4 1784 $. 2 und V.O. v. 39 1821 
$. 8) Aenderungen insbejondere Hauptveränderungen an Bauten ohne Approbas 
tion der Ober» Baus Direltion (auf dem Lande ohne Genehmigung ber 
Regierung) nicht vorgenommen werden dürfen, welche Behörde bei demnaächſt 
wahrfcheinlich zu erpropriirenden Srundflüden die Erlaubniß nur bedingungsmeife 
geden wird. Hierdurch wird die Möglichkeit, dag der Gigenthümer durch ders 
artige Bauten einen unrechtmäßigen Gewinn macht, vorgebeugt. 

16) Vgl. Hamburg in Anmerkung 14. 

17) So in Defterreich nach dem bürgerl. Geſetzbuch $. 421, vergl. V.⸗O. 
vom 1454 in 6.31 Nr. 5 diefer Abhandlung. Königreich Sachſen vom 1843 
$. 168 ff. Dal. auch Beſeler Syftem $. 

18) Bol. Kurheſſen $. 21. Baden 8. Württemberg Entwurf 
Art. 9. 
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bezw. Depofition der Entihädigungsjumme eingetreten ift, einfach 
die Ueberfchreibung des Grundſtücks auf den Eifenbahn-Unter- 
nehmer im Währjchaftsbuche vorgenommen. 

In anderen Staaten, ift zur Bermittlung des Cigenthums- 
Uebergangs zwar nicht gerichtliche Auflaffung, aber doch Belib- 
Mebergabe und wo der biöherige Eigenthümer es weigert, Belib- 
einweiſung 19) vorgeſchrieben 20). 


G) Pflichten des Zwangskäufers (Erproprianten) insbeſon— 
dere zur Zahlung bes Kaufpreiſes und von Zinfen. 


$. 34. 


Mit der proviforiichen Feftftellung der Laufjumme im Expropr.: 
Erkenntniffe entfteht die Pflicht des Exproprianten zu deren Leiftung 
und es muß Lebterer fodann weiter nach den unbeftrittenen Grund: 
fäben Des Kaufs, von der Zeit der Tradition an die f. g. gefeb- 
lichen Zinſen zahlen ?2), 


19) Vgl. Hannover Art 53: „Sf die im Verwaltungswege feigeftellte 
Entfhädigungsfumme ausgezahlt, jo kann die Ciſenbahn⸗Verwaltung verlangen, 
bag ihr der abzutretende Gegenftand frei und unbefchwert, nöthigenfalls durch 
bie Obrigkeit überwiefen, oder die in Anfprucdh genommene Benußung oder Be⸗ 
laflung fremden Cigenthums geftattet werde. — Preußen $.11. — Rhein: 
preußen Art. 19. — Frankfurt $. 25. — Großherz. Heffen Art. 15. 
Mecklenburg $. 10. 

20) Ueber die weitere Pflicht des Erpropriaten zur Nachweiſung der Pfand⸗ 
freiheit in manchen Ländern, vgl. $. 36 in fin. 

21) Denn es darf eine der Partheien den Genuß der Sache und bes 
Breifes zugleih haben, da fle fih font auf fremde Koften bereichern würde. 
CH. fr. 13 $. 20. D. de act, emt. (18, 9) 1. 5. C. h. t. (4, 49) 1. 2. C. de 
usur. (4, 32). 

Diefer Grundfab muß bei der gezwungenen Abtretung auch dann, wenn 
bie Tradition früher geſchah, als biefes rechtlich nothwendig war, angewendet 
werden, während dieſes nah R. R. bei dem Falle einer freiwilligen Trar 
bition anders if. Vgl. Grkenntniß des O. A. Gerichts zu Lübed in einer 
Bremer Sache (Seufferts Archiv Bd. II. Nr. 117). Die Beſtimmung des $. 21 
bes Rurheii. Geſetzes, daß, wenn eine größere Entjhäbigungsfumme, als urjprüng- 
lich vereinbart wurde, gerichtlich zugefprochen wird, diefer Mehrbetrag mit 5 p&t. 
Zinfen vom Tage der Beſitzergreifung, fofort nachgezahlt werden foll, 
wird vom O.⸗A.⸗Gerichts zu Darmfladt in einem Erfenntnig vom „%, 1854 
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Es können aber auch Verzugszinſen vom Exproprianten von 
m Tage an, wo der durch Uebereinfunft oder durch den Richter 
fgeftellte ZahlungssTermin verftrichen ift, gefordert werben. 

Desgleichen find dem Expropriaten die feit der Perfektion des 
wangsfaufs auf dad Expropr.Objekt verwendeten nothwendigen 
id nüglichen Auslagen zu erfeßen, 3. B. die Abtragung öffent- 
her Abgaben 22), jofern der Expropriant zur Entrichtung folcher 
lichtig fein ſollte. 

Hinſichtlich der im Expropr.-Verfahren feſtgeſtellten Entſchaͤ⸗ 
gung iſt der Expropriat nicht nur dann, wenn er eine laesio 
ormis erlitten bat, zur Anfechtung berechtigt, fondern er Fann 
ich auf die bloße Behauptung Hin, daß die feitgeftellte Entichä- 
gungsjumme dem wahren Werthe des expropriirten Grundftüdes 
cht entipreche, Klage erheben, bezw. eine anderweite Schäbung 
rlangen, indem das Gefeß ihm vollftändige Entſchädigung zu- 
hert 2 8). 


l. Seufferts Archiv Bd. 10. ©. 189, auch für den Fall anerkannt, daß der 
genthümer aus Gründen der Dringlichfeit fein Eigentum zu öffentlichen 
seen früher abtreten mußte, als die ihm gebührende Entihäbigung feftgeftellt 
te und die Lofal-Commilflon geringere Entfehädigung zugeſprochen hatte. Es 
Bt dort: 
- „&6 muß (nad dem Sage, daß volle Entfhädigung zu leiſten if) dem 
propriaten auch der Schaden erjeßt werben, weldhen er dadurch erlitt, daß er 
n Bigentfum, ohne eine völlig zureichende Schabloshaltung erhalten zu haben, 
zutreten genöthigt war. Diefer Erfag ift durch Verzinfung des Mehrbetrags 
° richterlichen GEntihädigung vom Tage der Abtretung des Eigenthums an, 
leiten. Hinfigtlih des Schadens, weldhen ſich der Cigenthuͤmer (felbft) duch 
Stannahme der ihm zu gering erfcheinenden, und daher deponirten Entſchaͤ⸗ 
adigungsſumme zuzieht, kann er Feinen Erſatz anfpredhen. Gr erhält hier nur 
: Binfen, welche das Depofitum an ſich trägt.“ 

22) Bgt. 1. 13 $. 22. D. (19, 1); 1. 13 und 16 C. (4, 49). 

233) Dgl. $. 59 die nähere Ausführung. 
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H) Baftifhe Berwendung von ®rundbeigentbum zum 
Gifenbabn-Ban, 


g. 35. 


Zuweilen wird es auch vorkommen, daß ein Grundftüd, ohne 
daß Hinfichtlic) der Erwerbung defjelben ein gütliches Ueberein- 
fommen getroffen oder ein Expropr.-Verfahren eingeleitet war, 
zum Eiſenbahn-Bau verwendet wird ?); jo insbeſondere in Folge 
der irrthümlichen Vorftellung des Exproprianten, daß jenes Grund- 
ftüf ein Theil eine8 andern im Expropriations-Verfahren erwor- 
benen jei. Ebenſo wird es zumeilen vergeflen, Dingliche Rechte an 
den dem Grpropriaten ſchon gehörigen Grundſtücken zu expro- 
priiren ?), obgleich Diefelben (3. B. ein Hutereht) nach der Ver: 
wenbung des dienenden Grundſtücks zum Eifenbahn-Bau, nicht 
mehr faktiſch ausgeübt werden Eönnen. 

In diefem Falle kann es feinem gegründeten Zweifel unter: 
liegen, Daß dem faktiſch aus dem Beſitz geſetzten Cigenthümer 
bezw. dinglich Berechtigten eine bingliche und daher bei dem 
Gerichte der belegenen Sache anzuftellende Klage auf Anerfennung 
feines Dinglichen Rechtes zuſteht. Ob er zugleich auf Herausgabe 
der Sache bezw. Bejeitigung der Störung, neben der Erſatzfor⸗ 
derung des durch die Wegnahme entftandenen Schadens salv. lig., 
lagen kann, ift beftritten. | 

Segen die rechtliche Begründung dieſes Anſpruchs wird näm- 
lich eingewenbet, daß es fich Bier um bie Wusübung eines Hoheits- 
rechtes handele, gegen welche ein gerichtlicher Schuß der Privat: 
rechte unzuläffig jet, alfo Die verlangte Neftitution als rechtlich 
unmöglich erjcheine. 

Die deutſchen Berfafjungs-Urfunden Haben jedoch Beftim- 
mungen getroffen, welche jeder formlofen Ausübung des Staats- 


1) Vgl. die Rechtsfaäͤlle in der folgenden Anm. 6. 

2) Man denfe an die zu einer Staatsbahn verwendete Staatsbomäne, hin: 
fichtlih deren eine Erpropriation unnöthig ift, da hier eine Veränderung in dem 
Cigenthum nicht vor fi geht. 
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Hoheitsrechted entgegenfieben. So ſpricht fi namentlih die 
Kurheſſiſche Verfaffungs-Urkunde von 1831 in S. 32 und von 
1852 in $. 22 dahin aus: „das Eigenthum oder jonftige Rechte 
und Gerechtfame können für Zwecke des Staats oder folder Per: 
fonen, welche Rechte beflelben ausüben, nur in den durch bie 
Geſetze beftimmten Fällen und Formen gegen vorgängige volle 
Entfehädigung in Anſpruch genommen werben.” Entſprechende Be 
ſtimmungen finden fih 3.8. in der preußiſchen und baierfchen 
Berf.-Urkunde *), fowie in den meiften Expropr.-Gejeben. ALS 
effentielle Vorausſetzungen einer zuläffigen Wegnahme von Privat- 
Eigenthum zu öffentlichen Zweden wird hier neben das Erforderniß, 
daß einer der geſetzlich approbirten Expropr.-Faͤlle vorliege und 
volle Entſchädigung geleiftet werde, ald ganz ebenbürtig das Ver⸗ 
Iangen geftellt, daß ein gejegmäßiges Verfahren eintrete. Auf Grund 
Diefer Beitimmungen der Verf.-Urk. find Dann aud) in den fpeciellen 
Expropr.⸗Geſetzen beftimmte Formen angeordnet worden, in welchen 
fi die Abtretung zu öffentlichen Zwecken zu bewegen hat. Wozu wären 
nun diefe jo ausführlichen Beftimmungen über das einzuhaltende 
Expropr.:Berfahren, wenn die Staatögewalt und Der von ihr con⸗ 
cejfionirte Eifenbahnbau Unternehmer nicht an dieſe Formen ge 
bunden wäre, vielmehr beliebig Die dem Bigenthümer geſetzlich 
garantirten Formen des Expropr.Verfahrens vermeiden Fönnte? 

Eben weil dieſe Formen vorgejchrieben find, 
muß bei mangelnder Beobachtung derjelben Die Wegnahme von 
Privat-Eigenthum, felbft wenn dieſelbe zu einem flatthaften oͤffent⸗ 
lihen Zwecke erfolgte, als wiberrechtlich erjcheinen *). 


3) Art. 9 der preuß. Verfaſſunge⸗Urkunde v. A 1850 fagt: „das Gigen- 
thum ift unverleglih. &6 kann nur aus Gründen bes öffentlihen Wohle gegen 
Entſchaͤdigung nach Masgabe des Geſetzes entzogen und beichränft werben.” 

4) Segen die Rechtmaͤßigkeit des Anſpruchs kann auch nit mit Gffeft 
geltend gemacht werden, daß derſelbe das öffentliche Intereſſe gefährde, indem 
durch die verlangte Reftitution der Bifenbahns Verkehr vielleicht auf Tängere Zeit 
unterbrochen werde ; denn ber Richter hat nicht nach der Rüplichfeit (dem öffent 
lichen Interefie), fondern nur nach der Gerechtigkeit bei feiner Entſcheidung 
zu fragen. Giner Verlegung bes öffentlichen Intereſſes bezw. einer Unterbredjung 
des Verkehrs kann aud einfach dadurch vorgebeugt werben, daß ber Expropriant, 
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Auch Tann man in dieſer Beziehung nicht jagen, daß Die 
zum öffentlichen Zwede verwendete Sache durch die Verwendung 
an fi) ſchon zu einer res extra commercium werbe, und ald vom 
Staats⸗Hoheits⸗Rechte unmwiderruflih ergriffen anzufehen fei, ba 
nur dann dieſe Qualitaͤt einem zu öffentlichen oder religidfen Zwecken 
verwendeten Gegenftande zufommt, wenn eine rechtmäßige Er⸗ 
werbung Statt hatte °). 

Es muß alfo von dem faktiſch Enteigneten auf Wieberherftel- 
Iung des fräheren Zuſtandes petitoriich bezw. negatoriſch geflagt 
werden fünnen °). 


fobald ihm die Klage bes faktiſch Enteigneten infinuirt wird, das Erpropr.⸗Ver⸗ 
fahren in Betreff des fraglichen Grundflüdes noch nachträglich einleitet. Erwirkt 
er in dieſem Berfahren, in welchem ber Gigenthümer mit feinen Ginwendungen 
gegen die Enteignung alsbald gehört werben muß, einen bie Nothwendigkeit 
der Abtretung ausiprecdhenden Beichluß ber competenten Behörde, fo kann er 
auf Grund deſſelben mittelft der alsbald noch näher gu erwähnenden exceptio 
doli die Zurüdweifung der Klage herbeiführen. — Der Richter dagegen kann 
nicht dem öffentlihen Wohle dadurch zu Hülfe kommen, daß er den Ciſenbahm⸗ 
Unternehmer unter einer das öffentliche Interefie wahrenden Beſchraͤnkung (3. B. 
falls Verklagter nicht vorziehen follte, das Srpropr.sBerfahren innerhalb einer 
Friſt einzuleiten”) verurtheilen. 

5) C£. 1.6. $. 4 D dedivis. rer. (1, 8) Puchta Infiitut. Bd. IL. ©. 522. 
Nicht einmal die Verwendung eines Grundſtücks zu einem religlöfen Zwecke 
3. B. zu einer Grabflätte hat den Effekt, dag wenn fie ohne GSinwilligung des 
Gigenthümers geichah, das Eigenthum entzogen wirb. 

6) Die Braris des Kurf. O⸗A.Gerichts zu Eaffel hält diefen Am 
ſpruch auf Herausgabe des faktiſch zum öffentlichen Zwecke verwendeten Grund⸗ 
ſtücks für rechtlich unzulaͤſſig (vgl. Heufers Annalen Bd. 3 ©. 633 u. 634 das 
Erfenntnig vom 44 1855 in ©. Fr⸗W.⸗Nd.⸗B. g. Gemeinde Gurhagen, unb 
Gemeinde Braach g. Direktion der Fr.:W.-Nd.:B. 1835, fowie in S. SW. 
g. Gemeinde Welteiden 1850) Täßt indeßen eine Binglihe Klage auf Ents 
ſchädigung zu, wie die Entſcheidung folgender Mechtöfälle zeigt: 

1) Ein dem Staate gehöriges Grundflüd wurde, ohne daß ein Erpropr. 
Verfahren eingetreten war, zur Fr.⸗W.⸗Nd.⸗B. verwendet. Bin Huterecht, welches 
ber Gemeinde Guxhagen an biefer zur Bifenbahn verwendeten Fläche zuſtand, 
war dabei nicht beachtet, insbefondere eine Entichädigung nicht geleiftet worden. 
Als nun jene Gemeinde gegen die Br. W.:Nd.:B. auf Entfhädigung 
wegen des entzogenen Huterechts bein Berichte der belegenen Sache klagte und 
die Kompetenz diefes Gerichts beſtritten wurde, da nur eine perfönliche auf Ent⸗ 
(Hädigunge-2eiftung (damnum injuria datum) gerichtete Klage vorliege, erkannte 
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Jedoch wird es gerathen fein, mit der Bitte um Reſtitution 
die eventuelle Bitte auf volle Entſchädiguug zu verbinden. 


das O.⸗A.Gericht: „daß Klagen der vorliegenden Art, mittelft welcher eine 
dingliche, durch Verwendung ihres Objekts zu öffentlichen Zweden dem Berech⸗ 
tigten entzogene Gerechtfame, wenn auch nur in ber derinalen allein zuläffigen 
Richtung auf Erftattung bes Interefje geltend gemacht wird, vor dem Berichtes 
ftande der belegenen Sade umfomehr anzubringen flehen, als dafür auch die 
Analogie der Borfchriften bes F. 18 des Geſetzes v. 34 1834, über die Abtres 
fung zu öffentlichen Zwecken, und des $. 8 des Geſetzes vom 3 1846 über bie 
Anlegung von Gifenbahnen fprechen, hiernach aber die Ginwendungen ber Ber: 
Hagten gegen Die Gompetenz bes @erichtes erfter Inſtanz unbegründet erfcheinen 2c.* 

2) In Polge irrthümlicher Angaben, war ein der Gemeinde Braach 
eigenthümlich zugeyöriges Grundftüd ohne vorgängige Srpropriation und Ent⸗⸗ 
ſchaͤdigungs⸗Leiſtung von der Fr.⸗W.⸗Bahn zur Legung des Schienenwegs ver- 
wendet worden. Als ein Entihädigungs-Betrag von x Thalern, unter eventuellem 
Vorbehalte der Ermittlung bes Betrages durch Sacdjverftändige, beim Gerichte 
der belegenen Sache eingeflagt wurde, fprad das O.⸗A. Gericht bei beflrittener 
Competenz ebenfalle aus, daß ein zu öffentlihen Zwecken bereits ver 
wendetes Grundſtück zur Herausgabe in Natur nicht geeignet fei. 

Inſofern in dieſen beiden Mechtsfällen der Kläger, indem er nur einen Ents 
IHädigunge-Anfpruh machte, implicite feine Einwilligung in bie faktiſche Weg⸗ 
nahme erklärte, Tag e6 allerdings wohl im Intereſſe der Partheien, die Klage 
zur Grflärung mitzutheilen, indem zu erwarten fand, daß der Berflagte auf die 
Intention des Klägers das verwendete Grundflüd gegen Entihädigung in des 
Berflagten Cigenthums⸗Befitz übergeben zu laſſen, eingehen und damit die Sache 
in Güte erledigen werde. Der bei Heujer 1. c. mitgetheilte Auszug aus dem 
der erfleren Enticheidung zu Grunde liegenden Gutachten geht jedoch weiter, 
indem in Wällen ber vorliegenden Art immer nur ein dinglicher Anfprud 
auf Entihädigung, nicht aber auf Herausgabe der Sache bezw. Befeitigung der 
Störung anerkannt wird. Zugleich wird folgende weitere, dieſer Anficht entſprechende 
Entſcheidung mitgetheilt: 

Als die Gemeinde Wehlheiden confellorifh auf Anerkennung eines ihr 
durch faftifche Enteignung entzogenen Huterechts Flagt, wird bie Klage, ſoweit fie auf 
Entfernung der die Ausübung des Huterechts hindernden öffentlichen Anlage 
gerichtet, zurückgewieſen und der verflagte Staat nur zur Entfchädigung verurtheilt. 

Hiergegen möchte jedoch wie oben auszuführen verfudht wurde, geltend zu 
- machen fein, daß die zum öffentlichen Zwecke verwendete Sache durch die Vers 
wendung an fi) noch nicht zu einer res extra commereium und nicht vom 
StantesHoheits Rechte unwiderruflich ergriffen wird, indem lebteres nur bann 
einen justus titulus acquirendi abzugeben vermag, wenn es in ben vom 
Geſetze vorgefähriebenen Kormen des Expropr.⸗Verfahrens angewendet wurde, fo 
bag man in den unter 1 und 2 angeführten Rechtsfällen den Mangel biefer 
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Es könnte nämlich dem Elagenden Eigenthümer vom Expro- 
prianten die exceptio doli entgegen gehalten werden, daß er fein 
rechtliches Intereſſe an Der Zurüdgabe habe, in dem der Expropriant 
ihm das zu veftituirende Grundflüd auf dem Wege der Expropriation 
fofort wieder entziehen koͤnne. Diefem Einwande wird der Eigen: 
thümer motivirend Teugnend nur die Behauptung entgegen ſetzen 
tönnen, er habe Einwendungen gegen die Nothwendigkeit der Ab- 
tretung, fein Orundftüd fei nicht expropriationspflichtig. Der Richter, 
welcher nicht Das Recht bat, über die Nothwendigkeit der Abtretung 
ſelbſt zu entjcheiden, wird in Diefem Falle dem verkflagten Expro— 
prianten den Beweld der Grpropriationd: Pflichtigkeit auferlegen 
müßen, wodurd derfelbe zu Einleitung des Expropr.Verfahrens 


"gezwungen wird. Grbringt aber dann der verflagte Expropriant 


jenen Beweis dadurch, daß im Expropr.:Verfahren Die competente 
Berwaltungs:Behörde Die Nothiwendigfeit der Abtretung gegenüber 
den Einwenden des Cigenthümers anerkennt (bezw. durch Vorlage 
des jene Nothwendigfeit ausfprechenden Expropr.-Beſchluſſes) fo 
wird Die Klage, foweit fie nicht auf Entſchaͤdigung gerichtet if, 
zurüdgewiefen werben müſſen. Doch wird bei dieſer Abweilung 
ber Klaͤger nicht in die Koften des Verfahrens verurtheilt werden 
Zönnen, fofern daſſelbe vom Grpropriaten ſchuldhaft veranlaßt 
worben iſt. Beruhigt fich ber Betheiligte bei der faktiſchen Ver⸗ 


Formen nur dur den Conſens ber PBartheien für Befeitigt anfehen kann. — 
Braͤchte die faktiiche (rechtswidrige) Anwendung des Hoheits⸗Rechts einen Rechts⸗ 
zufland hervor, fo könnte man dem faktiſch Enteigneten wohl auch feine dingliche 
Klage (welde das O.⸗A⸗Gericht ihm zuſpricht) mehr zugeſtehen. Zwar wird 
im RR. demjenigen, welcher eine durch Specififation vernichtete Sache eigens 
thuͤmlich befeflen bat, gegen den Specififanten als fictus possessor eine dingliche 
Klage zugefprochen. Jedoch kam von einer derartigen durch den Berklagten 
(Exproprianten) herbei geführten faktiihen Unmöglichkeit der Reftitution und 
damit von einer ficta possesio hier nicht wohl die Rede fein, da das Grundftüd 
durch die Verwendung zur Eiſenbahn nicht untergeht bezw. nicht zu einem ganz 
anderen (fpecificirt) wird. Für die Zuläffigfeit des pofjefjorifchen und dinglichen 
Anſpruchs auf Reftitution bei nur faktifcher Verwendung ſprach fi das O.G. 
zu Caflel zwar nicht in Beziehung auf Ciſenbahnbauten aber in Beziehung auf 
Bergbau in einem Erkenntniß vom ’? 1856 in ©. St⸗A 3. ©. Schaper 9. 
Meyer w. Befipflörung aus. 


⁊ 
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wendung, jo wird das fraglihde Grundftüd, auf den putativen 
Titel der geſchehenen Abtretung hin, erſt nach Ablauf der Uſucapions⸗ 
zeit in den EigenthumsBeſitz des Exproprianten übergehen. 

Eine nachtraͤgliche Geltendmachung eines Befitz⸗ bezw. Eigen⸗ 
thums⸗Anſpruchs an den im Expropr.Verfahren dem Eifenbahn- 
Unternehmer zugeſprochenen Grundſtücken wird nad) Inhalt der 
meiften Expropr.⸗Geſetze dadurch ausgeichloffen, daß alle Diejenigen 
Berechtigten, welche fi) im Expropr.:Verfahren nicht melden, mit 
ihren Anſprüchen ausgejchloflen werben ”). 


Vierter Abfchnitt. 
Entſchädigung. 


A) Leitende Brincipien. Entſchädigungs⸗Berechtigte und 
Umfang ber Entfhädigung im Allgemeinen. 


6. 36. 

Zwei verjchiedene große Probleme hat die Expropr.Geſetz⸗ 
gebung zu Löfen, fie muß für Die öffentliche Wohlfahrt und zugleich 
für das Privat-Eigentbum Sorge tragen. 

Die Iehtere Aufgabe wird nur dann gelößt, wenn jeder Be 
tehtigte, welcher Dur) Ausübung des Expropr.-Rechts zur Aufgabe 
tip. zwangsweiſen Uebertragung ſeines Rechts im öffentlichen 
Iatereſſe genöthigt, oder Doch in diefem. Rechte befchränft wird, 
vollftändige Entihädigung erhält ?). 


7 Bgl. 3. B. Kurhefien $. 16. 

1) Es ift diefer Grundſatz eine Forderung der Gerechligfeit wie der Bolitif, 
welche beide Wieberherftellung der geflörten Mechtögleichheit fordern, und ift im 
Staatsrechte allgemein anerfannt. | 

Bol. Maurenbreder d. Pr. R.$. 197; Pfeiffer praft. Ausführungen 
%. II. ©. 294, 288 und 471; Klüber Staatsreht $. 552; Leiſt Staats 
ht. 102. Denfelben Grundſatz fpredden bie färnmtlichen ©. 10 Anm. aufgeführten 
rpropr.:Gefepe und alle deutjchen BVerfafj-Urfunden aus. Bgl. $. 11 Anm. 4 
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Da es fi) jedoch bet der Expropriation um Enteignung, alfo 
um Wegnahme von Eigenthum und dinglichen Rechten handelt, 
jo muß der” zu erjeßende Schaden eine dingliche Grundlage 
haben, d. h. nur der Eigenthümer und fonftige dinglich Berechtigte 
werden in der Weile exproprirt, daß fie vom Exrproprianten 
Entſchaͤdigung (als gelekmäßigen Kaufpreis) für das Erpropr.- 
Objekt verlangen können. — | 

Die Verlegung reſp. Beichränkung eines nur perjönliden 
Rechts kann dagegen an fich bei der Expropriation nur mittel: 
bar in der Art zur Berüdfihtigung kommen, daß der exproprürte 
Eigenthümer auch den Schaden erjeßt verlangen kann, welcher ihm 
dadurch erwaͤchſt, daß er Denjenigen, welcher an dem Expropr. 
Gegenftande ein perjönliches Recht ihm gegenüber hat, 3. B. feinen 
Miether oder Pächter, für die Aufhebung oder Beſchraͤnkung Diefes 
Rechtsverhaͤltniſſes entſchaͤdigen muß. 

Viele Expropr.-Geſetze ſprechen jedoch gewiſſen perſönlichen 
Nutzungs-Berechtigten, insbeſondere dem Pachter auch ein unmittel- 
bares Entichädigungs-NRecht gegenüber den Grproprianten zu ?). 

Einer befondern Unterſuchung wird es hier noch bedürfen, ob 
und in wiefern auch der faktiſche DBellter eines zum Bahnbau 
berangezogenen Grundſtücks einen Anſpruch auf Entiehädigung hin: 
fichtlich des ihm entzogenen Objekts hat, ob zur Geltendmachung 
eines berartigen Anſpruchs nicht vielmehr die Nachweilung des 
Eigenthums oder Doc des juriftifchen Befißes gefordert werde. Man 
koͤnnte gegen letzteres Verlangen aus dem Geſichtspunkte des Kaufs 
einwenden, Daß der Verkäufer den Käufer nicht zum Gigenthümer 
bes Kaufobjekts zu machen brauche, daß der Verkäufer vielmehr 


und $. 47 Anm. 2 diefer Abhandlung. — Es iſt derfelbe nur eine Anwendung 
bes ſowohl im Staates wie Privatrechte geltenden Principe, daß wohl erworbene 
Mechte, weldhe das Bermögens: Met betreffen, nicht ohne Entſchaͤdigung aufges 
hoben werden dürfen. — Nah diefem Principe müflen auch Diejenigen, welche 
gar kein Recht abtreten, ntichäbigt werben, fofern ihr Grundeigentum oder ihr 
dingliches Recht durch die Erpropriation Schaden erleidet. Bgl. Tit. II. diefer 
Abhandlung: Entſchaͤdigungs⸗Recht der Anlieger. 
2) Dal. $. 46 dieſer Abhandlung. 
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nur die Pflicht habe, den freien Beſitz zu überliefern und für 
Eviction einzuftehen, aljo der Erpropriant nicht befugt ſei, von 
bem Entſchaͤdigung forbernden bisherigen Befitzer irgend einen 
Nachweis feines wirklichen oder quasi Eigentums zu verlangen und 
Zahlung des ausgemittelten Werth nur verweigern koͤnne, fofern 
etwa ein Entwährungsanfpruch erhoben werde. 

Sn den Expropr.⸗Geſetzen wird jedoch ausdrüdlich nur der 
Gigenthümer ald Entſchädigungs-Berechtigter genannt, welchem 
man (nach neuerem R. R.) den Juriftiichen Befiger — der auf einen 
formell gültigen Rechtstitel bin, in gutem Glauben das Grunbftüd 
inne hat — allerdings gleichftellen muß ?). Daher wirb man ben 
bloß faktiſchen Befißer des enteigneten Grundftüds, aljo denjenigen, 
welcher feinen juriftiichen Beſitz an dem enteigneten Grunbftüde 
nachweiſen kann, zur Forderung einer Entſchaͤdigung nicht ale 
berechtigt anjehen Fönnen. 

Dagegen liegt eine Nachweiſung der Pfandfreiheit, 
wenn foldhe nicht gejehlich (mie in Preußen) vorgefchrieben ift, 
dem Expropriaten (als Verkäufer) nicht ob, da durch dieſelbe das 
Eigenthums⸗Recht nicht bedingt wird *); Denn auch bei beſtehenden 


3) Bgl. Preußen $. 11, Kurheſſen $. 4. 9, Baden $. 1, Baiern 
It. 1, Rönigreih Sachſen $ 1 ıc, Hannover Art. 15. — Für bie 
Gleichſtellung des b. f. possessor mit dem Gigenthümer cf. 1. 11 $. 1 (6, 2). 

4) Aehnlich wie bei der Gonfeflorienflage auch nur ber befigende Bigen- 
ttümer, bezw. juriftifche Beſitzer des herrſchenden Grundſtücks zur Geltendmachung 
ke Servitut berechtigt erfäheint (cf. 1. 2 pr. D. si serv. (8, 5): negatoria 
(se. competit) domino qui negat.) 

&6 fann hiergegen auch nicht geltend gemacht werden, daß ber Befiger 
des erproprürten Grundſtuͤcks durch den geforderten Nachweis bes juriftifchen 
Befipes unverfchuldet in eine nachtheiligere Lage, als biefelbe vor ber Erpropriation 
war, verfegt wird, weil der Erpropriant zur Grpropriation unter der einzigen Ver⸗ 
pllichtung beredhtigt iR, daß er volle Entſchaͤdigung leiftet. — Auch wird durch 
diefe Beſtimmung der Erpropr.⸗Geſetze der Erpropriat nicht härter verpflichtet, 
als der Berfäufer, da er für Eviction nicht einzuftehen bat. 

Das O.⸗A.Gericht zu Caſſel (vgl. in der Zeitfchrift für Recht und Geſetz⸗ 
gebung in Kurhefien. Heft I. ©. 255 XXIL das Erkenntniß in ©. St.A. g. 
Huhn 1835) geht von der Anfiht aus, daß ein contractliches Verhaͤltniß bier 
nicht vorliege, fondern die Entihädigungs-Verbindlicfeit einen burd bie Ent 
ziehung des Eigenthums zugefügten Schaden betreffe, noch weiter und verlangt 
Nachweis des wirklichen Cigenthums. 
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Pfandrechten wird der Expropriant juriftiiher Beſitzer und ſelbſt 
wahrer Eigenthümer des Expropr.Objekts, und bat nur die Ber: 
pflichtung, wenn Pfandgläubiger ſich im Expropr.Verfahren melden, 
die fonft an den Gppropriaten zu zahlende Entſchaͤdigungs⸗ 
Summe, ſo weit die Pfandforberung geht, an jene zu zahlen oder zu 
deponiren °). 


6. 37. 


&3 wird nun weiter die Hauptfrage zu unterfuchen fein, was 
unter jener vollen Entſchädigung, wie fie dem Expropriaten 
in den deutjchen Verfaſſungs-Urkunden und Expropr.-Gejeßen garan- 
tirt wird, zu verftehen ift ®), und an was für Normen bieferhalb 
die Sachverftändigen und der ihr Gutachten controllirende Richter 
bei der ihm überlafjenen Feſtſtellung des Entgelds für den gefeb- 
lich ernöthigten Verkauf gebunden if. Man wird, foweit dieſe Frage 
nicht aus der Kaufnatur der Erpropriation ihre Antwort erhält, 
auf die Principien, welche Die Lehre vom Schabenerfag beherrichen, 
zurück gehen können, da die Nöthigung bed Eigenthümers zur Ab- 
tretung wie bei einem aquilifchen Schaden die Berhdfichtigung 
der individuellen Verhältnifje verlangt ”). 


5) Vgl. das zu Anm. 4 citirte O.⸗A.⸗Gerichts⸗Erkenntniß. 
6) Beitimmungen über den Umfang der Entſchaͤdigung gibt: 
1) das preuß. LM. Th. I. Tit. 11 5.9, Rheinpreußen BD. 
v. 1810, Art. 16. 
2) Rönigreih Sadfen I. $. 6-14. 
3) Baiern Art. VAXIII. 
4) Hannover Art. 20. 29 bis 33. 
5) Baden $. 24—38. 
6) Kurheſſen $. 18. 
7) Großherz. Heffen Art. 11. 
8) WeimarsMeiningen Art. 9—19, insbefondere Art. 12. 
9) Gotha $. 10-15. 
10) Braunfhweig $. 33. 
11) Medlenburg $ 5. 
12) Samburg $. 6. 8-11. 
13) Frankfurt 8 11—16. 


7) Bgl. Bejeler Syſtem 1. c. Bd. I. ©. 101. 
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Gehen wir zunaͤchſt von der Idee eined Zwangskaufs aus, fo 
ift jontel gewiß, daß das Entgeld *), die Entſchaͤdigungsſumme, als 
ein angemeſſenes Aequivalent (pretium justum), nicht nur ange 
meſſen (justum) in dem Sinne, daß der Expropriat nicht über bie 
Hälfte verlegt jein darf, jondern daß ein Kaufpreis bezahlt werden muß, 
welcher dem unbetheiligten Dritten als angemefjen erjcheinen wird, 
wenn er unter Berüdfichtigung der individuellen Verhältniffe des 
Expropriaten darauf fieht, zu welchen Breijen zur Zeit der perfekten 
Gxrpropriation (ald des Kaufabjchluffes) Grundſtücke von ber Art 
bes Expropr.⸗Gegenſtandes, in Kolge ihres Rubungswerthes verkauft, 
zu werden pflegen). — Hinfichtlich ter nad Beflimmung der 
Erpropr.-@ejeße (außer biefem für das Exrpropr.-Objekt zu zahlen⸗ 
den Saufpreife) weiterhin, 3. B. wegen Werth⸗Verminderung übrig 
bleibender Parzellen zu leiftenden Entichädigung, muß man vom 
Standpunkte ded Kaufs aus daran denken, daß bei dem Kaufge⸗ 
Ihäfte ber Preis vom Verkäufer mit Berudfichtigung jeber aus 
den Kaufe rejultirenden Vermögens-Verminderung (Schaden) 20) 
beftimmt werden wird. 

Geht man weiter auf das allgemeine Princip, daß voller 
Schadenserſatz zu leiften ift, zurüd, jo wird man anerfennen 


8) Vol. O.Gerichts⸗Erkenntniß in Heufers Annalen II. ©. 632: Die 
Intfhädigung ift ein für einen geſetzlich ernöthigten Verkauf zu zahlendes 
Entgeld. 

9) Bol. Rheinpreuß.-®. von 1810 cit. Art. 16: „Das Gericht hat 
den Werth der Entſchädigung zu beftimmen unter Rückfichtnahme auf die der⸗ 
maligen Pachtverhältnifie und auf die vorher jedoch in füngfter Zeit geſchloſſenen 
Raufbriefe für die nämlihen Grundftüde oder für benachbarte der nämlichen 
Qualität.” Ebenſo Großherz. Heffen Art. 115 Baden $.24und 26; Naſſau 
5.1: „Nach den neuern und neueften Preifen“; Könige. Sachſen J. $. 8. 
„Kaufwerih zur Zeit der Abſchätzug.“ Frankfurt 8. 11: „Die Entihädigung 
muß mindeftens der lebten Kaufjumme des zu entäußernden Gegenflandes und 
den darin gemachten noch vorhandenen Verwendungen, ober doch der Summe 
der darauf eingetragenen Special:Hypothefen gleichkommen. Die Kaufpreije ıc. 
des Iehten Jahres vor DVerfündigung des Erpropr.⸗Beſchluſſes werden iedoch 
nicht berückfichtigt.“ 

10) Bol. Königrid Sachſen J. F.9: „Kaufwerth und weiterer Schaden, 
welcher durch die Abtretung wegen erſchwerter Bewirthſchaftung der übrig blei⸗ 
benden Parzellen entſteht, iſt zu erſetzen.“ 
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müfjen, daß ein folcher nur Dann vorhanden iſt, wenn der Expropriat 
durch Die ihm zuzuſprechende Entihädigung in die Tage verjegt 
wird, Daß er an feinem Vermoͤgen nicht irgend eine Einbuße 
erleidet. 

Die befondere Zuneigung des Eigenthümerd zu. jeinem Eigen: 
thum, welche fich darauf bafirt, daß dafjelbe mit feinen Freuden 
und Leiden verwachſen ift, aljo der blos in ber Idee des Beſitzers 
vorhandene eingebildete Mehrwert 1!) (pretium affectionis, 
Affektionswerth, Werth der bejonderen Vorliebe), läßt fich Dagegen 
nicht ſchaͤtzen, und Tann als ein nicht beftimmbarer Gegenitand 
auch nicht erjeßt verlangt werden. 

Andererſeits wird es aber (wie dieſes die Expropr.⸗Geſetze 
ausdrüdlich anerkennen, nicht ald volle Entſchädigung des ab» 
tretenden Gigenthümerd betrachtet werben fönnen, wenn der allge 
meine Werth (dad verum rel pretium, der VBerfaufäwerth), weldyen 
bad exproprürte Recht für jeden dritten Erwerber ohne Rüdficht 
auf Die individuellen Berhältnifje des Veräußerers hat, erjeßt wird ?2). 
Es muß daher, wenn voller Schadenerfag geleiftet werden fol, 
außer dem gemeinen Werthe dem abtretenden Eigenthümer und 
den übrigen, in ihren Rechten Bejchränkten oder Beſchaͤdigten 
auch der ſ. g. befondere, individuelle Werth der Annehmlich— 
feit, von welchem nachher noch näher die Rede jein wird, über: 
haupt jeder durch dritte Unbetheiligte jchäßbare Schaden erjeßt 
werden, welcher jenen Berechtigten irgendwie aus der Erpropriation 
erwachjen ift, oder wie es die Fönigl. Saͤchſiſche Inſtruktion und 
Treichler ansdrüden: die Differenz zwifchen dem Zuſtande des 
Vermögens des Gxpropriaten vor und nach der Exrpropriation 13). 


11) Vgl. z. B. Großherz. Heffen Art. 11 Abfchn.3: „nur auf ben reellen, 
niemals auf den bloßen Affektionss Werth kann Rüdfidht genommen werden.“ 
Königr. Sachſen I. $. 7. 

12) Vgl. die von Wendt $. 245 zufammen geftellten gejeblichen Beſtim⸗ 
mungen von Preußen, Baiern, Sachſen, Baden $. 25, Würtembergfche Entwurf, 
Braunichweig; ebenfo Kurheflen, Hannover. Gotha, Weimar ac. 

13) Vgl. Treichler 1. c. ©. 153 fi, Häberlin ©. 186, Königl. 
Sähfjifhe Inftruftion $. 7. 10, Medlenburg $. 5.: Es foll dem Crpro⸗ 
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Man kommt Hiernach überall auf daſſelbe Princip, welches bei 
Berlegung fremden Eigenthums (damnum injurla datum) bie 
lex Aquilia gibt, indem fie bei rechtswidrigen pofitiven Handlungen 
vollftändigen Schadenserſatz zu leiften gebietet und denſelben 
darin findet, Daß außer dem gewöhnlichen der befondere 
Mehrwerth, welchen der verlegte Gegenſtand und zwar zur 
Zeit der Verletzung (hier dad Exrpropr.-Obfelt zur Zeit des 
Evpropr.⸗Alts) für den Eigenthũmer batte (id, quod interest), 
nicht aber deſſen Affektions⸗Werth erjeßt werben ſoll. 

Wir werden nun diefe, die Entſchaͤdigungsfrage bei Expro- 
priationen beherrfchenden Principien bei den verfchiebenartigen 
Entiehädigungs-Berechtigten verfolgen müffen und zwar: 

1) in Beziehung auf die Entfehädigung des Eigenthümers 
ohne Rüdfiht auf etwaige mittelbar Betheiligte, 

2) in Beziehung auf die Entihädigung anderer dinglich 
Berechtigten, neben dem Eigenthümer, 

3) in Beziehung auf die Entſchaͤdigung der vorübergehenden 
Nutzungs-Berechtigten. 

Wir werden dabei, für jeden Berechtigten den Umfang 
der Entſchaͤdigung feſtſtellend, ſehen, auf was die Taxatoren, 
bei Ausmittelung der dieſen Perſonen zu leiſtenden Entſchaͤdigung, 
Kückſicht zu nehmen haben. 


B) Entſchädigung des Cigenthümers ale vollen Nutzungs⸗ 
Berechtigten. | 


I. Entjhädigung für vollftändige Grundflüde. 
6. 38. 


Belaftungen des Eigenthums mit einer Dienftbarfeit (Eigen- 
tbumsbefchränfungen) fommen bei Expropriationen nur aus⸗ 
nahmsweiſe vor. Das Baier’iche Geſetz, welches dieſelben geftattet, 


yriaten fein wirklicher Schaden übrig bleiben.” Vgl. auh Frankfurt $. 11 
und 12. Bol. Bluntſchli Staatsredt 1. e.: „den Privaten darf Tein Schaden 
ugemufhet werden, ber ihn allein betrifft.” 
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will hier Die Entjchädigung nad) der Natur und dem Umfange 
ber auferlegten Dienftbarfeit beftimmt willen 14). Der gewöhnliche 
Expropriationsfall ift Dagegen der, daß eine vollfländige Eigen: 
tbums>Abtretung eintritt. 

Diejelbe fann entweder 

J. ein vollftändiged Grundftüd, oder 
II. eine Parzelle defjelben betreffen. 

Zu I Betrachten wir zunächſt den erfteren binfichtlich der 
Entihädigungsfrage einfachern Fall. Dem Eigenthümer ift hier zu 
erſetzen: 

a) der Werth des expropriirten Bodens, welchen dieſer 
nach Größe, Beſchaffenheit und Lage zur Zeit des Abſchluſſes 
Des Zwangskaufs bat, aljo zur Zeit, wo die Expro— 
priation perfeft wird 15). Die meiſten Expropr.= Gefeße 
wollen jedoch Feine Rüdfiht auf die Wertherhöhung des expro- 
prürten Grundſtücks Durch den Eifenbahnbau genommen willen, 
und greifen Daher auf den Werth zur Beit der Beftimmung ver 
Bahnlinie oder doch des Expropr.-Antrags zurüd 1°). 


14) Bol. Baiern Art. VIII und zwar durch Uebereinkunft der Bartheien und 
wenn dieſe nicht zum Ziele führt, durch richterliches Ermeſſen. Uebrigens fleht es nach 
Baiern Art.I. dem Gigenthümer frei darauf zu bringen, daß völlige Abtretung des 
zum Zwecke der Dienfibarfeit in Anſpruch genommenen Theile feines Grund- 
. eigenthums eintrete. Vol. auh Hamburg $. 1. Ebenfo Baden $. 33. 

15) Diefes Princip ſprach ein Grfenntnig des Appellhofs zu Eoln vom 
7 1841, vgl. Rhein. Archiv 30,1, 248 dahin aus: „daß bie Gntfchädigung, 
welche für die in Folge der Expropr.⸗Geſetze zum öffenilihen Rugen abgetretenen 
Grundftüde geleitet werden müfle, fi nad dem Werthe richte, welchen das 
Grundftüd zur Zeit der Abtretung, nicht aber nach jenem, den es zur Zeit der 
zu ermittelnden Werth-Beitimmung (nämlich in dem nachfolgenden Proceſſe über 
bie Gntfchädigung) Hatte. Vgl. Beſſel S. 95 b. Vergl. auch Kurheſſ. 
Geſetz $. 18, Baden $. 24. Durchſchnittepreis der letzten 6 Jahre. 

16) Baiern Art. 9: „Wertherhöhungen, welche dem ganz oder theilweife 
abzutretenden Gegenftande erſt in Yolge des die Abtretung veranlaßenden Unter 
nehmens zumachen oder zuwachſen Eönnten, Fommen bei der Entſchaͤdigungs⸗ 
Ermittelung nit in Anfchlag.” Vgl. Kurhbeffen $. 18: „Bon den Sachver⸗ 
fländigen ift, foweit es fih um eine Abfchägung handelt, nicht der Werth, ben 
ein Grundflüd durch die zu bauende Ciſenbahn erlangt, fondern der Werth, 
welden es ohne Rüdfiht auf diefe Ciſenbahn ober Anlage hat, ale Maßſtab 


Gezwungene Abtretung: Entſchädigung. 9 


Was diefen Bodenwerth des Aderlands, Gartenlands ıc. 
betrifft, jo ift jowohl deſſen Verkaufs- als deſſen Ertragswerth !7) 
m berüdfihtigen und daher auf Die neueren Verkäufe und Ver⸗ 
pachtungen des exproprürten Guts und der dieſem benachbarten 
Grundfſtücke zu fehen '*). Leßterer, der Ertrags-Werth, richtet 
ih dann nad tem bisherigen Rein-Ertrag des betreffenden 
Grundſtücks. Zur Beftimmung defjelben muß als Grundlage 
der Roh⸗Ertrag d. h. die Höhe des Preijed der auf dem Grund⸗ 
füde zu ziehenden Krüchte feftgeftellt werden. Hierfür fünnen die 
Durchfchnittöpreile der lebt vorausgehenden Jahre und zwar ber von 
der legitimirten Behörde öffentlich bekannt gemachten Durchfchnittä- 
preife 10) des Orts, welcher den natürlichen Markt für die Früchte 
des Scpropriaten bildet, den beiten Anhaltspunkt geben. — Um 
den Reinertrag zu erhalten, muß dann von Diefem Robertage 
Alles, was der Abtretende durch die Wegnahme feines Grundſtücks 
Kinftig rein zu feinem Nutzen erfpart, in Abzug gebracht werben. 
Hierher gehört jowohl Düngung, Saatgetraive, Steuern 20), ale 
ah, was für große Güter von befonderer Bedentung ift, alle 
Arbeiten, welche nicht von dem eigenen Hofgefinde des Ahtretenden 
verrichtet, vielmehr in ber Regel von befonders dazu gedungenen 
Tagelöhnern beichafft werben, wie Maͤhen, Aufbinden des Getraides 
u. |. w., da durch den Wegfall Diefer Arbeit auf dem abgetretenen 
Stud der bisherige Taglohn vom Erpropriaten eripart wird. 


für die Entfhädigung zu nehmen.“ Ebenſo Frankfurt 8 11: „SKaufpreife, 
Berwendungen oder Special⸗Hypotheken, die nicht mindeſtens 1 Jahr vor Ber: 
kündigung des Grpropr,Befchlußes entſtanden find, werden nicht in Betracht 
gegogen”. $. 12. Abi. 1. Baiern Art. 9 Iautend, Abf. 2: „der volle Werth 
des Grund und Bodens und der barauf befindlichen Gebäude, Anpflanzungen, 
Bäume ift zu erjeßen. 

17) Bol. Rheinpreußen Art. 17. 

18) Hannover Art. 29 und 30 läßt den Bigenthümer wählen, ob er den 
Gapital- (Verkaufs⸗) oder Ertrags⸗Werth erjeßt haben will.! 

19) Bgl. Baden $. 24. 

20) Rah einem Erfenntnifje des O⸗A.⸗Gerichts zu Cafſel in Sachen Sohl 
g. Stadt Caſſel 1838 follen die fo in Abzug zu bringenden Abgaben nicht nad 
einem Durchſchnitts⸗, fondern nach ihrem dermaligen Betrage abgefept werben. 


} 
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6. 39, 

Sodann ift dem expr. Eigenthümer der Werth der auf dem 
abgetretenen Boden befindlihen Anlagen, fofern Diejelben den 
Werth des Bodens erhöhen, zu erfegen. Hierher gehören 

a) Vor Allem die auf dem exproprürten Boden ftehenden 
Gebäude?) Die Entſchädigung begreift hier zunädhft den 
Bau Werth, ſodaun aber auch diejenige Wertherhöhung, welche 
fi) aus der Lage und Ertragsfähigfeit des Haufes im Allgemeinen 
und indbejondere aus dem Umftande ergibt, Daß das Haus zum 
Betriebe eines Geſchaͤfts geeignet iſt. Es muß Daher, wenn in dem 
Haufe, ein beſtimmtes Gejchäft betrieben worden ift, bei der Taxa⸗ 
tion darauf Nüdfiht genommen werben 22). 

b) Gewächſe, jowie alle fonftigen Anlagen, Steinbrüche 
Waſſerleitungen ıc. 2°). 

c) Der Werth der hängenden Früchte, die in Folge der 
Expropriation nicht gezogen werben Fönnen 2), 

d) Die dem expropriirten Grundftüde ald untrennbare Theile 
zufiebenden RealsBerehtigungen und Aftivo-Servituten gehen 
auf den Exrproprianten mit jenem Grundflüde über und müfjen Daher, 
jo weit fie den Werth deflelben erhöhen, ebenfalld bei der Wb- 
ſchätzung in Anjchlag gebracht werden 25), wenn fie auch ber Er- 


21) Vgl. Königrid Sach ſen I. & 10. 12. 

22) Vgl. Großh. Heffen Art. 11 Abf. 2, Königriid Sachſen J. 
$.10a—e. So ſprach fih auch das O.A.⸗G zu Gaffel in Sachen Müller’icher 
Curator g. Stadt Eafjel 1827 aus. Sodann ſprach ſich daſſelbe Gericht in Sachen 
Sohl g. Stadt Caſſel 1738 dahin aus, daß alle Abgaben, welche auf dem 
abzutretenden Haufe haften, fofern fie nicht wie Brandfleuern als eine von 
bem Willen des Hauss Cigenthümers unabhängige Abgabe zu betrachten, in 
Aufrechnung zu bringen find (fo Gendarmerie⸗, Serviss und Pflaſterſteuern). 

23) Dgl. Frankfurt $. 12. 

24) Vgl. ©.76. Anm. 21, auch Baden SI Nr. 4, Königrid Sachſen 
3. $. 13. 

25) Sranffurt $. 13: Der Werth ber dem Orunbfüde zuftehenden Real- 
Berechtigungen und Actios Serpituten ift in die Entſchädigung aufzunehmen. 
$. 14: Der Werthanſchlag der auf dem Grundſtücke laſtenden Reallaften und 
Paſſiv⸗Servituten if dagegen an dem an ben Gigenthümer zu leiftenden Ent; 
ſchaͤdigungs⸗Betrage abzuziehen. 
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priant, indem er bad herrſchende Grundſtück zum Eifenbahn-Bau. 
braucht, nicht weiter ausüben kann. In letzterem Kalle kann der 
Erpropriant von dem Servitutpflichtigen auch Feine Entſchaͤdigung 
Beanfpruchen, da die Unmöglichkeit, Die Dienftbarkeit zu benußen, 
durch Iegteren nicht verjchuldet wird. 

Weiter ift der außerordentlidhe beſondere Werth, 
weldhen der ezproprürte Gegenſtand für den Entſchaͤdigungs⸗ 
Berechtigten hat 2°), wie jchon erwähnt, zu erfeßen. 

Hierher gehört: 

a) der fchäßbare befondere Werth der Annehmlichleit unb- 
Bequemlichkeit, welchen das erpropriürte Grundftüd gerade für diejen 
Beſitzer bat 27), injoweit derjelbe nicht ald Affectionswerth erſcheint. 

b) der Werth, welchen das Grundftüd für den Erpropriaten 
durch die Verbindung mit feinen übrigen Brundftüden hat 2°). 

c) Sodann find bierher die in Beziehung auf Gewerbe ent- 
ſtehenden, ſoeben S. 92 unter a in Beziehung auf Gebäude berührten 
Berlufte zu rechnen, fo Die für Gejchäftsverlegung nöthigen Ausgaben, 
fowie Die aus der vorübergehenden Einftellung des Geſchaͤfts und aus 


26) Baden $.25 und 31: „wo Eines von mehreren zu demfelben Gewerbs- 
Betriebe gehörigen Bebäuben, oder ein zum Betriebe erforderlicher Plab abge 
treten werden foll, kann der Bigenthümer verlangen, daß ihm die zum nämlichen 
Gewerböbetriebe gehörigen Bebäude oder Bläbe insgefammt abgenonımen werden, 
wenn ihm durch die Rostrennung des abzutretenden Theils der Betrieb weſentlich 
erichwert würde ꝛc.“ 

Großh. Heffen Art. 11. Abſ. 2: „Höherer Werth, welchen das Grundſtück 
gerade für den jetzigen Befiber, nad} ben bei ihm eintretenden Gigenthümlichfeiten 
8. weil er es für eine Fabrik benugte, oder wegen der Verbindung wit 
andern Srundflüden hatten, ift zuerjeßen.” Frankfurt 6.12: „die befonderen 
Berisverhältniffe, wie Lage, Cultur⸗Ertrag, Geſchaͤftsbetrieb find zu berüd: 
ſichtigen. 

27) Konigr. Sachſen I. 6. 10 fo insbeſondere in dem Falle, wo ein; 
zu einem Gebäude gehörender Garten ganz oder theilweife erpropriirt wird. 

28) Vgl. Baiern Art. I. 5a, Baden $. 31. Abf. 2, Großh. Heſſen 
Art. 11, Baden $. 25: neben dem allgemeinen Werthe werden die befonderen 
Bortheil ein Anfchlag gebracht, welche die Sache dem Inhaber nad) feinen Gewerbe, 
und anderen Berhältnifien auch außerdem gewährt. Naffau $. 4, Hannoper 


a an 
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bem vorausfichtlichen Minderertage der neuen Anlage entftebenden 
Nachtheile 2°). 

d) die Entſchädigung, welche der Eigenthümer in Folge der 
Erpropriation an Dritte geſetzlich oder vertragsmäßig zu leiſten 
hat, weil die Erpropriation ein Pacht: oder Miethverhältniß weg⸗ 
fallen macht 3°). | 

e) Der durch die Expropriation dem Bigenthümer entzogene 
Gewinn, d.h. nicht Der in das Gebiet bloßer Wünfche, Hoffnungen 
und Speculationen ſich verlaufende Gewinn, zu deſſen Erreichung 
der Expropriat noch durchaus Feine Schritte gethan hat, fondern 
der Bortheil, welcher nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
vermöge gewiſſer ſchon getroffener Anftalten und Vorkehrungen, 
ober nad) der Natur des exproprürten Gegenftandes zur Zeit der 
Expropriation erwartet werden Tann 3). 


29) So insbefondere Sachſen 3. $. 9: Entihäbigung für Unterbrechung 
bes Bewerbs-Betriebes. Vgl. fodann Großherz. Heffen Art. 11 Abf. 2. 

30) Wo nah den Erxpropr.⸗Geſetzen dieſem Dritten‘ (Pächter, Miether) vom 
Erproprianten eine Entſchaͤdigung felbftfländig zu leiften ift, fällt diefes natürlich 
weg. 

31) Ein Erkenntniß des O.A.⸗Gerichts zu Lübed, vgl. Seufferts Archiv 
Bd. 3 ©. 200, rechnet zu dieſem Iucrum cessans. den Baupla tzwerth eines 
Grundftüds, welches bisher nur zum Gemüjebau benützt war, aber nad) ber 
Behauptung des Cigenthümers und dem Gutachten der Sachjverftändigen zufolge 
feiner Lage und Beſchaffenheit zum Bauplape geeignet war. Es rechtfertigt ſich 
bie hier zugeftandene höhere Gntichädigung qus dem oben hervor gehobenen 
Gefichtspunkte ale eines in der Natur des Gegenſtandes liegenden Schätzungs⸗ 
Moments. — Das DA. sBeriht zu Darmflabt gab (vgl. Seufferts Archiv 
Bd. 7 ©. 184) ale vom Grcfherz. Heſſiſchen Staate zu Erbauung der Main: 
Weſerbahn ein Buchenholzwald enteignet war und von den Sachverftändigen 
zu Ausmittlung des Kapital-Werths der exproprürten Flaͤche Nadelholzwald⸗ 
Betrieb der Berechnung zu Grunde gelegt wurde, ſcheinbar eine entgegenfeßte 
Entfcheidung, dahin: daß vorliegend nur gefragt werben könne, wie viel der ab; 
zutretnde Buchenwald als folder zur Zeit der Abtretung werth gewefen fei und 
e6 dürfe keineswegs unterftellt werden, daß wegen des höhern Ertrags, welcher 
möglicherweie aus der fraglihen Waldflaͤche an Nadelholz gezogen werben. fönne, 
der@igenthümer den Buchenwald in einen Tannenwalb ummandeln werbe. Diefe 
zweite Entſcheidung wideripricht jedoch infofern nicht in dem aufgeflellten Prin⸗ 
cipe, al6 vorliegend von einer vom Cigenthümer beabfichtigten Umwandlung 
des Bucbenwalds in Tannenwald gar nicht die Rede war. 
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Nach dem bier amfgeftellten Principe würde alfo 3. B. bie 
Behauptung eines Brundeigenthümers, er habe beabfichtigt auf dem 
expropriirten Grundftüde eine Fabrik anzulegen, die vorausfichtlich 
bedeutenden Gewinn abwerfen wiirde, nicht zu berüdfichtigen fein, 
jo lange dieſe Abſicht nicht ſchon in Vorrichtung einzelner dieſen 
Plan manifeftirender Anlagen zur Erjcheinung gekommen ift, indem 
bier der Gewinn erfi aus den noch zu machenden Anlagen ent 


f. Endlich find gemein übliche (5 p&t.) Zinfen von der Ent- 
ſchädigungsſumme vom Tage der verwirklichten Abtretung bezw. 
Befipnahme an zu leiſten 22). 

Daß die Vortheile, welche dem expropriürten Cigenthümer 
durch die Eifenbahn-Anlage für feine übrigen Grundſtücke entftehen, 
ihm bei Ausmittlung der Entihädigungsjumme nicht in Aufrech- 
zung gebracht werden können, wird ſich aus dem zu $. 41 unter d noch 
Auszuführenden, ergeben. 

Schließlich ift hier noch zu bemerken, daß ein Gontrahent 
aug einer Unredlichkeit ded anderen bei Beflimmung der Entſchaͤ⸗ 
digungsſumme feinen Nachtheil erleiden darf. Einerſeits folgt hieraus, 
daß, wenn der Werth des Expropr.Objekts wegen dolus de3 Ex⸗ 
proprianten nicht zu ermitteln ftehet, Die Größe des Schadens durch 
Würderungseid des Expropriaten feitgeftelt werden Tann 22), 


32) Bgl. Baiern Art. 20 Abf 4. Kurheflen $. 21. 

Gin Erkenntniß des O⸗A.⸗Gerichts zu Gaffel in Sachen F⸗W.⸗Nd.⸗Bahn 
g. Auftermühl, von $. 21 des Kurh. Geſetzes ausgehend, ſagt: Zinſen der vor⸗ 
liegenden Art fönnen ſelbſtſtändig ausgefagt werden, da fie die Natur einer 
im Brogenten ausgedrüdten Entſchaͤdigung haben. 

33) 3. 3. wenn dem Gigenthümer betrüglich oder gemaltfam die Sache 
entzogen oder vor Einwirkung eines Erpropr.-Beſchluſſes der Erpropriant fi in 
Beſig fehte und alsbald Arbeiten vornahm, weldhe den früheren Werth bes 
Grpropr.sObjefts nicht mehr erkennen lafien. cf. l. 2 S. 1 D.h t. (12, 3). 
Puchta $. 226 Rote h. Das rhein. Recht geht weiter, indem nad Art. 1369 
des rhein. Civilgeſetzb. der Richter immer den Kläger zum Schäpungseide laſſen 
fann, wenn es auf andere Art unmöglich ift, den Werth des Streitobjefts zu 
ermitteln. Daher heißt es in einem von Beſſel l. c. citirten Grfenntniß des 
IL rhein. Senats v. 4 1841 in einen alle, wo eine Wieſe von der Rheiniſchen 


Gifenbahngefellfhaft der Art vergraben und erhöht war, daß fi weder die Du f 
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Andererfeitd Tann hiernach der Expropriat nicht verlangen, 
daß ihm Erjaß für die Anftalten geleiftet werde, welche er in ber 
vermuthlichen (unredlichen) Abſicht gemacht hat, eine höhere Ent: 
Thädigungs-Summe vom, Exproprianten zu erpreflen, 3.8. für An- 
pflanzung, Bauten, welche erſt nach dem Bekanntwerden des Er- 
propr.-Pland gemacht wurden und für den Erproprianten feinen 
Werth haben können ?*). 

Der Expropriat ift hier nur zur Wegnahme berechtigt. Leber die 
Beſchraͤnkung des Expropriaten in Beziehung auf Bauten 2c. nad) 
dem Erpropr.-Antrage, vgl. F. 33. Anm. 15 (S. 74. 75). 


I. Entſchaͤdigung in Beziehung auf Parzellen (Gütertheile). 
§. 41. 

Es muß bier zunähft einiger Cigenthinmlichketten gedacht 
werden, welche die Anwendung des aufgeftellten Entſchädigungs— 
Princips auf den Fall einer theil weiſen Expropriation von 
Eigenthum und andern Rechten (von Grundſtücks⸗Parzellen) betrifft. 

Eine vollftändige Entjchädigung würde hier nicht eintreten, 
wenn der abzutretende Theil in feiner bisherigen Verbindung mit 
dem Beſitzthum, weldes dem Expropriaten verbleibt, abgeſchaͤtzt 
würde ®°), 





Iität des Bodens, noch bie Größe der Wiefe genau ermitteln ließ: „Wird 
von einer Ciſenbahn⸗Geſellſchaft das abzutretende Grundſtück, ohne vorherige 
gütliche Webereinfunft mit dem Bigenthümer und vor erfolgter förmlicher Gin- 
weifung in Befitz genommen und ber Art barüber bıisponirt, daß die Ausmit⸗ 
telung feines Werthes unmöglich wird, fo if der Cigenthümer zum Schäßunge- 
eide zuzulafien. — Es würde aljo nach rhein. R. auf diefelbe Weife aud dann 
entjhieden worden fein, wenn ber @rpropriant nach gefchehener Ginweifung in 
den Beſitz, vor definitiver Grmittlung der Entſchaͤdigung, die Wiefe vergraben 
hätte, während nad) preuß. und gemeinem Rechte der Würderungseid bier nur 
zuläflig gewejen wäre, wenn vor Erwirkung bes Erpropr.⸗Beſchluſſes bezw. vor 
gerichtlicher Cinweiſung, die Umgrabung der Wiefe vorgenommen worden. 

34) Vgl. Baden $. 37. 

35) Vgl. Baden $. 29.32.: Der Minderwerth der übrig bleibenden Theile, 
welcher in Folge der neuen Anlage und ber Verkleinerung oder Zerftüdelung, reip. 
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perfönlich vielleicht beionders theueren Grundvermögend gezwungen 
wird, fo fchon der Allgemeinheit ein Opfer bringt *®). 

e) Wenn der Expropriant die übrig bleibenden Theile bes 
Grunpftüd3 auf Verlangen des Eigenthümers übernehmen muß, 
(vgl. $. 17 Note 8—10): fo kann aud) hier natürlich ebenfalls der 
Werth verlangt werden, welchen dieſe Theile zur Zeit der aus⸗ 
gefprochenen Erpropriation hatten. 


C) Entfhäbigung weiterer binglid Beredtigter. 
$. 42. 


Goncurriren mit dem Cigenthümer weitere dinglich Berechtigte 
jo müſſen nad) dem Principe, daß jeder Berechtigte vollftändig 
entjehädigt werden foll, alle dieſe Sinterefjenten verhältnigmäßig, 
d. h. nach dem materiellen Umfange ihrer Berechtigung entſchaͤdigt 
erden. 

Es bat dies nach vielen Expropr.Geſetzen in der Weife zu 
geichehen, daß bie weitern dinglich Berechtigten felbftftändig 
entjchädigt werben ?) und ber Durch Das Vorhandenfein Der Dinglichen 


38) Dal. Baierſches Geſetz von 1837 Art. 6., Treichler 1.c., Häberlin 1.c. 
Die Frage bejaht dagegen dad Weimarſche, Meiningfche Geſetz Art. 12. Der 
rbeinifche Appellhof unterfcheidet im einem Erkenntniſſe v. +4 1854, vgl- 
thein. Archiv 50,1, 340 übereinftimmend mit Art.51 der franz. Erpr.⸗Geſetze von 
1833 und 1841. Derfelbe will nämlich diefe Vortheile nur infofern zur Ans 
rechnung bringen, als eine ſchon gegenwärtige Wertherhöhung unmittelbare 
Folge der Grpropriation ift, reſp. dieſer Vortheil unmittelbar den durch 
bie Abtretung entſtehenden Nachtheil mindert und theilweife aufhebt. — 
Bortheile dagegen, weiche eine jede neue Wegeanlage für bie ganze Gegend und 
beſonders auch ben Anliegen gewährt, follen bei der Entſchädigung nicht in 
Aufrechnung Tommen. Beſſel⸗Kühlwetter 1. c. S. 109. 

1) Vgl. z. B. Rheinpreußen ©. v. 1810 Art. 18. Abſ. 2 auf Abf. 1. 
Preußen $. 12. Bei den preugifchen Mealberechtigten, (wozu die Bfandgläubiger 
nicht gerechnet werden), welche vorweg vom Grpropriaten befriedigt werden, 
iR die Beflkabtretung von vorausgegangener wirklicher Zahlung nicht abhängig. 
Sind folde vorhanden, fo muß bie für fie feftgeftellte Entihäbigungsfunme 
deponirt oder bafür Gaution mit Zinsgahlung geleiftet werben. Vgl. Beffel 1. c. 
©. 41. Baiern Art. 6. 
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Rechte Dritter entftehende Minderwerth des Eigenthums, zu Gunften 
des Erproprianten bei Keftftellung der für die Entziehung des Eigen- 
thums zu leiftenden Entſchaͤdigung berüdfichtigt wird, ohne daß 
natürlid den Gigenthümer die Leiftung Liefer weiteren Entſchaͤ⸗ 
tigung benachtheiligen darf ?). Es entftehen durch dieſes Vorhandenfein 
mehrerer Entſchaͤdigungs⸗Berechtigter Fragen hinfichtlich Der Entſchaä⸗ 
digungs⸗Leiſtung, welche noch einer bejondern Erörterung bedürfen. 


I. Entſchaͤdigung der Hypothefar-Bläubiger. 
8.48. 


Der Zwed der Eijenbahn, für Den allgemeinen Verkehr zu 
dienen, fordert, DaB das verwendete Grundſtück, wenigſtens von 
der Beit dieſer Verwendung an, für Dritte unangreifbar und un 
veräußerlich wird, alſo die darauf laſtenden Pfantrechte $), Derem 
Sauptgegenftand im Verfaufs-Rechte befteht, wegfallen *). Da jebod 


2) Bol. Baiern Art. 6 in fine: „Die Entfchädigung muß befonders für 
den Cigenthümer und beſonders für den Inhaber fonftiger Rechte ermittelt ut 
ebenſo Jedem befonders verabreicht werben." — Bei der Schaͤtzung bes E9 
thums ift dann zunächſt der Ertrag, welcher nach Abzug der Laſten ned Amp 
bleibt, in Anfchlag an bringen, außerdem aber auch dem Gigenthümer aller edge 
ihm entilehende Schaden zu erſetzen. 

Andere Expropr.-Geſetze verweifen dagegen die dinglich (und c 
Bereihtigten mit ihrem Anſpruche an die Eigenthümer rejp. am m me Mm 
Gigentgümer feitgefepte Gntfchädigungsfumme. Vgl. Baden 5. Aa wat 
Nurhefien $. 22. Hamburg $. 7: für PerfonalsServituten. Grasifarg AR 
„Der Werthanſchlag der auf dem Grundjtüde baftenden Nealladez us Bin 
Servituten iſt an der Gntihädigungsfumme abzuziehen. run u mi 
Grrrepr.s@rundflüd als frei von dinglichen Laſten angefehen zu al wie 
(höher) abgefhäpt. Der Gigenthümer muß dann aber biefe Fat Midkism 
nah Verhältniß mit dem dinglich Berechtigten theilen. e ut ui 
mäßiger zur Verhütung von Rechtsſtreiten unter den Veifriigen E ui m=- 
falls die Beſtimmung, daß die Gntjchädigungsforderung me upme Yen 
tigten von vornherein ſelbſtſtaͤndig im (ridhterlidgen) Gummi Tekzet::: - 
werden foll. . 

3) Bgl. 2. B. Hamburg $.11a: „ohne bei me mimgpir:: - 
Kündigung bedarf. 

4) Auch aus der Analogie der Zwang Big Bei 1:-: :. 
Grpropriation die Pfandrechte erlöfchen muͤſſen, wir sufegg BB Een 5 76 :. ::.=- 


/ 
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jeder am expropriirten Grundftüde Berechtigte entjcyäbigt werben 
foll, fo verwandelt ſich nach der Beſtimmung des Expropr.⸗ 
Geſetzes das Pfandrecht in ein an der Entichädigungs: Summe 
geltend zu machendes Vorzugs-Recht *). Außer der Summe ber 
hypothekariſchen Forderung wird der Pfandgläubiger, da er voll, 
ftändig entfhäbigt werden fol, aud) Vergütung für die ihm aus 
. ber vorzeitigen Annahme der Zahlung entftehenden Nachtheile 
forbern koͤnnen °), und wenn er einzelne Grundftüde oder Grund: 
ſtucks⸗Parzellen aus dem Hypotheken⸗Verbande als exproprürt frei- 
geben muß, jo wird er auch in dieſer Beziehung entjchädigt werben 
müflen ”). Den verlierenven Gläubigern bleiben ihre Rechte gegen 
den bisherigen Gigenthümer vorbehalten ®). 
Iſt das Pfandrecht unbeftritten, fo Tann ſofortige Aus: 
zahlung der Entfhädigungsfumme vom Pfandgläubiger im Exprop.- 
Verfahren verlangt werben, außerdem tritt Depofition ein ?). 


Baiern Art. 11 anordnen. Weimar Art. 43: „dur gehörige Zah: 
Tung.* 

5) Dal. Baiern Art. 11: „Das fonft zufichende Mit⸗ oder Ueberbietungs- 
recht Fann ber Bfandgläubiger gegenüber bem Grproprianten, dem Weſen der 
Erpropriation nach, natürlich nicht ausüben. Vgl. Baden $. 80. Dagegen kann 
er in Beziehung auf die deponirte Entichädigungefumme (vgl. Kurheſſen $. 23. 
Nr. 4) refp. auf deren dingliches Recht die ihm außerdem nah Pfandrecht 
zuftehenden Rechte gegen andere Pfandgläubiger wohl geltend machen, wie das 
jus offerendi und excussionis, cf. Puchta] 1. c. $. 215 „gerabe wie die Pfand⸗ 
glänbiger biefe Rechte gegen einander, in Beziehung auf die an Stelle der abge 
loͤſten Neallaften getretene deponirte Entſchädigungsſumme ausüben Tonnen." Sn 
Samburg $. 9. Abf. 9 und 6.11 Lit. d tritt nach ber Reihenfolge der Briorität 
Auszahlung der Entſchaͤdigungsſumme ein. 

6) Bald wird ihnen viertelr, bald halbjährige Zinsvergütung zugeftanden. 
Bol. Baden $. 76. Baiern Art. 11. Frankfurt $. 8: 3 Monat Zinfen. Hams 
burg $. 11: vierteljährige Zinjen. 

7) Bol. Sranffurt $. 8. Hamburg $. 11. Lit. d und f. 

8) Vgl. Hamburg $. 11 Lit. c in fine. 

9) Dgl. Baiern Art. 11. Hinfigtli Preußens vgl. Befiel S. 46: Beim 
Borhandenfein von Hypotheken findet, falls Feine Ginigung unter ben Ins 
terefienten erzielt wirb, die Abführung des gerichtlichen Tarpreifes in das gericht- 
liche Depofitum Statt. Rurheffen 9.23 Nr. 4: Depofition des Entſchaͤdigungs⸗ 
Betrages Hat einzutreten, wenn es ſich ergiebt, baß der Gegenſtand mit einer 
Speeial⸗Hypothek behaftet if, fofern nicht gütliche Uebereinkunft eintritt. 
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U. Sntfhäbigung ServitutsBereihtigter. 
S. 4. 


Gine auf dem abzutretenden Grundeigenthume ruhende Paſſiv⸗ 
Serpitut oder Reallaft kann rechtlicher Weife auch nach ber Ab- 
tretung fortbeſtehen, jofern die neue Unternehmung durch Die 
Servitut nicht gehindert wird, da nur infoweit und in diejer Aus- 
behnung der Grundjag Geltung bat, daß der expropriirte Gegen⸗ 
fand extra commercium fomme ?), Wird die Ausübung der Ser 
vitut aber durch die Beftimmung des dienenden Grundſtücks zum 
Eiſenbahn⸗Bau gejchmälert oder unmöglich gemacht, jo kann der 
Berechtigte volle Entfchädigung verlangen 2). 

Hinfichtlich der Wegefervituten ift hervorzuheben, daß derjenige, 
welhem auf einen Privatrecht3-Titel bin befondere Nutzungs⸗ 
Rechte an einem exrpropriirten Wege eingeräumt find, gerade wie 
der Gigenthümer des Wegs (welcher der Staat, eine Gemeinde 
oder eine Privatperion fein kann) entihädigt werden muß und 
jwar auch infofern, als er einen Schaden aus dem Umwege ber 
zuleiten vermag, welchen er auf dem ihm zum Erjab gegebenen 
Wege machen muß ?), 


Daß jeboch der Entihäbigung fordernde Erpropriat im Allgemeinen nicht 
Bfandfreiheit des Expropr.⸗Objekts nacdhzuweifen hat, darüder vgl. 8.36 Note 11. 
Frankfurt $. 9: Laften und Baffiv-Servituten übernimmt der DVeräußerer, ober 
löf fie ab. 

1) Sofern bie Servitut beftehen bleibt und aljo Feine Entjhäbigung eintritt, 
muß der Grpropriant gehörige Anftalten treffen, daß der Berechtigte ohne Nadhs 
theil und ohne Gefahr fie nach wie vor ausüben kann, und insbefondere bie 
hierzu nötbigen Anlagen machen. Vgl. Preußen $. 14, Sachſen &. von 1835 
$. 4 und Häberlin I. c. S. 193. — Hinfihtlid) des Beftehenbleibens bes Grund⸗ 
zinfes. Bgl. Großh. Heſſen Art. 17. Abf. 3. 

2) Bol. Weimar Art. 16: Der Werth wie er fih in beſonderer Hinficht auf 
das herrſchende Brundflüd nach dem Gutachten ber Schäßer herausſtellt. Vgl. 
Baden $. 27 und 34. Nafjau $. 6. 

3) So entſchied wenigftens das Geh. Obertribunal zu Berlin am 
15 1850 in ©. Eöln-Mindner-Bahn g. Giefelmann (nah Beſſel-⸗K. ©. 145) 
weil „der $. 8 des Gifenbahn-Gefehes aud die Nugungss Berechtigten ber Crpro⸗ 
priation unterworfen babe und daher Hier nach $. 11 bie Vorſchriften des all» 
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Iſt Dagegen der exproprirte Weg als ein öffentlicher refp. 
Gemeindeweg anzujehen, an welchem aljo das Publikum (bezw. Die 
Gemeinde-Angehörigen) weder Eigenthumd- noch ein zum Privatrecht 
zu rechnended Nutzungs-Recht hat, jo Tann der Einzelne aus der 
in Folge der Eifenbahn-Anlage eintretenden Verlegung des öffent- 
lichen Wegs keinen Entjchädigungs-Anfpruch ableiten, da nur wegen 
Privates, nicht wegen Öffentlicher Rechte Erſatz geleiftet wird +). 

Nießbrauchsberechtigte koͤnnen nach den meiften Expropr.-Gefeben 
ſelbſtſtaͤndige Keftftellung des ihnen aus der Expropriation ent- 
ftehenden Schadens nicht verlangen °). Diefelben follen aber, fofern 
die Höhe der Zinſen des Entſchädigungskapitals den jährlichen 
Meinertrag des NießbrauchsObjekts nicht erreicht, einen dem Ieb- 
teren entjprechenden Betrag verlangen koͤnnen e). 


gemeinen 2.R. I. Tit.. 11 anzuwenden“ fein. Bol. $. 61 diefer Abhandlung 
Note 11. Ebenſo ift nach einem Mevifions-Befchluffe des Geh. Obertribunalg 
vom J 1851 (vgl. Beſſel-K. S. 145 Striethorft Ardiv I. ©. 295. Nr. 64) der 
Befiper einer durch die Eifenbahn gefchmälerten Wegegerechtigfeit nach den bei 
Erpropriationen geltenden Grundſaͤtzen zu entichäbigen. _ 

4) Dem entiprechend Hat nad Beſſel-Kühlwetter L c. ©. 98. Nr. 6 das 
Geh. Obertribunals im cit. Erkenntniß vom 7. März 1851 (Striethorfis Archiv I. 
©. 295 Nr. 64) und der rhein. Appellhof (am 2° 1854) entfchieden, daß einzelne 
Gemeinde: Mitglieder gegen eine Ciſenbahn⸗-Geſellſchaft wegen Aneignung oder 
Unterdrüdung eines von ihnen mitbenußten Gemeinde-Wegs auf Schadenserfag 
nicht klagen können, während die betreffende Gemeinde als Corporation die Ber 
fugniß Hat, wegen eines erproprürten Gemeindewegs auf Entihädigung zu 
lagen. ' ' 

5) Vielmehr werden fie mit ihrem Entſchädigungs⸗Anſpruche an den Gigen- 
thümer verwiefen, welcher ſeinerſelts Erſaz vom Grproprianten fordern Fann. 
Bol. Hamburg 6.9. | | 

Bol. Baden $. 39: „die Nübniegungsrechte gehen auf die Entſchädigungs⸗ 
Summe über". Naffau $. 7: „die Güter find abzuſchätzen, ale ob fie von ber 
perfönlichen Servitut, Erbpacht ꝛc. frei wären.” 

6) Diefer Grundfag ift Hinfihtlih des dem Nießbraucher gleichſtehenden 
dinglic berechtigten Pächter in einem Erfenntniffe des Appellhofs zu Cöln 
v. 3 1847 (Rhein. Archiv Bd. 72 ©. 149) anerkannt. Mecklenburg $. 11 ges 
währt dem Nubungsberechtigten jährlih 4 pCt. vom Entſchädigungskapital. 
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IH. Entſchadigung fonfliger dinglich Bereihtigter. 
$. 45. 


Die Gntichädigung des nupbaren Eigenthümers (dominus 
ulllis) und der ſonſtigen Dinglich Berechtigten (Erbpächter, Leih- 
mann, Bajall, Reallaſt⸗Berechtigter *), Inhaber eines Bannrechtes °)), 
ft im Principe dieſelbe, wie die des NRießbrauchs⸗Berechtigten. Sie 
kann eben nur in Beziehung auf das nutzbare Eigenthum, gefon- 
dert von dem Werthe des Dbereigenthums, gefordert werden. 

Da, wo jeboch Die Veräußerung des Erpropr.Objekts, wie z. DB. 
bei Zehen, Fideicommiſſen verboten iſt, wird die Entſchaͤdigungs⸗ 
Summe, welche ganz an Die Stelle des exproprlirten Gegenftandes 
tritt, nicht an die Betheiligten ausgezahlt, fondern zur Sicher 
Rellung ber eventuell Berechtigten deponirt 79). 


7) Den Berth bes nubbaren Eigenthums und bie auf dem Erbleihe⸗Grund⸗ 
ſtͤck befindliche Saat geſtand das O.⸗A.Gericht zu Gaflel dem Erbleihe⸗ 
wann ale Gntihäbigimg zu, in Sachen Einwohner zu Brungershaufen g. den 
Staat 1837. 

8) Bgl. Baden 5.39: für Zehnten und Zinfen ift ein den Ablöfungsgefehen 
entſprechendes Ablöfungsfapital zu zahlen. Ebenſo in Naflau $. 8. Frank⸗ 
mt $. 9. 

9) Ein Erfenntniß des O.⸗A.⸗Gerichts zufübel vom 14 1846, vgl. Seufs 
fert 1. c. Thl. II. 295, legte dem X, welcher wegen Verluſtes des Rechtes ein 
Schirmgeſchäft zu verbieten (jus prohibendi) klagte, in Betreff diefer Entſchaͤ⸗ 
digungsflage den Beweis auf: welden Werth dieſes Recht für ihm nach ben 
jesigen Lofals und Gewerböverhälmniffen haben würde, wenn daflelbe in An⸗ 
ſehung bes ehemals belaflenden Grundſtücks beftände; Enticheidungsgrund war: ba 
er jenes Recht ſchon habe abtreten müſſen und er daher ſogleich ohne Ruͤckſicht 
darauf, ob ein Schaden ſchon eingetreten ſei, die Erflattung des Werths in An⸗ 
ſpruch nehmen koönne, falle er nur nachzuweiſen im Stande fei, daß das frag: 
lie Derbietungsrecht, fofern es noch beftände, jebt noch einen Werth haben 
würde.? 

Diefe Feſtſtellung ſoll durch Sacverfländige, eventuell durch ben Richter 
ex aequo et bono mit oder ohne Eid gefchehen. 

10) Bol. 3. B. Kurheſſen 8. 23. 
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4) Entſchaͤdigung der Zeitpächter und Miether. 


S. 48. 


Eine gefeglich erzwungene Abtretung haraktertfirt fich für eine am 
expropr. Grundftüd beftehende Pacht ald Zufall im Rechtöfinne, indem 
ein das Pachtverhaͤltniß aufhebendes Ereigniß ohne Schuld des zur 
Gewährung bes letzteren Pflichtigen eintritt, und ſteht dem Unter: 
gang der Sache ganz gleich 21), da durch diefelbe das Grundſtück 
dem Privat-Verfehr ebenfo entzogen wird, als ob es gar nicht mehr 
vorhanden wäre. Daß diefe Pflichtigen, insbeſondere der Pächter, 
jedoh aus Billigfeite-Aüdfichten dennoch nad) den Beflimmungen 
vieler Exrpropr.-Bejeße 12) Erſatz für den theilweiſen oder gänzlichen 
Wegfall ihres Rechtes vom Exrproprianten rejp. gegenüber der im 
Ganzen feftgeftellten Entfchädigungsfumme fordern können, ift ſchon 
vorher berührt worden (vgl. $. 36 bei Anm. 2. ©. 24.) 

Was den Umfang diejer Entſchaͤdigung betrifft, jo ift der 
volle Nutzungswerth des expropriirten Grundftüds für die laufende 
Pachtzeit zu erſetzen. Meiftens werben die Binjen des Kapitals, 





11) Vgl. Erkenntniß des O⸗A.⸗Gerichts zu Dresden von 1849 bei Seuffert 
l. c. Bd. 3 Nr. 61. 

12) Vgl. Baden $.35.30: „Wo Nupungs und Wohnungsredhte durch die 
Bigentyume- Abtretung aufgehoben oder gejchmälert werben, iR aus ber Ents 
ſchaͤdigungsſumme eine jährliche Vergütung zuleiften. Weimar Art.17 u, Gotha 
$. 14 enthalten Beſtimmungen für den Ball, wo nur ein Theil bes verpach⸗ 
teten Grundſtücks enteignet wurde. Gotha laͤßt hier den Gigenthümer entichädigen 
In Hannover Art. 20 wirk ebenfalls ver Bächter Hinfichtlich feiner Entſchaͤdigung 
durchaus an ben erproprürten Cigenthümer verwiefen, aber unter Angabe beilen, 
was ihm zu erfeßen if. Nah Badiſchem Geſetze 8. 26 wird bie Entfhädigung 
des Pächtere wie bei freiwilligen Veräußerungen bes Pachtobijekts beftimmt, 
Nah Art. 18 des rhein. Erpropr.⸗Geſetzes bleibt der Bigenthümer dem Pächter 
verpflichtet, wenn er denfelben zu dem Exrpropr.sVerfahren nicht gerufen hat. 
Beſſel S. 110 Nr. f., ebenfo nad Art. 7 des Großherz. Heflifch. Geſetzes: Nach 
Kurh. Geſetz $. 22: kann der Pächter Entſchädigung im Exrpropr.eBerfahren 
fordern, nicht fo der Miether, Bol. v. Wendt 1. c. $. 254. Hamburg $. 10: 
Pacht: und Miethlontrakte hören auf. Pächter und Mieter ift vom bisherigen 
Gigenthümer im Grpropr.Verfahren zu entichädigen, welcher letztere feinen 
Regreß an den Grproprianten im Grpropr.sBerfahren zu nehmen bat. 
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welches der Gigentbümer für das expropriirte Grundſtück erhält, 
diefen zu erjeßenden Werth Des Nupungs-Nechts des Wächters 
reſp. Miethers rvepräfentiren. 

Es erſcheint jedoch der Paͤchter nicht immer als vollſtaͤndig 
entſchaͤdigt, wenn ihm nach dem vorſtehenden Grundſatze für die 
noch laufende Pachtzeit die Differenz zwiſchen jenen (den Pacht⸗ 
preis ũberſteigenden) Zinſen und dem Pachtpreiſe bezahlt wird, z. B. 
werden, wenn er in Beziehung auf ein noch lange dauerndes Pacht⸗ 
verhaͤltniß Anlagen gemacht hat deren Koſten erfeßt werden müßen ı°), 
Meiftens werden jedoch dem Pächter (und Miether) in den Expropr.s 
Geſetzen beitimmte Prozente von der dem Expropriaten (Eigen 
thämer) zu zahlenden Eutſchadigungsſumme für Die Dauer der 


Pachtzeit zugefichert '*). 
‚D) Leiftung der Entfhädigung. 


S. 47. 


Als eine befonbere Garantie für den Expropriaten muß e8 
eriheinen, daß der Abtretung zu öffentlichen Zwecken die Leiftung 
der, wenn auch nur proviforijch feftgeftellten, Entichädigung voraus» 
gehen muß '). Letztere würde übrigens nicht ald eine vollftändige 
eriheinen und der vom Wugenblide des infinuirten Expropr.Er⸗ 
fenntmifjes an feiner DispofitiondsBefugniß meiltens beraubte Ex⸗ 
propriat der Willführ des Exproprianten preißgegebenfein, wenn er 
der Expropriat nicht die feitgeftellte Entſchaͤdigung innerhalb einer 
furzen Friſt reſp. fofort nad) deren Feſtſtellung durch das Expropr.⸗ 
Erkenntniß, geleiftet erhielte ?). ALS gejepliche Folge der verzögerten 


13) Erkenntniß des Appell..H0fs zu Coln v. 2 1847. Beſſel⸗Kühlwetter 
©. 102. 

14) In Hannover:3 pCt.; nad Art.20 in Gotha: 33 pCt.; in Medlendurg, 
nah $.11: 4 pCt. vom Entfhädigungsfapitale. Ebenso in Kurheſſen nad $. 22. 

1) Bgl. Baiern Art. 1 u. 20 Abſchn. 2. Baden $. 1. Naſſau $. 18. 
Rheinpreußen Art. 20. Code Art. 545 vgl. $. 23 diefer Abhandlung. 

2) Vgl. Baden $. 83: Das Urtheil über die Entjhädigung verliert mit 
Ausnahme feiner Entfcheidung über die Prozeßkoſten feine Wirfung, wenn nicht 
innerhalb dreier Wochen von eingetretener Rechtskraft an Zahlung geleiflet wird. 
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Leiftung wird entweder Das Rückgängigwerden der Erpropriation 
überhaupt, oder Die Zahlung von Verzugszinfen gefeblich angeordnet 2). 
— Der Expropriant hat fodann die Entſchädigungsſumme an den 
Eigenthümer des abzutretenden Outs reſp. an die weitern Bethei- 
ligten, weldje fih im Expropr.Verfahren gemeldet haben, nad) der 
zu Stande gekommenen Uebereinkunft oder nad) richterlicher Beftim- 
mung zu leiſten *). Der Bahlung ſteht Die Depofition der Ents 
ſchaͤdigungsſumme gleih in allen Fällen, wo noch nicht Tiquide 
Anfprüche Dritter, jowie Hypotheken auf den exproprürten Grund» 
ftüden laſten oder eine zu Recht beflehende Zahlung an den Berech⸗ 
tigten, weil dieſer abwejend tft, reſp. fich nicht genügend legitimiren 
Tann, unmöglich ifl, oder Dad Expropr.-Objelt wegen feiner Lehns⸗ 
Stammgut3- ıc. Dualität unveräußerlih war ®). 


Kurheffen $. 21. Sannover Art. 16-18, Weimar, Meiningen 
Art. 4. Gotha $. 13, Baden $. 69. Medienburg $. 4 laflen eine Ausnahme 
Ya zu, wo ein unwieberbringlicher Nachtheil mit dem Verzuge verbunden ift, aber 
auch hier muß eine entiprechende proviſoriſch feftgeftellte Summe vom Erpros 
prlanten gezahlt, reſp. deponirt werden. Im Großherzog Helen Tann 
nad) Art. 19 der Expropriant gegen gerichtl. Depofttion ber vorläufig durch die 
Verwaltungs: Behörde ausgemittelten Entihädigungsjunme, unter Genehmigung 
des Minifteriums, Jofortige Uebergabe des Erpropr.⸗Objekts fordern. 

3) Vgl. Baden $. 79. Naffau u. Kurhefien $. 21. 

4) Val. Rheinpreußen Art. 25. Großh. Heften Art. 17. Abſ. 2. Weimar 
Art, 40, Baden $. 97. Hannover Art. 15. Frankfurt &.26. Das Kf. O.A.⸗Ger. 
zu Caſſel ſprach in Sachen Brand g. St⸗A. wegen Entjchädigung 1828 aus: „daß die 
Abtretung von Grundeigenthum zu Landftraßen für ben Staat fofort die Ver⸗ 
bindlichfeit erzeuge, Entſchaͤdigung zu leiſten, — ein Satz, weldher jedenfalls 
auch auf Erpropriationen zu Gifenbahnen anzuwenden if. Vgl. 5. 9 des Kurh. 
Geſetzes v. 43 1834 und $. 21 des Gefehes v. 3 1846, 

5) Wird nicht gezahlt, fo kann natürlich der Grpropriat auf Leiftung der 
Entſchaͤdigungsſumme Flagen, und zwar ift in Kurhefien die Klage auf diefe 
Leiftung immer bei dem hinſichtlich der Leitung des Brpropr.- Verfahrens zuftän- 
digen Untergerichte anzubringen. Diefe ausſchließliche Competenz des letztern 
über Klagen auf Zahlung einer im Grpropr.sBerfahrens vereinbarten Entſchaͤ⸗ 
digungsfumme zu erfennen, wurbe vom O.⸗G. und vom O.A.G. zu Caſſel 
in Saden Grau g. Staatsanwalt (O.⸗A. Gerichts⸗-Erkenntniß vom 9 1853) 
anerkannt. 
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Fünfter Abſchnitt. 
Berfahren bei den Erpropriationen zu Eiſenbahnzwecken. 
§. 48. 

Als formelle Barantie Dafür, daß bei Der Enteignung weder 
das Öffentliche, noch das Privatwohl verlegt werbe, Taffen bie 
Expropr.⸗Oeſetze bei derjelben ein georbnetes Verfahren eintreten, 
und’ zwar in folgender Weile: 

1) Die Exrpropriation muß durch ein Geſetz angeordnet fein. Durch 
biefe gefebliche Anordnung wird die Nothwendigkfeit des Unter 
nehmens für das öffentlihe Wohl anerkannt ımd die Ausführung 
deſſelben worgefchrieben 2). Ob zum Erlaſſe eined derartigen Ex—⸗ 
propriationsgeſetzes fländifche Mitwirfung noͤthig jet, richtet fich 
nach dem Rechte des betreffenden Staates ?). 

D Auf Grund dieſes Geſetzes hat eine auf gehörige Inſtruk⸗ 
tion der Enteignungs: und Entſchädigungsfrage gegründete Ent- 
ſcheidung Der competenten Behörde "einzutreten °). 

Diefes Abtretungs- und Entjchädigungs-Verfahren muß in 
befondere bei Eifenbahnbauten darauf berechnet fein, einerſeits bie 


1) In Hamburg ($. 2 und 3) fällt 1 und 2, die Anordnung und die Ent⸗ 
feidung über die Abtretung zuſammen. 

2) Da, wo die Stände ein @inwilligungsredt in Beziehung auf Berän: 
derungen von Gigenthums-Berhältniffen haben, welches überall in Deutfchland 
der Fall fein möchte, werden fie ein folches auch in Beziehung auf Erpropriationen 
haben müflen. 

Sn vielem Ländern 3. B. Hannover $. 1, Baiern, Kurheſſen find mit ben 
Ständen allgemeine Erpropr.Geſetze insbefondere für Eifenbahnbauten vereinbart, 
und in dieſen ift beftimmt, daß die Grpropriationen verlangende Anlage einer 
Gifendbahn von dem Ermeſſen des Landesherrn abhängen folle; es ift Hier alfo 
zur Anlage der einzelnen Bahn und zur Anwendung des Erpropr.Mechts bei 
deren Baue ftändifche Zuftimmung nicht erforderlich, dieſes vielmehr Sache der 
Grefutive. 

3) Frankfurt $ 6: „Das beſondere Erpropr.⸗Geſetz und der Senats 
Beſchluß gibt ein Recht auf Abtretung.” 
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Abtretung möglichft zu befchleunigen 4) und andererſeits eine mög- 
lichſt gewilfenhafte und gründliche Abſchaͤtzung herbeizuführen. 

Es Tann nit Sache dieſer Abhandlung fein, das Detail 
dieſes Verfahrens, welches zudem in den einzelnen Staaten ſehr 
von einander abweicht, ausführlich darzuftellen. Es muß in Diefer 
Beziehung auf bie einzelnen Expropr-Befepe verwielen werden, und 
Soll bier nur eine kurze allgemeine Charakteriſtik dieſes Verfahrens 
verjucht werben ®). 


L Abtretungss Verfahren. 
6. 49. 


Reken bie höchfte Staatögewalt (Landesherr, reip. in den 
freien Städten der Senat) über Die allgemeine Frage, ob und in 
welcher Richtung die Eiſenbahn gebaut werden fol, Beftimmungen 
getroffen, jomit Die Anwendung bes gejeglich vorgejchriebenen 
Expropr.-Verfahrend angeordnet hat, ift von der competenten Ber- 
waltungsbehörde (Minifterium, Geheimerath, Regierung, Senat, 
hoher Rath und Bürgerſchaft) über die Nothwendigfeit Der Ab— 
tretung im einzelnen Falle, refp. über Die Srage, ob ein 
beſtimmtes fragliches Grundftüd exproprlirt werden fol, auf 
Grund der darüber beftehenden gefeglichen Vorſchriften zu ent- 
ſcheiden °). Zur Vorbereitung dieſer Entjcheidung findet folgendes 
Verfahren Statt: 

1) Der Expropriant hat Das Expropriations⸗Objekt der die 
Entſcheidung der Abtretungsfrage vorbereitenden Behoͤrde genau zu 
bezeichnen, unter Angabe des dafür angebotenen Preiſes, Vorlegung 
eines vollſtaͤndigen Bauplans, ſowie eines Verzeichniſſes der zu 
expropriirenden Grundſtücke, Gebaͤude, dinglichen Rechte ꝛc. und 


4) Bol. z. B. Baiern Art. 19. Abſ. 2. 

Daher die kurzen Friſten vgl. Kurheſſen $. 9 in fine, $. 16 Abſ. 2, 8. 19 
Abf. 3. Hannover Art. 50, Großherz. Heſſen Art. 12—17 ꝛc. 

5) Hinfichtlich der verſchiedenartigen GompetenzBerhältnifie, vgl. Anlage 
zu.$. 50. 

6) Bol. Preußen $.8, Kurhefien $. 3, Frankfurt $. 4, 6 und $. 24: Das 
Gericht Hat Feine Gognition über die Abtretungsfrage. 
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unter Angabe der Namen der Eigenthümer und der fonft binglidy 
Berechtigten 7). 

2) Diefe vorbereitende Behörde (in Kurheſſen, Raffau ꝛc. das 
Gericht der belegenen Sache, in andern Staaten eine Commiſſion, 
beftehend aus Mitgliedern der betreffenden Verwaltungsbehörbe, 
dem Bürgermeifter des Orts der belegenen Sache uub Kunflver- 
Rändigen *)) inftruirt hierauf Die Srage, ob Hinfichtlich der bezeich- 
neten Grundſtücke Die verlangte Abtretung nöthig fei. Sie ermit« 
telt zu dieſem Zwecke die Betheiligten, bringt den Bauplan zur 
Kenntniß derjelben °), Iadet fie zu einem in kurzer Frift anzu⸗ 
beraumenden Termine 1°), prüft in diefem alle Verhältniffe, von 
welchen das Urtheil über die Nothwendigfeit der Abtretung abhängt, 
nimmt die nöthigen Augenfcheine ein, vernimmt die Betheiligten, 
bört Zeugen ab und fucht eine gütlicye Uebereinkunft zu Stande 
zu bringen !*). 

Willigen die Betheiligten in bie Abtretung, fo hat dieſes bie 
Gommiffion in Form einer Jchriftlichen Uebereinkunft (eines Vertrags) 
zu Eonftatiren, ebenfo wenn weiterhin über die Entſchaͤdigungs⸗ 
Summe eine Einigung ftattgefunden hat ??), 

Bringen diefelben dagegen Einwendungen !®) vor, fo hat die 
Commiſſton dieſe Einwände reſp. Beſchwerden unter Augenfcheins- 
einnahme, ſofern eine ſolche geboten erſcheint, zu pruͤfen 12). 


7) Bgl. Baden $. 4, 5 und 6, Baiern Art. 13, Hannover $. 2, Hams 
burg $. 3. 

8) Bgl. Rheinpreußen Art. 7, Großherz. Heflen Art. 3. Baben 6. 9 u. 11. 

9) Bol. Rheinpreußen Art. 6. Großh. Helen Art. 4. Baden 6. 7 und 8. 
Kurbefien $. 16, Baiern Art. 15. 

10) Bgl. Rheinpreugen Art. 8. Baden $. 10. 13. Kurhefien $.16, Baiern 

A. 15. Hannover X. 12—14. 

11) Vgl. Baden $. 13. Kurhefien $. 17. Baiern A. 17. 

12) In Rheinpreußen nah A. 12 und Großherz. Heffen 9. 2 ift 
dieſe Uebereinfunft ein Kaufakt in der Form eines Berwaltungsakts; 
in Baden 5. 45: eine öffentlihe Urkunde, in Raffau: ein Kaufbrief. 

13) Bgl. Rheinpreußen Art. 8, Großherz. Heflen Art. 3. Solche Binreden 
fönnen auf den Grund Hin gemacht werden, daß die Grundſtücke der Erpro⸗ 
ypriation deßhalb nicht unterliegen, weil fie für keinen, ber im Grpropr.-Gefehe 
aufgeführten Zwede in Anfpruch genommen werben. 

14) Bgl. Kurhefien $. 17, Mecklenburg $. 3, Baben $, 20 und 22. 
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3) Die Entſcheidung über bie Nothwendigkeit der Abtretung 
bei gemachten Einwendungen gegen dieſelbe, alſo die Entſcheidung 
ber Frage, ob die gejeplichen Vorjchriften über den Umfang der 
Abtretungepfliht von dem Verwaltungs-Drgane inne gehalten wor- 
ben find, darüber fteht nur in wenigen Staaten den Gerichten 
ein Urtheil zu 13), wohl aber kann das Bericht in dem Falle an- 
gegangen werben, wem nicht in Den geſetzlich vorgeſchriebenen 
Formen expropriirt worden iſt 20). 

Auf jene vorbereitenden Verhandlungen und das Gutachten der 
vorbereitenden Adminiſtrativ-⸗Behoͤrde Hin hat Dann, wie ſchon zu 2. 
erwähnt wurde, eine höhere Verwaltungs-Behoͤrde, meiftens Das 
Staats⸗Miniſterium, an welches dann jene Sommilfton die Aften 
mit Gutachten einzuſchicen het, die Abtretungefrage endgültig zu 


entſcheiden ?"). 


15) Nur bie dem franz. Rechte ſich anfchliegenden Erpropr.⸗Geſetze (Rhein: 
preuß. BD. v. 1810 und Großh. Heſſ. Geſetz.) autorifiren das Gericht aus- 
drüdlich, über die Verlegung der gefehfich vorgefchriebenen adminiſtrativen Formen 
zu rihten. In der cit. B.-D. vun 1810 Beißt «6: 

Art, 1: „Die Cigenthuma⸗Entziehung erfolgt durch die Sufliz. 

Art. 2: „Die Gerichte bürfen bie Gigenthume-@ntziehung nur dann auss 
fprechen, wenn ihre Nülichfeit in den geſetzlichen Formen (einer die Arbeit an⸗ 
ordnenden GabinetssDidre und eines Beſchluſſes der Regierung, welcher die zu 
erpropriirenden Grundftüde bezeichnet) conftatirt worden iſt.“ 

Das franzöfifche Recht Laßt außerdem zum Schutze dieſer Formen eine 
Gontrolle des Staatsanwalts (welcher deshalb vor der Ertheilung der Erkennt⸗ 
niſſe zu vernehmen iR) ‚und eine Benachrichtigung des Landesheren reſp. bes 
Stante-Minifteriums von etwaigen Uebergriffen ver Verwaltungs Behörde zu. 
Dal. Rheinpreuß. BD. cit. Art. 10-15. Bol. Wendt 1. c. $. 243: 
Gewähr der Enteiguungs, Orundfäge. — In Rordamerifa enticheibet nad) 
Mittermaier 1. c. in wichtigen Fällen die gefeßgebende Gewalt über die Abtre⸗ 
tung, in minderwichtigen die Adminiſtrativ⸗Behörde. 

16) Bgl. $. 35. 

17) Val. Rheinpreußen Art. 10. Großhech. Beſſen Art. 3. Baden 4 16. 
17. 20. 22. 23. Baiern Art. 17. 

Nah franzöf. Rechte entfcheidet zwar die Regierung endgültig über die Abtre⸗ 
tung. Vgl. Art. 11 (MRheinpr.. BO. ». 1810 Urt. 13-15). Auf Grund des 
AstretungesBeichlufies der Regierung Hat aber der Profurator ( Expropriant) 
beim Gerichte der belegenen Sache den Antrag auf Gigenthums« Entziehung 
zu fiellen und es wird von Letzterem, wenn Teine Form⸗Berlegung vorliegt, die 
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U) Entſchädigungs⸗VBerfahren. 
a) Im Allgemeinen. 


8. 50. 

Während bie Abtretung als eine Frage des öffentlichen Wohls 
und daher ver Zwedmäßigfeit immer den Verwaltungsbehörben 
überlafien ift und den Gerichten höchſtens eine Prüfung darüber, 
ob die gefeßlichen Formen dieſes Abminiftrativ-Verfahreng einge 
halten find, zufteht, erjcheint zur Feſtſtellung der dem Expropriaten 
zu leiſtenden Entſchaͤdigung eine gründliche richterliche Ent⸗ 
ſcheidung als Garantie für die durch die Expropriation alterirten 
wohlerworbenen Privatrechte der Intereſſenten geboten !°), 

In vielen Staaten (Alt⸗Preußen 120), Koͤnigreich Sachſen, Han⸗ 
aover, Wuͤrtemberg, Braunſchweig ıc.) wird zwar die Entſchaͤdigungs⸗ 
frage zunaͤchſt durch eine Adminiſtrativ-Behoͤrde entſchieden 2%), 
jedoch mit Zulaſſung des gewöhnlichen Rechtswegs gegen dieſe 
Gutiheidung. Nur die beiden neueſten Expropr.Geſetze (Weimar 
und Meiningen) ſchließen den Rechtsweg ganz aus, das Staats⸗ 
Minifterium als 2te Inſtanz auch hinſichtlich ber Entſchaͤdigungs⸗ 
frage bezeichnend. (Vgl. Anhang zu 8. 49 und 50). 

Als vollflommenftes, den Principien der Expropriation, ins⸗ 
befondere zu Eifenbahnzweden, am meiften entfprechendes Expropr.⸗ 
Verfahren, als befte Garantie dafür, Daß ſowohl des Exrpropriaten, als 
das öffentliche Intereſſe gleichmäßig gewahrt werde und insbefondere 


Abtretung förmli ausgeſprochen, wodurch der Erpropriant ermächtigt wirb, in 
den Beñtz des ExrproprsObjelts zu treten. 

18) Bel Treigler I. c. ©. 160: Die Abtretung iſt reine Verwaltungs 
bie Ansmittlung der Entihädigung reine Juſtizſache, bort handelt es ſich um 
eine Frage der Zweckmaͤßigkeit, bier der Gerechtigkeit. 

19) Hier, wo diefelbe Berwaltungs-Behörde (Regierung) über Abtretung 
und Entſchaͤdigung zunaͤchſt erkennt, werden Beide ragen in einem Erkenntniſſe 
(Sryropr.Beihluß) der Regierung erledigt. Bgl. Beſſel⸗Kuͤhlwetter S. 35, 
weldger das Schema eines ſolchen Erfenntniffes mittheilt. 

2%) In den Staaten, wo die Entfhädigung regelmäßig durch das Bericht 
feſtgeſtellt wird, vgl. Anhang zu $. 49. 50 sub II. findet bei Gilfällen, ale 
weiche die Ciſenbahnbauten anzujeben find, meiſtens zunächft eine proviforifche 
Feſtſtellung der Entihädigunge-Summe fatt. Vgl. Baden $. 6975. Mhein⸗ 
preußen Art. 19. Großherz. Heflen Art. 13. 14. 
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die nöthige Beichleunigung.?2) des Eiſenbahn-Baus eintrete, möchte 
folgendes erjcheinen: 

1) die gefeßgebende Gewalt Hat anzuerkennen, daß für 
Eifenbahnbauten überhaupt, ja daß für den fpeciell. vorliegenden 
Eijenbahn-Bau, dad Expropriationsreht in Anſpruch genommen 
werden joll 22); 

2) unter Zulafjung von vorbereitenden Befik-Handlungen vor 
Leiftung der Entf hädigung, hat Die höchfte Verwaltung öbehörbe 
die jebenfalld rein adminiftrative Frage, ob die Abtretung eines 
beftimmten Privatrechts zurAusführung des genehmigten Eiſenbahn⸗ 
Unternehmens nöthig fei, endgültig zu entjcheiden; 

3) das Gericht, welches die Privatrechte ſchützen muß, hat 
Darüber zu entjcheiden, ob die Berwaltungs-Behörbe bei der Ab- 
tretung innerhalb ihrer Competenz und unter Beobachtung der 
geſetzlich vorgeſchriebenen Formen gehandelt bat, fowie über den 
Umfang der Entfehädigung, mit Berückſichtigung der Gutachten von 
Sachverſtaͤndigen, unter unbeſchraͤnkter an Feine Appellationd-Summe 
gebundener Zulaſſung der zweiten Inftanz gegen dieſe Entſcheidung. 

Es mag bier eine Ueberſicht Der Gompetenz-Berhält- 
niffe der bei dem Expropr.Verfahren thätigen Behörden nach 
Inhalt der einzelnen deutſchen Expropr.⸗Geſetzgebungen und mit 
Angabe der betreffenden Geſetzſtellen, woraus dieſelben entnommen 


ſind, folgen. 


21) Kurheſſen und Frankfurt ordnen, um ben Erproprianten moͤglichſt 
ſchnell unter Feſtſtellung der Entſchaäͤdigung in ben Beſitz ber zu expropriirenden 
Grundfläche zu ſetzen eine ſummariſche Feſtſtellung der Entichädigung durch das 
Gericht der belegnen Sache auf rund des Ausſpruchs von Sadverfländigen 
an und vertrauen demſelben zugleih die Inflruftion ber Abtretungsfrage an 
Diefes Verfahren erfcheint inlofern jedenfalls zweckmäßig, ale das Gericht der 
belegenen Sache die Berhältnifie der abzutretenden Grundſtücke, insbeſondere 
bie an demfelben zuftehenden Eigenthums⸗ und fonfligen Rechte am beften kennen 
muß, reſp. die betr. Währfchaftses und Hypothekenbücher zu feiner Information 
in Händen hat. 

223) In Nord» Amerifa, England und Frankreich (®. v. 1841) fann für 
Gifendapnbauten nur auf Grund eines fpeciellen Geſebes das Erpropr Mecht in 
Anſpruch genommen werden. Ebenſe wird neuerdings in deutſchen Staaten (vgl. 
Weimar, Meiningen, Koͤnigreich Sachſen) jedesmal für den Ban ‚einer Eilen- 
bahn ein befonderes Erpropr.s@efeh gegeben. — 
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b) Ginzelne Hauptmomente bei dem (geriätlichen) Entſchaͤdigungs⸗Verfahren. 
6. 51. 


1) Ein Antrag des Exproprianten reſp. der dieſen ver- 
tretenden Behörde auf Feſtſtellung der Entihädigungs - Summe 
unter genauer Angabe der zu expropriirenden Grundſtücke und 
deren Beſitzer, jowie des Entſchaͤdigungs⸗Gebots Teitet das gericht- 
liche Entſchaͤdigungs-Verfahren ein, worauf das Gericht zur Vor: 
bereitung der Abſchaͤtzung Die Gigentbums- und Hypotheken-Ver— 
hältniffe der zu expropriirenden Grundftäde, ſowie die etwa im 
Abtretungdverfahren noch nicht feitgeftellte Dispofitionsfähigfeit der 
Beliger derjelben ausmittelt, Die Vertretung der Abweſenden an- 
orbnet und Sachverſtaͤndige heranzieht. 


$. 52. 


2) Das Gericht ſetzt biernady einen Termin zur Verhand— 
Yung über die Entihädigungsfrage feſt, zu welchem jämmtliche 
Intereſſenten (Eigenthümer und jonftige Entfhädigungs-Berecdhtigte) 
geladen werben und in welchem (unter Augenfcheinseinnahme des 


1) Diefer Antrag fällt (meiftens) mit dem Antrage auf Abiretung bei ben 
im Anhang zu $. 49 und 50 unter I. erwähnten Staaten und in Kurhefien 
zufammen, nicht fo bei den übrigen dort unter IL. genannten Staaten, Gr wird in 
Defterreich vonder Grundeinlöſ. Commiffion (vgl. Inftruft. bei der Nordb. $. 24) 
in Kurheffen von dem die Exrpropriation leitenden Beamten beim Gerichte 
ber belegenen Sache ($. 7. 8. 16), in Breußen (vgl. $. 11) vom Expro⸗ 
prianten bei ber Regierung geftellt. In Baden vgl. $. 10-76, insbefondere 
F. 48. in Sranffurt $. 17 und in Hamburg $. 21 muß der Grpropriant 
eine ordentlihe Klage auf Feſtſtellung der Entihädigungsfumme in beftimmter 
Friſt unter Angabe feiner Beweismittel anftelen. Ebenſo iſt in Rhein: 
preußen, Großherz. Heffen (Art. 10), überhaupt in ben Staaten sub II., 
wenn der Erpropriat das Entjhädigungsgebot refp. die geichehene Abſchätzung 
nicht acceptirt, vom Exproprianten auf Fefiftellung der Entihädigung im gewöhn- 
lichen Rechtswege zu Magen. 

2) Bol. Kurhefien 5. 9, Weimar Art. 21, Brankfurt 5. 18, Oeflerreich 
Nordbahn⸗Inſtruktion 6. 7,10,11, Baden I. c., Nafjau$. 11, Hannover Art. 21 ff. 
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betreffenden Areals) tiber vie zu leiftende Entſchaͤdigung die Güte 
unter ben Partheien verjucht wird 2). 


Die Einreten, welche der Expropriat in Beziehung auf 
die Größe der Entſchädigung und auf Die Art und Weife ihrer 
Ausmittlung zu haben glaubt, muß er in Diefem Termine vorbringen, 
auch die feine Schutzbehauptungen documentirenden Beweismittel 
alsbald angeben 4). 


Insbeſondere ift hinfichtlich der bejonderen Einwände, welche 
bei theilweiſer Expropriation von Parzellen zuläffig find (wie z. B. die 
Einrede, daß Kläger zur Mitübernahme der übrig bleibenden Par: 
zellen oder zum Koftenerfaße einer nothwentigen Anlage pflichtig 
ji) nicht zu überfcehen, daß dieſelben — wenn binfichtlich ihrer 
auch noch im Allgemeinen ber Rechtsweg zuläflig ift, doch 
ihon in dieſem Expropr.-Termine vorgebracht werben müffen >). 

Die rechtlich möglichen Einreden fügen ſich übrigens ſaͤmmtlich 
auf das Princip, daß volle Entfhädigung geleiftet wer- 
den ſoll und es Fönnen alle in Beziehung auf den Umfang ver 


3) Vgl. 3. B. Baden $. 53, Naſſau $. 11. Derfelbe wird meiſtens wie 
+ 8. in Kurhefim mit dem zur Snftruirung der Abtretungefrage refp. der 
Ginreden gegen die Abtretung angelegten Termine zufammenfallen. Bgl. Kurheſſen 
4 16. 17. Abſ. 1. Königreih Sachſen 3. $. 1. ordnet eine Lofalerpedition an. 

4) Kurbefien $. 17. Abf. 2. 

5) So in Kurheſſen ($. 17), Branffurt ($. 19), Baden ($. 62, 66.) Iſt 
dieſes wicht gefchehen, fo muß die Entihädigung für die abzutretenden Barzellen und 
für die Werthminderung der übrigbleibenden (mie bei dem Abſchätzungs-Verfahren 
in contumaciam) abgejhägt werden und kann der Grpropriat nicht nachher 
neh im gewöhnlichen Rechtewege Uebernahme der übrig bleibenden Parzellen 
tefo. keine Koften für neue Einrichtungen fordern. Vgl. Kurheſſ. O.“G. und 
O.⸗A.⸗G. Erkenntniß v. 4} 1851 m Sachen Witzell g. Fr. W-Nd.-Bahn 
(abzebrudt bei Merb 1. c. ©. 22. 23 und in Heuſers Annalen Bd. 4. ©. 592 
fowie $. 59 Anm. 3 diefer Abhandlung), — Auh fann nah Kurh. N. 
der Erpropriat nahträglid feinen Schadenserjag fordern, wenn der 
Schaden bezüglich der übrig gebliebenen Theile als eine Folge der Abtrennung 
erfheint und nicht ale eine davon unabhängige Folge des Ciſenbahn-Baus 
Ert. des O.G. zu Gaffel v. 1856 in Sahen Kurz g. Staatsanwalt. — Vgl. 
Heufers Annalen Bd. 4. ©. 60 fi. 


8* 
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Entihädigung hervorgehobenen Punkte als folche Einwände mög- 
licherweije geltend gemacht werben ®). 


3) Beweis des Werther’). 
§. 53. 


Damit die Entihädigung nicht im einfeitigen Intereſſe einer 
Partei zu gering oder zu hoch, fondern allein den gefeßlichen 
Vorſchriften gemäß beftimmt werde, erjcheint es zweckmaͤßig, daß 
das Geſetz den Werth des exproprürten Gegenftandes und die 
Höhe der font noch in Diefem Verfahren zu Teiftenden Entſchädigung, 
ſofern eine gütlidhe Uebereinkunft über dieſelbe nicht zu Stande 
fommt, Durch den Richter refp. durch Die jonftige das Entſchaͤdigungs⸗ 
Verfahren leitende Behörde ®), mit Hülfe unbetheiligter und über- 
bie beeidigter Sachverſtändiger (Tazatoren) feftftellen läßt °). 


6) DVgl.die bei der Entſchaͤdigungsfrage 68. 37—47 hervorgehobenen Momente. 

7) Dgl. Wöhler in der Zeitfhrift für Recht und Gefeßgebung in Kur 
heſſen Bd. IL ©. 131—139. Seuffert's Ardiv Bd. 9 ©. 453 Anm. 1. Zeits 
Schrift für Gefeßgebung und Rechtspflege des Königreichs Baiern Bd.2.©.224— 254, 
auch Sammlung intereffanter Erfenntniffe aus dem gemeinen und bairifchen Civil⸗ 
rechte und Proceffe von Arende 1848. S.94—101 zum Theil abgedrudt in der 
folgenden Anm. 10. 

8) In den in der Anlage zu 5. 49 und 50 unter I aufgeführten Staaten, 
3. B. in Preußen nad $. 11: durch die Regierung. 

9) In Frankreich, England, Nordamerika gefdieht die Aus: 
wittelung und Feſtſtellung der Entfhädigung durch eine Jury, nit durch das 
Bericht. — Letzteres Verfahren ift auch neuerdings, wie der Verfaſſer während 
des Drudes diefer Bogen in Erfahrung gebracht hat, in einem neuen Erpropr.⸗ 
Geſetze der Stadt Frankfurt v. 4} 1856 (Gef-Sammlung Bd. 14 ©. 84) 
eingeführt worden, wonach in Faͤllen ber Erpropriation 12 Bürger als Ges 
fhworene ſchätzen follen, fo daß alfo die Barteien Eeinen Einfluß auf bie 
Ernennung der Schäßer haben, vgl. $.21 daſelbſt. — Das Verfahren if ein ſum⸗ 
marifches vor einer Commiſſion des Stabtgerihts, $. 16 Fi. Diefes Gefeh 
hebt alle früher über Erpropriationen ergangenen Beflimmungen auf, enthält 
jedoh nur Neues in Betreff bes. Verfahrens. — Die Erfahrung hat gelehrt 
baß bei dem Abfchähungsverfahren auf dem Wege der gerichtlichen Abſchätzung, 
(vgl. Verhandlung der Kurheſſ. Ständeverfammlung betreffend das Grpropr.-®. 
v. 1846) die dem Expropriaten zu gewährende Entſchaͤdigung eher zu hoch als 
zu niedrig ausfällt. Jedenfalls iſt es angemefien die Mitwirkung der Partheien 
bei ber Ernennung ber Taratoren möglihft zu beſchraͤnken, ba dieſelbe einer 
unpartheilihen Abſchaͤtzung nicht günftig'ift. 
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Regelmäßig werben zufolge geſetzlicher Vorſchriften drei 
Sadhverftändige gewählt, einer vom Gxrproprianten, einer vom 
Scpropriaten und ein Dritter als Obmann von ber das Ent⸗ 
hädigungds Verfahren leitenden Behörbe (Richter, Regierung ıc.) 
der fie werden jämmtlid von Iehterer ernannt und beeibigt 1°). 


10) In Preußen (vol. O.G. Ordnung 5. 38 I. 9 und Koch preuf. 
iv.Prozeß S. 270) und Baden hat das Gericht die Befugniß, in Ermangs 
mg einer Bereinigung der Parteien unter mehreren dem Gerichte bekannten 
Sachverfländigen die Auswahl zu treffen. In Kurheffen werden zugleich 
fagmänner gewählt, vgl. $. 13; vgl. auch Hannover Art. 43, Sachſen Inftr. 
.6F., Baden $. 59, 60. Kurhefien $. 10-15. Frankfurt $. 17. 19, 20. 
Beimar Art. 22. 23. Naffau $. 14. 

Sn Baiern werden, wie folgendes Appellationsgerichts-Urtheil ausfpricht, 
weldhes Hier zur Veranſchaulichung des Bairiſchen Entihädigungsverfahrene 
ı extenso mitgetheilt wird) die fachverfländign Schäber nidyt von ben Bars 
en, fondern nur vom Richter gewählt und können bie Parteien nur Ginwen- 
ungen gegen biefe vom Richter gewählten Sachverſtaͤndigen vorbringen. 

Bol. die in Anm. 7 cit. Sammlung von Arends 1. c. XIX: Bei einer 
Wihäpung nach Art. 19 des Erxpropr⸗Geſetzes hat Iediglih ber Richter, 
icht auch die Parteien Sadverfländige zu wählen. Erkenntniß des Appell.G. 
em 3. Februar 1843. Dort heißt es: 

„Rah Art. 19 des Erpropr⸗G. vom 17. Nov. 1837 ift angeorbnet, daß 
van noch die Yrage über bie Art und den Betrag ber für das abzutretende 
Ibjelt zu leitenden Entſchädigung freitig if, diei Juſtizbehörde auf Antrag eines 
Jetheiligten vor Allem eine gütliche Bereinigung zu verfuchen, wenn aber biefe 
it zu Stande fommt, die Sache fummariſch zu verhandeln, insbefondere eine 
michtliche Werthſchaͤzung des angeiprochenen Cigenthums nad den beſtehen⸗ 
en allgemeinen und den im gegenwärtigen Befepe ertheilten befonderen 
lerſchriften gemäß zu veranftalten hat. Es ift alſo Hier ein fummarifches Ders 
chten angeordnet, wo der ganze Streit durch den richterlichen Augenſchein ges 
oben und die Sache fogleid dem Endurtheile zugeführt werben fol; alfo fchon 
u8 dieſem Grunde fönnen bier die Beflimmungen über Beweisführung nit 
us Anwendung fommen, die beizuziehenden Sadhverfländigen erfcheinen nicht in 
er Gigenfchaft als Zeugen, die allerdings von ber Partei zu benennen wären, 
mern ale Gehülfen des Richters, als judices facti, woraus ſchon von felbft 
elgt, daß der Richter folche beizugiehen hat, und das Recht der Betheiligten 
ich nur darauf erfireden kann, allenfallfige Grinnerungen gegen dieſe Sachver⸗ 
länbigen vorzubringen. Uebrigens beftimmt felbR das Geſetz, daß die Werth- 
Säßungen ben beflehenden allgemeinen Vorfchriften gemäß verantaltet werben 
ellen; als allgemeine Borfchrift kann aber nur die Beflimmung der Apell.G. O. 
Rap.i2 5.3 Nr. 2 zur Anwendung kommen, die ausdrücklich ausſpricht, daß der 
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3) Die Entſcheidung über die Nothwendigkeit der Abtretung 
bei gemachten Einwendungen gegen Diefelbe, aljo die Entſcheidung 
der Frage, ob die gefeplichen Vorfchriften über den Umfang ver 
Abtretungspfliht von dem VBerwaltungs-Organe inne gehalten wor: 
den find, darüber fteht nur in wenigen Staaten den Gerichten 
ein Urtheil zu 15), wohl aber kann das Gericht in dem Falle an- 
gegangen werben, wem nicht in den gejehlich vworgejchriebenen 
Formen exproprürt worden ift!®), 

Auf jene vorbereitenden Verhandlungen und das Gutachten der 
porbereitenden Adminiftrativs Behörde Hin Hat dann, wie ſchon zu 2. 
erwähnt wurde, eine höhere Berwaltungd-Behörde, meiftend das 
Staats-Mimilterium, an welches dann jene Commiſſion die Akten 
mit Gutachten einzuſchicken hat ‚ bie Ahtretungefrage endgültig zu 


entſcheiden 7). 


15) Rur die dem franz. Rechte fi anſchließenden Exrpropr.-Gefehe (Rhein: 
preuß. V⸗O. v. 1810 und Großh. Heſſ. Geſetz.) autorifiren das Gericht aus⸗ 
drücklich, über die Berleßung der geſetzlich vorgeſchriebenen adminiſtrativen Formen 
zu richten. In der cit. BD. von 1810 Heißt es: 

Art. 1: „Die ECigenthums⸗Entziehung erfolgt durch die Saft. 

Act. 2: „Die Gerichte bürfen bie Gigentbums-@ntziehung nur dann aus⸗ 
fprecden, wenn ihre Nützlichkeit in den gefeglichen Formen (einer die Arbeit an⸗ 
ordnenden GabinetssDrdre und eines Beſchluſſes der Regierung, weldher bie zu 
erpropriitenden Grundflüde bezeichnet) conftatirt worden iſt.“ 

Das franzöfiiche Recht Int außerdem zum Schube dieſer Formen eine 
Gontrofle des Staatsanwalts (welcher deshalb vor der Ertheilung der Erkennt⸗ 
niffe zu vernehmen if) und eine Benachrichtigung des Landesherrn reip. bes 
Stante-Minifteriums von etwaigen Mebergriffen.. der Verwaltungs Behörde zu. 
Bol. Rheinpreuß. BD. cit. Art. 10-15. Bol. Wendt 1. c. $. 243: 
Gewähr . der Enteiguungs- Grundfäge. — In Nordamerika entiheidet nad 
Mittermaier 1. c. in wichtigen Faͤllen die gefeßgebende Gewalt über bie Abtre⸗ 
tung, in minderwichtigen die Adminiſtrativ ⸗Behoörde. 

16) Bol. $. 35. 

17) Bol, Rheinpreußen Ant. 10. Großherz. Heſſen Art. 3. Baden $. 16, 
17. 20. 22. 23. Baiern Art. 17, 

Nach franzöf. Mechte entfcheidet zwar die Regierung endgültig überdie Abtre⸗ 
tung. Vgl. Art. 11 (Rheinpr. BD. v. 1810 Urt. 13—15). Auf Grund des 
AbtretungssBeichlufies der Megierung Hat aber ber Prokurator ( Exrpropriant) 
beim Gerichte der belegenen Sache den Antrag auf Gigenthums- Entziehung 
zu fiellen und es wird von Letzterem, ‚wenn Feine Zorm-Berlegung vorliegt, die 
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Reßterer ift aljo hierbei nicht eine bloße Mafchine zur Findung der 
Durchſchnittsſumme ?5), ſondern hat auch das Recht, wie die Pflicht: 

1) zu prüfen, ob die von den Parteien gewählten Perjonen 
wahre Sachverftändige find !°); 

2) nachdem die Sacdjverftändigen auf gehörige Inſtruktion 
bin ihr Gutachten abgegeben haben, zu entjcheiden, ob Diejelben 
bei ihrer Schäßung alle weſentlichen, nach der Ratur der Sache 
refp. nach den Geſetzen zu berüdfichtigenden Punkte in Betracht 


IV) Ein ihrer Glaubwürdigkeit entgegenftehender Verdacht macht fie gleidh 
dem Richter nit nur minder glaubwürdig, fondern verwerflich (5. 10 cit. 
präcifirt dies weiter); freundfchaftliches Berhältnig, Staatsdiener-Dualität (wenn 
es fi um Staatsbahnen Handelt) machen jedoch nody nicht verdächtig ; 

V) Unzulöäffigkeit des Gegenbeweiſes, 

VI) und VII) keine fpecielle Beeidigung der Taratoren, wenn fie zur 
Beurtheilung des Gegenftandes i. Allgemeinen eidlich verpflichtet find (vgl. $.15cit.); 

VIII) Inſtruktion derfelben durch den Richter (vgl. 17 Abf. 4); 

IX) fie können au ſchriftliche Gutachten einreichen refp. im Termine 
überreihen ($.17, Ab. 5, $. 19 cit.); Möglichkeit einer Beitritt Erklärung zum 
Inhalt eines andern Gutachtens ; 

X) Ginforderung einer Erklärung der Gegenpartei auf das Gutachten ift 
nicht nothwendig (aber angemeflen); 

XI) die Maforität enticheidet ($. 19 Abf. 3). Bgl. au das in Anm. 13 
dt DAB sErkenntmißg des Appellat.G. zu Münden bei Seuffert 1. c. 
Br. 9 ©. 454 bezw. das baierſche Gerichtserk. in der hier vorausgehenden 
Anmerkung 10. 

15) In den Rheinprovinzen und im Großherz. Heſſen (vgl. $. 17 
bes Geſetzes von 1810 und Art. 11 des Großh. Heſſiſchen Geſ., vgl. au 
@rfenntniß des D.-A-G. zu Darmfladt vom 3%? 1850 bei Seuftert I. c. Bd. 9 
©. 456) bindet der Ausſpruch derSadverfländigen das Gericht überhaupt nicht; 
enders z. B. in Franffurt Art. 11 und Kurhefien $. 19, vgl. auch Erkenntniß 
bes D.-A- Gerichts zu Lübeck v. 3° 1850, bei Seuffert 1. c. ©, 455. — Byl. 
die vorausgehende Anın. 14. 


16) In Preußen und Baden hat der Richter darüber zu enticheiden, ob der 
gewählte Sachverſtändige wirklich ein folcher fei (fofern dies nicht aus der amt⸗ 
lichen Stellung beflelben hervorgeht und feine Qualififation beftritten wird.) So 
ſpricht ſich auch ein Kurheſſ. D-N-G-Erfenntnig in Sachen Rohmers tel. 
% Stadt Bockenheim 1836, vgl. Wöhler in der Kurh. Zeitichrift 1. c. ©. 131 
Anm. 14 aus. 
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die nöthige Bejchleunigung.??) des Eiſenbahn⸗Baus eintrete, möchte 
folgendes erjcheinen: 

1) die gefeßgebende Gewalt hat anzuerkennen, daß für 
Eifenbahnbauten überhaupt, ja daß für den fpeciell. vorliegenden 
Eifenbahn-Bau, das Erpropriationsrecht in Anſpruch genommen 
werden fol 22); 

2) unter Zulaffung von vorbereitenden Beſitz-Handlungen vor 
Leiftung der Entf Hädigung, hat die höchfte Verwaltung sbehörde 
die jedenfalld rein adminiftrative Frage, ob die Abtretung eines 
beftimmten Privatrecht8 zur Ausführung des genehmigten Eifenbahn- 
Unternehmens nöthig jet, endgültig zu entfcheiden; 

3) das Gericht, welches die Privatrechte ſchützen muß; hat 
darüber zu entfcheiden, ob die Verwaltungs⸗Behoͤrde bei der Ab- 
tretung innerhalb ihrer Competenz und unter Beobachtung ber 
gejeßlich vorgejchriebenen Formen gehandelt hat, fowie über den 
Umfang der Entfehädigung, mit Berudfichtigung der Gutachten von 
Sachverſtaͤndigen, unter unbeſchraͤnkter an Feine Appellationd-Sunme 
gebundener Zulafjung der zweiten Inftanz gegen dieſe Entſcheidung. 

Es mag hier eine Ueberſicht Der Gompetenz-Verhält- 
niffe der bei dem Expropr.Verfahren thätigen Behörben nad, 
Inhalt der einzelnen deutſchen Expropr.sGejeßgebungen unb mit 
Angabe der betreffenden Gefepftellen, woraus diefelben entnommen 


find, folgen. 


21) Kurheſſen und Frankfurt ordnen, um ben Erproprianten möglichft 
ſchnell unter Feſtſtellung ber Entſchaͤdigung in ben Beſitz ber gu erpropriicenden 
Grundflaͤche zu ſehen eine fummarifche Feſtſtellung ber Entſchädigung durch das 
Gericht der belegnen Sache auf Grund des Ausipruhs von Sachverſtaäͤndigen 
an und vertrauen bdemfelben zugleich die Inftruftion ber Abtretungefrage an 
Diefes Verfahren erfcheint infofern jedenfalls zweckmäßig, ale das Gericht der 
belegenen Sache die Verhältnifie der abzutretenden Grundſtücke, insbeſondere 
die an demfelben zuftehenden Cigenthums⸗ und fonfligen Rechte am beſten kennen 
muß, tefp. die betr. Währihaftes und bopothelenbũcher zu ſeiner Information 
in Haͤnden hat. 

22) In Nord⸗Amerika, England und Frankreich (G. v. 1841) kann für 
Ciſenbahnbauten nur auf Grund eines ſpeciellen Geſebes das Erpropr Mecht in 
Anſpruch genommen werben. Ebenſo wird neuerdings in deutſchen Staaten (vgl. 
Weimar, Meiningen, Koͤnigreich Sachſen) jedesmal für den Ban einer @ifen- 
bahn ein befonderes Erpropr.«@efeh gegeben. 





Ucberficht der Lompetenz-Verhältuife im Erpropr. Verſahren. 
Anbang zu 6. AB und 30. 
L Staaten, in weldgen die Entfhädigung durch eine Verwaltungs: 
Behörde im Expropr.:Verfahren feitgeftellt wird. 


Möglichfeit eines Rechte: 


Behörde Behörde wegs_ jur Weftftellung ber 
Staat, für die für die Gntihäbigung sem. —* 
mittel in Beziehung auf die 
Abtretung. Entſchaͤdigung. Entf Häd’gunge age. 
1. Breugen( Gebiet des Regierung: Regierung. Nechtoweg zuläffig. 
preuß. ganbrehte)| 2 , Snfanı: Handels⸗ 
G. 8. 8 Miniſterium. 





2 Könige. Sadfen. Straßenbau -Sommilfion Derwaltungsamt Wie bei 1. 


Gef $.1. u. 6. |2. Inftanz: Minifterium|der beleg. Sa 
3. Hannover. Art. 13 |Minifterium. Obrigfeit ber * areäteineg oder nochmalige 
fegenen Sache. Schaͤtzung Ert. 44.) 
1. Bürtemberg. V.⸗U. Geheimerath. Vewaltungsbe— Wie bei 1 


5, E lem -Beimaru. Berwaltunge » Commiſ⸗ N erimiffion, Ger Beruf ausgeſchloſſen, 
Meiningen. Art. 19. Kon. 2 — Mini⸗ aber Berufung beider Par⸗ 
34. 35. 37. ſteri teien an das Miniſterium. 

6. Sotha. $. 30- 32. Gommiffton. 2. Inflanz | Randesregierung.| Rechtsweg beichränft 8. 32. 


Landesregierung. 
1 Meienburg. $. 3.| Regierung. Kpropriationd-| Mecurs beider Parteien an 
Commiſſion. jdie Regierung. 
Anhalt» Göthen. Eiſenbahn⸗Immediat⸗ C. J. Commiffion. 9 Der Cigenthümer hat 
Art.I. 8.1. II.g. 8. Commiſfion. den Rechtsweg und Revifion 


bei der Commiſſion. 
(cken ber Erpropriant nur 
letzter 
N. Staaten (reſp. preuß. Provinzen) wo Die Entfhädigung durch eine 
Gerichts-Behörde im Expropr.Verfahren beſtimmt wird. 


1. Deſterreich B-D.| Statthalterel. Gericht. Nechtsweg vorbehalten. 
». 1854. $. 9. c. |2. Inſtanz: Miniſterium. 

2, Rheinpreußen Art.| Regierung. r Berufung Binfihtli der 
10. Abf. 2. 10. 3.2. Inſtanz: Hanbele- Entfhädigung und gericht: 
16. 19, Minifterium. lihe Gewähr der Abtre⸗ 

tungs⸗Formen. 

L,Baiem Art. 1. Kreisregierung. " Berufung; erſt in 3. Inſtanz 
18. 19. 2. Inftanz: Staatsrat. wirdApell.-Summeverlangt. 

4 rohen © Orflen. Provinz.stRegierung. " Beruf. gegen das richterliche 

2. 12. Inflanz: StaatsMis- Grfenntniß; feine Appell. 
nifterium. Summe; gerichtliche Sewäht 
wie bei 


Berufung und Nichtigkeits⸗ 
Beichwerde im Abtretungss 
Berfahren u. Rechtsweg. 

Gewoͤhnliche Berufung. 

Rechtsweg Se: sürf. von 


5. Kurheſſen. $. 3. Staats-Minifterium. 
17. 20. 


6. Baden $. 1.8. Staate-Minifterium. 
7. Braunfchweig.$.3. Derwaltungebehörde. 
4. Bel. g. 


33. |2. Inſtanz: @eheimerath. 1832. $. 33. 
8. Branffurt 8.4.16. Senat. „ ei Verfahren mit 
den gewöhnlichen Rechts⸗ 


mitteln $. 34. 38. 


ne nn — 
z 3 


Burg $. 2.18.|Rath und B " B das O. G. 
1. aflan$.1615.17.| Megirung. (Grm | 7 — nn DS 


Ko, Sifenbahnen. 8 
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b) Einzelne Hauptmomente bei dem (gerichtlichen) Entſchaͤdigungs⸗Verfahren. 
g. 51. 


1) Ein Antrag des Exproprianten rejp. der dieſen ver- 
tretenden Behörde auf Feſtſtellung der Entjhädigungs - Summe 
unter genauer Angabe der zu expropriirenden Grundftüde und 
deren Beſitzer, ſowie des Entſchaͤdigungs⸗Gebots Teitet das gericht- 
Iihe Entihädigungs-Verfahren ein, worauf das Gericht zur Vor: 
bereitung der Abſchätzung die Eigenthums- und Hypotheken-Ver⸗ 
hältnifje der zu expropritrenden Grundftäde, fowie die etwa im 
Abtretungsverfahren noch nicht feitgeftellte Dispofitionsfähigfeit der 
Beſitzer derjelben ausmittelt, Die Vertretung der Abweſenden an- 
orbnet und Sachverftändige heranzieht. 


$. 52. 


2) Das Gericht ſetzt hiernach einen Termin zur Verhand— 
Yung über die Entihädigungsfrage feſt, zu welchem jämmtliche 
Intereſſenten (Eigenthümer und fonftige Entſchaͤdigungs-Berechtigte) 
geladen werden und in welchem (unter Augenfcheinseinnahme des 


1) Diefer Antrag fällt (meiſtens) mit dem Antrage auf Abiretung bei den 
im Anhang zu $. 49 und 50 unter I. erwähnten Staaten und in Kurhefien 
zufammen, nicht fo bei den übrigen dort unter Il. genannten Staaten. Er wirb in 
Defterreich vonder Grundeinlöf..&ommiffton (ogl. Inftruft. bei der Rorbb. $. 24) 
in Kurheffen von dem die Erpropriation leitenden Beamten beim Gerichte 
der belegenen Sache ($. 7. 8. 16), in Preußen (vgl. $. 11) vom Expro⸗ 
prianten bei der Megierung geftellt. In Baden vgl. $. 10-76, insbefondere 
F. 48. in Franffurt $. 17 und in Hamburg $. 21 muß der Erpropriant 
eine ordentlihe Klage auf Feſtſtellung der Entihädigungsfumme in beflimmter 
Frift unter Angabe feiner Beweismittel anftellen. Ebenfo iR in Rhein— 
preußen, Großherz. Heffen (Art. 10), überhaupt in den Staaten sub II., 
wenn der Grpropriat das Entihädigungsgebot reip. die gefchehene Abſchätzung 
nit acceptirt, vom Brproprianten auf Feliftellung der Entichädigung im gewöhn- 
lihen Rechtswege zu Flagen. 

2) Vgl. Kurhefien $. 9, Weimar Art. 21, Branffurt 5. 18, Oeſterreich 
Nordbahn⸗Inſtruktion $.7,10,11, Baden I.c., Nafjau$. 11, Hannover Art. 21 ff. 
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Regelmäßig werben zufolge gefeßlicher Vorſchriften drei 
Sachverftändige gewählt, einer vom Gxproprianten, einer vom 
Srpropriaten und ein Dritter ald Obmann von der das Ent 
chaͤdigungs⸗Verfahren leitenden Behörde (Richter, Regierung ıc.) 
der fie werden ſaͤmmtlich von lebterer ernannt und beeibigt 19), 


10) In Preußen (vol. O.G. Ordnung 5 38 1.9 und Koh preuf. 
ie. Brojeß S. 270) und Baden hat das Gericht die Befugniß, in Ermang- 
mg einer Bereinigung der Parteien unter mehreren dem Gerichte bekannten 
Sachverftändigen die Auswahl zu treffen. In Kurheffen werden zugleich 
kfagmärnner gewählt, vgl. $. 13; vgl. auch Hannover Art. 43, Sachſen Inftr. 
. 6 f., Baden $. 59, 60. Kurbefin $. 10-15. Frankfurt $. 17. 19, 20. 
Beimar Art. 22. 23. Naffau $. 14. 

In Baiern werden, wie folgendes Appellationggerichts-Urtheil ausfpricht, 
weldhes Hier zur Veranſchaulichung des Bairiſchen Entſchaͤdigungéverfahrens 
a extenso mitgetheilt wird) die fachverfländigen Schaͤher nidyt von den Bars 
sen, fondern nur vom Michter gewählt und können bie Barteien nur Cinwen⸗ 
wagen gegen dieſe vom Richter gewählten Sachverſtändigen vorbringen. 

Bgl. die in Anm. 7 cit. Sammlung von Arends 1. c. XIX: Bei einer 
Wiäpung nad Art. 19 des Erxrpropr⸗Geſetzes hat lediglich ber Richter, 
icht auch die Parteien Sahverfländige zu wählen. Erkenntniß des Appell..©. 
em 3. Februar 1843. Dort Heißt «6: 

„Rad Art. 19 des Erpropr⸗G. vom 17. Nov. 1837 iſt angeorbnet, daß 
sen noch bie Wrage über die Art und den Betrag ber für das abzutretende 
Rjekt zu leiftenden Entſchädigung flreitig if, dierJuftizbehörbe auf Antrag eines 
zetheiligten vor Allem eine gütliche Bereinigung zu verſuchen, wenn aber diefe 
icht zu Stande fommt, die Sache fummariih zu verhandeln, insbefondere eine 
erichtliche Werthſchaͤtzung des angefprocdhenen Cigenthums nad den beftchen- 
en allgemeinen und den im gegenwärtigen Geſetze ertheilten befonderen 
Jerfchriften gemäß zu veranftalten Hat. Es ift alfo Bier ein ſummariſches Ver⸗ 
ihren angeorbnet, wo ber ganze Streit durch ben richterlichen Augenfchein ges 
eben und die Sache fogleih dem Endurtheile zugeführt werben foll; alfo ſchon 
28 diefem Grunde können hier die Beflimmungen über Beweisführung nicht 
us Anwendung fommen, die beizuziehenden Sadverfländigen erfcheinen nicht in 
ee Bigenfchaft als Zeugen, die allerdings von der Partei zu benennen wären, 
enden als Gehülfen des Richters, als judices facti, woraus ſchon von felbft 
olgt, daß der Richter folche beizuziehen hat, und das Recht ber Betheiligten 
ich nur darauf erftreden kann, allenfallfige Grinnerungen gegen diefe Sachver⸗ 
länbigen vorzubringen. Uebrigens beſtimmt felbft das Geſetz, dag die Werth- 
chatzungen den beftehenden allgemeinen Vorſchriften gemäß veranitaltet werden 
ellen; ale allgemeine Borjchrift kann aber nur die Beflimmung der Apell.“G. O. 
Rap.12 5 3 Nr.2 zur Anwendung kommen, die ausbrüdlich ausſpricht, daß der 
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Entihädigung hervorgehobenen Punkte als ſolche Einwände mög- 
licherweife geltend gemacht werden ®). 


3) Beweis bes Werths?). 
8. 53. 


Damit die Entihädigung nicht im einfeitigen Intereſſe einer 
Partei zu gering oder zu body, fondern allein den gefeklichen 
Vorſchriften gemäß beftimmt werde, erfcheint es zwedmäßig, daß 
das Geſetz den Werth des expropriirten Gegenflandes und Die 
Höhe der jonft noch in Diefem Verfahren zu Teiftenden Entſchädigung, 
fofern eine gütliche Uebereinfunft über Diejelbe nicht zu Stande 
kommt, Durch den Richter rejp. Durch die fonftige das Entſchaͤdigungs⸗ 
Verfahren leitende Behörde ®), mit Hülfe unbetheiligter und über: 
dies beeitigter Sachverfländiger (Taxatoren) feftftellen laͤßt °). 


6) Vgl. die bei der Entihädigungsfrage 65.3747 hervorgehobenen Momente. 

7) Vgl. Wöhler in der Zeitſchrift für Necht und Geſetzgebung in Kur- 
hefien Bd. II. S. 131—139. Seuffert's Archiv Bd. 9 ©. 453 Anm. 1. Zeits 
Schrift für Geſetzgebung und Nechtspflege des Königreichs Baiern Bd. 2. S. 221 - 254, 
auch Sammlung intereffanter Erfenntniffe aus dem gemeinen und bairifchen Eivil- 
rechte und Procefie von Arends 1848. S. 94—101 zum Theil abgedrudt in der 
folgenden Anm. 10. 

8) In ben in der Anlage zu $. 49 und 50 unter I aufgeführten Staaten, 
3. B. in Preußen nad $. 11: durch die Regierung. 

9) In Sranfreih, England, Nordamerika gefchieht die Auss 
mittelung und Feſtſtellung der Gntihädigung duch eine Jury, nicht durch das 
Gericht. — Lepteres Verfahren iſt auch neuerdings, wie der Berfafler während 
bes Drudes diefer Bogen in Erfahrung gebradht hat, in einem neuen Erpropr.: 
Gefeße der Stadt Frankfurt v. 44 1856 (Geſ.⸗Sammlung Bd. 14 ©.84) 
eingeführt worden, wonach in Yällen der Grpropriation 12 Bürger ale Ges 
ſchworene ſchätzen follen, fo daß alſo die Barteien Eeinen Ginfluß auf die 
Ernennung der Schäber haben, vgl. $. 21 daſelbſt. — Das Verfahren if ein ſum⸗ 
marifches vor einer Commiſſion des Stabtgerihts, $. 16 ff. Diefes Geſetz 
hebt alle früher über Grpropriationen ergangenen Beflimmungen auf, enthält 
jedoch nur Neues in Betreff bes. Verfahrens. — Die Grfahrung hat gelehrt 
bag bei dem Abſchaͤtzungsverfahren auf dem Wege der gerichtlichen Abſchätung, 
(vgl. Verhandlung der Kurhefl. Ständeverfammlung betreffend das Erpropr.-®. 
v. 1846) die dem Grpropriaten zu gewährende Entihäbigung eher zu hoch als 
zu niedrig ausfällt. Jedenfalls ift es angemefien die Mitwirkung der Bartheien 
bei der Ernennung ber Taratoren möglihft zu beichränfen, ba biefelbe einer 
unpartheilichen Abſchaͤtzung nicht günftig'ift. 
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Regelmäßig werben zufolge gefeßlicher Vorſchriften drei 
Sachverftändige gewählt, einer vom Exproprianten, einer vom 
Grpropriaten und ein Dritter ald Obmann von der das Ent⸗ 
ſchaͤdigungs⸗Verfahren leitenden Behörde (Richter, Regierung ꝛc.) 
oder fie werden ſaͤmmtlich von letzterer ernannt und beeibigt 2°). 


10) In Preußen (vgl. O.G. Ordnung 5 38 I. 9 und Koch preuf. 
Civ⸗Prozeß S. 270) und Baden hat das Gericht die Befugniß, in Ermang⸗ 
lung einer Bereinigung der Parteien unter mehreren dem Gerichte bekannten 
Sachverſtaͤndigen die Auswahl zu treffen. In Kurheſſen werben zugleich 
Grfagmänner gewählt, vgl. $. 13; vgl. auch Hannover Art. 43, Sachſen Inflr. 
86, Baden $. 59, 60. Kurhefien $. 10-15. Frankfurt $. 17. 19, 20. 
Beimar Art. 22. 23. Naſſau $. 14. 

Ian Baiern werden, wie folgendes Appellationsgerihts-Urtheil ausfpricht, 
(welches Hier zur Veranſchaulichung des Bairiſchen Entfhädigungeverfahrens 
in extenso mitgetheilt wird) bie fachverfländigen Schäber nicht von den Bars 
kien, fonbern nur vom Michter gewählt und fönnen bie Parteien nur Ginwen- 
bungen gegen dieſe vom Richter gewählten Sachverſtaͤndigen vorbringen. 

Bgl. die in Anın. 7 cit. Sammlung von Arende 1. c. XIX: Bei einer 
Abſchaͤzung nah Art. 19 des Grpropr.s@efehes hat lediglih der Richter, 
nicht auch die Parteien Sachverfländige zu wählen. Erkenntniß des Appell.G. 
vom 3. Februar 1843. Dort heißt es: 

Nach Art. 19 des Erpropr⸗G. vom 17. Nov. 1837 iſt angeordnet, daß 
wenn noch die Frage über die Art und den Betrag ber für das abzutretende 
Objekt zu leiſtenden Entſchaͤdigung ftreitig if, die Juſtizbehoͤrde aufAntrag eines 
Betheiligten vor Allem eine gütliche Bereinigung zu verſuchen, wenn aber biefe 
sicht zu Stande fommt, die Sache ſummariſch zu verhandeln, insbefondere eine 
gerichtliche Werthſchaͤtzung des angefprochenen Cigenthums nad den beftchens 
den allgemeinen und den im gegenwärtigen Geſetze ertheilten befonderen 
Berfchriften gemäß zu veranftalten bat. Ge ift alfo Hier ein fummarifche® Vers 
faßren angeorbnet, wo der ganze Streit durch den richterlichen Augenfchein ges 
hoben und die Sache fogleih dem Endurtheile zugeführt werden fol; alſo ſchon 
ans diefem Grunde Fönnen bier die Beflimmungen über Beweisführung nicht 
zur Anwendung kommen, die beizuziehenden Sadverfländigen erfcheinen nicht in 
der Cigenſchaft ale Zeugen, die allerdings von der Partei zu benennen wären, 
ſendern als Gehülfen des Richters, als judices facti, woraus ſchon von ſelbſt 
folgt, daß der Richter foldhe beizugichen hat, und das Recht der Betheiligten 
ſich nur darauf erſtrecken Fann, allenfallfige Erinnerungen gegen dieſe Sachver⸗ 
Rändigen vorzubringen. Uebrigens beftimmt ſelbſt das Geſetz, daß die Werth- 
ſchäzungen den beftchenden allgemeinen Vorſchriften gemäß veranitaltet werben 
ſollen; ale allgemeine Borfchrift kann aber nur die Beflimmung der Apell.-G. D. 
Kap.12 5 3 Nr.2 zur Anwendung kommen, bie ausdrücklich ausipricht, daß ber 
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, 

Diefe Sachverſtaͤndigen erhalten von derjelben Behörde ihre In— 
firuftion °2), und Hat Diefelbe, wenn die Gutachten der Sad): 
verftändigen von einander abweichen, die Entichädigung (den Durch: 
Schnitt3-Betrag) auf Grund diefer Gutachten feftzuftellen 2). 

: Die Sacverftändigen haben fomit nur ein Gutachten nicht 
einen Schiedsrichteripruch abzugeben, auch nicht eigene Wahrneh—⸗ 
mungen zu befunden und fönnen daher weder ald &ompromiß- 
richter°), noch als Tachverftändige Zeugen, jondern nur als 
Gehülfen des Richters betrachtet werben ?*). 


Richter dergleichen unparterifche Perfonen zum Augenſchein beizuziehen habe, 
alfo die Thätigfeit der Parteien hiervon ausfchließt.* 

11) Bol. Wöh ler in der Zeitfäärift für Kurheſſen II. ©. 138: „Die 
Snfruftion wird den Sachverfländigen neben Angabe ber ihrer Beurtheilung 
zu Grunde zu legenden thatſächlichen Borausfeßungen im Allgemeinen dahin 
ertheilt, daß fle über die Richtigkeit der ihnen zu eröffnenden Behauptungen, 
auf welche der Implorat feinen Anſpruch flüßt, ein pflichtmäßiges, mit Gründen 
gehörig unterflüßtes und völlig beſtimmt ſich aueſprechendes Gutachten abgeben 
ſollen.“ Vgl. Naſſau $. 13. 

12) Bol. Kurheſſen F. 19. Abſ. 3. 

13) Vgl. GErkenntniß des O.⸗A.“G. zu Darmſtadt v. Y 1850 Bei Seuffert 
l. c. Bd. 9 ©. 456. — Daß fie auch nach dem Kurheſſ. Geſetz v. 1846 nicht 
ald Compromißrichter anzufehen find, iwie man vielleicht aus $. 19 Abſ. 3 (aus 
den Worten: nah Maßgabe diefer Abſchätzung — Durchſchnitt ziehen) ſchließen 
könnte, folgt aus $. 19 Abſ. 2 deſſelben Geſetzes, wonach anzunehmen ift, 
dag dem Richter ein Urtheil über etwaige Mängel der Schäßung zuſteht, auch 
dur feinen Ausſpruch die Entfhädigungefumme fchließlich feftgeftellt wird. 

14) Vgl. Mäeinpreußen Art. 17. Baden 6. 59, 60. Wöhler |. c. 
S. 132—136. Lebterer führt ale Kennzeichen der ale Gehülfen des Michters 
anzufehenden Sadhverftändigen nach kurh. Net (im Begenfag zu fachverfländigen 
Zeugen) folgende charakteriſtiſche Züge auf, welche den nach dem Kurh. Erpropr. 
Geſetz von 1846 auftretenden Sachverfländigen gefeßlich gegeben worden find: 

T) fie werden vom Richter und den Parteien ernannt, einer von jeder 
Partei, der 3. vom Richter (vgl. $. 10 des cit. Geſetzes); 

II) die contumacia bei Beſtellung derfelben führt nur den Nachtheil nach ſich, 
daß die fäumige Partei des Nichts, bei Ernennung berfelben mitzuwirken, ver- 
luſtig wirb ($. 11 des cit. Geſfetzes); 

III) fie können zur Uebernahme des Geſchaͤfts niht gezwungen werben, 
wenn es nicht zu ihren Amtsobliegenheiten gehört. $. 15 des cit.“ Geſetzes 
ift Hier firenger, danach „Fönnen fie nicht ohne erhebliche Entfchuldigungsgründe 
die Wahl ablehnen.” 
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Leßterer ift alſo hierbei nicht eine bloße Mafchine zur Findung ber 
Durchſchnittsſumme 5), fondern hat auch das Recht, wie die Pflicht: 

1) zu prüfen, ob die von den Parteien gewählten Berfonen 
wahre Sacverftändige find ı°); 

2) nachdem die Sachverftändigen auf gehörige Inſtruktion 
bin ihr Gutachten abgegeben haben, zu entjcheiden, ob dieſelben 
bei ihrer Schäßung alle wejentlihen, nach der Ratur der Sache 
refp. nach den Geſetzen zu berüdfichtigenden Punkte in Betracht 


IV) Ein ihrer Glaubwürdigkeit entgegenftchender Verdacht macht fie glei 
dem Richter nit nur minder glaubwürdig, fondern verwerflich (8 10 cit. 
präcifirt dies weiter); freundfchaftliches Verhaͤltniß, Staatsbiener-DQualität (wenn 
es ih um Staatsbahnen handelt) machen jedoch noch nicht verbächtig ; 

V) Unzuläffigfeit des Gegenbeweiſes, 

VI) und VII) Feine fpecielle Beeidigung der Taratoren, wenn fle zur 
Beurtheilung des Gegenſtandes i. Allgemeinen eiblich verpflichtet find (vgl. $.15 cit.); 

VIT) Inſtruktion berfelben durch den Richter (vgl. 17 Abſ. 4); 

IX) fie können au ſchriftliche Gutachten einreichen refp. im Termine 
überreichen (6.17, Abf.5, $. 19 cit.); Möglichkeit einer Beitritts-@rflärung zum 
Inhalt eines andern Gutachtens ; 

X) Ginforderung einer Erklärung der Gegenpartei auf das Butachten ift 
sit nothwendig (aber angemeflen); 

XI) die Majorität entſcheidet ($. 19 Abi. 3). Vgl. auch das in Anm. 13 
dt. DAB Erkenntnis des Appellat-®. zu München bei Seuffert 1. c. 
3. 9 ©. 454 bezw. das baierſche Gerichtserk. in der hier vorausgehenden 
Anmerfung 10. 


15) In den Rheinprovinzen und im Großherz. Helfen (vgl. $. 17 
des Geſetzes von 1810 und Art. 11 bes Großh. Heiflichen Geſ., vgl. auf 
Urlenntniß des O.⸗A.⸗“G. zu Darmfladt vom 27 1850 bei Seuftert I. c. Bd. 9 
©. 456) bindet der Ausſpruch der Sachverſtaͤndigen das Gericht überhaupt nicht; 
anders 3. B. in Kranffurt Art. 11 und Kurhefien $. 19, vgl. auch Erkenntniß 
ve DA Gerichts zu Lũbeck v. 1% 1850, bei Seuffert 1. c. ©. 455. — Bol. 
die vorausgehende Anm. 14. 


16) In Preußen und Baden hat der Richter darüber zu enticheiben, ob der 
gewählte Sachverfländige wirklich ein ſolcher fei (fofern dies nicht aus der amt⸗ 
lichen Stellung deſſelben hervorgeht und feine Qualififation beftritten wird.) So 
ſpricht ih auch ein Kurheſſ. D-A-GsErkenntniß in Sachen Rohmers tel. 
3. Stabt Bodenheim 1836, vgl. Wöhler in ber Kurh. Zeitichrift 1. c. ©. 131 
Anm. 14 aus. 
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gezogen haben, weßhalb Die Tazatoren ihr Gutachten ausführlich 
mit Gründen belegen müſſen 27). 


4) Gontumazial-Berfahren. 
g. 54. 


Der dem gewöhnlichen Expropr.-Verfahren nachtheilige Unge- 
horſam wird Durch Androhung entfprechender Rechtsnachtheile un: 
Ihädlich gemacht ?°), Der Ungehorfame wird mit feinen Einwän- 
den gegen die Abtretung, wenn das Vorbringen folcher im ver- 
jäumten Termine zuläffig war, ausgefchlofien und das Abſchaͤtzungs 
Berfahren nimmt: einfeitig feinen Yortgang 9). 


5) Erfenntniß. 


g. 55. 


Nachdem Für Die Abtretung von ber competenten Verwaltungs⸗ 
Behörde entjchieben worben iſt 20) und bie Schäger ihr Gutachten 


17) Ergibt fi aus demfelben, daß die Taratoren weſentliche Punkte bei ihrer 
Abſchaͤtzung nicht berüdfichtigt Haben, fo gibt ihnen der Richter das Butachien 
zur Berbefierung zurüd, ‚oder holt da, wo dieſes geſetzlich geboten ift, ein 
superarbitrium anderer ein. Vgl. Hannover Art. 23, Baiern Art. 15, Baden Art. 54, 
Kurhefien 8.16. (Nah 8. 19 Abſ. 2 find die Schäßer wegen etwaiger Mängel in 
ihrer Abfchäkung fofort zu Protokoll zu vernehmen); Weimar Art. 29, Gotha 
$. 20, Königreid Sachſen Inftruft. 4a. 

36 fann e6 mir nicht verfagen, in der Anlage [1] ein Gutachten über 
eine Abſchätzung in einem vorgefommenen Expropriations⸗Prozeſſe beizufügen, 
welches jowohl Grundeigenthümer, denen ihr Cigenthum erproprürt werben foll, 
ale Schäper, Anwälte und Richter, auf Manches aufmerkfam machen dürfte, was bei 
der Entihädigungsfrage zu beachten ifl. | 

18) England und Frankreich drohen dem Ausbleibenden wirkliche Strafen an. 

19) Vgl. Kurheſſen $. 16: Den unbekannt gebliebenen Berechtigten 
wird nur ein perfönlier Anſpruch gegen Diejenigen eingeräumt, welche das 
Entſchaͤdigungskapital an ihrer Stelle erhalten haben. 

Baden SS. 54. 56. 57. 80. In Baiern Art. 15: erft bei wieberholtem 
Ungehorfam — Ausihlug mit Binreden. Rafiau $. 12. 

20) KRurhefien $. 19. Abi. 3. — Gin Erkenntniß, wodurch zwar der 
Erpropriat zur Abtretung von Grundeigentbum (zum Straßenbau) verurtheilt, 
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abgegeben haben, erfolgt von Seiten bes Richters refp. von ber 
competenten Verwaltungsbehörbe das Erkenntniß, welches 


1) den Abtretungsgegenftand nebft den auf demſelben ruhenden 
Laften, wie dieſes auch ſchon in dem vorausgehenden Abtretungs⸗ 
Erfenntniffe der Verwaltungsbehoͤrde enthalten ift, fpeciell angibt, 

2) die Entihädigungsfumme feftftellt 

a) des Eigenthümers für dad abgetretene Objekt und zwar 
binfichtlih des Grundftüds felbft und ber nicht zu 
ziehenden Früchte ſowie binfichtlich des außerdem ihm 
entftandenen Schadens ; 

b) der fonftigen dinglich Berechtigten und Pächter des expro> 
priirten Grundflüds ?"), fofern dieſe jelbfiftändig ent» 
ſchaͤdigt werden, 

3) dem Exrproprianten das Eigenthum des Expropr⸗Gegenſtandes 
gegen Zahlung der Entihädigungsiumme zufpricht 22). 


6) Redtsmittel 


S. 56. 


Bei den meiften der im Anhang zu 88. 49 und 50 unter IL auf: 
geführten Staaten kann gegen das die Entjchädigung normirende Er: 
kenntniß (ſowohl bei zweijeitigem als bei einfeitigem Verfahren) wegen 
wefentlicher Prozeßmaͤngel Nichtigkeitsbeſchwerde und wegen®erlegung 
inder Sache ſelbſt, z. B. wegen zu geringen Anſchlags Der Vermögensver- 
Infte durch die Schäßer, Die gewöhnliche Appellation erhoben werden 2°) 


die Feſtſtellung der dafür zu leiftenden Entihäbignng aber von einem weiteren 
Berfahren abhängig gemacht wird, ift ale ein appellabeles Erfenntnig nicht anzus 
fegen; ſolches ſprach das Obergericht zu Gaflel in Sachen St⸗A. g. Kaufmann 
Y 1856 aus, 

21) Vgl. Baden $. 67. 

22) Bol. 3. B. Naffau $. 15. 

23) Bgl. Kurhefien $. 20, Baden 6. 68; in Naflau $. 16und 17: wieder⸗ 
holte Abſchaͤtzung unter Mitwirkung der Parteien; in Hannover Art. 44: Wahl 
wilden wiederholter Abſchaͤzung und Rechtsweg. — Hamburg 5. 39: Gegen 
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und zwar ohne daß meiftens in zweiter Inſtanz Die Appellations- 
fumme in Betradyt fonımt.?*). 

Wenn dad Erkenntuiß über die. Feftftellung der Entſchaͤdigung 
von einer Verwaltungs-Behörbe ausgeht, kann regelmäßig der 
Recurs an die vorgejehte Verwaltungsbehörde ergriffen und außer: 
den: der gewöhnliche Rechtsweg eingejchlagen werben 25), 

Alle dieſe Rechtsmittel haben jedoch Feinen Suspenfiv-Effeft 2°). 


7) Vollziehung des Erpropriations⸗Erkenntniſſes. 
§. 57. 


Durch Zahlung der gütlich ober durch richterliches Erkenntniß 
feftgeftellten Entſchädigungsſumme an ben Entjhädigungs-Berech- 
figten einerjeitd und andererſeits durch den (auf Grund des 
Expropr.⸗Erkenntniſſes) mit der Zahlung erfolgenden Eigenthums- 
Hebergang auf den Exproprianten wird bie Expropriation voll- 


zogen 27). 
Hinfichtlich des Eigenthum-⸗Uebergangs vgl. $. 33, hinſichtlich 
ber Bahlung der Entjchädigung vgl. F. 47. 


bas definitive Erkenntniß ſteht jeder der Partheien bie Berufung zu. Hannov. 
BD. v. 2 1840 8. 13: Wiebereinfeßung in den vorigen Stand iſt nur aus 
dringend hinreichenden Gründen zu eriheilen. 

24) Bol. $. 49 und $. 50. 

25) In Weimar, Meiningen, Mecklenburg ift nur Recurs an bie Regierung 
reip. an das Minifterium zuläfftg. 

26) So in Baden $. 68, Sachen, Kurhefin 5.20 Abj.3, Frankfurt $. 28, 
Nheinpreußen Art. 19, Baiern Art. 20: auch bei eingelegter Berufung iſt das 
Erkenntniß innerhalb 30 Tage zu vollziehen. Großh. Hefien Art. 13. 

27) Vgl. Kurheſſen $. 21 und 28. Nach eingetretener Zahlung oder 
Depofition hat das Gericht das Nöthige Hinfichtlih des Abs und Zufchreibene 
im Währfchaftes und Hypothekenbuch zu wahren. Naſſau $. 12: Iſt abgetreten 
nnd gezahlt, fo tritt die Entfchädigumgefumme an bie Stelle ber abgetretenen Sache 
ibidem $. 15. Ebenſo Hannover Art. 53. 54. 
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8) KRoften*®). 


Hinfihtlid der Tragung ber Koften, welche durch Die in 
Folge des Gopropr.-Gejehed vorgenommenen Verhandlungen und 
Grörterungen entflanden find, müfjen die Regeln des gemeinen Givil- 
Prozefjes zur Anwendung fommen. Der Expropriant trägt daher 
diefelben ſoweit ald er fie veranlaßt hat, fomit ſowohl die Koften 
des vorbereitenden und Abtretungs-Verfahrens, als auch Die bes 
Entſchaͤdigungs⸗Verfahrens, inſoweit nicht der Expropriat durch 
übermäßige Entſch.⸗Forderungen daſſelbe herbeigeführt hat. Es hat der 
Schuldige insbeſondere alle für das Gerichts-Perſonal, die Sach⸗ 
verſtaͤndigen, Zeugen ꝛc. erwachſenen reſp. vom Gegner ausgelegten 
Diäten, Reiſekoſten und Gebühren, Depoſitionskoſten ꝛc. zu zahlen 
und ebenſo treffen die durch Ungehorſam, unbegründete Beſchwerde 
oder Berufung erwachſenen Koſten immer den ſchuldigen bezw. 
zurückgewieſenen Theil. 


Sechster Abſchnitt. 


Klage auf Berichtigung ber im Expropriations Verfahren vorläufig 
feftgefegten Entſchaͤdigung. 


$. 59. 


Die meiften Expropr.Geſetze ?) geben insbefondere dem Ex⸗ 
propriaten ?°), eine Klage auf Berichtigung der im Expropr.⸗ 


28) Vgl. v. Wendt 1. c. & 281 und 282, fowie bie Erpropr.s@ejehe von 
Sachſen, Baiern Art. 21, Kurheſſen $. 30 (Stempelermäßigungen in 
$. 29). Baden $. 83—91. Stempels und Bortofreiheit. Die Koften des 
AtretungssBerfahrene und der Klage trägt der Erpropriant. Naffau $. 20: 
vie Koſten der Berbriefung (Urkunde über die Abtretung) und der Abſchaͤtzung 
trägt der Erpropriant. Hannov, Art. 59-64. — Vgl. Hinfihtlid Preußens: 
Beſſel«K. 1. c. ©. 100. 

1) Bl. die Zufammenftelung in Anlage zu $. 49 u. 50. Danach iſt eine 
gerichtliche Klage auf Berichtigung zuläffig: 
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Verfahren vorläufig feftgeftellten Entſchaͤdigung, fofern nicht jo ſchon 
eine weitere gerichtliche Schäßung eintritt. Der Expropriat hat alfo 
eine nachträgliche Entihädigungsflage hinſichtlich der ihm durch 
die Abtretung ſelbſt entftandenen Nachtheile. Der Grund hierfür 
tft, daß der Erpropriat gegen jeden Nachtheil, welchen er durch 
die Expropriation erlitten bat, geſchützt werden ſoll; der Expropriat 
Bat alfo hier das Recht, wenn er mit der im Expropr.Verfahren 
feftgeftellten Entſchaͤdigungsſumme nicht zufrieden ift, auf Erhöhung 
(refp. der Expropriant, fofern ihm dieſes Necht zugeftanden ift 2°) 
auf Erniederung) derſelben auch nach gefchloffenem Expropr.-Ver- 
fahren zu klagen. Beſchraͤnkt iſt jedoch dieſes Klagerecht auf die 
Geltendmachung der durch das Expropr.Verfahren herbeigeführten 
Verletzungen, alſo auf die Beurtheilung der Schaden bringenden 
Momente, welche im Expropr.-Verfahren von den dort auftretenden 
Betheiligten geltend gemacht wurden?). 


1) in Defterreih (V.eO. v. 1854 6. 9 c.), 

2) in Preußen $. 11, 

3) Königr. Sachſen ©. $. 6, 

4) Hannover (Art. 44, 45), 

5) Würtemberg 2.U. $. 30, 

6) Kurheſſen $. 20, - 

7) Braunfhweig BU. g. 33, 

8) Gotha $. 32 (nur der Entſchaͤdigungs⸗Berechtigte kann Flagen auf 
höhere Entihädigung), 

9) AnhaltsGöthen IL. © 8, 

10) Frankfurt (vgl. 8. 28) laͤßt nach der ſummariſchen gerichtlichen 
Feſtſtellung der Entfhädigungsfunme im Erpropr.Verfahren zwar 
jedem der Betheiligtn den ordentlichen Rechtsweg nad, jedoch nur 
innerhald 3 Monaten. 

Dieſem bejondern Rechtsmittel entfpricht die an Fatalien gefnüpfte Berufung 
(2. Inftanz) wie fie in Rheinpreußen, Baiern, Großh. denen, Baden und Hans 
burg vorfommt. 

2a u. b) Vgl. die folgende Anmerk. 6. 

3) Wegen der Sntihädigungspunfte, welche auch ohne befondere Geltend⸗ 
machung bei der Taration gefeplich zu berädfichtigen find, wird man eine Yorauss 
gehende Geltendmachung im Erpropr.⸗Verfahren nicht verlangen können. Bol. 
Merk 1. c. ©. 10. Hinfichtlich der Anſprüche dagegen, deren Berüdfichtigung 
bas Geſetz von einer Geltendmachung im Grpropt.-Berfahren ausbrüdlid ab⸗ 
hängig macht, kann natürlih nur dann Yon einer Berlehung bie Kede fein, 
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Hinſichtlich des dem Expropriaten durch vorbereitenbe Sand» 
Iungen ober erſt nach Beendigung des Expropr.⸗Verfahrens durch 


wenn biefe Geltendmachung flattgefunden bat und gegen bdiefelbe 
entfdgieden worden iſt. So wurde (vgl. Heufers Annalen Bd. 4 ©. 592) vom 
O. AG. zu Gaflel in der Sade Schmelz; g. Etaatsanwalt 1849 [1998], in 
welcher eine Entſchaͤdigung wegen ber durch die @ifenbahn-Anlage angeblich ent: 
zogenen Wiefenwäfjerung eingeflagt war, die gegen die erfolgte Zurüdhweifung der 
Klage erhobene Beichwerbe znrüdgewieien, weil, „infofern es ſich um eine Berech⸗ 
figung auf den zur Gifenbahn gezogenen Grund und Boden handele, der des⸗ 
halbige Entihädigungsaniprud in dem Grpropr.-Berfahren geltend zu machen 
fein würde und nad) den Beſtimmungen bes $. 22 des Befehes v. 2. Juli 1846 
den unbefannt gebliebenen dinglich Berechtigten hinſichtlich ihrer Entihädigung 
nur ein perfönliher Anfprud an den Empfänger der Entihädigungsfumme vors 
behalten bleibe, — fowie weil die Beflimmung bes $. 20 des gedachten Geſetzes 
wegen Betretung des Rechtsweges fi nur auf die Geltendmachung einer durch 
das Erpropriaticnsverfahren herbeigeführten Berlegung von Seiten der in demr 
ſelben aufgetretenen Betheiligten beziehe. Bbenfo wird nad Kurbefi. Erpropr.s 
Rechte ein Anſpruch auf Entihädigung bezüglich der übrig bleibenden Theile 
eines erptopr. Grundſtücks, fofern der Schaden ale eine Folge der Abtretung 
Ah darftellt und nit ale eine Davon unabhängige Folge des Gifenbahn- 
Baues, nur im ÜErpropr.s Verfahren geltend gemacht werden können und 
wird, wo foldhes nicht gefchehen ift, ein Anſpruch des Grpropriaten nicht weiter 
zuläffig erfcheinen. Diefer Anfiht entſprechend entſchied das Kurheſſ. Oberg. 
and O⸗A.⸗G. zn Caſſel in Sachen Wipel g. Fr.⸗W.⸗Nd.⸗B. (vgl. Merp 1. c. 
©. 22 und Heufer 1. c. Bb. 4 ©. 593 folgenden Rechtsfall: 
„Bon dem Grundeigentum des W. waren verſchiedene Beftandtheile zur 
Fr BD. Nd.s Bahn gezogen. W. Flagte nad Beendigung des Erpropr.-Berfahrens 
im ordentlichen Rechtswege nachträglich auf Mitübernahme der übrig gebliebenen 
Barzellen, auf Grund ber 88. 5 und 6 des Geſetzes von 1846, weil jene Bars 
Men unter 4J Ader betrügen, aud in der früheren Weife nicht mehr benugbar 
Das O.G. und O⸗A.Gericht ſprach fi) gegen diefen Anſpruch aus, 
legteres auf den Grund bin, „dag dıe Verpflichtung der Gijenbahn-Unternehmer 
pur Mitübernahme von übrig bleibenden Parzellen zur Gifenbahn gezogener 
Grundflüde gegen Vergütung, einen Beftandtheil deren gefeßlih beflimmten Ents 
ſchadigungs⸗Verbindlichkeit bilde und daher die Geltendmachung eines Anfpruche 
bierauf in das für die Ermitilung der Entihädigung beitimmte Verfahren ges 
höre, in der unterbliebenen Geltendmachung deſſelben in dieſem Berfahren 
aber mit Recht ein Verzicht darauf zu finden fei, zumal mit dem in folge 
des Grpropr.sBerfahrens eintretenden Uebergange des Eigenthums des zur Eiſen⸗ 
bahn beftimmten Theile des Grundſtücks auf die EifenbahnsUnternehmer, defien 
Berhindung wit dem übrigen Theile zu einem Ganzen aufgehoben werde und 
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den Bau derBahn (durch die Bahnanlage) aljo nicht durch Die Ab⸗ 
tretung entflandenen Schadens, vgl. dad naͤchſte Kapitel *). 
DBerechtigt zu dieſer Klage ift zunächft der expropriirte Eigen- 
thümer. Demjelben fteht aber jeder ein Recht abtretende Expropriat, 
aljo der exproprürte dinglich Berechtigte, namentlich) der Nup- 
Eigenthümer, fofern er felbftftändig nad) den Geſetzen im Expropr.> 
Verfahren entichädigt werden foll, jedenfalls gleich °). Der 


folhergeftalt die Vorausſetzung wegfalle, auf welcher die Verpflichtung der Leb- 
teren zur Mitübernahme berube u. |. w.“ 

Behauptet dagegen der Kläger, daß bie Beichädigung der ihm gebliebenen 
Barzellen (3.38. einer Wiefe durch Entziehung der nöthigen Wäflerung oder durch 
Abichneidung des bisher eingefchlagenen Weges) Folge der Anlegung und Gr- 
bauung ber an das Grundſtück grenzenden Gifenbahn ift, jo kann die Klage nicht 
als unbegründet zurückgewieſen werden (vgl. Erf. des O.A.G. zu Eaffel von 
29 1855 in Heufers Annalen Bd, 3 ©. 60.) 

4) Die Feſtſtellung der erfi nad den Erpropr..@rfenntnifien fidhtbar wer⸗ 
denden Schäden gehört nad Sächſ. Erpropr.-Rechte noch in das Erproprs 
Berfahren. Vgl. Gotha $. 20, Weimar Art. 15: „Das Enteignungs⸗Geſchaͤft 
wird erft mit der Vollendung bes Bahnbaues und der Aufmeflung und Verfteinung 
der Bahn und ihrer Zubehörungen ale abgefchloffen angejehen. Findet ſich daher 
bei der definitiven Bermeflung und Berechnung, daß ein Entſchaͤdigungs-Berech⸗ 
tigter bei früher erfolgter Zahlung in Folge. einer irrigen Annahme binfichtlich 
des Flaͤchengehalts oder einer unrichtigen Berechnuug au wenig oder zuviel ale 
Entihädigung erhalten Hat, fo muß bie Differenz dur Nachzahlung ausges 
glihen werden.” Bgl. auch den in Seufferts Ardiv Bd. 4. ©. 280 mitges 
theilten Nechtefall bezw. Erf. des O.R.:Geriht zu Dresden: Gin Brundflüd 
war in der Art erpropriirt worden, daß dem Grpropriaten braunkohlhaltige Par⸗ 
zellen übrig geblieben waren, welche er weiter veräußert hatte. Dem neuen 
Befitzer jener Parzellen war unterfagt worden der Gifenbahn bei dem unter 
nommenen Kohlenbau big auf 6 Lächter nahe zu Tommen, nicht etwa auf Grund 
eines Geſetzes, jondern aus dem polizeilichen Srunde, daß der Gifenbahn fonft 
Nachtheil entfiehe. Der auf diefes Verbot gegründete Entſchaͤdigungs⸗Anſpruch 
des neuen Befikers wurde als materiell begründet angefehen, da nad) $. 1 des 
Erpropr.s®efehes v. 1835 die Entſchaͤdigung durchaus vollffändig fein müfle und 
alfo Schaden, welcher zur Zeit der Berechnung der Entfhärigung noch nicht 
fihtbar, aber mit der Subſtanz des Grundſtücks gegeben geweien fer, nachträg- 
lih von dem in die dinglichen Mechte der Brpropriaten eingetretenen neuen Bes 
figers (unter Darlegung der früheren Grundfäpe der Grpropriation) geltend ges 
macht werden föonnte. 

5) Auch denjenigen Gigenthümern und Nupungs-Berechtigten, welchen ihr 
Recht nur vorübergehend entzogen worden ifl, ſteht dieſes Klagerecht zu, da auch 


J 


nNeuevau 


TIER TaE57 3 


Gezwungene Ubiwstung: Entfgäbigungstlage 187 
Gspropziant Dagegen dei va wielen Farmer Bkfepen biejes 
— wit)... 3 0: | 


Diefe Mage if an feine Sefonbere, alfo nur an bie dretfig: 
jährige Verjährung gebunben, welche mit der Inſinnation des 
Erkenntniſſes, welches Die Yeftftellung der Entſchaͤdigungs⸗ 
Summe ausſpricht, zu laufen beginnt. Sie if, was das forum 
anlangt, bei bem Gerichte ber belegenen Sache anzuftellen. 
In bem Bezirke biefed Gerichts iſt nämlich nit nur der erzwun⸗ 
gene Verkauf geſchloſſen, fonbern es follen auch dort nach bex 
Ratur dieſes Gefchäftes das Vertrags⸗Verhaͤltniß erfüllt, d. 5. das 
Grunbftüd abgetreten und bie Entſchaͤdigungsſumme bezahlt werben: . 
Daffelbe tft fomit als forum contractus *) competent. 


Vier Berfenen dee var Ye Expropriation zugefügte Schaden mit wen 


BEL $. 

6) Rad} 5. 20 des Rurheft. Ixpropr.-Gefehes ſteht jedem Betpeiflgten 
and) dem Grpeoprianten ber gewoͤhnliche Rechtsweg offen, fe in" Gin: 
never. (vgl. Art. 44. 45); in Breufen dagegen mus dem 

vgl. 5. 11 UM 3: „Der Eigenthaͤmer Tann, wenn er mi der Gchäpnig vet 
Zarateren nicht zufrieden if, auf richterliche Cniſcheidung über den Mer ats 


>: 


höhere Eutichadigung 

Ehen in Gotha 8. 32: „Rur der Entfhädigungs-Beredtigte *- 

Sachſen 8. 6: „Will ſich der Cigenthümer Bei der Gntfheidung der Verwal⸗ 
nicht beruhigen — Rechteweg —“ desgleichen WBürteniberg BU. 

$. 30, Draunſchw. BU. 5. 33, vergl. mit Braunſchweig BD. v. 1823. 

Hat ſeboch Hier der Crpropriat geflagt, fo muß nad) dem proceffualiſchen 
Grundfape der Gleichheit der Partheien, andy wohl dem Grproprianten gefattet 
fein feinerfeits Die Taration anzugreifen. Denn die Aueſchließung des Rechtewegs 
für den Grproprianten Tann nur den Zwed haben ſollen, weitere Broceburen Im 
Grpesye-sBerfahren abzuſchneiden reſp. den Brpropriaten gegen weitere koſtſpielige 
Veoccſſe iger zu Rellen. Bol. Beſſel 1. c. ©. 40. Die Preußiſche und 
Beimarfhe Gerichte⸗Praris foll jedoch entgegenjehter Anficht ſein. Bgl. hin⸗ 
ſichtlich erſterer Befſel⸗K. 1. c. 

T) Außer in Fraukfurt vgl. 2 eit., wo binnen 10 Tagen das ordent⸗ 
lie Berfaßren anguimieden, und binnen 8 Menatın anszuführen if. In biefem 
Ihnen dann wewe NAuſprüche erhoden und Berlegungen des bisherigen Verfahrens 
geltend gemaiht werden. 

8) Bel. Heffter Civ.Projeß 2. Auflage $. 155 die dort in Rote 36 
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Boraußjegung der zuläffigen Betretung dieſes gewöhnlichen 
Rechtswegs ift wie bei den fonftigen NRechtömitteln . gegen das 
Erpropr.:Erfenntniß nur eine angebliche Verlegung °). 

Die Klagbitte wird dahin zu richten fein: nad) vorgängiger 


angeführten Stellen bes R. R. und Note 41; Baier Etvil-Progeß 7. Auflage 
Bd. 1. ©.130. Auch das Requifit, welches nach verſchiedenen Partikular⸗Geſetzen 
(vgl. 3. B. Kurheſſ. BO. v. %* 1825. Kulenfanıp Repert. $. 1175. Anm. 38) 
zur Begründung diefes forum verlangt wird, dag nämlich der Contrakt⸗Pflichtige 
im Gerihts-:Sprengel mit Orundvermögen angefeflen fei, ift bei dem zahlunge- 
pflihtigen Erproprianten als Eigenthümer des Bahnförpers immer vorhanden. 

Da, wo das Gericht der belegenen Sache die Entihädigungsfumme im 
Grpropr.s Verfahren vorläufig feitzuftellen bat (wie in Kurheflen $. 8), wird 
daſſelbe auch ſchon mit Nüdfiht auf den Zufammenhang bes erhobenen An⸗ 
ſpruchs mit dem Grpropr.:Verfahren als forum connexitatis fompetent erfcheinen. 
Bol. Erkenntniß des O.Gerichts zu Gaflel in Sahen Er. W.N.- Bahn g. 
Gemeinde Burhagen 1856 bei Heufers Arhiv Bd. 3 ©. 633: „Die Ermittlung 
bes für den gejeglich ernöthigten Verkauf zu zahlenden Entgelds iſt, einerlei ob 
diefelbe vor oder nach der Abtretung gefhah, „Sache des Berichts der belegenen 
Sache.“ — 

Sn Preußen if durch Gabinetss Drdre vom } 1847 bezw. vom 2? 1849 
befimmt, dag alle EntihädigungssKlagen, außer bei dem forum ‚domicilii des 
Grproprianten, auch bei dem orbentlichen Berichte, in deflen Bezirke das erpro- 
priirte oder beſchaͤdigte Grundſtück liegt, angebradht werden fönnen. 

9) O.A⸗G. zu Gaffel erfannte in Sachen Fr. WNd-Bahn g. Junker 
1850 (Heuſers Annalen L ©. 557) „in Erwägung, daß der letzte Abſatz des 
Geſetzes vnm 2. Juli 1846 ale Borausfehuug der zuläfigen Betretung bes ges 
wöhnlihen Rechtsweges nur eine angebliche Verletzung erfordert, ohne zu beftims- 
men, daß und wie diefe näher dargelegt werben folle, und daher anzunehmen ift, 
baß die Behauptung, die zuerfannte Entſchaͤdigung fei dem wahren Werthe bes 
durch die Expropriation entzogenen Grundflüds nicht angemeflen, an und für 
fih ſchon genügend fei, ac. 

daß aud das Geſetz keineswegs erfordert, daß fchon im Grpropriationd« 
Verfahren die Betretung des Mechtsweges angekündigt werden müfle, wie denn 
auch diefer nicht blos gegen die durch die Tradition, fondern auch und zunaͤchſt 
gegen die in dem darauf erfolgten Erkenntniß geſchehene Feſtſetzung der Ent 
fhädigung und die hierdurch erlittene Verlegung gerichtet if.“ 

Ebenfo verlangen aud bie übrigen Expropu.s@efege, fofern fie den gewoͤhn⸗ 
lichen Rechtsweg zulaflen, als Vorausſeßzung der Betretung deſſelben nur die 
Angabe einer Verlegung ohne zu beſtimmen, daß und wie biejelbe näher dar⸗ 
gelegt werden folle. 
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anberweitiger Abſchaͤtzung 1°), den verflagten Exproprianten ſchuldig 
za ertennen, den geforderten höheren Preis zu zahlen. 


Zweiter Titel, 


Zwangsweiſe vorübergehende Benukung fremden 
@igenthums !). 
8. 60. 


Außer dem Gxpropr.:Rechte ift nad) den meilten Expropr.⸗ 
Geſetzen, vgl. z. B. Preußen, Kurhefien, Gotha, Weimar, Meinin⸗ 
gen, Hannover ?) ıc. dem Gpproprianten zu den bie Eiſenbahn⸗ 


10) Auch nad Annahme der Tarationsfumme kann biefe Klage noch ars 
geſtellt werben, wenn bei ber Annahme der Zahlung der @rpropriat fidh 
weitere gerichtliche Verfolgung vorbehalten Hat. 

1) Als Literatur vgl. Beſſel preuß. Gifenbahnreht 1. c. ©. 51—62 und 
84—94. Burdhardt 1. c. S. 237—247. — Ueber die mit diefem RechtsVer⸗ 
haͤltniſſe nicht zu verwechfelnde vorläufige Beſignahme des Erpropr.-Objelts 
sgl. 8. 33. — Hinfihtlih der freiwilligen Benußung fremden Cigenthums 
zur GBifenbahn-Anlage (Pacht, Miethe) vgl. S. 7 diefer Abhandlung. 

2) Bol. 1. Defterreih’iche B.:D. $. 9. c. Abf. 2; 

2. Breußen $.9: „Außer dem Erpropr.sRechte wird der Geſellſchaft 
auch das Recht zur vorübergehenden Benugung fremder Grundſtücke Behufs der 
Einrichtung von Interims-Wegen, der Materialiens®ewinnung 26. ebenjo, wie 
es bei der Anlegung und Unterhaltung von Kunſtſtraßen dem Staate zufteht, 
eingeräumt; — welche Grundflüde dabei in Anfpruch zu nehmen find, bat 
die Megierung, vorbehaltlich des Recurſes an das Handelsminiſterium zu 
beſtimmen.“ $. 13: „Für die vorübergehende Benugung ven Grundftüden 
($. 9) ift die Entſchaͤdigung in gleicher Art, wie bei der Expropriation ($. 11) 
zu beſtimmen. 66 Tann aber für deren Gewährung die Beſtellung einer 
angemefienen Gaution verlangt werden, in weldyem Kalle die Regierung die 
Sache interimiftifch zu reguliten hat.“ 
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Banten vorbereitenden Beſitzhandlungen ıc. *) auch das Recht zur 
vorübergehenden Benutzung fremder Grundftüde eingeräumt. worden, 
wobei gejeßlich ein beftimmter Termin *) feſtgeſetzt ift, nach deſſen 
Ablauf, bei fortdauerndem Bedürfniſſe des Erproprianten, vom 
GSrpropriaten eine völlige Uebernahme des fraglichen Grundſtücks 
zu Eigenthum verlangt werden kann >). 

Die Natur dieſes Rechtsakts iſt von Der einer eigentlichen 
Expropriation, welche eine totale Entziehung des Eigenthumsrechts 
reſp. dinglichen Rechts vorausfept, durchaus verjchieden °). Während 
Dort ein erzwungener Kauf vorliegt, tft bier, wo es ſich um eine 
gezwungene Gebrauchsüberlaſſung gegen ein Entgeld (Mieth⸗, Pacht⸗ 
preis) handelt”), ein erzwungenes Miethverhältniß (locatio con- 
dictio rei) als vorhanden anzuſehen. Daher muß die Zeit und Art 


3. Könige. Sachſen ©. 8. 3: Verbindlichkeit der Grundeigenthümer zur 
Ueberlaffung des zum Bau nöthigen Material® an Steinen, Kies, Sand, 
Erdboden; 

4. Hannover Art. 6 u. 14; 

5. Kurheſſen 8. 18; 

6. Weimar-Meiningen Art. 3, 5, 8, 9, 10, 

7. Gotha $. 4 und 13; 

8 Medlenburg $. ii, 

9. Anhalt-Cõthen J. $. 2, 

10. Hamburg $. 4 u. 6. —* 2. 

3) Regelmäßig nur während der Zeit des Gifenbahn-Baues, fo in 
Preußen, Hannover, 3. B. zur Gewinnung des Materials, zur Errichtung von 
Smterime: Wegen, zur Unterbringung von Erbe und Schutt. 

4) In Preußen ift diefes Recht ohne weitere Beichränfung der Dauer 
für die Zeit des Gifenbahn-B au es gegeben. Bgl. Geſetz v. „, 1838 9.9 u. 13: 
auf die Zeit von 2 Jahren; in Hannover Art. 6, KRurhefjen $. 4: auf 
3 Jahre für den Bau, auf 1 Jahr für die fpätere Unterhaltung der Bahn; in 
Meiningen Art. 3 und Gotha $. 4 auf 3 Jahre. 

5) Wohn: und Wirthihaftss@ebäude in Kurheſſen, vgl.$.4. Abſ. 3, zu 
Gunſten der PBrivabBigenthümer von dieſer Maasregel gefeplid) ausgenommen. 
@benfo in Gotha $. 4, Weimar Art. 3 (au Bebrifgebände). 

Nicht fo in Hannover vgl. Art. 6. 

6) Vgl. De Lalleau: trait€ de l’expropriation 1. c. Nr. 35. 41. 43, 45. 
48. Garnier 1. c. p. 115 (trait6 des chemins de för). 

7) Hamburg $. 4 fpridt von: Meberlaffung des Gebrauchs gegen 
Entſchaͤdigung, Kurheſſen $. 18 von: Bachtgelb. 
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ber Entſchaͤbigung eine andere fein, als bei ber ein Kaufgeſchaͤft 
enthaltenben Expropriation. Wenn fi) alfo die Entſchaͤdigung auch 
alsbald genau beftimmen ließe, was bei der Ungewißheit ber 
Nutzungsdauer felten der Fall fein wird °) — fo Tann doch ber 
Erpropriat — nad) dem feflzubaltenden Geſichtspunkte der Miethe 
nicht verlangen, daß ihm alsbald der feitgeftellte Schadendbetrag 
vol reſp. in Baufch und Bogen geleiftet werde, fondern er ift 
nur berechtigt zu verlangen, daß die Entſchaͤdigung als periobifcher 
Miethzins feitgeftellt und nach Ablauf der betreffenden Mieth 
Periode ihn ausgezahlt werde °). 

Der Umfang der Entihädigung wird, wie bei der gewoͤhn⸗ 
lihen Expropriation, durch Sachverſtaͤndige ausgentittelt, welche 
den gemeinen Nutzungswerth, den das Grundflüd zur Beit ber 
Expropriation hat reſp. den Zeitpunkt, wo die Beflimmung der Eifen- 
Bahn⸗Linie befannt wurde, zur Grundlage Ihrer Abjchäßung nehmen 
müflen, und zwar mit Berüdfichtigung der ortsüblichen Pachtzeit 
und Pachtpreife für ein enifprechendes Objekt. Jedoch wird audy 
bier der bejondere Nutzen und die Annehmlichfeit, weldye ber 
Gigenthümer bei dem Gebrauche gerade dieſes Gegenſtandes hat, 


8) Wenn fi bei kurz vorübergehenber Ueberlaſſung ber Entſchaͤdigungs⸗ 
Betrag mit Gewißheit gar nicht vorher ermitteln läßt, Fann in Hannover, 
Königreich Sachſen, Gotha $. 13, Weimar Art. 14 doch fofortige Uebers 
laffjung (nach letzterem Geſeß jedoch nur gegen Gautionsleiftung) verlangt werden. 

9) Bol. Kurheſſen $. 18. Abf. 2 und 3.: Zeitpantt, Form als Pacht⸗ 
geld. Preußen $. 9, 11 u. 13. Weimar Urt. 10 (ortsübliche Pachtzinfen, 
Sicherftellung wegen der fpäteren Zieler), vgl. auch Beflel preuß. Ciſenbahnrecht 
S. 56 und 37. 

Bei der gefeglichen Beflimmung, daß der Mieth⸗ reip. Pachtzins perioden- 
weife gezahlt werden foll, fällt der Grund weg, welden Burdharbt 1. c. 
©. 239 gegen die Zuläffigfeit eines Miethverhältnifjes bei Srpropriationen zu Gifen- 
bahn⸗Zwecken geltend macht: nämlich die Unbilligfeit, dag nach den Regeln der 
Niethe regelmäßig erft nach vollendeter Nutzung der Miether Zahlung zu leljten 
bat. — 

Darüber, dag Feine Remiſſion an dem Entſchädigungs⸗Betrage (Pacht⸗ 
gelde) vom Erproprianten als Pächter gefordert werden kann, weil die Natur 
und der Zweck des vorliegenden erzwungenen Rechtsverhaͤltniſſes derartigen Ans 
prũchen entgegenfleht, vgl. Burckhardt 1. c. ©. 244. 


9% 
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mit in Anfchlag gebracht, alſo ausgemittelt werben, was ber Eigen: 
thümer zahlen müßte, wenn er ſich benjelben Nutzen durch einen 
andern Gegenſtand berjelben Art verjchaffen wollte. 

Zugleich wird der Expropriant für Die vorausfichtliche Ver: 
jchlechterung des benugten Bodens einftehen müflen 2%). Nament- 
lid wird das gewonnene Material 3. B. bei vorübergehender An: 
legung einer Sandgrube, eines Steinbruchs auf Aderland nach den 
ortsüblichen Preiſen zu berechnen fein. 

Iſt aljo der Eigenthümer zugleich alleiniger Nutzungs-Berech⸗ 
tigter, jo muß zunächft Die etwa zu erwartende Deterioration des 
Grundftüds und fonflige Schäden ꝛc. abgeſchätzt werden — 
Während er Erjaß für letztere fogleich verlangen kann, wird ihm 
die für die Entziehung des Genuſſes zu gewährende Entſchaͤdigung 
erft nach Ablauf Der beftimmten- Miethperiode geleiftet. 

Sind außer dem Eigenthümer noch dinglich Berechtigte vor- 
handen, fo muß der den letzteren entftehende Schaden neben dem 
bes Gigenthümers nad) Zielen berechnet werden. Goncurriren Bier 
mit dem Gigenthümer Perſonen, welche ein volle Nutzungsrecht 
von längerer Dauer an dem Expropr.-Objeft geltend machen, fo 
kann der Eigenthümer nur Die Entihädigung für die zu erwartende 
Deterioration, der Nußungd:Berechtigte Dagegen die Entſchaͤdigung 
für die Entziehung des Genuſſes verlangen 11). 

In dem Rechte zu vorübergehender Benußung eines Grundftüds 
Yiegt übrigens nicht Die Befugniß, die Subſtanz beffelben 
zu verändern, d. h. daſſelbe derartig zu bewirthichaften, daß es 
nach gemachten Gebrauche nicht mehr auf dieſelbe Weiſe al3 vor 
ber Expropriation benußt werden Tann 20, (3. B. früheres Aderland 
durch Anlage großer Steinbrüdhe, Baumgärten durch Abhauen 


10) Bol. Preußen, Sefeh dv. 1% 1838 $. 9. 10. Kurheſſen, Geſetz $. 18, 
Abſ. 3: Erſatz der Wertäminderung neben der Entſchädigung für die Benupung. 
Hamburg $. 6. Abi. 2. 

11) Bol. Kurhefien $. 22 Abi. 2; Breußen 8.9 beſtimmt ausbrüdlich, 
dag Ausgrabungen von Erde zu Ziegelfabrifation und von Feldfleinen, fowie bie 
Eröffnung und Benußung von Steinbrüchen in dieſem Mechte nicht enthalten find. 


Zwangsweife Bennpung fremden Eigentbums. 133 


fruchttragender Bäume ıc.) 22). Iſt dennoch eine Veränderung in 
der Subftanz eingetreten, fo kann der Eigenthümer volle Ueber⸗ 
nahme neben etwaigen Entjchädigungs= Anfprüchen verlangen 1°), 

Das Verfahren bei biejer vorübergehenden ſ. g. Expros 
priation ift im Ganzen dafjelbe **) wie bei der eigentlichen 1°), 
Insbeſondere muß der Umfang bed Expropr.Objekts durch ein 
Erkenntniß (Beſchluß) der Verwaltungs⸗Behoͤrde feftgeftellt werben 2°). 
Gin fpäterer Mehranſpruch maht dann ein neued Verfahren 
nöthig und es ftehen dem Eigenthümer gegen die durch ben Expro 
priations⸗Beſchluß feftgeftellte Höhe der Abſchaͤtzungsſumme Die 
Rechtsmittel (vgl. F. 58 Anm. 5) reſp. der gewöhnliche Rechtöweg 
wie bei der eigentlichen Expropriation offen. 

Was fchlieplih die Entrihtung der feftgeftellten Entſchaͤ⸗ 
digung anlangt, jo gilt hier wieder dad Princip: daß das Eigen- 
tum ohne wenigftend vorläufig feftgeftellte Entſchaͤdigung nicht 
keichränft werden Darf 27). 


12) Bgl. Burdharbt l.c. ©. 241. 

13) Diefes Tann in Preußen nad $. 10 der Gigenthümer auch immer 
yerlangen, wenn fein Grundflüd zur Unterbringung von Erbe in Anfprud ge 
nommen war und wenn diefer Zweck vollfommen erreicht if. 

14) Bol. Preußen $. 13, wonach Bei der vorübergehenden Benubßung die 
Enifhädigung wie Bei der Erpropriation ($. 11) zu beſtimmen if. 

15) Iedo wird da, wo (wie 3. DB. nad Geſetz vom 4 1810 in den 
Rheinprovingen) bei der eigentlichen Erpropriation eine gerichtliche Beftätigung 
zur Abtretung nöthig ift, auch ſchon ein Erpropr.:Beihluß der Verwaltungs 
Behörde genügen. Dgl. BKühlwetter S. 84—89 und $.9 bes Preuß. Geſetzes 
yom „, 1838. 

16) Bol. Defterreih BO. von 1854 8.9 c.: „Auf aͤhnliche Weiſe iſt 
über das Bedürfnig der zeitlichen Benüßung fremden Eigenthums, welches die 
Unternehmung Behufs des bewilligten Bijenbahn-Baues unumgaͤnglich noths 
wendig hat, mit der Yällung des Erkenntniſſes vorzugehen.“ 

17) Bgl. jedoch die vorausgehende Anm. 4. 
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Die Hechtöverbältnifie der Eiſenbahn⸗Unternehmer 
zu ben Eigenthümern der anliegenden Grundftüce*), 


g. 61. 


So wünjchenswerth der Eifenbahn-Bau für anliegende Grund- 
Gigenthümer in mehrfachen Beziehungen ift, jo kann derjelbe doch 
andererjeitö für dieſelben mancherlei Befigftörungen und Eigenthums⸗ 
Berlegungen hervorbringen. Bei den zur Anlage einer Bahn nöthigen, 
oft jo großartigen Erdarbeiten, Waſſer⸗ und ſonſtigen Bauten, können 
ſolche Störungen kaum vermieden werden, und auch ſelbſt nad) 
vollendetem Baue der Bahn werben noch die verjchiebenartigiten 
Gonflifte zwijchen den Eifenbahn-Uinternehmern und den Eigen- 
thümern der angrenzenden Grundftüde eintreten. 

. Um eine Ueberfiht über das weite Gebiet dieſer Conflikte 
zu erlangen, verfolge man den Verlauf des Eiſenbahn-Baues. 


1) Schon durch die Vorarbeiten für den Eiſenbahn-Bau, 
welche dazu dienen, die Bahnlinie feitzuftellen (Nivelliven xc. 
vgl. $. 2) können Befißftörungen der Anlieger eintreten. 

2) Sodann wird Hauptfählid dur die zur Bahn 
Anlage jelbft und zum fpätern Ausbau derjelben nöthigen 
Bauten, das Grundeigentbum der Anlieger mit Schaden bedroht 
und wirklich beſchadigt. 


*) Benutzte Literatur: 1. Beſſel⸗Kühlwetter preuß. Ciſenbah⸗ Recht 

l. c. ©. 133—148; 

2. Zimmermann: Rechtsmittel wegen Beihädigungen durch Ans 
lage öffentlicher Straßen, in ber Zeitfchrift für Civil⸗Recht und 
Proceß. Neue Folge. Bd. 12. ©. 96—110; 

3. Gutachten und Entſcheidung bes O.⸗A.⸗Gerichts zu Caſſel in 
Saden Schmidt g. St.A. 1853, abgedrudt in Heuſers Annalen. 
Bd I. ©. 467—488,. 
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a) So wird 3.8. ſchon durch Die zur Herrichtung der Bahn 
nöthigen Erd=Bauten (indbejondere bei dem Baue von 
Viaducten, Tunnels ıc.) der benachbarte Grund und Boden 
und bie auf demielben errichteten Gebäude, ſowie fonftige 
‚Anlagen mit Einflurz bezw. Verdunklung sc, mit Ent, 
ziehung bes zur Bewäflerung und zum Gewerbe:Betrtebe 
nöthigen Waflerd oder mit Ueberſchwemmung, Ver⸗ 
jumpfung u. dgl. bedroht. 

» Ebenfo droht und entfteht den Anliegern Schaben durch 
die zum Baue der Bahn und zu deren Sicherung nöthigen 
Waſſerbauten, 3. B. durch die Anlegung oder Ver⸗ 
legung von Gräben und Kanälen, weldye zur Ableitung 
oder Ueberbrüdung der die Bahn durchſchneidenden Ge 
wäfler und zur Abhaltung des Regenwaflers nöthig find, 
ſowie durch die Ausgrabung von Brunnen, um das 
nötige Wafler zum EifenbahnsBetriebe zu erlangen ıc. 


3) Weiter kann dur) den errichteten Bau felbit, d. h. 
dur) den Bahnförper mit den dazu gehörigen Anlagen, nad) 
deren Vollendung, der Waflerlauf geflört und jo ben Anliegern 
Schaden verurſacht oder dadurch ein öffentlicher oder Privatweg, 
welchen die Anlieger nöthig haben, um überhaupt, oder doch mit 
Vermeidung bedeutender Ummege auf ihre Grundftüde zu gelangen, 
beſchraͤnkt und abgejchnitten werden, 


4) Schließlich Tann auch durch den Betrieb der Eiſenbahn 
dem Anlieger Schaden zugefügt werben, 3.8. eine Verjchlechterung 
ober Vernichtung der auf dem benachbarten Gruntftüde befindlichen 
Anlagen, Früchte 2c., durch den Dampf und das Feuer der Lofo- 
motive, insbeſondere wenn Die letztere bei Unfällen von der Bahn 
berabftürzt ꝛc. ’ 

Es fragt fih in allen diefen Fällen, ob und inwieweit bie 
Anlieger in Beziehung auf Die drohende oder eingetretene Bejchäs 
digung den Rechtöweg betreten und auf Sicherung des Befiß, 
ffandes oder auf Entjhädigung Flagen Ffönnen. Ins—⸗ 
bejondere ift letztere, die Entſchädigungsfrage, da die deutjchen 
Geſetzgebungen in dieſer Hinficht jelten Klare und beitimmte Aus: 
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fprüche enthalten, in der Theorie, wie in der Praxis fehr be 
firitten 2). 


8. 62. 

Als allgemeined Teitendes Prinzip wird bei dieſen Rechts⸗ 
Verhältnifien, wie hei den Expropriationen zu Gijenbahn-Zweden 
feftzuhalten fein, daß der Staat dad Recht und die Pflicht Hat, 
für die Verbefjerung der Communikation, insbefondere durch den 
Bau der dem Sffentlichen Wohl dienenden Gijenbahnen Sorge zu 
tragen. . 

Hat nun der Staat zur Erreichung dieſes Zwecks ſogar das 
Recht, von ben betreffenden Eigenthümern die gänzlihe Abs 
tretung und Die vorübergehende zwangsweile Benußung von 
Grundftüden zu verlangen, jo muß er umfomehr berechtigt erfcheinen, 
Da, wo ed der Gijenhahn-Bau verlangt, den betreffenden Privaten 
ſowohl Vortheile zu entziehen, welche fie durch öffentliche An- 
Jagen früher genofjen haben, und nun durch den Eifenbahn-Bau in 
Wegfall kommen, ald auch felbft wirkliche Gingriffe in deren 
Privatrechte vorzunehmen, ohne daß er in Ausführung der im öffent: 
lichen Intereſſe unternommenen Eifenbahn-Anlagen irgend behindert 
werden Tönnte2). Dagegen wird der Staat refp. der von ihm 
eonzeffionirte Eifenbahnslinternehmer, fofern er den Anlieger in 
einem wohlerworbenen Privatrechte verlebt, analog ber bei Expro⸗ 
priationen eintretenden Schadenderjaßpflicht, volle Entſchaͤdigung 
leiften müſſen. 


1) Vgl. Seufferts Archiv IV. Nr. 280, V. Ne. 27 ©. 31 fi. und Nr. 134 
&. 155; Strippelmanns Entfcheibungen des O.⸗A.⸗G. zu Caſſel Bd. V. Nr. 15 
©. 195 fi. 

2) Man kann nicht fagen, daß Hierin eine Inconfequenz mit dem in 
6. 35 entwidelten Grundfage, daß gegen eine nur faktiſche Verwendung von 
Grundeigentum zur Gifenbahns Anlage gerihtlihe Klagen zugelafien werben 
follen, liege, denn es findet in jenem alle eine geſetzliche Ausnahme von 
dem fonft allgemein geltenden Rechtsgrundſate flatt, daß der Staat, was bie 
Ausübung feiner Hoheitsrechte anlangt, feinen gerichtlichen Schuß des Privaten 
anerfennt. — Dort bei der Grpropriation hat fi der Staat in ber Ausübung 
feines Hoheitorechts an die Formen bes Grpropr.sBerfahrens gebunden, Bier 
nit. — 


— — — — — — — — — — won 


— — —- 
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Aus dieſem Principe ergeben ſich folgende Saͤtze: 

1) Das fonft flatthafte Klagerecht der Anlieger auf Unter 
lafjung der zum Eifenbahn-Baue nöthigen befibftörenden Handlungen 
oder auf Entfernung ber das anliegende Eigenthum etwa beichäs 
digenden Anlagen ift ausgeſchloſſen?), und in dieſer Bes 
ziehung nur eine Beichwerde im Verwaltungswege zuläffig *). 


3) Bol. 3. 3. Kurheſſen $. 6. In Beziehung auf Preußen vgl. Beffel-K. 
©. 134. Die anliegenden Grunds@igenthümer Tonnen nur auf Entſchädigung 
Hagen und auch dieſes nach den näher zu entwidelnden Grundfähen (vgl. bie 
folgende Anm. 8) nur fomeit, ald nach dem allgemeinen Mechte des betreffenden 
Staats ein Anfprud auf Entihädigung zuläffig if. 

4) Bol. Defterr. V.O. von 1854 6. 13 und Baiern BD. v.1855 8.10, 
Abi. 4 (beide Beſtimmungen find abgebrudt in ber folgenden Anm.), welche 
ſegar die Sntijhädigungss Forderungen vor die abminiftrative Behörde vers 
weilen. Bgl. Breußen $. 14: „Außer der Geldentihädigung if die Geſell⸗ 
haft auch zur Cinrichtung und Unterhaltung aller Anlagen verpflichtet, welche 
tie Regierung an Wegen, Ueberfahrten, Triften, Einfriebigungen, Bemwäflerungss 
oder Berluthe-Anlagen ıc. nöthig findet, damit die benadhbarten Grundbefitzer 
gegen Gefahren und Nachtheile in Benupung ihrer Grundſtücke gefiddert werben. 
Entkeht die Nothwendigkeit folder Anlagen erft nad) Bröffnung ber Bahn durch 
eine mit den benachbarten Grundflüden vorgehende Beränderung, fo if bie 
Geſellſchaft zwar auch zu deren Cinrichtung und Unterhaltung verpflichtet, jedoch 
nur auf Koften ber babei intereffirten Grundbefiper, welche deßhalb guf Verlangen 
ver Geſellſchaft Caution zu fielen Haben.” — Wegen Grridtung von Bors 
khrungen im Intereſſe der Anlieger zur Sicherung reip. zur Befeitigung gefähr« 
Sher Anlagen oder Berbindung ihrer Grundftüde Tann alfo die Regierung 
mgegangen werden, wenn der Eifenbahnslinternehmer ſich zu deren Herflellung 
nicht verſtehen will, jedoch muß dieſes nad Abſatz 2 vor Gröffnung der Bahn 
gefchehen. — Ueber die Entfhädigungs:Anfprücde der Anlieger ſpricht 
6h der vorliegende $. gar nicht aus. Denn die Worte „außer ber Geldents 
ſchädigung“ beziehen fi) nur auf die an die Erpropriaten zu leiftende Entſchä⸗ 
gung, von weldhen in ben vorhergehenden SS. die Rede if. — Daß die alls 
gemeinen geſetzlichen Vorfchriften über Schadens-Erſatz durch diefen $. in Bes 
jebung auf die durch bie Bifenbahns Anlagen den angrenzenden Grundftüden ver 
wfachten Schäden nicht abgeändert worden fei, erfannte das G⸗O⸗Tribunal 
u Berlin in einem Erkenntniß vom 3% 1851 (abgebrudt in der folg. Anm. 9) 
m. Hieraus folgt aber mit Gonfequenz, daß in Preußen ber Bijenbahn-linters 
wer nit nur dann für die durch bie Anlage verurfachten Schäden verants 
nertlich ift, wenn er bie Anordnung ber Megierung beim Bau nicht befolgt hat 
Imdern auch abgefehen Hiervon, überhaupt, wenn nach allgemeinen Grundſaͤtzen 
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2) Sft durch die Unterlaffung‘ von Vorkehrungen gegen Be: 
ſchaͤdigungen Schaden entftanben, fo fann der betreffende angrenzende 
Grundeigenthümer vom : Eifenbahn-Unternehmer vollen Schadens— 
Erſatz im Rechtöwege verlangen. 

Diefe Erjaßverbindlichkeit betrifft jegliche Durch den Eifenbahn- 
Bau und durch den EifenbahnBetrieb veranlaßte Beichädigung und 
tritt, wie für den gewöhnlichen Anlieger, jo aud) für den Expropriaten 
ein, infofern der letztere als Befiker ihm verbliebener Parzellen, 
Anlieger geworben ift®).. So unzweifelhaft diefe unter 1 und 2 


bie Anlieger im Rechtswege Schadens⸗Erſatz fordern Tönnen. Vgl. Beſſel⸗K. 
S. 138 und das dort angeführte, die entgegengefebte Anficht entwidelnde Erkenntnig 
des D-L.:©. zu Paderborn, 

5) Es kann der Erpropriat, abgejehen von ber Zwangs⸗Abtretung und 
beren Folgen, bejchädigt werben: 

a. burch die Anlage felb in Beziehung auf bie übrig bleibenden Parzellen 
bes erproprürten Grundflüde. Sofern diefer Schaden des Erpropriaten als eine 
Folge der Abtretung: erſchemt, wie diefes z. B. der Fall if, wenn eine Fahrt 
ober Bewällerung, für deren. Wegfall dermalen Erſatz verlangt wird, nur mit⸗ 
telft der abgetretenen Barzele möglich war, gehört er zur Abtretung und if 
baher in ben Staaten, wo der Erpropriat alle auf die @xpropriation bezüg- 
lichen Anfprüche im Erpropr.sBerfahren vorbringen muß (3. DB. in Kurheſſen) im 
Erpropr.⸗Verfahren geltend zu machen. Der Schaben dagegen, welcher als eine 
von ber Abtretung unabhängige Folge bes Gijenbahn-Baues erjcheint, Tann 
nachträglich im gewöhnlichen Verfahren von ihm geltend gemacht werben. DBgl. 
Erkenntniß des D.-®: zu Kaflel vom 2? 1856 in Saden Kurz g. StR, vers 
glichen mit Erfenntnig des O⸗A.G. von 3° 1855, ebenfalls in Sachen Kurz 
g. St.A. (abgedrudt in Heufers Annalm Bd. IV. ©. 60 f.). Im letzterm 
Rechtsfalle Hatte ein Erpropriat, Elagend behauptet, daß in Folge ber Anlegung 
und Erbauung der Bifenbahn und zwar burch Abfchneidung eines Wege das 
Waller einer ihm verbliebenen Wiefenparzelle entzogen und dadurch ihm ein 
Schaden von x Thaler eniftanden fei. Das O.⸗“G. wies die Klage zurüd, weil 
die Geltendmachung des erhobenen Anſpruchs in dem bereits gefchlofienen Erpropr⸗ 
Berfahren hätten erfolgen müſſen. Das O.⸗A⸗G. dagegen jah die Klage als 
begründet an, ba die vom Kläger aufgeftellten Behauptungen die Erflärung 
zuließen, daß die den Zugang zu ber Wiefe und die Wäflerung berfelben auf, 
hebende Trennung von dem bisherigen Wege ganz unabhängig von ‚der gedachten 
Grpropriation lediglich durch die Herflelung der Gifenbahn bewirkt worden je; 

b. durch bie:.gefehlich erlaubten vorbereitenden Handlungen. Auch Hins 
ſichtlich diefer wird, wenigftens in Kurheſſen nach $. 6 der epraprint wie ein 
anderer Anlieger augefehen; . 
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aufgeftellten Grundſaͤtze an fi) erjcheinen möchten, fo ift doch die 
Tragweite des letztern Satzes, d. h. Die Frage, in welchen Fällen 
und in welchem Umfange eine Entſchãdigungs⸗ Forderung ber 
Anlieger begründet ift, jehr beftxitten, und bebarf noch einer 
näheren Erörterung. 


$. 68. 


Sn vielen Ddeutjchen Ländern haben die Gifenbahn- und 
Expropr.⸗Geſetze ausbrüdlich eine Klage auf Schadend-Erjaß wegen 
jeglicher Beichädigungen anerfannt, welche Durch die Bahn-Anlage 
an den benachbarten Grundftüden entitanden find °). 


e. duch Zurüdnahme des Erpropriatione-Antrags, in welchem Falle nament- 
fh Erſatz für den aus einer auferlegten Dispofitionsbefchränfung entflandenen 
Schaden geforbert werben kann, z. 3. bei verbotenem Neubau ober bei ver- 
zindertem Abfchluffe einer vortheilhaften Pacht. Bol. Baden $. 38, Baiern 
1 12, Abf. 3, Hannover Art. 10. 

6) Hinfihtlih O eſterreichs vgl. BD. von 1854 $. 10 Lit. B.: „Die 
EifenbahusUnternehmungen find verpflichtet, allen Schaden an öffentlichem ober 
Srivatgute zu vergüten, welcher durch ben fraglichen Bifenbahn-Bau veranlaft 
werden ift. — Die Gifenbahn-Unternefmungen haben ferner folge Vorkehrungen 
zu treffen, daß die angrenzenden Grunbftüde, Gebäude ıc. durch die Bahn, weder 
während des Baues berfelben, noch in ber Folge Schaden leiden, und find vers 
Wictet, für derlei Beihädigungen zu haften.“ $. 13: „Angelegenheiten, welde 
Äh auf die Vollziehung diefer Beftimmungen beziehen, find von dem Rechtswege 
wögefchlofien und gehören vor bie abminiftrativen Behörden.” — Hinſichtlich 
Beierne vgl. BD. von 1855 $. 10, Abſ. 3 und 4: „Der Unternehmer hat 
Berfeßrung dahin zu treffen; daß angrenzende Gebäude, Grundftüde ıc. durch 
bie Bahn weder während des Baues noch in der Folge Schaden erleiden. Der- 
felbe ift verpflichtet, für ſolche Beichädigungen zu haften. — Der Unternehmer 
kat überhaupt die allgemeinen BausBorfchriften, fowie alle befonderen Vorſchriften 
geman zu vollziehen, welche zur Sicherung der Bahn und bes Publifums während 
der Banführung oder fpäter für nothwendig erachtet werben.” $. 14: „Ueber 
bie aus der Gonceffione-Berleihung hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen 
des Conzeſſionirten, infoweit fie nicht Privatrechte berühren, ſowie über jede nad 
eiminifirativen oder polizeilichen Beftimmungen zu enticheidende Irrung beſchließen 
und verfügen die Abminiftrativ-Behörden.” — Bol. auch Königreih Sachſen 
ri. s5. 4, 11, 18, 19. Kurheſſen $. 6. Schleswig⸗Holſtein 8. 19. Weima 
ud Meiningen Art. 16. Gotha $. 15. ; 
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Es muß in biefen Ländern Erfab geleiftet werben: 


1) für den Schaden, welcher durch die, die Expropriation 
porbereitenden Handlungen entitanden iſt 7); 

2) für die durch den jpätern eigentlichen Bau und das erridy- 
tete Werk (die Eifenbahn-Anlage) entitehenden Schäden ; 

3) für den Schaden, welcher dem Anlieger durch den Betrieb 
der Eijenbahn zugefügt wird. 

Wenn aber. auch immer die Entjhädigungspflicht hier unmit- 
telbar aus dem betr. Expropr.Geſetze entfpringt, jo iſt e8 doch 
auch in diefen Ländern, deren Eifenbahn-Gejeßgebung eine Derartige 
umfaſſende Schabenserfaßpflicht des Eifenbahn-Unternehmers an- 
ordnet, von rechtlichem Jutereſſe zu willen, ob und welchen 
Rechtsanſpruch imvorfommenden Falledas allgemeine Recht, 
alſo in den Ländern des gemeinen Rechts das Roͤm. R.) und 
Die beftehenden particularen Baugefebe, in Preußen das preußijche 
Landrecht 2. als zuläffig erachtet. Denn wenn nach den beir. 
Expropr.⸗Geſetzen auch demAnlieger jeder Schaden erjeßt werben 
fol, welcher ihm durch die Eifenbahn-Anlage ıc. entflanden tft, fo 
faun biefes doch nur jo verftanden werden, daß in den Faͤllen und 
in dem Umfange Schabenserfag geletftet werden fol, wo das im 
Staate geltende allgemeine Recht einen ſolchen zuſpricht *). 


7) Solche vorbereitende Handlungen erlaubt ausdrücklich gegen Schaden- 
Erfah 3. B. der $. 6 bes Kurh. Geſetzes: „Blos vorbereitende Handlungen, 
welche die Benutzung nicht erheblich flören, muß ſich zwar Jedermann gefallen 
laſſen, es ift ihm aber dadurch ber etwa entflehende Schaden alsbald zu erſetzen.“ 

8) In den Ländern, wo fich feine derartige Beflimmuug in den Gifenbahn- 
Geſetzen findet und das R. R. noch unmittelbare Beltung hat, wie in Hannover, 
Würtembergs muß fo fhon auf das M. M. zurüdgegangen werben. 

9) Vgl. das Grfenntniß des G.⸗O.⸗Tribunals zu Berlin vom 39 1851 
(abgedrudt in Stritihorfts Archiv 3. S. 300 Nr. 63 und bei Beſſel S. 141) 
„die allgemeinen gefeßlichen Vorſchriften über Schadens⸗Erſatz rüdfihtlich der 
durch Gifenbahn-Anlagen den angrenzenden Grundſtücken verurſachten Schäden 
find durch den F. 14 des Geſetzes vom 3. November 1838 nicht abgeändert 
worden.“ Vgl. darüber, inwieweit durch bie @ifenbahngefeßgebung bie röm. recht⸗ 
lihen Grundfäpe über Entjchäbigungsleiftung ausgebehnt worden find, die fols 
gende Anm. 14. 
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§. 64. 

Es ift nicht die Aufgabe Diefer Abhandlung, die auf die nad 
barlichen Verhältniffe ſich beziehenden Rechtsſaͤtze, des in Deutſch⸗ 
land geltenden allgemeinen Rechts, wie Diejelben in der Juſtinia⸗ 
neifchen Geſetz Sammlung ?°), dem Preußiſchen und Defterreichichen 
Landrechte !°) 2c. und den deutſchen particularen Baugefeßen ent» 
halten find, im Einzelnen und ausführlid darzuſtellen. Es muß 
ſich hier vielmehr auf folgende allgemeine Bemerkungen über bie 
Begründung und den Unfang dieſer Schadenserfagpflicht nach R. R., 
welches ja doch die Hauptquellen für die übrigen bier fraglichen 
Gefeßgebungen und Geſetze geweſen ift, befchränft werben. 

Das R. R. verpflichtet den Nachbarn alle die Nachtheile zu 
tragen, welche aus der natürlidhen Beſchaffenheit (natura loci) bes 
benachbarten Grundftüdes folgen (wie z. B. die aus der fumpfigen 
ber fandigen Beſchaffenheit derjelben entjtehenden Nachtbeile, 
den natürlichen Abfluß des Regenwaſſers, die Immissio des fumus 
son gravis, das Geräufch, weldyes ein im Nachbarhaus betriebenes 
Gewerbe mit fi) Bringt, ohne daß derſelbe irgend einen Schadens⸗ 
Erfag beanspruchen Fönnte. Hiernach muß ſich auch der Anlieger ber 
Gifenbahn, wie der einer neuen Chauſſee alle Unannehmlichkeiten 
gefallen Iafien, welche aus einem orbnungsmäßigen Bau und Betriebe 
diefer vom Staate genehmigten öffentlichen Anlage entitehen, infofern 
bier der Unternehmer auf eigenem Grund und Boden einen erlaub- 
ten Bau ausführt und ein erlaubtes Gewerbe betreibt (qui jure 
wo utitur neminem laedit ??). 


10) Hinfigtlih des R. R. vgl. Holzſchuher Caſuiſtik des gemeinen Rechts, 
3.2 S. 65 ff. und bie folgende Anm. 13 biefer Abhandlung. 

11) Hinfichtli des in Preußen geltenden Rechts vgl. Preuß. L. R. Th. I. 
Ti. 8 5. 96 ff. und Code Napoleon Bud U. Tit. 4. Rap. 1 und 2. Defterr. 
Gef-Bt. IL Theil 2 und 7. Hauptitüd. 

12) Den Umfang diefes Sapes möge folgende Ausführung und bie fi 
daran fchließende Erörterung mehrerer zum größten Theil aus der Praris des 
Gh. Ober⸗Tribunals zu Berlin entnommenen Rechtefälle bezw. Entſcheidungen 
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Wenn ſich jedoch außerdem der Anlieger nad R. R. in manchen 
Fällen Die durch öffentliche Anlagen (Dur) ein opus publicum) 


a. Bin an der Bahn gelegenes Haus wurde dadurch entwerthet, daß Kohlen 
und Aſche, welche die vorbeifahrende Lokomotive beim Betriebe auswarf, bei der 
geringften LuftsBewegung nad dieſem Wohnhaufe getrieben: wurbe, und Diefer 
Kohlens und Aſchenſtaub in das Haus eindrang. Infolge deffen. konnten ins⸗ 
befondere bie nach ber Bahn Hinliegenden Räumlichkeiten nicht mehr in der 
bisherigen Weife benupt werden. Das Geh. O.⸗Tribunal hielt in dieſem Kalle 
einen Anſpruch auf Entſchaͤdigung nicht für begründet, „ba ‚die der Verklagten 
durch die Grpropriation zugefallene Bahnlinie gu dem Gigenthume berjelben 
gehöre, von weldhem fie jeden erlaubten ‚und rechtmäßigen Gebrauh machen 
fönne, fofern fe die in den Gefepen des Staates oder durch ausdrückliche Ver⸗ 
einbarungen vorgefhriebenen Schranken nicht überſchreite, reſp. ſich nicht eines 
Mißbrauches ihres Gigenthums zur Kränkung oder Beihädigung Anderet ſchuldig 
mache, oder dur Vorſatz, oder Wahrläffigfeit in Benupung deſſelben zu. einer 
beftimmten Schabensforberung Anlaß gebe." Die vorftehende Entſcheidung möchte, 
wenigftens nah R. R. nicht gebilligt werben können. Es würde in biefem 
Rechtofalle nach R. R. jedenfalls die actio negatoria nad) Analogie der fr. 8 
$. 5-7. D. si serv. (8, 5) in ihrer Nebenbitte auf Grfab des angerichieten 
Schadens zuläffig erſcheinen. Denn nach den eben bemerkten Stellen des M. N. 
muß fi der Gigenthümer eines Haufes oder Weldgrundflüd nur den Rauch 
gefallen Tafjen, welcher folge des bäuslichen Lebens ift, nicht aber denjenigen, 
welcher durch befondere Apparate zu einer beſtimmten außergewöhnlichen Anftalt 
. DB. einer Raͤucherungs⸗ oder BaderAnftalt ihm zugeführt wird, es müßte 
denn ber Anlieger dieferhalb einen beſondern Servitut erworben haben. Staub 
beläftigt und ſchadet Perfonen und Sachen ebenfo wie Rau. Es kann baher 
der Nachbar nit gehalten werden, es zu dulden, wenn ber durch außerge⸗ 
wöhnliche Anftalten des Anliegers erregte, ihm laͤſtige Staub feinem Eigenthum 
zugeführt wird, und muß fomit im vorliegenden Falle ber GifenbahnUnternehmer, 
als Inhaber einer außergewöhnlichen Anftalt, eines befonderen Gewerbes, bier 
ebenfo gut Schadens-Erfag leiften, wie ber Getreidehändler, welcher eine Reinigungs⸗ 
Anftalt des Getreides dergeftallt anlegt, daß dem Nachbar der Staub, der durch 
diefe Anftalt erzeugt wird, flets zugeführt wird. Vgl. Spangenberg im Givils 
Archiv XI. ©. 265 fi. 

bh. Der Schaden dagegen, weldder in Folge der duch das Fahren auf ‚ber 
orbnungsmäßig gebauten Bahn verurfachten Erd⸗ oder Luft-Erfchütterung entſteht, 
braucht dem Anlieger nicht erjeßt zu werben, infofern in diefem alle nicht, wie 
in dem unter 1. erörterten, eine unerlaubte körperliche Immiſſton, wie bie 
von Wafler, Rauch, Staub vorliegt, fondern es fi nur umeine unangenehme Affection 
der Sinne handelt. 

Man wird dieſerhalb mit folgender Entſcheidung des G. De Tribunale 
übereinſtimmen. Daſſelbe wies eine Klage auf Schadens-Erſatz (vgl. Erkenntniß 
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verurfachten DBeläftigungen gefallen laſſen mußte’), in welchen 
bei Srrichtung der betreffenden jhätlidhen Anlage durch Private 


von 1° 1853, abgedrudt in Strietherſts Ardiv Bd. 8 ©. 337 Nr. 71 und bei 
Beet ©. 143) ab, welche fi darauf ſtützte, „daß die Alutegel in einem der 
Eiſenbahn nahen Blutegel:Teiche, welche in Folge der durch die Bahnzüge ver: 
anlaßten Erderſchütterung ſich verfrochen Hatten, „ba es ſich hier um einen gar 
nicht vorher zu fehenden Schaden handele.“ Gbenfewenig würde von der Eiſen⸗ 
Babn-Berwaltung Echadens:Erjaß gefordert werben können, weil aus dem an 
die Bahn angrenzenden, wilbreihen Walde, das Wild in Felge des Geräufches 
ver Bahnzüge fih verzogen hätte, wie auch ber Grobſchmidt wegen bes 
Ehadens feinem Nachbar nicht verantwortlich if, weldher aus dem Lärm entfteht, 
welchen fein Geſchäft mit ſich Bringt. 

c. Auch dafür Fann regelmäßig Fein Grfaß gefordert werden, bag durch den 
Bahnkörper, Viaduct ꝛc. ein anliegendes Haus in eine fhlechtere Lage fommt, 
> B. nicht mehr wie bis dahın als Wirthshaus zu gebrauchen ift, oder vers 
denkelt wird. — Da, wo jedoch der Gigenthümer partifulargefeblih das Necht 
kat, daß der Nachbar nur in gewiſſer Entfernung von feinen Grundflüd bauen 
verf, wird erflerer, wenigftens fofern aus ber Verletzung dieſer Borfchrift von 
Eritm des Gifenbahn-Unternehmers ihm ein Schaden entſteht, Schabens:@rfag 
fordern fönnen und ebenfo, wenn es ihm verboten würde, mit feinem an dem 
Gifenbahnförper floßenden Braunfohlen-Lager von dem letzterem weiter entfernt 
zu bleißen , als es die Geſetze befonders beftimmen, vgl. die folgende Anm. 17, 

d. Begen Hemmung der Paſſage durch die Gifenbahn bezw. wegen bee 
cas derſelben emtfiehenden Zeitverluftes Fann nicht geklagt werden, da die Epers 
mg nur in Folge fidherheitspolizeilicdher Beſtimmung erfolgt, welche fi das 
Sublilum gefallen lafjen muß. Vgl. Bellel ©. 144. 

e. Auch kann ein Anlieger nicht wegen bes ZeiteVerluftes Elagen, welcher 
ms der Berlegung eines Weges folgt, fofern leßterer nicht etwa ein Privatweg 
#, bezw. der Anfieger an demſelben Bigenthums= oder Servitut-Rechte auszuüben 
kat. Bol. $. 44 diefer Abhandlung, Anm. 3 und 4. 

Cs kann alfo überhaupt der Gifenbahn-Unternehmer nur ba, wo er dur 
fie Hintanfeßung von gejeßlihen Vorfchriften des PBrivat-NRehts dem 
Inliegeer Schaden zugefügt hat, auf Erſatz belangt werden. 

Als partifularegefeglihe Beitimmungen über den Umfang der Gigenthumse- 
Beuzmifie find Hier noch Hervorzuheben: 

Breuß. 2-R. Einleitung $. 75: „Der Staat ift Demjenigen, welcher 
feine befondern Rechte und Vortheile dem Wchle des gemeinen Weſens aufzus 
opfern genötigt wird, zu entihädigen gehalten.” Zugleich aber 1. Theil. 8. Tit. 
$. 26: „Jeder Gebrauch des Bigenthums it daher erlaubt und rechtmäßig, durch 
weldhen weder wohlerworbene Rechte eines Andern gefränft, noch die in den 
Geſehen des Staats vergefchriebenen Schranfen überfchritten werden.” $. 28: 
„Riemand darf fein Eigenihum zur Kränkung oder Beichädigung Anderer miß—⸗ 
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Rechtsmittel gegeben waren, fo wird doch da, wo ber Eiſenbahn⸗ 
Unternehmer dermalen durch das Eiſenbahn⸗Expropr.⸗Geſetz (wie 


brauchen.” $& 28: „Mißbrauch heißt ein folder Gebrauch des Gigenthums, 
welcher vermöge feiner Ratur nur die Kränfung eines Andern zur Abficht haben 
Tann.” 

Bergleihe hiermit den Plenar⸗Veſchluß bes Geh. D.:Tribunals vom 1. Zuli 
1850: „Aus $. 75 der Ginleitung zum allgemeinen Land⸗Rechte if der Staat 
zum Erſatze des Schadens, welcher dem Ginzelnen durch eine zum Gemeinwohle 
beſtimmte Cinrichtung verurfaht wird, nit in allen durch befondere Geſetze 
nicht ausgeſchloſſenen Fällen, namentli dann nicht verpflichtet, wenn bie Be- 
fugniß zur Anlage ſchon aus den SS. 26—28 Tit. 8 des allgemeinen Landrechts 
hergeleitet werden kann“ (Juſtiz⸗Miniſterial-Bl. für 1850, ©. 303); auch bie 
Entſcheidung des Geh. O.⸗Tribunals, Striethorſts Archiv, Bd. VII S. 338: „der 
Kal zur Anwendung bes $. 75 der Einleitung zum allgem. Landrecht ift nicht 
vorhanden, wenn ber Staat in feinem befondern oder gemeinen Staats⸗Cigenthum, 
etwa auf einer Lande oder Heerflraße, mit Beobachtung der gefehlichen 
Schranken eine Cinrichtung getroffen hat, welche ebenfalls zum Wohle des ges 
meinen Weſens führen fol, durch diefe Einrichtung aber Privatperfonen Schaden 
verurfacht iſt. — Diefer Grundſatz findet auch auf bie Cijenbafn-Anlagen von 
Privat⸗Geſellſchaften Anwendung.“ 

VBgl. ſodann Deflerr. L.R. $. 364: „Ueberhaupt findet die Ausübung 
bes Cigenthums⸗Rechts nur infofern Statt, ala dadurch weder in die Rechte eines 
Dritten ein Gingriff geſchieht, noch die in den Gefeßen zur Erhaltung und Bes 
förderung bes allgemeinen Wohles vorgefchriebenen Cinjchränfungen übertreten 
werben.” Vgl. auch Art. 544 bes Code. 

13) In Beziehung auf die Zuläffigkeit dieſer Rechtsmittel nah R. M. iſt 
zu bemerken: 

a. das interdictum, ne quid in loco publico vel itinere fiat (Dig. 43,8) 
war allein gegen Private gerichtet und diente nur zum Schutze bes beftchenden 
Zuſtandes, welcher dem von der höchſten Staatögewalt genehmigten @ifenbahn- 
Baue gegenüber nicht gefchügt wird. Dagegen war (wie noch jebt den öffent 
lichen Baus Behörden gegenüber in derartigen Zällen, wo durch öffentliche Ans 
Ralten die Privaten Schaden erlitten haben) eine Beichwerde an bie oberfte 
Berwaltungss Behörde (an den princeps) gegeben. CA. fr. 2 $. 10 D. k. t. 
(43, 8). 

b. Ebenſo if im MR. R. ein Anfprudd auf cautio de damno infecto, auf 
Sicherheits-Leiftung wegen eines durch Anlage oder Aenderung eines öffentlichen 
Werks zu befürchtenden Schadens ebenfo Die operis novi nuntiatio und das in- 
terdietum quod vi aut clam, dem Staate gegenüber und überhaupt, wo «6 
fi) um die Errichtung eines opus publicum handelte, ausdrücklich ausgeſchloſſen; 
vgl. fr. 15 8. 10, fr. 24 pr. D. de damno infecto (39, 3), wo Labeo, gegen- 
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+ B. in Kurheſſen) zum Erſatze eines jeden dem benachbarten 
Grundftüde durch den Bau und Betrieb der Bahn entitandenen 


über der Zuläffigfeit der Gaution bei folden Werfen, quae privatim fiunt, 
bemerft: Quid ergo si publice opus fiat? de vitio ejus quid faciemus? Et 
plane vel princeps adeundus est vel praeses provinciae, alfo nur eine Be 
fhwerbe auf dem Verwaltungs: Bege in Ausficht flellt. Vgl. auch fr. 156.11 D. h. t. 
si publicus locus publice reficistur, Labeo scribit, de damno infecto non 
esse cavendum. Dal. au fr. 1 $. 17 D. de op. n. n. (39, 1) und fr. 1 
$. 1 und fr. 3 pr. D. quod vi aut clam (43, 24). 

3. Ebenſo ift eine actio aquae pluviae arcendae gegen Bauten, welde 
yon Staatöwegen errichtet werben, nicht zuläffig. Vgl. 1.23 pr. D. 39,2: quod 
prineipis aut senatus jussu opus factum fuerit, in hoc judicium non venit. 
— Sn diefen Fällen mußte fi der Anlieger in Rom an die Baus BoligeirBehörde, 
an die Acdilen, wenden. 

Bei dem öffentlihen Charakter ber Gifenbahn-Anlage werden alfo, wenn 
zit ausdrücklich in der Geſezgebung den Anliegern ganz allgemein Erfah für 
Die durch den Bau der Gifenbahn entitehenden Beſchaͤdigungen zugefichert worden ift, 
die vorgenannten Rechtsmittel bezw. die durch diefelben geltend zu madhenden 
Entſchaͤdigungsforderungen ausgefchloflen bleiben, jo die Interdicte ne quid in 
loco publico und quod vi aut clam, deren Ichteres zudem ein begangenes 
Delict vorausfest, die operis novi munciatio, die actio aquae pluviae arc. und 
die cautio damni infecti. Man hat dagegen (vgl. Zimmermann 1. c. ©. 103 ff. 
und Zachariä, deutſches Staats: und BundesR. Th. 3. $. 184. ©. 117) ein» 
gewendet, daß dieje die fraglichen Rechtsmittel dem Staate gegenüber aus 
ſchließenden Beſtimmungen als dem röm. Staatsrechte angehörig in Deutichland 
wicht recipirt worden und daß fi) vielmehr ganz entichieden in Deutfhland das 
Srmcip feſtgeſtellt Habe, dag in den hier fraglichen Fällen der Rechtsweg gegen 
den Fiskus nicht mehr ausgefchloflen fei; aber wohl mit Unrecht, ba «8 fi 
hier vielmehr um Beftimmungen des Brivatredts handelt und von Feitftellung 
des fraglichen Princips umfoweniger die Mede fein Tann, als die entgegengefebte 
Amicht noch viele Bertreter gefunden Hat, vgl. 3.3. Holzſchuher Gafuiftif Bd. 2. 
©. 87, Unterholiner Schuldverh. 2. ©. 198, Schneider in der Zeitfhrift für 
Gisilrecht u. Privr. S. 352, Goͤſchen, Vorlefungen. Thibaut Bandeften, Dagegen wird 

4. an der Zuläffigfeit der actio negatoria, welde auf Anerfennung 
des Durch die Sifenbahn-Anlage irgendwie verlegten Gigenthums und auf Erſatz 
des durch diefe Verlegung verurfachten Schadens gerichtet it, nicht zu zweifeln 
fein. Vgl. Heuſers Annalen Bd. III. ©. 634. Anm. Nur wird die Verurtheilung 
nicht auf Befeitigung der Gigentyumsjlörung gehen können, fondern jih auf 
Entihädigung reduciren muͤſſen. 

5. Insbefondere aber wird die actio legis Aquiliae als zuläffig 
erkheinen, jobald dem Erbauer des Werks ungenügende Bauführung als Hints 
anſehung ber gewöhnlichen Borfiht zur Laſt fällt und die an ſich erlaubte pos 
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Schadens beſonders verpflichtet wird, anzunehmen ftehen, Daß 
demselben durch Diefe gejeßliche Beftimmung jenes römijch rechtliche 
Privilegium des Fiskus genommen worden ift '*) und der Anlieger 
vielmehr von Eifenbahn-Unternehmer jeglichen wirklichen Schaden 
erfeßt verlangen Tann, weldhen er nah R. R. einem Privaten 
gegenüber zu fordern berechtigt ift. 

Unter einem folchen wirfliden Schaden (damnum) verfteht 
der Römer jede dem benachbarten Grundſtücke durch das errichtete 


fitive Handlung, das Bauen auf eigenem Grund und Boden die Veranlafjung 
zu dem entflandenen Schaden geworden ift. Vgl. fr. 28. 30. $. 3 ad leg. Aqui- 
liam (9, 2), Strippelmann IH. ©. 205—207. Darlegung der culpa ift hier 
allerdings nöthig. An biefer Darlegung mochte es in dem bei Strippelmann Bd. 5. 
©. 205 aufgeführten Kalle fehlen ; denn daß ein damnum injuria datum vorliegen reſp. 
die aquiliſche Klage an ſich begründet fein Eönnte, auch wenn ber Berflagie 
etwas an fi) Erlaubte auf feinem eigenen Grund und Boden vorgenoms 
men und diefe Handlung nicht unmittelbar den Schaden hervorgebracht hat, ſprach 
bas D.-N.-®. zu Gafjel in dem Erkenntniß bei Strippelmann BP. Il. ©. 207 
und 215 in fine felbft aus. Das D-A-G. zu Münden vgl. Seuffert 
Bd. 3. Nr. 119 nahm ebenfalls die actio legis Aquilise gegen den Fiskus für 
begründet an, als die Wieſe des Klägers in Folge eines von der Stantsbehörbe 
angelegten, im Verhaͤltniß zu dem früheren Flußbette zu flach gegrabenen reſp. 
nicht genug abgedanımten neuen Fluß⸗Durchſchnitts, durch Zufchwenmung von 
Sand beihädigt war. Derfelben Anfiht muß die franz. Jurisprudenz, ind 
befondere der franz. Caſſationshof, cf. Sirey jurisprudence de la cour de cassa- 
tion, Tom. 29 ©. 85, fowie auch das O.A.⸗G. zu Darmflabt (Grfenntniß 
vom „5 1848) fein, da diefe nad Zimmermann 1. c. ©. 118. Anm, 35 dem 
Anlieger eine direkte Klage auf Entſchaͤdigung Hinfichtlich der durch Veränderung 
einer öffentlihen Straße entflandenen Schäden zugefprochen haben. 


14) Vgl. das cit. Erkenntniß des O.A.G. zu Eaffel in Heufers Annalen 
Bd. 2 ©. 486, wo der Sap ausgefprochen wird: „daß nicht alle durch Ans 
legung von Giferibahnen für benachbartes Privat⸗Grund⸗Cigenthum herbeige⸗ 
führten Nachtheile zu ſolchen Beichädigungen gehören, für welche das Belek 
(d. 5. das Erpropr.:Befeh v. J 1846) Erſatz gemwährleiftet, vielmehr dahin nur 
dDiefenigen Benachtheiligungen gerechnet werben fönnen, welche im privatlichen 
Sinne — nad) den deshalb beftchenden Normen bes gemeinen Rechtes, — als 
Schäden reſp. als Beihädigungen angejehen werben müflen, und als foldhe 
nur diejenigen Gigenthumsbenadhtheiligungen ſich bdarftellen, hinfichtlich deren 
das gemeine Recht, wäre der Urheber derfelben eine Privatperjon, auch ein 
Mechtsmittel gleichviel jedoch ob unmittelbar oder nur mittelbar auf Grfap oder 
auch nur auf Abwendung bes Nachtheils gewährt.“ 
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Werk bezw. durch die befigfiörende Handlung unmittelbar ober 
mittelbar zugefügte pofitive Beſchaͤdigung, gegen melde, wenn 
fie nur droht, ein Anjpruch auf Sautiondleiftung (cautio de damno 
infecto), Proteftation (interdietum quod vi) bezüglich die actio aquae 
pluviae arcendae Statt, hat und wenn fie eingetreten ift, die actlo 
ex lege Aquilla oder Die actio negatoria in ihrerRebenbitte gegeben 
it. Gin etwa dem Unlieger Durch die Befchädigung entzogener 
Gewinn wird demſelben aber nur dann erjeßt werben, wenn 
er eine culpa des Bau-Unternehmerd oder defjen Dienftperjonals, 
wie fie zur Begründung der aquiliichen Klage immer vorausgefept 
wird, behauptet und nachweift ?>). 

Es wird aljo der Eifenbahn-Unternehmer in benjenigen Laͤn⸗ 
den des gemeinen Rechts, wo die auf den Eifenbahn:Bau und 
auf defien Betrieb fid, beziehende Befehgebung ihn gegenüber bem 
Anlieger bejonders zum Grjage eines jeden aus der Anlage und 
dem Betriebe der Bahn entftehenden Schadens verpflichtet, zumächft 
für pofitive rechtöwidrige Handlungen !°), in den Fällen und in 


15) Sobald die Beihädigung ale durch das opus veranlaßt refp. als ein 
netäwendiger, „vorausfichhtli mit bleibendener Wirkungen verbundener pofitiver 
Schaden anzufehen ift, muß fomit entichädigt werden, ohne daß eine culpa dargelegt 
zu werden brauchte, dagegen kann ein dem Nachbargrundſtück entzogener Bortheil 
(herum cessans) nur dann erjeht verlangt werden, wenn die Vorausſetzungen 
der lex Aquilia vorhanden find, alfo der Bauslinternehmer einer Nachläffigfeit 
bei den Bau fi fchuldig gemacht hat, cf. 1. 24 $. 11. D. 39, 3. Hat alfo 
der Bauunternehmer den bisherigen Waflerlauf verändert, 3. B. das Bett eines 
Fluges verlegt, oder Abzugs-Ganäle angelegt und hierdurch das anliegende 
Grundftüd beichädigt, fo wird er, fobald nur der SaufalsZufammenhang feitfieht, 
den aus dieſer Aenderung entfichenden pofttiven Schaden erfegen müſſen, wenn 
ihn auch Fein culpofes Handeln bei jener Verlegung zur Laft fällt, nad Analogie 
der actio aquae pluviae. 

16) In dem ſchon mehrfach (vgl. Anm. 12) angeführten vom D.-A.-@. 
zu Gafjel entfchiedenen Rechtsfalle hatte der Gifenbahn-Unternehmer durch feine 
Gifenbahn- Anlage den Wafierlauf künſtlich der Art verändert, daB das Waller 
bei Regenwetter durch neue Kanäle in wilden Fluſſe die benachbarten Wieſen 
überſchwemmte und mit Sand und Steinen bedeckte. Ge drohte hier offenbar 
ein pofitiver Schaden, indem der Graswuchs auf den fraglichen Wieſen geklärt 
werden mußte, wenn feine Aenderung der Gifenbahn-Anlage erfolgte. Desgleichen 
war durch Anlage eines Viaducto ber von biefem durch das Regenwafler wage 
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dem Umfange, wo eine aquiliihe Klage, und auch ſoweit eine 
Negatorienflage 1”) begründet jein würde, Erſatz leiften müfjen; 
ſodann aber audy ſoweit ein Schaden in Frage fteht, in Beziehung 
auf welchen nad R. R. dem Privaten ein Rechtsmittel z. B. die 
actio aquae pluviae arc. gegeben oder er doch nah R. N. in der 
Lage wäre, ein vorläufiges Nechtömittel 3.8. Die cautio damni infecti. 


geipülte Sand auf die benachbarten Wiefen gefhlemmt worden und es war 
hierdurch deren GOraswuchs verſchlechtert worden. In beiden Richtungen wurde 
eine Klage auf SchadenssGrjap für begründet angenommen. Der Gifenbahn: 
Unternehmer hatte ſodann weiter, einen auf dem von ihm zum Ciſenbahn-Baue 
aequirirten Grundftüde gelegenen Graben zugeworfen, in welchem bis bahin das 
Megenwafler fih gefammelt und die darunter liegenden Grundflüde bewäſſert 
hatte, ohne daß in biefer Beziehung ein Recht (ein servitus aquae ductus) 
für den Elagenden Beflber der fraglichen Grundſtücke beftanden hätte Da die 
Gntziehung des Waſſers durch Zuwerfung des fraglichen Grabens für den Fla- 
gender Nachbar nur als ein lucrum cessans anzujehen war, wurde die Schadens⸗ 
Erſatzklage in diefer Richtung als unbegründet zurückgewieſen, entiprechend der 
1. 1 8.21 de aqua (39, 3), welche beftimmt, daß die actio aquae pluviae nur 
angeftellt werden kann, wenn durch Regen Schaden droht, nicht aber, wenn derſelbe 
von des Klägers Grundftüd abgeleitet wird, und ber Beflinnmung ber1.24 6.12 D. de 
damno infecto (39, 2), daß derjenige, welcher über fein Grundſtuͤck fließendes Quell: 
waſſer nicht dolo , fondern zum Zwede eigener Benupung gegen das Nachbar⸗ 
Grundftüd, welches früher bavon bewäflert wurde, abdämmt, ſich Feiner Klage 
ausſetzt, fofern nicht der Nachbar ein Servilut⸗Recht auf den Waflerbezug er- 
worben hat, vgl. Erf. des O⸗A.⸗G. zu Caſſel in Heufers Annalen Bd. 2. ©. 485. 
Widerfprechender Anſicht ſcheint Häberlin zu fein, indem er l. c. ©. 199 hei 
Beihädigungen der Nachbar-Grundſtücke überhaupt vollen Schadens⸗Erſatz ver: 
langt und babei ein Erfenntniß bes Appell.⸗Gerichts zu Halberftadt von 1854 
anführt, wonach der Erpropriant zum vollen Schadens-Erfape verpflichtet fein ſoll, 
wenn durch Anlage eines Bergwerks den umliegenden Brunnen das Wafler 
entzogen wird, in Widerſpruch mit der eit. L 24 $. 12 D. und mit der aus 
brüdlihen Beſtimmung des Preuß. 2.:R. TH. 1. Tit. 8. $. 130 „die Grabung 
eines Brunnens auf eigenem Grund und Boden kann, wenn glei dadurch dem 
Nachbar fein Wafler entzogen wirb, bem Gigenthümer nicht gewehrt werden, 
jobald der Nachbar besfalls Fein Hefonderes Unterfagungs-Recht erlangt hat.” 
Gine entiprechende Beſtimmung enthält der Code in Art. 643. 

17) So kann 3.3. der Anlieger wegen Hinderung der vom Gefeh erlaubten 
Benupung feines Grundſtücks durch die Gifenbahns Anlage klagen; vgl. das zum 
Theil bereits im $. 59 mitgetheilte Erfenntniß des O.A.⸗G. zu Dresden von 
1852. Die Entfhädigungsflage wurde in jenem Mechtsfalle auch deshalb für 
materiell begründet angefehen, weil fein Geſeß beſtehe, daß ber Inhaber eines 
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zu erlangen 1°). Insbeſondere wird aber der Anlieger wegen eines 
jeden Schadens, welchen er durch die auf dem Eifenbahnterrain 
vorgenommenen Bauten, bezw. durch einen Mangel in der Bau- 
führung 1°) erlitten bat, Erjat verlangen koͤnnen. 

In denjenigen Ländern des gemeinen Redytd Dagegen, wo die 
Eiſenbahn⸗-Geſetze das Entſchaͤdigungs-Recht der Anlieger nicht 
befonder8 normirt haben, werden (aus dem Gelichtöpunfte, daß 
die Eifenbahnen zu den im Intereſſe der Staatswohlfahrt errich⸗ 
teten öffentlichen Anftalten gehören) hinfichtlih ber durch Die 





Kohlenbergwerks einen beſtimmten Raum von ber fraglichen Dimenſion von des 
Nachbars Grenze entfernt bleiben müſſe. Ueber bie weiteren Entſcheidunge⸗ 
Bründe |. Seufferts Archiv V. Nr. 284. 

18) Bgl. die vorausgehende Anm. 13 und Heuſers Annalen Bd. II. ©. 483: 
‚Da das Geſet ſchon im Boraus Hier Schadenserflattung zugefihert Hat, fo 
bedarf derjenige, welcher eine Beichäbigung durch die Gifenbahnanlage erlitten 
hat, feines weitern vorläufigen Nechtsmittels z. B. der Erwerbung ber cautio 
damni infecti, der Proteftation ꝛc., um ſich die Klage auf GErſatz erft zu erwer⸗ 
ben, und der Umfland, daß es der Staat iſt, von weldhem Hier durch ein auf 
ſeinem Grundflüd errichtetes Werl Schaden geftiftet wurde, kann eben fo wenig 
nech einen Ginfluß auf Beltendmahung diefes Schadens Außern, dba in biefer 
Bmiehung vom Geſetzgeber implicite auf das privilegium fisci im römifchen 
Einne entjagt iſt.“ 

19) Bgl. Erfenntniß des Geh. D.-Tribunals gu Berlin vom 1853 Bei 
Beſſel S. 142. So wird der Gifenbahn-Unternehmer wegen Ueberſchüttung 
oder Ueberſchwemmung des Nahbar-Grundftüds in Folge des Zufammenfturzes 
des fehlerhaft gebauten Dammes oder Grabens Erſatz leiten, er muß hier 
fogar für jeden Fehler des von ihm angeftellten Ingenieure, welcher ald Sad 
verſtaͤndiger fi) auch nicht einmal ein geringes Verſehen darf zu Schulden Tonımen 
laſſen, haften, kann aber alsdann feinen Megreß gegen diefen nehmen. Vgl. auch 
Art. 1386 des Code: „Der Cigenthümer eines Gebäudes iſt für den durch deflen 
Ginflurg verurſachten Schaden verantwortlih, wenn nämlich bafjelbe wegen 
Mangels der Unterhaltung ober wegen eines Behlers in der Bauart eingeltürzt 
Br Bol. Statut der Hamburg Bergdörfer Eiſenbahn: „Die Gejellihaft if 
mit ihrem DBermögen für den Schaden verantwortlid, welcher durch Unvorſich⸗ 
tigfeit oder Yahrläffigfeit ihrer Angeftellten oder durch WMangelhaftigfeit ihrer 
Ginrihtungen und Nadläffigfeiten in Beaufiihtigung derſelben geſchieht.“ — 
Wenn in derartigen Fällen der Nachweis eines ſchuldhaften Handelns von Seiten 
des BausUnternehmers oder von deſſen Leuten vom Beichädigten geliefert wird, 
fo kann er auch Erſatz des ihm entgangenen Gewinnes verlangen. Bgl. Ans 
merfung 15. 
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Eifenbahn-Anftalten für Die Anlieger entftandenen Benachtheiligungen 
jene ftaatd- und privatrechtlichen Beſtimmungen des R. R., weldje 
faft durchgängig bei öffentlichen Anlagen die Verfolgung von Ent: 
Ihädigungd- Ansprüchen den dadurch benachtheiligten Privatperjonen 
verjagen, zur Anwendung zu bringen und aljo in den Fällen Der 
actio aquae pluv. arc., der cautio damni infecti, des interdictum 
quod vi aut clam ect. jeglicher Entſchaͤdigungs-⸗Anſpruch auszu⸗ 
ſchließen fein ?9), 

Da übrigens bei allen Beichädigungen der Anlieger das 
befchädigende Ereigniß nicht in der Abtretung, ſondern in einer an- 
bern Thatfache (in der den Bau vorbereitenden Handlung, in dem 
Eiſenbahn-Bau, dem errichteten Werk, oder in dem Eiſenbahn⸗ 
Betriebe) feinen Grund hat, fo gehören dieſe Schäden bezw. Ent- 
ſchaͤdigungs⸗Anſprüche nicht in das Expropr.-Verfahren, fondern in 
den gewöhnlichen Weg Rechtens. 

Der Eijenbahn-Unternehmer ift alſo vor dem durch das allge 
meine Recht oder durch die VBeftimmungen des betr. Eifenbahn- 
Geſetzes zugewiefenem forum domicilii und — außer in dem Falle, 
wo eine Dingliche lage, 3.8. Die actio negatoria begründet worden 
iſt — nicht vor dem Gerichte Der helegenen Sache auf Schadens⸗Erſatz 
zu Belangen 21). 





20) Bgl. die in Anm. 13 enthaltene Ausführung. 

21) Bgl. Kurheſſen $. 6, Breußen $.14. Ginige Staaten z. B. Sachſen 3. $. 41 
laſſen jedoch den vorübergehenden Schaden, welder während des Baus 
den Anliegern entfteht, im Grpropr.-Berfahren geltend machen und feine Feſt⸗ 
fiellung nur dann bis nach vollendetem Bau ausjehen, wenn er fih im Boraus 
nicht überjehen läßt. Zur Begründung der Klage gehört die Angabe, wie und 
nah welchen Brundfäßen bei der Srpropriation früher entſchaͤdigt worden ift. 
Auch der neue Beſitzer kann hier auftreten, ba es fih um ein dingliches Recht 
handelt, rückſichtlich deſſen der neue Beflger in alle Rechte und Befugnifie feines 
Vorbeſitzers eintritt. Vgl. das in Note 16 cit, Erf. des O⸗A⸗G. zu Dresden 
bei Seuffert 1. c. | 
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Vierter Zitel. 


Außercontractliche Entfchädigungspflicht ber 
Bahn⸗Unternehmer gegen fouftige Perſonen. 


S. 65. 


Es if bier nur von den Beichhädigungen die Rebe, 
welche das Publikum (in Bezug auf Perjonen- oder Eigenthums⸗ 
Berleßungen) durch den Bau der Eifenbahn an ſich — nicht erſt Durch 
ben Betrieb ) — erleidet. Als Teitendes Princip gilt der Satz, daß 
in allen Fällen, wo durch eine mit Arglift oder mit Hintanjeßung 
der gewöhnlichen Vorficht (dolus, culpa lata, oder levis) ausgeführte 
pofitive Handlung ?) einer Perfon unmittelbar oder mittelbar ®), 
alfo vorliegend durch den Eifenbahn- Unternehmer oder durch deſſen 
Dienftperfonal *), ein Schaden veranlapt worden ift, Erſatz geleiftet 
werden muß. — Es ift diefer Grundjag jowohl im R. R, 
ald in den in Deutjchland geltenden allgemeinen Partikular⸗ 
Bejegbüchern, in letztern jedoch mit gewiffen Modifikationen, vgl. 


1) Die Srundfäße über die durch den Betrieb einer Eijenbahn entftehens 
ben Beichädigungen und über die deshalbige Erſatzverbindlichkeit der Ciſenbahn⸗ 
Verwaltung finden fih im zweiten Theil diefer Abhandlung erörtert, und 
zwar, was die Befchädigung von Berfonen oder Sachen betrifft, welche der Eiſenbahn⸗ 
Berwaltung zum Transport anvertraut werden, im I. Titel $.36 ff., und was die 
Berlegung von anderen Perſonen oder Sachen, d. h. folder, weldhe der Eiſenbahn⸗ 
Serwaltung nicht zum Transport übergeben worden, im III. Titel. 

2) Daß nad gemeinen Recht nicht auch wegen Schadens, der durch bloße 
Unterlafjung (omittendo) herbeigeführt wird, die Aquiliſche Klage zugelafjen 
wird, vgl. 1. 44 D. (9, 2); anders nah Preuß. 2-R. Th. I. Tit. 6, 
5. 2—4, 9. Ueber die Vorausſetzungen dieſer Klage überhaupt, vgl. Bangerom 
Vandekten Bd. 3. ©. 565 fi. und Unterholgner Schuldverh. Bd. 2. S. 700. 

3) Beifpiele von mittelbaren Befchädigungen vgl. in 1.9. 8.3.1. 27 8. 11 
D(9, 2) — 1.14 8. 1D. (19,5) 1.51 81-4 D. (47,2) 1.52 $. 2. 
L53 D (9, 2) — 1. 13. pr. D (19, 2). 

4) CA. fr. 37 pr. ad 1. Aquil. (9, 2): gegen ben, welcher eine beſchaͤdigende 
handlung gebot, fofern er ein Befehligunge: Recht Hatte, ift die Aquilifche Plage 
Inläfig. 9 *4 
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Preuß EUR Th. J. Tit. 6 $ 10 ff, vgl. mit F. 1—9, das 
Defterr. bürg. Geſetzbuch $. 1293 ff. und den Code Napoleon 
Art. 1382—1384 °) anerfannt worden, 

- Ein derartiger Schadens-Erſatz-⸗Anſſeuch wird namentlich aud) 
dadurch begründet, daß die &ifenbahn-Verwaltung eine an fich 
erlaubte, aber für Dritte gefährliche Handlung an reip. auf dem 
Eifenbahnkörper, ald auf eigenem Grund und Boden vornahm, und 
es unterlieg dabei gehörige Sicherheit3- Maßregeln zu treffen ©). 
Sp Bat’ 3. B. die Eifenbahn-Berwaltung da, wo die Eifenbahn 
eine Chauſſee überfchreitet, an den jog. Uebergangs-Stellen, welche 
fomit ein Stüd Chauffee bilden, dafür zu forgen, daß dieſelben fo 
erbaut werden, daß für Menfchen und Thiere bei einem Uebergange 
über diejelben fein Schaden entfteht ") und für Die Ginfriedigung ®) 
der Bahn gehörig Sorge zu tragen. 


5) Das preuß. und öfter. LM. weicht in biefer Hinfiht vom M. RM. 
hauptfählih in Folgendem ab: | 

a. auch ein rein perjönliches Recht berechtigt zur Klage, indem ganz all« 
gemein ein jeder Beichäbigte Schadene-Erjap erhält, vgl. Br. LM. 8. 1 und 
10—16 eit., während in Beziehung auf Untergang und Beihädigung von 
Saden nah R. R. nur ber Gigenthümer oder dinglich Berechtigte zur Klage 
legitimirt if; 

b. nit nur ein Thun, fondern auch ein rechtswidriges Unterlafien begrün- 
det die Klage, vgl. Pr. L. R. F. 2—4. 9 cit., während die actio legis Aquil. 
nur dann angeftellt werben Fönnte, wenn derjenige, welcher die Beichädigung 
geduldet Hat, zur Verhinderung berfelden verpflichtet war. CA. 1. 45 pr. D 
(9, 2) und Unterholgner Schuld⸗Berh. II. ©. 700; 

c. bie Klage verjährt nach Preuß. L⸗R. $. 28 cit. in 3 Jahren, fomweit nicht 
ber Beichädigte bereichert ifl. 


6) Als analoge Betimmung des R. R. läßt fi anführen, 1. 30 $. 3 D 
(9, 2) wonach: der, welcher nicht Sicherheite-Maßregeln anwendet, damit nicht 
das von ihm auf feinem Grundſtück angezündete euer fih auf des Nachbars 
Feld ausbreitet, haftet. Es Heißt dort: in crimine est, qui non observavit, 
ne ignis longius procederet, at si omnia, quae oportuit observavit — culpa 
caret. 1, 31, D. h. t.: wonach ber, weldger beim Abhauen von Baumäften (wie 
auch beim Dachdecken) nicht die üblihen Warnungszeichen gibt, haftet. 

7) Bgl. fr. 2 $. 16 ne quid in loco publ. (43, 8). Wenn an einem 
öffentlichen Orte ein Bau aufzuführen geflattet wurde, fo ift nicht anzunehmen 
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Was den Umfang der Entichädigung betrifft, fo ift in den 
Ländern des gemeinen Rechts nach den römifchrechtlichen Grund» 
fügen der lex Aquilia in der Weiſe, wie dieſe Grundfäße von der 
Gerichtspraxis modificirt worden find, nicht nur der wirkliche 
Schaden °), jondern das volle Intereſſe 2°) (dad, was, der Be 


daß fo zu bauen geftattet fein follte, daß einem Anderen daraus ein Nachtheil 
entſtehe. 

Iſt daher ein Eiſenbahn⸗Uebergang nachlaäſſig reſp. gegen die Regeln ber 
Ciſenbahn⸗Baukunſt erbaut und ein Pferd bricht, indem es in den ſchlecht ange⸗ 
legten Schienen hängen bleibt, ein Glied, fo muß die Gifenbahn:Verwaltung, 
welche jener. Uebergang dem allgemeinen Gebrauche übergab, wegen dieſer ihrer 
Rahjläffigkeit haften. Bol. Erk. d. O⸗G. zu Mannheim v.1850 in Seuffertse Archiv 
BD. 8 Nr. 53 (in welchem Kalle ein Pferd mit dem Fuße deshalb in den 
Schienen hängen geblieben war, weil die Mebergangsicdhiene zwei Linien über 
die Unterlage hinaus in die Spurweite hinein ragte) und das in ber folgenden 
Anm. 13 mitgetheilte Erfenntniß des Geh. O.Tribunals zu Berlin. 

8) Auch bei einem Schaden, weldyer in Folge einer nicht gehörigen Eim- 
fridigung der Bahn entftanden if, wird nad dem citirten fr. 2 bei der 
Geährlichfeit des Unternehmens Erſatz geleiftet werben müllen, 3. 3. wen das 
in der Nähe unter Aufficht eines Hirten hütende Vieh in Folge der unterlafienen 
Ginfriedigung auf die Bahn läuft und durch die Lofomotive getödtet wird. 
Ausgeichlofien ift ein folder Anſpruch da, wo eine Nachläffigkeit des Gigenthümers 
und deſſen Perſonals in Mitte lag, wenn 3. B. das Vieh ohne Aufficht herum 
gelaufen if. 

9) Der wirflihe Schaden befteht, nachdem die Gerichtepraris alles Straf: 
artige des aquil. Geſetzes von der civiliftiichen Verfolgung ausgeſchloſſen hat, in 
dem Werthe der Sache zur Zeit der Beichädigung. Vgl. Glück Pandekten Bd. 10 
6. 382 N. 1., Höpfner Commentar, $. 1060; der Affektionswerch wird nicht 
erießt. 

io) Cf. 1. 30 D. (9, 2): Et hoc jure utimur, ut ejus quod interet fiat 
aestimatio; fo 3. B. muͤſſen nach 1.21 $. 2 h.t. die durch die Todtung eines Viehes 
verfallene Gonventionalftrafe und überhaupt nad 1. 22 pr. 1. 55 D. 9, 2: alle 
Nachtheile, welche baraus erwachfen, daß man in Bezug auf die verlorene oder bejchä- 
biete Sache eingegangene Verbindlichfeiten nicht erfüllen Fann, erfeßt werden und 
ebenfo andere Nebenfoften und Nebenverlufte, die man erlitt: 1. 2 und 3 pr. D. 
(19,2) 3.8. nad) 1.22h.t. der Mehr: Werth des getöbteten Thiers als eines Vier⸗ 
gpanns (Poflzuge). . 

Mas insbejondere die Verlegung von Perfonen anlangt, welche durch ben 
Ciſenbahn⸗Bau (oder Betrieb) verwundet oder getöbtet werden, fo geht die Klage: 

a) auf den Erſatz der Kur⸗ und Pflegekoſten, foweit fie als für die Heilung 
nothwendige Ausgaben ericheinen. Als daher ein auf ber Badiſchen Stantabalie 


a 
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ſchädigte für das Verlorene hätte erhalten fönnen, oder was er 
wegen des Verluftes aufzuwenden genöthigt wird) Dem Bejchädigten 
zu erjegen, insbeſondere auch der ihm durch Die befchädigende 
Handlung entgehende Gewinn (das lucrum cessans ). Das Deiter., 
das Preuß. 8.:R. und der Code dagegen lafjen den Umfang der 
Verpflichtung nach dem Grade des Verſchuldens in der Weije beftim» 
men, daß nur in dem Falle, wenn vom Beichädigten dolus oder 


Verletzter auf die Verföfligungs-Auslagen feiner Muiter zu Heidelberg klagte, 
welche ihn während feines Aufenthaltes in der dortigen Clinik auf Rath des 
Borftandes befucht und verpflegt Hatte, fo wurde dieſer Anſpruch zurückgewieſen, 
weil der Kläger zugegeben hatte, daß feine Aufnahme in die Clinik zu Heidel- 
Berg bereite auf Staatskoften erfolgt fei, fo daß ihm bie nöthige Verpflegung 
auf Staats-Koften ſchon gefihert war und fomit jene Auslagen feiner Mutter 
während ihres Aufenthalts zu Heidelberg durchaus nicht als eine für feine 
Heilung nothiwendige Auslage erfchienen. Mit Bezug auf Badenſches L.R. 5.1282 b- 
vgl. mit $. 1288 a, 1149 und 1151. 


b) auf Erſatz des dem Beichädigten durch die Körperverleßung entzogenen 
Gewinns, insbefondere deflen, weldyer durch die geminberte Arbeite« und Erwerbs⸗ 
fähigkeit entfteht. ZurBegründung eines derartigen Anfpruche muß aber behauptet 
und wahrfcheinfich gemacht werden, daß irgend ein und von wo zu erwartender 
Gewinn dem Befchädigten in den Verhältnifien, in welchen er vor ber Ders 
leßung lebte und muthmaßlich jpäter gelebt haben würde, auch wirklich entzogen 
worden iſt oder vorausflchtlich entzogen werben wird. 


Die Angabe des am Fuß DVerlepten, daß er durch ben geminderten Gebrauch 
feiner Füße an der Uebernahme irgend einer einträglicgen HandlungsGefchäftsführer- 
Stelle verhindert fi — wurde 3. B. nicht für genügend angefehen, zur Begrüns 
dung eines Entſchaͤdigungs⸗Anſpruchs, weil Kläger nicht wahrjcheinlih gemacht 
hatte, daß er überhaupt in naͤchſter Zukunft eine ſolche Stelle geſucht haben 
würde, vielmehr zugab, daß er lange in dem eigenen Gefchäft feines bejahrten 
Vaters nicht entbehrt) werben Fönne, auch weder dargelegt Hatte, Daß 
durch jene Verlegung ber in feinem bezw. feines Vaters Geſchäft zu erwartende 
Gewinn gefhmälert worden fei, noch bag nach Eünftiger Auflöfung des zwijchen 
ihm und feinem Vater beftchenden Gefchäfts-Verhältnifies, ihm duch die Vers 
letzung ber Gintritt in ein fremdes Geſchaͤft nur unter finanziell ungünftigeren 
Bedingungen möglich fei. Vgl. Erf. des Oberhof-Gerihts zu Mannheim im 
Jahrbuch N. F. XI. (1849 His 1850) ©. 281 ff. abgedrudt in Seufferts Archiv 
Bd. 8. Num. 222, 
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culpa lata des Beſchaͤdigers nachgewielen wird, auch für entgangenen 
Gewinn Schadend-Erjaß geleiftet werben muß 21). 


11) Bgl. Pr. L-R. SH. II. Fit. 6 $. 1: „Schade Heißt jede Verſchlim⸗ 
merung des Zuftandes eines Menſchen in Abficht feines Körpers, feiner Freiheit, 
oder Ehre, oder feines Vermögens.” $. 7: Zu einer vollfländigen Genugthuung 
gehört der Erſatz des gefammten Echadens und des entgangenen Gewinnes.“ 

6. 10: „Wer einen Andern aus PVorfap oder grobem Verſehen beleidigt 
muß demfelden vollfländige Genugthuung leiften.” $. 12: Wer nur aus mäßigem 
Beriehen den Andern durch eine Handlung oder Unterlafiung beleidigt, der haftet 
aur für den daraus entflandenen wirfliden Schaden." €. 43: Doch muß der 
Beichädiger, doch auch einen folgen entgangenen Gewinn erfeßen, den der Bes 
ſchädigte durch den gewöhnlichen Gebrauch, desjenigen, woran er gefränft worden, 
erlangt Haben würde, wenn die Kränfung nicht vorgefallen wäre. 

Das preuß. Ciſenbahngeſetz von 1838 beflimmt im $. 25: „Die Gefells 
ſchaft ift zum Erſatz verpflichtet für allen Schaden, welcher bei der Beförderung 
auf der Bahn, an ben auf bderjelben beförderten Perfonen und Gütern, ober 
auh an andern Perfonen und deren Sachen, entfteht, und fie kann fi von 
dieſer Berpflihtung nur durch den Beweis befreien, daß der Schade entweber 
dur die eigene Schuld des Beihädigten, oder durch einen unabweisbaren äußern 
Zufall bewirkt worden ifl. Die gefährlie Natur der Unternehmung felbft iR 
als ein folcher, von dem Schadens:Grfag befreiender, Zufall nicht zu Betrachten.” 

Ein Erkenntniß des Geh. O.⸗Tribunals zu Berlin v. 24 1854 vgl. Ent⸗ 
ſcheidungen defielben Bd. 28. Nr. 33 ©. 270 will mit Bezugnahme auf die 
atirten $$. 1 fi. des preuß. L.R. und auf den im cit. $. 25 bes Gifenbahns 
Geſetzes gebrauchten Ausdrud „allen Schaden“ unter dem gefammten Schaden 
nur den erlittenen Nachtheil, nicht den entgangenen Gewinn begreifen. — Bill 
man annehmen, daß der preuß. Gefeßgeber die Nomenflatur des allgem. L.⸗R. 
und nicht die gewöhnliche Sprachweife, welche unter vollem Schaden unzweifel⸗ 
haft das volle Interefje verfteht, bei dem cit. 8. 25, im Auge gehabt habe, fo 
vird man doch, nach dem cit. $. 10 des preuß. L.⸗R. und da $. 25 des Gifen- 
Yahngefeges v. 1838 die Haftung der ECiſenbahn-Geſellſchaft nicht beichränft, 
fendern vielmehr diefe erweitert, für den Fall eines groben Verſehens die Geſell⸗ 
haft nicht nur zum Schadens-Erſatz (im Sinne des preuß. 2.-R.), fondern zur 
vollen Genugthuung condemniren müflen. 

412) Der eit. $. 25 bes preuß. Bifenbahngefeßes von 1838 regulirt zwar 
die Beroeislaft in der Weife, wie diefelbe ber dem Receptum der Schiffer im 
FM. flattfindet, daß nämlich die Gifenbahn-Gefellfchaft nur dann vom Erſatz 
frei if, wenn fie höhere Gewalt oder eigene Schuld des Bejchädigten nachweißt. 
Jedoch ſetzt diefer $. 25 nicht einen bei der Bahn-Anlage vorkommenden, fondern einen 
bei der Beförderung auf der Bahn bezw. aus Beranlaffung die ſer Thätigkeit 
entſtandenen Schaden voraus. Aus diefem Grunde hob ein Erf. des G.⸗O.⸗Tribunals 
m Berlin von $ 1852 ein Erkenntniß des AppellG. zu Magdeburg v. 151851 
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Was die Beweislaſt angeht, fo muß der klagende Beſchädigte, 
da fein Entihädigungs-Anfprud ein Verfchulden der Eijenbahn- 
Verwaltung zum Grunde bat, dieſes Verfchulden beweifen ?2). 


in Saden ber Magdeburg. GöthensZeipzigers Eifenbahns Gejelichaft g. Mohr auf. 
Es lag dort folgender Rechtsfall vor: Ein Pferd war in Folge der fehlerhaften 
Schienen-Anlage auf einer Uebergangs⸗Stelle in einer Schiene mit einem Yuße 
fiedden geblieben und hatte jo Schaden gelitten. Das App.⸗Gericht zu Magbeburg 
hatte auf Grund bes cit. $.25 die Fehlerhaftigfeit der Anlage dem Entſchädigung 
Beanfpruchenden Kläger nicht zu Beweis verfiel. — Die Entfcheidungsgründe 
bes Geh. D.:Tribunals für die Nichtigfprechung diefes Erkenntniſſes waren: 
„in Erwägung: daß der $. 25 des Geſetzes über die Ciſenbahn⸗Unterneh⸗ 
mungen bie GifenbahnsGejellichaften verpflichtet, für allen Schaden, welder 
bei der Beförderung auf der Bahn an den auf derjelben befindlichen Perſonen 
und Bütern, oder auch an andern Perſonen und deren Sachen entſteht, Erſatz 
zu leiften, wofern fie nicht beweiſen können, dag der Schaden durch eigene Schuld 
bes Beichädigten, ober durch einen unabwendbaren äußern Zufall bewirkt worben 
it; daß hiernach biefe ausgedehnte Entfchädigungsverpfliddtung der Eifenbahn- 
Geſellſchaft einen „bei der Beförderung auf der Bahn” entflandenen Schaden 
vorausſetzt, alfo einen, während die Beförberungsmittel, die Perſonen⸗ und Güter- 
züge in Thätigfeit gefept find, und aus Veranlaſſung dieſer Thätigkeit einge 
tretenen Schaden ; 
ı daß dagegen das Urtheil zweiter Inflanz die Worte des Geſetzes nicht 
auf die zur Zeit bes flattfindenden Transportes und durch bdenfelben auf 
der Bahn fi ereignenden Beihädigungen befchränfen, ſondern dieſelben über⸗ 
haupt von denjenigen Mitteln verftehen will, welche bie Beförderung auf der 
Bahn möglih machen, namentlid von der Schienenanlage auf einer Bahn und 
eben deshalb dieſes Urtheil es für hinreichend achtet, daß das, vor einen bela⸗ 
denen Wagen gejpannte Pferb des Klägers, bei der Ueberfahrt dieſes Wagens 
über die MagdeburgsLeipziger-Bahn, an ber Ueberfahrtsftelle zwifchen Halle und 
Meideburg, an ber dort befindlichen Schienenanlage ſich befhädigt hat, fo daß 
es nicht darauf anfommeu foll, od dieſe Stelle der Schienenanlage fehlerhaft 
gebaut gewejen fei oder nicht, durch dieſe Auslegung des Geſetzes aber das 
Appellations-Urtheil den Wortfinn des Geſetzes augenicheinlich verletzt ($. 46 der 
Einleitung zum A. 8. R.) und aud gegen den Schlußfap des angeführten 
$. 25 verftößt, indem nad den hervorgehobenen Feſtſezungen weiter beftimmt 
if, dag die gefährliche Natur der Unternehmung felbft als ein vom Schadens⸗ 
Erſatze befreiender Zufall nicht betrachtet werben dürfe, und hierdurch zugleid 
ausgedrüdt ift, daß andererfeits nicht bie bloße Griltenz der Sifenbahn: Anlage 
zum Erſatz eines jeglichen Schadens, den Semand, ber fi, oder feine Sachen 
über diefelbe hinweg bewegt, dabei erleidet, verpflichtet; 

baß demnach ber Kläger feinen Anſpruch nicht auf jenen $. 25 des Geſetzes, 
fondern auf die allgemeinen Grundfäpe im 6. Titel TH. J. A. 2 R. gründen 
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Fünfter Titel. 


Die Mechtöverhältniffe der Eiſenbahnen in Beziehung 
um Staate und zu den Gemeinden, durch Deren 
Territorium Diefelben geben. 


1) Rechtsverhältniſſe bei Staatsbahnen. 
S. 66. 


Schon in der Einleitung (vgl. F. 2) wurde das Recht3-Ver: 
haltniß der Bahn zur Staatsgewalt berührt und hervorgehoben, 
daß Die Anlage wie der Betrieb der dem öffentlichen Verkehr 
dimenden Eiſenbahnen ausſchließliches Recht Des Staats (Regal) 
fei, deffen Ausübung jedoch durch Verleihung (Conzeſſion, Privileg) 
auf einzelne Privaten bezw. Aktien⸗Geſellſchaften übertragen werben 
Eönne. Dieſe Regalitäts-Verhältniffe der Eifenbahnen, welche zum 
Theil ſchon auf das Gebiet des Betriebs übergreifen, follen hier, 
ſoweit fie ſich nicht aufven Transport beziehen (vgl. Tit. IV. im 2, Theil 
biefer Abhandlung), näher erörtert werben. 

Das einfachite Verhältniß ift das, wo der Etaat felbft eine 
Gifenbahn anlegt und in Betrieb feßt *), bezw. eine von concefe 


darf, Denen zufolge er verpflichtet ift, die Gaufalverbindung zwiſchen feiner Bes 
Widigung und einer Thätigfeit, ober ſchuldbaren Unterlaffung der Verflagten 
nhzuweiſen; hieraus bann die Vernichtung des Appellations:Urtheils folgt, 
wies dieſem Srundfage zuwider die Verurtheilung der Verklagten fchon jetzt 
wsögeiprochen hat, andrerjeits aber, und in der Hauptfache, auch das Urtheil erfler 
Yalanz wieder zu weit gegangen ift, wenn es den Kläger, ohne Erhebung des 
von dieſem über die fehlerhafte Anlage der Uebergangsftelle angetretenen Beweiſes 
abgewieſen bat.” 

1) Die Staatsbahnen (d. 5. ſolche Bahnen, welche Gigenthum bes Staats 
ind und auf defien Rechnung verwaltet werden) bilden in Deutfchland jeßt die 
Regel, Würtemberg und Hannover haben nur Gtaatsbahnen, Defterreidh, 
„a Rönigr. Sachſen, Baiern laflen nur ausnahmsweiſe Privatbahnen zu und in 
vl Velen Ländern hat der Staat bermalen von ben meiften Bahnen Beflg genome | 
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fionirten Privaten erbaute Bahn durch Erloͤſchen der Conzeſſion 2) 
oder durch ein Rechtsgeſchaäft (Kauf ꝛc.) erworben hat. 


men; ebenfo find in Preußen wo urjprünglih nur Privatbahnen beabfichtigt 
wurden, feit 1848 mehrere Staatsbahnen aus Staatsmitteln gebaut, 4. DB. die 
Weſtphaͤliſche Gifenbahn von der Kurh. Grenze nah Hamm, die von Müniter 
zum Anfchluß an die Hannov. Weſtbahn, die große Oſtbahn nad Königsberg, 
nachdem ſich der Staat ſchon feit 1842 durch Zinsgarantien ıc. an dem Bau 
von Privatbahnen betheiligt hatte. Sogar if ein Fonds dort gebildet, durch 
welchen allmählich alle Privatbahnen für den Staat acquirirt werden follen. 
Bei mehreren Privatbahnen bat au der Staat fih deren Verwaltung vor: 
behalten. 

Sofern der Staat nit den. egoiftifchen Zwed des Gewinns, fondern den 
der öffentlichen Wohlfahrt im Auge hat, ift es jedenfalls wünſchenswerth für 
den Verkehr und die Snduftrie, wenn berfelbe ſelbſt Gifenhahnen baue und 
betreibe. Der Zufanımenhang des Gifenbahn-Wefens mit dem Poſt⸗ und Kriegs: 
Weſen fomie mit der Volkswirthſchaft weilen den Staat fo ſchon darauf Hin. 

2) Die Conzeſſion zum Baue und Betriebe ale ein Privileg erlifcht: 

a. durch Ablauf der Zeit, auf welche die Gonzeffion ertheilt it (in Defter- 
reich wird biefelbe nah der V⸗O. v. ı* 1864 $. 7 und 8 hoͤchſtens auf 
90 Sabre ertheilt, wonah das Eigenthum am Grund und Boden und 
Bäulichfeiten nicht aber an dem zum Transport bienenden Material auf 
den Staat unentgeldlich übergeht. Ebenfo in Baiern, wo die Conzeſſton höchſtens 
auf 99 Jahre gegeben wird und dann das Cigenthum der Bahn fammt ihren Zubehös 
rungen ohne Entgeld und unmittelbar an den Staat übergeht, während das Mobiliar: 
Vermögen und das Betriebs⸗Inventar dem Unternehmer verbleibt, fofern es nicht der 
Staat gegen eine fchiederichterlich Feftzuftellende Summe käuflich an fi Bringt; 
vor Ablauf der Bonzeffion Tann das Verhältniß nur durch freies Uebereinfommen 
der Partheien gelößt werden. Vgl. BD. v. 29 1855 $. 7, in Preußen 
vgl. 5.42, und in Kurheſſen, vgl. Statut der Hr WNd.-B. 9.17, Hat der 
Staat das Recht des Ankaufs der Bahn nah 30 Jahren fi vorbehalten, in 
MWürtemberg, vgl. Gef. v. 22 1843 Art. 8, bei den mit Zinſen⸗Garantie 
von Seiten des Staats gebauten Bahnen nach 25jährigem Betriebe, im Falle fläns 
difcher Zuflimmung gegen Erſtattung bes Anlagelapitals, oder früher gegen einen 
Bufag von 15 pCt. zu demſelben. In Schleswig-Holftein ift die Gomeifton auf 
50 Sahre, bei der TaunussGifenbahn auf 99 Jahre gegeben. Die Hamburgs 
Bergdörfer-Bahn ift wie die englifchen Bahnen unbegränzt conzeffionirt), 

b. durch Verzicht von Seiten des Gonceffionirten, 

c. durch vorbehaltenen Widerruf von Seiten bes Staates und wegen 
Mißbrauchs nach vorausgegangener fruchtloſer Verwarnung. 

So iſt z. B. die Conzeſſion verwirkt, wenn die Bedingung, daß ber Ban 
innerhalb einer beſtimmten Zeit vollendet werde, nicht eingehalten wird. Ueber⸗ 
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Bei diefen Staatsbahnen fteht Dem Staate, — neben dem Eigen» 
thume an Grund und Boden, am Unter: und Oberbau *) — das 
Eigenthum an dem zum Transporte und zur Verwaltung dienenden 
Anventare, fowie Das Recht auf den Bezug des Fahrgeldes zu ©). 

Der Staat fann die Bahnı-Anlage ſammt dem Betriebe der: 
jelben aber auch verpachten. Liegt ein ſolches Pachtverhaͤltniß vor, 
fo erhält ter Pächter gegen Zahlung des Pachtgeldes die Bahn⸗ 
Aupungen. Wenn der Staat die Bahn von vorn herein verpachtet, 
wird der Bahnpächter die zum Transporte und zur Verwaltung 
dienenden Gegenftände anfchaffen und fteht ihm aljo das Eigen: 
tum an dieſen (Rofomotiven, Waggons 2c.) zu, oder der Staat 
ftellt Diefe Gegenſtaͤnde, was bejonders dann der Fall it, wenn 
(wie in Defterreih) die Staatsbahnen erft nachträglich verpachtet 
wurden, in welchem Falle fie als ein im vollen Stand zu erhal: 
tendes Inventar mit verpachtet erjcheinen. 

Mag übrigens die im Cigenthums-Befig des Staates befind- 
liche Bahn von ihm felbft betrieben werden, oder der Betrieb ver- 
pachtet fein, jobaldb dem Staate das Eigenthum an der Bahn 
zuſteht, tritt Die Bahn mit allen Gebäulichkeiten in das Ber: 
haͤltniß des dem Staate außerdem zugehörigen Outs, erfcheint alfo 


haupt wird bie Gonzeffion verwirft, wenn die Geſellſchaft tro& Aufforderung 
jar Erfüllung der ihr geftellten Bedingungen binnen einer beſtimmten Friſt nicht 
nachfommt. Vgl. Preußen $. 47. Dänifches Blafat von '* 1840. $. 17. Im 
Deflerreih (vgl. V.O. $. 12) und Baiern (B.:D.) tritt in einem foldhen Kalle 
Erqueftration ein. 

3) Zum Unterbau gehören die Bauwerfe auf welchen der Schienenweg ruht, 
die der Bahnförper, zum Oberbau all die Theile, welche den eigentlichen Weg 
wssmachen: die Bettung, die Schwellen, die Mittel zur Befeftigung der Schiene 
auf der Schwelle und bie Schienen mit ihren Verbindungsftüden. Vgl. Weber 
Säule bes Ciſenbahnweſens. Leipzig 1857. ©. 59. 

4) Diefe Einkünfte aus dem Gifenbahn- Betriebe werden zunächſt zur Unterhals 
tung der Anſtalt und zur Zinszahlung der für die Erbauung und Ginridhtung 
aufgenommenen Gapitalien dienen, der Ueberſchuß aber in die Staatskaſſe 
Üegen. Da wo landesherrliches Fideicommiß⸗ (Kammergut) und Gtaatsgut 
getrennt vorfommıt, werden biefe Ginfünfte, nicht zu Ießterem, fondern infoferm 
Ye Gifenbahn aus Staatsmitteln (3. B. durch Staatsanlehen) gebaut worden 
zum Staatsgute gehören. * 
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durchaus dem Verkehr entzogen, und wird für gewöhnlich nicht 
befteuert werden 3). 


2) Rechtsverhältniſſe der conceffionirten Bahnen. 
a) Dingliche Verhältniffe. 
g. 67. 


Complicirter geftaltet ſich das Verhaͤltniß zwiſchen Staat und 
Eifenbahn, wenn erfterer von feinem Rechte, Die Ausübung feines 
Regald zu verleihen, Gebrauh macht und einem Privaten die 
Conceſſion zur Anlage und dem Betriebe einer Eifenbahn gibt. 

Der Bahnkörper geht bier mit allen zu demfelben gehörigen 
Anlagen und Gebäulichkeiten in das Privat-Eigentbum bes Eifen- 
Bahn-Unternehmerd über und wird daher auf den Namen deſſelben 
in die Währjchaftd- und Hypothefen-Bücdyer eingetragen. — Das 
Privat-Eigentbum wird jedoch infoweit befchränkt, ald der Eifen- 
Bahn-Unternehmer nur ein Regal ausübt, inöbefondere fein Privat: 
Eigenthum ähnlich einer öffentlichen Straße dem öffentlichen Verkehr 
dient, wenn es auch nicht, wie Diefe dem beliebigen Gebraude 
des Publitums offen fteht. 

Es ift die Eigenichaft diefer Bahn-Anlage ald eines dem öffent: 
lichen Verfehre dienenden Gegenftandes infofern auch von rechtlicher 
Bedeutung, ald deſſen Veräußerung von der Genehmigung der 
Staatsgewalt abhängig erjcheint °). 


5) Bol, Reyider 1. c. ©. 287. In Frankreich findet nad dem Gefehe 
von 1842 ein eigenthümliches Verfahren ſtatt: Der Bahnförper wird von dem 
Staate angefauft und von biefem ber Unterbau bis zur Schienenlegung, der 
Oberbau dagegen, fowie die Anfhaffung des Betriebs⸗Materials vom Ciſenbahn⸗ 
Unternehmer beforgt; bier erhält der Unternehmer ein dingliches Nutzungs⸗Recht, 
ähnlich der römijchen superficies, während ber Staat das Obereigenthum an dem 
Bahnförper behält. | 

6) Bol. Preußen $. 7: „zur Gültigkeit der Verfteigerung von Grundflüden 
iſt die Genehmigung der Regierung nöthig." 

Die ſ. g. überfhießenden Parzellen dagegen, d. 5. die miterproprüirten, aber 
nicht zur Bahn Anlage verwendeten Theile werden, fofern nicht ber frühere 


Rechtsverh. ber Bifenbahbnen zum Staate. 161 


Mit diefer Verwendung der ezpropriitten Grundſtücke zum 
Öffentlichen Zwecke verträgt es ſich auch nicht, Daß nach vollendetem 
Expropr.-Berfahren Anfprüche, welche den öffentlichen Verkehr flören, 
z. B. die Evictionde, Pfand⸗Anſprüche, gegen Die Eifenbahn-Unter- 
nehmer geltend gemacht werben koͤnnen. Daher werden durch die 
ſchon öfter erwähnten Beftimmungen der Expropr.Geſetze "), alle 
berechtigten Cigenthümer, Servitut-Berechtigte, Pfandgläubiger, . 
welche fi) im Expropr.:Verfahren nicht zu gehöriger Zeit melden, 
mit ihren Anfprücen gegen das Expropr.Objekt ausgejchloffen 
und die ſich Meldenden auf die zu leiftende Entſchaͤdigung ver: 
wiefen. Die dinglichen Rechte Dritter an dem expropriirten Grundftüde 
hören aljo regelmäßig auf. — Eine weitere jehr wichtige Conſequenz 
jenes Satzes ift ed, Daß die neue Conſtituirung Dinglicher Rechte 
mr hoͤchſt ausnahmsweiſe und nur in Yolge Geftattung der höchften 
Staatsgewalt zuläffig erjcheint ). 


b) Nutzbares Recht des Staates an den conzefflonirten GBifenbahnen. 
(Befteuerung derfelben.) 


S. 68. 


Die Frage, ob auch die öffentlichen Abgaben an den zum 
Bahnkörper verwendeten Grundſtücken durch die Expropriation 
aufhören, wird fi nach den Beſtimmungen der betreffenden 
Gonzeffiond = Urkunden (Statute) und der Eiſenbahn-Geſetze, 


Egenthümer diejelben als ihm mit Unrecht exrproprürt bezw. auf Grund eines 
Sorlaufs-NRechts in Anſpruch nimmt, frei veräußert werben können. 

7) Bgl. die vorausgebenden 88. 43 und 44. 

8) Hat der Staat diefe Gonftituirung geftattet, bezw. von dem Gifenbahn- 
Unternehmer conflituirte Pfandrechte, deren Objekt die Bahn⸗Anlage ift, garantirt, 
fe müflen diefelben auch Geltung haben. So 3. B. das Pfandrecht, weldhes den 
Srioritäts-Aktionären mit Bewilligung des Staats an den Bahn-Anlagen eins 
geräumt worden iſt. Durch die Deflerr. V.O. $. 10 lit. c. wird beſtimmt, daß 
die Gifenbahn-Berwaltung überhaupt nicht berechtigt fei, ohne Bewilligung ber 
"Staats-Berwaltung Anleihen mit Hinausgabe von Obligationen oder in Form 
don Aktien-Emiffionen oder Aufzählung auf die früheren Aktien zu ſchließen. 


Koch, Gifenbahnen. 11 


162 Fünfter Titel. 


welche die allgemeinen Grundfäße für diefe Statute enthalten, 
richten. Abgejehen von bejonderen gejeglichen Beitimmungen wirb 
aus der Natur des Regals folgen, daß das wohlerworbene Recht 
feine anderen Schranken kennt, als die, welche der Staat bei ver 
Conzeſſionirung ſich bejonders vorbehalten hat ?). 

Nur die Abgaben braucht demnach der Eifenbahn-Unternehmer 
zu zahlen, welche fi) der Staat vorbehalten hat 10). 

Sn Folge feined Regalrechts Tann ſich der Staat bei der 
Conzeſſionirung, abgeſehen von eigentlichen Abgaben, befondere 
Rechte Hinfichtlich derſelben vorbehalten, jo Die freie oder ermäßigte 
Beförderung feiner Diener, insbejondere des Militärs, ſowie der 
Poſt; auch bejondere Begünftigungen des Staatsoberhauptes in 
Beziehung auf Transport Eommen öfters vor. 


9) Der Taunus-Eifendbahn, der Hamburg-Bergdörfer und den Schleswig— 
Holſtein'ſchen Bahnen wird in ihrer Statuten bezw. in den betr. Geſetzen Steuer: 
freiheit zugefihert. In Preußen ift im F. 49 des Gifenhahngefeßes von 1838 
ben Brivatgefellfchaften eine angemefjene Geldentihädigung ausdrüdlich für den 
Fall zugefihert, daß durch neue in dieſem Geſetze wieder feftgefeßte noch vor: 
behaltene Beſtimmungen eine Beſchraͤnkung, ihrer Cinnahmen oder eine Ber: 
mehrung ihrer Ausgaben herbeigeführt werden follte. 

10) Diefelben beftehen 1) in Brundfteuern. Soweit das der Gifenbahn: 
Geſellſchaft gehörige Grundeigentum den Gharafter einer öffentlihen Straße, 
hat (der Schienenweg felbft), muß bafjelbe von Grundſteuern frei bleiben, 
welcher Grundfag im preuß. Grundfteuers®. von 2! 1839 und im preuß. ©. 
von 2% 1850 anerfannt worden ifl. — Bahnhofsgebäude sc. werden dagegen 
der Grundfteuer unterworfen werden Eönnen. 2) in Ginfommen= (Gapital:) 
Steuern. So findet eine Gapitalfteuer in Defterreich ftatt, wo das Einkommen 
der Gifenbahn als ſolches und die Dividende, ſowie die Zinfen von den Eifenbahn- 
Aktien befteuert find. Vgl v. Rheden Gifenbahnen Bd. 2 ©. 10. Ebenſo ift 
in Preußen durch ©. v. 30 1853 eine Gifenbahn-Steuer eingeführt, welche in 
einer Quote des Reinertrage des Unternehmens bezw. der den Actionären zukom⸗ 
menden Dividende befteht und in fo bedeutenden Progreſſionen wählt, daß, 
während bei einem Reinertrags von 4pGt. eine Steuer von 24 pGt. des Ießteren 
gegeben werden muß, von 10 pGt. Meinertrag fchon 104 pCt. deſſelben als 
Steuer verlangt wird. Bon ber Entrichtung einer Gewerbefteuer find die Gifens 
BahnsGejellfchaftenin Preußen (vgl. Preußen F. 38) wohl deshalb befreit, weil es 
fi, wenn die Bahn auch von Privaten betrieben wird, nicht um ein Brivat- 
Gewerbe, jondern um die Ausübung eines Regals handelt. 
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Die Anlegung eined Staat3=Telegraphen auf Grund und 
Boden des Eifenbahn-Unternehmerd längs der Bahn, bezw. 
die unentgeltlihe Benugung der von ihm angelegten Eifenbahn- 
Zelegraphen hat ſich oft der Staat vorbehalten 17). 


S 


3) Rehtsverhältniffe ber Bahnen zum Gemeinde⸗Verbande. 


g. 69. 


Was die Verhältnifje der Eifenbahn zu den Gemeinden, durch 
deren Territorium dieſelben gebaut find, anlangt, jo erfcheint an 
fi) die Bahn, felbit wenn fie im Eigenthum von Privat-Unter- 
nehmern fteht, in Kolge ihrer Benugung für den öffentlichen Verkehr, 
der Herrfchaft der Gemeinde 12) und deren Abgaben entzogen. 


11) Bol. Oeſterreich'ſche B.-D. $. 10 lit. g. 

12) Bal. preuß. Grundfleuer:G. für die weill. Provinzen von 2: 1839 
und G. v. 211850 $.2 wonach für Kunſtſtraßen, Schienenwege der Eiſenbahnen ıc. 
noch immer Steuerfreiheit beſteht. Vgl. Erfenntnig des O.⸗A.⸗G. zu Gaflel iu 
Sachen Direct. d. Fr. W.Nd.:B. gegen Stadt Rotenburg vom 29. Oft. 1853, 
abgedrudt in Heufers Annalen Bd. 1 ©. 732: Ale die Fr. W.-Nd.-B. Direft., 
in der Rotenburger Weldinarf eine Reihe von Grundftüden zur Gifenbahn 
mittelft Grpropriation erworben hatte, wurde diefelbe ven der Stadt R. auf 
Zahlung einer GommunalsAbgabe (Geſchoß) beim forum rei sitae belangt. In 
der Appell..Inftanz ſprach hier das Ober-⸗-A.⸗G. aus, „daß Bifenbahnen, welche, 
wie die von der verflagten Direftion vertretene, in Folge landesherrlicher Ans 
ordnung erbaut und für den allgemeinen Verkehr beftimmt find, wegen dieſer 
ihrer Beſtimmung und ber dadurch eintretenden Unterwerfung berfelben unter die 
Binwirfung des Staatshoheitsrechts ebenfo, wie andere Staatsſtraßen und Fluͤſſe, 
bergeftalt als Begenflände des öffentlichen Rechts zu betrachten find, daß fie 
nicht weiter als Beflandtheile der Gemarkungen, durch welche fie ziehen, betrachtet 
werden können, mithin auch den auf dem gemeingeitlichen Gemarkungsverhältniſſe 
beruhenden Belaftungen für Zwede ber betreffenden Gemeinden nicht unterliegen 
— und dies auch auf bie dur Privatunternehmung erbauten und betriebenen 
Gifenbahnen Anwendung leidet, da auch bei diefen das obige Berhältniß eintritt”, 
und wies daher die Klage ald unbegründet in diefer Richtung zurüd, während 
es die Fortdauer der behaupteten Abgaben-Berpflihtung in Anfehung der zur 
Ciienbahn-Anlage nicht verwendeten erproprürten Grunditücde anerkannte. 


11* 
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Der Eijenbahn-Unternehmer tft nicht verpflichtet zu den Com⸗ 
munallaften beizutragen, es fei denn, daß der Staat Sich ſolches 
bei der Ertheilung der Gonceffion vorbehalten hat '®). 


13) Vgl. Erfenntniß des O.⸗A.⸗G. zu Gaflel in Heufers Annalen Bd. I. 
©. 731: Bon dem zu der Bahn und zu der ihr zugehörigen Gebäuden ver: 
wendeten Grunbdeigenthum können Gemeindes Abgaben ohne Einwilligung bes 
Staatsoberhauptes nicht gefordert werden. 

In Würtemberg ift nad dem Gefeb vom ’* 1849 Art. 9 die Gifen- 
bahn der Communalfteuer unterworfen , ebenfo in Preußen (Städte-Orbnung für 
die 6 öfll. Provinzen v. %° 1853, für die Mheinprovinzen v. 'F 1856, wonach 
die juriflifchen Berfonen, welche in dem Stadtbezirfe Grundeigenthum beſitzen 
oder ein fiehendes Gewerbe betreiben, verpflichtet find, an ben Laften Theil zu 
nehmen, welche auf den Grundbefiß und das Gewerbe oder auf das aus jener 
Duelle fliegende Cinkommen gelegt find). 


Um dur Augenfchein darzuthun, auf welchem Standpunfte, insbefondere 
in den größten, die meiften Gifenbahnen bauenden deutſchen Staaten gegen- 
wärtig bie deutſche Ciſenbahn⸗Geſetzgebung in Beziehung auf den Ciſenbahn⸗Bau 
ſteht, hat der Berfafler der vorſtehenden Abhandlung als Anlage 3—7: Yas 
preußifche Ciſenbahn⸗Geſetz v. A 1838, fodann die neueften Verordnungen 
von Oeſterreich und Baiern, welde die Erbauung von Gifenbahnen betref- 
gen, fowie die beiden neueften biefen Gegenſtand betreffenden Expropriatione⸗ 
Befepe von Sahfen- Weimar und Frankfurt, beigefügt, welche letztern 
in Beziehung auf das Erpropriations-Berfahren, insbefondere was die Ausmitt- 
lung der Entſchaͤdigung betrifft (vgl. Anhang zu 88. 49 u. 50, fowie $. 53 
Anm. 9 und $. 56 Anm. 25 bdiefer Abhandlung) fehr verſchiedene Principien 
verfolgen. 
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Anlage I. (zu $. 53. Anmerkung 17). 


Gutachten 
in der Yroschfahe des 3. 9. die . . . ViſenbahnGeſellſchaſt 
Entſchaͤdigungskoſten betr. 
Nr. 1. 


Rad) Angabe des Klägers ıc. find: 
1) die Grundſtücke Flur I. Nr. 72 und 105 bei dreimaliger 
Düngung in einem zehnjährigen Turnus: 
das 1. Jahr mit Wintergerfte, 


n 2. Roggen, 

n Ion m Roggen, 
„a „„ Weißen Klee, 
[4 5. n n Hafer, 

„ 6 nn Roxtoffeln, 
„ TU nn NWaigen, 

n & nn Roggen, 

„» % nm Roggen, 

n 


10. 4 nm Safe; 
2) das Grundſtück Furi Nr. 26, bei einmaliger Düngung: 
dad 1. Jahr mit Pferdebohnen, 
n» & nn Walzen, 
„ 3 nm rotbem Klee, 
n % nn Hafer 
beftellt worden, auf welche Kruchtfolge deshalb die Ertrags-Bered)- 
mung geftüßt werben fol. 
2) Ein weiteres Hauptmoment für die Ermittlung des Reinertrags 
ft Die Höhe des Preiſes der zu erzielenden Früchte. 
Es kommt bier auf die Durchfehnittspreife der der Abtretung 
des Grundſtücks vorangegangenen 10 Jahre an, und zwar auf bie 4 
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Durchſchnittspreiſe des Marktortes W., welcher den natürlichen 
Markt für Die Früchte des Klägers bildet. In diefer Beziehung 
fönnen die allmonatlid) von der k. Regierung zu A. im Amtsblatt 
befannt gemachten Durchſchnittsverkaufspreiſe auf dem Markte zu 
W. den beiten Anhalt: gemähren, und eine deßhalb vorgenommene 
Vergleihung dieſer Durchichnittsverfaufspreife in den Sahren 
1836—1845 incl. hat ergeben, daß. die von dem Sachverſtaͤndigen, 
Nentmeifter B., angenommenen Preiſe 


a) für den Scheffel Waizen Thlr.2 — Sgr. 
u nm Bogen „120, 
) um n Hafer „1 u 
) » nn - Wintergerfie „ 1 10 „ 


eÜ) un Ha: Kartoffeln „ 15 „ 

der Wirflichfeit angemeflen find. 

3) Was den von dem Rohertrage zu machenden Ubzug be: 
trifft, jo unterliegt e8 Feinem Zweifel, daß zu Diefen Abzügen ge 
rechnet werden muß: 

a) Alles, was der Übtretende des Grund und Bodens 
fünftig rein zu feinem Nußen erjpart, al3 namentlid) 
Düngung, Saatgetreide und Steuern. 

b) Alle diejenigen Arbeiten, weldye nicht von dem eigenen 
Hofgefinde des Abtretenden verrichtet, ſondern in 
der Megel durch eigend Dazu gebungene Taglöhner 
bejchafft werben. 

Dagegen dürfen vom Nobertrag unbedenklich nicht in Abzug 
gebracht werden alle Diejenigen Arbeiten, welche mit dem eigenen 
Geſpann und dem eigenen Geftnde des Abtretenden zu verrichten 
find, indem ſich die Unterhaltungskoften derjelben Durch die Ab- 
tretung einiger Morgen nicht vermindern und der dem Abtretenden 
verbleibende Reſt des Gutes verhältnißmäßig größere Geſpann⸗ 
haltungs⸗ und GefindesUnterhaltungsfoften verlangt, jo lange nicht 
feftfteht, Daß der Abtretende die erfparten Arbeiten anderweit nub- 
bar zu maden, im Stande if. ine Ausnahme hiervon machen 
jevoh, wenigftend zum Theil diejenigen, auf den abgetre 
tenen Grundftüden für die Zukunft ansfallenden Arbeiten, deren 
Verrihtung in Folge der Durchſchneidung des biäherigen- gangen 
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Srundftüds in zwei Hälften einen verhältnigmäßig größeren Beit- 
aufwand erfordern, wie Dies namentlich beim Pflügen, Eggen und 
Walzen wegen des vermehrten Wendend mit dem Pfluge, der Egge, 
der Walze der Fall ifl. Ueberfteigt diefer vermehrte Zeitaufwand 
nicht denjenigen, welchen die nämlichen Arbeiten früber auf dem 
abgetretenen Stüde erforderten, jo find die Koften dafür unbedenk 
lich von dem Rohertrag in Abzug zu bringen, foweit ber Abtre 
tende überhaupt eine Entſchaͤdigung für Die erwachjenen Mehrarbeiten 
in Anſpruch nimmt. Betrügen beiſpielsweiſe die Koften des Pflk- 
gend, Eggens, Walzen auf den abgetretenen Grundflüden 6 Thlr., 
dagegen die Koften für den Mehraufwand an Zeit, weldher dem 
Abtretenden auf den ihm verbleibenden Flaͤchen durch das öftere 
Wenden mit dem Pfluge, der Egge, der Walze und das Pflügen 
der Anwenden erwähft, 4 Thlr., jo würden diefe 4 Thlr. von 
bem Rohertrage der abgetretenen Fläche in Abzug zu bringen, 
oder wenn dies nicht geichäbe, Dem Abtretenden nicht zu erjeßen 
fein, indem er diefe Mehrarbeiten durch das naͤmliche Geſpann 
md in ber nämlichen Zeit, in welcher früher das abgetretene 
Grundſtück gepflügt, geegt und gewalzt wurde, verrichten kann, und 
ihm Nachtheile dadurch in feiner Weiſe entftehen. Die Entwerthung 
des dem Abtretenden verbleibenden Grund und Bodens, jobald 
das Grundftüd durch die Eifenbahn in zwei Theile gelegt wird, 
entſteht hauptfählih durch die Erjchwerungen und Nachtheile, 
welche bei der Kultur hervortreten, und als Folgen der Durch—⸗ 
ſchneidung zu betrachten find. 

Dieje Erjchwerungen der Kultur beitehen: 

1) in dem vermehrten Wenden mit dem Pfluge, der Egge, 
ver Walze, dem Querpflügen oder neuentflehenden Anwenden, und 
dem vermehrten Umſtechen ver Eden, 

2) in dem Mehrverbraudhe an Saatkorn beim Wenden bes 
Saͤemanns. 

Ad 1 ereignet ſich der ganze Zeitverluſt, welcher in Folge 
der Durchſchneidung eines Grundflüdd von der Bahnlinie für den 
Grundeigenthümer entfteht, auf den zu beiden Seiten der Bahn 
laufenden legten Ruthen des durchſchnittenen Grundftüdd und es 
läßt fich deshalb die dem Grundeigenthümer für die erſchwerte 
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Gultur zu gewährende Entihädigung füglih auf Längenruthen 
der Bahnftreden rebuciren. 

Ueber den Zeitverluft, welcher dadurch entfteht, wenn ein 
Grundftüd, welches bisher in ununterbrochener Fläche bearbeitet 
werden Eonnte, in Folge der Durchſchneidung in zwei Abtheilungen 
gepflügt, geegt, gewalzt werben muß, wobei ferner die entftandenen 
neuen Anwenden geadert und bie vier neu entflandenen Eden 
umgeftochen werden müſſen, hat der Unterzeichnete in feiner früheren 
Eigenſchaft als Expropriations-Fommilfarius bei der benachbarten 
Gifenbahn unter feiner Leitung und in Gegenwart jämmtlicher 
auf der Bahnftrede von. . . . fowohl Seitens der Eifenbahn- 
Verwaltung, al8 Seitens der Regierung für die Grundbeſichtigung 
erwählten Sachverftändigen, enblid der Grunderwerbungs-Kom- 
miffarien, Amtmann P., Bürgermeifter und Amtmann ©., praftifche 
Verſuche mit der Uhr in der- Hand angeftellt, welche bei Boden 
von faft gleicher Dualität wie der von S. abgetretenen, nadyftehende 
Refultate geliefert haben, wobei zu bemerken ift, daß bei der auf 
Grund diefer Rejultate angelegten Entſchädigungsberechnung, und 
zwar größtentheild zu Gunften der Grundeigenthümer im reich 
lihen Maaße angenommen worden tft, daß: 

a) zu jeder Fruchtart durchſchnittlich dreimal gepflügt, 
zweimal Doppelt geegt und einmal doppelt gewalzt wird; 

b) daß eine Pflugfurdhe 8 Boll breit ift, mithin auf 1 Ruthe 
12 Zuß 18 Furchen kommen; 

c) daß die Egge mit Rüdfiht darauf, daß in der Regel 
mit 2 und mit mehreren Eggen zugleich geeggt wird 
und die eine etwa 1 Fuß von der anderen überfchlägt, 
4 Fuß breit ift; 

d) daß ein Geſpann Arbeitätag durchſchnittlich 10 Stunden 
hat, und ein Gejpann mit 2 Pferde und einem Snechte 
täglich 2 Thlr. Eoftet. 

Die oben gedachten praftifchen Verſuche haben nun ergeben: 

a) daß ein Grundſtuͤck von 24 Ruthen Breite und 44 Ruthen 

Länge zum Pflügen 1 Stunde 55 Minuten erfordert, wo⸗ 

gegen bei dem nämlichen Stüd, wenn es der Flächeneintheilung 

nach quer burchichnitten tft und in zwei Abtheilungen gepflügt 
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wird, mithin in einer Breite von 24_Nuthen zweimal mehr 
mit dem Pfluge gewendet wird ein Zeitraum von 2 Stunden 
10 Minuten mehr erforderlich iſt; 

b) das Pflügen der beiden Anwenden von 23 Ruthen Länge 
und 2 Authen Breite dauert 15 Minuten: mithin entfteht 
beim Durchſchneiden eines Grundftüds von der Eijenbahn 
auf einer Länge von 24 Ruthen ein Gefammtverluft beim 
FPflügen von 30 Minuten, ober für jede Längenruthe ber 
Bahn 4 Minute; 

oO Da, was allerdings fehr richtig ift, angenommen wird, daß 
zu jeder Frucht, (exclusive, Klee) durchſchnittlich dreimal 
gepflügt werben muß, fo beträgt der ZBeitverluft für Mehr- 
pflügen in jedem Sabre auf jede Ruthe Bahnlänge 
18 Minuten, zu beiden Seiten der Bahn 36 Minuten, 

4) Jedes Grundſtück wird durchſchnittlich zu jeder Pflugart 
zweimal Doppelt geegt, ober zwälfmal einmal, Wirb eine 
Egge zu A Fuß Breite angenommen, fo wirb mit einer 
Egge jedesmal in einer Breite von A Fuß oder 6 Reihen 
geegt. Das Menden mit der Egge dauert eben fo Lange, 
ald das Wenden mit dem Pfluge, da aber mit der Egge 
eine ſechsmal fo große Breite gleichzeitig bearbeitet wird, 
als mit dem Pfluge, und in der Regel zwei Eggen gebraucht 
werben, fo erfordert das Wenden bei einmaligem Eggen „%, 
mithin beim viermaligen (zweimal Doppelt jede Pflugart) 
Eggen „4 =} der Zeit des Wendend beim Pflügen, zwei 
Minuten, mithin beim Eggen zum dreimaligen Pflügen 
auf eine Authenlänge zu beiden Seiten der Bahn 6 Mi- 
nuten. 

e) Das Walzen gefchieht dDurchjchnittlich zu je drei Pflugarten 
zweimal und da die Walze eine eben jo große Breite eins 
nimmt, wie zwei Eggen, der Beitverluft beim Wenden aber 
ein doppelter ift, wie beim Wenden mit der Egge, jo er: 
fordert das Wenden mit der Walze zu drei Pflugarten 
=} wie beim Eggen—=2 Winuten. In Folge der 
Durchſchneidung eines Grundſtücks von der Eifenbahn ent- 
flieht ſomit für jede Ruthe Bahnlänge ein Mehraufwand 
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der Beit beim Pflügen, Eggen und Walzen von 44 Minuten, 
was, da ein Arbeitätag mit einem Geſpann zu 10 Stunden — 
600 Minuten anzunehmen ift, „ts Gelpannsarbeitätage 
jaͤhrlich ausmacht. 

Ein Geſpannsarbeitstag mit zwei Pferden und einem 
Knecht koſtet 2 Thlr. mithin Eoften „4% Gejpannsarbeitstage 
re = — 3 4%, Sgr., welcher Koſtenbetrag 

den Verluſt des Grundeigenthümers auf jede Ruthenlänge, 
darſtellt, wo bei der beſtehenden Kruchtfolge dergleichen 
Arbeiten vorkommen. 

Da nad der Angabe des Klägers ſelbſt die Grundftüde 
Flur L Nr. 72 und 105 bei einem zehnjährigen Fruchtturnus 
zweimal, und das Grundſtück Flur J. Nr. 86 bei einem vierjährigen 
Turnus einmal mit Klee beftellt wird, wobei die Pflug: Eggen- 
und Walzenarbeiten fortfallen, ftellt ſich die Entſchäädigung in dem 
gegebenen Falle folgenderweife durchſchnittlich jährlich Für jede 
Längenruthe der Bahn heraus: 

L Bei den Grundftüden Flur L Nr. 72 und 105 eutfteht in 
einen Zeitraum von zehn Jahren zweimal ein Verluft von 4,% = 
35,7%; Sgr. mithin in jedem Jahre durchſchnittlich ein Verluft von 
3Sgr. 6,51 Pf. oder zum ffachen Betrag ein Kapital von 2 Thlr. 
27 Sgr. 64 Pf. 

1. Bei dem Grundſtucke Flur J. Nr. 86 entſteht in einem 
Zeitraum von A Jahren einmal ein Verluſt von A,% —= 134 Sgr., 
mithin durchſchnittlich für jedes Jahr ein Viertel von 134 Sgr. — 
3 Sgr. 33 Pf., oder ein Gapital zum 2bfachen Betrag von 2 Thlr. 
22 Sgr. 6 Pf. 

Das Umftechen der Eden nad) dem Pflügen erftredt fi) auf 
eine Fläche von 1 DIR. pro Ede und es entftehen beim Durch⸗ 
Schneiden mit der Bahn für jedes Grundftüd A Eden mehr. Das 
Umftechen einer Ede dauert durchſchnittlich 3 Stunden, mithin bei 
4 Ecken drei Stunden, und da zu drei Pflugarten zweimal die 
Eden umgeftocdhen werben, jo erfordert Dies einen jährlichen Zeit 
aufwand von 6 Stunden. Auf einen Taglohn von 10 Sgr. wird 
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eine Arbeitszeit von 10 Stunden gerechnet, mithin Eoftet jede Stunde 
1 Sgr. und 6 Stunden 6 Ser. 

Diefe Ausgabe von 6 Sgr. repetirt ſich bei den Grundftüden 
Flur L Nr. 72 und 105 in 10 Jahren achtmal und beträgt daher 
durchſchnittlich im Sabre 44 = 4A Sgr. oder ein Kapital zum 
2fahen Betrag 3 Thlr. 26 Sgr., was für jede der A Eden 
29 Sgr. ausmacht. Bei dem Grundſtück Flur L Nr. 86 kommt 
jene Ausgabe in A fahren dreimal vor, mithin beträgt fie jährlich 
s=41 Sgr., oder ein Kapital zum 2dfachen Betrag = 3 Thlr. 
22 Sgr. 6 Pf., was für jede der vier Eden 22 Sar. 14 Pf, 
macht, welche beide Säge auf 1 Thlr. abgerundet werben. 

Ad 2. Ein Verluſt an Saatkorn entfteht dem Grundeigen- 
thümer beim Wenden des Saͤemanns, und man kann annehmen, 
daß Legterer beim Wenden auf der nämlichen Fläche das Doppelte 
an Saamen ausſtreut. Bei den verjchiedenen Früchten aber beträgt 
die Ausfaat durchſchnittlich 1 Scheffel Roggen, wertb 1 Thlr. 
W Sgr. per Morgen, mithin per Ruthe „3% Thlr. Da aber das 
Wenden des Säemanns fih auf der Iehten Ruthe des durch: 
ſchnittenen Grundfitüdd längs der Bahn ereignet, fo erfordert 
jede zu beiden Seiten der Bahn liegende Ruthe des durchſchnit⸗ 
tmen Grundftüds jährlih für », an Saatforn mehr, mithin 
fommt auf jede Ruthe der Bahnlänge ein Saatverluft von 42 Ser. 
jährlich, oder ein Capital von 13 Sgr. 11 Pf. 


Nr. 2. 


Unter Zugrundlegung der vorftehenden auf praftiiche Verjuche 
geftüßten Ermittlung und Berechnung ift die nachfolgende fpeielle 
Entſchädigungsberechnung angelegt: 


A) Grandfüh Aur I. Wr. 195... 


Das Grundftüd wird von Weften nach Often von der Bahn 
durchfchnitten, Die Flurfurchen laufen von Norden nad) Süden, 
jedes zu beiden Seiten liegende Stüd läßt vermöge feiner Größe 
die künftige Bewirtbichaftung als Ader zu. ‘Der Boden Hat auf 
ene Tiefe von 10 Zoll trodenen Lehmboden. 
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. Entſchaͤdigung für den abgetretenen Grund und Boden: 


a) Berechnung des Rohertrags: 


Thlr. Spur. Pf. 
Erfted Jahr (gedüngt) Wintergerfte 
durchſchnittl. Ertrag 14 Scheffel a 1 Thle. 20 Sgr. 18 20 — 


1100 Pfd. Stroh pr. 100 a 10 Sgr. . . . . 320 — 
Zweites Jahr. Roggen 10 Scheffel a 1 Thlr. 20 Ser. 15 20 — 

2000 Pf. Stroh pr. 100 Pb. à 15 Sor. . . 1 — — 
Drittes Jahr. Roggen 8 Scheffel a 13 wo .. 1310 — 

1600 Pd. Striob . . . x... . .. 8 — 
Viertes Jahr. Weißer le . . . 2... .. 8 — — 
Fünftes Jahr. Hafer 18 Scheffel a 1 Thlr.... 18 — — 

9440 Pb. Stroh pr. 100 Pfd. A 10 Ser. . 414 — 
Sechstes Jahr (gedüngt) Kartoffeln 

96 Scheffel a4 The. . 2 2 2 2 2 2. 48 — — 


Siebented Jahr. Waizen 8 Scheffel zu 2 The... . 16 — — 
1400 Pfd. Stroh pr. 100 Pd. A 16 Ser. . . 71 — 


Achtes Jahr (gedüngt) Roggen 10 Scheffll . . . 1620 — 
Neunted Jahr. Rother Klee 
3000 Pf. pr. 100 Pfd. & 18 Ser. .... 1818 — 
Behntes Zahr. Hafer 12 Shefl . . ». ... 12 — — 
1440 Pd. Std . . » » 2 2 er er. dh — 1 


Summa des Rohertrags: 237 12 — 
davon abgezogen 10 p&t. Riſiko 23 22 2 


bleibt Rohertrag in 10 Jahren: 213 19 10 


b) Abzüge vom NRohertrag: 
1) Dünger. In zehn Jahren wird Dreimal gebüngt 
und durchſchnitt. werben jedesmal 6 Fuder à 2 Thlr. 
aufgebraucht, mithin i. 10 Sahren 18 Fuder à 2Thlr. 36 — — 
2) Saatkorn: 1mal Wintergerfte 11 Sh.a 11 Thlr. 120 — 
Dreimal Roggen 14 Scheffel a 1 Thlr. 20 Sgr. 522 6 
Einmal weißer Klee A Pf. a 3 Sır. . .. -— 12 — 
Bweimal Hafer 1 Scheffel 5 Mp. a 1 The. . 218 9 
Einmal Walzen 1 Scheifel a 2 The. . . . 2— — 
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Einmal xother Klee 6 Pfr. A 6 Se... ... 16 — 
Einmal Kartoffeln 10 Scheffel a 15 Sr. .. 5 — — 
3) Mähen. Durchſchnittlich mäht man 30 ON. in 
einer Stunde, mithin einen Morgen in 6 Stunden. 
Excl. Kartoffeln ift beim 10jährigen Turnus neuns 
mal 1 Morgen zu mähen, was einen Zeitaufwand 
von 54 Stunden = 5,4% Arbeitstage erfordert. 
Der Mäherlohn fteht in der Regel etwas höher, 
als wie der Lohn für andere Handarbeiten und 
ift zu 12 Sgr. per Tag anzunehmen, mithin Eoften 
5%, Tage Arbeitslohn 2 Thlr. A Sgr. IPF. Zum 
Binden und Aufjepen des Getraides iſt per Morgen 
ein $rauenzimmer per Tag & 74 Sgr. erforderlich, 
mithin 1 Morgen in 9 Jahren 9 Frauenzimmer⸗ 
Arbeitdtage . . » .2 76 
4) Ausmachen der Kartoffeln. Zum Ausmachen der 
Kartoffeln find per Morgen erforderlich: 
A Manndarbeitstage a 10 Sur. . . ... 1120 — 
6 Frauenarbeitätage a 7} Sar.. . . . . 115 — 
5) An Steuern find per Morgen jährli 25 Sur. 
anzunehmen, was für 10 Jahre beiträgt . . . 810 — 


Summa der Abzüge in 10 Sahren: 70 6 6 
ber Nobertrag betrug: 213 19 10 


Reit: 143 13 A 
macht für 1 Jahr: 14 10 4A 


oder ein Kapital zum 2dfachen Betrag per Morgen: 358 12 4 





6) Bemerkung. Die Koften der zur Zubereitung eines Mor- 
gend erforderlichen Pflug, Egge- und Walzenarbeiten fint 
bier nicht in Abzug gebracht und wird darüber weiter unter 
bei IL nähere Erläuterung erfolgen; diejelben berechnen 6 
in nachfolgender Weiſe: 

a) Pflügen. Zu jeder Fruchtfaat mit Ausnahme Def Dre: — 
wird dreimal gepflügt, mithin in 10 Tale: 21 
Einen Morgen einmal zu pflügen, erforbeut Buni 
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Ih 4 Stunden. Ein Arbeitötag zu 10 Stunden mit 
2 Pferden und einem Knecht Eoftet 2: Thlr., mithin 
foftet der Morgen einmal zu pflügen — 7% Arbeitstag 
24 Sgr. und 24mal zu pflügen = 19 Thlr. 6 Sgr. 

b) Eggen. Das Eggen erfordert 4 der Zeit des Pflügens, 
alfo pr. Morgen in 10 Jahren = 3 Thlr. 6 Ser. 

c) Walzen, die Hälfte der Zeit des Eggens 1 Thlr. 18 Sar. 
Summa der Pflug, Egge und Walzenarbeit für einen 
Morgen in 10 Jahren = 24 Thlr., mithin jährlid) 
2 Thlr. 12 Sgr. 


II. Entſchädigung für @ulturerjhwerungen. 

Das Grundftüd iſt auf einer Strede von 40 Ruthen 
480 laufende Fuß von der Eiſenbahn durchſchnitten, es entftehen 
Dadurch zwei neue Anwenden, und vier neue Eden. 

Die Entihädigung für die Mehrarbeit beträgt: 

1) beim Pflügen, Eggen und Walzen pro laufende Ruthe Bahn: 
linie 2 Thlr. 27 Sgr. 6 Pf., mithin für AO laufende Ruthen 
116 Thlr. 1 Ser. 8 Pf. Da indeß nach der Bemerkung 
Nr. 6 dem Grundeigenthümer die Koften für Pflug, Egge- 
und Walzenarbeiten auf dem abgetretenen Grundftüde nicht 
in Rechnung geftellt und von dem ermittelten Rohertrage 
nicht in Abzug gebracht find, jo muͤſſen vorftehende Mehr: 
Arbeitskoſten für Pflügen, Eggen und Walzen auf der dem 
Abtretenden verbleibenden Fläche und den Ertrag der Koften 
der nämlichen Arbeiten, welche auf Der abgetretenen Fläche 
früher zu der nämlichen Zeit und mit dem nämlichen Geſpann 
verrichtet worden waren, Tünftig aber erjpart und auf dem 

dem Grunbeigenthümer bleibenden Reſte feines Grundſtücks 
verwandt werden Zönnen, vermindert werben. Die Koften 
für dieſe Arbeiten betragen nad) obiger Ermittlung per Morgen 
2 Thlr. 12 Sgr., oder ein Kapital von 60 Thlr., mithin 
auf der abgetretenen Fläche von 179 Authen 40 Fuß = 
59 Thlr. 24 Sgr., ſo daß ſich das Entſchädigungskapital 
ſtellt uf . . . ... 56 Thlr. 17 Sgr. 8Pf. 
2) das Umſtechen von vier Ecen koſtt A u — u —n 
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Thlr. Sgr. Pf. 
3) der Verluft an Saatforn beträgt per Taufende 


Ruthe zu beiden Seiten der Bahn 13 Ser 11 Pf, 
demnach für AO Ruten . . . ... 1816 8 


Summa der Entihädigungen: 79 3 4 


11. Zufammenftellung jämmtlier Entſchädigungs-Au⸗ 
ſprüche: 
1) Nach Nr. 1 beträgt der Werth eines Morgens 
per Ruthe 1 Thlr. 29 Sgr. 6 Pf., im Kapital 358 18 4 
2) Nach Nr. 2 beträgt die Entſchaͤdigung für Kul- 
turerfchwerungen . . ° ... 79 — — 
3) Hierzukommt noch der Minderwerth, den das Grund⸗ 
ſtück erlitten, durch Zerlegung in zwei Theile mit 50 — — 


Summa der fämmtlihen Entſchädigungen: 487 18 4 


B) Graundſtüch Slar I. Ur. 86 . 


Dad Grundftüd wird von Weſten nad) Often in einer Länge 
von A0 Ruthen von der Bahn Durdhfchnitten. Die Flurfurchen laufen 
von Norden nad Süden. Auf der Jüdlichen Seite des Grundſtücks 
nad) Welten hin rüdt die Eifenbahnlinie der ſüdlichen Grundſtücks— 
grenze jo nahe, daß eine Fläche von 27 Ruthen zum Adern zu 
ſchmal wird und künftig mit dem Spaten bearbeitet werden muß. 
Die Güte des Grundftüds ift bedeutend geringer, ald Die des 
erfteren, weil die aderbare Oberſchicht nicht fiber 8 Zoll tief und 
der Untergrund weit weniger durchlaſſend ift. 


L Entihädigung für die abgetretene Kläche. 
a) Berechnung des Rohertrags: 
Es wird gebauet: Thle. Sur. Pf. 
Im erften Sabre (gedüngt) Pferdebohnen: 
durchſchnittl. Ertrag 10 Scheffel a 1Thlr. 16 Sgr. 15 10 — 
2000 Pfr. Stroh a 10 Sor.. . . . . 620 — 
Im zweiten Jahre: Waizen 7 Scheffel a 2 Thlr. 14 — — 


176 Anlage l. 


Im dritten Jahr: rother Klee. 
3000 Pfb. pr. 100 Pb. a 18 Ser. . . . 
Sm vierten Sahr Hafer, 16 Scheffel a 1 The. . 
1400 Pf. Stroh à 10 Ser. . . .. . 


Thlr. Sgr. Bf. 


18 — — 
16 — — 
120 — 


81 2 — 


Summa: 
Davon ab Nifiko: 


832 


72 28 10 


Reſt: 
) Abzuge v vom Rohertrege: 

1) Dünger 7 Fuder 

2) Saatkorn: 

13 Scheffel Bohnen A 1 Thlr. 16 Sgr.... 
1 Scheffel Waizen. 20 e. 
6 Pfd. Kleefaamen A 6 Ser. .. 
1 Scheffel 5 Metz Hafer . . 

3) Mähen pr. Morgen 6 Stunden, mithin pr. N Mor: 
gen 24 Stunden 2,4 Arbeitötage à 10 Sgr. 
Aufbinden und Segen pro Morgen ein Frauen⸗ 
zimmerarbeitstag & 74 Sgr., mithin Amal . 

4) Steuern pr. Morgen 20 Sgr. macht in A Jahren 


14 — — 


— A — 


1— — 
220 — 


: 2 19 11 


Summa aller Abzüge 


47 811 


bleibt Reinertrag in A Sahren: 
mithin für jedes Jahr: 


I. Entihädigung für Gulturerjchwerung : 


124 9 


Das Grundflüd wird auf eine Strede von 40 Ruthen von ber 
Bahn durchichnitten, auf der ſüdlichen Seite bleibt eine nicht mehr 
zu beadernde und mit dem Spaten zu bearbeitende Fläche von 


27 Duadr.-R. liegen. 
Hierfür beträgt: 
41) die Entfchädigung für Mehrarbeit beim Pflügen, 
Eggen und Walzen pr. Ruthe 2 Rthlr. 27 Ser. 
64 Pf. mithin 40 Ruten . . . .. 
Aus dem naͤmlichen Grunde, wie bei dem Grund⸗ 


Thlr. Sgr. Pf, 


. 116 14 8 
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ftüd Flur I. Nr.105 kommen bierauf die Koften, 

für Pflügen, Eggen und Walzen in Anrechnung. 

Diefe betragen: 
a) fürdreimaliges Pflügen zu 3 Fruchtarten = 9mal 

Pflügen a 5 Stunden = 4 Tag à 1 Thir . 9 — — 
b) für Eggen 4K der Pflugarbet . . . . . 115 — 
c) für Walzen 2 der Eggenarbet. . ....— 22 6 


Summa in 4 Sabren: 11 7 6 
mithin für jedes Jahr: 2 24 10 
oder in Gapital: 70 Thlr. O Ser. 10 Pf. 
pro Morgen, mithin da 1 Morgen 95 Ruthen 


411 Fuß abgetreten worden find . . . . . 108 1 2 
Die zu entfhädigende Mehrarbeit für Pflügen, 
Eggen und Walzen beträgt daher . . . . . . 8— 6 


2) das Umftechen von 4 Eden koſtet in Spital . A — — 
3) der Ve uft an Saatkorn beträgt pro laufende 

Ruthe 13 Sgr. 11 Pf., mithin für AO Ruthen 

(im Kapital) - : 2: 20 ne. 18 16 8 
4) 27 Duadratruthen umzugraben koſtet, da ein Mann 

in einem Tag bequem 11 Ruthen graͤbt, mithin 

23 Tagarbeit A 10 Sgr. erforderlich find, 25 Sgr., 

mithin zu 3 Fruchtarten (excl. Klee) 75 Sgr. in 

A Jahren und jährlid 18 opt 9 A oder ein 

Kapital von . . . » . 15% 


ui 


Summa: 46 7 


IL Zuſammenſtellung faͤmmtlicher Entſchaͤdigungsan⸗ 
ſprüche bei dem Grundſtück Flur I. 86. 
1) Der Eapitalwerth eines Morgens beträgt nach Nr. 25 VK 
mithin für die abgetretene Fläche von 1 Morgen 
95 Ruthen 11 Fuß. iM 2 
2) Entihädigung für Culturerſchwerung nach .& 7 
3) Hierzu an Minderiverth, den das Grundſtück tank 
die Zerlegung in 2 Theile erletet . .... N _ — ⸗ 


Summa aller Eutfhäbiunes- ZA - 7 
2 


gs 


Vi 


NE 


Koch, Eiſenbahnen. 
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C). Sraudfäh flur I. Wr. 72. 

Das Grundſtück wird von der Bahn von Oſten nach Weiten 
durchſchnitten; Die Pflugfurdhen laufen von Südoſt nad) Nordweſt; 
nur bie auf der fühlihen Seite der Bahn dem Cigenthümer ver: 
bleibende Fläche ift Zünftig zu beadern, bie nörblich derſelben 
liegen bleibende Fläche von 25 Duadr.:Ruthen muß umgegraben 
werden. 

Abgetreten werben 138 Quadratrutben 37 Fuß. Die Güte des 

Grund und Bodens ift Die namliche, wie bei dem Grundſtück 

Flur L, 105: 

J. Entſchaͤdigung für Die abgetretene Flaͤche von 138 Ruthen 37 Fuß 
pr. Morg. 358 Thlr. 18Sgr. 4 Pf. macht 274 Thlr. 17 Sgr. 2 Pf. 


N. Entſchaͤdigung für Culturerſchwerung: 
1) Pflügen, Eggen, Walzen: 

Die Länge derjenigen Seite Des künftig zu beadernden Grund⸗ 
ſtuͤcks, welche ſchraͤg auf die Bahn ftößt, beträgt 20 Ruthen, 
wovon jedod) nur 10 Ruthen in Rechnung kommen können, 
weil diejenige (weſtliche) Seite des Grundſtücks, auf welcher 
früher mit dem Pfluge dc. gewendet werben mußte, zum Theil 
in die Bahnlinie ſelbſt fällt, zum Theil der im separato zu 
berechnenden, Fünftig mit dein Spaten zu bearbeitenden Fläche 

| von 25 Duabdratruthen zugehoͤrt, und bie jetzige Wendeſeite 

nur um jene 10 Ruthen durch den ſchraͤgen Abſchnitt Länger 
geworden iſt. 

Da dieſe 10 Ruthen nur auf einer Seite der Bahn liegen, 
die Entſchädigung von 2 Thlr. 27 Sgr. 64 Pf. aber für 
eine Ruthe zu beiden Seiten ber Bahn gegeben werden muß, 
jo kommt für jene 10 Ruten nur bie Hälfte dieſes Satzes 
mit 1 Thle. 13 Ser. 94 Pf. in Rechnung und es beträgt 
bie Entjhädigung fonah nur . . 44 Thlr. 17 Ser. 8 Pf. 
Dagegen werden auf einer Flaͤche von 138 Ruthen 57 Fuß 
künftig alle Pflug⸗, Eggen⸗ und Walzenarbeiten mit der dem 
Gigenthümer verbleibenden Fläche ausgeführt, und kann für 
legtere eine Entſchaͤdigung überhaupt wicht in Betracht kommen. 
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2) &8 find zwei neue Eden entftanden, für deren Umſtechen 
jedoch ebenfalls Teine Entihädigung gewährt werben kann, 
weil 2 frühere Eden der aderbaren Fläche weggefallen find; 

8) der Verluft an Saatkorn ift nicht allein für die 20 Ruthen 
Länge ſüdweſtlich, jondern auch für die 10 Ruthen Länge 
mit weldyer das abgejchnittene Kleine Stüd von 25 Quadrat 
Nuthen an dieBahn grenzt, mithin im Ganzen für 30 einfache 
oder 15 Doppelruthen zu berechnen, pro Ruthe mit 13 Ser. 
1 Pf. ö 7Thlr. 29 Sgr. 7 Pf. 

4) MQuadratruthen umzugraben koſtet 
bei einem Turnus von 10 Jahren, 
worin 2mal Klee geſaͤet wird, jährlich 
17 Sgr., mithin im Kpital . . 14, 6 —, 

Summa der Entfhäbigung für Gulturenw 

ſchwerungen. .. 2 u 8 u Typ 

II. Bufammenftellung fämmtlicher Entfehädigungsanjprüche bet dem 

Grundſtück Flur 1.72 Thlt. Sgr. Pf. 

1) Entſchaͤdigung für Grund und Boden . . . . 27417 2 


2) Entfädigung für Kulturerfäwerungen . .. 2 4 7 
3) Hierzu an Minderwerth, den das Grundſtück Durch 
die Zerlegung in 2 Theile erhalten Bit . . . 0 — — 


| Summa aller Entihädigung: 316 21 9 
Die Forderung bes Klägerd würde ſich ſonach ftellen: 


L bei dem Orundfüd Flur L 72 ...... 316 21 9 
Lo a 7 318 1 8 
ne „LI 22222008718 4 

Sunmnma ber Entfhäbigung: 1352 11 9 


Ueber den Werth der in den Grundftüden zur Zeit der Ab⸗ 
tretung noch vorhanden gewejenen Gattung an Dünger reſp. Mergel 
läßt fich eine gutachtlihe Schäßung nicht wohl vornehmen, ba 
nicht conftirt, in welchem Jahre der Düngung fid) Die betreffen- 
den Örundftäde befunden haben. Uebrigens muß bemerkt werben, 
dep die Berechnungen bed Taxators DO... ., welder an- 
annimmt, daß der Dünger reſp. Mergel in ber 2. Hälfte des 

⸗ 122* 
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Fruchtturnus einen gleichen Werth habe, als in ber erſten Hälfte, 
unter allen Umſtaͤnden auf irriger Anſicht beruht, da die Wirkung, 
mithin auch der Werth jeder Düngung in jedem Jahre der Frucht⸗ 
ration, für welche fie gegeben ift, nady allen Erfahrungen und allen 
landwirthſchaftlichen Schriftftellern faft in geomettiſchen Verhaͤlt⸗ 
niſſen ſich vermindert. 


Anlage II, (zu $. 61 ff.) 


(Nachſtehender Rechtsfall jowie das denſelben entſcheidende 
Grfenntniß des Ober: Appellationd= Gerichtd zu Caſſel kam erft 
nach erfolgtem Drude des dritten Titels, $. 61 ff., die Rechts⸗ 
verhältnifje der Anlieger betreffend, zu meiner Kenntniß und fonnte 
daher nicht mehr an geeigneter Stelle benußt werben.) 

E. klagte gegen die Fr.-W.-Norbbahn:Direftion zu Caſſel, auf 
den Grund Bin, daß durch die bei der Anlage der Fr.-W.Nd.⸗ 
Bahn und der dadurch nothwendig geworbenen Verlegung bed 
Diemel-Betts ein Uferbruch entftanden und feinem Grundſtück 
dadurch Schaden entftanden ſei, auf Entſchädigung. — Das 
O.-⸗A.⸗Gericht erkannte übereinſtimmend mit dem Gericht I. und 
II. Inſtanz die rechtliche Begründung biejer Ringe im Allgemeinen 
zwar an: 

„da die Beftimmungen des $. 6 des Geſehes v. 2. Juli 1846 
keinen Zweifel übrig laſſen, daß auch für die durch die Eiſenbahn⸗ 
Anlage ſelbſt ſowohl, als auch durch die damit in Verbindung 
ſtehenden und zu deren Zwecke ſonſt unternommenen Werke den 
Eigenthümer benachbarter Grund ſt ücke zugefügten Be 
ſchaͤdigungen Erſatz geleiſtet werben ſoll, 


*) Erkenntniß des OA. Geriqhi⸗ zu Caſſel vom 3. Oftober 1857. in 
Sachen der Fr⸗W.⸗Nordbahn zu Caſſel, Verklagten, jet Appellanten, gegen ©. 
zu L., Kläger, jebt Appellaten, wegen Entſchadigung. 
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„auch die Merkmale des Begriffs einer Beſchädigung in bem 
bier in Betracht kommenden, den Normen des gemeinen bezw. bes 
vaterländifchen Privat⸗Rechts entiprechenden Sinne, in ber durch 
ben fraglichen Uferbruch dem Appellaten (Kläger) erwachfenen Be 
nachtheiligung ſich finden würden, jobalb der erforderliche Cauſal⸗ 
Zufammenhang jener Anlagen mit der Entſtehung diejes Ufer 
bruches Dargelegt if, 

„inöbejondere in bem Umſtande, daß fowohl zur Eiſenbahn⸗ 
Anlage al8 auch zur Verlegung des fraglichen Flußbettes der 
Appellantin , die ftaatlihe Genehmigung ertheilt worden, fowie in 
dem öffentlichen Zwecke ber betreffenden Anlagen überhaupt allein 
noch Fein Grund zu finden fteht, die Appellantin von ber gegen 
fie in Anſpruch genommenen Entſchadigungspflicht für befreit zu 
erachten, indem dieſe Genehmigung der Staatögewalt ımb der 
öffentliche Zwecke der Anlagen bei der erwähnten Berbinlich- 
Erklärung der Eifenbahn-Verwaltung zur Schabens>Griapleiftung 
Durch Die angezogene Gefepesbeftimmung geradezu unterftellt wird, 

„und endlich Die wegen bes, erft nach der Errichtung ber 
in Rede ſtehenden appellantiichen Werke Seitens des Appellaten 
Statt gefundenen Eigenthumserwerbs der betreffenden Grundſtücke 
von ber Appellantin beftrittene Aftivlegitimation des Appellaten 
aus den deshalb in ber angefochtene Obergerichts⸗Entſcheidung 
angeführten Gründen nicht zu beanftanden iſt.“ 

Daſſelbe Bericht wies jedoch unter Aufhebung der Remiffiorialen 
bes Kaſſſer O⸗G. vom 2%? 1857 und des Erf. des J.Amts zu 
Hofgeismar vom ? 1856 Die angeftellte Klage aus folgenden 
Gründen zurüd, bezw. entband den Verklagten und Appellanten 
von derſelben: 

„daß aus dem weiteren Vorbringen in ber Ginredes 
Handlung die Behauptung der Appellantin zu entnehmen ift, daß 
der fragliche Diemeldurchſtich an derjelben Stelle, wo er jetzt 
ausgeführt fei, bereitd vor und abgejehen von der Eifenbahn- 
Anlage von ber Waflerbaus rejp. der Stantsbehörbe, aljo dem 
dazu zuftändigen Organ der Stantögewalt, ald den örtlichen Ver⸗ 
bältnifien nach erforderlich erkannt, und deſſen Bewerkſtelligung 
der Gemeinde 2, in deren Gemarkung altenmäßig bie bier fragliche 
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Flußbettänderung ſich Befindet, aufgegeben worden; ba aber zur 
Beit der Eifenbahn-Anlage Die Arbeiten von der genannten Gemeinde 
noch nicht vorgenommen worden, ſolche nun mit. Genehmigung ber 
Staatögewalt von ihr, Appellantin, übernommen und auf ihre 
Koften und auf ihrem Eigentfum nach der Anordnung ber erftern 
zur Ausführung gebracht, auch nachdem letztere die ftaatliche Ap⸗ 
probation erhalten, das neue Flußbett an die Stantögewalt, und 
zwar an ben von berfelben beftellten Commiſſar, wieder tiberliefert 
worben jet, 

„und durch dieſe Thatfachen eine der erhobenenen Klage, ſoweit 
fie auf der Verlegung des Diemelflußbettes beruht, wirkſam ent⸗ 
gegenftehende Einrede begründet wird, 

„indem nach gemeinem. wie nad Kurheſſiſchem Partikular⸗Recht 
Die Anfieger an äffentlichen Flüͤſſen, dergleichen Die Diemel ift, 
für den Schuß der Ufer zunächft felbft Sorge zu tragen haben, 
bei entftehendem Uferbruch aber ber Regel nad) von Niemanden 
Entfehädigung verlangen können, vielmehr nur die Hülfeleiftung 
zur Reparatur von Seiten der Gemeinde und unter Umftänden 
größerer Verbände bezw. des Staated anrufen koͤnnen; 

„dem Staate ſodann die Regelung feiner öffentlichen. Flüſſe 
zufteht, daher er in den Fällen, wo er dergleichen für nöthig 
findet, auch Durchſtiche reſp. Verlegungen der Flußbette nad) 
feinem beften Ermefjen vornehmen zu Iafjen hat, wodurch die Ans 
lieger des veränderten Flußbettes in das nämliche Verhältniß bin 
fichtlich des Uferſchutzes und der Uferbrüdhe eintreten, wie dieſes 
bei den Anliegern bes Fluffes in feiner früheren Richtung der 
Fall war, 

„und wenn nun auch der Staat bei joldhen von ihm beſchloſſenen 
Flußbettanderungen die Dienſte und Mittel der betreffenden Ge⸗ 
meinde den beſtehenden Geſetzen nach in Anſpruch zu nehmen 
befugt iſt, doch ihm auch ohne Zweifel unbenommen bleibt, die Aus⸗ 
führung ſolcher Flußregelungen ſelbſt, aber auch eben ſo durch 
Dritte, Die ſich hierzu etwa, wenn auch wegen eines fonfurrirenden 
eigenen Intereſſes, erbieten möchten, nach feinen Anordnungen vor 
nehmen zu laſſen, ohne daß hierdurch allein ſchon Dieje letzteren zu 
den Anliegern bes tn feinem Paufe veränderten. Flufies: in ein 
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rechtliches Verhältnig treten, vermöge deſſen fie jenen Anliegern zur 
Schadloshaltung bei jpäter entftehenden Uferbrüchen verantwortlich 
werben, 

„ein Fall der Iehtgedachten Art aber durch die vorerwähnten 
thatjächlichen Angaben der Appellantin behauptet iſt; dieſer Fall 
daher wejentlih von dem ſich unterjcheidet, wo Die Eiſenbahn⸗ 
Verwaltung zum Zwecke der von ihr beabfichtigten Bahn-Anlage 
eine, außerbem nicht erforderliche bezw. noch nicht für nothwen⸗ 
dig erflärte, Flußbettänderung ihrem Intereſſe und Zwecke ente 
fprechend erachtet und Dazu die, aus öffentlichen Rüdfichten nicht 
etwa zu verjagende, Benehmigung der Staatdgewalt ſich erwirkt hat; 
baß bie betreffenden einreblihen Angaben der Appellantin, da fie 
Appellat nicht in genügender Weife in Abrebe geftellt hat, für 
eingeflanden erachtet werden müfjen, die gedachte Einrede der 
Aypellantin daher keines weiteren Beweiſes bedarf, 

„und bemnad die Klage in ihrer Richtung auf bie durch 
ben fraglichen Diemeldurchſtich mit herbeigeführte Beſchädigung 
bes appellatiſchen Grundftüd durch dieſe Einrede elidirt erjcheintz 

„daß aber auch die Klage in Hinficht auf ihre weitere 
Srunblage (die Eijenbahn-Anlage ſelbſt) dadurch abfällig wird, 
ba Appellat feinen Entſchaͤdigungs⸗Anſpruch nur auf die Geſammt⸗ 
wirtung beider appellantiihen Anlagen, auf das unmittelbar 
benachtheiligende Greignig (den Uferbruch) gegründet hat, und 
feineöwegs aus feinen Klagangaben zu erkennen ift, daß er die frag- 
liche Beſchädigung auch als Die alleinige Folge eines einzigen 
biefer Werke bat angefehen willen wollen, worüber ohnehin Seitens 
ber Streitiheile nicht verhandelt worden ift” *). 


=) Pol. mit diefer Ausführung die Beſtimmung in Art. 18 des Weimarfchen 
uud Meiningſchen Geſetzes in Anlage 5 und bes $. 14 des Preuß. Geſetzes in 
Sinlage 3 diefer Abhandlung. 


184 Anlage II. 


Anlage DI. 
Königlich Preußiſches Gefeh über bie Eiſenbahn⸗ 
Unteruehmungen. Bom 3. Itovember 1838, 


Nr 1. Jede Gefellihaft, weldye die Anlegung einer Eifenbahn 

beabfichtigt,, "hat ſich an das Handeldminiftertum pi wenden, und 

bemjelben Die Sauptpunfte ber Bahnlinie, jowie Die Größe des zu 
der Unternehmung beftimmten Altienfapitald genau anzugeben. 

Findet fid) gegen die Unternehmung im Allgemeinen nichts zu er- 

innern, fo iſt der Plan berfelben, nach den bereits a ee und 

künftig etwa neh zu erlaffenden Inſtruktionen, einer jorgfältigen 

Prüfung iu unterwerfen. Wird in Folge dieſer Prüfung Unfere 

landesherrliche Genehmigung ertheilt, ii hat das Handeldminifterium, 

unter öfmung der etwa nöthig befundenen bejonderen Bedin⸗ 
gungen und Maa ‚paben, eine at feftzufeßen, binnen weldyer 
der Nachweis zu führen ift, Daß Das beitimmte Aktienkapital ge 
zeichnet und Die Geſellſchaft, nach einem unter ben Aftienzeichnern 
vereinbarten Statute, wirklich zuſammengetreten fet. 

6. 2. Hinfihtlih der Aktien und der Verpflichtungen der 

Atiengelihne: finden folgende Grundjäge Anwendung: 

1) he nee dürfen auf den Inhaber geftellt werden und find 
empelfret ; 

2) Die Aus abe ber Aktien darf vor Einzahlung des ganzen 
Nominalbetrags berjelben nicht erfolgen, und ebenſo wenig 
bie Ertbeilung auf den Inhaber geftelter „Erormelen Interims⸗ 
ſcheine ꝛc. Ueber Partial⸗ ablungen bürfen nur Quittungen, 
auf den Namen lautend, ertheilt werben; 

3) der Zeichner der Aktie tft für bie Einzahlung von 4 Prozent 
bes Nominalbetrags der Aktie unbedingt verhaftet ; von Diefer 
Verpflichtung kann derfelbe weder durch Uebertragung feines 
Anrechts auf einen Dritten ſich befreien, noch Seitens der 
Bejellichaft entbunden werden. Sir den Fall, daß die aus- 
gelairie enen Partial-Zahlungen in Rüditand bleiben ift Die 

eftimmung von Konventionalftrafen, ohne Rüdficht auf Die 
put KT deren Höhe geſetzlich beſtehenden Beſchraͤn⸗ 
ngen, zulaͤſſig; 

4) nach — * ablung von 40 Prozent hat die Gefellfchaft, wenn 
der urjprüngliche Zeichner ber Aktie fein Anrecht auf einen 
Andern übertragen bat, Die Wahl, ob fe 

a) den uriprünglicyen Zeichner feiner Derpflichtung entlafien 
und fi lediglich an den Ceſſionar halten, oder 

b) der Abtrehung ungeachtet, Den urfprüngliden Zeichner 
nod) ferner in Anlprud nehmen will, in welchem Fall 
die Gefelfchaft gegen den Geffionar keinen Anfpruch bat. 
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Der hierüber von dem Vorſtande der Geſellſchaft zu 
faflende Deihlub ift bei dem Außjchreiben der näcften 
‚ Bartialzgahlung befannt zu machen. 
5) Bei jeder folgenden Geffion treten dieſelben Beſtimmungen 
ein, welche unter 4. für die erfte gegeben worben find. 
6) Wenn nad) Einzahlung von 40 Prozent die ferneren Partial⸗ 
gahlungen nicht eingehen, jo tft Die Geſellſchaft berechtigt, 


entweder 
a) ben: Zahlungspflichtigen weiter in Anfpruc zu nehmen, 
0 


b) denjelben, unter Aufhebung feiner Verpflichtung gegen 
die Geſellſchaft, des bereit3 Gezahlten und aller de te 
aus den biöherigen Zahlungen verluftig zu erflären. Bis 
u dem DBetrage, mit welchem die auf Diefe Weife aus⸗ 
Iheidenben Intereſſenten betheiligt waren, dürfen neue 
Altienzeichnungen zugelafien werben. 

G. 3. Das Statut tft zu Unferer Iandesherrlichen Beftätigung 
emureichen; ed muß jo zuvor der Bauplan im Weſentlichen 
kfigeftellt worben jein. 

So lange die Beftätigung nicht erfolgt ift, beſtimmen fich bie 
Verhaͤltniſſe der Gefellichaft und ihrer Vertreter nach den allge 
meinen geſetzlichen Borfchriften über Geſellſchafts⸗ und Manda 
Zerträge. Mittelft der Beflätigung des Statut, weldyed Durch die 
Geſetzſammlung zu publiziren ıft, werben der Geſellſchaft Die Rechte 
einer Korporation oder einer anonymen Gefellfchaft ertheilt. 

4. Die Genehmigung der Bahnlinie in ihrer vollftändigen 
Dichführung Durd) alle Anitnenpunfte wird dem Handelsminifterium 
vorbehalten, ebenſo find Die Verhaͤltniſſe der Konftruftion, ſowohl 
der Bahn als der anzınvendenden Kahrzeuge, an dieſe Genehmigung 

bunden. Alle Vorarbeiten zur Begründung der Genehmigung 
bat die Geſellſchaft auf ihre Koften zu beichaffen. 

& 5. Die Anlage von Bweigbahnen kann ebenfo, wie die 
von neuen Eifenbahtten überhaupt nur mit Unjerer landesherrlichen 
Genehmigung ftattfinden. 

S 6. Zur Emiſſion von Aktien über Die eng feftge- 
ſetzte Zahl hinaus, ift Unſere Genehmigung nothwendig. Die Auf- 
nahme von Belddarlehnen (womit Der auf auf Kredit nicht gleich- 
geftellt werden foll) bedarf der Zuftimmung des —e— —— 
welches dieſelbe an die Bedingung eines feſtzuſtellenden Zind- und 
Tilgungsfonds zu nüpfen befugt ift. 

7. Die Gefelfchaft ift befugt, die für das Unternehmen 
erforderlichen Grundſtücke onne Genehmigung einer Staatöbehörbe 
m erwerben; zur Gültigkeit der Veräußerung von Grundſtücken 
it jeboch Die Genehmigung der Regierung nöthig. * 

6 8. Für den Fall, daß über den Erwerb der für Die Bahn⸗ 
Anlage nothwendigen Grundſtücke eine Ginigung mit den Grund⸗ 
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befigern nicht zu Stande kommt, wirb der Gelellihaft das Recht 
zur Grpropriation, welchen auch die Nubungsberedhtigten unter: 
worfen find, verliehen, 
Daſſelbe erftredt ſich inſonderheit; 
auf den zu der Bahn ſelbſt erforderlichen Grund und Boden; 
2) auf den in den nöthigen Ausweichungen erforderlichen Raum; 
3) auf den Raum zur Unterbringung der Erde und des Schut—⸗ 
‚ te8 2c., bei Einjchnitten, Tunnels und Abtragungen ; 
4) auf den Raum für die Bahnhöfe, die Auffeber: und Wörter- 
häufer, die Waflerftationen und längs der Bahn zu errich— 
tenden Kohlenbehältnifje zur Verjorgung der Dampfmajchinen, 


um 

5) überhaupt auf den Grund und Boden für alle fonftigen An- 

lagen, welche zu dem Behufe, damit die Bahn als eiue öffent- 

lihe Straße zur allgemeinen Benugung dienen Fönne, noͤthig 

erben! a ber Bahn-Anlage im öffentlichen Intereſſe 
erforder nd. | 

Die Entſcheidung darüber, welche Grundſtücke für Die obigen 
Zwede (Nr. 1—5) in Anfpruch zu nehmen find, fteht in jedem 
einzelnen alle ber Regierung, mit Vorbehalt des Rekurſes an das 
Minifterium, zu. Dagegen ift das Expropriationsredht auf ſolche 
Anlagen nicht auszubehnen, welche, wie Waaren-Magazine und 
pergleichen, nicht den unter Nr. 5 gedachten allgemeinen Zweck, 
fondern nur das Privat⸗Intereſſe der Gejelldhaft angeben. 

9. Außer dem Expropriationdredhte wird der Geſellſchaft 
auch das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder Orundftüde 
Behufs der Einrichtung von Interims-Wegen, der Materialien 
Gewinnung ıc., ebenfo, wie ed bet der Anlegung und Unterhaltung 
von Kunftftraßen dem Staate zufteht, eingeräumt. — In welchem 
Umfang dieſes Recht nad) den, in den verichievenen Landestheilen 
beftehenden Vorſchriften geltend zu machen, welche Grundftüde Dabei 
in Anſpruch zu nehmen find, hat bie Regierung, vorbehaltlicd, des 
Rekurſes an das Handelöminifterium, zu beſtimmen. Jedoch if 
überall das Ausgraben von Erde zur Biegelfabrifation und von 
Feldfteinen, ſowie die Eröffnung von Steinbrüden und die Be 
nutzung ſchon vorhandener Steinbrüche, in Den durch gegenwärtigen 
ao raphen den Gejellichaften beigelegten Befugniſſen nicht ent- 

en, 

S 10. Wenn die Gejellichaft ein benachbarte Grundſtück 
zur Unterbringung der Erde und des Schuttes in Anſpruch ge 
nommen hat (8. 8. Nr. 3), fo fol, nachdem dieſer Zwed voll 
ftändig erreicht ift, der Gigenthümer bie Wahl haben, dieſes Grund⸗ 
ftüd (nad) $. 8) der Geſellſchaft fortwährend zu überlaffen, oder 
as . 9) gegen Erſatz der Werthöverminderung —A—— 

ollte job ber fortwährende Beſitz beffelben ber Geſellſchaft 
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ür die Sicherheit der Bahn nöthig fein, fo fällt der Anfpruch bes 
Einenthümers auf Rüdgabe hinweg. As ſpruch 

$. 1i. Die Expropriation erftgt in denjenigen Landestheilen, 
wo das allgemeine Landesrecht in Kraft ift, nach Vorfchrift der 
65. 8—11 Theil I. Titel 11 7 

Die Regierung ernennt bie Taxatoren und leitet das Abſchaͤ⸗ 
ungöverfahren unter Zuziehung beider Theile. Der Eigenthümer 
it verpflichtet, gegen Empfang oder gerichtliche Depoſition des 
Taxwerths, das Grundftüd der Geſellſchaft zu übergeben, und wird 
nötpigen 8 von der Regierung bierzu angehalten. 

er Eigenthümer kann, wenn er mit der Schäßung ber Taxa⸗ 
toren nicht zufrieden ift, auf richterlihe Entſcheidung über den 
Werth antragen. Der Geſellſchaft fteht ein ſolchrs Recht nicht zu. 

In der Rheinprovinz, foweit Das allgemeine Landrecht dafelbk 
nicht in Kraft ift, erfolgt Die Ausübung bes Expro riafionävechts 

8) und die Keftftellung der Entihädigungen nach den für Die 

ropriation dort geltenden Beftimmungen. 

F. 12. Wenn bei der Entſchädigung, außer dem Eigenthümer, 
auch Mealberedhtigte in Betracht fommen, fo hängt es von dem 
Ermeſſen der Regierung ab, ob bie Gntflbigungsfümme gerichtlich 
beponirt, oder ob dafür Kaution geftellt werben joll, in welchem 
legten Kal die Gejellihaft, vom Zeitpunft der Uebergabe an, 
landesuͤbliche Zinſen zu zahlen Bat. 

13. Für die vorübergehende Benugung von Grundſtücken 

(% 9) ift die Entihädigung ın gleicher Art, wie bei der Expro⸗ 

priation (6.11), zu beſtimmen. Es kann aber für deren Bewährung 

die Beſtellung einer angemeflenen Kaution verlangt werben, in 

welchem Falle die Regierung die Sache interimiftiich zu reguliren hat. 

. 14 Außer der Geldentſchaͤdigung ift Die ejelihaft auch 

nrichtung und Unterhaltung aller Anlagen verpflichtet, welche 

ie Regierung an Wegen, Ueberfahrten, Zriften, Ginfriedigungen, 

Bewällernngd- oder Vorfluths⸗Anlagen ıc. nöthig findet, damit die 

benachbarten Grundbeſitzer gegen Gefahren und Nachtheile in Be- 
uugung Üirer Srundftüde gefichert werden. 

tfteht die Nothwendigfeit folcher Anlagen erft nah Eröff: 

nung ber Bahn durch eine mit den benachbarten Grundſtücken vor- 


$. 8. In allen Fällen eineg durch die Geſetze begründeten nothwendigen 
Berfaufs muß, wenn über den Breis fein @inverfländniß flattfindet, derſelbe 
nach dem Ermeſſen vereideter Taratoren beflimmt werden. 

$. 9. Bei diefer Beſtimmung ift nicht blos auf den gemeinen, ſondern auch 
auf den außerordentlichen Werth Rückñcht zu nehmen. 

6. 10. Ob der Fall einer Nothwendigfeit des Verkaufs zum gemeinen 
Wohl vorhanden fei, bleibt der Beurtheilung und Entſcheidung des Oberhauptes 
Yes Staates vorbehalten. 

3. 11. Ueber die Beflimmung bes Preiſes aber fol dem bisherigen Bigen- 
thũmer rechtliches Gehör nicht verfagt werden. BR 


Jied'e 
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ehende Veränderung, fo {ft die Gefellihaft zwar auch zu deren 

Ginritung und Hnterhaltung verpflichtet, jedoch nur auf Koften 
der dabei intereffirten Grundbefiger, welche deshalb auf Verlangen 
der Geſellſchaft Kaution zu beftellen haben. 

F. 15. Bei der Zahlung der Geldvergütungen für Grund: 
üde, welche nach 5. 8 der ropriation unterworfen find, ohne 
nterſchied, ob die Veräußerung jelbit durch die Expropriation 

oder Durch ien Vertrag bewirkt wird, fommen die, für Den 
Chanfjeebau in den verſchiedenen Landestheilen hierüber beftehenden 
gejeßlichen De nnungen zur Anwendung ı auch jollen die dabei 
vorfommenden Verhandlungen ftempel- und [portelfrei erfolgen. 

F. 16. Sat die Geſe et ein nad $. 8. der Exrpropriation 
unterworfened Grundflüd, ſei ed durch Expropriation oder Durch 
freien Vertrag erworben, fo foll für daſſelbe ein Anſpruch ſowohl 
auf Miederfauf, ald auf Vorkauf eintreten, wenn in Der Folge 
entweber Die Anlage diefer Eiſenbahn aufgegeben oder das Grundftüd 
zu ihren Zwecken entbehrlich wird. 

. 17. Den Anfprud au Miederfauf und Vorkauf hat der 
zeitige Eigenthümer des Durch den urfprünglichen Erwerb ($. 16.) 
verfleinerten Grundſtücks. 

$. 18. Den MWiederfauf kann diefer Eigenthümer in Iolchem 
Se zu jeder Beit geltend machen, beitreitet die Gejellichaft Das 

ajein der in $. 16, nee Bedingungen, fo tritt richterliche 
Entſcheidung ein. Die ejeniaft kann von ihrer Seite den Eigen- 
thümer auffordern, ſich über Die Ausübung dieſes Rechts zu er- 

ären, und er verliert daflelbe, wenn er nicht binnen ziel Monaten 
dieje Erklaͤrung abgiebt. Bei dem Wiederkauf zahlt der Eigen⸗ 
thümer den urjprünglichen Kaufpreis, nach Abzug der durch bie 
bisherige Benußung in dem Grundftüd entftandenen Werthsver⸗ 
minderung. Dagegen Tann die Gefellfchaft feine Berbefjerungen in 
Anrechnung Bringen, wohl aber die von ihr auf diefem Boden 
etwa errichteten Gebäude oder andere Anlagen hbinwegnehmen. 

. 19. Der Vorkauf tritt ein, wenn die Geſellſ pi das ent 
behrlich gewordene Grundftüd anderweit zu verlaufen Gelegenheit 
findet. Sie hat diefe Abficht, fowie den angebotenen Kaufpreis dem 
nach S. 17. berechtigten Eigenthümer anzuzeigen, welcher fein Vor: 
kaufsrecht verliert, wenn er fich nicht binnen zwei Monaten darüber 
erflärt. Unterläßt die Gefellichaft Die Anzeige, jo kann der Be- 
rechtigte feinen Anſpruch gegen jeden Beſitzer geltend machen. 

20. $ür alle utfehädigungs-Anfprüche, welche in Folge 
der Bahn-Anlage an den Staat gemacht, und entweder von der 
Geſellſchaft ſelbſt anerfannt, oder unter ihrer Zuziehung richterlich 
feftgeftellt werben, ift die Geſellſchaft verpflichtet. 

. 21. Das Handeldminifterium wird nad) vorgängiger Ver- 
nehmung der Gejellihaft die Friſten beflimmen, in welchen die 
Anlage fortjchreiten und vollendet werben joll, und Tann für deren 
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Einhaltung fi) Bürgichaften flellen laſſen. Im alle ber t⸗ 
vollendung binnen der beſtimmten Zeit bleibt vorbehalten, die An⸗ 
lage, fo wie fie liegt, für Rechnung der Geſellſchaft unter ber 
Bedingung zu öffentlichen Verfteigerung zu bringen, daß biejelbe 
von den Anläufern ausge! rt werde. Es muß jedody dem Antrage 

Verfteigerung die Beſtimmung einer ſchließlichen Friſt von 
ſechs Meonaten zur Vollendung der Bahn vorangehen. 

F. 22. Die Bahn darf dem Verkehr nicht eher eröffnet werben, 
als, nad) vorgängiger Revifion der Anlage, von der Regierung 
bie Genehmigung Dazu ertheilt worden. 

* ie Handhabung der Bahnpolizei wird, nach einem 
darũber von dem Handelsminiſterium zu —— Reglement, der 
er rn übertragen. Das Reglement wird zugleich das Vers 
—* ie Ten biefem Geſchaͤft beauftragten Beamten der Geſell⸗ 

näher feſtſetzen. 

F. 4. Die Gefellichaft iſt verpflichtet, Die Bahn nebft den 
Transport-Anftalten fortwährend in ſolchem Stande zu erhalten, 
bag Die Beförderung mit Sicherheit und auf die der Beflimmung 
bes Unternehmens entjprechende Weiſe erfolgen Fönne, fie fann 
hierzu im DVerwaltungswege angehalten werben. 

8. 3. Die Setelicaft it zum Grjaß verpflichtet für allen 
Schaden, weldyer bei der Beförderung auf der Bahn, an ben auf 
derjelben beförberten Perfonen und Gütern, oder auch an anderen 
Berjonen und deren Sachen, entfteht und fie kann ſich von biefer 
Verpflichtung nur durch Den Beweis befreien, daß der Schade 
entweder durch die eigene Schuld Des Beichädigten, oder durch 
einen unabwendbaren äußern Zufall bewirkt worden if. Die ge 
fährliche Natur der Unternehmun ea hr als ein ſolcher, von 
bem abenderjah befreiender, EM all nicht zu betrachten. 

. Für Die erften drei jahre nad) dem auf die Eröffnung 
der Bahn folgenden 1. Januar wird, vorbehaltli der Beſtim— 
mungen des F. 45, der Geſellſchaft Das Recht zugeitanden, ohne 
Bulaflung eines Konkurreuten, den Transportbetrieb allein zu unter- 
nehmen und die Preije fowohl für den Perſonen- als für den 
Waarentransport nach ihrem Ermeſſen zu beftimmen. Die Gefell- 
ſchaft muß jebod) 

1) den angenommenen Tarif beim Beginn des Transportbetriebes 

und die fpäteren Aenderungen jofort bei deren Eintritt, im 

alle der Erhöhung aber ſechs Wochen vor Anwendung der⸗ 
elben, der Regierung anzeigen und öffentlich befannt machen, und 
2) für Die angejeßten reife alle zur Fortſchaffung aufgegebene 

Waaren, ohne Unterfchied der Sintereffenten, befördern, mit 

Ausnahme folder Waaren, deren Transport auf der Bahn 

durch dad Bahn-Reglement oder ſonſt polizeilid, für unzuläfftg 


erklärt ift. 
G. 27. Nach Ablauf der erften drei jahre können, zum Trans⸗ 
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ortbetriebe der Bahn, er ber Geſellſchaft ſelbſt, auch 
ndere, gegen Entrichtung des Bahngeldes ober der zu regulirenden 
Vergütung (88. 28—31. vergl. mit &. 45.), Die Befugniß erlangen, 
anbelsminifterium, nad) rüfung aller Verhältniffe, 

angemeſſen findet, denfelben eine Konzeſſion zu —28 
F. 28. Auf ſolche Konkurrenten find, in Anſehung der Bahn⸗ 
Polizei, der guten Erhaltung ihrer Anſtalten, ſowie der Verpflichtung 
um Se or diefelben Beftimmungen anzuwenden, welche in 
deu 6. 23. 24. 25. für die urfprüngliche Geſellſchaft gegeben find. 
. 29. Die Höhe des Bahngeldes, zu beilen Forderung die 
Gefellihaft, in Ermangelung gütlidher Einigung mit den Trans- 
port-Unternehmern, berechtigt ift, wirb in der Art feſtgeſetzt, daß 
durch deſſen Entrichtung, unter Bugrundelegung der wirklichen 

Erträge aus den letztverfloſſenen Jahren, 

4) die Koften der Unterhaltung und Verwaltung der Bahn nebft 
Zubehör (mit Ausſchluß der das Transport-Unternehmen 
angehenden Betriebs⸗ und Berwaltungsfoften) beftritten, 

2) der flatutenmäßige Beitrag zur Anfammlung eines Rejerve- 
[onbe für außergewöhnliche, Die Bahn und Zubehör betreffende 

usgaben aufgebradit, 

3) die von der Geſellſchaft zu übernehmenden Laften (einfchließ- 
Ai ber im $.38. gedachten) gebedt werben können; woneben 
außerdem 

4) der Gefellihaft an Zinfen und Gewinn ein, der bisherigen 

Aupung entjprechenber, Reinertrag des auf Die Bahn und 
Zubehör verwendeten Anlage-Kapitals, zu gewähren Bleibt, 
mit der weiteren Maaßgabe jedoch baß dieſer Reinertrag, 
auch wenn die Erträge Der verfloffenen Jahre eine höhere 
Nubung des Anlage-Hapitald gewährt hätten, nicht höher 
ald zu 10 Prozent des letzteren, Dagegen umgekehrt, aud) 
wenn bie Erträge der Vorjahre fe nicht jo hoch belaufen 
hätten, niet geringer ald zu 6 Prozent des Anlage-Sapitals 
in Anjab kommen joll. um Anlage-Rapital find aud alle 
Ipätere mwefentliche, von der Regierung als ſolche anerkannte, 
Meltorationen zu rechnen, in foweit dieſelben durch Er⸗ 
weiterung des Grundsflapitald bewirkt worben find. 
ge 30. Die Berechnung des Bahngelbes gejchieht in folgender 
eile: 

1) Aus den von der Geſellſchaft im letzten Vierteljahr der erften 
Betriebs⸗Periode Dorqulegen hen Kechmum en ber verflofjenen 

232 Jahre iſt zunächft der bis dahin —— ewonnene 
Neinertrag eines Jahres zu ermitteln. Dieſer Reinertrag 
wird na Verhaͤltniß der 

auf bie ve und deren Zugehör 
und auf das Fuhr⸗ und Transport-Unternehmen nebft dem 
dazu gehörigen Inventar Ä Ä 


— u en nn 
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verwendeten Anlagesfapitalien vertbeilt, und ber hiervon auf 

die Bahn und deren Zubehör fallende Antheil, mit Berüds 

htigung ber im $. 29. Nr. A. gegebenen Vorſchriften für 
ben Reinertrag der Bahn angenommen. Der ſonach feft- 
geftellte Reinertrag der Bahn und der jährliche Durchfchnitts- 
etrag der in dem F. 29. Nr. 1—3. bezeichneten Ausgabe: 

Pofitionen zufammengenommen, bilden die Theilungsfumme, 

welche der Feſtſetzung Des Bahngeltes zum Grunde zu legen ift. 

2) Tie Frequenz ter Dahn ift nach der Einnahme an Berfonen- 
und Arachtgeld zu berechnen und bierbei entweder die Zentner- 
zahl der Büterfradht nach Verhaͤltniß des Perfonengeldes 
um Frachtgelde em Perjonen-Einheiten, oder auch die Per: 
Ionen ahl nady demjelben Verhältnig auf Bentner-Einheiten 
u reduziren. 

3) Die zu i. ermittelte Summe, durch die Zahl des auf PVer- 
fonens oder Bentner:Kinheiten reduzirten Suhr- und Trans⸗ 
portbetriebe® zu 2. getheilt, ergiebt Die Höhe des au ent- 
richtenden Bahngelbes für eine Perſon oder einen Zentner Waare. 

Haben bei einer Bahn verjchiedene Saͤtze des Perfonen- 
gelbe ober für den Güter-Trandport flattgefunden, fo fol 
i der Reduktion zu 2. 
Infichtlich des Perſonengeldes fiberall nur der niebrigfte Sag, 
infichtlich des GütersTransport3 aber ein Durchſchnittsſaß 

Die Thlicpline Gefflellung des Vahngeldes für P 

4) Die fchließliche ellung ahngeldes für onen und 

Guͤter erfolgt demnaͤchſt in dem bei Der Rebubtion auf Ber: 
fonen= oder Zentner⸗Einheiten zum Grunde gelegten Ber- 
haͤltniſſe, mit Rüdficht auf die Verſchiedenheit Der bisherigen 

Saͤtze für den Güter:Zransport. 

31. Das Bahngeld ift in beitimmten Perioden, welche 
das Handeldminifterium für jede Cifenbahn auf wenigftens drei 
und hochſtens zehn Jahre feftzufepen hat, von Neuem au reguliren. 
Die —*2 darf das feſtgeſetzte Bahngeld nicht uͤberſchreiten, 
wohl aber vermindern. Sowohl der für die ganze Periode feft- 
siebte Tarif, als diefe in der Zwifchenzeit eintretende Veränderungen, 
Ei utlich bekannt zu machen und auf alle Transporte ohne 
Unterfhied der Unternehmer gleichmäßig anzuwenden. Enthält der 
neue Tarif eine Erhöhung des Bahngeldes, jo kann dieſe erft ſechs 
Wochen nad) der Sefanntmadhung zur Anwendung fommen. 

G. 32. Es bleibt der Geſellſchaft überlaffen, nachdem vie 
Regulirung des Bahngeld-Tarifs nah 68. 29. umd 30. erfolgt 
ft, die Preiſe, welche fie für die Beförderung an Fuhrlohn neben 
dem Pahn elde erheben will, nach ihrem Ermeſſen anzuſetzen; es 
durfen ſolche edoo nicht auf einen höheren Reinertrag als 
10 Prozent des in dem Transport-Unternehmen angelegten Kapitals 
berechnet werben. 
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Die Sa tdett ift hierbei verpflichtet: 

1) den Fracht-⸗Tarif (ſowohl für den Waaren- als für den Ber- 
fonen-Transport), welcher naher ohne Zuſtimmung bes 
Handelsminiſteriums nicht erhöht werden Darf, jo wie dem⸗ 
naͤchſt die innerhalb der tarifmäßigen Säbe vorgenommenen 
YHenderungen, und zwar im Falle einer Erhöhung früher 
ermäßigter Säbe ſechs Wochen vor Anwendung derjelben, 
der Regierung anzuzeigen und öffentlich bekannt zu machen; 


au 
2) für Die angenommenen Säbe alle zur Fortihaffung aufge 
gehen Waaren, deren Transport poli MA zulaͤſſig ift, ohne 
nterjchied der Intereſſenten zu befördern. 

33. Sofern nady Abzug der dad Transport-Unternehmen 
betreffenden Ausgaben, einfchließlich des in dem Statute mit Ge 
nehmigung des Minifteriumd ujeßenden jaͤhrlichen Beitrags 
ur Anjammlung eines Reſervefonds, für die zulegt verlaufene 
eriobe fi) an Binjen und Gewinn ein Renertrag von mehr als 
zehn Prozent des in dem Unternehmen angelegten Kapitals ergiebt, 
müfjen die Kuhrpreife in dem Maaße herabgejebt werben, daß der 
Reinertrag dieſe zehn Prozent nicht überjchreite. Wenn jedody der 
Ertrag des Bahngeldes das dafür in $ 29, verftattete Maximum 
von zehn Prozent nicht erreicht, fo fol der Ertrag des Trans- 
portgeldes zehn Prozent jo lange überfteigen Dürfen, big beide Gin- 
nahmen zujammengerechnet einen Reinertrag von zehu Prozent der 
in dem gelammten —e— angelegten Kapitale ergeben. 

. Um die Ausführung der in den Dr 29—33. gegebenen 
Vorſchriften möglich zu machen, ift die Gefellichaft verpgten über 
alle Theile ihrer Unternehmung genaue Rechnung zu führen und 
hierin die ihr von dem Handels⸗Miniſterium zu gebenbe Anweilung 
u befolgen. Diefe Rechnung ift jährlich bei der vorgejeßten 
Begerung einreichen 

F. 35. Wenn über die Anwendung des Bahngeld- oder bes 
——— zwiſchen der Geſellſchaft und Privatperſonen Streitig⸗ 
iten entſtehen, ſo kommt die Entſcheidung hierüber, mit Vorbehalt 
des Refurfes an dad Handels-Minifterium, der Regierung zu. 
$. 36. Die aus dem Poftregale entipringenden Dorredite bed 
Staats, an feftgefebten Tagen und en beftimmten Orten 
Perſonen und Sachen zu befördern, gehen, joweit e8 für ben Betrieb 
der Eifenbahnen nöthig ift, Die in jenem Regale enthaltene Aus⸗ 
Gichung des Privatgewerbes aufzugeben, auf dieſelben über, wobei 
er Poftverwaltung die Bereihtigung vorbehalten bleibt, die. Eiſen 
bahnen zur Dererberung von poftmäßigen Verfenbungen unter De 
nachfolgenden näheren Beflimmungen zu benußen: | 
1) Die Geſellſchaft ift verpflichtet, ihren Betrieb, ſoweit Die Natur 
deſſelben es ge attet, in bie nothwendige Uebereinftimmung 
mit den Beburfniffen der Poftverwaltung zu bringen. 
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2) Sie übernimmt den unentgeltlichen Transport der Briefe, 
Gelder und aller anderen dem Roftzwange unterworfenen Güter. 

3) Sie übernimmt ferner den unentgeltlihen Transport derjenigen 
Poſtwagen, weldye nöthig fein werben, um bie ber Poft ans 
vertrauten Güter zu befördern. 

4) Findet ed Die Poftverwaltung nöthig, der Geſellſchaft Reifende 
zur Beförterung zu überweifen, fo ift die Geſellſchaft ver: 
pflichtet, Diefelben vorzugsweiſe vor anderen Perjonen auf 
derjenigen Klaſſe von Bahnmwagen, Die dazu von der Poft 
für immer beftimmt werden follen, gegen Entrichtung des ge 
wöhnlichen Perjonengeldes dieſer Wagen, zu befördern. 

5) Die Geſellſchaft ift verpflichtet, Die mit Poſt-Freipaͤſſen vers 
jehenen Perſonen unentgeltlich zu befördern, vorausgefeßt, 

aß diefe nur einen Theil ihrer Reife auf der Eifenbahn, 
einen andern Xheil aber mit gewöhnlichem Poftfuhrwert 
urüdlegen. 

6) Wird der regelmäßige Poftbetrieb auf einer Eifenbahn der⸗ 
eftalt durch die Schuld der Geſellſchaft unterbrochen, daß 
te PBoftverwaltung ihren Betrieb einftweilen durch andere 
Anftalten zu beforgen gendthigt wird, fo ift die Gefellihaft 
te > des hierdurch veranlaßten Koftenaufwandes ver- 

pfli 

F. 37. Wird eine Konkurrenz im Transport auf der Eifen- 
bahn verftattet ($. 27.), fo find Die Konkurrenten gegen die Poft 
zu benjelben Leiftungen verpflichtet, wie Die urjprünglichen Unter⸗ 
nehmer ($. 36). Für bie angemetjene Vertheilung dieſer Laften 
mter den verichiedenen Unternehmern ift bei Ertheilung der Kon⸗ 
zeffion Bedacht zu nehmen. 

38. Bon den Eifenbahnen ift eine Abgabe zu entrichten, 
welche im Verhältniffe des auf das gefammte Aktien-ftapital, nad) 
Abzug aller Unterhaltungs- und Betriebskoſten und des jährlidy 
ime Kr behaltenden Beitrags zum Refervefonds, treffenden Ertrags 
fh abftuft. Die Höhe Dieler Abgabe fol aber erft dann regulirt 
werden, wenn Die zweite, innerbalb Unſerer Staaten Fonzeflionirte 
Gifenbahn drei Jahre in vollftändigem Betriebe gewefen ift und 
dadurch zu einer angemeilenen Regulirung die nöthigen Erfahrungen 
gefammelt worden find; bis dahin ift die Poſt für den Verluft, 

en fie durch die Eifenbahnen in ihrer Einnahme erweislid, 
erleidet, von jeder Geſellſchaft mit Berüdfichtigung der im $. 36, 
zum Vortheile der Poſt beftimmten Leiftungen zu entihädigen. 

Bon der Entrichtung einer Gewerbefteuer bleiben die Eijen- 
bahn⸗Geſellſchaften befreit. 

39. Der Ertrag der im $. 38. vorbehaltenen Abgabe jol 
in einen andern Zwecken, als zur Entſchaͤdigung der Staatskaſſe 
für Ble ihr durch die Eifenbahnen entzogenen Ginnahmen und zur 
Amortijation des tn dem Unternehmen angelegten Kapitald, ver: 
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wendet werden. Ueber die Art diefer Verwendung werben Wir 
Unſer Handeldminifterium mit bejonderer Anweifung verfehen. 
‚40. Nady vollendeter Amortifation ol dem Unternehmen 
eine ſolche Einrichtung gegeben werden, daß: der Grtvag bed Bahn: 
He en der Unterhaltung der Bahn und der Verwaltung 
nicht überfteige. 
$. 41. Sollte Fünftig eine Konkurrenz in der Qransport- 
Unternehmung bewilligt werden 6 27.), fo wird den Konkurrenten 
leihfalld eine augemeljene Abgabe aufgelegt und darüber in der 
Bomeifion dag Nöthige beftimmt werben. 
g. 42. Dem Staate bleibt vorbehalten, das Eigenthum der 
Bahn mit allem Zubehör gegen vollftändige Eutihädigung anzufaufen. 
ierbei ift, vorbehaltlich jeder anderweiten, hierüber durch 
ütlihe8 Einvernehmen zu treffenden Regulirung, nad) folgenden 
rundfäßen zu verfahren: 

1) Die Abtretung kann nicht eher ald nad) Verlauf von dreißig 
Jahren, von dem Zeitpunkt der Trandporteröffnung an, ge 
fordert werden. 

2) Sie fann ebenfalld nur von einem ſolchen Beitpunft an ge 
fordert werden, mit welchem, aufolge des 8. 31, eine neue 

elebung des Bahngeldesd würde eintreten müfjen. 

3) Es muß der Gejellihaft Die auf Hebernahme der Bahn ge: 
richtete Abjicht mindeftens ein Jahr vor dem zur Uebernahme 
beftimmten Zeitpunfte gr werden. 

4) Die Entiehädigung der Geſellſchaft erfolgt ſodann nach fols 
genden Grund ee 

a) der Staat bezahlt an die Geſellſchaft den anf und zwanzig. 
fahen Betrag derjenigen jährlihen Dividende, welche an 
jämmtliche Aftionaire im Durchſchnitt der letzten fünf Jahre 
ausbezahlt worden ift. 

b) Die Schulden der Gefellfehaft werden ebenfall3 vom Staate 
übernommen und in gleicher Weile, wie Dies der Gefellichaft 
obgelegen haben würde, aus der Staatskaſſe berichtigt, wo⸗ 

egen auch alle etwa vorhandenen Aktiv⸗Forderungen auf 
ie Staatskaſſe übergehen. 

c) Segen Erfüllung obiger Bedingungen geht nicht nur das 
Eigenthum der Bahn und des zur Transport-Unternehmung 
gehörigen Inventariums ſammt allem Yubehör auf ben 

taat über, jondern es wird demjelben auch der von ber 
Geſellſchaft angefammelte Reſervefonds mit übereignet. 

d) Bis dahin, wo die Außeinanderjeßung mit der Gejellfchaft 
nach vorftehenden Grundſaͤtzen regulinn bie Einlöfung ber 
Aktien und Die Hebernahme der Schulden erfolgt tft, ver- 
Ban die Geſellſchaft im Befipe und in der Benutzung ber 

a n. 
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$. 43. Für Sriegsbefhäbigungen und Demoltrungen, «3 
mögen jolche vom Feinde auögeben, oder im Jutereſſe der Landes⸗ 
vertheibigung veranlaßt werden, kann die Gejellihaft vom Staat 
einen Erſatz in Anſpruch nehmen. 

G. 44. Die Anlage einer zweiten Eiſenbahu durch andere 
Unternehmer, welche neben der erften in gleicher Richtung auf Die 
elben Orte mit Berührung derjelben Hauptpunfte fortlaufen würbe, 
oll Binnen einem Zeitraum von dreißig Jahren nad) Eröffnung 

er Bahn nicht zugelaſſen werden, anderweite Verbeſſerungen bet 
Kommunikation zwilchen diefen Orten und in berjelben Richtung 
find jedod hierdurch nicht beſchraͤnkt. 

— .Die Geſellſſchaft iſt verpflichtet, nach der Beſtimmung 
des Handelsminiſteriums, den Anſchluß anderer Eifenbahn=Unter- 
nehmungen an ihre Bahn, es möge die beabjichtigte neue Bahn in 
einer Fortfeßung, oder in einer Seiten-Verbindung beftehen, ges 
(heben zu laflen und der ſich anfchließenden Gejellfchaft den eigenen 

tansportbetrieb auf der früher angelegten Bahn, aud) vor Ablau 
bes im $. 26. gedachten Zeitraums, zu geflatten. Sie muß fi 

efallen laſſen, daß die zu dieſem Behuf erforderlidyen baulichen 
Sinrichtuigen ‚ % B. die Anlage eines zmeiten Geleiſes, von der 
ſich anjchließenden Gefellichaft bewirkt werden. Das Handelg- 
minifterium wird hierüber, jo wie über die Verhältniſſe beider 
Unternehmungen zu einander, und befonders wegen der vor Ablauf 
der erſten drei Jahre ($. 26.) ftatt Des Bahngeldes zu entrichtenden 
Bergütung, das Nöthige bei der Konzeffion des Anfchluffes Feftfegen. 

8. 46. Zur Ausübung des Aufſichtsrechts des Staates über 
das Unternehmen wird, nad) Ertheilung Unferer Genehmigung ($. 1.), 
ein beftändiger Kommiſſarius ernannt werden, an welchen ie Ges 
ſellſchaft ſich in allen he en zur Staatöverwaltung zu wenden 
bat. Derjelbe ift befugt, ihre Borjtände zufammen zu berufen und 
deren Zufammenfünften bei — 

$. 47. Die ertheilte Konzeſſion wird verwirkt und die Bahn 
mit den Transportmitteln und allem Zubehör für Rechnung der 
Geſellſchaft öffentlich verfleigert, wenn dieſe eine der allgemeinen 
oder beionderen Bedingungen nicht erfüllt und eine Aufforderun 
ir üllung binnen einer endlichen Friſt von mindeſtens drei 

onaten ohne Erfolg bleibt. 

$. 48. Die Beitimmungen dieſes Geſetzes über die Verhält- 
niſſe der Sieröapn Beet zum Staate und zum Publikum, 
ollen auch bei den Unternehmungen derjenigen Gilenbahn-Gefell 
haften, deren Statuten bereitd linfere Genehmigung erhalten 
haben, zur Anwendung kommen. 

$. 49. Wir behalten Uns vor, nad) Maafgabe ber meiteren 
Erfahrung und der fi) daraus ergebenden Bedürfniſſe, bie im 
gegenmugrtigen Geſetze gegebenen Beffimmungen, durdy allgemeine 

norbnungen oder durch künftig zu ertheilegbe Konzejfionen, zu 
13* 
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ergänzen und abzuändern und nach Umftänden Denfelben auch andere 
ganz neue Beftimmungen binzugufügen. Sollten Wir es für notb- 
wendig erachten, auch den bereit konzeſſionirten oder in Gemäßheit 
dieſes Geſetzes zu konzeſſionirenden Gejellihaften die Beobachtun 
diefer Ergänzungen, Abänderungen oder neuen Beftimmungen uf. 
ulegen, jo müflen fie fich Denfelben aleichfall3 unterwerfen. Sollte 
edoch Durch neue, in dieſem Geſetze meder feitgejeßte noch vorbe- 
altene ($. 38.) und, jofern von Fünftig zu konzeſſionirenden Geſell⸗ 
often bie Frage ift, ſpaͤter als Die ihnen ertheilte Konzeſſion 
erlafiene Beftimmungen, eine Beichränfung ihrer Einnahmen oder 
eine Vermehrung ihrer Ausgaben herbeigeführt werden, fo ift ihnen 
eine angemefjene Geldentfhädigung Dafür zu gewähren. 
Urkundlich ꝛc. 2c. 


Anlage IV. 


Die Oeſterreichiſche Verordnung vom 14. Sept. 1884, 
betreffend die Grtheilung von Gonzeffionen für Privat-Eifenbahn- 
Bauten, verglichen mit der KQönigl. Baierfchen Verordnung 
vom 20, Juli 1855, die Erbauung von Eifenbahnen betreffend. 


Defterreih. $. 1. Zur Anlage einer Eifenbahn, welche ein 
Unternehmer lediglich) zu ſeinem eigenen Gebrauche auf eigenem Grund 
und Boden, oder unter Zuftimmung des Grundeigenthümers, welche 
vorläufig nachzuweiſen ift, auf fremdem Grunde erbauen will, {ft 
Bloß der in den allgemeinen Geſetzen vorgefchriebene Bau⸗Conſens 
erforderlich. Derjelbe kann nur ertheilt werden, nachdem Eiſenbahn⸗ 
Bau-Verftändige mit ihrem Gutachten gehört wurden. 


Batern. F. 15°, Die Anlage einer Eifenbahn mit Lokomotiv⸗ 
oder Pferbebetrieb, welche ein Unternehmer Tebinlic zu feinem 
Privatgebraude entweder auf eigenem nd und Boden 
oder mit Zuftimmung des Grundeigenthümers auf fremdem Bruube 
erbauen will, ift durch die baupolizeiliche Bewilligung der eins 
Ichlägigen T. Regierung, Kammer bes Innern, bedingt. 

Der Beſchadung bed Gefuchs hat volftänbige Sadhinftruction, 
insbeſondere öffentlide Bekanntmachung des Vorhabens, Vernehmung 


*) Da der $. 15 der Baierihen BO. dem F. 1 Ab. 1 der Oeſterr. BD. 
entſpricht, fo if er vorausgefegt worden. Die übrigen 88. der genannten BD. 
entipr fih der Reihe nad. 
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ur Anlage einer Eiſenbahn Dagegen, welche beftimmt ift, als 
öffentliche8 Transportmittel er Berfonen und Waaren zu dienen, 
oder woburd eine Landftraße in eine Eiſenbahn umgewandelt 
werden ſoll, ift die befondere Bewilligung von Seite der Staats⸗ 
Verwaltung erforderlich: und zwar: 

a) Die Bewilligung zu den Vorarbeiten; 
b) die Conceſſion zur Anlage der Bahn und der dazu gehörigen 

Bebäude jelbft. 

.2. Die Bewilligung zu den Vorarbeiten ſteht dem Mi⸗ 
nifterlum für Handel, Gewerbe und öffentliche Bauten im Ein⸗ 
von Gilenbahnbau-PVerftändigen und Einholung der Grinnerung 
der Beneraldireftion der k. Verfehrsauftalten boranöqugehen, Degen 
den Negierungsbeicheid tft Beſchwerdeführung von Geite der Bes 
ebegeen einfchließlich Der Generaldirektion der Verkehrs⸗Anſtalten 


zulaͤſſig. 

Dieſe Beſchwerden gehen an das k. Staatsminiſterium des 
Innern und werden von demſelben im Benehmen mit dem k. Staats⸗ 
Miniſterium des Handels und der öffentlichen Arbeiten in zweiter 
und legter Inſtanz erledigt. 

Die ertheilte Deroilighn fann wieder zurüdgezogen und bie 
Befeitigung der erbauten ab verfügt werden, wenn der Unter 
nehmer die Bedingungen nicht erfüllt, unter denen die Bewilligung 
ertheilt, in8befondere wenn eineBenüßung derſelben für den öffent» 
lichen Verkehr ftattfindet. 

Die deßfallſige Beichlußfaffung fteht der einichlägigen E. Mes 
gierung, Kammer des Innern in erfter und dem k. Staatsminifterium 
des Innern benehnlicdy mit dem k. Staatsminifterium des Handels 
unb der öffentlichen Arbeiten in zweiter und letzter Inſtanz zu. 

Eifenbahnen zum Privatgebraucdhe ohne Locomotive oder Plede⸗ 
Betrieb bedürfen einer obrigkeitlichen gleichfalls der k. Regierung, 
Kammer des Innern zuſtehenden Bewilligung nur in dem Falle, 
wenn oͤffentliche Wege berührt werden. 

Die polizeiliche leberwachung bezüglich der Sicherheit Dagegen 
[ubet auch bei jenen Eijenbahnen flatt, zu Deren Herftellung feine 

eſondere Bewilligung nothwenbig iſt. 

.1. Die Erbauung von Eiſenbahnen, welche beſtimmt find, 
als öffentliche Transportmittel für Perſonen und Waaren zu dienen, 
oder wodurch ein Öffentlicher Weg in eine Eiſenbahn umgewandelt 
werben foll, ſetzt Die bejondere Bewilligung der Staatsregierung 
voraus und zwar: 

a) die Bewilligung zu den Vorarbeiten — Beojettirungsconeelfan 
b) die Bewilligung zum Baue und Betriebe der Bahn — Eifen- 

Bahn⸗Conceſſion. 

.2. Die Bewilligung zu den Vorarbeiten — $: 1a— 
ſteht dem E. Stantminiferium des Handels und der öffentlichen 
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vernehmen mit dem Miniſterium bed Innern unb dem Armee 
Obercommando zu. 

- Die Sonceffton der Bahnanlage wird von Seiner k. k. Apoſto⸗ 
liſchen Majeftät ertheilt. 

‚3. Die Bewilligung zu den Vorarbeiten ($ 1, a) kann 
jowohl einzelneu nn und borjehriftmähie gebildeten Bereinen, 
als auch jolhen Perjonen ertheilt werden, welche fich erſt zu einem 
Vereine verbinden wollen. Diefelbe wird aber nur dann erteilt, 
wenn weber in Deus auf die Perfon bes Conceſſionswerbers, noch 
in Bezug auf die privatrechtlihen und öffentlihen Rückſichten 
dagegen ein Anftand obwaltet. 

{rd diefe Bewilligung von einem erft zu gründenden Vereine 
angeſucht, fo kann fie nur unter dem Vorbehalte ertheilt werben, 
bb die Bittſteller alle giene Bedingungen erfüllen, weldye im 
Vereinsgefeße vom 26. November 1852 zur Erlangung Der vor» 
—9— re zur Gründung des Vereines, 66. T—17, vor⸗ 

eichrieben find. 
g en und Vereine, welche eine foldye Conceſſion erhalten 
wollen, haben darum beim Minifterium für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Bauten anzufuchen und dem Geſuche den Plan bed Un 
ternehmens, insbejondere die Richtung der heabfichtigten Bahn, 
wenigftend in allgemeinen Umriffen, barzuftellen und Die Zeit an- 
ugeben, innerhalb welcher die Vorarbeiten begonnen und vollendet 
erden follen. 
Arbeiten zu, benehmlich mit dem k. Staatsminiftertum des Innern 
und dem k. Sertegäminifterium, dann beiBetheiligung des Auslandes 
mit dem k. Staatöminifterium des k. Haufes und des Aeußern und 
bei Betheiligung des k. Staats-Aerars mit dem k. Staatöminifterium 
der Finanzen. 
' te Conceſſion zum Baue und zum Betriebe einer Eifenbahn 
ehe b — wird von Seiner Majeftät dem Könige 
erthei 
$. 3. Die Deitligung zu den Vorarbeiten kann einzelnen : 
Perjonen, beftehenden &orporationen und genehmigten Vereinen, 
aber auch ſolchen Berfonen ertheilt werden, welche einen Verein 
bilden wollen. Leßterenfals muß jedoch mit dem Geſuche um die 
Ertheilung der Projektirungs-Gonceffion zugleih das Seui um 
die Ermächtigung zu ben vorbereitenden Maßregeln für Die Bildung 
des Vereind verbunden werben. 

Die Bewilligung wird nur dann ertheilt, wenn weber in Bezug 
auf Die lan es Sonceffiond-Bewerbers, noch in Bezug auf Die 
privatrechtlichen und öffentlichen NRüdfichten ein Anftand obwaltet. 

Dem Gejuhe um die Grtheilung der Projektirungs-Gonceffion 
ift der Plan des Unternehmens indbefonbere über die Richtung 
der Bahn iu allgemeinen Umriffen beizulegen und bet beabfichtigter 


Deſtert. BO. v. 4 1854 u. Baier. BO. v. 9? 1855. 190 


6.4. Durch die Bewilligung zu den Vorarbeiten einer Eiſen⸗ 
bahn erhält der Conceſſionswerber bloß das Recht auf feine Koſten 
die DBorerhebungen für die künftige Ausführung der projektirten 
Eiſenbahn, mit Beobachtung der beftehenden Gefepe, unter Wufficht 
ber Behörden zu pflegen und bie nöthigen Vermeffungs- und 
NivellirungssArbeiten vorzunehmen. 

Dur diefe Bewilligung erhält der Gonceffionsbewerber Das 
ge en weder ein Vorreht auf die Goncejfion der fraglichen 

enbabn noch eine fonftige ausjchließliche Befugniß. 

68 kann daher die Bewilligung zu den Vorarbeiten rüdfichtlich 
einer und berjelben &ifenbahnlinie mehreren verjchiedenen Berjonen 
ertheilt werden. Diefe Bewilligung zu den Vorarbeiten hat bloß 
für Den in berfelben ausdrücklich beftimmten Zeitraum Giltigfeit; 
nad) Beendigung dieſes Zeitraumes if biefe Bewilligung als 
erlojchen anzufeben, fie kann jedoch unter Den oben angeführten 
Bedingungen wiederholt angeſucht und ertheilt werben. 

$ 5. Behufs der Erwirkung der Goncejjion zum Baue einer 
Eiſenbahn ift ein biebfäliges Geſuch beim Miniftertum für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Bauten einzureichen, in welchem bargethan 
wird: 


Bildung eines Vereins überdieß der Entwurf der Satzungen in 
Den wefentlichften Beftimmungen anzufügen. Auch ift die Beit ans 
zugeben, innerhalb welcher die Vorarbeiten begonnen und vollendet 
werben follen. 

5. 4. Die Projektirungs⸗Conzeſſion gibt dem Inhaber das 
Recht, auf feine Koſten Die Vorerhebungen für die fünftige Aus—⸗ 
führung der profektirten Bahn mit Beobachtung der beftehenden 
Geſetze unter Auflicht der Behörden zu pflegen, namentlich Die 
nötbigen Vermeſſungs⸗ und Rivellirunge-Arbeiten gegen vollftändige 
Entſchaͤdigung der betheiligten Grundbeſitzer vorzunehmen. 

Derjelbe erhält aber Durch Diefe Bewilligung fein Recht auf 
die Eifenbahn-Eonceffion. 

Wird die Bewilligung zu den Vorarbeiten für die Eifenbahn, 
Perſonen ertheilt, welche erſt einen Verein gründen wollen, fo gibt 
die Projektirungd = Gonceffion zugleich die Ermächtigung zu den 
porbereitenden Maßregeln für die Bildung des Vereins, Feineswegs 
aber einen Anfpruh auf die Genehmigung der Grrichtung des 
Vereines felbft, welche Genehmigung vielmehr erft befonders nach 
gefucht und ausgewirkt werben muß. 

Die Projektirungs-Gonceffion erlifcht Bei Nichterfüllung der 
an die Bewilligung etwa gefnüpften Bedingungen und jedenfalls 
mit Ablauf des in berjelben beftimmten Zeitraums. 

„nielelbe Tann jedoch wiederholt nachgefuht und ervtheilt 
werden. 

5 5. Das Geſuch um die Bewilligung zum Baue und zum 
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4) daß den Bittwerbern die Konceffion zur Vornahme der Vor: 
arbeiten zu Theil geworden ift; 
2) dab, bie Veojefit Bahn dem öffentlichen Intereſſe zum Bor- 
eil gereiche; 
3) auf welche Art die zu dem Unternehmen erforderlichen 
Geldmittel herbeigefchafft werben jollen; | 
4) dem Geſuche muß ein Plan des ganzen Linternehmens, Das 
gehörig ausgearbeitete Projekt und der Roftenvoranfchlag 
eigeichlofjen ſeyn; 
5) dem Ganbetsminifterkum bleibt e8 vorbehalten, nach Umftänden 
von den Gonceffiond-werbern den Grlag einer Gaution, oder 
bei Vereinen mindeftens die Nachweiſung zu fordern, Daß 


Betriebe einer Eiſenbahn — $. 1b — ift an Seine Majeftät 
den König zu richten und bei dem k. Staatdminifterium des 
Handels und der öffentlichen Arbeiten einzureichen. 

Dasfelbe fol enthalten: 

a) Die Hinweifung auf die erlangte Projektirungs-Conceſſion; 

b) die ‘Darlegung der Vortheile, weldye von der projektirten 
Bahn erwartet werden; 

©) den gehörig ausgearbeiteten Bauplan nebft Koſtenanſchlag mit 
Angabe des Beltyunktes, wann das Unternehmen begonnen, 
in welchen Hauptabjchnitten fortgejeßt und beendet werben foll; 

d) die Darlegung der Art und Weile, wie bie erforderlichen 
Geldmittel beigejchafft werden wollen; 

e) bei Gejuchen von Perſonen, welche erft einen Verein bilden 
wollen, das gleichzeitige Geſuch um die allerhöchfte Beſtä—⸗ 
figung des Vereind unter Anlage des Planed des Unter: 
nehmens mit moͤglichſter Vollftändigfeit und mit allen biezu 
nöthigen Behelfen, wozu insbefondere die Geſellſchafts⸗Ver⸗ 
träge und die Saßungen gehören. 

Aus den Vorlagen mu genau erfichtlich fein: 
die Art wie der Verein ie ilden und erneuern fol; 
bie Geihäftsführung und Leitung in ihren wejentlihen Grund» 


en 

bie Rechte und Pflichten der Vereinsgliever als folder; 

die ertretung des Vereins dritten Perſonen und den Behörben 
gegenüber; 

bie Art und Weile der Faſſung vechtögiltiger ame ei 
dann der Schlichtung der aus dem Vereins-Verhaͤltniſſe ent- 
Ipringen Streitigkeiten; 

die Art’ und Weile der Einzahlungen, der Außftellung der In⸗ 
ingcheine und Aktien⸗Urkunden, dann der Veraͤußerung ber 
elben; 

die Beftimmun en über die Dauer des Vereins und die Auf 
loͤſung besfelben. 
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bereits ein hinlänglicher Fond von den Theilnehmern für das 
Unternehmen gefidyert ſei. 
$. 6. Bevor das Anjuhen um die Gonceffion zum Baue 
einer Fe der Alerhöchften Schlußfafjung unterzogen werden 
kann, ift forgfältig zu prüfen, ob dad Bauwerk felbft, und befien 
Einzelheiten nichts enthalte, was mit den beltehenben Geſetzen, 
mit den oͤffentlichen Rückſichten, und mit bereits früher erwor⸗ 
benen Privatrechten nicht im Sinflange wäre, Insbeſondere 
tft darauf zu fehen, Daß die Aulage der Bahn in einer Weiſe ges 
ſchehe, Damit jede Beihäbigung der angrenzenden Grundftüde, 
Bebäude u. f. w. vermieden werde. Zu dieſem Behufe ift in jebem 
einzelnen Falle aber Auftrag des Handelsminiſteriums von der 
Statthalterei des Kronlandes, welches die profeftirte Eifenbahn 
durchzieht, unter ihrer Leitung eine Commiſſion von Sadverftän- 
digen zu berufen, welche mit Zuziehung von Abgeorbneten der 
fompetenten Militär: und Givilbehörden, dann der Betheiligten, 
foweit e8 erforderlich ift, auh an Ort und Stelle, den Befund 
aufzunehmen, und jobann über das Projekt ein wohlerwogenes 
Outachten zu eritatten bat, worüber mit dem Minifterium des 
ern a den Armee-Oberfommando das Cinvernehmen zu 
pflegen ift. 
sr 7. Die Conceſſion zur Anlage einer Eifenbahn zur öffent 
lichen Benügung wird nur auf eine beftimmte Zeit ertheilt. Dieſe 
Tann bie Dauer von neunzig Jahren nicht überfchreiten, wohl aber 
nah Maßgabe der obwaltenden Verbältniffe auf eine geringere 


Anzahl Jahre ſich erftreden. 


$.6. Die Tale um die Bewilligung zum Baue und zum 
Betriebe einer Eifenbahn find von dem k. Staatöminifterium des 
Handels und der öffentlichen Arbeiten genau zu prüfen, nöthigen- 
falls durch Zwifchenverfügung ergänzen zu laſſen und nad) vollendeter 
Sadinftruction insbejondere nady Einvernehmen des k. Staats- 
minifteriumd des Innern und des k. Kriegsminiſteriums, ſowie Der 
fonft noch betheiligten k. Stantsminifterien der allerhöchſten Ent- 
Icheitung Seiner Majeftät des Königs zu unterftellen. 

Der Staatöregierung bleibt vorbehalten, nach Umftänden von 
den Soncefjionäbewerbern den Erlag einer Gaution oder bei Gor- 
poratlonen und Vereinen mindeſtens den Nachweis zu verlangen, 

aß bereit ein hinlänglicher Zond für das Unternehmen geſichert 
fei. Die Sautiongforderung Tann auch auf die Anſprüche Dritter 
gegen den Linternehmer ausgedehnt werden. 

$. 7. Die Bewilligung zum Bau und Betrieb einer, zur 
öffentlichen Benüßung beſtimmten Eifenbahn — $.1. b. — wird nur 
auf eine beftimmte Zeit und zwar höchftens auf 99 Jahre ertheilt. 

Der Termin beginnt mit dem Tage, an welchem die Bahn 
ganz oder zum Theile der Benügung des Publikums überlajlen wird. 
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Der Termin für die Dauer einer folchen Eonceifton beginnt 
mit dem Tage, an weldem die Bahn ganz oder zum Theile der 
Benügung des Publikums übergeben wird. 

.8. Nach Ablauf der Dauer des Privilegiums gebt Das 
(Sigentbum an der Eijenbahn felbft, an dem Grunde und Boden 
und den Bauwerken, weldye dazu gehören, ſogleich durch bad Geſetz 
ohne Entgelt und unmittelbar an den Staat über. Den Unter⸗ 
nehmern verbleibt jedoch das Eigenthum an allen ausfchließlich zu 
dem Trandpertgn) äfte beftimmten Gegenfländen, Fahrniſſen, Vor⸗ 
rihtungen und Reallitäten. 

Die Unternehmung bat die Bahn fammt Zubehör im brauch⸗ 
baren Stande zu übergeben. Den Behörden wird es zur befonderen 
Pflicht gemacht, darüber zu wachen, Daß in den lebten 5 Jahren 
vor Ablauf der Privilegiumäzeit die erforblichen Herftellungen ſo⸗ 

leid vorgenommen werben, wozu bie Unternehmung nöthigen 
alls durch geignete Zwangsmittel anzubalten if. 

6. 9. Mit der erhaltenen Eonceffion zur Anlage einer Eijen- 
bahn find der Regel nach (wenn die Goncejfiond-Urfunde nicht 


Nach Ablauf der in der Conceſſions-Urkunde feſtgeſetzten Zeit 
geht das Eigenthum der Eifenbahn fammt ihren Yubehörungen 
ohne Entgeld und unmittelbar an den Staat über. Den Unter: 
nehmern verbleiben jedoch das MobiltareVermögen, fowie Die zum 
Bahnbetriebe erforderlichen Inventarſtücke, namentlich Xocomotiven 
Transportwägen:e., wofür der Staat, wenn er ſolche ablöfen will, 
eine bejondere — noͤthigenfalls ſchiedsrichterlich feftzufegende Ver⸗ 
gätung zu leiften hat. 

ne Ablöfung des Eigenthumd der Bahn und ihrer Zube- 
börungen gegen Dergäitung von Seite des f. Stantd-Aerard kann 
auch vor Erlöfchung der Eiſenbahn⸗Conceſſion eintreten, jedoch nur 
auf dem Grunde eines freien Uebereinkommens, es ſei denn, Daß 
bei Ertheilung der Bewilligung zum Baue und zum Betriebe der 
Bahn anderweitige Beftimmungen hierüber gef worden find, 
n bear Falle die Ablöfung nach dieſen Beflimmungen ftattzu- 
nden bat. 

$. 8. In Anfehung der Rechte und Verpflichtungen der Eiſen⸗ 
babn-Linternehmungen find vor Allem die Beitimmungen der Con⸗ 
cejfions-Urfunde maßgebend. — Diefelbe wird insbeſondere das 
Nöthige bezüglich der ausländiichen Unternehmer, namentlich bes 
züglidy des Forums derſelben enthalten. 

Inſoweit die Conceſſions-Urkunde keine abweichenden Beſtim⸗ 
mungen enthält, finden Die Vorſchriften der $$. 9. und 10. An⸗ 


wendung. 

$. 9. Mit der Conceſſion zum Baue und Betriebe einer 
Eifenbahn find folgende Zugeſtaͤndniſſe verbunden: 

1) Der Unternehmer erlangt durch die Conceſſion Injoferne ein 
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beſondere Beſchraͤnkungen oder Vorbehalte in fi) faßt) folgende 
Augeftändniffe verbunden: 

RN Die Eijenbahn-Unternehmung erlangt das Recht, eine Eiſen⸗ 
bahn nach der, in dem genehmigten Projekte vorgezeichneten 
Richtung zu erbauen. 

Inſofern Behufs des Baues, und bis zur Vollendung 
besjelben beabfichtiget wird, Seitenbahnen zur Herbeijchaffun 
der Baumaterialien zu errichten, ift hierzu der Bau-Gonjen 
einzuholen, und falls die Bahn auf fremden Grunde ers 
richtet werben fol, die Zuflimmung des Grunbeigenthümers 
beizubringen. 

d) Die Eifenbahn-Unternehmung erhält durch Die erlangte Gon- 
cejlion, infofern ein ausfchließliches Recht zu dem bezüglichen 
Eifenbahnbane, ald e8 während Der Goncelfions-Daner Nies 
manden geftattet ift, eine andere Eiſenbahn für die Be 
nüßung des Publikums zu errichten, welche dieſelben End⸗ 
punkte ohne Berührung neuer ftrategifch-politifch, oder com⸗ 
merciell wichtigen Zwiſchenpunkte in Verbindung bringen 
würbe. 

Dagegen bleibt e8 der Staatövermaltung vorbehalten, auch 
während der Conceſſionsdauer die Bewilligung zur Anlage 
von Bweigbahnen, oder zu einer Eifenbahn in fort 

efegter Richtung der concelfionirten Bahn, anderen 
rivaf-Unternehmungen zu ertheilen, oder derlei Eifenbahnen 
auf Staatskoſten zu erbauen. 

oO Einer gemeinnüßigenG@ijenbahn-Unternehmung wird das Recht 
der Expropriation in Gemäßheit des F. 366 des allgemeinen 
bürgerlihen Geſetzbuches, jedoch lediglich in Anfehung jener 
Räume verliehen, welche zur Ausführung Der Unternehmung 

. unumgänglidh nothwendig erkannt werden. 

Das Erfenntniß über dad Maaß diefer Nothwendigkeit 
fteht der Statthalterei des bezüglichen Kronlandes und im 
weiteren Sinftanzenzuge dem Mifterium des Innern zu. Vor 
der Ausübung dieſes Expropriationsrechtes hat jedoch bie 
Eifenbahn-Unternehmung über Die Erwerbung des Grunde, 
und die hierfür zu leitende Entjchädigung ein gütliches 


ausjchliegliches Necht zu dem bezüglichen Eifenbahnbaue, al? 
ed während der Bonceffionsdauer Niemanden geftattet ift, 
eine andere Eifenbahn für die Benützung des Publikums zu 
errichten, welche diejelben Endpunfte ohne Berührung neuer 
ſtrategiſch, politifch oder commerciell wichtiger Zwiſchenpuncte 
m Perbindung bringen wuͤrde. 

Dage en bleibt es der Stantäregierung vorbehalten, auch 
währen der Conceſſions⸗Dauer die Bewilligung zur Anlegung 
von Zweigbahnen oder zu einer Eiſenbahn in fortgejeßter 
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Uebereinfommen zu verfuchen, und erft nach dem Mip- 
lingen eines ſolchen Verſuches um bie Faͤllung eines förmlichen 
Expropriations⸗Erkenntniſſes bei der bezüglidyen Statthalterei 
anzuſuchen. Nachdem dieſes Grpropriationd- Grfenniniß in 
Rechtskraft erwachſen ift, hat die Eifenbahn-Unternehmung 
die gerihtlihe Schätzung des zu exproprlirenden Grun⸗ 
des Bei der Real-Inſtanz zu erwirfen, und ben durch Diefe 
Schätzung feflgefebten Betrag an den Grundeigenthümer zu 
bezahlen, oder wenn bie Zahlung wegen Verweigerung der 
Annahme oder aus anderen rechtlichen Gründen nicht ge 
Icheben kann, zur NReal-Inflanz zu eriegen, wonach Die Unter: 
nebmung das Gigenthbum des exproprürten Grundes erwirbt, 
und an dem Baue in diefer Rüdfiht nicht mehr gehindert 
werden darf. Sind jedoch bei der Schäbung nicht alle Vor- 
Ichriften über den gerichtlichen Kunftbefund beobadytet worden, 
Ik bleibt dem Gigenthümer, der auf eine höhere Entſcha— 

igung Anſpruch zu haben glaubt, in dieſer Beziehung 
der — alien, 

Auf aͤhnliche Weile ift über das Beduͤrfniß der zeitlichen 
a u fremden Eigenthumes, welches die Unternehmung 
Behufs des bemilligten Eifenbahnbaues unumgänglich noth- 
wendig bat, mit ber Faͤllung des Erfenntnifjes vorzugehen. 


d) Die Unternehmun ang durch die Conceſſion ferner das 
auten 


Recht, auf der er ſenbahn Berfonen und Sadyen nad) 





Richtung der eonceffionieten Eifenbahn anderen Unternehmern 
zu ertheilen, oder dergleichen Eifenbahnen auf Staatsfoften 


8 erbauen. 
2) Der Unternehmer iſt befugt, das zum Baue der Bahn nöthige 


3) Der 


4) Die Bewilligung zum Baue und zum Be 


Areal, welches ſich im Privateigenthume ‘Dritter befindet, 
nad Maßgabe Des Geſetzes vom 17. November 1837, Die 
Zwangsabtretung von Grund-Eigenthum für öffentliche Zwecke 
ehreffend, zu erwerben. 
nternehmer hat das Recht, auf der erbauten ijenbabn 
Perjonen und Sachen nad) dem feitgefeßten Tarife zu be 
fördern, injoferne dadurch das Noftrega niet verlegt wird. 
ebe der Bahn 
joriebt Dagegen keineswegs Die lärung in fi ein, daB 
ie Staatsregierung die Einrichtung des Unternehmens un 
die zur Erreichung des Bbeabfichtigten Zweckes gewählten 
Mittel entſprechend finde, oder daß das Unternehmen die 
davon erwarteten Vortheile gewähren werde, 

Es ift lediglich Sache der Theilnehmer, fich hiervon felbft 
die erforderliche Ueber eugung zu dere) en, ohne daß aus 
ber Soncellong Bert ung Anſprüche in dieſer Beziehung an 
das koͤnigliche Staats⸗Aerar erhoben werben koͤnnen. 
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dem Teftgelepten Tarife zu befördern, injofern ber biesfällige 
Transport. durch Das Poftregale nicht der Poftanftalt ans⸗ 

Schließlich vorbehalten erfcheint. 

&. 10. Die concejlionirten Eifenbahn-Unternehmungen haben 
Dagegen außer ben fchon in den allgemeinen Geſetzen enthaltenen 
Verpflichtungen folgenbe Verbindlichkeiten gegenüber der Staats- 
verwaltung zu erfülen.: 

a) Die Eijenbahn-Unternehmungen haben vor der Ausführung 
der conceflionirten Bahn die Detailpläne der Bahn, aus 
denen bie Steigungen und Krümmungen berfelben entnommen 
werben Eönnen, die Spur und Geleisweite derjelben, in 
welcher Beziehung auf ein gleiche Maß hinzuwirken ift, das 


Selbft die allenfallfige Zerflörung der ke ober ihrer 
Zugehörung im Kriege durch Freundes» oder Feindeshand, 
jowie Die auf gleiche Weiſe erfolgende Hemmung oder 
Schließung des Betriebs begründet Fein Necht, Entſchaͤdigung 
aus äffentlihen Mitteln oder aus Präquationdcaffen zu ver- 
langen, injofern nit mit der Zeritörung zugleich eine Ab⸗ 
tretung des Grundeigenthums oder eines Enftbarfeitöredhts 
nah Art. 1. Lit. A. Ziff. 1. dann Lit. B. des obenerwähnten 
Gefeßes vom 17. November 1837 verbunden ift, in welchen 
Fällen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes in Anwendung 
kommen; und zwar ift der Entihädigungsanfprud nicht nur 
in dem Falle des wirklich ausgebrochenen Krieges ausgeſchloſſen, 
ſondern auch in gleicher Weile dann, wenn die Zerftörung, 
Hemmung oder Schließung der Bahn ald Vorſichtsmaßregel 
angewendet worden ift. 

$. 10. Der conceffionirte Unternehmer ift verpflichtet: 

1) vor dem Bau-Anfange die Detailpläne der Bahn zur Ges 
nehmigung vorzulegen. Diefe Genehmigung wird bezüglich 
der horizontalen und verticalen Projection der Pläne zu den 
Brüden und Dirchläffen, der Gonftructtion des Ober= und 
Unterbaues, ſowie der Situirung der Hochbauten von dem 
k. Staatdminifterium des Handels und der öffentlichen Arbeiten 
eriheilt, während Die no baupläne der Genehmigung der 
ein ägigen Baupolizei:Behörde unterliegen. 

Der Unternehmer ift verpflichtet, die Bahn fortwährend 
in einem ſolchen Zuftande zu erhalten, daß die Beförderung 
auf derjelben mit Sicherheit und in entiprechender Weiſe ges 
ſchehen kann. 

Der Unternehmer hat Vorkehrung dahin zu treffen, daß 
angraͤnzende Gebaͤude, Grundſtücke ꝛc. durch die Bahn weder 
während des Baues noch in der Folge Schaden erleiden. 
Derſelbe ift verpflichtet, für folche Beſchaͤdigungen zu haften. 

Der Unternehmer hat überhaupt die allgemeinen Bauvor⸗ 
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aulällige Maß der Bahnbreite, zur Genehmigung vorzulegen, 

und beim Baue der Bahn selbe und Der einzelnen Objekte 
die allgemeinen Bau⸗ ſowie die ihnen ertheilten beſonderen 
Vorſchriften genau zu erfüllen. 

ahin gehören inöbejondere die VorfichtSmaßregeln gegen 
euergefabt oder Jonftige Beichädigungen Jc. ac. 

b) Die Eifenbahn-Unternehmungen find verpflichtet, allen Schaden 
an öffentlichem oder Privatgute zu vergüten, welcher durch 
den fraglichen Eifenbahnbau veranlaßt worden ift. 

Die Eifenbahn-Unternehmungen haben ferner ſolche Vor: 
kehrungen zu treffen, daß die angrängenden Grundftüde, Ge 
bäude 30. durch die Bahn, weder während des Baues 
derfelben, noch in der Folge Schaden leiden, und ſind 
verpflichtet für derlei Beſchädigungen zu haften, 





Ichriften, ſowie alle befonderen Fr ae genan u voll 
ziehen, welcye zur Sicherung der Bahn und Des Publifums 
während der Bauführung oder jpäter für nothwendig er: 
achtet werben. 

2) Bei Unternehmungen, welche gleichzeitig eine große Arbeiter: 
geht beichäftigen, —* die Unternebmer für deren angemeſſene 

nterbringung, ſodann für Unterbringung und Verpflegung 
erfranfter ober verunglüdter Arbeiter, 3. B. durch einen 

Sicdherungsverband, durch Reguliruug von Krankenhausbei⸗ 

trägen u‘ w., zu Jorgen und die Koften für außerordentliche 

polizeiliche alle und ungewöhnlidh vermehrte ärztliche 

Bilitation nach Fe ebun der Boli eibehörden zu übernehmen. 

Wenn durch den Bau oͤffentliche Wege, Brüden oder Jonftige 

Gommunicationsmittel zerftört oder nnfahrbar gemacht werden, 

jo ift der Unternehmer verpflichtet, die geitörte Sommunication 

nady Anordnung der Behörden wieder berzuftellen, und im 

Umfange des Bahneigenthums zu hen 
Werden in einem ſolchen Kalle beiondere, früher nicht 

vorhanden gewejene Bauten, ald Brüden, Durchlaͤſſe 2c. noth⸗ 

wendig, jo fällt dem Unternehmer nicht blos die erſte Her- 
ellung jondern audy die Fünftige Unterhaltung zur Laſt. 

4) Der Unternehmer bat Die Errichtung einer Telegraphenleitung 
längs der Bahn auf dem zur Bahn gehörigen Areal unent- 


gellin zu geftatten. 

5) Der Betrieb der Bahn richtet ſich nach den allgemeinen poli⸗ 
eiliden und Den befonderen, für den Eiſenbahnbetrieb be: 
ehenden Anordnungen. 

Namentlich ift: 
a) vor der Eröffnung der Fahrten die Genehmigung des k. 
Staatsminifteriums des Handels und der öffentlichen Arbeiten 
zur Bahneröffnung zu erwirken, 


3 


— 
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c) Wenn durch den Ban ber Eifenbahn öffentliche Wege, Brüden, 
Stege oder jonftige Gommunicationsmittel ganz oder zum 
Theile geitört oder unfahrbar gemacht werben, tft die Eiſen⸗ 
bahn-Unternehmung verpflichtet, nach jedesmaliger Anordnun 
der Behörden die geftörte Communication anderweitig voll- 
fommen wieder berzuitellen. 

Die anftatt der zerftörten ober unfahrbar gewordenen 
neu hergefteilten Wege, Brüden sc. haben Diefenigen im braudy- 
baren Stande zu erhalten, welchen die Erhaltung der früheren 

Wege, Brüden ıc. oblag. 

en können Ines von der Eifenbahn-Unternehmung’ 
den Erſatz eines verhältnipmäßigen Theiles der Koſten in 

(ofen anfprechen, als die altungskoſten dieſer Wege, 

rüden ac. dur den Bau der Fiſenbahn vergrößert worden 


find. 

Sin ſofern zur Herftellung der durch die erbehn ge⸗ 
ſtörten Communication beſondere früher nicht vorhanden 
geweſene Bauten, z. B. an Brücken, Dämmen sc, noth- 
wendig find, fällt der Eifenbahn-Unternehmung nicht bloß die 
erfte Herftellung, jondern aud) Die künftige Erhaltung zur Laſt. 

d) Wenn die Eifenbahn über einen öffentlichen Weg, eine Brüde 
ober über einen Damm geführt wird, jo hat die Kifenbahn- 
Unternehmung für eine der Sicherheit an emefjene Ein- 
friedung (Nbiperrung) nach der jedesmaligen Anordnung der 
Behörden Sorge zu tragen, und ſich wegen Benützung des 
Weges, der Brüde oder des Dammes gehörig a huftiben, 
für eine ähnliche Einfriedung (Abiperrung) ift auch in jedem 
Salle zu jorgen, wo ein eher Weg über die Gifenbahn 
geht, oder in Diefelbe einäftet, ober wo ſonſt, wie z. B. an 


Diefer Genehmigung hat eine genaue techniſche Prüfun 
ber Bahn und des Betriebömateriald voranszugehen. g 


Ebenſo iſt 
b) das Transportmaterial fortwährend in einem ganz ent⸗ 
a Zuftande zu erhalten, 
ec) für den Betriebsdienft nur befähigtes und verläffiges Per⸗ 
onal aufzunehmen. Die Aufnahme von Ausländern ſetzt 
tie Buftimmung der einjchlägigen Diftricts-Polizeibehörde 
voraus, 

Die von dem Unternehmer getroffene Wahl der Betriebs⸗ 
und Auffichte-Beamten, welche zur Handhabung der Polizei 
der Bahn beftimmt find, mn rädiichtlich diejer Verwendung 
ber einjchlägigen E. Regierung, Sammer des Innern, zur 


Seit ng ange eigt werben. 
ech diefe lg und nach vorgängiger Verpflichtung 
bei der Diſtricts⸗Polizeibehoͤrde treten biete Bedienſteten in 
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f) Die an mung ift verpfli 
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den Stationspläben, aus öffentlicher Ruͤckſicht nach ber Weifun 
der competenten Behörden eine Abfperrung der Bahn fe 
als nothwendig zeigt. 
Die feitgejeßten, von Drei zu Drei Jahren einer Revifion zu 
untergiebenben Tarife für den Perſonen- und Gachentrang- 
port, und für die Nebengebühren find dem k. k. Minifterium 
für Handel, Gewerbe und öffentlihe Bauten im Einver: 
nehmen mit dem Miniſterium des Innern zur Genehmigung 
vorzulegen. 
ei der Feſtſetzung des Tarifes wird auf Jämmtliche ob: 
waltende 2erhälimile, auf Die Rentabilität der Bahn, auf die 
Tarife der Nachbarbahnen Ic. angemefjene Rüdficht genommen. 
Der Preistarif ift öffentlich Fundzumahen, und es bleibt 
der Staatöverwaltung vorbehalten, dann, wenn die reinen 
Erträgniffe der Bahn 15% der Einlagen überfchreiten auf 
eine billige Herabjeßung der Preiſe einzuwirfen. 
ai bei dem Betriebe 


ber Eiſenbahn ſich vollfommen den beitehenden Vorjchriften 


über den Eiſenbahnbetrieb zu fügen. 


6 


— 


8) 


die Eigenſchaft und Befugniſſe von Hilfs⸗Polizei⸗Bedienſteten 
und üben die Bahnpolizei in ihrem ganzen Umfange. 

Die Beſtaͤtigung kann bei Mißverhalten zuruͤckgezogen 
abe in * chem Falle die Verwendung des Bebientieten 
aufzuhören hat. 

Die Tarife für den ha Ra und Waaren-Transport, dann 
für die Nebengebübren find Der Genehmigung des k. Staats⸗ 
minifterium8 des Handels und der öffentlichen Arbeiten zu 
unteritellen. 

Bon brei zu drei Jahren fol eine Reviſion derfelben er» 
folgen und bei der Feſtſetzung auf alle obwaltenden Verbält- 
nile, auf die Rentabilität der Bahn, und auf die Tarife 
andererer, vorzugsweiſe Der bayeriſchen Bahnen Rüdficht 

enommen werden. 
benjo unterliegt der Fahrtenplan der Genehmigung des k. 
Staatdminifteriumd des Handels und der öffentlichen Arbeiten. 

Das genaunte k. Staatsminifterium ift felbft berechtigt, 
von Amtöwegen Verfügung zu treffen, wenn fidh die con- 
cejlionirten Unternehmer mit den angrenzenden Gijenbahn- 

verwaltungen, in Betreff der Fahrordnung, ber wechfelfeitigen 
Benüßung der Bahn und der Betriebsmittel und überhaupt 
bezüglich der wechfeljeitigen Verfehrs-Verhältniffe nicht ver- 
einigen Eönnen, ober wenn bei Einrichtung des Fahrtenplanes 
die Arvede der Poſtanſtalt nicht gebührend berüdfichtigt werben. 
Die Benügung der Eijenbahn von Seite der Poſt bleibt bei 
allen Fahrten vorbehalten; Die Brief» und ngöpafete, 
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Die Eifendahn-Unternehmung ift daher insbefonvere aud) 
ur unentgelblichen Deere der Poſtſendungen und der 
Sroftbebienfteten nach Vorſchrift des $. 68 der Eifenbahn- 
Betrieb3-Orbnung verpflichtet. 

Wenn bie Milttärverwaltung zur Beförderung von Truppen 
oder Militär-Effecten von den Eifenbabnen Gebrauch zu 
machen wünjcht, find die Unternehmer verpflichtet, derſelben 
hiezu alle zum Transport dienlichen Mittel gegen Vergütung 
nach denfelben Tarifjäßen zur Verfügung zu fee, welche 
für diefe Beförderung in dem jeweiligen Zarife der Staats» 
Eiſenbahnen feſtgeſetzt find. 

Die Eiſenbahn-Unternehmung bat ſich mit den angraͤnzenden 
Gifenbahnen (dieſelben mögen zur Zeit Der Goncefjionirun 

bereits errichtet fein, oder erft in der Folge erbaut werben) 
in Betreff der Kahrordnung, der wechjeljeitigen Benükım 

der Bahn und der Betriebsmittel, und überhaupt Berüglich 
che 18 ber wechjeljeitigen Verkehrsverhaͤltniſſe einzu⸗ 
verftehen. 

Sollte ein gütliche8 Webereinfommen nicht zu Stande 
tommen, oder die getroffene Verabredung den öffentlichen 
Sinterefjen nicht entiprechen, jo hat das Minifterium für 
Handel, Gewerbe und öffentlidie Bauten Die erforderlichen 
Verfügungen von Amtöwegen zu treffen, welchen Anordnungen 
fi) fodann bie Eifenbahn-Unternehmungen zu fügen haben. 
h) Die Eifenbahn-Unternehmungen haben die Errichtung einer 

Staatö-Telegraphenleitung längs der Eifenbahn auf ihren 


Nut 


die officiellen Fahrpoſtſendungen, jowie Die begleitenden Be: 
amten, Gonducteure und dergleichen finden unentgeldlich Be- 
förderung. Bahlbare Fahrpoſtſendungen werden nach dem 
Geſammtgewicht, nad) der gewöhnlichen Gütertransporttare 
bezahlt. Die Art und Weiſe der Beförderung der Bolt: 
Transporte erfolgt nad) den jedesmaligen Beftimmungen der 
Sofruernalkunge elle. 

9) Der Unternehmer ift verpflichtet, nach dem Verlangen ber 
S läroermaltung au jeder Zeit Truppenabtheilungen in * 
Stärke, Pferde, Kriegsmaterial und Militaͤr⸗Effecten, ſowie 
einzeln marſchirende, namentlich die vom Urlaub einruͤckenden 
und in Urlaub abgehenben Unterofficiere und Soldaten, wenn 
fie fi) durch Urlaubspäffe oder fonft legal ausweijen, zu jenen 
Tarifſätzen zu befördern, welche fir dieſe Transporte anf den 
Staatsbahnen bezahlt werden. Nöthigenfalls find für ſolche 

Transporte außerordentliche Fahrten einzurichten. 

‚Die Uebernahme bes Transportes ver Truppen ober 

Militärbebürfniffe anderer Staaten ſetzt jedoch Die Bewilligung 

der bayerifchen Regierung voraus, 


Koch, Eiſenbahnen. 14 


210 Anlage N. 


Grund und Boden, oder Die Benügung ihrer allfälligen eigenen 
Telegraphen-Einrihtungen unentgeldlich zu geftatten 
i) Die Eifenbahn-Unternehmungen find ohne bejondere Bewilligung 
der Staatöverwaltung nicht berechtigt, Anleihen mit Hinaus- 
aabe von Obligationen oder in Form von Actien-Emiffionen 
oder Aufzahlungen auf Die früheren Actien zu fchließen. 

Die vorftehenden Verpflichtungen der Eifenbahn - inter: 
nehmungen find in fofern maßgebend, ald in der dießfälligen Con— 
celliond-Urfunde nicht. eine befondere Ausnahme feftgejegt if. Es 
Bleibt nämlich dem Ermeſſen der Staatsverwaltung überlaljen, einer 
Eifenbahn-Unternehmung nad) den obwaltenden bejonderen Der: 
haltniffen eine oder Die andere Verbindlichkeit zu erleichtern, ober 
anderſeits in ganz bejonderen Fällen, 3. B. wenn von der Staats- 
Verwaltung eine Binfen-Garantıe für Das Unternehmen übernommen 
wird ıc., bei der Ertheilung der Conceſſion die Erfüllung noch 

anderweitiger Verbindlichkeiten zur Bedingung zu machen. 

§. 11. Die ertheilte Eifenbabnconceifiou erlifcht: 
- a) wenn der Beitraum beendet ift, für welchen die Conceſſion 
ertheilt wurde; 

b) wenn der Termin nicht zugehalten wird, welcher für die 
Vollendung der Eifenbahn oder einzelner Bahnftreden, fowie 


Die bei folchen Transporten einem audwärtigen Staate 
etwa eingeräumte Tarifdermäßigung oder fonftige Beafinftigung 
fommt von jelbft auch dem bayeriſchen Staat zu Gut. 

10) Die durdy die Sellberpättnife bedingten Vorfchriften werden 
dem Uinternehmer durch befondere Reglements befannt gemacht 
werden, welche genau zu befolgen find. 

11) Der Unternehmer ift verpflichtet, alle Staats: und dffentliche 
Laften und Steuern zu tragen, welche herkoömmlich oder ge⸗ 
jeglih auf dem Bahneigenthbume und Betriebe ruhen, oder 
fünftig noch geſetzlich auferlegt werden. 

$. 11. Wird die Bewilligung zum Baue unb jum Betrieb 
einer Eijenbahn einem erft zu bildenden Verein ertheilt, jo wird 
gleichzeitig mit der Ma der Eifenbahn-Conceffion auch Die 
allerhöchfte Beftätigung dieſes Vereins erfolgen. 

Die Verbältniffe des Vereins —* de alsdann nach der 
Beftätigungs-Urkunde und nad) den allerhoͤchſt genehmigten Saßungen. 

An diefer Urkunde wird auch Das hrberliche wegen Aufs 
Rellung eined Eöniglichen Sommiffärd aufgenommen werden, wenn 
ie Itretsregieruns die Aufftellung eines ſolchen für angemeſſen 
erachtet. 

$. 12. Die ertheilte Conceſſion erliſcht: 

a) ein Zetraum beendet iſt, für welchen bie Conceſſion 

eilt wurde; 
b) wenn der Termin nicht eingehalten wird, welcher für bie 


| 
| 
| 
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für die Eröffnung des Betriebes in der Conceſſions⸗Urkunde 
ausdrüdlich vorgejchrieben worden ift, vorausgejeßt, daß in 
diefer Beziehung nicht aus beſonders rückſichtswürdigen 
Gründen, 3. B. wegen Bintreten unabwendbarer und unvor⸗ 
bergejehener Greignifje eine bejondere Nachfiht von der 
Staatsverwaltung erwirkt worden tft. 

Sm Falle b) bleibt zwar das erworbene Gigenthun an 
Grundftüden, Gebäuden sc. (vorbehaltlich einer gefeglichen Expro⸗ 
priation desjelben) den Unternehmern; der Staatöverwaltung ift 
es jedoch unbenommen, einer anderen nachfolgenden Unternehmung 
die Conceſſion zu dem fraglichen Eiſenbahnbaue zu ertheilen, oder 
denfelben auf Staatsfoften zu vollführen, 

$. 12. Wenn die Eiſenbahn⸗Unternehmung ungeachtet wieder: 
bolter Ermahnung die Anordnungen der vorgefeßten Behörden 
nicht befolgen oder wefentliche Beltimmungen der Conzeſſions⸗Ur⸗ 
funde oder der Eifenbahnbetrieb8-Drdnung zuwider handeln jollte; 
Ih fanı das Hanbelsminifterium die Sequeftration Der conce)- 
ionirten Eiſenbahn auf Gefahr und Koften der Betriebsunters 
nehmunng anordnen. 

$. 13. Angelegenheiten, welche ſich auf die Vollziehung dieſer 
Beftimmungen beziehen, find von dem Rechtswege ausgeſchloſſen, 
und gehören vor die abminiftrativen Behörden. 


Vollendung der Bahn oder einzelner Bahnffreden,; ſowie für 


die Eröffnung des Betriebs in der Gonceffiond-Urfunde auss 
aa vorgeichrieben ift, es jet denn, daß eine befondere 
Nachſicht von Seite der k. Staatöregierung erwirkt worden 
wäre; 
c) bei Gonceiftonirung von Vereinen im Falle der Nichterfüllung 
der in der Beftätigungs-Urkunde feftgejeßten Bedingungen. 
$. 13. Wenn der conceifionirte Unternehmer wiederholter Er: 
mahnung ungeadhtet die Anordnungen der vorgejeßten Behörden 
nicht beiolgen oder wejentliden Beftimmungen der Conceſſions⸗ 
Urkunde oder der Eifenbahnbetrieb3-Orbnung zuwider handeln follte, 
fo ift das koͤnigliche Staatsminiſterium des Hanbeld und der öffent: 
—* Arbeiten befugt, die Sequeſtration der conceſſionirten Eifen- 
bahn auf Gefahr und Koften des Unternehmers anzuordnen. 
$. 14. Ueber die aus der Goncejflong: Verleihung hervorgehenden 
Rechte und Verpflichtungen des Goncefftonirten, inſoweit fie nicht 
Privat⸗Rechte Dritter berühren, imöbejonbere über die Befugniß 
zum Baue und zum Betriebe der Eiſenbahn und über ben Umfang 
und die Erlöſchung der Conceſſion, ſowie über jede nach admi— 
Beniegen ober po geilichen Befkimmungen u entſcheidende Irrung 
beſchließen und verfügen bie Aminiftrativ-B ehörden. 


14* 
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Anlage V. 


Grofb. Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenachſches Gefek 
vom 14. December 18355, 


über die bei Anlegung der Werra-Eijenbahn erforderlichen zwangs⸗ 
meiten Eigenthums⸗Abtretungen. 


Grundbeſtim ler Fr er Enteign 

en mu e ung. 

Art. 1. Zur Herftelung und Unterhaltung einer An die Königlich 
Bayerſche Ludwigs-⸗Südnordbahn & unmittelbar anfchließenden, 
von Coburg über Meiningen nad Eiſenach zur Thüringifchen Bahn 
führenden Eiſenbahn, ſowie zu genehmigten Henderungen und Er⸗ 
weiterungen dieſes Unternehmens, ift das erforderliche öffentliche 
und Privat-Orundeigenthbum im diefleitigen Stantdgebiete mit Ein- 
ſchluß von Gebäuden und Zubehörungen, fowie von Rechten und 
Gerechtigkeiten nad) den Vorfchriften dieſes Geſetzes abzutreten. 

Das Recht, biele Abtretung zu verlangen, fteht demjenigen zu, 
weldyem die Befugniß zur en und zum Betriebe der ge- 
dachten Bahn von Uns zuneftanden worden und tritt eim, fobald 
die Genehmigung der Baupläne mit genauer Angabe der Richtungs⸗ 
Iinien und der Zeiträume, innerhalb deren die Anlagen zur Aus- 
fü rung fommen jollen, durch Unfer Staatd-Minifterium zur öffent- 
licyen Kenntniß gebradyt worden ift. | 

Art. 2, Der Bauunternehmer tft berechtigt, Die Abtretung von 
Grundftüden zu verlangen: 

1) zu der Bahn jelbit, ihrer Einfriedigung und GSicherftellung, 
den Husweicheftellen, Auffahrten und Abfahrten, Auffeber: 
und Wärter-Mohnungen ; 

2) zu den Bahnhöfen, Stations- Pl n und aberbaupt Au allen 
zum zwedmäßigen Trandport-Dck ebe nöthigen Einrichtungen; 

3) zu der Unterbringung oder Gewinnung von Erde, Sand, 
Schutt, Steinen ꝛc., injofern deshalb Die een Be 
nu ung der Grundftüde (Art. 3.) nicht für hinreichend oder 
nicht für zuläjfig erfannt wird; 

4) p enjenigen im öffentlichen Intereſſe in Folge der Eiſen⸗ 
ahnanlage herzuſtellenden Straßen, Wegen, FlußKorrektionen, 
Brücken und anderen, anch durch ſicherheitspolizeiliche Rück⸗ 
ſichten gebotenen Einrichtungen, deren Anlage nach den 
Geſetzen, dem genehmigten Bauplane oder den ertheilten 
bahnpolizeilichen Vorſchriften erforderlich wird. 

Art. 3. Unter dem der zwangsweiſen Abtretung unterliegenden 
Grundeigenthume (Art. 2.) find alle Arten von unbeweglichen 
Sachen nebft ihren Zubehörungen begriffen, einſchließlich der Real 
Berechtigungen. 
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Erfordert eine der im Art. 2, bezeichneten Anlagen die Bes 
ftellung einer Dienftbarkeit auf ein Grundſtück oder macht ſich eine 
ſolche in Folge dieſer Anlage nöthig, jo iſt auch Diefe Dienftbars 
feit auf Verlangen des Unternehmers einzuräumen. 

Ebenfo muß die vorübergehende Benußung des Grundeigen- 
thumes zur Herrichtung von Nebenwegen, zur Niederlegung, Anfuhr 
oder Gewinnung von Baufloffen (Art. 2. Biffer ) —* zur 
einſtweiligen Verlegung von Flüſſen, Bächen und Graͤben ꝛc. im 
Zwecke des Hauptunternehmens geſtattet werden. Dauert die Be⸗ 
Fir ah über drei Jahre fort, fo kann fie nicht mehr als vorüber: 

ehend angejehen werden und der Eigenthümer des Grundftüdes, 
eſſen Denupung noch länger in Anſpruch genommen wird, ift ſo⸗ 
Dann berechtigt, Die eigenthumliche Llebernahme desjelben von Seiten 
des Unternehmers zu verlangen. 

Eine Verpflichtung, Mohn-, Pe chafts⸗ oder Fabrik⸗Gebaͤude 
nur vorübergehend zu Zwecken der Eiſenbahn zu überlaſſen, findet 
überall nicht, bei anderen Grundſtücken aber in dem Falle nicht 
Statt, wenn deren Beſchaffenheit weſentlich und bleibend durch Diele 
Meberlafjung verändert werden follte. 

Art. 4. Wenn nur Theile eined Grundbefibes in Anſpruch 
genommen werden, Darf der Eigenthümer in folgenden Fällen ver 
langen, daß ihm diefer Srundbefiß ganz abgenommen werde: 

1) wenn ein Gebäude theilweiſe abgetreten werden fol; 

2) wenn ein zu einem Gebäude gehöriger und unmittelbar neben 
Demjelben gelegener Garten, Hofraum oder anderer den Be 
wohnern des Gebäudes vorzugsweiſe nußbarer Plak, ganz 
oder auch nur theilmeife Gegenftand des Anſpruchs ift; vor- 
ausgeſetzt, DaB nicht nach dem Urtheile Sachverſtaͤndiger der 
übrigbleibende Grundbefiß ungeachtet der beanfpruchten theils 
weilen Enteignung entweber feiner bisherigen Beſtimmung 
noch genügt oder dieſer Zweck durch eine von dem Bauunter- 
nehmer dargebotene Areal-Erweiterung vollſtaͤndig erreicht 
wird; 
wenn der Anſpruch auf Eins von mehreren zu Demfelben Ges 
werbös oder landwirtbfchaftlichen Betriebe gehörenden oder 
r einer andern gemeinichaftlichen Benußung beftinnmten Ge— 

Auben oder auf einen Dazu gehörigen Platz gerichtet ift und 
nach dem Urtheile Sachverftändiger durch Abjonderung des 
angeiprochenen Theil die Kortjeßung des Betriebes oder Der 
biöherigen Benutzung unmöglich) gemacht oder wejentlich er 
ſchwert werben würde, ohne daß der Bauunternehmer eine 
genuͤgende Wreal-Ermweiterung gewährt; 
wenn bei der Abtretung eines Theild von anderen, nnter 2 
und 3 nicht begriffenen Grundflüden der übrigbleibende Theil 
nicht über vierundzwanzig Weimariſche Duadrat-Nuthen an 
einem Stüd beträgt und nach dem Urtheile Sachverftändiger 


3 


— 
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von dem Biäherigen Eigenthämer zweckmaͤßig nicht mehr be 
nugt werben kann; 
5) wenn durch Abtretung einer Berechtigung das Grundeigen⸗ 
um, zu befien Wortheil fie befteht, nad dem Gutachten 
achverftändiger für feine Veftimmung unbrauchbar wird. 
Art. 5. Kann ein Grundftüd, auf welchem die Gewinnung 
von Bau-Materialien im Wege der vorübergehenden zwangsweiſen 
Benugung (Art. 9) zugelafien worden ift, in get ie bieler Ges 
winnung nad) Tadjverkänbigem Gutachten fernerhin jeiner Beftim- 
mung gemäß nicht mehr mit Vortheil von dem Gigentbümer benupt 
werben, jo ſteht es dieſem ebenfall8 frei, daſſelbe dem Bauunter- 
nehmer gänzlich abzutreten und die Entfpädigung für den Sub 
ftantial- Werth in * u nehmen, 
Art. 6. Wenn ber Unternehmer ein abgetretenes Grunbftüd 
gan, ober zum Theil binnen Jahresfrift nad) volftänbiger Eröffnung 
er Bahn weder zu biejer jelbft, noch zu den abehörungen ders 
felben verwendet, auch befjen zum Ausbau und Betrieb der Bahn 
nicht noch Bebarf ober wenn er foldes wohl gar an Dritte zu 
Privat: Bmeden wieder zu verdu beabfichtigt, follen ber 
urſpruͤngliche Cigenthmer ober deſſen Erben das Wiederkaufsrecht 
gegen verhältnigmäßige Gefrattung der 2eiftungen, welche bei der 

nteignung eingetreten waren, innerhalb zweier Jahre ausüben 
Eönnen und fol zu biefem Bwede der Unternehmer dem urfprüng- 
nen Eigentyümer die Zurüdnahme des fraglichen —E 
anl en. 

Art. 7. Der Wbtretung, Belaſtung und Weberlafjung des 
Grundeigenthums, welche auf dem Grunde des gegenwärtigen Ges 
ſetzes ungen werben kann, ſtehen geſetzliche richterliche, ver⸗ 
kragemi ige oderleptiwilligeBeräußerungsverbote oder Beſchraͤnkungen 
nicht entgegen. 

ig Pr ER Wenn der Bauunternehmer ben Gigenthümer oder 

Inhaber von Grunbbefigungen oder Gerechtſamen, melde er für 
den Eifenbahnbau zu erwerben ober zu benugen beabfichtigt, von 
dieſer jeiner Abſicht durch das Gericht der Belegenen Sache bes 
nachrichtigt, fo darf innerhalb eines tes bei Vermeidung bes 
im Art. 13. beftimmten Nadtgeites ohne Buflimmung des Bau⸗ 
unternehmerd weber ein Neubau auf dem in Anfpruc genommenen 
Grund und Boden begonnen ober fortgefeßt, noch bie gewöhnliche 
Seböehetun vorgenommen, noch eine fonftige bie Entihäbigungss 
forberung erhöhende und durch bie Notwendigkeit nicht gebotene 
Maregel getroffen werben. 

Die aufgelegte Degräntung alt jeboc ohne Weiteres weg, 
wenn nicht vor Ablauf des eben ge ten Jahres ein förmlicher 
Enteignungsantrag geftellt worden ift. 

ine wiederholte Beſchraͤnkung findet nicht Statt. 
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Zweiter Theil. 
Beſtimmungen über die Entſchädigungsleiſtungen und fonfligen Ber 
bindlichkeiten des Wanunternehmers bezüglich der Enteignung. 


Art. 9. Kür jede Abtretung, Belaftung oder Ueberlaſſun 
welche auf dem Grunde des gegenwärtigen Gelepes gefordert wird, 
iſt vollftändige Entihädigung zu leiften, nad) dem wahren gemeinen 
Werthe oder Bach demjenigen Preije, welchen der in Frage kom⸗ 
mende Gegenſtan ort8gewöhnlidher Würbderung zur Beit der 
Abtretung, Belaftung oder Lieberlafjung bat. 

Bei, der MWerthöbeftimmung find aber zugleich alle Schäden 
und Nacıtbeile, welche den Eigenthümer vorübergehend oder bleibend 
durch die Abtretung u. |. w. treffen, mit in Aunjotoe zu bringen, z. B. 

a) in Beziehung auf Rage, Nahrung und Gewerbsbeitimmung; 

b) wegen unvorhergefehener Unterbrechung des Beſitzſtandes; 

c) wegen Beihädigung oder Verluftes der Früchte; 

d) wegen Werthöminderung des etwa übrig bleibenden Beſizz⸗ 
thumes und wegen bed Mehrwerthes, welchen der abzutre- 
tende Gegenfland durdy feinen Zuſammenhang mit anderen 
Einrichtungen oder Belipungen oder durch feine bisherige 
Benutzungsweiſe für den ne behauptete. 

Die Nechtögrundfäge über den Erjag ſolcher Echäden, welche 
zwar durch Anlagen und Unternehmungen der in Art. 2. bezeidy 
neten Art, aber nicht durch Die dabei vorgefommene Enteignung 
berunfacht werden, erleiden durch das gegenwärtige Gejeß Feine 

enderung. | 

Art. 10. Bei Feſtſtellung der Entfchäbigung für die einfhweilige 
Benutzung eined Grundftüdes find die ortsüblichen Pachtpreile zu 
Grunde zu legen, jedoch mit Berüdfichtigung des Vortheild eigner 
Bewirthichaftung, wo diefe Statt fand, und überhaupt mit Berüd- 
fihtigung des bejonderen Nachtheild, welcher für den Eigenthümer, 
Pachter, Mietber oder Nubnießer nach feinen Verbältniffen aus 
jener Bemupung, entftebt. 

Art. 11. Bei Gebäuden und Anlagen, welche ihrer Lage und 
Einrihtung nad) zum Vergnügen des Eigenthümers gereichen und 
befonver8 zu diefem Behufe beftimmt find, ift der Verluft des 
Gebrauchs zu dieſem Zwecke mit als Begenftand der Entſchaͤdigung 
anzujchen und ed muß darauf, wenn der Eigenthuͤmer es verlangt, 
bei Beftimmung der Entſchädigung nad billigem Ermeſſen mit 
Rückſicht genommen werden, fofern nicht aus der Dertlichfeit her: 
vorgeht, Daß der Eigentbümer durch Verwendung ver ihm für Das 
Gebäude oder das Grundſtück der Würderung nach zu gemährenden 
Abtretungsſumme ſich diefelbe Annehmlichfeit auf einem andern 
Plate zu verichaffen im Stande ift. 

Art. 12. Der fogenannte Liebhaberwerth (pretium affectionis), 
fowie Bortheile, welche aus erft in der Folge beablidhtigten Ver 
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beſſerungen und Einrichtungen hergeleitet werden, oder erſt durch 
die Anlage der Eiſenbahn für das zu veraͤußernde oder zu benutzende 
Grundſtuͤck entſtehen, a bei der Sat) aͤdigung mit in An⸗ 
ſchlag zu bringen. en ſo Weiß ommt umgekehrt bei einer 
— Abtretung die Werthserhoͤhung, welche für den zurück⸗ 
bleibenden Theil durch die Anlage etwa mittelbar oder unmittelbar 
entſteht, bei der Entſchaͤdigung fuͤr den abzutretenden Theil in 
Aufrechnung und Abrechnung. 

Art. 13. Wenn der Grundeigenthümer, welchem amtlich be⸗ 
kannt gemacht worden war, Daß fein Grundftück zum Zwecke der 
Eifenbahnanlage gefordert werde (Art. 8), auf Demjelben eine neue 
Anlage, ee ung oder fonftige die ntyep&bigungöforberung ex: 
höhende und nicht nothwendige Maßregel innerhalb eines (jahres 
nad) der Bekanntmachung unternahm, fo ift eine Entſchaͤdigungs⸗ 
forberung dafür bei dem Gintritte Der Enteignung nur in foweit 
zu berüdfichtigen, als jene Anlage den Werth des in Anſpruch 
genommenen Gegenſtandes für das Gifenbahnunternehmen jelbit 
erhöbt hat. Dagegen yeah, wenn die angezeigte Ablicht nicht 
zur Ausführung fommt, dem Betheiligten vollkommene Entſchaͤdigung 
wegen aller Vermögensnachtheile, welche die herbeigeführte Be 
Ichränfung (Art. 8) om verurſacht hat. 

Art. 14. Die Entfchädigung, welche für die Abtretung eines 
Grundftüdes, Die Aufgabe eines Rechtes oder Die Einräumnng einer 
Befugniß verlangt werden darf, ift in Der Regel vor der Abtretung, 
Aufgabe oder Einräumung zu leiften, jedoch mit folgenden Aus⸗ 
nahmen und näheren emmungen: | 

1) ift ein unmwiederbringlicher Nachtheil mit dem Verzuge ver: 
bunden — wohin auch der Fall zu rechnen ift, Daß Der @ifen- 
bahınbau nicht bloß darum aufgefchoben werden darf, weil Die 
Nechnungsarbeiten zur Feftftellung der Entichädigung und bie 
Bekanntmachung derfelben noch zurüditehen — jo darf ber 
Unternehmer fordern, daß ihm der in Aufpruch genommene 
Segenftand ſchon vor erfolgter Ausmittelung bed Entjchäs 
Digungsbetrageß überwieſen werde. Das Verfahren zur Er: 
mittelung der Entſchaͤdigung iſt aber fofort einzuleiten und 
ohne allen Verzug zu beendigen, auch dem Entihädigungs- 
betrage die jährliche Verzinfung mit Vier vom Hundert, vom 
Tage der geſchehenen Ueberweiſung an, hinzuzufügen. 

tefelbe Beftimmung findet wendung 

2) wenn die Benutzung oder Belaſtung fremden Eigenthums für 
einen vorübergehenden Zeitraum in Anſpruch genommen wird 
und der Entſchaͤdigungsbetrag ne vorher mit Gewißheit gar 
nicht ausmitteln laͤßt. Erftredt diejer Zeitraum über bie 

Daner eined Jahres hinaus, jo darf der Entſchaͤdigungs⸗ 

berechtigte verlangen, daß ſogleich nad u ed Jahres, 

in welchem das zur Schabloshaltung verpflichtenbe Verhaͤltniß 
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‚Statt gefunden hat, die Feftftellung und Zahlbarmachun 
der Entjhädigung erfolge. Bang 
„Sn ben unter 1 und 2 angeführten Fällen kann der Ent 
Ihäbigungsberechtigte verlangen, daß vor ber Jcherieijung des 
Entſchaͤdigungsgegenſtandes an den Bauunternehmer von Diejem 
und auf Koften desſelben eine zur Gewährung der Entſchaͤdigung 
ae ya ausreichende Kaution bei dem Berichte der belegenen 
Sache durch baare Hinterlegung beftellt .werbe. 

Die göbe der Kautions-Summe wird, nach Befinden auf 
vorgängige Vernehmung Sachverftändiger, durch den Expropriations⸗ 
Sommilter beftimmt. 

Art. 15. Das Enteiguungsgefhäft wird erft mit ber Boll 
endnug ded Bahnbaued und der Aufmelfung und DVerfteinung der 
Bahn und ihrer Zubehörungen als abelehloffen angejehen. Findet 
fi) daher bei der definitiven Vermeflung und Berechnung, daß ein 
Entichädigungsäberechtigter bei früher. erfolgter Zahlung in Folge 
einer irrigen Annahme binfichtlih Des Flächengehaltes oder einer 
unrichtigen Berechnung zu wenig ober zu viel ald Entſchaͤdigung 
erhalten hat, jo muß bie Differenz durch Nachzahlung und Zurüd- 
zahlung ausgeglichen werben. | 

Art. 16. Die mit dem Entwährungsgegenftande verbundenen 
Grundſteuern, Gemeindelaften und Grundlaften aller Art, nament- 
lich aber darauf haftende Guts⸗ und lehnherrliche Rechte, Nutzungs⸗ 
und Servitut-Befugniffe, find bei theilweifer Grundbefißabtretung, 
im Verhältniffe des abzutretenden Theils zu dem zurüdbleibenden 
Theile, jofern fie theilbar, in Wirklichkeit, fofern fie aber nicht 
theilbar, nach dem antbeitigen durch Sachverſtaͤndige zu ermittelnden 
Vthauſchlage , auf den abgetretenen Grundbeſiztziheil zu über⸗ 
weijen. 

Diejelben müſſen auf Verlangen des Bauunternehmers oder 
bes Berechtigten abgelöft werden. Steuern, Gemeindeabgaben, 
Kirchen und Schul-Laften unterliegen jedoch der Ablöſung nicht, 
fondern haften — bei theilweifer Abtretung in Der ermittelten 
verhältnigmäßigen Höhe — auf Dem enteigneten Orunbbeiiße 

Für das Ablöfungsverfahren treten Die im dritten Abſchnitte 
dieſes Geſetzes enthaltene Vorjchriften ein. 

Wenn eine auf dem enteignet werdenden Grundbefiße laſtende, 
nicht ablösbare Grundbienftbarfeit (Serpitut) auf Verlangen des 
Bauunternehmers oder, wenn fie ohne wejentliche Erſchwerung nicht 
mehr ausgeubt werden fönnte, auf Verlangen des Berechtigten weg. 
je en fol, bat der Bauunternehmer dem Berechtigten, falld er 

enfelben nicht durch Beſtellung einer andern joldyen Dienſtbarkeit 
entichädigt, den Werth der Dienftbarkeit, wie er fich in befonderer 
infiht auf Das herrſchende Grundftüd nad) dem Gutachten der 
chaͤtzer herauäftellt, zu erſetzen; unabhängig hiervon ift dem Eigens 
thümer des Grundbeſihzes der Werth des leptern, wie ſich derjelbe 
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unter Veranſchlagung ber auf dem Grundbeſitze ruhenden Dienſt—⸗ 
barkeitslaſt ergiebt, vom Bauunternehmer zu tten. 

Mitbelehnte, Fideikommiß⸗Berechtigte und ſonſtige Intereſſenten 

mit Ausnahme der Pachter, Miether und zeitigen Nubnießer 
Art. 17) können fich wegen ihrer Rechte an dem abzutretenden 
egenftande nur an die Entſchädigungsgelder halten. 

enn bie für das Eilenbahnunternehmen in Anſpruch ge 
nommenen Grundbefißungen verpachtet find, Die Folgen der Ab: 
tretung, Beichwerung, Beichränfung oder eingeräumten Benußung 
den Pachter treffen und der Pachtvertrag für den Fall der Löjung 
oder Aenderung des Pachtverhaͤltniſſes Die Anfprüche zwiichen den 
Bertragsthellen nicht auf andere Weiſe feſtſetzt, kommen folgende 
Beftimmungen zur Anwendung: 

1) wird durd die Enteignung der ganze Begenftand der Bachtun 
in Anſpruch genommen, o tft der diesfallſige Vertrag a 
aufgelöft zu betrachten und dem Pachter der auß ber früheren 
Aufhebung des Vertrags für ihn ermachlende Schaden vom 
Baunnternehmer Fe vergüten; 

2) wenn durch die Enteignung eines bloßen Theils des ver: 
pachteten Grundbefiges die Fortſetzung des bisherigen Padıt- 
vertrags pr gemacht ober wejentlich verändert oder 

- erfchwert wird, ſo kann der Pachter Die Aufhebung Des 
Padıtvertrag® verlangen und es find in dieſem Kalle ſowohl 

der Verpachter als der Pachter für Iden ihnen daraus er: 
wachſeuden Nachtheil vom Bauunternehmer zu entſchaͤdigen; 

3) gest die Enteignung nach der vorftehenden Beitimmung Feinen 

rund zur Auflöfung des Vertrages, jo bat der Pachter vom 
Bauunternehmer zır erhalten: 

a) die für die vorübergehende Benukung eined verpachteten 
Grundſtuͤcks erfolgende Entſchaͤdigung, fofern und inſoweit, 
als dieſelbe für Die während der Pachtzeit entbehrte ober 
beſchraͤnkte Benubung bezahlt wird; 

b) von dem für die Abtretung oder immerwährende Benutzung 
eined Theils des Vertragsgegenſtandes beftimmten Ent⸗ 
ſchaͤdigungs-Kapital denjenigen Betrag, welcher den mit 
ährlid, drei und ein halb vom Hundert auf Die Dauer der 

achtzeit zu berechnenden Binjen gleid, kommt. 

Miether und seitige Nupnießer jeder Art haben dieſelben Ans 

Iprüche und Rechte, welche vorftehend den Pachtern eingeräumt find. 

te Anfprüche der Pachter, Miether und zeitigen Rubnießer 
find von dem Kommiffar nad Maßgabe der Beftimmungen dieſes 
Geſeßes feſtzuſtellen. 

rt. 18. Wenn vom Bauunternehmer Fluß-Korrektionen vor⸗ 
genommen werben, tritt das neue Flußbett an die Stelle des ver- 
lafjenen Flußbettes und e8 geht das letztere in das Eigenthum ber 
Bahnverwaltung über. Das neue Ylußbett iſt bagegen alsbald 
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nach bewirkter Herſtellung von dem Staate, der Gemeinde oder 
ben betheiligten Privat-Perfonen, ſoweit die frühere Verpflichtung 
reichte, bezüglich joweit Die Uebernahme berjelben durch Geſetz be 
gründet iſt, au übernehmen und zu unterhalten; fofern und infos 
weit eine derartige Verpflichtung nicht beftand oder befteht, hat der 
Bauunternehmer Das neue Klußbett zu unterhalten. 

Gleiche Beitimmungen gelten für Straßenverlegungen, welche 
vom Bauunternehmer vorgenonimen werden. 

Der Bauunternehmer hat für Erhaltung einer ungeftörten, 
fowie für Wiederherftellung der von ihm unterbrodyenen Kommus 
nifation nach beiden Seiten der Bahn zu forgen und die zu dieſem 
Behufe erforderlichen Brüden, Jurchgange aſſerzuge, Uebergaͤnge, 

ahr⸗ und Trift-Wege auf feine Koſten herrichten zu laſſen und, 
ofern und inſoweit Den Betheiligten Daraus eine neue oder erhöhte 
Beläftigung erwaͤchſt, dieſelben zu unterhalten. 

Diefelbe Verbindlichkeit gt ihm auch — ſolcher Ver⸗ 
anſtaltungen ob, welche zur iguns der durch den Bau und 
Betrieb der Eiſenbahn für die oͤffentliche Sicherheit des Einzelnen 
unmittelbar drohenden Gefahren durch Verordnung vorgeſchrieben 
oder von den zuſtändigen Verwaltungsbehörden angeordnet werben. 


Dritter Theil. 
Bon dem Verfahren und ber Entfheidung über bie Abtretung und 
Entfcpabigungsleiftung- 

Art. 19. Die Entf ebung über die Nothwendigkelt und den 
Umfang einer zwangsweiſen Ab elung, Kt über die zu gewaͤh⸗ 
rende Entihädigung erfolgt, mit Ausichluß Des Rechtsweges, 
lediglich im Verwaltungswege durch einen von Uns ernannten be 
fondern Kommillar. Ä 

Demfelben find die nöthigen Protofoll-Führer und fonftigen 
Hülfsperfonen (Art. A6) beizugeben. 

Nach Bedürfnig werben mehre Kommifjare mit abgegrenzten 
T ezirken ernannt. 

Art. 20. Der "auunternehmer hat den Antrag auf Enteignung 
oder Belaftung fremden Grundbefiged, bezüglich auf Stretung 
fremder Fegt und Gerechtſame an den Kommiſſar zu richten un 
u begründen: 
| 1) durch genaue Bezeichnung der Grundftüde, auf welche fein 

Antrag I bezieht, nad) Lage‘, Größe und, wenn möglich), 
ſtataſter- Nummer; 

D durch Angabe der beanſpruchten Grundflaͤche, nach Ruthen, 
wenn das betreffende Grundſtück nicht ganz verlangt wird, 
unter Beiſchluß von Auszügen der einſchlagenden Karten; 

3) durch genaue Bezeichnung der verlangten Belaftung oder 
Rechtsabtretung; 
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4) durch Namhaftmachung der Gigenthümer, bezüglidy ihrer 
.. Vertreter, der efmaigen Pachter, Miether oder Nutznießer. 

Mit biejem Antrage bat der Unternehmer die Beitellung eines 
gehörig zu legitimirenden Bevollmächtigten, ſowie Die Namhaft⸗ 
machung bes von ihm zu ernennenden Schäßerd (Art. 22.) zu 
verbinden. 

Art. 21. Der Kommiffar bat Iofert, jomweit nöthig unter Ver⸗ 
mittelung des zuftändigen Gerichtes, Die erforderlichen Eigenthums⸗ 
und Hypotheken⸗ Behheinigungen einzuziehen und alle auf die 
Bwangsenteignung fich beziehenden Verhaͤltniſſe, namentlich Die bei 
ber Abtretung betheiligten Cigenthümer, bezüglich ihre Vertreter 
oder die jonftigen Berechtigten und Die in den legten Deräuberungß- 
Allen vorgefommenen Breife durg gerichtliche — der Grund⸗, 

hen⸗ und Hypotheken⸗Bücher oder einſchlagender Gerichts-Akten, 
Vernehmung der Grundeigenthümer, des Gemeindevorſtandes oder 
anderer Auskunftsperſonen bezüglich in ſonſt geeigneter Weiſe 
gehoͤrig auszumitteln. 

Iſt der Aufenthalt eines Betheiligten unbekannt oder iſt ein 
olcher abweſend und ſo entfernt, daß ſeine Vorladung ak 
ten oder bedeutenden Zeitverluſt verurfachen würde, obne Daß 

ein Bevollmächtigter oder Vormund für ihn beftelt it, jo bat auf 
Antrag des Kommillard das Gericht Der belegenen Sache von 
Amtöwegen einen Stellvertreter für denjelben zu beftellen, welcher 
been en nn dem Enteignungsgefchäfte zu wahren berechtigt 
und verpflichtet ift. 

Art. 22, Nach erfolgter Ermittlung der Betbeiligten und 
Abſteckung der Bahnlinie hat der Kommiſſar dafür zu jorgen, daß 
eier! für_jede betroffene $lur zur Ermittlung der Entſchaͤdigungs⸗ 

eträge jür die in dieſer Flur vorkommenden Enteignungen als 
Schätzer Drei der Dertlichkeit und der angujchäpenben Gegenſtaͤnde 
moͤglichſt kundige Sachverſtaͤndige beſtellt werden, welche ſich im 
Beſitze des Staatsbürgerrechtes befinden, auch bei der fraglichen 
Enteignung perſönlich unbetheiligt ſein müſſen. 
iner dieſer Schaͤtzer iſt von dem Komiſſar, der zweite von 
dem Bauunternehmer zu ernennen, der dritte aber von den bethei⸗ 
ligten Entſchädigungsberichtigten zu wählen. 

Die beiden erſtgedachten —2— oͤnnen gleichzeitig fuͤr eine 
Mehrzahl von Fluren ernannt werden. 

Art. 23. Behufs der Wahl des dritten Shäpers bat der 
Kommiſſar die aus den Verhandlungen fi ergebenden Betheiligten 
oder deren Stellvertreter (Art. ei} zu einem anzuberaumenden 
Termine unter einbrobung des gejeglichen Rechtsnachtheiles ſpeziell 
vorzuladen, auch diefen Zermin unter Benennung bed eriten und 
a Schaͤtzers, in den betreffenden Gemeinden oͤffentlich bekannt 
zu machen. l 

Art. 24. Die in Perſon oder durch genuͤgend gerechtfertigte 
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Bevollmächtigte erſchienenen Wetheiligten wählen nach relativer 
Stimmenmehrheit; die Nichterfchienenen ober die Wahl Verweis 
genden find des Wahlrechtd verluftig. 

In dem Falle, wenn auf mehrere Perſonen die meiften Stim- 
men in gleicher Zahl fallen, tft eine engere Wahl zwiſchen dieſen 
fofort zu bewirken. Wenn auch dieſe feine relative Etimmen- 
Mehrheit ergeben follte, fo enticheidet nnter denen, welche bie 
meilten gleichen Stimmen für ſich haben, dad 2008. 

Erſcheint auf die erwähnte Vorladung Niemand im Termine 
oder beriveigern \inmttiche erihienene Betheiligte die Wahl, fo 
bat der Komiljar den dritten Schäber zu ernennen. 

Das Ergebniß wird den Erſchienenen fofort befannt gemadht 
nnd gleichzeitig in ber betreffenden Gemeinde auf ortsübliche Welle 
zur öffentlichen Kenntniß gebradht. 

ine Anfechtung des Mahlverfahrend oder Einwendungen 

egen bie folchergeftalt (Art: 22, * beſtimmten Schaͤtzer ſind nur 

nnerhalb der naͤchſten drei Tage zuläſſig. Der Kommiſſar hat als⸗ 
bald darüber zu erkennen. 

Art. 25. Gleichzeitig mit der Ernennung, bezüglich Wahl ber 
drei Schäber, iſt für jeden derjelben auf gleiche ÖReife ein Stell- 
vertreter zu ernennen, bezüglich zu wählen, welcher in Fällen, wo 
der betreffende en verhindert ift, ober als unzuläffig ver⸗ 
worfen wird, fir Denfelben eintritt. 

Als Gründe der Zuläffigfeit eines Schaͤtzers follen diejenigen 
ee in welchen Zeugen im Civil-Prozeffe unfähig ober ver- 

g find. | 

Art. 26. Betrifft die Abſchätzung Gegenftände, zu beren Tara: 
tion die erwählten Schäßer oder beren Stellvertreter wegen man- 
gelnder Kenntniß, worüber ber agiſer bei erhobenem Zweifel 
u erkennen hat, nicht im Stande find, jo find für dieſen einzelnen 
Fat andere Schäßer auf die angegebene Weife zu ernennen, bezüg- 

ch von den in diefem alle Betheiligten zu wählen. 

Art. 27. Die Echhäker find vom Kommilfar, unter bejonderer 
Hinwelfung auf die in den betreffenden Artikeln dieſes Gefekes 
enthaltenen Vorſchriften, eiblich zu verpflichten und können, ſofern 
fie nicht über 8 Stunden von ber betreffenden Gemarkung entfernt 
wohnen, ohne befonders erhebliche Entjchuldigungsgründe, über 
welche der Kommiſſar eutfcheidet, Die auf fie gefallene Wahl nicht 
ablehnen, haben aber den Bezug der durch Geſetz oder fonftige 
Normen ihnen zugebilligten Gebühren, Diäten und Transports 
Koſten zu beanſpruchen. 

Art. W. Der Bevollmaͤchtigte des Baunnternehmers bat auf 
Beſtimmung eiues Termines zur Verhandlung über die Enteignung 
beziehungsweiſe Abſchaͤtzung anzutragen. 

Dieſer Termin iſt in der Regel in dem Orte, in deſſen Ge⸗ 
markung die betreffenden Grundſtucke gelegen find, innerhalb vier⸗ 
zehn Tagen bis drei Wochen abzuhalten. 
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Es find hierzu nicht allein der Baunnternehmer oder deſſen 
Bevollmächtigter und bie bereitö ermittelten Entſchaͤdigungsberech⸗ 
tigten oder deren een Bertreter mittelft bejonderer —** 
fondern auch alle Perſonen, welche in Beziehung auf die abzu- 
tretenden Gegenftände oder auf die Entſchaͤdigungsgelder aus irgend 
einem Grunde einen in dieſem Verfahren geltend zu machenben 
Anſpruch zu haben glauben, durch eine öffentliche Bekanntmachung 
in der betreffenden Gemeinde und im offiziellen Nachrichtshlatte 
vorzuladen. 

Die Vorladungen find, jo weit es angeht, mit der im Art. 23 
vorgefchriebenen zu verbinden und müſſen nicht allein der Zweck 
des anberaumten Termines angeben, jondern auch Die im Art. 29 
aufgeführten Rechtsnachtheile androhen. 

Zu dem Termine find u die beitellten Schäßer, ſowie der 
Bemeindevorftand und die el geläworenen der betreffenden Ge⸗ 
meinde als Auskunftsperſonen und zur Vermittlung einer gütlichen 
Uebereinkunft vorzuladen. 

Kann die Verhandlung vorausfihtlid an einem Tage nicht 
erledigt werben, fo ift ber Termin auf mehrere, wo thunlich auf- 
einander folgende Tage anzuberaumen und auf jeden Tag eine 
angemefjene Anzahl ber Betbeiligten in derjelben Weiſe vorzuladen. 

Art. 29. In dem Termine koͤnnen die Entſchaͤdigungs⸗-Berech⸗ 
tigten nach ihrer Wahl perfönlich oder durch hinlaͤnglich Bevoll⸗ 
mächtigte ericheinen. 

Die Ausbleibenben treffen folgende Rechtönachtheile: 

a) den Bauunternehmer, Daß er bie — Koſten des ver⸗ 
eitelten Termins ſammt den Reiſekoſten und Zehrungskoſten 
der Betheiligten zu tragen und zu erſetzen, auch deren ge⸗ 
habte Verſaͤumniß zu vergüten bat; 

b) die befannten Entfhäbigungsbereätigten, daßdie Einwilligun 
in Die angeſprochene Abtretung angenommen, die Entſchaͤ— 
Digungsfumme aber im Weg⸗ der geleglichen Schäßung ein- 
ſeitig tefigeftelt und nach Befinden chtlich deponirt wird; 

e) die dem Kommiſſar nicht Bekannten Entjchädigungsberichtigten, 
daß fie der Berüdfichtigung ihrer nicht angemeldeten Rechte 
und Entichäbigungsanfprüce verluftig geben, bezüglich mit 
denjelben lediglich an den Empfänger der Entſchaͤdigungs⸗ 
ſumme verwielen werden. 

Ale Nechtsnachtbeile treten mit Ablauf des Termins ohne 
Ungeborfamsbefchuldigung und ohne foͤrmlichen Beſcheid ein. 

Art. 30. Sn dem Termine bat der Kommiſſar bie erfchienenen 
Betheiligten über den Umfang der Abtretun begiehungeweile Ueber- 
nahme eines Gnteignungögegenflanbes (Art. 3, 4, 5) oder bie 
Einräumung eined Rechtes (Art. 8) und die geforderte Entichädigung 
zu vernehmen und, wenn möglich, eine —— bel, ierüber, 
erforderlichen Falles unter Auftlammun betheiligter dritter Perſouen, 
zu vermitteln, auch diejelbe protofollarisch feitzuftellen. 
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Werben Sintwenbungen gegen bie Abtretung, gegen den Umfan 
berjelben, beragus der Uebernahme eines Enteignungsgegenſtande 
oder gegen die Einraͤumung eines Rechtes vorgebracht, welche auf güt⸗ 
lichem Wege nicht beſeitigt werben können, fo find dieſelben nebſt etwaigen 
Gegenerflärungen der Beteiligten zu Protokoll zu nehmen. Nach 
$ ftellung der Streitfrage Ent ber Krmmiſſar Die etwa nöthige 

ermefjung vornehmen zu laljen, bezüglich die Gutachten Sa 
verfänbiger einzuholen und fodann, wo möglich ſofort, Entſcheidung 

zugeben. | 

er Bauunternehmer und ber Kommiffar Fönnen ſolche Sad 

verftändige für alle Fälle diefer Gattung ernennen; der dritte 
jolcher Sacperftänbigen ift Dagegen für jeden befonderen Fall von 

em Gigenthümer oder Rechteinhaber und den etwaigen bethei- 
ligten Dritten zu wählen. 

Bezliglich der Erforderniffe, der Wahl und der Verpflichtung 
foher Sachverftändiger gelten die über die Schäker in dieſem 
Geſetze enthaltenen Grundſätze. 

Kommt dagegen über den Betrag der Entſchädigung eine güt- 
liche Uebereinkunft nicht zu Stande, ſo find fofort die verpflichteten 
Schaätzer anzuweiſen, die abzutretenden oder zeitweilig zu überlafjen- 
den Grundbeſitzungen, Rechte und Gerechtjame, bezüglich nach vor- 
gängiger Vermeſſung, genau und pflichtmaͤßig abyufhäßen, jofern 
nicht etwa wegen der bejonderen Belhaffenber bes abzufchäßenden 
Oegenftandes (Art. 28) oder weil gegen bie Zulaͤſſtgkeit eines der 
Schätzer und deſſen Stellvertreter begründete Einwendungen (Art. 25) 
gemacht werden, die Wahl anderer Echäßer nothwendig erjcheint. 

Kann das Gutachten bezüglich die Abfchäkung nicht in dem⸗ 
jelben Termine zu Protokoll bewirkt werden, fo ift zur Einbringung 
derjelben ein anderer Termin, jedoch nicht fiber vierzehn Tage 
hinaus, anzuberaumen. 

Art. 31. Machen ſich Vermeſſungen nöthig, fo find folche 
burch verpflichtete Feldmeſſer vorzunehmen. 

Bei den Erörterungen der Sachveſtaͤndigen, bezüglich Schaͤtzer, 
haben bie Betheiligten das Recht, Diejelben, insbeſondere die Schäßer, 
auf allelimftände aufmerfjam zu machen, welche auf Das Gutachten, 
namentlich auf Die Taxe, —* haben können; auch find Die Orts⸗ 
vorftände und Feldgeichworenen (Art. 28) verpflichtet, den Sach⸗ 
verftändigen oder Schätzern auf Werlangen Die bei der Sacheroͤr⸗ 
ehe oder Werthſchaͤtzung erforderliche thatjächliche Auskunft zu 
ertheilen. 

Art. 32. Iſt ein bejonderer Termin zur Einreichung der Gut⸗ 
achten bezüglich Tagen anberaumt worden (Art. 30), ſo find bie 
Seiheil! ten gu demfelben mit der Bedeutung vorzuladen, daß im 

e ihres chterfcheinend die Eröffnung der Gutachten oder 

en und die fommifjarifche Enticheitung dennoch erfolge: : Die 
Sachverftändigen und Schäger haben bie von ihnen ſchriftlich aus- 
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uftellenden Gutachten und Tagen perjönlich zu überreichen, welche 
ann vom ſtommifſar den erjchienenen —ES eroͤffnen 


Wegen etwaiger Mängel find die Sachverſtaͤndigen oder 

Schäßer fofort zu Protokoll zu vernehmen. 

eigt fi) eine erhebliche Verfchiedenheit in den Anfichten ber 
Sachverſtaͤndigen, bezüglich ben Werthangaben der Schaͤtzer, fo darf 
ber Kommiſſar eine gemeinfchaftliche weitere Berathung berjelben 
anordnen, wobei von ihm auch Gutachten anderer bewährter Land⸗ 
wirtbe, Bauhandwerfer. ıc. zur ultrung der Sache und zur 
Erwägung der Sachverſtaͤndigen, bezüglich Schäßer, vorgelegt wer: 
en Eönnen. 

Art. 33. Sind die Gutachten, bezüglid Tagen, im erſten 
oder ämeiten Termine definitiv zu erkennen gegeben, jo hat ver 
Kommiſſar nadı Maßgabe derfelben feine Entſcheidung in der Sache 
a ertheilen. Betrifft dieje Die Abtretung im Allgemeinen oder den 

mfang derfelben, bezüglich die Uebernahme eines Gntieheibunge- 
Gegenſtandes oder die Einräumung eines Rechtes, jo bat der 
Kommiſſar darüber mit geeigneter Rüdficht auf Die Gutachten der 
Sadjverftändigen nach eigener Grwägung zu entjcheiden. Betrifft 
Dagegen die Entſcheidung Entjchädigungsleiftungen, jo hat der 
Kommiſſar den Betrag der jebem Betheiligten gebührenden Ent: 
fhädigung zu beftimmen und Hierbei in dem Yalle, wenn Die Gut—⸗ 
achten ber Schäber hinſichtlich des Betrages ber Entichädigung 
nicht übereinftimmen, einen Durchſchnitt zu ziehen. 

Die Entſcheidung tft, wo möglih, im Termine zu ertheilen 
und den Betheiligten zu verfünbigen, —8 bieled aber nidyt thun- 
lich ift, binnen acht Zagen zu erlalien und befannt au machen. 
In beiden Fällen muß den Betheiligten, wenn Entſchädigungen 
in Srage ſtehen, das Feſtſtellungs-Dekret ſchriftlich mitgetheilt 
werden. 

Art. 34. Gegen alle endlichen Entſcheidungen des Kommiſſars 
Bent fowohl dem Bauunternehmer, ald jedem Entiep&bignngs- 

erechtigten Die Berufung an Unſer Staatöminifterium gu. Gegen 
Verfügungen und Entjcheidungen, welche ber Kommiſſar im Laufe 
des Verfahrens entläßt, kann Die Berufung nur dann eingelegt 
—5 , u biefelben auf den Rechtsbeſtand bed letzteren von 
nfluß find. 
ie Berufung tft bei Vermeidung des Verluftes innerhalb 
ehn Tagen von der Eröffnung der Verfügung bezüglich der Ent 
* an bei dem — 28— einzulegen und zugleich auszu⸗ 


ren. 

b Detrife die Berufung einen bloßen Kechnungäfehler ‚jo kann 

* Kabeln der Beſchwerde, wenn er fie fiir begründet erachtet, 
e ei. 

Nach eingewendeter Berufung darf der Kommillar feine am 
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gelochtene Entſcheiduug nur dann vor Eingang der zweitinflanz- 
ichen Entjcheidung zur Ausführung bringen, wenn mit Dem Berzuge ' 
ein unwieberbringlidher Rachtheil verbunden fein würde (Art. 14). 

Art. 35. Das Staatöminifterium entſcheidet in letzter Inſtanz; 
beilen Cnt\cheibung eröffnet der Kommiſſar den Betheiligten. 

Art. 36. Sowohl der Kommiſſar, als auch die obere Ver 
waltungsbehörbe find ‚verpflichtet, ihre Amtshandlungen, fomeit 
nicht für dieſelben durch das Geſetz beftimmte Friften vorgejchriehen 
find, ftet3 mit thunlichfter Beichleuniguug vorzunehmen. 

ie genannten Behörden, jowie die zugezogenen Sachverftäns 
digen und Schäger haben ihre Entſcheidung, bezüglich Gutachten, 
mit den nöthigen Gründen zu unterftüßen. 


Vierter Theil. 


Vollzugs: und Schlußbeftimmungen. 

Art. 37. Die von dem Kommiſſar in Bezug auf Gegenflände 
der Onteignung oder des Gnteignungd-Verfabrens abgeichloflenen 
Vergleiche und die von ihm bezüglich von Unſerem Staatsminifterium 
ertheilten endgültigen Enticheidungen haben die Wirkungen gericht: 
licher ergleiche und rechtöfräftiger richterliher Erkenntniſſe. 

. Art. 38. Der Kommillar bat dem Gerichte Der belegenen 
Sade von der zu Stande gekommenen Gnteignung, von den Ent- 
hädigungsberedti ten Berfonen und von dem Entſchaͤdigungs⸗ 
etrage alsbald Kenntniß zu geben, auch den Bauunternehmer, 
jowie die Entihädigungsberecdhtigten zu benachrichtigen, daß und 
wann dieſe Mittheilung erfolgt ir 

Das gedachte Gericht hat die ihm in Bezug auf den ent- 
eigneten Grundbeſitz wegen Regelung des Grund aften-Berhältnifles 
und Wahrung der Rechte Dritter obliegenden Verpflichtungen 
gehörig zu erfüllen, uamentlich Liegt ibm auch Die Ueberwachung 
der Abzahlung der uf dem enteigneten Grundbeſitze laftenden be: 
fannten Hypotheken ob. 

Art. 39. Das Gericht der belegenen Sache hat bezüglich auf 
Antrag der Entjchädigungsberechtigten innerhalb vierzehn Tagen 
nach Empfan der Nachricht (Art. 38) dem Kommiſſar zu eröffnen, 
an wen der Bauunternehmer die Entihädigungsfummen zahlen jol. 

Auf durch den Kommiſſar erfolgte Mittheilung diefer Zahlungs⸗ 
anweifung bat der Bauunternehmer binnen 8 Tagen berjelben ents 
Iprechend zu zahlen. Iſt aber innerhalb jener viergehntägigen Seit 
eine gerichtliche a ea nicht erfolgt, * dart er Bau⸗ 
unternehmer die feftgeftellte Entihädigungsjumme bei dem Gerichte 
der belegenen Sache hinterlegen. an 

Art. 40. Die gerichtliche Hinterlegung des Entſchaͤdigungs⸗ 
Betrages fteht rechtlich der Zahlung gleich: 

1) in dem in Art. 39 gedachten Falle; _ 
Ro, Eifenbanen. 15 
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2) wenn der Au na ende Die Annahme der gütlich ver: 
einbarten oder na aaßgabe dieſes Geſetzes feitgeftellten 
Entſchaͤdigung verweigert oder abmefend ift und feinen Bevoll- 
mächtigten Beftellt bat; | 

3) wenn neben dem Eigenthümer noch andere dinglich Berechtigte 
vorhanden und deren Anſprüche auf verhältuißmäßige An- 
tpeiie an der Sutihäbigung nicht jofort ermittelt oder Durch 

ertrag abgehunben find; ' 

4) wenn das Eigenthum einer enteigneten Grundbefibung ober 
Berechtigung beftritten ift. 

Art. 41. Sofort nach Zahlung der ntſadigungsſumm⸗ in 
Gemaßheit der Anweiſung des Gerichts der belegenen Sache oder 
an das letztere kann der Bauunternehmer verlangen, in den Beſi 
des enteigneten Grund und Bodens, bezüglich des in Anſpru 
genommenen Rechtes, gefeßt zu werben. 

Der Kommiſſar hat nöthigen Falles die Einweilung des Bau 
Unternehmers in den Befig des Grundſtücks, bezüglich in. das Recht, 
bei der zuftändigen Szuftiz-Bebörde zu beantragen, welche dieſer 
Reauifition im gerichtlichen Zwangswege zu entiprechen bat. Ebenfo 
ift Das Gericht der belegenen Sache verpflichtet, auf Nequifition 
des Expropriations-Kommiſſars die Einweiſung des Expropriaten 
in die feftgeftellte Entſchaͤdigungsſumme entweder durch Ueber: 
weijung der niedergelegten Kaution (Art. 14), oder fonft mittelft 
gerichtlicher Zwangsmittel zu verfügen. 

Art. 42. Hat der Bauunternehmer die Entichädigungsfumme 
für einen enteigneten Grundbefiß bezahlt oder hinterlegt (Art. 39 
und AO), fo Bat das Gericht der belegenen Sache auf feinen 
Antrag nach Maßgabe ver beftehenden gefehlichen Vorſchriften und 
mit Benugung ber bei dem Kommilfar ergangenen Verhandlungen 
das Nöthige wegen Ausfertigung der Erwerbsurfunde, ſowie wegen 
an gung ber betheiligten Einnahme und Katafler-Behörden 
zu verfügen. 

Mit der Buftellung dieſer Urkunde geht Das Eigenthum au 
dem enteigneten Grundbeſitze, vorbehaltlid der Beflimmung in 
Art. 16, frei von allen in dem Enteignungdverfahren angemeldeten 
und berüdjichtigten, ſowie von allen wegen Nichtanmeldung unbe: 
rüdlichtigt gebliebenen dinglichen Laſten (Art. 29) auf den Bau- 
unternehmer über. 

Iſt ein enteigueted Grundſtück mit anderen verpfändet oder 
wird von einem verpfändeten Grundftüde nur ein Theil enteignet, 
IK erlifcht das Pfandrecht an jenem Grundftüde oder diefem Theile 

urch gehörige Zahlung bezüglich Hinterlegung (Art. 39, 40) des 

auf den ente gneten Orunbbeiib nad) Maßgabe der Entſchaͤdi unge: 
—5 verhaͤltnißmaͤßig fallenden Betrages von dem Pfandſchuld⸗ 
apital. 

Die auf dem enteigneten Grundbefige Iaftenben, beziehungs- 
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weife bei theilweijer Enteignung auf denfelben entfallenden Steuern 
bleiben auf ihm haften. Gleiches gilt von den auf dem Gemeinde-, 
Bezirks⸗, Kirchen⸗ oder Schulverbande een Laſten und Abs 
gaben welt auf dem enteigneten Grundbeſitze haften. 

Die taatöregierumg ift jebody befugt, zur Förderung des 
Bauunternehmens Die zeitweile Befreinung von Steuern und Ge 
meindeabgaben bis zu fünf und zwanzig Jahren von Gröffnung 
der Bahn an zu verfügen. 

Art. 43. Bon Befanntmahung der Baulinie an kann fein 
von derſelben getroffen werdendes Grundſtück durch Veräußerung 
mit rechtlicher Wirkung gegen den Bauunternehmer in der Art 
getheilt werden, daß dadurch die Hebernahmeverbindlichkeit für Das 
ganze Grundftüd (Art. 4) herbeigeführt werden fol. 

Art. 44. Tritt im Laufe des Enteignungsverfahren an einem 
enteignet werdenden Gegenftande eine Veränderung im Eigenthume 
ein, vo ift der Rechtsnachfolger an die die Enteignung betreffenden 
Handlungen feined Vorgängers gebunden. . 

Art. 45. Bei den in diefem Geſetze vorgeichriebenen Verband: 
lungen joll, jofern nidyt andere Bevollmädytigte beftellt worden 
find, ala Vertreter Unjered Staats: und Rammer:Figfus der Rech⸗ 
uungsamtmann oder Nevierförfter, in deſſen Bezirke das betreffende 
Grundſtück gelegen ift, ald Vertreter einer firdhe oder Pfarrei der 
KirchgemeindesBorftand, als Vertreter einer Schule der Schulvorftand, 
als Vertreter einer Gemeinde der Gemeindevorflaud und ald Ber: 
treter einer milden Anftalt deren Verwalter betrachtet werben. 
Freiwillige Vereinbarungen diefer Bertreter mit dem Bauunter⸗ 
nehmer, bezüglidy mit einem dritten Berechtigten, bebürfen zu ihrer 
Bultigfeit der vorjhriftsmäßigen Zuftimmung und Genehmigung 
ber betreffenden Behörden oder Körperſchaften. 

Art 46. Den Bauunternehmer find in Bezug auf die zum 
Bahnbau zu ermwerbenden Srundftüde und Rechte fir behördliche 
Arbeiten Sporteln nicht anzufinnen, namentlich aud) Die erforderlichen 
Steuerbuchs⸗Auszuͤge unentgelblich zu verabfolgen. Dagegen liegt 
demfelben ob, alle Durch Beitellung des Expropriations-Kommiſſars 
und deſſen Huͤlfsperſonals, fowie alle durch das Expropriatious⸗ 
Verfahren entitehenden Koften, insbefondere auch die für den Kom⸗ 
miſſar, deſſen Protofollführer, Schreiber und Diener, für die Schäßer, 
Sachverſtaͤndigen, Auskunftsperjonen (Feldgeſchworenen), Gemeinde: 
Vorſtände, Steuer-Reviforen, Geometer und Rechnungsverſtändigen 
erwachſenden Diäten, Transportkoften und Gebühren mit Einjchluß 
bes entfiehenben Bureau⸗Aufwandes und der fonftigen Werläge zu 
tragen und zu eritatten. . 

Die durch Ungehorſam, Säumniß und unbegründet gefundene 
Beichwerden und Berufungen erwachſenden Koften bat mit Einſchluß 
don Sporteln und anderen zur Staatskaſſe fließenpen Gebühren der 
Ihuldige, bezüglich zurückgewieſene Theil zu tragen. 

15* 
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Anlage VI 


Gefet der freien Stadt Frankfurt v. IL. Nov. 1836, 
über gezwungene Abtretung von unbeweglidhem Gigenthum. 
(Expropriations⸗Geſetz). 


Wir Bürgermeiſter und Rath der freien Stadt Frankfurt 
verordnen hiermit auf verfaflungsmäpigen Beſchluß der geſetz⸗ 
gebenden Verſammlung vom 20. Oktober 1866: 

An die Stelle des hierdurch aufgebobenen Entäußerungs- 
Geſetzee vom 22. Juni 1847 1) treten folgende Beſtimmungen: 

e für einzelne beſtimmte gie, namentlih für Nothfaͤlle, 
bis jebt beftegenben gejeglichen Beſtimmungen über gezwungene 
Abtretungen bleiben in voller Kraft und Zirkng. 

Suuberbem fann die Abtretung von unbeweglichem Eigen⸗ 
thum und von daranf haftenden dinglicdyen Rechten wider den Willen 
des Eigenfhümerd ober der Berechtigten nur gegen volle veraängi e 
Gntihätignng und nur in dem Kalle ftattfinden, wenn biefe * 
— Kr nothwenbige oder gemeinnüßige öffentliche Zwecke erfor: 

ert wird. 

8. 3. Eine ſolche geymungene Abtretung fann nur durch 
gerichtliche Erkenntniß in Folge eines auf trag des Genats 
erlafienen befonderen Geſetzes verfügt werden, welches, wenn bie 
Abtretung zur Ausführımg eines Unternehmens nöthig wird, das 
einen noshgenbigen oder gemeinnüigen Öffentlichen Zweck zum 
Begenftand bat, das Expropriationd-Gejeg anwendbar erklärt hat 
auf alle bei dieſem Unternehmen vorkommende Entäußerungen. 

.A Der Senat wird die einzelnen in Gemäßheit eines 
ſolchen bejonderen Gejeßes zur Entäußerung kommenden Objelte 
auf Grund eines aufzuftellenden Verzeichniſſes derjelben beftimmen, 
auch einen Auszug dieſes Verzeichniſſes im Amtsblatt bekannt machen 
Iaffen. Dieſes Derreihnig muß die aus den Lager, Flur⸗, Trans 
| tions: und Hypothekenbuͤchern erhobene genaue Bezeichnun 

er abzutretenden Objekte und der darauf haftenden Laften um 
dinglichen Rechte, fowie bie Namen ber Gigenthümer und Berech⸗ 
tigten enthalten. In den Abdruck des Verzeichniffes braucht die 
Angabe der Taten und Dinglichen Rechte nicht aufgenommen zu werben. 


1) Die 88. 1—21 find woͤrtlich biefelben wie die entſprechenden $S. bes 
Geſetzes v. 1847, nur daß in $. 15 der zweite Sap nen if, in $. 16 der leßte 
Satz des 47er br „ed fann darauf noch ein abgefondertes ordentliches 
Berfahren folgen”, jowie in $. 17, 19 und 20 die Säße, welche fi auf ben 
Beweis dur) Sachverländige bezieht, weggefallen find, 8. 24 iR zum $. 33 
geworden, und ber 1. Satz in $ 37 flimmt wortlid mit $.25 des 47er Geſetzes. 
Die übrigen Deimmungen find Durhgängigneu; und an die Stelle der 85. 34—38, 
welche von dem ordent Randiger kom (gewöhnl. Rechtsweg) und der 66. 39—46 
welche von den Sadjverftändigen hanbleten, getreten. 
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Der Senat kann Vergleichs-Commiſſionen ernennen, mit dem 
Auftrage, zwifchen den Betbeiligten eine gütliche Einigung über Die 
Abtretungen und über die zu egahlenden Entihädigungen zu ver- 
juchen oder herbeizuführen, Jeder an muß ihren Vorladungen, 
mit welchen nöthigenfalld eine Strafandrohung verbunden werden 
kann, Folge leiften, Tann ſich jedoch durch einen Bevollmächtigten 
vertreten lajjen. Vor dieſen Vermittlungsbehoͤrden finden nur mündliche 
Erörterungen ftatt. Der Ausgang des Verſuchs wird kurz aufgezeichnet. 

6. Durch Das bejondere wa und durch den Senats- 
beichluß erlangen die Behörden oder Privatperfonen, melche den 
leteren erwirkten, wider Die Gigenthümer oder fonftigen Berechtigten 
einen Anfpruch auf Abtretung Der ın dem Senatsbeſchluſſe bezeich- 
neten Objekte gegen geſetzliche Entſchaͤdigung. 

6. 7. Alle Veraͤußerungsverbote, alle Vorkaufsrechte, alle 
Naͤherrechte treten in Betreff jolcher Segeulhatten ‚, bie zur Ent- 
äußerung bezeichnet worden find, außer Wirkſamkeit. Wegen der 
Entäußerung von Gütern der Minderjährigen oder Pflegebefohlenen 
it feine a nl abiaun Semiligung einzuholen; nur ein 
Bergleich über den Entſchaͤ igungöbetrag ft durch eine folche bedingt. 

& 8 Die Pfandgläubiger müſſen fich gefallen tollen, daß 
der Entaäͤußerer ihre Hypothekarforderungen durch Bezahlung mit 
dem Bufap einer Vergütung, welche joviel beträgt, wie Die Con⸗ 
ventionalzinjen für drei Monate, ohne Rüdficht auf Die flipulirten 
Bieler, auf vorbehaltene Kündigung oder auf bedungene Unableg- 
barkeit, tilge. 

Wird nur ein Theil des verpfändeten Grundſtücks entäußert, 
jo muß der Pfandgläubiger diefen Theil von dem Unterpfandrechte 
ge en Empfang de3 gerichtlich erfannten Entjchäbigungswerthes 

ehreien, auch wenn er Durch dieſen für die Sypotbefarichufb nicht 
eine vollftändige Befriedigung erhält. 

Ebenfo muß, wenn eine Hypothe ſich auf mehrere Grundftüde 
erftrect, der Pfandgläubiger das in der Hypothek befindliche, zur 
—ã— ommende Grundſtück oder den zur Entaͤußerung kommen⸗ 
ben Theil des Grundſtücks gegen Bezahlung des gerichtlich anerkann⸗ 
ten Entihäbigungsertpes aus dem Hypotbefenverbande frei geben. 

F. 9. Alle beftändigen Laſten und Palfiv-Servituten hat der 
Entäuberer mit dem Grundftüde zu übernehmen und auf ſich als 
Verpflichteten eintragen zu laflen oder wegen derjelben Den Berech— 
tigten zu entfchädigen und wegen der Ablöfung, wenn eine foldye 
nöthig wird, die erforderlichen Einleitungen zu treffen. 

1. Wenn ein Theil einer Behaufung oder eine Hofraithe 
oder eines Gartens entäußert werden foll, iſt der Eigenthümer be» 
rechtigt, zu verlangen, daB auch der übrige Theil von dem Ent- 
äußerer mit übernommen werde. 

Das ämlie gilt von Liegenfchaften anderer Art, wenn ber 
Theil, der dem Gigenthümer bliebe, entweber allein oder mit Zu: 
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rechnung eines oder mehrerer anliegenden, ihm gleichfalld gehörenden 
Grundftüde nicht einen Klächenraum von einem Morgen bildet. 
$. 11. Die Entjhädigung muß mindeftend dem Betrage des 
von dem jebigen Gigenthümer ober deſſen nächftem Erblaffer für 
den zu entäuferten egenftand bezahlten Kaufpreifes und der von 
demjelben darin gemachten, noch vorhandenen Verwendungen oder 
mindeftend dem Betrage der darauf haftenden Special-Hypothek, 
wenn darin dieſer Gegenftand allein verpfändet ift, gleich fein. 

Jedoch werden folche Kaufpreife, Verwendungen oder Special: 
Hypothefen, die nicht wenigftens ein Jahr vor Verkündigung des 
Senatsbejchluffes ($. 9 entſtanden ſind, nicht in Betracht gezogen. 

8. 12. Die Entſchaͤdigung fol nicht allein: den vollen Werth 
des Örundes und Bodens und ber Darauf befindlichen Gebäude, 
Anpflanzungen, Bäume und Gewächfe umfafjen, fondern es find 
Dabei auch alle beſonderen Werthverhältniffe, ald Lage, Cultur des 
Bodens, Ertraͤgniß, Geſchaͤftsbetrieb und andere dergleichen Um: 
ftände, in Anſchlag zu bringen, fo daß dem Gigenthfimer fein 
wirkliches Intereſſe vollftändig erjeßt werde. 

MWertherhöhungen, welche dem abzutretenden Begenftande erft 
in Folge des Unternehmens des Entäußerer® zu Theil werben 
koͤnnten, kommen bei ber Atoäbigung nicht in Anſchlag. 

$. 13. Der Werth der dem Grundſtücke zuftehenden Neal- 
a naungen und Activ-Serpituten iſt in die Entſchaͤdigung auf- 
zunehmen. 

. 14. Der Werthanfchlag der auf dem Grundftüde haftenden 
Ben —* und Paſſiv⸗Servituten iſt an dem Entſchaͤdigungsbetrage 
abzuziehen. 
‚15. Der Schaden, welcher den verbleibenden Gütertheilen 
durdy Die Entäußerung und durch die beabfichtigte neue Anlage 
zugefügt wird, ift gleichfalls zu vergüten. 

‚Der Mehrwerth, welcher den verbleibenden Güter- 
theilen durch die Entäußerung und burd die beab: 
jihtigte neue Anlage zugeht, wird bei Keftftellung der 
Entihädigung mit in Betraht und Rechnung gebradt!). 

$. 16. Wenn eine gütliche Vereinigung nicht verjucht oder 
nicht zu Stande gebracht worden ift, hat ohne Unterjchieb des 
Werthes des Streitgegenftandes das Stadtgericht über die Ent- 
ſchädigung zu erfennen und die Abtretung zu verorbnen. 

Das Verfahren bis zu dem Entäußerungs-Erkenntniß mit Ein- 
Ihluß der Vollziehung deſſelben ift ein abgefürztes EHRE. 
in weldhem die Beweisführung nur durd Urkunden 
geftattet iſt?). _ 


1) Diefer Sag fehlt im 47er Geſetze. 
2) Statt der unterflrihenen Worte fleht im 47er Geſetz: es kann darauf 
noch ein gefonderte® ordentliches Berfahren folgen. 
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G. 17. Der Entäußerer muß feine Klage bei der Stadtgerichts- 
Commiſſion anbringen, einen beglaubigten Auszug aus dem Grund» 
verzeichniffe (F. 4.) beilegen und die Entſchaͤdigungsſumme angeben, 
weldye er bietet. 

8. 18. Iſt der Eigenthümer eines Grundſtücks oder dinglicher 
Rechte unbekannt, oder kann ihm, weil er abwefend ift und feinen 
Bevollmaͤchtigten anfgeftellt hat, Die Ladung in der Stabt oder 
deren Gebiet nicht behaͤndigt werden, jo ernennt dad Stadtgericht 
auf Antrag des Klaͤgers und auf deffen Koſten einen bejonderen 
Curator zur Vertretung des Beklagten. 

j. 19. Der Beklagte muß in feiner Vernehmlaffung die Ent- 
\hädtgungsfumme angeben, die er verlangt, wibrigenfalls das Gebot 
des ‚Klägers für angenommen erachtet wird; er muß ferner, wenn 
er aud die Mitübernahme anderer Theile feiner Liegenſchaft in 
Gemaͤßheit $. 10. anzufprechen befugt ift, Diele Mitübernahme unter 
Bezeichnung der dafuͤr angelprochenen Entihädigungsjumme zugleich 
beantragen, die auf den Dbjecten haftenden Laften und Dinglichen 
Rechte bemerken und die Berechtigten nennen, auch alle zur Be 
gründung feiner Forderung dienenden Umflände und Beweisurkunden 
nambaft machen und vorlegen ®). 

F. 20. Der Entäußerer hat in einer Replik fi über bie 
Forderungen und Angaben des Beklagten und über Die von dem— 
jelben angezeigten oder vorgelegten Beweisurfunden beftimmt zu 
erflären*), auch) feine Entgegnungen (Replicationen) beizubringen 
und feine Beweisurfunden vorzulegen. 

Auf die Entgegnungen des Entänßerers kann ſich ber Veflagte 
ſchließlich erflären. 

6. 21. Das Entäuberungö-Grfenutnip wird von dem Plenum 
des Stabtgerichts erlaflen. Der Betrag der von dem Ent 
äußerer zu leiftenden Entihädigung wird durch Ge- 
Ihworne reftgeftel1t). 

8. 22. Bon drei zu drei Jahren wird durch einen Wahlaus: 
ſchuß von 15 Perfonen, zu welchem der Senat, die ftändige 
DBürger-Repräfentation und die Mitglieder der gejeßgebenden Ver— 
fammlung aus Stadt und Land, welche der ftändigen Bürger: 
Repräfentation nicht angehören, k 5 aus ihrer eigenen Mitte mit 
abfoluter Stimmenmehrheit zu wählende Mitglieder aboronen, eine 
Zahl von 88 Perſonen — 77 aus den Bürgern der Stadt und 11 
aus den Bürgern der Landgemeinden — durch abfolute Stimmen: 


3) Im 47er Geſetz Heißt es weiter: aus je dreien ber vum Kläger vorge: 
chlagenen Suchverftändigen @inen wählen und endlich feinerfeits Sachverfländige 
n acer Zahl vorlagen. 

4) Im 47er Geſetz folgt erſt: aus je 3 der vom Verkl. vorgeichlagenen 
Sachverſtaͤndigen Ginen zu wählen. 

5) Der unterfirihene Sag if neu. 
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mehrheit gewählt, aus welchen in Entäußerungsfällen die Geſchwornen 
enommen werben, weldye den Betrag der von dem Entäußerer zu 
eiftenben ung feftzuftellen haben. 
23. Wählbar iſt jeder hiefige Staatsbürger, der das Alter 
von 30 jahren erreicht bat. | 

MWählbar find nicht: die Mitglieder des Senats, des Stadt- 
gerichtS und des Appellationsgericht3. 

Bur Annahme der Wahl f; nicht verbunden, wer Das 70. Lebens⸗ 
jahr überjchritten Rt 

. 24. Die Amtsverpflichtung der Gewählten dauert drei Jahre. 
Die Wahlen finden im Monat November, der Anfang ded Amtes 
mit dem auf ie Wahl folgenden. Sanuar ftatt. 

Wenn im Laufe der drei Jahre Die große Lifte durch Tod oder 
aus fonftigen Urfachen eine Verminderung bis zur Zahl 80 erleidet, 
dann finden durch einen neu zu bildenden Wahlausichuß ($. 22.) 
GErgänzungswahlen bi8 zur at 88 Pakt. 

Cole Ergänzungöwahlen verpflichten ten @emwählten nur bis 
zum Ende der Amtsperiode, in welcher die Ergänzung erfolgt ift. 

Wer drei Jahre auf der großen Lifte Der Seläwornen ge 
ftanden bat und als folder in Xhätigkeit war, kann zwar von 
Neuem wieder gewählt werden, iſt jedoch berechtigt, für Die nächften 
drei Jabre eine geiebererwählung abzulehnen. 

6. 3. Die von dem Wahlausſchuß ($ 22.) vollzogene Wahl 
wird von demjelben dem Senat milgethe t baren He öffentlich 
tele a und dem Stadtgericht in glaubha er Ausfertigung 
zuſtellen läßt. 

6. 26. Iſt in einem Entäußerun Bprogele das erfte Verfahren 
vor der Commiſſion gefchloffen ($. 20.) und Tann dem Gigenthümer 
oder Berechtigten - nicht fogleih auf Grund der gepflogenen Ver: 
banblungen die Entihädigung zugeiprochen werden, jo trifft das 
Stadtgericht,, abgejehen vn on en ber Saale e entiprechenden 
Verfügungen, durdy einen Bmifchenbefcheid Ein tung ur Feft- 
ftellung des Betrags der Entſchaͤdigung durch die Geſchwornen. 
Zn dem Ende werden in einer von ber Commiſſion des Stadt⸗ 
FÜ anzuordnnenden Tagfahrt, zu weldyer die Parteien vorzulaben 
ind, aus der großen Lifte der Geſchwornen 18 Namen durch ben 
Sommifler des Stabtgerichte ausgelooft. 

Jeder der ftreitenden Theile hat das Recht, in derfelben Tag- 
fahrt 5 der ausgelooſten Namen zu recufiren. | 

‚ Mehrere Betheiligte eben 1 über die Ausübung des Recu⸗ 
ſationsrechtes zu verftändigen; im Gntftehungsfalle entjcheidet 
zwilchen denjelben das Loos. 

Finden feine Recufationen ftatt — was rüdfichtlicy derjenigen 
Partei angenommen wird, weldye zu der Auslooſun stagtahrt vor: 
geladen, aber nicht erfchienen iſt — oder werden dieſelben nur in 
geringerer Zahl vorgenommen, fo werden durch den Commiſſar des 
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Stabtgeriht3 von der Zahl der Außgelooften, von dem zuletzt 
esogenen anfangend, jo viel Ausftreidungen vorgenommen, baß 
ie Zahl von 14 Geſchwornen übrig bleibt. 

$. 27. Ausgeſchloſſen aus diefer Zahl 14 und durch ander- 
weite Ausloofung aus der großen Lite zu erjeßen find Alle, welche 
an dem in Frage ftehenden Objecte oder an einem ber weiteren, 
durch benfelben Beſchluß des Senats (S. 4.) zur Entäußerung 
bezeichneten Objecte als Eigenthümer, der jonft dinglich Berechtigte, 
als Miether oder Pachter find. 

23. Die erften zwölf find die Geſchwornen, die beiden 
legten Erſatzmaͤnner für den gegebenen Fall. Ein Erſatzmann wird 
eingerufen, fo bald und fo oft einer ber Geſchwornen geſetzlich 
verhindert tft, 

Der Geſchworne oder der Erſatzmann, weldyer, ohne gejeglich 
verhindert zu fein, besfalls bei dem Commiſſar des Stadtgerichts 
An eige gemacht und die Einberufung eines Erfaßmannes veranlaßt 
zu ba en, eine Sißung verjäumt, oder welcher die Abitimmung 
verweigert, verfällt in eine von dem Stabtgericht zu erfennende 
Strafe von 50 bis 100 Fl., welche auf Anfuchen des Verurtbeilten 
von dieſem Gericht nad) Befund auch wieder ganz oder theilweife 
erlaffen werden kann. Gin tsmittel findet nicht ftatt. 

Zur Gültigkeit der Beichlüffe der Geſchwornen über den Ent: 
1häbigungSbetrag ift erforderlich, Daß alle Geſchwornen dabei an⸗ 
weſen 


F. 29. Die Geſchwornen verſammeln ſich auf Einladung und 
unter dem Vorſitze des Commiſſars des Stadtgerichts und werden 
von dieſem auf treue und unparteiliche Erfüllung ihres Amtes 
eidlich verpflichtet. Die bis dahin verhandelten Akten werben ihnen 
von Demjelben vorgelegt. 

% 30. Die eihiwornen find berechtigt, ſowohl die Bethei⸗ 
igten, als auch andere Perfonen, von welchen fie glauben, Auf- 
Schluß erhalten zu können, zu hören, Augenschein vorzunehmen oder 
durch einen oder mehrere aus ihrer Mitte vornehmen zu laſſen. 

F. 31. Die bereit durch die Ausloofung ($. 26. 28.) für 
einen Fall berufenen Geſchwornen haben in Dieter Sache über die 
— bigung zu entjcheiben, aug wenn die Verhandlungen zur 
Beit der Erneuerung der großen Liſte ($. 22. 24.) noch nicht be 
endigt fein follten. 

&. 32. Sobald das eingeleitete „uffeuetionsberfahren ($.30.) 
es auläßt, wird im Einverſtaͤndniß mit Den Geſchwornen von dem 
vorägenden Commiſſar Zagiehrt zu einer öffentlichen und mündlicyen 
Verhandlung über Die Schäßungsfrage vorberaumt, binfichtlich 
welcher die Vorſchriften Der SS. 12. 17—%. einfchließlich des 
Geſetzes über das Berfahren in bürgerlidhen Rechtsſachen vom 
7. November 1848 zur Anwendung fonımen. Hierauf wird unter 
Einvernehmen mit den Gejchwornen der Schluß der Juſtruction 
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von dem Commiſſar ded Gerichts verfügt und die Oeſchwornen 
begeben fich ohne Leßteren in ihr Berathungszimmer, wählen einen 
Borfigenden aus ihrer Mitte und verlaſſen das Berathungdzimmer 
nicht eher, als big fie Der Aufgabe durch Feitftelung der Ent: 
ſchaͤdigungsſumme gelöft haben. Ä 
Die Gefhwornen entjcheiden nad) abjoluter Stimmenmehrheit. 
Im Falle der Stimmengleichheit gibt der Vorfiger den Ausjchlag. 
ie Stimmenmehrheit, welche weder an fidy erzielt, noch durch den 
Ausschlag des Vorfißerd erreicht worden ift, ſoll mittelft Hinzu: 
rechnung der Stimmen der höher Tagirenden zu den Stimmen ber 
nächtt niedriger Tazirenden gefunden werden. Im lebten Fall ift 
die Zahl der Stimmen, welche für die einzelnen Schäßungswertbe 
fid) auögelbrongen haben, ausdrüdlic anzugeben. 
$. 33. Die zuerfannte Entſchaͤdigung darf niemals geringer 
fein, als der in ber Klage angebotene, und niemald höher als ber 
in der Vernehmlaflung geforderte Betrag, vorausgeſetzt, daß in 
jenem Angebote und in biejer Forderung die in dem 8. 11. er: 
wähnten Beträge tnbegriifen find. 
$. 34. Sind thatfähliche Verhaͤltniſſe ftreitig, welchen von 
ber einen oder von der anderen Seite ein Einfluß auf den Mehr- 
oder Minderbetrag der Ent häbigungöfunmme beigelegt wird, fo hat 
die Schäßung auch dieſe behaupteten Verhältniffe in eventuellen 
Betracht z ziehen und beſonders zu veranſchlagen. 
$. 35. Der Ausſpruch der Geſchwornen, von allen unter: 
zeichnet, wird von dem Vorſitzenden dem Commiſſar des Gerichts 
ugeftellt , in öffentlicher ac Ir verfündigt und mit den Acten an 
—* Plenum des Stadtgerichts zum Erkenntniß ($. 21.) abgegeben. 
Sollte der Ausſpruch der Geſchwornen undeutlid) oder unvoll 
ftändig fein, jo hat das Gericht mittelft eined Commiſſars eine 
Bervollftändigung deſſelben durch die Geſchwornen zu veranlafjen. 
). 36. Der 8. 42, des Geſetzes über das Verfahren in 
Bürgerlichen Rechtsſachen vom 7. Növember 1848 ift aufgehoben. 
$. 37. Das Entäußerungs-Erfenntniß des Stadtgerichts muß, 
unter Anführung des befonderen Geſetzes (8. 3.), des Senats 
beſchluſſes (F. A.) und Des Ausſpruchs der Geſchwornen ($. 35.) 
die dem GEntäußerer abzutretenden Gegenftände, deren von ibm zu 
übernehmenden Xaften und die von ibm , nad) dem Ausſpruche der 
Geſchwornen zu entrichtenden Entfchädigungsbeträge genau bezeichnen 
und dem Entäußerer gegen Bezahlung des fe geftellten ntſchaͤ⸗ 
digungsbetrags und einer vierteljährigen Zinſenverguͤtung nach dem 
Verhaͤltniſſe von 5 für 100 jährlih, und zwar: 
a) buee) Befiedigung der Inſatzgläubiger nach Vorſchrift des 
un 


b) durch Entrichtung des hiernach verbleibenden Reſtes an den 
Eigenthümer oder an fonftige Realberechtigte, 
das abzutretende But zuerkennen, auch eventuell die Trangfcription 
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auf den Entäußerer ohne Mährjchaftsleiftung, jedoch gegen Ent- 
nö der Währfchaftsabgaben und Transſcriptionsge ren, auf 
deſſen Koften verorbnen und dem Entäußerten Die Räumung, dem 
Fiskal Die Ermiflion aufzutragen. 
Bei Fefſtuung des Gntihäbigungsbetrags iſt jedenfalls Die 
Borichrift der SG. 11 und 33, auch wenn folche in dem Ausſpruch 
der Geſchwornen überſehen fein follte, von dem Gerichte zu beobachten. 

Sind thatfächliche Verhältniffe, denen ein Einfluß auf bie 
Entſchädigungsſumme beizumefjen ift, unter den Parteien fireitig, 
— das abzutretende Object nur gegen Entrichtung des liquiden 

hadigun gobetrag und gerichtliche Hinterlegung des eventuell 

feſtgeſtellten Mehrwerths (8. 34.) zuerkannt und wegen Aushandlung 
gen Punkte im ordentlichen Verfahren das Geeignete 
verfüg 

$. 38. Die Koften des Verfahrens bis zum Entäußerungser- 
kentniſſe find: 

1) von dem Bellagten zu tragen, wenn die auerfannte Ent: 
ſchaͤdigung nach dem Ausſpruch der Gefchiworenen dad Ans 
erbieten des Klägers ($. L nicht überiteigt, 

2) von dem Kläger zu übernehmen, wenn bie Entſchaͤdigung 
fofort auf den Grund der Verhandlungen von der Gommilfion 
zuerfannt wird, oder wenn der Ausſpruch der Geſchworenen 
nicht unter der Forderung des Beklagten geblieben if, . 

3) wenn der Ausſpruch der Geſchworenen zwar das Anerbieten 
bes Klaͤgers überfteigt, jedoch Die Forderung des Beklagten 
nicht erreicht, nad) dem Verhältniß zu vertheilen, in weldyem 
die Schäßung dem Angebote oder der Forderung näher oder 


ferner ſteht, 

4) hinſichtlich der übrigen Koften, namentlid in ſoweit Die Sache 
in das ordentliche Verfahren übergeht, entjcheiden Die in 
legterem geltenden Grundfäge. 

Bei der Enticheidung Des Koitenpunfts kommen nur Die nad) 
der Klage entftandenen Koften in Betracht; die Koften vor Der 
Klage fallen ftet3 dem Kläger zur Laſt. 

6. 39. Sp weit das Entäußerungs-Erfenntniß des Stadtge- 
richts auf dem Ausſpruche der Geſchworenen beruht, ift daſſelbe 
nur im Wege der Suchtigteitgheihtuerbe anfechtbar, und lebtere, 
ak m ie Satalien der Appellation gelten, nur in dem Falle 
zuläſſig, wenn: 

1) die Parteien zur Ausloofung der Gefchworenen nicht geladen 
worden find ($. 26), oder 

2) wenn der Sommiffar des Stadtgerichtd bei den ihm über: 
tragenen Streihungen ($. 26 a. E.) nicht nah Vorſchrift 
—* — Geſetzes verfahren hat, oder 

3) wenn bei einem der 12 Geſchworenen einerder Ausſchließungs⸗ 
gründe des $. 27 obgewaltet hat, ober 
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4) wenn il Geſchworenen nicht eidlich verpflichtet worben find 


( 
5) wenn bei em Außipruche der Geſchwornen nit alle Ge 

chwornen mitgewirkt haben ($. 28 a. E.). 

ird dad Entaͤußerungs⸗Erkenntniß vernichtet, jo kommt Die 

e vor andere ben ben wegen beren Wahl die $$. 26 — 28 
ei CR Anwendun 

Gegen —A iſt kein tsmittel zulaͤſſig, 
vielmmehe : Kb alle Beichwerben, die zu einer Appellation Oder einem 
andern Rechtsmittel fich eignen würden, nur bei Berufung gegen 
das Entaͤußerungs⸗Erkenntniß, foweit ſolches nicht auf dem Aus- 
Spruch der Gefchwornen beruht ($. 38), geltend zu machen. 

41. Ohne Rüdficht auf ein von dem Beklagten angezeigtes 
Rechtsmittel iſt das Entäußerungs-Erfenntni Vollzug zu 
bringen, wenn der Klaͤger die Entih£digungelumme gerichtlich 
hinterlegt und darüber i ansgewieſen ha 

Das Gleiche gilt in dem Ele Der Iwein "bie nn der — 
erkannten — Sgelder von dem zu deren Emp 
rechtigten verweigert wird, hat jete derjelbe ahefend. Hans nicht 
vertreten, ober das Eigen dir ftreitig it, oder Die zuerfannte 
Entihädigung ganz ober —E ſtreitig gemacht wird, oder aus 
irgend einem anderen Grunde die u rtbel Sgemäße Bablung ge: 
hindert wird. 

G. A2. Die bereits anhängigen Gntäußerungsfachen find nad 
dem Geſetze vom 22. Juni 1847 auch ferner zu behandeln. 


Negiſter 
mit Nachtraͤgen und Verbeſſerungen zu den in der vorſtehenden 
Abhandlung vorkommenden Quellen⸗Citaten. 


NB. Die Zahlen hinter den Kommas z. B. ©. 23,4 bedeuten die auf der 


citirten Seite vorkommende Anmerkung, 
Semifolon ein weiteres Citat 5. B.; 


die Zahlen Hinter einem 
16 — Seite 133 Anm. 16. 


Die mit * bezeichneten Eitate enthalten weitere Ausführungen. Die 
in Klammern ftehenden Gitate find in der Abhandlung no nachzutragen. 


J. Oeſterreich. 

1) Bürgerliches Geſetzbuch. 
$. 365 ©. 8 und 23, 4. 

- 364 ©. 144, 12. 

- 421 ©. 75, 17. 

- 1062 ©. 2 7. 

- 1295 ff. S . 152. 

- 1380 ©. 19, 9 


2) A. Beil. v. '? 1838. 
©. 2, 2 und 16, 2. 
) BD. v. 12 1854. 
.2, 2 u. S. 4 5.6. 
5, 11. 
7, 15. 
6, 14. 
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A) Öebiet des allgemeinen 
Landrechts. 

1) Preuß. EM. 

Einleitung 5 73 u. 74 ©. 22, 2. 

5.74 ©. 8, 

- 75 ©. 143, 12 e®. 

Theil 1. zit. 6: 51 7, 10, 12, 43 
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6.96 ©. 141, 11. 


Theil 1. Tit. 11 $. 130 ©. 27, 15. 
©. 44 u. 65, 17. 

$.8—11 ©.8; 113; 86, 6; 27,15. 

- 74 ©. 39, 6. 

- 92 ©. 72, 7. 

- 95 ©. 1. 

Theil L Tit. 16 $. 405 ©, 19, 9 


2) Geſetz v. P, 1838. 
5 S. 4,5. 


6, 18. 
.. 6, 12. 
6, 14. 
. 5, 9; 160, 6. 
28, 4; 101, 3; 108, 6. 
129, 2; 130, 4; 131, 9; 
132, 10 u. 11; 133, 15, 
&.132, 10; 133, 13; 65, 17. 
S. 65, 17; 76.19: 85, 3; 
114, 1; 116,8; 124, 1 Rr.2; 
127, 6, 
- 12 ©. 9, 1. 
- 13 aa 2; 130, 4; 131, 9; 


- 14 ©. 137, 4*; 101, 1; 140, 9; 
50, 21. 


- 25 ©. 455, 11 u. 12. 

- 38 ©. 162, 10. 

- 49 ©. 162, 9. 

3) Weitere geſetzliche Be: 
ffimmungen. 
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G. v. 2: 1850 ©. 162, 10. 
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Berichtigungen von von Deudfeblern. — 
(A. bedeutet Anmerkung, wo A. fehlt iſt der Tert gan) 
3.5 v. o. lies: Gigenthums. ” 
1.12. ” v. o. lied: der nöthigen (2 Worte). BG 
4.23.39 o. l.: Miniſſeriums. 
A. 3 3. 2 v. o. l.: Hillebrand deutſches Pr.A. 
A. 53. 8 v. o. l.: Das tige (8). 
A. 6 3. 5 v. o. I: BD. di I (nit 2). 
3.10 v. u |.: Code (ſtatt Code), 
33.13 v. o. l.: Grpropriationgs. 
53. 12 v. o. I.: Heuſers Annalen der Juſtizpflege und Verwaltung in 
Kurhefien. 
169. 2 3. ı v. o. flreihe: in Defterreih (vgl. BO. 8. I). 
4.33.39. u. l.: pacisgirt. 
73.92... L: vorübergehenbet. 
84.63.59 0. l.: Letzterem (1. 11 8.2 D. 19, 1). 
94.934 ul: Kauf anzunehmen fey. 
03.6». o. l.: erproptürende. 
3. 22 v. o. ſtreiche: die. 
3. 23 v. o. füge gu: vgl. $. 30 fg. 
4.103. 1». u. l.: Conſens. 
213.4 v. o. l.: bzw. (fast oder). 
3.6v u l.: dochen 
22 3. 3 u. 4 v. 0: unbefchränft Geſetze erlaſſen kann, durch welche ſelbſi 
Privatrechte gebr ode werden; 
239.49.5v ul: Art, 545 (nit 455). 
A. 4 3. 3 v. u. nn prealable (nicht preable). 
2419. 7 3. 6 v. u l.: Lehrbücern, 
25 A. 11 l.:$ 19 u 20 (flatt 17). 
2743452 0.1: Grpropriation. 
23.9 v. u. l.: Kebteres ( (fat dieſes). 
1.9 3. 4 reiche: $. 6 und 
32 3.3 u. 4 v. o. fege die Worte: mt - zurück, in Klammern, da dieſer 
Srundfaß nicht gemeinrechtlich iſt. 
3. 9 v. o l.: Beſtimmung. 
3. 3 v. u. l.: et alle. 
9. 113.39 ſches G. (itatt Inſtruct.) 
39. 11 3. 4 v. o. l.: necessitutis. 
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13 v. o. l.: verkaufen“ 

1 v. u. l.: des Code (Ratt: befielben). 

63.2». 0.: ces flatt s 

3 * u. füge zu * Befepbug: $. 365. 
.1v. u 

23.700 : Seufere. 

2 3. 2 v. ul —e 

41.: 10 Gicht 17). 

7 v. o. l.: Rechtsgeſchaͤfts. 

2 v. o. l.: vorgei riebene. 

9 3. 6 v. o. uflaſſung. 

10 3. 2 v. o. — Urkunden. 

17 3. 3 v. o.: Titel 11 (nicht I. 

18 3. 3 u. 2 Rreiche: Heufers Annalen Bd. 4. 

8 v. 0. 1.: 1138 (nit 1128). 

11 v. u l. — genieinrechtlichen. 

2 v. u. l.: yon 

93.200. * 79 u. 82 (nicht 76). 

99.300 K Art. IA. 

23400 L.: J. $. 22 7 bi — 

17 ſtreiche: Koͤnigr. ade _ Syſtem II ©. 319. 


üge 
3. 


ı v. u. l.: verurtheilt. 
u. L.: Tinwend 


ungen. 
ge zu: und $. 22 vgl. ©. 125 Anm. 


ıv 0 ſtreiche: nur. 


14 3. 3 v. o. l.: frei. 
den 3.5 u. "s feße ale ueberſchrift: $. 40. 
273.100 jeße man nad: ein, ein Komma. 
28 3. 1 v. o. Art. V 2a (nicht II. 5a). 
283.3» u 1 : Vortheile in. 
28 in fin. l.: 2 (nicht 22). 
313.3» u. re 
33 3. 2 v. o. l.: —* (ſtatt Cinwirkung). 
33 3. 3 v. o. k: früheren 
33 3. 5 v. o. l.: Mote p. 
5 v. o. l.: pflanzungen. 
141:$ 5 und 6 (nit $. 1). 
2 I.: Hambur $. 9 (nit 7). 
43.200. e: beflimmt 
43.100. [: rt. 2 (nit 43) 
53.100. reiche 
6 3. 2 v. o. flreide Baden $. 76. 
43 2200|: Bertribunal, 
6 3. 1 v. u. füge bei: vgl. ©. 105 Anm. 14. 
93.6». * —8 
7 v. o. l.: Daß die Mictger und Pachter. 
12 3.7 v. u. l.: Bat, vg 
8.609. u. l.: Geſetzes. 
8.5» u. L: $. 22, (nicht 
8.1». 0.L:$. 26, 35, 39 (nid 30). 
14 fee das Senifeion nad) "Art. 20 (nit nad) p&t.) 
3». u l.: , der Erpropriat. 
4 v. 0. l.: Grundſtücks (nit Guts). 
23.290. l.: Art. 14 (nit 4). 
23.49 u. l.: Großherzogthum. 
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Verſuch einer foftematifchen Darftellung der Recdhtöverhäftniffe 
aus der Anlage und dem Betriebe Derfelben. 
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Anıtss Afieflor in Marburg. 


dueite Abtheilung: 
Die den Betrieb ber dentſchen Eifenbahnen betreffenden Mechtönerhältniffe. 


Marburg. 
Elwert'ſche Univerfitäts-Buhhandlung. 
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Vorwort. 
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Wahrend noch vor kaum einem halben Jahrhundert 
die Koryphäen der Rechtswiſſenſchaft ſich principiell davon 
entfernt hielten, die Erſcheinungen des modernen Kulturgeiſtes 
in den Bereich ihrer Forſchungen zu ziehen, ſcheint die Juris— 
prudenz der Gegenwart fi die Aufgabe geitellt zu huben, 
nicht nur unter v. Savigny's Banner, innerhalb des überlie- 
ferten abgefchloffenen Rechtsſyſtems, nach einem freieren Stand» 
punkte zu ftreben, fondern auch mit bejonderer Vorliebe die 
großen Schöpfungen des heutigen Verkehrölebens, mit dem an 
Römiſchen Vorbildern geübten Geifte, zu begreifen und logifch 
zu verarbeiten. 


Diefe großentheild fo erfolgreichen Beitrebungen verdanken 
ihren Urſprung hauptſächlich wohl der erwachten Erkenntniß, 
daß, nachdem jene für das foziale Leben fo wichtigen Stoffe 
fi) einigermaßen gefeßt und geklärt haben, dem praftiichen und 
theoretifchen Bedürniffe Rechnung getragen werden müffe, die- 
felben auch juriſtiſch zu geitalten. 


Es hat ja auch ohnehin etwas Ermüdendes, immer und immer 
wieder die Erörterung der römischen Rechtsquellen als Selbft- 
zwed zu betrachten und ſich dieſelbe Aufgabe zu ftellen, die 
bereit3 die Gloſſatoren zu ihrer Lebensaufgabe machten und die 
ein Donell und Cujacius, die ein Savigny fo glüdlich 
löſſten; während ein friicher, noch nicht fehr befannter Rechts— 
ftoff auch dem Minderbegabten ein weites Feld bietet, um 
fein Scherflein zur Kenntniß und Nusbildung ded echtes 
beizutragen ! 


Bei dem großartigen Auffhwunge, welchen Deutſchlands 
Sifenbahnverkehr in den beiden letzten Jahrzehnten („durch 
die unausgefeßt fortichreitende Ausbildung feines Eiſenbahn— 
neßes im Innern und durch die immer vichjeitiger werdenden 
unmittelbaren Anfnüpfungen der deutjchen Bahnen an die Linien 
des Nuslandes‘) nahm, — war es daher zu vertvundern, 
daß die deutfche Rechtöwiffenfchaft, welche doch den Inftituten 
des Handels: den Wechfel, dem Inhaberpapiere ꝛc., eine fo 
große Aufmerkſamkeit neuerdingd gewidmet hat, es fo lange ver- 
Ihmähte, die dem Eiſenbahnweſen eigenthümlichen Rechte- 
Inſtitute ſyſtematiſch geordnet darzuftellen und fo ihre Kräfte 
an diefem noch neuen unbehandelten Stoffe zu verfuchen. — 
Hätte man doch erwarten follen, daß allein fchon die eifrigen 
Verſuche der deutfchen Bahnverwaltungen, der deutfchen Eifen- 
bahnverbände und indbefondere des Vereins deuticher Gifen- 
bahn- Verwaltungen, 

die Rechtsverhältniffe der deutfchen Bahnen durch auto- 
nomifche Beftimmungen zu firiren, 
die juriftifche Kritif zu einer al&baldigen Beſprechung Direkt 
herausgefordert hätten. 


Es fcheint freilich, als ob man jegt verfuchen wolle, das 
Berfäumte Doppelt nahzuholen, indem zwei Werke über 
deutiche Gifenbahn-Rechtöverhältniffe faft gleichzeitig erfcheinen: 
dad gegenwärtige und ein amdered geradezu als deutſches 
Eiſenbahnrecht bezeichnetes. *) 


Wenige Tage nah dem Teider dur unvorhergefehene 
Hindernifje fehr verzögerten Erſcheinen des erften Theil diefer 
Schrift, und als eben der Drud der zwei erften Bogen des 
gegenwärtigen zweiten Theils vollendet war, erhielt ich 


*) Vorausgegangen war benfelben bereits das Preußiſche Eifen- 
bahnrecht von Auguft Beffel, Advolat-Anwalt am Rheinifchen Appella- 
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Kunde von dem Erſcheinen des letzterwähnten Buchs des 
Herrn Finanzprocurators und Rechtsanwalts Beſchorner zu 
Dresden, welches offenbar daſſelbe Ziel, dieſelben Zwecke ver- 
folgt, wie mein Verf. Denn nad) dem Vorworte zu dem 
„deutſchen Eiſenbahnrecht“ halt auch Herr Beſchorner es 
für ſeine Haupt-Aufgabe, die Lehre von der Erpropriation, 
ſowie die Transportverhältniſſe „mit beſonderer Sorgfalt und 
Umfänglichkeit zn behandeln‘, Lehren, welche wie Herr Be— 
ſchorner anerkennt, „am tiefjten in das Leben eingreifen und 
der wiljenichaftlichen Bearbeitung noch am meiften bedürftig 
find‘; auch Herm Beihorner it es vorzüglih darum zu 
thun, das Recht in feiner praftiichen Anwendung darzuftellen 
und durch einzelne Nechtsfälle zu erläutern. Ja ich mußte 
mir fagen, daß Herr Befhorner, welcher auch das Actien- 
wefen und die ftrafrechtlichen Berhältniffe in feine Unterfuchung 
309 ), fih noch eine umfaffendere Aufgabe geſetzt hatte, als 
mein Buch. 

Sch Tieß fofort den weiteren Drud meined Werkes einftel- 
len, da ich es für meine Pflicht hielt, für den Fall, daß 
in dem Befchornerfchen Werke ein reichhaltigerer Stoff in 
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tionsgerichtöhofe zu Eöln, und Eduard Kühlmwetter, Regierungs - Affeffor 
und Special-Director der Cöln⸗Mindener Eifenbabngefellfhaft, von welchem 
Buche 1655 der erfte und 1857 der zweite Theil erfchtenen war. Auf dieſes 
tüchtige, mehr für den Adminiftrativ-Beamten, als für den Juriften von Fach 
“gefchriebene Werk werde ich im Folgenden mehrfach Gelegenheit haben, zurück⸗ 
sulommen. 

*) Erſteres bielt ich nicht für angemeflen, da die Eifenbahn- Actie nichts 
Eigenthümliches vor den Actienverhäftniffen überhaupt voraus haben möchte, 
ah Pöhls, Das Recht der Actiengeſellſchaften, dieſe Materie 
„mit befonberer Rüdficht auf Eiſenbahngeſellſchaften“ bereit3 umfaflend bar- 
geftellt Hat. — Die firafrechtlichen Verhältniſſe ſchloß ich für erſt aus, weil 
diefelben untergeorbneter Natur erfchienen und ich meine Kräfte bet der mir 
jugemeffenen Zeit nicht zerfplittern durfte, wenn ich wenigftens in Beziehung 
auf Die Hauptſache;: das Erpropriations- und Transport-Wejen, 
einigermaßen Vollſtändiges leiften wollte. 
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einer vollendeteren Bearbeitung vorliege, davon abzuftehen, die 
juriftifche Literatur durch Fortſetzung meines Unternehmens 
um eine überflüffige Schrift zu vermehren. 


Nah Durchſicht jenes Befhornerihen, allerdings 
verdienftvollen, Werkes hat fih jedoh mir die Anficht 
aufgedrungen, daß der in deſſen Vorrede für ein deutfches 
Gifenbahnrecht aufgeftellte doppelte Zweck: 

„damit aus ſolchem der practifche Furift, der Staats— 
mann, der akademiſche Xehrer, der Eifenbahn- 
beamte, und das ganze mit der Eifenbahn-Verwaltung 
verfehrende Bublitum Auskunft über jedes das Eifen- 

bahnweſen betreffende rechtliche Verhältnig erhalten könne, 
und aus demfelben die Nothivendigkeit einer größeren 
Anftrebung nah Gleichmäßigkeit der deutfchen Geſetz— 
gebung im Eifenbahnmefen zur allgemeinen Ueberzeugung 
gebracht werde,“ 


noch mehr anzuftreben fei. 


Sch fahre daher troß des Erfcheinend jenes Befhorner- 
ihen Buches in redlichem, der Sache felbft gemidmeten, Stre- 
ben mit der Herausgabe meines Werkes um fo mehr fort, 
als ich ein ziemlich reichhaltiges Material (namentlid) was die 
Eifenbahn = Betriebs -Neglements anlangt) nachzubringen habe, 
auch der privatrechtlichen Seite der Eifenbahn-Berhältniffe in 
meinem Buche mehr Rechnung getragen fein möchte. Zudem 
weichen meine Anfichten vielfach und gerade in Cardinalpunkten 
von denen ded Herm Beſchorner ab, fo daß man in unfern 
Büchern eine Befprechung der Hauptcontroverfen des deutfchen 
Eiſenbahnrechts von ganz verfchiedenen Standpunften finden 
wird, welches meiner Anficht nad) für die Fortbildung unferes 
offenbar noch in der Entwidelung befindlichen Snftituts nur 
förderlich fein kann. 
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Was nun insbeſondere dieſen zweiten Theil meines Werkes, 
welcher die Rechtsverhältniſſe des Ciſenbahnbetrie bes dar- 
zuſtellen ſucht, anlangt, ſo war es mir (wenn ich auch in 
einem Anhange als ein mögliches Recht der Zukunft, den Fracht⸗ 
vertrag des deutichen Handeldgefeßbuchd - Entwurfs befprochen 
habe), hier weniger darum zu thun, ein allgemeines Bild 
von den Gifenbahnverhältniffen, wie fie nad der Anficht 
Bieler fein follten, zu geben, fondern ed war mein ernftliches 
Streben, diefe Verhältniffe, wie fie dermalen find, treu zu 
zeichnen; dieferhalb hielt ich es hauptſächlich auch für nöthig, 
die Beftimmungen der Eifenbahnbetriebd-Reglementö einer aud- 
führlichen Darftellung zu unterziehen und die bei denfelben zu 
Tage liegenden practiichen Rechtöfragen ausführlich zu befprechen. 


Bor Allem war ed aber mein Bemühen, auch die Rechte- 
verhältniffe des ifenbahnbetriebes in einem organiſchen 
Zufammenhange, fubfumirt unter die Principien 
des gemeinen und particularen Rechts in einer Weife 
darzujtellen, daß der praftifhe Juriſt mein Werk bei 
Entſcheidung einfchlagender Eifenbahn-Rechtsfälle als Handbuch 
zu Rathe ziehen könne. 


Ob mein Werk dieſes Ziel einigermaßen erreicht hat, muß 
ich einer nachſichtsvollen Kritik zu prüfen überlaſſen; ich thue 
dieſes jedoch, ſo ſehr ich mir der Mängel meiner Schrift 
bewußt bin, beſſeren Muthes, nachdem der erſte Theil der— 
ſelben ſo wohlwollend und nachſichtig in verſchiedenen kritiſchen 
Zeitſchriften beſprochen worden iſt. 


Der Wunſch, zunächſt dem practiſchen Juriſten zu dienen, 
bewog mich, in einem beſonderen Anlagehefte zu dieſem 
zweiten Theile nicht nur die hauptſächlichſten der weniger 
zugänglichen autonomiſchen Beſtimmungen der Eiſenbahn-Ver⸗ 
waltungen, ſondern auch eine größere Anzahl der bei meiner 
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Arbeit benutzten Entſcheidungen deutſcher Gerichte ausführlich 
mitzutheilen. 


Wenn aber auch zunächſt vorliegendes Buch für den Juri— 
ften von Fach gefchrieben ift, fo hoffe ich doch, daß insbefon- 
dere auch der nichtjuriftifch gebildete ifenbahnbeamte meinen 
thunlichft einfach gehaltenen Deductionen leicht folgen werde. 
Hauptſächlich möchten die Abfchnitte, welche die Eifenbahn- 
Neglementd betreffen (Tit. I, Kap. III und IV), fowie die 
in Anlage 1 und XXIL enthaltenen Notizen über die Orga- 
nifation des Gifenbahnbetriebes, und über die finanziellen 
Berhältniffe der Eifenbahnen auch für ein größeres Publikum 
von Intereſſe fein. *) 


Gerne hätte ih aus einem Studium der englifchen und 
franzöfifchen Gifenbahn - Rechtöverhältniffe Gewinn für mein 
Merk gezogen. Meine Beruföverhältniffe aber erlaubten mir 
nicht, noch mehr Zeit auf die Aufgabe zu verwenden, welche 
ih mir geftellt hatte, und deren Ausführung nicht in die 
Länge geſchoben werden durfte; nur das franzöfifche Recht 
konnte einigermaßen berückſichtigt werden. 


Indem ich den Wunſch ausſpreche, daß meine Arbeit, 
insbeſondere dieſer zweite Theil, in den Kreiſen, für welche 
er beſtimmt iſt, eine freundliche Aufnahme finden möge, 
glaube ich auf eine nachſichtige Beurtheilung der geehrten 
Leſer hoffen zu dürfen, wenn Dieſelben die ſchon im Vor— 
worte zum erften Theile dieſes Werkes von mir angedeuteten 
Schwierigkeiten, beſonders auch den mit denfelben zufammen- 


*) Eine für ein größeres Publikum beftimmte Befprechung ber vorliegen- 
, ben Berbältniffe, welche einen practifhen Rathgeber für Jedermann abgeben 
fol, der die beutfchen Eifenbahnen zum Reifen ober zu fonftigem Transporte 
benutzen will, behalte ich mir übrigens für bie nächte Zeit vor. 
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hängenden Umftand, daß ich manches wichtige Material erft 
während des Drudes erhielt und ihm dann nur mit großer 
Mühe in irgend paffender Weife eine Stelle anweiſen konnte, 
ebenjo wie auch meine Berufsverhältniffe gütigft berüclichtigen, 
welche eine Beichäftigung mit dem Werke nur mit vielen 
und längeren Unterbrechungen zuließen und mir namentlid) 
nicht geftatteten,, auf die Ueberarbeitung deffelben und auf die 
Duchfiht der Correcturen einen foldhen Fleiß und ein fol 
ſcharfes Auge zu verwenden, wie ich felbft im Allgemeinen 
ed verlangen würde. 


Defondere Nachſicht muß ich für den Anhang, die Beftim- 
mungen ded Entwurfs eines allgemeinen deutfchen Handels— 
gefeßbuches über den Frachtvertrag betreffend, mir erbitten, 
indem ich diefen Nachtrag, wenn er den Zwed, welchen ich 
durch ihn erreichen wollte, erfüllen follte *), in wenigen 
Zagen bearbeiten mußte. 


”) Ich hatte nämlich aus einem im lebten Viertel des Auguſts d. J. den 
einzelnen Eifenbahn- Verwaltungen mitgetheilten Bericht der Commiffion des 
Bereins deutfcher Eifenbahn- Verwaltungen, welche die bei der diesjährigen 
GBeneral-Berfammlung veffelben zu berathenden Anträge über Aenderungen des 
Bereine-Büter-Reglements ıc. vorzubereiten hatte, gelegentlih vernommen, wie 
biefe Commiffion von der durd den Nürnberger Handels⸗Geſetzbuchs⸗Entwurf 
angebabnten Umwälzung in den Rechtsverhältniſſen der Eifenbahn - Verwal- 
tungen als Transport-Unternehmer noch keine Kunde hatte oder wenigſtens Feine 
Rottz genommen hatte, wie denn auch diefer Gegenftand in der veröffentlichten 
Tagesordnung für jene General-Berfammlung nicht berückſichtigt erfchten. Bet 
dem Intereſſe, welches ich insbeſondere in Folge meiner Beichäftigung mit der vor- 
Hegenden Schrift an dem Eifenbahnmefen nehme, hegte ich fehr den Wunfch, daß 
die fraglichen Beſtimmungen des gedachten Geſetzbuchs⸗Entwurfs noch auf jener 
diesjährigen, auf den 13. September d. J. nach Trieft berufenen General- 
Berfammlung zur Sprache kämen, und um dieſes herbeizuführen, hielt ich 
es für räthlich, fehleunigft eine Darftellung der eben erwähnten Beftimmun- 
gen mit geeigneten Bemerkungen und Anträgen aufzuftellen und biefelbe noch 
vor Ende Augufts der gefchäftsleitenden Direction des genannten Vereins zu 
überfenden. Es gelang mir auch, die Ausarbeitung und den Drud dieſer 
Darſtellung als eines Anhanges (zum dritten Kapitel) fo zu befchleunigen, 
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Schließlich richte ih noch an die verehrlichen Eifenbahn- 
Verwaltungen *) und indbefondere an die einzelnen Herren 
Directoren und Beamten (namentlic) die Nechtsconfulenten und 
Syndiken) derfelben die weitere ergebenfte Bitte, mich von 
etwaigen Srrthümern, welche fie in meinem Buche finden 
follten, bald geneigteft in Kenntniß feßen zu wollen. **) Cbenfo 
würde ich mit aufrichtigem Dante jegliche Rathichläge von 
anderer Seite annehmen, welche zur Berbefferung und Ver— 
vollftändigung meiner Schrift irgend dienen können. 

Eine Zufammenftellung der in Folge diefer meiner Bitte 
bis zum Schluffe ded laufenden Jahres mir etwa zugekom— 
menen Berichtigungen ꝛc. wird jedem Befiger eined Exemplars 
ded gegenwärtigen zweiten Theiles two thunlich ſchon im Monat 
Januar 1859 verabfolgt werden, und zwar, ſofern fie (mie 
zu erwarten fteht) nicht mehr als einen Drudbogen enthalten 
wird, der Zuftimmung des Herm Derlegerd gemäß, unent- 


geltlich. 
Marburg, Anfangs September 1858. 


daß ſolcher in angemeſſener Anzahl von Exemplaren am 30. Auguſt ſich in 
den Händen der ebengedachten Direction befand. Eine erfreuliche Genugthuung 
war es mir, durch die öffentlichen Blätter zu erfahren, daß zum Theil in 
der von mir beantragten Art auch in der erſten Sitzung jener General⸗Ver⸗ 
fammlung zu Trieft am 13. September d. I. Befchluß gefaßt worden if. 

*) Schon ehe ich die Abfaffung diefer Schrift unternahm, hätte ich 
fehr gern an bie verehrlichen Eifenbahn- Verwaltungen die Bitte um Mit- 
theilung von Material für jene gerichtet, allein ich glaubte damals um fo 
weniger eine foldye Bitte mir erlauben zu dürfen, als ich fehr ungewiß bar- 
über war, ob meine Kräfte und meine Zeit einem foldyen Unternehmen trgenb 
gewachſen feien und ob daher nicht vielleicht den verehrlichen Verwaltungen durch 
meine Bitte unnüge Bemühungen veranlaßt werben würden, 

*) Denjenigen Herren Direftoren und Beamten, welche ſich mit Berid- 
tigungen und Vervollſtändigungen in der erbetenen Art gütigſt befaffen wollen, 
würde ich auf, in dieſer Beziehung geäußerten Wunſch, fehr gern Eremplare 
des gegenwärtigen Theils übermitteln, in welche mit Schreibpapier burchfchoffen, 
die Berichtigungen am betreffenden Orte eingetragen werden könnten und 
welche mir dann am Schluffe des Jahres brevi manu zurückzuſenden wären. 
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Snhalts-Verzeihniß 
des ganzen Werkes. 


Erſter Theil. 


Die den Eifenbahnbau betreffenden Rechtsverdältniſſe. 


Einleitung. Befugniß zur Anlage einer Eifenbahn im Allgemeinen. 


Erfter Titel. Grund-Erwerbungen für Eifenbahnbauten, ins- 
befonvere Erpropriationen. 


Quellen und Literatur. 
Erſtes Kapitel. Freiwilliger Grunderwerb. 
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. Abfchnitt: Expropriationsverfahren. 
. Abſchnitt: Klage auf Berichtigung der im Exrpropria- 
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Dritter Titel. Nechtsverhältniffe ver Eifenbahn-Unternehmer 
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Bierter Titel. Außercontractlide Entſchädigungspflicht ver 
Eijenbahn » Unternehmer gegen fonftige PBerfonen. 


Fünfter Titel. Nechtsverhältniffe ver Eifenbahnen zum Staate 
und zu ven Gemeinven,, in deren Territorium biefelben liegen. 
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Zweiter Theil. 


Die aus dem Eifenbahnbetriebe entfiehenden Rechts— 
> verhältniffe. 


Einleitung. Ueberſicht diefer Rechtsverhältniffe. 

Eriter Titel. NRechtsverhältniffe der Eifenbahn - Verwaltungen 

zu den ihnen einen Transport anvertrauenden Berfonen. 
Nechtlihe Entfcheivungsquellen und Yiteratur. 

Erjted Kapitel. Rechtliche Natur des Eifenbahn-Transport- 
Verhältniſſes im Allgemeinen. 

Zweites Kapitel. Eingehung und Form des Eifenbahn-Zrans- 
portvertrags ſowie die Verbinplichkeiten ver Eontrahenten 
im Allgemeinen. 

Drittes Kapitel. Die Verbindlichkeiten der Eifenbahn - Ber- 
waltungen nach Inhalt der deutſchen Eifenbahır - Regle- 
ments, 

fe Viertes Kapitel. Verbinblichleiten der die Eifenbahn zum 
Transport benutzenden Perfonen nach Inhalt der deut— 
chen Eifenbahn - Reglemente, 

Fünftes Kapitel. Ueber die Anwendung ver verjchievenen 
Eifenbahn - Betrieb8-Reglements und der verfchievenen 
allgemeinen Geſetzgebungen auf den vorkommenden ein- 
zelnen Fall. 

Sechstes Kapitel. Proceſſualiſches. 

Zweiter Titel. Rechtsverhältniſſe der Eiſenbahn-Verwaltung 
zum Zransportnehmer nad) Vollendung des Transports 
auf ihrer Bahn. 

Dritter Titel. NRechtöverhältniffe ver Eifenbahn-Verwaltungen 
untereinander, 

Vierter Titel. Nechtöverhältniffe aus ven burch den Eifen- 
babnbetrieb verurfachten Verlegungen von nicht zum Trans: 
port anvertrauten Perfonen over Sachen. 

Fünfter Titel. Die auf den Betrieb fich beziehenden Rechts⸗ 
verhältniffe der Verwaltungen concefjionirter Eifenbahnen 
zum Staate und zu deſſen Anftalten. 
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Die aus dem Betriebe einer Eiſenbahn entſtehenden 
Rechtsverhältniſſe. 


Einleitung. Seite 
8. 1. Ueberſicht der Rechtsverhältniſſe, welche in Beziehung auf 
den Eifenbahn- Betrieb zur Erfcheinung fommen. . . . 1 
Anm, 2. Begriff von birectem Verkehr (vol. 8. 19 b, 
Anm. 20 a). 
Erfter Titel. Rechtsverhältniſſe der Eifenbahn-Berwal- 


tungen zu den ihnen einen Zrandport anvertrauenden 


Perfonen. 
Rechtliche Entfcheivungsquellen und Literatur: 

8.2. A. Ueberſicht der rechtlichen Entſcheidungs— 

quellen, insbefondere der Transport- 

NReglements, mit Notizen über bie gefchichtliche 

Entwidelung und das Gebiet des Eifenbahn- 
Betriebs in Deutfhlad . . . . 5 

a. Allgemeine Grundbeftimmungen des RR. und ber 

allgemeinen deutfchen Rechtsbücher,, fowie der auf afl- 

gemeinem Gewohnheitsrecht berubende Handelsbrauch. 

Anm, 1. Gefchichtliche Notizen über die deutſchen 





Eifenbahnen. 
b. Die Betriebs - Reglemente der deutſchen Eifenbahnen 
und Eifenbabn-Berbändte . . » » . 7 


a. bes allgemeinen Pereind deutſcher Ciſenbahn. 
Verwaltungen (deſſen Mitglieder). Güter⸗Regle⸗ 
ment (A.D.G.), Perſonen⸗Reglement (A. D. P.). 

Anm. 3. über directen Verkehr. Anm. A u. 5. 
Geſchichte und Ziel diefes Vereins, 

B. der engern Eifenbahn- Verbände (des Norb- 
deutfchen, Mittelveutfchen, Rheiniſch⸗Thüringſchen, 
Oftfriefifch - Thüringfchen,, Oftfriefifch - Npeinifchen 
und Weſtdeutſchen, N. D., M. D., R. Th., 

0. Th, O.R.u.W.D) . ..... : 15 

Y. der einzelnen veutichen Eifenbaßnen . - - + 17 
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B. Literatur: 
8.3. Rechtsfälle in Seufferrs u. dem Rheinifchen Archiv ꝛc.; 
Müller de recepto actio; Beffel-Kühlwetter, das 


Preußiſche Eiſenbahnrecht; Beſchorner, beuiſches Eiſen- 
bahnrecht (vgl. ©. 38, Anm. 5).... 


Erſtes Kapitel. Rechtliche Natur des Eiſenbahn— 
Transport-Verhältniſſes im Allgemeinen 

8. A. Vorbemerkung: Was für ein Rechtsverhältniß findet zwiſchen 

den Eiſenbahn⸗Verwaltungen und ven die Eiſenbahn zum 

Transport benugenden Perfonen im Allgemeinen ftatt? 


A. Das Transportgefhäft nach gemeinem 
Rechte. 


8. 5. a. Ullgemeine Grundfäge: Das Transportgeſchäft If eine 
Arbeitöverbingung (locatio conductio operis), Nachtrag 
hierzu in $. 23 (©. 124 bis 131), wo die abweichenven 
Anfihten von Sintenis, Reyſcher, Karften, 
Unger und Beſchor ner befprodhen werden . . 

Anm. 23. Sf die Beweislaft bei dem receptum 
anders zu normiren, als bei der locatio conductio 
operis? 

$. 6. b. Finden die Grundſätze des receptum auf den Land⸗, 
insbefondere auf den Eifenbahn- Transport An- 


wendung? Stimmen und Gründe für und gegen biefe 
Mid 2 2 2 nen 
Hrincip: Das prätorifähe Edict vom receptum iſt ein 
Jus singulare und damit der analogen Ausdehnung 
(auf den Landtransport) entzogen. 
Anm. 27. Unzuläffigkeit der Annahme eines beſondern 
deutfchrechtlichen Frachtvertrags, 


8. 7. c. Abänderungen ber gefeglichen Beftimmungen burch 


Autonomie. Die Bahnverwaltungen können bie ihnen 
nach gemeinem oder partilularem Rechte bei Transporten 
obliegenden Verpflichtungen mit rechtlicher Wirkung durch 
autonomifche Beftimmungen bezw. Privat-Eonvention be- 
ſchränken und ausſchließen, insbeſondere durch ihre gehörtg 
befannt gemachten Betriebs. Reglements, infoweit es 
fih niht um eine Haftung für ihre Arglift 
oder ihr grobes Verſchulden handelt. — Die 
eigenthümliche Natur des Eifenbahn- Verkehrs, kraft deſſen 
die Bahnverwaltungen ein factifhes Monopol ausüben, 
ändert hieran nichts. Die Prüfung der Trage, ob die 
Reglements - Befimmungen bem Wohle der Allgemeinheit 
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entſprechen, ift nicht Sache der Rechtspflege, fondern ber 
Geſetzgebung. Die Preußifche und Großh. Heſſ. Praxis 
iſt derſelben Anſicht. Rechtsfall in Anm. 11. 
Anm. 8, 9, 10. Abweichende Anſicht Beſchorner's. 
Sft pa, wo von den Bahnverwaltungen durch ausprüd- 
liche Reglements - Befimmungen Verbindlichkeiten, welche 
den Grundſätzen des receptum entiprechen, übernommen 
wurben, ber Vertrag als ein eigentliches roceptum auf 
zufoffen? - + + » 20.0. 
B Das Ciſenbahn + Transportgeſchäft nach Breufi- 
Ihem Rechte. 

8. 8. Vorbemerkung: Ueber bie Berfchiebenheit der Rechts- 
verhälmniffe des Transports in ben verſchiedenen Landes⸗ 
theilien. 0... 

a. Nach dem allgemeinen pr. Landrecte. 


F. 82. «a, Allgemeine Grundſätze: Die Beſtimmungen des Pr. 
TUR. über die öffentlichen Landkutfchen find 
als die eines fingulären Rechts - Imftituts auf Eifen- 
bahnen nicht analog anzuwenden, vielmehr iſt das 
Derhältniß nad) den allgemeinen Grundſätzen über 
Derträge, refp. die Eifenbahn-Berwaltung als Privat- 
Fuhrmann zu betradten. Das Rechtaverhalmmiß der 
Privat⸗Fuhrleute. 

8. 9. 4. Ob und in wiefern find Asänberungen biefer 
Beitimmungen de8 Preuß. U. L. R. durch 
Privat⸗Autonomie zuläfig? . - 

Selbſt Ausſchließung der Erfappflicht tann aubbe 
dungen werden, mit alleiniger Ausnahme der Haftung 
für dolus und culpa lata der Eiſenbahn⸗Verwaltungen. 

Anm. 17. Ueber die Beweislaſt bei Transport⸗Be⸗ 

ſchädigungen. 
b. Nach Rheiniſchem Rechte (Code Napoleon). 

8. 10. «. Allgemeine Grundſätze: Land⸗Fuhrleute find mie 
Schiffer ven Grundſätzen bes Mieberlegunge- "Bertrage 
(receptum) unterworfen . 

8. 11. 4. Wbänderungen ver Beſtimmungen des Code 


durch Autonomie. Die Praris der frangöfifchen 
Gerichte halt auf Grund des Art. 6 des Code civil 
und des Art. 98 des Code de commerce eine Be—⸗ 
ſchränkung der gefeglichen Haftpflicht der Fuhrherrn 
für der öffentlichen Orbnung und den guten Sitten 
widerftreitend. Verſuchter Nachweis, daß diefe Anficht 
auf einem Mißverſtändniß des Code beruht, 
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Se 
Fünf Erkenntniffe des Rheiniſchen Senats des Geb. 


Ober-Tribunals 2c., welche mit dieſer Anficht überein- 
ſtimmen; ein entgegenſtehendes neues en Erlenntniß des⸗ 
ſelben Gerichte 


c. Nach dem Eifenbahn-Gefege dom g, Rorbr— 
1838. 


8. 12. . Allgemeines Princip: Der g. 25 dieſes Geſetzes 
will ein gleiches Recht für die ſämmtlichen Eifen- 
bahnen Preußens in Beziehung auf die Haftung der 
Bahnverwaltungen einführen Was ift unter dem 
„unabwendbaren äußeren Zufalle“ zu verftehen, reſp. 
ift damit die Haftung ex recepto ausgefprochen? 

8. 13. 8. Abänderungen ver Bejtimmungen des Gefetes 
vom 3. November 1838 durch Autonomie find 
zuläffig, denn privatrechtliche Regeln verlieren biefen 
Character nicht ſchon dadurch, daß fie in einem bie 
Öffentliche Ordnung intereflirenden Gefege Aufnahme 
finden © 2 0 nen 

Anm. 19% Entgegenfiehende Anfiht Beffel- 
Kühlwetter's. 
C. Nach dem Oeſterreichiſchen allgemeinen bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche. 

$. 14. a. Allgemeine Grundſätze: Der Eifenbahn- Transport- 

vertrag iſt nach den Grundſätzen des Lohnvertrags 
zu beurtheilen, fo daß die Bahnverwaltung von ihrer 
Pflicht zur unverlegten Ablieferung ſich nur durch ben 
Beweis, daß durch Zufall die keiſung unmbslich geworben 
fet, befreien ann . - 

8. 15. b. Ubänderungen ver geſetzüchen Beftimmungen durch 


Autonomie. Solche find zuläſſig, alſo die vom Handels⸗ 

Miniſterium publicirten Reglements⸗Beſtimmungen gültig, 

inſofern es ſich nicht um Beſchränkung der Haftpflicht für 

dolus und culpa lata der Bahnverwaltungen handelt - 
D. Nah Baherifchem Rechte. 

8. 16. a. Allgemeine Grundfäße: Nach dem Codex Bavaricus 
haften Fuhrleute lediglich aus dem Miethvertrage/ nicht 
ex recepto -« 

8. 17. b. Abändernngen ber geſetzlichen Haftpflicht durch 
Autonomie find nach dem Codex Bavaricus, abgefehen 
was die Haftung nis dolus und eulpa lata bereit, 
zuläſſig - - 

$. 18. E. Nach Wuürttembergiſchem und Vadiſchem Rechte 
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a. Nach Wurttembergiſchem Landrecht. Reyſcher 
hält die Grundſaäͤe des receptum auf ben Ueberliefe⸗ 
rungs - (Zransport -) Vertrag für anwendbar. 


b. Nach Badiſchem Rechte wird ver Fuhrmann von 
feiner Verantwortlichkeit nur durch Zufall oder höhere 
Gewalt befreit. 

‚ubheng zu Kapitel 1. Das Eifenbahn- Transportverhältniß bei 
einer Beförderung über mehrere Bahnen, insbefondere 
bei pireftem Verkehre. 

8. 19. Ueberficht ver Fälle, welche in Beziehung auf den 
Transport über mehrere Bahnen vorkommen können 81 
L. Der Eifenbahn- Transport in f. g. 
direktem Berlehre, 
8. 19a, 1) Der direkte Verkehr innerhalb eines Verbandes. 81 

Die Verbände find Eocietäten, welche, aus mehreren 

Transport » Unternehmungen gebildet, gemeinfam 
Transportgefchäfte treiben. 
Principien: 

a. Alles, was über den Eifenbahn - Transport- 
vertrag überhaupt gefagt wird, gilt audy binficht- 
lich der von dieſen Sorietäten abgefchloffenen 
Transportgeſchäfte. 

b. Die verbundenen Bahnverwaltungen haften als 
socii dem Transportaten in selidum. Es gelten 
diefe Srundfäge fowohl nah R. R., als nad) 
Preuß., Defterr. und Bayeriſchem Landrechte, 

$. 19b. .2) Der virefte Verkehr über die Grenzen eines Ver: 
bandes, insbefondere im VBereinsverfehre. 86 
Der Zransportvertrag, melden eine Verwaltung 
abfchließt, indem fie einen Transport über Die Grenzen 
ihrer Bahn oder ihres Verbandes annimmt, kann 
nach der Natur der Berbältniffe nur dahin verftanden 
- werden, daß fie, bzw. der Verband, den Transport 
auf ihrer, bezw. den Verbandsbahnen, bis zu deren 
Enpftationen übernimmt, daß fie dagegen binfichtlicy 
bes zweiten Transports als Mandatar oder Gefchäfts- 
führer für. den zweiten Transport⸗Unternehmer apfchließt. 

Durch 6. 15 des allgem. deutſchen Güter: Regle- 

ments (A. D. G.) wird dieſes Verhältniß nur info- 

fern modificirt, als hinfichtlich des Vereins verfehrs 

Reclamationen vom Abſender bezw. Adreffaten bei 

der Aufgabe- bezw. Beitimmungsftation angebradht 

werben können. — Der nachfolgende Frachtführer tritt 
a 
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durch die Uebernahme des Gutes ſammt Frachtbrief 
ganz in das urſprüngliche Transportverhältniß ein. 
8.19c. II. Der Transport im Lokalverkehre über 


mehrere Bahnen. 

Die zunähft den Transport annehmende Verwal⸗ 
tung contrabirt bier meiftens nur für fi), wenn auch 
für die anliegenden Bahnen als deren Mandatar ober 
Geſchäftsführer. 

Kritik der den Ausführungen des 8. 19 flg. entge- 
genftehenden Anfiht Befhorners und Müllers. 


Zweites Kapitel. Eingehung und Form des Eifen- 
bahn⸗-Transport-Vertrags, fowie bie Verbind— 
fichleiten ver Eontrabenten im Allgemeinen. 


I. Subject der Obligation. 

8. 20. Vorbemerkung. Als Eontrahenten erſcheinen die 
Bahnverwaltung bezwſe. der Verband als 
Transportant und die Perſon, welche einen 
Perſonen⸗ oder Güter⸗Transport verlangt, als 
Transportnehmer (Paflagier, Abfenver) . . 

8.208. 1) Der Transportnehmer und Adreſſat. 
a. Transportnehmer tft die zunächſt contrabi- 
rende Perfon. Der Inhaber des Fahrbil- 
lets und bes Gepäckſcheines tft als der 
urfprünglihe Contrahent bezwfe. Ceflionar oder 
Mandatar veffelben anzuerkennen, da diefe Do- 
cumente neben ihrer Eigenfchaft als Duittungen 
als qualificirte Legitimationspaptere von den 
Reglements hingeftellt werden - - . 2... 
b. Der Adreſſat tritt mit der Annahme des 
Gutes nach bezahltem ober ihm crebitirten Trans- 
portpreife als Empfangsberechtigter in den Trans⸗ 
portvertrag ein, indem der an ihn adreffirte 
Frachtbrief als signum dominii vel cessionis 
anzuſehen fl - 2 2 2 2 2 8 
8.20b. 2) Die Eifenbahn-Berwaltung als Contrahentin 
Der erpedirende Eifendahnbeamte fchließt die Trans⸗ 
portverträge nicht in feinem Namen als institor ab, 
fondern als freier Stellvertreter im Namen feiner 
Bahnverwaltung, bezw. des betreffenden Verbandes. 
Die Bahnverwaltung wird nur inſoweit durch bie 
für fie eingegangenen Transportgefchäfte verpflichtet 
und berechtigt, als die in ben Reglemente offen- 
liegende Inſtruction des erpedirenden Beamten aus- 
ſpricht. — Nach Oefterr,, Preuß, und Franzoſ. Rechte 
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$. 21. 


8. 21. III. Act der Vertrags» Eingebung, Perfection 


8. 23. 


8. 23a. 


gelten dieſelben Grundſätze. Anfprüche aus ber 
Zahlung eines zu hohen oder zu niedrigen Fahrgeldes. 


I. Form des Eifenbahn- Zransportvertrages . . 


Die Perfonenbillets, Gepäd- und Transportfcheine, 


fowie die Frachtbriefe erfcheinen als ſchriftliche Urkunde 
über den Vertrags - Abflug. 


Der Transportvertrag wird durch einfache Willens- 
einigung über Preis und Transport-Öbject perfect ab- 
geichloffen und zwar reglementsmäßtg mit der Ausgabe 
der Perfonenbillets beim Perfonen- und der Annahme 
des Gutes mit Frachtbrief beim Güter-Transport. 

Kann von einem wefentlichen Irrthum beim Eifen- 
bahn⸗ Zransportvertrage die Rede fein? Stillſchwei⸗ 
der Bertrags-Abfchluß, wenn eine Perfon ohne Löſung 
eines Fahrbillets mitfährt, oder ein Gut ohne Wiſſen 
der erpedirenden Beamten auf der Bahn befördert 
wird, . 


IV, Rechte und DVerbinplichkeiten der Contrahenten 


im Allgemeinen. . . . 

Vorbemerkung. Diefe Rechte und Pflichten er⸗ 
geben ſich aus der Natur des Transportvertrags 
als locatio conductio operis. — Nachträgliche 
Beſprechung ber von einer andern Auffaffung des 
Rechtsverhältniſſes ausgehenden Anfichten von Sin- 
tenis (Conglomerat von Rechtsverhältniſſen), 
Reyſcher (receptum), Karftens (Mandat), 
Unger (abitraftes Verſprechen), Beſchorner's 
Frachtvertrag (receptum?). 


1) Verpflichtungen ver Eifenbahn » Verwaltung 


als Zransportant: 
1] zur richtigen Lieferung des Transport-Obfects 
- an den flipulirten Ort, innerhalb der ftipulirten Zeit, 


2] zur unverfehrten Lieferung, 


3] eventuell zum Schapdenserfage, fofern nicht 
der Berluft, die Beſchädigung oder Verſäumniß durch 
Zufall, höhere Gewalt ober eignes Verſchulden bes 
‚Abfenders (oder inneren Verderb des Gutes) herbei- 
geführt wurde, Das volle Intereffe tft dem Abfen- 
der, fofern nicht unter den Contrahenten etwas 
anderes als verabrebet gilt, zu erfeben. — Befreiung 
der Bahnverwaltug von ihrer Haftung durch unbean- 
ftandete Annahme bes Gutes bet äußerlich erkenn⸗ 


barem Schaden. Actio locati » 
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8. 23b, 2) Berpflichtungen des Transportnehmers 

1] zur Zahlung des reglementmäßigen Transport · 
preiſes. Srancatuen - © 2 2000... 1 

2] zur Tragung bes Zufalls in der Art, daß, 
wenn die Ausführung des Transports durch Zufall 
unmöglich wird, er dieſerhalb Keinen Erſatz ver- 
langen Tann, aber auch von Zahlung des Tranz- 
portpreifes, ſoweit der Transport nicht geleiftet 
worden, frei wird. — Zufall in der Perſon des 
Transportnehmers. Konflscation des Transport- 
objects. 

3] Das Inftitut der Speſennachnahme. 

4] Retentionsrecht der Bahnverwaltung als Trans⸗ 
portgeber an dem Frachtgut hinſichtlich des Fracht⸗ 
lohns und der Speſen. 

51 Sicherungsmittel bei verweigerter Annahme 
oder Streit über das Frachtgut. 


Drittes Kapitel. Die Verbindlichkeiten der Eiſen— 
bahn-Verwaltungen nach Inhalt der deutſchen 
Eiſenbahn-Reglements. 


8. 24. Vorbemerkung. Rechtliche Bedentung ber Eiſenbahn⸗ 

Reglements... . 142 

Dite Beſtimmungen ber gehörig "Bekannt gemachten Regle- 
ments erfcheinen ale verabredete Nebenbeflimmungen bes 
Transportvertrage, wenn auch nicht in den Vertrags- 
Urkunden (3. B. ben Perſonenbillets) befonders auf die⸗ 
felben verwieſen wird. — Die Auslegung unflarer Regle- 
ments-Beftimmangen Int zum Nachtheil der Verwaltungen 
als Berfaffer derſelben zu gefcheben. 

Erfer Abſchnitt. Die Verbinvlichtett zum Transporte. 

8. 28. Die Zransportpflicht im Allgemeinen: Pflicht zum 
Transport an den Im Perfonen- und Geyäd-Billet refp. im 
Srachtbrief angegebenen Ort, in der daſelbſt angegebenen 
Weife (in Eil-, Schnell- oder Perſonenzug, ifte, 2te ꝛc. 
Klaffe, oder in Separatzligen, In gewöhnlicher oder Eil- 
fracht) in der reglementmäßtgen Fahrzeit bezw. Lieferungs- 
frift. Ultra posse nemo obligatur » « « - . . 147 

A, Nähere Beftimmungen und Mobificationen 
ber Zransportpflicht beim Perfonentransport. 


8.26. 1) Bom Transport ausgefchloffene Perfonen. Recht 
foicher Berfonen, ein befonderes Coupe zu nehmen. 
Folgen des Ausſchluſſes während ber Fahrt . . . 150 
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8.27. 2). Kein Unfpruch auf beitimmte Plätze. Umtauſch 
der Fahrbillets. 
Zum Transporte in einer beftimmten Klaffe be- 
rechtigen nur bie auf den Anfangöftationen ausgeftellten 
Billets. Nur in einem Falle ift auf Zwifchenftattonen 
der Umtaufch des ſchon gelüften Billets höherer Klaſſe 
gegen eins niederer Klaſſe zuläffig; in allen anderen 
Fällen kann nur ein Billet niederer Klaſſe und zwar nur 
auf der Abgangſtation gegen ein böberer Kigſe um⸗ 
getauſcht werden. 
8.28. 3) Gültigkeit ver Fahrbillets. Diefelhen ſind nur ir bie 
daraufangegebene Fahrt, Zeit u. Strede der Fahrt gültig 
8.29. 4) Ausnahmen, Zuläffiges Zurücbleiben auf Zwifchen: 
ftatimen . . 2 2 0. 

Auf den Preußifchen und Hannoverſchen Bahnen 
nach vorgängigem Vermerke der Gültigkeit durch den 
Bahnhofsvorſtand. Fahrbillets auf eine gewiſſe Zahl von 
Tagen ausgeſtellt. 

8. 30. 5) Verſäumniß der Abfahrtzeit Seitens des Rei— 
ſenden. Keine Rückerſtattung des Fahrgeldes .. 
8. 31. 6) Nichteinhalten der Fahrzeit Seitens der Bahn- 
verwaltung. Wegen verfpäteter Abfahrt oder Ankunſt 
des Zugs kann (abgefehen von dolus oder culpa lata 
der Berwaltung) kein Anſpruch auf Schadenserfag 
geltend gemacht werden. Verhältnißmäßiges Nüdfor- 
berungsrecht bei unterbrochener Bahrt » - « - 
8.32. 7) Billet⸗-Reviſion. Die Billets dürfen nur vom 
Schaffner coupirt werben. 

Anmert. 15. Kann auf Billets, von welchen auf 
andere Weiſe die Coupons abgetrennt find, eine Fahrt 
verlangt werden? 

8. 33. 8) Fahren ohne Billet. Der ohne Billet Betroffene 

' dat für die ganze zurückgelegte Fahrt des Zugs von 

beffen Abgangsorte an nachzugablen; Preuß. Staats- 

bahnen: das Doppelte — Wie iſt ed, wenn der Rei- 

fende nachweift, daß er ein gültiges Billet gehabt bat? 
Anmerl. 2a «© : 2 2 2 0%. 

3. 34. 9) Ordnungswidriges Benehmen von Steifenben. Aus- 

‚flug von der Weiterfahrt ohne Erſat des Fahrgeldes 

8. 35. 10) Verhalten bei Ankunft auf einer Station 

Su wiefern hat der Reifende, welcher auf der Abgangs⸗ 

Station ober unterwegs ſich In einen unrichtigen Zug 

gefeßt, oder am Ziele feiner Reife nicht audgeftiegen, 
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ſondern nach einer falſchen Station weiter gereiſt iſt, 
einen Anſpruch auf Entſchädigung, bezw. in wiefern 
iſt er zur Nachzahlung für die irrthümlich durchfahrene 
Strecke verpflichtet. Anmerk. 23a, b. 
$.35a. 11) Außergewöhnliches Anhalten auf der Bahn. 
Geftattung des Ausſteigens bis zum Zeichen bes 
Weiterfahrens. 
8. 36. 12) Beſchränkungen und Berechtigungen in Beziehung 
auf Mitreiſende. In wieweit haben Damen das 
Recht, ein befonderes Eoups zu verlangen. Geftattung 
des Tabakrauchens. Belegen von Plätzen. Schließen 
der Fenſter. Mitführen von Hunden. 
$- 36a. 13) Weitere allgemeine Anordnungen hinſichtlich 
des Perfonentransportd. Zeit des Billetverkaufs. 
Deffnung der Warteſäle. Abfahrtszeichen. Verhältniß 
der Reiſenden zum Eifenbahn-Perfonal . . 
B, Nähere Beftimmungen und Befhränfungen 
der Transportpflicht beim Gepädtransport, 
8.37. 1) Begriff des Neifegepäde. Die zum Reiſebedürſniß 
gehörigen Gegenſtände. Geld? ... 
8.38. 2) Handgepäck in ven Perſonenwagen. Nicht über 
10 Pfund auf den Bapifchen und Württembergifchen 
Bahnen; Feine, leicht tragbare Gegenflänbe, ſoweit 
die Mitreifenden nicht beläftigt werden - - « - 
8.39. 3) Eigentlicher Bepädtransport (in den Gepäckwagen). 
Bezeichnung bes Gepäds. Annahme gegen Ausftellung 
eines Gepäckſcheins. Zeit der Einlieferung 
$. 39a. 4) Vom Gepädtransport ausgeſchloſſene Gegen- 
jtänbe: feuergefährliche und ätzende Gegenftände . 
€. Nähere Beitimmungen und Mopificationen 
der Transportpflicht in Beziehung auf den 
Transport von Equipagen und anderen Fabhr- 
zeugen, 
8. 40. 1) Allgemeines über den Transport von Fahrzeugen. 
Derfelbe it ein Luxusverkehr, welchen meiftend bie Ge- 
päd-Exrpebition beforgt. Beförderung auf Transportfchein 
hin. Zuläſſigkeit, dieſe Gegenſtände au als Fracht⸗ 
oder Eilgut aufzugebeeenn.. 0 0 0. . 
8.40a, 2) ‘Der Equipagen-Transport insbeſondere; als Ge- 
pädtransport iſt er nur vereinigt mit Perfonen-Trans- 
port zuläffig. Darf der Begleiter auf beziehgsw. in ber 
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Seite 
Enuipage figen bleiben? Das Reifegepäd in den Equi- 


pagen. — Equipagen ohne Begleiter werben nur als 
Frachtgut befördert. 


D. Nähere Beſtimmungen und Modificationen 
der Transportpflicht in Beziehung auf den 
Transport von Pferden, Hunden und ande— 
rem Vieh. 

8. 41. De Transport von Thieren findet auf Transportfcheine 
(Viehzettel) Hin Statt. Ohne Begleiter, welcher ein Per⸗ 
fonenbillet Töfen muß, wird keine Sendung angenommen, 
Sperielle Beftimmungen über den Transport von Hunden, 
Zuruspferden,, in ganzen ober halben Wugenladungen; 
von wilden Thieren 20, Beforgung des Ein- u, Ausladens 


E. Nähere Beftimmungen und Mopificationen 
der Transportpflicht beim Gütertransport. 
8. 42. 1) Begriff ver Güterfracht: alle einem Frachtführer 
ſelbſtſtändig (nicht als Accefforium eines Perfonentrans- 
ports) anvertrauten fachlichen Gegenſtände. 

Slaffification der Güter: in Eilgüter, gemöhnliche 
Srachtgliter, Robftoffe, fperriges But; außergewöhnliche 
Gegenſtändee. 6 
8.42 a. 2) Aufgabe ver Güter, Abholen und Zuſtellen der⸗ 
felben von bzw. in bie Behaufung. Auf- und Abladen 
son den Eifenbahnwagen - 2 2 2 2 0. 
8. 43. 3) Vom Gütertransport ausgefchloffene Gegenſtände: 
feuergefährliche, poftzwangspfliähtige, außergewöhnliche 
“ Gegenſtände oe); over ee 8 TH 9 9 4 
8.43 a. 4) Bedingungsweiſe zugelaſſene Gegenftände: ätzende, 
leichtentzündliche oder fonft gefährliche Gegenſtände, auf 
Grund befonderer Srachtbriefe. Beſondere Beftimmungen 
binfichtlich der Verpadung derfelben . - 2 0% 
$. 44. 5) Verpadung. Nicht wohl verpadte Güter können nur 
auf Gefahr des Aufgebers befördert werden „. . . . 
8. 45. 6) Die Eifenbahn- Frachtbriefe. Weſentlicher Inhalt 
. berfelben, — Die Frachtbriefs⸗Rota. Das Empfangs- 
beſcheinigungs⸗Formular. Stempel, Frachtbriefsdupli⸗ 
cate als Beſcheinigungen der erfolgten Transport⸗Ueber⸗ 
gabe für den Abſender. Anm. 17. Die Frachtbriefs⸗ 
Abſchnitte zugleich Legitimationspapiere für den Adreſſaten 
8.45. 7) Bolgen zu nievriger Maas- ober Gewichts- 
Angabe oder font unrichtiger Declaration. Vgl. 

die Anm. 16, Prüfung der Richtigkeit.» . . . 
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8. 46. 8) Gewöhnliche und Eilfracht. Lieferungsfriften. 

1] Welche äußere Bezeichnung bat der Berfender dem 
Gute zu geben, wenn er daffelbe als Eilgut befür- 
dert haben will? Inwiefern findet eine fchnellere 
Beförderung ber Eilfracht Statt? 

21 Nach welcher Reihenfolge werben bie in gewöhn- 
licher Fracht aufgegebenen Güter befördert? Die 
Lieferungsfriften und deren Beredmung - « . . . | 

$. 47. 9) Folgen verfpäteter Lieferung: Verluſt per halben 

Fracht bei Verfpätung um zwei Tages bei längerer Ver⸗ 

fpätung Verluſt ber ganzen Fracht. Wegfall der ge- 

wöhnlichen Entſchädigungs⸗Anſprüche wegen Lieferungs- 

Berfpätung bei Unzulänglichkeit der Betriebsmittel, unvor⸗ 

bergefehenem Hinberniffe over in Folge der Zoll⸗ und 

Steuer-Abfertigung. Folgen ber Berfpätung eines Thei⸗ 

les ver Sendung © « 2 re een rc. 


Zweiter Abſchutt. Verpflichtung zur Verwahrung und unver- 
fehrten Ablieferung. 


5. 48. L Die Berbinplichkeit zur Verwahrung und Rüdlie- 
ferung beim Eifenbahntransport im Allgemeinen. 


II. Modiftcationen und nähere Beftimmungen be- 
züglich ver Rücklieferung. 
$. 49. A. Bei Reifegepäd. Daffelbe wird nur gegen Rid- 


gabe des Gepädicheines, außerdem nur nach vollkän- 
biger Legitimation des Empfangsberechtigten ausgeliefert 2 


$. 50. B. Bei Equipagen- und Vieh- Transport. 
Die Auslieferung gefhhicht nur gegen Rüdgabe bes 
Transportfcheine > 2 0 0 een. 2 
C. Bei Gütertransport. 

8.51. 1) Uoifirung u. Ablieferung ver Güter. Binnen 
24 Stunden iR das Gut dem Adreſſaten zuzuführen, 
bzw. desfelbe von der Ankunft bes Gutes zu benady- 
Ölen > 2 2 2 rn. 

8.52. 2) Bezahlung vor ver Ablieferung. Zurüdbleiben 
eines Theils der im Frachtbriefe verzeichneten Sendung 2 

8.53. 3) Verfahren bei Ablieferungs-Hinberniffen. Bet 
Weigerung der Annahme des Gutes, bzw. bei Bahn- 
bof-restante-Bütern 48 Stunden nad) der Ankunft, 
ann ſolches dem Abſender wieder zugeführt oder zur 
Dispofition geftellt, an ein Öffentliches Lagerhaus, 
eventuell an einen Spebiteur abgegeben werden . ZU 
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$. 54. 


$. 56. 


Fortſetzung. Verfahren mit Güͤtern, bie über 
die Station hinaus adreffirt find, nach welcher eine 
Beförderung nad) dem Reglement nicht übernommen 
wirb, ober deren Beftimmungsort nicht an der Eifen- 
bahn Tiegt und die länger als drei Tage auf der 
Eifenbahnftation lagern . » « 2 .0 0 0.“ 


4) Berlauf nicht angenemmener Güter: wenn a. 
fie leicht verderblich find, ober b. ihre Rüdnahme vom 
Berfender vertveigert wird, oder e. ihr Werth die Rüd- 
fracht nicht deckt. Wie iſt es, wenn durch den Ver⸗ 
fauf die Fracht und Auslagen nicht gebecdt werben? 


-Pritter Abſchuiti. Verpflichtung zum Schadenserſatze. 


8. 56. 1. 


$. 57.11. 


Die (eventuelle) Verpflichtung der Bahnvermwal- 
tungen zum Schadenserſatze. Ullgemeines über 
gute (unverfehrte) und richtige (rechtzeitige) Lie- 
fung . oo 0 er . ... 


Dauer der Verantwortlichleit für die Beſchädi⸗ 


gungen von dem Betreten des Bahnhofs nach gelöftem 
Herfonenbiflet bis zum Verlaſſen des Bahnhofs bzw. mit 
der Annahme des Gepäds ober Gutes bis zur Ausliefe- 
rung bzw. 24 Stunden nad Ankunft des Gepäcks und 
Astfinmg des Gutes bzw. bis zum Ablaufe ber für 
Equipagen und Vieh geftellten Empfangsfriften . . 

Die Annahme Seitens der Bahnverwaltung erfolgt 
bei den Gütern, welche von der Behauſung abgeholt 
werben, mit beren Aufladung von Seiten des Eiſenbahn⸗ 
Fuhrmanns, bei anderen Gütern erfi nachdem bie Abla⸗ 
bung ber Güter auf ben Süterboden auf Gefahr des 
Abſenders flattgefunden bat. — Zeitpunkt, bis zu wel- 
chem die Haftpflicht Dauert. 


I. Nähere Beitunmungen über die Bedingungen der 


Erfagpflicht im Allgemeinen und in ven einzelnen 
Fällen derſelben: 


8. 58. A. Bet Perfonentransportt . . . » ... 


Verpflichtung zur unverſehrten Beförderung an ben 
Beſtimmungsort; gegenüber der Klage auf Erfah bes 
durch körperliche Verlegung beim Etfenbahn-Transport 
erlittenen Schabens bat Die Bahnverwaltung nachzu⸗ 
weiſen, daß fie das beſchädigende Ereigniß nicht abzu- 
wenden vermochte. 
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8. 61. 


S. 62. 
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B. Bei Sachen» (Gepäd-, Cauipagen-, Vieh⸗ 
und Güter-) Transport: | 
1) bei gänzlicdem over theilweifem Abhanven- 
kommen eines Collo. 


a. 


bei Abhandenkommen eines ganzen Collo 

Keine Haftung binfichtlich des eigenmächtig oder 
in den Perfonenwagen mitgenommenen Gepäds. 
Ausſchluß der Haftpflicht bei Equipagen- und 
Died-Transport nach mehreren Reglemente, — 
Aenderung ber Beweislaft bei den in ganzen 
Wagenladungen beförberten Gütern Im 
übrigen volle Haftung bei Gepäd- und Güter⸗ 
Transport, fofern nicht die Fälle der Ss. 8385 
vorliegen. 


Wann iſt Gepäck ober Gut als abhan— 
. 220 


dengefommen zu betrachten? . 
Reiſegepäck nach Ablauf von Tagen, anderes 
But nad) A Wochen. Abweichende Beftimmungen 
der Preuß. Bahnen. — Wie ift es, wenn ſich das 
Gepäck oder Out nach Zahlung der Sarantiefumme 
wieberfinbet ? 


Haftung ver Bahnverwaltung für Ge- 
. 224 


pädträger oder Güterführer 
Soweit biefe Herfonen für ihre eigene Rechnung 
ben Transport von ber Eifenbahn nad der Behau- 
fung beforgen, haften pie Bahnverwaltungen, felbft 
wenn fie nicht ausdrücklich ihre Haftung ausge- 
ſchloſſen haben, für die von ihnen im Sntereffe 
des Publikums angeftellten Gepäckträger u. Güter⸗ 


führer nur für culpa in eligendo. 


Haftung bei bloßen Gewichtödefecten 
ohne, aͤußerliche Beſchädignng des 
Collo.... 

Ausſchluß der Haftung bei nicht geböriger Ber- 
packung und wenn der Defect als durch natürlichen 
Abgang entflanden anzufehen if. — Selbft bei 
Manco von 1 bzw. 2 Prozent wirb nur dann Er- 
fag geleitet, wenn eine Beraubung ober Verſchul⸗ 
bung ber Bahnverwaltung nachgemwiefen wird und 
bei Rudnahme bes Butes eine Berwiegung durch 
die Expedition ſtatigefunben hat. — Ausſchluß des 
Manco⸗ Erſatzes bei gewiſſen Gütern, 
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2) bei Beſchädigungen und Vernichtungen: 


8.63. a. des bloßen Inhaltes der Sendung bei 
äußerlich nicht erkennbarer Be— 
ſchädigung des Colo . . . . 232 
Es wird für ſolche äußerlich nicht ertennbare 
Schäden nur dann gehaftet, wenn Auflieferung 
eines unbeſchädigten Inhaltes, gehörige Verpadung 
un ein Berfchulden ber Verwaltung nachgemiefen 
wird. 
b. Haftung für äußerlich am Collo erlennbare Be- 
ſchãdigung oder für Vernichtung eines Collo 


8. 64. as, im Allgemeinen: Unterſchied zwifchen ber 
Haftung für Feuer- und andere Schäden. . 234 
bb. insbejondere bei Beſchädigungen durch 
Teuer: 


8. 66. 1. bei eigentlichen Gütern: Allgemeine afwicht mit 
Ausnahme der Selbftentzlindung - - . 236 
Anm. 4. Beſchränktere Haftpflicht der Defterr, Bahnen. 
8. 66. ın bei Reiſegepäck: 
1) Keine Haftung, wenn das Gepäck aufden Equipagen 
und in den Perſonenwagen von den Reiſenden behalten wird 240 
Anm. 2. Haftung hinfichtlich der Gegenftände, welche 
ber Reifende am Körper bei fich trägt. 
2) Für das zur Gepäd-Erpebition eingelieferte Gepäd 
if die Haftung fehr verſchieden in ben Reglements normirt; 
nach dem A. D. P. u, Prouss, volle Huftung, fofern 
nur nicht durch Selbflentzündung ober eigene Schuld 
bes Reiſenden ber Schaden entftanben iſt; nach den in 
Anm. A citirten Reglements nur dann, wenn die Bahn- 
verwaltungen den Schaden abzuwenden vermodhten . 244 
8. 67. nı. bei Equipagen und anderen Yahrzeugen wird 
-bald gar keine, bald eine auf ein Marimum befchränfte 
(Anm. 3), bald unbebingte Garantie geleiftet. (Snter- 
pretation des A. D. P. 6 38). — Bedingungen ber 
Erſatzpflicht bei den in Anm. 8 bis 11 genannten Bahnen, 


| 8. 68. ıv. bei Viehtransport:; Entſprechende vafwlicht wie 
bei iu.. 246 

8. 69. cc. bei äußerlich ertennbarer Befehäbigung ober 
Bernichtung durch andere Ereigniffe, als Brand 246 

Princip: Haftung der Bahnverwaltung für jebe 

äußerlich erkennbare Beſchädigung und Vernichtung, 

fofern fie nicht nachzuweiſen vernag, daß biefelbe 
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durch ein unabwendbares Ereigniß herbeigeführt 
wurde. Ausnahmen von dieſer Regel: 

«. Geringere Haftung für Beſchädigung der Equi⸗ 
pagen. Abweichende Beſtimmungen von den hinſichtlich 
ber Haftpflicht für Seuerfepäben geltenden Grundſätze 
enthalten nur die in Anm. 1 u. 2 bemerkten Reglemente 248 
ß. Öeringere Haftung bei Beſchädigung von Vieh. 
Entfprechende Befimmungen wie 1 ou . . 250 

Y. Keine Haftung bei unverpackten bezw. ſchlecht 
verpackten Gütern. Nicht zweckmäßig verpackte Güter 
werden nur auf Gefahr bes Aufgebers befördert - . 253 


. d. Keine, beziehungsweife befchränfte Haftung bei 


feicht zerbrechlichen, bei nicht durch Die Bahnver⸗ 
waltung felbft verladenen Gegenjtänven, ſowie bei 
Hlüffigkeiten und Metallwaaren, fofern nicht ber 
Verwaltung ein befonberes Berfähulden nachgewieſen wird, 
mit Ausnahme bei äbenden ober gefährlichen Subſtanzen 254 


. e. Seine Haftımg für Beſchädigung ver zu einem 


geringeren Frachtpreis beförberten Emballagen . 256 


. © Haftung bei Traglaften tft in ver Regel aus- 


gefhlofien - 2 2 en en nn. 257 


IV. Umfang ber Entfehäpigungspfliät. 


A. Beim Berfonentransportt . . 2... 257 
I. nad gemeinem Rechte 
1) bei Bermundungen find dem Verlegten Kurko⸗ 
fen, Geſchäftsverſäumniß, Minderung der Arbeits- 
fähigkeit, durch Verunftaltung entzogene Ausficht 
auf eheliche Berforgung und Schmerzengeld, ſoweit 
biefelben als Schaben bzwſe. entzogener Gewinn 
erſcheinen, zu erfegen . 0 . 269 
2) tm Falle der Tödtung tönnen die Erben Erfap 
der Kurkoften ſowie der ihnen durch ben plötzlichen 
Tod verurfachten Vermögensnachtheile, bie Witwe 
und Kinder des Getöbteten auch, ſtandesmäßigen 
Unterhalt forden . . . . 261 
II —IV. Die Grundfäge bes vreuß. Landrechts, "des 
Defterr. bürg. Geſetzbuches und des Code flimmen im 
Weſentlichen mit biefen Grunbfägen überein . . 262 
Beſchränkung biefer Entſchädigungspflicht durch 
bie Preuß, Reglements auf bie Kurkoſten (im An- 
fange dieſes Paragraphen.) 


8. 77. 


8.79, 


8. 81. 


8. 82. 


8. 83. 
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B. Beim Sabhentransport. 


1) Umfang der Erfagpfliht im Allgemeinen: 

Der Handelswerth, welchen bie verlorene 
oder befchädigte Sache am Orte und zur Zeit 
der Aufgabe bat, ift zu erfegen, ohne Abzug 
von Th . . 2... 

2) Mansftab, na welchem regelmäßig Erfag zu 
leiſten iſt: 

Bei Reiſegepäck 1 Thaler per Pfund; bei 
Gütern 20 Thaler per Centner. Beweispflicht 
bes Entſchädigungsberechtigten 

3) Die ſ. g. Verſicherung (Fradtzufgtag) iſt 
regelmäßig keine Verſicherung gegen Unglücksfälle, 
ſondern nur eine Verſicherung gegen ein ungeni- 
gendes Entſchädigungsquantum in den Fällen, 
wo die Erſatzpflicht beſteht; es wird nur ber 
wirkliche Schaden bis zur Höhe ber Verficherungs- 
ſumme erſetzt. Güter, welche nicht verfichert wer- 
den können. Reiſegepäck kann nur bei einigen 
Bahnen yerfichert werben. Ruf welche Weiſe wird 
verſichert? - « . 


® L 


4) Bei theilweiſem Berlufte oder bioßer Befchäbigung 


wird die Vergütung ohne Rüdficht auf etwa höhe⸗ 
ren Werth des befchädigten Theiles nur verhältniß- 
mäßig nach Abzug des Gewichts des unbefchädigt 
Vorhandenen geleiftet. Wahlrecht des Beſchädigten 
-bei theilwetfen Verluften, ben Minderwerth oder 
Erfag bes ganzen Transport - Objekts zu forbern 
5) Regulierung des Schabenserfapes mit dem Em- 
pfangsberechtigten. Der Abfender wird für einver- 
ſtanden mit der Erfap-Regulirung angefeben, über 
welche der Adreffat füh mit der Eifenbahn - Ber- 
mwaltung geeinigt bt - : 0 vr 0 0 0. 


Wegfall ver Entichäpigungspflicht der Bahn 
verwaltung 
1) bei Ereigniffen, welche bie Bapnsermaltung ab- 
zuwenden nicht vermochte . . » oo. 
Begriff eines folchen Ereigniſſes. Darle⸗ 
gung in verſchiedenen Beiſpielen. Folgen eines 
konkurrirenden Verſchuldens der Bahnverwal⸗ 
tung. Beſchädigungen durch Mitreiſende. 
Fortſetzung. Ausnahmen von der im $. 82 erörter⸗ 
ten Regel bei den Preuß. u. den Oeſterr. Bahnen, 
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welche gewiſſe Ereigniſſe als überhaupt unabwend⸗ 
bar bezeichnen, aber bei geſchehener Verſicherung 
Erſatz auch für unabwendbare Ereigniſſe leiften . 283 
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weiter Theil. 


Heber die ans dem Betriebe einer Eiſenhahn 
entſtehenden Rechtsperhaͤltniſſe. 


Einleitung. 
Aeberſicht dieſer Kechtsverhältaiſſe. 


S 1. 

Aus dem Betriebe einer Eiſenbahn entſpringen für die Ver⸗ 
waltung derfelben?) verſchiedenartige Rechtsverhältniſſe; nämlich: 
J. zunaͤchſt und hauptſaͤchlich zu den die Bahn zum Trans⸗ 

porte benutzenden Perſonen; 
IL zu andern Eiſenbahn-Verwaltungen, in Folge der 
mit Diefen zur Beförderung des Eiſenbahn-Verkehrs abge- 

ſchloſſenen Verträge; 

DI. zu andern Perfonen in Hinfiht auf die beim Betriebe 
etwa vorkommenden VBerlekungen von ſolchen Berjonen 


1) Die Verwaltung der Gifenbahnen in Deutichland if im ber Hand von 
f. 9. Direetionen (als Organen des Staats bei Staatsbahnen,; oder einer 
Kctiengefellfchaft bei Actienbahnen). Gine ſolche Direction ericheint als Vers 
treterin des Staats bzw. der Corporation regelmäßig auch als preceßführende 
Barthei. Für diejenigen Leer, welche fi über die Organifation ber 
Gifenbahn-Berwaltungen bzw. des Bifenbahn: Betriebe überhaupt näher zu unters 
richten würrchen, habe idy biefelbe in Anl. I. überficgtlich darzuftellen verſucht; 
es find diefe Verhältnifie, wenn auch weniger von juriſtiſchem, doch von aflges 
meinerm Interefle: 
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oder Sachen, welche der Eifenbahn nicht zum Transport 
anvertraut worden find; 

IV. zum Staate in Beziehung auf die bejondern Rechte des— 

jelben, bzw. deſſen öffentlichen Anftalten. 

Zu J. Hinſichtlich dieſes Rechtsverhaͤltniſſes einer Eifenbahn: 
verwaltung in Betreff der ihr zum Transporte anvertrauten Perſonen 
oder Sachen laſſen ſich folgende Fälle denken: 

1) Die Verwaltung der Bahn, zu welcher die Abgangs- bzw. 
Güter⸗Aufgabe⸗Station gehört, fol nur auf ihrer Bahn eine 
Berjon oder Sache befördern. — 68 wird dargelegt werben, 
daß hier die Eifenbahnverwaltung einfach im Rechtsverhältniſſe 
de Transportunternehmersg fleht. 

2) Derjelben wird eine Berfon oder Sache anvertraut, um nicht 
blos über ihre Bahn, fondern auch über eine andere, 
oder über mehrere andere Bahnen hinaus befördert zu 
werden. 

a) Inſoweit hier der weitere Transport im ſ. g. directen 

Verkehre?) auf einer mit der zunächſt contrahirenden, 
d. h. zuerft Die Perſon oder Sache aufnehmenden Bahn- 
\ Verwaltung, in einem Verbande für DurchgehendeBeförberung 
| ftehenden Bahn zu gejchehen bat, liegt ebenfall3 durchaus 
das Rechtsverhaͤltniß eines Transportunternehmers vor. 


— 


2) Unter direktem Verkehr verficht man bie Durchgehende (wo thunlich ohne 
Umladung) erfolgende Beförderung einer Perſon oder eines Guts von einer zur 
Verband-Station für die betreffende Transport-Gattung erflärtm (Abgange-) 
Station zu einer andern gleichermaßen zu einer Berband-Station erflärten (Bes 
fiimmungs-)Station, fo daß für dieſen Transport über mehrere Bahnen hin ein 
BerfonensBillet geloͤſt, bzw. ein Frachtbrief ausgeftellt wird. Den Gegenſatz 
bildet die Beförderung von Bahn zu Bahn, weldhe bei dem Perſonen⸗Trans⸗ 
porte durch das gelöfte Fahrbillet fefgeftellt wird, bei dem GüterrTransporte 
vom Verſender fi im Frachtbrief vorbehalten werden kann, felbft wenn für bie 
betreffende Transportgattung ein direkter Verkehr eingerichtet iſt. In letzterer 
Beziehung ift zu bemerken, daß namentlich in dem Rheiniſch⸗Thüringſchen Gifen- 
bahn. Berbande mehrere Stationen zwar im Allgemeinen zu Verband⸗Stationen 
erHlärt worden find, aber doch nicht hinſichtlich gewiſſer Transport-Gattungen, 
4% 3. mit der Ausnahme, daß zwiſchen ihnen Hinfichtlih des Transports im 
ganzen Wagenladbungen ein direkter Verkehr nicht Statt findet. 
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b) Sofern dagegen biefer weitere Transport mittelft einer 
Bahn geſchehen fol, mit welcher die zunächft contrahirende 
Bahnverwaltung nicht in emem Berbands-Berbältnifie 
fteht, oder zwar auf einer Verbandd-Bahn, aber nicht in 
directem Verkehre, ober mitfelft einer anderen Trank 
port-®elegenheit als mittelft der Eifenbahn, — fo ift im 
Allgemeinen zwar das NRechtöverbältnig der betreffenden 
Eiſenbahn⸗Verwaltung auch als das Rechtsverhältniß eines 
TransportUinternehmets anzufehen; von dem Momente 
an jenoch, wo Die Uebergabe des transportirten Guts art 
eine andere Eiſenbahn oder fonftige Transport⸗Gelegenheit 
erfolgt, bzw. zu geſchehen hat, koͤnnen die Grundfäße von 
den Verpflichtungen und Rechten eines Spediteurs ober 
eined gewöhnlichen Beauftragten (Mandatars) eintreten, 
Daß übrigens für den Weiter-Transport auf einer weiteren 
Bahn wieder dad Rechtsverhaͤltniß unter a) eintreten fann, 
braucht wohl Faum hervorgehoben zu werben. 

Bon dem Nechtsverhältnifie der Eifenbahnen ald Transports; 
Unternehmer wirb der erfte Titel diefes zweiten Theils handeln) 
von dem Speditiond- und Mandats:-VBerhältniffe ber 
zweite Titel. 

Zu I. Die Nechtöverhältniffe der Eifenbahn-Verwaltungen 
unter ſich wird der dritte Titel kurz befprechen. 

Zu II. Ueber die Nechtöverhältniffe, welche aus ber Ver: 
letzung von Perſonen oder Sachen entſtehen, die der Eifenbahn 
nicht zum Transporte anvertraut waren, ift im vietten Titel das 
Nöthige angeführt. 

Zu IV. Die Nechtöverhältniffe der Eifenbahnen zum Staate 
und Öffentlichen Anftalten, joweit fie fi) auf den Betrieb beziehen 
und im $. 67 fg. des erften Theil noch nicht berührt worden find, 
werden im fünften Titel dieſes zweiten Theiles kurz behandelt 
werden. | 

Außer ben unter I; IL IM. und IV. erwähnten Nechtöverhält- 
nifjen hat der Betrieb einer Eifenbahn [insbefondere die zu dem- 
ſelben erforderlihe DOrganifation der Eifenbahn-VBerwaltung] auch 
noch diejenigen Rechtöverhältuiffe im Gefolge, welche durch die 

1 * 
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Beichaffung des zum Betriebe nöthigen Verjonals!) und Materials 
entftehen. Allein dieſe Rechtsverhältniife bieten durchaus nichts von 
den gewöhnlichen Grundjäßen der Dienftmiethe, der Verdingung, 
beziehungsweije der Veräußerungs-Verträge [Kauf ıc.], Abweichendes 
dar und werden bier, wo nur die dem Eiſenbahnverkehre eigen- 
thümlicyen Rechtöverhältniffe entwidelt werben follen, nicht beſonders 
erörtert werben *). 


— — 


3) Siehe die Anlage J. 

4) Das Verhaͤltniß der Angeſtellten einer Privatbahn zu letzterer wird 
durch den zwiſchen den Contrahenten abgeſchloſſenen Vertrag bzw. durch die 
Dienſtordnungen beſtimmt, auf welche die Ciſenbahnbeamten verpflichtet werden. 
Dieſe Beamten erhalten jedoch inſofern eine eigenthümliche Stellung, als der 
Staat der Eiſenbahngeſellſchaft die Ausübung der Bahnpolizei überlaſſen hat, 
und daher jene Beamten in Ausübung dieſes Hoheitsrechts als mittelbare Staats- 
diener erfcheinen. 

Auch die Beamten einer Staats bahn, d. 5. einer ſolchen, weldhe Gigen- 
thum des Staats ift und auf deſſen Rechnung verwaltet wird, find in vielen 
Staaten nit unter die Zahl der eigentlichen Staatsdiener aufgenommen ; foweit 
biefes aber der Fall ift, wird deren Verhältniß burch die betreffenden Staats⸗ 
dienſtgeſetze, Dienſtordnungen ıc. normirt. 


— —— —— — — — — 


Erfter Titel. 


Aechts⸗Verhältniſſe der Eiſenbahn⸗Verwaltungen zu 
den ihnen einen Transport andertrauenden 
Derfonen. 


— — — — 


K-Kechtliche Entfcheidungsquellen und Siteratar. 


A. Ueberſicht der rechtlichen Entſcheidungsquellen, insbeſondere Trans- 
portreglements, mit Notizen über die gefchichtliche Entwidlung und das 
Gebiet des Eifenbabndetriebs in Dutſchland. 


82. 

Neben den betreffenden Titeln des Roͤmiſchen Rechts und den 
allgemeinen deutſchen Geſetzbüchern [dem Oeſterreich'ſchen bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche, dem Preußiſchen allgemeinen Landrechte, dem 
Codex bar̃aricus, dem Badiſchen und Wuͤrttembergſchen Landrechte 
und dem Code Napoleon], bieten für die Rechtsverhaͤltniſſe, welche 
aus dem Betriebe der Eijenbahnen in Deutjchland ’) zwijchen 


— — ri 





1) Schon vor dem Jahre 1825 (wo in Curopa, naͤmlich in England, die 
erfte Giſenbahn zwifchen zwei größern Städten — Stockton und Darlington — 
eröffnet wurde) fanden ſich in Deutfchland, inshefondere in Preußen, Pferde 
Gifenbahnen. Das Kohblengebiet der Ruhr und Saar in Mheins Preußen hatte 
naͤmlich damals bereits über 8 Meilen von ſolchen @ifenbahnen. In Defter 
reich wurde 1830 die 7 Meilen lange Bahn von Prag nah Lahna und 1832 
die faſt 18 Meilen lange Budweis⸗Linzer PferdeGifenbahn eröffnet. — 

Aber erſt 22 Jahre find verflofien, feitdvem am 7ten Februar 1835 — bie 
erfte mit Dampf betriebene Giſenbahn Deutfchlands, die Königl. Bayrifche 
Audwigsbahn (von Nürnberg nad Fürth) eröffnet wurde. Die 2te deutiche 
Eifenbahn wurde 1} Jahr darauf im Königreich Sachſen (am 24. April 1837 
von Dresden nad Leipzig) theilweife dem Betriebe übergeben, während Defters 
rei und Preußen ihre erften Locomotiv-Bahnen (die Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nord⸗ 
bahn, die Berlin-Botsbamer und Düfleldorf:Eiberfelder Bahn) im Jahre 1838 
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einer Eifenbahn-Berwaltung und den die Eifenbahn zum Perſonen⸗ 
oder Sachen: Transport benußenden Perfonen entjpringen, Die 


eröffneten. — Im Jahre 1855 zählte man in Deutſchland bereits über ein halbes 
Hundert Gifenbahnen, welche zufammen ein @ifenbahnneb von etwa 1274 geos 
graphifchen Meilen darftellten, worunter 6805 Meilen Privatbahn (in Befik 
von 45 verſchiedenen Actiengefellfchaften, deren Actienfapitale ſich auf mehr als 
218 Millionen Thaler, abgefehen von 175 Millionen Thaler Brioritätsanleihen, 
belaufen) und 5931 Meilen Staatsbahn. — 

Die eriten Gifenbahnen wurden in Deutſchland durch dis Privat-Inbuftrie, durch 
Actiengeſellſchaften, in Betrieb gefebt, fo die Nürnberg-Fürther, die Leipzige Dresdner, 
Berlin:Botsdamer, Teßtere am 22. Sept. 1838, Düſſeldorf⸗Elberfelder am 20. Dez. 
1838, Kaifer Kerdinands-Nordbahn am 6. Januar 1838, Taunusbahn am 
26. September 1839, Magdeburg Leipziger am 29. Juni 1839, Münchens 
Augsburger am 1. Juni 1838 (dermalen Theil der bairiſchen Staatsbahn) ꝛc., 
wobei ſich die deutfchen Staaten (3. B. Preußen) zunähft nur in der Weile 
betheiligten, daß fie alg Aftionäre bei den Privatbahnen auftraten, und eine 
Zins⸗Garantie der Anlage-Kapitalien übernahmen. 

Seit 1838 feßten jedoch auch Staatsverwaltungen Gifenbahnen auf eigene 
Koften in Betrieb. Zuerſt nahm Braunſchweig bdiefes „große Erperiment 
Belgiens“ auf und eröffnete 1838 eine Staatsbahn. Im Jahre 1840 folgte 
bie Gröffnung der Badiſchen Staatsbahn. 

In Defterreid) wurden Ende 1841 (durch allerhöchfte Entſchließung vom 
19. Dez.) die Linien von Wien nad) Trieft unbefchadet der von -Actiengefells 
haften bereits erworbenen, Privilegien, zu Staatseifenbahnen erflärt und für 
biefelben eine GeneralsDirektion eingefeßt. Der Betrieb ber nördlichen Staates 
bahn von Bodenbach nah Brün und Ollmütz, der füdöftlihden Staatsbahn 
von Marchegg bis Szegedin und der Bergwerkseifenbahn von Liffava über Drawiga 
nah Baftafchi (132 Meilen) ift jedoch durch Vertrag vom 31. Dez. 1854 und 
Gonceffion vom 1. Jan. 1855, vom 1. Jan. 1858 an gerechnet auf 90 Jahre 
der E. k. öfterr. privilegirten Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft mit Acceffionen für bie 
Summe von 200 Millionen Frus. abgetreten worden, wobei die Regierung 
5 Prozent Zinfen garantirt und fi vorbehält, nah 30 Jahren die Betriebs⸗ 
Conceſſion unter beftinnmten Bedingungen einzulöfen. — Diefe Staatsrifenbahns 
Geſellſchaft hat außerdem die von einer Actiengefellihaft erbaute Wien-Raaber 
Bahn 1854 erworben. — Die Verwaltung der öftlihen und fübliden Staats⸗ 
bahn hat der Defterreichifche Staat (vgl. S. 12. Nr. 42) behalten. 

Das Königriid Sachſen erhielt 1842 die erfle Staatseiſenbahn (die 
Saͤchſiſch⸗Baieriſche), Hannover eröffnete 1844 die feinigen, Die Würtems 
bergifhen StaatssEifenbahnen wurden am 22. Oftober 1845 ſtreckenweiſe 
zuerft dem Betrieb übergeben, die Main-Wefer-Bahn am 19. Januar 1849. 
Breußen bat jept 5 größere Staatsbahnen: 1848 wurde die bie dahin einer 
Hctiengefellichaft gehörende Weſtphaäliſche Bahn, 1850 die Niederſchlefiſch⸗Maͤrkiſche, 


‘ 
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hauptſaͤchlichſte rechtliche Entſcheidungsquelle: die Betrieb 
reglements der Eiſenbahnen und die auf Grund derſelben aus⸗ 
geſtellten Vertragsurkunden [Frachtbriefe, Gepaͤckſcheine und Fahr⸗ 
billet3]. Und zwar find hier, was die Betriebsreglements 
betrifft, jowohl die BetriebsreglementS der einzelnen Bahnen, als 
auch der |. g. Eijenbahn-VBerbände in Betracht zu ziehen. 

63 haben ſich nämlich in den Ießtverfloffenen 10 Jahren die 
deutſchen Eifenbahn-Verwaltungen zu Vereinen[Berbänden] conftituirt, 
welche ſowohl im Intereſſe Der verbundenen Verwaltungen, als des 
die deutfchen Eifenbahnen benußgenden Publicums, gemeinfame, Die 
Verwaltungs- und Rechtsverhaͤltniſſe ihrer Bahnen möglichft gleich- 
artig normirende, Beftimmungen getroffen haben), Namentlich 
haben diefe Vereine den Zweck, innerhalb ihres Gebiets einen 
directen Verkehr zu ermöglichen °). 





1852 die von Münfler nah Hamm führende an den Preußiihen Staat abge 
treten; 1850 eröffnete leßterer die von ihm erbaute Saarbrüder Stantebahn. 
1851 die Preuß. Oftbahn. — Dermalen find die meiften der längern und wichtigern 
Bahnlinien Staatsbahnen. 

In Breußen haben auch mehrere Actiengefellfchaften (die Aachen-Düffeldorfs 
Ruhrorter, die Bergifch-Märkifhde und Wilhelms: Bahn, die StargardsPojener 
und die Oberfchlefiihe Bahn) die Verwaltung ihrer Bahn der Staatsverwaltung 
überlaffen müffen. Die Intereſſen der Actiengefellfhaft (3. B. bei der Aachen⸗ 
Düffeldorf-Ruhrorter-Babn, melde Gigentyum zweier Actiengefellichaften mit 
Gemeinſchaftlichkeit der Betriebsmittel ift, und feit 1850 vom Staate bzw. einer 
Königl. Direction verwaltet wird) werden hier durch einen aus Actionären bes 
febenden Ausſchuß (Deputation) vertreten. 

Sn Frankreich ift der Betrieb der Ciſenbahnen vom Staat (welchem in 
Berein mit den Gemeinden der Gifenbahn-Bau nah dem Yranzöf. Eifenbahn- 
gefeh vom 11. Febr. 1842 vorbehalten ift) an Actiengefellfchaften verpadhtet. 

2) In England und Frankreich ift eine größere Mebereinftimmung der Gifen- 
bahn⸗Verhaͤltniſſe durch großartige Verſchmelzungen kleinerer Bahnen erreicht 
worden. So find namentlich die Hunderte von Bifenbahngefellfchaften Englands 
bermalen zu 10 großen und 20 Eleinern Berwaltungen verfhmolzen, während 
das ebenfalls bedeutende Ciſenbahnnetz Branfreihe in der Hand von 16 Geſell⸗ 
haften ſich befindet. — Die eine London-BirminghamsBahn umfaßt in Yolge 
folcher Fuſionen nicht weniger ale 820 engl. Meilen. Daß fehr bedeutende 
Erſparniſſe an Betriebskoften durch ſolche Fuſionen erzielt werden, liegt auf der 
Sand. Bol. Weber, Schule des Eiſenbahnweſens. Leipzig 1857. 

3) Bar bald nad der Betriebs⸗Eroͤffnung einer größern Anzahl von mittelbar 
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Es find hier folgende Eifenbahn-Verbände zu nennen: 
A. Der im Sahre 1847 geftiftete *) allgemeine Verein 
Deutiher Eifenbahn- Verwaltungen), welchen gegenwärtig 


oder unmittelbar an einander grenzenden Bahnen mußte fi Für die einzelnen 
Gifendbahnverwaltungen das Bebürfnig geltend machen, zur Beförderung des 
Berkehre in feite Verbindimgen (Berbände) mit einander zu treten, namentlich 
zwifchen bedeutend langen Ciſenbahnſtrecken ſowohl beim Perſonenverkehr, als 
auch beim Güter⸗Transporte, einen direkten Verkehr einzurichten. Man einigte 
ſich zu dieſem Zwecke über das Durchgehen der Wagen, DurdjsAdrefüiren der 
@üter über die fämmtlichen vereinigten Linien, gemeinfchaftliche BerfonensBillets 
für die durchgehenden Baflagiere sc., jo dag wenn eine Perfon oder ein But 
über mehrere Bahnen von einer Verband: Station zu einer andern, den 
Beftimmungsort bildenden Berband-Station, befördert werden foll, für dieſe ganze 
Strede nur ein Berfonen-Billet mit Gepädichein gelöft, Bzw. ein Gut mit 
Frachtbrief aufgegeben werden kann, auch unterwegs, wo irgend thunlich, Fein 
Wagenwechſel und Feine Umladung, noch Um⸗Erxpedition ſtatt zu finden hat. 
Melde Stationen der einzelnen Bahnen als Verband⸗Stationen gelten (d. h. 
von, bzw. nad, welchen Stationen eine Beförderung im Verbands (direkten) Bew 
kehre ftatt hat, wird durch die Meglements, durch öffentliche Blätter oder durch 
Anſchlaͤge befannt gemacht. — Sofern ber Beftimmungsort Feine Verbaudfation 
if, jo muß von der dem Beflimmungsort zunächft liegenden Verbandflation ab, 
bie Beförderung nad) biefem im gewöhnlichen RocalTransport der betreffenden 
Bahn geichehen, in welchem Halle der Reiſende bei letzterer ein neues Fahrbillet 
löfen muß. 

4) Im Juni 1847 (alfo einige Zeit früher als der weiter unten zu er⸗ 
wähnende Norbdeutfche Verband in das Leben gerufen wurde) traten. nämli zu 
Eöln Beamte von 16 DBerwaltungen Preußiſcher Eifenbahnen zufammen, um 
einen Verein zu gründen, welcher den Zweck hat, alle Eifenbahnen Deutfchlands 
zu umfaffen. — Jene Bertreter Preußifcher Eiſenbahn⸗Verwaltungen vollzogen 
bann am 28. Suni 1847 ein Bereine-Statut, wonach ihre Mandanten unter ber 
Benennung: Berein Deutſcher Bifenbahn-Berwaltungen, zu einem 
Verein zufammentreten, der den Zwed hat: durch gemeinfame Berathung und 
einmütbiges Handeln das eigene Interefie und das des Publicums zu fördern. 
Zur Erreichung dieſes Vereinszwecks tritt alljährlih eine SeneralsBer 
fammlung der Deputirten der vereinten Verwaltungen zufammen, welche zur 
Zeitung der Vereinsgefchäfte eine (von 2 zu 2 Jahren wechfelnde) gefhäfte 
führende Direstion erwählt. Diefe führt au den PVorfiß in ber Bew 
fammlung und verwaltet die Bereinskaffe, welche aus Beiträgen ber ein 
zelnen Verwaltungen, fo oft es das Bedürfniß fordert, dergeftalt gebildet wird, 
daß jede Verwaltung nad Berhältmiß der Länge ihrer Bahn befleuert wird. 

5) Diefer Berein foll nur eine Bereinigung zur Erzielung von Verfländniflen 
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folgende in Deutſchland domicilirten) Eifenbahn-Berwaltungen 
bilden ; 


1) "Königl. Preuß. Diretion der Aahen-DäfjeltorfRubr: 


orter Eiſenbahn . . .zu Aachen 
für a) bie Aachen-Däffelborfer und Ruhrort-Grefelber Eijen- 
babnen, 


b) die Köln-&refelder Eifenbahn (welche Iegtere bei Neuß 

in bie mit a) bezeichnete erftere Bahn mündet). 
2) Direction der Aachen-Maſtrichter Eifenbahn- Gefelljchaft 
zu Aachen. 
3) Directorium der Albertsbahn (Drespen—Tharand) zu 
Dresden. 
4) Direction der Altonasfieler Eiſenbahn-Geſellſchaft zu Altona. 
5) *Direction der Großherzogl. Badischen Verfehre-Anftalten 
(Sifenbahn von Mannheim—Bafel) . zu Garlörube. 
6) *General-Direction der Königl. Bayerifchen Staats-Eiſen⸗ 
bahnen (Verkehrs: Anftalten) . . . zu Münden 
für a) die Ludwige:Südnordbahn (Lindau — Augsburg — 

Nürnberg — Hof). 
—D — 


ſein. (Die Beſchlüfſe der Majorität Binden die diſſentirenden Mitglieder 
nicht.) Seine Beſchluͤſſe Haben daher nur dann im Rechtsleben bindende Kraft, 
wenn diefelben den Charakter einer förmlichen Uebereinkunft tragen, die mit 
Cinſtimmigkeit geichlofien worden ift, wie 3. B. das im dritten Titel zu er 
wähnende Uebereinkommen vom 21. Juli 1850. Gr unterfcheidet fih auch da⸗ 
durch weſentlich von den weiter unten zu erwähnenden engern DBerbänden, daß 
er, wenn auch von ihm der direfte Verkehr gefördert werden fol, doch nicht 
ſelbſt Fahrbillets ausgiebt und fein Gut mit Frachtbrief annimmt, fo daß das 
Publikum nur mit den engern Verbänden in Transport-Berhältniß treten kann 
und nur innerhalb diefer Verbände ein direkter Verkehr finttfindet. Derjenige, 
welcher alfo über einen folchen engern Berband hinaus 3. B. von Wien vder 
München nad Berlin befördert fein will, fann zunaͤchſt nur bis an die Grenze 
diefes Verbands den Transportvertrag eingehen. 

-6) Da zu dieſem Berein alle in Deutſchland bdomicilirten Ciſenbahn⸗Ver⸗ 
waltungen ale Mitglieder zugelafien werden, fo find in denſelben auch bie in 
Bin domicilirten, außer Deutfchland Tiegenden Defterreihifchen Bahnen auf: 
genommen. — Zur befiern Drientirung find bei den beutfchen Bahnen die 
Hauptflädte, welche fie berühren, und insbefondere deren Gndpunfte, foweit ſich 
diefelben nicht fchon ans dem Namen der Bahn ergeben, angeführt worden. 
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&3 find hier folgende Eiſenbahn-Verbände zu nennen: 
A. Der im Sabre 1847 geftiftete *) allgemeine Verein 
Deutiher Eifenbahn- Verwaltungen), welchen gegenwärtig 


— 


oder unmittelbar an einander grenzenden Bahnen mußte fich Für die einzelnen 
Eifenbahnverwaltungen das Bebürfniß geltend machen, zur Beförderung des 
Berfehrs in feite Verbindumgen (Berbände) mit einander zu treten, namentlich 
zwiſchen bedeutend langen Gifenbahnftredten ſewohl beim Berfonenverfehr, ale 
au beim Güter-Transporte, einen direkten Verkehr einzurihten. Man einigte 
ſich zu dieſem Zwecke über das Durchgehen der Wagen, DurdAdrefiiren der 
Güter über die fämmtlichen vereinigten Linien, gemeinſchaftliche Berfonen-Billets 
für die durchgehenden Baflagiere zc., fo daß wenn eine Perfon oder ein But 
über mehrere Bahnen von einer Verbands: Station zu einer andern, den 
Beſtimmungsort bildenden Berband-Etation, beförbert werden foll, für diefe ganze 
Strede nur ein Berfonen-Billet mit Gepädichein gelöft, Bzw. ein Gut mit 
Frachtbrief aufgegeben werden kann, auch unterwegs, wo irgend thunlich, Fein 
Magenwechfel und Feine Umladung, noch Um⸗Erpedition flatt zu finden hat. 
Melde Stationen der einzelnen Bahnen als Verband⸗Stationen gelten (d. h. 
von, bzw. nad, welchen Stationen eine Beförderung im Verband⸗ (direkten) Bere 
kehre flatt hat, wird durch die Reglements, durch öffentliche Blätter oder durch 
Anſchläge befannt gemacht. — Sofern ber Beftimmungsort Feine Verbandflation 
ift, fo muß von der dem Beftimmungseort zunächft liegenden Verbandflation ab, 
bie Beförderung nad) dieſem im gewöhnlichen LocalsTransport ber betreffenden 
Bahn gefchehen, in welchem alle der Meifende bei Ießterer ein neues Fahrbillet 
löfen muß. 

4) Im Juni 1847 (alfo einige Zeit früher als der welter unten zu er⸗ 
wähnende Norbdeutiche Verband in das Leben gerufen wurde) traten naͤmlich zu 
Eöln Beamte von 16 Verwaltungen Preußiſcher Cifenbahnen zufammen, um 
einen Derein zu gründen, welcher den Zweck hat, alle Gifenbahnen Deutſchlands 
zu umfaffen. — Sene Vertreter Preußifcher Eiſenbahn⸗Verwaltungen vollzogen 
dann am 28. Juni 1847 ein Bereins-Statut, wonach ihre Mandanten unter ber 
Benennung: Berein Deutſcher Eifenbahn- Verwaltungen, zu einem 
Berein zufammentreten,, der den Zweck hat: durch gemeinfame Berathung und 
einmüthiges Handeln das eigene Intereffe und das des Publicums zu fördern. 
Zur Grreihung dieſes Vereinszwecks tritt allfährlih eine General⸗Ver⸗ 
fammlung ber Deputirten der vereinten Berwaltungen zufammen, welche zur 
Leitung der Vereinsgefchäfte eine (von 2 zu 2 Jahren wechſelnde) geihäfte 
führende Direction erwählt. Diefe führt au den Vorfip in der Wer 
fammlung und verwaltet die Bereinskaffe, welche aus Beiträgen ber eins 
zelnen Verwaltungen, fo oft es das Bebürfniß fordert, dergeftalt gebildet wird, 
daß jede Verwaltung nach Verhaͤltniß der Länge ihrer Bahn befleuert wird. 

5) Diefer Berein fol nur eine Bereinigung zur Erzielung von Berfländnifien 
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folgende in Deutihland domicilirten*) Eiſenbahn⸗Verwaltungen 
bilden: 
1) »*Koͤnigl. Preuß. Direction der Nahen-Diiffeldorf-Rubr- 


orter Gifenbahn . . . zu Aachen 
für a) die Aachen⸗ -Düffelborfer und Rubrort-Grefelber Eiſen⸗ 
bahnen, 


b) die Koln⸗Crefelder Eiſenbahn (welche letztere bei Neuß 

in Die mit a) bezeichnete erftere Bahn mündet). 
2) Direction der Aachen-Maſtrichter Eifenbahn: Gefellichaft 
zu Aachen. 
3) Directorium der Albertsbahn (Dresden— Tharand) zu 
Dresden. 
4) Direction der Altonasfieler Eiſenbahn-Geſellſchaft zu Altona. 
5) *Direction der Großherzogl. Badischen Verfehrs-Anftalten 
(Eijenbahn von Mannheim—Bajel) . zu Carlsruhe. 
6) *General⸗Direction der Koͤnigl. Bay eriſchen Staats-Eiſen⸗ 
bahnen (Verkehrs⸗Anſtalten...zu München 
für a) die Ludwigs-Südnordbahn (Lindau — Augsburg — 

Nürnberg— Hof). 
Ya — 


fein. (Die Beichlüffe der Majorität binden die bifientirenden Mitglieder 
nit.) Seine Beichlüffe haben daher nur dann im Rechtsleben bindende Kraft, 
wenn biefelben den Gharafter einer förmlichen Uebereinkunft tragen, die mit 
Ginftimmigfeit geichlofjen worden ift, wie 3. B. das im dritten Titel zu er» 
wähnende Uebereinkommen vom 21. Juli 1850. Gr unterfcheldet fi auch da⸗ 
durch wefentlich von den weiter unten zu erwähnenden engern Berbänden, daß 
er, wenn auch von ihm der direfte Verkehr gefördert werden fol, doch nit 
ſelbſt Fahrbillets ausgiebt und fein Gut mit Frachtbrief annimmt, fo daß das 
Publikum nur mit den engern Verbänden in Transport:Berhältnig treten kann 
und nur innerhalb biefer Verbände ein direkter Verkehr flattfindet. Derjenige, 
welcher aljo über einen foldhen engern Berband hinaus 3. B. von Wien oder 
Münden nah Berlin befördert fein will, kann zunaͤchſt nur bie an die Grenze 
dieſes Berbands den Transportvertrag eingehen. 

-6) Da zu diefem DBerein alle in Deutſchland domicilirten Gifenbahn:Ber: 
waltungen als Mitglieder zugelaflen werden, fo find in benfelben aud die in 
Wien bdomicilirten, außer Deutichland liegenden Defterreichifchen Bahnen auf: 
genommen. — Zur beflern Orientirung find bei den beutjchen Bahnen bie 
Hauptädte, welche fie berühren, und insbefondere deren Endpunkte, foweit fich 
dieſelben nicht ſchon aus dem Namen der Bahn ergeben, angeführt worden. 
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b) die Ludwigs⸗Weſtbahn Bamberg — Würzburg — 
Achaffenburg — Bayer.Kur⸗Hefſ. Grenze bei Cahl), 
c) die Maximilians⸗Bahn (Ulm Augsburg München). 
7) Verwaltungsrath der Königl. priv. Bayeriſchen Oftbahnen 
(Nünnberg— Regensburg München, Straubing ·Xgenoruns 
—Paſſau) . zu Münden. 
8) Direction der Berli And altif hen Eijenbahn-Gejellichaft 
Berlin — Coͤthen und Jũderbock Röderrau) . zu Berlin. 
9) Direction der BerlinHamburger Eiſenb.Geſ. zu Berlin. 
10) Directorium der Berlin Potsdam Magdeburger Eifen- 
bahn⸗Geſellſchaft . zu Potsdam. 
11) Directorium der B erlin-Stettin er Eiſenb „Bel. zu Stettin. 
12) "Herzogl. Braunſchweig-Lüneburgſche Eifenbahn- und 


Poftl-Diredion . . ... zu Braunfchweig. 
13) Directorium der Bres lau⸗Schweidnitz Freiburger 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft zu Breslau. 


14) Directorium der K. K. priv. Buſ chiehrader Eiſenb. zu Prag. 

15) *Herzogl. Betriebs-Verwaltung der Coͤthen⸗Bernburger 
Eifendbahn . . .. zu Götben. 

16) **Königl. Preuß. Gifenbahn-Direction . zu Elberfeld 


für a) die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahn, einſchließlich der 
übern Düfjeldorf-Elberfelder Shen ahn (Düſſel⸗ 
orf— Elberfeld Dortmund— Speft), 


b) die Prinz. Wilhelm Eifenbahn (Steele—Vohwintel). 


17) erwaltungsrath der Frankfurt: Banane Eiſenb.⸗Geſ. 
u Frankfurt a. M. 


18) Direction der Glüͤckſtadt⸗ ‚Elmshorner es rk 


Glüditadt. 
19) Verwaltungsrat der K. K. priv. GrapRöflagen er Eifenb.- 
und Bergbau:Gefellichaft . zu Wien. 


W) DirectionderH amburg-Bergeborf er Eiſb. Geſ. zu Hamburg. 
21) "Rönigl. Hannoverſche General-Direction der Gijen- 


bahnen und Zelegraphen . . . zu Hannover. 
22) Zerwaltungsratb der Heffif hen Ludwigs» Eifenbahn 
(Ludwigshafen — Mainz) . . zu Mainz. 


23) Direction der a. p. Kaiſer Ferbinand s Nordbahn 
MWien— Brünn— Dlmig— Troppau—Dfwieim) zu Wien. 
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24) Verwaltungsrath der 8. 8. priv. Kaiſer Franz Joſef 
Drient- Bahn (Mien — Fünfkirchen — Semlin, Ofen — 


Groß⸗Caniſa — Poͤltſchach) . .. zu Wien. 
25) Verwaltungsrath der K. K. priv. Raiferin- Elifabeth 
Bahn (Wien Sahburg) . . zu Wien. 


26) Direction der Köln⸗Mindener Eiſenb Geſeliſch. zu Koͤln. 
27) Direction der Kurfürſt Friedrich Wilhelms Nord 
Bahn (Berftungen—Kaflel—Hauda) .» . zu Kaffel. 
23) Directorium der Leipzig-Oresdener Eiſenbahn⸗Com⸗ 
pagnie.. zu Leipzig. 
29) Verwaltungsrath ber æ K. priv. Lombardiſch ⸗Vene⸗ 
tianiſchen und Central⸗-Italieniſchen Eiſenb.Geſ. zu Wien. 
30) Directorium der K. priv. Ludwig sEiſenbahn⸗Geſellſchaft 
(Nũrnberg Fürth) . . zu Nürnberg. 
81) Direction der LübeckB üdener Gifenb Befell. zu Lübeck. 
82) Directorium der Magdeburg-Cöthen-Halle-Leipziger 


Eiſenbahn⸗Geſellſchaft . . . zu Magdeburg. 
38) Directorium der Magdeburg: Halberftäbter Eifenb. » 
Sefelfhaftt . . . zu Magbeburg. 
34) Directorium der Magdeburg: Wittenbergeſchen Eiſen⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft. . zu Magdeburg. 
35) Direction der Main⸗ Neckar Eiſenbahn (Frankfurt a. M.— 
Heidelberg) .. . zu Darmſtadt. 
36) *Central⸗Direction der Main- Wei er-Bahn (Kafjel— Frank: 
furt a. M.).. zu Rallel. 


37) Direetion der Meklenburgiſchen Eiſenbahn⸗ Geſellſchaft 
(Hagenov — Wismar— Guſtrow — Roſtock). zu Schwerin. 
38) Directorium der Neiſſe-Brieger Eiſenb.Geſ. zu Breslau. 
39) "RK. Preuß. Direction der Niederſchleſiſch-Maͤrkiſchen 
Eiſenbahn (Berlin — Frankfurt a. D.— Goͤrlitz — Breslau) 
zu Berlin. 
40) Direction der Niederjchlejiichen Zweigbahn-Geſellſchaft 
(Glogau — Handborf, wo fie in die Bahn 38 mündet) 
zu Glogau. 
41) 8. Preuß. Direction der Oberſchleſiſchen Eilenbahn 
(Breslau — Oppeln — Eofel — Myslowig) . zu Breslau. 
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42) R. 8. Deſterr. Mintfterium für Handel, Gewerbe und 


öffentliche Bauten . . . zu Wien. 
a) für die K. K. Oeſterr. oſtliche Siaats⸗Eiſenb. Eralau 
. Myslowiß), 


b) für die K. 8. Oeſterreich. jüdliche Staats⸗Giſenbahn 
(Wien über den Semmering — Laibach — Trieſt). 
43) Verwaltungsrath der K. K. priv. Deſterreichiſchen Staats⸗ 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft . . zu Wien. 
für a) die nördliche Bahn (&ränn — Bodenbad), 
b) die ſüdoͤſtl. Bahn. Marechegg · Preßburg · Peſth 
Szegedin), 
c) die Bergwerks⸗Eiſenb. im Banate Draviga—Baflo), 
.. 4) die Wien-Raaber Eifenbahn. 
AA) Direction der Oppeln-Tarnowitzer Eifenbahn zu Breslau. 
45) "Rönigl, Preuß. Direction der Oftbahn zu Bromberg 
für a) die 8. Oſtbahn (Kreuz — Bromberg — Danzig — KLoͤ⸗ 
nigöberg), . 
b) die Stargarb-Pofener Eiſenbahn. 
46) Verwaltungsrath der K. 8. priv. Oſt-Galiziſchen Karl 
Subwigsbahn . . .. zu Wien. 
AT) Direction der Pfälzij hen Eiſenbahnen zu Ludwigshafen a. Rh. 
für a) die Pfälziſche Ludwigsbahn (Bayerſche Grenze bei 
Bexbach bis Hell. Grenze bei Worms), 
b) die Pfaälziſche Maximiliansbahn (Neuſtadt — 
Landau — Weiſſenburg). 
48) Direction der Rheiniſchen Eiſenbahn Geſeliſchaft Koͤln — 
Aachen — Herbeöthal) . zu Köln. 
49) Verwaltungsrath der Naſſauiſchen Rhein⸗ und Lahn⸗ 
Eiſenb.Geſ. (Wiesbaden — Niederlahnſtein) zu Wiesbaden. 
50) "RK. Preuß. Direction der Rhein⸗-Nahe⸗Eiſenb. zu Kreuznach. 
51) *K. Preuß. Direction der Saarbruͤcker Eiſenbahn (Bayerſche 
Gr. b. Bexbach, Saarbrüden bis Forbach) zu Saarbrücken. 
52) "8. Saͤchſiſches Finanz-Miniſterium, II Abth. für 
Öffentliche Arbeiten und Verfehrs-Mittel . zu Dresden. 
für die Königl, Saͤchſiſchen Staatsetfenbahnen 
a) Chemnitz⸗Rieſaer, 
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b) Saͤchſiſch⸗Bayeriſche Leipaig— Hof), 
c) Saͤchſiſch-Boͤhmiſche (Dresden —Bodenbach), 
d) Sähfiih-Schlefiiche (Dresden— Görlitz). 
53) Verwaltungsrat) der K. K. priv. Süd-Norddeutſchen 
Berbindungsbahn (Neichenberg— Pardubig) . zu Wien. 
54) Verwaltungsrath der Taunus-Eiſenb.⸗Geſellſch. (Frank: 
furt — Mainz — Wiesbaden) . . zu Frankfurt a. M. 
55) Verwaltungsrath der K. K. priv. Theiß⸗Eiſenb.Geſ. zu Wien. 
56) Direction der Thüringiſchen Eiſenb.Geſellſchaft (Halle — 
Eiſenach) . . zu Erfurt. 
57) *Konigl. Preuß. Direction der Wefphärif hen Eiſenbahn 
(Kurbefl. Grenge— Paderborn Münfter— Hamm) zu Münfter. 
68) **Rönigl. Preuß. Direction der Wil helms-Bahn (Coſel — 
Defterr, Grenze bei Oderbrg) - . z3 Ratibor. 
59) *Konigl. Württembergijche Gentralbehörde für Die Verkehrs⸗ 
Anstalten (Brudyfal—Heilbronn— Friedrihshafen) zu Stuttgart. 
Die mit einem # bezeichneten Verwaltungen find Staatsbehörden, bie 
ven ihnen verwalteten Bahnen ſämmtlich Staatsebahnen, während bie 
mit ** bezeichneten Preuß. Bahnen Privatbahnen find, welche durch 
Staatsbehörden verwaltet werben. 
B. Sodann find für mehrere Tängere Eifenbahn-Streden engere 
Gifenbahn-Berbände”) in das Leben getreten, namentlich: 
I. der |. g. Norddeutfche, im Jahre 1848 gegründet, welcher 
1814 Meilen umfaßt, und zwar 1) die Göln-Mindener, 
2) die Eönigl.Hannöverjchen, 3) die herzogl. Braunſchweig'ſchen, 
4) die Magbeburg-Halberftädter, 5) Die Magdeburg-Göthen- 
HalleReipziger, 6) die Berlin-PBot3dam-Magbeburger, 7) die 
Leipzig⸗Dresdner Eifenbahn, mit den End-Stationen Berlin, 
Dresden, Harburg, Bremen und Köln; 


7) Diefe engern Berbände treten, da fie Feine juriftifche Perfönlichfeit haben, 
dem Publikum nur in der Art als befondere Perfönlichkeiten gegenüber, daß jebes 
ihrer Mitglieder durch feine Beamten Hinfichtlih des direkten (Verband⸗) Ver⸗ 
kehrs für Rechnung des Verbands Yahrbillets ausgiebt bzw. Frachtbriefe mit 
Gütern annimmt und darauf hin bie Beförderung yon Gütern und Berfonen 
za den in den Berbandtarifen angegebenen Preifen beforgt. Ueber das Rechtsver⸗ 
baͤltniß der Mitglieder der Verbände als folche, zu den bie Eifenbahn zum Trans: 
port benutzenden Berfonen vgl. Tit. I. Gap. 6, über ihr Verhältnig unter ein- 
ander vgl. Tit. II. 
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I. der |. g. Mitteldeutfche, 1852 gegründet, zu welchem 


W. 


gehören: 1) die großherzogl. Badiſche, 2) die Main-Nedar, 
3) die Main-Wefer, 4) die Kurfürſt-Friedrich-Wilhelm⸗Nord⸗ 
bahn, 5) die Thüringfche, 6) die Magdeburg-Köthen-Halle- 
Leipziger, 7) die Magdeburg-Wittenberger, 8) die Leipzig. 
Dresdner, 9) die Berlin-Anhalt’ihe, 10) die Berlin-Ham- 
burger, 11) die Medlenburg’jche, 12) die Lübed-Büchner 
und 13) die Württemberg’sche Eifenbahn; 2674 Meilen, mit 
den End-Stationen Hamburg, Lübeck, Wismar, Dresden, 
Halle, Frankfurta. M., Friedrichshafen und Bajel; 


. der Rheinifh-Thüringiche, im Jahre 1858 gegründet, 


umfaflend 1) die Aachen Düffelporfs Ruhrorter, 2) bie 
Difjeldorf-Elberfelder, 3) die Bergiih-Märkifche, 4) die 
Weſtphaͤliſche, 5) die Kurfürft Friedrich) Wilhelm Nordbahn 
und 6) die Thüringfche Eifenbahn; 964 Meilen, mit den 
End-Stationen Aachen, Köln, Münfter, Kaſſel, Halle und 
Leipzig. Diefer Verband ſtellt eine direkte Expedition, via Hamm, 
zwijchen den Endpunkten Emden und Naumburg, bzw. Osna⸗ 
brüd und Warburg ber. 

Der Oftfriefifh:Thüringjche, im Sept. 1856 gegründet, 
umfafjenb 1) die Hannoverichen, 2) die Weftpbälifche, 3) die 
Thüringfche, 4) die Friedr. Wilh. Nordbahn, auf den Ver: 
kehr zwilchen den Endpunften Emden und Naumburg, bzw. 
Osnadrück und Warburg fi erftredend. 


. Der Oftfriefifeg Rheinische Verband, Ende 1856 gegründet, 


beſtehend zwiſchen 1) der könial. Hannöverfchen@eneral-Direction 
der Eifenbahnen, 2) der koͤnigl. Preußifchen Direction ber 
Weftphäliichen und der Glberfelder Eiſenbahn und 8) der 
Direction der Kölns Mindener Bahn, mit den Endpuntten 
Emden, Odnabrüd, Elberfeld, Ruhrort, Emmerich und Deup, 


. Der Weftdeutiche Verband, im Juli 1857 gegründet, welcher 


umfaßt 1) die Badiſche Staatsbahn, 2) die Main-Nedars 
Bahn, A)die Hannoverfchen Staatöbahnen, 5) die Braunſchweig⸗ 
ſchen Staatsbahnen, 6) die Halberftatt- Magdeburger und 
7) die Magdeburg Potspam:Berliner Bahn. 
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Der allgemeine Berein deutſcher Eifenbahnen hat: 
a) ein Reglement für den Güterverkehr publicirt, welches 
vom 1. December 1856 an bei allen deutſchen Eifenbahnen 
in Kraft getreten it, u 
b) in der am 27. Juli 1857 in München gehaltenen General- 
Berfammlung der Vereine Deutjcher Eiſenbahn-Verwaltungen 
ein Reglement für die Perſonen-, Gepäd-, Eaui- 
pagen=, Pferde: und Vieh-Befoͤrderung beſchloſſen. 
Das unter a erwähnte wird im Folgenden unter der Abkürzung 
A.D.G., das unter b erwähnte unter A.D.P. citirt werden. 
Diefe beiden Reglements follen, neben den für den innern Ver- 
kehr etwa beitehenden bejondern Beitimmungen, für den Betrieb auf 
ben zum Bereine der deutſchen Eifenbahn-Verwaltungen gehörenden 
Gifenbahnen maßgebend fein und find ald Die hHauptfächlichite Rechts- 
quelle für die den Eijenbahn-Betrieb betreffenden Rechtöverhältnifie 
ald Anl. IL, und II. dieſem zweiten Theile beigefügt worden. 
Sodann hat von Den bejondern Eifenbahn-Verbindungen, für 
ben innerhalb ihres Territoriums eintretenden, die Thätigkeit von 
wenigftens 3 Bahnen in Anſpruch nehmenden direkten (nicht Iofalen) 
Verkehr: Der Norddeutſche ein beſonderes Reglement, fowohl 
für den Berjonen- und Gepäd:, ald auch für den @üter- 
Verkehr erlajien. — Im Mitteldeutjchen Verbande Dagegen 
it für den direkten Süter- Verkehr und für die direkte Be- 
förderung von Fahrzeugen, Pferden, Vieh und Leichen zwijchen 
ben Berband-Stationen, vom 1. Febr. 1857 an, das Reglement des 
Vereins deutſcher Eijenbahnen für die direkte Güter-Beförderung 
mit den zujäßlichen Beſtimmungen zu dieſem Reglement, welche in 
bem gleichfalls vom 1. Febr. 1867 ab gültigen Verbandtarif ent- 
Balten find, für allein maßgebend erklärt worden, und ebenfo ift 
von dem Weſtdeutſchen Gijenbahn-Verband bekannt gemacht 
worden, daß für die Beförderung von Gütern, Fahrzeugen und 
Vieh in feinem Bereiche das eben gedachte Reglement des Vereins 
Deutſcher Gijenbahnen ffir Die direkte Güter» Beförderung mit 
mfäglichen Beftimmungen zu dieſem Reglement vom 1. Auguſt 1857 
an Geltung habe; desgleichen befteht im Rheiniſch-Thüringſchen 
und Oſtfrieſiſch-Thüringſchen Verbande kein beſonderes Regle- 
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ment. Die einjchlagenden Beflimmungen find bier dem Tarife 
angefügt und follen beim &üterverlehre im Uebrigen die Beftim- 
mungen des allgemeinen Deutjchen Reglement? maaßgebend fein. 
Diefe Vereind-Reglements, bzw. die den Verband-Tarifs ange 
haͤngten Beftimmungen, werben folgendermaßen citirt werben: 

1) N.D. = Betrieböreglement (des Norddeutſchen Eifenbahn- 
verbandes) für den durchgehenden Verkehr mit Gütern, Fahr: 
zeugen und Vieh auf den Eijenbahnen zwiſchen den End⸗ 
punkten Deutz (Köln), Emmerich, Bremen, Harburg, Berlin 
und Dresden, gültig vom 1. Dezember 1856 °). 

2) M. D. — Tarif der Fahr» und Frachtpreife für den direkten 
Verkehr ıc. im mitteldeutichen Gifenbahn-Verbande, gültig 
vom 1. Febr. 1857 ab; Tarif für den Perfonen-Verkebt, vom 
1. Febr. 1858 ab gültig. 

3) 0. Th. = Tarif für die Beförderung von Perfenen, Neiſe⸗ 
gepaͤck, Fahrzeugen, Thieren und Gütern zwiſchen den End» 
punkten Emden und Naumburg, Osnabrück und Warburg 1857. 

4) R. Th. = Tarife und Beſtimmungen (des Rheinſiſch— 
Thüringſchen Verbandes) für die Beförderung von Per⸗ 
ſonen, Reiſegepaͤck, Equipagen, Pferden, Hunden, Fracht⸗ 
und Eilguͤtern, ſowie ſonſtiger Transportgegenftänden zwiſchen 
den Endpunkten Aachen, Muͤnſter, Carlshafen ‚Sale und 
Leipzig 1856. 

5) W. D. = Vorfchriften und Tarife für die Beförderung von 
Gütern, Fahrzeugen, und Thieren im Weſtdeutſchen Eiſen⸗ 
bahn⸗Verbande, gültig vom 1. Auguft 1857. 


Auch Die Betrieb3-Reglenents der einzelnen bentichen Elfen 
bahnen, fo weit fie zu bejehaffen fanden, find bei dieſer Abhandlung 


———— nn — 





8) Dieſes Reglement iſt mit dem allgemeinen Reglement bes Vereins Deuiſcher 
Gifendahnen für die birefte Güterbeförderung mit wenigen Ausnahmen völlig 
gleichlautend. In 5 21. enthält es die Beſtimmung: „Abänderungen biefer 
Meglements oder der auf Grund befielben publigirten Tarife mit den eingelneh 
Beftimmungen berfelben bleiben vorbehalten. Bis zum Erlaß eines nmenen 
Reglemente werden ſolche Abänderungen in je einem zu Göln, Bremen, Sans 
nover, Hamburg, Braunfhweig, Magdeburg, Berlin, Beipgig und Dresden 
ericheinenden öffentlihen Blatte gültig publicirt“. 
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möglihft benußt worden. Es werden dieſes die im Folgenden 

in den Anmerkungen Häufig vorkommenden Gitate ergeben, zu 

welchen zu bemerfen ift, Daß die Abfürzungen, unter welchen Dies 
felben citirt find, folgende Bedeutung haben: 

Bad. — die von der großherzoglich Badiſchen Direction ber 
Poſten und Eifenbahnen am 30. April 1853 erlaffenen Bor: 
fchriften für die Beförderung von Berjonen, Reijegepäd, 
Equipagen und Thieren auf den großherzoglih Badiſchen 
Gifenbahnen betreffend. 

Bayern = Borfchriften zc. für Die Benußung der Königl. Bayer ſchen 
Staats⸗Eiſenbahnen von 1854. 

Berl. Anh. = Betriebö-Reglement für die Berlin⸗Anhalt'ſche 
Eiſenbahu 1854. 

Berl. Stett. — Betrieb3-Reglement für die Berlin:-Stettiner 
Bahn 1854. 

Frankf. H. = Beſtimmungen über Beförderung von Perfonen zc. auf 
der Frankfurt-Hanauer Eijenbahn von 1854. 

Hannov. — Betriebö-Reglement für die unter Koönigl. Hannöverſcher 
Verwaltung ftehenden Eijenbahnen von 1849. 

Holst, — BetriebösReglement für die Holfteinfche Eifenbahnen von 
1856. 

Köln M. == Reglement für die Köln-Mindener Bahn 1849. 

K. F. W. Nordb. = Tarif und Beſtimmungen für die Beförderung 
von Perſonen, Reijegepäd, Equipagen, Pferden, Hunden, 
Fracht⸗ und Eil-Gütern, ſowie fonftiger Transportgegenftände 
auf der Kurfürft Friedrich Wilhelms Nordbahn, gültig 

vom 1. April 1857. 

Lub. Büch. Betriebs⸗Reglement für die Lübeck-Büchener Lifen- 
bahn 1851. 

Leipz. D. — Betriebd-Reglement für den Verkehr auf der Leipzig. 
Dresdner Eifenbahn 1855. 

Meckl. — Reglement für die Medlenburgifche Eiſenbahn 1850. 

Magd. W. — Betriebösfeglement für die Magdeburg: Witten- 
bergſche Eiſenbahn 1849: 

Main N. = Die von der Direction der Main- Neckar Eifenbahn 
im Sjanuar 1854 erlaffenen Vorſchriften fiber Die Beförderung 

Koch, Ciſenbahnen. 11. 2 
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von Perſonen, Reifegepäd, Equipagen und Thieren anf ber 

Main: Nedar&ifenbahn. 

Main W. — Betrieb3 » Reglement der Main-Wefer Bahn vom 
1. Febr. 1857. 

N. Märk. — Betrieb8-Reglement für bie Niederſchleſiſch⸗Markiſche 
Eiſenbahn von 1849. 

0.Schles. = Betriebs-Reglement für die Ober⸗ſchleſiſche und Neiffe 
DBrieger Eiſenbahn 1854. 

Oesterr. = E.K.Defterreihif che Gifenbabre Betriebs ⸗ Ordnung vom 
16. Nov. 1851. Neue Beſtimmungen über Haftung und Ver 
fiherung beim Xransport ‘auf der 8. 8. Defterreichifchen 
Staatselfenbahn vom 16. Auguft 1862. Beſtimmungen für 
den Verkehr der Perſonen⸗ und gemijchten Züge, dann für Die 
Hrachtbeförderung auf den K. 8. Defterreichiichen Eijenbahnen 
vom 1. November 1853 (S. Anlage IV.) 

Preuss. = Betrteb8: Reglement für bie Koͤniglich Preußiſchen 
StaatdsEifenbahnen ꝛc. 1853, 

Sachs, = Reglement für Die Beförderung von Perjonen und für ben 
Güterverkehr auf den Koͤnigl. Saͤchſiſchen Eifenbahnen 1854. 

Taun. = Tarif und Reglement. fir: den Gütertransport auf ber 
Taunus-Eifenbahn 1851. 

Thüring. = Reglement für den Betrieb auf der Thüriugfchen 
Gifenbahn 1856. 

Würtemb. = Zranäport-Drsunng berRöniglihWürttembergifchen 
Staats⸗Eiſenbahn 1854 °). 

9) Die Betriebs:Meglements ber herzoglich Braunf &weig’ihen Staats⸗ 
Bahn und der Heſfiſchen Ludwigs-Bahn find aus dem Grunde nicht ange⸗ 
führt worben, weil ſicheren Nachrichten zufolge in Kürze für diefe Bahnen neue 
Betriebs: Reglemente erfcheinen werden, und nicht einmal bie Beichaffung ber 
für diefelben vorerft noch beitehenden Reglements zu erlangen war. — Auch ein 
Reglement für den PerfonensBerfehr auf der TZaunusbahn fand. nicht zu 
erlangen, da einem ſolchen feit 1839 die Genehmigung ber herzoglichenafjauifchen 
Regierung verjagt fei. 

Sehr wünſchenswerth würde es für die Kenntni der den Bifenbahn-Betrieb 
betreffenden Medhts-Verhältniffe fein, wenn Jebe Bahn das allgemeine Bereigpe 
Meglement für allgemein maaßgebend auch für ihren innern Verkehr erklärte 
und, wie bie MaimMejer-Bahn, der Mitteldeutiche und Weſtdeutſche Verband ꝛc, 
bei jedem $ deflelben diejenigen Behimmungen weiter bublicirte, welche fir ihren 
Verkehr außerdem Beltung haben follen. 
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Bemerkenswerth ift, daß die Verwaltung ber fo frequenten 
Magdeburg⸗Coͤthen⸗Halle⸗Leipziger Eifenbahn Fein bejondered Bes 
trieb3-Reglement erlaffen, fondern lediglich das allgemeine deutſche 
Bereind-Güter Reglement als die alleinige Norm für die Bes 
förderung der Güter ſowohl im direkten als im Local-Verkehr 
aufgeftellt und nur über Die Lieferungs-Zeit und Arts rejp. Abfuhr ıc. 
einige bejondern Beftimmungen bekannt gemacht hat. 

Ueber die Srundfäße, nah welchem Betriebsreglement und 
neach welcher allgemeinen Geſetzgebung im einzelnen Falle Die Rechts⸗ 
verhaͤltniſſe zwijchen einer Gifenbahnverwaltung und ben die Eifen- 
bahn zum Xransporte benubenden Perfonen zu entjcheiden find, 
wird im 5. Kapitel dieſes I. Titeld Die Rede fein. 


B. Literatur. 


83. | 

Die Literatur über diefe Materie ift böchft dürftig. Sie bes 
ſteht, ſoweit mir folche befannt geworben ift, hauptſaͤchlich nur in 
Folgenden: 

1) Darftellungen von Rechtfällen und Gerichtserkenntniſſen, 
welche hier und da in Seufferts Archiv, im Rheiniſchen Archive, 
im Saͤchſiſchen Wachenblatte für merkwürdige Rechtsfälle, LIetke 
Sammlung von Präfubizien der oberften Gerichtähöfe Deutfch- 
lands in Handels ıc. Sachen. 1856 und 1857 20 2c. vorkommen; 

2) Dr. &. $. Müller, Ueber die de recepto actio und deren 
analoge Ausdehnung auf die Poftanftalten mit einem Anhange über 
bie Haftverbinblichfeit der Eiſenbahnen. Leipzig 1857. — 
Diefe Abhandlung,. welche, foweit fie Die actio de recepto und 
ihre Anwendung auf Poftanftalten betrifft, viel des Tüchtigen enthält, 
befteht jedoch, joweit fie von Der Haftverbindlichkeit der Eifenbahnen 
bandelt, nur aus funzen Kritifen einiger SG des Betriebs⸗Regle⸗ 
ments der Thüringifchen Eifenbahn und auß einigen, eine ſpezielle 
juriftiiche Begründung nicht unternehmenden Bemerkungen über 
das Eiſenbahn⸗Transportgeſchaͤft. 

3) Beſſel und Kühlwetter: Das Preußiſche Eiſenbahnrecht. 
Zweiter Theil. Köln, 1857. Auch in dieſem ſonſt jo ſehr verdienſt⸗ 

2* 
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vollen Werke find die Rechtsverhaͤltniſſe des Eiſenbahn⸗Transport⸗ 
Geſchaͤfts verhaͤltnißmaͤßig fehr: kurz erörtert worden, nämlich in 
dem faum 14 Seiten haltenden XL Kapitel. 





artet aabitel 


Kechtliche Katar bes Eiſ eubahn-Craucport dirhaltſi 
m Algemeinen I 


§ 4. 
Vorbemerkung. 

Die Frage, was für ein Rechtsverhaͤltniß zwiſchen der Eiſen⸗ 
bahn⸗Verwaltung und den die Eiſenbahn zum Transport benutzenden 
Perſonen labgeſehen von beſondern Vertrags-Beſtimmungen und 
einem etwaigen Speditions ꝛ⁊c.⸗Verhaͤltniſſe, von welchem legtern Titel IL 
handelt) vorliegt, bedarf einer mehrfeitigen Betrachtung. 

Daß das durch gegenjeitige Willenserklärung zwiſchen ber 
Gifenbahnverwaltung und ben die Eifenbahn benutzenden Perjonen 
über den Transport einer Perſon oder Sache geichlofiene Rechts 
Verhaͤltniß ein Vertrags: Verbältnig ei, wirb von Niemanden 
beftritten werben. Ebenſo wird es auch nicht. in Zweifel gezogen 
werden koͤnnen, Daß dieſes Rechtsverhältniß ein privatrechtlidhes 
jet, felbft da, wo bie Eiſenbahn-Verwaltung ein Zweig der Staats- 
Verwaltung geworden. ift,. Da bier der einen Transport übernehmenbe 
Staat nur als Fiscus, aljo als VermögendsSubject den Tran 
portaten gegenüber ſteht und ſomit in ein. privatrechtliches Ver⸗ 
haͤltniß zu dieſem tritt. 

Zweifelhaft dagegen iſt die Frage, unter welche Vertragsart 
das hier in Rede ftehende Vertrags PVerhältuig zu ſubſumiren fei: 
Unterſuchen wir gunächft diefe Frage. nad) gemeinem (Rom.) Rechte. 

*) Unter Angabe der gefeßlichen Beftimmungen über das Transportgefhäft im 
Allgemeinen, bzw. über: ben Gifenbahntransport insßefondere, unb über bie 


Statthaftigkeit der Abänderung dieſer Vaſimmungen vu 9 Aufonburie der Bier 
babnverwaltungen. 
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A. Das Transportgefhäft nah gemeinem Nedte 


8 5. 
a) Allgemeine Grundſätze. 


Der Zwed bes bier in Nebe flehenden Vertrags geht dahin, 
daß die Eifenbahnverwaltung eine Perſon oder eine Sache an einen 
beftimmten Drt, zu ober innerhalb einer beftimmten Zeit, gegen 
einen in Geld beftehenden Lohn, transportire. Zufolge dieſes 
Zwecks find nicht einzelne Dienfte unmittelbar Gegenftanb 
des Transportverhältniffes, fondern ein durch Dienfte hervor: 
zubringendes Rejultat!). Nach gemeinem Rechte?) ift es außer 
Zweifel, daß eine ſolche Vermiethung von Dienften zur Fortfchaffung 
von Sachen oder Perſonen ald Arbeits-Verdingung (locatio conductio 
operis) anzufehen ift ®). 

Es ift aber in Betracht zu ziehen, ob dieſe Transport⸗Ueber⸗ 
nahme, was die Erfaßpflicht für bejchädigte oder abhandengetommene 
Transportgegenftände aulangt, nicht zugleid 4) unter den Begriff, 
bzw. unter die firengern Grundſätze bed Aufnahmevertrags (re- 
ceptum) falle. 


. BD Unterhglguer in feiner Lehre von Schuldverhältnifien (I. Band 
$ 507) ficht das Charakterifliiche der Arbeitsverdingung zum Unterſchiede von 
der gewöhnlichen Dienitmiethe fehr richtig Darin, baß bei erfterer der Unters 
nehmer die Ausführung der Arbeit müſſe zu Seiten Haben. 

2) Das Bayerifche Landrecht (Kreitmayer, 4. Theil 9. Kap.) enthält Feine 
das gemeine Recht in biefer Materie abändernde particulare Beſtimmung und 
ziemlih Sleiches ift von dem Württembergiſchen Landrechte zu bemerken. 
Bel. unten $ 16—18. 

9) C£. fr. 11.9 3. D. (19,23): „Qui vinum de Campania transportandum 
esnduzisset“ ; fr. 13. pr. eod.: ex locato esse in eum (vislarium) actionem; 
6 1. eodem: „si navicularius onus Mimturnas vehendum conduzerit“ ; fr. 25. 
$ 7. eodem: „qui columnam transportandsm conduxit“. Gs find dieſes Aus- 
drüde, welche nicht ber locatio conductio operarum (der gewöhnlichen Dienfte 
miethe), fondern der 1. c. operis angehoͤren. 

4) Das receptum fann zugleich die Natur eines andern Bertrags, namentlich 
der locatio conductio Haben, vgl. 1. 3. $ 1. D. (4, 8). Hat fih 3. 2. ein 
Schiffer, beim Transporte eines ihm ex recepto anvertrauten Gegenflands, eine 
eulpa levis zu Schulden kommen laſſen, jo kann der Meifende, bzw. Transport: 
ueber wählen, ob er die actio de recepto oder die Gontractöflage aus ber 
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Die Entſcheidung dieſer Frage iſt inſofern von Bedeutung, als 
die juriſtiſchen Wirkungen der einfachen Arbeitsverdingung in manchen 
Beziehungen von denen eines Aufnahmevertrags abweichen. 

Gleiches Recht findet nämlich bei dem receptum wie bei der 
locatio conductio operis in folgenden Beziehungen «*) ftatt: 

1) die Verpflichtung des Transportanten gebt dahin, Die ihm 
zur Beförderung anvertrauten Perſonen, bzw. Sachen, inner⸗ 
halb einer beſtimmten Zeit, an einen beſtimmten Ort gegen 
einen gewiſſen Lohn zu transportiren, ſodann was die trans⸗ 
portirten Sachen betrifft, diefelben gehörig zu verwahren und 
am Beftinmungsorte gehörig abzuliefern >) 

2) Der Anfang der Verbindlichkeit tritt mit dem Momente ein, 
wo die Sachen den Leuten überliefert find, Die zur Annahme 
von Waaren oder Neifenden von dem Trandportanten beitellt 
find *). 

3) Beide Theile haben, in Beziehung auf das abgefchloffene 
Bertrags:Verhältnig, gegenjeitig den höchften Grad der Auf- 
merfjamfeit und des Fleißes anzuwenden [Vgl. Anm. 6u. 7]. 

4) So wie beim receptum der Recipient für die Handlungen 
feiner Leute, namentlich derjenigen, welche al8 von ihm zur 
Aufnahme beftellt anzufehen find, unbedingt haftet, ohne 
Rückſicht ob er bei deren Auswahl ſich in einem Verfchulden 
[culpa] befindet), ebenjo haftet bei der locatio operis ber 
Unternehmer nicht blos für eigene Schuld, fondern auch für 

die Schuld Derjenigen, deren Dienfte er bei dem opus braucht, 

jelbft wenn er bie größte Sorgfalt bei deren Auswahl ange: 
wendet hat 7), 
locatio conductio anfellen will. Beide Klagen neben einander fönnen natürlich 
nit angeftellt werden, da fle benjelben Gegenſtand und Zwed verfolgen und 
reiperſecutoriſch find. 

4°) Hinfichtlich der Frage über die Beweislaft bei Göabenserfapanfprüien 

l. ©. 27. 

“ 5) CL. $ 5.5. (8, 24); 1. 25. $ 7. D. (19, 2); 1.28. C. (4 65). 

56) Cf. 1.1.8 8; 1. 3. pr. D. (4, 9). 

6) Ci. 1.7. pr. md $4.D. h. t. (4, 9). 

7) C£. 1.25. $ 7; 1. 41. D. (19, 2), 1. un. pr. D. (47, 5); L 11.D. 


(18, 6), qui non tam idoneum hominem elegerit, ut rocte id perferre posait. 
Ueber bie Haftung ber Ciſenbahn⸗Verwaltung für Die den Transports}ertreg 


5:5.} Rechtliche Natur bed Transportgefhäfts (gem. R.) 23 


5) Die auf vollen Schadenserſatz im Falle der nicht gehörigen 
Transportirung, bzw. Ablieferung, gehende Verbindlichkeit des 
Transportanten bört auf: 

a) durch unbejchädigte Ablieferung der Perſon ader Sache an 
dem Orte der Beitimmung; 

b) dadurch, daß der Reiſende oder Verſender bei der Be— 
Ihädigung oder dem Abhandentommen jelbit in Schuld 

Ab [z. B. wenn der Neifende ohne Willen des Trans: 
portanten, bzw. von deſſen Leuten, ſeine Sachen im Reiſe⸗ 

wagen liegen ließ; 

c) durch Verweigerung der Annahme [mora accipiendi]. 

6) Durch) befondere Vertragsbeftimmungen kann jowohl bei der 
locatio conductio operis®), wie bei dem receptum) bie Ver: 
pflihtung des Trangportanten, für ben aus feinem Ver—⸗ 
ſchulden entflandenen Schaden zu haften [wie in $ 7. weiter 
nachgewieſen werden wird], abgeändert und modificirt 
werden. 

Dahingegen weichen die Grundſätze über receptum von denen 

über Miethe in folgenden Beziehungen ab: 
..A. bei dem AufnahmesGontracte '°) [receptum] haftet der Auf 


abichließenden, bzw. die Perſonenbillets ausgebenden,, das Gepäd-But und Fracht⸗ 
Gut annehmenden Beamten (Billeteurs, Gepäck⸗ und Güter-rpedienten) , vgl. 
ben $20b;; über die Haftung für die von ihr angeftellten Gepädträger vgl. $ 60 
(vol. übrigens $ 86). 

8) CA. 1. 23. D. de reg. jur. (50, 17), wonach bei dem WMiethvertrage, 
wie bei allen Verträgen, welche die Partheien verpflichten, für böfe Abficht und 
für Verfchulden einzufteßen,, die Verabredung beim Bertragsabfchlufie, daß für 
mebr ober weniger als gewöhnlich gehaftet werde, Geltung haben foll, mit 
Ausnahme der Verabredung „daß nicht für böſe Abficht eingeflanden werde”, 
indem eine ſolche Verabredung den guten Sitten zuwider fet. 

9) L 7. pr. D. Nautae etc. (4, 9). Nah diefem Bragment Fann ber 
Schiffer, wenn er vorher, ehe die Reiſenden fein Schiff beſteigen, erflärt bat, 
Daß jeder auf feine Sahen Acht Haben müfle und daß er für feinen Schaden 
ſtehen werde, auch die Reifenden ihre Zufimmung zu dieſer Erklärung gegeben 
haben, nicht Belangt werden. Es heißt nämlich dort (nachdem bie in der fols 
genden Anm. 13. mitgetheilten Worte vorausgegangen find): Item si prae- 
direrit (nauta) ut unusquisque vectorum res suas servot, neque damnum se 
praestaturum , et consenseriut veciores praediotioni, non convenilur. 


: 40) Die von Manchen (vgl. 9. B. Reyicher, Württembergiches Privatrecht) 
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nehmer der Sache nicht bloß für jealiche Verfchulbung [omnis 
culpa], fondern auch ſchlechtweg ſſelbſt abgejehen von einer 
Nachlaͤſſigkeit] dergeftalt, Daß er nur alsdann von Erfagleiftung 

i frei ift, wenn eine höhere Gewalt [vis major} eingetreten ! 1), 
| d. h. wenn der Schaden durch offenbare [unwiberftehliche] 
‚ı Gewalt verurjacht wurde [wie durch Raub, gewaltfamen Ein- 
bruch, Aufruhr] oder durch unabwendbare Naturzufälle 
[wie durch Feuersbrunſt:), Ueberſchwemmung, Sturm, 


geltend gemachte Anſicht, daß das receptum bei Schiffern nur auf diejenigen 
Sachen gehe, welche ein Reiſender mit ſich führe, widerſpricht den Worten ber 
1. 3. $ 1. D. (4, 9) si vero res perferendas nauta conduxit, wo offenbar 
nur die Beförderung von Sachen (ohne daß von einer Beförderung des Cigen⸗ 
thümers die Rede ift) übernommen erſcheint. Allerdings wird außer Ddiefer 
Stelle im Allgemeinen in bem Titel D. A, 9. nur von Fällen geredet, in welchen 
ein Reifender den Transport für ſich — mit oder ohne Waaren — ‚bedungen 
hat; es hat diefes aber wohl feinen Grund nur darin, daß nad der Art des 
Handels in früherer Zeit der Kaufmann in der Megel feine Waaren an ent: 
fernten Orten felbft auffaufte, und mit fi in die Heimath führte, auch 
nachher mit den Waaren, um diefelden zu verfaufen, wieder ſelbſt umher reifte. 

Für Alles, was recipirt worden if, muß übrigens nah R.R.. der Schiffer 
haften, felbft dann, wenn der Transport diefer Sachen, 3. B. derjenigen, welche 
der Meifende zu feinem täglichen Bedürfniß bei fih führt (ef. 1. 1. 8 6. und 
1.4. $ 2. D. 4, 9), nicht ausdrücklich ausbedungen worden ift. 

11) 1.3. 8 1. D. (4, 9): In hoc edicto omnimodo qui recepit tenetur, 
etiamsi sine culpa ejuP res perierit aut damnum datum est, nisi quid damne 
Satali contingit. Daß bier dammum fatale nicht in der allgemeinen Bedeutung 
eines jeden zufälligen Schadens gebraucht wird, geht ſchon aus den Beifpielen 
hervor, welche Ulpian ale Källe eines foldhen damnam unmittelbar darauf ans 
führt und das damnum fatale ſchließlich also identifch ‚mit vis major hinſtellt, 
indem er fortfährt: Inde Labeo scribit, si quid =aufragio aut per vim 
piratarum perierit, non esse iniquum, exceptionem ei dari. Idem erit 
dicendum et si in stabulo aut in caupona vis major contigerit. — Verſteht 
man unter Zufall, bzw. zufälligem Schaben, alles das, bzw. den Schaden, welcher 
Jemanden ohne fein Berfchulden trifft, fo wird man hiernadh- vielmehr fagen 
müſſen, daß der Schiffer felbR für den Zufall, fofern er Feine vis major if, 
einftehet, alfo namentlich in den Zällen, wo die von ihm mit ber größten 
Sorgfalt aufbewahrtn Sachen geftohlen oder beſchädigt worden find, wie 
diefes auch 1. 5. pr. und $ 1. D. (9, 4) ausdrüdlih anerkennen: Non du- 
bitari oportet, quin is, qui salvum fore recipit, non solum a furto, sed 
etiiam a damno recedere videatur; vgl. Müller I. c. ©. 22 fg.. 

12) Hierher wird aber nur eine in des Nachbars Haus ausgebrochene 
Feuerobrunſt gerechnet, nicht aber bie in dem Haufe des Mecipienten ſelbſt ent⸗ 
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: Unwetter 2c.], wogegen. wenn durch). einen der Leute des Re⸗ 
eipienten oder durch einen Mitreiſenden der Schaden ver- 
urſacht worden ift, der Recipient unbedingt haftet !2). 

B. Beidem Miethvertrage [Berdingung]| wird vom Transportanten 
nur für jegliche [von ihm ſelbſt oder von feinen Lenten be- 
gangene] Verſchulden gehaftet, und geht Daher feine Verpflichtung 
lediglich dahin, daß er [bzw. feine Leute] den höchiten Grad 

- ber Aufmerkjamfeit und des Fleißes Hinfichtli der ihm 
anvertrauten Sachen anwende, ſowie für deren Bewachung 
[custodia] jorge ?*). 

Der Zufall wird Dabei nad allgemeinen@rundfägen getragen? 5): 
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Randene; vgl. 1. 3. $ 1. D. (1, 15) und J. 11. D. 08, 9 auh Blue Pan 
beften Bd. VL ©. 120. 

13) 1. 7. pr. D. (4, 9): Debet exercitor omnium nautarım suorum, 
sive libori sint, sive servi, factum praestare; nec immerito factum eorum 
praestat, cum ipse eos suo periculo adhibuerit; sed non alias praestat, quam 
si in ipsa nave damnum datum sit. Es if zwar dieſer Grundfaß, wie aus 
em auf das hier citirte principium der 1. 7. folgende $ 1. derjelben lex (haeo 
setio in duplum est) Hervorgeht, von Ulpian nicht direct in Beziehung auf die 
eigentliche actio de recepto, ſondern zunäcdit in Beziehung auf die actio in 
factum quusi ex delicto nautarum ausgeſprochen, deren Grund in einer von 
des Schiffers Leuten oder Mitreifenden geſchehenen Beihädigung beſteht (vgl. 
Zimmern, Syſtem ber römischen Noxalklagen ©. 294); allein buch die Aufs 
nahme diefer Stelle in den Titel mauteo etc. iſt aud die Anwendung berfelben 
auf die actio de recepto gegeben. _ 

14) €£. 1.25.85 7.D. (19, 2); 1.3.9 4. D. (4, 9): in locato con- 
ducto_.culpa praestatur, at hoc Edicto omnimodo qui rerepit tenetur etc, 
sgt. Anm. 11. 

15) Als Norm gilt. bier ber St: casum aonlire debet is, in cujus 
persona ille contingit. Jeder verliert durch den das Geſchaͤft nicht zur Aus—⸗ 
führung kommen den Zufall denjenigen Vortheil, weldhen er aus biefem Geſchäft 
zu erwarten hatte. Vgl. Glück, Pandekten Bd. IV. ©. 371 fg., 9. Vangerow, 
Bandeften Br. IH. $ 591. NR. 7. Ueber die Auslegung der entgegenflehenden 
L 19. $9. D. (19, 2) vgl. v. Holzfchuher, gem. Givile. Bd. UL ©. 254 fg. 
Wird alfo der Transportant durch einen Unglüdsfall ganz oder theilweiſe außer 
Stand gefeht, den verfprochenen Transport zu leiſten, fo kann ber Transport⸗ 
geber Fein Intereſſe erjeßt verlangen , der Transportant kann aber dagegen auch 
ben Transportpreis nur in foweit beanfpruchen, ale der verabrebete Transport 
ausgeführt worden: iR und muß, foweit letzterer nicht eintreten konnte, das etwa 
ſchon bezahlte Transportgeld zurädzahlm. Vgl. L 15. 8 6. loc. cond. (19,2), 
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Bon der Verpflichtung, die ihm anvertraute Sache unver: 
ſehrt zurüdzuliefern, ift baher ber: Trandportant hier nicht bloß 
in dem Falle befreit, wenn bie Erfüllung dieſer Verpflichtung 
durch einen unabwendbaren. Raturzufall oder durch unab- 
wenbbare Gewalt unmöglich geworden ift [wie dieſes beim 
‚receptum ftattfindet], jondern auch in dem Kalle, wenn dieje 
Unmöglichkeit. durch einen andern Zufall herbeigeführt ift, 
inöbefondere durch. Dritte Perſonen, ſofern dieſe nicht als Ge: 
hülfen des Transportanten erjcheinen!*), wie letzterer auch 
dann nicht zum Schadenderfage verpflichtet ift, wenn Der 
Transport-Begenftand, ohne Alles Verſchulden von feiner Seite, 
entwendet wurde !7). 


wonach beim Untergang. des Schiffs derjenige, welcher an ben Schiffer einen 
Fracht verbungen hat, die Zurüdzahlung bes ihm vorausbezahlten Fahrlohns 
fordern kann: non immerito — ab eo vecturam repetere, quum maunere 
vehendi funetus non sit. DBgl. auch Wochenblatt |. merfw. Rechtsfälle 1852 
©. 409. In dem dort‘ mitgetheilten ORechtsfalle war ein gemiethetes Schiff 
durch die Schuld eines andem den Fluß zugleich  befahrenden Schiffers fo ver 
leht worden, ‚daß es die Reife nicht fortfeßen konnte. Es wurde hier anerkannt, 
daß der Mieter das Miethgeld zu zahlen nicht ſchuldig fei, fonhern der Inhaber 
des beſchaͤdigten Schiffe nur vom, Veſchadiger Sabenserfag wegen des ver⸗ 
lornen Miethgelds fordern Tonne. 

16) Auch für Diejenigen, welche der &raneportant außerdem ſchulbhafter 
er argliſtiger Weiſe zu der ſchadenbringenden Handlung angeregt Hat, muß er 
natürclih haften. Bol. Thibaut, Pandecten8 275. R. Vi. 

17) Mehrere Zuriften, 3. B. v. Löhr, Theorie der culpa ©. 71, wollen 
erlittenen Diebſtahl abfolut der culpa zurechnen; fie Folgern dieſes Hauptfächlich 
aus dem Umftand, daß Diebſtähle gewöhrlli durch größere Sorgfalt des In⸗ 
habers, bzw. Verwahrers, vermieden werben können, in Folge deſſen in J. 52. 
& 3. (17, 2) der Berluf durch Diebftahl dem aus damnum fatale entflandenen 
entgegengefegt, auch ber zur custodia Berpflichtete zur Diebftablsflage yugelafien 
wird, 1. 12. pr., 1. 14. $ 10, D..(47, 2). @®6 widerſpricht jene Annahme 
jedoch der Natur der: Sade, da ſich recht wohl Wälle denken laſſen, wo Diebs 
ſtahl ohne Schuld dres Inhabers der Sache eingetreten if. Es. wird daher audi 
in den Bandicten, 3. B. in 1. 14. $ 12. D. (47, 2) und 1. 5 er. 8. C. (4, 24 
zwiſchen Diebſtahl mit und ohne culpa wohl unterſchieden, fo daß bie gefepliähe 
Vorſchrift, daß der exercitor navis (ex recepto) auch für Diebſtahl haftet, 
welcher ohne alle Schuld. von feiner Seite. vorgefallen ift, allerdings als eine 
Aumahme erfäheint. Bel. v. Holzſchuher J. o. Bd. IH. ©. 257 und hinſichtlich 
der Geſchichte jener Gontroverfe, Hepp, die Zurechnung auf dem Gebiete des 
Giilrechto ineb. in der Achre von -den:iiuglädsfällen. Tübingen 1886; 
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:: &8 wird bier noch kurz die Frage zu erörtern fein, ob 
binfichtlich - dee Beweislaft ein Unterfchied zwiſchen dem 
receptum und der Verdingung beftehe. 

Zur Begründung eines Schadenserſatzanſpruchs ex recepto 
bat unbeftrittenermaßen der Neifende, bzw. Aufgeber, nicht 
nöthig, ein Verſchulden des Necipienten oder von deſſen Leuten 

zu beweifen, ed genügt vielmehr hier der Beweis, daß ber 
- Gegeuftand rezipirt und daß der Schade — gleichgültig auf 
weldye Weile — an der rezipirten Sache verübt worden ift, 
. indem |chon barin, Daß die Sache gar nicht, oder doch nicht 
ſo, wie fie empfangen worden, zurüdgegeben wird, die Zufage: 
salvum fore gebrochen erjcheint °). Dem Necipienten Dagegen 
bleibt nur frei, excipiendo Die vis major an beweifen, wobei 
er fich aber nicht Darauf berufen Fan, daß durch feine Leute 2) 
oder durch frembe Perſonen, 3. B. von ihm aufgenommene 
Reiſende, der fragliche Schaden verübt worden jei 2°). 
Dagegen hat zwijchen den Rechtslehrern Streit geherrſcht, 


18) Die Formel des Edicts war: nautae, caupones, stabularii, quod 
eujusque salvum fore receperint, nisi restituent, in eos judicium dabo; 
ygL. 1. 1. pr. D. (4, 9). Bgl. hierzu Müller 1. c. ©. 9 fg. 

19) Die Schuld der Diener des Recipienten, fowie die Schuld der Gaͤſte 
ober Mitreifenden gilt aud) eo ipso als bie bes Wirthe, bzw. Schifisherrn, der 
fo, ſchlechte Wahl getzoffen oder fo fchlechte Aufiticht führte. Vgl. die in Aum. 13. 
witgetheilte 1. 7. pr. D. (4, 9) und Zimmern 1. c. ©. 295. 

20) Beim Leugnen des Berflagten bat alfo der Kläger ex recepto (in 
Transport-Fällen) zu erweiſen: 

1. daß der Verklagte das Gewerbe eines nauta treibe, wogegen biefer 

. excipiendo barthun fann, daß er bie fraglichen ihm anvertrauten 

- . „Sachen nit vermöge feines Gewerbes (3. B. als depositum) aufs 
genommen hat; 

2. daß der Verklagte die Sache recipirt habe, dag alſo diefelbe mit 

feinem Willen inferirt oder ihm felbft, bzw. feinen Leuten, übergeben 

worden fei, cl. 1.1.85 7 et 8. D. (4, 9); 

3. daß die recipirte Sache abhanden gekommen, zu Grunde gegangen 
ober beihädigt fei, wogegen es dem Verklagten überlaffen bleibt, 
excipiendo gu beweifen: baß der Schaden durch damnum fatale (vis 
major) oder durch eigene Schuld bes Klägers herbeigeführt oder auch 
buch Vertrag erlafien fei. Vgl. das zu 5b und 6 Geſagte. 
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ob bei der Verdingung im Falle der nidyt oder nicht ge 
hörig ftattgefundenen . Zurüdlieferung . der anvertrauten Sache, 
der Dienftvermiether (Transportant) den Beweis zu führen 
habe, daß durch einen bloßen Zufall, bzw. ohne. jein Ver: 
Schulden, der Schaden verurjadht fei, oder ob dem Trans 
portaten der Beweis dieſes Verjchuldens obliege?). — Die 
communis opinio der neuern Juriſten ſpricht fih, in Ueber: 
einftimmung mit den Röm. Necdhtäquellen??), dahin aus, daß: 
„wenn mit einer Contractsklage eine aus dem Gontracte 
„entftandene. Verbindlichkeit geltend gemacht wird, der zur 
„Ailigentia und custodia [alfo zur Präftation von omnis dili- 
„gentia) DBerpflichtete beweilen muß, wie er allen möglichen 
„Fleiß für Die Sache angewendet habe, und doch den Schaden 
„nicht habe abwenden können — vorbehaltlich des von. dem 
„andern Theil zu führenden Gegenbeweiſes einer von: jenem 
„begangenen culpa” 3°). — Dem Transportanten, welcher für 
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21) Letzteres nimmt die Gloſſe zu 1. 5. C. de pign. act. (4, 24) und viele 
ältere Juriſten, auch noch Glück 1. c. Bd. IV. $ 327b, an. 

22) Bgl.1. 9. $ 4. D. loc. (19, 2): Imperator "Antoninas' cum patre, 
ctim grex esset abactus, quem quis conduxerat, ita rescribit: si capras 
latrones citra tuam fraudem abegisse probari potest, judicio locati casum 
Praestare non cogeris. gl. auch 1. 5. C. de pign. act, (4, 24), wo gunaͤchſt 
geſagt wird, daß ber Gläubiger, weldher ein Fauſtpfand ohne jene Schuld vers 
loren hat, zur Reftitation nicht verpflichtet it. Sed si culpae reus (heißt es 
dann weiter) deprehenditur, vel non probat manifestis rationibus se perdi- 
disse, quanti debitoris interest condemnari debet. — Bgl. noch 1. 11. D, 
(22, 3) und 1. 1. $ 13. D. (27, 8). 

23) So v. Holzjhuher, Theorie des gem. Civilrechie (1858) 3b. III. 
©. 257. Bgl. Weber, über die Berbinblichkeit zur Betweisführung im Civilproceß 
N. 6. S. 251. Mühlenbruch, Eivilproch ©. 159. Puchta, Bandecten $ 267 
a. E., welcher in feiner fchlagenden Kürze fagt: „Die Beweislaſt im Beziehung 
auf die Eulpa hängt davon ab, ob der Anſpruch des Grfapfordernden fie zu 
feinem Grunde hat (wie dieß bei den Delictsklagen der Fall if), oder fein Grund 
ein anderer, eine fchon beftehende Obligation iſt, von beten Wirkung der Gegner 
durch ſchuldloſe Unmöglichfeit der Leiftung befreit zn fein behanptet. Im Iepten 
Hall muß von biefem die Abtwefenheit einer zu präflirenden Gulpa bewiefen 
werden”. Heimbach in Weiske's Rechtslexicon Bb. H. ©. 585. Göfchen, Bors 
Tefungen über das gem. Givilr. Bd. II. Abth. 2. ©. 71. Schweppe, Moͤm. 
Privatrecht Bd. I. H140. Muͤnter, Frachtführerßt. &. 208. 

a‘ 
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das geringfte Verjehen verantwortlich ift, fallt alfo hier ber 
Beweis des casus zu, wie bemfelben beim receptum der Beweis 
der vis major obliegt. 





Mag man auch gegen die Aufflellung allgemeiner im R. R. nicht beflimmt 
genug auögefprochener Brincipien, weldhe nur aus einem oder dem andern bei 
einzelnen Rechtsinftituten vorkommenden Sage conftruirt find (melde Neigung 
zu Abftractionen insbefondere zu Anfang dieſes Jahrhunderts ſich geltend machte, 
und wenn fie auch, ber damaligen geifllofen Behandlung des N. R. entgegen: 
tretend,, dem Studium beflelben eine geiſtigere Friſche zuführte, doch manches 
zu gewagte allgemeine Prinzip auf die Bahn brachte) mißtrauifh fein, — das 
bier fragliche Princip entſpricht ſo fehr der Natur der Suche, daß man an der 
Michtigfeit dejielben nicht wohl zweifeln kann. Insbeſondere wirb man bafjelbe 
für den Transportvertrag, felbit wenn nicht die 1. 9. cit. Hierfür fprädhe, nad 
ber rechtlichen Natur jenes Vertrags, als richtig anerkennen müflen. Denn der 
Transportant, welcher fi zur Aufbewahrung und unverjehrten Ablieferung bes 
Transportgegenftands verpflichtet hat, kann ſich nicht anders von der Erfüllung 
diefer Pflicht befreien, als wenn er nachweißt, daß die Unmöglichkeit der ver- 
Iprochenen Leiſtung nicht an ihm (oder den von ihm zu vertretenden Berfonen) 
liegt. Gr muß fi, wie Weber 1. c. fagt, „wegen der Sadıe, die er zu liefern 
dat und bie er jetzt gar nicht oder nicht unbeichädigt liefern kann, gehörig recht 
fertigen, folglich in jedem Kalle fo viel beibringen, daß ſich eine Art des Grs 
folge wahrnehmen ‚läßt, die in Anfehung feiner ala casus fortuitus. gelten muß*. 
Auch Haben die neuern Sefepbücher die Frage der Beweislaft bei Schadens» 
erfagforberungen (insbefondere aus Berträgen) auf dieſelbe Weife entfchieden — 
namentlich das Deſterreichiſche Geſetzbuch, vgl. F 14 und 15; das Branzöfifche 
Recht, wol: $ 10; das Bayerfche Landr., vgl. $ 17. Hinfichtli des Preuß. 
A. Landr. vgl. S 9. Anm. 17. - 

Sn ber Brarie Icheint man fi) jedoch noch nicht ganz von ber ältern Theorie, 
wonach bie Gulpa auch bei Gontractsflagen immer erwiefen werben muß, was nur 
für Delicteflagen richtig if, losreißen zu fönnen. Es ift wenigfiens nur daraus 
zu erflären, daß auch die Braris ein fo bedeutendes Gewicht auf die Frage, ob die 
Grundfüäpe des receptum auf ben Landtransport Anwendung leide, legt, 
wägrend fi doch in Wahrheit der Unterſchied zwiſchen ber Haftung ex 
recepto ımb aus ber loc. cond. auf wenige untergeordnete Momente rebucirt, 
insbefonbere darauf, daß der Recipient auch in dem alle haftet, wo ber von 
ihm mit der größten Sorgfalt aufbewahrte Transport= Gegenſtand geftohlen 
oder beichädigt worden ift (alfo für einen ohne alles Verſchulden von feiner 
Seite vorgefallenen Diebſtahl), während der aus einer loc. cond. haftende Trans⸗ 
portant in diefem alle duch den Beweis befreit wirb, daß er zur Vermeidung 
des Diebſtahls, bzw. der Beichädigung, allen Fleiß eines bonus paterfamilias 
angewendet habe. 
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b) Finden die Grundſaätze des recoptum auf ben Gifenbahn: 
Transport Anwendung? 


Ob beim Eiſenbahn-Transporte eine bloße locatio conductio 
operis vorliege, oder ob die Grundſaͤtze des, allerdings Direct nur 
gegen Schiffer [und Wirthe] gehenden, receptum hier anzuwenden 
feien, hängt von der Frage ab, ob die Eiſenbahnverwaltungen 
(ex analogia] den Schiffern gleich zuachten ſind. 

Die hiermit gleichbedeutende Frage: oh auf Landtransporte 
[wozu der Transport auf der Eiſenbahn ohne Zweifel gehört] die 
aclio de recepto Anwendung findet, ift zwiſchen ben .bentfchen 
Rechtslehrern fehr beftritten. Sie wirb: 

a) verneint: von Lauterbah!), Struben?), Schweppe®), 

Unterholzner ) v. Wening-Ingenheim >), v. Vangerow *), 


1) Lauterbach, tractat. de naut, stab. et caup. $ 33. 

2) Struben, rechtl. Bedenken, Bd: 1. Bedenken 71: „Wider einen Fuhrmann, 
dem die ihm anvertrauten Sachen vom Wagen. 'geftohlen worden, findet die actio 
de recepto feinen Plaß, da zwiſchen einem Schiffer und einem Fuhrmann keine 
völlige Gleichheit iſt. Dean in einem Schiffe kann ohne Zuthun ober große 
Perfäunmiß der Schiffer nicht wohl ein Diebſtahl geſchehen“. 

3) Schweppe, Romiſches Privatrecht Bd. III. 5 601: „Man will jetzt das 
Edikt auch auf Fuhrleute und Poſtauſtalten anwenden, ba. fe mit Schiffern au 
faft ein gleiches Verhaͤliniß zu den Reiſenden haben. Aber abgerechnet davon, 
daß ein finguläres Recht nicht ausgedehnt werden fann, fo if auch der ‚Unter 
fchied zwifchen diefen Fällen bemerflih genug; der Schiffer, Wirth. und Stall⸗ 
halter kann das ihm Anvertraute ohne große Schwierigkeiten gegen Fremde in 
Obacht haben und behalten, ber Fuhrmann aber nicht, da ihn weder Waſſer 
umgibt, noch feine Räume, wie Zimmer und Ställe, jederzeit verſchließbar find“. 

4) Unterholzner, Lehre von dem. Schuldverhältnifien $ 69. in den Werten: 
„Bine Ausdehnung des ven den Schiffern Beltenden auf Floßmeiſter und Kahn 
führer iſt ſchon dem R. R. gemäs, nicht aber die in neuerem Gerichtsgebrauche 
ubliche auf Landboten. Bei gewoͤhnlichen Frachtfuhrleuten iſt wicht einmal ber 
Gerichts⸗Gebrauch für die von Manchen auch Hier behauptete Ausdehnung. 
Ba den Poflanflalten gilt nach heutigem Recht allerdings ſtrenge Haft, bie aber 
nur aus bem Beficätspunfte einer Verſicherung zu betrachten if". 

5) 9 Wening⸗Ingenheim, Lehrbuch des gem. Civilr. 5 943. Bu. IE: „bie 
Braris dehnt die Verbindlichkeit, was ſich jedoch theoretiſch wicht rechtfertigen 
laäͤßt, auch auf Poſtmeiſter und Landkuiſcher, zuweilen felbR auf bloße dutx⸗ 
leute aus”. 

6) v. Vangerow, Pandekten (1849) Bp. TIL $ 648. Anm. 2: „Die Au⸗ 
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Sintenis), Müller), Gerber’), Karſtens »e) und 
Buddens?); 

b) unter Modificationen verneint bzw. bejahet von: Glück20), 
Mühlenbruch 2), Puchta 12), Thibaut 1°); 

c) bejahet: von Leyfer'*), Cocceji (und Emminghaus) ıs), 
©. Stryfre), Berger 17), Höpfneri®), Mackeldey 19), 
Poͤhls 2°), Danz 22), Runde 22). 


dehnung bes Receptum auf Poſten, Frachtfuhrleute, Boten sc. laͤßt fich theoretiſch 
nicht rechtfertigen; denn offenbar find die Beſtimmungen des pratoriſchen Edikts 
durchaus fingulär, und fo müßte man fich gegen eine analoge Ausdehnung der⸗ 
felben erklären, felbt wenn bie Grumde ihrer Ginführung auch ganz auf jene 
anderweiten Verhältnifje paßten, was doch Feineswegs ber Fall ift*. 

7) Sintenis, das praftiiche gem. Eivilr. (1847) Bd. II. S. 692. Note 1. 

8) Müller 1. c. (über die de recepto actio. Leipzip 1857), weldyer über 
Die analoge Anwendbarkeit der de recepto actio auf die heutigen Poſtanſtalten 
©. 39-66. ſehr ausführlih und erfhöpfend handelt. Bei demfelben finden 
ſich ©. 39—41. aud) noch weitere ältere Juriften aufgeführt, welche über die 
vorliegende Frage fi) ausgeſprochen haben. 

9) Gerber, Syflem bes deutſchen Privatrehts (1850) 5 183. Anm. 1; 
ebenfo Maurendrecher , deutjches Privatr. Bd. II. $ 645. 

9%) Karſtens im Archiv für civilifl. Praris Bd. XXXVII. ©. 199 fg. 
Bubdeus in Weiske's Nechtslerilon Bd. IV. S. 429 fg. 

10) Glück, Bandekten Bd. VL 5.493, nimmt die Ausdehnung bes Präs 
teriichen Cdikts auf Poften und Landfutfchen, nicht aber auf bloße Fuhrleute an. 

11) Mühlenbruch, Pandekten $ 451. Note 22. in den Worten: „was auf 
Sendfutfchen noch anzuwenden iſt, nicht aber auf gewöhnliche Fuhrleute“. 

12) Puchta, Bandelien.$ 314: „Die Anwendung auf Landfuhrwerf ik 
läffig,, ſoweit e6 als Bewerb zur Beförderung von Berfonen Betrieben wird; 
auf Staatsanftalten diefes Zwecks kann es nicht bezogen werden”. 

13) Thihaut, Syſtem des Pandektenrechts (1846), herausgegeben von Buch⸗ 
bel; WB. I. 5 502 (©. 422) nimmt an, daß die Praris für die Ausdehnung 
des reeeptum auf Poſten fei. Gbenfo Seuffert, Bandektenreht Bd. Il. ©. 302. 

14) Leyser, Meditat. ad pandectas spec. LXVI, med. 3. 

15) Cocceji, jas civile controvers. IV. 9. quaest. 3, 

16) Stıryk , tract. de aet. for. iny. $ 35 sq. 

17) Berger, Oeconom. jur. lib. 3. tit. 6. $ 8, 

18) Höpfner, Commentar zu den Inſtit. $ 1084. 

19) Mackeldey, Diss. quatenus actio de recepto contra aurigas ot cura- 
teres mercium seu speditores competat, fowie deſſen Lehrbuch des heutigen 
Ri. N., Herausgegeben von Roßhirt $ 431. 

20) Poͤhls, Hanbeler. (1828) Br. I. $ 68. 70. fagt ohne weiteres, daß 
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Wenn nun auch von deu zwei Hauptgründen ?*), aus welchen 
von den unter a und b genannten Nechtölehrern die gefeglichen 
Beftimmungen über die Verpflichtung der. Schiffer und Wirthe ex 
recepto auf Diejenigen, die den Landtransport von Perfonen oder 
Sachen übernehmen, als unanwendbar- bargeftellt werden, 

1) der eine Grund: „daß die Schiffer und Wirthe, das 
ihnen Anvertraute: ohne. große Schwierigkeit gegen Fremde 
in Acht nehmen und bewahren fönnen, nicht aber Die 
Land-Frachtfuhrleute”, — keinenfalls bei den Eifenbahnen 
Plab greifen kann, indem dieſen, bei ihrer befannten 
Einrichtung die Bewahrung Der ihnen anvertrauten Sachen 
noch leichter wird und ficherer iſt, als bei den Schiffern 
und Wirthen; | 

2) der andere: „daß diefe Beſtimmungen durch die gewöhn- 
liche Schlechtigkeit der römischen Schiffer und Gaftwirthe 
veranlaßt worden”, deßhalb nicht einfchlägt, weil richtiger 
Anficht nach das Wegfallen des: Grundes eines Geſetzes, 
auf bie hortdener befetben feinen Einfluß hat, 
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kein Grund vorhanben, warum bei dem Frachtfuhrmann wegen folle, mas 
für den Frachtſchiffer ausdrücklich feRgejegt fei. 

21) Dany, deatfches Privater. LS. 481. 

22) Runde, deutſches Privatr. 8 135. — Mehrere der bedeutendſten neuern 
Germaniſten, wie Mittermiaier, deuntſches Privatt. (1837) 8 540, Beſeler, 
Syſtem des gemreinen deulſchen Privatrehte (1855) 8». IIL ©. 355. dgl. mit 
S. 352, Bluntſchli, deutfches Private. $ 130, Bender, Brundfäge des 
Sahdlunger. 5 68, fprechen Ah dahin aus, daß ‚bei Berluft oder Beſchaͤdigung 
der transportirten Waare der Fuhrmann forsie die Bolten: und. ähnliche Anflalten 
in dem Umfange haften, daß nur der Beweis einer vis major den Wrachtführer 
don feiner Haftpflicht befreit, ‚ohne fich darüber zum äußern, ob dieſe dem re- 
ceptum entiprechinden Grandfäge deshalb Beltung baden müſſen, weil. has 
receptum auf den Landtransport Anwendung erleibe. 

23) Man bat für die Nusbehriung: des Tecepiun auf ben Landtrausport 
unter Anderm auch angeführt, daß ſchon das fr. 1. 5-4. D.:h. t. (4, 9) das 
@dict über die nautae hinaus auch auf: die „exorcitores ratium“ und „lintrarii“ 
(Floß⸗ und Kahnführer) ausgedehnt Habe, ſo namentlich Mackeldey 1. o., wo: 
gegen v. Bangerow 1. c. mit Medht einwendet, daß „in biefem Ausfpruche nicht 
ſowohl ein Beifpiel analoger Ausdehnung, als vielmehr nur eine ausbehnende 
logiſche Interpretation“ enthalten fei, ba bie Floß⸗ umd Kahnführer zu ber Klaſſe 
der nautae im weitern Sinne gehören, indem nur rückſichtlich der Groöße und 


6:6.) Nechtliche Natur des Transportgefchäfts (gem. N.) 33 


fo enthält doch das prätorifche Edict vom receptum offenbar ein 
finguläred, von dem jus commune abweichende, Recht [jus singulare] 
und ift daher, nady bekannten unbeftreitbaren Nechtöregeln, einer 
analogen Anwendung entzogen ?*). 

Eine allgemeine Praxis fallgemeiner Gerichtögebrauch] für 
bie Anwendung der Orundfäße Des receptum auf Landfrachttransporte, 
welche Thibaut, Seuffert und Feuſt annehmen 25), befteht in Deutſch⸗ 
land nicht, und hat auch wohl nie beftanden. Ein oberfter Gerichtshof 
[das k. Ober-Appellat. Gericht zu Dresden] hat zwar in einem 
Erkenntniffe vom 3. Januar 1849, deſſen Entſcheidungsgründe 
in Anlage V. beigefügt worden find, angenommen, daß eine folche 
allgemeine Praxis exiſtire, allein felbft die Autoritäten, auf welche 
fih in demſelben für dieſe Anficht berufen wird: 

Berger (Oeconomia juris lib. II. tit. 6. th. 8. not. 3) und 
Glück (Paudekten $ 493. ©. 133), 
gefteben eine foldye nur in Beziehung auf die Poſten, nicht aber 
in Beziehung auf andere Landtransportanten zu. Daß aber au 


Beichaffenheit des Fahrzeugs zwifchen ihnen und den eigentlichen nautao ein 
Unterfhied ſtattfindet. — Gine ausführlihe Widerlegung weiterer noch 
weniger gewichtiger Gründe, welche man insbefondre gegen die Ausdehnung bes 
receptum auf Pofianftalten geltend gemacht hat, finder ſich bei Müller I. c. 
©. 42 fg. 

24) Das einerfeits das Edict finguläre, naͤmlich durch feine Beſtimmungen 
über bie firengere Haftpflicht des Meeipienten vom gemeinen Recht (jus com- 
mume) abweichende Normen auffiellt , ergiebt fih aus dem ©. 24 fg. Geſagten, 
und tft auch in den Rom. Rechtsquellen ausdrüdlich anerkannt, namentlich in 
1.1. $1.D. (4, 9): Maxima utilitas est hujus edicti (nautae, oaupones etc.) 
quia necesse est plerumque eorum fidem sequi, vgl. mit 1. 3. $ 1. D. (4,9). 

Daß andererfeits finguläre Rechtsvorfchriften nicht amalog angewendet werben 
bürfen , feßen folgende Stellen des Rom. echte außer Zweifel: 

®) ]. 14. D. (4, 3): quod contra rationem juris est, non est producen- 
dum ad eonsequentias. 

b) 1. 16. D. (1, 3): Jus singulare est, quod ennfra tenorem rationis 

. propter aliquam wtilitaterm auctoritate constitutionum introductum est. 

e) 1. 162. D. de reg. jur. (50, 17): Quae propter necessilalem recepta 

sunt, non debent in argumentum trahi. 

25) Bol. Thibautl.c. S. 110. und Seuffert, Pandectenrecht Bd. II. ©. 302; 
Fenſt in Seufferis Blättern für Rechisanwendung in Bayern. Bd. VIL ©. 387. 
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nicht einmal hinſichtlich der Poften ein derartiger allgemeiner 
Gerichtsgebrauch in Deutſchland ſich gebildet hat, ergiebt fchon 
die Thatjache, Daß eine größere Anzahl von beutichen Gerichts⸗ 
* böfen der oberften Inſtanz bei ihren Entſcheidungen von der 
entgegengefeßten Anficht ausgegangen iſt 2°). 

Man wird aljo jagen müflen, daß auch nad) dem heutigen 
in Deutjchland geltenden gemeinen Rechte der Trausportver- 
trag, indbefondere der, welden eine Eifenbahnverwaltung mit 
den ihr einen Transport anvertrauenben Perſonen abſchließt, bie 
Natur einer locatio conductio operis hat 2”). 


26) Dgl. Strippelmann, Eammlung bemerfenswerther Entſcheidungen bes 
D. 9. ©. zu Caſſel Bd. VI. ©. 91, Puchta, Borlefungen Bd. II. 5 314, 
Unterholgner, Schuldverh. Bd. I. ©. 733. und Cnyrim, dissertatio inauguralis 
de res personasve transport. obligatione, quam cum posta contrahimus 
(Marb. 1834), welcher letztere ©. 8. Note 5. als foldye Entſcheidungen aufführt: 
rk. des Württemb. Obertribunals in ©. Schunfe g. Köcheln und in ©. Leo 
g. Generalpofidirection zu Frankfurt a. M. (vom 25. Auguft 1849); Beſcheid 
des Juftizcolleg. zu Gotha in ©. Oberpoftamt zu Coburg g. Wittwe Grfen« 
brecher. — In den Ländern, in welchen durch befondere geſetzliche Beftimmung 
feftfteht, dab auf Poften, und damit auf öffentlihe Bertehrsanfalten 
überhaupt, das edictum de recepto feine Anwendung findet, kann die gleich⸗ 
mäßige Nichtanwendung deffelben auf Gifenbahnen keinem Zweifel unterliegen. 

27) Die neuern Germaniften fcheinen einen befonderen deutſchrech tlichen 
Frachtvertrag anzunehmen (vgl. die in Anm. 22, vorfommenden Gitate und 
Meyicher, Württemb. Privatreht F 461, aud Müller 1. c. ©. 192 fg.), auf 
welchen die Grundfäße des receptum Anwendung finden follen. — Wenn es nun 
auch möglih if, daß vielleicht in nicht ferner Zukunft durch das von den 
deutſchen Bundes-Staaten beabſichtigte allgemeine deutſche Handelsgefehbudh ein 
deutſch-gemein⸗rechtlicher Wrachtvertrag in das Leben gerufen wird, 
fo habe ih mich doch davon, baß bereits ein foldyer fi gemeinrechtlich 
(ale Gewohnheitsrecht oder Handelsbrauch) entwidelt Babe, Bis jetzt nicht 
überzeugen koöͤnnen. Namentlich findet fi ein deutſches Gewohnheiterecht 
für die Anwendung des receptum auf Frachtfuhrleute weber von den bedeutendtſten 
Mecdyte:Lehrern bes vorigen Jahrhunderts (namentlid nicht von dem praktiſchen 
Strubenl.c.), noch von ben beutfchen Handelorechtslehrern der zwei erften Jahr 
zehnten des gegenwärtigen Jahrhunderts (namentlich nicht von Martene), auch 
noch nicht von Eichhorn erwähnt, vielmehr iſt, wie aus Glück 1. c. hervorgeht, 
die zuweilen von einzelnen Rechtslehrern aufgeftellte Anſicht von ber Nothwendig⸗ 
feit der Anwendung des receptum auf Boften und ſelbſt anf andere Frachtführer, 
flets don den bedeubendſten Rechtolehrern alobald befämpft worden. Die newern 
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N T. 
e) Abänderungen ber gefeplihen Beffimmungen burhAutonomie. 


Es mag nun aber für die Verpflichtungen der Eifenbahnvere 
waltung aus einem übernommenen Transport dad receptum [in Folge 
befonderer particularrechtl.Beflimmung oder eines Gerichtsgebrauchs 1)] 
oder die bloſe locatio conductio operis Geltung haben, ſo muß in 
Frage kommen, ob eine Sijenbahn-Berwaltung dieſe Verpflichtungen 
mit rechtlicher Wirkung durch ihr Betrieb8-Reglement [in welchem 
fie Die Bedingungen öffentlich befannt macht, unter denen fie Pers 
fonen und Sachen zum Transport übernimmt] bejchränten oder gar 
für gewille Fälle ganz ausfchließen Tönne. 

Aus der Natur der Verhältniffe ergiebt fih, daß derjenige, 
welcher ein Transportgejchäft übernimmt, die Bedingungen ftellen 
ann, unter weldyen er den Transport ausführen will, unb daß 
derjenige, welcher feine Perfon oder eine Sache dem Transports 
‚ anternehmer zur Beförderung übergiebt, jofern er ſich, wenn auch 
nur ſtillſchweigend, mit etwaigen laͤſtigen oder nachtheiligen Be 
dingungen einverftanden erklärt, Diefe eingegangenen Bedingungen 
als bindend anerfennen muß. Mit diefen Grundfäßen ftimmen auch 


Handels⸗Geſetzbüũcher find allerdings geneigt, die Erſatzyflicht Derer, welche bie 
Spedition oder den Transport von Waaren gegen Provifion, bzw. Frachtlohn, 
übernommen haben, in ber Art auszudehnen, daß bdiefe bie Gefahr übernehmen 
müflen und nur durch den Nachweis einer höhern Gewalt (vis mejor, force 
majeure) fih von der Erſatzpflicht für abhandengefommene oder beichädigte 
Transportgegenitände befreien fönnen. So fagt namentlid der Code de com- 
merte Art. 103: Le voiturier est garant de la perte des objets & trans- 
porter, hors le cas de la force majeure. Daß aber über das Gebiet dieſer 
Handelsgeſeßzbücher hinaus dieſe firengere Haftung vom ber Gerichts⸗Prarxis, 
insbeſ. der Handels⸗Gerichte in Deutfchland angenommen worben fei (außer, wie 
erwähnt, im Königr. Sachſen und nah Poͤhls Handelsr. I. S. 152, verglichen mit 
©. 146, mohl aud) in Hamburg), bafür finden fi) genügende Belege bei feinem 
der erwähnten Schriftfteller angegeben. — Dagegen foll nicht geleugnet werben, 
daß Hinfichtlich des Landiransports in Deutſchland durch den Handelsbraud 
(usance) verfchiebene Rechtsgrundſaͤtze erzeugt worden find, welche aber im folgenden 
Kapitel II. am beften ihre Stelle finden werden. Wir werben bort ſehen, daß 
durch diefelben an ber oben entwidelten Natur des Transportgefchäfts nichts 
geändert worden if. 
1) Wie z. B. im Königreih Sachſen, ſ. Anlagen V und VI. 
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die Principien bes pofitiven Rechts durchaus überein. Es kommen 
insbejondere, was das R. R. anlangt, folgende Stellen in Betracht: 

1. 7. pr. D. (4, 7): Item si praedixerit [nauta] ut unus quisque 
rectorum res suas servel, neque damnum se praestalurum, et 
consenserint vectores praedictioni non convenilur. 

1. 23. D. de regal. jur. (50, 17): Contractus quidam dolum 
malum duntaxat recipiunt, quidam et dolum et culpam; dolum 
tantum, depositum et precarium; dolum et culpam: mandatum, 
venditum, pignori acceptum, Jocatum, item dotis datio, tutela, 
negotia gesta, in his quidem et diligentiam; socielas et rerum 
communio et dolum et culpam recipit; sed haen ita, nisi si quid 
nominatim convenit, vel plus vel minus, is singulis contractibus; 
nam hoc servabitur, quod initio convenit; legem enim contractus 
dedit, excepto eo, quod Celsus putat, non valere, si convenerit, 
ne dolus praestetur, hoc enim bonae fidei judicio?) contrerium 
est, et ita ulimur. Animalium vero casus, mortes, quaeque sine 
culpa accidunt, fugae servorum, qui custodiri non solent, rapinae, 
tamultus, incendia, aquarum maltitudines, impetus praedonum 
a nnllo praestantur. 

1.27. 6 3. D. de pact. (2, 14): Illud nulla pactione efflci potest, 
ne dolus praesielur, quamvis si quis paciscatur, ne deposili agat, 
vi ipsa id pactus videatur, ne de dolo agat, quod pactum 
proderit. 

1. 27. S 4. D. (2, 14): Pacta, quae turpem causam continent, 
non sunt observanda, veluli si paciscal, ne furti agam, vel 
injuriarum, si feceris; expedit enim timere furti vel injariarum 
poenam. Sed post amisse haec pacisci possumus. 

1. 17. pr. D. (13, 6): In commodato haec paclio, ne dolus 
pruestetur, rata non est. 

l. 32. D. (16, 3): Quod Nerva diceret latiorem culpam dolum 
esse, Proculo displicebat: mihi verissimum videlur, nam et si 
quis non ad eum modum, quem hominum natara desiderat, diligens 
est; nisi tamen ad suum modum curam in deposilo praestat, fraude 
non carel, neo enim salva fide minorem, iis quam suis rebus, 
diligentiam praestabit. 


— — — 


2) $ 28. Inst. (4, 6) führt unter den bonae fidei judiciis namentlich die 
locatio oonductio auf. 
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1. 29. pr. D. (17, 1): dissolsta negligentia prope dolus est. 
1.1. $ 1. D. (11, 6): Zata culpa plane dolo comparabitur. 

L 1.6 2. D. (47, 4): Culpa dolo proxima dolum repraesentat. 
1.1. 6 7.D. (16, 3): lad non probabis, dolum non esse 


praestandum, si convenerit, nam haec convenlio contra bonam 
fidem, contraque bonos mores est, et ideo nec sequenda ost. 
1.6. C. (2, 3): Pacta, quae contra leges constitutionesque, vel 
contra bonos mores sunt, nullam vim habere indubitati juris est. 
Aus Diefen Stellen geht Kar hervor, daß fowohl beim receptum 
[vgl. L7.D. 4, 9 cit.], als bei der locatio cond. operis [vgl. 1. 28. 
D.50,17 cit.] die Beftimmungen über Haftung wegen Verjchuldens 
abgeändert werben Tönnen, daß insbeſondere der Transportunter⸗ 
nehmer ſowohl theilweife als felbft gaͤnzliche Nichtbaftung für Be⸗ 
Schädigung oder Verluft von zum Transport übernommenen Gegen⸗ 
ſtaͤnden ſich ausbedingen kann, — mit Ausnahme des Falles, wenn 
die Beſchädigung oder der Verluft der Sache durch jeinen dolus 
oder ein dieſem gleichftehendes grobe 8 Verfchulden [culpa lata] ®) 
verurjacht wäre, in welchem Falle eine Beichräanfung der Haftbarkeit 
als ein Verftoß gegen die guten Sitten und ſomit gegen das öffent» 
liche Recht, welches durch Verträge der Privaten nicht geändert 
werben kann, anzujeben fein würde *). [Vgl. Die oben citirten Stellen]. 

Nach heutigem R. R. würde jomit eine Beichränfung der Haft: 
verbinblichfeit Deö Transportunternehmers im Allgemeinen [den Fall 
feines dolus und feiner culpa lata ausgenommen] für durchaus zuläffig 
und rechtlich wirkſam anzujehen fein. 

68 fönnte jedoch die Frage entftehen, ob nicht die eigen- 
thümliche Ratur des Kifenbahnverfehrs Die Anwendung 
biefer Grundſaͤtze hindere. Man hat diejes behaupten wollen, 
indem man geltend macht, Daß den Eifenbahnen factiſch ein Trans⸗ 
portmonopol gegeben jet, jo DaB das Publicum die Eijenbahnen 


3) Ein derartiges Berfigulben ber Verwaltung wird Hauptfädhlich ba vor⸗ 
legen, wo fle bei der Auswahl der von ihr zu vertretenden Beamten nicht mit 
der gehörigen Sorgfalt verfahren oder nadläffige Beamte in Dienft behalten 
Sat. Bergl. unten 6 86. 

4) Bol. Puchta, Vorlefungen Bd. II. 5 264—267. ©. M. Gluck, 
Banbeiteneommentar Tb. IV. ©. 349. Note 69. 
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nicht umgehen koͤnne, daß es daher dem Sffentlihen Wohl wider: 
ftreite, wenn das Monopol in dem Grade außgebeutet werde, Daß 
das Publicum, welches ſich gegen Die Annahme einer einfeitig 
beliebten Beitimmung der Transportreglements nicht‘ fträuben könne, 
fogar die durch das Geſetz fir nothwendig erachteten Garantien 
verlieren müffe >). | 

In Folge deſſen bat man: 

1) im Betreff des Perjonentransport3 die Beftimmung der Be 
triebsreglements, wonach, wenn ein Menſch bei der Beförderung 
auf der Bahn durch Schuld der Verwaltung verlegt oder 
getöbtet wird, nur die Kurkoſten bezahlt werben follen, 
allgemein, in allen Källen, als ganz unflatthaft und wirkungslos 
anſehen wollen ®). | 

2) Ebenſo Hat man in Betreff des Gütererkehrs die Beftim: 
mungen der Betriebsreglements: 

a) daß „bei der völligen Entichäbigung für vernichtete ober 
abhanden gefommene Güter, und bei ber verhaͤltnißmaͤßigen 
Entfhädigung für beiehädigte oder defecte Gegenftände 
ber Werth eined Gentnerd nie höher als 20 Rthl. ange 
nommen werden folle, den Fall bejonderer Verabrebung 
ausgenommen“ ; | 
d) daß „wenn bie Eifenbahnverwaltung den Werth des ver- 
Iorenen ober bejchädtgten Gutes zu 20 Rthl. pro Sentner 
nicht anerfennen will, Der Entſchaädigungsberechtigte den 


5) Bol. Befchorner, das deutſche Ciſenbahnrecht (Griangen 1858) ©.261— 264, 
weldher mir während bes Druds fo eben zur Hand gekommen iſt; berfelbe fügt 
fi$ Hauptfählih auf die als Anl. VI und VIII. mitgetheilten Erkenntniſſe des 
D. A. ©. zu Dresden. . 

6) ©. insbejondere Beſchorner 1. c. $ 126 (S. 264): „Die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung wird vielmehr in einem folden Kalle und voransgefept, daß bie 
Schuld derfelben erwiefen wird, allen und jeden bamit verbunden geweſenen 
Schaden tragen müflen®. — Müller 1. c. ©. 196. fagt zwar in Beziehung auf 
den $ 23. des Reglements der Thüringifhen Bahn, nad welchem ebenfalls bei 
Beichädigungen ber Ciſenbahn⸗Reiſenden nur die Kurkoſten erſetzt werben follen, 
e6 ſei diefe Beſchraͤnkung au bedeutend und nicht dem Geſetze (nämlich bem 
5 25. des Preuß. Gifenbahngefeges) entiprechend, fpricht ſich jedoch darüber, 06 
biefe Reglemente Befimmung ohne rechtlichen @ffeet fei, nicht aus, wie derſelbe 
überhaupt a. a. D. nur vom legislatorifchen Standpunkte Fritifirt, 
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wirfliden Werth dieſes Gutes |d. h. den gemeinen 
Handelswerth am Ort und zur Zeit der Aufgabe] nach 
weijen muß, während ber entgangene Gewinn nicht zur 
Berechnung kommen joll ’)”, 
als den guten Sitten und dem jus publicum widerftreitend und 
baher ald unwirkſam angejehen. 
Ich kann diefe Anfichten in ihrer Allgemeinheit nicht theilen. 

Es ſoll zwar nicht in Abrede geftellt werden, daß ber öffent 
liche Verkehr darunter leiden kann, wenn eine zu große Beichränfung 
ber Haftpfliht von Seiten der Eifenbahnverwaltungen fi aus- 
Bedungen wird und das Publicum fo feiner gejeßlichen Rechts⸗ 
anfprüche verluftig geht. Audererſeits muß aber ebenfo geltend gemacht 
werden, daß die Eriftenz der Gifenbahnen bedroht erjcheinen würbe 
und diejelben jedenfalls Feinen fo mwohlfeilen Transport herftellen 
Eönnten, wenn es derenVerwaltungen nicht frei fände, ihre Erſatzpflichtig⸗ 
keit angemeſſen zu begrenzen und ſo einer Maſſe von Entſchaͤdigungs⸗ 
proceſſen zu entgehen, welche durch leichte Verſehen ihrer Beamten 
entſtehen können. Auch kann man nicht ſagen, daß die in ben 
Reglements in Betreff des Güterverkehrs aufgeftellte Regulirung 
bes Betrags des zu erjeßenden Schadens etwas Unbilliges in ſich 
trüge, da jämmtliche Eifenbahnen in ihren Reglements zugleich 
Beftimmungen aufgenommen haben, wonad) fie auf Grund befonderer 
Werthangaben im Frachtbrief und gegen Zahlung eines unbedeu- 
tenden Frachtzuſchlags den entitandenen Schaden — der [freilidy bein 
Leugnen der Gijenbahnverwaltung als richtig zn eriweifenden] Werth- 
angabe gemäß, alfo zum vollen Werthe, erjegen müffen®). 

Die erwähnte Beſchraͤnkung der Haftpflicht im Falle perfönlicher 
Verletzung erjcheint dagegen allerdings nicht billig und einer Garantie 


7) A. D. G. $ 14. Nr. 7 und 8, 

8) Beihomer 1. c. ©. 271. fagt dagegen: „Der von ben Gifenbahnvers 
waltungen erfundene Ausweg einer befondern Berfiderung durch Declaration des 
Verthes ber Güter wird ihnen nichts helfen und fie von ben allgemeinen ges 
ſetzlichen Beſtimmungen nicht dispenfiren, zumal ja dieſer Ausweg weder (?wohl: 
wieder) mit einem Opfer der Verfender verbunden ift, welches darin beficht, daß 
he einen Frachtzuſchlag gewähren müflen, welcher in den meiften Wällen vers 
geblih aufgewendet fein wirb” (!?). 
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für das Leben und die Geſundheit der auf der Eifenbahn beförberten 
Perfonen nicht entfprechend, jo lange nieht angemefjener Schadens: 
erfaß [wie beim Güterverkehr] gegen Zahlung eines Perfonengelb- 
Zuſchlages [Prämie] von ber Eifenbahn = Verwaltung gewährt 
wird. 

Die Prüfung der Frage, ob dieſe Reglements⸗Beſtimmungen 
dem Wohle der Allgemeinheit entfprechen ober nicht, ift jedoch nicht 
Sache der Rechtspflege, jondern der Geſetzgebung“). Der Richter 
fann nur das gejeßliche oder von den Partheien gewillführte Recht 
anwenden und muß daher auch die Beflimmungen der auf ordnungs⸗ 
mäßige Weiſe, regelmäßig erſt nad Zuſtimmung der Staats⸗ 
regierungen, publicirten Reglements anerkennen. — Insbeſondere 
wird er nah N. R. die allgemeinen Grundjäße der Haftung aus 
Transportverträgen nur injofern, als fie nicht durch Die Beftim- 
mungen der Betriebs⸗Reglements abgeändert find, beim Eijenbahn- 
Transport zur Anwendung bringen, und nur da die ben Umfang 
ber Schadenserſatzpflicht beſchraͤnkenden Beftimmungen der Regle 


- 9) Auch Müller 1. c. ſcheint diefer Auficht zu fein, da er die Beſtimmungen 
bes Thüringifchen Reglements, welche die Haftpflicht befchränfen, nur vom ger 
feßgeberifhen Standpunkt Eritifirt und tabelt. — Beſchorner (l. c. ©. 271) 
dagegen legt ausdrücklich den rechtsſprechenden Behörben die Verpflichtung auf 

„darauf zu fehen, daß bei öffentlichen Verkehrsanſtalten nicht eine monopelififdi 
jeder Zeit gefährliche Willkühr eintrete*, und will anerkannt wiſſen, „daß bie 
Gifenbahnverwaltungen nicht willküßrhid das beftehende Recht und Geſetz durch 
Transportbedingungen zu ihren Gunſten abändern dürfen“. 

Derſelbe ſcheint jedoch die bedeutenden Zweifel, welche ſich gegen dieſe Anficht 
erheben muͤſſen, nicht verkannt zu haben, da er die Staatsregierungen weiterhin 
auffordert „einem jeden Reglement ihre Beſtaͤtigung zu verfügen, welches bie 
erwähnten drüdenden, mit Recht und Geſetz nicht zu vereinigenden (?) Vor⸗ 
Schriften enthält, fchon deßhalb, damit die Spruchbehörden in ihrem 
inftinftmäßigen Rechts- und Billigfeitsgefühl verlegt, nicht 
in ein Dilemma verfeßt werden und auf mehr künſtlichem Wege, 
von ben Buchſtaben und dem Wortlaute ber Berträge, beren 
Gingebung niht weggeleugnet werben Kann, abſehen und zu 
Gunſten ber Berkehrsinterefienten auf mehr allgemeine Gründe des Mechte fi 
ftüßend, durchgreifen“?, wie dieſes bei mehreren der (in den Anlagen VI u. VIII) 
mitgetheilten Entſcheidungen des O. A. ©. zu Dreaben allerdings gefchehen 
fein möchte. 
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ments nicht als bindend anerkennen, wo bie gefeßliche Haftung für dolus 
ober culpa lata der Eiſenbahn⸗Verwaltung [vgl.$ 86] in Frage fteht! 9). 
Diefe Anfiht ift auch anerkannt worden von: 
1) dem Oberappellations⸗Gericht zu Darmftadt, ald Caſſationshof 
für die Rheinprovinz in einem in Seuffertd Archiv mitge- 
theilten Falle 2°); 





10) Wenn Beſchorner 1, c. ©. 265. zur Unterflüßung feiner Anfiht von 
der unbeſchraͤnkten Haftung der ifenbahn-Berwaltung in Beziehung auf Vers 
legung ober Töbtung von Berfonen anführt, daß auch in andern Staaten, 
3. 3. in England, die ausgebehntefte Entihädigungspflicht gelte, und meiter 
einen englifhen Rechtsfall mittheilt, bei welchem vom Gerichtshof ber 
Queen⸗bench die Entſchaͤdigung für einen auf einer englifchen Gifenbahn ver⸗ 
unglüdten Ehemann, von ber Jury guf 2500 Pfund neben Zahlung einer Ber 
fiherungsfumme von 1000 Pfund feftgeftellt wurde: — fo fann man doch dieſe 
Mittheilungen, wenn fle auch von allgemeinerm Interefie find, nicht wohl ale 
irgend bedeutende Argumente in Beziehung auf die rechtliche Enticheidung ber 
vorliegenden Frage anerkennen, und zwar umfoweniger, als davon, daß bie 
engliſchen Ciſenbahn⸗Geſellſchaften den Verſuch gemacht hätten, ihre Haftpflicht 
durch Autonomie zu beſchränken, durchaus nicht die Rede ift. 

11) Vgl. Seufferte Archiv, Band 10. Nr. 199. ©. 274. Der dort mitges 
theilte Rechtsfall ift folgender: Die Taunus-Eifenbahn Hatte ber gegen fie auf 
vollen Erſatz eines verloren gegangenen Collo angeftellten Klage entgegengefeßt: 

in dem Frachtbriefe fei hervorgehoben, daß die Verladung unter den Bes 
dingungen des Reglements über den Bütertransport gefchehen folle: nad 
dieſem aber erſtrecke fich die @ifenbahnverbindlichkeit nur bis zum Marimum 
von 30 fl. pro CEtr. — 

Der Kläger replicirte: Bin Vertrag liege hier nicht als erwieſen vor, indem 
zwar im gebrudten Brachtbriefe, mit welchem die Waare zum Transport übers 
geben worden, auf ein Transport-Reglement Bezug genommen worden fei, beilen 
betreffende Beſtimmungen feien aber nicht abgedrudt, auch mit dem gedruckten 
Gremplar bes Frachtbriefs nicht zugleich ein gedrudtes Exemplar des Reglements 
zugeftellt worden ; auch fei bafjelbe weder öffentlih befannt gemacht geweſen, 
noch ſelbſt mittelft Angabe des Datums oder auf fonftige Weile im Frachtbrief 
bezeichnet, jo daß nicht feftftehe, ob Kläger von bem Reglement Kenntniß gehabt 


e. 
Das Oberappellationsgericht in Darmſtadt als Caſſationshof für die Provinz 
Nheinheſſen erkannte am 14. Mai 1855 darauf (in Sachen Hölzer gegen Taunus⸗ 
Ciſenbahn): 
daß die Klage, inſoweit fie auf eine größere Entſchädigung ale 30 fl. 
pro Gentner gerichtet, al& unbegründet zu verwerfen fei, 
aus folgenden Entfcheibungsgründen: „Der Kläger kann ih auf eine angebliche 


2 Erſter Titel. Kap. 1. | Sr 


2) den höchften Preußiſchen Gerichtshöfen [in ben im SG 11 
und 43. mitzutheilenden Erfenntniffen]; 

3) dem Koͤnigl. Oberappellations⸗Gericht zu Dresden in Erfennts 
niſſen vom 31. San. 1856, 1. Det, 1856 und. 14. San. 1857, 
deren Entſcheidungsgründe nebſt denen ber betreffenden frühern 
Inſtanzen als Anlagen VI, VII und VIH. heigefügt find. 

Es Tann aud) andererſeits Teinen Zweifel leiden, daß, wie ſchon 
oben im $ 5. unter Nr. 6. nachgewieſen ift, der Transportant, 
welcher nach allgemeinen Rechtsnormen nur nach Maßgabe ber 
Grundfäße der Miethe [der Verbingung] verbindlich fein würde, 
durch ausdrüdliche Vertragsbeſtimmung die umfangreichere Verbinds 
lichkeit auf fih nehmen kann, welche nad dem Geſetze nur dem 
Schiffer und Wirthe obliegt. Wo Diefes geſchehen ift, wird das 
Rechtsverhaͤltniß immer aber noch als ein Miethvertrag, nicht als 
ein zeceptum anzuſehen, aljo bie erweiterte Verpflichtung ftreng 
[stricte] zu interpretiren fein und nicht jede geſetzliche Beftimmung 
über das receptum zur Anwendung fommen können, fondern nur 
infomweit, als fie ausdrüdlich im Vertrage übernommen wurde — 
wiewohl wieder bei zweifelhaften Ausprudsformen die der Eifen- 


Untenntniß jenes Reglemente nicht berufen, weil der Frachtbrief, wenn auch 
dazu ein gedrudtes Formular benupt wird, immerhin eine vom Verſender aus⸗ 
gehende Urkunde if, die er dem Transportanten zufellt, fo daß wenn barin 
bezüglich der Bedingungen des Transports fi) auf eine andere Urkunde bezogen 
wird und der Transportant fi fpäter darauf beziefft, dem Berfender nicht bie 
Einrede zuftehen kann, daß er die Urkunde, obgleich von ihm felbft auf fie, als 
die näheren Bedingungen bes Bertrags-Verhältniffes enthaltend hingewieſen wurde, 
nicht gekannt habe“. 

„Die Stipulationen, von denen es fi Handelt, ind nicht zu dem Zwecke 
n die Transportseglements aufgenommen, um bie Haftverbindlidhfeit aufzuheben 
und zu beichränfen, fle haben vielmehr zum Zwede: dadurch, daß für Waarens 
ballen, die von dem Verſender nicht unter Angabe des Werthes befonders vers 
fihert werden, zum Voraus im Allgemeinen der Wersh:Erfag für den Fall bes 
Berluftes feftgefept wird, für biefen Fall allen hochgefleigerten Anſprüchen und 
allen Rechtsftreiten zuvorzufommen, und dieſer Zwed fchlieft um fo weniger 
etwas Unerlaubtes und der öffentl. Ordnung oder den guten Sitten Widerſtreitendes 
in fi, als die Berfender, wenn ihre Waaren einen höheren Werth Haben, fie 
auf diefen höheren Werth verfihern können, fo baß ihnen dann im "Bell des 
Verluſtes ber volle Erſatz zu Theil wird". 
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babnverwaltung, welde die Vertrags⸗Urkunde aufleßte, und 
welcher es daher oblag, beftimmt und deutlich fich auszudrüden 
[clarius loqui], nachtheiligere Deutung anzunehmen ift. 

Uebrigens kann ich ſchon hier nicht unerwähnt lafjen, daß Die 
in den vorftehenden SS erwähnten Streitfragen: ob bei Eijenbahns 
transport-Verträgen ein receptum anzunehmen jet, oder bloſe locatio 
eonductio operis —, und ob bei Schadenderjaß-Anfprüchen die Eiſen⸗ 
bahnverwaltung den Beweis ihrer Schulblofigleit zu führen Habe, 
oder dem Erfaßverlangenden der Beweis des Werfchuldens der 
Gijenbahnverwaltung obliege, — in dem Gebiete des gemeinen Rechts, 
wenigftens für Die gewöhnlichen Fälle, nicht von großer praftifcher 
Bedeutung find, in Rüdficht auf Die von der Eifenbahnverwaltung 
in den Betrieb3-Reglements jpeciell übernommenen Verpflichtungen. 
Bol. unten Kapitel III. Abfchn. 5. beſonders $ 75. 


B. Das Eifenbapntransportgefchaft nach Preuſſtiſchem Nechte *). 
858. 
Vorbemerkung. 

Hinfihtlih der Preuſſiſchen Landestheile, in welchen das 
Breuffiiche allgem. Landrecht Geltung hat, finden die Rechtöverhält- 
niffe des Transports ihre allgemeine Grundlage, in dem eben er: 
waͤhnten Geſetzbuche, wogegen in den Gebietstheilen Preußens, in welchen 
Franzoͤſiſches Recht gilt [Rheinpreußen 2c.], die Beftimmungen des 
Code auch bei den Transportverhältniffen Anwendung fordern ’). 
Es wird daher das Transportgefchäft 

a) zunächft nad) Preuff. allgemeinen Landrecht, 
b) ſodann nad der in Rheinpreußen geltenden Franzoͤſiſchen 

Geſetzgebung entwidelt und 

©) ſchließlich unterfucht werben, inwiefern dieſe Grundſaͤtze durch 
Die neuere Gefeßgebung Preußend, insbejondere durch das 
Eifenbahngefeg vom 3. Nov. 1838 weiter gebildet worden find. 


°) Das Breuffiiche Necht wird Hier vor dem Oeſterreichiſchen abgehandelt, 
weil daſſelbe größere juriftifche Schwierigfeiten bietet. 

1) Die Srundfäge bes |.g. gemeinen Rechts in Beziehung auf diejenigen 
Dreufiichen Gebietstheile, in welchen dieſes Geltung hat, |. oben 88 5 bis 7. 
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a) Allgemeines Landrecht. 


S 8a, 
a) Allgemeine Grundſaͤtze. 

Das Preuffiſche Allgemeine Landrecht beftimmt im II. Theil 

Tit. 8: 

F 2452. Die Inhaber dffentliher Landkutſchen, welche ber 
Staat beftellt, ober beſonders privilegirt bat, um Reiſende ober 
Sachen fortzufchaffen, werden Rhedern, und Diejenigen, benen fie 
die yührung der Kutfche anvertraut haben, Schiffern gleichgeachtet. 

S 2453 und 2454. Dergleihen Landkutſcher müſſen alfo für 
alle Waaren und Sachen haften, die ihnen und ihren dazu beitellten 
Leuten zur Fortſchaffung und Ablieferung an einen gewillen Ort 

übergeben worden. Ron diefer Verbindlichkeit können fie fich, gleich 
den Rhedern, dur Abtretung des Wagens, der Pferde und 
deren Zubehör, ingleihen ver Frachtgelder befreien, wenn nicht 
ſolche Umftände vorhanden find, da eine Herrfhaft, nad Vor⸗ 
Ichrift des 1. Theile. Tit. 6. F 61 fg.?) auch für Die unerlaubten 
Handlungen ihrer Dienftleute einftehen muß. 

F 2458. Das Verhältniß zwifchen Privatfuhrleuten ıc. und 
Denjenigen, welde fte gedungen haben, ift nach den Vor—⸗ 
ſchriften bes 1. Theils. Tit. 11. Abfchnitt 8. F 869-920. zu be 
urtheilen [b. 5. nach den Vorfchriften ver Verträge über Handlungen, - 
bzw. Dienftmiethe]. 

F 2459. Dergleichen Fuhrleute müflen jeboch allen Verluſt oder 
Schaden vertreten, welchen fie, ober die von ihnen beitellten Leute, 
auch nur durch ein geringes Verſehen verurfacht haben. 

$ 2460. Beſonders müflen fie auch für Das geringfte Ver 


2) Diefe Beſtimmungen Tauten: 

$ 61. „Wer aber wiffentlich gefchehen laͤßt, daß fein Beflnde einem 
Andern einen Schaden zufüge, der wird als Theilnehmer an ber unerlaubten 
Handlung des Geſindes angejehen. 

$ 63. Für den durch Dienftboten angerichteten Feuer Schaden haftet bie 
Herrſchaft auch alsdann, wenn ihr bie Unvorfichtigfeit des Geſindes bei dem 
Gebrauche von Feuer und Licht bekannt geweſen ift, und fle daſſelbe dennoch 
beibehalten hat. 

8 64. Wenn Jemand zu einem Geſchaͤft ein dazu unt auchl ich e s Befunde 
wiſſentlich beſtellt, fo haftet er für ben Schaden, welcher einem Dritten, Bei 
Ausrichtung des Geſchaͤfts, durch bie Untüchtigkeit des Geſindes zugefuͤgt worden”. 
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fehen Baften, wenn ber Schaben oder Verluft durch mangelhafte 
Beſchaffenheit des Fuhrwerks entitanden if. 

F 2461. Yerner wenn fie wifjfentlih Waaren übernommen 
haben, bei deren Aufbewahrung und Transport, nach ihrer befonderen 
Natur und Beichaffenheit, eine vorzügliche Sorgfalt und Vorſicht 
erfordert wird und durch Verabſäumung berfelben Schaden entiteht. 

S 2462. Ferner alsdann, wenn fie noch außer der Fracht für bie 
Aufficht über die Waare eine befondere Belohnung angenommen haben. 

Das Preuffiihe Allg. Landrecht unterjcheidet alfo zwifchen 
Inhabern öffentlider Landkutſchen, welde, gleich den 
Rhedern?.), für ale Waaren haften, welde ihnen und 
ihren bazu beftellten Leuten zur Fortichaffung und Ablieferung an 
einen gewillen Drt übergeben worten find, und den Privat- 
fuhrleuten, deren Verhältnig zum Transportgeber nach den allge- 
meinen Regeln der Iäftigen Verträge [über Handlungen], welche 
zugleich die allgemeinen Vorfchriften für Dienftmiethe und Arbeit 
Berdingung enthalten, beurtheilt werben jol. 

Zwar haben die oben erwähnten von ben öffentlichen Land» 
Rutichen handelnden FF 2452— 2454 dadurch Direct ihre Geltung 
verloren, daß das Inſtitut der Land-flutfchen, welches aus der 
alten Pofteinrichtung hervorgegangen war, nicht mehr beftebt 
ſweßhalb dieſe $S in Koch, Lehrbuch des preußischen gemeinen 
Privatrehts I. Band $ 424. als gegenſtandlos bezeichnet 
werben]; allein das Charakteriftifche dieſer Land-Kutſchen, welche 
[na der auf Kurmärfifche und koͤnigl. Preußiſche Reglemente 
gegründeten Definition in Schröterd juriftiichen Abhandlungen, 
Band II. $ 205. Halle 1786] — bezeichnet werben als: 

„öffentliche zu dem Ende angenommene oder privilegirte 

Perſonen, damit fie an gewiflen feftgefebten Tagen entweder 

Leute oder Frachtgüter von einem Ort an den andern 
fahren ſollen“, 
iR offenbar bei den Eifenbahnen vorhanden, und daher wird man 
verſucht, auf Lebtere Die vorbemerkten von den Landkutfchen 
handelnden SS analog um jo mehr anzuwenden, als ein Erfenniniß 
des Geheimen Obertribunald zu Berlin vom 22 März 1846 


2a) Alfo wie ex recepto. 
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[abgebrudt in der preufflfchen Wochenfchrift für die preuſſiſchen 
Staaten von 1846 ©. 236] eine ſolche Anwendung nur davon 
abhängig zu machen jcheint, daß der Fuhrmann vom Staate beftellt 
oder bejonders privilegirt worden et. 

Dagegen Spricht fi) ein Erfenntniß des Oberappellations- 
Senats des Kammergerichts zu Berlin vom 19. Auguft 1845 °) dahin 
aus, daß „dergleichen Fuhrleute, wie fie der 8.2452 des Allges 
„meinen ER. erwähnt, jeit der Einführung der Gewerbefreiheit 
„nicht mehr egiftiren können“. | 

Auch tritt einer folden analogen Anwendung wohl der $ 5. der 
Einleitung des Allgemeinen-Landrecht3 entgegen, welcher fagt: 

„Die von dem Landeöherrn in einzelnen Fällen, oder in 
Anfehung einzelner Gegenflände getroffenen Ber: 
ordnungen können in anderen Fällen, ober bei anderen 
Gegenftänden, als Gefege nicht angefehen werben )“. 

Daher muß, gemäß obigem $ 2458, das Rechtsverhaͤltniß ber 
Gifenbahnen als Transportanten im Allgemeinen unter die Bes 
ftimmungen der FF 869920 des von den allgemeinen Grunbs 
äßen der Verträge [wodurh Sachen gegen Handlungen ober 
Handlungen gegen Handlungen verfprochen werden] handelnden 
Abſchnitts 8. des Tit. 11. Thl. I. des Allgemeinen Landrechts 
fubfumirt werden, jo daß aljo das DVertragd:Verhältniß zwijchen 
den Eifenbabnverwaltungen und den die Gijeubahn benußenden 
Perſonen als ein Dienftmiethvertrag zu betrachten ift°), oder |pecieller 
gejagt die Eiſenbahnen ald Privat-Zuhrleute zu behandeln find. 

3) Vgl. Alcher. Zum Recht der Frachtfuhrleute 20. Berlin 1847. - 

4) Wenn auch dieſer $ zunaͤchſt nur von landesherrlihen BO. fpricht, fe 
wird man in demfelben doch auch den allgemeinen Rechtsſatz bes gem. Rechts, 
baß jura singularia nicht analog angewendet werben follen, finden fönnen. Men 
wird die Rechtsverhältniffe der Landkutſchen, welche eben fo jehr als ein finguläres 
Mechtsinftitut erfcheinen als ihr Vorbild: das receptum der Schiffer im RR., 
gewiß ebenfowenig auf ähnliche Berhältniffe anwenden dürfen, ale das receptum. 

5) Daß nah dem Pr. A. 2. R. auf Privatfuhrleute nicht die Grundfähe 
bes receptum, "fondern ber locat. conductio anzuwenden find, vgl. Gett, 
Praktiſche Brörterungen Erlangen 1845. ©. 124. und Gaticheidung der 
Geſegcommiſſion vom 9. März 1783 in Klein, Annalen I. ©. 76 fg. 
Es ericheint zwar etwas fonderbar, daß danach gerade die von WBerträgen 
mit gedungenen Handarbeitern und Tagelöhnern handelnden SE 895— 
920, auf die Eiſenbahnen Anwendung finden follen, allein für den Verkehr 
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+ Das Nechtöverhältniß der Privatfuhrleute nach dem all. 
gemeinen Preuſſiſchen Landrechte if, wie es in Koch °), Lehrbuch 
bes preuffifchen gemeinen Privatrehtd 1. Band $ 414. fi dar⸗ 
geftellt findet, Folgendes: 
„PBrivatfuhrleute werben im Allgemeimen nad) der Regel von Bere 
trägen über Handlungen beurtheilt, und Privatfuhrmann ift in dieſem 
Sinne Jeder, welcher den Transport von Sachen gegen Lohn über: 
nimmt [Präjudiz des Obertribunal8 vom 14. Novbr. 1845]. Beſondere 
Srundfähe find: 

a) Der Fuhrmann hafter für allen Verluſt oder Schaden aus 
einem von ihm ober feinen Leuten begangenen au nur 
geringen Berjehen. 

b) Auch für das geringfte Verfehen muß er haften: wenn ber 
Schaden uber Berluft durch mangelhafte Befchaffenheit bes 
Fuhrwerks entjtanden ift, wenn er wiſſentlich Waaren über: 
nommen bat, welche bei der Aufbewahrung oder Fortſchaffung 
eine vorzügliche Sorgfalt oder Vorficht erfordern, und durch 
deren Verfäumung diefelben bejchäbigt worden; wenn er noch 
außer ber Fracht für die Auflicht über die Waaren eine be- 
fondere Belohnung erhalten hat [A.L. R. II. $ 2460 — 2462]. 

eo) Die Abrede, daß der Fuhrmann wegen Befhädigung 
nicht hafte, bezieht fich nur auf den Schaden aus einem 
Verſehen; bezüglich auf vorſätzliche Beſchädigung ift fie 

nichtig. $ 115). 


würde, wenn man bie Gifenbahnen ale Landkutſchen zu behandeln hätte, die 
alsdann mögliche Anwendung des citirten F 2454, wonach der Schadenserſatz⸗ 
pflicht durch blofe Abtretung des betreffenden Transport-Apparats genügt werben 
könnte, in einzelnen Wällen ebenfo bedenklich werden. 

6) Wenn ich mir bier erlaube, die Daritellung eines als bedeutende Autorität 
anerfannten Breuffifchen Juriften mitzutheilen, welche in ber Preußiſchen 
Braris dem Geſetzesrecht faſt gleich geachtet wird, fo gefchieht ed aus dem Grunde, 
weil ich es für ein thörichte® Unternehmen halten würde, eine ſpecifiſch particuläre 
Rechtematerie felbfiftändig bebandeln zu wollen, wo biefed von competenter 
Seite — durch einen Fach-Juriſten des betreffenden Landes — bereits gefchehen 
if. — Ebenſo werde ich bei der Darftellung des Transportvertrags nach Inhalt 
der übrigen deutſchen Particularrechte die anerfannt tüchtigften Commentatoren, 
und Compilatoren des betreffenden Landes⸗Rechts womöglich felbft reden Lafien. 

7) Zu bemerken ift übrigens, daß unter Verfehen in der Preußifchen 
Braris nur die culpa levis des Roͤm. Rechts verftanden wird; Hinfichtlich der 
Haftang für die dem dolas gleichitehende culpa lata vgl. den naͤchſten $. 


Griter Titel. Kap. L [$ 8. 


d) Der Fuhrmann darf die geladenen Güter ohne Einwilligung 
des DBefrachter8 unterwegs nicht einem Anderen zur Weiter- 
beförderung überliefern, fonft haftet er für deſſen Handlungen 
[a. 2. R. 11. $ 2458. verb. mit J. I. $ 900]. — Für Zufall, 
3. B. Brandſchaden, haftet er auch in dieſem Falle nicht [Ent- 
fheidvung des Obertribunal® Bd. X. ©. 370]. 

e) Er Haftet für die Ankunft der Fracht in der beitimmten Zeit 
und für den in Folge des Verſäumung entitehenden Schaden, 
wenn er nicht durch von ihm zu beweifende höhere Gewalt 
[Zufall, vis major] einzutreffen verhindert worden ift [Diefer 
Sat folgt aus den Regeln von der mora]. Der für den Fall 
der verfpäteten Ankunft feitgefekte Verluſt ver Fracht ift nach 
den Regeln der Gonventional-Strafe wegen Zögerung zu be 
urtheilen; der in Folge der Zögerung durch Merberben ver 
Waare oder ſonſt entftandene Schaden muß außerdem erſetzt 
werden [A. 2. R. I. 5. $ 295]. 

f) Der Fuhrmann hat wegen der Fracht, Zollgelver und anderen 
Auslagen von dem Empfange der Ladung an [nicht erſt vom 
Beginn des Transports an] ein Pfandrecht an den überbrachten 
Waaren [%. ©. O. 1.50. $ 383. WUR.I.8&$ 1722 
—1725. Glücks Erläuterung ber. Pandeften Bd. IX. ©. 216) 
und auch eine perfönliche Klage gegen ben bezeichneten 
Empfänger [A. L. R. IL 8. 6 1726) aus dem ihm von ſelbſt 
übertragenen Rechte des Abſenders, ober wenn biejer nach dem 
zwifchen Beiden beſtehenden Verhältniffe fein Recht hat, aus 
dem Neal-Gontracte do [nämlich des Pfandes] ut des, wenn 
der Fuhrmann die Waaren unter Einfordberung und in Gr 
wartung der Zahlung ber Fracht abliefert, weil in dieſem Falle 
ber Addreſſat, wenn er die Bedingung nicht erfüllen will, bie 
Sachen nicht annehmen muß. Im Fall der Nichtannahme Kat 
der Yuhrmann feine Klage gegen den Befrachter. Liefert ex 
im eriten Falle die Wanren ohne Zahlung der Fracht aus, ſo 
fann er als ein fchlechter Gefchäftsbeforger fih nicht an ben 
Befrachter zurüdwenben, fondern nut an ben Empfänger halten. 
[Der Abfender, welcher den Fuhrmann wegen Frachtlohns an 
den Empfänger weift, will, daß bie Waare nur gegen Be 
zahlung abgeliefert werde]. 
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Sy. 
2) Ob und in wiefern find Abänderungen biefer Beflimmungen des Breuffifchen 
Allgem. Landrechts durch Privatautonomie zuläfiig ? 

Es fragt ſich nun weiter: in wiefern e8 nad) den Allgemeinen 
Landrechte zuläffig fei, an den im vorheraehenden $ erwähnten 
gefeglichen Beftimmungen dieſes Landrechts Durch Privat-Willkür 
Etwas zu ändern, — welche Frage infofern von Wichtigkeit ift, als 
in den Betrieb-Reglements der Preuffiichen Bahnen jene gejehliche 
Haftpflicht der Bahnverwaltungen mehrfach zu beſchraͤnken verfucht if. 

Es kommen hierbei folgende Beftinmungen des Allgemeinen 
Landrechts in Betracht: 

a) $ 283 des 65. Titels I. Buches [von Vertraͤgen] 
„Auch fteht den Gontrahenten frei, die Grade des Ber- 
ſehens, zu welchen fie ſich gegenfeitig verpflichten wollen, 
in dem Bertrag anders zu beſtimmen“ 2). 


ii — — 





8) Zur Grlaͤuterung dieſes $ ift es nöthig, die vorausgehenden, vom Ders 
feben bei Verträgen handelnden 65 277—82. zu fennen, welche fagen: 

„8 277. Wer bei Erfüllung eines Bertrages ein grobes Verſehen ſich zu 
Schulden fommen läßt, ift in allen Fällen zum Schadenserfaß verbunden. 

8 278. Haben beide Theile unmittelbar aus dem Bertrage felbft Vortheile 
gu erwarten, jo find beide auch aus. einem mäßigen Verſehen wechſelſeitig 
verpflichtet. 

$ 279. Hat nur Ein Theil aus dem Vertrage ſelbſt Vortheil zu erwarten, 
fo if er auch für ein geringes Verſehen zu haften ſchuldig. 
$ 280. Wer aus dem Bertrage gar feinen unmittelbaren Nuben zu Hoffen 
Bat, bleibt nur für fein grobes Verſehen verantwortlich. 

$ 281. Wer eine Handlung übernommen hat, welche befondere Sad = oder 
Kunftkenntnifje vorausfeht, muß bei Erfüllung der übernommenen Verbindlichfeit 
auch das geringfte Verſehen vertreten. 

8 282. In wicfern biefe Regeln bei einzelnen Verträgen Ausnahmen leiden, 
iR gehörigen Orts feſtgeſetzt“. — 

Wenn auch nad dem Wortlaut bes 5 283. es Manchem nicht unzweifelhaft 
erſcheinen dürfte, ob das Preuſſ. A. L. N. eine Ausfchliegung der Haftung für culpa 
jeta als unzuläfiig Hinftelle, fo möchte doch aus dem Zuſammenhange bes 
5283. mit vorſtehenden 65 277—82. fich ergeben, daß der Geſetzgeber nicht die Abficht 
gehabt hat, im erflern $ bie römifchredhtlichen Srundfüße der Haftung für grobes 
Berfchulden abzuändern, um foweniger als in den unter Anm. 9. mitgetheilten 
—— bie culpa lata dem dolus, ganz wie im R. R, überall gleichge⸗ 

ellt wird. 


Koch, Giſenbahnen. II. 4 


50 Eriter Titel. Rap. 1. [S 9. 


b) $ 60. des 5, Titels des 1. Buches [über Verträge] 
„DBerträge über unerlaubte Handlungen gelten ebenſo— 
wenig, wie über unmögliche”. 

c) 8 285 des 5. Titeld [von Verträgen] und die SS 10. 11. 
18. 29 und 85 des 6. Titeld des I. Buches [von uner- 
laubten Handlungen], weldye Das grobe Verſehen dem 
Vorſatze gleichitellen ). 

Zur vergleichen hiermit iſt $ 115, von Koch, Lehrbuch des Preuß. gem. 

Privat⸗Rechts, wo e8 heißt: Unerlaubt ift Alles, was gegen das 

öffentliche Ssnterefje [l. 38 de pactis I., 14] oder gegen Die guten 

Sitten verftößt [1.26. D. de verb. obl. 45, 120)], dahin gehören z. B. 

a) ausdrüdlicy verbotene Handlungen, injofern nicht von dem 
Verbotsgeſetz Dispenfation verlangt werden kann [A. 2. R. 
.2.$6.T 211) A. L. R. J. 5. 8 68:2) L 35.8 1. D. 
45, 113). 


9) 5 285: Wer bei Abſchließung oder Erfüllung des Vertrages feine Pflichten 
vorfäplih, oder aus grobem Verfehen, verlegt hat, muß dem andern 
fein ganzes Intereſſe vergüten; wogegen es in.$ 288. beißt: Im Kalle eines 
mäßigen oder geringen Verſehens barf in der Regel nur der wirkliche Schaben 
erſetzt werben. Vgl. auch 5 321 deſſelben Titels. 

& 11: Eben dazu ($ 10. fagt: wer einen Andern aus Borfaß oder grobem 
Verſehen beleidigt, muß demfelben vollfländige Genugthuung gewähren), if 
auch der verhaftet, welcher eine dem Andern fchuldige Pflicht aus Vorſatz oder 
groben Verſehen unterläßt und dadurch demfelben Schaden verurfadht; wogegen 
es in $ 12. Heißt: Wer nur aus mäßigem Derfehen den‘ Andern durch eine 
Handlung oder Unterlafjung beleidigt, der haftet nur für den daraus entflandenen 
wirklichen Schaden. 

$ 85. (Bei Beſchaͤdigungen an Sachen): Iſt der Schade aus Vorſatz oder 
groben Verſehen zugefügt worden, fo muß der höchſte Werth ıc. vergütet werben; 
dugegen $ 88 eod.: Iſt der Schade durch ein mäßiges oder geringes Verſehen 
entftanden, fo darf nur der ıc. gemeine Werth erfeßt werden. 

10) „Generaliter novimus , turpes stipulationes nullius esse momenti“. 

11) „Zu Handlungen, welche die Geſetze verbieten, Tann durch Willens⸗ 
erflärungen Niemand verpflichtet oder berechtigt werben; auch nicht zu Handlungen, 
welche die Ehrbarkeit beleidigen“. 

12) „Verträge über unerlaubte Handlımgen gelten ebenfowenig, ale über 
unmögliche”. 

13) „Item quod leges fieri prohibent — cessat obligatio“. 
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b) Handlungen gegen bie Ehrbarkeit, WER. 1.4. 87.1) 
und I. 16. $ 20615), $ 24, J. de inst. act. 3, 20'°)”]. 
Die obige Frage kann nach dieſen Geſetzſtellen demnach nur 

dahin Beantwortet werden: 

Da Alles, was das Geſetz nicht ausſchließt, Gegenftand einer 
Uebereintunft fein Tann, jo dürfen Abänderungen ber gegen: 
feitigen Verpflichtungen beim Vertrage fiber ben Transport auf 
Eifenbahnen — jelbft Ausſchließung der Erjaßpflicht der Eifen- 
bahnverwaltung für verloren gegangenes, vernichteteS ober 
beichädigted Transportgut —, ausbedungen werden, mit der 
alleinigen Ausnahme, daß die Nichthaftung für einen durch 
dolus, oder culpa Jata der Eijenbahnverwaltung entftaudenen 
Schaden auszubetingen unzuläjfig iſt 27). 


14) Auch aichtzu Handlungen, welchedie Ehrbarkeit beleidigen“. 

15) „Sin Gleiches (nämlich Zurüdforderung deſſen, was zu einen uner⸗ 
laubten Zwede gegeben worden durch den Fiskus) gilt von dem, was zu 
einem wider die Ehrbarkeit laufenden Zwede gegeben worden; falls ber 
Zweck und das Berwerfliche befjelben au dem Empfänger befannt war”, 

16) „Quod turpi ex causa promissum est veluti si quis homicidium vel 
wecrilegium se facturum promittat, non valet“, 

17) Ob in der Preuffiichen Praris dem Schadenserjaß fordernden Transports 
geber wirklich der Beweis eines Verſchuldens bes Transportanten zugemmuthet wird, 
wie Die Anficht von Beſſel⸗-Kühlw. 1. c. ©.210. iſt „da Feine gejeßliche Praͤſumtion 
des Verſchuldens durch das allgemeine Landrecht eingeführt” fei, hat von mir nicht 
fegeftellt werden können. — Bür die Nichtigkeit diefer Anficht ließe ſich wohl ber 
Umfand anführen, baß das Breufl. Allgem. Landrecht noch unter dem Einfluſſe jener 
dlteren Theorie des vorigen Sahrhunderts, welche dem Schadenserſatz⸗Fordernden, 
auch wenn er ex contractu flagt, den Beweis des Berfchuldens feines Gegners 
(vgl. $ 7) auferlegte, geichrieben wurde. — Auch Bornemann: Syſtematiſche 
Darftellung des Preuſſ. Civilrechts Bd. II. S. 320. fcheint der Beſſelſchen 
Unficht zu fein, da er jagt: „Anlangend die Beweislaft, fo kann fich der Ber: 
Wichtete gegen die Klage auf Erfüllung nur durch ben Ginwand ſchützen, daß 
die Srfüllung (von Anfang an unmöglich gewefen, oder) nach dem Abſchluß des 
Vertrages unmöglich geworden ſei. Dies zu bemweifen, Liegt ihm ob, dann aber 
muß der Kläger bie vertretbare Schuld ded Berflagten nachweiſen (bei einer von 
Anfang vorhanden gewefenen Unmöglichkeit, mithin, daß dieſelbe dem Verklagten 
belannt geweſen fei oder bei gehöriger Aufmerfiamfeit nicht unbekannt hätte 
bleiben fönnen; bei einer fpäter eingetretenen Unmöglichfeit) daß diefelbe durch 
eine Verſchuldung bes Verflagten herbeigeführt ſei. Es verſteht fid) von ſelbſt, 
daß es diefes Beweiſes nicht bedarf, wenn aus der Darftellung des Verklagten 
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ec) Rheiniſches Recht (Code Napoleon). 
S 10. 
«) Allgemeine Grundſaͤtze. 

Das Franzöfiiche Civilgeſetzbuch führt im 8. Titel des 3, Buchs 
von den Mietbceontracten im 3. Kap. als Miethvertrag von 
Arbeit und Dienften den Vertrag mit Yandfuhrlenten und 
Schiffern auf, und beftimmt dabei: 

Art. 1782. „Landfuhrleute und Schiffer find in Ruͤckſicht der 
Aufbewahrung und Erhaltung der ihnen anvertrauten Sachen den 
nämlichen Verbinblichfeiten wie die Gajtwirthe, von Denen im 
Titel: von dem Niederlegungsvertrage und der Sequeitration 
gehandelt wird, unterworfen 1). 





bie Verſchuldung deſſelben fchon erhellt“. Koch, das Recht der Forderungen 
nah gem. und preufj. R. Bd. I. 296. dagegen fagt: „Bei obligatorifchen Ber: 
hältniffen gefaltet fi die Sache (der Beweis der culpa) gewöhnlich fo, daß 
ber Beflagte feine Schuldlofigfeit ercipirt und daher diefelbe beweifen muß, um 
fih von der Gontraftsflage frei zu machen. — Mer für jedes Berfehen aufs 
fommen muß, bat ben Zufall, wenn er fich darauf beruft, zu beweiſen. A. L. N. 
I. 21. 6 253. II. 8. $ 447. 1916. 2459. L 7. $ 2310. 211. — Haftet ber 
Beklagte nicht für jedes Berfehen, fo excipirt er blos das Ereigniß, wodurch 
die Erfüllung unmöglich geworden und ber Kläger muß dann replicando bes 
baupten und beweifen, daß babei eine foldhe culpa des Verklagten concurrirt, 
welche nach der Natur des Geſchaͤfts von ihm vertreten werben muß. Sicher, 
Breufiens kaufmänniiches Recht Breslau 1856. S. 242 (welches Buch mir er 
jetzt während des Druds zur Hand fommt), hält die Grunbfäge des A. 2. N. 
1. 14. $$ 26—28. über den Berwahrungsvertrag (wonach ber Verwahrer 
den ihm anvertrauten Gegenftand in dem Zuftande, in welchem er denſelben 
erhalten hat, zurücliefern, ober den Nachweis führen muß, daß die Beſchaͤ⸗ 
digung, bzw. ber Verluſt, durch Zufall entftanden fei), auf den Wanrentranspert 
für anwendbar und legt in Kolge deſſen dem Frachtführer den Beweis des Zufalls 
auf. — Fiſcher behandelt S.271—76 auch kurz die R. Verh. der Gifenbahnen. 
1) Die betreffenden Artifel diefes Titels ‚Lauten: 

Art. 1952. Wirthe großer oder Keiner Gaſthaͤuſer find ale Verwahrer 
für die Sachen verantwortlich, welche ber bei ihnen einfehrende Meifende mit 
gebracht hat. Das Einbringen folder Sachen wird einer im Nothfalle gefchehenen 
Niederlegung gleichgeachtet. 

Art. 1953. Sie müflen für die Entwendung ober Beſchädigung 
der Sachen des Neifenden einftehen, «8 mag nun durch das Befinde oder 
burh Fremde, bie im Gaftääfe auss und eingehen, die Entwendung ge 
ſchehen oder ber Schaden verurfadht worden fein. 

Art. 1954. Sie haften aber nicht für die mit gewaffneter Hand 
verübten ober ſonſtigen gewaltfamen Diebftähle 
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Art. 1783. Ste haften nicht nur für dasjenige, was fie in 
ihr Schiff oder Fuhrwerk fchon aufgenommen haben, ſondern auch 
für dasjenige, wa8 ihnen im Hafen ober an bem zur Nieberlage 
dienenden Orte übergeben worden iſt, um auf ihr Schiff oder Fuhr⸗ 
wer? geladen zu werben. 

Art. 1784. Sie haften für den Verluft und die Beſchädigung 
ber ihnen anvertrauten Sachen, wenn fie nicht beweifen, daß 
biefelben durch bloßen Zufall oder unabwenbbare Gewalt 
verloren oder beſchädigt worden find. 

Art. 1785. Die Unternehmer öffentlicher Reiſewagen und 
Schiffe, wie auch die der öffentlichen Frachtwagen, müfjen darüber, 
was fie an Geld, Sachen und Pädereien aufnehmen, ein Negijter 
führen. 

Art. 1786. Die Unternehmer und Auffeber öffentlicher 
Reife und Frachtfuhrwagen, fowie die Gigenthümer der Wagen 
und Schiffe, find überdem befonderen Verordnungen, welche 
zwifchen ihnen und den übrigen Staatsbürgern zur Entſcheidungs⸗ 
norm dienen, unterworfen”. 

Die Beftimmungen diejer Artikel find, wie auch Malleville in 
feinem Gommentar zum Art. 1783 und 1784. des Code bemerkt, beinah 
wörtlich aus dem Römischen Rechte und zwar aus dem Pandelten- 
titel: naulae, caupones etc. entnommen, jo namentlich: 

Art. 1783 aus 1. 3. pr. D. (A, 9), wofelbit e8 heißt: 

eliam si nondum sint res in navem receptae, sed in liltore 

perierint, qnas semel recepit, periculum ad eum pertinere; 

Art. 1784 aus L 5 und J 3. D. (4, 9), welde jagt: 

naulae custodiae nomine tenenlur — non tamen si naufragio, vi 

pirstorum, vi majore etc. 

Sotann aber Hat der Art. 103. bes Franzoͤſiſchen Handels⸗ 
geſetzbuchs Die Beftimmung: 

„Der Fuhrmann haftet für den Verluft an ben transportirten 

Sachen, außer dem Falle der vis major, er haftet für bie Ver- 

fehlechterungen, welche nicht von einem eigenem Fehler ber 

Sache ober von einer vis major herrühren”. 

Der Commentaire sur le code de commerce par Delaporte 
(Paris 1808) macht zu biefem und zu dem folgenden Art. 104, welcher 
nur für den Kall einer Verfpätung bes Transports durch vis major 
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Entjhädigung wegen dieſer Veripätung ausjchließt, feine weitere 
Bemerkung als: 

„Ces deux articles, qui n’offrent aucune difficult& et ne donnent 
lion à aucun doute, ne demandent aueune explication”; 
während er zu dem Art. 98, welcher von Gommijfionären handelt 

und Hinfichtlich eines folchen beftimmt: 
„il est garant des avaries ou pertes des marchandises et dffets, 
s’il n’y a stipulation contraire dans la lettre de voiture ou force 
majeure“, 

bemerkt: 
„ıl est toujours garant de ha perte, à moins qu ’ele ne soit la’ 
suite d’une forge mejeure, qu’il n’a pas &t& possible d’eviter et 
dument constatee. A l’e&gard des avaries, il n’est garant, que 
de celles, qui proviennent de son fait ou celui des voituriers. 
Celles, qui sont la suite de l’emballage ou de l’intemperie des 
saisons, ne sont point à sa charge“. 


11. 

4) Mänderungen ber — bes Code durch Autonomie. 

Die Frage, ob das Franzoͤſiſche Recht Erweiterungen oder 
Beſchraͤnkungen der im vorigen $ erwähnten Verpfligtungen der 
Fuhrleute und Schiffer durch Privatwilllühr zuläßt, ift jehr be 
ftritten. — In den Franzöfiihen Gerichtshöäfen befteht von jeher der 
Geiſt einer ungemefjenen Strenge gegen die Fuhrherrn (Zachariä, 
Handbuch des franzsfiichen Civilrechts Bd. IL S. 340. Rote 3), 
So ift ſelbſt, zufolge Sirey: Jurisprudence de la cour de cassation 
Vol. I. 196, die Frage: | 

ob der Unternehmer eines öffentlichen Wagens auch für bie 
Sachen ftehen müfle, welche ein Reijender bei fich habe, 
ohne fie an den Unternehmer oder deſſen Leute abgegeben 
zu haben, 
ungeachtet fie in den Staatsraths⸗Discuſfionen gu: dem Art. 1783 
beftimmt verneint worden war, von den Gerichten dennoch bes 
jahend entjchieden worden. Auch führt die Blancharb’fche Ausgabe 
bed Malleville'jchen Commentars über den Code Napoleon zu Art. 
1784, mehrere Erkenutniſſe franzöflicher Berichte an, welche Fuhr⸗ 
bern zum Erſatz von Beichäbigungen verurtbeilen, ungeachtet bie 
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Kiften, worin die beſchaͤdigten Sachen fich befanden, Außerlich Feine 
Beihädigung wahrnehmen Liegen, alſo die Beihädigung des darin 
enthaltenen Berbrechlichen Durch jchlechte Verpadung verurjacht fein 
fonnte, und ungeachtet fich in dem ausgeftellten Frachtbrief Die 
Klaufel befand, daß für das Zerbrechen zerbrechlicher Sachen nicht 
gehaftet werde. 

Es wird ein doppelter Grund Diejer ftrengen Praxis angeführt, 
nämlich: 

1) daß der Artikel 6. des Code Civil. beftimme: 

„Bon folchen Gefehen, welche auf Die Erhaltung der öffentlichen 
Ordnung und der guten Sitten abzweden, können durch Privat: 
verträge feine Mbänderungen begründet werben”, 
und daß ed gegen Die öffentliche Ordnung und gegen die gute Sitte 
jei, wenn der Fuhrherr von der Verpflichtung, welche er nad) 
dem Geſetze zu tragen babe, bei Abfchließung des Transport: 
vertrags fid) Ausnahmen ausbebingen wolle; 

2) daß der Art. 98. des Code de commerce bei Eommiffionairen 
allerdingd zwar den Vorbehalt einer Verringerung der gejeß- 
lichen Verbindlichkeit defjelben [in den Worten s’il n’y a stipu- 
lation contraire dans la lettre de volture] geftatte, die Statt- 
baftigfeit eined joldyen Vorbehalts aber in dem Art. 103. bei 
ter Verbindlichkeit des Fuhrmanns nicht erwähnt fei, und 
hieraus der Wille des Gefehgeberd, beim Fuhrmann einen 
ſolchen Vorbehalt nicht zu geftatten, zu entnehmen fei,, hier: 
durch auch zugleich der Grund unter 1. betätigt werde, 

Allein 
Bu 1. Der Art. 6. des Code fagt: 
„On ne peut deroger, par des conventionus parliculieres aux 
lois, qui interessent l’ordre public et les bonnes moeurs“. 
Das Verhältniß der Gefee zur Autonomie der Privaten wird 
damit durch wörtliche Wiederholung des Sabes des R. R. in 
l. 45. $ 1. D. de regulis juris: 
„privatorum conventio juri publico non derogat“, 
und der c. 6. C. de paciis: 
„pacta, quae contra leges conslitulionesque vel contra bonos 
mores sunt, nullam vim habere indubitali juris est“, 
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feftgeftellt; daſſelbe R. M. erklärt ja aber in1.7. D. nautae etc. 
beftimmt: 

daß der beim Eingehen des Vertrags geftellte Vorbehalt 

eines Schiffers, für Teinen Schaden zu haften, weber gegen 

die öffentliche Orbnung, noch gegen Die guten Sitten jet; 
giebt aljo damit Die ficherfte Interpretation jener 1. 45. D. de 
regulis juris, und der 1. 6. C. de pactis, und fomit auch jenes 
Artikels 6, fowie folgeweife au) der Art. 1133 und 1172 
des Code Napoleon. 

Bu 2. Die allgemeinen Örundfäbe des Code Civil über 
Verträge find unzweifelhaft auch auf den Code de commerce 
anwendbar; und nach jenen allgemeinen Grundfäßen ift, wie 
unter 1. gezeigt worden, der fraglicdhe Vorbehalt ftatthaft. 
Daß in dem Artikel 103. des 3. Abfchnittes des Tit.6. Bud) 1. 
des Code de commerce nicht ausdrüdlich, wie im Artikel 98. 
des 2. Abjchnittes des Tit.6. Buch 1. des Code de commerce 
bei den Transport⸗Commiſfionaͤren gefhehen, die Statthaftig- 
keit einer anderen Verabredung erwähnt iſt, — ſchließt Diefelbe 
eben jo wenig aus, ald daraus, daß im Artifel 92, des erſten 
Abjchnitts des Tit. 6. Buch 1. des Code de commerce bei den 
Rechten und Pflichten der Sommilflonärd im Allgemeinen, 
die Zuläffigfeit von Fontraftlicher Aenderung diefer Rechte und 
Pflichten, unerwähnt gelafjen ift, Dielinftatthaftigfeit folcher Ton« 
traktlichen Aenderungen im Allgemeinen behauptet werden könnte, 

Auch haben fich Diefem gemäß folgende Erkenntniſſe der Köchften?) 
Preuſſiſchen Gerichtshöfe ausgejprochen : 

1) Der Rheinifche Appellationsgerishtshof in der Sache Göln- 
Mindener-Eifenbahn gegen Jongen und Milchſack hat in einem 
Urtheile vom 10. December 1849 ausgeſprochen, daß ſowohl 
nach gemeinem als auch nad) preuffiichem und insbeſondere 
nach Dem rheinifch-preuffiichen Nechte die Klauſel: 


2) Es iftinterefiant, daß in den nachfolgend erwähnten Mechtsfällen bie Handels⸗ 
gerichte (vor dem Jahre 1852) flets die ber Gifenbahnverwaltung nadhtheilige 
Anſicht verfolgt und die Klaufel, daß außer dem Halle befonderer Berficherung 
der Werth; eines abhanden gefommenen oder beſchädigten Guts nur zu 20 Rihl. 
pro Gentner anzunehnten fei, für ungültig erflärt hatten. 
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daß, den Kal bejonderer Verfiherung ausgenommen, bet 
der Entfhädigung für vernichtete oder abhanden gefommene 
Güter, der Werth von 1 Etr. nie höher ald 20 Rthl. an⸗ 
genommen werde, 
volle rechtliche Wirkſamkeit habe, dahingegen die durch WVer- 
trag geſchehene Ausſchließung der Haftbarfeit für perjönliche 
Arglift (dolus) und die derſelben gleichitehende grobe Ver- 
ſchuldung, den guten Sitten wiberftreite, und demnach 
ungültig jei, 
aus folgenden Entſcheidungsgruͤnden: 

„In Erwägung, Daß von dem appellatifchen Handlungshaufe 
thatfächlich nicht bejtritten wird, Daß ber Frachtbrief, womit e8 die 
Verfendung des hier in Rebe ftehenden Waarenballens begleitet, in 
einem, mit der obigen Clauſel verjehenen, von ihm ausgefüllten und 
unterzeichneten Yormulare der Geſellſchaft beitanden habe; 

in Erwägung, Daß hiernach anzunehmen it, Daß fih das 
appellantifche Handlungshaus [der Verfender] ven Bedingungen des 
Reglements unterworfen habe, und ſomit ein Vertrag vorliege, Durch 
welchen die gejeßlichen Beltimmungen über den Umfang der Ber: 
pflichtungen des Frachtführers abgeändert worden find, und in Folge 
deſſen die Eifenbahngefellfchaft, welche ihre Erſatzpflichtigkeit rückſichtlich 
des abhanden gefommenen Ballen im Allgemeinen nicht mehr be= 
flreitet, Dafür nur eine Gntfehädigung von 20 Thalern pro Gentner 
zu leilten haben würde; 

in Erwägung, daß auch eine Derartige Modification der 
gefeglichen Beitimmungen mit dem eriten Richter für unverbindlich 
nicht zu erachten iſt; 

in Erwägung, Daß im Allgemeinen die Partheien in ihren 
Privatverträgen nur in fo weit beſchränkt find, daß ihre Ver⸗ 
einbarungen weder der öffentlihen Ordnung, noch dem ver- 
bietenden Geſetze, noch den guten Sitten zuwider laufen 
dürfen [Art. 11333), Art. 11724), Art. 6°) des franzöſiſchen 
bürgerlichen Geſetzbuchs]; 





3) Art. 1133: Der Grund der Verbindlichkeit ift unerlaubt, wenn er don 
dem Geſetze verboten, wenn er der guten Sitte oder der öffentlichen Ordnung 
wunder if. 

4) Art. 1172. Jede Bedingung, deren Gegenfand unmöglich, den guten 
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daß das Vertrags⸗Verhaͤltniß zwiſchen dem Befrachter und Fracht⸗ 
führer an ſich mit der öffentlichen Ordnung nichts gemein hat; 

daß auch kein Geſetz verbietet, dieſes Verhaͤltniß in einer andern 
Weiſe zu reguliren, als dies vom Geſetzgeber ſelbſt geſchehen iſt; 

daß es zwar ohne Verſtoß gegen die guten Sitten keiner 
Parthei erlaubt ſein kann, im Wege des Vertrags die 
Haftbarkeit für ihre perſönliche Argliſt (lolus) auszuſchließen, 
daß es aber den guten Sitten nicht widerſtrebt, darüber Verein— 
barung zu treffen, in wie weit man bei einem Vertragsverhältniſſe 
aus einem etwaigen Verſchulden zu haften habe, weil auch der Beſſere 
der Uebereilung, Sorgloſigkeit md Unachtſamkeit fähig iſt, 
und es ihm daher auch erlaubt fein muß, ſich Durch beſondere Ueber⸗ 
einfunft gegen bie daraus Heruorgehenden Folgen zu ſchützen; 

daß dies im Nömifchen Rechte, welches gleich dem Bürger: 
fihen Geſetzbuche die Beſtimmung enthält, daß Durch Privatverträge 
die Gefeße, welche Die öffentliche Drdnung oder bie guten Sitten 
betreffen, nicht verändert werben koͤnnen, ausdrüdfich anerkannt ift; 

fr. 1. $ 6. 7. 10. Dig. (16, 3), 
fr. 23. Dig. (50, 17) | 

und auch das bürgerliche Geſetzbuch feine Uebereinſtimmung bier: 
mit an verfchtebenen Stelfen nicht undeutlich an den Tag gelegt Hat, 
vgl. z. B. Art. 1627°), 1628”), 1928°); 


Sitten zuwider oder durch das Geſetz verboten ift, iſt nichtig, und macht auch 
den davon abhängigen Vertrag ungültig. 

5) Art. 6: Bon ſolchen Geſetzen, welche auf Grhaltung ver öffentlichen 
Ordnung und ber guten Sitten abzweden, fönnen durch PBrivatverträge Feine 
Abänderungen bezweckt werden. 

6) Art. 1627: Die Partheien können durch befondere Verträge den Umfang 
diefer geſetzlich beſtimmten VBerbindlichfeit der Gewährleiftung ausdehnen, oder 
deren Wirkung veränderen, fe können fogar verhindern, daß der Verfäufer zu 
feiner Gewährleiftung verbunden fein fol. 

7) Art. 1628: Menn aber auch verabredet worden if, daß der Berkänfer 
zu keiner Gemwährleiftung verbunden fein folle, fo bleibt er gleichwohl für bie 
jenige Entwährung verhaftet, wozu er durch feine eigne Handlung Veranlaſſung 
gab, und jede hiermit in Widerfpruch flehende Uebereinkunft ift nichtig. 

8) Art. 1928: Die Verfügung des vorhergehenden Artikels (daß der Ber 
wahrer bei Aufbewahrung der ihm anvertrauten Sache die nämliche Sorgfalt 
anwenden muß, mit welcher er feine eignen Sachen aufbewahrt) muß mit noch 
größerer Strenge angewendet werden: wenn ausdrüdlich verabrebet worden if, 
daß der Verwahrer für jede Art bes Verſehens einſtehen folle. 


N 
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in Grwägung, daß insbefondere aud) die Beftimmungen 
des bürgerlichen wie des Handelsgeſetzbuchs, welche fih auf 
das Frachtfuhrweſen beziehen, ihre unverlfennbare Quelle im 
Römiſchen Rechte 

(liber IV. titalus 9, Dig. de naulis, cauponibus et stahulariis) 

haben; und daß namentlich die Verfügungen der Art. 1782, 1783, 
1784 des bürgerlichen Geſetzbuchs [Code civil] und der Art. 98 und 
103 82) des Handelsgeſetzbuchs [Code de commerce] bezüglich der Haft: 
verbindlichkeit des Wanrenführers, mit I. 3. pr. und L 8. $ 2. Dig. 
IV. 9, fo zu fagen, wörtlich übereinftimmen ; 

daß gleihwohl in ber 1. 7. ibidem, dem Schiffärheder aus: 
drüdlich geftattet tft, durch die förmliche Erklärung, daß er für 
nichts einftehe, fich von der aus der Uebernahme der Sachen hervor⸗ 
gehenden ſtrengen gefeglichen Haftungsverbinplichfeit zu befreien, dar⸗ 
aus aber ſchon von felbit folgt, daß der Römiſche Gefebgeber, 
obſchon er in der Materie ſonſt von gleichen Grundſätzen, wie bie 
heutige Öefeßgebung, geleitet wird, in einer folchen Glaufel weder 
einen Verſtoß gegen Die öffentlihe Ordnung, noch gegen dic 
guten Sitten gefunden hal; 

daß mit Rüdjicht auf die hier obwaltende Uebereinjtimmung 
beider Gefeßgebungen daher auch angenommen werden muß, daß der 
Art. 98. des Handelsgeſetzbuchs, in fofern dort eine Modififation 
der gefeklichen Beitimmungen über die Haftbarfeit des Commiſſionärs 
veritattet wird, nur die Anwendung cines allgemeinenGrund: 
ſatzes enthält; 

in Erwägung, daß alsdann aber auch ſelbſtredend aus einer 
Zufammenjtellung der Art. 98 und 103. des Handels— 
geſetzbuchs ein Argumentum e contrario nit abgeleitet werben 
fann, und fomit der Hierauf geftüßte Beweisgrund des erjten Richters 
eben fo unzweifelhaft zerfallen muß, als durch vorjtehende Ausführung 
feine Annahme, daß der Vertrag, wonad) ber Frachtführer beim 
Abhandenfommen eines Frachtſtücks nur eine im Voraus beitimmte 
Summe zu zahlen habe, dem Art. 6 Iſ. vorjtehende Anm. 5] des 
buͤrgerlichen Geſetzbuchs zuwiderlaufe, in ihrer Allgemeinheit wenigſtens 
für widerlegt zu halten iſt; 

daß bei der Richtigkeit obiger Grundſätze auch füglich nicht 
behauptet werden kann, daß die Verantwortlichkeit des wrachtfuhrers 


84) Bol. den vorfichenden $. 
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in Abficht des durch fein Verſchulden Herbeigeführten Schadens, als 
im Weſen des Vertrages begründet, mitteljt befonderer Stipulation 
ber Partheien, überall nicht aufgehoben oder befchränft werben koͤnne, 
weil ſich nach jenen Grundfäßen der Umfang der Verantwortlichkeit 
des Frachtführers nicht als ein Essentiale, fondern nur als ein Naturale 
des Vertrage8 darſtellen würde, in Bezug auf die Naturalien 
der Verträge aber. die Autonomie der Partheien jedenfalls 
nicht ausgefchloffen tft; 

in Erwägung, daß auch die fernere Behnuptung bes Verſenders, 
daß jedenfall die Eifenbahngefellfehaften an ben ihnen Durch ben 
6 25. des Gifenbahngefehe8 vom 3. November 1838 auferlegten 
Verpflichtungen, da fie gerade im Intereſſe des Publikums in dieſer 
Weile vom Staate feftgefeht felen, nichts verändern fönnten, der 
rechtlichen Begründung entbehrt; 

baß nämlich der F 25. lediglich dasjenige wiederholt, was 
in bem Art. 1784. des bürgerlichen Geſetzbuchs und in Art. 103. 
des Handelsgeſetzbuchs rüdfichtlih der gewöhnlichen Fradts 

fuhrlente vorgefchrieben ift, jener Paragraph daher offenbar nur 

ben Zwed Bat, die hier geltenden Beftimmungen auch auf die 
Eifenbahngefellfhaften auszudehnen, wozu umfomehr Ders 
anlafjung vorhanden war, als fonft beren Anwendbarkeit auch 
auf die Eifenbahngefelffchaften Hätte bezweifelt werben fünnen; 

daß in dieſer Vorausſetzung es ſich von felbit verfteht, daß 
die Eiſenbahngeſellſchaften — freilich nicht einfeitig — wohl aber 
im Wege der Vereinbarung mit ten Verfenvern, dieſelben Ab- 
änderungen an dem gejeglihen Beitimmungen treffen 
fönnen, die auch den gewöhnlichen Frachtführern erlaubt find; 

daß aus Allem dieſem ſich biernach das Reſultat ergibt, daß 
einer derartigen Stipulation nur alsdann und infoweit bie recht 
lihe Wirkſamkeit verfagt werben müßte, wenn unb als fie 
dahin ausgedehnt würde, daß die verflagte Eifenbahngefellfcaft 
für ihren eigenen Dolus nicht zu haften haben follte. 

in Erwägung, daß in der vorigen Inſtanz überall nicht be 
hauptet wurde, Daß das Abhandenfommen des fraglichen Waaren- 
ballen8 durch eine argliftige Handlungsweiſe ber Appellantin ober 
eine derſelben gleichſtehende Verſchuldung (culpa) herbeigeführt worden 
wäre; daß in gegenwärtiger Inſtanz zwar von bem appellat.Hanblungshaufe 
Thatfachen in biefer Richtung artikuliet und zum Beweiſe erbeten find. 
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in Gnvägung, daß jeboch dieſe Thatfachen bei dem Mangel 
jeber nähern Angabe über Die Zeit und Imjtänbe des angeblichen 
Diebitahls und befonder8 bei dem Mangel aller Bezeichnung ber 
Gifenbahnbeamten, welche ſich bei dem Diebſtahl betheiligt haben 
follen, zu unbeitimmt und fehmanfend find, als daß daraufhin ein 
Beweis zugelaflen werden könnte”. 

2) Ein Erkenntniß des Föniglichen Reviſions- und Caſſationshofs 
zu Berlin in Saden der Bergiih-Märkiihen Bahn gegen 
Meerfeld und Dreyer, vom 20. Nov. 1851. 

Diefes Erkenntniß ſcheint zwar nicht beftimmt ſich über Die 
vorliegende Frage auszufprechen, allein es ergiebt ſich aus ihm, 
daß die Zurüdweilung der Kaflationsflage nur in der Eigen- 
thümlichkeit des Saljationsverfahrend ihren Grund hatte und 
daß eine Berufung, wenn Diefe hätte ergriffen werden koͤnnen, 
bei gewahrten Formalien ein günftiges Rejultat für die Eifen- 
bahnverwaltung herbeigeführt haben würde. Ich habe dieſes 
Erkenntniß, da es Alles, was fich über die vorliegende Frage 
pro et contra fagen läßt, überfichtlidy enthält, als Anlage 
unter Nr. IX beigefügt. 

3) Das Tönigl. Obertribunal in Berlin hat als Gaffationshof in 
einem Erfenntniffe vom 16. März 1852 in der Sache Rheinifche 
Eifenbahn gegen Matthie, ebenfalls ausgeſprochen, daß nad) 
dem rhein. preuffiihen Rechte, wie nad) dem Gefeße vom 
8. November 1838 die Klaufel „es jolle bei Entjchädigung für 
abhanden aefommene Güter, den Fall bejonderer Verficherung 
ausgenommen, der Werth eined Gentners nie höher als 20 Rthl. 
angenommen werden” volle rechtliche Wirkfankeit habe. Es 
ift jedoch in diefem Erkenntniſſe die Frage: ob die Haftbarkeit 
durch Die Transportbedingungen in gewiffen Fällen ganz 
ausgeſchloſſen werden Fönne, nicht entjchieden, fondern nur der 
Grundſatz aufgeftellt worden, daß ebenfalld die Verabredung, 
durch welche nit Die Nichthaftung für ZTransportitüde im 
Tall des Verlufts ftipulirt, jondern nur der Betrag des zu 
erjeßenden Schadens im Voraus regulirt worden, der öffentlichen 
Ordnung nicht widerftreite"), in folgenden Entjeheidungsgründen: 


9) Die Gifenbahn- Verwaltungen würden hiernach ſchlimmſten Balls für die 


- 
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In Erwägung, daß gegenwärtig einzig zu prüfen fein wird, ob 
Kaflationsflägerin die Transportirung des ihr anvertrauten Ballens 
MWollenwaaren unter der Bedingung übernehmen fonnte, welche im 
F 16. ihres Transportreglement8 ausgedrückt ijt, und dahin geht, 
da bei Entfehädigung für abhanden gefommene Güter, den Yall 
befonderer Verficherung ausgenommen, der Werth des Gentners nic 
höher als 20 Mihl. anzunehmen fei, ober ob eine ſolche Bedingung, 
infofern fie durch ausdrüdliche oder ftillfchweigende Uebereinkunft der 
Partheien wirklich feitgeftellt worden fein mag, als den Beitimmungen 
der Gefeße über die Verpflichtungen ber Frachtführer zuwider, jeben- 
falls für nichtig und wirkungslos zu halten fei; indem gemäß Art. 103. 
des Handelsgeſetzbuchs und $ 25. des Gefeßes vom 3. November 1838 
die Eiſenbahngeſellſchaften fowie die Frachtführer im Allgemeinen für 
den Verluft der ihnen zur Weiterbeförderung übergebenen Gegenftänve 
haften, den Fall einer ftattgchabten unwiderſtehlichen Gewalt aus: 
genommen; 

daß es nun aber offenbar weder Jwed noch Gegenftand 
des angeführten 6 des Transportreglements war, bie durch 
die vorbemerkten Geſetze den Frachtführern auferlegte 
Verpflichtung einer Abänderung oder Modifikation zu 
unterwerfen und es folglich auf eine Erörterung der Nechtsfrage, 
ob mittelft befonderer Stipulation ber Partheien eine 
ſolche Abänderung oder Modifikation rechtlich ftattfinden 
konnte, in dem vorliegenden Fall nicht anfam; 

daß Die Folgen, welde ſich aus dem Verluſte der zu trans: 
portirenden Sachen für den Frachtführer ergeben, in dem befagten $ 
anders, als ſolches im Geſetze gejchehen, keineswegs feitgejtellt worden 
find, daß namentlich aber das Recht des Verfenders, den wirk— 
lichen Werth der abhanden gefommenen Gegenjtänbe zu verlangen, 
hierburh weder aufgehoben noch befchränft ift; 


daß der Zweck des $ und der daſelbſt geforderten beſonderen 
Verficherung unverfennbar fein anderer war, als den Werth jener 
Gegenftände in der Weife und mit demjenigen Grade von Zuver: 





Fälle, für welche fie in ihren bisherigen Reglements gänzlihe Nichthaftung fi 
vorbehalten hätten, nur eine noch geringere Gutichädigung als 20 Rthl. 
pro Gentner in den Reglements zuzufagen brauchen, um die Intention, nicht 
zu haften, foft vollflammen zu erreichen. 
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laͤſſigkeit, den die fpecielle Natur des Geichäftsbetrich8 einzig zu 
geitatten fcheint, zum voraus feitzuitellen; 

daß e8 nun aber nach feinem Geſetze dem Frachtführer unter: 
fagt ift, zur Abwendung möglichen Schadens dur Irrthum 
oder Täuſchung, auf die ihm zweckdienlich fcheinende Weiſe und 
unter Vermeidung aller mit der Yührung des Gejchäftes nicht für 
vereinbar gehaltenen Maaßregeln fih von dem Vorhandenfein, ſowie 
von dem Werthe der zu transportirenden Gegenftände Die volle oder 
eine folche Ueberzeugung zu verfchaffen, wie fie ihm genügend er: 
ſcheinen mag; 

dab die zu dem Ende mit dem Verfender getroffenen Ver: 
einbarungen unftreifig zur Klafje der erlaubten gehören; 

daß ſonach das Handelögericht, indem e8 die vorerwähnten, in 
den Transportreglement der Staflationsflägerin F 16. enthaltenen 
Beitimmungen für geſetzwidrig erachtet, und einzig aus dieſem Grunde, 
ohne auf eine Prüfung der factifchen Frage einzugehen, ob der In—⸗ 
halt jenes $ in Folge der in dem Frachtbriefe hierauf gerichteten 
Verweiſung, wie Kafjationsflägerin kehauptet, als won beiden Theilen 
genehmigt und folglich als eine Bedingung des von ihren gejchloffenen 
Vertrages anzufehen fei, die Kaflationsklägerin zur Zahlung des ein- 
geflagten vollen Werth des abhanden gekommenen Ballens im Be- 
trage von 89 Rthl. 20 Sgr. verurtheilt Bat, Art. 103. des Handels: 
Gefeß- Buches und $ 25. des Geſetzes vom 3. November 1838 falſch 
angewendet und Art. 11349) des Bürgl. Gefek-Buches, betreffend 
die Wirkung der Verträge, verlekt hat ac. 

4) Der Rheiniſche Appellationshof in einer Sache Cöͤln⸗ 
Mindener-Eifenbahn gegen Langen ſprach in einem Grfenutniffe 
vom 21. Yan. 1853 aus, daß die Klaufel im Frachtbriefe einer 
Eifenbahngejelljchaft: 

wonach bei ber Entſchaͤdigung für vernichtete oder abhanden 
gefommene Güter der Werth eines Gentners nicht höher 
als 20 Rthl. angenommen werben foll, 
gültig und wirkſam fei, fofern nicht dadurch die Verantwortlichkeit 
wegen eines eigenen dolus des Frachtführers oder wegen einer der 


— en m — — 


10) Art. 1134. Geſetzlich abgeſchloſſene Vertraͤge gelten für die, welche 
fe eingegangen haben, als Geſehtze. 
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Arglift gleichftehenden groben Verſchuldung derjelben bejchränft 
werden fol, aus folgenden Gründen: 
In Erwägung, daß nach ben Anträgen und Auslaſſungen der 
Partheien thatfächlich als feſtſtehend zu betrachten ift, 
daß der hiernächjt maaßgebende Frachtbrief ausprüdlich die Be⸗ 
ftimmungen des $ 12. Nr. 7. des Vereins-Reglements für den 
Süterverfehr erwähnt hat, wonach bei der völligen Entſchaͤdigung 
für abhanden gefommene, nicht bejonderd verficherte Güter, der 
von der Eiſenbahngeſellſchaft zu erjeßende Werth nie höher als 
20 Rthl. für den Gentner angenommen werben foll, 
fo daß man zu unterfuchen bätte, wie weit Die von ber appellatifchen 
Handlung gegen die Rechtsbeſtändigkeit dieſer Vertragsbeſtimmung 
vorgebrachten Einwendungen für begründet erachtet werben können. 


in Erwägung, daß bie erwähnte Beitimmung des Vereins⸗ 
Reglements allerdings auf indirekten Wege, Die Durch den Art. 103. 
des Handel8-Gejegb. und F 25. des Eiſenbahngeſetzes ber 
Appellatin auferlegte Verbindlichkeit im alle des Verluſtes Der ihr 
zur MWeiterbeförberung übergebenen Sachen unverkennbar weſentlich 
beſchraͤnkt; 

daß, da nach allgemeinen, auch im R. R. anerkannten 
Grundſätzen es den Kontrahenten freiſteht, die bei den einzelnen 
Verträgen geſetzlich aufgeftellten Regeln für den Umfang ber 
Verpflichtung zum Erjahe des durch eignes 12) Verfehulben kontrakts⸗ 
wibrig verurfachten Schaden® durch beiberfeitige Uebereinkunft abzu⸗ 
ändern, in fo weit nur nicht die VBerantwortlichkeit für den 
eigenen dolus und die demfelben gleichzuftellende culpa 
lata ausgefchloffen wird, indem eine foweit gehende Vereinbarung 
ben guten Sitten wiberfprecden würde und deshalb auf rechtlichen 
Schuß feinen Anſpruch machen Fönnte; 

daß hiernach das im Art. 98. des Hanbel8-Gefeg- Buchs 
ausdrücklich anerkannte Recht der Kontrahenten, bie geſetzlichen 
Beitimmungen über die Haftbarkeit des Gommiffionairs 
dur Vertrag in jedem einzelnen Falle abzuänbern, keines— 
wegs als eine für das Gommifjions-Gefchäft gegebene Ausnahme: 
Vorſchrift, ſondern nur als eine beiläufig ausgeſprochene ausprüd: 


11) Alſo no vielmehr Hinfihtlih des Verſchuldens Anderer, namentlid 
ber Dienflleute und Behülfen der Bahnverwaltung, vgl. $ 86. 
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liche Anerkennung der für alle Verträge geltenden Grund— 
ſätze aufgefaßt werden kann, und deßhalb auch daraus, daß der 
Art. 103. des Handels-Geſetz-Buchs bei dem Frachtkontrakt 
feine ähnliche Beſtimmung enthält, nicht gefchloffen werden 
barf, daß hierbei eine ſolche bie gejeßlichen Regeln über die Ber: 
binblichfeit des Yrachtführers modificirende Vereinbarung überhaupt 
unzuläffig und unwirkſam fein folle; 

dab auch das erwähnte Gifenbahn-Gefek keineswegs eine 
Abänderung der bei Verträgen geltenden allgemeinen 
GBrundfäge im Intereſſe des Publicums bezwedte, indem ber be: 
zeichnete F 25. nur die im Art. 103. des Handels-Geſetz⸗Buchs ent- 
haltene Vorfchrift wiederholt und dadurch bie Eifenbahngefelljchaft 
den fonftigen Transportunternehmern gleichitellt, ohne Dabei. in irgend 
einer Weiſe die Verbindlichkeiten der Gifenbahngefellichaften zu 
erweitern, oder die fonjt geftattete vertragsmäßige Mo: 
Dification derſelben auszuſchließen. 


5) Das Geheime Obertribunal [Rheinijher Senat] Hat in 
einem Grfenntnijje vom 8. März 1853 in einer Sadje der Göln- 
Mindner-Bahn gegen Schmih-Freitag und du Fallois erfannt, 

daß Die Hebereinfunft, nach welcher Die Entſchaͤdigung abhanden 

gefommener Xransporiftüde in &rmangelung bejonderer 

Berfiherung mit 20 Rthl. pro Centner vergütet wird, ebenmwohl 

auch nach rheiniichem Rechte und bejonderd nach dem Geſetz 

vom 3. Novbr. 1838 nicht Die öffentliche Ordnung verleße; 
ans folgenden Entſcheidungs-Gründen: 

In Erwägung, daß das angegriffene Urtheil nur über die Zu- 
fäfjigfeit der von der Caſſations-Klägerin behaupteten Uebereinfunft, 
nach welcher bei Entſchädigung für abhanden gefommenes Transport: 
Gut, in GErmangelung befonderer Verfiherung nur 20 Rthl. pro 
Centner vergütet werben follen, entfchieven hat, und in Beziehung 
auf das erite Gaflationsmittel nur dieſe gegenwärtig zu beurtheifen iſt; 

in Erwägung, Daß Alles, was das Geſetz nit aus: 
ſchließt, Gegenſtand einer Uebereinkunft fein kann, und 
nicht die geſetzliche Regel, welche ſubſidiariſch in Er— 
mangelung vertragsmäßiger Beſtimmung, zur Anwendung 
kommt, ſondern nur die geſetzliche Unterſagung der Ab— 
weichung von derſelben einer Vertragsbeſtimmung 
Rod, Ciſenbahnen. II. 5 


66 Erſter Titel. Rap. l. [$ 11. 


entgegenftebt, wie auß dem Inhalte des Art. 1134. des Civil⸗ 
geſetzbuchs folgt; 

daß insbefondere die Artikel 1782 und folgende des Givilgefeh- 
buchs, Die Artifel 101. und folgende bes Handelsgeſetzbuchs und ber 
F 25. des Gefeke8 vom 3. November 1838 jolde Regeln ent- 
halten, abweichende Verabredungen aber insbeſondere 
über den Betrag des Schadens verloren gehender ZTransportgüter 
nieht unterfagt find; 

in Erwägung, daß ſonach nur zu prüfen ift, ob der behauptete 
Vertrag die öffentlihe Ordnung verlege, mithin die Aus⸗ 
nahme de8 Art. 1133. des Bürgerlichen Geſetzbuchs anwendbar fei? 

daß das angefochtene Urtheil, indem es dieſes nicht factifch, 
fondern rechtlich bejahend entfchieden, nur auf dem Schluſſe beruht: 
weil das Gefeh vom 3. November 1838 im Intereſſe der 
öffentliden Ordnung erlafien fei, jo würde Durch Abweichungen 
von demſelben die öffentliche Ordnung verlekt; 

. daß biefe Anficht aber weder in dem Eingange des Gefekes 
einen Anhaltspunkt findet, nad) welchem bafjelbe nur allgemeine 
Beftimmungen über das Verhältniß der Gifenbahn- 
Geſellſchaften enthalten fol, noch mit der ausgefprochenen Unter- 
ſcheidung dieſer Verbältniffe vereinbar fein würde, noch auf einem 
logiſch richtigen Schluffe beruft, indem privatredtlie Wegeln dieſen 
Charakter nicht ſchon dadurch verlieren, daß fie in einem, bie 
öffentlihe Ordnung intereffirenden Geſetze Aufnahme 
finden; 

daß die Verabredung, durch welche nicht die Nichthaftung 
für Transportgüter im Falle des Verluftes, ſondern nur ber 
Betrag des zu erfeßenden Schadens im Voraus regulirt 
wird, um fo weniger der öffentlichen Ordnung wiberftreitend 
angefehen werben kann, als der Art. 115212) des Civil-Geſetz⸗ 
Buchs dergleichen Abreden im Allgemeinen für zuläffig erklärt und 
von dieſer Regel rüdfichtlich der Yyrachtfuhrleute weder im Civil⸗ 
Geſetz-Buch noch ſonſt eine gefeßliche Ausnahme gemacht ift; 


— 


12) Art. 1152. „Enthält der Vertrag die Beflimmung, daß der, welcher 
ihn nicht erfüllen würde, eine beſtimmte Summe zur Schadloshaltung bezahlen 
fol, fo darf dem andern Teile weder mehr noch weniger, als diefe Summe, 
zuerfannt werden”. 
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in Erwägung, daß es hiernah, wie in dem Verhaͤltniß ber 
Gifenbahn-Gefellfchaft Ju dem Fuhrmann Weber, fo auch in dem 
Verhältniffe derſelben Gejellfchaft zu tem Kafjations- Verklagten 
Schmitz⸗Freitag und du Fallois auf den Inhalt des Vertrags 
anfommt und ver Rheinifche Uppellationshof, indem ex das Gegen: 
theil annahm, Die bezogenen Geſetze verleht hat”. 

Freilich hat dad Geheime Obertribunal [RHeinifcher Senat] 
in einem Erkenntniſſe vom 6. Yebruar 1855 in Sachen des Kauf— 
manns DO. zu Coͤln gegen Die rheiniſche Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft 
ausgelprochen ! 3), 

daß der Art. 103. des Handels-Geſetz-Buchs in wefentlicher 
Uebereinftimmung mit Art. 1784 des Civil-Geſetzb. dem Frachtführer 
für ohne höhere Gewalt entjtandenen Verluft over Schaden an Gegen: 
ftänden des Transports (ſofern auch die Beſchädigungen nicht Durch 
eigene Fehler der Sache entjtanden feien) unbebingt verantwortlich 
erkläre, und die Zuläffigfeit entgegengefeßter Stipulation nicht, wie 
rücfichtlic des Spediteurs im Art. 98. des gedachten Handel3-Gefep- 
Buches gejchehen, ermähne, 

daß aus diefer Verſchiedenheit Der Dispofition der bezeichneten 
Geſetzſtellen zu fchließen fei, daß der nach Art. 98. rüdfichtlich Des 
Spediteurs zugelafjene Vertrag rückſichtlich Des Frachtführers ausge: 
ſchloſſen und mithin unzuläffig jet, 

daß dieſer Schluß um fo gerechtfertigter fei, als Die gemachte 
Unterſcheidung in der Sache begründet erfcheine, indem der Fracht— 
führer duͤrch den Frachtvertrag nach der Natur beffelben und nad 
Art. 1782 fg. des Givilgefegbuches ſelbſt die Verpflichtung zur Ber⸗ 
wahrung und Erhaltung der anvertrauten Gegenitände bei ber Be 
förderung überfomme, und ein Vertrag, welcher feine Verantwortlich: 
feit für tie Befchädigungen und Verluſte aufhebe, wie dem Weſen 
bes Frachtvertrags zuwider, jo nichts Anderes als eine Verabredung 
wäre, für fein eigenes politive8 ober negatives vertragäwidriges 
Handeln nicht auffommen zu wollen, eine Verabredung, welche ben 
guten Sitten wiberftreiten und den rt. 6 und 1183. des Givil- 
geſetzbuchs zuwiberlaufen würde; was tagegen bei dem feine Nicht: 
haftung bedingenden bloſen Spediteur nicht der Fall fei, Da Diefer 


— — — — — — — 


13) Dieſes Erkenntniß erlaube ich mir, ans Striethorſt's Archiv für Rechts— 
fälle, ale Beilage X. beizufügen. 


ud 


5 * 
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den Transport mit den fi daran knüpfenden Verpflichtungen nicht 
ſelbſt ausführt. 

Der Rheiniiche Senat beftätigte in Folge deſſen das als nichtig 
angefochtene Urtheil, welches DieBedingung in dem Connoſſe— 
ment der verlangten Dampfichifffahrtögefellfchaft: 

daß jeder Feuer- und Waſſerſchaden als durch unwider⸗ 
ftehliche Gewalt verurfacht angefehen werden fol, 
zum Ausjchlufe jeder Verantwortlichkeit für verſchuldete Schäden 
als unwirkſam betrachtet, und ihr nur die Bedeutung der Aufftellung 
einer die Beweislaft ändernden Vereinbarung beigelegt hatte !*). 

Jedoch ift, wie ſchon oben ©. 56. gezeigt, Der aus der Gegen: 
ftelung des Art. 98. gegen den Art. 103. des Code de Commerce 
entnommene Grund nicht al8 richtig anzuerkennen. [Der für denſelben 
bejonderd hervorgehobene Umftand, daß der Spediteur den Trans⸗ 
port mit den fih daran Inüpfenden Verpflichtungen nicht felbft 
ausführe, könnte, da Die Eontrahirende Eifenbahn-Direction ja auch 
nicht jelbft Den Transport ausführen, zu Qunften der Eiſenbahnen 
dieſelbe Geſtattung rechtfertigen, welche für den Spediteur flatuirt 
wird. Vgl. jedoch $ 19 a. E.]. 

Uebrigend würde allerdings in den Faͤllen, für welche jebe 
Haftbarkeit Durch den Vertrag [Reglement ıc.] ansgefchloffen wäre, 
wo aber eine eulpa lata oder dolus der Gijenbahnverwaltung — 


14) In einem ähnlichen Rechisfalle (me em Kaufmann zu Köln wegen 
Beihädigung von Waaren, weldhe er auf einem durch Zufammenftoß unters 
gegangenen Dampfihiff der Rheiniſchen Dampfſchiff⸗Geſellſchaft verladen Hatte, 
gegen leßtere auf Schadenserfag Hagte) bat derfelbe Gerichtshof durch Erf. vom 
10. März 1845 (welches im XXXVI. Band des Mheinifchen Archive, N. F. 
Heft 1. Abth. 2. ©. 9. und im Auszuge in Seufferts Archiv Bd. IT. Nr. 180. 
und Bd. IV. Nr. 18. mitgetheilt ift) ebenfalls ausgeſprochen, daB die Bertrage 
beftimmung im Gonnofjement, daß jeder Waſſer⸗ und Weuerfchaden ale von 
unwiderfiehlicher Gewalt herrüßrend angefehen werden fol, nur die Wirkung 
babe, daß hierdurch dem allgemeinen Grundfage, wonach dem Frachtführer der 
Beweis der höhern Gewalt aufliege, berogirt worden fei. „Die Berantworkung 
des Srachtführers in Anfehung des durch eigene® Verſchulden herbeigeführten 
Schadens Fonnte als im Weſen des Vertrags gegründet, zugleich aber zur 
öffentliden Ordnung gehörend, mittel beſonderer Gtipulation ber 
Contrahenten nicht aufgehoben werben“. 
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in Hinfiht auf den Verluft oder Beichädigung vorläge, die Folge 
des paciscirten Ausfchluffes der Haftbarfeit die fein, daß alsdann 
der Befchädigte dieſe culpa lata oder dolus zu beweifen habe, ba 
anzımehmen fteht, Daß Die Partheien, welche die Haftbarfeit des 
Transportanten ganz ausfchließen wollen, jedenfalls für den Fall 
der Unzuläffigfeit diefer Verabredung, ihn [den Transportanten] durch 
Aenderung der Beweislaft begünftigen wollten [Vgl. unten $ 86]. 


€) Nach dem Geſetze vom 3. November 1838, betreffend die 
Gifenbabn=Unternehmungen. 


g 12. 
a) Allgemeiner Grundſatz. 


Durch den S 25. des für fämmtlihe Provinzen Preuffeng 
geltenden Geſetzes vom 3. November 1838, betreffend die Eifens 
Bahnı-Unternehmungen! 5), tft — ohne daß darin etwas über Die recht⸗ 
liche Ratur des Vertrags zwijchen der Eifenbahnverwaltung und den 
die Eiſenbahn benußenden Perjonen erwähnt ift — verordnet: 

„Die Geſellſchaft ift zum Erjaß verpflichtet für allen Schaden, 
welcher bet der Beförderung auf der Bahn an den auf der: 
jelben beförderten Perfonen und Gütern, oder auch an 
anderen Berjonen und deren Sachen entfteht, und fie Fann 
fi) von dieſer Verpflihtung nur durch den Beweis be: 
freien, daß der Schaden entweder durch Die eigene Schuld 
des Beichädigten oder durch einen unabwendbaren äußern 
Zufall bewirkt worden ifl. Die gefährliche Natur der Unter: 
nehmung felbft iſt als ein folcher von dem Schadenserſatz 
befreiender Zufall nicht zu betrachten”. 

Die Intention des Geſetzgebers bei diefer Anordnung ift ohne 
Bweifel hauptfächlich dahin gegangen, ein gleiches Recht für die 


15) Hieraus folgt, daß dieſes Befeb vom 3. November 1838 fowehl auf 
Staats⸗ als auf Brivat-Bifenbahnen anwendbar iſt, wenn daſſelbe auch zunächft 
nur von Bifenbahns@efellichaften handelt, wie auch von Beſſel und Kühlwetter in 
deren preuffiichen Gifenbahnrecht (II. 135. 2ter Theil) angenommen wird, und 
iR dieſes auch durch das Betriebs-Meglement für die Königl. Preuſſiſchen Staats: 
Cifenbahnen von 1853 anerkannt. 
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Sämmtlichen Eifenbahnen in ſämmtlichen Gebietötheilen der preuffifchen 
Monarchie einzuführen, und fomit in Beziehung auf die Eijens 
bahnen cbenjowohl die Art. 1732— 1788. des franz. Civilgeſetzbuchs 
und den Art. 103. des franz. Handelsgeſetzbuchs, als auch die 
entgegenftehenden Beftinmungen des allgemeinen Landrechts auf: 
zubeben und anßer Kraft zu jeßen. 

Diefer $ 25. des Gejeßes vom 3, Novbr. 1858 ift daher nun- 
mehr als die alleinige Rechtsquelle für die Haftungspflicht Der 
Eifenbahn-Verwaltungen in allen preuffifchen Gebietstheilen anzujehen. 

Die Beftimmung deſſelben ift jo präcis und einfach, daß fie 
in der That keines Commentars bedarf! ®). 

In der Anwendung Fönnen aber allerdingd manche Zweifel 
entftehen — namentlich bei der Beurtheilung, ob etwas als ein 
unabwenbbarer äußerer Zufall zu betrachten ſei. In dieſer Be— 
ziehung werben iusbefondere Handlungen dritter Perfonen, 3. ©. 
Mitreifender, Zweifel verurjachen Eönnen. 

Während bei dem römijch:rechtlichen receptum der Recipient 
für die Beihädigung durch Mitreijende unbedingt haftet, wirb nad) 
jenem $ 25. bei einer ſolchen Beſchädigung durch einen Mitreifenven 
e8 darauf anfonımen, ob dieſe wirklich als ein unabwenbbarer 
äußerer Zufall anzujehen ſtehe, wobei 3.8. wenn ber Bejchädigende 


16) Eine Breuffiide Bifenbahnverwaltung Hat zwar aus den Worten: „bei 
Beförderung auf der Bahn“ eine Beichränfung folgern wollen, allein das Geheime⸗ 
Obertribunal zu Berlin Bat in einem Urtheil vom 24. April 1854. fi dagegen 
ausgefprodhen mit den Worten: 

„Die Gifendbahnverwaltung faßt den Begriff des Schadens, welcher bei 
der Beförderung auf der Bahn entfteht, zu enge auf, wenn fle den ge 
dachten 8 25. des Geſetzes vom 3. Novbr. 1838 auf Beſchaͤdigungen 
befchränft, die fich ereignen, wenn die gewöhnlichen Berfonens oder Büler- 
Züge fi) in Bewegung befinden. Gin derartiger Transport hat zu der 
angegebenen Zeit allerdings nit Statt gefunden, namentlih waltet 
darüber fein Streit ob, daß die betreffende Rocomotive einen Zug nicht 
fortgefchaft Hat; dennoch fand damals eine Beförderung auf der Bahn 
in der That Statt: die erwähnte Locomotive ift wirklich Hin und Her 
gefahren, und war damals als Meferve-Mafchine zum Waſſereinnehmen 
in Bewegung gewefen. Dies genügt offenbar, um die Anwendbarkeit 
des $ 25. zu rechtfertigen“. 
Dgl. den I. Theil diefer Schrift &. 155 und 156. Note 12. 
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Mitreifende in der Trunkenheit oder in einer Beiftesverwirrung 
Schaden angerichtet hatte, von Seiten der Bahnvermalting, um 
ihre Haftverbindlichkeit zu befeitigen, nachgewiefen werden müßte, 
daß von ihren Beamten die Spuren der Trunfenheit, bzw. Geiftee- 
verwirtung, nicht hätten wahrgenommen werden koönnen, 
um alddann das Mitreifen des Beſchädigers nicht zuzulaflen. 


g 18. 


8) Abänderungen der Bellimmung des Geſetzes vom 3. Novbr. 1838 durch 
Autonomie. 


Es entfteht aber hier wieder die Frage: 

in wie fern die Beſtimmung des F 52. des Geſetzes vom 

3. Nov. 1838 durch Privatwillführ geändert werden könne? 
Es tritt bier der eigenthümlihe Umftand ein, Daß diefe Frage in 
ben verſchiedenen Gebietötheilen Preuſſens nad) 3 verjchienenen 
Rechten zu entjcheiden, jenes Geſetz aljo, je nachdem es in dem 
einen oder andern Gebietötheile zur Anwendung kommen fol, nad 
verſchiedenem Rechte zu interpretiren tft, in den Gebietötheilen, wo 
das allgemeine Landrecht gilt, nach Diefem, — in Rheinpreuffon 
nach dem franzöftihen Civil-Geſetzbuch, — in den Gebietätheilen, 
wo das gemeine Recht gilt, nach Lebterem!”). 

Zum Süd befteht in Hinficht Diefer Frage, wie wir oben 
gejeben haben [f. oben $$ 7. 9. 11], Feine Verſchiedenheit zwifchen 
ben verjchiedenen in Betracht Eommenden Rechtsſyſtemen, wonach 
dann die obige Frage einfach dahin fi) beantwortet: 

Den Bartheien fteht frei, Die bei dem einzelnen Vertrag 
|dem Vertrag über den Eifenbahn-Trangport] durdy das 
Geſetz [vom 3. Novbr. 1838] aufgeftellten Regeln für den 
Umfang der Verpflichtung zum Schadenserſatz abzuändern?®), 


17) Wäre wohl nicht eine Beflimmung angemefjen, dag ein für fämmtliche 
Brovinzen Preuffens beftimmtes Geſetz nach einem Recht, und zwar nad) dem 
allgemeinen Landrechte zu interpretiren fei? 

18) Das Betriebsreglement für die königl. Preuſſ. Staats-Gifenbahnen von 
1853 giebt den beften Beleg hierfür, denn es if gewiß anzunehnen, daß das 
lönigl. Breuffifche Handels Minifterium, von weldem jenes Reglement erlafjen 
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infoweit nur nicht [was fich von felbft verfteht] Die Vers 
antwortlichfeit für den eigenen dolus und die demjelben 
gleichftehende culpa lata ausgeſchloſſen wird, indem eine jo 
weit gehende Vereinbarung den guten Sitten widerſprechen 
würde. 

Diefem gemäs ift auch in den im $ 11. erwähnten Erkennt⸗ 
niffen erkannt worden, von welchen ich hier noch insbejondere dag 
des Fönigl. Obertribunald zu Berlin vom 8. März 1853 hervor: 
hebe, insbejondere den Ausſpruch darin: 

daß privatrechtliche Regeln Diefen Charakter nicht ſchon 
dadurch verlieren, daß fie in einem Die öffentliche Ordnung 
intereffirenden Geſetze Aufnahme finden ?°). 


— 


worden ift, die Frage, ob in jenem Reglement Beftimmungen enthalten feien, 
welche gegen die öffentlihe Drbnung und die guten Sitten anfloßen, genügend 
geprüft hat. 

19) Diefer Sab des Erkenntniſſes widerfpriht der Annahme Beſſels und 
Kühlwetters in deren preuffiichem Eiſenbahnrechte Bd. II. (S.213. 3. 10—12. 
von oben); es fei in dem Erkenntniſſe nichts darüber feftgeftellt, ob der $ 25. 
bes. Geſetzes vom 3. Novbr. 1838 der öffentlichen Ordnung angehöre.. — Die 

annten Herrn ſtimmen in ihren Mefultaten (vgl. das zit. Werf 3b. TI. ©. 
218. 219), was die hier unter A. und B. entwidelte Anſicht anlangt, mit mir 
im Weſentlichen überein, ftellen dagegen binfihtli des Gifenbahngefebes von 
1838 den Satz auf, daß der ß 25. deflelden wegen der Gefährlichkeit der Ciſen⸗ 
bahnunternehmung die Verantwortlichkeit für die öffentliche Sicherheit, gegenüber 
dem frühern preuſſ. Rechte, habe erhöhen wollen und nehmen in Folge defien 
hinfichtlich des PVerfonensTransports an, daß der 6 25 publici juris fei, daher 
durch Vertrag nicht modiſicirt werden köͤnne, wogegen beim Gütertransport von 
einer Gefährdung der öffentlichen Eicherheit keine Rede fei, und daher der für 
bie Beſchaͤdigung von Gütern zu leitende Schadenserfaß reglententmäßig modis 
fieirt, ja fogar ausgefchloffen werden Fönne. Doch — ubi lex non distinguit — 
nec nostrum est distinguere. Der 525 cit. unterfcheidet Kinfichtlich der Haftung 
der Gifenbafn-Verwaltungen nicht irgend zwiſchen Perſonen⸗ und Büter-Transs 
port und fann man daher audh nicht für diefelben verfchiedenes Redht annehmen. — 
Entweder ift der 6 25. publici juris oder nicht — tertium non datur. Daß 
er aber nicht publici juris fei, fowie über bie vermushliche Intention bes Geſeh⸗ 
gebers vgl. ©. 69. 70. 
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C. Nah dem allgemeinen bürgerlihen Gefegbuch für die deutfchen 
Erblaͤnder der Defterreihfhen Monardie, 


S 1A. 
«) Allgemeine Grundfäge. 


Das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch für die deutjchen Erbe 
länder der Defterreichichen Monarchie bezeichnet in $ 1151 den Fall, 
wenn Jemand ſich zur Dienftleiftung oder Verfertigung eines 
Werks gegen einen gewilfen Lohn in Geld verpflichtet, 
als Lohn-Vertrag und beftimmt ferner: 

a) im $ 970: „Wirthe, Schiffer und Fuhrleute haften für Sachen, 
ie von aufgenommenen Neifenden oder als Fracht ihnen felbit 
oder ihren Dienftleuten übergeben worben find, gleih einem 
Verwahrer“, 

welcher zufolge $ 469. „dem Hinterleger für den aus der 
Unterlafjung der pflichtmäßigen Obforge verurſachten Schaden, 
aber nicht für den Zufall haftet” ; 

b) im $ 1316: „Wirthe, Schiffer und Fuhrleute verantworten den 
Schaden, welchen ihre eigenen ober die von ihnen zugewieſenen 
Dienftperfonen an den übernommenen Sachen einem Reifenden 
in ihrem Haufe oder in ihrem Schiffe ober in der Befrachtung 
verurfachen” ; 

e) im $ 1317: „inwiefern bei öffentlihen Verſendungs— 
Anftalten für den Schaden eine Haftung übernommen wird, 
beitimmen die befonderen Vorſchriften“; 

d) im $ 878: „Alles, was gerabezu unerlaubt ift [wohin $ 26 
Alles rechnet, was offenbar der Sicherheit, öffentlichen Ordnung 
oder den guten Sitten wiberftreitet] fann nicht Gegenftand 
eines gültigen Vertrags werben; 

e) [Hinfichtlich der Beweislaft bei Schabenserfahforderungen] $ 1298: 
„Wer vorgibt, daß er an der Erfüllung feiner vertragsmäßigen 
oder geſetzlichen Verbindlichkeit ohne fein Verjchulden verhindert 
worden fei, dem liegt die Beweislaſt ob”. 

Bu diefen 88 bemerft von Zeiler in feinem Kommentar über 
dad Defterreichiche Geſetzbuch) folgendes: 


1) von Zeiler, Kommentar über das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch für 
die geſammten beutichen Erblaͤnder. 6 Bände. Wien 1811. 
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Bu $ 970: 1) Der Grund, warum das Geſetz mit den er- 
wähnten Perfonen ftreng zu Werf gehet, ergiebt ſich aus der Be- 
tradytung, daß man einerfeit8 auf ihre Redlichkeit und Dbforge zu 
vertrauen genöthigt ift, andererſeits aber fich ihnen durch die Ab— 
wefenheit des Eigenthümers eine fehr leichte Gelegenheit anbietet, 
ben Sachen der Fremden beizukommen. 

2) Gegen die im $ angeführten Gewerbleute ftreitet alfo, fowie 
gegen die Verwahrer überhaupt die Vermuthung, daß die ihnen an— 
vertrauten Sachen nicht durch Zufall, fondern durch eigenes oder 
der Dienftleute Verfchulden, wofür fie verantwortlich find [$ 1316], 
in Verluſt gerathen oder verſchlechtert worben feien, und e8 hat gegen 
Diefelben das obenerwähnte Anerbieten zur Beſchwörung des Schadens 
itatt IF 966). 

3) Ob der Schaden von dem Webernehmer und jeinem Gefinde 
oder von Mitgäften oder von einer dritten Perſon oder auch durch 
einen Unfall, dem aber. [wie 3. B. Entfremdung, oder ein in dem 
Gafthofe oder auf dem Schiffe entjtandener Brand] durch Vorficht 
vorgebeugt werden konnte, verurfacht fei, darauf kommt e8 nit an.. 
Nur eigene Schuld des Uebergeber8 oder unvermeibliche Zufälle [wie 
unwiberftehlihe Gewaltthätigfeit oder verheerende Naturereignifje] 
fönnen von der Haftung befreien [Diefe ftrenge Behandlung findet 
man ſchon im gemeinen Recht, Tit. digest., nautae, caupones etc.]“ 

Zu $ 1316: 1) „Dieje GewerbSleute haften alfo nicht nur für 
ihre befannt gefährlichen ober wiſſentlich untüchtigen, fondern für 
alle ihre, obgleich bisher unbejcholtenen und unbedenklich oder zu 
ihren Verrichtungen ordentlicher Weife tüchtigen Dienftperfonen, weil 
fie in der Auswahl ihrer Dienftboten, denen Reiſende oder Befrachtende 
fih nothwendig anvertrauen müfjen, eine ftrengere, als Die gewöhn⸗ 
liche Vorficht anwenden follten. 

2) Sa diefe Vorficht muß aus dem nämlichen Grunde fich auch 
auf ſolche Dienjtperfonen erjtreden, bie fie nur zur zeitlichen Aus⸗ 
hülfe angenommen, oder Die fie unmittelbar [wie gewöhnlich Wirthe 
die |. g. Lohnkutſcher oder Lohndiener] ven Neifenden zuweifen. 

3) Für die widerrechtlichen Handlungen der Dienftboten fönnen 
ſolche Gewerbsleute auch in dem Falle verbindlich gemacht werben, 
daß fie erklärt Hätten, für Die eingebrachten Sachen nicht einjtehen 
zu wollen [$ 970. N. 3], denn dieſe Erklärung foll nur zur 
eigenen möglichen Vorficht auffordern, wodurch aber ber Fremde 
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fih gegen die Beſchädigungen folcher Dienftperfonen, denen er ſich 
anvertrauen muß, nicht ficher ftellen fann. 

6 1317. Cine folche öffentliche Verjendungsanftalt, wobei für 
den Schaden die Haftung übernommen wird, iſt die fahrende Poſt 
[Poſt- oder Diligence-Wagen]. Die von dem Ueberfender zu be- 
obachtenden Bedingungen, fo wie auch die Beichränfungen der Ge- 
fahren, für welche die öffentliche Verwaltung haftet, find in befonderen 
politiichen Verordnungen enthalten”. 

Der Eijenbahntransportvertrag iſt ſomit nach den Grundſaͤtzen 
des Lohnvertrags zu beurtheilen, und wird man nad) $ 1298 cit., 
fofern die Eijenbahn-Betriebs-Reglements nicht ein Anderes feit- 
jeßen, annehmen müſſen, daß die Eiſenbahn-Verwaltung fich von 
ihrer Verpflichtung zur unverlegten Beförderung, bzw. Ablieferung 
des Transportgegenftands bei Anfprüchen auf Schadenserfag nur 
Dadurch befreien kann, daß fie beweißt, wie durch einen Zufall 
die verſprochene Leiftung unmoͤglich geworden tft. — Hinfichtlich 
der Form des Vertrags und der Nechtöverhältniffe der Eijenbahn- 
Verwaltungen ald Transportant [Krachtführer] zum Transportgeber 
und dem Empfänger JAdreſſaten] im Allgemeinen vgl. Cap. II. 


G 15. 
4) Abänderung der gefeglichen Befimmungen dur‘) Autonomie. 

Durch den oben angeführten $ 1317. des allgemeinen bürgere 
lichen Geſetzbuchs ift in dem Gebiete deſſelben bie gejekliche 
Wirkſamkeit der Beflimmungen in den [Defterreichihen] Betriebs» 
NReglements, welche zudem von K. K. Handelöminifterium publicirt 
worden find, außer Zweifel, wenn fie auch noch jo jehr die Haft: 
barkeit der Eifenbahn-Verwaltungen bejchränfen oder felbit auf: 
heben. — Nur wird man nad) Anficht des $ 878 cit. [5.73], verglichen 
mit $26 cit. [daf.], Die Nichthaftnng für Arglift und grobes Verjehen 
der Eifenbaltı-Verwaltungen ald durch jene Reglements ausgejchlofjen 
nicht zu betradyten haben ?). 


2) Es kann zudem wohl nicht einmal angenommen werden, daß die Bes 
triebereglements in dieſer Hinficht eine Beſchraͤnkung der Haftung beabfidhtigen, 
ba nicht zu vermuthen fleht, daß etwas zum Gegenſtand eines Vertrags gemacht 
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D. Nah Bayerſchem Recht. 


S 16. 
a) Allgemeine Orundfäße. 


Kür Altbayern!) kommt $ 10. des 13. Kapitels des Codex 
Bavaricus in Betracht, welcher jagt: 

„Bor das, was in öffentliche Wirthähäufer und Stallungen oder 
auf das Schiff gebracht und angenommen wird, fteht der Wirth 
tefp. der Stallvermiether oder Schiffmeilter, ohne Unterfchied, 
ob er es ſelbſt oder durch feine Leute eingenommen hat, nicht 
nur gut, jondern wenn dergleichen Dinge alldort Schaben leiben, 
oder gar verloren gehen, jo präjtirt er dolum und alle culpam, 
fogar levissimam mit alleiniger Ausnahme unnorhergefehener 
Unglüdsfälle”. 

Kreitmayer in jeinen Anmerkungen zu dieſer @efeßeöftelle 
bemerkt: 

„Ob auch actio saltem utilis de recepto gegen Fuhrleute, 
Poſthalter und Andere Plab greife, ift zwar unter den autoribus 
ftreitig, unfer Codex läßt e8 Lediglich bei Wirthsleuten, 
dann Stall» und Schiffsmeiſtern ohne weitere Ausdehnung 
bewenden”. 

Alſo iſt hier Das Verbältniß der die Eifenbahn benußenden 
Perfonen lediglich die locatio conductio des gemeinen Rechts, wie 
auch Kreitmayer im 9. Kapitel des 4. Theiles feines Kommentars 
unter Nr. 7. bemerkt in den Worten: 

„Fuhrleute heißen jene, welche frembe Güter zuzuführen pflegen, 
und dijtinguiren fi) von Landkutfchern darin, daß dieſe nicht 
nur Güter, fondern auch Leute führen, und trifft auch die 
locatio conductio gemeiniglich bei ihnen ein”. 


— — nn rn 





worden, was rechtlich unzuläffig iſt zumal wenn wie vorliegend (die Reglemente, 
die Vertragspropofitienen) von einer öffentlihen Behörde, weldhe an der Spipe 
der Verwaltung fteht, ausgegangen find. 

1) In Rheinbayern gilt befanntlih der Code Napoleon , mithin das, was 
oben $$ 10 und 11. für MRheinpreufien angeführt ift, und wegen derjenigen 
bayeriſchen Bebietstheile, in welchen das gemeine Recht, und etwa allgemeines 
Preuffiihes Landrecht gilt vgl. 65 5 bis 7, bzw. 55 Ba und 9. 
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$ 17. 
b) Abänderungen ber gefeglihen Haftpflit durch Autonomie. 

In Beziehung auf die Frage, in wie fern durch Privatwillführ 

die gejeßliche Verpflichtung der Transportanten zum Schadengerjaß 
erweitert oder eingefchränft oder aufgehoben werben fann, iſt für 
Altbayern Folgendes zu bemerken: 

4) im Codex Bavaricus Th. A. Kapitel 1. $ 16. ift verordnet; 

„Die Convention hat in folgenden Sachen nicht Statt: 
ur in Sachen, welche natura vel lege impossibiles fein, d. h. 
ſolche Dinge, welche entweder gegen die Natur oder gegen 
Ehrbarkeit, Geſetz und Ordnung oder einem Dritten zum Prä- 
jubiz gereichen”. 

2) Dafelbft im $ 20. wird beftimmt: 

a) „So viel nun Dolum belangt, fo muß ſolcher in allen Con- 
ventionen präftirt werben, 

b) Die Fahrläffigkeit oder culpa hat ihre Gradus, und wirb in 
latam, levem et levissimam eingetheilt, die erfte (lata) geht 

. in civilibus dem dolo gleich. 

c) Wird ein Casus fortuitus oder ein unvorhergefehener Unglüdsfalf 
regulariter nicht präftirt, es fei dann, daß er Durch vorläufige 
Saumfeligfeit oder font zu praestirente Culpam veranlaßt, ober 
ein Anderes ausbedungen worden, e8 liegt au die Prob 
eine8 ſolchen unvorhergefehenen Zufalls Demjenigen, ver fich 
damit zu entjchuldigen fucht, allezeit ob”. 

3) Kreitmayer in feinem Sommentar zum ebenerwähnten $20. jagt: 
„Das pactum, vermöge deſſen Der dolus nicht praestirt werben 
darf, ijt saltem pro futuro nicht einmal gültig [l. 27. $ 3. D. 
de pact.), weil dadurch Gelegenheit zum Sündigen gegeben wird“, 

und weiter: 
„Viele Autores find zwar der Meinung, daß allzeit ber Stläger 
dolum vel culpam probixen müfje, quia id potius, quod culpam 
excludit, praesumitur, und fie haben auch Recht, warn fich 
Kläger auf den dolum vel culpam fundirt, weil ihm funda- 
mentum actionis suae darzuthun obliegt. Sofern er ſich aber 
hierauf nicht befteift, jondern nur feine Sad in ganz= und 
unverletten Stand ex contractu zurüdfordert, und ber Beklagte 
den Verluft oder Schaben, welcher daran gejchehen ift, unter 
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dem Vorwand eines casus fortuiti oder ſolchen Verſchuldens, 
welche? er etwan nicht zu praestiren bat, zu entjchuldigen jucht, 
fo muß er aud) secundum regulam, quod reus excipiendo 
fiat actor, fundamentum suae excepfionis felbjt beweifen, 
Cod. civil. n. 5. et jud. C. 6. $ 6. Leyser spec. 176. $ 5. 
Lauterb. ff. 1.16. T.3. $ 35. Zeller praejud. p. 88, welches 
jedoch per conjecturas et probationes leviores, und in sub- 
sidium per juramentum gefchehen fann. Leyser ibid. $ 6“. 


E. Rah Württembergſchem und Badiſchem Landrechte, 


$ 18. 
a) Nah Württembergifhenm Landredte. 


Das MWürttembergfche Landrecht, welches in ter Kontrakten⸗ 
Iehre im Allgemeinen lediglich) das gemeine Recht wiederholt, ift, 
was den Transportvertrag betrifft, in Reyſchers Württenibergfchem 
Privatrecht in mehreren $$ dejjelben zufammengeftellt, weldye ich 
bier folgen laſſe: 

$ 125: „Für die Urglift ſteht jever ein, mag er in befonbern 
Rechtsverhaͤltniſſen mit dem Beſchaͤdiger ftehen oder nicht, und felbit 
durch Vertrag kann Niemand zum Voraus von diefer Haftungsvere 
bindlichfeit entbunden werden [fr. 23. D. 50, 10. fr.1.$7.D. 16,3]. 

$ 126: Diefe Vernachläfjigung ‚[culpa lata] wird in den Ge— 
feßen Der Untrene, d. 5. der ablichtlichen Verlegung, gleichgeachtet 
[LandR. I. 3. $ 1. 4. und fr. 32. D. 16, 3. fr. 29.pr.D. 17, 1]. 

$ 128: Derjenige, welcher zur Herausgabe einer Sache ver: 
pflichtet ift, muß feine Schuldlofigfeit hei ihrem Verderben darthun 
(Land. I. 3. $ 14. und fr. 11. D. 18, 6. fr. 9. $ 4. D. 19, 2. 
und c. 5. C. 4, 24]. 

Wiederum reicht es ba, wo jemand für alle und jede Schuld 
einzuftehen hat, hin, wenn ber Beſchaͤdigte die Beſchädigung an fid 
Darthut, wogegen der andere Theil zu feiner Entſchuldigung zu be 
weifen hat, daß fein, auch nicht das geringite, Verſehen von feiner 
Seite vorliege LandR II. 3. $ 15 a. E.]. 

$ 457: Iſt eine Sache Mehreren insgefammt anvertraut worden, 
fo kann Jedem von ihnen dieſelbe abgeforbert werben. 
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F A460: Bei der Aufnahme von Sachen der Reifenden: 
Schon nah R. R. hat der Gaftwirth oder Schiffer, welcher Sachen 
ber Reiſenden in fein Gaſthaus oder Schiff aufnimmt, ober durch 
feine Leute aufnehmen läßt, für jeden Schaden einzuftehen, der den⸗ 
felben im Haufe oder Schiffe, ſei es durch Schuld der Leute, von 
ihm oder anderen Neifenden zuftößt; nur für einen unabwendbaren 
Zufall, unwiderjtehliche Gewalt oder inneren Verberb der Sache haftet 
er nicht. Ebenſo nach württembergichem Recht [Landrecht I. 3.615: 
„Doch follen in jekt gemeldten Fällen die offene Gajtgeber ober 
MWirthe mehr dann Andere und zum höchſten Fleiß alfo verbunden 
fein, daß fie nicht8 denn alfein ohnverfehen® zugeſtandene Ohnglüds- 
fäll entfchuldigen mögen”), Die Aufnahme der Effecten in dag 
Haus oder Schiff, fo wie ben erlittenen Schaden, als den Grund 
feiner Klage hat natürlich der Saft zu beweifen. Dagegen ijt es 
Sache des Ginrevebeweifes, darzuthun, daß der Schaden durch einen 
unabwendbaren Zufall ober die Schuld des Klägers veranlaßt worden. 
Vorjtehende Grundfäße find ohne Zweifel auch anzuwenden auf das 
Taffagiergut, welches die Reifenden zu Land auf Poftwägen, Gil: 
wägen, Dampfwägen oder mit Hauderer- und Landfuhrmanns- 
Gelegenheit bei ſich führen [Nach Analogie von Harpprecht de 
officio magist. post.]. 
$ 461: Weberlieferungsvertrag. Hierunter ift zu begreifen ber- 
jenige Vertrag, wodurch Sjemand Sachen eines Andern an eine be 
ftimmte Addreſſe zu beförbern übernimmt ?). 
Die deutſche Praxis hat die Grundfäge von der Aufnahme 
[$ 460] auch auf die Poſten und Fuhrleute angewendet in Hinficht 
auf Die son ihnen zum Verfenden übernommenen Gegenftände. Die 
württembergfchen Gefeße bejtimmen Darüber: 
a) Hinfichtlich der Poſten durch die Poft-Dienft-Anftruction vom 
28. April 1807 und Brief- und Poftwagen-Tarif vom 2. Juni 
1854 x. 
b) Auch Yuhrleute, Schiffer und Boten, welchen gegen herge- 
brachte oder feftgefegte Frachtgebuͤhr Güter anvertraut find, 


2) „Die Stellung unter das receptum, wohin die Theorie diefen Vertrag 
Bisher verwiefen hat, ift durch den Begriff nicht gerechtfertigt, deun dort handelt 
es fi von Sachen der Reifenden, welche biefe ſelbſt mit fi führen, fowie von 
Sachen, welche an eine Addreſſe verfendet werden”. Vgl. dagegen das zu ©. 23, 
Anm. 10. Bemerkte. 
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haften für jeden Verluſt und Beſchädigung, welche jene Güter 
von der Empfangnahme bis zur Ablieferung betroffen haben, 
ausgenommen, wenn ſolche durch einen erweißlichen unabwend- 
baren Zufall oder durch Die Schulb des Aufgebers herbeige- 
führt worden” 3). 


b) Nah Badiſchem Landredte.. 

Mährend nad) dem zu a) Mitgetheilten für Württemberg bin- 
ſichtlich des Eiſenbahn-Transports durchaus die Beflimmungen bes 
gemeinen Rechts gelten, wiederholt das Badiſche Landrecdht *) 
die betreffenden Artifel ded Code Napoldon nur mit einem Yufaße 
in Beziehung auf Die unterwegd aufgegebenen Sachen, und es 
fommen daher in Baden diejelben Grundjäße, welche oben als in 
Rheinpreuſſen geltend angeführt find [SS 10 und 11] zur An: 
wendung). 


— — 


3) „Sehr umſtaͤndlich Handelt von der Haftpflicht der Fuhrleute der Entwurf 
eines Württembdergihen Handelsgeſetzbuchs. Art. 111—130. ©. 115 fg.” 

4) Bad. 2R. ©. 1782 u. 1784. 1952 u. 1953. Bad. HR. ©. 103. 
über die Haftung der off. Verfehrsanftalten. ©. 1384 des Bad. LM. Haftung 
derfelben für ihr Dienftperfonal.” ©. 1784 u. 1954 des Bad. LER. und 103 des 
Bad. H. R. Befreiung von der VBerantwortlichkeit durch Zufall oder höhere Gewalt. 

5) Gin Grfenntnig des OHG. zu Mannheim, vgl. Seufferts Archiv 
Bd. VII. Nr. 52, fagt: „Die Gifenbahn ift eine öffentliche Anftalt, welche die 
Bekimmung hat Perſonen und Sachen gegen eine gewifle Vergütung von Drt 
zu Ort zu befördern. Inſofern vertritt fie die Stelle der PBoften, der Fracht⸗ 
führer und ähnlicher Unternehmungen. Der Staat als Unternehmer biefer An- 
ftalt (bei Staatöbahnen) Haftet daher, wie der Fuhrmann und Schiffer, für 
Berlufte und Beihäbdigungen der ihm zum Transporte anvertrauten Sachen. 
Diefe Verantwortlichkeit ift wegen Gleichheit des Brundes auch anwendbar auf 
Perfonen, die fih der Gifenbahn anvertrauen. Wenn alfo Reifende durch 
Vergehen ober Berfehen des bei der Ciſenbahn angeſtellten Dienfiperfenals ber 
IHädigt werden, fo ift der Unternehmer für diefen Schaden verantwortlid, 
unbefchadet feines Rüdgriffs auf den Urheber deffelben. — Die Binrede, daß 
ber Staat die Handlung, wodurch das Unglüc herbeigeführt wurde, nicht habe 
hindern fönnen, ift nur dann begründet, wenn Zufall oder höhere Gewalt in 
zwilhen liegt, ba nur diefe von der Berantwortlichkeit nah Badiſchen 
Rechte befreit“, 


Anhang zum erfien Kapitel. 





Das Eifenbafntransportverhältniß bei einer Beför 
derung über mehrere Bahnen, insbefonbere bei dem directen 
Verkehre auf mehreren in einem f.g. Verbande ftebenden Bahnen, 


& 19. 

Die vorausgehenden Ausführungen über das Eifenbahntrang- 
portverhältniß beziehen fich zunächft auf den Fall, wo die Ver: 
waltung der Bahn, zu welcher die Abgangs- bzw. Güteraufgabe 
Gtation gehört, nur auf ihrer Bahn eine Perſon, bzw. Sache, 
befördern joll. — Einer bejondern Beſprechung bedürfen folgende 
in der Ginleitung $ 1 [unter 2 a u. b] bereit3 bervorgehobenen 
Fälle: 

I. daß der Transport im |. g. Directen Verkehre [vgl. ©.2. 
Anm. 2. und ©. 7. Anm. 3] 
1) über mehrere Bahnen hinaus, deren Verwaltungen in einem 
ſ. g. Berbande [vgl. $ 2. insb. ©. 13 u. 14] für durch⸗ 
gehende Beförderung ftehen, oder 

2) zunächft im Verbande, ſodann aber Über die Grenzen dieſer 

Berbände hinaus [insb. im Vereinsverfehre] zu gejchehen hat; 
Il. daß der Transport im ſ. g. localen Verkehre über mehrere 
Bahnen geſchehen ſoll. 


Zu 1.1. Der Eiſenbahntransport im directen Verkehre inner 
halb eines Berbandes. 
5 19a. 

Man bat im Rechtsleben ber Bedeutung jener — ©. 13 und 14 
erwähnten — Verbände!) für den Eifenbahntransport noch nicht eine 
genügende Beachtung geſchenkt. Man hat das Verband-Verhältniß 
ignorirt und in Folge deſſen den Transport auf mehreren in einem 


1) Ob noch weitere Verbände in Deutichland erifliren, habe ih nicht ers 
mitteln koönnen. Doc ift mit Beflimmtheit zu vermuthen, daß auch noch andere 
derartige Vereinigungen von Berwaltungen benachbarter Bahnen, insbejondre für 
den birecten Verkehr zwiſchen Sachſen, Bayern und Defterreich beſtehen, vieleicht 
ohne einen befondern Namen angenommen zu haben. 


Koch, Eifenbahnen. IL. 6 
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Verbande ftehenden Bahnen jo angejehen ?), als ob hier die Bahn- 
verwaltung Der Aufgabe= [baw. Abgangs-] Station hinſichtlich des 
Transports auf ihrer Bahn zwar ald Frachtführer, hinfichtlich 
des weitern Transports auf den anjchließenden Bahnen dagegen ala 
ein ihnen jpeciell vorgejchriebener Spediteur oder Mandatar die 
Verfendung des Guts, bzw. die Perfonenbeförderung, bejorgt°). 
Das in Frage ftehende Verhältniß ift in Folge der rechtlichen 
Bedeutung der Eijenbahn-Verbände, deren Einrichtungen jpecieller 
erft in Tit. II. beiprochen werden Fönnen, ein durchaus anderes. 
In Folge des Zwecks dieſer Verbände: einen directen Verfehr 
auf ten unter der Zeitung Der verbundenen Verwaltungen ftehenden 
Bahnen herzuftellen, haben diefelben ſich dahin vereinigt, daß Die 
Abgangsftationen, von welchen aus eine Beförderung im Verbands: 
[directen] Verkehr eintreten fol [die |. g. Verbandftationen] das Fahr: 
geld mittelft Ausgabe von Verband-Billets bei dem Perjonen- 
Transport, bzw. unter directer Kartirung der Güter beim Güter: 
Transport für den Verband als ſolchen erheben, indem die 


2) Freilich ift zu berüdfichtigen, daß die Entſtehung der fraglichen Ber: 
bände der neuften Zeit angehört (vgl. $ 2. ©. 13. 14), fo dag in den meilten 
Faͤllen, wo früher bei einem beabfihtigten Transporte über mehrere angrenzende 
Bahnlinien zunähft nur mit einer Verwaltung als Transperiführer contrahirt 
werden fonnte, bermalen mit einem Berbande der Transportvertrag für bie Ber 
förderung auf den ganzen vereinigten Bahnlinien abgejchlofjen werden würde. Man 
betrachte 3. B. den in der folgenden Anm. 3. mitgetheilten Rechtsfall. Die 
dort den Transport vermittelnden Bahnen ſtehen jetzt ſaͤmmtlich im Norddeutichen 
Berbande (vgl S. 13). Zur Zeit, wo der, den Gegenſtand jenes Rechtsoſtreits 
bildende, Transport vor fih ging (im Mürz 1848), mochte aber wohl ein 
direster Verfehr zwifchen den dort fraglichen Orten (Braunichweig und Leipjig) 
noch nicht beftehen, da der Nordd. Verband erſt 1848 entitand. 

3) Konjequenter Weife hat man dann annehmen müflen, daß eine jede ber 
bei dem Transport mitgewirft habenden Bahnverwaltungen, insbefondere die ber 
Abgangsitation, fi) von jeder Haftung durch den Nachweis befreien fann, daß 
fie die fraglihe Waare unter der aufgegebenen Adreſſe an die influirende Bahn 
abgeliefert habe. 

Bol. Seuffert, Archiv Bd. VII. Nr. 172, wo aus der Zeitfchrift für Mechter 
pflege im Herzogth. Braunfhweig Jahrg. 1854 ©. 12 fg. folgender Rechtefall 
mitgetheilt wird: Gin Kaufmann in Braunſchweig gab im Mär; 1848 
dortfelbR Hundert Wispel Roggen zur MWeiterbeförderung durch Gifenbahn 
an 2. in Leipzig. Als nun die Gifenbahnverwaltung in Braunſchweig in. Folge 
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zunächft contrahirende Bahnverwaltung nur ald Mitglied des Ver: 
bands, bzw. ald deren Gejchäftsführer, den Abſchluß des Trans⸗ 
portvertrags mit den Transportnehmern vermittelt *). Die Verbände 
find fomit Gejelichaften, welche ebenfo, wie die einzelnen Mit- 
glieder des Verbands ein Gejhäft daraus mahen, Waaren und 


. —— — — — 


Perſonen, aber im gemeinſamen [und damit freilich wieder in jenes ' 


Einzelnen] Intereſſe zu befördern. 

Man wird hiernach Die unter dem Namen: Norddeutjcher-, 
Mitteldeutfcher » ıc. Verband beftehenden Vereinigungen deutſcher 
Gijenbahnverwaltungen für Sprietäten [für Geſellſchaften des 
Erwerbs] anjehen müfjen, welche in dem Falle, wo ein directer 
Transport über mehrere im Verbande ſtehende Bahnen [ein ſ. g. 
Berband-Trangport] von Transportmehmer verlangt wird, die Be- 
förderung innerhalb ber vereinigten Bahnlinien in derjelben Weife 
als Frachtführer beforgen, als diejed bei einem Localverfehr 
ſvgl. $1. Anm. 2) von Seiten einer, bzw. zweier oder mehrerer, 
Bahnverwaltungen hinfichtlid Des Transports auf ihrer Bahn 
geſchieht. 

Es ergeben ſich damit von ſelbſt folgende wichtige Säbe für 
den Verbands-Verkehr: 





des Unſtands, daß 75 Wispel in Leipzig nicht angekommen waren, vom Abs 
fender auf Entfchädigung belangt wurbe und die verflagte Verwaltung ercipirte, 
baß fie die aufgegebene Waare unter der angegebenen Adreſſe an die Magbeb.s 
Halderftädter Gijenbahnverwaltung in Ofchersleben abgeliefert habe, wurde bie 
Klage in allen drei Inſtanzen unter der Borausfegung abgewieſen, daß die Ber 
klagte annoch beweifen würde, daß fie die 100 Wispel Roggen oder welche 
Duantität defielben, unter der aufgegebenen Adreſſe an 2. in Leipzig, an die 
MagdeburgeHalberftädter Bahnverwaltung abgeliefert habe. — Die Entſcheidungs⸗ 
gründe der oberfien Inftanz, dedD. A. ©. zu Wolfenbüttel, werden als Anl. XXI. 
(zum Titel II) mitgetheilt werden. — Jener Anfpruh wurde fodann vor ben 
Breujfifchen Gerichten weiter verfolgt. Vgl. Anl. XXII. 

4) Man vergleihe: Uebereinfommen der Deutichen Gifenbahnvereine in 
Anl. XXIX. Gefhichte des Mitteldeutfchen Gifenbahnverbandes 
in den Jahren 1853 und 1854 ©. 196 fg. Grfurt 1857. Syſtematiſche Zur 
fammenftellung der am Schluffe des Jahres 1856 gültigen Beſchlüſſe des 
Rheiniſch-Thüringiſchen Eiſenbahnverbands S.15—24. Caſſel 1857 
(Die beiden letztern Zuſammenſtellungen find nur als Manuſeript gedruckt worden). 

Näheres über die Verbände vgl. in Tit. III. 

5) Bl. $ 20b. 
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1) Ales, was im vorausgehenden Kapitel I. des erften Titels 
über das Weſen des Eifenbahntransportvertrags überhaupt 
gejagt worden ift, gilt audy für die Beförderung von Perfonen 
und Sachen im Verbands-Verfehre, ſowie audy Alles, was 
in den weitern Kapiteln dieſes eriten Titels über die Ein- 
gehungnnd Korm des Vertrags, über die Verbindlichkeiten 
der Kontrahenten ꝛc. ausgeführt werben wird, unmittelbare 
Anwendung auf die von einer Bahnverwaltung Namens des 
Berbands abgeſchloſſenen Transport-Verträge bat, nur mit der 
Verjchiedenheit, daß flatt einer einzelnen Bahnverwaltung, 
eine aus Bahnverwaltungen beftehende Societät ald Transs 
portant anzufehen ift. 

2) Da die verbundenen Bahnverwaltungen in Beziehung auf 
den Transport des zur directen Beförderung übernommenen 
Object ald Geſellſchafter (socli) anzufehen find, fo muß 
nad) gemeinem Rechte eine jede bderjelben dem Trans: 
portnehmer, bzw. Adreſſaten, au8 dem von derBahnverwaltung 
der Abgangsftation [im Auftrage und im gemeinfamen Intereſſe 
der verbundenen Verwaltungen] abgejchloffenen Transport- 
vertrage in solldum haften ®). 


6) L. 4. $1. D. de exere. act. (14,1): Sed si plures exerceant, unum 
autem de numero suo magistrum fecerint, hujus nomine in solidum poterunt 
conveniri. — 1. 13. $ 2. D. de instit, act. (14, 3): et verius esse, ait, 
exemplo exercitoriae in solidum unumquemque conveniri posse. Iſt alfo 
der Fontrahirende socius Inftiter oder Mandatar der Uehrigen (was vorliegend 
hinfichtlich der Verwaltung der Abgangsflation nad den Vereins⸗Statuten, vgl. 
Tit. III, angenommen werden muß) und hat er als foldher das Transports 
geſchaͤft abgeſchloſſen, dann haftet Jeder der Uebrigen in solidum, und zwar 
ohne das beneficium divisionis (nad} 1. 2. D. 14, 1: „ne in plures adver- 
sarios distringatur, qui cum uno contraxerit“), welcher letztere Satz jwar 
theoretifch beftritten ift (vgl. 3. B. TIhöl, Handels R. ©. 117), jedoch von der 
Gerichtspraxis, auf Grund der angeführten Stelle mit Recht angewendet wird. 
Bl. Schweppe, Röm. Privatrecht Bd. III. $ 480. ©. 259. Anm.2. Heimbach 
in Weiokes Rechtölericon Bd. IV. ©. 690; insbefendere aber v. Bangerow, 
Panderten Bd. III. $ 653 (S. 493 in der 6. Auflage) und Gluͤck, Panderten 
Bd. XV. ©. 466. " 

Im A. D. G. $ 15. if übrigens auch ausbrüdlich beftimmt, daß ber 
Adiender, bzw. Adreffat, ſowohl gegen die Berwaltung der Aufgabefation, «ld 
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3) Aus dem, von einer der verbundenen Verwaltungen, hinſichtlich 
der Beförderung eined Objects im directen Verkehre, abge: 
Ichloffenen Transportvertrage, kann eine einzelne Verwaltung 
[als socius] nad) Rom. Rechte den Transportgeber hinfichtlich 
des Antheild der Anderen zwar nur ald Ceſſionar, nach der 
Praxis jedoch [in Folge der Annahme einer fingirten Geffion] 
Direct auf Dad Ganze belangen ?). 

Was namentlich den befonderg wichtigen gemeinrechtl. Grundſatz 
unter 2. anlangt, fo haben auch die in Deutjchland geltenden Codi⸗ 
ficationen denjelben durchaus adoptirt. So beſtimmt namentlidy: 

I. das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch für Die deutſchen 
Erblaͤnder der Defterreichichen Monarchie in $ 1203, daß in dem 
Zalle, wenn Handeläleute [&ewerbsleute] eine Geſellſchaft gebildet 
haben, Alle für Einen und Einer für Alle haften, wozu BeillerL c. 
benerft: 

„Es fommt jenem, welcher ein Geſchäft mit einer Societät oder 
deren Bevollmächtigtem gejchloffen Hat, Das daraus entſpringende 
Recht gegen die ganze Gefellichaft zu” ; 

II. das Allgem. Landrecht für die Preuſſiſchen Staaten, welches 
in Theil I. Tit. 17. $ 239. u. Tit. 5. $ 424. und zwar 

a) in $ 239 fagt: „Haben ſich Die Geſellſchafter einen Dritten 
aug einem durch ihren Bevollmächtigten gefchloffenen Vertrage 
verpflichtet, fo finden gegen fie die Vorſchriften von Correal⸗ 
Verträgen Anwendung”. 

b) in $ 424: „Haben mehrere Perſonen zugleich fi einem Dritten 
in ein und demfelben Vertrage verpflichtet, fo ijt, wenn nicht 
das Gegentheil ausprüdlich verabredet worden, anzunehmen, daß 
Einer für Alle und Alle für Einen dem Berechtigten für die 
Erfüllung bafte” ; 

II. das in den Rheinlanden geltende Franzoͤſiſche Handels: 
geſetzbuch beftimmt in Art. 22: 


gegen die der Beflimmungsftation in solidum Anſprüche aus dem Transport- 
vertrag (bei dem Vereins⸗Verkehre) geltend machen kann. Vgl. $ 123. B. 1. 
Die Verwaltung, welche die ganze Geſellſchaftsſchuld zahlt, kann dann 
natürlich (vgl. 1. 13. € 2, 1. 14. D. 14, 3) ihren Regreß an die übrigen socii 
nah Maaßgabe ihrer Geſellſchaftsantheile nehmen. 
7) 2gl. v. Bangerow 1. c., Heimbach 1. c. 
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„ies associes en nom colleclif, indiques dans l’acte de sociele, 
sont solidaires pour tous les engagements de la societ&“; 
IV. der Codex Maxim. Bavaricus verordnet in G 11. des 
8. Kap. bes 4. Theild Hinfichtlich de8 Compagnons: 
„Da ex als gemeinfchaftlicher Factor für Die ganze Compagnie 
handelt, fo fann jeder aus ihnen [von den Gompagnons] von 
dem Dritten in solidum belangt werben. 
Weiteres über die Activ- und insbeſondere die Paffiv-Legiti- 
mation der Deutſchen Eifenbahn:Verwaltungen bei Directem Ver: 
fehre findet fih $ 112 A. und B. 1. 


Zu 12. Der Transport im directen Verkehre über‘die Grenzen 
eines der Gifenbahbnverbände hinaus, insb. Vereinsverkehr. 


5 19b. 
Diie Beduͤrfniſſe des Verkehrs, welcher von Jahr zu Jahr 
größere Ausdehnung erhält, haben die Wirkſamkeit der Verbände 
über die geographifchen Endpunkte derjelben noch binausgeführt 
und fie veranlaßt, die außer ihrem Gebiete liegenden bedeutenden 
Troductionsftätten aufzufuchen, um die Adern dieſes Verkehrs auf 
ihre Schienenwege zu Teiten. — So ift, was den Perſonenverkehr 
anlangt, der Mitteldeuticye Verband bereit3 im Jahre 1354 durch 
Vermittlung ter Großh. Badifchen Eifenbahn-Direction in Ber: 
handlung mit der Franzöſiſchen Oftbahn getreten, um den Berjonen- 
verkehr zwijchen Paris und Deutjchland feinen Bahnen zuzuführen, 
und trat in Folge dieſer Beitrebungen noch in jenem Jahre ein 
directer Perſonen- und Gepädtransport zwiſchen Paris, Berlin, 
Leipzig, Dresden, Gafjelzc in das Reben ®), welcher dermalen auf 
ein Billet für Die ganze Tour bewerfftelligt wird. 








8) Infofern tritt eine Modification des in $ 2. Anm. 7. Gefagten ein. 
Ebenfo wurde im Jahre 1855 in Folge von Unterhandlungen defielben Verbands 
mit den Oeſterr. Bahnen ein directer Perfonen-Berfehr zwijchen Paris, Bray 
und Wien eingerichtet, indem zunähft neben den Verband-Billets an den ge 
nannten Orten auch Billets der betreffenden außer dem Berbande liegenden 
Bahnen ausgegeben wurden; dermalen wird auch in diefem falle der Transport 
auf ein Billet Hin bewerfftefligt. In derfelben Weife fteht der Norddeutſche 
Berband in directem Berfonen und Güterverfehre mit Belgien, Holland ımd 


Frankreich. 
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Hinſichtlich des Güterverfehrd ift ſodann durch die Be 
ftrebungen des Vereins Deutſcher Eifenbahnverwaltungen, ein directer 
Süterverfehr von Bahn zu Bahn über ganz Deutjchland und durch 
die gejchiftlichen Beziehungen des Mitteldeutjchen Verbands aud) mit 
der Franzoſiſchen Oftbahn ſelbſt bis nach Paris und Calais, hergeftellt 
worden, ſo daß dermalen ſelbſt auf mittlern Deutſchen Eiſenbahn⸗ 
Stationen, wie z. B. in Marburg, Güter im directen Verkehre 
[d. h. mit directem, nicht an einen Zwiſchenſpediteur, ſondern an 
den eigentlichen Adreſſaten gerichtetem Frachtbriefe] nicht nur nad 
allen größern Deutſchen Bahnſtationen, nämlich nad) den |. g. Ver 
einsftationen?), Jondern ſowohl nach Frankreich, Holland, Rußlandaıc., 
als auch nach den umbedeutendften Bahnftationen innerhalb 
des Deutichen Eifenbahnvereing, zur Beförderung angenommen zu 
werden pflegen, jofern Der im Frachtbrief genannte Beitimmungsort 
Direct per Eijenbahn zu erreichen fteht und eine Eifenbahnftation 
bat. — Ga jelbit zum Transporte an foldye Orte, welche nicht 
unmittelbar an einer Eifenbahn liegen, werden, wenigftend inner: 
halb des Gebiets des Deutſchen Eifenbahn-Vereind, von den 
Deutihen Eifenbahn-Berwaltungen Güter mit directem Frachtbriefe 
zum Transporte angenommen, in welchem leßtern Kalle Die Güter- 
Expedition derjenigen Station, welche dem eigentlichen Beſtim⸗ 
mungsorte zunaͤchſt liegt, auf Gefahr und Koften des Verſenders 
dafür forgt, Daß von dieſer End-Station aus das Gut Direct 
per Axe oder durch Vermittlung eines Spediteurs [jofern der Fracht: 
brief nicht Eiſenbahn restante lautet oder fonft über den Weiter: 
transport disponirt worden it] an den Adreſſaten gelangt [vgl. 
$ 52—54]. 

Was das Nechtsverhältniß bei dieſem Verkehre anlangt, welcher 
die Grenzen der einzelnen Deutjchen Eiſenbahn-Geſellſchaften [Ber 


9) Hierzu haben fih die Bahnverwaltungen, als Mitglieder des Vereins 
Deutſcher Gifenbahn:Berwaltungen, ausdrüdlich verpflichtet. Vgl. $ 1. des A. 
D. G.: „Auf Grund diefes Reglements werden von den vereinigten Gijenbahn- 
Berwaltungen Güter von und nad) allen für den directen Vereins-Guüter-Verfehr 
Seftimmten Stationen übernommen. Diefe Stationen (Vereinsftationen) werben 
Öfentlich befannt gemacht werden“. 
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bände] überfchreitet, jo ſcheint mir linsbeſondere hinſichtlich Des 
Transports auf Anfchlußbahnen] am einfachten und Den Verhältniffen 
am entjprechendften die Annahme, daß Die vermuthliche Abficht Der 
Partheien, insbejondere der, das Verhältniß durch ihre Reglements 
beftimmenben, Bahnvermwaltungen dahin gehe, Daß letztere ald Tran 3: 
portanten nur in Beziehung auf ihre Bahn, bzw. auf die Verbands⸗ 
Bahnen, in Betracht kommen follen, daß fie Dagegen hinſichtlich des 
weitern Transports [jofern nicht Der Abjender jelbft ald unmittelbar 
contrahirender Transportnehmer aufzufaffen ift] al8 Mandatare des 
Abjenders den Abſchluß eines weitern Transportvertragd mit Den 
Aufchlußbahnen vermitteln. 

Diefe Anficht ift freilich nicht über jeden Zweifel erhaben. 
Wenigſtens haben mehrere Nechtölehrer 2°) Hinfichtlih Des dem 
Eifenbahntransporte durchaus gleichartigen Poſtverkehrs behauptet, 
Daß die Poftanftalt der Aufgabeftation [bei dem Verfehre über ver- 
ſchiedene Voftgebiete] auch außerhalb ihres Territoriums den Güter: 
Transport?!) übernehme, daß es daher immer jo anzuſehen ſei, 
als ob fie den Transport bis zu Dem Orte übernommen habe, 
welchen der Transportgeber al8 Beftimmungsort genannt habe. 
Folgeweife haben jene Rechtölehrer dann weiter angenommen, daß 
die Transportanftalt, weldye zunächſt contrahirt hat, auch wegen 
Verſehen der Zwijchenfrachtführer durchweg hafte!?2) und ber 
Abſender gegen die Anjchlußpoften nicht Direct, ſondern nur vermöge 
Ceſſion Seitens der Poſtanſtalt der Aufgabeftation, Hagen Eönnet®). 


10) So Glück in feinem Pandeeten-Sommentar Bd. VI. 6493. ©. 130 fg. 
Thibaut, Pandecten $ 572. Sell im Arie für civiliftifhe Praris Bd. XXL 
S. 140 fg. Bütter, auserlefene Rechtsfälle Bd. I. Tb. 4. D. 142. Nr. 4. 
v. Holzſchuher, gemeines Civil-R. Bd. III. S. 829. 

11) Hinfihtlih des Transports von Gepäd, welches ein Meifender bei fid 
fuhrt, erfennt dagegen wenigftens Holzſchuher 1. c. S. 329 an, daß bier die 
Poſtanſtalt nur bis zu der Station Hafte, bis zu welcher fie die Reifenden über 
nommen babe, und der Reifende komme dann mit dem folgenden Poftmeifter in 
ein unmittelbares Bertragsverhältniß. 

12) Cf. 1. 25 $ 7. D. locat. (19, 2) und die Erf. des O. Trib. zu Stutt⸗ 
gart v. 3 Dec. 1841 und 6. Auguft 1850 in Seufferts Archiv Bd. II. Nr. 93. 
und Bd. IV. Nr. 79. 

13) Man flüpt fi) dabei auf 1. 4. F 1. D. (4, 9), I. 3. de usu et usfr. 
eg. (33, 2). 
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Es fol nicht in Abrede geftellt werben, daß man auch fremde 
Dienfte zu leiften verfprechen kann und Daher die eben Dargeftellte 
Anficht an ſich ald eine mögliche erjcheint. 

Es jprechen jedoch gegen Die Anwendung diefer Anficht auf 
den Eiſenbahnverkehr jo gewichtige Gründe, daß ich Diejelbe nicht 
theilen kann. 

Zunächſt und vor Allem die Natur der Verhältniſſe. Es ift 
eine Thatjache, die Jeder kennen muß, daß eine Eifenbahnver: 
waltung nur auf ihrer Bahnlinie Dad Recht des Transports [als 
Regal, oder wie Andere wollen, ald Conceſſion, vgl.$ 2. tes I. Theils 
und $ 127 fg. Diejes Theils] ausübt. In Zweifel kann aber nur 
das als veriprochen gelten, was jemand felbit rechtlich oder factiſch 
leiften ann. Es ift Daher als ein Naturale des Transportvertrags 
anzufehen, daß die zunächſt contrahirende Eifenbahnverwaltung, ſo⸗ 
fern nicht etwas Anderes, insbejondere nach Anhalt des betreffenden 
Reglements, ald ausdrücklich verabredet anzufehen tft, nur für den 
Transport auf ihrer Bahn und für die richtige, unverfehrte Ab⸗ 
lieferung an die Anſchlußbahn, bzw. an einen tüchtigen Spediteur 
bafte, jelbft dann, wenn fie Güter zur Beförderung annimmt, 
welche zufolge der Adreſſe an einen Ort transportirt werden follen, 
welcher außerhalb ihres Territoriums [bzw. Verbands oder gar 
des Deutſchen Eifenbahn-Vereins] Liegt '*). 

Abgeſehen von dem Verbands- und Vereind-Verkehre beftimmen 
aber die Deutſchen Eijenbahn-Reglements 1°), wie die Deutfchen 


— 


14) Für diefe Anfiht der Partheien, insb. der @ijenbahnverwaltungen, 
möchte auch der Umftand fprechen, daß letztere hinfichtlich des Transports über 
ihre Linie hinaus feine höhern Tariffäge berechnen, als für den Transport auf 
ihrer Bahn, welches jedenfalls, wenn fie binfichtlich jenes Transports haften 
follten, bei der größern Gefahr, welche fie bei letzterm haben, anders fein würde. 

15) So beſtimmt 3.2. die Herzogl. Braunfhw. Eifenbahn-Betriebsordnung 
vom 1. Dct. 1845 510. ausdrüdli, dag „wenn eine unmittelbare Abgabe der 
Güter an eine auswärtige Gifenbahnverwaltung verlangt oder zugelaffen worden, 
bie Haftung der Verwaltung für Verluſt oder Beichädigung der aufgelieferten 
Güter den Zeitraum Yon deren Annahme bis zur Ablieferung an die auswärtige 
Berwaltung umfalle“. 

Diefelbe Beftimmung gilt für die Preufl. Staatsbahnen: Preuss. (hinfichtlich 
des Bütertransports) 8 60. Nr. 1: „Die Verantwortlichkeit der Berwaltung 
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Poftgefege '°) für den Eiſenbahn- bzw. Poſtverkehr, auch aus: 
drüdlich, daß die Verwaltung der Abgangsftation [baw. Der Verband] 
für Die richtige, unverjehrte Beförderung nur bis zur Örenze ihres 
Territoriums, bzw. hinfichtlich weiter zu transportirender Sendungen, 
fürdie richtige Ablieferung dafelbft, bzw. auf der Enditation, haftet. 
Man wird hiernad) das hier fragliche Verhältniß, was den Directen 
Perſonenverkehr betrifft, dahin aufzufallen haben, daß tie 
Bahnverwaltung der Abgangsftation !7) [indem fie des gemeinjame 


beginnt mit Annahme des Guts durch die betreffenden Beamten und dauert bie 
zu dem Zeitpunfte, wo das Gut nad den Vorfchriften des Betriebe-Neglenente 
an der innerhalb des Betriebes der Verwaltung belegenen Beſtimmungs⸗Station 
in Empfang genemmen werden muß; bei denjenigen Gütern, welche durch die 
Verwaltung in Yolge angenommenen Auftrages des Verfenders an eine benachbarte 
Eijenbahn Verwaltung abzuliefern find, bis zur Ablieferung an diefe*. 

Hinfichtlich des Gepädstransports $ 32. Lit. c. in fin.: „Iſt nad der Ber 
fimmung des Reifenden das Gepäck an eine benachbarte Bifenbahn-Berwaltung 
abzuliefern,, fo erlifcht die Haftung mit dem Zeitpunfte der Ablieferung an jene 
Verwaltung“. 

Wortlich ſtinmt damit überein: Hannov. $ 67. Nr. 1. bzw. 6 30. K.Fr. 
W. Nordb. XII. $ 17. Thüring. $ 60. Berl. Anh. $ 60. bzw. (qhinfichtlich 
Gepädtransports) $ 32. Neiss. Brieg. $ 60. bzw. $ 32. 

Nicht jo Har drüdt fi aus Sachsen $ 14. Nr. 1, wonach die „Haft bis 
zu dem Zeitpunfte, wo das Gut auf der Beflimmungsftation nah diefem 
Meglement in Empfang genommen werden muß” dauern ſoll. Diefelbe Ber 
flimmung enthält Württemb. $ 60. Magd. W. $ 66. Leipg. Dresd. 5 14. 
Nr. 1. Lub. Büchn. $ 59. No. 1. 6 60. Diefe Beftimmung muß aber nad 
dem weitern Inhalte der Meglements, welche immer nur den Verkehr auf 
ihrer Bahn im Auge haben, dahin interpretirt werden, daß die fraglichen 
Gifenbahnverwaltungen nur für den Verkehr auf ihren Bahnen haften wollen. 
So drüdt ſich auch deutlicher Bayern $ 23. aus: „Die VBerantwortlichkeit ber 
Berwaltung beginnt mit der Annahme des Gutes durch die bayerifchen Güters 
expeditionen und dauert bis zu dem Zeitpunfte, da das Gut auf der treffenden 
Bayeriſchen Belimmungsfation nad gegenwärtigen Reglement in Gmpfang 
genommen fein muß. 

16) Vgl. Preuß. Potgefeb vom 5. Juni 1852 $ 10c. Königl. Bayerſche 
Beilimmungen, betr. die Fahrpoſten vom 21. Jan. 1847 $ 31 und 32. Kurhefl. 
Voftordnung vom 9. Nov. 1788 5 68. Großh. Heli. Poitdeclarat. vom 
31. März 1818 8 32c., ebenſo Defterr. FahrpoſtO. v. 6. Jul. 1838 8 36. 37, 
Württemb. BDO. v.1. Sept. 1851 $25, vgl. Knyrim, dissert. inaug.1.c. p. 31. 

17) Und zwar neben ihrem Auftreten für den Verband, hinfichtlich des 
Transports, welcher innerhalb bes Berbands geichehen foll, den Ciſenbahr⸗ 
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Bahnıbillet gegen Zahlung des Tarifpreijed ihrer und der fremden 
Bahn vom Billeteur ausgeben läßt und hinſichtlich des gezahlten 
Transportgeldes fid) Dann mit jener Bahn, oder mit deren Zahlungs 
mandatar?*) berechnet] — den Eifenbahntransportvertrag binfichtlich 
des Transports über ihre Bahn hinaus nur als Mandatar der 
außer dem VBerbande ftehenden Bahn und für Ddiejfelbe mit dem 
Transportuehmer abſchließt. 

Bei dem Güterverkehr wird daſſelbe Verhältnig in dem 
Kalle ftattfinden, wo Die anfchließende nicht im Verbande ftehende 
Bahn mit den Verbandebahnen in ftändigen Gejchäftsverbindungen 
fteht, wie 3. B. Die Sranzöfiihe Oſtbahn mit dem Mitteldeutfchen 
Berbande ?°). 

Eine Ausnahme von dieſen Grundfäßen findet nur bei dem 
Vereins-⸗Güterverkehre, d.h. beiden Güterverfehre innerhalb des 
Deutſchen Eijenbabnvereing, jobald derjelbe über Die Grenzen eines 
Verbandes hinaus von Vereinsſtation zu Bereinsitation] ftattfinden fol, 
ftatt. Obgleidy man, wie bereitd mehrfad) erwähnt, nad) den Statuten 
dieſes Vereins von einem Societätsverhältuiß Der vereinigten Bahn: 
verwaltungen, binfichtlid) De8 Transports in dem Vereinsgebiet, 
nicht fprechen Fan, und alfo hinſichtlich des fraglichen Verkehrs 
nad) ben vorfichend entwidelten Grundjäßen angenommen werden 
muß, daß die Bahnverwaltung der Aufgabeitation hinfichtlich des 
einen Verband überjchreitenden Bereinsverfehrd nur als zum Ab⸗ 
Ichluß des Eifenbahn-Transportvertrags Für Die außer dem Verbande 


Transportvertrag mit dem Transportgeber, als Mandatar ber außer dem Bere 
bande ftehenden Bahnen und für diefelben abfchliegend. 

18) So berechnet fih der Mitteldeutiche Verband, was den Gifenbahns 
verkehr mit der Kranz. Oſthahn anlangt, mit der Groß. Badifchen Gifenbahns 
direction, und was den Verkehr mit den Defterreihichen Bahnen anlangt, mit 
der Leipzig Dresdner Bahn Berwaltung, welche Verwaltungen fih dann wieder 
mit den betreffenden (ihnen angrenzenden) außer dem Berbande liegenden Bahnen 
berechnen. 

19) Wenn die Sendung nit franco geht, erledigt fich Hier das Verhältniß 
durch das Inſtitut der Speſennachnahme (vgl. 8 23b) noch einfacher als bei dem 
Boftenverfehr. — Das Gut fann aber auch franfirt werden, und ift daher ben 
Erpedienten ber deutſchen Bahnverwaltungen der Tarif der Franzöfiſchen Oftbahnen 
zum Zwecke der Beredinung mitgetheilt worden. 
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ftehenden Vereins-Bahnen beauftragt erjcheint, — fo beitimmt doch 
der $ 15. des allgem. Deutjchen Güterreglements hinſichtlich des 
Vereinstransport3, Daß überhaupt Recdamationen vom Abjender, 
bzw. Adrefjaten, bei der Aufgabe- bzw. Beftimmungs-Station 
angebradyt werden koͤnnen. — Mit weiterer Berückſichtigung von 
F 10. der im dritten Titel weiter zu beiprechenden Vereinbarung der 
vereinigten Bahnverwaltungen vom 21. Juli, bzw. 1. ‘Dec, 1356 2°) 
muß anerfannt werden, daß jener $ 15.de8 A.D 6. 200) die aus der 
Natur der Sache ſich ergebenden und von den einzelnen Deutfchen 
Eifenbahn-Reglements für den localen Verkehr auch Feitgehaltenen 
Brincipien über das Recht, einen Schadenserjag in Anſpruch zu 
nehmen 21), zu Gunften des Deutſchen Publicumd dahin modificirt 
bat, daß, während an fid) auch für den Vereinsverkehr von einer 
Bahnverwaltung nur für denjenigen Berluft eingeftanden wird, 
welcher fid, innerhalb ihres Gifenbahn-Territoriums ereignete, — 
dermalen nur noch binfichtlich des Die Grenzen des Vereinsverfehrs 
überfchreitenden Transports, jene oben entwidelten Grundjfäße 


Plab greifen ??). 


20) Vgl. Anlage XXIX. 

20.) Der im A. D. G. gebraudte Ausdrud: „bireeter Vereins⸗Güter⸗ 
verkehr“ ift ein ſehr uneigentlidher, und fireng genommen nur der Berband& 
Verfehr ein birecter zu nennen; nur legterer bat 

1. bdirecte Billets für Perfonen und directe Kartirung für Güter; 

2. beitimmte Frachtſätze für alle Verbandftationen ; 
. 3. ein Abrechnungsbüreau (Bol. Titel III), 
was alles beim Bereinsverichre fehlt. In dem lepteren erfolgt der Transport 
ftets aur von Bahn zu Bahn oder von Verband zu Verband. 

21) Hinſichtlich der Gingebung des Vertrags iſt durch jenen $15. des A.D.G. 
nichts an dem naturgemäßen Grundfaße, dag die Bahnverwaltung der Aufgabeftation 
nur ald Mandatar der außer dem Berbande liegenden Bahnen abfchliegen kann, 
geändert worden. 

22) Ganz diefe Grundſätze wie das A. D. G. hat auch der revidirte Poſt⸗ 
vereins-Vertrag vom 5. Dec. 1851, welcher dermalen, wo mit Ausnahme Holfieins 
fänmtliche Deutſchen Bundesftaaten dem Deutfchen Poitvereine angehören, hin« 
fichtlich des Poſtverkehrs faft für ganz Deutjchland, fowie für die Defterr. Geſammt⸗ 
monarchie Geltung hat, nur mit der Beichränfung, daß die Pollverwaltung der 
Aufgabeftation ben Bartheien gegenüber allein erfappflidtig if. Vgl. Art. 62. 
bes cit. Vertrags, welcher weiter beflimmt: „Der den Erjag leiftenden Anftalt 
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Inſoweit aber ein Vereins» oder doch ein befländiger Ge- 
ſchaͤfts-Verkehr des Verbands, bzw. der Verwaltung der Aufgabe: 
Station zu der weiter transportirenden Bahn nicht befteht, muß 
feitgehalten werden, daß der Xransportvertrag, welchen letztere 
Verwaltung abjchließt, indem fie ein Gut mit Srachtbrief unter einer 
Adreffe annimmt, welche dahin lautet, Daß daflelbe an einen Ort 
der außerhalb des Deutſchen Eifenbahnvereing, bzw. nicht an einer 
Verbands» oder Vereind-Station liegt, befördert werben foll, nad) 
der Natur der Berhältniffe nur dahin verftanden werten fann, daß 
fie, baw. der Verband, den Transport auf den Verbands-Bahnen 
bis zu der betreffenden Endftation übernimmt, Dort aber an bie 
betreffende Eijenbahnverwaltung der anfchließenden Bahnen als den 
ſtillſchweigend vom Abſender bezeichneten Adreſſaten??) das Gut 





bleibt es überlaſſen, eintretenden Balles den Regreß an diejenige Verwaltung zu 
nehmen, in deren Bezirke der Verluſt oder die Beſchädigung entlanden iſt. Es 
gilt hierfür bis zur Führung des Gegenbeweifes diejenige Poftanftalt, welche die 
Sendung von der vorhergehenden Poftanftalt unbeanftandet übernommen hat, und 
weder die Ablieferung an den Ndreflaten, noch auch in den betreffenden Fällen 
die unbeanftandete Ueberlieferung an die nachfolgende Bereinspofianftalt nachzuweifen 
vermag. Die vorſtehenden Beſtimmungen finden Anwendung auf alle zwifchen zwei 
Vereinspoftbezirfen gewechfelten Bahrpoftfendungen, ohne Unterjchied, ob der 
Berluft im BVoftbezirke der Aufgabe, oder im Bezirke einer andern Poſtanſtalt 
Rattgefunden hat, und ohne Rüdfiht darauf, ob in den betreffenden Bezirken für 
die innerhalb derfelben gewechjelten Sendunyen abweichende Borfchriften beſtehen“. 

Art. 8. des Nachtrages v. 3.Sept.1855: „Für Berlufte und Beichädigungen, welche 
auf dem Transporte durch eine dem Vereine nicht angehörige Beförderungsanftalt 
eintreten, findet ein Grjaganfprud), den Bereinspoftverwaltungen gegenüber, nicht 
fatt. Dagegen haben bei diesfallfigen Reklamationen zunächſt diejenigen Poſt⸗ 
anftalten, von welchen die Sendungen unmittelbar dem Auslande zugeführt 
worden find, den Aufgeber zu vertreten, und demjelben, falls ihre Bemühungen 
erfolglos bleiben follten, alle vorliegenden Mittel (Urfunden über die Ablieferung 
ber Sendung u. |. w.) an die Hand zu geben, welche ihn in den Stand feßen 
fönnen, feine Anſprüche der ausländifchen Beförderungsanftalt gegenüber felbft 
weiter zu verfolgen“. 

23) Bgl. Befeler 1. c. $ 230. Nr. 2. Mittermaier, Grundfüge des d. Pr. R. 
36.11.6553. Nr. IX. Leyfer Sp. 66. med. 6. und1.1.543.D. 16,3. Grfenntniß bes 
DO. A. G. zu Wolfenbüttel in Anl. XXIII, fowie Erf. des O. 4. ©. zu Dresden 
von 1853, im Wochenblatt für merfw. Nefälle v. 1854. Nr. 31. ©. 243 u. 244 
zum Theil abgedrudt in Seufferts Archiv Bd. VII. Nr. 355, wo es heißt: 
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übergiebt. Hat alfo bei einem Transporte, welcher über die Grenzen 
des Deutſchen Eifenbahnvereins hinausging, eine Beichädigung oder 
ein Verluft des Eijenbahnguts flatigefunden, wird man zunädft 
die Verwaltung der Aufgabe» bzw. Endftation des Vereins anzu- 
greifen haben; wenn dieſe dem Reclamanten nachweifen follte, daß 
fie das Gut unverjehrt an die weitere | fremde] Eifenbahnverwaltung 
abgeliefert bat, jo muß ſich allerdings der Beſchädigte Direct an 
diejenige Gijenbahnverwaltung halten, zu deren Territorium bie 
Anſchlußbahn gehört. — Ob und in wiefern ein Gpebitiong- 
oder ein weiteres Mandatsverhältuiß für die Verwaltung der Ab: 
gangsitation, neben dem von ihr für den Verband, bzw. Verein, 
eingegangenen Transportverhältnifje entiteht, wird im zweiten Tit. erft 
unterfucht werden können. Hier ift nur noch dad Verhältniß des 
Ipätern Frachtführers zum Transportaten zu beſprechen, welches 
man in Folge unferer Teitenden Grundjäße nad folgendem Grund» 
ſatze des Deutſchen Handelsrechts wird zu beurtheilen haben: 
indem ein Frachtführer das mit einem Directen Frachtbriefe ver- 
fehene Gut an einer Zwiſchenſtation von demjenigen Frachtführer, 


„Die Berfender, welche den ftreitigen Ballen bei der Magdeburg-Leipziger Eiſen⸗ 
bafın zur Beförderung nad Pranffurt an der Oder abgegeben haben, wußten 
oder hätten doch willen follen, daß der Ballen, um nad Frankfurt a. d. O. zu 
gelangen, zuerft in Coͤthen, dann in Berlin an eine andere Bahn abzugeben 
ſei. Sie erklärten fih alfo dur die Aufgabe zur Magdeburg-keipziger Bahn 
thatfächlih mit diefer Modalität der Beförderung einverflanden; die Beflagten 
(Directoren der Magdeburgskeipziger Gifenbahncompagnie) waren yon ihnen thats 
fählid) eben nur dazu angewiefen und beauftragt, zu forgen, dag die Verfendung 
in vorbemerkter Weife erfolge; welchergeftalt denn Beklagte das ihnen ertheilte 
Mandat vollitändig ausgeführt haben, dafern fie den mehrerwähnten Ballen 
nad Eöthen befördert und ihn daſelbſt der betreffenden Anſchlußbahn zur Weiters 
beförderung übergeben haben“. Ebenſo ſpricht fi ein Grfenntniß des Rhein. 
Appellat. Gerichtshofs vom 17. Dct. 1855 (vgl. Rhein. Archiv 49. I. 95) dahin 
aus: „Werden einer Gifenbahngefellfhaft Waaren zum Transport übergeben, die 
bemnähft, um an ihren Beflinmungsort zu gelangen, auf einer anfchließenden 
Eifenbahn weiter zu befördern find, fo ift anzunehmen, daß die Sefellfchaft, mit 
welcher der Verjender contrahirt, nur die Beförderung auf der eigenen Bahn 
und das Mandat zur Mebergabe der Waaren an die anfchließende ifen- 
bahn übernemmen hat; fie haftet daher, abgefchen von befonderen Gtipulationen, 
nit für die Beförderung auf der anfchließenden Bahn und die Hierbei ſtatt⸗ 
gehabten Verſehen“. 
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welhem die Waare urjprünglich verladen war, zum Behufe des 
Weitertransports überninmt, tritt er in dad ZTransportverhältniß 
des frühern Srachtführers ein? 3°). Er verpflichtet fich alfo mit dieſer 
Uebernahme zugleich, das empfangene Gut nad Vorjchrift des 
Frachtbriefs unverfehrt an den Adreſſaten abzuliefern, wogegen er 
Bei gehöriger Lieferung die in dem Fradhtbrief vermerkte Fracht und 
Spefen von dem Adrefjaten ausgezahlt verlangen kann ſvgl. $ 23b]. 


Su UI. Der Transport im Rocalverfehre über mehrere Bahnen. 


8.19. 


Der ſ. g. Iocale [innere] Verfehr, d. h. der Transport, 
welchen eine Gijenbahnverwaltung für ihr ausſchließlich eigenes 
Gefchäft übernimmt ?*), kommt aud) da vor, wo es fi, um einen 
Transport über mehrereBahnen handelt?). Das Rechtsverhältniß 


23°) Im Falle der Beſchädigung ift der Adreflat berechtigt, den Ueberbringer 
für den entflandenn Echaden in Anfprud zu nehmen, ohne daß der letztere 
mit der Ginrede gehört wird, dag der fraglihe Schade vom frühern Frachtführer 
verurfacht ift, weil er, der zweite Brachtführer, mit der Waare die Verbindlichfeit 
ſolche unverjehrt abzuliefern, übernommen hat, und es mithin feine Sache war, 
vor der Ginladung des Gute fi über defien Zuftand zu vergewifjern. — Hierhin 
bricht fih ein Gutachten der Handelsfammer zu Frankfurt a M., abgedrudt 
m Malß, Gutachten ꝛc. Frankf. 1854, im Gutachten 16, ©. 49 aus: „Der 
Srachtführer, welcher Waaren mit directem Frachtbriefe von dem urfprünglichen 
Frachtführer zur Weiterbeforderung übernimmt, ift zum Gmpfange von Frachtgeld 
und Spejen berechtigt, Hat aber auch dem Empfänger für allen während der 
ganzen Dauer des Transports an den Waaren entflandenen Schaden zu haften, 
auch wenn folcher durch den erften Frachtführer verfchulbet iſt“. Vgl. auch Erf. 
des O. A. ©. zu Dresden v. 1853 in Anlage V. und VI. 

24) Das Wort: „Localverkehr” wird im. W. in diefem engeren und in einem 
weiteren Einne gebraudt. Der leßtere bildet den Gegenfag zum Vereins⸗ und 
Berbandsverfehre und ſchließt alfo auch den Verkehr mit der Nachbarbahn, den 
Unbergangsverfehr, in fih. Im engeren Sinne dagegen iſt, glaube ich, dieſer 
leztere ausgefchlofien. 

24=) Innerhalb eines Verbandes findet ein localer Verkehr flatt: 

1. wenn der Transport nur auf der Bahn der Abgangsilation, 

2. auf biefer und der zunächft angrenzenden Bahn gefchehen foll (a. B 
nur auf der KR. Fr. W. Norbbahn und der Main-Wefer Bahn), da 
nad den Statuten der Verbände nur der Verkehr über drei und mehr 
Bahnen ale Verbands: Verkehr aufgefapt wird. 
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des Transports geftaltet fi hier [nad den im vorausgehenden 
& 15. aufgeftellten Brincipien bei dem Güterverfehre] ganz einfach 
dahin, daß die zunächſt dad But annehmende Bahnverwaltung 
daſſelbe an die naͤchſte im Srachtbrief angegebene Bahn als Adrefjaten 
abliefert, und dieſe leßtere wieder durch die Annahme des Guts 
mit Srachtbrief Direct mit dem Aufgeber in ein Transportverhältniß 
tritt, in Folge deſſen fie ſich verpflichtet, an den ihr im Fracht⸗ 
brife angegebenen weitern Adreſſaten abzuliefern?5).. 

Ein Iocaler Perſonen- und Gepäck-Verkehr über mehrere 
Bahnen kommt zudem nach der Natur dieſes Transports unftreitig 
nur in der Weife vor, daß die Bahnverwaltung der zunädhft 
contrahirenden Bahn dem Reifenden nur Hinfichtlic des Verkehrs 
bis zu ihrer Endftation haftbar werden kann, und leßterer dann zu 
der folgenden Eifenbahn, entweder von neuem contrahirend oder in 
Folge des bereit von ihm [mit der eriten als Mandatar ober 
Geihäftsführer der folgenden auftretenden Bahnverwaltung, vgl. 
©. 88] abgejchloffenen Vertrags, in ein unmittelbares Transport: 
verhältniß tritt. 

Einer ausführlichen Beſprechung bedürfen wohl noch Die mit 
den vorftehenden Ausführungen nicht übereinftimmenden Anfichten 
Beſchorners [Eijenbahnreht S. 236—239] über die vorliegenden 
Fragen, und zwar um fo mehr, als derjelbe der einzige Schrifts 
fteller ift, welcher foviel mir bekannt [abgejehen von Müller, welcher 
mehr nur gelegentlich in feinem Buche de recepto aclio S. 208 
über den bier fraglichen Transport ſich ausfpricht] Diefe Fragen 
in Beziehung auf Eifenbahnen in den Bereich feiner Unterfuchungen 
gezogen hat ?>). 


3. Wenn der Abfender einen localen Verkehr ausdruͤcklich fich vorbehalten 
hat. Letzteres wird ſich öfters wegen der größern Billigkeit des Local 
transports für den Ffaufmännifchen Verkehr empfehlen. 

4. Wenn der Transport an eine Heinere Station, welche nicht zu einer 
Verbandftation erklärt worden ift, gefchehen foll — von ber legten 
Verbands⸗ bis zu jener kleinern Beflimmungeftation. 

25) Beſſel-⸗Kühlwetter, Preufſ. Ciſenbahn⸗R. S. 220, haben ſich da 
gegen, wahrfcheinlih in Folge der Zwecke, welche fie ihrem Buche gefetzt hatten, 
damit begnügt, das in Anm. 23. abgebrudte Erf. des Rhein. App. Ger. Hofe vom 
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Beſchorner unterfcheidet nicht, wie vorftehend gefchehen ift, bei 
unferer Frage, zwilchen Verbands -, Vereins- und anderm Eiſen⸗ 
bahnverkehre. Gr ftellt vielmehr ©. 236, wohl an die Beftimmungen 
ber neuern Geſetzbücher des Code] und der neueften Deutjchen 
Geſetzbuchs⸗Entwuͤrfe ſich anlehnend, den allgemeinen Sab auf: 
„der Frachtführer haftet für die Zwilchenfrachtführer und muß daher 
. die Bahnverwaltung, weldye die Beförderung nad) einem Orte 
übernimmt, bis wohin fie ſich des Zwiſchentransports anderer Eifen- 
Bahnen [der Anjchlußbahnen] bedienen muß, für die Zwilchenfracht- 
führer einſtehen“. — Beſchorner ftüßt fich hierbei, wieesfcheint, auf ein 
Erkenntniß des Geh. Obertrib. zu Berlin vom 6. Jan. 1844 [Ent» 
fheidungen des K. Obertrib. Bd. X. S. 370], weldyes ich leider 
nicht Habe einfehen können, jo daß ich nicht fagen Tann, ob und 
in wiefern dort jener an ſich wenigftens particularrechtlich geltende 
Ober-Sap auf den bier fragliden Eifenbahnverfehr angewendet 
worden tft, was ich aber, bei den entgegenftehenden Beitimmungen 
der Preuſſ. Eifenbahn-Reglements, ſtark bezweifeln muß. — Die 
Beſchornerſche Anficht würde vielleicht [abgejehen von dem Ver: 
bandsverkehre, auf welden die aufgeftcllte Norm über die 
Haftung für Bwilchenfradhtführer Teinenfalld Anwendung finden 
faun, da dort nach den Grundfäßen über Societäten gehaftet werden 
muß] richtig fein [ogl. Beſeler, Syſtem $ 352. Nr. 1. und die 
dort in Anm. 5. aufgeführten Gitate], wenn das PVerhältniß fo 
anzufehben wäre, daß die zunächft contrahirende Bahnverwaltung 
auch den Transport über ihre Bahn hinaus übernehme, was aber, 
wie ich oben nachzumweiten verjucdht habe, jowohl nad) der Natur 
der Berhältnijje, ald nad den ausdrüdlihen Beltimmungen der 
Eiſenbahn⸗Reglements durchaus nicht der Fall ift. Kurz, Beſchorner 
befindet fi m. E. in Beziehung auf die factiſche Frage, ob Die 
Grundfäge über Zwijchenfrachtführer auf den Transport auf den 
Anſchlußbahnen 2°) anzuwenden feien, im Irrthum. 





— — —— —— 


17. Oct 1855 ohne weitere Grörterungen aus dem Rheiniſchen Archive mitzutheilen. 
IH muß übrigens in Yolge des Umſtands, daß diefelben fi auf ein Erkenntniß 
beziehen, welches von meinen oben entwickelten Anfichten ausgcht, unnehmen, 
daß diefelben meine Anſchauung der Verhaͤltniſſe theilen. 
26) Man follte meinen, daß biefes ſchon in dem Ausbrude Anſchluß—⸗ 
Koch, Gifenbahnen. II. 7 
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a) bei Iocalem oder bei dem die Grenzen eines Ver— 
bands überfhreitenden direeten Verkehre [vgl. 
S19au.c], foweit fieniht al8 Mandatar der weitern Bahn: 
verwaltungen aufzufallen fteht, nur für ſich contrahirend, 

b) bei Directem Verbands-Verkehre für die betref— 
fende Eifenbahn-Transportgefellidhaft, für den 
Berband [vgl. $ 19a], auftretend®), 


g 203, 
1) Der Transportnehmer und Adrefſat, 


‚a) Der Transportnehmer, 

Bei dem Bütertransporte — er mag Eilgut oder gewöhn- 
Tiche8 Srachtgut, oder Equipagen ac. betreffen — muß die der Eifen- 
bahn-Verwaltung gegenüber contrahirende Perfon namentlich 
auftreten, indem fie den Frachtbrief, ohne welchen das Gut nad) 
Vorſchrift Der Reglement nicht angenommen wird, zu unterjchreiben 
hat*). Bei dem Transporte von Perſonen und von ſolchen Gegen- 
fländen, welche nicht als Gut [Frachtgut], d. H. nicht mit Fracht⸗ 
brief, ſondern als Gepäd [Paffagiergut] aufgegeben’ werben, kennt 
Dagegen die Eifenbahnverwaltung den Namen desjenigen, von 
welchem fie den Transport übernimmt nicht, und bie Dokumente, 
welche von ihr über den abgefchloffenen Vertrag auögegeben werden 
[Perfonenbillet und Gepädichein], befunden nidyt den Namen des 
Anfgeberd. Man hat aus Diefem Umftande, in Folge deſſen cheinbar 
jeder Inhaber ein Recht auf Transport, bzw. auf Auslieferung des 
Gepaͤcks hat, fchließen wollen, daß jene Documente, insbeſondere 
die Perfonenbillet3, die rechtliche Natur von Papieren au porteur 
hätten 5). — Es unterliegt allerdings feinem Zweifel, daß auf ein 


3) Der Erpedient (Billeteur 2c.) erhebt hier außer dem Fahrgelde (Tran 
portpreife), welches der ihn angeftellt habenden BifenbahnsBerwaltung zulommt, 
auch das Fahrgeld für die übrigen bei dem Transporte betheiligten Mitglieder 
des DBerbandes (der societas), welchem die Gifenbahnverwaltung, in beren 
Dienften er ſteht, zugehört. Vgl. $ 19a (©. 83). 

4) Bgl. $ 2ia und © 45. 

5) @iner der neuflen Vertreter dieſer Anſicht IR Unger in feinem Werke über: 
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ausgegebenes Verfonenbillet regelmäßig‘) aud eine andere 
Perſon, ald diejenige, an welche es verabfolgt ift, den Transport 
verlangen fanı, und Daß das Gepäd an denjenigen, welcher den 
Gepädichein producirt, ohne weitere forgfältige Unterſuchungen 
abgegeben werden kann. Der Grund hiervon liegt jedoch nur in 
dem Umftande, daß das Perjonenbillet und der Gepädfchein bie 
rechtliche Präfumtion begründen, Der Beſitzer Diejer Urkunden 
fet der richtige Dienft-Miether, bzw. ein Gefjionar oder Beauftragter 
deſſelben, und nicht wohl kann man jagen, daß die Eifenbahn- 
Verwaltung der das Billet lLöfenden Perſon das abftracte Verfprechen 
leifte, für das gegebene Geld jeden Sinhaber des Billets zu be- 
fördern”). Gonjequenter Weife würde man fonft anerkennen müflen, 
daß die Bahnverwaltung jelbft Daun den Inhaber eines Perjonen- 
Billet8 befördern, bzw. an denjenigen, weldyer den ©epädichein 
producirt, das Gepäd auszuliefern rechtlich gezwungen fei, wenn 
deſſen unredlicher Beſitz conflire, während doc in Wirklichkeit Die 
Bahnverwaltung, jobald fie gegen den Inhaber diefer Documente 
gegründeten Verdacht des unreblichen Befiges hegt, zu jener Thätig- 
feit nicht verpflichtet iſt, vielmehr argliftig gegen ihren eigentlichen 
Mitcontrabenten handeln würde — Es laͤßt fi) zudem das in 
jenen Documenten enthaltene Transportverfprechen recht wohl felbft- 
ftändig und unabhängig von jenen über daſſelbe audgeftellten 
Urkunden auffallen, wie e8 denn wohl auch vorfommt, daß Be⸗ 
förderungen ohne die Ausftellung derartiger Urkunden ftattfinden. 
Nicht durch das Billet wird aljo die Eijenbahnverwaltung, welche 
bafjelbe ausgegeben bat, der Perſon, welche Beförberung verlangt 


die rechtliche Natur der Inhaber⸗Papiere. Leipz. 1857. ©. 64, welcher die 
Gijenbahn-Billets, wie auch die Theater: und Goncert-Billets zu den Papieren 
au porteur rechnet. Vgl. auch Thöl, Handels. 3. Auf. $ 54a, Anın. 2. 

6) Bei denjenigen Bahnen, bei welchen für Hin» und Rückfahrts-Billets 
ein ermäßigter Breis gezahlt wird, befleht eine Ausnahme hiervon, indem nur 
die ſelbe Perfon, welche auf das betreffende Billet die Hinfahrt gemacht Hat, 
auf dafielbe auch die Rüdfahrs machen fann, z. B. beider K. Fr. W. Nordbahn. 

7) Unger 1. c., vgl. dagegen Renaud in der Fritifchen Ueberſchau der 
beutichen Geſetzgeb. und Rechts⸗-Wiſſenſchaft herausgegeben von Ardts, Bluntjäli ıc. 
1857 (Bd. V.) ©. 406, fowie Bekker, die Geldpapiere in den Jahrb. des gem, 
Deutih. RE. v. Bekler u. Muther ©. 271 fg. ©. 308. 
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[dem Suhaber], gegenüber obligirt, fondern durch den Abfchluß des 
Transportvertrags, bei weldyem Vorausbezahlung des Transport: 
preijeö verlangt wird. Das Billet, welches der Reiſende für 
diefe Vorausbezahlung erhält, der Gepädjchein, welcher ihm bei 
der ebergabe des Gepädd ausgeftellt wird, ift ſomit zunächft weiter 
nicht3 als eine durchaus nur dem urfprünglichen Transportnehmer 
ausgeftellte Quittung, welche freilich folgeweile denſelben zur 
Benutzung des betreffenden Perfonenplages in eigener Perfon oder 
durch einen Andern, bzw. zum Nüdempfange des Gepaäcks Iegitimirt. 
Das Billet und der Gepadichein find alfo eigentlih nur Beweis: 
mittel für Die VBorausbezahlung des Transportpreifes, bzw. für Die 
Uebergabe des Gepäds®). Sie find aber nicht das einzig zu- 
lajlige Beweismittel für den Abſchluß des Transportvertrags, wenn 
fie auch das gewöhnlichite fein werden. 

Jedoch müfjen dieſe Documente neben ihrer Eigenſchaft als 
Duittungen als qualificirte Legitimationspapiere und 
folgeweije deren Inhaber 

a) al3 legitimirte Transportnehmer bzw, Gejfionare der lebteren 
b) oder als legitimirte Mandatare angejehen werden. 
Zu a Nah Anhalt der Eijenbahns Reglement wird 


8) Ihre auf Feine beſtimmte Perſon geftellte Form ift rechtlich irrelevant, 
indem diefelbe nur eine Folge des bedeutenden Umfangs des Geſchaͤfts-Betriebs 
und der damit gegebenen Nothwendigfeit einer rafcheren Erpedition iſt, welche 
die Faſſung au porteur als die bequemere, ja als die faſt allein mögliche ers 
fcheinen läßt. Vgl. Renaud 1. c. 

Kuntze in feinem geiftvollen und gründlichen Buche: Die Lehre von ben 
Inhaberpapieren, Leipzig 1857. beichränft mit Thöl 1. c. und Unger l. c.$ 1. 
©. 6. gegenüber Renaud 1. c. und Savigny, Obligationen. Bd. II. S. 115—119. 
den Begriff von Inhaberpapieren nicht auf Bapiere, welche auf Gelbfummen 
lauten und rechnet in Folge deſſen die Bifenbahnfarten zu den eigentlichen Papieren 
au porteur, weldye cine beichränfte Girculation Haben follen. Jedoch erkennt 
berjelbe ©. 518. an, daß es zweifelhaft fei, ob dieſelben als uneigentliche 
Inhaberpapiere (Legitimationspapiere) anzufehen feien, von welchen er felbft fagt 
(vgl. S. 399. 400) daß diefelben weiter nichts ala gemeine Urkunden über ein 
begründetes Nechtsverhältnig ohne civiliftifche Functionen fein. Der Inhaber 
habe an fich fein Recht, fondern fei nur solutionis causa adjectus, indem ber 
Ausfteller (die Bahnverwaltung) die Befugniß habe, an ben Vorzeiger Zahlung 
zu leiften; dem Ausftellee bleibe es aber freigeftellt, ob er von der Fiction: 
Borzeiger fei Mandatar des Glaͤubigers, Gebrauch machen wolle. 
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naͤmlich die Eijenbahn:Berwaltung dadurch, daß fie nicht auf be 
flimmte Perſonen lautende Fahrbillets ausgiebt, berechtigt, an 
die Inhaber derjelben [welche übrigens in den Reglemente, wie 
man jich bei einer SDurchficht des A. D. P. bald überzeugen wird, 
faft immer als die urſprünglichen dad Perſonengeld zahlenden 
Zransportnehmer gedacht werden] ohne weitere Unterfudyung wie 
dieſelben in Befiß Diejfer Urkunden gelangten, den veriprochenen 
und vorauöbezahlten Transport zu leiften. — Die Bahnverwaltungen 
ſcheinen nach inhalt der Reglement ſich aber auch [für Die ge 
wöhnlichen Transports$älle] verpflichten zu wollen, die Inhaber 
ber Fahrbillets ald zum Transporte legitimirt anzuerkennen, ſofern 
nicht etwa deren unredlicher Erwerb den Bahnbeamten bekannt fein 
follte. Man wird daher das Verbältnig dahin aufzufafien haben, 
daß das Fahrbillet ald signum dominii vel cessionis gelten ſoll, 
d. h. als ein Document, welches den Inhaber ald den eigentlichen 
Dienftmiether, bzw. als deſſen Geflionar, Tegimirt. — 

Zn b. Desgleichen werden uady den Neglements die Bahns 
verwwaltungen binfichtlih des Gepädtransportes beredhtigt und 
verpflichtet, an den Inhaber des Gepaͤckſcheins das betreffende Gepäd 
auszuliefern IVgl. $ 40]. — Es liegt in der Natur der Verhältniffe, 
daß hier für die gewöhnlichen Fälle nicht daran zu denken ift, Daß 
der Inhaber des Gepaͤckſcheins, ald Geffionar des Transportuehmers, 
aufgefaßt werden Tann, ba dad von lebterm aufgegebene Gepäd 
meiftens deſſen unentbehrliched Gigenthum fein wird. Man wird 
daber wohl jagen dürfen, daß Hinfichtlich des Gepädtransports in 
Folge der Uebergabe von Gepäd gegen einen Gepädichein Die Ab- 
rede zwilchen den Gontrahenten getroffen erjcheint, Die Bahnver- 
waltung folle berechtigt fein, an den Inhaber jener Urkunde als 
den eigentlichen Transportnehmer, bzw. als deſſen Tegitimirten Man= 
datar das Gepäd zurüd zu liefern, jo Daß alſo der Gepadjchein 
als signum dominii vel mandati erjcheint °). 


9) Ginen Zweifel, welchen ich bei diefer meiner Auffaſſung babe, will ich 
nicht verfchweigen, ob nemlich in der Reglemiente-Beflimmung, „daß ber Inhaber 
des Gepaäͤckſcheins das Gepaͤck gegen Rüdgabe des Scheins der Erpedition abs 
fordern kann“, der Ausſpruch zu finden ift, daß die Grpedition (natürlich 
inmer voransgefeht, daß nicht der unredliche Befitz des Inhabers conflire) 
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Jene Berech tig uug der Bahnverwaltung, an den Inhaber des 
Gepädicyeing ohne weitered abzuliefern, Ändert fomit an dem 
urfprünglichen Rechtsverhaͤltniſſe nichts, fchafft aber eine eigenthüm⸗ 
liche Aufhebungsart der Obligation, welcher fi) der Transportgeber 
ſtillſchweigend [ald Theil des Reglements und damit des Trans- 
portvertrags] unterwirft. 


b) Der Adreſſat (Empfänger). 


Wenn auch unzweifelhaft aus dem Eijenbahntransportvertrage 
zunaͤchſt nur Die denſelben abjchließenden Perjönlichkeiten, die 
Eifenbabn-Verwaltung ald Transportant und der Transportnehmer, 
berechtigt und verpflichtet werden, bzw. klagen und verklagt werden 
fönnen, jo tritt Doc, beim Güter: [UBaaren:] Transport regelmäßig 
neben dem eigentlichen Transportgeber [dem Ausfteller des Fradıt- 
briefs, und Abfender der Waare] noch eine weitere, dritte, Perſon 
in den Vertrag ein, zu Gunſten weldyer derjelbe abgejchloflen er⸗ 
ſcheint. Denn felten verlangt der Abjender, daß ihm ſelbſt Das 
Trandportgut am Bellimmungdorte audgeantwortet werbe, regel: 
mäßig wird er vielmehr im Frachtbriefe einen Dritten benennen, 
an welchen daſſelbe abgeliefert werden fol. Dieſer Dritte, der 
Adreſſat [Deitinatar] fteht allerdings urfprünglich oft in gar feinem 
Nechtöverhältniffe zum Abjender [bzw. zum Ausfteller des Fracht⸗ 


verpflichtet fei, an jenen Inhaber das Gepäd zurüdzuliefern. Es ließe fi 
für diefe Auslegung vielleicht anführen, daß die Neglements vor Allem nur 
die Berehtigung der Berwaltung anerkannt wiflen wollen, daß biefelbe 
durch Rücklieferung des Gepäds an den Gepaäckſchein-⸗-Inhaber von aller Haftung 
frei werde. Wil man auf diefe Weile interpretiren und nur eine Be 
rehtigung, nicht aber eine Pflicht der Verwaltung zur Auslieferung des 
Gepaͤcks, an den Inhaber anerkennen, fo wird man den Inhaber des Gepäck⸗ 
fheins als solutionis causa adjectus, d. 5. als eine im Vertrage vorgefchene 
dritte Perfon betrachten fönnen, an welche nad) dem ausdrüdlichen, bzw. aus 
den Berhältnifien fich ergebenden Willen des Gläubigers (Transportnehmers) die 
Nüdlieferung des transportirten Bepäds (von der Bahnverwaltung) geleiſtet 
werden Tann, und welche erft nad) gefchehener Leiftung als Mandatar des 
Transportnehmers (Glaͤubigers) zu behandeln if. Vgl. hinſichtlich der über die 
8. c. adjectio geltenden Grundjäge v. Bangerow 1: c. Bd. I. 8 582. Anm. 2. 
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briefes] und noch weniger zum Frachtführer"), und erhält in Folge 
befien vorerft weder Rechte noch Pflichten aus dem Transportvertrage. 
Insbeſondere kann die trandportirende Eifenbahn-VBerwaltung den 
Adreflaten zur Annahme des an ihn adrefjirten Guts und zur 
Zahlung de creditirten Transportpreijes nebft Spejen nicht zwingen, 
und eben fowenig kann der Adreſſat, ehe er feinen Beitritt zum 
Transportvertrag in zu Recht beitehbender, bindender Weile erklärt 
bat, aus demfelben Rechte herleiten. 

Die Eifenbahn-VBerwaltung wird ſomit, jo Tange der Adreſſat 
noch nicht in bindender Wetje feinen Beitritt zum Trandportverhältniß ; 
erklärt hat, den weitern Anordnungen des Abſenders, als des zunädhft | 
aus dem Vertrage Berechtigten, Folge Teiften müffen! 1). Insbeſondere 





10) Zu unterſtellen ift freilich, daß die den Transportvertrag abfchliegenden 
Perſonen, dadurch, daß ein Dritter als Empfänger im Frachtbriefe genannt wird, 
ſtillſchweigend jih dahin geeinigt haben, daß letzterer das But gegen Zahlung 
bes Frachtpreiſes (fofern diefe nicht bereits von Seiten des Abſenders erfolgt 
ift) erhalten fol. Diefes flillfehweigende Webereinfommen, als von dem Beitritt 
bes Dritten abhängig gemacht, hat aber vor der eintretenden Zuftimmung bes 
Adrefiaten feinen rechtlichen Gffect. 

11) So insbefondere ſpricht ſich das Badiſche Handelsgefehb. Art. 1042. 
Direct dahin aus, daß der Abjender bis zur Ablieferung über die Waare zu 
dieponiren habe. — Der Abfender muß den Frachtführer für diefen Fall jeden⸗ 
falle gegen alle Anſprüche des Adrefiaten ficher flellen. 

Es fragt fi, od die Eifenbahnverwaltung als Frachtführer, bzw. Spebiteur, 
febft dann noch der Ordre des Abſenders, an den Adrefjaten nicht abzuliefern, 
Folge zu leiften hat, wenn leßterer bereits die Auslieferung der Waare — aber 
ohne zu zahlen — verlangt hat. Man wirb wohl bei Entſcheidung diefer 
Trage davon ausgehen müflen, daß in und mit bem Frachtbriefe der Adrefjat 
ben doppelten Auftrag erhält: das But in Empfang zu nehmen und die Kracht 
nebft ausgelegten Spejen zu zahlen. Da dieſe Aufträge in untrennbarem Zus 
ſammenhang geftellt find, fo fteht es nicht imPBelieben des Empfängers, den einen 
anzunehmen, den zweiten aber (die Zahlung) abzulehnen. Grft mit der Zahlung, 
bzw. Greditirung der Fracht x. tritt alfo der Adreffat in ein ihn und die urſprüng⸗ 
lien Contrahenten bindendes Mechtsverhältnig und muß bie Bahnverwaltung 
Bis zu dieſem Moment die Ordre des Abfenders befolgen. Vgl. Bejeler, Syſtem 
l. e. 3b. II. ©. 353. unter Nr. 3. Vgl. auch den folgenden $ 23a u. $ 103. 

In ähnlicher Weile entfchied nah GSeufferts Archiv Bd. V. Nr. 56. das 
D. A. ©. zu Lübel in S. Speeth g. Delius duch Erf. vom 16. Dec. 1833 
in einem Bremer Mechtefalle, wo ein Spediteur vom Abfender Ordre erhalten 
haste, die Waare an den Deflinatus nicht vor Bezahlung bes Fracht⸗Betrags 
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wird fie Bis dahin der Anweilung des Abfenderd an eine andere 
Perſon, als urſpruͤnglich im Srachtbriefe beftimmt wurde, abzuliefern 
oder das Gut zur Verfügung des Abjenders auf Lager zu ftellen 
nachzukommen haben ??). 

Hat der Adreſſat aber Durch feine ausdrüdliche oder ftill- 


| fchweigende, wenn auch erft nachträgliche, Einwilligung in den zu 


feinen Gunften abgejchlofjenen Vertrag !®), letztern ratihabirt, bzw. 
den in diefem PVertrage für ihn liegenden ausdrüdlichen oder doch 


ſtillſchweigenden Auftrag ?*) angenommen: — fo verwandelt fid) 


and Vergütung ber Spefen abzuliefern. Als derfelbe nun vom Deftinatar in 


Folge feiner Weigerung, die Ablieferung vor Erfüllung jener Ordre des Ab- 
fenders zu bewirken, auf Schadens⸗Erſatz belangt war, wurde angenommen, der 
Verkl. habe weder ein Recht noch eine Pflicht gehabt, den Deflinatar die Waare 
auszuantworten, fo lange berfelbe noch nicht, der Ordre des Abfenders gemäß, 
den Betrag bezahlt und die Spejen vergütet habe, (Bine derartige Ordre wird 
man, wenn ber Abfender im Frachtbrief nicht etwas Anderes beflimmt bat, nad 
Inhalt der Gifenbahn-Reglements zu unterftellen haben, da in denfelben beſtimmt 
wird (vgl. $ 98. 99.), daß das Ciſenbahngut nie vor Zahlung des Frachtgelds 
ausgeliefert, bzw. wenn dieſes geſchah, bie Fracht als creditirt angefehen werden foll. 

12) Natürlich tritt dann eine Ausnahme ein, wenn die GifenbahnsBers 
waltung (der Frachtführer) vom Adreflaten mit dem Transporte beauftragt 


. erfcheint. — Ein entiprecbendes Verhältniß tritt dann ein, wenn ein Duplicat 
des Frachtbriefs (Connoifjenient) angefertigt, vom Frachtführer unterfchrieben, 


Ph = 


und auf diefem der Adrefjat zur Gmpfangnahme der Waaren angeivielen wird. 
Aus diefem Frachtbrief⸗Duplicat, bzw. dieſem offenen Auftrage, fann bann der letztere 
auf Ausantwortung der Waare dringen, während der Frachtführer in biefem 
Falle fpätern Anweifungen des Abſenders wegen Zurüdgabe oder Lieferung des 
Guts an einen andern, als den im Fradhtbrief bezeichneten Adreilaten, nur dann 
Folge geben darf, wenn ihm das Duplicat des Frachtbriefs zurüdgegeben wird. 
Dagegen ift der Frachtführer feineswegs verpflichtet, von Demjenigen, welcher 
im Frachtbriefe als Empfänger bezeichnet ift, Borzeigung des Duplicats (ons 
noifjemients) zu verlangen. Vgl. Erf. des Obertribunal zu Stuttgart in Seufferts 
Archiv Bd. VII. Nr. 76. 

13) Hinfihtlih der Grundfäge der Praris über die Klagbarkeit der zu 
Bunften Dritter abgeſchloſſenen Verträge vgl. Strippelmann 1. c. Bd. V. ©. 1. 
Curtius, Handbud der fühl. Pr. R. TH. III. Abth. 2. ©. 126 ff. Archiv für 
cioiliftifche Praris Bd. XXXVI. 8.122. v. Vangerow Bd. 11.5698. v. Holz: 
ſchuher 1. c. Bd. II. ©. 312. Nr. 3, 

14) Vgl. Buddeus in Weiske's Mechtslexicon s. v. Fuhrleute Bd. IV. 
©. 424: „Der Empfänger konkurrirt entweder durch einen ausdrüde 
lien Auftrag, den er dem Abfender zum Abſchluſſe des Krachteontracde 
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Damit der [urfprünglich als negotiorum gestor‘5) handelnde] Ab- 
fender des Guts, in einen Stellvertreter des Adrefjaten und kann 
Ießterer nun aus der Adreſſe ald einem vollen Beweis liefernden 
Geffionspocumente 185), die Ausantwortung der Waare gegen 
Bahlung der Fracht fammt Spefen, verlangen !°). 


— — — — — — — 


gegeben hat, oder durch einen ſtillſchweigenden, indem er die Waaren zugeſendet 
verlangt, worin offenbar der Auftrag zur Schließung des Vertrags liegt, oder 
durch einen vermutheten Auftrag, wenn er z. B. ſchon längere Zeit hin⸗ 
durch die vom Abſender ihm durch Fracht zugeſandte Waare angenommen und 
bie darüber abgeſchloſſenen Fracht⸗Verträͤge jedesmal genehmigt hat, oder endlich 
durch nachfolgende, entweder ausbrüdliche oder mittelft Annahme der Ladung, 
ſtillſchweigende Genehmigung des vom Abfender gejchlofienen Frachtvertrags“. 
Bol. Münter, FrachtführerR. J. c. Abſchnitt 1. St. 6 (nicht 5) $ 1—4. 

15) Vgl. v. Savigny, Obligationen®. Bd. IL. $ 59: „Verträge der hier 
vorausgeſetzten Art (zu Bunften Dritter) werden von Anfang an in diefem Einne 
(daß der Dritte den für ihn, ohne feinen Auftrag, gejchlofienen Vertrag hinter: 
her genehmigt) gedacht fein, jo daß dabei der unmittelbar Handelnde als ne- 
gotiorum gestor des Dritten fi) betrachtet”. 

158) Es ift hier zweier Abhandlungen von Höpfner und Carſtens im Archiv für 
eiviliftifche Praris Bd. XXXVI. ©. 121 fg. und Bd. XXXVI. ©. 208 fg. 
zu gedenfen, welche beide die Ueberfchrift führen: Hat derjenige, unter deffen 
Adreſſe einem Boten oder der PBoftanflalt ein Brief oder ein Padet zur Bes 
ftellung gegeben worden ift, ein eigenes Recht, von bem Boten oder der 
Boftanftalt die Ausantwertung des Briefes oder Packets an ihn zu fordern? 
Karitens und Höpfner gehen bei ihrer Unterfuhhung davon aus, daß, man möge 
den von dem Adreſſaten abgefchlofienen Vertrag als mandatum oder ale locat. 
conductio betrachten, unzweifelhaft der Adreſſat das Recht zur Klage auf 
Schadenserſatz in Verluſt⸗ oder Beihädigungefällen gegen die Transportanftalt habe, 
gehen aber darin auseinander, daß Höpfner au dem Adreffaten das gleiche 
Klagerecht zugefteht, während SKarjtens folhes dem Adreſſaten als folchen 
unbedingt abſpricht. Höpfner führt für feine Aniiht mit Recht aus: daß 
bie Uebergabe eines Gegenſtands an einen Boten oder eine Transportanftalt (Bolt) 
zur Weiterbeförberung einen in favorem tertii abgeſchloſſenen Vertrag enthalte; 
der Adrefiat fei der Dritte, zu deſſen Gunſten bas Gejchäft abgeſchloſſen werden, 
folglich gebühre dem lebtern auch ein eigenes Klagerecht, da wenn aud nicht 
nad) Röm., doch nach gemein Deutſchem Rechte diefem Dritten ein Klagrecht 
aus einem folhen Gefchäft gegeben werde, fo lange als nicht vor feiner Zus 
fimmung jener Vertrag von den urfprünglichen Contrahenten aufgehoben worden jet. 

Namentlich in den Fällen, wo der Vertrag nicht als zu Gunſten bes Adreflaten 
geſchloſſen betrachtet werben Kann, indem der Vortheil allein oder überwiegend auf 
Seiten des Abfenders liegt, wird man fih an diefes weitere Argument Höpfnere 
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Im wejentlichen dieſelben Grundjäße finden ſich audy in ben 
wichtigften Deutſchen Particular-Gejeßgebungen ansgeiprochen. 

So erwirbt namentlich nach Preuß. A. L. R. der Dritte, jobald 
er mit Bewilligung der Gontrahenten Dem Vertrage beigetreten ift, aus 
demfelben Rechte, indem durch feine Genehmigung ein Mandats- 
Berhältnig [eine Stellvertretung] begründet wird 17); und gleiches 


zu halten haben, daß die Adreffe, welche auf der an den Befteller (Poſt) zur 
Meiterbeförderung übergebenen Sache (Packet ꝛc.) fi} befindet, ale Ceffion, ja 
nicht blos als ein felbftredendes documentum cessionis, fondern fogar als em 
signum dominii, welches dem Adreflaten gehört, zu betrachten fei, indem bie 
Adreſſe des Brachtbriefs ganz genau die Berfon des Adreſſaten bezeichne und 
letztern ermädtige, das dem Frachtbriefe beigegebene Gut anzunehmen, die 
Transportanftalt aber anweife, den Gegenftand an bie in der Adrefie bezeichnete 
Berjon abzugeben. — Solange der Frachtbrief dem Adreſſaten noch nicht behändigt 
wurde, ift die Geifion von der Annahme des Adreflaten, bzw. von einem etwaigen 
Widerrufe des Abſenders — alfo von einer Sufpenfisbedingung abhängig anzus 
fehen (vgl. $ 103). Walls der Abfender feinen mit ber Transportanftalt abge: 
fchlofjenen Vertrag aber nicht auflöſt, das Gepäck alfo nicht yurüdfordert, 
würde ber Adreflat in Folge der eben hervorgehobenen Klagbarfeit der zu Bunften 
Dritter abgeſchloſſenen Verträge Seitens diefer Dritten von dem Augenblide an, 
wo er von der zu feinen Bunften flattgefundenen Eeffion Kenntnig erhält, als 
befugt erfcheinen, von dem Transportanten die Ueberlieferung des Guts (gegem 
Bahlung des Transportpreifes bei nicht franfirten Sendungen) zu verlangen. 
Del. auh Müller 1. c. ©. 77 fg. 

16) Vgl. Anm. 11. und 6 23. Daß ber Adrefjat unmittelbar, ohne daß 
es einer Klagabtretung Seitens des Abſenders bedarf, gegen den Brachtführer 
Hagen fönne, ift fowohl von der Theorie, vgl. z. B. Münter, Brachtführer. 
Th. I. S. 94 fg. und 176 fg. Buddeus in Weisfes Nechtsler. Bd. IV. ©. 424. 
Poͤhls Handels. Bo. I. ©. 145, als in ber Praris, vgl. die Erkenntniſſe des 
O. A. ©. zu Dresden in Anl. V—VII, anerkannt. Bol. auf die Gitate in 
Anm. 13. 

17) A. L. N. Th. J. Tit. 5. 5 74: Auch die Bortheile eines Dritten 
fönnen Gegenftand eines Vertrags fein. $ 75: Der Dritte felbft aber erlangt 
aus einem folchen Vertrage, an deſſen Schließung er weder mittelbar noch 
unmittelbar Theil genommen bat, er alsdann ein Net, wenn er demfelben 
mit Bewilligung der Partheien beigetreten if. $ 76: Bis dieler Beitritt erfolgt, 
fann der zu feinem Vortheil geſchloſſene Vertrag nad dem Ginverfländnig ber 
Kontrahenten geändert oder gar aufgehoben werben. 5 77: Iſt aber dem Dritten 
der Antrag zum Beitritte einmal gefchehen, fo müflen die Kontrahenten feine 
@rflärung über die Annahme abwarten”. Vgl. Tit. 5. $ 165. Vgl. auch Fılder 
Breußens Kauf. Recht $ 325. 326, 
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findet nach dem in den Rheinlanden geltenden Franzöfiichem ?s) 
und nad) Defterreichichem Rechte !9) flatt. 

Dem entjprehend wird auch in den Eijenbahn-Reglements 
dem Adrefjaten rejp. dem Gepädihein-Juhaber freigeftellt, fich 
mit feiner Reklamation an die Verwaltung berjenigen Bahn zu 
wenden, zu welcher die Beitimmungs-Station gehört 2%). Dal. 
über die Activ- und Paffiv-Legitimation der Contrahenten bei dem 
Gifenbahntransportvertrag die $& 110—113, 


Ginen Beleg dafür, daß insbefondere in Preußen aud der Adreſſat als 
zur Klage gegen die Gifenbahnverwaltung legitimirt zu betrachten fei, giebt ein 
Erkenntniß des Preuß. Apvellationsgerichtes zu Magdeburg vom 10. Oft. 1856 
in Sachen Vogler zu Minden ıc. Klägers gegen die MagdeburgsHalberflädter 
Gifenbahn-Gefellihaft, welches jagt: 

„Der Einwand der dem Kläger mangelnden Legitimation kann für begründet 
nicht erachtet werden. Es Handelt fi in dem vorliegenden Proceſſe um einen 
Vertrag zum Bortheile eines Dritten. Es kommen mithin die 86 74 und 75. 
des Allgemeinen Landrechts Th. I. Tit. 5. zur Anwendung. Hiernach erlangt 
allerdinge der Dritte, im vorliegenden Kalle alſo der Kläger, dann ein Recht, 
wenn er dem Vertrage mit Bewilligung der Hauptpartheien beigetreten iſt. Mag 
hierin immerhin, wie der erſte Richter mit der beklagten Geſellſchaft annimmt, 
das Erforderniß einer dem Beitritte des Klägers vorausgegangenen Aufforderung 
Seitens der urſprünglichen Gontrahenten ausgefprochen fein, eine ſolche Aufs 
forderung muß aber darin gefunden werden, daß die beklagte Gefellichaft die in 
Rede ſtehende Waare dem Auftrage der Abfender gemäß dem Kläger überfandt 
md zuc Annahme offerirt hat. Durch die demnächſt erfolgte Annahme der Waare 
iR der . Beitritt des Klägers zu dem Ueberfendungss Bertrage ftillfchweigend 
erfolgt”. 

18) Code Nepoleon art. 1165: „Berträge bringen nur unter den contras 
Sirenden Theilen eine Wirkung hervor, einem Dritten gereichen fie zu feinem 
Nachtbeile; fie nüpen ihm ebenfalls nicht, außer in dem Fall der im Art. 1121 
beſtimmt iſt“. Art.1121: „Auf gleiche Weife kann nıan zum Vorteile eines Dritten ſich 
etwas verſprechen laflen, wenn dieſes die Bedingung eines Verſprechens ift, welches 
man ſich felbR thun läßt, oder einer Schenfung, die man einem Andern macht. 
Wer ein ſolches Verſprechen fi hat geben laſſen, fann davon nicht mehr abs 
gehen, fobald der Dritte davon Gebrauch machen zu wollen erklärt hat”. 

19) Bol. Fiſcher, Lehrbuch des Oeſterreich. Handels. v. Ellinger. $ 156. 

20) A. D. G. $ 15: „Der Berjender wird mit derjenigen Regulirung der 
Differenz zum Boraus für einverflanden angenommen, welche der von ihm bes 
zeichnete Adreffat oder Empfänger mit der Gijenbahn-VBerwaltung erledigt 
haben wird“. Bol. R. Th. $ 18. K.F.W.Nordb. $. 18. 
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6 20b, 
2) Die Eifenbahnverwaltung als Gontrahentin. 


Es muß weiter die Frage aufgeworfen werben, wer von Seiten 
der Gifenbahnverwaltung als Die wahrhaft handelnde [Fontra- 
hirende] Perſon auftritt, ob nämlich der Beamte, "welcher den 
Frachtvertrag abfchließt, [indem er die Perſonen-Billets, rejp. Ge: 
pädicheine ausftelt und das Gepäd, reip. Frachtgut, annimmt], 
nur ald Werkzeug und Träger eines fremden Willens erfcheint, 
d. 5. im Namen der Bahnverwaltung auftritt und unter: 
handelt [jo daß er als Stellvertreter zunächft in gar fein Rechts⸗ 
verhältuiß zu dem Frachtgeber und Neifenden fonımt] oder ob ber: 
felbe, wie der Roͤmiſche Inſtitor, in der Art in feinem eigenen 
Namen contrabirt, daß erft die fpätern Folgen des Vertrags auf 
die von ihm vertretene Verwaltung übergehen?!). Das Auftreten 
eine8 freien Stellvertreter mit dem Vorbehalte, daß derſelbe im 
Begenfage zu einem procurator oder institor nur ald Träger eines 
fremden Willens da flieht — was nad der mufterhaften 
Darftellung Savignys [Obligationenreht Bd. 11. $57 u. 58] ſchon 
bei den Nömijchen nuntius rechtlich möglid) war, aber gewiß nur 
felten vorfam?2?) —, iſt in unferm Rechtsleben zur allgemein 


21) Aus dem Vertrage des Inftitor wird bekanntlich zunächſt diefer vers 
pflichtet, neben ihm aber auch der Herr des Geſchaͤfts, fo daß der andere Gontras 
hent gwifchen zwei Berflagten, dem Injtitor und deſſen Brinzipal, wählen kann. 
Der Inflitor kann aber der Klage die exceptio doli mit Effect entgegenhalten, 
wenn er im Namen bes Brincipals contrahirt hat, und die actio institoria gegen 
Lebtern begründet it, was dann immer der Fall ift, wenn cr innerhalb der 
Grenzen des ihm vom Prinzipal ertheilten, dem Publicum befannt gemachten, 
Auftrags (der procura) gehandelt bat. Vgl. Savigny, Obligationen Bd. U. 
©. 27. und 1. 5. $11—13. D. 14, 3: „non tamen omne quod cum institore 
agitur, obligat eum, qui proposuit, — sed duntaxat ad id, quod eum prae- 
posuit“. — 1.7. $1,1.11.$ 5,1. 13. $ 1u.2. und 1. 14. 8 5. D. 14, 3. 

22) Savigny hält die in den Römiſchen Rechtsquellen ſtets wiederkehrende 
Zufammenftellung des Boten (nuntius) mit dem Briefe, diefen bewußtlofen und 
willenlofen Werkzeuge, für etwas mehr Zufaͤlliges. Gr führt zum Belege für 
feine Anficht, daß der nuntius bereits als ein freier Stellvertreter vorgelommen 
fei, hauptſächlich die J. 2. $ 2. D. 44, 7: „inter absentes quoque talia 
negotia contrahuntur, veluti per epistolam vel per nuntium“ und bie l. 13. 
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berrjhenden Sitte geworden?°) und findet aud bei dem 
Abſchluſſe des Eifenbahn: Transport: Geihäft! flatt?*). Der 





$ 25. D. 19, 1, fowie bie 1. 1. $ 11. D. 16, 3. wo es heißt: „Si to 
rogavero, ut rem meam perferas ad Titium, ut is eam servet, qua actione 
tecum experiri possum, apud Pomponium quaeritur. Et putat, tecum 
mandatli, cum eo vero, qui eas res receperit, depositi Si vero two 
aomine receperit, tu quidem mihi mandati teneris, ille tibi depositi: quam 
ectionem mihi praestabis, mandati judicio conventus. Dieje Etelle überjeßt 
S.: Wenn ıd) meine Sache dur einen Boten bei Titius deponiren will, fo 
beponirt fie der Bote entweder in meinem Namen, oder in feinem eigenen; im 
erflern Falle wird die edpositi actio unmittelbar mir erworben, im zweiten 
Falle dem Boten, welcher fie mir cediren muß. Vgl. hinſichtlich der Beweis: 
kraft diefer Stellen v. Scheurl in der kritiſchen Umfhau 1. c. Bd. I. 
©. 325 fg. 

Mag aber au die antife (Roͤmiſche) Rechtsanſchauung bei der Unzuläffig- 
keit einer vollfommen Etellvertretung durch freie Berfonen ftehen geblieben fein, — 
„die moderne MNechtöwillenichaft und das moderne Rechtsleben war jeit der 
früheſten Glofjatorenzeit von dem Gedanken der Zuläffigkeit freier vollkommener 
Stellvertretung bei Begründung der Obligation durch DBerträge beherricht“. 
Unfere Bevollmächtigten ſchließen die Verträge regelmäßig wie willenlofe Werk: 
zeuge ab, indem fie bei der Abſchließung ſelbſt blos als Träger eines fremden 
Willens fi barfiellen. Aber infofern fie hierbei zuvor, wie Savigny es aus 
drüdt: unter mehreren ihnen zur eigenen Auswahl anheimgeflellten Entſchlüſſen 
eben diefe Auswahl zu treffen haben, find fie nicht bloße nuntii in der früher allgemein 
angenommenen Bedeutung von bloßen Werfzeugen, ſondern frei handelnde Berfonen, 
Stellvertreter im vollen Sinne des Worte. Bol. Buchka, die Lehre von der 
Stelfvertretung bei Singehung von Verträgen 1852. Dernburg in der Heidelberger 
Zeitſchrift für die gefammte Rechtswiſſenſchaft 1852. Bd. I. Heft 1. S. 1—21, 
Scheurl. 1. c. ©. 329. 

23) Ich bedauere fehr, im dieſer Beziehung nicht auf eine bis jeßt nur in 
einem Bruchflüd gedruckte, vielleicht erſt nach Iahresfrift ihrer Veröffentlichung 
entgegenfehende, treifliche Abhandlung eines Breundes, des Profefiors Dr. Fick in 
Zürich, verweifen zu fönnen, in welcher nachgewieſen wird, daß das Snflitoren- 
verhältniß Heut zu Tage nur noch in wenigen Fällen vorfommt. — Das Bebürfniß 
einer freien Stellvertretung ilt übrigens für das heutige Nechtsleben noch fühlbarer, 
als bei den Römern, da wir die Sclavenverhältniſſe nıcht haben, melche bei den 
Römern einen derartigen Erwerb vermittelten. Vgl. Buchka 1. c. ©. 158. 

23,) Der Eifenbahn-Beamte als Gontrahent für die Bahnvermaltung (für 
fremde Rechnung) fteht nicht wie der Römiſche institor da, welcher fagte: zahle 
mir und ich verfprehe Dir, fondern: zahle (bzw. verfprich zu zahlen) dem X, 
der BijenbahnBerwaltung, als deren Beamter ich daftehe, und diefe verfpridht 
durch mid dann Dir. 


Koh, Eifenbahnen. II. 8 


114 Grfter Titel Rap. II. IS 20». 


Eifenbahn-Beamte giebt die FahrbilletS den Neglements und feiner 
Inſtruction gemäß nicht in feinem Namen aus, bzw. nimmt nicht in 
feinem Namen das Gepäd und Das Frachtgut an, fondern, wie 
Sedermann bekannt ift, nur Namens der Bahnverwaltung [der 
Direction], welde ihn angeftellt Hat. Der Reifende, welcher ben 
von der Bahnverwaltung [der Direction] in den Eifenbahn-Tarifs 
öffentlich bekannt gemachten Fahrpreis zahlt, — ter Kaufmann, 
welcher fein Gut mit dem formularmäßigen Frachtbriefe auf die 
Eifenbahn zum Transport Shit, — denkt nit daran kann 
wenigftend rechtlicherweife wicht daran Denken], mit dem Billeteur 
oder mit dem Gepäd= bzw. Güter-Erpebienten ein Transportgefchäft 
einzugehen; er vertraut nicht dem Beamten ver Bahn, jondern der 
Bahnverwaltung und dem von Teßterer vertretenem Berbande 
oder DBereine, welche ihm auch für die richtige und unverſehrte 
Ablieferung einftehen, feine Verfon oder fein Gut an. Man faım 
daber den im Namen der GEifenbahnverwaltungen contrahirenden 
Deamten nicht als Snftitor auffallen, deſſen Wefen gerade darin 
befteht, daß er in eigenem Namen, wenn aud) thatlächlich oder 
ausdrüdlich auf Fremde Rech nung contrahirt. 

Aus dem vom Eifenbahn-Beamten im Ramen jeiner Ber: 
waltung abgefchlofjenen Transport-Vertrage entftehen daher zunächft 
für dieſen weder Rechte noch Pflichten gegenüber dem Transport 
nehmer, vielmehr entftehen dieſe Rechte und Pflichten unmittelbar 
für die Bahnverwaltungen, woraud von ſelbſt folgt, daß der Trans⸗ 
portat aus dem Zransportvertrage den im Namen der Bahnver: 
waltungen contrahirenden Beamten weder verklagen, noch von dieſem 
verklagt werden fanı?*). Hat jevod der Beamte Die Grenzen 
feine Auftrags, wie Ddiejer in dem öffentlih bekannt gemachten 
Betriebö-Reglement mit Einfchluß des ebenfalls publicirten Fahr⸗ 
tarif8 zu Tage liegt, überjchritten, fo Fann die Bahnverwaltung 


N 


— — — — — — 


224) Der Fiſenbahn⸗Verwaltung haftet der Giſenbahn⸗Beamte als freier 
Stellvertreter aus der Dienftmiethe, bzw. aus dem Auftrags: Verhältnig (aus der 
locat. cond. operarum oder dem mandatum), nad deſſen Grundſaͤtzen er reblid 
und mit gehöriger Borficht bei der Geld - bzw. BütersAnnahme zu verfahren hat. 
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nicht angegriffen werben 23); vielmehr wird der Eifenbahnbeamte 
in diefem Falle hinſichtlich des etwa eingetretenen Schadens dem 
Transportaten perjönlich verpflichtet, gerade wie dieſes bei dem 
Inſtitoren⸗Verhaͤltniſſe der Fall iſt ?°). 

Betrachten wir jedoch Die praftifchen Linterfchiede, welche nad) 
vorſtehender Entwicklung zwijchen der Annahme eines im Namen der 
< abıverwaltung auftretenden Stellvertreter: [nuntius] und des Inſti⸗ 
toren-Verhältnifjes??”) ftattfinden, — fo werden wir freilich jagen 
müfjen, daß diefelben vorliegend nicht bedeutend find, Jo daß, wenn 
man auch die vorftehend entwickelte Anficht nicht billigen, vielmehr 
die contrahirenden Eifenbahnbeamten als Inſtitoren auffallen wollte, 
man Doch zu Denjelben Nejultaten kommen würde. Wenn 
naͤmlich auch der Anftitor, falls er innerhalb der Grenzen feines 
Auftrags [Procura] gehandelt bat, zunächft [neben dem Principal, 
als welcher bei jener Auffaffung die Bahn-Verwaltung erfcheinen 
würde] aus dem von ihm abgejchloffenen Vertrage belaugt werben 
kann — fo würde doch vorliegend, wo [bei den öffentlich Gefannt 
gemachten Reglementd und Tarifs und der damit als Jedermann 
befannt anzufehenden Profura] der Beamte immer im Namen 
der Bahn⸗-Verwaltungen contrahirt, und Daher die actio institoria 
gegen letztere als Prinzipal begründet jein würde?) — der Beamte 


25) Die Taufchung, der Betrug diefes Etellvertreters, wie des feinen offenen 
Auftrag überfchreitenden Inſtitors iſt dem andern Contrahenten geipielt (vgl. 
Thoͤl, HandelsN. Bd. J. $ 31). Lebterer hatdaher die Grenzen des dem Beaniten 
ertheilten Auftrags, wie derfelbe in den Transportreglements und Tarifs Jedem 
zur Kenntniß und Kontrolle offen liegt, au prüfen und muß er in dem falle, 
wenn er durch Verſäumung diefer Kenntnißnahme, bzw. durch die Nichtbeachtung 
des Umſtands, daß der Beamte feine publicirte Vollmacht überfchritten hat, in 
Schaden gekommen ift, dieſe als einen casus tragen, fofern er keinen Erſat 
vom Beamten zu erlangen vermag. — Die Bahnverwaltung haftet hier nur 
fomweit fie bereichert iſt. 

26) Diefen Ball läßt Müller J. e. S.70, wie es ſcheint, unbeachtet, indem 
er binfichtlich der den Ciſenbahnbeamten rechtlich ganz gleichftehenden Poſtbeamten 
den Saßt aufftellt, bei etwa entfiehenden Schäden oder Verluſten habe der 
Transportat fih immer an die Poftbehörde, nie an den Poſtbeamten, der die 
Sache zur Verfendung angenommen hat, zu halten. 

27) Ueber die Lehre vom SInititor vgl. Thöl, Handels®. I. $ 20—33. 

28) Vgl. THöl I. c. ©. 78. Nur dafür — daß die inflitorifche Klage 
gegen den Prinzipaf begründet if}, haftet der Inflitor. 


8* 
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immer in der Lage fein, eine gegen ihn gerichtete Klage mittelſt 
einer exceptio doli zu elidiren 2°). 

Es würde alfo nicht nur in dem Falle, wo ber Beamte jeinen 
in den Reglement3 und Tarifs öffentich bekannt gemachten Auftrag 
[Procura] überſchritten?), fondern auch da, wo er demjelben 
gemäß gehandelt hat, die Eijenbahn:Verwaltung als Brincipal 
eines Snftitord ganz ebenjo haften, bzw. von der Haftung befreit 
fein, wie in dem Falle, wo fie jo angejehen wird, ald ob fie jelbft 
[durch den Beamten] den Vertrag abgejchlofjen, hätte. 

Da, wo die Eifenbahn-VBerwaltung ein Theil der Staats-Ver⸗ 
waltung ift [d. h. wo die Eifenbahnen Staatseifenbahnen find], 
tritt der Grundjaß, daß die Eijenbahn-Berwaltung aus den von 
ihrem Beamten der nftruction gemäß abgejchloffenen Verträgen 
verpflichtet werde, auch nad den Grundjägen des öffentlichen 
Rechts einst). 

Uebrigens ift es gleich, ob der Beamte überhaupt ein Geſchaͤft 
abgejchloffen hat, zu deſſen Abjchließung er nicht ermächtigt if, 
oder ob er nur in irgend einer andern Weiſe, ald die Juſtruktion 
zuläßt, Diefe überjchritten hat 32). 


Zum Schluffe ift noch anzugeben, wie ſich die bisher nad 
gemeinem Nechte entwidelte Lehre von der Haftung der Bahn⸗ 
Verwaltungen für ihre den Xransportvertrag abjchlieenden Be 


29) Dgl. die vorausgehende Anm. 21. 

30) Vgl. Anm. 21. Thoͤl, HandelsR. $ 31: „Rur in Gemäßheit der dem 
Publikum befannt gemachten Procura haftet der Principal. Der Dritte muß 
baher nachforfchen, wie weit der Inſtitor bevollmächtigt it“. 1. 1. 8 12. D. 
14, 1: „conditio autem praepositionis servanda est“. 1.7.61. de exere. act. 

31) Heffters Beiträge I. ©. 132. Pfeiffers praftiihe Ausführungen IIL 
©. 374 und 375. Der Sag: ber Fiskus hafte für das Verfehen feiner Ber 
amten nur dann, wenn er fih eine Nachläffigfeit bei deren Gruennung (culpa 
in eligendo) habe zu Schulden fommen laſſen (vgl. 1. 4 u. 6. D. de magist. 
27, 8), findet feine Anwendung bei denjenigen Angeftellten, deren fi der Staat 
(wie insbefondere die Eifenbahnbeamten) zum Betriebe einer commerciellen ober 
gewerblichen Unternehmung bedient, indem der Staat bei folchen Unternehmungen 
lediglich nach civilrechtlichen Verpflichtungen in Betracht fommt. Vgl. S. 134 X. 10. 

32) 1. 1. $ 12. de exercit. act.: igitur praepositio certam legem dat 
contrahentibus — modum egressus non obligabit exeroitorem. 
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amten nach Inhalt der wichtigften Deutichen Barticulargefeßgebungen 
geftaltet. 

I. Das Defterreichiiche Recht ftellt einfach den Grundfag auf, 
Daß der von einem Stellvertreter innerhalb der Grenzen feines 
Auftrags geichloffene Vertrag, Rechte und Verpflichtungen für bie 
Bertretenen, nicht aber für den Vertreter begründet 3°). 

1. Das Preuffiiche Landrecht verpflichtet, wenn ein Vertrag 
durch einen Stellvertreter abgeſchloſſen wird, den Vertretenen 
volftändig, vorausgejeßt, daß der Vertretene Die. Grenzen feines 
Auftrags Innegehalten bat; außerdem iſt ber Vertretene nicht ver: 
pflichtet. Der Stellvertreter wird durch den Vertrag perfönlich nur 
dann verpflichtet, wenn er den Vertrag in eigenem Namen [aljo 
nicht als Stellvertreter] abgejchlofjen hat°*). 


— — —— 


33) Allgemeines bürgerl. Geſetzbuch F 1016: „Ueberſchreitet der Bewalt- 
haber die Grenzen feiner Vollmacht, fo if der Gewaltgeber nur in fofern vers 
bunden, als er das Gefchäft genehmigt oder den aus dem Geſchaͤft entſtandenen 
Bortheil ſich zuwendet“. $ 1017: „Injofern der Gewalthaber nad dem Inhalt 
der Vollmacht den Gewaltgeber vorflellt, kann er ihm Rechte erwerben unb 
Verbindlichfeiten auflegen. Hat er alfo innerhalb der Grenzen der offenen Boll: 
macht mit einem Dritten einen Bertrag abgeſchloſſen, ſo kommen die dadurch 
gegründeten Nechte und Berbindlichfeiten dem Gewaltgeber und dem Dritten, 
nicht aber dem Gewalthaber zu". 

34) Allgemeines Landrecht für die preufflichen Staaten Th. 1.Tit. 13. 8 85: 
„Bas der Bevollmächtigte zufolge des erhaltenen Auftrags mit einem Dritten 
verhandelt, verpflichtet den Machtgeber eben fo, als ob die Verhandlung mit 
ihm ſelbſt vollzogen wäre". $ 90: „So weit der Bevollmächtigte die Gränzen 
feines Auftrags überfchreitet, wird der Machtgeber durch feine Handlungen dem 
Dritten in der Regel nicht verpflichtet, den Gall des 8 51 und 67 ausgefchloffen®. 
Diefer $ 51. fagt dann: „Hat der Bevollmächtigte der Abweichung ungeachtet 
bas Geſchäft jelbf zum Nupen des Machtgebers ausgerichtet, und dieſer will 
ben Bortheil daraus ſich zueignen, jo muß er auch die Abweichung genehmigen“ 
und 5 67: „Ausgaben, welche der Machtgeber ausdrücklich unterfagt hat, dürfen 
ihm nur in fofern angerechnet werden, als fe eine wirkliche Verwendung in 
feinem Nupen enthalten, und er ſich ben dadurch bewirften Vortheil zueignen 
will®. 

$ 153: „Wer mit einem Bevollmächtigten contrahirt hat, muß fich wegen 
Crfüllung des Bertrags in der Regel an den Machthaber halten“. 

$ 154: Hat der Bevollmädtigte bloß in feinem eigenen Namen contrahirt, 
fo Kann der Andere nur von ihm die Erfüllung fordern‘. — 

Gine Ausnahme von diefen Beſtimmungen if allerdings im Hand IM. für 
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Il. Das in Aheinpreußen geltende Franzoͤſiſche Recht bat 
diejelben einfachen Grundſätze wie das Defterreihiiche Recht ’5). 

Nach ben Deutſchen Barticulargejegen hat man fomit hinſichtlich 
der Haftung der Bahnverwaltungen für ihre expedirenden Beamten 
diefelben Grundſätze ald maaßgebend anzuerkennen, weldye vorher 
als gemeines Recht [in Folge der Anficht, DaB Die Bahnverwaltung 
jelbft Dur ihre Beamten deu Xransportvertrag abſchließe] hin- 
gejtellt wurden ®®). 

Man wird aljo folgende allgemein geltenden Grundfäße für 
den Abjchluß des EifenbahntransportsVertrags durch den expedirenden 
Beamten aufitellen Fönnen: 

1) Die Eifenbahnverwaltung wird nur in foweit durch die von 
ihren Beamten für fie eingegangenen Zransportgeichäfte ver- 
pflichtet und berechtigt, als die leßteru hierzu durch ihre 
öffentlid befannt gemachte, in den Reglements liegende, 
Inſtruction amtlich ermächtigt worden find 7). 


die vom Factor einer Handlung in den Beichäften derjelben abgefchloflenen Ber: 
trägen, wo ebenfo wie beim Roͤm. InftitoreneBerhältniß der andere Gontrahent 
die Wahl bat, den Bactor cder den Gigenthümer der Handlung zu belangen, 
jedoch mit der Milderung, daß der Kactor nur haftet aus dem in feinen Händen 
befindlihen Bermögen der Handlung und nur fo lange als die Procura dauert. 
Bl. A. L. N. Th. I. Tit. 8. $ 541—545. und Savigny, Obligat. II. ©. 85. 

35) Code Napoleon Art. 1198: „Der Bollmachtgeber ift ſchuldig, die vom 
Bevollmächtigten innerhalb der Grenzen der ihm ertheilten Vollmacht eingegan: 
genen DBerbindlichkeiten zu erfüllen. Für dasjenige, wodurd etwa dieſelbe über: 
jchritten worden, haftet er nur, wenn er es ausbrüdlich oder ſtillſchweigend 
genehmigt bat“. Vgl. Art. 1997 und 98. 

36) Vgl. auch den Codex Max. Bavariocus Th. 4. Kap. 9. 5 8.9 u 15, 
welcher ganz die Grundſätze des Mom. Rechts wiederholt. 

37) Obiger Sap ift faft wortlih anerkannt in einem in Sachen der Kurf. 
Friedrich Wilhelm Nordbahn Klägerin gegen den Mühlenbefiger Schad zu 
Rotenburg Berflagten ergangenen Grfenntnifie des Kurheſſiſchen Oberappellationes 
Berichts zu Caſſel vom 17. Iuni 1856, in deſſen nticheidungsgründen es Fheißt: 
ndie klägeriſche Gifenbahnverwaltung wirb überhaupt nur in ſoweit durch 
die von ihren Beauten für fie eingegangenen Geſchäfte verpflichtet, als 
bie letzteren hierzu amtlich ermädtigs worden find, insbefondere kann die 
GBingehung eines Kracdhivertrage mit dem Bahnhofs Infpeftor N. N. zu 
geringeren als den von ber Sefellihaft in ihrem allgemeinen Tarif 
beflimmten Fracht ſätzen, — wenn man einen foldhen in den von dem Ber: 
Hagten behaupteten Borgängen zu finden hätte — die Klägerin nicht verbinden”. 
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2) Sat der Beamte den Transport von Gütern oder Berjonen 


3) 


zu einem geringeren Frachtſatze, als in dem betreffenden 
bekannt gemachten Tarife beſtimmt ift, übernommen, bzw. 
irrthümlich zu wenig ſich zahlen Tajlen, jo kann von der 
Sifenbabnverwaltung dad zu wenig &ezahlte nachgefordert 
werden. 

Wäre hingegen von dem Beamten ein höherer Preis berechnet, 
fo würde Doch nur der im öffentlich bekannt gemachten Tarife 
promnlgirte Preis vom Transportgeber geſchuldet, und was 
mehr gezahlt ift, kann mittelſt einer condietio indebiti [erroris 
causa] von der Eifenbahn-VBerwaltung zurückgefordert werden. 


1. Form des EiſenbahnTransportvertrags. 
§ 21. 


Beim Abſchluſſe des Eifenbahn-Trausport-Bertrags werden 


1) was den Berfonen= and Gepäckverkehr anlangt, be- 


fanutlich von der Bahuverwaltung fehriftliche, bzw. gedruckte, 
Documente [da8 Berjonenbillet und der Gepäckſchein) 
ausgegeben. Wenn Diefe Documente auch nach den Ent: 
widlungen in $ 20a zunächſt nur Die Bedeutung von 
DOnittungen für die praenumerande beim Abjchluß des Ver: 
trags eintretende Zahlung des Fahrgelds, bzw. über den 
Empfang des Gepäcks zum Transporte haben, jo wird man 
doh, da dieſelben nad den Reglements als qualificirte 
Legitimationdpapiere des Inhabers zum Xrandporte, bzw. 
zum Nüdempfange,, anzujehen find, anerkennen müſſen, daß 
diejelben zugleich) einen urkundlichen Beweis über den Ver: 
tragsabichluß abgeben Jollen. Man wird aljo bei dem 
Perjonenverfehre von einer jchriftlichen Form des Eiſenbahn⸗ 
tran&portvertrages Tprechen dürfen. 


2) Bei dem Bütertransport überhanpt ift in Deutfchland 


befanntlih der Frachtbrief!) als jchriftlide Urkunde 


— — ———— — ——— — 


1) Specielleres über die Eiſenbahn⸗Frachtbriefe nach Inhalt der Reglements 
findet man $ 45. 
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über den Vertrags-Abſchluß im Gebrauch, und bildet 
zugleich Die „mit der Fracht gegebene, an den Waaren- 
Gmpfänger gerichtete offene Legitimation des Frachtführers 
über Duantität, äußere Dualität und Beltimmung des 
Frachtguts, ſowie über den Betrag des Frachtlohnes2)“. Die 
ſelbe Bedeutung hat der Fracıtbrief bei dem Gifenbahn: 
Gütertransporte. Er erjcheint auch hier ald die eigentlidye 
Urfunde über den Vertragsabſchluß und bildet Damit zugleich 
die Grundlage für alle Verbindlichfeiten der Intereflenten 2). 
Sollte jedoch eine Eifenbahn-Verwaltung den Transport 
eines Guts im einzelnen Falle ohne Liebergabe eines Fracht: 
brief8 übernommen haben, jo würde ein folder Transport 
vertrag [da die ſchriftliche Form beim Eifenbahn-Transporte 
nicht als ein gefegliches, Jondern nur als ein von dem Willen 
ber Eifenbahn:Verwaltung abhängiges Erforderniß ?) erjcheint] 


— nn — —— — 


2) Vgl. Buddeus in Weiske Nechtslexicon Bd. IV. ©. 424. 

28) Ueber den Inhalt eines Frachtbriefs vgl. Entwurf eines allgemeinen 
Handelsgeſetzbuchs für Deutſchland (ausgearbeitet von der dur das Reichsminifte 
rium niedergefepten Commiffion. Branffurt. 1849) Tit. 5. Art. 38: „Außer 
demjenigen, was die Partheien in Betreff der Zeit, in welcher der Transport 
bewirft werden foll, der Entſchaͤdigung wegen veripäteter Ablieferung und anderer 
Bunfte vereinbart haben, enthält der Frachtbrief: 

1. das Datum der Ausftellung ; 

2. die Benennung und das Gewicht, oder das Maaß ber zu transportirenden 
Sachen, nebit ihren Zeichen nnd Nummern; 
den Namen und Wohnort des Frachtführers; 
den Namen desjenigen, an welchen das But gefandt wird; 
den Drt der Ablieferung; 
den Frachtpreis; 
die Unterjchrift des Abfenders oder Spediteurs". 
Der Code de com. Art. 101 u. 102 hat biefelden Beflimmungen, wie denn 
an der Handelsbrauch überhaupt die vorfiehenden Anforderungen an einen 
Frachtbrief ſtellt. Vgl. Pöhls 1. c. I. $ 70. Mittermaier 1. c. II. $ 540. 
Mr. 2. Beieler 1. c. $ 240. Nr. V. 

3) Der Umftand, daß in den Meglements beſtimmt wird, es follten Feine 
Güter ohne Wrachtdriefe angenommen werden, kann hieran nichts ändern, ba 
die Meglements nur bie Bedeutung von Vertragspropofitionen haben (vgl. $ 24), 
welche beim Abflug eines Vertrags im einzelnen Kalle immer noch abgeändert 
werden können; natürlih fann eine ſelche Abänderung aber nur von der Gifen- 
batnsDirection, nicht von einem der erpedirenden Beamten, weldyer nur nad 
feiner Inftruction Handeln fann, vgl. $ 206, geichehen. 





anna 
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doch als vollfommen gültig erjcheinen, und würden hier ben 
Gontrahenten, jofern nicht ein Anderes unter ihnen verabredet 
worden, dieſelben Verpflichtungen obliegen, ald in den Falle, 
wo ein Fradhtbrief audgeftellt und mit dem Gute vom Trans⸗ 
portanten angenommen worden ift*). 

Wie übrigens in Deutſchland beim Fracht-Transporte 
überhaupt für gewöhnlich nur ein Frachtbrief ausgeftellt wird, 
der Transportgeber jedoch beanfpruchen kann, daß ein Duplicat 
des Frachtbriefs angefertigt: und vom XTransportanten 
unterjchrieben werdes), — fo wird auch insbeſondere bei 
dem Eifenbahn-Transporte ein Duplicat des Frachtbrief3 nur 
auf ausdrüdliches Verlangen des Transportgeberd von der 
Bahnverwaltung ausgeftellt [Vgl. $ 45]. 

. Darüber, daß in Defterreih und Preußen binfichtlich der 
Korm des Transportvertragd Feine von dieſen allgemein Deutjchen 
Handelsrechts-Normen abweichende Beftimmungen beftehen, vgl. 


Fiſcher, Preußens kaufm. Recht F 326. Fiſcher, Lehrb. des Defterr. 


Handels⸗R. $ 153. 


111. Yet der Bertragd-Eingehung , Perfection, 
6 22. 


Der Transport:VBertrag wird durch einfache Willenseinigung., 


der Gontrahenten abgeſchloſſen. Derſelbe iſt daher perfect, ſobald 
biefelben über die Sfientialien ded Vertrags, über Preis?) und 


—— — — —— — — — 


4) Namentlich würde alſo bier die Ciſenbahn⸗Verwaltung zur unverſehrten 
Ablieferung des Guts, der Transportgeber dagegen zur Zahlung des betreffenden 
Tarifsſatzes als üblichen Lohnes verpflichtet erfcheinen. 

5) Vgl. Befeler Syften 1. c. 

1) Als Transportpreis erfcheinen die von der Gifenbahns Verwaltung in 
den öffentlichen befannt gemachten Tarifs aufgeftellten Tariffähe. Die Summe, 
welche der Bifenbahnbeamte als Transportpreis angiebt, ift daher nur infofern 
als der unter den Partheien verabrebete Preis anzufehen, als er dem betreifenden 
Tariffabe entſpricht; es müßte denn der Beamte von ber Verwaltung befonders 
Beauftragt fein, einen andern Preis (3. B. wenn wegen der befonderen Beichaffenheit 
des Transport-Begenftandes in Form, Umfang oder Gewicht die Verladung 
oder der Transport deſſelben beſondere Schwierigfeiten verurfacht) zu fordern. 


"ns 
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Transport-Gegenftand [über pretium und opus] einig find 2). Die 
Schriftliche Form ift, wie bereits in & 21. bemerft wurde, beim 
Eifenbahn-Trangportvertrage nicht in der Weiſe wejentlih, daß 
von dem Hinzufommen derfelben, das Zuſtandekommen des Ber: 
trags abhängig erjcheint. Sn dem reglementmäßig eintretenden 
alle, daß bei dem Vertragsabſchluſſe fchriftliche, bzw. gedruckte 
Documente [Perfonenbillets, Frachtbriefe] audgegeben werden, trifft 
freilich Die Perfection mit dem Momente der Urfundenüberlieferung 
zufammen, ba erft mit Diefem Augenblide eine Willenseinigung der 
Partheien über Die Eſſentialien des Geſchaͤfts vorhanden erfcheint®). 

Bon einem das Zuftandefommen des Rechtsgeſchaͤfts hindernden 
wefentlichen Sirrthume +) kann bei dem Gijenbahntransport-Vertrage 
nicht wohl die Rede fein, namentli nicht in Beziehung auf die 


2) Wenn auch über die Preife bereits ftillfchweigende Uebereinkunft vor⸗ 
liegen follte, fo wird doch der Transportgegenftand regelmäßig etſt mit ber 
Annahme bes Guts oder der Perfon (mit oder ohne Gepäd) zum Trans: 
port fefftehen. Denn reglementmäßig dürfen von den betreffenden Beamten 

1. bei dem Gütertransport die Güter nur mit Frachtbrief angenemmen, 

2. bei dem Perjonentransporte die den Transport verlangenden Berfonen 
vor Löfung eines Perfonenbillets weder zur Mitfahrt zugelaflen, noch 
deren Gepäd angenommen werden. Mit Annahme des Gepäds auf 
Borzeigung des gelöften Perfonenbillets ift dann fofort der Gepäckſchein 
vom Gepäderpedienten auszuftellen. 

3) Die NReglements und Tarife haben nicht die Bedeutung einer Vertrages 
Bropofition in der Art, daß zur Perfeltion des Vertrags nur die Einwilligung 
des Transportaten nöthig fei, denn mit unbeſtimmten Perſonen fann nicht cons 
trahirt werden. Vgl. Savigny Obligationen II. ©. 88. Vielmehr wird erft 
durch das Zuſammenwirken des zur Billet-Ausgabe und zur Bepäds Annahme 
bezw. Büterübernahme angeftellten Gifenbahnbeamten und der einen Transport 
verlangenden PBerfon der Bertrag abgefchlofien und perfect. Vgl. Renaud 1. c. 
„mit der durch die Gifendahnanftalt verlangten Borausbezahlung des Preiſes 
wird (beim Berfonentransport) der Miethvertrag perfect.“ 

Ueber die wenigfiens nah Defter. und Branzöf. Rechte eintretende Bes 
rechtigung des Befrachters vor (und nach) der Abfahrt die Frachtſtücke gegen 
Gntihädigung des Fuhrmanns zurüczunehmen, vgl. Deiter. Allg. Bürgl. Geſetz 
$ 1155; Pardeſſus Frauz. HandeleR. $ 550. — Vergl. auch Erf. des O. A. G. 
zu Lübeck v. 6. San. 1836 in Seufferts Archiv, Bd. V. Nro. 59. — Hinfihtlid 
diefes Rechts des Abfenders nach Inhalt des Bifenbahn-Reglements, vgl. $ 103. 

4) Bel. Savigny Syſtem, Bb. 3 ©. 363 fg. 
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Höhe des Transportpreiſes. Denn ein Irrthum kommt bes 
kanntlich nur infofern in Betracht, als der Srrende nicht durch 
grobe Nachläffigkeit denjelben fich zu Schulden kommen Tieß, und 
wo leßtered der Fall ift, wird die Anfechtung des Geſchaͤfts nicht 
zugelafjen:). Während die Eifenbahn- Verwaltung nun von 
ihrem öffentlich befannt gemachten Reglement und Tarif nicht abs 
gehen, alſo in Diefer Beziehung feinen Irrthum für ſich geltend 
machen kann, wird auch der Trandportat, welcher, wenn er fi 


un. 


nicht einer groben Nachläffigkeit ſchuldig machen will, willen muß, : 


daß die Eijenbahn-Verwaltung immer auf Grund des von ihr : 


öffentlich bekannt gemachten Reglements und Zarifd contrahirt, in | 


diefer Beziehung einen Irrthum mit Effect nicht vorſchützen Eönnen ®), 
Ebenfomwenig, und zwar aus gleihem Grunde, wird der Trande 
portat geltend machen können, er habe ſich über die Perſon der 
mit ihm contrahirenden Eifenbahn geirtt, 3. B. er habe, indem er 
ein Gut in Gafjel zur Beförderung nad) Leipzig aufgab, mit der 
K. Friedrich-Wilhelm-⸗Nordbahn abzujchließen geglaubt, während er 
bei einer ſolchen Fracht nad Leipzig, wenn er für Die ganze 
‚Strede zahlte, mit dem Mitteldeutichen Eifenbahnverbande abſchloß. 

Hätte hier der Transportat den Frachtbrief unricdytig [im eben- 
erwähnten Falle blos auf Die K. Friedrich: Wilhelm: Norbbahn] 
ansgeftellt, jo würde dieſes Feine andere Folge haben, als daß dennoch 
ber Mitteldeutjche Eifenbahuverband als Transportant betrachtet 
wird ?). 

Uebrigend wird der Eifenbahntransport-Vertrag zuweilen auch 
ſtillſchweigend eingegangen®). Man denke an ben Kal, wo 
ein But unentgeldlih, ohne Wiſſen und Einwilligung der Bahn: 
Verwaltung auf der Eilenbahn transportirt worden ift, ober an 


5) Bgl. Savigny I. c. u 1. 12 D. in fin. de vi. 

6) Der Beamte, welcher den öffentlih bekannt gemuchten Beſtimmungen 
des betreffenden Reglemente und Tarife zuwider, einen Transportvertrag abichloß, 
verpflichtet nad) dem zu $ 20. b Bemerften die Bahnvermwaltung nicht. 

7) Byl. au A.D.G.$ 5, wonach Vorſchriften in den Frachtbriefen von 
Geiten ber Abfender, welche vom Reglement und Tarif abweichen, nicht in Ber 
tracht kommen. 

8) Bgl. l. 22 D. de praescr. verb. (19, 5). 
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den Fall, wo eine Berfon ohne Löfung eines Fahrbillets den Eifen- 
Bahntransport benußt bat, wofür vermuthet wird, wenn ein 
Paſſagier ohne Fahrbillet im Waggon angetroffen wird. — Da 
fowohl nah Roömiſchem, als nad) Deutſchem Particularrechte 9), 
ein Jeder, welcher Dienfte geleiftet hat, welche bezahlt zu werben 
pflegen, einen Anfpruch auf Vergütung dieſer Dienfte Hat, Yelbft 
wenn eine ſolche Vergütung nicht verabredet worden ift [indem 
gegen Freigebigfeit zu vermuthen ift] — jo wird in den obener- 
wähnten Fällen eines ftilfehweigend eingegangenen Transport⸗ 
verhältnifjes die Eifenbahnverwaltung Zahlung des betreffenden 
[und zwar nad) den Betriebs-Neglements eines erhöheten] Tarifpreifes 
für den fraglichen: Transport fordern Fönnen!®). 


IV. Rechte und Verbindlichkeiten ber Eontrahenten im Allgemeinen. 


6 23. 

Die Eifenbabnen find öffentlihe Trangport-Anftalten!), 
welche ein Gejchäft daraus machen, Verfonen und Sachen gegen 
eine gewiſſe Vergütung zu, bzw. innerhalb einer beftimmten Zeit, von’ 
einem Ort zum andern zu befördern. — Verdingt nun Jemand 


9) Defterr. Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch 51052: „Sobald Jemand 
eine Arbeit oder ein Werk beftellt, fo wird auch angenommen, daß er in einen 
angemefjenen Lohn eingewilligt habe’. — Allgemeines Landrecht für die Preuf 
fifhen Staaten, Teil I., Tit. 13, $ 74: „Unbedungene Belohnungen fann 
der Bevollimädhtigte dann fordern, wenn die Ausrichtung ſolcher Geſchäfte zu 
feinem ordentlichen Gewerbe gehört.“ 
10) Wie Unterholgner Lehre von den Schuldverhäftnifien Bd. IL, 
$ 531, ©. 393 fi ausdrüdt: 
ner einer Berfon, welche aus der Beforgung von Gefchäften für Andere 
einen Gewerbsjweig macht, eine Beforgung übergibt, der übernimmt auch 
die Berpflitung zu einer gebührenden Belohnung, wenn nicht ganz 
befonbere Berhältniffe obwalten, welche in dem einzelnen Falle ſchließen 

> laſſen, daß die Beforgung unentgeltlich übernommen worden ſei.“ Bel. 
auch Puchta, Pandecten $ 315. — Die Gerichtspraxis hat diefen Grunb⸗ 
fag vielfah anerkannt. Bol. in Pfeiffers pracd. Ausführungen 
Bd. VII, Abth. 1, ©. 151-174 die dort mitgetheilten Entſcheidungen 
des O.A.-Gerichts zu Caſſel und zu Dresden. 

1) Aus dem publiciſtiſchen Geſichtspunkte, daß die öffentlichen Transport: 
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den Transport von Sachen oder Perſonen an eine foldye Trang- 
portanftalt [Poft, Eifenbahn 2c.], bzw. an einen Fuhrmann, jo 
entſcheiden über die beiderjeitigen Verpflichtungen, zunächft jedenfalls 
die rechtlich zuläffigen Verabredungen der Contrahenten, 
welche, was den Gifenbahntransport anlangt, wie wir willen, in 


anflalten (Poſten, Gifenbahnen, Telegrapben) zum Dienſte der Deffentlichkeit, 
alfo zum Dienfte für Jedermann ihrer Natur nad) beftellt find, bat man fol: 
gende Pilichten für die @ifenbahnverwaltungen (bezw. Gigenthünlichfeiten des 
öffentlichen Transportes) deducirt : 

1. die Pflicht Jedermann zu befördern, foweit die Reglements- (Regie) 
Vorſchriften der Transportanitalt, z. B. in Betreff des etwa efelerregenden 
Zuftandes einer Perſon, der vorgejchrichenen Aufgabezeit und der Ber: 
padungsart des Outs, der Gefahr für die mittransportirten Güter oder 
für die Transportanftalt und deren Transportmittel (insbefondere bei 
Bifendbahnen in Betreff des Poflzwange, nicht entgegenftehen) ; 

2. die Pflicht zu befonderer Treue, Verſchwiegenheit, Nechtlichfeit und Ge⸗ 
jhwindigfeit gegen Jeden, der fich ihrer Transportanftalt bedient, in 
Folge deren fie audy die Abgabe der zur Beförderung übernommenen 
Sendungen nicht verzögern, und dem Adreſſaten auf Grund feines 
anderen privatredhtlichen Anſpruchs als der Zahlung des Transportpreifes 
fanmt Speſen und Auslagen zurüdhalten dürfen; 
die Preiſe, welche dieje öffentlichen Anftalten für die ihnen übertragenen 
Beförderungen erhalten, werden nicht in jedem einzelnen alle » durch 
Privatübereinkunft zwiſchen den Anftalten und dem Transportanten oder 
Adrefjaten vereinbart, auch die Transportzeiten nicht für jeden einzelnen 
Ball befonders bedungen, fondern beides geichieht im Voraus durch bie 
Seitens der Bijenbahn-Pojt:Telegrapfen:VBerwaltung veröffentlichten Tas 
rife und Fahrpläne über die Abyangss und Ankunftszeit, wie auch die 
weiteren und näheren Beftimmungen über die Transportweife im Voraus 
dur die öffentlih befannt gemachten Neglements zur Kenntniß für 
Sedermann fi aufgeitellt finden. 

Bol. Müller 1. c. ©. 191. 192. Klüber, Recht des deutfchen Bundes 
$ 358. Höpfner, im Archiv J. c. ©. 126. — Zu rechtlich erzwingbaren Pflichten 
werden aber alle diefe f. g. öffentlichen VBerbindlichfeiten doch wohl erft dadurch, 
daß der Etaat diefe Ginrichtungen bei feinen Etuatsbahnen getroffen, bzw. dieſe 
Bflichten reglementmäßig übernommen hat und daß die Privatbahnen durch bie 
ihnen ertheilte Conceſſion in dieſer Weife dem Etaat gegenüber verpflichtet worden 
find. Für das Gifenbahn-Bublifun werden fomit alle diefe ſ. g. öffentlichen 
Pflichten der Gifenbahnverwaltung erft durch die Reglements und ſow eit dieſe 
eine ſolche Pflicht der Bahnverwaltung anerkennen, zu Nechten, welche fih auf 
dem Givilmege verfolgen laſſen. 
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den ſ. g. Eifenbahnbetriebsreglement3, bzw. in den Docunenten 
über den Vertragsabſchluß [den Frachtbriefen, Gepädicheinen, auch 
zuweilen in ben Perfonenbillets] fich niedergelegt finden. Vgl. 
$ 24 fowie die folgenden Kapitel III nnd IV. — 

Im Ullgemeinen, befonders hinfichtlic der Fragen, über 
welche die Neglement3 ganz jehweigen oder doch Feine genügen- 
den, bzw. Feine rechtsgültigen Beftimmungen enthalten, muß in 
Folge der in den vorausgehenten SS 5 u. 6 gelieferten Aus- 
führungen dieſes Xransportverhältuig und damit der Umfang 
der Gontractd = Verpflihtungen im DBereihe des gemeinen 
Rechts, nach den Principien der locatio conductio operis, bzw. nach 
den Grundfägen Beurtheilt werden, welche das Particnlarrecht 
(vgl. die $$ 7—18) und der Handelsbraud (vgl. $ 7, Anm. 27) 
hinſichtlich des Landtransports in den betreffenden deutſchen Län- 
dern zur Geltung gebradyt haben 2). 

&3 möchte hier, vor der Entwidelung der hauptjächlid aus 
der Miethönatur des Transportgeſchäfts abzuleitenden Pflichten 
ber Gontrahenten ein nicht ungeeigneter Plaß fein, nachträglich °) 
mehrere Einwände furz zu beſprechen, welche in der neueften Zeit, 
von ben verjchievenften Gefichtöpunften des gemeinen Rechts aus, 
gegen dieſe Miethsnatur [locat. cond. operis] der dem Gifenbahn: 
trangporte analog zu behandelnden Poft- und in specie ber 
Eiſenbahn-Beförderung geltend gemacht worden fei. Sch werde 
verfuchen, diefelbe nach ihrer chronologifhen Erſcheinungsfolge 
zuſammenzuſtellen. 


2) Darüber, daß die für das Frachtfuhrweſen geltenden Rechtsgrundsſäͤtze 
im Allgemeinen auch auf den Gifenbahngütertransport anzuwenden find, vgl. 
Bejeler Syiten 1. c. Bd. IL, $ 231, Nro. X. Bluntfchli deutſch. Pr. 
N. 1. c. $ 130, Nro. 5. Mittermaier l. c. $ 540, Rro. XIX. Gerber 
deutfch. Pr. R. $ 183, Anm. 1. 

3) Diefe @rörterungen hätten freili in $ 4 u. 5 ihre Stelle ſchon finden 
follen; wenn fie aber auch fpät noch kommen, fo hoffe ich fommen fie Bier doch 
noch nicht zu fpät. Zudem würde ich mich über mehrere Anfidhten an femer 
Stelle noch gar nit haben ausſprechen können, ba biefelben mir erft nach dem 
Drude des 2ten Bogens bekannt geworden find. 
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1. Sintenis, das gemeine praftiiche Givilreht, Bd. II, 
F 120 jagt, nachdem er die analoge Anwendung bed receptum 
auf Poſten verworfen hat: 

„Mit den Poſten hat e8 übrigens feine eigene Bewandtniß, Die 
Verpflichtung Diefer für Paflagiere und anderes ihnen übergebene 
Gut, ruht auf befonderen Grundſätzen, Die entweber feine civil- 
rechtlihe Grundlage Haben, fondern eine particuläre oder 
beutjchrechtliche, nämlich vom Geſichtspunkte der Afjecuranz aus, 
oder eine rein conventionelle, nach den concreten Fällen aus—⸗ 
Schließlich zu beurtheilende.e Wo dieſe angegebenen Geſichts— 
punkte nicht ausreichten, was nicht leicht 3a befürchten ift, Da 
fönnten nur die Regeln der locatio conductio operis 
zur Auwentung fommen.“ 

So fehr ich mit dem unterftrihenen Schlußſatze jenes bedeu— 
tenden Giviliften übereinftimme und anerfenne, daß zunächft bei 
der Poft: und Eiſenbahn-Befoͤrderung conventionelle und partichlar- 
sechtliche Normen maßgebend find, — jo wenig fann ich mich bei 
der vorliegenden Frage, welches Grundverbältniß zivifchen dem 
Berfender und Beförderer nach gemeinem Rechte vorliege, dafür 
entjcheiden mit Sintenis ein Gonglomerat von verfchiedenartigen 
Rechtöverhältniffen al8 das Grundweſen der neuen Beförderungs- 
Berträge binzuftellen. Die bei Affecuranzen geltenden Rechtsnormen 
würden zudem höchſtens in den bei dem Eifenbahntransport:Ver- 
trage durchaus nicht wejentlichen Fällen zur Anwendung kommen 
töunen, wo außer dem Transportpreife nody eine befontere Aſſecu— 
ranz-Pränie von der Transportanftalt erhoben wird *). 

2. Hinfihtlih der Reyſcherſchen Anficht [vgl. den voraus⸗ 
gehenden $ 18] von einen Aufnahmeverirage [receptum] bei Per: 
fonentransport und einem „eigenen“ Ueberlieferungsvertrage bei 
Bütertransport, auf welche Verträge Reyſcher die Grunbfäße des 
receptum angewendet willen will, muß zunächft, auf das in $ 7 


— — —— — — — — 


4) Vgl. die 65 79—81, wo bie Frage ihre nähere Grörterung finden 
wird, ob und in wiefern der |. g. Frachtzuſchlag bei dem Gifenbahntransporte 
als Affecuranzprämie aufzufafien ift. 
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über die Unzuläffigkeit der Anwendung des receptum auf den 
Landtransport, fowie auf das ©. 23, Anm. 10 Gejagte verwiejen 
werden. 

Ein weiterer Unterjchied zwilchen Der Haftbarkeit aus jenen Reyſcher⸗ 
Schen Ueberlieferunggs und einem Miethvertrage iſt übrigens 
nicht erfichtlih, Da aud aus der Verdingung Die Uebernahme 
ber Verpflichtung zur Ueberlieferung des anvertrauten Guts an 
eine beftimmte Adreſſe, welche Reyſcher als Kriterium feines 
Ueberlieferungsvertragd anfieht, fich ergiebt. 

3. Karſtens Hat im Archiv für civiliftiihe Pragis 1. c. 
Bd. 37, S. 08 u. 209 gegen die erwähnte Anficht von Sintenid 
ausgeführt: 

„Segen dieſe Auffaſſung ift hauptſächlich Daran zu erinnern, daß 

nad) Roömiſchem Hecht bei der locatio conductio operarum immer 

alö essentiale dad pretium und die Beftimmung deſſelben hervor⸗ 
tritt; und bei den Dienftleiftungen der Poſt doch wirklich nicht 
behauptet werden kann, daß das zu bezahlende Porto, ald preiium 
einer Dienftmiethe betrachtet, in irgend einem Verhaͤltniſſe 
zu der in Anſpruch genommenen ‘Dienftleiftung ftebt, ganz 
abgejeben davon, daß es doch wohl faum möglich, it, die Dienfte 
einer Staatsanftalt im Sinne des Römifchen Rechts als operae 
illiberales zu betrachten, bei denen wor mercesdie Rede jein Fönne. 

Ich betradyte Das durch Die Abjendung eines Briefs zwiſchen 

der Poſt und dem Abſender (dem Adreſſanten) begründete 

Rechtsverhältniß ganz einfach als ein rein Roͤmiſches Mandat, 

oder doch wenigſtens dieſem fehr ähnliches und nad) den Regeln 

des Mandats zu beurtheilendes Gejchäft”. 

Es Spricht gegen dieſe Auffaſſung jowohl der Umſtand, daß 
die Poſt- und Eiſenbahn-Anſtalt einen beſtimmten durchaus 
ihren Dienſtleiſtungen entſprechenden Preis in Anſpruch nimmt, 
bezw. ihre Dienſte für gewöhnlich nicht unentgeltlich, wie dieſes 
bei einem Mandate der Fall iſt, leiſtet, als auch die Thatſache, 
daß heut zu Tage die rechtlich erlaubten Erwerbszweige als 
illiberales (mit einem Makel behaftet) nicht mehr angeſehen werden, 
und Daher die Dienfte, welche der Staat ald Inhaber einer Be 
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werbsanftalt Ieidet, recht wohl mit einer merces belohnt werben 
Tann, ohne daß er ſich Damit etwas vergibt °). 

- 4 Unger, l. c. (die rechtliche Natur der Anhaberpapiere) 
Ieugnet die Miethönatur des. bei dem Eiſenbahnperſonentransport 
eintretenden NRechtöverbältnifjes, indem er, wie bereit3 ©. 103. an- 
gegeben wurde, ein gelöftes Fahrbillet für einen Spnhaberfchein, bzw. 
als eine Kormalobligation anfieht, bei welcher durch die Parteien 
mit Bewußtfein und abſichtlich dad obligatorische Verhältniß von 
feiner Cauſa ijolirt werde. Er jagt S. 9: 

„Wenn Jemand bei der Kaſſe auf einer Eifenbahnftation ein 
Billet Löft, um befördert zu werben, jo ift dieſes Geſchaͤft nicht 
etwa eine locat. conductio operarum, fondern für das gegebene 
Geld Ieiftet die Unternehmung das abftrafte Verfprechen, den 
Inhaber des Billetö zu befördern.“ 
Es mag bier dahingeftellt bleiben, ob der Grundſatz Unger's, 
Daß heut zu Tage die Parteien in jeder beliebigen Form ein ab- 
ftractes Forderungsrecht begründen können, richtig fei, eine Anficht, 
welche bereit3 vor ihm von meinem geiftreidhen Landsmanne 
Bähr°) aufgeftellt worden ift. Es genügt nad) den Ausführungen 
in $ 20a. ©. 102 hier wohl die Bemerkung, daß weder Die nur zum 
Bwede einer rajcheren Erpedition beliebte Faſſung der Perſonen⸗ 
billet3 (das Nichtnamhaftmachen des | Transportnehmers auf 
benfelben) noch der inhalt der Betrieböreglementd irgend mit 
Sicherheit darauf fchließen läßt, daß dieſe Urkunden bei dem 


5) Bol. die gründliche Widerlegung der Carſtenſchen Anfiht bei Müller 
L ec. © 75-77. 

Höpfner im Ardiv 1. c. theilt in fofern die Carſtenſche Anficht, als er «6 
für praftiih gleichgültig Hält, ob man den Mandate, oder den Miethvertrag 
ale Grundlage für das Transportgefchäft betrachte, ba zwijchen beiden Verträgen 
ber rationelle Rechtegelehrte und der verftändige Praktiker feinen Unterſchied 
machen werde. — IH muß auch bier der Anfiht Müller’s 1.c. S. 71 durchaus 
beiſtimmen, daß es den Quellen des Rom. Dechts entiprechender ift (vergleiche 
©. 21. Anm. 5.) den Miethvertrag ale Grundlage unjeres Rechtsgeſchäftes zu 
betrachten, und dem praftifchen Erfolge als folchem Fein Einfluß auf rechtliche 
Unterſuchungen gefattet werden fann. 

6) Baͤhr, die Anerfennung ale Berpflihtungsgrunt, Caſſel 1855. 8 41. 

Koch, Bifenbahnen. II. 9 
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Eifenbahnperfonentransporte nady Dem Willen der Gontrahenten ein 
durchaus felbftitändiged, von der Vertragseingehung, Bam. der 
Zahlung des Transportpreijes Seitens des urfpränglichen Transport: 
nehmers, iſolirtes Dafein haben, Daß alſo das in dem Perſonenbillet 
beurfundete Verſprechen des Transports von feinem NRechtägrunde 
Iosgelöft werden ſolle. M. E. muß eine derartige Annahme um 
jo mehr als eine fehr gewante bezeichnet werben, ald ber Berfonen- 
transport dadurch eine ganz andere rechtliche Grundlage erhalten 
würde, ald der Gütertransport, bei weldyem man doch gewiß nicht 
den Frachtbrief ald Die von dem Frachtvertrage und der Ueberlieferung 
des Guts zum Transporte zu iſolirende causa debendi anjehen 
wird”). 

5. Beſchorner (Eifenbahn-R. ©. 236.) beſchraͤnkt fich Darauf, 
die Eifenbahnverwaltungen hinſichtlich des Transport3 von Gütern 
als Frachtführer zu bezeichnen, welche, nad) befannten Rechtsgrund— 
fäßen” für Verlufte und Beichädigungen des Gut einftehen mülfen, 
wenn fie nicht den Beweis der forgfältigen Frachtführung erbringen 
und kann ich daher in Beziehung auf dieſe Anſicht wohl lediglich 
auf meine Bemerkungen zu $ 6. Anm. 27. (S. 34.) verweilen ®). 


7) Dafür, daß jene Faſſung der Perfonenbillets nach der Abfiht der Gon- 
trahenten in&bef. der Bahnverwaltungen ohne rechtliche Bedeutung für das Transport: 
geichäft fein fol, möchte wohl auch der Umftand ſprechen, daß während beim 
Gepaͤcktransport allerdings die Gepädicheine den zum Rückempfange Berechtigten, 
nicht namentlich nennen, die bei den Equipagen⸗- und Viehtransport auszugebenden 
Legitimationspapiere, reſp. Duittungen (die Transportfcheine) auf beitimmte 
Perſonen geftellt zu werden pflegen. Vgl. 8. 40. Soll ınan deßhalb annehmen. 
daß der Equipagen: und Vieh:Transport eine andere rechtliche Grundlage habe, 
als der Perfonen: und Gepärktransport? 

8) Beſchorner fpricht ſich zwar darüber nit ausdrücklich aus, od das 
receptum auf feinen Brachtvertrag Anwendung erleide, man muß dieſes jede 
annehmen, da er zum Belege feiner Anficht auf die in Anl. V— VIII. mitgerheilten 
Grfenntnifie Saͤchſ. Berichte fih beruft, welche die Anwendbarkeit des receptum 
auf den Landtransport deduciren. Ich kann nicht anders fagen, als daß mich biefe, 
flatt einer weitern Begründung auf jene Sächſiſchen Erkenntniſſe, den %. 326. 
des Preuſſ. und Art. 111. des Würtemb. Handelsgefegentwurfs, auf Art 109. 
des Code de commerce und Art. 208—212. des Spaniſchen SHandelsgefchh. 
verweifende Ausführung B's. in meiner S. 34. ($. 6. Anm. 26.) ausgeiprocdgenen 
Ueberzeugung, ‚daß. ein gemeinrechtlicher Frachtvertrag, auf welchen die Grundfähe 
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Nach biefen vorausgefchicdten ſchließlichen Bemerkungen fiber 
bie rechtlihe Natur des Transportgejchäfts, fol nun zunaͤchſt [in 
den $$ 23a und 23b] verſucht werben, die Pflichten der Gon- 
trahenten bei dem Gifenbahntransporte nad) jenen allgemeinen, 
hinfichtlich des Landtransported in Deutſchland beſtehenden gejeß- 
Iihen und handelöbräuchlichen Beitimnmungen?) etwas genauer dar⸗ 
zuftellen, als Diejeö in den SG 5—18 geſchehen Eonnte 1°). 


G 23a, 
Berpflihtungen der Gifenbahnverwaltung ale Transportanten‘ 
Die Eijenbahnverwaltung hat: 
4) die ihr zum Transport anvertrauten Perjonen und Sachen 
an den ftipulirten Ort), zu und innerhalb der ftipulirten 
Beit 2) zu befördern; 








des receptum Anwendung fänden, dermalen in Deutfchland noch nit erifiirt, 
wanfend zu machen nicht vermocht hat; denn Entwürfe ven Geſetzbüchern, die 
noch nicht Gejegesfraft erlangt haben, und ausländiſche Codices:c. find m. E. Feine 
Quellen, aus denen für ſich allein die Griftenz eines allgemeinen Rechtsſatzes 
ober eines deutichen Nedhtsinftitutes dargethan werden Fann. 

9) Zur Bergleihimg wird in den nachfolgenden Anm. auf die SS der 
Gap. III. u. IV. hingewieſen werden, in welchen fich die entfprechenden Beſtim⸗ 
mungen der Gifenbahnreglements erörtert finden. 

10) IH muß jedch hierbei im Voraus bemerken, daß dieſe nachfolgende 
Darflellung der geſetzlichen Verpflichtungen ber Parteien im Allge⸗ 
meinen, vorzugoweiſe auf das gemeine Recht ſich beziehen. Dieſelbe in gleicher 
Weiſe auf die einzelnen in Deutſchland beftebenden fonfligen Rechtsſyſteme und 
Bartieularredhte, — aus welchen ich jedoch das Hauptfächlichite mitanzuführen 
nicht unterlajien habe — auszudehnen, erſchien mir meine Kräfte und die mir zu 
Gebot ftehende Zeit überfleigend. Koſtete es mir doch fchon bedeutende Selbſt⸗ 
überwindung, mich bei der Darftellung der rechtlichen Natur des Transportger 
ſchaäfts in den SS. 5-18. (mie diefes der Plan der gegenwärtigen Schrift und 
De Haltung des 1. Theils Dderjelben zu verlangen fchien) auf das Feld 
der Particularrechte zu wagen, deren jedes einzelne vielleicht zu feinem gehörigen 
Studium einen ſehr bedeutenden Lebensabſchnitt unausgejegt in Anfpruch nimmt. 

1) Naͤmlich an den im Perſonenbillet und Gepäckſchein oder im Frachtbrief 
angegebenen Ort, bezw. bei dem die Grenze des Verbands überfchreitenden 
Berkehre, (vgl. S 19 fy.) bis an bie betreffende Endſtation. 

23) Iſt aber überdie Folgen der Berfpätung nichts Befonderes (Verluft des Lohne, 
oder Nichteinftehen für richtige Ankunft) bedungen, fo entiteht aus einer folchen Vers 
jännmiß für den Transportanten allgemein die Berbindlichfeit zur Erſtattung bes durch 


9* 


| 


\ 
„I 


Su 


Ba une an 1 . u u ee 


132 Eriter Titel. Kap. II. [S 23. 


2) dortfelbft den Xransportgegenftand unverjehrt?) und 
zwar das anvertraute Gut an den Adreflaten, das Gepäd 


die Verfpätung entftandenen Schadens. Jedoch fhüst den Transportanten ber 
Beweis eines damnum fatale (d. h. ber Beweis, daß ber Echaden durch Zufall, 
alfo durch ein von menſchlichem Zuthun unabhängiges Naturs@reigniß oder 
dur eine andere unabwendbare höhere Gewalt eingetreten fei, vgl. F 5, 
©. 25.26) ſelbſt wenn ausdrüdlid die Zeit der Anfunft bei Verluf der Fracht 
fipulirt if. gl. Code de commerce und Badifches Landrecht Art. 104. 

3) Die Bahnverwaltung hat alfo custodiam zu präftiren cf. ). 5 pr. 
naut. (4, 9), 1. 13 $ 1, 1. 40. 44. locat. (19, 2), 1. 3 $ 1. commod., 1. 1. 
6 16. deposit. — Hinfihtli des Transportes von Frachtſtücken in Kiften, 
Ballen und Umſchlägen ohne Angabe, bezw. ohne Kenntniß des Frachtführers 
von der Dualität und Quatität des Inhalte, vgl. 1. 1. $ 41 deposit: „eum 
qui cistam deponit, singulas quoque res videri deponere. Ergo et de rebus 
agere eum oportet. Quid ergo, sı ignoraverit is, qui depositum suscipiebat, 
res ibi esse? Non multum facere, quum suscepit depositum. Ergo et rerum 
depositi agi posse existimo, quamvis signata cista deposita sit,“ und 66 26. 
27. 28, Tit 14, Thl. 1. des Preuß. A. 2. N. 

Für das.geringite Verfehen (culpa levissima) und Unfenntniß (imperitia) 
muß eingeftanden werden. CA. I. 9, $ 5, locat: quod imperitia peccavit, 
culpam esse, quippe ut artifex conduxit. Denn der Wifenbahn-Betrieb fordert 
die Anwendung befonderer techniſcher Kenntnifje vgl. Anl. XVIII; zumal muß 
hierfür eingeftanden werden, wenn für bie größere Aufſicht eine befondere Bes 
lohnung angenommen worden ift; vgl. 1. 40 D. loc. cond. (19, 2), fo insbe 
fondere für jeden Schaden, der aus einem fehlerhaften Laden oder aus einer mangel: 
haften Bewahrung bei dem Transporte in den Büterwagen oder bei der Unter 
bringung in dem Güterſchoppen fowie beim Abladen entftcht, insbejondere bei 
uugenügender Sicherung gegen Regen, Diebe ıc. Vgl. Pöhls 1. c. Bd. I. 
©. 149. Preuß. & R. 118, $ 246 i. — Vgl. auch die Erk. des DO. X. ©. 
zu Dresden in Anlage VI. VIE und VIIL 

Diefer Pflicht des Frachtführers zur unverjehrten Ablieferung entſpricht die 
Pflicht des Abſenders, die Waare in guter, feiter und fidherer Berpadung 
zu überliefern. Hat freilich der Frachtführer eine äußerlich erkennbar befchädigte 
Waare ohne Vorbehalt oder Eonftatirung des Schadens, bezw. ohne daß im 
Frachtbrief ausdrüdlih Nichthaftung bedungen ift, zum Transporte angenommen, 
jo muß er au den Schaden der dadurch entilanden if, tragen, da es feine 
Sade ift, bei der Annahme zu unterfuchen, ob das But fo zu transportiren if. 
Bel. 1. 27, 8 29 ad 1. Aq.z Böhls 1. c. Weiske Rechtslericon. Bo. 7, 
©. 816, Not. 389. — Unterholzner Schuldverh. Bd. 2, ©. 350. i. Bilder 
Preuſſens Kaufm. WR. S. 248. — Ebenſo Reyſcher Würtemb. Brivatf. 
$ 46 nad) den Zeugniffen der Handelskammer zu Stuttgart und Heilbronn. 
Tafel Rechtsſprüche, Bd. 1, Nro. 68. Sarvey Monatsihr., Bd. X, ©. 482. 
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an den Inhaber des Gepädicheing, bezw. an die angren« 
sende Bahn abzuliefern; 

3) für den Fall, daß fie Die unter 1 und 2 erwähnten Pflichten 
nicht erfüllt, hat fie regelmäßig zu haften, nämlich ſofern 
der Berluft, Die Beſchädigung oder Die Verſäumniß nicht 


durch Zufall [insbefondere unwiderftehliche Gewalt ®) force 
majeure] oder innern Verderb des Guts 7), bezw. eigenes Ver⸗ 


ſchulden des Abjenders ) herbeigeführt worden ift. Denn : 


es greift, jofern nicht Die Bahnverwaltung einen diefer eben 


bemerften von der Haft befreienden Momente ermweißt?) 
die Vermuthung Plab, daß durch ihre oder ihrer Beamten !°) 


4) Der Frachtführer bat, fobald das But am Bellimmungsorte anges 
fommen ift, dem Adreflaten biefes anzuzeigen und fobald letzterer fi zum 
&mpfange meldet, daſſelbe abzuliefern. Weiskes Melericon., Bd. 4, S. 426, 
Anm. 28. — Bol. die Neglementes-Befimmungen in $ 50. — Ob der Fracht⸗ 
führer verpflichtet if, dem Adrefiaten das Gut in fein Haus zu liefern ober ch 
leßterer diefes an einem andern Orte (4. DB. am Steueramte) in Gmpfang 
nehmen muß, darüber giebt es feine allgemeinen Geſetze, vielmehr entfcheidet 
darüber der Ortsgebrauch. Vgl. Böhls I. c. I, ©. 147. — Die Giſenbahn⸗ 
Neglements haben hierüber ganz beflimmte Vorfchriften. Vgl. $ 50. — Für 
Beihädigung, Mangel an Maas und Gewicht ze. ift der Transportant verant⸗ 
wortlih. Vgl. über die betreffenden Beflimmungen des Meglements $ 61. 

5) Die Fälle, in welchen nady den verfchiedenen, in Deutichland beftehenden 
Rechtsſyſtemen — abgefehen von Beflimmungen der Betriebsreglementse — 
Fein Erſatz zu leiten ift, ergeben fih aus den SS 5—11 oben. 

Die Bälle, in welchen dieſe Erſatzpflicht durch die verfchiedenen Betriebs⸗ 


Reglenients aufgehoben oder modificirt ift, ergeben fih aus ben folgenden - 


Capiteln III und IV insbej. aus $ 55—86. Darüber, was als casus (vis major) 
anzufegen vgl. außer $ 6 insbefondere F 75. 

6) DBgl. die Ausführungen in $ 5. insbefondere ©. 24—29, — Bol. 
Binfichtlich der Haftung nad Inhalt der Reglemente $ 75. 76 unten. 

7) Bel. 5 69. 70. 84 unten. 

8) Nah allgemeinen Rechtsgrundfägen hat bei der loc. cond. operis, wie 
bei andern Berträgen überhaupt, der Schuldner für einen Schaden nicht zu 
haften, wenn eine eigene Schuld des Bläubigers in Mitte liegt, felbft wenn er, 
ber&chuldner, ſich ebenfalls in Schuld befinden follte. Vgl. Unterholzner Schuldverh.I, 
©. 285, 1. 203 de R. J. 1. 45, $ 1 de act, emt. 

9) Bol. 55, Anm. 22. 23. fowie auch in Anl. XVIMp. Erf. v. 3? 1858. 

10) Bol. Beſeler Syſtem Bd. III, $ 231, Nro. VI. Bluntihli 1. e. 
$ 130, Nro. 2. An der Haftung der Gifenbahnverwaltungen für ihre Bes 
amten sc. ändert auch der Umfland nichts, daß diefe Verwaltungen als 
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und Beauftragten Verfehen oder Arglift der Schaden ver: 
anlaßt fei, in welcher Hinficht fie umfaſſend nach den bei 
der locat. conductio operis geltenden Rechtsgrundſaͤtzen zu 
haften bat !"). 
Hinfichtlih dieſer Verpflichtungen der Eifenbahnverwaltungen 
find nod) folgende Grundſätze hervorzuheben: 
a) Was den Umfang der Schadenserjaßpflidht bei Bes 





juriſtiſche Perſonen (der Fiscus bei Staats, die Actiengefellfchaft bei 
Privatbahnen) aufzufaflen find, da auch dieſe (vgl. Savigny Syſtem, Bd. II, 
S. 317) für Verfehen, welche von ihren Beamten Begangen worden find, haften. 
Bol. jedoch 5 86. — Was die Staatseifenbahnen betrifft, tritt diefe 
Haftung ſelbſt in den Ländern ein, wo wie 3. B. im Königriih Breuffen 
der Grundſatz beſteht, daß der Wigeus für. die Verſehen feiner Beamten, d. h. 
derjenigen Stantsdiener, weldyen die Verwaltung eines beflimmten Zweiges 
der Staatsverwaltung anvertraut iſt, regelmäßig nicht einzutreten hat, da 
jedenfall& eine Ausname von legterem Brundfage hinfichtlih aller derjenigen 
Angeftellten anzunehmen ift, deren fih der Staat (wie insbefondere. bei den 
Steatseifenbahnen, Staatstelegraphen 2.) zum Betriebe‘ einer Tommerciellen 
ober gewerblichen Unternehmung bedient, indem er bei folchen Unternehmungen 
nicht nach feinen ſaatésrechtlichen Funktionen, fondern lediglich nach feinen 
eivilrechtlichen Verpflichtungen in Betracht kommt und in diefer Beziehung 
fi nicht von den Privaten unterſcheidet. So ſprach fi) unter Berufung auf 
A. L. R. Th U, Tit. 14, $ 76 das K. Breuß. Landgericht zu Göln in einem 
Erkenntuiſſe vom 29. Juli 1856 in Sachen Weillers Söhne gegen Oppenheim 
wegen Schadenserſatzes aus. 

11) Die Bahn⸗Verwaltung haftet für allen Schaden, ben ihre Beamten 
oder andere Bedienfteten, deren Hülfe irgendwie in Beziehung auf den Transport 
benugt worden ift, veranfaßt oder micht vermieden haben. Vgl. $ 5, Aum. 7 
(S. 22) und die dort angeführten Citate. — Vgl. auch weiter I. 25, $ 7 looat. 
(19, 2): praestat si qua ipsius eorgmque quorum opera uteretur oulpa 
acciderit- — Der Mieth⸗¶ Transport)⸗⸗Vertrag weicht in biefer Beziehung Yon den 
übrigen Verträgen, 3. B. dem Depofitum, Commodat, negot. gestio 2c. ab, bei welchen 
der von andern Perſonen verurfachte Schaben als casus vom deponirenden, bezw. comes 
direnden 2c. Eigenthümer getragen wird und derjenige, weldem die beichädigte 
Sache anvertraut wurde, hinfichtlich feiner Bedieniteten nur für culpa in eligendo 
einftehen muß. CA. 1. 11 pr. 1.60, $7 (19,2) 1. 10 u. 11 commodat. (13, 6) 
l. 16 depos. (16, 3) 1. 28 de negot, gest. (3, 5) — Puchta Borlefungen 
Band II, ©. 146 erflärt diefe Ausname in der Weile, daß in der Mebernahme 
ber culpa Anderer, welche ſtillſchweigend gefchehe, indem jemand ein Geſchaͤft 
zu dem er Gehülfen zuneht wiethweiſe beein bie Urbernahipe. der Haftung 
für casua liege. 
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Schädigung oder Vernichtung der XTranäportgegenftände 
anlangt, fo gilt bei Verträgen überhaupt, abgejehen 
von bejonderen Verabredungen der Gontrahenten hin: 
ſichtlich der Werbindlichkeit zum Grjaße der durch wider: 
rechtlihe Handlungen [culpa u. dolus 2c.] berbeigeführten 
Schäden, in Römiſchen Recht befanntlidy der Grundfaß, 
daß vom Schuldner der Werth, bezw. die Werthminderung 
ded Gegenftands für den Bläubiger, alfo jeder Umftand, 


- welcher in Cauſal-Zuſammenhang mit dem bejhhädigenten 


b) 


Greignifie ftebt, das id, quod interest, erjeßt werden muß '!?), 
wogegen mehrere in SDeutjchland geltende Barticularrechte 
[das Preuß. A. L. R., der in den Rheinlanden geltende Code 
Napoleon] den Umfang der Erjabverbindlichkeit nach dem 
Grade des Verſchuldens [vgl. S. 155 des I. Theilg, 
Anm 11] beftimmen. 

Nad) den Ausführungen zu den $$ 7. 9. 11 u. 13 
haben jedoch faſt alle Eifenbahnverwaltungen, um zu hoch 
gefteigerten Anſprüchen zuvorzukommen, den Umfang des 
MWertherfages für den Fall des Verluftes, bezw. der Be: 
ſchädigung eined Cuts, jowie von Perfonen, in ihren Re— 
glements rechtsgültig anderweit feitgeftellt, jo daß 
meiftens hinfichtlich des Umfangs der Haftverbindlichfeit jene 
durch Privatwillkühr vorgenommene Regelung derjelben 
allein in Betracht fommt!°). 

Der Transportant wird |nacd) Deutſchem und Franzöſiſchem 
Handelörehte] von jedem Entihädigungsaniprude 
befreit, wenn der Adreſſat dad Gut ohne Vorbehalt 
angenommen und die Transportfoften bezahlt hat, es fei 
denn, daß die Beihädigung nicht Außerlich erfennbar 


12) Vgl. 1. 33 in fin. locati (19, 2), und Bangerow. 1. c. Bd. III, $ 57. 
Unm. 3. — Hinfihtlicdh des Beweiſes des Schadensumfangs würde nah R. ©. 
der Orundfaß zur Anwendung kommen, daß der Schaden, wenn dolo oder culpa 
Ita ein Begenftand nicht reftituirt wird, durch jusjurandum in litem feitgeftellt 
werden Tann. CA. 1. 68 de R. J. 

19) Weitere Ausführungen vgl. in Abſchnitt 2 des Capitel II, $ 48 fg. 


m 
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warı*)obder er |der Transportant] betrügerifch gehandelt, 
insbeſondere den Schaden verborgen hat 15). 

c) Hinfichtlih des Transports über mehrere Bahnen 
ift daran zu erinnern, daß die Eijenbahnverwaltung der 
Abgangs⸗Station nad) den Ausführungen in $ 19 fg. [den Fall 
ausgenommen, wo ein Verbandsverkehr, ftattfindet], den 
Transport nur auf ihrer Bahn, bezw. bis zu ihrer legten 

- Station übernimmt. Sie erfüllt daher ihre Transportpflicht 
Durch die gehörige Ablieferung an die Anſchlußbahn an 
dieſem Orte und haftet, infofern ihr die Wahl der weitern 
Gifenbahn, oder bei deren Mangel ber fonftigen Transport: 
gelegenbeit, des Fuhrmanns, ꝛc. überlafen worden ift, bezw. 
reglementmäßig zufommt, nur wegen einer bei Diefer Wahl 
flattgefundenen NRachläffigkeit 2°). 

d) Die Klage, mit welcher der Trandportant auf Erfüllung 
der vorftehend aufgeführten Verpflichtungen aus dem Trans: 
portvertrage belangt werden kann, erjcheint nach gemeinem 
Rechte ald die actio locati 17). Außerdem fann aber natür- 


14) Befeler I. e. $ 231, Neo. VII in fin. Böhls 1.c. $ 69 ©. 108. 
Mittermaierl. c. Bd. II, $540, Nro. XIV. Bluntſchli J. c. $ 130, Nro. 4, welder 
feßtere behauptet, daB nad) Handelsgebraudy Hier eine kurze Friſt (von 3 Tagen) 
zur Geltendmachung von Anfprüden gewährt werde. — Dal. insbefondere aud 
Code de commerce Art. 105. — 88 wird hiernach dem Empfaͤnger eine Klage 
aus dem Gontrafte (der locat. cond. operis) felbft dann noch zuftehen, wenn er 
getäufcht durch den äußerlich guten und trodnen Zuftand der Emballage ohne 
Vorbehalt die Waare angenommen und die Fracht bezahlt haben follte, während 
er nad Gröffnung der Golli die erlittene Beſchaͤdigung entdedte. Selbſt in der 
unterlafjenen Rüge bei flattgehabter Verſpaͤtung wird bier ein Berzicht bes 
Adreſſaten auf fein Klagerecht nicht gefunden werben können, da er erft nachher 
auf den ihm entitandenen Schaden aufmerffam werden Eonnte. Bgl. Buddeus 
in Weistes Neler. Bd. IV, ©. 427. Münter Frachtführer-R. Abi. I, St. 5, 
59 Reyſcher, Württemb. Privat:R. 5 461, welcher fih auf den Gntwurf 
eines Württemb. Handelsgefepb. (mit Motiven von v. Hofader, Stuttgart 
1839 u. 40.) Art. 117, Motive ©. 119 und ein Erf. aus Sarvey Monatsfcr. 
3». X, ©. 452 beruft. Vgl. $. 85. 

15) Bol. Beſeler und Bluntili J. o. 

16) Vergl. die Eitate in $ 1% Anm. 23 (S. 93) oben. 

17) Wenn die Eiſenbahn⸗Neglements übrigens beſtimmen, daß berjenige, 
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lih der Trandportat auf Reftitution der zum Transporte 
anvertrauten Sache auch poſſeſſoriſch [mit einer Spoliens 
lage ıc.] oder mit einer Dinglichen Klage, und wegen einer 
pofitiven Beſchaͤdignng oder wegen des Verluſtes derfelben 
bei damnum injuria datum] die Bahnverwaltung mit der 
actio leg. Aquillae Belangen '®), joweit nicht ein Anderes 
reglementmäßig beftimmt iſt. Dieſe weitern Klagen würden 
jedoch nur dann für den Transportaten vortheilhaft fein, wenn 
er dad Trandportverhältniß nicht zu erweifen vermöchte. Außers 
dem wird der act. locati ſchon wegen des leichtern Beweiſes 
ſvgl. $ 5, Anm. 23] der Vorzug zu geben fein. 


& 3%. 


b. Berpfligtungen des Transportaten. 


Der Transportat ift zur Zahlung des ftipulirten Transport 
preijes verpflichtet, und zwar find bier folgende Grundfäbe maaß⸗ 
gebend: 

1) In Betreff Der Zahlungs= Zeit gilt bei dem Transports 
vertrage als einer locatio cond. operis der Grundſatz, daß 


welcher innerhalb einer beftimmten Zeit feinen Schadenserfaganfprudh bei der 
zufländigen Eifenbahn- Verwaltung nicht angemeldet habe, fein Klagerecht verlieren 
ſoll (vgl. $ 85), fo iR diefe Beflimmung nicht als eine Klagen-Berjährung auf⸗ 
zufaflen, da zu deren Begriff die Verfäumniß der Geltendmachung des Anſpruchs 
vor Gericht bekanntlich gehört. 

18) CE 1. 27, $ 28 ad 1. Aquil. — GStrippelmann Entſcheidungen des 
DA :Serihte zu Gaflel Bd. VI, ©. 96. 98. Jedoch wird gegen eine Giſen⸗ 
babnverwaltung letztere Klage, welche gegen juriftifche Perfonen (vgl. Pfeiffers 
pract. Ausführungen Bd. III, ©. 380) allerdings zuläffig erfcheint, nur dann 
angeflellt werden fönnen, wenn berfelben eine culpa in eligendo, cf l. 27, 
$11ad 1. Aq., bezw. in der Aufficht über ihre Beamten zur Laft fällt. CA. 1. 44, 
$ 1 u. 1. 45 eod. — Meiflens wird, alſo mit der actio ex lege Aquilia nur 
gegen den Eiſenbahnbeamten geklagt werden Tonnen, welder den 
Schaden angerichtet hat; in diefer Richtung wird diefe Klage aber fogar 
günftigere Refultaten für den Beichädigten haben, als wenn er gegen bie 
Bahnverwaltung ex contractu flagte, infofern nämlich letztere den Umfang ihrer 
Srfagpfliht reglementsmäßig bedeutend beichränft hat, während ber den Schaden 
verurſachende Beamte ox leg. Ag. auf das volle Interefie haften muß. Aug 
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der Transportat als Dienftmiether nicht eher den Trans: 
portpreis [den Kohn] zu zahlen braucht, bis der Transport 
[die bedungenen Dienfte] geleiftet, alſo die Sache over 
Perjonfan den ftipulirtten Ort befördert nnd insbejondere 
dad Frachtgut an denjenigen, an welchen dafjelbe adreilirt 
war, abgeliefert if. Es kann aber audy ausbedungen 
werden, daß der Lohn früher bezahlt werde, und ift viele 
Vorausbezahlung theilweife bei dem Gijenbahntransporte 
reglenientmäßige Vertrags⸗Bedingung ?). 

2) Hinfihtlid De Tragens der Gefahr, wurde bereitd in 
F 5, Anm. 15 hervorgehoben, daß bei dem Transporte als 
einer locatio cond. operis der Dienftvermiether [aljo die 
Eifenbahnverwaltung] injofern den Zufall zu tragen hat, 
als er durch einen Unglüdsfall ganz oder theilweije außer 
Stand geſetzt wird, den verjprochenen Transport zu leiften, 
und daß daher der Transportat ald Dienftmiether, joweit 
die. Ausführung des verjprochenen opus, der Transport, 
unmöglich geworben ift, von der Zahlung des Transport⸗ 

preiſes befreit. wird 2), namentlid von der Zeit an, wo 
der Transport: durch einen den Gegenfland des Vertrags, 
alfo das XTransportobject *), oder die Transportfräfte +) 
treffenden Zufall unmöglich wird. 


wird wegen Abhandenbringens bed Transportgegenkande gegen diefen mit ber 
Spulienflage oder mit der condictio furtiva vorgejchritten werben koͤnnen. 
1) gl. $ 98. 
2) Vgl. Bangerow 1. c. Bd. III. ©. 2. Puchta Pandekten $. 302. in fin. 
3) Vergl. Buchta 1. c. $. 302. Not. h. Unterholgner, Schuldverh. Vd. II. 
S. 352. Mommſen Beitr. 3. Obl. R. Abth. I. ©. 59. u. 363. Geht der 
Transportgegenftand bei einem Eiſenbahnunglück (casu) zu Grunde oder wird er 
dabei verſchlechtert, fo verliert der Transportat feine Sache, bzw. muß bit Be 
ſchaͤdigang tragen, er wird aber hinfichtlich der noch nicht durchfahrenen Strecke 
don Zahlung des Transportpreifes frei und kann alfo in foweit das bereits ge 
zahlte Transportgeld auch zurüdforden. Bol. &. 26. in Anm. 15. die L 15. 
$. 6. D. 19, 2. und 1. 19. $. 6. eod. — Auch wird aus dem Transportvertrage 
mit der actio locati auf Befreiung von der Zahlung geklagt werben können. 
C#. 1. 10. md]. 15. 8. 6. D. (19, 2). 
4) Wenn alfo die Arbeitsfräfte, ober die Transport⸗Werkzeuge (Basen, 
Maſchienen) über welche die Eiſenbahnverwaltung zu gebieten bat, durch Bufel 
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Diefe Regel bat jedoch die fi von ſelbſt verftehende 
Ausnahme, daß wenn der Transportant ald Dienftvermiether 
vollfommen im Stande und bereit ift, die Transportdienfte 
zu leiften, der Transportat aber durch Zufall °), oder gar 
Durch feine Schuld °) verhindert wird, ſich Diefelben Ieiften 
zu laſſen, er die Gegenleiftung : den Xransportpreis, voll- 
ftändig entrichten muß. 

Wird insbeſondere unterwegs die Ladung wegen Ueber⸗ 
tretung der Zollgeſetze configcirt, und der Frachtfuͤhrer 
erleidet durch die Beichlagnahme Schaden, fo muß der 
Befrachter, wenn er verbotene Güter geladen oder bei der 
Ladung die Zollgefeße übertreten hat, dem Frachtführer, 
ſofern leßterer nicht das Verbot fannte, Die volle Fracht 
entrichten, und überdied für den Aufenthalt Enjchädigung 
leiften”). Kannte der Krachtführer das Verbot, fo fällt der 
Regreß weg. 

Außer diefen aus ben Grundfäßen berlocat. cond. operis ſchon 
folgenden Principien gelten nach deutfchem Privatrecht, bezw. 
nach deutſchemHandelsgebrauche, hinfichtlich DerVerpflichtungen 


insbeſ. durch vismajor zu Orundegehen, oder dieferhalb ihre gewöhnlichen Funktionen 
nicht verfehen können — fo wird, wenn dadurch der Transport überhaupt, oder 
doch die flipulirte Beförderung unmöglich wird, der Transportpreis nur foweit 
gefchuldet, als wirklich Transportdienfte geleiltet find. cf. 1. 15. $. 6. D. 
(19,-2) auf ©. 25. 26. Anm. 15 oben abgedrudt. 

5) Vgl. 1. 19. $. 9. und 10, 1. 38. 1. 59. 1. 61. $. 1. 1. 62. D. locat. 
(19, 2). — Bein daher der Transportat die Leitung des verlangten Transports 
nicht empfangen kann oder will 3.8. weil er vor oder während der Fahrt frank wird 
oder ſtirbt, fo muß er doc) den vollenTransportpr. zahlen, bzw. kann nicht zurüdfordern. 

6) 3. B. wenn durch des Transportaten oder deſſen Leute Schuld das 
Frachtgut beim Aufladen fl Grunde geht. Vgl. $. 56. und Anlage XV. 

7) 68 folgt diefer Grundfag von felbit aus dem vorftchenden Brincipe und 
aus dem Rechtéſatze, daß bei der locat. cond. operis ein Contrahent dem andern 
für feine und der Seinigen culpa und dolus einzuftehen hat. — Vgl. über diefe 
Frage Münter l. c. Abſchn. I. St. 2.56. — Buddeus J. c. Marguard 
de. jare meroator. lib. IL. cap. 10. Nr. 32, Heife und Eropp, jurifl. Abhandl. 
». U. ©. 616. Rot. 3. — Vgl. es bie Veſimmungen der Ciſenbahnreglements 
ug 99. 
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des XTransportnehmerd bei dem Gütertransport zu Lande 
folgende weitere Grundfäge: 

3) Regelmäßig erfolgt bei der Beförderung von Gütern die 
Auseinanderjegung und Berechnung über den ganzen Trans: 
port zwiſchen dem Frachtführer, welcher das Gut abliefert 
und dem Adreſſaten. — Beim Waarentransport pflegt 
nämlidy der Frachtführer, wenn nad Inhalt des Fracht 
brief der Adrefiat Die Transportfoften zahlen fol, vie 
Provifion und die Auslagen, welche ver den Transport 
vermittelnde Spediteur zu fordern hat, nebft der von einem 
früheren Frachtführer oder Spebiteur etwa verbienten Kracht 
und Spejen gegen eine auf den Frachtbrief geſetzte Be: 
merkung [Spefennahnahme] anden betreffenden Spediteur 
bzw. Frachtführer zu zahlen, fo daß die fänmtlichen Trans 
porttoften vom Adreſſaten an den abliefernden Frachtführer 
zu berichtigen find ®). 

A4) Bur Sicherheit ihrer Korderung für Frachtlohn und Spejen 
hat bie abliefernde Eifenbahnverwaltung ald Frachtführer 
in ihrem und ihrer Vorgänger Namen ein Retentionds 
und Pfandrecht an dem Fradıt-Guter). Gibt fie letzteres, 

» ehe fie Bezahlung erhalten, an den Adreſſaten ab, jo bat fie 

„die Gefahr zu tragen, indem es jo angejehen wird, als 

ı ob fie dem leßtern creditirt und ſich ihres Regreſſes gegen 
ihre Vorgänger und den Abfender begeben habe). 


8) Ueber diefes für das deutfche Frachtfuhrweſen, fo wichtige Inflitut der 
Speſennachnahme vergl. Seuffert Archiv Bd. II. Nr. 99. u. Bd. III. Nr. 196. 
die Motive zum Entwurf eines allg. Handelsgeſezb. für Deutihland ©. 211, 
Beieler 1. c. $. 231. Nr. VI. und Böhle 1. c. S. 151. und 282. Hinfichtlich ber 
Beftimmungen der Gifenbahnreglements über die Nachnahme vgl. $. 99m. 

9) Vol. Hinfichtlih Preußens, ©. 48, Litt. f. 

9a) Pol. Befeler 1. c. Nr. VI. Minter 1. c. ©. 223. Seuffert Archiv 
Bd. II. Mr. 196. — Der Frachtbrief, welcher die Vertrags⸗Urkunde zwiſchen 
den Parteien abgibt, verbindet nach feinem gewöhnlichen, unter den Kaufleuten 
üblichen Inhalte den Frachtführer, die Waare nur gegen Empfang des Fracht⸗ 
ohne und der Spefen abzuliefeen, verbietet alfo, im Namen des Abfenders 
zu creditiren, und die Nichtbefolgung biefer Orbre ift daher dem Frachtführer alt 
culpa anzurechnen. — Bol. Poͤhls 1. c. ©. 150. Bluntfäli 1. c. $. 190. 
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5) Iſt der Adreffat nicht aufzufinden, weigert er die Annahme 
ober entfteht Streit über Iebtere, fo muß der Frachtführer 
durch geeignete Siherungsmittel [gerichtliche Depofition 
oder Lagerung, Unterfuhung durch Sachverſtändige, Er: 
hebung eines Protefte8] fein Intereſſe jowie das der übrigen 
Betheiligten zu wahren fuchen :°). 

Die Bahnverwaltung ald Frachtführer hält fich alfo bei 
nicht erfolgender Annahme, an dad Gut, und wenn Diefes 
nicht ausreicht, an den Abjender. 


Nr. 3. Mittermaier 1. c. 6.540. Nr. XV. u. XVI. — Aus andern Fracht⸗ oder 
Gpeditionsgefhäften, welche ſich auf das in Rede ſtehende Frachtgut nicht bes 
ziehen, fleht dem Wrachtführer (und Epebditeur) nad gemeinem Mecht fein 
Metentionsrecht zu. Bol. Beſeler Bd. IIL ©. 356. Anm. 15. GSeuffert V. 
Mr. 57, biw. das dort mitgeihellte in einem Bremer Mechtsfalle ertheilte Erf. 
des D.:A. Berichte zu Lübeck v. 15. Dezember 1834, wo ein in dieſer Beziehung 
hehauptetes allgemeines deutſches Handelsrecht (bei entgegenftehenden Grundfägen 
des Preußiſchen und Leipziger Handelsrehts) negirt wird. — Diefe Grundfäge 
find insbefondere auh in PBreuffen anerfannt, vergl. Erk. des Gch. Ober 
tribunale dv. 4% 1850. Entſcheid. Bd. XX. ©. 377-380 und Fiſcher Preußens 
Kaufm. Recht 1. c. ©. 248. GEbenſo in Deftreich vergl. Fiſcher Oeſterr⸗ 
Handels⸗R. F. 155. in fin. und $. 1360. des Allg. Oeſterr. BGB. — 
Bol. dıe Beftin:mungen der Gifenbahn-Reglements in $. 98. , 

10) Bol. Böhle 1. c. S. 150. 151, Befeler 1. c. $. 231. Nr. VII. 
Bluntili 1. c. $. 130. Nr. 4: „Wenn der Adreffat geneigt ift, die Waare in 
Empfang zu nehmen und die Fracht zu zahlen, aber zugleich behauptet, die 
Baare habe Schaden gelitten, und es fei deshalb ein Abzug an dem Frachtlohn 
gerechtfertigt, jo Fann der Fuhrmann nicht abjolut die Herausgabe, geſtützt auf 
fein Retentionsrecht verweigern, und fo mittelbar den Adreſſaten zum Verzicht 
auf den Schadenserfap nöthigen. Vielmehr muß er diefelbe abliefern, ſobald 
feinerfeit6 der Empfänger den nicht flreitigen Theil der Frachtſumme bezahlt 
und den flreitigen Theil nach vorheriger amtlicher Unterfuhung und Feſtſtellung 
bes Zuftande der Waare gerichtlich deponirt und jenem fo hinwieder Sicherheit 
gewährt hat. Der es kann aud das Gericht unter Umfländen die Depofition 
der Waare ſelbſt verfügen, bis zur Erledigung des Streits". 


— ⸗— — —— —— 
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Drittes Kapitel, 


Die Berbindlichheiten der Eifenbahn-Berwaltungen nach Inhalt 
der dentfchen Eifenbahn-Reglements. 
5 2. J 
Rechtliche Bedeutung der Tiſenbahn-Reglements. 

Nachdem in den nächſt vorhergehenden F8. 23 fg., Die aus 
dem GEijenbahn-Transportvertrage entfpringenden Verbindlichfeiten 
der Sontrahenten nach Gejeßed- und Gewohnheits-Recht dargeftellt 
worden find, erübrigt es noch ausführlich zu entwideln, wie bei 
bem Eiſenbahntransporte jene allgemeinen rechtlichen Grundſaͤtze 
durch die Privatwillführ der Gontrahenten (durch die Reglements ıc. 
ber Bahn-Verwaltungen) |pecieller beftimmt, bzw. abgeändert worden 
find). ' | 

Zunächſt muß in diefer Beziehung hervorgehoben werden, daß 
zu den hier fraglichen autonomiſchen Beftimmungen die Vorſchriften nicht 
gerechnet werben Dürfen, welche ſich in den DienſtInſtructionen 
der Bahnbeamten finden, wenn diefelben audy zuweilen das Rechts⸗ 
verhältniß der Bahnverwaltung und deren Beamten zu den Trang- 


1) Tie Schriftfieller, welche bis jeßt die Mechtsverhältniffe der Deutjchen, 
bzw. Preuffiichen Gifenbahnen unifafiend zu entwideln verſucht haben (Befchorner 
und Befjel-Kühlmetter) fcheinen es nicht für angemefien zu halten, den Inhalt 
der Reglemente im Zufammenhange darzuftellen, indem dieſelben ſich darauf be 
ſchraͤnken, hoͤchſtens die eine oder andere juriſtiſch wichtige Beſtimmung ber 
Reglements zu beſprechen. I halte eine fpecielle Darſtellung der Reglemente: 
beftimmungen um fo mehr für nothwendig, als in ihnen die rechtlichen Gigen⸗ 
thümlichfeiten des Gifenbahntransports ihre Hauptquelle gefunden haben, und 
zudem gerade die Transportverhältniffe den Mittel- und Kern Punkt der Rechte 
verhältniffe des Gifenbahnbetriebs ausmahen. — Mögen auch mande Be 
flimmungen der Regleinents mehr adminiflrativer Natur fein, fo erhalten diefelben 
do ſämmtlich eine privatrechtliche Bedeutung, indem fie ausdrüdlid ale die Be 
dingungen Hingeftellt werden, unter welchen ein %Wifenbahntransport ftattfindes 
fol, fo daß die Contrahenten aus jeder Meglementsbeflimmung möglicher 
weife ein Recht für fich ableiten, bzw. verpflichtet werden fönnen. ine genaue 
Zufammenflellung der Neglements: Befiimmungen muß baher eine Hauptauf 
gabe eines Deutfchen Gifenbahn-Rechte fein. 
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portaten zu normiren fcheinen. ‘Denn jene Inſtructionen haben 
lediglich den Zweck das rechtliche und dienſtliche Verhaͤltniß der 
Eifenbahnbeamten zu der Bahnverwaltung feftzuftellen und 
follen diefem Ywede gemäß für Dritte von feiner rechtlichen Bes 
deutung werden, wie dieſes ſchon aus dem Umftande fi evident 
ergiebt, daß diejelben von der Bahnvermaltung nicht öffentlich 
befannt gemacht werben. 

Dagegen kann nach den Haren und beftinmten Ausfprüchen ?) 
ber zudem auf jeder Station aufliegenden, durch Anſchlag an dem 
Geſchaͤftslocal, durch beitimmte Zeitungen oder auf ſonſtige Weife 
Öffentlich bekannt gemachten) Betriebsreglements darüber Fein 
Bweifel beiteben, Daß die Bahnverwaltungen vor allem durch dieſe 
Betriebsreglements ihr rechtliches Verhältniß zu den Transportaten 
regeln und fomit durch dieſelben bie in Den vorausgehenden 66. 
entwidelten gejeßlihen und gewohnheitsrechtlichen Beftimmungen 
über den Landtransport präcifiren und modificiren wollen. 

Wir werden fomit bie jämmtlichen von den Reglements ges 


— —— — — — — 82— 


. 2) Bgl. A. D. P.$.2. R. Th. $1.Bad.$ 1. Bayern $ 1. Berl. Anh. unb 
Berl. Stett. € 2. Hannov. $ 1 u. 6. Lüb. B. Ginleitg.$. 1. Preuss. $. 2; 
Sachs. Einleitung. O. Schles. $ 2. Thüring. $ 9. Main W. u. Main N. $ 1. 

K. F. W. Nordb. I. $ 1: „Seder, der von den Transportmitteln der Kurfürft 
Friedrich Wilgelms Nordbahn Gebrauh macht, unterwirft fi dadarch, ohne 
daß es dazu einer weiteren ausdrüdlichen Willenserffärung bedarf, den nach⸗ 
folgenden Beſtimmungen, ſowie allen den Abänderungen derjelben, welche dur 
äffentlichen Kenntniß des Publifums werben gebracht werden“. 

3) Hinfichtlich der Art der Veröffentlichung enthalten die Reglemente genaue 
Borfchriften. Vgl. 3. B. Preuss. $. 63: „Kür jede Staats:Eifenbahn und jede 
unter Staate-Verwaltung ſtehende Gifenbahn, tritt dieſes Betrieb⸗⸗-Reglement 
erfi mit dem Zeitpunkte in Kraft, welchen die betreif. Königl. Ciſenb.⸗Direction 
durch das Amtsblatt derjenigen Regierung, worin fie ihren‘ Sitz hat, zur 
öffentlichen Kenntnig bringen wird.“ 

. „Künftige Abänderungen diefes Betriebs-Reglements bleiben vorbehalten und 
erlangen mit demfelben gleiche verbindliche Kraft, fobald die Betreff. Eiſenbahn⸗ 
Direction in dem Regierungs-Amtsblatte des Bezirks, worin fie ihren Sit bet, 
entweder die Abänderung felbft befannt macht, oder doch das Publicum davon 
unterrichtet, daß eine Abänderung ergangen und wie es ſich von deren Inhalte 
nähere Kenntniß verfchaffen kann“. 
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gebenen Vorſchriften und Beftimmungen als (ſtillſchweigend) verabs 
redete Nebenbeitimmungen des Eifenbahntransportvertrags aufzus 
faffen, und von ihnen aus auch die weitern den Reglements offenbar 
untergeordneten, die Fahrpreife und Kahrzeiten betreffenden Ber 
flimmungen der öffentlich befannt gemachten Tarife und Fahrpläne 
zu interpretiren haben. | 

Um die rechtliche Bedeutung der Beftimmungen jener Reglements 
weiter klar zu ftellen, muß Daran erinnert werden, daß 
diefelben nad den Ausführungen in F. 7 fg., ſofern fie nicht gegen 
abfolut zwingendes Recht und gute Sitten verftoßen, ald durchaus 
zu Recht beſtehend anzuſehen find, und daß bereits $. 22. Anm. 3. 
hervorgehoben wurde, wie Diejelben nicht Die Bedeutung von eigentlichen 
Vertragspropofitionen haben, die derjenige, welcher die betreffende 
Eifenbahn benugen will, nur zu acceptiren braucht, um den Vertrag 
perfect zu machen. — Sit aber der Vertrag zwilchen dem betreffenden 
Eifenbahnbeamten und dem Transportaten abgejchlofjen, ohne daß 
etwas Beſonderes bei Eingehung des Vertrags erwähnt wurde, fo find 
bie Beitimmungen des betreffenden öffentlich befannt gemachten 
Reglements, als die Bedingungen anzufehen, unter welchen die Eifen- 
bahnverwaltung zu contrahiren bereitwar, und welche als ſtillſchweigend 
unter den Partheien verabredet gelten müfjen. Diefes wird ſelbſt 
dann im Zweifel anzunehmen ftehen, wenn in bem betreffenden 
PVerfonenbillet, Gepädjcheine oder Frachtbriefe auf Die Beftimmungen 
der Reglements und der Tarife nicht bejonders verwiefen wäre ®), 
da in Folge der öffentlichen Bekanntmachung verjelben es als 
Pflicht Desjenigen, welcher Die Eifenbahn benupt, angefehen werben 
muß, daß er fi vor Eingehung eines Eifenbahntransportvertrags 


4) Es ift dieſes bei den nach dem Cdmondſonſchen Syſtem eingerichtete⸗ 
Verfonenfarten der Ball, welche bei dem Perſonenverkehre im Mitteldeutfchen umd 
Oſtfrieſiſch⸗Thüringiſchen 1c. Verbande die Regel bilden. — Auf den gewöhnlichen 
Berfonen-Billets findet fi die kurze Bemerkung: die Beförderung erfolgt nad 
Moapgabe der Beftimmungen ber Betriebsorbnung. — Huf andere Billets find 
die Hauptjählichiten Beflimmungen ber Betriebs⸗Reglements abgedrudt. — Huf 
den Gepädicheinen findet fi gewöhnlich die Wemerfung: Garantie wire nad 
den Beflimmungen des Betriebes Reglements geleifet. 
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mit diefen Beitimmungen befannt mache und Tann berfelbe daher 
aus der Unfenntniß dieſer Reglements feinen Anſpruch berleiten®). 
Es verfteht fi) von ſelbſt, Daß die von den Eijenbahn-Ber: 
waltungen befannt gemachten Abänderungen ihrer Betriebs-Reglements 
(und Tarife) gleiche Kraft haben wie Die Betriebs-Neglements ſelbſt. 
Sollen neben dieſen öffentlich bekannt gemachten noch weitere Be- 
dingungen unter den Partheien Geltung haben, jo müfjen diejelben 
von dem contrahirenden Beamten beim Abjchlufje des Vertrags 
mitgetheilt werden °). 

Uebrigens darf bei Auslegung der Eijenbahn-Betriebö-Reglements 
die allgemeine Interpretationsregel, daß im Zweifel den Vertrags⸗ 
Beſtimmungen (alfo vorliegend den Neglements) die den Verfaffer 
berjelben (hier der Eijenbahn-Verwaltung) nachtheiligere Auslegung 
gegeben werden muß, nicht überfehen werden, welche Regel ſich 
fowohl im gemeinen Rechte 7), ald auch in den verſchiedenen deutjchen 
Bartifularrechten®) ausdrücklich ausgeſprochen findet. 


5) Bol. $. 23. Anm. 5. (©. 123). 

6) Nah dem in Ann. 1 u. 2 cit. $$ 2 u. 63 des Preuss. Meglements ift 
wohl anzunehmen, daß bei den Preufl. Bahnen nur diefes und die publicirten 
Abhänderungen dejjelben bei der Bingehung des Gifenbahntransportvertrage vom 
Publikum zu beachten find. 

7) C£. 1. 39. D. 2, 14: Veteribus placet, pactionem obscuram, vel 
ambiguam venditori et qui locavit nocere: in quorum fuit potestate apertius 
conscribere. Tiefe 1. 39. D. 2, 14, nah welcher alfo in dubio gegen den 
Bermiether (locator) interpretirt werden fol, enthält infofern feine Abweichung 
son der oben aufgeftellten Regel, als dem locator der Transportübernehmer ale 
Dienfivermiether (conductor operis) rechtlich gleichfteht; wie fih zumal aus der 
in 1. 39. beigefügten ratio: in quorum fuit potestate legem apertius scribere 
ergibt , bezieht ſich jene Rechtsregel auf den bei den Römern und aud bei und 
gewöhnlichen Zul, daß, fowie der Kaufcontract vom Verkäufer, fo der Micth- 
vertrag vom DBermiether ausging und aufgefeßt wurde. Vergl. Zahariä 
Hermeneutif des Rechts 5 88. — Jene Beſtimmung über den locator muß 
fomit insbefondere auch auf die Gifenbahn: Verwaltungen (da ven ihnen die dem 
Transportvertrag zu Grund liegenden Urkunden, die Betriebsreglements, redigirt 
find) bezogen, und gegen Letztere als diejenige Perfonen, qui clarius loqui 
debuissent, nad Maaßgabe von cap. 57. in Sext. 5, 13. interpretirt werben. 

8) Pr. A. 2. N. Th. 1. Tit. 5. $ 266. Oeſtr. B. Geſetzb. $. 915. Code 
Nspoleon art. 1162. 


Koh, Sifenbahnen. I. 10 
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Wir haben nun zunächft — in’ dieſem dritten Kapitel auf Die 
reglementmäßigen Berbindlichkeiten der Bahnverwaltungen 
näher einzugehen und follen biejelben hier auf dieſelbe Weiſe aus: 
einander gehalten werben, wie dieſes in $ 23. hinſichtlich der allge: 
meinen gefeßlichen Verpflichtungen aus Dem XTransportvertrage 
geſchah. Wir werden Demnach unterjcheiden: 

I. Verpflichtung zum Transporte (Abſchnitt . S 25—48). 

1. PBerbindlichfeit zur Verwahrung und unverfehrten Ab: 
Tieferung des Transportgegenftandes (Abſchnitt I. $ A8—54). 

II. eventuelle Verpflihtung zum Schadenserjaße (Abjchnitt II. 
§ 55—86°), 


9) Die Reglements ftellen die Verpflichtungen je nach der Art bes Transports 
gegenitande zufanımen, (Perfonen-Bepäd-@quipagen-Bieh: und eigentliher Güter 
transp.). Vom praftifchen Standpunfte ifl Diefes gewiß durchaus in der Orbnung. Da 
jedoch Hier eine ſyſtematiſche Zufammenftellung juriſtiſchen Inhalte beabfichtigt 
wird, fo fcheint es mir logiſch richtiger auch in Betreff einer Zufammenftellung 
der Meglementsbeftimmungen davon auszugehen, daß man die einzelnen Ders 
pflihtungen ber Gontrahenten auseinanderlegt, wodurch manche Wiederholung 
rechtlicher Ausführungen erjpart werben wird. Um aber andererfeits jener 
practifhen Gintheilung der Reglemente Rechnung zu tragen, und das Ver⸗ 
ſtaͤndniß derfelben zu erleichtern, welches jedenfalls darunter leiden würbe, wenn 
die Reglemente-Beflimmungen zu fehr auseinander geriffen würden, babe ich 
e6 vorgezogen, in dieſem dritten Kapitel, welches zunähft nur den Ber 
pflihtungen der Bahnverwaltung gewidmet fein fell, zugleich ausführlich 
die reglementmäßigen Modificationen bdiefer Verpflichtungen und damit 
bereits einen großen Theil der Berpflihtungen der Transdportaten bdarzur 
fielen, was man, von jenem practifhen Standpunfte aus, hoffe ih, gut 
heißen wird. Im vierten Kapitel werden dann die Pflichten des Transportaten 
fänmtlih noch einmul überfihtlih zufammengeftellt, und diejenigen Pflichten, 
welche im dritten Kapitel nicht zur Sprache konımen (insbefondere die Pflicht 
zur Zahlung des Transportpreifes) ausführlich beſprochen werden. 
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Erfter Abjchnitt. 
Verbindlichteit zum Transporte. 


N 2. 
Die Transportpfliht im Allgemeinen. 


Die Gijenbahnverwaltung der Abgangsſtation bzw. der eine 
directe Beförderung übernehmende Verband ift zunächft verpflichtet, 
die zum Transporte anvertraute Perfon!) oder Sache innerhalb 
der durd) die Fahrpläne und Reglements veröffentlichten Zeiten, 
bzw. Lieferungsfriften ?) an den flipulirten Ort zu befördern d. h. 
bei einem Local verfehre (auf ihrer Bahn) an Die Eifenbahn-Station, 
welche in dem gelöften Perfonenbillet und Gepädicheine, bzw. in 
bem von der Bahnverwaltung mit Gut angenommenen Srachtbriefe 
als Beftimmungsort angegeben ift, bei ſonſtigem inöbefonderedirectem 
Verkehre bis zur Außerften Station ihrer Bahn, bzw. des Verband: 
gebiet8, ober der betreffenden Verbands-Station °). 

Zugleich hat die Beförderung in der ftipulirten Transport 
Weiſe zu gefchehen, d. h. was Perjonen (mit Reijegepäd) ans 
langt, in den Zügen und in der Klaſſe, weldhe fi auf dem geloͤſten 
Berfonenbillet angegeben findet*), was den Gütertransport anlangt, 
fe nach der Angabe im Frachtbriefe in gewöhnlicher Fracht ober 
in Eilfracht. | 

ALS verjchiebene Trandportgattungen werden in den Reglements 
unterſchieden: 

A. Perſonenbefoͤrderung; 

B. Befoͤrderung des Reiſegepaͤcks; 


ı 


1) Hinfihtlih des Perfonentransports erfcheint natürlich der Inhaber des 
Berjonenbillets, weldher die Eiſenbahn benußt, als der Bahn-Verwaltung zum 
Transporte anvertrant. Vergl. F 208. 

2) Ueber die Folgen des Nichteinhaltens der in den Yahrplänen vers 
öffentlichten Fahr-Zeiten vergl. F 31., über bie Folgen verfpäteter Lieferung von 
&ütern ıc. vergl. 5 46. 

3) Vergl. $ 19. a und c. 

4) Vergl. jedoch $. 27. 


10* 
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C. Equipagen und fonftiger Wagen-Transport°); 

D. Beföderung von Thieren °); 

E. Güterbeförderung. 
Der Transport findet nad) Maßgabe der öffentlich befannt gemachten 
und auf allen Stationen aushängenden Fahrpläne ftatt. 

Hinfichtlich der BPerfonenbeförberung und des bei der Perſonen⸗ 
beförberung vorkommenden Sachentransports ift zu bemerfen, Daß 
derjelbedurch die Perſonen⸗ u. gemifchten Züge bewerfftelligt wird, welche 
erftern theild als Schnell» (Courier-) Züge, theild als gewöhnliche 
BVerfonenzüge fahren. Mit Schnellgügen werden außer den Perfonen 
meiftend nur deren Neijegepäd und die zu ihnen gehörenden Hunde 
befördert; mit Perfonenzügen dagegen alle fi dazu eignenden 
Transportgegenftände, ald Equipagen, Eilgüter ic. nach dem Ermeffen 
ber Verwaltung. — Extrafahrten (Separatzüge) werden nur nad 
Dem Ermeſſen der Verwaltung gewährt ®). 





——— 


, 5) Bergl..$ 48. Außerdem wird auch im A. D. P. $ 35. Preuss. $ 36 ıc. 
: die Beförderung von Leichen befonders hervorgehoben. Vergl. die ‘betreffende 
: Beftimmung im A. D. P. 

Ich Halte mich hier an bie Gintheilungen des A. D. P. und Preuss. 
Reglemente. Das Syſtem des Oesterr. ift folgendes: 

Es unterfheidet bei dem Verkehre mit den Perfonens und 
gemifchten (d. h. combinirten Perfonen- und Güter-) Zügen 

I. Perfonenbeförderung 

A. Gewoͤhnliche Perfonenzüge. B. Separatzüge 
II. Bei der Berfonen Beförderung vorfommıender Sadjen- Transport 
A. Reifegepäd 
a) eigentlihe Gepädcollis, b) Beförderung von Gyuipagen 5 34, 35, 
c) Beförderung von Pferden, d) Beförderung von Hunden. 
B. Gilgut $ 38—48. 

6) Bergleihe $. 49. Die im Texte unter C. und D. aufgeführten Ber 
förberungen, werden zum Theil nad Art des Gepäds, zum Theil nach Art 
des Güter: Transports behandelt. Vgl. F 40 und 41. 

7) Bergl. A.D.P. 9. 

8) R. Th. $ 5. F. W. Nordb. III. $ 3 und 6. Oesterr. g21. „Separat- 
fahrten werden eingeleitet, wenn diefe in den Hauptflationen 2 Stunden und in 
den übrigen Stationen 1 Tag ver Abgang desjenigen Zuges, weldyer unmittelbar 
dem beabfichtigten Separatzuge nad ber betreffenden Station vorangeht, ange 
meldet, und die Gebühren entrichtet find. — Die Stunde der Abfahrt wird von 
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Güter werben nad Maßgabe der Güterreglementd auf allen 
Büterftationen zur Beförderung auch nad} den Stationen anderer Eiſen⸗ 
bahnen übernommen, welche in den hierüber geführten, in ben be⸗ 
treffenden Güter-Expeditionen einzufehenden Verzeichniffen benannt 
werden®). Die Eijenbahnverwaltung befördert Güter und ähnliche 
Gegenſtände mit den Güter: oder PVerjonenzügen nad) ihrem Er 
mefjen; verlangt der Abjender die Beförderung als Gilgut, fo 
wird das betreffende Gut regelmäßig mit den Perjonenzügen 
transportirt 9). — 

Gelten nun auch hinſichtlich dieſer jämmtlihen Beförderungs- 
Gattungen die oben erwähnten Grundſaͤtze, daß auf die ſtipulirte 
Transportweife in den ftipulirten Zeiten ꝛc. die Beförderung auf 
ben Eifenbahnen ftattfinden muß, fo geht Doch jchon aus dem alls 
gemeinen Rechtögrundfaße : ultra posse nemo obligatur ?*) hervor, Daß 
die Eifenbahn-Verwaltungen zum Xrandporte von irgend weldyen 
Gegenftänden nur in foweit verpflichtet erfcheinen kann, als nicht 
außergewöhnliche Hindernifje oder höhere Gewalt entgegenftehen. 
Reichen aljo die vorhandenen Transportmittel bei einem etwaigen 
außerordentlichen Andrange zu beförbernder Perfonen oder Güter 
nicht au, jo kann Diejerhalb Die Bahnverwaltung nicht verantwortlich 
gemacht werden, wie dieſes auch die deutſchen Eiſenbahnbetriebs⸗ 
reglements ausdrüdlich ausjprechen !2). ‚ 

Die Transportpfliht unterliegt aber auch außerden folgenden 
in den verſchiedenen Betriebsreglements:) ald Bedingung des 


dem betreffenden Gifenbahnamte bezeichnet und muß genau eingehalten werben“. — 
Ueber die Tarife bri Ertrazügen und das tarifmäßige Wartegeld, vgl. Anl. XXI. 

9) Preuss. $ 47. 

10) Bayern Ill. $. 1. 

11) 2gl. 1. 185. de R J. (50, 17). 

12) Bgl. A. D. P. $ 8. Preuss. $ 8: „Zur Beförderung von Perſonen, 
Thieren und Sachen ift die Verwaltung nur infoweit verpflichtet, als nicht außer: 
gewöhnliche Hindernifie oder höhere Gewalt entgegenflehen und die vorhandenen 
Transportmittel ausreichen“. — K. F. W. Nordb. I. $ 2: „Alle Anforderungen 
auf Beförderung irgend einer Art können nur infoweit Berüdfichtigung finden 
als die Beſchaffenheit und Zahl der vorhandenen Betriebsmittel dieſes geflattet”. 

13) Da die 66 d«6 Berl, Anh., Berl. Stett., O.Schles. und Thuring. meiſtens 
woͤrtlich mit den entfprechenden 55 des Preuss. Reglemente, aus welchem fie wie 
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Transports aufgeftellten Beſchraͤnkungen und näheren Beftimmungen, 
welche zum Theil aus der Natur der Eiſenbahnen ald oͤffentlicher 
Transportanftalten folgen \*). 


A) Mopdififationen der Transportpflidt bei dem PBerfonen: 
Transporte. 


& 2%. 
1) Vom Transport ausgeſchloſſene Perſonen. 


Wir finden in fämmtlichen den VPerfonentransport betreffenden 
Neglement3 der deutjchen Eifenbahnen den Grundſatz ausgeſprochen, 
daß ſolche Perſonen, welche wegen einer fichtlichen Krankheit, ober 
aus andern Gründen, durch ihre Nachbarichaft ben Mitreifenden 
augenſcheinlich IAftig werden würden (namentidy Kranke, welche 
mit epileptifchen oder Gemüthsleiden, mit anftedenden ober Gfel 
erregenden Uebeln behaftet find, oder Perſonen, welche durch die 
Beſchaffenheit ihres Anzugs in der Wagenklaſſe, worin fie fahren 
wollen, Anftoß erregen) nicht zur Mitfahrt zugelaffen werben!) 
vielmehr von der Mit: oder Weiterreife auszuſchließen find, 
wenn fie nicht ein beſonderes Coupé bezahlen, in welches dann 
foviel Begleiter mitgenommen werden Fönnen, daß das Koupe voll- 
ftändig beſetzt wird?). Das etwa bezahlte Fahrgeld wir, 
wenn ihnen die Mitreife nicht geflattet wird, ganz zurüdgegeben. 


es jheint, hervorgegangen find, ubereinflimmen und das A. D. P. die meiften 
der Perfonene und GepädsTransport betreffenden Beſtimmungen des Preuss. 
wörtlich unter berfelben F83ahl wiedergiebt, fo werben dieſe fämmtlichen 
Meglements in den folgenden Anmerkungen unter der Bezeichnung: A. D. P.* 
citirt werden. Da wo bas A. D. P. die fragliche Beſtimmung nicht Hat, werben 
jene gemeinfamen Reglements-Beſtimmungen unter Preuss,* citirt. 

14) Vgl. $ 23. Anm. 1. 

1) A. D. P. 5 15. N D. $ 10. R. Th. 6 9. Bad. S 9. Bayem 
$ 23. Frankf. H. $ 20. Hannov. $ 10 und 23. Holst. $ 9. K. F. W. Nordb. 
It. $ 10. Lub. Büch. $ 12. Leipz. D. $ 10. Main N. $ 9. Main W. $ 9. 
N. Mürk. $ 14. Sachs, $ 7. Württemb. $ 17. 

2) Dgl. die Gitate in Anm. 1. Die Leipzig-Dresbner Gifenbahnverwaltung 
befigt einen zur Beförderung kranker Perſonen befonders eingerichteten Wagen, 
welcher allen Bahnen des mitteldeutfchen Verbandes zum Mitgebrauch juſteht, 
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Im Falle die Ausſchließung erſt unterwegs geſchieht, wird 
ſolchen Perſonen das Fahrgeld wenigſtens für die nicht durchfahrene 
Strecke erſetzt?) mit Ausname Der Auslagen für Gepaͤck-Ueberfracht 
und mit dem Nacdhtheile, daß ihnen das Gepäd nur auf der 
Station, wohin ed expedirt worden, zurüdgegeben wird +). Wegen 
betrunfener Perfonen vgl. jedoch $ 34. unten. 


5 2. 
2) Anſpruch auf beſtimmte Plaͤtze. Umtauſch der Fahrbillets. 


2) Einzelne beſtimmte Plaͤtze werben nicht verkauft und 
tönnen im Voraus nicht belegt werden’). Die Neifenden find 
berechtigt und verpflichtet Die Pläße nad Anweifung der Schaffner 
einzunehmen. Hinfichtlich des Aufgebens von Pläßen Durch Verlaſſen 
berjelben auf Zwilchenftationen vgl. $ 36c. Nur ganze Coupés 
fönnen im Voraus belegt werden. Jedoch Eönnen folche nur auf 
den Endftationen garantirt werben, Auf den Zwifchenftationen ift Dies 
vom Raum abhängig. Die für ganze Coupes zu löſenden Scheine 
werden nur bis 4 Etunde vor Abgang des Zugs verfauft 5*). 


für deſſen Benutzung auf die Tour von der Heimath aus bis zurüd 1 Thaler 
pro Meile gezahlt werden muß. Auf Antrag eines von der Beförderung nicht 
ausgefchloffenen Kranken, ohne Wagenwechſel von Frankf. a M. nad) Berlin bes 
fördert zu werben, befchloß der Mitteld. Verband, daß in derartigen außerge- 
wöhnlichen Fällen der Beförderung, für alle Berbande-Berwaltungen ba 8 bindend 
fein fole, was bie Berwaltung der Abfertigungsftation gethan habe. 
(Auf Borihlag der Main-Wefer-Bahn war zugleich in jenem Yalle befchloffen, 
das Bett bes Kranfen in einen Güterwagen zu ftellen, da nur foldhe ohne 
Wechſel die fragliche Tour durchlaufen können). Mit derartigen Transportans 
trägen wird man ſich aljo einfah an die BahnsBerwaltung der Abgangsitation 
zu wenden haben. Vgl. Geſchichte des Mitteld. Verbandes I. c. ©. 236, 

3) Dgl. die itate in Anm. 1. Auf den öfterreihiichen Bahnen wird das 
Fahrgeld in ſolchem Ball jedod nicht erftattet. Oesterr. $ 15. 

4) Bol. die Citate in Anm. 1. 

5) A.D.P.$ 14. | 

5a) Preuss. $ 14: „Auf den Anfangsflationen it bie Beſtellung ganzer 
Goupes erſter und zweiter Klaſſe gegen Löfung eines Scheine und fo vieler 
Bahrbillets, als das Coupé Plaͤtze enthält, zulaͤſſig. Den Inhabern ganzer 
Goupes iſt geftattet, ein oder zwei Kinder unter zehn Jahren in bdenfelben un⸗ 
entgeldlih mitfahren zu laſſen“. K. Fr. W. Nordb. III. $ 9. Württemb. $ 2 
und 3. Main W. & 12. N. Mürk, $ 13. 
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Nur die auf der Station, wo die Züge formirt werden, 
(vd. b. wo der Zug feinen Anfang nimmt) gelöften Billets, geben 
unbedinaten Anfprud*) auf Die entiprechende (im Billet aus⸗ 
gedrüdte) Wagenklaffe, auf den Zwilchenftationen aber nur 
infoweit, al3 in den im Zuge befindlichen Wagen die erforderlichen 
Pläße ter betreffenden Claſſe vorhanden find, refp. beim Wechjel 
der Wagen vorhanden bleiben, jo daß, wenn die vorhandenen Pläbe 
der betreffenden Klaſſe nicht ausreichen, die etwa ſchon gelöften 
Billets gegen Erſatz des dafür gezahlten Betrags zurüdgegeben 
ober auch gegen Billet3 anderer Klafjen, in welchen noch Pläße 
vorhanden find, unter Ausgleihung des Werthunterſchiedes umge 
tauscht werben”). — Bei directem Verkehre haben die mit durch⸗ 
gehenden Billets ankommenden Reijenden den Vorzug vor ben neu 
Hinzutretenden ?°), 


6) Unbeſchadet natürlih bes allgemeinen Borbehalts in $ 8 A. D.P., 
wonad die Beförderung von Perfonen, Thieren und Sachen nicht Statt findet, 
wenn außergewöhnliche Hinderniffe oder höhere Gewalt entgegenftehen, oder die 
vorhandenen Transportmittel nicht ausreichen. 

7) A. D. P.* € 11 u. 13. N. D. $ 11. Bad.$ 20. Bayrn. $ 16. Hannov. 
8 11. Holst. $ 9. K. F. W. N. II. € 11 u. 12. Lüb. B. € 11. Leipz. D. 
$ ı1 u. $ 13. Magdeb. W. $ 11. Main. N. $ 20. Main W. 6. 16. N. Märk. 
$ 17. Sachs. $ 15. Württemb. 6 6 u. 7. 

Außer diefem alle ift der Umtaufch eines ſchon gelöften Billets höherer 
Klaſſe gegen ein ſolches niederer Klaffe niemals zuläffig. 

Dahingegen ift ein Umtaufch gelöfter Fahrbillets gegen Billets heherer 
Klaffe dem Baffagier vor Antritt ber Fahrt, alfo auf der erften Abgangs⸗ 
Station bis zum 2. Glo denzeihen gegen Nachzahlung der Preis: Differenz 
unverwehrt, fo weit noch Pläße der höheren Klafjen vorhanden find. 

Unterwegs auf Zwifhen- Stationen fann ein foldes Uebergehen 
auf Pläße der nächft höheren Klaffe nur durch Zufauf eines Billets der nähf 
niedrigern Klafle für die bevorftchende Weiterfahrt ftattfinden. Reiſende der 
legten Wagenflaffe kaufen in diefem falle ein zweites Billet der letzten Wagens 
Hafje für die betreffende Weiterfahrt hinzu. A. D. P. $ 13. Bgl. N.D. $ 13. 
Bad. $ 20 Bayern $ 17. Hannov. $ 13. Holst. $ 10. K. F. W. Nordb. III. 
$ 12. Lub. B. $ 13. Leipz. D. € 13. Magdeb. W. $ 11. Main N. $ 20. Main 
W. 6 16. N. Mark. 6 18. O.Schles. $ 13. Sachs. € 16. 

7) A. D. P. $ 11. — Dagegen haben Reiſende, welche, ohne ein weiteres 
Billet gelöft zu haben, mit einem Zuge auf einer Station eintreffen, keinen An 
ſpruch auf Verabfolgung eines zur Weiterreife mit demſelben Auge gültigen 
Kahrbillete. Vgl. K. Fr. W. Nordb. III. $ 8. Abſ. 2. 
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g 2. 
3) Gültigkeit des Fahrbillets. 


Das Fahrbillet bezeichnet regelmäßig die Art des Dampfwagen- 
zuges (Schnellzug resp. Perjonenzug), jedenfalld aber die Stationen 
von und bi zu welcher die Fahrt verlangt worden, ferner die 
Magenflaffe, welche der Reiſende benugen will, fowie das für die 
Benutzung bezahlte Yahrgeld, endlich Die Zeit, für welche das 
Billet gilt. 

Alle Perfonen-Fahrbillets find (regelmäßig) nur für Die Darauf 
geftempelten Fahrten oder Beiten gültig, daher jeder Stäufer jofort 
prüfen muß, ob dad DBillet auf Die von ihm beabfichtigte Fahrt 
laute ®). 

Ueber die Ausnahmen von diejer Regel vgl. $. 29., wobei zu 
bemerken ift, daß ein Perjonen-Fahrbillet, ſofern e8 nicht aus⸗ 
drüdlid, für einen Schnellzug ausgegeben ift, nur für den Transport 
mit einem ſolchen Zuge gilt, welcher nicht als Schnellzug fährt. 


$ 29. 
4) Fortſetzung. Zurückbleiben auf Zwiſchenſtationen. 

Wenn der Reiſende auf einer andern (nähern), als derjenigen 
Station, auf welche ald Beſtimmungsort fein Billet Tautet, zurüd- 
bleibt, jo bat er nad) & 28. regelmäßig fein Recht, auf dieſes 
Billet mit einem andern (|pätern) Zuge weiter zu fahren. Als 
Ausnahmen find folgende Beftimmungen aufzufaffen: 

a) Lautet das Billet auf ſolche Beftimmungsorte, die am 
nämlichen Tage mit derjelben Fahrt nicht erreicht werden 
fönnen, jo it auf den 8. Hannoverfchen Bahnen der 
Neifende, welcher aljo an einem Zwiſchenorte während ber 
Nacht hat verbleiben müflen, zur Benutzung des Billets 


— 


8) A. D. P.* € 12. Bol. N. D. & 12. Bad. 618. Hannov. $ 12. Holst. 
$ 7. Leipz. D. $ 17. Lüb. B. S 10. Magdeb. W. $ 6. Main N. $ 18. Main 
Ww. $ 14. N. Nurk. 6 16. Oesterr. 64. O.Schl. $13. Sachs. $13. Würtemb. 
8 7. K. F. W. Nordb. III. $ 11. „Alle Bahrbiflets find nur für den Tag 
gültig, an welchem fie gelöjet worden“. 


154 Erfter Titel. Kap. IH. Abſchnitt I. [$ 29. 


für den erften oder zweiten am folgenden Tage nad) dem 
Beftimmungsort abgehenden Zug berechtigt). 

b) Mehrere deutschen Bahnen Cindbejondere die Königl. Preufl. 
und Hannoverjchen) bieten den Reiſenden noch eine weitere 
jehr anerfennungswerthe Erleichterung, indem fie demjenigen, 
welcher während der Fahrt an einer BZwilchenftation zu 
bleiben wünjcht, geftatten, auf daſſelbe Billet mit einem ober 
dem andern am nehmlichen Tage), oder nad) den Königl. 
Preuſſ. Reglements, am näcdhftfolgenden Tage nad) der Be: 
flimmungsftation abgehenden Zuge dahin weiter zu fahren. 
Es ift jedoch von ſolchen Reifenden zu beachten, daß fie bei 
der Ankunft an der Zwilchenftation dem Bahnhofsvorſtande 
ihr Billet vorlegen müfjen, damit dieſer das Billet mit 
einem Verwerke der Gültigkeit für eine der zu Feinem 
höhern Tarifſatze fahrenden Züge des nehmlichen (ober 
nächftfolgenden) Tages verjehen Tann. Das Gepäd des 
Reifenden geht indeß mit dem Zuge, für welchen e8 expidirt 
it, weiter ®P). 


9) Hannov. $ 12. N. D. $ 12: In einem foldden Yale muß aber der 
Meifende von dem Bahnhofvorftande der Station, wo am erfien Tag der Zug 
endet, fein Bıllet mit der Bemerkung: „Gültig zur Weiterfahrt am ... „ 
verfehen laſſen. 

Durch Beſchluß des Mittelbeutfchen Sifenbahnverbande vom 7. San. 1858. 
iſt beſtimmt worden, daß dem Befiber eines Billets von Stägiger Dauer, wenn 
er das Ziel feiner Reife innerhalb diefer Dauer zu erreichen durch Zugverfpätungen 
und dadurch verfehlte Anfchlüffe verhindert worden, ber antheilige Beförderung 
preis für die nicht zurückgelegte Strede aufReclamation zurücdbezahlt werden fol. 

9e) Hannov. $ 12. Viel firenger lautet die Beflimmnng der K. F. W. 
Nordb, II. $ 13: „Nur in ganz ausnahmeweilen Fällen unzweifelhaft nad 
gewiejener Dringlichkeit ift es geilattet, auf einer Zwiſchenſtation auszufteigen 
und mit einem andern Zuge an demfelben oder fpäteftens am nächftfolgenden 
Tage nah der Befliinmungsftation auf daſſelbe Billet weiterzufahren. In einem 
ſolchen alle hat der Neifende fein Billet dem Bahnhofsvorflande der Gtation, 
auf welcher er zurüdzubleiben genöthigt wird, noch vor ber Abfahrt des Zuges, 
ut welchem er eingetroffen ift, vorzulegen, welcher alsbann nach Befinden der 
Umftände dajjelbe mit einem Vermerke der Gültigkeit für einen der zu feinem 
höheren Tariffage fahrenden Züge bes nämlichen oder des nächflfolgenden Tages 
verjehen wird“. 

%) Preuss $ 12. Thüring. $ 12. Hannov. $ 12. 
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Dagegen wird man es nicht als eine Ausname anſehen können, 
daß der Reiſende, welcher ein direktes ausdrücklich auf mehrere 
Tage als gültig lautendes Billet Löfte, auf daſſelbe hin, Die Weiterreiſe 
innerhalb diefer Tage vornehmen fann ?°), da diejes in der Natur 
der Verhaͤltniſſe liegt. 


$ 30. 
5) Berjäumniß der Abfahrtzeit Seitens des Reiſenden. 


Der Reiſende, welcher die Abfahrtzeit verfäumt hat, d. 5. 
welcher nicht, ehe das Abfahrtözeichen Durch Die Dampfpfeife der 
Lokomotive gegeben wurde, eingeftiegen tft, verliert feinen Anſpruch 
auf die Mitfahrt 21), und es fteht ihm, wenn nicht fein Billet 
eine längere Dauer hat, weder die Fahrt mit einem anderen Zuge, 
noch ein Recht auf Rüderftattung des Fahrgeldes, noch irgend 
ein anderer Entſchädigungs-Anſpruch!2) zu. Jeder Verſuch zum 
Einfteigen und jede Hülfeleiftung Dazu, jobald Die Wagen in 
Bewegung gejeße find, ift unzulaͤſſig '°). 


10) Bad. $ 18. 

11) Die auf den Bahnhöfen befindlichen Stations⸗Uhren find für den Abgang 
der Züge maaßgebend. Das Zeichen zum Winfleigen wird durd) ein mit zwei 
getrennten Glockenſchlaͤgen endendes Läuten gegeben, das Signal zum Schluffe 
der Bagenihüren durch ein furzes mit drei getrennten Glodenfchlägen endendes 
£äuten. A. D. P. 65 9, 17, 18 und 20, 

12) Bei der Leipzigs Dresdener Bahn findet jedoch eine Ausnahme hiervon 
in dem alle ärztlich Hefcheinigter plößlicher Krankheit, ober eines bie Mitreife 
unthunlich machenden Unfalls Statt (vergleiche L. D. $ 16), und bei den 
öſterreichiſchen Bahnen ift dem Meilenden, wenn er von der Fahrkarte für 
die bezeichnete Fahrt feinen Gebrauch machen Tonnte , geftattet, dieſelbe bei der 
Kaſſe gegen eine neue Fahrkarte für einen fpätern Zug umzuwechſeln, voraus: 
gelebt, daß die Fahrkarte noch mit dem Coupon verfehen ift (vgl. O. $ 4). 

13) Die ſänmtlichen Grundjäße biefes $ erfennt ausdrüdlih an: A. D. P.* 
5 18. Bad. 6 17. Bayern $ 19. Frankf. H. $ 16. Hannov. $ 15. 16. Holst. 
$ 12. u. 13. K. F. W. N, III. $ 16. Lub. B. $ 17. Leipz. D. $ 15. 16. 
Mein. N. $ 17. Main W. € 17. 18. Magdeb. W.$ 7. N.D. $ 15. 16. N. 
Märk. 6 23. Oesterr. $ 1 u. 8. Sachs. $ 18. Württemb. $ 13. 
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$ 31. 
6) Nichteinhalten ber Fahrzeit Seitens der Bahnverwaltung. 


Niht-Abgang des Zuges, jowie verjpätete Abfahrt ober 
verfpätete Ankunft deſſelben begründet feinen Anspruch gegen 
die Verwaltung. Eine ausgefallene oder unterbrochene Fahrt be 
rechtigt vielmehr nur zur verhältnigmäßigen NRüdforderung Des 
(für die nichtdurchfahrene Strede) bezahlten Fahrgelded, und zwar 
nur für Diejenigen, weldhe nicht etwa mit demjelben Zuge fpäter 
oder mit dem nächftfolgenden Zuge weiter fahren wollen !*). 


G 32. 
7) Billet-Revifion. 


Das vom Reiſenden gelöfte Billet ift auf Verlangen beim 
Eintritt in den Wartefaal dem Thürfteher, beim Einfteigen in ben 
Wagen, und während der Fahrt dem Schaffner zur Prüfung der 
Nichtigkeit, bzw. zum Goupiren vorzuzeigen. Nach mehreren 
Reglementd bat ein Billet, welches bei der eriten Abforberung 
defjelben durch einen Schaffner zur Vorzeigung (behufs des Eoupirens), 
bereit3 coupirt ift, Feine Gültigkeit mehr. Nur durch den Schaffner 
Dürfen die aufden Billetö befindlichen Coupons abgetrennt werben? °). 


14) A. D. P.* 6 23 und $ 8. N. D. $ 7. Bad. 6 17. Bayern $ 16. 
Frank. H. $ 3. Hannov. $ 7. Holst. $ 12. K. F. W. Nordb. $ 14. Lub. B. 
$ 18 und $24.Leipz. D.$ 7. Main. N. 62. Magdeb. W.$1. Main. W. $ 2. Oesterr. 
$ 5. Sachs. $ 3. Württemb. $ 9. 

In dem Balle, wenn ein Gilzug den Anſchluß an einen andern Cilzug ver 
ſäumt hat, wäre es jedenfalls billig, daß die betreffenden Meifenden durch einen 
Ertrazug auf Koften der betreffenden Gifenbahnverwaltung weiter befördert 
würden, um den Anfchluß an den Gilzug auf weiteren Bahnen zu erreichen. 

15) N.D. $ 11. R. Th. $ 13. Bad. $ 18. Bayern $ 14. Berl. A. $ 16. 
B. Stett. $ 16. Hannov. $ 14. Holst, $ 14. K. F. W. Nordb. $ 13. Lab. B 
$ 19. Leipz. D. $ 14. Main N. $ 18. Main W. $ 13. N. Märk. $ 20. 0. 
Schles. $ 16. Sachs. $ 12. In Fällen, wo es jedoch unzweifelhaft it, daß 
der Meifende ein gültiges Billet hatte, 3. B. in Gegenwart des Schaffners der 
Koupen aus Unkenntniß abriß, wird jene Vefimmung feine Anwendung finden 
önnen 


5 33.] Abfchnitt I. _(Perfonentransport). 157 


& 33. 
8) Fahren ohne Billet. 

MWer unterwegs, ohne ein für den Zug gültiges Kahrbillet 
(weldyes deshalb bis zu feiner Abnahme durch den Schaffner vom 
Reiſenden aufzubewahren ift) in einem Gifenbahnmwagen betroffen 
wird, bat denjenigen Betrag zu zahlen, der von ber betreffenden 
Gifenbahnverwaltung für den gegebenen Fall feftgeftellt und befannt 
gemacht iſt 1°). In der Regel ift für die ganze zurüdgelegte Fahrt 
des Zuges, von deſſen Abgangsorte an, für Die benugte Wagenflafje 
nachzuzahlen ?7). Auf den Preußiſchen Staatöbahnen muß fogar 
der Neifende (wenn er nicht etwa beim Einfteigen die Unmöglichkeit 
der Löſung eines Billets angezeigt hat) das Doppelte des gewoͤhn⸗ 
lichen Fahrpreiſes für Die ganze vom Zuge zurüdgelegte Strede 
und zwar wenigftens zwei Thaler bezahlen '*). Wer Die fofortige 
Zahlung weigert, Tann ausgeſetzt werben unter Ausübung Des 


416) A. D. P. $ 16. N. D. $ 14. Abf. 2. Diefe Beſtimmung erfcheint 
zwar fireng für das Publifum, ſie rechtfertigt ſich aber dadurch, daß ohne dieſelbe 
eine gehörige Controlle nicht geübt werden könnte. Vgl. übrigens den Schluß 
diefes $. 

17) Bad. 6 19. Bayern & 15. Berl. A. $ 16 Berl. Stett. $16. Frankf. 
H. $ 12. Hannov. $ 14. Holst. $ 14. K. F. W. Nordb. $ 13. Lub. B. 6 19. 
Leipz. D. $ 14. Magdeb. W. $ 8. Main N. € 19. Main W. $ 15. N. Mäck. 
8 21. Oesterr. $ 9. O. Schles. $ 16. Sachs. $ 14. 

18) Preuss. $ 16: „Derjenige Reifende, welcher in einen Perfonenwagen 
einfleigt und glei beim Ginfteigen unaufgefordert dem Schaffner oder Zugführer 
meldet, daß er wegen Beripätung Fein Billet mehr habe Löfen fönnen, hat, wenn 
er überhaupt noch zu Mitfabrt zugelaſſen wird, worauf er feinen Anfprudy Hat, 
einem um 10 Sgr. erhöhten Bahrpreis zu zahlen“. 

„In allen andern Wällen, wo ein Reiſender ohne gültiges Fahrbillet getroffen 
wird, hat er für die ganze von ihm zurüdgelegte Strede einfchließlich der Station 
in welcher er betroffen worden, das Doppelte des gewöhnlichen Fahrpreiſes zu 
entrichten. Beträgt der doppelte Fahrpreis für die zurüdgelegte Strede weniger 
als 2 Thaler, fo iſt Diefer Betrag einzufordern. Wird die fofortige Zahlung 
Diefer Tare geweigert, fo fann der Defraudant ausgefeht werden. — Iſt nad 
ben Umpländen anzunehmen, baß eine betrügerifche Abſicht nicht vorgemwaltet Hat, 
fo kann auf den Antrag des Betheiligten der jedenfalls fufort baar zu erlegende 
boppelte Fahrpreis bis zur Hälfte erftattet werden Die Beftimmung hierüber 
Recht jedoch nur der Direction zu”. Th. $ 16. 


—* 
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Retentionsrechts an feinen Gffecten wegen der Nachzahlung !°). 
Weißt jedoch der betreffende Neifende nach, daß er ein gültiges 
Sahrbillet gehabt und ſolches nur verlegt oder verloren bat, fo ift 
(in Sachſen) dem Zugführer nachgelaffen, venjelben bis zur nächften 
Station mitzunehmen, um bier für die weitere Tour ein neues 
Billet zu loͤſen ?°). 

Der Reifende, welcher das von ihm gelöfte Fahrbillet wieder 
auffindet, wird ben für das weitere Fahrbillet gezahlten Fahrpreis 
condicirend zurüdfordern koͤnnen, wenn nicht etwa im betreffenden 
Neglement die Nachnahme Des zweiten Fahrbillets als eine Con— 
ventionalftrafe für Die Unachtſamkeit des Reijenden hingeftellt wird? 2°), 
was aber freilich durchgängig der Fall ift 2°). 


g 34. 
9) Orbnungsmidriges Benehmen Reiſender. 


Mer die vorgefchriebene Ordnung nicht beobachtet, bezw. den 
die Ordnung und Sicherheit auf der Bahn, auf den Bahnhöfen 
und während der Fahrt bezwedenden Anordnungen des Betrieb 
Reglement ober der betreffenden Bahnbeamten fi nicht un- 
verzüglich fügt, oder fi unanftändig benimmt, wird zurüd 


19) A. D. P. $ 16, und die Gitate in vorfichender Anmerfung 17. 

20) Sachs. $ 14. Auch den Ingführern, bzw. Bahnhofsvorfländen anderer 
deutichen Bahnen fol diefem entiprechende Inſtruction ertheilt worden fein, an 
welche Beamten ſich alfo die betreffenden Meifenden in derartigen Fällen zu 
wenden haben. Bgl. vorausgehende Note 15. 

209) Diefer Anficht ift auch Beichorner 1. c. ©. 242. Die von bemfelben 
eitirten Grfenntnifje des Stadtgerichts und bes Appellat.⸗Gerichts zu Leipzig, 
welche in einem bie vorliegende Frage zum Gegenflande habenden im I. 1843 
geführten, Proceſſe einen Anfpruh auf Rückzahlung der weiter bezahlten Summe 
nah Wiederauffindung des Billets zurückwieſen, (vgl Saͤchſ. Wochenbl. für 
merkw. Rechtsfaͤlle Jahrg. 3. ©. 265 fg.) womit B. nicht einverflanden gu 
fein ſcheint, muß ich für die Saͤchſ. Bahnen als vollkommen richtig anfehen, da 
die Saͤchſ. Neglements offenbar yon der Auffaffung, daß die Nachzahlung als 
Gonventionalfizafe anzufehen fei, ausgehen. Vgl. Leipz. D. $ 14: „unbedingt 
nachzuzahlen“ und Sachs. $ 14. 

20) Bgl. die Gitate in Anm. 17 u. 18. 
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gewieſen, bzw. von der Mit, und Weiterreiſe ohne Anſpruch auf 
Erſatz des bezahlten Fahrgeldes ausgeſchloſſen?“). Namentlich 
dürfen trunfene Perſonen zum Mitfahren wie zum Aufenthalte in 
den Verfammlungsfälen nicht zugelaffen werden, jondern werben, 
wenn fie unbemerkt dazu gelangten, ausgewieſen und haben feinen 
Anjprud auf Erſatz des Fahrgelbes 22). 


S 35. 
10) Berbhalten bei Ankunft auf einer Station. 


Es ift Sache der NReifenden, darauf zu achten, daß fie ſowohl 
bei einem Wagenwechjel (der von den Bahnbeamten jedesmal 
angezeigt wird, und deifen Anordnung der Verwaltung allein zufteht), 
fowie an Orten, an welchen mehrere Züge nach verjchiedenen 
Richtungen Halten, in Die Wagen desjenigen Zuges gelangen, mit 
welchem fie ihre Neije fortzufeßen haben 2°). 





21) Bol. A. D. P. $ 21. 22. 24, 25. N. D. $ 19. Bad. $ 25 u. 26, 
Bayern $ 20 u. 22. Berl. A. $ 22 ı. 25. Berl. St. $ 22. Hannov. $. 21, 
Holst. & 16. Lüb. B. $ 20. Leipz. D. € 20. Magdeb. W. 6 15. Main N. 623, 
Main W. & 23. N. Märk. $ 14 Oesterr. $ 12. O. Schles. $ 22. Preuss. 
5 22. Sachs. 6 23. Thüring. $ 23. Würtemb. € 22. 

Es find als folche allgemeine Anordnungen ber Betriebs⸗Reglements die in 
den 56 8791 bervorgehobenen Vorſchriften anzufehen. 

22) A. D. P.* 6 25. N.D. $ 21. Bad. $ 14. u. $ 25. Bayern 6 23. 
Hannov. $ 23. K. F. W. Nordb. $ 2. Lub. B. $13. Leipz. D. $21. Magdeb. 
Ww. 65. Main N. $ 14. Maiu W. $ 8. Sachs. $ 5. Würtemb. $ 24. 

23) ©o lautet wörtlih: N. D. € 17. R. Th. S 16. K. Fr. W.Nordb. III. 
$ 18. und Leipz. D. $ 17: „Jeder Reifende hat felbft darnach fi umzufchen, 
daß er auf den Stationen, auf weldhen nad der darüber der Eifenbahn-Bers 
waltung allein zuftehenden Anorduung die Wagen zu wechſeln find, fowie an 
Drten, an welchen zwei Züge aus entgegengefeßter Richtung neben einander 
Balten, in den Wagen des Zuges feiner Michtung gelange, fowie daß er Ger 
legenheit erhalte, am Ziele feiner Neife den Wagen verlafien zu fönnen“. Wenn 
diefe Beſtimmung auch nicht in die übrigen Reglemente aufgenommen worden 
int, fo iſt diefelde doch als eine für alle beutfchen Bahnen gültige anzufehen, 
infofern es fich von ſelbſt verficht, daß der Reifende jeden aus einem ſchuldhaften 
Verſehen von feiner Seite entfiehenden Schaden zu tragen hat. 


160 Eriter Titel. Kap. UL. Abſchnitt I. [$ 36. 


Gben fo ift ed ihre Sache, die gebotene Gelegenheit nicht zu 
verſäumen, am Biele ihrer Reife auszufteigen ?°,). Daher haben 
die Reiſenden wenn fie irrthümlih in einen unrehten Wagen 
gekommen, und durch Verſehen ftatt audzufteigen, weiter gereift 
find, in diefer Beziehung feinen Anfpruh auf Entſchädigung, 
müffen vielmehr für die Strede, weldhe fie gefahren find, und 
auf welche ihr Billet nicht Tautet, das Fahrgeld nachzahlen, es 
müßte denn ein Dienftwidriges, den Beflimmungen der Reglements 
widerfprechendes, Verhalten der Bahnbeamten dieſes Verſehen 
veranlagt haben 23°), 


23.) R. Th. $ 16: (gleichlautend die weiter in Anm. 23. citirten Reglemente.) 
„Ss ift Sache der Meifenden, darauf zu achten, daß fie Gelegenheit erhalten, am 
Ziele ihrer Meife auszufleigen“. 

236) Die deutfchen Bahnverwaltungen Haben nämlich in den Reglemmts 
anerfannt, daß es ihre Pflicht fei, dafür zu forgen, daß der Meifende in den 
Stand gefeßt werbe, ſich zu vergewifiern, ob er am Ziele feiner Reife angelangt 
ſei. Es if nicht nur den Gonducteurs vorgefchrieben, jebesmal bei Ankunft auf 
einer Station den Namen berfelben und die Dauer des Aufenthalts auszurufen, 
fondern es wirb auch in mehreren Reglemente ausdbrüdlich ausgefprocdhen, daß auf 
jeder Station der Name berfelben und die Dauer des Aufenthalts laut ausge: 
rufen werden foll, (vgl. A. D. P. $ 19. Holst. $ 15. 16.) und daß auf ber 
zum Ausfteigen befiimmten Seite die Thüren derjenigen Wagen geöffnet werden, 
welche für den bis zu bdiefer Station Meifenden beflimmt find, während bie 
Thüren der übrigen Wagen nur auf Verlangen geöffnet werden. Vgl. A. D. 
P. $ 19. R. Th. $ 16. Preuss. $ 19: „Bei Ankunft auf einer Station öffemn 
die Wagenbeamten, fobald der Wagenzug flill fleht, nad der zum Ausfteigen bes 
fimmten Seite die Thüren derjenigen Wagen, welde für die bis zu biefer 
Station Reiſenden beftimmt find. Die Thüren der übrigen Wagen werden nur 
auf Verlangen geöffnet“. Fr. W. Nordb. III. $18. Hannov. $ 17. — In andern 
Meglements (vgl. Bayern $ 82. Frankf. H. $ 19. Lub. Büchn. $ 20.) wird 
wWenigftens beflimmt, daß Niemand den Wagen verlafien darf, bis der Schaffner 
denfelben öffnet. — Man muß wohl annehmen, daß der Meifende durch die 
Reglements ein Recht auf die fraglichen Handlungen des Gifenbahn-Dienk- 
perfonals erhalten Hat und wird man daher in den Fällen, wo Jemand, ohne daß 
ein Berfehen (3.B. in Folge Schlafs) von feiner Seite in Mitte läge, irrthümlich 
weiter gefahren if, weil der Schaffner die Station gar nicht oder falſch ausge 
sufen oder die betreff. Wagenthür nicht geöffnet hat, die oben erwähnten Nach⸗ 
theile nicht eintreten laſſen dürfen, vielmehr die rechtliche Möglichkeit eines Ent 
ſchaͤdigungsanſpruchs des Meifenden anerfennen müflen. 
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S 35%, 
11) Außergewöhnliches Anhalten auf der Bahn. 


Sollte wegen eingetretener Hinderniſſe außerhalb einer Station 
längere Zeit angehalten: werben müflen, jo wird den Reiſenden 
dadurch, daß die Schaffner die Thüren öffnen, das Ausfteigen ge 
ſtattet. Das Zeichen zur Weiterfahrt wird alsdann durch ein 
dreimaliges Ertönen der Dampfpfeife gegeben. Wer beim dritten 
Ertönen der Dampfpfeife noch nicht eingeftiegen ift, gebt des An- 
ſpruchs auf die Mitreife verluftig 2°). 


g. 36. 


12) Beichränkungen ıc. hinfichtlich Mitreifender. (Tabakrauchen ıc.) 

Beichränfungen bezw. Berechtigungen, welche in Beziehung 
auf Mitreifende? 3°) beftehen, find außer denjenigen, welche ſchon oben 
im $ 17. angegeben find, folgenbe: 

a) Allein reifende Damen follen auf ihr Verlangen möglichft 
nur mit anderen Damen in ein Coupe zujammen gejebt 
werden 2*). 

b) Das Tabakrauchen ift in allen Wagenklafjen geftattet. Auf 
Verlangen jollen indeß ben Reifenden erfter und zweiter Glafje 
Coupés angewiejen werben, in denen nicht geraucht werben 
darf. (Mo geraucht wird, müſſen die Pfelfen mit Dedeln 
verjehen fein 2°). 


23°) A. D.P.* 8 21. 

234) Die Entſcheidung etwaiger Mißhelligfeiten zwiſchen den Reiſenden 
in während der Bahrt Sache bes Zugführers auf der Station Sache bes 
GStationsvorftande, vgl. A. D. P. S 5.* 

24) A. D. P.* 5 14. Bad. $ 22, Leipz. D. $ 20. Lüb. Büch. $ 14. 
Magdeb. W. $ 16. Main. N. $ 22. Main W. $ 19. N. Märk. $ 19. Sachs. 
6 19. u. 20. 

25) A.D. P.* 6 24. N. D. $ 20. Bad. $ 21. Bayern $ 21. Franki. H. 
5 18. Hannov. $ 22. K. F. W. Nordb. $ 19. Leipz. D. $ 20. Magdeb. W. 
$12. Main N. $21. Main W. 6 19. Sachs. $19. Aufden Preuſſ. Staats:Bahnen 
und unter der Verwaltung bes Preuſſ. Staats fiehenden Privatbahnen wie auf den 
Holfleinifchen@ifenbahnen, und auch auf ber Lübeck-Büchener-⸗Ciſenbahn (Preuss. 

Koch, Eiſenbahnen. II. 11 
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c) Wer auf den Zwiſchenſtationen feinen Pla verläßt, ohne 
denfelben zu belegen, muß fich, wenn berjelbe inziwifchen 
anberweit bejeßt ift, mit einem andern Plaße begnügen 2°). 

d) Auf Verlangen auch nur eined Reijenden müſſen die Fenſter 
auf der Wetterfeite (die gegen den Wind gerichtete Seite) 
des Coupés geſchloſſen werden ?”). 

e) Hunde und andere Thiere dürfen in ben Perfonenwagen nicht 
mitgeführt werben 270). 





6 24. Holst. $ 17. Lub. B. $ 21.) iſt jedod bis jegt das Rauchen ausnahme« 
weife nur in den dazu beſtinmten öffentlich ala Rauch-Coupés bezeichneten Wagen 
geftattet. Indeſſen wird auch auf diefen Bahnen jenes auf allen andern deutſchen 
Bahnen angenommene Princip: 
daß in allen Wagen, mit Ausnahme derjenigen, welche als für Nicht⸗ 
Naucher beſtimmt (äußerlich oder durch das Ing: Perſonal) bezeichnet find, 
das Rauchen geitattet fei, alfo bie Mihtgelattung des Raucdens als 
Ausnahme beiteht, 
für die mit bireften Billets verfehenen Perfonen in Folge A. D. P. $ 24. gelten 
müfjen. Jedenfalls wäre zu wünſchen, daß die Nicht-Rauch⸗Coupés äußerlich 
als folche bezeichnet würden, und dieſes nicht blos durch die mündliche @rflärung 
der Schaffner gefchehe, damit unnöthiges. Ein⸗ und Wusfleigen der Reiſenden 
yermieden würde. Uebrigens darf auch nad mehreren Meglenients in den für 
Nicht-Raucher beflimmten Abtheilungen I. u. II. Klaſſe im Ball der Zuſtimmung 
fämmtliher Mitreifenden ebenfalls geraucht werden. So Bad. $ 21. Bayern 
$ 24. Berl. Stett. $ 24. Main N. $ 21. Main W. $ 19. Auf den mürtems 
bergifchen Bahnen ift aber Rauchen in der I. Klaſſe gar nicht erlaubt, und wird 
auch in den Wagen II. Klafje nicht geftattet, wenn es durch befondern Anfchlag 
unterfagt if. Württemb. $ 23. Auf ben k. k. öfterreihifchen Bahnen iſt das 
Tabafsrauchen 

a) in Wagen erfler Klafje nur in den Coupés geflattet, welche als Raude 

coupes bezeichnet find; 

b) in Wagen Il. und III. Klaſſe nur für diejenigen Goupes unterfagt, welche 

ale für Nichtraucher beftimmt bezeichnet find. Oesterr. $ 14. 

26) A. D. P.* 619. N.D. $17. Bad. $ 12. Bayern $ 13. Hannov. $ 17. 
Holst. $ 8. K. F. W. Nordb. $ 18. Leipz. D. 6 17. Lub. B. $ 22. Magdeb. 
W. $ 10. Main N. $ 12. Main W. 6 18. Sachs. € 25. 

27) Bayern $ 21. Sachs. $ 19. Würtemb. $ 24. 


27.) A. D. P.* 8 24. Bgl. die Eitate in Anm. 25. aber auch die folg- 
Anm. 6. 
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5 36a. 
13) Weitere allgemeine Anordnungen hinfichtlich des Perfonentransporte. 


1) Der Verfauf der Fahrbillets kann nur innerhalb der letzten 
Stunde vor Abgang desjenigen Zuges, mit dem der Neifende be 
fördert fein will, und wenn zwilchen zwei nach derjelben Richtung 
abgehenden Zügen eine noch Fürzere Zwiſchenzeit liegt, nur in 
biefer Frift verlangt werden. Diejenigen, weldye bi8 5 Minuten 
vor Abgang des Zuges nody Fein Billet gelöft, haben mit Rüͤckſicht 
darauf, Daß zurSicherftellung des pünftlihen Abgang 
der Züge es nothwendig ift, die BilletVerkaufslokale 
eine beilimmte Zeit vorher zu Schließen, auf Verabfolgung 
eines Billets feinen Anfpruch 2°), 

2) Die Wartefäle, die Billet- und Gepäd-Erpeditionen werben 
ipäteftend eine Stunde vor Abgang eines jeden Zuges geöffnet?®), 

3) Auf den Anfangd-Stationen, wird eine Viertelftunde vor Ab» 
gang des Yuges zum erften Male geläutet. Früheſtens 5 Minuten 
vor Abgang des Zuges wird ſodann zum zweiten Male geläutet 
und durch zwei unterjchiedene Schläge auf die Glocke ein Zeichen 
gegeben, auf welches das Einfteigen in die Wagen erfolgen muß. 

Zur Abfahrtszeit werben nad) vorgängigem kurzen Läuten drei 
einzelne Schläge auf die Glocke gegeben, worauf die Fahrbeamten 
fofort die Thüren der Wagen zu fchließen haben. Der Zugführer 
bat ſodann dem Lokomotivführer ein Zeichen zu geben, worauf der Zug 
fih in Bewegung ſetzt. 

4) Was das Verhältniß der Reiſenden zum ‘Dienftperjonal 
der Bahnverwaltung anlangt, jo find diejelben verpflichtet, den 
Anordnungen der Beamten in allen die Beförderung auf der Bahn 
und Die Ausübung der Bahnpolizei betreffenden Fällen Folge zu 
leilten 31). 


28) A. D.P. $ 11 etc 
29) A.D. P. $ 16. 
30) A.D. P. & 17. 
31) A.D.P.$4. 


11 * 
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Streitigkeiten zwifchen den Reifenden und dem Dienftperfonal 
entjcheidet auf den Stationen der Stationd:Vorfteber, während der 
Fahrt der Zugführer??). 


B) Nähere Befimmungen und Modififationen der Transportpflidt 
bei dem Gepäd-Transport. 


$ 37. 
1) Begriff des Reifegepäde. 


Als Neifegepäd wird in der Regel nur befördert, was der 
Reifende zu feinem und feiner Angehörigen Reiſebedürfniß mit fid 
führt, namentlih Koffer, Mantel» und Reiſeſäcke, Hutichachteln, 
eine Kiften und dergleichen). Auch Geld kann (mach einem 
Beichluffe des Mitteldeutichen Eijenbahnverbands vom 7. Januar 
1858.) ald Gepäd zum Transport angenommen werden; daſſelbe 
unterliegt aber alsdann allen Beftimmungen über Gepäd-Transport, 
mithin auch denen über Gepäd-Garantie und Gepäd-Verficherung 
(Merth-Declaration?). Kaufmännifch verpadte Kiften, Tonnen und 
jonftige Gegenftände, von denen das einzelne Collo mehr als 
100 Pfd wiegt, jo wie unverpadte Sachen (Blumen und dergl.) 
dürfen in der Regel . nicht ald Reiſegepäck angenommen, 
fönnen vielmehr nur als Frachtgut angemeldet und behandelt 
werden. Traglaften in Körben, Säden, Kiepenꝛc. werden nur rüd 
fichtlich ded Freigewichtd und der Erhebung der Gepädfradht für 
das Uebergewicht. ald Neijegepäd behandelt °). 


32) A.D.P. $5. Bol. auch Hinfihtlih der Pfliht der Beamten zu 
einem beſcheidenen höflichen aber entſchiedenen Benehmen A. D. P. S 3, hinfichtlich 
ber zuläfligen Beichwerdeführung über Gifenbahnbeamten A. D. P. S 6. 

1) A. D. P.* 5 26. Bayern $ 27. Hannov. $. 24. Holst. $ 23. L. F. 
W. Nordb. $ 1. Leipz. D. $ 22. Main N. $ 29. Main W. $ 27. Sachs. $ 32. 
Würtemb. $ 27. 

2) Bergl. jedoh Anm. 4. 

3) R. Th. $ 1. gleidhlautend K. Fr. W. Nordb. V. $ 1. Prenss.* $ 26. 
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$. 38. 
2) Handgepäd in den Boupes. 


Nur Fleine Leicht tragbare Gegenftände Fönnen wenn bie _ 
Mitreifenden dadurch in Feiner Weiſe beläftigt werben, von ben 
Reiſenden inden Berfonen-IBagenmitgeführtwerben®), fofern Zoll- und 
Steuer-Verhältniffe ſolches geftatten*"), und müſſen jedenfall3 fo 
angebradyt werben, (namentlich unter den Wagenfißen) daß fie den 
für andere Reifende beftimmten Raum in den Coupeés auf Feinerlei 
Weiſe bejchränfen. Kür dieſe Gegenftände wird von der Bahn- 
verwaltung Feine Garantie geleitet, und wirb auch fein Gepaͤckſchein 
über dieſelben ausgeftellt °). 


4) A.D. P. $ 29. Bad. $ 29. Bayern $ 26. Frankf. H. € 23. Hannov. 
$ 28. K. F. W. Nordb. V. $ 4. Lüb. B. $ 31. Leipz. D. $ 22. Main N. 
$ 29 u. $ 30. Main W. € 27. N. Mürk. $ 28. Oesterr. $ 24. Preuss. $ 30. 
Sachs. $ 35. Württemb. $ 27. 

Auf den Badiſchen Bahnen, auf der Lübeck-Büchener Bahn, auf der Mainz 
Neckar-Bahn und auf den Würtembergifchen Bahnen dürfen nicht über 10 Pfd. 
im PBerfonenwagen mitgeführt werden (Baden $ 29. Lub. B. $ 31. Main N. 
$ 24. Würtemb. $ 27), mit der Ausnahme von Geldpadeten. Baden $ 30. 
Württemb. $ 27: Padete oder Säde mit Geld von foldem Umfange, dag 
deren Mitnahme ohne Beläfligung der Mitreifenden geſchehen kann, dürfen als 
Handgeräd dur die Reiſenden felbit mitgeführt werden, unter der Bedingung, 
dag bdiefelben, wenn fie das für Handgepäd zuläffige Gewicht von 10 Pfd. 
überlleigen, der Gepädtare unterliegen; in weldyem alle diefe zu erheben, die 
Geldpadete mit Sepädnummern zu befleben und der Gepaäckſchein auszuftellen 
it, welcher jedoch nicht dem Reiſenden zu behändigen, fondern vom Oberfchaffner 
dem betreffenden Gepäckkonducteur abzugeben if, da für folche Gegenftände die 
Gifenbahnverwaltung nicht haftet, fondern deren Mitnahme nur auf das eigene 
Mififo des Meifenden zugelafieen wird”. Auf den Hannöverfchen Bahnen 
dürfen Reifende andere Geldfummen, als welche fie an fi tragen, nicht in den 
Berfonenwagen mitnehmen, und auch fofern fie im Localverfehr reifen (d. 6. 
wenn fie auf oder zwifchen den Endpunkten Minden, Bremen, Harburg, Beine, 
Hildesheim ihr Perſonenbillet löfen und ihr Meifeziel erreichen) Geldſummen von 
1000 Thaler u. darüber, nicht als Neifegepäd aufgeben. Diefe höhern Summen 
find, ebenfo wie Gold - und Eilberbarren, mittelt befonderen Frachtbriefs zur 
Geldfracht zu deflariren. Hannov. $$ 24 und 28. 

4a) Vgl. wegen den Zollvorfchriften den folgenden $ 90. 

5) Die im Ciſenbahnwagen oder im örtlihen Bezirfe einer Bahnver—⸗ 
waltung zurüdgelafienen Gegenftände, nach welchen innerhalb 6, bzw. 3 Monaten 
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Hunde®) und andere Thiere, ftarf riechende oder feuer: 
gefährlidhe Gegenftände, fowie alles Gepäck, welches 
Flüffigfeiten und andere Gegenftände enthält, welche 
auf irgend eine Weife Schaden verurfachen, oder die Mit- 
reijenden in irgend einer Weiſe beläftigen Fönnen, insbeſondere 
geladene Gewehre”), Schießpulver leicht entzundbare chemifche 
Präparate und andere Sachen gleicher Eigenjchaft dürfen daher 
in den Perfonenwagen feinenfalld mitgenommen werden ?2). Für 
die aus der Verlegung diefer Vorſchrift entftehenden Schaden muß 
der Reiſende Erjaß leiften. 


§. 39. 
@igentlicher Gepädtransport (im Gepädmagen). 
Alles Reiſegepaͤck, welches (vergl. den vorftehenden $. 38.) 
nicht in den Perjonenwagen mitgenommen werden darf, muß: 
a) mit dem Namen und Wohnort des Reiſenden (oder Eigen- 
thümers) deutlich und Dauerhaft bezeichnet®) von allen Poſt— 


nicht nachgefragt worden, werben als Sachen Betrachtet, mit beren Verwerthung und 
Berwendung nad) Maaßgabe der darüber beftehenden gefeßlichen und reglements« 
mäßigen Beftimmung der urfprüngliche Eigenthümer einverftanden if. A. D. P. 
$ 34. Hannov.$ 11. Preuss.* € 35. Bayern $ 36. N. Mürk. $ 3. — Ueber 
die Haftpflicht der „Bahnverwaltung für diefe Gegenſtände bei Ciſenbahnungluͤck 
vgl. F 59. 66. u. 84. 

6) Auf den Oeſterreichiſchen Staatsbahnen dürfen die Reiſenden Schooßs 
Hunde mit in den Wagen nehmen, wenn fie foldhe immer auf dem Schooße 
halten und von feinem der Mitreifenden dagegen eine Binwendung gemadht wird. 
Oesterr. $ 37. 

7) Der Lauf eines mitgeführten felbft ungelabenen Gewehre muß flet nad 
oben gehalten werben. 

71) A. D. P.* 6 24. N. D. $ 20. u. 25. R. Th. I. $ 20. Baden $ 31. 
Bayern $ 24. u. 25. Frankf. H. $ 21 u.24. Hannov. $ 23. K. F. W. Nordb. 
V. $ 2. Leipz. D. $ 20. u. 26. Lub. B. $ 25. 26. 30. Magdeb. W. $ 13. 14. 
und 22. Main N. $ 23. 24 u. 31. Main W. € 21. 22. u. 28. N. Märk. $ 28, 
Oesterr. $ 26 u. 32. Sachs. € 21. 22. u. 34. 

8) Vgl. die Citate in Anm. 9. Auf der Obeſchlefiſchen und der Reife 
Brieger:, fowie bei der Niederſchleſiſch⸗Maͤrkiſchen⸗ und beiden Königl.«Sächflichen 
Staats-Gifenbahnen muß au der Belimmungsort des Meifenden, bzw. bes 
Gepäds auf demfelben angegeben werden. N. Märk. $ 30. O. Schles. $ 28. u. 
Sachs. 6 26. 
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ober Eifenbahnzeihen befreit und ficher und wohl verpadt 
fein. Iſt dieſe Vorfchrift nicht beobachtet, Jo Tann das 
Bepäd (namentlich auch bei mangelhafter VBerpadung) zurück⸗ 
gewiejen werben ); 

b) daflelbe muß der Eifenbahnverwaltung zum Transporte im 
Packwagen gegen Ausftellung eines Gepädjcheines +9) und 


9) A. D. P. $ 27. Damit fiimmt ſelbſt im Woertlauf überein: Bad. $ 32: 
„Das Reifegepäd muß mit dem Namen des Gigenthümers und mit deſſen 
Wohnort deutlich und dauerhaft bezeichnet fein. Iſt diefes nicht der Fall, fo 
kann dafjelbe ebenfo wie bei mangelhaft® Verpackung zurüdgewiefen werden“. 
Bayern $ 28. Frankf. H. $ 25. — Hannov. $ 26. Lub. B. $ 32. Leipz. D. 
(„fo kann das Gepäd zurüdgewiefen werden, jedenfalls aber die Beförderung 
auf Gefahr des Gigenthümers erfolgen“) $ 24. Main. N. $ 32, Main W.$. 29, 
N. Märk. $ 30. Preuss.* $ 28. Sachs. & 36. (wird es dennoch angenommen, 
fo bleibt dann jede Gewährleiftung für rechtzeitige Anfunft und Auslieferung 
des Gepaäͤcks am Beflimmungsorte ausgefchlofien“) Württemb. $ 28: „Alles 
Reifegepäd muß wohl verwahrt und deutlich mit Adrefie und Beſtimmungsort 
bezeichnet fein.“ 

R. Th. II. $ 4. womit K. F. W. Nordb. V. $ 7. was den 1. u. 3. Sag 
anlangt, wörtlidh übereinftimmt jagt: 

„Gin jedes Stud des Neifegepäds muß ficher und wohl verpact, mit bem 
Ramen und MWohnorte des Gigenthümers (fowie mit dem Beftimmungsorte) 
deutlih und dauerhaft bezeichnet fein. Iſt das Gine oder das Andere nicht der 
Fall, jo kann das Gepäd zurüdgewiefen werden. Um Irrungen zu vermeiden, 
haben die Meifenden bei der Gepädübergabe darauf zu fchen, daß auf ben 
Gepackſtücken nicht noch alte Nummern Fleben geblieben , diefelben vielmehr von 
allen älteren Poſt⸗ und Gifenbahnseichen befreit feien.“ - 

„Bür den Fall der Annahme des Gepäcks hat der Reifende die aus der 
Unterlafiung dieſer Vorſchriften entipringenden Kolgen ſelbſt zu tragen.“ 

Aus der Faſſung des A. D. P. $ 27. und der weitern cit, Reglemente- 
Befimmungen („fann zurüdgewiefen werden”) insbe. aber des R. Th. cit. 
geht Hervor, daß die Bahnverwaltungen es nicht überhaupt ablehnen, mangelhaft 
verpadtes, bzw. undeutlich bezeichnetes Gepaͤck anzunehmen, fondern fi nur 
wenn folches Gepäck dennoch beförbert wird, vor jeder Haftverbindlichkeit ſchützen 
wollen. Jedenfalls bat der Meilende alfo bei eintretenden Berluften oder Bes 
ſchaäͤdigungen nachzuweilen, daß das zum Transport übergebene Gepäck vorſchrifts⸗ 
mäßig verpadt war. — Bol. dagegen die entſprechenden Beftimmungen bei dem 
Bütertransporte in 5 44. 

10) Nah den Beflimmungen für den Verkehr ic. auf den K. K. Oeftreichifchen 
Staatseifenbahnen v. 2,1853. hat der Reifende (was mitunter fchwierig aber 
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gegen Zahlung der tarifmäßigen Gepaͤckfracht übergeben 
werden. Und zwar muß biefed eine Viertel-Stunde vor 
Abgang des Zugs und unter Vorzeigung des Fahrbillets 
gejchehen, damit lebtered mit dem Gepäditempel verjehen 
werde. Mitnahme von Gepäd, welches nicht fpäteftend eine 
Viertel-Stunde 1) vor Abgang bed Zugs an die Gepäd- 
Spedition eingeliefert ift, oder für welches nicht aldbald 
die etwa zu zahlende Gepädfracht berichtigt ift, kann nicht 
beaniprucht werden 2). " 


v 
$. 39a. 
Dom Gepäd:Transport ausgefchlofiene Gegenflände. 


Auch) das zum Transport im ® e pädwagen überlieferte Gepäd 
darf nicht in feuergefährlichen Gegenftänden oder in Flüſſigkeiten 
und andern Gegenſtänden beftehen, die auf irgend eine Weife Schaden 
verurjachen koͤnnen. Aus der Verlegung dieſer Vorjchrift folgt die 
Verpflichtung zum Schadenserfabe !°). 


——— — — ——— — — 


überhaupt räthlich iſt) ſich zu überzeugen, daß fein „Reifegepäd mit ber richtigen 
Nummer bes Gepädiceins („Recipiſſes“) und mit der richtigen Befimmunge- 
ftation bezeichnet if. Oesterr. $ 24. 

11) Auf der BerlinsAnhalter, BerlinsStettiner, der Oberjchlefifchen, der 
Thüringihen Bahn, den Preuß. Staatebahnenzc. und auf den Königl. Sächfifhen 
Bahnen: 10 Minuten vor Abgang des Zuge. Preuss.* 6 29. Sachs. $ 39. 

12) A. D. P. $ 28. N. D. $ 25. R. Th. $ 5. Bad. $ 23.u. 34. Bayera 
6 29. Hannov. $ 27. Leipz. D. $ 25. Lub. B. $ 32. Main N. $ 34. Main W. 
$ 30: „in diefem alle (wenn das Gepäd zu fpät eingeliefert wurde) kann ber 
Meifende fein Gepaͤck mit dem nächften Zuge befördern Taflen“. Preuss. 
$ 29: „Ausnamsmweile Tann in dringenden Fällen Gepäd auch unerpedirt, 
jedoch nur ſtets auf Gefahr des Neifenden mitgenommen werden, um alsbann 
auf der Beflimmunge-Station nachgewogen und durch nachtraͤgliche @rpedirung 
tarifirt zu werden“. Sachs. $ 36. 

13) Vergl. die Gitate unter Anmerf. 70) fowie R. Th. II. $ 2. 
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C) Rähere Befimmungen und Modificationen ber Transportpflidt 
in Beziehung auf den Transport von Equipagen und andern 
Fahrzeugen. 


§. 40. 
Allgemeines über den Transport von Gquipagen ꝛc. 

In Folge des Umftands, daß Neifende außer ihrer eignen 
Beförderung und der Beförderung ihres Gepäds auch noch Equipagen, 
Pferde und Hunde, welche mit ihnen an dem Beftimmungsort zu 
gleicher Zeit eintreffen follen, den Gijenbahnen zur Beförderung 
überweifen, wurden die Bahnverwaltungen veranlaßt, Die Be: 
förderung der genannten Gegenftände, weldye ähnlih Der Be— 
förderung des Reiſegepaͤcks mit den Berfonenzügen, vermittelt werben 
mußte?), wie®epäd zu behandeln?) und ift die Abfertigung Diejer 
Begenftände daher auch bei vielen Bahnen den Gepäd:Ezpeditionen 
überwiejen). Es gejchieht dieſe Expedition nach den Reglement 


———— 





1) Diefer Verkehr wird nur folange von erheblicher Bedeutung fein, als 
der Reifende in Folge der Lückenhaftigkeit der Schienenneße ſich genöthigt fieht, 
ſtreckenweiſe zu feinem Fortfommen der Landſtraßen, bzw. feines Wagens und 
feiner Pferde fih zu Bedienen. Mit der Bervollfommnung des deutſchen Ciſenbahn⸗ 
netzes bat derfelbe erfahrungsgemäß Bereits abgenommen. Vgl. Geſchichte des 
Mitteld.-Berbands 1. c. S. 294. deren Berfafler fehr bezeichnend diefen geſammten 
Berfehr von Thieren und Bquipagen zum Unterfchiede von demjenigen, bei welchem 
Equipagen und Pferde nur als Gut angefehen werden, einen Rurusperfehr 
nennt, wie der Transport von Luruspferden von dem foniligen Pferbetransporte 
unterfchieden wird. 

Die Berbände haben meiftens dieſem Rurusverfehre (außer R. Th. III. $ 52.) 
feine Bedeutung beigelegt und befördern die fragl. Gegenflände entweder nad 
den Reglements der betreffenden einzelnen Bahnen, (von Bahn zu Bahn), vgl. 
W.D. 1. ©. 53., oder als Güter, vgl. M. D. ©. 59,. 

2) Mit vollem Recht führt daher Oesterr. in F 34—37 diefe Beförderung 
von Eyuipagen, Pferden und Hunden als Unterarten des Gepädtransports auf. 
M. E. wäre es überhaupt wohl richtiger, ftatt eines ſelbſtſtaͤndigen Equipagen⸗, 
Dferder, Vieh⸗Tansport Hinzuftellen, diefe Transportgegenflände als Unter: 
abtheilungen des Bepäd-, bzw. Gütertransports zu behandeln, da fie doch in 
Bahrheit nichts weiteres find. — M. D. unter No. 3., R. Th. unter No. 5, 
0. Th. unter No. III, W. D. unter No. II. fafien die Beförderung von Fahr: 
zeugen, Thieren und außergewöhnlichen Gegenfländen in eine Rubrik zufammen. 

3) Bol. 3. B. A. D. P. $ 36, Preuss.* $ 37. 
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der einzelnen Bahnen und Verbaͤnde, in der Art, daß die fraglichen 
Begenftände gegen ſ. g. Transportſcheine zur Beförderung 
übernommen, und gegen Rückgabe dieſer Scheine den Inhabern der 
letztern zurückgeliefert werden “). — Dieſe Transportſcheine haben 
daher dieſelbe rechtliche Bedeutung wie die Gepaͤckſcheine“), wenn 
ſie ſich auch äußerlich von denſelben dadurch unterſcheiden, daß in 
ihnen der Name des Transportnehmers genannt ift). Sie find 


4) A.sD. P. 8 37: Nach Ankunft auf der VBeltimmungsftation wird gegen 
Rückgabe des Billets an den @rpebienten die Equipagen ausgeliefert. 

A.D.P. $ 42: Der Transportpreis muß beider Aufgabe des Hundes gegen Loͤſung 
eines Fahrzettels im Billetverfaufs-Büreau bezahlt werden, gegen bejien Zus 
rüdlieferung an den Zugführer nach beendigter Fahrt der Hund verabfolgt wird“. 
CEbenſo bei Pferdetransport nach $ 43. — $ 44: Der Bahrpreis (für anderes 
Vieh) ik gegen Löfung von Viehzetteln bei der Gütererpedition am Abfendungee 
orte zu erlegen. — Bei der Ankunft an dem Beflimmungsorte wird das Vieh 
gegen NRüdgabe der Viehzettel ausgeliefert ꝛc. — Mit diefen $$ des A. D. P. 
ſtimmt Preuss.* $ 38. 43. 44. 45. wörtlich überein, mit A.D. P. $ 37. insbef. Bad. 
$ 42. Bayern $ 45: „Nah Ankunft am Beftimmungsorte wird die Equipage 
gegen Zurüdgabe des Transporticheines abgeliefert”. $ 52: „Pferde werden 
wie Qquipagen befördert“. Wörtlih ſtimmt mit lezterm Frank. H. $ 42 
u. 45. überein. — Hannov. $ 38: Nah Anfunft auf der Beſtimmungs⸗Station 
wird gegen Rüdgabe des Gquipagen-Billets an den Zugführer die Gquipage 
ausgeliefert. Holst, F 34: Nah Ankunft am Bellimmungsorte werden bie 
Equipagen gegen Vorzeigung der Billets ausgeliefert. Köln M. $ 15: Aus 
lieferung des Viehs nach Nüdgabe des Wahrzettele. — K. F. W. Nordb. VII. 
57. Alle Zahrzeuge außer Ciſenbahn⸗Fahrzeuge und Möbelmagen, welche wie 
geroöhnliche Frachtgüter zu behandeln find, werben nur gegen Müdgabe bes 
gelöflen Transportſcheins zurüdgeliefert; eod. IX. $ 10: Auslieferung der Thiere 
am Beflimmungsorte gegen Zurüdgabe des Transportfheins. Ebenſo Leipz.D: 
Binfihtlih Equipagen 5 34. Pferde $ 38. Hunde $ 39. Lub. Büchn. $ 42. 
(Equipagen) Main N. $ 42. (Müdlieferung der Cquipagen) Main W. $ 37. 
Oesterr. $ 35: Die Equipagen werden dem Ueberbringer bes Reciziſſes ausgefolgt. 
Sachs. $ 46. (NRüdlieferung der Gquipagen) $ 53 (der Pferde). 

5) Vgl. $ 23. Anm. 7. (S. 130). 

6) Ein folder Transportfchein lautet nah dem Formular des O. Th. 
folgendermaßen: Vorzeiger diefes, Herr X hat für Bquipagen 1. Klafle, Pferde — 
Hunde — x Thlr von C. nah B. gezahlt. — Bemerf.: der Gegenflaud wird 
auf den Grund der in den Beſtimmungen des Betriebsreglements erhaltenen 
Bedingungen befördert. 

Fahrt No. M. den xten 
Unterfchrift des Cpedienten. 
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wie jene, Quittungen über Die Vorausbezahlung des Transport⸗ 
preiſes und legitimiren zum Rückempfang des Transportgegenſtands. 

Außerdem koͤnnen jedoch dieſe Gegenſtaͤnde (Fahrzeuge, Thiere) 
wenn der Transportnehmer es verlangt, auch als Fracht⸗ oder 
Eilgut, alſo mit Frachtbrief im localen wie auch im Verbands⸗ 
Verkehre aufgegeben werden, in welchem Falle, ſoweit nicht die 
Neglements für den Güterverkehr hinſichtlich der Hier fraglichen 
Gegenftände beſondere Beftimmungen enthalten”), durchaus bie 
Reglements-Beftimmungen über den Güterverfehr zur Anwendung 
fommen. 





7) A. D. P. 6. 36. und Preuss.* 6 37. fagen in biefer Beziehung wörtlich 
übereinftinnmend: „Wenn eine Equipage ohne Begleiter verfendet werden fol. 
gelangt fie gegen Abgabe des gewöhnlichen Frachtbriefs bei der Güter-Erpedition 
zur Beförderung. Der Bahrpreis ift in beiden Fällen derſelbe“. Vgl. Main W. 
553. Dagegen wird nah A, D. P.* 6 44, bzw. Preuss. 6 45. Vieh immer nur 
gegen Löfung von BViehzetteln (Transporticheinen) und nie ohne Bührer befördert, 
.fo daß alfo ein Transport von Vieh in der Weife von Frachtgütern nicht vors 
kommt. 

Aehnliche Beflimmungen enthält N. D. $ 15—19 O. Th. $ 7: „Die directe 
Beförderung der vorfichend genannten Gegenitände gejchieht nach dem Tarif II. 
zwifchen den im angehängten Meilenzeiger genannten Berbandftationen, mit 
Anwendung von Beförderungsiheinen nad dem Formular (vgl. Anm. 6.) 
welche für jede Verbandftation fortlaufend nummerirt jind. Die Grpebition 
folder Segenftände, welde nah den Beilimmungen im Tarif nur mit Fracht⸗ 
briefen aufgegeben werden fönnen, findet nıittelft gewöhnlicher Frachtfarten Statt“. 
R. Tb. ©. 35. $ 1. 6. und 8. 

Dagegen laften bie Reglements der übrigen Berbände auch den Transport 
von Vieh als Frachtgut jedoch nur mit einem Begleiter zu. M.D. ©. 59 fg.: 
„Diele Transportgegenflände (Fahrzeuge, Pferde und fonftiges Vieh) unterliegen 
wegen der Auflieferung und Ablieferung fowie der Frachtzahlung allen Ber 
Ningungen für die Güterbeförderung auf vom Berfender felbR beladenen 
Bagen. eod. ©. 59a. B. 3: „Für die ſämmtlichen Pferde- und Vieh-Transporte 
gelten nachfiehende Beſtimmungen: der Aufgeber erhält von dem Yrachtbriefe 
einen Coupon, ben er bei Empfungnahme der Sendung quittirt zurüdzugeben 
Bat. Ohne Begleiter wird feine Sendung angenommen. Derjelbe muß ein 
Billet mindeftens für die 3. Wagenklaſſe Töfen, gleichviel od er feinen Plag in 
ben mit den Thieren befrachteten Wagen oder in einem Perfonenwagen nimmt 
oder nehmen muß. R. Th. ©. 113. (Tarif für Viehtransporte: Die Erpedition 
findet, wie bei allen übrigen Frachtgütern, auf Grund eines Frachtbriefs Ctatt, 
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§ 40a, 
Der Equipagentransport insbefondere. 

Wenden wir und nun fpeciel zu dem Trandporte von Fahr: 
zeugen, Jo werden wir den Transport der ald Gepäd behandelten 
Equipagen von dem Fahrzeug⸗Güter-Transporte unterfcheiden müflen. 

Equipagens) (Reife: und ähnlihe Wagen) werden auf 
allen Verband-Stationen (im Iocalen Verfehre nur auf den dazu 
beitimmten Stationen) befördert, und zwar regelmäßig init den 
Perjonen- Zügen unter Ausjchluß der Kurierzüge ?). " 

Auf Zwifchenftationen müſſen fie am vorbergehenden Tage 
(24 Stunden vorher) angemeldet, immer aber (aud) auf den Haupts 
ftationen) fpäteftens eine Stunde vor Abgang des Zugs, unter 
Vorzeigung des dafür gelöften Equipag.-Billet3(Transporticheins) auf- 


— — — — — . — — 


von welchem der Aufgeber den Coupon erhält, den er bei Empfangnahme der 
Sendung quittirt zurückzugeben hat. Ohne Begleiter wird keine Sendung zur 
Beförterung angenommen. 

8) Unter Gquipagen werben von den Reglements alle auf thieriſche Zug— 
fraft berechnete Wagen (im Gegenſatz zu Gifenbahnfahrgeugen 2c.) verflanden. 
Bol. Berl. Auh. $ 37: „ausſchließlich beladener Frachtwagen. — F. W. Nordb. 
VIE. $ 2. in Webereinfiimmung mit R. Th. III. Anm. 3. (&.35.) fagt dagegen: 

„Zu Equipagen I. Claſſe gehören alle viers oder zweifigigen Wagen mit 
unbeweglichen Verdeck, vierfigige Chaifen mit verdedtem Rückfitz und einem 
Hinterfiß oder mit Vache und fonftigem Gepäd, ferner alle mit Gepäd be 
ladenen NReifewagen und Fourgons. 

In die II. Claſſe werden gezählt, alle übrigen Fuhrwerke mit Ginfchluß 
unbelabener Fracht⸗ und Adertoagen und fonfliger derartigen Fuhrwerke, worunter 
auch Menageriemagen gehören.“ 

Es können nach den letztern Reglemente alle Arten von Yahrzeugen wie 
Equipagen mit Transportfchein befördert werden, was nach den meilten Reglemente 
allerdings nicht der Ball if. Vgl. Bad. $ 40 fg. Bayern $ 41 fg. dgl. mit 
©. 36 ibid. Preuss. $ 37 fg. Frankf. H. $ 39 fg. Hannov. $ 36. vgl. mit 
©. 70 ibid. Holst. $ 31. (vgl. jedoch $ 35.) Lub. B. $ 39. (Alle Fyuipagen 
nit Einſchluß unbeladener Frachtwagen). Leipz. D. Güterreglement ©. 49. 
Mecklenb. ©. 16. Main. N. $ 40 fg. Main. W. $ 36. Oesterr. $ 34. Preuss.* 
$ 37 fg. Sachs. $ 43 fg. Würtemb. $ 36 fg. 

9) A. D. P. $ 36. Bayern $ 41. auf den Stationen mit allen Zügen 
befördert. Hanau $ 36. Hannov. $ 36. Holst. $ 30. Leipz. D. $ 33. Preuss.* 
Sachs. $ 45: Mit allen Jügen von und nad) Hauptflationen. 


Ss 
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geliefert werden, gegen deſſen Ruͤckgabe fie an der Beſtimmungs⸗ 
ftatton zurüdtgeliefert werben 10). 

Diefer Equipagen:Transport findet, feiner Natur ald Gepäd- 
transport nach, nur vereint mit Perjonentransport ftatt, d. h. auf 
die Weile, daß zu gleicher Zeit ein Begleiter (der, Reiſende 
oder deſſen Diener ıc.) mitbefördert wird ?2), 

In oder außerhalb auf den Equipagen während der Fahrt 
fiten zu bleiben ift dem Reiſenden und deſſen Bedienung nur ges 
ftattet bei ausdrüdlicher Genehmigung des Stationsvorftands und 
nad) Löfung eines Fahrbillets zweiter Klaſſe für jede Verfon im 
Innern des Wagend und eines Fahrbillet3 Dritter Klafje für 
jede Perjon außerhalb deijelben! 2). 

Das NReifegepäd kann jedoch immer der Suhaber der 
Equipage in derjelben laſſen und hat Die Verwaltung ihre Beamten 
angewiefen, auf diejelben Sachen mit Acht zu haben; fie über- 
nimmt jeboh für Verluft und Beſchädigungen derjelben 
feine Vertretung?®). 

Gquipagen ohne Begleiter fönnen dagegen nur mit 
FSrachtbriefen zur Verfendung kommen und werben nad) dem Er— 


! 


10) A. D. P. $ 36. Bad. $ 40. Bayern $ 42. K. F. W. Nordb. VII$ 3, 
Nr. 2. Main W. Art. 36. Frankf. H. $ 39. Hannov. $ 37. Holst. $ 34. 
Leipz. D. $ 4. Sachs. $ 45. Preuss.* $ 37. 

11) Bgl. Anm. 7. 

12) So A. D. P. $ 39. M. D. ©. 59a. No. 8. W. D. ©. 55. No. 2. 
litt, c. Leipz. D. $ 35 Sachs. $ 48. Württemb. $ 37. Bad. $ 41. Bayern 
©. 36. Hannov. $ 40. Holst, $ 32. Frankf. H. $ 40. Dagegen: Main W. 
$ 39. (Herrihaft und Dienerichaft haben 3. Claſſe zu zahlen). Preuss. $ 40. 
(derjenige, welcher in der Cquipage ſitzen bleibt, Hat ein Billet I. Glafje zu Iöfen). 

0. Th. $ 8: „Da auf der Tgüringifchen und ber Kurfürf Friedrich Wilhelms 
Nordbahn den Begleitern der Bquipagen nicht geftattet ift, in dieſen ihren Platz 
zu nehmen, da ferner die deshalbigen localen Befimmungen der Weflfälifchen 
Bahn, von denen der Hannoverfchen Bahn verjchieden find, fo kann eine directe 
Grpedition folder Berfonen mit Geftattung des Aufenthalts in ihren Cquipagen 
nad) den Berbandflationen einer andern Bahn nicht flattfinden, diefe Geſtattung 
iR vielmehr, wo ſolche zuläffig if, unter Anwendung der einjhlagenden localen 
Beflimmungen, auf die eigene Bahn zu befchränten. 

13) A. D. P. $ 38. R. Th. III. $ 3. Preuss.* $ 39. 
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mehlen der Verwaltung mit Berfonen oder @üterzügen befördert! «). — 
Eifenbahnfahrzeuge und Möbelmagen Fönnen naturgemäß , bzw. 
nach den meilten Reglement überhaupt nur wie Fracht⸗Güter mit 
Frachtbrief aufgegeben werben, wenn auch ein Begleiter ihnen 
beigegeben ift!°). 


D. Nähere Befimmungen und Modifikationen in Beziehung auf 
den Transport von Pferden, Hunden und anderen Thieren. 


S 41. 

Während nah) dem A. D. P. $. AO fg., fowie nad den 
Reglements einzelner Bahnen, Thiere nur auf Transporticheine 
(Bieh-Fahrzettel) hin befördert werden, gegen deren Rüdgabe wie 
beim Gepäd bie Ablieferung an der Beftimmungsftation erfolgt !), 
werden nad) den Reglement der meilten Verbände und mehrerer 


14) A. D. P. $ 36. W. D. No. 2. litt. c. und M. D. ©. 59a. No 8: 

„Den Locomotiven und Tendern muß vom Verſender ein Begleiter beis 
gegeben werden, weldjer für das Schmieren derfelben zu forgen hat und dem 
freie Fahrt zugeftanden wird, fo lange er auf den erwähnten Fahrzeugen feinen 
Play nimmt. Den Eifenbahnwagen fann ein Begleiter beigegeben werden, welder 
freie Fahrt erhält, dann aber auch das Schmieren ber Wagen auf Koften des 
Berjenders zu beforgen Bat. Fehlt ein Begleiter, jo übernehmen die Ber 
waltungen die Sorge für das Schwieren der Wagen‘. Wörtlih flimmt damit 
überein K. F. W. Nordb. VII $ 5. 

N. D. $ 15: „Bahrzeuge (Wagen aller Art, auch Ciſenbahnwagen) foweit 
ſolche hinfihtli ihrer Korm und Beichaffenheit nad dem Ermeſſen der Eiſen⸗ 
bahnverwaltung zur Beförderung auf @ifenbahnen zugelafien werben Fönnen, 
fogar Locomotiven und Tenter werben, begleitet mit ordnungsmäßigen Fracht⸗ 
Briefen zur Beförderung angenommen und nad dem Grmeflen der Verwaltung 
mit Perfonens oder Güterzügen transportirt. Diefe Transports Gegenſtaͤnde 
unterliegen wegen der Auflieferung und Abnahme, fowie ber Frachtzahlung allen 
Bedingungen für Güterbeförderung auf gemietheten von Verſender felbfi be 
ladenen Wagen“. 

Haunov, $ 37. Leips. D. $ 36. Sachs. 6 39. 

15) Bgl. die Eitate in Anm. 14. 

1) A.D. P. $ 42. N. D. $ 16 und 18. Bad. $ 49. (Hunde) Bayern 
$ 52. vgl. mit $ 46. K. Fr, W. Nordb. IX. $ 10. -Preuss.® $ 43. Leips. D. 
"6 38, 39. Sachs, $ 53. 
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einzelnen Bahnen nur einzelne Stüde Pferde und Hunde auf dieſe Art 
befördert, wohingegen diefelben in ganzen und halben Wagenladungen 
wie Frachtgüter zur Verſendung kommen, anderes Vieh überhaupt 
nur mit Frachtbrief befördert wird?). In lekterm Kalle erhält der 
Aufgeber einen Coupon vom Frachtbriefe, den er bei Empfang- 
nabme der Sendung quittirt zurüdzugeben bat; nach anderen 
Reglement3 bat er den ganzen Krachtbrief quittirt zurüdgugeben®). 

Ohne Begleiter wird feine Sendung zur Befördernug ange= 
nommen. Derjelbe muß ein Perjonen-Billet (mindeftend für die 
dritte Wagenklaſſe) löſen, gleichviel ob er feinen Plag in den mit 
den Thieren befrachteten Wagen oder in einem Perjonenwagen 

nimmt oder nehmen muß *). 

j Ausgeſchloſſen vom Transporte find kranke Thiere und folche, 
welche von Orten fommen, wo eine Viehſeuche herrſcht. Bilde 
Thiere zum Transport anzunehmen, ift Die Verwaltung nicht vers 


pflichtet 5). 
Außerdem beiteben in Beziehung auf Die am meiften zur 
Beförderung kommenden Thiergattungen bejondere Beftimmungen®): 


2) Hiernadh ift Beihorner 1.c. S.245 zu berichtigen, welcher allgemein fagt: 
„Zur Beförderung aller Thiere find Transportfcheine zu Löfen”. Vgl. die Gitate in 
ber vorausgehenden Anm. 7. namentlich M. D. und R. Th. 1. c. Hannov. $ 42 
und 43: „Die Beförderung (von Pferden und andern Vieh) in ganzen Wagens 
ladungen erfolgt gegen Ausflellung und Binlieferung orbnungsmäßiger Fracht⸗ 
Briefe (auf den Stationen bei der Gepäderpedition)*. F 44: Das Vieh wird 
gegen Rückgabe der Vichzettel und der quittirten Frachtbriefe ausgeliefert. 
Main W. $ 49. rejp. Anmeldung der Viehtransporte Bei der Gepäderpedition und 
Ausfertigung von Frachtbriefen reip. Declarationen. 

3) Bgl. M. D. u. R. Th. 1. c. Holst. $ 58. Oesterr,. $ 36. (Pferdes 
transport nur gegen Rückgabe des Necisifjes) Hannov. $ 44. 

4) A.D.P. $ 44. 45. M.D. ©. 59a. B. N. 3.: „Kranke Thiere oder 
folge, welche aus Orten kommen, wo eine Viehſeuche Herricht, dürfen zur Bes 
förderung nicht aufgeliefert werden, widrigenfalls der Berjender für allen Schaden 
Baftet. — Zum Transport wilder Thiere if die Verwaltung nicht verpflichtet. 
N. D. $ 17. Bayern $ 48. (Bei ganzen Wagenlabungen ein Führer unentgeldlich 
befördert) Hannov. 6 45. Main W. $ 42. 45. (bei jeber Wagenladung hat ein 
Treiber auf dem Wagen freie Fahrt.) N. F. W. Nordb. IX.$3. (Billet 3. EL.) 
Würtemb. $ 41. Preuss.* & 43. 44. 

6) A.D. P. $ 41-44. Bad. $ 44. Abf. 1 u. 3 u. $ 49. Bayern 8 46: 
Der Transport von Thieren gefchieht in ber Hegel von und nach allen Stationen 
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1) Hunde werden der Regel nad) in Gepaͤckwagen und in eigens 
dazu beftimmten Räumen befördert 7). 

2) Zum Transport von Luxus⸗Pferden werben ſtets beſonders 
eingerichtete, in einzelne Stände abgetheilte Wagen geftellt. 

3) Der Transport aller übrigen Thiere wird fowohl in ganzen 
oder halben Wagenladungen, ald ſoweit pafjender Räume 
vorhanden ift, in einzelnen Stüden übernommen. Hierzu 
werden nach Wahl der Eijenbahnvermwaltung offene oder 
bededte Güterwagen geftelt. Dem Merjender bleibt es über: 
laſſen, in denfelben ſo viel Thiere zu verladen, als Raum 
und Tragfähigkeit der Wagen es geftatten. 

Die Beförderung von wilden Thieren, Federvieh und anderen 
Heinen lebenden Thieren Tann nur dann verlangt werden, wenn 
ſich dieſelben in Kaͤfigen, Körben, Kiſten, Säden oder fonftigen zum 
fihern Transport geeigneten Behältern befinden. Pferde müfjen 1 Et., 
anderes Vich 2 Stunden vor Abgang der Züge, mit denen fie be 
fördert werden follen, zur Einbringung in den Wagen bereit ftehen®). 

Der Abjender oder Empfänger muß das Ein» und Ausladen 
ber Thiere in die Bahnmwagen und aus denjelben,, fowie die zur 


— — 


mit Ausnahme der Halteſtellen nur mit den Güterzügen ($ 3: mit Perſonen⸗ 
zügen nur mit bejonderer Genehmigung und niemals in einzelnen Stüden von 
und nach Zwijchenftationen). 

Pferde und Hunde werben aber auch mit den Perfonenzügen nad Maßgabe 
der Betriebsmittel Befördert. 

Rindvieh, Kälder, Schafe, Ziegen, Schweine werden in ber Regel nur in 
ganzen Wagenladungen befördert. 

Die ausnahınsweife Mitnahme einzelner Stüde Vieh hängt davon ab, ob 
paflender Raum vorhanden iſt, und fann im Voraus nicht zugeſichert werben.” 

Frankf. H. $ 43, 49. Hannov. $ 41—43, Holst. $ 54. 55. K, F. W. 
Nordb. IX. $ 4. Leipz. D. $ 16. Main N. $ 23. (Hunde) $ 44. 48. Main W. 
6 40-50. Oesterr. $ 36, Preuss.* $ 43. (Hunde) 44 (Pferde) 45 (anderes 
Vieh) Sachs. Anhang zum Reglement für den Güterverfehr $ 2 fg. Würtemb. 
8 40 fg. 

7) Bayern $ 25. Main W. $ 46. K, F. W. Nordb. IX. $ 4 

8) A.D. P. $ 44. 45. Bayern $ 47. u. Frankf. H.$ 44: Tihiertransporte 
müflen 3 Stunden vor Abgang des Zugs angemeldet werden und 2 Stunden 
vor Abgang bereit fiehen. Auf Zwiichenflationen find fie am vorhergehenden 
Tage anzumelden. Hannov. $ 42. Holst, $ 52. Main \W. 6 40. 48, 
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Befeftigung der Thiere erforderlichen Mittel und das Anbinden 
felhft beſorgen oder bejorgen laſſen, ſich auch von der fichern An- 
legung der Thiere jelbit überzeugen ®). 

Die Beförderung gejchieht in der Regel nur mit Güterzügen, 
mit PerfonensZügen nur mit bejonderer Genehmigung der Ver: 
waltung, jeboch werden Pferde und Hunde mit Perfonenzügen regel- 
mäßig befördert !°). 


C. Nägere Befimmungen und Mopdififationen der Transport 
pflicgt in Beziehung auf den Gütertransport*). 


g 2. 
1) Begriff der Güterfraht und Glaflification der Güter. 
Der Güterverkehr ift neuerdings der blühendfte Zweig des 


Eifenbahnbetriebg in Deutſchland geworden). Die Verhältnifie 
bei dieſem Verkehre find complicirter, aber, auch insbeſondre mas 


— ne 


9) A. D. P. 6 40. R. Th. Hl. € 9. Bayern $ 49. Frankf. H. 6.46. 
Hannov. $ 45. Holst. $ 53. K. F. W. Nordb. IX. $ 9. Holst. 54. Main W. 
& 41. Leipz. D. $ 40. Sachs. $ 50. Preuss.* $ 41. 

10) So Bayern $ 46. Bgl. damit A. D. P. $ 43: „Mit welchen Zügen 
die Beförderung von Pferden ($ 41: und anderem Vieh) flattfindet, hängt von 
dem Ermeſſen der Verwaltung ab“. 

*) Mährend im Terte ber folgenden S$. 43—45. die betreffenden Be: 
Rimmungen des A. D. G. regelmäßig wörtlich mitgetheilt werden, voird man in 
den Anmerkungen die Zufäße der Berbande:Reglements (des M.D., W. D., 
O. Th. und R. Tb.) finden. Na D. flimmt wörtlihd mit A. D. G. meiſtens 
überein, nnd wird dieferhalb in den Anm. da, wo jene Uebereinftiimmung vorliegt, 
kurz auf die Weile citirt werden, daß A. D. G. mit einem Etern (*) 
verjehen wird. — Nachträglih find mir auh: Tarife des Oſtfrieſiſch— 
Rheinlihen Gifenbahn:Verbands (umfaflend die Bergiſch-Märkiſche, Köln- 
Mindner, Weftphälifche und die Hannoverjche Weſtbahn): für die Beförderung 
von Perfonen, Reifegepäd, Bahrzeugen, Thieren und Gütern zwiſchen den End⸗ 
puntten, Emdem, Osnabrück, Elberfeld, Ruhrort, Enimerih und Deutz, gültig 
som 1. Nov. 1856. ab, zu Händen gekommen. Iener Verband ift daher noch 
zu $ 2. B. als No. VII. auf ©. 14, und deſſen Tarif zu E. 15. als No. 6. 
nachzutragen. Letzterer (O. Th.) enthält wenig Abweichungen vom R. Th. 

Koch, Giſenbahnen. 1: 12° 
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den dDirecten Güterverkehr?) anlangt, beftimmter geregelt, 
als bei den übrigen Verfehrsarten, jo daß wir demfelben unjere 
Hauptaufmerffamfeit zu widmen haben. 

Bevor wir zur Darftellung dieſes Verkehrs im Einzelnen über- 
gehen, werben wir feitzuftellen haben, was Die deutſchen Eiſen bahn⸗ 
Reglementd unter Gütern, bzw. unter Eiſenbahn⸗-Güterfracht 
verftehen. Unter Transport: (Fracht) Gütern begreift man 
alle einem Fuhrmann Jelbitftändig zur Beförderung anvertrauten 
fachlichen Gegenftände, insbejondere Waaren, im Gegenſatz zu dem 
als Acceſſorium des PBerjonentransport3 vorkommenden Gepäde. 
Wie bereitö in den $$. 40. 41. gezeigt wurde, Tönnen aber nad) 
Inhalt der Eifenbahnreglements auch Equipagen und Vieh (Pferde, 
Hunde) ald Gepäd behandelt werden. Ja es hat fih, wie wir 
fahen, bei dem Eifenbahnverfehr, in dem Equipagen- und Vieh: 
Transporte ein eigenthümliches Zwittergefchöpf zwiſchen Dem eigent: 
Iihen Gepäd- und dem Gütertransporte gebildet, indem Diele 
Begenftände nie für ſich allein, fondern nur mit einem Begleiter 
zur Beförderung auf den Eifenbahnen angenommen werden?). 

Berüdfichtigen wir lebtern Umftand, jo werden wir zur Güter: 
fracht im Sinne der deutſchen Eifenbahn-Reglementd alle fachlichen 


Sn den mit *) bezeichneten Anmerk. zu jedem 6 werben die auf ben bes 
treffenden ganzen $ fi) beziehenden Beflimmungen der verfchiedenen Reglements 
eitirt werden. Someit nicht Abweichungen und Zufäße in den weitern Anmerk. 
mitgeteilt werden, flimmen die Meglements der einzelnen Bahnen übrigens im 
Weſentlichen, und zuweilen auch wörtlih, mit ben cit. Beflimmungen bes 
A. D. G. überein. ' 

1) Vgl. Anlage XXI. 

2) Während das äußere Griterium biefes Verkehrs in der Cartirung der 
Büter oder beſſer in ber unvermittelten gefchäftlichen Verbindung zwiſchen 
einzelnen Stationen (den BerbandsStationen) liegt, iſt das Weſen deſſelben darin 
zu finden, daß auf allen Stationen nah allen Stationen der Berbandebahner 
Güter mit directen Brachtbriefen zum Transport angenommen werden, ohne baf 
e8 irgendwie der Vermittlung einer Zwiſchenadreſſe bedarf. Vgl. S. 2. Aum. 2. 
und ©. 92. Ann. 208. 

3) Im Gegenfag zur Gepädfracht erfcheint Hier der Begleiter, welcher nur 
in Folge dee Beförderung des Fahrzeugs oder Viehs transportirt wird, nicht ale 
Haupt⸗ fondern als Nebenſache. 
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ZTransporigegenftände mit Ausnahme von Neijegepäd, Equipagen 
und Thieren zu rechnen haben *). 

ALS verschiedene Unterabtheilungender Eifenbahntransport-Güter 
in Beziehung auf die Beförberunggart, auf Die Tarifirung unb 
Expedition, fowie auf die Garantie-Leiftung werden wir im Folgenden 
unterjcheiben:: 

1) Eilgüter, 

2) gewöhnlihe Frach tgüter, welche tarifirt werden: 

a) zur Normal-Fracht (Claſſe I. des Tarifs), oder 
b) zur ermäßigten Fracht; 

3) Rohftoffe in ganzen Wagenladungen befördert, welche noch 
niedriger ald Die zu 2. genannten Krachtgüter tarifirt 
werben; 

4) Sperriges (Pauſch⸗) But d. h. folches, welches bei geringer 
Schwere ein bedeutendes Volumen einninmt ; 

5) außergewöhnlich eGegenftände, d. h. Jolche, Deren Verladung 
und Transport mit bejfondern Schwierigfeiten ober mit 
einem außergewöhnlichen Aufwande an Kräften und Mitteln 
verbunden ift, und welche Darum, wenn überhaupt, nur 
nach vorhergegangener bejonderer Vereinbarung zur 
Beförderung Üibernommen werden 5). — 

Hinſichtlich der Eilgüter vgl. $ 46., Hinfichtlich der unter 2—A 
aufgeführten GütersAbtheilungen, welche im engften Zufammenhang 
mit der Tarifirung der Güter fteht, muß auf Anlage XXIT. und bins 
fihtlich der Gegenftände zu 5 auf $ 43. verwiefen werben. 


— — — — 


4) N. Mürk. u. Sachs. $ 1.: „Unter Frachtgut find alle fachlichen Gegenſtaͤnde 
der Beförderung verftanden, nur mit Ausnahme von Reifegepäd, Equipagen und 
Vieh, wofür befondere Beitimmungen gelten”. — 

5) Zu den außergewöhnlichen Gegenfländen Eönnen alfo biejenigen Gegen⸗ 
fände nicht mehr gezählt werden, über deren Transport ſich nach und nach bes 
Rimmte Megeln und Meglements:, bzw. Tarif-Beflimmungen entwidelt haben, 
gegen deren Erfüllung das Publifum die Beförderung verlangen kann. Vgl. 
Geſchichte des Mitteld.-Berbands S. 311. Diefe werden dann meiftens in bie 
Gathegorie des fperrigen Guts fallen, für welches übrigens auch meiltens eine 
befondere vorausgehende Binigung des Abfenders mit der Bahnverwaltung in 
ben Reglements gefordert wird. Vgl. M. D. und Main W. zu A. D. G. $. 2. 
Holst. $ 48. 





12* 
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5 424. 


2) Aufgabe der Güter *). 
Abholen und Zuftellen der Güter. Auf⸗ und Abladen. 


Alle Süter-Aufgaben koͤnnen bei der betreffenden Bahnhofs-Expe⸗ 
ditionohne Bermittlung eines Spediteurs gemacht werben. 

Behufs des Ueberganges der Güter von einer Bahn auf 
eine andere bedarf es Feiner Bermittelung des Abſenders 
oder Empfängers ®). 

Ob und welche Güter von der Behauſung des Abſenders ab: 
geholt, refp. an die Behaufung des Empfängers oder an irgend 
einen anderen Ort, wie 3. B. nad) den Padhöfen, Lagerhäufern, 
Reviſions⸗Schuppen u. ſ. w., gebracht werden?) richtet fich nad 
den befonderen Reglements der betreffenden Eifenbahnen ®). 


*) Bol. A. D. G* 8g 1., welcher im Terte des vorliegenden $ 42a. fi 
wörtlich wiedergegeben findet, und die in $ 45. Anm. *. erwähnten Zufäße ber 
Berbandsreglements und bes Main W., fowie Bayern $$. 6. 19. 20 Hannov, 855. 
K. F. W. Nordb. XII. $ 2. Preuss. $ 47. Thüring. $ 57a. ‚Sachs. $. 18. 
Würtemb. $ 49. 

6) Vgl. $ 117. 

7) Es verſteht ſich wohl jhen von felbft, daß die Verpflichtung zur Ans 
reip. Abfuhr auf das Abbolen von im Erdgeſchoß oder auf dem Hofe Tiegenden 
Gütern, bzw. auf das Abladen zu ebener Erde befchränkt if, R. Th. u. O. Th. 
zu $ 1. des A. D. G. und K. F. W. Nordb. XII. $ 2. Abſ. 6. beftimmen aud 
wörtlich übereinftimmend ausdrücklich: „Beim Abholen müſſen die Güter zu 
ebener Erde d. 5. in dem im Erdgeſchoſſe belegenen Hausflur oder Lagerraum 
oder im Hofe bereit liegen, indem die Fuhrleute nicht verpflichtet find, dieſelben 
Treppen herunter oder aus entfernten Räumen, zu denen das Fuhrwerk nit 
gelangen kann, herbeizuſchaffen, und auf die Ablieferung foldyer Güter, welde 
nicht bereit liegen, nicht warten dürfen. Auch das Abladen der Güter erfolgt 
in gleiher Weife nur zu ebener Erde. Die erforderlihe Beihülfe beim Aufs 
und Abladen muß auf Verlangen von dem Berfender reſp. Adrefiaten beichafft 
werden, wenn Golli das Gewicht von 3 Centnern überfleigen”. 

8) Diejenigen Gifenbahnen bzw. Gifenbahnftationen welche im Güter⸗Tarif 
bie Ans und Abfuhrfoften übernommen haben und daher (fofern nicht ber 
Empfänger ein und für alle Mal bei der betreffenden Grpedition die Abfuhr 
ſelbſt beſorgen zu wollen erflärt hat) zur alsbaldigen freien An⸗ und Abfuhr 
verpflichtet find, finden fi in Anlage XI c. mit Angabe der in diefer Beziehung 
beftehenden Güterklaſſen zufanmengeftellt, während in Anlage XIb. bie Be 
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Das Aufladen auf die Eifenbahn-Wagen und das Abladen 
von denſelben gejchieht bei Gütern der Normalklaffe überall durch 
die Eifenbahn-Verwaltung, und find die Koften dafür im Tarif 
enthalten). Nüdfichtlich des Auf: und Abladend ganzer Wagen- 
ladungen, jowie des Ueberladens von den Eijenbahu-IWagen auf 
andere Fahrzeuge und umgekehrt, kommen jedoch die Beſtimmungen 
der befondern Reglements der einzelnen Bahnen zur Ans 
wendung 19). 


flimmungen des Bayer. Reglements über die den @epäckträgern (Anl. XIa.) analoge 
Ginrihtung felbftftändiger, für eine beflimmte Tare die An⸗ und Abfuhr vom 
Bahnhof beforgender Güterführer angeführt find, eine Einrichtung, welche fi 
auch noch bei anderen Bahnen findet. Vgl. Oesterr. $ 3: „Die Zufuhr der Frachten 
zu den Bahnhöfen und das Abladen derjelben von den Zufuhrwagen haben die 
Bartheien felbft zu beforgen. In einigen größern Frachtſtationen beſtehen jeboch 
eigene Wuhrleute, die auf Verlangen ber Barthei das „Zuftreifen” der Güter 
zur Bahn gegen eine feilgefegte Gebühr beforgen. $ 18: Die Frachtgegenſtäͤnde 
werden in die Stationsmagazinsräume durch die Stationsarbeiter und zwar 
gegen bie Dafür im Tarif beſtimmte Gebühr gebracht und auch von benfelben 
auf die Beftimmungsftation von dort herausgebracht." — Hinſichtlich der Verpflichtung 
gue Beförderung in die Wohnung des Empfängers ift hervorzuheben, 
daß in der Fracht regelmäßig die Vergütung für biefe Mühewaltung mitenthalten 
iR. Nach den meiflen Reglemente läßt nämlich die Bahnverwaltung alle 
diejenigen Güter ın die Wohnung des Adrefjaten bringen, welche nicht zu er⸗ 
mäßigter Fracht (alfo ald Normal⸗ oder Bilgut) transportirt werden, wogegen 
ih die Bahnverwaltungen nicht verpflichten, die zu ermäßigter Fracht, namentlich 
bie in ganzen Wagenladungen beförberten Güter, in die Wohnung des Adreflaten 
bringen zu lafien. Vgl. Anlage XXII. fowie M.D., W. D. R., Th. und O. Th. zu 
$ 1. dee A. D. G. 

9) M. D., W.D., R. Th, O0. Th. zu A. D.G. $ 1: „Für ſaͤmmtliche Güter 
And die Koften des Aufladens auf die @ifenbahnwagen und das Abladen von 
benfelben auf den Büterboden in den Tariffähen enthalten.” 

10) Bayern IH. $ 13: „Jedem Berjender von Gülern und Gegenfländen 
(NB. Vieh, @quipagen, Leihen) werden auf Berlangen vierräderige und ſechs⸗ 
säberige Transportwägen zu dem beflinmmten ermäßigten Frachtſatze, foweit fie 
verfügbar find, geſtellt.“ 

„Das Gewicht der Belaftung darf jedoch 80 Zentner für einen vierräderigen 
und das Gewicht von 120 Zentner für einen fechsräderigen Transportwagen 
nicht überfteigen.” 

AAuch muß das Aufs und Abladen auf die Gifenbahntransportwägen und 
von benfelben von dem Verſender beziehungsweiſe Empfänger jedoch unter 
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Die Annahme und Ausgabe der Güter findet nur zu ben 
befannt gemachten Expeditionszeiten ftatt!!). 


Auffiht der Verwaltung bewirkt werben, und wird nur auf ausdrüdliches Ver⸗ 
langen durch das Berfonal der Verwaltung gegen Erhebung einer befondern 
Gebühr von Einem Kreuzer per Zollzentner beſorgt.“ 

„Seder folder Wagen muß auf Einen Adrefiaten geftellt fein, und es gelten 
wegen Ginlieferung der Frachtbriefe au für ganze Wagenladungen bie oben 
allgemein vorgefchriebenen Beſtimmungen.“ 

„Bei BVerfendungen in ganzen Wagenladungen iſt jedoch eine Beipadung 
von zoll oder fleuerpflichtigen Waaren und reſp. eine Berladung folcher mit 
Bütern des freien Verkehrs vermengt nicht geftattet, und müflen die unter Ber 
gleitfcheins-Controle und Eteuerverfchluß ftehenden Waaren jederzeit mit eigenem 
Frachtbriefe gefondert übergeben werben. * 

Vgl. auch Hannov. $ 55. K. F. W. Nordb. XII. $ 2. Abf. 8 fg.: 

„Die zur Verfendung ganzer Wagenladungen von ben Verſendern verlangten 
Wagen müflen längftens innerhalb 12 Stunden nad) erfolgter Ueberweifung 
beladen und die beladen angelommenen Wagen innerhalb ber gleichen Friſt nad 
gefchehener Meldung der Ankunft entladen fein. Werden dieſe Friſten übers 
ſchritten, fo it eine Wagenmiethe von 20 Sgr. pro Achſe für jeden angefangenen 
Tag verwirft und ficht es außerdem der Berwaltung frei, die Wagen auf Koften 
der Gäumigen beladen, bzw. entladen zu laſſen. Grfolgt fodann die Abfuhr 
ber angekommenen @üter nicht, fo wird das reglementsmäßige Lagergelb erhoben”. 

R. Th. und O. Tb. zu $ 1. des A, D. G. unter No. 1. infin, KR. F. W. 
Nordb. XII. $ 2. Abf. 7: 

nDie Abnahme und Auslieferung berjenigen Büter, welche von den Ber 
fendern felbft angefahren, bzw. von den Empfängern ſelbſt abgeholt werden, 
erfolgt auf den Güterböden ſelbſt, und ift das Aufs und Abladen berfelben von 
und auf die Fuhrwerke Sache der Empfänger refp. Berfender. Die Güterboben 
arbeiter leiften hierbei nur thunlichſt und ohne VBerantwortlichfeit der Berwaltungen 
hülfreihe Hand. Colli, deren Gewicht mehr als 15 Centner beträgt oder deren 
Dimenfionen den Maum eines Wagens überfdhreiten, muß auf Berlangen der 
Berfender felbft anbringen und aufladen, der Gmpfänger felbft abladen und 
abfahren“. 

Mein W. zu $ 1. des A. D. G.: „Das Aufladen auf bie Ciſenbahnwagen 
vom Büterboden und das Abladen von denielben auf den Güterboden geſchieht 
überhaupt durch bie Eiſenbahn Verwaltung und find bie Koſten dafür in den 
Tarifſaͤtzen enthalten. 

Auf Güter, welche wegen ihrer Qualität nicht über den Güterboden gehen 
können, vielmehr außerhalb deſſelben verladen werden müflen, 3. B. Hen, Erze, 
Kies, Erden, Steine, Holz, Torf, Steinfohlen u. f. w., findet vorftehende Be. 
fiimmung feine Anwendung. Geſchieht das Aufs und Abladen biefer Güter 
durch den Abſender oder Empfänger, fo müfien ſich dieſe genau nad; den Bor 
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. 43. 
2) Bom Gitertrenort ausarälofen Gegenflände*). 

Dom Gütertransport ausgeſchloſſen find: 

1) alle beſonders feuergefährlihen, nämlih alle durd 
Neiben entzundbare oder der Selbftentzündung und Explo⸗ 
dirung unterworfenen Gegenftände !), und überhaupt ſolche, 
deren Transport polizeilidy unterjagt ift?). 

2) Boftzwangspflidtige Begenftände ?). 


ſchriften richten, welche ihnen Seitens der Beamten ber Verwaltung ertheilt 
werden. In den Fällen jedoh, wo die Betheiligten diefe Verrichtungen 
durch die Bahnhofsarbeiter beforgen laffen, haben fie für das Aufladen 
fowie desgleichen für das Abladen für je 10 Zoll⸗Centner 1 Sgr. resp. 34 Kr. 
zu bezahlen.“ 

11) K. Fr. W. Nordb. XI. $ 3: „Die Annahme und Ausgabe ber Güter 
findet mit Ausnahme einer auf jeder Station dur Anfchlag befannt gemachten 
Mittagsitunde flatt: 

a) in der Zeit vom 15. März bis zum 15.October (Hannov. vom 1. April 

bis 1. October) von 7 Uhr Morgens bie 7 Uhr Abende. 

b) in der übrigen Zeit des Jahres von 8 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abende. 

Gewoöhnliche Frachtgüter und Mohftoffe werden an Sonn⸗ und Feiltagen 
weder angenemmen noch ausgegeben ; @ilgüter dagegen, fowie Thiere, Leichen 
und Fahrzeuge, infoweit die Abfertigung der letztern durch die Gilgut-Erpeditionen 
beforgt wird, werben auch an Sonw und Felltagen, jedoch mit Ausichluß ber 
Zeit während des Gottesdienftes, angenommen und ausgeliefert.” 

*) A. D. G. $ 2.* und bie Zufäße des M. D., R. Th., O. Th., Bayern III. 
82. Preuss.* $ 4., Hannov. $ 47. No. 3., Holst, Anhang $ 1. Oesterr. $ 12. 
Sachs. $ 2 und 3. Württemb. $ 47. 

1) Als ſolche feuergefährliche Gegenftände werben im R. Th., O. Th, 
M.D. zu $ 2. des A. D. G. und Preuss. $ 4. angeführt: 

a) Feuerwerkskorper, 

b) Rnallgold, Knallfilber und Knallquedfilder, 

ce) Schießbaumwolle, 

d) Schießpulver, geladene Gewehre und fonflige leicht fih ſelbſt entzündbare 
und feuerfangende (Bayern: ıc. und überhaupt alle durch Neibung 
entzündbaren und der Selbſtentzündung und Erplodirung unterworfenen) 
Gegenftände. 

M. D. zählt auch die in der folgenden Anm. 6 unter g. aufgeführten 

Gegenttände hierher. 

2) A-. D. G. 8 2. 

3) Ein Verzeichniß der in Deutſchland poſtzwangspflichtigen Gegenſtaͤnde 
iſt in Anlage XII. beigefügt. 
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3) Der Natur der Sade nah die außergewöhnlidhen 
Gegenftände (vgl. $ 42. Nr. 5.), wenn deren Befchaffenheit 
in Form, Umfang oder Gewicht eine Verladung auf die 
Eifenbahnwagen nicht zuläßt *). 

Mer derartige Gegenftände oder andere Güter, welche nad 
den befonderen Reglement3 der betreffenden Bahnen 
zur Beförderung niht übernommenmwerden, dennoch zur 
Beförderung unter faljcher Declaration aufgiebt, verfällt in die 
durd die Griminalgefege und Eifenbahnpolizei-Verordnungen an- 
gedrohten Strafen, und hat außerdem alle durch die faljche De- 
claration und deren Folgen entftehende Nachtheile zu tragen °). 


6. 43a. 
3) Bebingungsweife zugelaffene Güter. *) 
1) Aetzende, ich Leicht entzündende oder ſonſt gefährliche Sub- 
ftanzen, deren Beförderung jedoch nicht polizeilicy unterſagt 
ift ©), werben nur dann zum Transporte angenommen, wenn 


4) A. D. G. $ 2: „Auch bleibt der Expedition der Aufgabeflation vorbes 
halten, ſolche Güter von der Beförderung nach diefem Reglement auszuſchließen, 
welche wegen ihrer Form oder fonfligen BefchaffenHeit fih dazu nit 
eignen.” 

M. D. u. W. D. zu A. D. G. $ 2: Ein Berzeihniß der vom Transport 
ausgefchloffenen Güter wird an jeder Aufgabeflation aufgelegt werden. Vergl. 
Anm. 1. 

5) A.D. G.$ 5. lester Abf. 

*) A.D.G.* $ 3. und die Zufäße des M. D., W. D., O. Th. und R. Th. 
Bayern III. $ 3 und 4. Preuss.* $ 48, Hannov. $ 47. Holst, $ 3—7. Oesterr. 
$ 1c und $ 11. 

6) Als ſolche bedingungsweife zum Transport anzunehnende Güter werden 
zu $ 3. des A.D.G. vom W. D., O. Th., R. Th. und auch im Mitteldeutſchen 
Berbande aufgeführt: 

a) Aether, Naphta (oder Alcohol). 

b) Kali, chlorſaures. 

c) Mineralfäuren aller Art, und Delfag von der Oelraffinerie. 

d) Reibs oder Streichzünder (als: Lichtchen, Hölzchen, Schwämmchen) und 
Sicherheitszünder, 

e) Phosphor. 
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über diefe Güter befondere, andere Büter nit 
umfajfende Frachtbriefe beigegeben find”) Sie 
werben regelmäßig nur an beftimmten Tagen befördert, auch 
nur unter vorgefchriebenen befonderen VorfichtSmaßregeln ®). 


f) Theeröl (Hydrocarbür), Camphin, Photogen, Pinofin und ähnliche 
Subflanzen, fowie die Gefäße, in denen ſolche transportirt find. 

g) Wolle und wollene Abfälle, Tuchtrümmer, Spinnereis und Baummollengarns 
Abfälle, Flache, Hanf, Werg, Lumpen und ähnliche derartige Gegenftände, 
wenn fie gefettet find, ſowie Kunftwolle. (Diefe unter g aufgeführten 
Gegenſt. find im Mitteld. Verbande vom Transport ganz ausgejchlofien, 
vgl. Geſchichte des Mitteld. Verbands ©. 308). 

h) Zündhütchen. 

7) A.D.G. $ 3. und M. D., O. Th., R. Th, gu $ 3 cit. und die übrigen 
Gitate in Anm. *) zu diefem $ 43a. 

8) Außerdem ift Hinfichtlich des Transports der in Anm. 6. unter a—h 
aufgeführten Gegenflände (vgl. M. D. u. W.D.) O. Th. R. Th. zu $ 3. 
bes A. D. G. zu beachten: 

1] Naphta, Aether oder Alkohol darf nur in doppelten Verſchlüſſen und 
zwar bergeflalt zur Berfendung fommen, daß bie gläfernen Flaſchen, in 
denen fi die Stoffe befinden, in Blechbüchſen mit Kleien oder Sägemehl 
eingefüttert werben. 

2) Das Hlorfaure Kali muß forgfältig in Papier verpadt fein, und es 
nrüffen die Pakete in hölzernen Faͤſſern oder Kiften eingefchlofien werben. 

3] Die Ballons, in denen (concentrite) Mineralfäuren (Schwefelfäure, 
Salzjäure, Salpeterfäure 2.) verjchiet werden, müflen wohl verpadt in 
einem befondern Gefäße (wozu auch geflochtene Körbe dienen Eönnen) 
eingefchlofien fein. Die Annahme zum Transport fann abgelehnt werden, 
wenn bie Werpackung nicht mit Sorgfalt ausgeführt if, fowie wenn bie 
Kiften reſp. Gefäße nicht mit Vorrichtungen zum bequemen Handhaben 
verjehen find (R. Th. Preuss. $ 48.: und mehr als 14 Gentner wiegen). 

4] Die Reib⸗ oder Streihzünder müflen in Behältniffen von flarfem 
Gifenbledy oder mindeftens in jehr fehlen, mit Papier verflebten hölzernen 
Kiften von (Preuss.: 12 Gubiffuß, Hannov.: nicht über 2 Cubikfuß — die 
Verwaltung Fann aber größere Gollis zulaflen) nit über 40 Cubikfuß 
Größe forgfältig und feit dergeflalt verpadt fein, daß der Raum der Kiiten 
völlig ausgefüllt if. Die Kiften find äußerlich deutlih als „Streichzünder 
enthaltend” zu bezeichnen. 

5) Phosphor muß mit Wafler umgeben, in Blechbüchſen, welhe 10—12 
Pfund faſſen und die verlöthet find, in flarken Kiften mit Saͤgemehl feft 
verpadt fein. Dieje Kiften müſſen außerdem gehörig in grauer Leinwand 
emballizt fein, an zwei ihrer obern Kanten ſtarke Handhaben beſitzen, dürfen 
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2) Außergewöhnliche Gegenftände, welche zu befördern ftehen, 
je nad) der Geſtattung der Expedition der Aufgabeftation °). 


§. 44. - 
Verpackung *). 
Die Eijenbahn:Berwaltungen übernehmen nur!°) ſolche Güter 
zum Transport, die wohl conditionirt und nad) ihrem Ermeſſen 
zwedmäßig verpadt find 11). 





nicht mehr als 180 Pfund (Preuss.: 100 Pfund) wiegen und muͤſſen aͤußerlich 

als Phosphor enthaltend und mit dem Zeichen Oben“ bezeichnet fein. 
6) Werden Gegenflände derin Anın. 6. unter g. genannten Art zum Berfanb aufge: 

geben, jo muß aus dem Frachtbriefe erfichtlich fein, ob fie gefettet find oder nicht. 

Im erfieren alle wird gegen Naßwerden berfelben keine Garantie geleitet. 

Werden von einem dieſer Begenitände oder auch von mehreren, deren 

‚Zufemmenladung zuläflig it, ganze Wagenladungen (von mindeflens 

50 Gentnern) mit einem Wale aufgegeben, oder auch fol für geringere 

Duantitäten der Transportpreis für eine folhe Wagenladung bezahlt 

werden, fo erfolgt die Beförderung an jedem Tage mit den dazu 
geeigneten Zügen. Kleinere Duantitäten werden nur an beflimmten, ben 
Grpebditionen befannt gemachten und in diefen zu erfahrenden Monatstagen 
ohne Garantie für Lieferzeiten transportirt. 
7) Zündhütchen müflen in Kiften forgfältig verpadt fein. 

Bebrannter Kalk wird nur bedeckt zur Beförderung angenommen und bat 
der Abfender die Bedeckung zu beforgen. — Hinfichtlid der falſchen Deklaration 
folher Güter vgl. $ 45. Anm. 17. 

9) Vgl. Anm.3 u. 7. auf M. D. zu $ 2. des A. D. G.: „Der Expedition 
der Abgangeftation bleibt vorbehalten, wegen ber Beförderung ſolcher Gegen 
Rände, deren Verladung oder Transport befondere Schwierigkeiten verurfedt, 
mit dem Abſender unter befonderen Bebingungen und Preiſen ſich zu einigen. 
Gine folde Ginigung über den Beförderungspreis ift namentlich bei leichten 
und viel Raum einnehmenden Gegenfländen erforderlih“. K. F. W. Nordb. 
XII. $ 5: Kür den Transport von Langholz gilt ein befonderes Regulativ. 

*) A. D. G.* $ 4. und die Zufähe ber Verbandereglements in Anm. 13. 
Preuss.* 6 49. Hannov. $ 48. Holst. $ 45. K. F. W. Nordb. XII. $ 6. 
Oesterr. $ 8. Sachs. $ 5. Württemb. 6 50. 

10) So A. D. G.e 54. Nach der Faſſung diefer Vorfchrift („übernehmen nur”) 
in Berbindung wit ber im Texte weiter angegebenen Beſtimmung, daß nicht ger 
aügenb verpadte Güter nur bei ausdrüdlicher Berzichte-Erflärung des Aufgebers 
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Guüͤter, die nicht in einem ſolchen Zuſtande find, koͤnnen 
ausnahmsweiſe auf Gefahr des Aufgebers befoͤrdert werden, 
wenn er ſich der Tragung dieſer Gefahr und jeden Gewichtsver⸗ 
luſtes, ſowie der Haftung für alle in Folge Des mangelhaften 
Zuſtandes entſtehenden Schäden durch eine mit ſeiner 
Unterſchrift verſehene, auf dem Frachtbriefe zu allegirende, Erklaͤrung 
ausdrücklich unterwirft ’?). 


auf Haftung zur Beförderung angenommen werden, muß man wohl ſagen, daß die 
Bahnverwaltungen darein willigen: es ſei dafür zu präſumiren, daß wenn fie 
ein Gut annehmen, ohne daß der Aufgeber die fragliche Grflärung abgegeben 
babe, bafjelbe in gutem Zuflande (wohl conditionirt) übergeben worden fei. 
Bol. GErk. des D. A. ©. zu Dresden, in nl. V. und VI. Es if 
die Entſcheidung diefer Brage fehr wichtig Hinfichtlich der Beweislaſt, indem der 
oft fo fchwierige Beweis der Meberlieferung Hier für den Aufgeber bis zum 
Beweiſe des Gegentheils für geführt angejehen werden muß. — Wie Beſchorner 
©. 269. Anm. zu der Behauptung kommt, das Bereinsreglement F 3. (7) drüde 
ſich vorfihtiger aus, indem es fage: „die Gifenbahnen find nicht verpflichtet, 
Büter zum Transporte zu übernehmen, bie nicht wohl cenditionirt find“, ift nicht 
Har, da Beihorner ©. 249. den hier wiebergegebenen Paſſus des A. D. G. ganz 
richtig mittheilt. 

11) Preuss. $ 49. Hannov. $ 48.: Güter, die ſchlecht befchaffen und nad 
bem Ermeſſen der Bifenbahnbeamten nicht zweckmäßig verpadt find, werden von 
ber Beförderung zurückgewieſen ꝛc. Bayern III. $ 5: Güter die nit wohl 
conditionirt und nach Ermeſſen der GütersErpedition nicht zwedmäßig verpadt 
find, werden von der Beförderung zurückgewieſen ıc. 

12) Folgende Zufägezu diefer Beflimmung des $4. A. D. G.*Abf. 1. enthält: 
W. D., O. Th. und R. Th. zu 8 4. des A. D. G.: Bellfendungen ohne Emballage 
in bloßer Umfchnürung werden als wohlcondionirte Güter nicht angefehen. 

Gigarren (R. Th.: u. Gonfumtibilien 3.8. Fleiſchwaaren, Butter:c, O. Th.: 
und Fleiſchwaaren) werden nur in vom Verſender verjchnürter und verftegelter 
oder plombirter Berpadung zur Beförderung angenommen. 

W.D. u 0. Th.: Bei Zuder in lofen Broden wird für Bruch und 
das dadurch entfiehende Manco keine Gewähr geleiftet. — 

Hannov. $ 48: „Silbergeld wird nur in doppelten Beuteln oder in flarfen 
Faͤſſern verpadt, Gold nur in doppelter Leinwand eingenäht, beides verfiegelt 
und gehörig bezeichnet, angenommen.” 

„Betreide wird nur angenommen, wenn «6 in undeichädigten, bauerhaften 
Säden ſich befindet.” Würtemb.: Güter, welche nicht verpadt find und fid zum 
Zufammenladen mit andern Begenftänden nicht eignen, wie 3. B. Erde, Erze, 
Steine, Brennmaterial, Langholz, Heu werden nur in ganzen Wagenladungen 
um Transporte übernommen. 
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Wegen Verpadung und Beförderung der im vorſtehenden 
§. Ada. bezeichneten äbenden oder fonft gefährlichen Gegenftände 
find die am Aufgabeorte dafür beftehenden reglementarifchen Vor: 
Schriften maßgebend ? >). 


6. 45. 
Die Eifenbahn-Frachtbriefe*). 


Während noch vor kurzer Zeit jede deutjche Eifenbahn und 
jeder Verband feine befondere Frachtbriefformulare führte, welde 
bei dem Transporte auf ihrer Bahn bzw. im betreffenden Verbande 
angewendet werden mußten, ift dermalen in Kolge Der Beftrebungen 
des deutſchen Eiſenbahn-Vereins ein Yormular ſowohl für den 
Transport auf den einzelnen Bahnen des Vereins, ald auch fürden Ver: 
Bandsverfehr vereinbart worden !). Nach dieſem Formulare Bzw. 
nach den Reglements aller deutſchen Bahnen und Verbände muß 
ein Eifenbahn-Frachtbrief ?) folgende Angaben enthalten ®) : 

1) das Datum und den Ort der Ausftellung *); 


13) Vgl. die Eitate in Anm. * zu biefem $ 44. 

*) A. D. G.* $ 5. und die Zufäße bes M. D., W. D., R. Th., O. Tb. zu 
$ 5. cit., Preuss.* (Berl. Anh., Berl. Stett., O. Schles., Thuring.) $ 51. 
Bayern Ill. $ 9. Hannov. $ 49. Holst. $ 43. K. F. W. Nordb. XII. $ 7. 
Oesterr. $ 4. u. 9. Sachs. $ 6. Württemb, 8 51. 

1) Diefes Frachtbrief⸗-Formular findet fi am Scluffe der Anlage I. 
(S. 60.) abgedrudt. Die vorjhriftsmäßigen Formulare zu Frachtbriefen find 
in den Gifenbahn-Grpebitionen zu beftimmten Breifen käuflich zu erhalten. 

2) A.D. G.* 65. Abſ. 2: „Frachtbriefe, mit welchen das But vor ber 
Aufgabe zur Gifendahn dur andere Frachtführer befördert worden, können, 
wenn foldes mit f. g. Original⸗Frachtbriefen begleitetes Gut überhaupt 
zur Beförderung angenommen wird, nur als Beilagen zu den Ciſenbahn⸗Fracht⸗ 
briefen dienen, und kann aus benfelben niemals eine Verpflichtung ber 
Gijenbahn- Verwaltung hergeleitet werben“. 

3) Bgl. A.D. G. $ 5. Abi. 1. und das Frachtbrief⸗Formular bei Anl. 
IL (©. 60). 

4) A.D.G.* 65. Abf. 4: „Für das Datum der Aufgabe bes Buts if 
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2) die Anzahl der zu transportirenden Collis unter Angabe 
ihrer Gattung, ihres Inhalts‘), Gewichts oder 
Maaßes 5), nebft ihren Zeichen (Marke) und Nummern; 

3) den Namen der den Transport zunächft übernehmenden 
Eifenbahn-Verwaltung, oder des betreffenden Verbands; 

4) den Namen desjenigen, an welchen das Gut gejandt wird, 
und den Ort, wo daſſelbe abgeliefert werben joll*), [Namen 
des Adreflaten und des Beftimmungsort3] ; 

5) den Transportpreid, joweit derſelbe ſich nicht bereit3 aus 
den publicirten Tarifs von jelbft ergiebt, jodann aber bie 


ber @rpeditionsftempel der Aufgabeftation auf dem Krachtbriefe allein maßs 
gehend. Auf Verlangen des Verſenders if diefer Stempel in feiner Gegenwart 
dem Frachtbriefe aufzudrücken“. 

4a) Frachtbriefe, worin Güter nur allgemein als Effecten oder Victualien ans 
gegeben find, werden beim Mitteldeutſchen Verbande nicht angenommen. 

5)M. D. u. Main W. zu $ 5., W. D. zu $7. des A.D. G.: „Inthält ein 
Frachtbrief Güter verfchiedener Tarifllaflen, oder auch nur Güter verfdhiedener 
Tariffäge unter einer und derjelben Klaſſe, ohne daß fie dem Gewichte nad 
getrennt angegeben find, fo wird von dem Gefammtgewicht der Tarifſatz ber 
höheren Claſſe erhoben; aud wird in fonftigen Zweifelsfällen über die Glaflification 
ſtets der Tariffap der höheren Glafje angewendet”. 

Oesterr. $ 13: „Das Gewicht der Frachtgegenflände muß flets in Wiener 
Gewicht Sporto angegeben fein und es wird fi vorbehalten, Nachwage zu 
pflegen und den Gewichtsanſatz nad, Befund im Brachtbriefe zu berichtigen.“ 

6) Preuss. $ 51. letzter Adf.: „Führen vom Abfendungsort nah dem Be 
ſtimmungsort verſchiedene Wege, fo muß der Frachtbrief auf der Adreſſe die bes 
fimmte Hinweifung auf den einen ader anderen Weg enthalten. ft diefes nicht 
ber Ball, jo wählt die Berfanderpedition auf Gefahr des Verſenders denjenigen 
Weg, der ihr am zweckmaͤßigſten erſcheint“. Beſchl. der Generalverf. d. Vereins deutſch. 
Bahnverwaltg. v 2,7 1857. Preuss. 6 51. letzter Abſ. „Eriftiren mehrere Orte gleichen 
Namens, jo muß der Berfender, wenn das But wegen nicht gehöriger Bezeichnung des 
Beſtimmungsortes einen unrichtigen Weg geführt wird, alle dadurch auflaufenden 
Frachtunkoſten und entflehende Schäden tragen.” K. Fr. W. Nordb. XII. $ 7. 
Borlepter Abſatz: „Für die deutliche Bezeichnung der Empfangsftation auf dem 
Frachtbriefe ift der Berfender allein verantwortlih. Grifliren mehrere Orte 
leihen Namens, fo muß Berfender, wenn das Gut wegen nicht gehöriger Bes 
zeichnung des Beftimmungsortes einen unrichtigen Weg geführt wird, alle dadurch 
auflaufenden Frachtunkoſten und entftehenden Schäden tragen. Wühren vom 
Abſendungs⸗ nad dem Beftimmungsorte verfchiedene Wege, fo muß der Fracht⸗ 
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Aufführung der Spefennachnahme unter Angabe bed Betrags 
der einzelnen Spejenpoften ”); 

6) den etwa beclarirten Werth*); 

7) die durch die Zollgefeßgebung gebotenen Notizen °); 





brief auf der Adrefle die beſtimmte Hinweifung auf den einen oder den anderen 
Weg enthalten. Ift dies nicht der Fall, fo wählt die WerfandeErpebition auf 
Gefahr des Verſenders denjenigen Weg, der ihr am zweckmaͤßigſten erjcheint.“ 

A.D. G.* $ 5. Abſ. 3: „Bei Verfendung von Gütern nah Orten, welde 
an einer @ifenbahn nicht gelegen find, foll der DBerfender wegen des Weiter: 
transports auf dem Frachtbriefe die Ciſenbahnſtation bezeichnen, von weldyer 
ber Adreflat den Weitertransport zu beforgen hat“. 

Wie ift es aber, wenn in der Adrefle des Frachtbriefs (vgl. das Vereins 
Frachtbrief⸗Formular i. d. Worten: Herrn ZinY) Station 3. ander... Eifenbahn) der 
barin angegebene Wohn⸗ oder Aufenthalts⸗Ort des Adreſſaten ein anderer Ort 
al& die babei angegebene Gifenbahnftation ift? Dafür daß auch Hier lediglich Die anges 
gebene Station als Bellimmungsort anzunehmen fei, fo daß das But als auf 
diefe Station Bahnhofsrestant gefandt zu betrachten fei, nahm das Obergericht und 
das D. A. ©. zu Kaflel in den als Anlage XIII. beigefügten Grfenntniffen an. 

K. F. W. Nordb, XII. $ 7. in fin.: „Begleitet der Frachtbtief Guͤter nad) 
einer Station, welche Feine Eiſenbahn⸗Güterſtation it, oder nad einem Drte, 
der mit der bdiefleitigen Bahn nicht in Schienenverhindung ſteht, jo Hat der 
Verſender diejenige Bijenbabnfation , nach welder er das Gut birigirt haben 
will, auf dem Brachtbriefe zu vermerfen, und er überläßt es bamit ber be 
treffenden GütereErpedition, nach ihrem Grmeſſen den Weitertransport auf feine 
Koften und Gefahr zu beforgen oder durch Benadhrichtigung an den Empfänger 
beflen Dispofition einzuholen. IA eine Eiſenbahn⸗Adreßſtation im Frachtbriefe 
nicht angegeben, fo bleibt e8 der Güter⸗Erpedition überlafien, eine ſolche zu be 
ſtimmen“. 

7) Bgl. $ 99 und fg. 

8) Die WerihsDeclaration d. 5. die Angabe des Werth des Transporb 
guts in dem Wrachtbriefe hat die Bedeutung einer befonderen Verabredung über 
bie Höhe der Entſchadigung bei eintretenden Verluſten. Vgl. g8 78-80. 

9) Was in diefer Beziehung vom Verſender zu beachten iR, enthält bie 
Anlage XXI. Das Gifend. Frachtbrief⸗Formular enthält die Bemerkung: 

n1) Die Waaren müffen der Menge und Gattung nad, unter den Ber 

nennungen und Maßſtäben des Zolltarifs, fo bezeichnet fein, daß auf 
Grund diefes Frachtbriefes die richtige ZollsDeclaration aufgeſtellt und 
abgegeben werden kann. Sind in demfelben Gollo Waaren zufammen 
gepackt, die unter verſchiedene Zoll-Bofitionen gehören, fo muß der Fracht⸗ 
brief auch die Menge einer jeden Waarengattung nad) ihrem Nettogewichte 
enthalten, 
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8) und vor Alleın Me Unterjhrift des DVerjenders !°). | 

Sodann enthält diefer Eiſenbahn⸗Frachtbrief gebrudt die 
wefentlichen Beftimmungen der betreffenven Neglements über Die 
als verabredet geltenden Transport-Bedingungen, namentlich auch 
binfichtlicy eined etwaigen directen Verkehrs Die Anerkennung, Daß 
die Beförderung nad) den Beftimmungen des allgemeinen deutſchen 
Bereins-Reglements erfolgt? '). 

Alle vom Abjender auszufüllenden Angaben auf dem Fradıt- 
briefs⸗Formular müffen der Wahrheit gemäß, auch deutlich und 
verftändlich gejchrieben fein, und muß die äußere Bezeichnung der 
einzelnen Collis, mit den beshalbigen Angaben im Fracht 
briefe genau übereinjtimmen 2). — Angehängt dem Frachtbriefe iſt 
eine Nota über die vom Ahrefjaten an Nachnahme, Provifion, 
Fracht und Frachtzufchlag zu zahlenden Gelder, fowie ein Empfang 


2) Wenn an den Grenzen des Zollvereinsg Waaren ohne zollamtliche Begleits 
papiere, alfo zunaͤchſt lediglich unter zollamtlihen Wagenverſchluß, zur 
Beförderung übernommen werden, bat Verſender das ZolleDeclarationds 
Bormular in den Columnen 1—7 infl. nah Inhalt diefes Frachtbriefes 
auszufüllen und fo ausgefüllt doppelt dem Frachtbriefe beizufügen.” 

10) Preuss. $ 51: „Der Berfender bürgt für die Richtigkeit feiner Angaben, 

trägt alle Yolgen, weldhe aus unrichtiger Declaration entipringen und hat zu 
diefem Zwede auch die in ber Erpedition etwa ausgefüllten Frachtbriefe zu 
unterfchreiben.“ 
. Der Erfaß der Unterfchrift durch Unterdrüden mit einem dazu beflimmten 
Handſtempel if zuläffig, wenn die einen derartigen Frachtbrief annehmende 
Berwaltung der Verantwortlichkeit für alle Folgen der Abweichung von ber 
teglementsmäßigen Form ſich unterzieht, Vgl. Beſchluß der Generalverfammlung 
des Vereins deutſcher Ciſenbahnen v. 27. Juli 1857. | 

11) Es gefchieht dieſes durch die auf den Vereins-Frachtbriefen gedruckte 
Erklärung, daß da, wo für einzelne Verbände allgemeine Reglements nicht vor⸗ 
handen feien, die Beförderung nah den Vorſchriften des A. D. G. gefcheben 
ſolle. Bol. das Frachtbriefs-Formular zu Anlage II. 

12) Hinfihtlich der Negregpflicht des Abſenders für Schäden und Nachtheile, 
welche aus Unrichtigfeiten der Fracht-Declaration Hinfihtlih der Zoll: und 
GSteueramtlihen Behandlung der Güter entfteht, vgl. A. D. G. $. 6. Abſ. 4. 
und $. 92. 

Die Angabe des Beſtimmungsorts braucht auf den Collis nicht gezeichnet 
zu fein (if aber zur Verhütung von Berwechfelungen ganz räthlid). 
Bel. Beihluß des mitteld. Verbands. v. 19 1855. 
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bejhheinigungsformular, welches beider Abnahme der Güter 
vollzogen, insbeſondere vom&mpfänger unterfchrieben, zurüdzugeben ift. 

Jede Sendung muß von dieſem vorgejchriebenen, gebrudten, mit 
dem Stempel irgend einer“) zum deutſchen Eifenbahnvereine 
gehörenden Bahnverwaltung verjehenen Frahtbriefe, welchem 
bie etwa nöthigen fleuer= und zollamtlichen Papiere anzujchließen 
find, begleitet fein. Vorfchriften in den Frachtbriefen von Seiten 
der Abjender, wenn ſolche von den Beſtimmungen bes allgemeinen 
deutfchen Vereind-Reglementd und der auf den Grund beffelben 
publicirten Zarife abweichen, begründen feine Verpflichtung ber 
GifenbahnsVerwaltung !?). Frachtbriefe, weldye nicht nach ben 
Vorſchriften des betreff. Betriebsreglements aufgeftellt, welche 
unvolftändig, im Datum oder fonftigen Inhalt abgeändert, 
oder verftegelt find !*=) koͤnnen dem Aufgeber zurüdgegeben oder 
unfrankirt zurüdgejchidt werben ! 5b), 

13) Qgl. A. D. G. $ 11. Abf. 1. und das dem A. D. P. angehängten 
Formular. 

14) Beſchluß der Generalverfanmmlung bes Vereins beutfcher Giſenbahn⸗ 
verwaltungen vom 27. Juli 1857. Die Beflimmung, daß ein jeder emer 
Gifenbahnerpebition übergebene Frachtbrief mit dem Stempel einer Verwaltung 
verfehen fei, erfcheint dadurch gerechtfertigt, daß die Expedition auf diefe Weile 
nicht eine zeitraubende Prüfung darüber, ob der Frachtbrief mit dem vorge 
färiebenen Formular übereinflimme, vorzunehmen hat. 

15) Bel. A. D.G.* 6 5. Abf. 1. in fin. — Preuss. $ 51. u. Hannor. 
$ 49.: „Namentlich follen Brachtdriefe, in weldyen der Abfender die Ablieferung 
an den Adrefiaten von Vorausſetzungen, Bedingungen und ungewifjen Berhältnifien 
abhängig macht, überall nicht angenommen werden. Bayern III. $ 9. No. 2.: 
Auf Verlangen des Ausgebers kann in jedem einzelnen Falle der Mangel des 
vorgeichriebenen Brachtbriefes durch bie Beamten gegen die Gebühr von 2 Kr. 
ergänzt werben. Ebenſo Oesterr. $ 6. — 

15a) M. D. und Main W, zu $ 5. des A. D. G.: Frachtbriefe, welde 
theilweife verfiegelt oder corrigirt fin», werben nicht angenommen. Vergleiche 
Oesterr. $ 7. 

15b) ©o Preuss.* 8 51. Bayern HI. $ 9. No. 8. Hannov. $ 49. Oesterr. 
$ 5: „Brachtbriefe, welche auf mehrere Aufgeber lauten, ober welche Gorrecturen 
haben, fowie jene, weldhe mit diefen Beflimmungen nicht im @inklang find, 
werben zurüdgewiejen.“ — 

Das But bleibt dann bis zum Gingange des vervollſtaͤndigten ober ber 
richtigen neuen Frachtbriefs auf Gefahr des Aufgebers liegen, weldger nad 
Ablauf der erſten 24 Stunden von Zeit der Aufgabe ab das in dem Tarife feh 
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Für unrichtige Declaration Fann eine jede Eifenbahnverwaltung 
außer der Nachzahlung der etwa verfürzten Fracht vom Abgangs- 
bis zum Beflimmungsorte eine Gonventionalftrafe nad) Maaß⸗ 
gabe ihres bejonderen Reglements erheben !°). 

Sofern der Abjender eine Beſcheinigung der erfolgten 
Uebergabe von Gütern an die Eijenbahn-Verwaltung wünfcht, bat 
berjelbe zwei gleichlautende Exemplare des Frachtbriefes einzue 
reichen, deren eins (das ſ. g. Frachtbriefd-Duplicat) ihm von dem 
Güter-Egpedienten vollzogen zurüdgegeben wird 7). 


geftellte Lagergelb zu Bezahlen hat. Preum.* 1. c. Bayern I. c. (vgl. dazu 
Anm. 15 in fin.) Hannov. |. c. 

16) A. D. G.* 65. Abi. 8. — U. D. u. Main W. machen hierzu ben 
Zufatz: „Bei Anfap von Eonventionalftrafen für unrichtige Declarationen, welde 
bis zum doppelten Betrage der Fracht bemefien werden Fonnen, wird bie 
Fracht für die ganze Sendung oder für das eine ober das andere betreffende 
Frachiſtück als maßgebend angeſehen, je nachdem die unrichtige Declaration 
fi auf eine ſummariſche oder eine fpecielle Gewichts⸗- oder Inhaltsangabe der 
einzelnen, zu einem Frachtbriefe gehörigen Frachtſtücke bezieht.“ 

Zufap des W. D.; „Wer unter falfcher Declaration die vom Transport 
gänzlich ansgefchloflenen, oder nur unter Beobachtung gewiſſer Verpackungsvor⸗ 
fchriften zur Beförderung zugelafiene Gegenflände zur Beförderung bringt, haftet 
für alle daraus erwachfenden Schäden und hat, auch wenn ein Schaden nicht 
geichehen iſt, für jedes Pfund folcher Verfandftüde, felbR für das weniger ale 
ein Pfund wiegende, eine durch die Einlieferung übernommene Gonventional- 
firafe von 10 Thalern zu erlegen.” Ebenſo Bayern III. $ 10. Abf. 2. „Bonven” 
tionaffirafe bis zu 10 fl. zu erlegen, wofür die Waare haftet.” 

Berl. Anh.: cit. ($ 51): Auch für dieſe Gonventionalfirafe haftet das 
Frachtgut. 

Zuſatz des O. Th. (wörilich übereinſtimmend W. D. 1. c. Hannov. $ 49. 
Preass.* 51. Abſ. 7): „Für unrichtige Declarationen, insbefondere bei zu niedrig 
beslarirtem Gewichte, (Hannov.: bei zu gering angegebener Summe in Gelb« 
fendungen) fowie in den Wüllen, wo das Gewicht nah Normalmaaßen beftimmt 
wird, bei zu gering angegebenen Maaßen, unterwirft ſich der Berfender, außer 
der Verpflichtung zur Nachzahlung der Fracht, einer Gonventionalftrafe 
bie zum Doppelten Betrage der Fracht, und können bie Berwaltungen 
diefe Beträge je nach Befinden ber Umſtaͤnde von dem Berfender oder von dem 
Gmpfänger einziehen laſſen. 

17) A. D. G.* 6 5. Abf. 5. Preuss. Hanov. 1. c. Vgl. dazu den Zufaß 
dee M. D., O. Th., W.D., R. Th. u. Main. W.: „Berfender von Bahnhof: 
restant-Bütern, welche jedenfalls eine Adrefje an einen Gmpfänger haben muͤſ⸗ 

Rod, Eifenbahnen. IL. 13 
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$ Ada. 
Folgen zu niedriger Maas oder Gewichtsangabe oder unridhtiger Declaration®). 


Der Berjender bürgt für die Nichtigkeit feiner Angaben und 
trägt alle Folgen, welhe aus unrichtiger Declaration ents 
fpringen!°). Die Güter-Erpedienten find befugt, bei einem 
entſtehenden Verdacht, die Uebereinftimmung des Frachtbriefs mit 
den betreffenden Gütern auch nad) dem Inhalte (alfo auch durch 
Deffnen der Collis) in Gegenwart des Abjenderd oder Empfängers 
oder deren Bevollmächtigten oder nöthigenfall® in Gegenwart von 
mindeftend 2 Zeugen zu prüfen, gu verificiren und vom Abfender 
im Frachtbriefe berichtigen zu laſſen. 


fen, können einen Abfchnitt des Brachtbriefes verlangen, durch welchen fodann 
der Empfänger als folder fi ausmweilen kann; übrigens find auch andere 
Legitimationen zuläffig.* 

Bei den K. K. Defterreichifchen Eifenbahnen (Oesterr. $ 10.) muß für jede 
Frachtpartie dem Aufgeber ein Aufgabeſchein ausgefolgt werden, in welchem 
die Begenftände und Documente wie im Yrachtbriefe befchrieben find und welcher 
allein als Beweis der richtigen Aufgabe dient, fo daß nur auf feinen Grund 
und für bie darin verzeichneten Begenftände und Docummnte Reclamationen flatt- 
haft find. . 

Ebenſo fagt O. Schles. $ 51. Abſ. 8: Jedem Frachtbriefe ift ein Vers 
ſendungsſchein beizugeben, auf welhen nad Inhalt des Frachtbriefs bie 
Büter nach Marke, Nummer, Zahl der Gollis, Gewicht, Beſtimmungsort und 
Name des Empfängers genau und deutlich zu bezeichnen find. Diefen Verſend⸗ 
Schein erhält der Abfender ale Beweis der gefchehenen Ueberlieferung mit dem 
Stempel der betreffenden Güter-Brpedition verfehen zurüd. 

Außerdem fagt Preuss.* cit. binfihtlih der Grpedition: Wird die Aus 
füllung des Wradhtdriefes oder die Vornahme des Signirens und Verwiegens in 
ber Grpedition verlangt, fo iſt für das Signiren jedes Collos 4 Sgr., für das 
Berwiegen 4 Egr. pro Centner und überfchießenden Gentnertheil des Geſammt⸗ 
gewihts der Sendung ohne Rüdfiht auf die Zahl der Golli, und für jeden 
einzelnen Frachtbrief incl. Formular ohne Rückſicht auf die Zahl der barin 
aufgeführten Eolli 1 Sgr. zu entridten. 

*) A.D. G. #5 5. Abf. 6—8. und die in Anm. 17. angegebenen Zufäge 
ber Verbands⸗Reglements. Bayern Ill. $ 10, Hannov. $ 47. u. 49. Prouss.® 
$ 51. in fin. Oesterr. $ 7. 

18) A.D. G.* $ 5. Abf. 7. 
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g 46. 
Semwöhnlihe und Eiffradht. Lieferungsfriften *). 


Je nad der Declaration d. 5. nach der im Frachtbriefe 
erflärten Beftimmung des Abjenderd, werden bie Güter in gewöhns 
Licher oder in Eil-Fracht befördert. 

Jedes beliebige Gut kann alfo Durch den auf dieſe Weiſe aus⸗ 
geiprochenen Willen des Abſenders die Eigenſchaft ald Eilgut 
erhalten. 

Betrachten wir zunächſt die Eil- und dann? die gewöhnliche 
Fracht. 

1) Die Declaration als Eilfracht muß von dem Verſender 
auf dem Fradıtbriefe mit rother Dinte bemerkt werden !). 
Die Bedeutung dieſes Vermerks ift, daß Die Abjendung, 
der Uebergang von einer Bahn auf Die andere, und bie 
Ablieferung des Guts vorzugsweiſe beichleunigt wird, mehr 
ald bei gewöhnlicher Fradıt. 

a) Die Befchleunigung zeigt fich hauptfäkhlich darin, daß Eil: 
gut in der Regel mit einem Perfonen- jedoch (nicht mil 
einem Schnell-) Zuge befördertwirb, wenn ed mindeſtens 
2 Stunden vor Abgang befjelben eingeliefert ift 2); 


—— 


2) A.D. G.* 6 10. und die Zufäße dee M. D., W. D., O. Th., R. Th., 
Main W. u. Leipz. D. zu $ 10. Außerdem Bayern $. 18. Hannov. $ 46. 
Holst. $ 38. Köln M. $. 9. K. Fr. W. Nordb. $ 13. Lub.B. $ 56. Oesterr. 
. 2. Preuss.* 6 55. 56. Sachs. $ 14. 15. Würtemb. $ 56. ' 

1) VBgl. die Citate in Anm.*). 

2) Preuss.* $ 46: „SGilftacht wird mit den gewöhnlichen Perfonenzügen 
(nit mit Bil= oder Schnellgügen) vorzugsweiſe fchleunigit befördert. Gilgüter, 
welche zu fpät eingeliefert wurden, werben jedenfalls mit dem dann zunächſt 
abgehenden Zuge befördert." $ 55. dafelbit Abf. 1. u. 4: „Die Silgüter müffen 
mindeſtens zwei Stunden vor Abgang des Zuges, mit welchen fie abgehen follen, 
in die Büters@rpebition eingeliefert werden. Die Ablieferung des Gilgutes, 
welches mit einem Nachtzuge oder mit dem erftien am nächlten Morgen abges 
henden Zuge befördert werden fol, muß vor 6, beziehungsweife 7 Uhr Abende 
gejhehen. Die Annahme und Ablieferung von Eilgut, Gquipagen und Vieh 
findet zwar aud an Sonn» und Feſttagen ftatt, jedoch nur zu den Tageszeiten, 
welche an ben betreffenden Exrpeditionslofalen durch Anſchlag bekannt gemacht 
werden.” Bol. Anm. 4 Ebenſo N. D. $ 10. 


13 * 
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b) beim Uebergange auf eine andere Bahn daſſelbe |päteftens 
mit dem zweiten, nad) der Ankunft auf der Anjchluß- 
Station von da abgehenden Zuge weiter befördert wird, 
foweit nicht eine Zoll-Abfertigung oder ein anderes Durch 
die Eifenbahnverwaltung nicht abwendbares Hinderniß einen 
Aufenthalt verurſacht?). Daffelbe wird auch in beftimmten, 
fürzer anberaumten Lieferungäfriften *) und zwar 2 Stun- 
den nad) Ankunft des Zugs abgeliefert (vgl. $ 51.) Nah 
mehreren Reglement find die Bahn-Verwaltungen wohl 
befugt, aber nicht verpflichtet, mehr ald 5 Gentner „Eils 
gut” von einem Verſender anzunehmen °). 

2 Güter in gemöhnlider Fracht d. h. Diejenigen, welche 
zu Eilfracht aufgegeben find, werben nad) der Reihenfolge 
ihrer Ginlieferung innerhalb der auf den einzelnen Bahnen 


3) A.D. G.* 6 10. 

4) Bol. Zuſatz I. B. des M. D. u. W. D. zu A. D. G. g 10: „Die Be 
förderung von @ilgut mit den Schnellgügen Tann ber Berfender nicht ver 
langen; als äußerſte Grenze der Lieferzeiten für Gilgüter gilt die Hälfte ber 
Lieferzeiten für Wrachtgüter, (M. D.: jedoch fo, daß, wenn biefe weniger ale 
einen Tag betragen würden, als Minimum ein Tag, und wenn fle ſich auf 
mehr ale 6 Tage berechnen würden, als Marimum 6 Tage gelten). Außer 
ben Lieferfriften bleiben für den Transport 1 bis 2 Mefpecttage vorbehalten, 
nach deren Ablauf, wie bei den Güterfendungen in gewöhnlicher Fracht, bie 
halbe, beziehungsweife die ganze Fracht verfällt. Die Lieferzeit für Gilgüter 
beginnt mit Mittag 12 Uhr, wenn die Aufgabe in den Erpeditionsftunden bes 
Vormittags, fie beginnt mit dem Morgen des folgenden Tages, wenn jene in 
den Grpeditionsftunden des Nachmittags flatigefunden Kat. Der Bors ober 
Nachmittag der Aufgabe, ſowie der Ablieferung beziehungsweiſe der Anmeldung 
ber Anfunft des Gilgutes wird alfo bei den Lieferzeiten nicht mitgerechnet. Der 
Erpeditionsftempel, welcher auf ben Frachtbrief aufgebrüdt wird (vergl. Ver 
einsreglement $ 5) enthält neben dem Datum die Bezeichnung V. ober N. 
(Vormittags, Nachmittags) und iſt für die Berechnung der Lieferfriften maaf- 
gebend.” DBgl. R. Th. u. O. Tb. zu-$ 10. 

4) Gilgut von Leipzig nah Branffurt a. M. und umgefehrt wird and 
mit Schnellzügen befördert, fo daß Güter, welche in Branffurt bie Nachmittags 
3 Uhr und Güter, welche in Leipzig bie Abends 7 Uhr eingeliefert werben, am 
andern Morgen an dem Drte ihrer Beftimmung eintreffen. 

5) Hannov. $ 46. Preuss.® $. 46. 
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reſp. in ben Verbänden beſtehenden Lieferungsfriften *) 
befördert. 

Dei Berechnung der Liefertage wird ber Tag der Aufs 
gabe und der Tag der Ablieferung bzw. Anmeldung des 
Gutes, fowie Sonn» und Feſttage (mit Ausnahme derje- 
nigen, während welcher der Transport auf der Bahn felbft 
geichieht) nicht mitgezählt "). Außer den Liefertagen haben 
fih Die meiſten Bahnverwaltungen auch noch |. g. Re 
fpecttage weiter vorbehalten, nach deren Ablauf erft bie 
Folgen verjpäteter Lieferung eintreten). In den Fällen, 
wo bedeutende Maflen zugleich angekommen find, werben 
die Lieferungsfriften lediglich bis zur wirklich erfolgten Aus- 
ladung der Güter aus den Eijenbahnwagen gerechnet). 





6) A. D. G. $ 10. Rr. 2. Die nah M.D., N. D., W. D., O. Th., R.Th- 
in den verfchledenen Verbänden geltenden Lieferungsfriften für Güter in 
geröhnlicher Kracht finden fi in Anlage XI. zufammengeftellt. 

Main W. zu A. D. G. $ 10: „Die Lieferzeit für Gut in gewöhnlicher 
Fracht wird auf einen Tag beflimmt, wobei übrigens der Tag der Aufgabe und 
ber Tag der Ablieferung refp. Anmeldung bes Buts außer Rechnung bleiben.“ 

M. D., W. D., O. Th., Main W. zu $ 10. u. 14. des A. D. G.; „Die 
Beförderung leerer Emballagen um bie Fracht der zweiten Claſſe geſchieht nur 
nad Gonvenienz der Berwaltungen und wird für Beichädigung der 
jelben feine Garantie geleiſtet.“ 

N. D. $ 10. Nr. 2. fagt allgemein: „Die Verladung wird möglichft bes 
ſchleunigt werben und geſchieht für alle Güter, melde bis zum Mittage des 
dem Abgange eines Zugs vorhergehenden Tages, zum Bahnhofe angefahren find, 
jedenfalls zu dieſem nächften abgehenden Zuge. — Die Abfuhr, wo folde 
geſchieht, ſoll hoͤchſt befchleunigt und längftens binnen zwei Tagen nad ber 
Ankunft auf der Bekimmungsftation geſchehen.“ 

7) gl. M. D., W. D., R. Th., 0. Tb. u. Main W. zu $ 10. Preuss.® 

8) N. D., W.D., O. Th., R. Tb., Muin W. u. Leipz. D. zu $ 10. 
des A. D. G.: „Außer den angegebenen Liefertagen behalten fi die Bahnvers 
waltungen bei den Gütern, welche zum Tariffaß I. befördert werden, Zwei 
Beziehungsweife Bier Nefpecttage vor”. 

„Bird das But innerhalb der erflen zwei Nefpecttage nicht geliefert, fo 
Yerfällt die Halbe Fracht; geichieht die Lieferung erft nad Ablauf von 4 Re⸗ 
fpecttagen , jo verfällt die ganze Fracht.“ 

„Bei Gütern, die nach dem Tariffage II. befördert werden, verfällt die 
halbe Kracht erft nach Ablauf von 4, die ganze Fracht nad Ablauf von 
8 eipecttagen.” 
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Die Lieferzeit vermehrt fi) bei vorfommender Boll- oder 
Steneramtlicher Behandlung der Güter um die hierzu ver- 
wendete Zeit 19). 

Aetzende und andere gefährliche Subſtanzen werben im Mittel: 
deutfchen Verbande nur dann zu den veröffentlichten Rieferfriften 
befördert, wenn Duantitäten von 50 Zollcentner und ‚mehr nad) 
einem und bemfelben Beitimmungdorte gleichzeitig aufgegeben 
werden !ı). 


5 47. 
Folgen verfpäteter Lieferung”). 

Entihädigungsanfprüche wegen verjpäteter Lieferung?) 
follen, wenn die Lieferung um zwei Tage gegen die reglemente: 
mäßige Uebergabefrift und die etwa beftimmten Nefpecttage ver: 
Ipätet wird, auf nicht mehr als auf den Erlaß der halben Fracht, 
und wenn bie Lieferung eine längere Zeit verfpätet fein follte, 
nicht weiter als auf den Erlaß der ganzen Fracht erſtreckt werben 
dürfen! 2a). 0 | 


9) R.Th. I. c. wo zugleidh befimmt wird: „Die Abholung der Vormittags 
angsmeldeten Güter erfolgt in bee Regel im Laufe befielben Tages, bie derjes 
nigen, welche des Nachmittags angemeldet werden, fpäteftens bis zum nächſten 
Mittag. Im gleicher Weife werden die bis Mittag eingetroffenen Güter in ber 
Regel im Laufe defjelben Tages, die Nachmittags eingetroffenen fpäteflens bis 
zum nächften Mittag den Empfängern zugeftellt.* 

10) So ſpricht ſich M.D., W.D., O. Tb. 1. c. zu $5. des A. D. G. aus. 

11) M.D. zu $ 5. des A. D. G. 

*) A. D.G.* $ 10. N. 3 und die Gitate in Anm.*) zu $ 46. 

12) A. D.G. u. N.D. 1. c. Preuss.* $ 56: „Bei Verzögerung der Lie 
ferung von Gilgut um 24 Stunden, Verluft der ganzen Fracht.“ In dem falle, 
wenn burh VBerfpätung der Lieferung der Inhalt befchäbigt bzw. ganz oder 
theilweife werthlos geworden wäre, kann nad den Reglements auch Erfap dieſer 
Beihädigung verlangt werden. Bgl. 5 55 fg. 

12°) Uebrigens Fönnen dieſe Beflimmungen nad den Ausführungen in 
SS 8. u. 9. ©. 21. 25. nur foweit rechtliche Geltung haben, ale es fi um 
gewöhnliche durch leichte Verfehen der Bahnverwaltung (oder beren Beamte ?) 
herbeigeführte DBerzögerungen handelt. Wäre dagegen die verfpätete Lieferung 
durch Argliit oder durch grobe Nachläjfigfeit der Bahnverwaltung veranlaft 
worden, jo würden nach den oben ©. 25. entwidelten Grundfägen, obgleich 
der eben citirte $ bes A. D. G. allgemein eine weitere Haftung fdheint aus 
fliegen zu wollen, eine unbeſchraͤnkte Grfagpflicht für die aug der Verzoͤgerung 
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Solche Entjhädigungsleiftungen wegen verjpäteter Lieferung 
finden aber dann überall, alfo auch in den bezeichneten Grenzen 
nicht ſtatt, 

a) wenn bie Zahl und die Befchaffenheit der vorhandenen 
Betriebsmittel die Verladung nicht thunlich macht, 

b) oder wenn Naturereignifle oder unvorherzufehende Hinder⸗ 
niffe auf den fahrbaren Zuftand der Bahn und deren 
Beförderungsmittel Einfluß haben 1°), oder 

c) wenn die Erledigung von Bolls und Stenerabfertigungs-Bors 
Ichriften die Innehaltung derBeförderungsfriften beeinträchtigt. 

Bei Verjpätung eines Theils einer Sendung kann der 
Entſchaͤdigungsanſpruch wegen verfpäteter Lieferung auf nichts weiter, 
als auf den Erlaß des verhältnismäßigen Theild der Fracht 
in den vorhin beflimmten Grenzen erftredt werben ı*). 


entftandenen Schäden, d. h. auf das volle Intereſſe, weldhes der Abſender bzw. 
Adrefjat als Mitcontrahent daran hat, daß rechtzeitig geliefert werbe, begründet ' 
werden fönnen.“ 1. 2. $ 8. de eo quod certo loc. (13, 4.) — Es läßt fi 
auch nicht verfennen, daß jene befchränfenden Beſtimmungen der Betriebsregles 
ments den Anforderungen des Verkehrs nicht entſprechen, welcher von dem 
Saupitransportmittel volle Gewährleiftung der beflimmten Lieferungsfriften vers 
langen muß, da mit Rüdfiht auf diefelben die Lieferungsverträge abgeſchloſſen 
werden. 

13) A. D. G. 1. c. Preuss.* $ 6. in fine. Im Zweifel über bie Bedeu⸗ 
tung der Worte Naturereignig und unvorhergefehene Hinderniffe flellte die Mage 
deb. Leipz. Bahn an den Mitteld. Verband die Frage: ob eine Verwaltung fid 
ber Verpflichtung entziehen Eönne, den Erſatz für Transportverzögerungen zu 
tragen, welche dadurch entitanden find, daß eine Beichädigung am Zuge einen 
Unfall Herbeiführte, durch den die Bahn zeitweife unfahrbar geworden if. Der 
Verband Hielt dafür, daß bier eine Entihädigungspflicht nicht anzuerfennen fei. 
Geſchichte des Mitteld. Verbands 1. c. €. 371. 

414) Der Mitteld. Berband interpretirt diefe Beſtimmung des A. D. G. 
6 10. letzten Abf. ftreng dahin, daß felbit dann nur der verhältnigmäßige Theil 
der Fracht ale Entfhädigung gefürzt werben fönne, wenn der Adreflat in Folge 
des Zurüdbleibens auch den angefommenen Theil nicht benußen fonnte. Als 
daher ein Berliner Handelshaus die Frachtzahlung für eine Sendung Kork 
Röpfel verweigerte, weil nur ein Theil derſelben rechtzeitig angefonmen,, ein 
anderer aber zurüdgeblichen war und befhalb der erftere nicht ſteueramtlich abe 
gefertigt und nicht in freien Verkehr gefeht werben konnte, beihloß der Verband 
auf Anfrage der Berlin Anhaltifhen Bahn, den Anſpruch auf Grund des 
g 11 Abſ. 2. zurüdzumweifen bzw. folle die Direction wegen verweigerter Zahs 
lung Klage erheben. Geſchichte des Mitteld. Verbandes ©. 371. 


v 
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Zweiter Abjchnitt. 
Berpflihtung zur Berwahrung und unverfehrten Ablieferung. 
1. DieRüdlieferung beim Eifenbahntraneport im Allgemeinen. 


g 48. 


Die Eifenbahnverwaltung ift weiter verpflichtet, die Trans: 
portgegenftände von der Beit der Empfangnahme bi8 zu deren 
Rücklieferung forgfältig zu verwahren bzw. nach bewirkten Trans 
porte zurüdzuliefern, und zwar das Neijegepäd direct an die den 
Gepädichein abgebende Perfon, andere Güter an den im Fracht: 
brief bemerkten Adreſſaten. 

Sn Betreff der Abgabe der Transportgegenftände an die 
anjchließende Bahn vgl. $ 19e. 

Rüdfichtli der Verpflichtung zur Nüdlieferung beftehen 
jedoch nach den verfchiedenen Neglements folgende Modificationen 
und nähere Beftimmungen, 


Modificationen und nähere Befimmungen bezüglich der 
, MNüdlieferung. 
A) Bei Neifegepäd *). 
g 4. 


Das Gepäl wird nur gegen Burüdgabe des Gepädfcheines 
ausgeliefert, welche Rüdgabe die Bahnverwaltung von jedem wel 
teren Anſpruche befreit. | 

In Grmangelung des Gepaͤckſcheins ift die Verwaltung zur 
Aushändigung des Gepädes nur nach vollftändiger Legitimation 
des Eigenthümers (bei Nachweis der Empfangs-Berechtigung gegen 
Ausitelung eines Reverſes und nad) Umftänden gegen Sicherheit 
verpflichtet *). 

*) A. D. P. $ 30. vgl. Anl. III. S. 68. Meiftens wörtlich flimmt mit 
biefem 6 das A. D. P. überein: Baden € 35. Bayern $ 31. Frankf. H. 
$ 28. K. F. W. Nordb. V. 6 9. Lub. B. $ 35. Leipz. D. g 37. Nagdeb. W. 
$ 23. Main N. $ 35. Main W. 6 32. N. D. $ 27. Würtemb. $ 33. Preuss,* 
$ 31. Sachs, $ 39. R. Th. ©. 31 $ 7. Oesterr. $ 28. _ 

1) Bgl. $ 39. und die Gitate in Anm. * "gu vorliegendem $ 49. 
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B) Bei Gquipagen= und Viehtransport. 


$ 50. 

Nah Ankunft auf der Beftimmungsftation wird Die Equipage 
gegen Rüdgabe des Billets, das Vieh gegen NRüdgabe des Vieh 
zettelö ausgeliefert ?). 

Hinfichtlih Der dem Transportnehmer gejegten Frift zum 
Abholen und die Folgen eines Verzugs bierbei vgl. F 9A. 


C) Bei Gütertransport. 


$ 51. 
1) Avbiſirung und Ablieferung der Büter*). 


In Betreff der Rüdlieferung von Gütern enthalten bie 
Neglements folgende Beitimmungen: 

Längftend Binnen 24 Stunden (bei deren Zählung jedoch 
Sonns und Fefttage nicht mitgerechnet werben) nach Ankunft ber 
transportirten Güter an der Beſtimmungsſtation ift: 

a) dasjenige Gut, welches reglementmäßig von ber Eiſen⸗ 
bahnverwaltung zur Wohnung des Adreſſaten zu liefern 
ift, in diefe abzuliefern 2), 

b) rüdjichtlich derjenigen Güter, welche reglementsmäßig Die 
Gifenbahnverwaltung nicht zur Wohnung bed Adreſſaten zu 
befördern hat, dem Adrefiaten den Frachtbrief oder ein 
Avisbrief zuguftellen *), resp. per Poft oder durch übliche 
Öelegenheit zu überjenden, worauf dann Seitens des Adref- 
jaten die Empfangnahme binnen 24 Stunden (bei Deren 


2) Dal. $ 40. 41. 

*) A.D.G.$11, u. Zufäbe bes O. Th. R, Th.u. W.D. Bayern 621. Hannov. 
$ 58. Holst. $ 38. Köln M. $ 10. K. Fr. W. Nordb. XIL $ 14. Lub. B, 
$ 57. Oesterr. $ 21. Preuss. 6 57. Sachs. $ 16, Würtemb. 6 57. 

3) Bol. das Verzeichniß der Cifenbahnen, welche die Ans und Abfuhr 
gewiſſer Büterklafien übernommen haben in Anl. XlIc. 

4) Zufaß des O. Th. u. W. D. zu $ 11: Bei Gütern, welche dem Adrefs 
faten von der Bahnverwaltung zugeführt werden, findet eine vorgängige An⸗ 
meldung nit Statt, 
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Berechnung jedoch ebenfalld Sonn und Feſttage nicht mit: 
gezählt werden) nach geichehener Meldung der Ankunft unter 
Empfangsbefcheinigung bewirkt werden muß >). 

Dei dem auf „Bahnhof restante« geitellten Gütern haben 
die Adrefiaten fi nach der Ankunft zu erfundigen. Sofern jedoch 
der Aufenthaltsort des Adreflaten bekannt ift, wird die Bahnver- 
waltung (jedoch ohne Verpflichtung Dazu) auch Die Ankunft dieſer 
Güter in vorftehend erwähnter Weiſe anmelden ©). 


8. 52. 
2) Bezahlung vor der Ablieferung '). 


Die Auslieferung der Güter Tann erft nad) Berichtigung 
der Fracht und der auf den @ütern etwa Taflenden Auslagen 
gefordert werben”). 

Dei Zurüdhleiben eines Theiled der in demjelben Frachtbriefe 
verzeichneten Sendung darf die Annahme des angefommenen Theild 
und bie Zahlung des verhältnigmäßigen Frachtbetrags vom Adreſ⸗ 
faten nicht verweigert werden. Die Empfangnahme der anges 
fommenen Güter muß fpäteftend 24 Stuuden nad gefommener 
Meldung der Anfunft bewirkt fein ®). 





5) Zufaß des O. Th. u. W. D. gu $ 11. u. N. D. $ 11: Die Beſtim⸗ 
mung, daß Sonns und Felttage bei Berechnung alfer im Bereinsreglement 
beftimmten Friſten nicht mitgezählt werden, findet rüdfichtlih des Transporte 
auf der Bahn jelbft Feine Anwendung. Der Tag der an den Adreſſaten geſche⸗ 
henen Anmeldung ift ale Tag der Ablieferung anzuſehen.“ 

6) K. Fr. W. Nordb. XII. $ 14. Abſ. 2. Preusa.* 6.57. Vgl. jedoch 653. 

*) A. D. G. $ 11. Abf. 4. und die Citate in Anm.*) zu $ 51. 

7) Würde das Gut vor Zahlung der Fracht, Nachnahme u. ſ. w. ausgelies 
fert werden, jo übernimmt der Empfänger Durch die blofe Annahme bes 
Butes die Verpflichtung zu diefer Zahlung nach Maaßgabe des Brachtbriefes; 
dgl. A. D. G- $ 8. und Yrachtbriefs-Formular zum A. D. G. 

Bol. 5 23. No. 4. ©. 140: Die Güter«Erpedienten find angewiejen 
die unfranfirte Sendung erſt nach erfolgter Zahlung der darauf Haftenden Fracht 
nebft Speefen dem Adreſſaten auszuantworten, und wird ſich daher die Bahn⸗ 
verwaltung dieſerhalb an jene ihre Beamten halten ronnen. 

8) A. D. G. 8 11. Abf. 2. 
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§ 53. 
3) Verfahren bei Ablieferungshindernifien *). 


Güter, deren Annahme verweigert wird, und Güter, 
beren Abgabe nicht thunlich geworden®), fowie jolche, welche unter 
der Adreſſe „Bahnhof reftante” laͤnger ald 48 Stunden 10) 
nad) der Ankunft ohne gejchehene Meldung ded Empfängers daſelbſt 
gelagert haben, lagern Ieviglih auf Koften und Gefahr der 
Verſender. Auch hat die Eifenbahn-Verwaltung jederzeit Das Recht 
ſolche Güter den Verſendern entweder unter Erhebung der Fradıt 
und Rüdfracht und etwaiger baarer Auslagen wieder zuzuführen, 
oder fie unter Nachnahme ihrer darauf haftenden Koften und Aus: 
lagen in ein öffentliches Lagerhaus oder, wo ein folches nicht 
vorhanden ift, einem ihr ale bewährt befanuten Spediteur für 
Rechnung und Gefahr defjen, Den es angeht, .auf das Lager zu 
übergeben und fie ba zur ‘Dispofition ded Verfenders zu ftellen 104). 


6 54. 
Fortſetzung *). 
Ebenſo kann die Eifenbahnverwaltung Güter, deren Beitim- 


*) A.D.G. $ 13. und Zuſatz des R. Th. Bayern III. $ 22. Hannov. 
$ 60. Holst. $ 47. Köln M. $ 11. K. Fr. W. Nordb. XII. $ 16. Lub. B. 
5 55. Oesterr. $ 26. Preuss.* 6 59. Sachs. $ 20. Würtemb. $ 59. 

9) 3. B. wenn der Adreſſat am Beflimmungsorte nicht aufzufinden flehet 
bzw. bdenfelben verlafien hat oder inzwiſchen verftorben if. Da nur der Adreſſat 
felbRt durch die Annahme des Guts in den Transportvertrag eintreten kann, fo 
wird man nicht fagen fönnen, daß deſſen Erben eo ipso an die Stelleihres Erb» 
laſſers eintreten und an fie das But abgeliefert werben bürfte, vielmehr wird 
es Hierzu erft des Conſenſes des Abjenders bedürfen. 

10) Preuss. $ 59. fegt den fürzern Termin von 24 Stunden. Thüring. 
$ 59. fügt zu: oder welche über die Stationen, wohin eine Beförderung über: 
nommen voird (NB. nur nach den in den Gütererpebitionen einzufehenden Ber: 
zeichniſſen angegebenen Stationen wirb befördert) hinaus adrefjirt find. 

10a) Vgl. die Gitate in Anm.* au diefem © — R. Tb. zu A. D. G. 8 10: 
„Die Briit, nad deren Berlaufe die nicht abgenommenen Güter an”einen Spe⸗ 
biteur abgegeben werden fönuen, if auf 48 Stunden beichränft.” 

*) Vgl. die Citate in Anın.* zu g 53. 
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mungsort, nidht an der Eifenbahn gelegen iſt, wenn diejelben 
länger ald 3 Tage auf der Eijenbahnftation, von welcher fie nad) 
ihrem Beftimmungsort abzugeben haben, ohne reglementmäßige 
Abnahme lagerten, einem Spediteur zur Weiterbeförderung nad 
dem Beflimmungsorte auf Gefahr und Koften des Verſenders 
überweifen. Auch kann die Gijenbahnverwaltung in dieſem Falle 
nach ihrem Grmefjen zur Weiterbeförberung einer andern Gele 
genheit ebenfalld auf Gefahr und Koften des Verſenders fich 
bedienen !2), 


g 55. 
4) Verkauf verfallener Güter ®). 


Der Verſender erklärt fi) durch die Aufgabe bed Guts 
auch damit einverftanden, daß die Gifenbahn berartige Güter, 
deren Annahme verweigert oder deren Abgabe nicht thunlich ift?2), 
wenn fie dem jchnelleren Verberben ausgejebt find!°), oder nur 
die Fracht, nicht aber auch, die Rüdfradht und Auslagen ficher 
beden, oder endlich ſolche Güter, deren Zurüdnahme vom Verſen⸗ 
der — bei verweigerter Annahme, Seitens des Adreflaten, — 
nad) geſchehenem Angebot abgelehnt wird, ohne weite Sörmlichkeiten 
beftmöglidy verfauft, um ſich für die Fracht und Auslagen bezahlt 
zu machen, jowie den Ueberfchuß dem Abjender zu überweijen !*). 


11) A. D. G.* 13. Abi. 2. fowie die Gitate in Anm.* zu $. 53. unten. 

*) A, D. G. $ 13. Abſ. 3. und ben Zuſatz des R. Th. dazu in Aum. 14 
ſowie die weitern Gitate in Anm.*) zu $ 52. 

12) Bgl. die vorausgehende Anm. 9. 

13) Die Bahnverwaltung würde ſchon als negotiorum gestor hier zum Verkaufe 
Berechtigt fein, indem fie jedenfalls utile Gefchäfte für den Abfender führen würde. 

14) Es iſt diefe Beflimmung der Neglements eine Grweiterung bes dm 
Bahnverwaltungen zuftehenden Metentionsredhts. Vgl. 5. 23b No. 4. (©. 140) 
R. Th. zu A. D. G. $ 13: „Zu dem beftmöglicgen Verkauf der Güter, welde 
nicht an den Adreſſaten gebracht werden können, iſt die Verwaltung berechtigt, 
nicht nur um Fracht und Rüdfracht, fondern auch um die fonftigen Koſten zu 
decken. Merben bei einem ſolchen Verkauf des Gutes Fracht und Auslagen 
nicht vollſtaͤndig gedeckt, fo iſt der Abfender verpflichtet, das Fehlende zus erfatten.” 
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Dritter Abfchnitt. 


Verpflichtung zum Schadenserfage. 


1. (Die (eventuelle) Berpflihtung der Bahnverwaltungen zum 
Ghadenserfage. Allgemeines über gute und richtige Lieferung *). 


g 56. 


Die Garantieen, welche Die Bahnverwaltungen!) gegenüber 
ben die Bahn zum Perfonens oder Gütertransport benußenben 
Publiftum übernommen haben, find theils ſolche, welche fie für bie 
rechtzeitige, theild folche, welde fie für die unverjehrte 
Lieferung der ihnen zum Transporte anvertrauten Gegenftände zu 


*) Nicht zu überfehen ift, daß die von Beſchorner (Deutſch. Eifenbahn- MR. 
$. 120. Anm.) als generelle Norm Hinfichtlih des Schadenserjahes erwähnte 
Beflimmung bes $. 19. der Oefterr. Gifenbahnbetriebs-Ordnung vom 16. Nov. 
1851, welche lautet: „Die BetriebssUinternefmungen haften für die durch eigene 
oder durch Schuld ihrer Beamten und Diener an Perfonen und Sachen zuges 
fügten Beihädigungen: 

1] im Sinne der eingegangenen Berbinblichkeit und nad den über diefe 

Haftung beftehenden befonderen gefeßlichen Anordnungen, 

2] in Grmangelung foldyer, nach ben Beſtimmungen des allgemeinen buͤrger⸗ 

lichen Geſetzbuches über Schadenserſatz;“ 
durch die bereite vor ſehhs Jahren (am 16. Auguſt 1852) publicirten neuen 
Beſtimmungen über Haftung und Verſicherung beim Sachen⸗Transporte auf 
der K. K. nörbliden, füdlihen und ſüdöſtlichen Staatseiſenbahn, was bie 
Defterr. Eiſenbahnen anlangt, außer Wirkfamfeit getreten find. Vgl. den Ein- 
gang diefer als Anlage IV. (©. 74.) der im Anlageheft diefes Werkes beige 
fügten Neuen Beſtimmungen von 1852, welche im Folgenden unter: Oesterr.® 
eitirt werden follen, zum Unterjchiebe von dein Oeſterr. Betriebsreglement von 
1853, was in Betreff der Haftverbindlichkeit (ſowohl was den Bepäd- als auch 
was den Gütertransport anlangt) ſich Lediglich auf jene neuen Beflimmungen 
Bezicht, ohne zu denfelben weitere Zufäge zu geben. Oesterr.* enthält übrigens 
Bedeutende Brweiterungen in Betreff der Haftpflicht der Oeſterr. Vahnverwaltungen 
gegen die älteren Borfhriften von 1851. 

1) Alles, was im Kolgenden über die Haftpflicht der Bahnverwaltungen 
gefagt wird, gilt aud für die Verbände Hinfihtlid des von einem berfelben als 
Societaͤtsmitglied übernommenen Transports (im birecten Verkehre). 


206 Eriter Titel. Kap. II. Abſchnitt DL. [$ 56. 


Ietften hat. Kurzdie Bahnverwaltung hat im Allgemeinen 
für gute und richtige Lieferung einzuftehen?). 

Mas die richtige (rechtzeitige) Lieferung anlangt, fo ift jedoch 
das Nöthige über die eventuelle Verpflichtung der Bahnverwaltungen 
zum Schadenserſatze bei verjpäteter Ankunft am Beſtimmungsorte, 
bereit in $. 31. (nämlidy binfichtlic des Verfonentransport3) und 
in $. 47 (hinſichtlich des Gütertransports) bemerkt worden, jo daß 
wir in Folgendem nur noch die Frage zu unterfuchen haben: in 
wie weit (rechtsgültigerweile) Die Bahnverwaltungen nad Inhalt 
ihrer Reglement? zum Schadenserſatze verpflichtet find, wenn fie 
die zum Transport übernommenen Begenftände überhaupt nicht, 
ober dvohnichtunverjehrt an dem Beitimmungsorte abliefern, 
über welche Frage dieſer dritte Abſchnitt Des Kap. IL. handeln wird. 

Statt hier den bisherigen, im ganzen leichtern Weg zu nehmen 
und von den einzelnen Zransportgattungen (Perfonen-, Gepaͤck⸗ 
Equipagen⸗, Vieh⸗ und Güter-Trandport) ald Haupt-Eintheilungen 
ausgehend, bei jeder berjelben Die fie betreffenden Beftimmungen 
ber Neglement3 über die Haftpflicht anzugeben, werden wir in 
Folgendem zunähft von den SHauptmomenten, welche bei der 
Schadenserſatzpflicht in Betracht kommen und fich bereit3 in dem 
A. D. 6. zu einem Syſtem entwidelt finden, ausgehen und fodann 
verfuchen, jedes dieſer Momente bei den verjchiebenen Transport: 
gattungen zu verfolgen. Möchte e8 auf Diefe Weile gelingen, ein 
klares und überfichtliches Bild der von den Eijenbahn-Neglements 
in diejer jo wichtigen und etwas verwidelten Materie aufgeftellten 
Grundfähe zu geben >). 


2) Unter guter Lieferung verftcht befanntlih bie Handelsfpradhe: unbe 
fHädigte, unter richtiger, zu rechter Zeit gefchehene Lieferung. Vgl. Münter 
Frachtführer: R. Abth. I. S. 104, 

3) Als Ueberblid über diefen dritten Abſchnitt diene folgender Abriß: 

I. Allgemeines über richtige und gute Lieferung . . 8 56. 
II. Dauer der Haftpflicht bei Perſonen⸗ und Bütertraneport $ 57. 
III. Nähere Beitimmungen über einzelne Fälle ber Haftpflicht: 

A. bei Berfonentransport -. . . 2. . 5 58. 
B. bei Sachen (Gepäd:, Cquipagen⸗, Dicke und Güter 
Transport): 


657), Abſchnitt III. (Verpfl. zum Schadenserſatze). 207 


IL Dauer der Verantwortlichkeit zum Schadenserſatze. 
$. 57. 


Zunächſt werben wir hier die (auch in allen Güter-Reglements 
bei dieſer Materie vorausgeftellte) Frage zu beantworten haben: 
innerhalb welches Zeitraumes die VBeichädigungen und Verlufte an 
den der Eifenbahn-Berwaltung zum Transport anvertrauten Gegen- 
ftänden vorgefallen ſein müſſen, wenn irgend Die Bahnverwaltung 
dafür haften fol. In diefer Beziehung ift Folgendes zu bemerken: 

A. Die Verantwortlicyfeit der Bahnverwaltung zum Schadeng- 
erjabe beginnt: 

a. bei Berjonentransport: mit dem Betreten des Bahnhofes 

nach gelöftem Billete *); 


Een — — ur — 





1] dei gänzlichem oder theilweiſem Abhandenkommen 
eines Collo (Haftung für Diebſtahl): 
a. bei Abhandenkommen eines Coll. -. . » . .» $ 59 60. 
Haftung für Gepädträger und Güterführer . . . 8 61. 
b. Haftung bei blofen Gewichtsdefecten ohne außerücht 
Beſchaͤdigung des Golo . . 0. . $ 62, 
2] bei Beihädigungen und Bernitungen: 
a. des blofen Inhalts der Sendung, bei äußerlich nicht 
erfennbarer Beihädigung des Collo . . . . . $ 63. 
b. Beihädigung oder Vernichtung des Golloburh Heuer $ 64—68, 
c. äußerlich erkennbare Beichädigung oder Vernichtung 


durch andere Breignife  - - 2 2 20. -..6 69-75. 
IV. Umfang der Entſchaͤdigungopflicht: 
A. beim Berfonentranspott - © 2 0 2 2 0 0. ‚ 6 76. 
B. beim Sadentransport: 
1] Wertämeflr . - FE . 5 77. 
2] gewöhnlidhes Grfag-Marimum ee. 5 78. 
3] die f. g. Befiherung » o 2 0 0 0 nen 6 79-80. 


Regulirtung des Schadenserſatzes mit dem Adreflaten $ 81. 
V. Wegfall der Entſchaͤdigungopflicht: 

1] bei unabwendbaren Greignifien - . . eo. 0. $ 82-83, 
2] bei concurrirendem Berfchulden besMeifenben — o. Abſenders 8 84, 
3] bei verfäumter Anmeldung des Entſchaͤdigungsanſpruchs. 6 85. 

VI. Wegfall der in den Betriebs⸗Reglements vorbehaltenen 
Beihränkungen der Erfabpfiht . - oo 0. . $ 86. 
4) Es ergiebt fich diefes aus der Natur der Sache, wenn die Reglemente 
auch Hierüber nichts erwähnen. Würde ein Reiſender auf dem Bahnhofe nad 
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b. biGepäd und &Equipagen-Transport: vom Zeitpunkte 
der Annahme derjelben Durch Die mit dieſer Annahme beauf- 
tragten Beamten®), bzw. der mit Der Annahme verbundenen 
Austellung und Aushändigung des Gepäd-, bzw. Transport: 
ſcheines ©); 

ec. bei Vieh- und Gütertransport in ganzen Wagen 


gelöftem Billet ohne fein Verfchulden befhädigt (3. B. dur eine Locomotive, 
welche durch Verfchulden der Beamten aus dem Gleife fämesc.), fo würde er 
aus. dem Transportvertrag Flagen fönnen, welcher die Bahnverwaltungen vers 
pflichtet, ihre Ginrihtungen fo zu treffen, daß das reifende Publikum an ben 
ihnen zugewiefenen Räumen vor Beihädigungen gefichert iſt. 

5) „Vom Zeitpunfte des Empfangs“. So brüdt ih aus: N. D. g 28. 
litt. e. Bad. $ 36. litt. e. K. Fr. W. Nordb, V. $ 10. litt, e. Leipz. D. $ 28. 
lite. d. Lub. B. $ 34. litt, o. Magdeb. W. $ 24, litt. e. Main N. $ 36. litt. e. 
MeinW . & 33. litt. e. Sachs. $ 40. litt. e. Würtemb. $ 30. 

6) „Bon der Ausftelung bes Reifegepädicheins an”; Bayern 6 34. Frankl. 
H. $ 28. Holst. $ 24. ' 

„Bon dem Zeitpunfte der (Ausftellung und) Aushändigung des Gepaͤck⸗ 
ſcheins“: A. D. P. $ 31. Preuss.* $ 32. 

„Vom YAugenblide der Empfangnahme des über einen aufgegebenen Gegen⸗ 
Rand ausgeftellten Aufnahmsſcheins (Recipiſſes)“: Oesterr.* 6 8 L. 

Es laßt ſich nicht annehmen, daß die betreffenden Bahnverwaltungen mit 
diefen in diefer Anm. 6 aufgeführten Ausdrüden eine Haftung für die von 
ihnen angeftellten und von ihnen bezahlten Arbeiter (Wieger2c.) in Beziehung auf 
diejenigen Handlungen ausichliegen wollen, welche die gewöhnlich unmittelbar 
vor Ausftellung des Gepädicheins eintretende Annahme des Gepäcks betreffen. 
Die Ausdrüde: „Ausitellung des Gepäckſcheins“ find vielmehr wohl als gleich⸗ 
bedeutend mit der „Annahme des Gepäcks von Seiten ber Gepäd-Grpedition” 
anzujehen, zumal die Annahme des Gepäds als ein Theil des Transportgeichäfts 
ericheint, in Beziehung, auf welches nicht anzunehmen if, daß die Haftung für 
das Dienfiperfonal abfolut abgelehnt werden fol. — Anders geftaltet fi 
natürlid) die Sache, wenn ein Meifender (etwa vor der orbnungsmäßigen rs 
pebitionszeit) fein Gepaͤck dem Bahnhofs⸗Portier oder auch einem Wieger ober 
fonftigen untergeorbneten Bahnhofs» Beamten übergibt. Hier kann fi der 
Meifende allein an imen Beamten, welchem er als Beauftragtem oder Depofitar 
feine Sache anvertraut bat, halten. Die Haftpflicht der Bahnverwaltung beginnt 
bier erft mit der Uebergabe des Transportgegenftands an den mit ber Annahme 
deſſelben befonders beauftragten Beamten. 

Hinfihtlih des EquipagensTransports vgl. 5 67 und 70. 
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ladungen, erft mit der Einladung (und Befejtigumg) bes 
Viehes in die Eifenbahnwagen ; 7) 

a. bei dem übrigen Gütertransport: mit ver Annahme des Gutes 
buch bie Güter-Exrpebition ober durch andere mit der Annahme 
beauftragte Bebienftete der Bahnverwaltung. ®) 

Man Hat darüber vor Gericht geftritten, in welcher Handlung 
biefe Annahme des Gutes beftehe, insbeſondere varüber, ob biefelbe 
ſchon dadurch als erfolgt anzunehmen fet, daß ver vie Güter-Annahme 
beforgenne Eifenbahnbeamte (Bahnhofs -DVerwalter 2c.) Bahnhofs⸗ 
Arbeiter anheift, die betreffenden Güter von den vor dem Güter-- 
fhuppen (auf dem gewöhnlichen Abladungsorte) haltenden Wagen 
bes Verſenders abzulaven und in den Güterfchuppen zu bringen. 9) 

Es läßt fich dieſe Frage nicht allgemein beantworten, man muß 
vielmehr wohl bei verfelben folgendermaßen unterfcheiben:: 

Während bei den unter c aufgeführten Gegenftänden (Vieh—⸗ 
transport 2c.) die Annahme erjt nach erfolgter Einlabung derſelben 
von Seiten des Abſenders in die Eifenbahnwagen beginnt, fteht zu d 
foviel unzweifelhaft feit, daß Hinfichtlih Diefer Güter das Aufladen 
auf die Eifenbahnwagen vom Güterboven ab Sache ver Bahnverwal⸗ 
tungen ift. Die Annahme biefer Güter geht dieſem Momente aber 
noch voraus. — In den Fällen nämlih, wo die Anfuhr von ber 
Bahnıverwaltung beforgt wird (vergl. 8. 42 a, Anm. 8), gefchieht 
biefelbe mit dem Momente, wo bie Güter von ver Behanfung des 
Abſenders (und zwar von dem Wufladeplage, zu welchem das Fuhr⸗ 
wer? des mit dem Abholen der Güter von der Bahnverwaltung 
beauftragten Fuhrmannes Zugang erlangt hat) durch bie Leute des 
Eifenbahn-Fuhrmannes aufgeladen werben. 19) 


7) A.D. P. 6 40 und die übrigen Eitate im 8. 41, Anm. 9. Vergl. 
auch 56 68 u. 71. 

8) A. D. G. $ 14. No. 1. Bayern $ 23. Preuss. * 6 60. No. 1: „mit 
Annahme des Guts burch bie betreffenden Beamten.“ Oesterr.* 6 8 I: „vom 
Augenblid der Empfangnabme bes Aufgabefcheins.“ Hannov. $ 67. No. 1. 
Köln-M. $ 12, No. 1. Krf. Fr. W. Nordb. XII. $ 17. No. 1. Lũh. B. 
6 59, No. 1. Leipz. D. $ 14. No. 1. Sechs. $ 21. No. 1. Württemb, 
& 60. No, 1. ftimmen meiftens wörtlid mit A. D. G. überein, 

9) Bol. den Holfteiner Rechtsfall in Anlage XV. 

10) Vgl. $. 42a, Anmerk. 7 u. 10, auch den Hamburger Rechtefall in 
Anlage XXb, insbefondere bie Anmerk. S. 247 des Anlageheftes. 

14 
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Da, wo bie Anfuhr nicht von ber Bahnverwaltung gefchieht, 
erfolgt die Empfangnahme erſt auf dem Güterboben. felbft und ift 
das Abladen von ven FZuhrwerlen Sache bes Verſenders. 11) 

Die Haftung der Bahnverwaltung für culpofe Handlungen bes 
Fuhrmanns und deſſen Gehülfen beginnt alfo im erfteren Bulle be- 
reits mit den eigentlichen Auflade- Handlungen 12) [im Gegenfat 
zu tem Heranbringen an bas Fuhrwerk von entfernten Räumen, 
welches auf Gefahr des Abſenders wenn auch felbit durch die Leute 
des Cijenbahnfuhrmanns gejchieht] 13), im letzteren Falle dagegen 
erjt nachdem die Abladung auf die Eifenbahn-Güterböven auf Gefahr 
des Aufgebers, wenn auch felbit durch Bahnhofs⸗Arbeiter gefchehen 
ift. 18), 

B. Jene Berantwortlichkeit dauert: 

zu a. bis zum Verlaſſen des Bahnhofes; 15) 
zu b. binfichtlich des Gepäds bis zur gefchebenen Ausliefe- 


11) Bol. die Eitate in Anmerk. 8. 

12) Es entfpricht diefes durchaus ben Beftimmungen des RR. Pol. 1. 25, 
6 7. locat. cond.: qui columnam transportandam eonduxit, si ea, dum 
tollitur, aut portatur aut reponitur, fracta sit, ita id periculum 
praestat, si qua ipsius, corumque quorum opera uteretur, culpa acciderit. 

Culpa autem abest, si omnia facta sunt, quae dili- 
gentiesimus quisque observaturus fuisset. Idem scilicet 
intelligimus, et si dolia vel tignum transportandum aliquis sonduxerit, 
idemque ad caeteras res transferri potest. 

Sorge tes Abfenders, insbeſondere bes fachverfländigen Kaufmanns m 
es aber, für gutes Hebezeug zu forgen, insbeſondere, wenn die aufzuladenden 
Eoilts von bedeutenderem Gewichte find, vgl. $. 42a, Anm. 7. Erfcheint ber 
Abſender als Kunftverftändiger (Kaufmann, Spebiteur 2c.), fo tft übrigens 
der Fuhrmann berechtigt, auf deffen Hebezeuge (Wagenleitern, Windeſeile x.) 
auch ohne Unterfuchung derfelben zu vertrauen. Immer wirb aber der Fuhr- 
mann bei Beſchädigungen beim Abladen durch das Brechen der Lade⸗Inſtru⸗ 
mente (des Abfjenders) außer Schuld erfeheinen (unb daher die Bahnverwal- 
tung für deifen Handlung nicht haften), wenn er jene Inftrumente 
gehörig beſichtigt und diefelben tüchtig befunden bat. Bricht num ben- 
noch die Leiter, das Seil beim Aufladen und. geht dadurch bas Gut gan 
oder theilweife zu Grunde, fo erfeheint ſolches als ein casus, Welchen, ber Ab⸗ 
fender zu tragen hat. Vgl. Münter Frachtführer⸗R. 8 12. 

13) Vgl. $ 42 a Anm. 7 und Anlage XXb. 

14) Vgl. die Citate zu $ 42 a Anm. 10, ſowie Anlage XV, das biefe 
Frage entfcheidende Ertenninig des Holflein. Obergerichte zu Glückſtadt vom 
23. März 1852, bezw. bie dort gegebenen Ensfüeibungsgränse, 

15) Vgl, Anm. 1. 
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rımg, und wenn biefe unthunlich wird, längftens bis zum 
Ablaufe von 24 (oder nach mehreren Reglements von 48 1°) 
Stunden von der Zeit der Ankunft des Gepäcks an dem 
Beitimmungsorte 77), hinfichtlih Equipagen bis 5 Stun« 
den nach der wirklichen over fingirten Ankunft berfelben 
auf der Beitimmungsftation, bzw. 5 Stunden nad) Benach⸗ 
richtigung des Adreſſaten von ber Ankunft; 13) 

zu c, Hunde müſſen jofort nach der Ankunft auf ver Beftim- 
mungsftation 19), Pferde eine Stunde nachher, ande- 
res Vieh fpätejtend 2 Stunden nachher vom Empfänger 
ausgeladen und abgeführt werben, und wirb nicht Länger, 
als bis zu den angegebenen Momenten, wo die Auslabung 
zu gefchehen hat, für Vieh [wenn überhaupt von der Ver« 
waltung eine Garantie übernommen fein follte, vgl. $. 71] 
gehaftet; 2°) 


— t— 


16) Oesterr. $ 8. J. litt. c. 

17) 2gl. A. D. P. $ 31. litt. c, womit (meiftens wörtlich) überein- 
fimmt: N. D. $ 28. litt. e. Bad. $ 36. litt. e. Bayern $ 34. Ilannov. 
& 30. litt. e. Holst. $ 24. K. Fr. W. Nordb. V. $ 10. litt. e. Leipz. D. 
6%. litt. o. Lüb. B. $ 34. litt. e. Magdeb. W. $ 24. litt. e. Main N. 
6 36. litt. e. Main W. $ 33. litt. e. Preuss. * $ 32, litt. c. Sachs. $ 40, 
litt. e. Württemb. $ 30. No. 5. — W. D. beitimmt (und ift diefes auch 
in ben Sepädicheinen des Weſtd. Verbands ausprüklih gefagt), daß bie 
Saftung für pas Gepäd bis zu 24 Stunden nad) Ablauf der Gültigkeit bes 
gelöen Reifebillets dauert. 

18) A. D. P. $ 38, Abf. 2: „Die VBerantwortlichlett . . . berechnet.“ — 
5 37: „Trifft der Zug auf der Beitimmungsftation erft nad) 6 Uhr Abends 
ein, fo läuft die Friſt erfi von Morgen 6 Uhr an.” Die Haftverbindlichkeit 
ber Derwaltung dauert alfo in einem foldhen Falle bis den nächſten Morgen 
um 11 Uhr. 

19) A. D. P. $ 42 (Hunde): 

Die Verwaltung ift befugt, Hunde, welche innerhalb dreier Stunden nad 
Ankunft des Zuges am Beftimmungsorte (Nordb. auf Zwifchenftationen bis 
zur Abfahrt des Zugs) nicht abgeholt find, entlaufen zu laſſen. 

20) A. D. P. $6 43 (Pferde) S AA (anderes Dieb) R. Th. V. S 3. 
K. Fr. W. Nordb. IX. $ 10. eod. III. 8. 9 u. VI in fin. „feine Haftung 
für Beſchädigung beim Ein- und Ausladen Chinfichtlih Pferde und anderen 
Biehs)⸗. 

Nach den Reglements wird für Beſchädigungen beim Ausladen (welches 
der Abſender, bzw. Empfänger, zu beſorgen hat) keine Haftung übernommen. 
R. Th. V. 6 3, Preuss.* © 41, 42. Magdb. W. $ 39, 44. Leipz. D. SAD, 


14* 
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zu d. bis zu dem Zeitpunfte, wo das Gut auf ver Beftim- 
mungsftation nach dem betreffenden Reglement in Empfang 
genommen fein muß, alſo Längftend bis zu dem Ablaufe 
von 24 Stunden nach der dem Aoreffaten gejchehenen Diel- 
dung der Ankunft am Beftimmungsorte. 2!) 

Bei allen Gütern hingegen, welche durch pie Ver- 
waltung an die Wohnung des Adreſſaten oder an 
andere Orte, 3. B. Padhöfe, Lagerhäufer, Revi— 
fionsfhuppen u. f. w. zu führen find, dauert bie 
Berantwortlichleit bis zur Ablieferung dahin. 22) 

Hinſichtlich aller Transportgegenjtände, welche durch die Ver: 
waltung in Folge angenommenen Auftrags an eine benachbarte 
Eifenbahn-Verwaltung abzuliefern find, dauert die Haftzeit bis zur 
Ablieferung an dieſe. 23) 

Abgefehben von den im vorftehenden Paragraphen erörterten 
Fragen beftehen nach ben verfchievenen Betriebs» Reglements fol- 
gende Mopificationen und näheren Beſtimmungen ver 
erwähnten Erfagpflicht. 


21) A. D. G. $ 14. No. 1 vgl, mit A. D. G. $ 11, wo es heißt: 

Längftens binnen 24 Stunden nad Ankunft der transportirten Güter 
wird den Aoreffaten der Srachtbrief oder ein Anvtshrief.zugeftellt, resp. 
per Soft over Durch übliche Gelegenheit überfendet. R. Th. Zufag zu S 14 
cit. : „ber Adreffat ift gehalten, die in den Stunden von Morgens 6 Uhr bis 
Abends 6 Uhr ihm zugeführten Güter in Empfang zu nehmen,“ 

Die Empfangnahme der angelommenen Güter muß fpäteftens 
2A Stunden nad geſchehener Meldung der Ankunft bewirkt werben. 

22) A. D. G. $ 14. No. 1 vgl. mit A. D. G. $ 1, Abf. 3. Bayern 
8. 23 in fin. Vgl. überhaupt zu lit, c die fämmtlichen in der vorausgehen- 
den Anm. 8 aufgeführten Citate. 

Bessel und Kühlwetter Preußifches Eiſenbahnrecht, Bd. II, 6. 118 ſtellt 
die Anficht auf, daß mwenigftens auf den Preußiſchen Bahnen die Berantwort- 
lichkeit der Bahnverwaltung während ber Zeit ruhe, wo nicht eine Beförbe 
rung , eine Fortbewegung des Gutes auf der Bahn wirklich flattfinde. Diefe 
Anficht ift gewiß irig, denn, wenn ein Transport⸗Gegenſtand zu feiner 
Weiterbeförderung abgeladen und irgendwo an der Bahn niedergelegt werben 
muß, um wieder aufgeladen zu werben, fo gehört auch jenes Nieberlegen zur 
Beförderung; auch fpricht gegen diefe Anficht die auspritdkliche Beftimmung bes 
$ 60 des Berriebs-Reglements für die Preußiſchen Stants-Eifenbahnen ⁊c. 

23) VBgl. übrigens in Beziehung auf die Fäle, wo die Abgabe an eine 
andere Bahnverwaltung gefchehen muß, $ 19 fig. u. SS 110 — 113, 
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A. Haftung der Bahnverwaltungen für körperliche Beſchä— 
digungen von, ihr zum Transport anvertrauten Reiſenden. 


8. 58. 


Die Bahnverwaltung der Yrankfurt- Hanauer Eifenbahn machte 
gegenüber einem Civil» Unfpruche auf Schabenserfa wegen Körper⸗ 
verlegung eines Reiſenden, welcher auf ihrer Bahn bei einem 
Unglüdsfalle Schaven gelitten hatte, geltend: 

»eine Eifenbahnverwaltung trete mit dem, welcher vas 
Fahrgeld bezahle, nur in foweit in ein vertragsmäßiges Ver- 
hältniß, als fie die Verpflichtung zur Beförderung innerhalb 
beftimmter Zeit übernehme, nicht die weitere, Die Reiſenden 
wohlbehalten zu förbern.« %) 

In allen vrei Inſtanzen wurde die genannte Bahnverwaltung 
von den Frankfurter Gerichten (zulegt nach ertheiltem gründlichen 
Gutachten ver Tübinger Yuriften- Fakultät) al8 völlig ungerecht- 
fertigt zurüdigewiefen. — Es iſt auch nicht abzufehen, warum vie - 
Bahnverwaltungen, welche unzweifelhaft mit den Reiſenden durch 
Löfung des Tahrbillets in ein Vertragsverhältniß treten, nur zur 
bloßen rechtzeitigen Beförderung verpflichtet fein follen. Aus ver 
Natur des Verkehrsmittels der Eifenbahnen, welche wie Poſten und 
Suhrleute den Transport von Berfonen und Sachen übernehmen 
und wie dieſe Zransport-Unternehmungen die Anwendung beſonderer 
technifcher Kenntniſſe Seitens der Unternehmer erforvern, gebt 
hervor, daß die Bahnverwaltungen (bei Gleichheit des Gruͤndes) 
nicht blos hinfichtlich der ihnen zur Beförderung übergebenen Güter, 
fondern auch Hinfichtlich ver zum Transport angenommenen Perjonen 
(zumal bei der bejonveren Gefährlichkeit des Transportmittels) vie 
höchſte technifche Vorſicht vertragsmäßig anwenden müflen. 2) Sie 


1) Bol. Anlage XVITIb. ©. 204. 

2) Bol. in Anlage XVILLb die Erfenntniffe 1fter, Ater und insbefondere 
Ster Inſtanz, fowie das in $. 18, Anm. 5 (S. 80) mitgetheilte Erf. des 
©. 9. 6. zu Mannheim, und Pöhle, das Recht der Actiengefellfhaften, 
©. 109 u. 110: „In Beziehung auf die Beförderung von Perfonen ober 
@ütern tritt zwifchen der Gefellfhaft und jedem Einzelnen das Verhältniß 
des Mietbeontracts ein.“ — „Unleugbar ift die Eifenbapngefellichaft verpflichtet, 
in jeder Art für die Sicherheit des Unternehmens zu forgen (Sächſ. Mandat 
vom 4. Januar 1820, 8 A. DBerorbn. vom 3. Juli 1835, Art.1. Preuß. Gef. 
som 3. November 1838, 8 8 24. 25) und es ift Daher ganz richtig, wenn bei 
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haben alfo bei dem Perfonen- wie bei dem Gütertransport nicht 
nur für vie rechtzeitige, fondern auch für die unverſehrte Be— 
förderung an den Beftimmungsort zu forgen. ?) Nur das wird 
man zugeben müſſen, daß die Bahnverwaltungen die Macht haben, 
durch autonomifche Beftimmungen (in den Betrieb8-Neglements) dieſe 
ihre an und für fich aus der Natur des Transport-Verhältniſſes 
entjpringende contractliche Haftpflicht zu bejchränfen. *) 

Sehen wir nach dieſen vorausgefchidten Bemerkungen, was für 
Beitimmungen die Eifenbahn-PVetriebs- Reglementd in Betreff ver 
vorliegenden Frage enthalten und wie in Folge diefer Beftimmungen 
bie Beweisfrage bei Entjchäpigungs - Anfprühen von Reiſenden, 
welche bei Eifenbahn- Unfällen verlegt fein wollen, fich geftalte. 

Wir finden in dieſer Beziehung einen Unterfchied zwifchen ben 
Preußiſchen und den übrigen Betriebs⸗-Reglements. 

1) In den Betriebs-Reglements für die Berlin Anhalter, die 
Berlin - Stettiner, die Thüringifche Eifenbahn, die Preußifchen 
Staatsbahnen und die unter Verwaltung des Preußifchen Staates 
jtehenden Bahnen 5) und zwar in $. 23 viefer auch faft durchgängig 


eintretendem Unglüdsfalle die Gefährlichkeit deffelben nicht ale Entſchuldigung 
gilt, vielmehr unbedingt Schabenerfag von berfelben gefordert werben kann, 
wenn gleich Preußen den unabwendbaren Äußeren Zufall ausnimmt.“ 

3) Sehr richtig fügt in diefer Beziehung in Anlage XVIIIb das Erf. 
3ter Inſtanz: Der Natur der Sache nach geht der Vertrag nicht dahin, daß 
der Reifende von einem Orte zum anderen, gleichgültig, ob er unverfehrt oder 
mit gebrochenen Glicdern an biefen Beltimmungsort gebracht werbe, ſondern 
dahin, daß er unverfehrt dahin gebracht werde, daß wenigftens von 
Seiten der Verwaltung alle Sorgfalt getroffen fei, und merbe, um ihn wohl⸗ 
behalten dahin zu bringen ꝛc. Wohl ſetzt ſich der Reifende wiffentlich ben 
mit den Eifenbahnen verbundenen Gefahren aus, aber nicht in dem Sinne, 
dag er vom Standpunkte des Vertrags aus, feine Perfon gleihfam der Ver⸗ 
wultung Preis giebt, und fo zu fagen auf eigene Gefahr reift, resp. auf die 
ber Verwaltung ipso jure aufliegende Sorgfalt verzichtet, fonbern, nur in 
dem Einne, daß er die jenfeits der Vertragspflichten Tiegenden Gefahren auf 
fi) nimmt, dagegen aber vorausfegt, dap von Seiten der Verwaltung und 
ihrer Bedienfteten vertragsmäßtg alle Sorgfalt angewendet werbe, um feine 
Herfon mohlbehalten zu befördern, d. h. Unglüd zu verhüten, 

4) Vgl. $ 7 (S. 38 fg.). 

5) Vergl. das Verzeichniß der Deutſchen, bezw. Preuß. Eiſenbahnen, 
S. 9— 13, wo die Preuß. Staatsbahnen mit *, die unter Verwaltung des 
Preuß. Staats fichenden mit * * bezeichnet find, | 
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wörtlich gleichlautenvden Reglements, finvet ſich über die Haftver- 
binblichfeit der genannten Bahnverwaltungen in Fällen Törperlicher 
Berletzung von Reifenven eine Beftimmung folgenden Inhalts: 
„Wenn ein Neifenber während ver Eifenbahnfahrt durch 
„dieſe eine koͤrperliche Beſchädigung erleivet, welche weder 
eigener Schuld noch der Schuld eines Mitreifenven zur Laft 
"füllt, noch durch unabwenpbaren Zufall herbeigeführt worden 
vift, °) fo leiftet die Verwaltung ihm Erfaß für die entftan- 
„denen Kurkoſten, eine weitere Entfehäpigungspflicht Liegt 
„ber Verwaltung nicht ob. 7) 


Es leidet feinen Zweifel, daß ſowohl nach der Natur ver Sache, 
als nach ver gefeglichen Beftimmung des PBreußifchen Gefetes tom 
3. November 1838 und nach dem, was oben Seite 51, in Note 17 
aus Koch, das Recht der Forderungen, angeführt ift, ver Klage auf 
biefe Kurkoften gegenüber die Bahnverwaltung ven Beweis (ihrer 
Einrede) zu führen hat, daß die fragliche Beſchädigung durch einen 
unabwenbbaren Zufall, oder durch Schuld des Reiſenden ober der 
Mitreifenven herbeigeführt jet. 

2) Yu den übrigen deutſchen Betriebs-Reglements 
finden fih nicht irgend welche Beſtimmungen über bie Fälle ber 


— 


6) Preuss. (vgl. das Betriebs⸗Reglement der Niederſchleſ. Märkifchen 
Bahn) Hat diefen Paffus „noch durch unabwendbaren Zufall berbeigeführt 
morben iſt⸗ nichts jeboch muß man, da offenbar bie Abficht des Reglements 
iM, die Schapenserfa-Pfliht ber Verwaltung zu befchränken, annchmen, 
daß fie das ihr gefeglich zuftehende Recht durch Nachweis eines unabmend- 
baren Zufalls jede Erfappflicht auszuſchließen, damit nicht bat aufgeben 
wollen, und wirb biefer Daher jener Nachweis ebenfalls freifteben. 

7) Nah dem 8 AO des Betriebs -Reglements für die Oberfchlefifche und 
Retfie- Brieger Bahn ſteht jedoch felbft ein foldder Anſpruch auf Erſatz der 
Kurkoſten demjenigen Reifenden nicht zu, welcher auf einer Equipage feinen 
St genommen und ba die Beſchädigung erlitten hat; während von einem 
folgen Fall es zweifelhaft fein könnte, ob er ſchon am ſich in die Kategorie 
ber durch eigene Schuld des Reiſenden verurfachten Unfälle gehöre. 

M. €. würde auch in einem ſolchen Falle dem Reiſenden jeboch ber 
(freilich ſchwierige) Beweis nachgelaffen werden müffen, daß nur durch dolus 
oder culpa lata der Bahnverwaltung bie Verlegung eingetreten fei, da in 
Folge des Umſtandes, daß andere Bahnen das GSigenbleiben auf ben Equi⸗ 
pagen geflatten (vgl. S 400, Anm. 12), dieſes Verfahren des Reifenden als 
ein an fich gefahrbringendes und cutpofes nicht wohl angeſehen werben kann, 
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örperlichen Beſchädigung oder Toͤdtung ®) ver auf einer Eifenbahn 
reifenden Perfonen. ?) 

Es finden alfo auf die Fälle körperlicher Verlegung, welche auf 
einer biejer übrigen deutſchen Eifenbahnen vorfallen, lediglich vie 
allgemeinen gefetlichen Beitimmungen Anwendung, welche in vem 
Gap. I des erjten Ziteld vargeftellt worden find. 19) 


— — 


8) Die Fälle körperlicher Verletzung und Tödtung von Reiſenden auf 
den deutſchen Eiſenbahnen ſind gottlob ſehr ſelten. 

Auf den deutſchen Eiſenbahnen find im Zeitraume von 1840 bis 1854 
überhaupt 408 Millionen Reifende gefahren (alfo die faft fünffache Bewohner⸗ 
zahl Deutfchlands), von denen nur 31 getöbtet und 114 verwundet wurben, 
und zwar 14 bezwfe. 82 obne ihre eigene Schuld, fo daß auf 64 Millionen 
Reifende im gedachten Zeitraume nur ein Getöbteter kommt. In Sachen 
mit etwas Über 2 Millionen Einwohner werben jährlich 10 bis 12 Perfonen 
vom Blige erſchlagen; diefe Gefahr, vom Blige erfchlagen zu werben, ift alfo 
über 20mal größer als die, auf der Eifenbahn zu verunglüden. Weber 
Säule des Eiſenbahnweſens, S. 267, ftelt daher mit Recht auf Grund 
diefer ſtatiſtiſchen Thatfachen die Frage, ob in Sachſen beim zu Buße geben 
nicht mehr Berlegungen durch Ausgleiten, Fallen, Ueberfahren 2c. vorkommen, 
als bei dem Eifenbahntransporte. — Was insbefondere Preußen anlangt, 
fo it im Jahre 1855 unter den 122 Millionen Reifenden auf den Preußi⸗ 
fhen Eifenbahnen nur eine Perfon ohne ihre Schuld verlegt worden, 
während zwei durch Ihre Schuld beichäpigt wurden, monad dann biefe zwei 
mitgerechnet, doch erſt auf nahe Ar Millionen Reifende Überhaupt eine 
Berlegung kommt. Sodann Ift nad den in dem Preußifchen Staats-Anzeiger 
veröffentlichten amtlihen Ermittelungen über die im Sabre 1857 auf fümmt- 
lihen Preußiſchen Eifenbahnen vorgelommenen Tödtungen und Verlegungen, 
von circa 18, 490,000 Reifenden nur eine Perſon getöbtet und eine Perſon 
verletzt worden, fo daß non je 9 Millionen Reiſenden nur einer verunglüdte. 
Zudem waren beide Verlegungen burd eigene Schuld und Unvorſichtigkeit 
der Berunglüdten herbeigeführt, indem dieſelben eigenmächtig bie Wagenthüre 
geöffnet und verfucht hatten, den Zug zu verlaffen, bevor derſelbe ſtill ſtand. 

9) Es iſt auffallend, daß die den f. g. Perſonenverkehr betreffennen 
Neglements, welche regelmäßig nicht allein über. die Perfonen - Beförderung, 
fondern auch über die Beförderung des Neife- Gepädes, der Equipagen und 
Thiere genaue Beftimmungen enthalten und dabei namentlih über bie Hafl- 
verbindlichkeit bei Retfegepäd, bei Equipagen und bei Thieren ausdrücklicht 
Normen aufftellen, nicht irgend über bie Fälle körperlicher Verlegung etwas 
beftimmen. 

10) Sinfihtlih des gemeinen Rechts vgl. ©. 28 und hefonbers bie 
Mote 22 und 23, fowie ©. 133, Nr. 3. 

Hinſichtlich des Oeſterreichiſchen Rechts, S. 73 (hafelbf 5 1299). 

Hinſichtlich des preußiſchen Rechts, ©. Sl. Rote 17 und ©, 6% 
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Man-wird daher in Anbetracht des zwifchen ven Bahnverwaltungen 
und den Reiſenden beftehenden obligatorifchen Verhältniffes, welches 
die Erfteren verpflichtet, die Letzteren mohlbehalten an ven in dem 
Sahrbillete angegebenen Beftimmungsort zu befördern, jagen müffen, 
vaß die Eifenbahnverwaltung bei einer gegen fie angeftellten 
Klage auf Erſatz des durch Törperliche Verlegung eined von ihr 
transportirten Reiſenden entitandenen Schadens, zunächft ben 
Beweis zu führen hat, daß ihr und ihren Beamten feine Schuld 
bei ver Beſchädigung zur Laft falle und fie das betreffende Ereigniß 
abzuwenden nicht vermochte, fo daß fie fchon, wenn jie dieſen Beweis 
zu führen nicht vermag, Schadenserſatz zu leiften hat. 11) 

Diefes iſt auch in der Praxis allgemein anerfannt, wie fich 
ergiebt aus ven in Anlage XVII mitgetheilten Crlenntniffen des 
Anhalt'ſchen Ober-Lanvesgerichts zu Cöthen (Gutachten ver Juriſten⸗ 
Fakultät Halle-Wittenberg vom März 1849 unter Grunblegung 
fowoHl des gemeinen als des Preußifchen Rechts) und der Frans 
furter Gerichte (mit Gutachten der Yurijten- Fakultät zu Tübingen), 
welche letztere verjchiedene Körperbefchänigungen betreffen, bie burch 
Eifenbahn- Unfälle auf der Frankfurt-Hanauer Eifenbahn verurfacht 
mworben waren. 12) (Pl. auch bie Holftein. Erkenntniffe in Anl. XX a). 


B. Saftung der Bahnverwaltungen bei Saden- (Gepäck⸗, 
Equipagen-, Bieh- und Güter-) Transport, 
1) Bei gänzlichem oder theilweiſem Abhandentommen eines Collo (Stüds). 
. 59. 
a. Abbandentommen —* ganzen Collo (Stücks). 
Iſt ein zum Transport aufgegebener Gegenſtand, er mag nun 
in Reiſegepäck oder in einer Sendung andern Guts beſtehen, ganz 








Hinſichtlich des Franzöſiſchen Rechts, S. 53 (daſelbſt Art. 1784). 
Hinſichtlich des Bayeriſchen Rechts, S.77 ($ 17, unter 2, c u. 3). 
HSinfichtlic des Württembergifchen Rechts, ©. 78 ($ 18). 
Hinſichtlich des Badiſchen Rechts, S. 80. 

11) Da jedoch der Reiſende ſeine Perſon der Bahnverwaltung offenbar 
nicht zur custodia anvertraut, fo wird bie letztere hinſichtlich des Perſonen⸗ 
Transports auch nur für die Verſehen zu haften brauchen, welche ſie im 
Allgemeinen beim Transporte zu vertreten hat. Hinſichtlich der Verletzungen 
von, der Bahnverwaltung nicht zum Transport anvertrauten Perſonen vergl. 
den vierten Titel. 

12) Anlage XVIIIB enthält auch eine intereſſante Erörterung der Frage, 
ob abgefehen von einem contractlichen Verhältniffe zwifchen einer Bahnver⸗ 
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oder theilweiſe abhanden gelommen, fehlt alfo ein Eolfo, ohne 
daß conftatirt (von der Bahnverwaltung nachgewiejen) wird, wie 
der Verluſt durch Verſchulden des Zransportaten oder durch irgend 
einen Zufall 2) Statt gefunden Hat, 2) jo Tommen nach Inhalt 
ver Eiſenbahn⸗Reglements folgende Beftimmungen zur Anwendung: 

a. für dasjenige Reiſegepäck, welches der Reiſende zu fich in 
ben Wagen genommen, eigenmächtig auf die Wagen gebracht, bezw. 
in feiner mitbeförderten Equipage gelaffen bat, überhaupt alfo für 
alles Gepäd, welches er nicht, zur Vermerkung im Gepädichein, in 
bie Gepäck⸗Expedition abgeliefert hat, wird Teine Gewähr geleijtet; ®) 


waltung und den bie Bahn benugenden Retfenden, erftere nach den Grund⸗ 
fägen der lex Aquilia mit dem Beweife der Nichtſchuld zu belaften ſei. Bel. 
©. 205 — 209 des Anlagehefts. Vgl. auch Anlage XXa. 

1) d. h. durch ein Ereigniß, welches die Verwaltung abzuwenden nicht 
vermocht hat. Dal. 8 83. 

2) Daß für Beriufte nicht gehaftet wird, welche durch unabwenbbare Er- 
eigntffe ober durch Verſchulden bes Abſenders, bezw. Reifenden - veranlaßt 
wurden, ergiebt fih aus den S. 4—29 entwidelten Grunbfüpen. Näheres 
fiebe in $$ 83 und 84. 

3) Hinfichtlih der Nichthaftung für Die in den Serfonenwagen mitge- 
nömmenen ober eigenmädtig auf Die Magen gebrachten Gegenflände vgl. 
A. D. P. $ 29; „Sie find von ben Reiſenden felbft zu beauffichtigee und 
wird dafür keine Gewähr geleiftet.“ N. D. $ 28. litt. h. No. 3. Bad. 6 29. 
Bayern $$ 26 u. 35. No. 3 u. A; „nicht gehaftet bei dem auf Halteftellen 
aufgenommenen Gepäck bis zur Austellung des Gepädicheine.“ Frankf. H. 
623. Hannov. $$ 28 u, 30. h. 3. Holst. $ 26. K. Fr. W. Nordb. V. 
$ 10. litt. i. No. 3, Leipz. D. $$ 26 u. 8. litt. g. No. 3. Lüb. B. 
66 31 u. 34. litt. h. No.3, Magdeb. W. $ 26. Main N. $ 36. litt. h. 
No.3. Main W. $6 27 u. 33. litt. h. No. 3. Preuss. * 6 30, Sachs 
6 40. lit. e. Württemb. 6 $ 27 u. 30. No. 6. litt. c. 

Hinfitlih der in den Equipagen belaffenen Bagage und Neifegepäd 
vgl. A. D. P. 6 38. Abf. 3, fowie die weiteren Citate in $ 40. Anm. 3. 

Ungeachtet es im Frankf. H. $ 23 heißt: „Für diefe Gegenftänbe (nämlich 
bie von den Reifenden in den Serfonen - Wagen mitgenommen worden find) 
wird Fein Gepädichein ausgegeben und keine Haftung übernommen, alfo bier 
durch Autonomie eine Erfagverbindlichfeit ausbrüdlich ausgeſchloſſen ift, wurde 
in bem als Anlage XVIIIC mitgetheilten Frankfurter Ertenntniffe allgemein 
eine Verpflichtung ber betreffenden Bahnverwaltung zum Erfage der Gegen⸗ 
fände (Gelder c.), welche ein bei einem Eifenbahn-Unfalle verlegter Rei⸗ 
fender in dem Perfonen- Wagen bei ſich gehabt und in Folge des Unfalls 
verloren Hatte, ausgefprocdhen. Ich halte dieſe Erſatzpflicht nur da für ber 
gründet (immer vorausgefeht, daß in dem beireffenden Reglement bie Bad 


$, 59] Erſter Titel. Kap. II. Abſchnitt IIL 219 


b. für Equipagen und andere Fahrzeuge, insbeſondere für 
Eifenbahn-Fahrzeuge, Locomotiven, Tender, Möbelwagen, wird nach 
mehreren Neglementd weder vor, noch während, noch nach bem 
Transporte gehaftet, *) wogegen nach anbern Reglemente für 
beförberte Equipagen allgemein gehaftet wird, e8 fei benn, baß ber 
Verluſt (oder die Beſchädigung) derjelben durch eigene Fahrläſſigkeit 
des Aufgebers oder durch die unabwenbbaren Yolgen eines Natur- 
Greigniffes oder durch Zufall herbeigeführt wäre, wohin jedoch Dieb- 
ftahl und Brandunglüd nicht gerechnet werben follen; ®) 

e. für Thiere wird in den Fällen kein Erſatz geleiftet, wo 
beren Verluft (oder Beſchädigung) durch Entfpringen (Fallen, Stoßen) 
oder aus fonjtigen Urfachen, beim Einlaben, Ausladen, während 
bed Transports oder beim Aufenthalte auf dem Bahnhofe entftan« 
ben ift; außerdem wird in denſelben Fällen und unter benfelben 
Borausfegungen wie zu b Erfah geleiftet. ©) 

d. für folde Güter, weldhe die Verfenvder in ganzen Wa- 
genladungen felbjt verlaven haben und die von den Empfängern 
ſelbſt abzulaven find, wird nur dann Erſatz geleiftet, wenn ver. 


verwaltung erklärt bat, daß fie in biefer Beziehung nicht hafte), mo ber 
Bahnverwaltung eine culpa lata nachgesiefen werben fann. Vgl. $ 86. Ober 
follte der Ausdruck „Gewähr“ in der Bedeutung von Gewahrfam (custodia) 
zu nehmen fein, fo daß die Bahnverwaltung zwar nicht für custodia, wohl 
aber für die außerdem contractlich anzuwendende Sorgfalt einfteben will? 

4) M. D. ©. 59a u. W. D. ©. 55: „Für vorftebendb genannte Trans- 
port-Objerte (Locomotive, Tender, Eifenbahn- Fahrzeuge, Möbelmagen, 
Equipagen als Frachtgut) wird eine Garantie in irgend einer Weife vor, 
während, oder nad) dem Transporte nicht geleiftet.“ 

RB. Th. unterſcheidet binfichtlih der Haftung zwiſchen Eauipagen und 
anberen Zahrzeugen, indem es fagt: 

1] S. 51, $ 3: „Für die Equtpagen felbft wird nach ven Beſtimmun⸗ 
gen bes für diejenigen Bahnen erlaffenen Betriebs⸗Reglements, auf 
welcher der Berluft ober die Beſchädigung derfelben eintritt, gebaftet.* 

2] S. 112: „Bor der Transport-Uebernahme (von Eifenbahn-Wagen) 
muß nachgewiefen werben, daß fie bei irgend einer Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft gegen alle Schäden beim Transport verfichert find; Sei⸗ 
tens der Berwaltung wird keinerlei Schadenserſatz geletftet.“ 

5) A.D.P. 8 38, 


6) So A.D. P. $ 41. Hinſichtlich der befchränkten Garantie für Vich 
im Uebrigen vol. 8 8 68 u. 71. 
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Berwaltung ein beſonderes Verſchulden oder ein Verlnſt 
durch Brand-Unglüd nadgewiefen werben kann; 7) 

e. für andere gänzlich oder theilweife abhanpden gefommene 
Gegenftänve (insbefonvere auch für dasjenige Reiſegepäck, welches 
der Gepäd-Erpebition gegen einen Gepädjchein übergeben worben ®) 
fowie ſelbſt für diejenigen Güter, binfichtlic deren für Beſchä— 
bigung ober Gewichtsverluft Feine Garantie geleiftet wird ?), 
alfo namentlich auch für das Abhandentommen von leicht zer- 
brechlichen Gegenftänden (wie Möbel, Hausgeräth, Glas ꝛc.) wird, 
fofern nicht die in ven 88. 83 — 85 weiter zu befprechenven Aus- 
nahmefälle vorliegen, Erjat geleijtet. 19) 

. 8. 60. 

Mann tft Gepäd ober But ald abhanden geflommen zu betrachten? 

Was die Frage anlangt, von welchem Momente an ein nicht 
zurücgelieferter Transport» Gegenftand als verloren zu betrachten 
tft, bejtimmen die Neglements Folgendes : 

1) Reifegepäd wird auf ven Preußiſchen Staatsbahnen ꝛc. 
fofort, wenn bei Ankunft des Zuges fi) das Gepäd nicht vorfindet,12) 
bei ver Main-Weferbahn, wenn das Gepäd höher verfichert ift 
als 1 Thaler per Pfund, nach Ablauf von 14 Zagen, wenn Teine 
ſolche Verficherung erfolgt ift, nach Ablauf von acht Tagen, 12) bei 
ber Thüringer Bahn überhaupt erft nach 14 Tagen, bei allen 
andern Bahnen übereinftimmenb mit dem A.D. P. nach Ablauf von 
acht Tagen, nach Ankunft des Zuges, als abhanden gelommen angenont- 
men. 13) Der Reiſende ijt daher regelmäßig erjt nach Ablauf von 


7) A.D. G. $ 14. No. 2, 3 x. 9, lit. a. 

8) A.D. P. $ 30. 31. 

9 A. D. G. 614 No.5und sA . j 

10) A. D. G. $ 14. No. 3 (Güter), A. D. P. 6 31 (Gepäck). Bad. 
6 36. litt. a. Bayern $ 32, III u. $ 28. Frankf. H. $ 30, Hannov. 6%. 
litt. a u. $ 67. No. 3, Holst. $ 24 u, 661. K. Fr. W. Nordb. V. $ 10 
und XI. 63. Lüb. B. 534, lite a u, $ 59, No. 3. Leips. D. $ 8. 
litt. b u. 614. No.3. Main N. 636. litt. a. Main W. $ 33, litt. =. 
Prouss. * $ 32. litt. a. $ 33 u. 6 60. No. 8. Sachs. $ 40. litt. a u. $ 21. 
No. 3. Württemb. $ 30. No. 1 u. $ 60. No. 3, 

11) Preuss. $ 33, 

12) Main W. 6 33, No.4 u. $ 31. 

13) A.D.P. $ 32. N. D. 534. Bad. $ 37, Bayern $ 37. Berl. 
Anh. $ 33, Berl. Stett. $ 33, Frankf. H. $ 34, Hannov. 6 31. Holst. 
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acht Tagen (auf ven Preußifchen Staatsbahnen und auf der Thäring- 
fhen Bahn dagegen alsbald nach Ankunft des Zuges) befugt, mit 
Ausſchluß aller weiteren Entſchädigungs-Anſprüche, die Zahlung 
der ihm zukommenden Garantiefumme (f. unten 88. 78 u. 79) zu fordern. 

Es bleibt jedoch dem Reiſenden frei, wenn das Gepäckſtück fich 
fpäter wieder auffinvet, gegen Nüderftattung der von ihm in Empfang 
genommenen Garantiefumme eine Nachlieferung oder Nachfendung 
ber Gegenjtände (und zwar nach mehreren Reglemente frachtfrei) 
zu verlangen. 1°) — Im Falle einer derartigen Neclamation tft 
bem Neifenden eine Befcheinigung über die Anmelbung von ber 
betreffenden Gepäd- Expedition auözuftellen. 15) 


624. K.Fr. W. Nordb. V. $ 11. Leipz. D. $ 29. Lüb. B. $ 35. Magdeb. 
W. 625. Main N. $ 37. Main W. $ 34. Oesterr. $ 9, Sachs. $ 42. 
Württemb. $ 30. 

14) A. D. P. 6 32, Baden $ 37 in fin. Bayern $ 37. Frankf. U. 
6 34. Hannov. $ 31. Holst. $ 24: „auf feine Koften.“ K. Fr. W. Nordb. 
V. $ 11: „frachtfrei.“ Leipz. D. $ 29 in fin.: „frachtfrei. — Holst. 6 24 
und Lüb. B. 6. 35: „Wird das vermißte Gepyächkſtück innerhalb der erften 
. acht Tage aufgefunden und tft daher noch kein Erſatz geleiftet, fo wird es 
dem Reiſenden auf often der Verwaltung, jedoch ohne weitere Entfchäbi- 
gung zugefandt.“ Magdeb. W. $ 25. Main N. $ 37. Main W. 6 34; 
„auf feine eigenen Soften.“ Preuss. * 6 33, 

Es entfpricht der oben hervorgehobene Grundfatz, daß ber Reiſende bie 
in Empfang genommene Entfchädigungsfumme zurüdgeben muß, wenn er 
wieder In den Befiß des verlorenen Gegenftandes gefept wird, durchaus ben 
Grundfägen desRR. Pol. 1. 2 de condict. sin. caus. (12, 7). 

15) A. D. P. $ 32, Preuss.* $ 33, 

Nach den Grundfähen des NR. erfcheint Die Bahnverwaltung berechtigt, 
die von ihr bereits gezahlte Entfhädigungsfumme zurüd zu verlangen, wenn 
fih der ihr zum Transport anvertraute Gegenftand wieber finden bezw. ber 
Abſender in deſſen Befig wieder gelangen follte, indem die 1. 2. de condict. 
sin. caus. (12, 7) fagt: 

Si fullo vestimenta lavanda conduxerit, deinde, amissie iis, 
domino pretium, ex locato conventus, praestiterit, posteaque do- 
minus invenerit vestimenta: qua actione debeat consequi pretium 
quod dedit? Et ait Cassius, eum non solum ex conducto agere, 
verum condicere domino posse. Ega puto ex conducto omnimodo 
eum habere actionem. An autem et condiare possit quaesitum est, 
quia non indebitum dedit? Nisi forte, quasi sine causa datum, 
sic putamus condici posse: etenim vestimentis inventis, quasi sine 
causa datum videtur. 

Wenn alfo ein Dienfivermiether (Kleiderreiniger, Transport - Ucbernehmer) 
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2) Anderes Gut (welches nicht in Reiſegepäck befteht) ift erft 
vier Wochen nach der Reclamation als abhanven gelommen zu bes 
trachten. 1°) 


den ihm anvertrauten Begenftand, deſſen Werth er, weil er jenen Gegenftand 
verloren, dem Eigenthümer erfegen mußte, wieberfindet, fo Tann er entweber 
aus dem Diietbvertrage Hagen, oder die bingegebene Erfapfumme von bem 
Eigenthümer conbiciren, 


Jedoch würde ber Eigenthümer (hier der Reifende, welcher entfchäpigt 
worben tft) jenen Anſpruch auf Rüdgabe der Entfchäbigungsfumme dadurch 
ausfchließen können, daß er bas wiedergefundene Collo an die Bahnverwal⸗ 
tung eigenthümlich abtritt. Vgl. 1. 17. 6 5. commod. (13, 6): Rem com- 
modatam perdidi, et pro ea pretium dedi, deinde res in potestate tus 
venit. Labeo ait, contrario judicio aut rem mihi praestare te 
debere, aut, quod a me accepisti, reddere. 


16) A. D. G. $ 14. No. 3, Bayern III. 6 25. Hannov. 6 67. No. 3, 
K. Fr. W. Nordb. XII $ 17. No. 3, Lüb. B. $ 59. No. 3, Magdeb. W. 
6 66. No. 3. Main W. 6 14. No. 3. Oesterr. $ 9. Preuss.* 6 60, No.8. 
Sachs. $ 21. No. 3. Württemb. $ 60. No. 3. — Eilgut jedoch nad) Preuss. * 
& 60. No. 8 fon nad) 14 Tagen. — Daffelbe wird fich von den Inhabern 
ber Transportfcheine beim Equipagen- und Bieh- Transport fagen laffen, 
vgl, die Eitate in $ AO, Anm. A. 


Eine praftifch wichtige Frage ift e8 (da bie geleiftete Entfchäbigung nur 
bet gefchebener Berfiherung den Werth des abbandengefommenen Guts erreichen 
wird), ob der entfchäbigte Abſender eines Guts berechtigt if, deſſen Rüdgabe 
gegen Herauszahlung der ihm gewährten Entfhäbigungsfumme zu verlangen, 
wenn das Gut in die Hände der Bahnverwaltung fpäter gelangt if. Die 
Reglements enthalten über diefe Frage nichts. Die 1. 25. $ 8. locat, cond. 
(19, 2) fagt: Si fullo aut sarcinator vestimenta perdiderit, eoque nomine 
domino satisfecerit, nessesse est domino vindicationem eorum et condictio- 
nem cedere, Da alfo der Dienftvermiether bei Zahlung der Entſchädigungt⸗ 
fumme nur berechtigt ift, Die Abtretung der Eigenthumsklage zu verlangen, fo wird 
ber Abfender, wenn biefes Seitens der Bahnverwaltung nicht geforbert fein follte, 
von legterer das mwiebergefunbene, in deren Beſitz gelangte Gut, unter Erbie⸗ 
tung zur Rüderftattung der ihm gezahlten Entfchänigungsfumme noch immer 
vindiciren können, da an fi) aus der Annahme jener den Werth feines Guts 
nicht erreichenden Entſchädigung, ein Verzicht auf fein Eigentum nicht möchte 
zu entnehmen flehen. — Hat er aber ausdrücklich feine Klagen bei der Ent- 
ſchädigungsleiſtung der Bahnverwaltung abzutreten, fo wird er jedenfalls fehr 
räthlich thun, wenn er fich fein Recht der Rüdforberung des abhandengekom⸗ 
menen Guts für den Fall der Wieberauffindung gegenüber der Bahnverwal⸗ 
tung ausbrüdlich vorbebält, da fonft leicht ein Verzicht auf fein Eigenthume⸗ 
secht unterftellt werben könnte, 
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Es verfteht fich hierbei von jelbft, daß wenn bie Auslieferung an 
eine andere als die richtige Perfon, d. b. ein Gepädftüd an eine 
nicht Durch den Gepäckſchein oder nicht in anderer Weiſe Tegitimirte 
Perfon ?7), anderes Gut an einen Anbern als an den im Fracht⸗ 
driefe genannten Adreſſaten, ober im Falle ver Verſender pas auf 
die Bahn gegebene But zeitig zurüdforvert (vgl. 8. 103) an den 
Berfenver, ftattgefunden bat, ohne daß dem Berechtigten ein Ver⸗ 
fehen zur Laft fällt (vgl. 8. 84): die Eifenbahn» Verwaltung ohne 
Rückſicht darauf, was für einem ihrer Bebienjteten eine veshalbige 
Schuld zur Laſt fällt, den daraus entſtehenden Schaven zu erfegen 
verpflichtet iſt. 1°) 


17) A. D. P. $ 30: „Dem Inhaber diefes Scheins, deſſen Legitimation 
bie Berwaltung zu prüfen nicht verpflichtet ift, wirb das Gepäck mur gegen 
Rückgabe des Scheine, welche hie Bahnverwaltung von jedem weiteren An- 
fpruche befreit, ausgeliefert." 

Auch R. Th. II. $ 7 wörtlich übereinftimmenb mit Preuss.* 6 31 fagt: 
„Der Inhaber des Gepächkſcheins, beffen Legitimation bie Verwaltung zu prüfen 
nicht verpflichtet ift, kann baffelbe gegen Rüdgabe des Scheine in ber Gepäck⸗ 
Expedition abforbern oder abfordern laffen.“ Ebenſo K. Fr. W. Nordb. 
V. $ 9. — Bayern $ 31: „Diefer (ber Gepäckſchein) ift wohl aufzubewahren, 
da das Gepäck nur gegen Zurüdgabe biefes Scheins, wodurch bie Berwaltung 
son jedem weiteren Anfpruch befreit wird, ausgeliefert wird.“ Wörtlich über- 
einftimmend Main N. 6 35. Main W. $ 32. Leipz.D. 627. Lüb. B. $, 33, 
Sachs. $39. Württemb. $33. Vgl. aud) Magdeb. W. 623 u. Oesterr. $. 28, 

18) Man könnte darüber zweifeln, ob beim Gütertransporte der Inhaber 
bes in $ 44 in fin. u. Anm. 16 daſelbſt erwähnten Frachtbriefs - Duplicats 
Aufgabeſcheins, Verſendungsſcheins, Frachtbriefs⸗Abſchnitts — ebenfo wie ber 
Gepäckſchein⸗Inhaber beim Gepäcktransport — als zur Empfangnahme des Guts 
legitimirt anzuſehen iſt. 

Jedenfalls iſt dieſes nach den Zuſatzbeſtimmungen des M. D., W. D., 
R. Th. u, Main W. zu $5 bes A, D. G. (vgl. S$ 44, Anm, 16) von den 
Frachtbriefs⸗ Abſchnitten zu fagen, deren Beſtimmung hauptfächlich die 
iR, daß derjenige, welcher bie Güter in Empfang nehmen will, ſich durch diefe 
Abſchnitte legitimiren fol. — Daffelbe muß von den bei den Defterr. Bahnen 
vorlommenden Aufgabefcheinen gefagt werden, auf beren Grund fogar 
afein Reclamationen zuläffig fein follen. 

Das Ob. A. G. zu München fprach ſich auch (vgl. deſſen Erkenntniß in 
Anlage XX c. auf ©. 254 des Anlagehefts) allgemein dahin aus: 

„Der Belig der Factura legitimirt den Deftinatar zur Empfangnahme, und 
kann daher bie Büter-Erpebition an den Sinhaber des Frachtbriefs, wenn 
nicht befonbere Gründe dafür vorliegen, daß derſelbe unrechtmäßiger Beſitzer 
deſſelben fei, insbefonbere nicht das norgezeigte Document felbft Anzeigen 
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8. 61. — 
Haftung für angeſtellte Gepäckträger und Güterführer. 

Einer weitern Erörterung bedarf noch die Frage, imwiefern 
dadurch, daß von einem durch die Eiſenbahn⸗Verwaltung angeſtellten 
Gepäckträger, welchem ber Reiſende feinen Gepäckſchein gegeben 
hat, um das Gepäck in Empfang zu nehmen und ihm an einen 
beſtimmten Ort zu bringen, ein Collo des Reiſegepäcks durch Irr⸗ 
thum over Fahrläſſigkeit an eine andere, als bie richtige Perſon 
abgegeben oder gar unterſchlagen wird, bie Eiſenbahn⸗Verwaltung 
für Schabenserfag zu haften babe? 

Während in dem A. D. P. viefe Frage mit Stillichweigen über- 
gangen wird 19), haben einige wenige Betriebd- Reglemente vie 
beshalbige Verantwortlichleit von der Verwaltung beitimmt abge- 
lehnt 2°). In den Betriebs - Reglemente der anderen beutfchen 
Eifenbahnen tft eine folche ausbrädliche Ablehnung nicht enthalten. 
Es heißt in biefen lediglich: 

"Wo zur Bequemlichkeit der Reiſenden auf einzelnen Sta- 
„tionen vereivete Gepäckträger angejtellt worven, find dieſelben 
„durch eine mit einer Nummer, dem Anfangsbuchftaben und 
nbem Namen ver betreffenden Bahn verfehene Dienftmäte 
«(Schild am Arm oder andere Dienftzeichen) kenntlich. Diefe 
„Gepäckträger haben alle viejenigen Aufträge auszurichten, 


enthält, daß eine Fälfhung, bzw. ein Betrug in Mitte liegt, das Gut aus⸗ 
liefern. Mußte die Erpebition annehmen, daß der Producent auf redliche 
Weiſe, alfo mit Wiffen des Abſenders die zur Empfangnahme berechtigenben, 
ihr vorgezeigten Documente erhalten hatte, fo hat ber Abfender ben etwa 
gefpielten Betrug als casus zu tragen.“ 

19) Im A. D. P. $. 33 ift nur gefagt: „Wuf den Sauptflationen find 
verpflichtete Gepäckträger angenommen, welche durch Dienftzeichen erfennbar 
find. Site find mit einer gebrudten Dienfianweifung verfehen, melde fie, 
fowie die gebrudte Gebühren-Tare in ihrem Dienfte bei fich führen und auf 
Verlangen vorzeigen mäüffen.“ 

20) Bayern $. 40: „Wo auf Haupifiationen verpflichtete Kofferträger 
aufgeftellt find , find diefelben durch Dienftmügen Iennbar. Die Berwaltung 
bat für deren Handlungen Feine Haftung. Ihre Dienftleitungen und Taren 
find aus den von ihnen bei fi zu tragenden Dienfianweifungen zu erfehen.“ 
Vgl. Anl. XI a. MWörtlich ſtimmt bamit Frankf. H. 6. 37, 

Württemb. $. 35: „Auf den Hauptftationen find verpflichtete Gepäckträger, 
welche Caution geftellt haben; Gemwährleiftung für biefelben übernimmt bie. 
Eifenbabn - Verwaltung nicht.“ 
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nwelche bie Reiſenden ihnen Hinfichtlich ver Fortfchaffung des 
»Gepäckes von ober zu der Eifenbahn ertheilen. Die Gepäd- 
nträger find zur größeren Sicherheit ver Neifenven Hin- 
nfichtlich der ihnen von Legteren übertragenen Dienjt- 
nleiftungen unter bienftliche Aufficht geftellt und mit einer 
ngebrudten Dienftanweifung verjehen, welche fie, fowie bie 
ngebruchte Gebührentare in ihrem Dienft bei fich führen und 
eonf Verlangen vorzeigen müſſen. 21). 

Man könnte auf ven erften Anſchein denken, vaß da, wo die 
Inverwaltungen nicht ausbrüdlich vor der Haftung für die frag- 
en Handlungen jener Gepädträger fih in den Reglements ver- 
hrt haben, viefelben für dieſe von ihnen angeftellten Perſonen 
ı für Bedienſtete, welche fie bei dem von ihnen übernommenen 
as gebrancht, durchaus einftehen müßten. 22) 

Eine derartige Ausdehnung ver Haftverbinplichfeit würde aber, 
yeit es fih um die hier fraglihe Fortſchaffung des Gepäds von 
» nach ven Bahnhöfen handelt, der Natur der Sache widerſprechen. 
sm hinſichtlich dieſer Fortſchaffung contrahiren vie Reiſenden nicht 
t den Bahnverwaltungen, fondern allein mit ven Gepädträgern 
ft, welche (und dieſes iſt bei dieſer Haftfrage das entſcheidende 
surent) für bie ihnen von ben Neifenden übertragenen Dienitlei- 
ngen von legteren felbftitänvig, ohne daß fie etwas bavon ben 
hnoerwaltungen abzugeben haben, Bezahlung erhalten, indem bie 
bäbr für pie Gepäckträger nicht in vem Zransportpreife enthalten ift. 


31) N. D. $ 30. Hannov. $ 32, Holst. & 38. K. Fr. W. Nordb. $ 12, 
pe. D. 6 30. Lüb. B. $ 36. Magdeb. W. $ 29. Main N. $ 39, Main 
535: „auf den Hauptflationen iſt für verpflichtete Gepäckträger geforgt, 
che durch Dienfizeichen erfennbar find. Diefelben haben das Gepäd vom 
Gabofe nach der Stabt und umgekehrt gegen bie feflgefehte Tare zu ver- 
gen, welche aus den ausgehängten Zarifen zu erfehen iſt.“ Preuss.* 6 34, 
as. 5 43. 

23) Bol. 6 5, No. 4, ©. 22 u. $ 86. Darüber, in wieweit dieſe gefep- 
e Haftpflicht durch bie in Anm. 20 mitgetheilten Reglementsbeftimmungen 
gältig ausgefchloffen zu betrachten if, vgl. S 7, S. 35 fg. u. 586. — 
wigens wird man, in foweit nicht ausdrücklich die Haftpflicht für Die hier 
lichen Functionen ber Gepädträger ausdrücklich in den Reglements 
iz ausgefchloffen wird, dieſe Beftimmungen nach bekannten Grundſätzen 
L ©. 145, Anm. 7) zum Nachtheil der Bahnverwaltung auslegen müflen, 
Koch, Eifenbahnen, IL, 15 
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Das Gepädtransportgefchäft ver Bahnverwaltungen erftredkt fich alfo, 
wie dieſes auch alle Neglements 23) ausprüdlich ausfprechen, nur 
auf die Handlungen von der Gepäd-Annahme in der Gepäd-Erpe- 
bition zur Expeditionszeit bis zu beilen Ausgabe auf der Erpebition 
der Beitimmungsftation. Man fieht, die Bahnvermaltungen haben 
feine pecuniären Vortheile von dem Gepäckträger-Inſtitut, ſoweit 
daffelbe zur Fortichaffung des Gepäds von und auf die Bahnhöfe 
bient, fonbern fie riefen vaffelbe nur (wie e8 in den Reglements heißt) 
zur größeren Sicherheit der Reiſenden- in das Leben. Hinfichtlich 
biefer Einrichtung können diefelben bieferhalb auch nur als verpflichtet 
angeſehen werben, bafür einzuftehen, daß die von ihnen angeftellten, 
aber für fich Zransportgefchäfte mit den Reiſenden abfchließenden 
Gepäcdträger zuverläffige Leute find. — Für diefe culpa in eligendo 
baften aber wohl ſelbſt diejenigen Bahnverwaltungen, welche jene Haft- 
verbindlichkeit ausgefchloffen haben (vergl. Anm. 20), infofern bie 
Gepädträger als Bedienſtete derfelben erfcheinen. 2%) 

Auch verfteht es fich von felbft, daß wenn vie unrichtige Abgabe 
dadurch veranlaßt wird, daß das Gepäd überhaupt nicht mit dem 
Namen oder mit einem wnrichtigen Namen des Reiſenden bezeichnet 
war, wo alfo der Verſender felbft in culpa ift, auch nicht einmal 
ber Gepädträger für den durch diefe unrichtige Angabe veranlaßten 
Schaden einzuftehen hat. 

Diefe angejtellten Gepädträger haben aber auch zuweilen noch 
andere Functionen, als jenes Yortichaffen des Gepäds auf unb von 
dem Bahnhofe, zu verſehen. So z. 2. find die Gepädträger bei der 
Main-Wejer-Wahn verpflichtet, ohne dafür eine Vergütung von den 
Reifenvden in Aufpruch nehmen zu Können, "das Gepäd aus den am 
Bahnhofe anfahrenden Wagen in die Expebitionen zu transportiren, 
bas Wiegen des Gepäds in ven Exrpebitionen zu bejorgen und ba% 
jelbe aus ber Expedition in dr Züge, bzw. aus ven Zügen im bie 
Erpebition zu transportiven.. 26) 


Inſoweit diefe Functionen der Gepädträger in Frage ftehen, 
tritt alfo der Neifende durchaus in fein befonderes, von dem Eiſen⸗ 


— — — — — — 


23) Bol. die Citate in S 57, Anm. 2 u. 3. 
A) Bol. 67 (S. 36. 37). 
25) Bol. Reglement für die Gepädträger auf der Main- Wefer - Bahn. 
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bahn⸗ Transportgefchäft getremmtes DVerhältniß zum Gepäckträger, 
letzterer handelt vielmehr Hier nur als Bebienfteter der betreffenden 
Bahnverwaltung in beren Auftrage und ſomit auch fowohl nach 
gemeinem 2°) als nach particularem beutfchen Rechte allein auf 
deren Gefahr und Rechnung. 27) 

Ein gleiches Verhältniß wie bei den Eifenbahn Gepädträgern 
tritt bei den von manden Cifenbahn » Verwaltungen angeftellten 
Büterführern ein, infofern dieſe nämlich durchaus nur auf ihre 
eigene Rechnung die Güter von und auf den Bahnhof bringen, 
während die Bahnverwaltungen im Intereſſe des Publikums dafür 
forgen, daß jene Güterführer zuverläffige Yeute find, und für eine 
Beftimmte Tare bie Fortſchaffung ver Güter beforgen. 28) 

Hat dagegen die Bahnverwaltung das Zuführen ver Güter 
zn einem Theile ihres Transportgefchäfts gemacht, fo muß fie 
natürlich auch für ihre Güterbeförderer einftehen. 2°) 


26) Bol. Hinfichtlich des gemeinen Rechts, 65, No.4 (8.22), 
fowie 1 13. $ 6. D. 19, 2, wonach) ein Dienftvermiether (ein fullo, Kleider 
wäſcher), der eine Sache, welche ihm in Folge der von ihm verfprochenen 
Dienfte anvertraut iſt, abhanden bringt, oder verwechlelt, felbft wenn er 
folches ohne es zu willen that, mittelft der Klage aus der Verbingung haftet. 
Bel. au 1. 25. 57. D. 19, 2, wonach ein Transport -Unternehmer nicht 
bios für feine eigene Schuld, fondern auch für die Schuld Derienigen haften 
muß, deren Dienfte er zur Ausführung des übernommenen opus braucht, 

27) Hinſichtlich der deutſchen Partikularr. vgl. Oefterr. U. B. Geſetzb. 
Th. 1 zit. 5, 6 930: „daß ein Unternehmer bie Handlungen ber von ihm 
ſelbſt gemietheten Gehülfen gleich feinen eigenen vertreten muß“; Preuß. A. 
2, N. Th. II. Tit. 8. $ 2459; Code Napoleon. Art. 1797 (Rheinpreuß. und 
Babifches Landr.) wo gleichfalls beftimmt ift, daß ber Unternehmer für alfe 
Diejenigen Perſonen haftet, welche er bei feiner Arbeit mitzuzieht. 

28) Bayern III, $ 20: „Das Abholen der Güter bet den Berfendern, 
ſowie die Berbringung ber Güter von den Bahnhöfen wird von ber Eifen- 
bahn⸗Verwaltung nicht übernommen, da die Aufgabe der Güter bei ben 
Erpebittonen und das Abholen bei venfelben Sache der Berfender und Em- 
Sänger iſt. — Wo dagegen an einzelnen Stationen eigene Güterbeförberer 
aufgeſtellt find, haben biefe die Verbinblichkeit, um ben öffentlich befannt 
gemachten Preis vie Güter bei den Verſendern abzuholen und an bie Güter⸗ 
Eypebition zu übergeben, ſowie die angelommenen Güter am Bahnhofe zu 
übernepmen und den Empfängern zuzuftellen.“ Vgl. Anlage XTb. 

29) Bol. die Anlage Klo, fowie $6 48 u, 57, litt. a, d. 

. 15% 
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8. 62. 
b. Haftung für Gewichtsdefecte. 

Unter Gewichtsdefecten (Abgang) einer Senbung verfteht man 
die Verminderung bes Inhaltes derſelben in ber Ouantität 1). 
Bon Verminderung eines Collo in ver Quantität kann fowohl bei 
Gepäd» als auch bei Güterfracht infofern ſtets die Rebe fein, als 
das Gepäd und Frachtgut beim Eifenbahn- Transporte nach dem 
Gewicht zum Transporte angenommen wird und aljo ein Gewichts- 
befect immer bann vorliegen wird, wenn es fich bei der Rückliefe⸗ 
rung eines Gepäd- oder Güter-Eollo zeigt, daß daſſelbe an feinem 
bei der Aufgabe conftatirten Gewichte verloren bat. 

a. Was den Gepädtransport anlangt, fo fprechen die Betriebe 
Reglements vieler Bahnen ausdrücklich aus, daß fie für den Abgang, 
wie für ven Verluft eines Gepäckſtückes haften, außer in den Fällen, 
wo überhaupt bie Haftung für Neifegepäd (vergl. SS. 82 — 85) 
abgelehnt wird. 2) Andere Betriebs-Neglements, insbeſondere bie 
der Preußifchen Bahnen jedoch, denen ſich A. D. P. im Ausorud 
durchaus anfchließt, beftimmen gar nichts über die Haftung für Ge 
wichtsdefecte am Gepäd, ſondern mur über die Entſchädigung für ein 
Gepäckſtück, welches verloren, ganz vernichtet oder beſchädigt ift. ?) 


— — — 


1) So definirt ben „Abgang“ die Oeſterr. FahrpoſtOrdnung vom 6. Juli 
1838, $ 34, während A. D. G. $ 14 von theilweifen Abhandenkommen einer 
Sendung fpridt. 

2) Baden $ 36, litt. a. Bayern $ 32, litt. e. Frankf. H, $ 9. 
Hannov. $ 30. litt. a. Lüb. B. $ 34, litt, a. Magdeb. W. 6 24, litt. 4. 
Main N. $ 36 litt. a. Main W. Art. 33, litt. a. K. Fr. W. Nordk. V. 
$12. Sachs. $ 4 litt. a. Württemb. $ 30. No. 1 fagen wörtlich überein 
fimmend: Die Bahnverwaltung haftet für Verluf und Abgang eines 
Gepäckſtücks. Vergl. binfihtlich Oesterr. * 5 8 die Anlage IV, S. 77u.73.— 
Auf Gewichtsdefecte erſtreckt ſich natürlich auch Die Verſich erung bes Bepäds; 
vergl. z. B. Main W. 8 36. litt. c. No. 4 und ben folgenden 5. 79 dieſes 
Werks. Sobald ſich alſo ein Gewichtsdefect an dem Gepäd beim Nachwiegen 
ergiebt, und fi beim Oeffnen deſſelben zeigt, daß derſelbe nicht durch natür⸗ 
lichen Abgang entſtanden fein kann, wird die Entſchädigungsſumme, welche 
pro Pfund für Verluſt zu leiſten iſt, dem Reiſenden alobald gezahlt werben müſſen. 


3) A. D. G. $ 31 u. Preuss.* (Berl. Stett., Oberschlos., Nieder- 
schles. Märk. u. Thüring.) $ 32 fagen im Eingange nur: „Die Ba 
Verwaltung haftet 20. für die richtige und umnbefchäpigte Ablieferung ber 
Gepäcſtücke,“ und fprechen nachher im cit. $ 32 nur von Gepäckſſtücken, welche 
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b. Bei Gütern wird, abgefehen von ven weiteren Ausnahms⸗ 
ällen in 88. 82 — 85, nur unter folgenden VBorausfegungen und 
Schranfen für Gewichtöbefecte Erfat geleiftet: *) 





xerloren, ganz vernichtet oder beſchädigt find. — Der Reifende wirb ſich auch 
n. den meiften Fällen, wenn ihm etwas aus feinem Koffer auf ber Eifen- 
ahn weggekommen tft, nicht über Gemwichtäbefecte, fondern Über Entwendung 
eſchweren, für beren Vorhandenſein ein fich zeigenber Gewichtsdefect bei 
Pffecten ein bebeutenbes Indicium fein wird. — Es fällt alfo bei Gepäd, 
velches ja nur in feltenen Fällen in Fungibilien befteht, die Frage über 
Baftung wegen Gewichtsdefecten, mit ber über Haftung für Entwendungen 

ammen, melde von den obengenannten Preuß. Reglemente allgemein 
mertannt wird. — Berl. Anh. $ 32. litt. b fagt in diefer Beziehung aus- 
wüdlih: „Für Beihädigungen oder Entwendungen eines Theils bes 
Bebäz- Inhalts wird nur dann Entfchäbigung gewährt, wenn foldhe an bem 
Behädftüde bei der Rüdgabe äußerlich erkennbar find,“ während bie 
Ihrigen Preuß. Betriebs-Reglements und das A. D. P. die eben mitgetheilte 
Rſtimmung nur für Befhädigungen, nit auch für Entwendungen 
eben. Nach den übrigen Preuß. Reglements wird man daher wohl bie erorbi- 
ante Beichränkung der Haftpflicht des Berl-Anh, Reglements nicht anerkennen 
ſirfen, vielmehr ber entftandene Gewichtsdefect nach der Größe des fehlenden 
Betwichts erfegt werben müffen. — Uebrigend würde man zu bemfelben Re- 
witate gelangen, wenn man annehmen wollte, daß unter Beichäbfgungen 
ugleich Gewichtsdefecte verfianden wären, da bei Gewichtsdefecten die Be- 
chãbigung an dem Inhalte durch Nachwiegen ſich äußerlich alsbald heraus- 
eilt, alfo hier das Erforberniß des S 31 des A. D. P. und bes 8 32 bes 
Preuss. Regl.: „daß bie Beſchädigung an dem Gepädftüde bei ber Rüdgabe 
inßerlih erfennbar ſei,“ vorliegen würde, 


4) A.D.G. $ 14. No.3.—N.D. $ 14. M.D., W. D. enthalten keine 
Jufäge Dazu, wohl aber R. Th. zu 514. No.1 u. O. Th. $ 13, fowie 
» RB. $ 13, welche wörtlich übereinftimmend Folgendes beflimmen: „Der 
Ihzug von 1, resp. 28 bei Gewichtbefecten wirb je nach den Angaben in 
en Frachtbriefen berechnet. Iſt das Gewicht für mehrere Colli nur fummarifch 
migegeben, fo wird er von biefem fummarifhen Gewichte, tft es aber von 
Pem einzelnen Collo angeführt, fo wird er von beffen Gewicht berechnet.“ 

„Als Leckage wird das Durchdringen der Flüſſigkeiten durch die Fugen ber 
Vafagen, ohne ein der Eifenbahn - Verwaltung nachgewirfenes Verſchulden 
ageſehen. 

Bayern $ 25, Abſ. 2 u. 3: „Bet ſolchen Gegenſtänden, melde bie 
Besfenber in ganzen Wagenladungen felbft verladen haben und bie von ben 
Esspfängern ſelbſt abzuladen find, wird nur dann Erfag geleiftet, wenn ber 
Berwaltung ein beſonderes Berfchulden nachgemwiefen werden kann. Daffelbe 
dt von Gegenſtänden, welche bei ber Aufgabe nicht fperiell verwogen, fondern 
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1) wenn das befect geworbene Gut gehörig verpadt ©) ober 
auf fonjtige Weife gehörig verfchloffen war 0) und nur info- 
fern, als 

2) der Defect als nicht durch natürlichen Abgang entitanten 
anzufehen tft; e8 wird aber der Defect infoweit als nicht blos 
durch natürlichen Abgang entitanden angenommen, als das 
Manco bei trodenen Gütern 1 Procent, und bei naffen 
Gütern, ſowie bei allen dem fchnellen Eintrocknen unterwor- 
fenen Gegenftänden 7) 2 Procent ®) des im Frachtbriefe au⸗ 
gegebenen Gewichts überfteigt; °) - 


— 


nur etwa nach einem Normal⸗Gewichte oder nach einer Probeverwiegung 
übernommen worden find.” 

Im Wefentlichen ſtimmen mit A. D. G. $ 14: Bayern $ 26. Hannov. 
6 67. No. 3. Holst. $ 60. No. 6. Köln M. $ 12. No. 3. K. Fr. W. Nordb. 
XI. $ 17. No. 3. Lüb. B. $ 59. No. 3. Leipz. D. $ 14. No. 3. Main W., 
welches feinen Zufap zu A. D. G. $ 14. gibt, Preuss. * ( Berl. Anh, 
Berl. Stett., Thüring.) $ 60. No. 3, Sachs. $ 21, No. 3, Württemb. 
$ 60. No. 3. 

5) Wenn Güter, welche nicht wohl conbittonirt und nad Ermeſſen ber 
Berwaltung nicht zweckmäßig verpadt find, mit der auf bem Frachtbriefe aus- 
geftellten Erklärung bes Abſenders befördert werben, daß die Beförderung 
auf Gefahr des Aufgebers gefchehe, fo kann, wie fi von ſelbſt verſteht, auch 
kein Erfag für Gewichtsverluſt verlangt werden. A. D.G.$ 4, 

6) A. D. G. 8 4 u. 14. No. 3. litt. b. Dafür, daß das Gut bei der 
Aufgabe gehörig verpadt oder auf fonflige Weife gehörig verfähloffen war, 
tft (nad) dem zu S AA Ausgeführten) zu präfumiren, unb es wird daher ber 
Bahn» Berwaltung der Beweis obliegen, daß das Gut nicht gehörig verpadt, 
oder nicht auf fonftige Weiſe gehörig verfchloffen war. 

7) Als leicht eintrocknende Gegenftände führt A. D.G.* 6 14. No. 3, 
fowie die in Anm. 3 weiter aufgeführten Citate: „geraspelte unb gemahlene 
Farbhölzer, Rinden, Wurzeln, Süßholz, gefchnittene Tabafe, Welle, Weit 
mwaaren, Seifen und harte Oele, frifehe Erbfrüchte, frifche Tabafsblätter und 
Schaafwolle“ auf, 

8) A. D. G. $ 14, No. 3: „Beträgt alfo der Gewichtspefect 23 Procent, 
fo wird bei naffen und den Ihnen gleich zu behandelnden Waaren 4 Procent 
und bei trodenen 1% Procent vergütet.“ 

9) al. A.D. G. $ 14. No. 3, litt. a u. c, fowie bie Citate in Anm. 4. 
Der Gewichtsverluſt bis zu 1, resp. 2 Procent, welcher bis zum Nachweis 
des Gegentheils, als Folge natürlichen Abgangs oder ungenauer Verwiegungen 
vermuthet wird, iſt fo hoch bemeſſen, daß er auch für die längften Eiſenbahn⸗ 
routen ausreichend erfheint. Bei dem im Deutfhen Eiſenbahn⸗Verkebt 
beförberten Srachtgute darf daher aud in tem Ball, wenn baffelbe mehrere 
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3) in ven Fällen, wo das Manco nicht den unter 2 erwähnten 
Betrag von 1 refp. 2 Procent erreicht, muß ein beftimm- 
tes Verſchulden ver Eijenbahn- Verwaltung, ober eine 
Beraubung [Entwenbung] 19) nachgewieſen werben 11), 
und ebenfo wird 

4) für Mindergewicht in allen Fällen, in denen vie Verſender 
felbjt verladen haben und von ven Empfängern felbft 
bie Abladung zu bewirken ift (alfo wenn loſe und unver— 
deckte Güter zugelaffen werden), nur dann Erſatz geleiftet, 
wenn der Verwaltung ein beſonderes Verſchulden nach 
gewiefen wird. 

5) Bei frifchen und gefalzenen Fiſchen und friſchen Südfrüchten 
ift jeve Defectvergütung ausgefchloffen, wenn nicht vor der 
Empfangnahnte eine augenfällige Beraubung nadge- 
wiejen wird. 


— — 


Bahnen paſſirt iſt, dieſer Gewichtsverluſt von 1, resp. 2 Procent für alle 
beteiligten Bahnen zufammen nur einmal in Anſatz fommen So 
AR auch für die Preupifchen Bahnen allgemein verfügt, durch das Königlich 
Sreußifche Handels⸗Miniſterium auf eine Vorftellung der Breslauer Handels» 
kammer vom 1. Sult 1845. — Wenn alfo 3. B. 10 Procent an einem Collo 
fehlen, fo fann nicht etwa jede der Bahnen, welche letzteres befördert haben, 
44 bezw. 2 Procent Manco abziehen und auf diefe Weiſe den Schadenserfap- 
Anſpruch des Abſenders ausſchließen. 

Bayern $ 26 in fin. beſtimmt übrigens: „Wenn bie regelmäßige Beförderung 
eine längere als achttägige Transportvauer erfordert, fo wird der Erfag nur 
bei einem Gewichtsverluſte von mehr als resp. 2 und A Procent geleiftet.“ 


10) Die Vermuthung, daß das fi vorfindende Manco Folge natürlichen 
Abgangs oder ungenauer Verwiegung fei, kann natürlich nicht weiter in 
Betracht kommen, wenn Umſtände feftgeftellt werden, welche den Verdacht 
einer Beraubung begründen, z. B. wenn an dem alle, welches einen Gemwichts- 
verluſt erlitten bat, fich ein frifches, mit einem Prlafter zugeftopftes Bohrloch 
sorfindet; die Eifenbahn-Verwultung kann in foldem Fall es nicht ablehnen, 
auch für den Gcwichtöverluft bis zu 1, resp. 2 Procent, oder vielmehr ohne 
Abzug diefer 1 bezw. 2 Procent Entſchädigung zu leiften. Vgl. die in der 
vorhergehenden Note angeführte Verfügung des Preuß. Handels-Minifteriums. 

11) Für diefe befonders verlangte Gewichts⸗Ermittelung Tann zwar 
eine befondere Gebühr bis zu 4 Groſchen oder 2 Kreuzer per Centner erhoben 
werden [A. D. G. 8 3]. Wenn fih wirklich ein Gewichtspefect berausftellt, 
wird aber gewiß dieſe Gebühr nicht verlangt werden, welche offenbar nur 
dazu dienen fol, leichtiinnigen unbegründeten Anforderungen entgegenzutreten. 
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6) Ueberhaupt aber wird für Gewichtbefecte Erſatz, wenn er nicht 
ſchon nach Vorftehendem ausgefchloffen ift, nur in vem Falle 
geleiftet, wenn auf bejonbers geftelltes Verlangen des Adreſ⸗ 
faten oder deſſen Bevollmächtigten bei venjenigen Gütern, 
welche von der Verwaltung nach der Wohnung des Adreſſaten 
oder nach dem Padhof zc. angefahren werben, fofort bei 
Uebernahme des Gutes, bei anderen Gütern Iängftens 24 
Stunden nach gefchehener Anmeldung (d. 5. nah Empfang 
bes Frachtbriefes oder Avisbriefes) das Gewicht 12) auf ver 
Beitimmungsftation in Gegenwart bes Adreſſaten over 
beffen Bevollmächtigten purch pie Güter-Expedition feit« 
gejtellt ijt. 2°) 

Bei Padhofsgütern kommen die Beftimmungen ver Special 
Reglements zur Anwendung. 1*) 

Für Defecte, welche durch Brand-Unglüd entftanden find, wird 
immer Erſatz geleiftet. (Vgl. 8. 65 flg.) 


2) Haftung für Beſchädigungen. 
8. 63. 


a. Für Beſchädigungen an bloßem Inhalt bei äußerlich nicht 
beſchädigtem Collo. 


Unter Beſchädigung einer Sendung verſteht man bie Werth— 
minderung des Inhalts derſelben durch Verletzung oder durch das 
gänzliche oder theilweiſe Verderben derſelben. 

Wenn feine äußerlich erkennbare 1) Beſchädigung des Collo 
ftattgefunden hat, mit welcher die vorhandene innere Beſchädi— 


12) A. D. G. 1. c. Bayern $ 25, Abf. % 

13) A. D. G. 1. c. 2gl. vorftehende Note 11. 

14) A. D. G. $ 14. No. 3: Bon den Oefterreichifchen Eifenbahnen teiro 
jedoch auch für Gewichtsdefecte an folchen unverpadten Gütern Erfah gefeiftet, 
wenn von Seiten des Verſenders bei der Aufgabe-Station die amtliche effective 
Nachwäge verlangt und vom Amte vollzogen und beftätigt morben if, wobei 
dann aber 5 Procent als natürlicher Abgang (Calo) angefehen werben ſoell. 
Oesterr. $$ 10 u. 11. 

1) Wenn feine äußere Beſchädigung an einem Faſſe zu ſehen tft, daſſelbt 
aber let und ein Manco am aufgegebenen Gewicht zeigt, fo muß ange 
nommen werben, daß biefer Manco lediglich durch f. g. Leckage (d. h. Dringen 
der Flüffigfeit Durch Die Fugen der Faſtage) entflanden il, für melde kein 
Erſatz geleiftet wird. CA. A. D. G. 8 14. No. 5. Wenn hingegen ein Taf 
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gung (Werthminderung) in unzweifelhafter unmittelbarer Beziehung 
ftehet, haftet vie Eiſenbahn⸗Verwaltung für lettere nur dann, wenn 
1) ihr ein beſonderes Verſchulden 2) an ver Beichäpigung 


und 

2) die gefchehene Auflieferung eines unbefchädigten Inhal⸗ 
tes, fowie 

3) beffen gehörige Verpackung vollſtändig nachgewieſen 
wird. ®) 


So unzweifelhaft vorftehender Sat in Beziehung auf Fracht⸗ 
güter in ven Reglements ausgefprochen ift, fo ift dahingegen fo- 
wohl in dem allgemeinen Vereins-Neglement für die Perſonen⸗Reiſe⸗ 
gepäck⸗ 2c. Beförberung auf den zum Vereine deutfcher Eifenbaht- 
Verwaltungen gehörenden Eifenbahnen (A. D. P. $. 31, lit. b), 
als auch in allen Reglements der einzelnen deutjchen Eifenbahnen 
beftimmt: daß für Beſchädigungen von Reiſegepäck überhaupt 
nur dann Entfchäbigung gewährt werben foll, wenn viefelben bei ver 
Rückgabe äußerlich (leicht) erfennbar feien und die Befchäpigung 
des Inhaltes mit der Außerlichen Bejchäbigung in unzweifelhafter 
unmittelbarer Beziehung ftehe. ) Es haben jedoch dieſe Beftim- 
mungen wohl nicht ben Sinn, daß die Bahnverwaltung fich Dadurch 


mit eingebrüdten Dauben fi) vorfindet und dabei ein Manco ſich zeigt, fo 
fann für das Mindergewicht Entſchädigung (ob mit Abzug son 2 Procent 
pro Centner vgl. $ 61, Anm. 5) gefordert werben. 

2) Ein folder Fall wird 3. B. vorliegen, wenn nachgemwiefen wird, daß 
nad) der Annabme durch die Expedition, bie Bahnarbeiter eine mit Glas 
beladene Kifte durch Ungeſchicklichkeit auf den Boden haben fallen laſſen, oder 
wenn nachgemwiefen werben kann, daß das Eollo durch ein Berfehen ber Ber- 
waltung auf eine nad dem Gepächkſcheine oder Frachtbriefe zu berührende 
Babnſtrecke gekommen ift und in befien Folge (3. B. durch bie dadurch einge- 
tretene Berzögerung) das Verberben oder ber fonftige Schaden entſtanden if. 

3) A. D. G. $14, No.A, Bayern III. 628. Berl. A. $ 60. No. 4 
Berl. St. 6 60. No. 4. Holst. $ 67. No. 4. K. Fr. W. Nordb. XH. $ 17. 
No. 4, Leipz. D. $ 14. No.4. Lüb. B. $ 59. litt. 4. No. 3. Magdeh. 
W. 666. No.4, Main W. VII. © 14. Preuss. $ 60. No. 4. Sachs. $ 21. 
No. 4. Thüring. $ 60, No, 4, Württemb. $ 60. No. 4, 

4) Bad. $ 36. litt. b. Bayern $ 32, litt. b. Frankf. H.$ 29. Hannov. 
6 30. litt! b. Holst. $ 24. K. Fr. W. Nordb. V. $ 10. litt. b. Lüb. B. 
6 34, litt. b. Leipz. D. 6 28, litt. a. Magdeb. W. $ 24, litt. b. Main 
N. 6 36, litt. b. Main W. $ 33. litt. c u. No. 4. Preuss.* $ 32, litt. b. 
Sachs, & 40, litt. b. Thüring. $ 32, litt. b. Württemb. $ 30, No. 2. 
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von ihrer allgemeinen Verpflichtung, bie ihr anvertrauten Trans⸗ 
portgegenftände mit möglichiter Vorſicht zu behandeln, befreien will, 
fonvern daß fie dieſelben mit ver Sorgfalt zu transportiren verfpricht, 
wie biefes bei den ihr obliegenden Maffentransporten möglich ift. 
In die Categorie einer Beſchädigung an bloßem Inhalte bei äußerlich 
nicht beſchädigtem Collo wird übrigens wohl nie ver Ball gehören, 
wenn der inhalt eines Collo durch Feuer bejchäbigt oder vernichtet 
worben ift; denn in einem folchen Falle (namentlich bei einer ftatt« 
gefundenen Verkohlung) wird gewiß ſtets auch ein Merkmal vom 
Teuer am Aeußern des Eollo zu bemerfen fein. 


b. Haftung für äußerlich erfennbare Befchäbigungen ober für (conftatirte) 
Vernichtung eines Collo. 
8. 64. 
aa. im Allgemeinen. 

Für jede andere, d. 5. äußerlich erfennbare Beſchädigung 
oder gänzliche Vernichtung eines der Eifenbahn-VBerwaltung zum 
Transport anvertrauten Gegenjtandes, namentlich eines Reiſegepäck⸗ 
ftüde8 oder anderen Gute, und für die damit in unmittelbarer 
Beztehung ftehende Befchäpigung over Vernichtung des Inhaltes 
wird — unter gewiſſen Ausnahmen !), bezwfe. Mopalitäten, — Erfat 
geleiftet.. Wir werben in diefer Beziehung jedoch die durch Feuer 
entftandenen Befchäbigungen ber Zransportgegenftände vor allen 
anderen Schäden hervorheben müffen, da die Bahnverwaltungen in 
Deziehung auf jene eine größere Liberalität zeigen, was wohl darauf 
beruhen mag, daß fie in der Regel alle auf dem Transporte und auf 
den Güterböden befindlichen Güter zu geringen Prämien gegen Feuers⸗ 
gefahr verfichert haben. 2?) Es wird fomit in den nächiten 88. 65, 66, 
67, 68 fürerjt nur von der Haftung der Bahnverwaltungen für Feuer- 


1) Ueber die allgemeinen Ausnahmen, wo kein Erſatz von ber Eifenbahn- 
Berwaltung geleiftet wird, vgl. SS 82 — 85. 

2) Zwiſchen ber See⸗, Fluß⸗ und Landtransport-Verficherungsgefellfhaft 
Agrippina in Cöln und der Altona-Kieler Eifenbabngefellfchaft it 3. B. ein 
Berfiherungsvertrag (vgl. Beſchorner J. e. ©. 281 flg.) gefchloffen wor- 
ben, welcher hier in nachfichendem Auszuge mitgetheilt wird. 

1] Die Agrippina haftet der Eifenbahngefellfchaft für allen Verluft und 
Schaden, welcher ſowohl die eignen Güter der Eifenbabngefellfehaft, als 
Die von ihr zur Veförderung übernommenen Transport-Objecte — einfchließe 
lich Thiere, Equipagen und Paffagier-Efferten — während der Eiſenbahn⸗ 
fahrt treffen wird, 
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ſchäden bei Güter-, Gepäd-, Equipagen- und Vieh-Transport bie 
Rede fein. 


2) Die Verfiherung wird dahin ertheilt: daß von jedem Enbpunlte der 
Bahn täglih ein Güterzug und zweit Perfonenzüge abgeben und 
zwar tote folches für den regelmäßigen Dienft im Fahrplan vorgefchrieben 
iſt. Wird ein Ertrazug eingelegt, fo iſt dafür eine Prämie von Fünfzehn 
Silbergroſchen an die Agrippina zu entrichten. 

3) Die Berfiherung gilt nur gegen denjenigen Verluſt oder Schaden, 
welcher an den im Art. 1 bezeichneten, auf Eifenbahnwagen verladenen 
Transportgegenftänden durch Brand und Blitz, burch Ueberſchwemmung, 
Austreten der Gewäſſer, Wolkenbruch, Schneelavinen ober Schneefall, 
Eisgang oder Eisbruch, Berg- oder Erbfall, Brüden- und Straßen - Ein- 
kurz, Einfturz des Bahnkörpers, der Tunnels oder anderer Bauwerke ber 
Eifenbabnen , durch Zufammenftoßen ber Bahnzlige, Zerfpringen ver Dampf- 
keſſel, Abgleiten der Fahrgeſchirre von den Eifenbahnfchtenen, Umfchlagen 
und Bruch der Transportgefchirre, Zerreißen der Eifenbahnfeile, durch Fall 
bes Gutes ins Waſſer oder in Abgründe, auf der Eifenbahnftredle entfteht. 

4] Unglüdsfälle, welche Folgen eines Sriegsereigniffes, einer Militär- 
macht, einer Befchlagnahme, eines Aufruhrs oder Zumultes oder Trgend 
einer anderen recht- oder unrechtmäßigen Gewalt, oder eines Erbbebens. 
find, vergütet die Agrippina nicht. 

5] Diefelbe leitet auch keine Gewähr für den Derluft oder Schaden, 
welcher durch Auslaufen ober fonfligen Abgang oder Verderb vermöge ber 
Natur der verficherten Güter, ober in Folge fehlechter Packung, mangel- 

. bafter Befchaffendeit der Fäſſer, Kiften und fonfliger Umgebung entfleht, 
oder welche durch Witterungs-Einflüffe, Fäulniß, fehlerhafte Lagerung, fo- 
wie durch Untermaas, Untergewicht, Bruch oder Roft veranlaßt wird. 

6) Auch haftet die Agrippina nicht für die Nachtbeile, welche dadurch 
entfteben, daß mit Vorwiſſen ber Verficherten ätzende, leicht entzündliche 
oder erplodirende Gegenftände mit anderen Gütern auf einem und demſel⸗ 
ben Wagen geladen find. 

7] Ebenſowenig haftet die Verficherungsgefelfchaft für etwaige Durch 
Unfälle verurfachte Verzögerung des Transports der verfiherten Gegenflände, 
reſp. für die dem Eigenthlimer aus einer folchen Verzögerung entſtehenden 
Nachteile, 

9] Das Vieh iſt nur infofern verſichert, als ſolches durch einen der in 
Art. 3 genannten Unglüdsfälle auf bem Transport zu Tode kommt. Bein- 
bruch wird dem Tode gleich geachtet. 

14] Das Marimum, wofür im Verluft- ober Schadensfalle Die Agriy- 
pina bei einem und bemfelben Bahnzuge einzufteben hat, ift 60,000 Thaler 
Courant. 

34] Der Vertrag wird auf ein Jahr geſchloſſen gegen eine Jahres⸗ 
prämie von 24 Procent von verſicherten 360,000 Thalern — ſechs Züge 
täglich a 60,000 Thaler = 840 Thaler betragend. 
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8. 65. 


bb. bei Befhädigung oder Vernichtung durch Feuer: 
I. bei eigentlichen Gütern. 


Wenn die Beſchädigung oder Vernichtung durch Feuer ftatt- 
gefunven hat, fo wirb bei eigentlichen Gütern — alfo bei folden 
Gegenſtänden, welche nicht in Neifegepäd, Equipagen oder Vieh 
beftehen — allgemein, ohne Unterfchien ver befonveren Bejchaffen- 
beit des Creigniffes, blos ven Fall der Selbitentzündung des 
Gutes ausgenommen, Erſatz geleiftet 3) felbft bei denjenigen 
Gegenſtänden, für deren Beſchädigung over Vernichtung außerdem 
feine Vergütung ftattfindet, wie namentlich bei zerbrechlichen oder 
leicht verberblichen Gegenftänben, und bei folchen, welde tie Ver⸗ 
ſender felbft in ganzen Wagenladungen verlaben haben. *) 


8. 66. 
II. Brandſchäden bei Reiſegepäck. 


Tür Neifegepäd wird bei Feuerſchäden unter folgenben 
Modalitäten Erſaztz geleiſtet: 


3) A. D. G.* © 14, No. 2: „Die Haftung für Feuersgefahr erſtreckt ſich 
allgemein auf alle Gegenflände der Güterbeförberung und zwar fowohl auf 
den ganzen Gegenftann als einen Theil deſſelben, jenoch nicht auf den Fall 
der Selbftentzlindung des Guts; eod. No. 9. litt. a: „wohin jedoch Brand⸗ 
Unglüd nicht gehört.” Wörtlich ſtimmt damit überein: Bayern $ 24 resp. 
5 32 litt. b. Hannov. 6 67. No. 2 resp. No.9. litt. a ( Holst. $ 61, No.8B: 
Keine Haftung für Feuersgefahr auf den Ball der Selbftentzünbung,, vgl. mit 
$ 24; Garantie für Feuerſchaden bei Gepäd). Köln M. $ 12%. No. 2, K. 
Fr. W. Nordb. XII. $ 17. No. 2. Leipz. D. $ 14. No. 2 beʒw. No, 9, 
litt. a. Lüb. B. $ 59, No. 2 beʒw. No. 9, litt. a. Preuss.* 6 60. No. 2. 
Sachs. $ 21. No.2 bezw. No. 9, litt. a. Württemb. 6 60, No, 2 bezw. 
No. 9. litt. a. 

.  MA.D.G.$ 14. No.5 vgl, unten $ 53 mit A. D. G. $ 14. No. 2, 
Die k. k. öſterreichiſchen Eifenbahnen Ieiften Erfay im allgemeinen für jeben 
Brandfchaden an Gütern, wenn nur nicht das Feuer durch Krieg, feindlichen 
Einfall, Aufftand, Aufruhr, öffentliche Gewaltthätigkeit, Raubanfall, Erd⸗ 
beben, Schleichhanbel, obrigkeitliche Verfügung, Einfluß ber Wärme ober 
durch eigenes Verſchulden bes Verfenders, insbefondere mangelhafte oder unzwed⸗ 
mäßige Verpadtung ober Durch bie eigenthümliche, bezw. natürliche Eigenfchaften 
des Gutes veranlaßt if, da fie nach Oesterr.* $8. No. II für Berlufe, 
Abgänge und Befchäpigungen haften, welche durch ein zufälliges Ereigniß — 
mit Ausfchluß der eben aufgeführten Schäden — veranlaßt find, Es verſteht 
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1 2) wenn dvaſſelbe ſich in einer durch die Eiſenbahn transportirten 
Equipage befindet 1), oder von Reiſenden bei ſich im Eiſen— 
bahnwagen aufbewahrt, alſo nicht bei der Gepäck-Expedition 
gegen einen Gepäd-Garantiefchein aufgegeben ift, wird fein Erfag 
geleiftet. 2) | 

2) Für Neifegepäd, welches bei ver Gepäd- Expedition gegen 
Garantiefchein aufgegeben ijt und vor ver Rüdlieferung durch Feuer 
beſchädigt oder vernichtet ift, wird je nach ven Neglements ver ver- 
ſchiedenen Bahnen Erjaß geleitet, bald ebenſo wie bei ven eigent- 
lichen Gütern (j. vorjtehend Nr. 1), bald unbedingt, bald mit Ein- 


-. 
— — — — — — 


ſich hierbei von ſelbſt, daß die Eiſenbahn⸗Verwaltung, wenn ſie auf eine 
dieſer Ausnahmen ſich beruft, ſolche beweiſen muß, während dem Verſender 
(ober Empfänger) replicando ber Beweis zuſtehet, daß die Beſchädigung durch 
Verſchulden der Bahn - Anftalt oder ihrer Bedienſteten entftanden fei. 

1) A.D. P. $ 38, Abf. 3. R. Th. IIL S 3: „Für das auf oder in 
den Equipagen befindliche Gepäd wird eine Garantie in irgend einer Hinſicht 
sor, während oder nach dem Transporte nicht geleiftet.“ 

Bayern $ 44 u. Frankf. H. $ 41 fagen: „Für die Equipagen, ferner 
für das auf oder in denfelben befindliche Gepäd wird keine Garantie geleitet.“ 

Hannov. $ 11. Preuss. * 6 39. Sachs. $ 47. Württemb. $ 37. 

2) A. D. P. $ 29 am Schluß, fowie die Eitate oben in $ 38, Anm. 4, 
% 2. Bayern $ 26: „Für dieſe Grgenftände wird kein Gepäckſchein ausgege- 
ben und feine Haft übernommen.“ — Unter dem in ben oben angezogenen 
Gitaten (A. D. P. $ 29 x.) erwähnten Reifegepäd im Perſonenwagen, für 
welches nach den Reglements feine Gewähr geleiftet werden foll, find jedoch 
nach eben. diefen Eitaten — f. oben SS 37 u. 338 — nur kleine, leicht trag- 
bare Gegenftände zu verſtehen, welche der Reifende im Wagen mit fich führt, 
nicht diejenigen, welche er an feinem Körper trägt. — Was die Haftpflicht 
für leßtere anlangt, fo darf man daher auf biefelben die Ausfchliefung der 
Erfagverbindlichleit durch die vorſtehenden autonomifchen Beftimmungen nicht 
beziehen, zumal da die in ben Reglements gegebenen Ausnahmen ber Haft- 
pflicht einfchränfend zu erflären und gegen die Eifenbahn-Berwaltungen zu 
interpretiren find. Bergl. $ 24 Anm. 7. — Ueber die Sachen, welche ber 
Reifende bei ſich Cauf feinem Körper) trägt, enthält fein Reglement eine be- 
fondere Befimmung, und es gilt alfo von ihnen (als Accefforium), was von 
der Haftung für das Principale (d. h. binfichtlich der Perſon des Reifenben) 
gilt. — Aus dieſem Geſichtspunkte rechtfertigt fich auch theilweife das Frank⸗ 
furter Erfenntniß in Anl. XVIIIc (vgl. Anlageheft S. 214). — Hinfihtlich des 
eigentlichen Gepäcks im Perſonenwagen würbe dagegen jede Haftpflicht durch 
die citirten Reglements-Beftimmungen ausgefchloffen erfcheinen (vorausgeſetzt, 
daß ber Bahnverwaltung nicht eine culpa Jata nachgemwiefen werben kann). 
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ſchränkungen auf gewilfe Urſachen des Entſtehens des Branbes, 
bald mit Unterſcheidung ver Wälle, wo eine Terficherung gejche- 
ben, und berjenigen, wo eine folche nicht jtattgefunden hat. 

AZufolge des DVereins-Reglements für die Perfonene zc. 
Beförberung auf ven zum Verein deutjcher Eifenbahn-Verwaltungen 
gehörenden Eifenbahnen foll jeder Brandſchaden an einem Gepäd- 
ftüde, welcher ohne Selbjtentzändnung deſſelben entſtanden tft, ohne 
Rückſicht auf Verficherung — von der Verwaltung vergütet werben, 
fofern er nur nicht durch eigene Fahrläſſigkeit des Reiſenden ver- 
urſacht ift. ®) 

Die Betriebs » Neglements der Holjteinifchen Eifenbahnen und 
der Kurfürft Frieprih Wilhelms Nordbahn jagen für jeden am 
Gepäck entitandenen Feuerſchaden umberingt Erſatz zu, ohne NRüd- 
ficht auf die Art der Entftehung des Feuers und ohne Unterfcheis 
dung, ob das Gepäd verfichert worden oder nicht. *) 

Das Betriebs-NReglement der Kön. Preußiſchen Staats»Eifen- 
bahnen und der unter Verwaltung des Preußifchen Staates jtehen- 
den Bahnen fichert für jede durch Brand entſtehende Beſchä⸗ 
digung ober Vernichtung des Gepäds Erfah zu, wenn nur nicht 
der Brand durch Selbftentzündung des betreffenden Gepäckſtückes 
oder eigene Schuld des Reiſenden entſtanden ift.„ 5) 

Für jeden Branpfchaden, wenn nur nicht das feuer durch 
Krieg, Bolls- Aufjtand, militärtide Gewalt, Erpbeben, Vulkane, 
ober durch eigne Schuld des Reiſenden veranlaßt ift, wird von ber 
Thüringiſchen Eifenbahn, unter weiterer Ausnahme des Falles 
der Selbftentzündung bes betreffenden Gepädjtüds °), Erfak 
geleiftet. 


3) A.D. P. 6 31, litt. c. Vgl. in Beziehung des in biefem 6 31 litt. c 
vorkommenden Auspruds „wohin“ pie Note 4 zum folg. 6.67. Vergl. auch 
Anl. III. S. 68. 

4) Holst. 6 24: „Nach Einhändigung des Gepäckſcheins haftet Die Geſell⸗ 
ſchaft für Verluf, für Feuerſchaden und trodene Ablieferung am Beſtim⸗ 
mungs orte.⸗ 

Kr. F. W. Nordb. V. $ 10. litt. i. Ne. 1: Die Verwaltung iſt von 
jeder Haftung für NReifegepäd frei, 1. wenn der Berluft oder die Befchäbigung 
durch ein anderes Ereigniß als Brand herbeigeführt tft, welches bie Berwal- 
tung abzuwenden nicht vermocht hat. 

5) Preuss. 6 32, litt. c. Thüring. $ 32, litt. c. 

6) Thüring. $ 32, 
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Das Betriebs⸗Reglement der Berlin» Anhalter Bahn verfpricht 
für ven Fall befonderer Berfiherung des Gepädes Erſatz jedes 
mittelbaren oder unmittelbaren Schadens, welcher durch Brand over 
Blitzſchlag entfteht, mit Ausnahme ver Fälle, wo ver Brand durch 
Krieg, Volls-Aufſtand oder militärifche Gewalt, Erdbeben oder 
Vulkane verurfacht worven. 7) 

Die Oeſterreichiſchen Eifenbahnen leiſten für Brandſchäden an 
Reiſegepäck ebenfo Erfag, wie für Brandſchäden an eigentlichen 
Gütern, mithin in allen Fällen, wo das Feuer nicht durch Krieg, 
feindliche Einfälle, Aufitand oder Aufruhr, öffentliche Gewaltthä- 
tigkeit, Raub- Anfälle, Erdbeben, Schleichhanvel und obrigfeitliche 
Verfügungen, Einfluß ver Wärme, ferner durch eigenes Verjchulden 
der Partei, insbeſondere mangelhafte oder unzweckmäßige Verpadung 
ober enblich durch bie eigenthümlichen oder natürlichen Eigenfchaften 
bes Gutes veranlaßt find. ®) 

Das Betriebs-Reglement ver Main-Wefer- Bahn gewährt im 
Talle der gefchehenen beſonderen Verſicherung Erjag ohne 
Rückſicht darauf, wie das Feuer entftanden ift, mithin für jeglichen 
Brandſchaden, wohingegen vaffelbe im Falle ver unterlaffenen beſon⸗ 
deren Verficherung nur für den durch den Dampfivagen verurfachten 
Brandſchaden und außerdem nur für ven Fall Erfag zufichert, wenn vie 
Verwaltung nicht nachweifen könne, daß das Teuer, bezwfe. pie durch 
ſolches entſtandene Befchädigung oder Vernichtung durch ein Creig- 
niß herbeigeführt worben fei, welches abzuwenven bie Verwaltung 
nicht vermochte. 9) 

Bon den Bapyerifchen Eifenbahnen und ver Franffurt- 
Hanauer Eifenbahn wird für die Durch ven Dampfwagen verans 
laßten Brandſchäden unbebingt, für andere Brandſchäden am Gepäd 
aber nur in vem Falle Erfat geleitet, wenn bie Verwaltung nicht 


— — — — — — — — 


7) Berl. A. 32.. 
8) Oesterr. $ 8. II. vgl. Anm, A zu 8 65. 
9) Main W. $ 33. litt. h. 


10) Bayern 6 35. ©. 12. Fr. H. $ 32, No. 1: Es iſt wohl unterſtellt, 
daß wenn durch die aus dem Dampfiwagen fliegenden Funken ein Teuer 
entſteht, dann die Eifenbahn- Verwaltung in der Regel in Schuld fei, indem 
fie geeignete Vorrichtungen bagegen unterlaffen babe. 
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nochweifen kann, daß fie das Ereigniß abzuwenden nicht vermochte, 
welches den Berluft oder die Beſchädigung herbeiführte. 11) 

In den Special= Betrieb8-Neglements der übrigen deutſchen 
Eifenbahnen ift binfichtlich des Haftens für Vernichtung oder Bejchä- 
digung von Gepäd kein Unterſchied zwifchen Brandſchäden ımb ben 
Fällen, wo die Vernichtung over Beſchädigung durch ein anderes 
Ereigniß, als Brand, verurfacht worven, gemacht, fo daß nach diefen 
Neglements e8 von den Umſtänden ber einzelnen Fälle, bzwſe. von 
befonderem Beweiſe und richterlichem Ermeſſen abhängig ift, ob ver 
Brandſchaden als ein Ereigniß zu betrachten fei, welches die Eifen- 
bahn - Verwaltung abzumwenben nicht vermochte; ſomit iſt alfo nur 
da, wo letteres von der Eifenbahı- Verwaltung nicht nachgewiefen 
werben kann, von biefer der Branbfchaben zu erjegen. 1%) 


8. 67. 
III. Feuerſchäden bet Equipagen und anderen Fahrzeugen, 

Bei Beſchädigung oder Vernichtung von Equipagen durch 
Feuer wird je nach ven einzelnen Reglements bald gar feine, bald 
eine (namentlich durch Fejtitellung eines Marimum) beſchränkte, bald 
unbebingt Garantie geleitet. 

Gar feine Garantie weder für Equipagen noch für andere Fahr⸗ 
zeuge wird geleijtet nach den Betriebs - Neglements: 


11) Bad. $ 36. litt. g. Berl. St. $ 32, Frankf. H. $ 3, Hanner. 
$ 30. litt. g. K. Fr. W. Nordb, V, $ 10. litt. g. (©. 21). Lüb. B. 6 3. 
litt. f, g u. h. Leipz. D. $ 38, litt. f u. g. Magdeb. W. $ 24, litt, g. 
Main N. 6 26. litt. gg W.D. $%8. litt.g. R. Th. $8 lt. gwh 
(S. 32). Sachs. $ 40, litt. f. 

12) Das frühere prostforifche allgemeine deutfche Bereins-Reglement über 
die Perfonen- Gepäl- 30. Befürberung enthält im 8 31, litt. g in ben 
Worten: „Die vorftehenden Orundfäge gelten auch für den Branbfchaben, 
welcher durch den Dampfwagen veranlaßt wird“, eine Beftimmung, welche 
fi} aud) in Bayern $ 35 und Frankf. H. $ 32. No. 1 findet, auf ben 
erften Anſchein den Sinn zu haben feheint, als ob damit gefagt fein folle: 
„für Brandſchaden durch die Locomotive müſſe immer gehaftet werben“; allein 
bei der Faſſung des auf dieſelbe Beftimmung unmittelbar folgenden Alinea h. 
1. in den Worten: „Die Verwaltung ift von jeder Haftung für Reiſegepäck 
frei, wenn ber Verluſt ober die Befchäbigung durch ein Ereigniß herbeigeführt 
ik, welches bie Verwaltung abzuwenden nicht vermochte ꝛc.“ konnte es rechtlich 
feinen Zweifel leiden, daß biefes Alinen h. 1. auch auf die im vorhergehenden 
Alinea g erwähnten Brandſchaden Anwendung finden müſſe. 
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a. des Nord», Mittel» und MWeitveutfchen Verbandes; 1) 
b. ver Badenſchen, Baberjchen, Frankfurt- Hanauer und ver 
Württembergifchen Bahnen. 2) 
Nur im Falle befonderer VBerficherung, jedoch ohne Unter: 
ſchied der Urfache des Brandes, fichert Garantie zu das Betriebs⸗ 
Reglement der Kurfürjt Friedrich Wilhelms Nordbahn. >) 


— — — 


1) N. D. 6 15: „Für dieſe Transport⸗Gegenſtände (Wagen aller Art, 
auch Eifencahn- Wagen, Locomotive und Tender) ift von der Eifenbahn- 
Verwaltung eine gleiche Haftung wegen Feuersgeſahr und wegen Verluftes 
oder Beihädigung aus anderer Urfache Übernommen, mie foldhe nad S 14 
für den Transport ber vom Derfender auf Wagen der Verwaltung felbft 
geladenen Gegenſtände flattfindet“ (d. h. es wirb nur gehaftet, wenn ber Ber- 
waltung ein befonderes Verſchulden nachgewieſen werden kann); 

W. D. II. A. in fin. ©. 55 a. E.: „Für die vorftebend unter 1, 2 u. 3 
(1. Equipagen, 2. Fuhrwerke fonftiger Art, wie unbeladene Frachtwagen, 
Möbelmagen u. Eifenbabn-Fahrzeuge , 3. Loromotive und Zender) genannten 
Transport -Objecte wird eine Garantie in irgend einer Hinficht vor, während 
oder nad dem Transporte nicht geleitet.“ Ebenfo M. D. ©. 59a. No.8: 
„Für vorfiehend genannte Iransport-Objerte wird eine Garantie ıc. nicht 
geleiftet.“ BR. Th. v. 1858. V. 

R. Th. v. 1856 u. 1858. III. $ 3: „Für die Equipagen ſelbſt wirb nad 
ben Beftimmungen des für diejenige Bahn, auf welcher der Verluft ober bie 
Beſchädigung berfelben eintritt, gültigen Betriebs - Reglements gehaftet.“ 

O. Th. u, O. R. enthält die Vorbemerkung: „Für den Vertehr nach den 
Tarifen I, II w III gelten die reglementarifchen Beilimmungen der einzelnen 
Berbandsverwaltungen, foweit biefelben nicht durch die nachfolgenden befon- 
deren Beflimmungen abgeändert werden.“ Die Tarife III, bezw, IV dieſer 
Berbände für die Beförderung von Equipagen, fonftigen Fahrzeugen, Thieren 
und anfergewöhnlichen Gegenſtänden enthalten feine Beftiimmungen über bie 
Haftung, ſo daß allein dort Die Beftimmungen ber einzelnen Bahn⸗Reglements 
zur Anwendung kommen. 

2) Bayern $ 44. Frankf. H. $ 41: „Für bie Equipagen ıc. wird Feine 
Garantie geleiſtet.“ Württemb. $ 36: „Die Befürberung von Equipagen 
(Fuhrwerlen) findet ıc. obne Gewährleiftung flatt.“ 

3) K. Fr. W, Nordb. VII. $ 7. „Für theilmeife Beſchädigung ober gänz- 
liche Vernichtung der zur Beförderung übergebenen Bahrzeuge wird nur im 
Falle befonderer Verſicherung gehaftet, und zwar nur bis zu dem Zeitpunkt, 
wo biefelben von den Empfängern übernommen fein müffen, 

Die Berficherung erfolgt durch Declaration des Werthes im Frachtbriefe, 
bezw. bei Löfung des Transportfcheins und durch Zahlung eines Zuſchlags 
von 2 Procent der Tracht für jebe 100 Thaler des beclarirten Berlicherungs- 
betrags. Der Brachibrief, bezw. der gelöfete Transportfchein, auf welchem 

Koh, Eifenbahnen, IL. 16 
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Unbedingt, jedoch auf ein Marimum von 300 Thalern be- 
ſchränkt, wird für Brandunglüd Erſatz geleijtet nach dem alige- 
meinen Vereins: Reglement über die Perfonen-, Reiſegepäck⸗, 
Equipagen- Beförderung auf den zum Verein beutfcher Eifenbahn- 
Verwaltungen gehörenden Eifenbahnen. *) 


legteren fih außer dem Erpebitions- Stempel die Angabe bes beclarirten 
Werthes und der bezahlten Prümie befinden muß, vertritt die Stelle der Police, 

Bei der Empfangnahme des Fahrzeugs iſt daſſelbe genau zu prüfen und 
jeder etwaige Entſchädigungs⸗Anſpruch fofort anzumelden. Spätere Anfprüce 
ſollen nicht berüdfichtigt werden.“ 

4) A. D. P. $ 38 (in Anlage III, ©. 70): „Die Eifenbahn-Berwaltung 
haftet für die beförberten Equipagen, es fei denn, baß ber Berluft ober 
die Beſchädigung derfelben durch eigene Fahrläſſigkeit des Aufgebers 
oder durch die unabwendpbaren Folgen eines Natur-Ereigniffes 
oder durch Zufall herbeigeführt if, wohin jedoch nicht gerechnet werben 
follen Diebftahl und Brandunglück. Den Werth der Equipage ober 
den durch deren Beſchädigung herbeigeführten Schaden, fowie daß die Beſchä⸗ 
digung nad Uebergabe ber Equipage an die Bahn⸗Verwaltung flatt- 
gefunden, muß der Reclamant nach weiſen. Ein Erfab von mehr als 
300 Thalern wird indeß nicht geleiftet.“ 

Durch die Faffung diefes Paragraphen wird man zu ber Annahme ver- 
ſucht, daß bier Garantie doch nur für folches Brandunglück zugefagt fet, 
welches nicht Folge eines unabwendbaren Naturereigniffes if. Man Fönnte 
nämlich fagen: e8 werde in biefem $ 38 zwiſchen Raturereigniß und ande- 
sem Zufalle unterſchieden, und es entſtehe dann bie Frage, ob das daſelbſt 
sortommende Beziehungswort: „wohin“ blos auf das zunächſt ihm vorher- 
gehende Wort: „Zufall“ ober auch auf das weiter vorftehende Wort: „Natur- 
ereigniß“ zu beziehen ſei; nach grammatifcher Interpretation Tönne es wohl 
nur auf den „Zufall“ bezogen werven, indem zunächſt nach biefem gerabe 
der Doch nur unter „Zufall, nicht unter „Naturereigniß“ zu ſubſumirende 
„Diebftahle, und erfi danach Brandunglüd erwähnt fei, ſolchemnach 
bier die in jenem Paſſus „wohin jedoch 1.“ enthaltene Ausnahme auf 
einen durch ein Naturereigniß entflandenen Brand nicht au beziehen 
wäre, Allein es tft doch mohl diefe Frage immer als zweifelhaft zu be 
trachten, und im Fall einer zweifelhaften Beftimmung in einem Reglement 
iſt gegen deſſen Berfaffer d. b. gegen bie Bahnverwaltung zu interpretiren 
(ſ. oben $ 24, am Schluß). Auch werben die Babnverwaltungen bie für ben Ab⸗ 
fenber bzw. Empfänger günftigere Interpretation, bier unter „Branbunglüd“ auch 
den durch ein Naturereigniß entſtandenen Brand zu verfieben, vorkommenden 
Falles um fo mehr eintreten laſſen, als wohl fie fämmtlich alle ihnen zum 
Berfand übergebenen Sachen bei irgend einer Beuerverfiherungs - Anftalt ver- 
fihert Haben, und nach den Statuten von bergleichen Anftalten, foweit fie 
mir bekannt find, gerade fiir ſolche Brandſchäden, welche durch Blitz entſtan⸗ 
ben find, unbebingt Erſatz geleiftet wird, 
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Beinahe wörtli, jedoch mit ausbrüdlicher Zulaffung einer höhe- 
ren Verſicherung, ſtimmt mit dem Bereind- Reglement in dieſer 
Beziehung das Reglement ver Preußiſchen Staatsbahnen über- 
ein. 5) Die Hannoverſchen Staatsbahnen haften zwar im Alfge- 
meinen ebenfalls (bis zu einem Marimum von 300 Thalern) für 
Vernichtung oder Beſchädigung durch Feuer auf dem Bahnhofe oder 
während der Fahrt, nehmen jedoch von dieſer Haft die Fülle aus, 
wo das Teuer durch ein Ereigniß herbeigeführt it, welches die Ver: 
waltung abzuwenven nicht vermochte. °) 

Gleichfalls bis zu einem beftimmten Marimum, jedoch im Falle 
befonberer höherer Verficherung auch bis zu dem verficherten höheren 
Betrage ficheren Garantie zu für die durch Feuer entſtandene 
Beichänigung oder Vernichtung von Equipagen: vie Neglements 
der Berlin- Anhalter und ver Berlin-Stettiner 7), ver Lübed-Büchener, 
der Leipzig- Dresbener, der Magdeburg. Wittenberger, ver Main-Nedar-, 
ber Main-Wefer-Bahn, ver Königlich Sächſiſchen und ver Thürin- 
gifchen Bahn 8); es ift jevoch dabei noch außerdem als Bedingung 
des EintrittS dieſer Erfabpflicht erfordert: 

a. durch das Betriebs⸗Reglement ver Leipzig-Dresdener Bahn: 
daß die Beſchädigung oder Vernichtung die Folge eines Zu- 
falles gewefen fei, welcher den (ganzen) Zug betroffen babe, 9) 

5) Preuss. $ 39. 

6) Hannov. $ 39: „Für die auf der Eifenbahn befürderten Equipagen 
Baftet die Berwaltung nicht, mit alleiniger Ausnahme einer Vernichtung ober 
Beſchädigung innerhalb der Grenzen ihres Betriebes durch Feuer auf den 
Bahnhöfen oder während ber Fahrt felbft. Die Entſchädigungspflicht füllt 
aber in viefem Falle weg, wenn das Feuer durch ein Ereigniß herbeigeführt 
iR, welches die Verwaltung abzuwenden nicht vermocht hat. Der Entſchädi⸗ 
gungs-Berechtigte muß den Werth der Equipage oder den durch Beſchädigung 
entfiandenen Schaden beweifen; ein Erfab von mehr als 300 Thlrn. wird 
indeß nicht geleiftet.“ 

7) Berl. Anh. $ 39, Berl. Stett. $ 39: „Eine höhere Berfiherung wird 
gegen eine Prämie von zwei Procent der Fracht für jede 100 Thaler über 
den Werth von 300 Thalern angenommen, mobei ein Betrag unter 100 Thlr. 
für volle 100 Thlr. berechnet wird.“ 

8) Lüb. B. $A2. Leipz. D. 6 35. Magdeb. W. $ 34. Main N. $ 43. 
Main W. $ 38; „Die Berwaltung übernimmt für Equipagen feine Garantie, 
mit Ausnahme für Feuerfchaden,“ womit Baden $ 43, Sachs. $ 47 und 
Thäring. $. 39 wörtlich übereinſtimmen. 

9) Leipz. D. $ 35; Für Equipagen, welche während des Transports in 
Folge von Unfällen, die den Zug betreffen, beſchädigt Werben, wird eine 

16* 
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b. durch das Betriebs-Reglement der Berlin-Anhalter, fowie ber 
Thüringifchen Bahn: daß das Feuer nicht durch Krieg, Volks— 
Aufſtand, militärifche Gewalt, Erdbeben oder Bulfan entftan- 
ven fei. 79) 

Eine unbevingte Garantie fagt zu pas Betriebs - Reglement ver 
Holjteinifchen Bahnen bis zum Betrage, welcher vom Aufgeber ale 
Werth veclarirt ift. ?1) 

8. 68. 
IV. Brandſchäden bei Viehtransport. 

Bei Beſchädigung von Pferden und fenftigem Vieh duch Feuer 
wird 

a. nach dem Betriebs-Reglement für die Preuß. Staatsbahnen ıc. 
unbedingt, und zwar, wenn nicht höhere Verficherung jtatt- 
gefunden bat, bis zu einem gewiſſen Marimum Erfat geleitet, !*) 


— ——— — ·— — — 


Vergütung nach dem Maximalſatz von 250 Thlrn. pro Stück geleiſtet, dafern 
nicht noch eine höhere Verficherung auf den Frachtbriefen beclarirt wird. 

10) Berl. A. $ 32; „Die Berfiherung gilt gegen jeden mittelbaren ober 
unmittelbaren Schaden, welcher durch Brand oder Blipfihlag, fowie durch 
Bergung und Rettung des verſicherten Gegenflandes entfieht. — Dagegen 
findet eine PVerfiherung gegen Schaben durch Krieg, Volle - Aufftand oder 
militärifche Gewalt, Erbbeben oder Vulkane nicht flatt.“ 

Thüring. $ 39: „Die Eifenbahn-Berwaltung haftet für bie befürberten 
Equipagen, es fei denn, daß ber Berluft oder die Beſchädigung berfelben 
durch eigene Fahrläffigkeit des Entfhäbigungs- Berechtigten ober ſolcher Per⸗ 
fonen, für melche er zu haften hat, oder durch Krieg, Volks⸗Aufſtand, Tumult 
und militärifhe Gewalt, oder durch Zufall herbeigeführt tft, wohin jedoch 
nicht gerechnet werben follen Raub und Diebftapl, Brand-Unglüd und alle 
diejenigen Feder- und Achsbrüche und fonftige den Bahnızug treffenden Unfälle, 
son denen nicht nachzumeifen tft, daß fie ohne Verfhulden der Verwaltung 
oder ihrer Beamten entftanden if, Den Werth der Equipage ober ben durch 
deren Beſchädigung berbeigeführten Schaden, fowie, daß die Beſchädigung 
nad) Uebergabe der Equipage an die Bahn -Bermwaltung ftattgefunden, mup 
der Entfhäbigungs-Berechtigte nachweifen. Ein Erfag von mehr als 300 Tälr. 
wird indeß nicht geleiftet, es fei denn, daß ein höherer Wertb vorher 
declarirt und für das von ver Eifenbahn-Verwaltung zu übernehmende größere 
Riſiko ein befonderer tarifmäßiger Srachtzufchlag erlegt worden if,“ 

11) Holst. $ 33, 

12) Preuss. $ 42: „Für die zur Beförderung übernommenen Thiere wird 
von der Verwaltung nur dann Erfah geleiftet, wenn der Berluft ober bie Be- 
ſchädigung derſelben Folge eines den Bahnzug treffennen, nach ben Orunbfägen 


N 


5683 Abſchnu. IL Gerpfl. zum Schadenserfage.) 245 


b. nach ven DBetriebs-Reglements mehrerer Bahnverwaltungen nur 
in ven Fällen Erfat geleiftet, wo die Beſchädigung in Folge 
eines Unfalles ftattgehabt, welcher ven Bahnzug betroffen 
und den Brand verurſacht bat, 13) 

c. von den Defterreichifchen Bahnen wird für Pferde und anderes 
Dieb in gleicher Weile Garantie geleiftet, wie für anderes 
Gut, 14) 

d. von einigen Bahnverwaltungen zwar ohne Unterfchied des Falles 
und der Urfache des Brandes Erſatz geleiltet, jedoch nur bie 
zu einem gewilfen Marimum 15), über dieſes Marimum bin- 
aus nur, wenn befonvere höhere Verjicherung ftattgehabt hat; 1°) 

e. von den meijten Bahnverwaltungen und Bahnverbänden aber 
wird für Pferde und Vieh, die Beſchädigung oder ver Verluft 
mag nun durch Feuer oder auf eine fonftige Weife entſtanden 
fein, gar fein Erfag geleijtet. 17) 

f. Zufolge des Betriebd-Reglements der Kırf. Fr. Wild. Nord⸗ 
bahn wird für die Befchäbigung von beförberten Thieren durch 
Feuer 2c. nur in dem Falle Erjat geleitet, wenn der DVer- 


— — u — — — —— 


für die Gepäckvergütung nicht als Zufall anzuſehenden Unfalls oder ohne 
eignes Verſchulden des Abſenders und feines den Thieren beigegebenen Beglei⸗ 
ters, durch Raub, Diebſtahl und Feucr herbeigeführt tft.“ 

13) Berl. A. $ 42. Berl. St. $ 42. Leipz. D. $ 40. 

14) Oesterr.* 6 8. 

15) Lüb. B. $ 68 (wobei jedoch Denagerie-Thiere von ber Gewähr- 
leitung wieder befonbers ausgefchloffen find, fofern biefelben nicht befonders 
verfihert worven find). Magdeb. W. 6 39— 41. Sachs. $ 56, 

16) Magdeb. W. $$ 39 u. 44: „Eine andere Garantie als gegen Feuers- 
gefahr übernimmt die Gefellihaft nicht. Während der Fabrt iſt jedes Pferd 
ohne Bezahlung einer befonderen Prämie gegen Brandſchaden mit 100 Thlrn. 
verfichert. Höhere Verfiherungen find befondere anzumelden, und für jebe 
angefangene 100 Thlr. mehr, 6 Pf. Prämie zu entrichten.“ (Für die durch 
Feuer verurfachten Befchädigungen oder DVerlufte an anderen Thieren, als 
Pferden, find ſodann beflimmte Erfagbeträge feftgeftellt, und zwar biefelben, 
welche bei der Berlin- Anhaltifchen Bahn beftimmt find [vergl. unten ©. 250, 
Anm. 11], unbeſchadet höherer Verficherungen, bei welchen eine Prämie von 
6 Pf. für jede angefangene 100 Thaler zu zahlen if.) 

17) Baden $ 46; Die Verwaltung übernimmt keinerlei Garantie beim 
Biehtransporte, weber beim Ein- und Ausladen noch während des Transports, 
Bayern $ 49. Frankf. H. $ 47. Hannov. $ 45. M. D. $ 60. Main N. 
546. Main W. $ 41 und Geite 51. N. D. $ 40. Württenb. $ 42, 
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waltung ein Verſchulden nachgewiefen wird, in foldem Falle 
aber ohne Beichräntung auf ein Marimum. 78) 

g. Die Holfteinifchen Bahnen garantiren für die Beſchädigungen 
von Vieh, welche durch Unfälle anf ver Bahn entftehen, mit 
Ausnahme der Beichäbigungen, welche beim Ein- und Aus- 
laden oder durch nicht ficheres Anbinden entſtanden find. 19) 

h. Durch das neue Vereins⸗Reglement für vie Perfonen-, Gepäds, 

Eaquipagen⸗ und ThiersBeförverung auf den zum Verein beut- 
ſcher Eifenbahn - Verwaltungen gehörenden Eifenbahnen  ift 
bejtimmt, daß die Eifendahn - Verwaltung im Allgemeinen 
für die zur Beförderung übernommenen Thiere Erſatz bis zu 
einem gewilfen Marimum Ieiften muß, wenn jie nicht nad» 
weifen kann, daß der den Berluft over die Beſchädigung der⸗ 
jelben herbeigeführt habende Brand als Folge eines Zufalles 
anzufehen oder durch eigenes Verſchulden des Abſenders ober 
feines den Thieren beigegebenen Begleiters herbeigeführt fei. 2°) 


8. 69. 


c. Bei äußerlich erfennbarer Beſchädigung ober Vernichtung durch andere 
Ereigniffe, ale Brand. 


Während die in ven vorftehenvden 88. 65 — 68 mitgetheilten 
Reglement - Beftimmungen (weldhe auf ein Princip zurüdzuführen 


18) K. Fr. W. Nordb. IX. $ 11: „Beder beim Ein- oder Ausladen 
noch vor, während oder nad) dem Transporte von Thieren wirb für biefelben 
irgend eine Garantie geleiftet, e8 fei denn, daß ber Verwaltung ein Ber- 
fhulden nachgewieſen würde,“ 

19) Holst. $ 57. 

0) A. D. P. S4l: „Für die zur Beförderung übernommenen Thiere 
wird von der Verwaltung nur dann Erſatz geleiftet, wenn der Berlufl 
oder Die Beſchädigung derſelben niht als Folge eines Jufalls 
anzufehen und ohne eigenes Verfehulden bes Abſenders und feines 
den Tpieren beigegebenen Begleiters herbeigeführt if. 

In den Füllen leiftet die Verwaltung für die Thiere keinen Erfap, 
wenn deren Berluft oder Beſchädigung durch Entfpringen, Fallen, 
Stoßen oder aus fonfigen Urfachen beim Einlaben, Ausladen, 
während des Transports oder beim Aufenthalte auf bem 
Bahn hofe entſtanden if.“ 

Anmerkung des Verf. Die Wortes „oder aus! ſonſtigen Urfachen“ find 
wohl nur auf die Alte des Einlabens und Auslabens zu beziehen, wollte man 
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wir vergebens verfuchen) fo verfchlevenartig ſind, daß es faft feheint, 
als ob die Bahnverwaltungen, je nachdem fie ſelbſt wieder günftiger 
oder ungünftiger für einzelne Xransportgattungen bei einer Feuerver⸗ 
fiherung verfichert haben, für Feuerſchäden ven Transport- 
nehmern Erfaß leilten, finden wir eine größere Webereinftimmung 
ber Neglements in Beziehung auf die Frage, in welchen Fällen 
die Bahnverwaltungen für Beſchädigung oder Vernichtung haften, 
welche durch andere Ereigniſſe, als Brand, herbeigeführt worven 
find. Die Betriebs-Reglements ftellen nämlich in viefer Beziehung 
übereinftimmenb ven allgemeinen und demnach als Regel zu betrach- 
tenden Sat auf, daß die Bahnverwaltungen Erfah für jeve äußerlich 
erfennbare Befchäpigung over Vernichtung von den ihnen zum Trans- 
port anvertrauten Gegenjtänden (Gepäd- oder Güterftüden) Leiften, 
fofern fie nicht nachweifen können, daß diejelbe durch ein 
Ereigniß herbeigeführt ijt, welches fie abzuwenden nicht 
vermochten. 2°) | 
Bevor wir jedoch dieſen Sag 2?) näher erörtern 2°), wollen 
wir in ven folgenden 88. 70 — 74 die beim Equipagen- und Vieh⸗ 
Transport und in manchen Fällen des Gütertransport® vorkommen⸗ 
den Mopificationen und Ausnahmen erwähnen, welche für mehrere 
Arten von Transportgegenftänden in der Urt beftehen, daß für veren 
Beſchädigung oder Vernichtung 
a, überhaupt felbft in einen foldhen Falle Feine Entjchäpigungen 
geleiftet werben, wo das biefelbe verurſachende Ereigniß von ver 
Bahnverwaltung wohl hätte abgewendet werben können, over 


fie auch noch auf die Worte: „während des Transportes ober beim Aufent- 
halte auf dem Bahnhofe“ beziehen, fo würde der doch im erflen Sabe biefes 
Paragraphen flatuirte Fall einer Erſatzpflicht völlig unmöglich fein, 


21) Bol. unten Note * zum 8. 82. 
22) Das Nähere barüber ſ. $ 82 fig. 


23) In Beziehung auf die bier befolgte ſyſtematiſche Ordnung, bei wel⸗ 
der anomaler Weiſe die fperiellen Ausnabmsfälle vor dem allge- 
meineren Ausnahmsfalle behandelt werben (welcher erft unten im 6 82 
näher erörtert werben wird), bemerkte ich, bag es mir räthlich erfchlen, von 
dem Syſtem, welches in den meiften und namentlih in den allgemeinen Be- 
triebs⸗ Reglements fich findet, fo wenig als möglich abzumweichen (vergl, auch 
unten $. 82 Note *), 
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£. doch nur in dem Zelle Entſchädigung ftattfindet, wenn ber 
Bahnverwaltung ein Verſchulden — purch ven Reclamanten — 
nachgewiefen wird (wo aljo nicht zunächit die Bahmverwaltung 
ihre Schuldloſigkeit nachzuwetien hat, und baber die Behaup- 
tung eines Verſchuldens ter Bahnverwaltung zum Klag⸗ 
grunde gehört). 

8. 70. 
a. Geringere Haftung für Beſchädigung her Equipagen. 

Ueber ven Erfat für die durch ein anderes Ereignif als 
Brand entftandenen Beſchädigungen oder Vernichtungen einer Equi- 
page tft Folgendes zu bemerfen. 

1) Wie bereit8 in den 88. 641.67 angedeutet wurde, fchließen 
mehrere Reglements, welche für Brandſchäden an Equipagen haften, 
jede Haftung für andere Schäden, welche viefelben beim Eifenbahn- 
transporte erlitten haben, ans, oder doch die Haftung für culpa 
levis., — Außer den Reglements für ven Norddeutſchen, Dittel- 
deutſchen und Weftveutfchen Verband, fowie ver Baberifchen, Frank⸗ 
furt- Hanauer und ver Württembergifchen Bahnen, welche, wie in 
8. 67 Nr. 1 angeführt wurde, nicht einmal für Teuerfchäben ein: 
ftehen, leiften Teine Garantie für Nicht - Brand- Schäben: 

die Badenſche, Hannoverfche, Main-Nedar-, Main⸗Weſer⸗ und 
Viagveburg- Wittenberger Bahn. ?) 

Nur in dem Falle, wo vie Beſchädigung oder der Verluft einer 
Equipage durch grobe Fahrläffigkeit der Beamten der Bahnverwal⸗ 
tung entftanden ift, wird ein Erſatz bafür geleiftet nach dem Betriebs- 
Reglement der Königl. Sächfifchen Eifenbahnen. 2) 


— — ——jh — — — 


1) Baden $ 43, Hannov. $ 39. Magdeb. W. 6 34. Main N. $ 43. 
Main W, 6 38, worüber $ 67, Anm. 7 zu vergleichen if. 

2) Sachs. $ 47: Tie Haftung, welche die Berwaltung für Equipagen 
übernimmt, befchränkt fi) auf denjenigen Schaden, welcher durch ein bem 
Zug widerfahrenes Brand -Inglüd oder durch grobe Fahrläffigfeit während 
des Transports verurfacht worden tft. — Der Erfap wird ſolchenfalls nad 
Maßgabe des von dem Eigenthümer nachzuweiſenden Werthes der Equipage 
und bes babet crlittenen Berluftes, jedoch niemals höher als mit 300 Thlrn. 
für eine völlig vernichtete Equipage und nach Verhältniß dieſes Sapes bei 
theilmeifer Beſchädigung geleiftet, infofern nicht eine Höhernerficherung erfolgt if. 

N. Märk. 6 93, d. h. das Betriebs-Reglement von 1849 (während bat 
jetzige Betriebs - Reglement der Niederſchleſ. Märk. Bahn von 1853 bad für 
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2) Im Uebrigen gelten entfprechenbe Beſtimmungen, wie bei ber 
Garantie von Brandſchäden. So gibt das Betriebs⸗Reglement ber 
Leipzig Dresbener Bahn Erfag für jebe Beſchädigung oder Vernich- 
tung von Equipagen in Folge von Unfällen, die ven Zug betreffen, 
jedoch nur bis zu einem gewilfen Marimum. 3) 

Die K. K. Oefterreichifehen Eifenbahnen leiften für Equipagen 
piefelbe Garantie, wie für andere Güter. *) 

Unbefchränfte Garantie fagt zu das Betriebs⸗Reglement der Hol⸗ 
fteinifchen Bahnen nad Maßgabe ver gejchehenen Werth-Ungabe. ©) 

Das Betriebs - Reglement ver Berlin - Anhaltfchen, der Berlin- 
Stettiner und der Preußifchen Stantebahnen fichern für Equipagen 
viefelbe Garantie, wie für Neifegepäd zu (f. $. 66), jedoch nur 
bis zu einem Marimum, wenn nicht eine bejonvere Verſicherung 
auf einen höheren Werth ftattgefunden hat. ©) 

Das Betriebs-Reglement der Kurfürſt Friedr. Wilh. Norbbahn 
feiftet für Equipagen nur in dem alle befonberer Verſicherung 
Sarantie und felbit in dieſem Falle mur in gleiher Mobalität, 
wie für gewöhnliche Frachtgut. 7) 

Hinfichtlich des 8. 39 des Betriebs⸗Reglements der Thüringi⸗ 
Ihen Bahn vgl. 8. 67, Anm. 10, 

Das A. D. P. enplich beftimmt, daß bie Eiſenbahn⸗-Verwal⸗ 
tung für die beförverten und auf andere Weife als durch Brand 
beſchädigten Equipagen nur dann (und nur bis zu einem Marimum 
von 300 Thalern) haften foll, wenn fie nicht nachweijen Tann, 
daß der Berluft oder die Beſchädigung berjelben durch bie eigene 


.— —— ·— 


die Preußiſchen Staatsbahnen iſt) ſicherte nur für den Fall, daß durch 
grobe Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn-Verwaltung (oder durch Feuer) 
der Schaden entſtanden iſt, Entſchädigung zu und zwar nur bis zu einem 
gewiſſen Maximum von 300, resp. 600 Thlrn. 

3) Leipz. D. $ 35, vgl. $ 67, Anm. 9. 

4) Oesterr.* 68 in Anlage IV. ©. 78 bes Anlagebefts. 

5) Holst. 6 33: Für Equipagen übernimmt die Verwaltung cine Ga⸗ 
rantie, wie fie bei dem Tarife angegeben ift. 

6) Berl. A, $ 39. Berl. St. $ 39. Preuss. 6 39: „Ein Erfag von 
mehr als 300 Thalern wird indeß nicht geleiftet, es fei denn, daß durch 
Löſung eines Berficherungsfcheins ein höherer Werth verfichert worden.“ 


7) K, Fr, W. Nordb, VII. 6 7 u. XII, $ 17. pos, 8. 
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Fahrläfſigkeit des Aufgebers 8), oder durch bie unabmwenbbaren 
Folgen eines Naturereigniffes over Durch Zufall herbeigeführt fei, zu 
letzterem jedoch Diebftahl nicht gerechnet werben ſoll. 9) 


Ss. 71. 
ß. Geringere Haftung bei Beſchädigung von Dieb. 

Auch für Beſchädigung oder Vernichtung von Pferden und fon- 
ftigem Vieh, welche nicht durch Feuer, fondern durch ein anderes 
Ereigniß herbeigeführt worben ift, gelten beſondere Grundſätze, wie 
bei Feuerſchäden (vgl. 8. 68). 

1) Bei ven Defterr. Bahnen wirb ohne Nädjicht, ob beſondere 
Derficherung ftattgefunden hat over nicht, ganz gleiche Garantie, 
wie für anderes Gut (f. unten 8. 83) geleiftet. 29) 

2) Die Holfteinifchen Bahnen garantiren gegen alle Befchäbi- 
gungen von Vieh, welche durch Unfälle auf ver Bahn entftehen, 
nach Maasgabe ver in ven Tarifen enthaltenen Beſtimmungen. 11) 

3) Bon manchen Bahnen wird ohne beſondere Verficherung, 
nur in gewiffen Fällen, namentlich nur in dem Falle Erfat gefeiftet, 
wenn die Beſchädigung ftattgefunden hat in Folge eines den Bahnzug 
treffenden Unfalles 12), und zwar was bie Preuß. Staatsbahnen, 
bie Berlin-Stettiner und die Thüringifche Bahn betrifft, eines folchen 


8) oder ber von bemfelben der Equipage beigegebenen Begleiter. 

9) A.D, P. 538. — Vol. $ 67, Anm. 4. 

10) Oester.* 8 8. — Bet den Deſterr. Staatsbahnen wird nämlich 
davon ausgegangen, daß in allen Fällen verfichert werben muß. 

11) Holst. $ 57, 


12) Berl, Anhalt, $ 42: „Für die zur Befhrberung libernommenen Thiere 
wird von der Verwaltung nur dann Erfag geleiftet, wenn biefelben in Folge 
eines den Bahnzug treffenden Unfalls und ohne eignes Verſchulden des Ab⸗ 
fenders oder feines, den Thieren beigegebenen Begleiters, Beinbruch erleiden, 
oder zu Tode kommen. Sn allen fonftigen Fällen leiftet die Verwaltung für 
die Thiere keinen Erfah, es mag deren Berluft ober Beſchädigung durch Ent- 
fpringen, Fallen, Stoßen ober aus fonftigen Urfachen entftanden fein. Tas 
Marimum des Schadenerfages beftebt in: 

150 Thlr. für ein Pferd, 

0 - + ein Füllen, 

0 + - einen Maftochien, 
50 -  » ein Haupt-Rinboich, 
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Unfalls, welcher nad den Grundſätzen für Gepädvergätung 12) 
nicht als Zufall anzufehen ift ?*), wo dann bis zu einem gewiſſen 


6 Thlr. für ein Kalb, 


2 + + ein feltes Schwein, 

8 - - ein mageres Schwein, 

2 °-  »- ein Ferkel, 

4 +  . ein Schaaf, Schaafbod oder Ziege, 
2 - . einen Hund, 

10 - =. den Cenmmer fonftiger Thiere. 


Ueberfteigen diefe Maximalſätze den mirklihen Werth, fo wird nur 
biefer vergütet. 

Mehr als die Marimalfäge braucht die Verwaltung niemals an Schaden- 
Erfap zu gewähren, es ſei denn, daß bei berfelben ein höherer Werth 
verfichert worden. Solche Verfiherung kann nur bis J Stunden vor Abfahrt 
des Zuges verlangt werben, und giebt nur Anfpruch darauf, daß in den 
Fällen, in denen die Verwaltung nad Obigem überhaupt Erfah leiftet, ber 
wirklich erlittene Schaden bi zur Höhe ber Berfiherungsfumme erfet wird.“ 

Leipz. D. $ 40. 

13) S. oben $ 66. 

14) Preuss, $ 42: Für die zur Beförderung übernommenen Thiere wird 
son ber Berwaltung nur bann Erſatz geleiftet, wenn der Verluſt oder bie 
Befchädigung derfelben Folge eines den Bahnzug treffenden, nad) den Grund- 
fügen für die Gepäd-Vergütung ($. 32) nicht ale Zufall anzufchenden Unfalls, 
oder ohne eigenes Verſchulden des Abſenders und feines den Thieren beige- 
gebenen Begleiters durch Raub, Diebſtahl und Feuer herbeigeführt if. Im 
allen fonftigen Fällen Teiftet die Verwaltung für bie Thiere Teinen Erfah, es 
mag deren Verluſt oder Beſchädigung durch Entfpringen, allen, Stoßen 
oder aus fonfligen Urſachen entfianden fein. 

Das Marimum des Schadenserfages befteht in denſelben Beträgen, welche 
in Berl. Anh, $ 42 feftgefeßt find (f. vorftehende Anm. 12). 

Ueberfteigen diefe Maximalſätze den mirklichen Werth, fo wirb nur 
biefer vengütet. 

Mehr als die Marimalfäge braucht die Verwaltung niemals an Schadens⸗ 
Erfag zu gewähren, es fet denn, daß bei derfelben ein höherer Werth ver- 
fihert worden. Die Verfiherung kann nur bis 2 Stunden vor Abfahrt des 
Zuges verlangt werben. Diefelbe giebt nur Anfpruh darauf, daß in ben 
Fällen, in denen die Verwaltung nad) Obigem überhaupt Erſatz leiftet, ober 
der Verluft und bie Beſchädigung Folge eines als Zufall anzufehenden, ben 
Bahnzug treffenden Unfalls ift, der wirklich erlittene Schaden bis zur Höhe 
der Berfiherungsfumme erſetzt wird. 

Thüring. $ 42, 

Berl. Stett. $ 42 wörtlich übereinftimmend mit vorſteh. Preuss. 
$ 42, nur findet fi binter „Teuer“ noch zugefügt: welches nicht in ben 
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Marimum Entſchädigung geleiftet wird, wenn ber Verluft ober bie 
Beſchädigung ohne eigenes Verſchulden des Abſenders und feines 
ven Thieren beigegebenen Begleiters, — und namentlich etwa — 
durch Raub, Diebitahl oder Feuer herbeigeführt ift; bei ver Berlin. 
Anhalter Bahn nur in Fällen, wo das Thier Beinhruch erlitten over 
zu Tode kam. 25) 

Im Falle befonverer BVerficherung wird jedoch von ven ge- 
dachten Bahnen volle Garantie geleiftet ohne Unterfcheivung ver Fälle 
und ohne Beſchränkung auf ein fonft ſtattfindendes Marimum. 26) 

4) Von der Kurfürft Friedr. Wild. Nordbahn wird nur in dem 
Valle, wenn ver Verwaltung ein DVerfchulden nachgewiefen wird 
(ohne Beichränfung auf ein Marimum), Erſatz geleiftet. 27) 

5) Von der Yeipzig-Drespener Bahn wird nur für folde Be 
ſchädigungen an Thieren Erfat geleiftet, welche während des Trans: 
portd in Folge von Unfällen jtattfinden, die ven Zug treffen, wäh 
rend die Fälle ver Befchäbigungen over des Entfpringend, bes Fal⸗ 
lens :c. beim Ein- oder Ausladen vom Erſatz ausgefchloffen find. !°) 

6) Von den anderen Bahnen wird überhaupt — von ber Mag- 
beburg - Wittenberger Bahn in jeglichen Falle, wo feine befonbere 
Verſicherung ftattgehabt hat, — gar feine Garantie gewährt. 1°) 

Ebenfo wird im birecten Verfehre nach ven Reglements ber 
meiften Verbände für Beſchädigung over Verluft von Thieren durchaus 
feine Garantie geleiftet, weder beim Ein- und Ausladen, noch wäh 
rend des Transporte. 20) 





unabmwenbbaren Folgen eines Naturereigniffes oder in einem Zufalle feinen 
Grund hat,“ während der Pafus „nach den Grundſätzen für bie Gepäd⸗ 
vergütung“ weggeblieben iſt. — Der Sinn ift aber berfelbe. 

15) Vgl. Anm. 12. ® 

16) Vgl. Anm. 12 u. 14. 

17) K. F. W. N. IX. $ 11. 

18) Leipz. D. $ 40. 

19) Baden $ 46. Bayern $ 49. Frankf. H. $ 46. Hannov. $ 35. 
Cöln-M. $ 15. Lüb. B. 6 60. Magdeb. W.$ 39, $ A4, 3. Main.N. 8 46. 
Main. W. 641, Seite 51. Sachs. $ 56. W. 6 42, 

20) M. D. ©, 51 a. „Garantie für diefe Transporte (von Vieh) wird 
nicht geleiftet, weder beim (Ein- und Ausladen, noch während bes Transporte.“ 
Ebenfo N. D. $ 40. W.D. ©, 56: „indem die Eifenbahn-Bermwaltung eine 
Haftung, fel es beim Ein- und Ausladen, ſei es vor, während ober nad 
dem Transporte, nieht übernimmt.“ 
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Dur das BVereind-Reglement (A. D. P.) ift jedoch beftimmt: 
daß für die zur Beförverung übernommenen Thiere von ber Ver⸗ 
waltung Erſatz bi zu einem gewiffen Maximum geleiftet werben 
ſolle, wenn vie Eifenbahn- Verwaltung nicht nachweifen kann, daß 
der Verluft oder die Befchäbigung verfelben als Folge eines Zufalls 
anzufehen ober durch eigenes Verſchulden des Abſenders oder feines 
ben Thieren beigegebenen Begleiters herbeigeführt ſei, daß jedoch 
in feinem Falle Erſatz zu leiten fei, wo ver Verlujt oder vie Be— 
ſchädigung des Thieres durch Entfpringen, Fallen, Stoßen, over 
aus fonftigen Urjachen beim Einladen, Ausladen, während bes 
Trausports oder bei dem Aufenthalte auf dent Bahnhofe entitanven 
ift, 21 
nn 8. 72. 

y. Keine Haftung bei unverpadten Guͤtern. 


Wenn Güter, die nach dem Ermefjen ver Verwaltung nicht 
wohl conditionirt und nicht zwedmäßig verpadt find !), 
ansnahmsweife auf Gefahr des Aufgebers (nachdem fich viefer 
der Zragung jeden Gewichtsverlufte® und aller Gefahr für alle in 
Folge des mangelhaften Zuftandes entjtehenvden Schäden durch eine mit 
feiner Unterfchrift verjebene, auf dem Yrachtbriefe zu allegirenve 
Erklärung ausprüdlich unterworfen hat) — zur. Beförderung über- 
nommen find, jo haftet die Eifenbahn- Verwaltung für keine Beſchä⸗— 
digung oder Vernichtung. 2) 


—— — u — 


R. Th. III, $ 7 fagt dagegen: „Für die Beſchädigung oder den Verluft 
ber Pferde während des Transportes felbft wird nach den Beflimmungen bes 
für diejenige Bahn erlaffenen Betriebs -Reglements, auf welcher der Verluft 
oder die Beſchädigung flattfindet, gehaftet,“ — und 6 9 eod.: „Die Bahn- 
verwaltung übernimmt nicht die Haftung für Beichäpigungen beim Ein- und 
Ausladen. O. Th. und O. R. enthalten Feine Beftimmungen über die Haf- 
tung bei Viehtransport (vgl. 6 67, Anm. 1 am Ende). 

21) A. D. P. $ 41. Bgl. vorausgehende Anm. 20 zu $ 68 a. €. 

1) Bon den kaiſ. kön. öſterreichiſchen Eifenbabn-Verwaltungen wirb jedoch 
auch für folche unverpadte Fracht- und Eilgüter dieſelbe Garantie mie für 
serpadte Güter geleiftet, wenn von Seiten des Verſenders in der Aufgabe- 
ſtation die amtliche effective Rachwage verlangt und vom Amt vollzogen und 
befätigt wurde (Oesterr, $ 10), wobei jedoch 5 Procent natürlicher Abgang 
(Calo) abgezogen werden. Oesterr. $ 11, 

2) A. D. G.* 6 & (vgl. Anl, II. ©. 47 des Anlagehefts). ‘Die Derbands- 
Regiements enthalten keine Zufäpe zu biefer Beſtimmung des A, D. G, (vgl. 
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8. 73. 


d. Haftung bet leicht zerbrechlichen, ſowie bei nicht durch bie Eifenbahn-Ber- 
waltung felbft verladenen Gegenſtänden, und bei Flüſſigkeiten u. Metallwaaren. 


Wenn bie befchäbigten ober verborbenen ober vernichteten Gegen- 

ſtände: 

a. leicht zerbrechliche Waaren, als Möbeln, Hausgeräthe, 
Glas, Eiſenguß, bearbeitete Werkſteine, Geſchirr, Mineral⸗ 
waſſerkrüge, in Korbflaſchen verpackte Flüſſigkeiten und der⸗ 
gleichen, oder 

b. ſolche Waaren, welche die Verſender in ganzen Wagenladungen 
ſelbſt verladen haben, und die von dem Empfänger ſelbſt 
abzuladen find ®), ober 

c. Flüſſigkeiten oder andere Gegenftände, welche leicht in Gäh— 
rung oder Fäulniß übergehen, 

_ wird dafür ebenfo, wie 

d. für Einroften von Metallivanren *) und 

e. für Ledage (Dringen ver Flüffigkeit durch die Fugen ber 
Faſtage, ) 


$ 44, Anm. 12), mit welcher faft wörtlich übereinſtimmen: Bayern III. $5. 
Hannov. $ 48, Köln M. $ 3, K. Fr. W. Nordb. XU. $6. Lüb. B, 649. 
Magdeb. W. 6 56. Oesterr. $8. Preuss, $ 49, Sachs, 65, Württemb, 
& 50. — Holst. $ 45 fagt: „Alles Frachtgut muß der Regel nach gut embaliit, 
verpacdt und fignirt geliefert werben, jeboch werben einzelne Gegenflänbe, 
3.3. Felle, Häute, Metalle ꝛc. unemballirt und felbft in einzelnen Stüden 
angenommen, aud von den Häufern abgeholt, dann übernimmt die Gefell- 
{haft aber Feine Haft für Beſchmutzung und Feuchtwerden, für Oxydiren ber 
Metalle und für Stückzahl. Ebenfowenig für DVerlufte und Befchäbigungen, 
die durch mangelhafte Verpadung entfteben, fei es an ber Verpackung ſelbſt 
oder dem Inhalte. Dur Annahme unemballirter und ſchlecht verpadter 
Gegenſtände wird bie Gefellfchaft bei entſtehender Beſchädigung nicht zum 
Erfa verpflichtet.“ 

3) Dgl. vorhergehende Anm. 2 und die nachfolgende Anm. 6. — In dem in 
Anlage XVI mitgetheilten Rechtsfalle wurde gewiß mit Recht das Berberben 
von Tabak durch Regen, welder ihn beim Transport betroffen hatte, als 
ein vom Berfender zu tragender Zufall angefehen, ba ber Kläger ſelbſt 
offene Wagen zum Transport verlangt, und die Berpadung und Bebedung 
der Tabake felbft beforgt hatte; zudem hatte berfelbe verfchloffene und ver 
deckte Wagen abgelehnt. 

4) Bol. $ 82, No. III. Anm. 

5) Von einer Ledage kann nur dann bie Rede fein, wenn das Gebinde 
verfchloffen geblieben, und dennoch Flüſſigkeit ausgelaufen iR. (Erkenntniß bes 
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ein Erſatz nicht geleitet, e8 fei benn, daß ver Verwaltung ein 
befonderes Verſchulden nachgewiefen würde ©), woraus ber 
Schaden entſtanden ift. 7) 
Bet den Preußiſchen Staatsbahnen und den unter Verwaltung 
des Preußifchen Staates ſtehenden Bahnen wird jedoch: 
a. für Befchädigung von leicht zerbrechlichen Gegenſtänden, ale: 
Meubeln und Hausgeräthe, Glas u. f. w., 


Preußifhen Stadtgerihts zu Magdeburg vom 14. October 1856, in Sachen 
Bogeler gegen Magbeburg-Salberftabter-Eifenbahngefellfchaft in Anl. XVIL) 

6) A.D. G.* 8 14. No. 5, vgl. Anlage IT, ©. 57 des Anlagehefts 
Die Verband - Reglemente M. D., W. D., R. Th., fowie Main W. geben 
in diefer Beziehung keine Zufäge. O. Th. u. O. R. geben bie Beftimmung 
bes A. D. G. zu Anm. 7 wieder. Wörtlich ſtimmt mit A. D. G. cit. über- 
ein: Bayern III, $ 29, Hannov. $ 67. No.5. Köln M. $ 12. Xo. 5. K. 
Fr, W. Nordb, XIL $ 17. No. 5. Lũb. B. $ 59, No. 5. Leipz. D. $ 14. 
No. 5. Sachs. $ 21. No,5. Württemb, $ 60. No.5. Bergl. Holst, $ 45 in 
Rote 2, 

N 3. 3. wenn ein Faß mit etwas eingebrüdter Daube und in deſſen Folge 
leck angelommen if, fo wäre, wenn nidht das Gegentheil von ber Berwal- 
tung (3. B. durch Alter und Abnugung des Faſſes) nachgewiefen werden 
fann, eine Schuld der Lebteren anzunehmen, und daher von ihr für das 
Minus Entfhädigung (mit Abzug von 2 Procent, f. oben $ 47, b, 2) zu 
teten, neben Vergütung für die Reparatur des Falles; oder wenn frifches 
Obſt dadurch verborben wäre, daß daffelbe Durch Berfehen der Bahn⸗Verwaltung 
auf eine unrichtige Strede gelommen und dadurch unverhältnifmäßig lange 
anf dem Zrandporte ſich befunden hätte, müßte ebenwohl Erfab geleiftet 
werden. — Nach der früheren Faffung und Interpretation des 6 12 u. 6 5 des 
A. D. G. und auch nad den Reglements einzelner Eifenbabnen, 3. B. ber 
Main-Wefer- Bahn war e8 zweifelhaft, ob eine Entſchädigung für Leckage, 
Berberben von Flüffigkeiten und anderen Gegenftänden, welche leicht in Gäh- 
rung oder Fäulniß übergehen, für Einroflen von Metallwaaren und für 
Beſchädigung von leicht zerdrechlichen Segenftänden nicht felbft in dem Falle 
ausgefähloffen jet, wenn ber Verwaltung ein befonderes Berfchulden nachge- 
wiefen wird (3. 3. durch verfpätete Ablieferung, welche durch irrthümliche 
Sendung an einen unrichtigen Ort entflanden war ꝛ⁊c.). Indeſſen iſt von 
den Gerichten fchon bisher, weil die Faſſung eben als zweifelhaft angefehen 
wurbe, die der Verwaltung, welche fich deutlicher hätte austrüden follen, 
nachtheiligere Auslegung vorgezogen worden (Erfenniniß des Stadtgerichts I 
der freien Stadt Frankfurt vom 11. Auguft 1856, in Sachen Morgenthal 
gegen bie Direction der Main-Wefer- Bahn); durch bie neue Faſſung des 
feit dem 1. December 1856 in Kraft getretenen allgemeinen beutfhen Güter⸗ 
Reglements ift jeder Zweifel nun gehoben. 


x 
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b. für Beichäpigung an foldden Gütern, welche die Verſender in 
ganzen Wagenladungen ſelbſt verladen haben, 
c. für Verderben von Flüffigfeiten und anderen Gegenftänen, 
welche leicht in Gährung oder Fäulniß übergehen, 
d. für Einroften von Metallwaaren, 
e. für Xedage, 
ihen dann Erfat geleiftet, wenn die Bahnverwaltung jelbit 
nicht nachweifen Tann, daß die Beſchädigung durch Brand 
(welcher nicht in Selbjtentzündung bes betreffenden Gutes feinen 
Grund hatte) oder burch einen Achsbruch, over einen Federbruch 
oder einen fonftigen (nicht in Raub oder Diebitahl beſtehenden) 
Unfall des Bahnzuges entjtanden ift, und baß ber in Rebe ftehenve 
Achs⸗ oder Federbruch oder fonftige Unfall ohne Verſchulden ver 
Verwaltung und ihrer Beamten entftanden if. (Diefem Grundſatz 
ganz entfprechend ift die ausdrückliche Beſtimmung in Preuss. 8. 60, 
No. 5, daß für das Abhandenkommen berartiger Güter, — 
d. h. wo nicht der Hergang ihrer Beichäbigung oder Vernichtung 
Tonftatirt werben konnte, — in gleicher Weife wie für fonftiges 
gewöhnliches Frachtgut gehaftet wird, vergl. oben 8. 69). ®) 

Für Schwefelfäure, Scheivewaffer und anvere ätzende ober 
gefährlihde Subſtanzen haben pie Eifenbahnverwaltungen nad 
ihren Reglements nie zu haften, vielmehr haben fie fich vorbehalten, 
vom Abfender over Empfänger Erſatz für alle Beſchädigungen zu 
verlangen, welche durch vergleichen Subftanzen an ven Transport: 
fahrzeugen over an anderen Gegenftänden entftanden find. °) 


8. 74. 
e. bei leeren gebrauchten Emballagen. 


Für Beſchaͤdigung leerer gebrauchter Emballagen, deren 
Beförderung nur nach Convenienz der Verwaltung zur Fracht der 
niederen Klafſe geſchieht, wird fein Erſatz geleiftet. 29) 


— — — — —— —— — 


8) Preuss. $ 60. No. 5. 

9) Dgl die Citate in Anm, 6. 

10) Zufag des M. D., W. D., R. Th., O. Th., O. R. u. Main W. 
au en u. 14 des A, D. G.: „tür Beſchädigung berfelben keine Garantie 
geleiftet,“ 
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“ 8. 75. 
3. Saftung bei Traglaften. 

Für Beſchädigungen und Verlufte von Zraglaften, wo berglei- 
chen (bis zu 60 Pfund) frei für Reiſende dritter Klaſſe transportirt 
werden, wirb fein Erſatz geleiftet 17), nach einigen Reglements 
jedoch mit der Ausnahme, daß Erfag ftattfindet, wenn der Verluft 
ober die Beſchädigung erweislich durch Schuld der Verwaltung 
oder deren Beamten veranlaßt worben. 7?) 


IV. Umfang der Entfhäpigungspflicht. 
8. 76. 
A. Beim Perfonen-Transport, 

Was das Duantum der Entfchäbigung betrifft, welche von ver 
betreffenden Bahnverwaltung im alle ver Körperlichen Verlegung 
einer zum Transport übernommenen Perſon, bzw. des durch eine 
folche Verlegung verurfachten Todes derfelben geleijtet werben muß !), 


Aue — — — 


11) Baden $ 29 und Main N. $ 29 fagen wörtlich übereinftimmend : 
„Traglaften, melde Reifenden III. Klaſſe zugehören, nicht in Reifegepäd 
beftehen und für welche die Adminiftration Feine Garantie übernimmt, werben 
bis zu 60 Pfund frei befördert. Sie dürfen jedoch, wenn nicht deren Mit- 
führung unter den Wagenfigen ohne Beläftigung der Mitreifenden gefchehen 
kann, nirgends in die Perfonenwagen aufgenommen werben, fondern find 
son ben Eigenthümern unter Borzeigung des Perfonenbillets zum Unterbringen 
im ober auf die hierzu beftimmten Transportwagen abzugeben“ ; Hannov. $ 32; 
„Traglaften, welche das Freigewicht des Reiſegepäcks genießen, geben, auch 
wenn ein Sepädichein darüber ausgeftellt iſt, ohne alle Haftung der Verwal⸗ 
tung für Verluft und Beſchädigung in den Transportwagen mit.“ 

Main W. $ 27: „ohne Garantie.“ 

12) K. Fr. W. Nordb. V. $ 10. litt. hs „für Traglaften (bis zu 100 Hfo., 
welche der Reiſende felbft trägt und zur Erpebition liefert) wird nur dann 
Gewähr geleiftet, wenn biefelben erweislich durch Schuld der Verwaltung, 
bezw. der Beamten derſelben befchädigt oder vernichtet worden, in welchem 
Ball der auf Verlangen vom Reifenden nachzuweiſende Werth jedoch nie mehr 
als 1 Thlr. für das Pfund vergütet wird. Hier braucht nicht von vornherein 
bie Eifenbahn-Berwaltung ihre Schulpiofigkeit zu beweiſen, fondern der Refla- 
want hat als Klaggrund die Schuld der Verwaltung oder beren Beamten 
nachzuweiſen. 

1) Ob für das Gepäck, welches der Reiſende im Perſonenwagen mit ſich 
führt, Erſatz geleiſtet werden muß, vgl. $ 59 litt. a. 

Richt zu dieſem Gepäde find jedoch die Kleidungsſtücke zu rechnen, welche 
der Reifende an fih trägt, fo daß auf diefe der Ausſchluß der Garantie, 

Koch, Eifenbahnen. II, 17 
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fo wurde bereit in $. 58 bemerkt, daß, während bei ben übri- 
gen Bahnen binfichtlich diefer Erjaßpflicht fich Feine Beftimmungen 
in den Reglements finden, bei ben in jenem $. 58, ©. 214 
unter 1 aufgeführten Bahnen nad $. 23 des Betriebs⸗Reglements 
derselben in Fällen Eörperlicher Verlegung, welche weber eigener 
Schuld, noch ter Schuld eines Mitreiſenden zur Laft fällt, noch 
in einem Zufalle oder Naturereigniffe ihren Grund bat, nur 
Erfaß für die Kurfoften geleijtet werden fol, jo daß eine weis 
tere Entſchädigungspflicht ver Verwaltung nicht obliegt, und felbit 
diefe Entfchätigungspflicht nach dem Reglement ver Oberfchlejifchen 
und Neiſſe-Brieger Bahn dann ausgefchloffen fein folle, wenn bie 
Verlegung eine Perſon betroffen hat, welche auf einer Eguipage 
figen geblieben if. Es wurde aber dort bereits darauf hingewieſen, 
daß dieſe Beſchränkung ber Haftverbinplichkeit den betreffenden Ver— 
waltungen nichts helfen werbe, wenn ver Verletzte oder deſſen Erbe 
nachwelfen follte, daß die Verlegung als Folge eines dolus ober 
einer culpa lata der Verwaltung (ober beren Bebienfteten?) anzufeben 
fet, daß in diefem Falle vielmehr durchaus Erfaß nach den in dem 
betreffenben Lande bejtehenven gejetzlichen Beftimmungen geleiftet 
werden müſſe. 2) 

Sowohl hinfihtlih ver im 8. 58 unter 2, al8 Hinsichtlich ber 
dafelbft unter 1 erwähnten Bahnen werben wir baher vie Frage 
beantworten müffen, worauf fih I. nach dem in Deutſchland gel- 
tenven gemeinen und nach dem unter II — IV aufzuführenten 
particularen Rechte die Entſchädigungsleiſtung für Körperliche 
Beſchädigungen geſetzlich erftredt, wenn 

a. bie auf Schabenserfaß verflagte Verwaltung nicht nachweifen 
jollte, vaß weder fie noch ihre Bedienſteten ven fraglichen 
Eifenbahn = Unfall habe abwenden können, 


— —— 


welchen die Betriebs⸗Reglements für jenes Gepäck ftatniren, fich nicht erſtreckt. 
Vgl. $ 66 Ann. 2, und SR, 2, No, V. 

2) Sinfichtlid der weitergebenden Anſicht Befhorners und Müllert 
vergl. S7, Anm. 6 Uebrigens tft die Bemerfung Befhorners, Eifenbabn- 
recht S. 240, daß fih die fragliche Beſchränkung in faft allen deutſchen Fr 
triebs⸗Reglements finde, nicht richtig, da dieſelbe vielmehr nur in den verbäl:⸗ 
nipmäßig wenigen Preuß. Reglements vorkommt, welche oben ©. 214 unter 1 
ſich zufammengeftellt finden. Hinfichtlich der Anficht Beffels und Küpl- 
wetters vgl, ©, 72, Anm. 19. 
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b. der beſchädigte Reiſende oder deſſen Erbe ven betreffenden 
Preuß. Verwaltungen gegenüber ciue eulpa lata ober einen 
dolus beweiſ't. (Vergl. unten $. 36.) 

Einigermaßen verſchieden gejtaltet jich viefe Trage je nachdem 
er Reiſende verwundet over getödtet werben ift, indem im lektern 
falle eine umfaffenvere Haftpflicht eintritt; e8 werben daher dieſe 
eiden Fälle ſowohl hinfichtlich des gemeinen als bes particularen 
techtS getrennt zu beiprechen fein. 

Zu J. Nach gemeinen Rechte wirb 

1) ter Berleßte allen mit feiner Verlegung unmittelbar zu— 
ımmenhängenvden Schaden, ſowie ven in Geld anfchlagbaren, ihn 
ntgangenen Gewinn erjeht verlangen können. °) 

Insbeſondere wird er Erſatz verlangen können: 

a. ber Kurkoſten, wohin fowohl die Heilungs = al8 die Ver- 
pflegungsfoften zu rechnen jind (3.2. für Aufnahme in einem 
Hospital, Wartung und Anwendung ftärfender Heilmittel); *) 

b. deſſen, was er während der Kur in feinem Gefchäfte 
verſäumt hat; °) 

c. des nermuthlichen Verdienſtes, welchen er, falls er nicht 
durch Die erlittene körperliche Verlegung zur Arbeit ganz ober 
theilweife untauglich geworten wäre, der Wahrſcheinlichkeit 
nach in ver Folge hätte erlangen können; 9) 


3) Wenn cin danınum injuria datum in ein obligatoriſches Verhältniß 
ngreift und die Verfchuldung zugleih gegen biefes Verhältnis verftößt, hat 
tan die Wahl, die actio leg. Ag. oder die Eontractöflage anzuſtellen. Man 
meicht dermalen, wo ber pönale Zuſatz der aquil. Klage weggefallen ift, 
urch letztere dem Umfange nach ganz Daffelbe, wie durch erftere. Wal. 1.7, 
8, 1 27, 66 11.34, D. 9, 2. Dal. v. Bangeromw, Pandect., Bd. IN. 
5. 574. 

4) 1. 7, D. 9, 3: Cam — judex computat mercedes medieis praesti- 
is, caeteraque impendia, quae in curatione facta sunt, praeterca ope- 
zum, quibus caruil aut cariturus est ob id, quia inutilis factus est. 

5) Der Verletzte bat feinen täglichen Nettoverdienft zu erweifen; vergl. 
lage XYIII d, ©. 222 u. 223 des Anlageheftes. 

6) Der Berlegte hat alfo Anſpruch auf eine lebenslängliche tägliche Rente. — 
ne Begründung des Entſchädigungs-Anſpruchs ift übrigens zu b und e 
othwendig, daß der Beſchädigte thatfächlich ausführe, wie viel er vor der 
terlegung durch feine Arbeitäfräfte zu verdienen und zu gewinnen im Stande 
me und wie viel er in Folge der Verlegung bezwſe. feiner Durch letztere ge- 
hwächten Kraft nunmehr nur noch zu erwerben vermag, indem fich erft nus 

11* 
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Hierher ijt auch die Entfchäpigung für die durch Verunftaltung 
(Deformität) einer Perfon zugefügten Nachtheile zu rechnen. 
Nicht die Deformität an ſich jeboch, ſondern der durch fie entjte- 
hende Schaden und Berluft ift Gegenftand ver Erſatzverbind⸗ 
lichkeit, insbefondere die für ein Frauenzimmer durch Verun— 
jtgftung ꝛc. entzogene Ausficht auf eheliche Verforgung. 7) 

d. Nach dem Gerichtögebrauche wird bei thätlichen Ber- 
legungen, welche eige Kur nöthig gemacht haben, ein bezüg- 
lich der Quantität nach richterlichem Ermeſſen zu bejtimmen- 
bes 2) Schmerzengeld meijtens gewährt 9), welches nad 


— — — — 


dieſer Darlegung der in dieſer Beziehung zu erſetzende Schaden, beziehungs⸗ 
weiſe der durch die entzogene oder geminderte Arbeits- und Erwerbsfähigkeit 
entgehende Gewinn als die Differenz zwiſchen der früheren Arbeitsfäbigkeit des 
Verletzten und deſſen jetziger geminderter Erwerbsfähigkeit ſich ergiebt. — 
Zumal wird es dann nöthig ſein, den Umfang der Arbeitsverhinderung genau 
darzulegen, wenn nicht eine gänzliche, ſondern nur eine theilweiſe Arbeits- 
Unfäbigfeit geltend gemacht wird, 3. B. durch die Behauptung, die jebige, 
durch den erlittenen Unfall fehr gehinderte Thätigkeit des Verlegten werfe dem⸗ 
felben nicht fo viel ab, als er zum Lebensunterhalt nothwendig bedürfe. 


7) Bol. Glück, Panderten, Bd. 10, ©. 389 fig. Tittmann, $anb- 
buch des deutfchen peinl. R., I, 8 171, Note r. 


5 Nah Holzſchuher's Theorie und Caſuiſtik, 2te Auflage, 2b. IT, 
©. 1024, und Glück J1. c. fol das Schmerzengeld gewöhnlich auf den glef- 
hen Betrag, welchen die Kurfoften ausmachen, feftgefeht werden. — In 
Anl, XVII b wurde bei Bruch des Schhlüffelbeines, da der Verlegte ſchon 
nad drei Wochen wieder hatte ausgeben können, das Schmerzengeld auf 
50 Gulden feſtgeſetzt. 


9) Dem röm. R. iſt bekanntlich eine Klage auf Schmerzengeld fremd, 
da nad) der Rechtsidee der Römer der Körper eines freien Menſchen unſchätz⸗ 
bar war. cfr. 1.1, $ 5,1. 7, D. 9, 3: cicatricum aut deformitatis nulla 
fit acstimatio, quia liberum caput nullam recipit aestimationem. 


Anders das altdeutfche Recht, nach welchem auch der freie Menſch und jebes 
einzelne Körperglied deffelben zu einer Geldſumme (Wehrgeld) angefchlagen 
war, in der Weife, Daß er felbft für bloße Wunden und den dadurch erlittenen 
Schmerz der Berlegte eine Geldbuße fordern konnte. Diele altveutfche Rechte⸗ 
idee finden wir Im Art. 20 der Carolina wieder und es fpricht eine conftante 
Praris für die rechtliche Zuläffigkeit der Forderung von Schmerzengelbern. 
Die Praris ſchwankt aber darüber, ob dieſe Forderung pönaler Natur fe. 
Vgl. über diefe Streitfrage das Intereffante gründliche Gutachten der Tübinger 
Fakultät in Anl, XVIH b, ©. 197 — 203 des Anlagebeftes, und bie bort 
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der Größe ver Verlegung und nach ver Dauer ver Kur, d.h. 
nach ver Größe und Dauer des Schmerzes zu berechnen ijt. 2°) 


2) In dem Falle der Tödtung der transportirten Perfon können 
ach der Praxis deren Erben Erſatz der Kurkoſten fowie fonftiger, 
men burch ben plöglichen Tod verurfachten VBermögensnachtheile 12) 
erlangen. Die Wittwe und Kinder des Getöpteten, fofern fie 
urch die Verlegung ihres Verforgers wirklich beraubt worden und 
je eigenes Vermögen zu ihrer Verpflegung nicht zureicht, können 
Ianbesmäßigen Unterhalt fordern, bei deſſen Bejtimmung vom Richter 
uf des Getödteten Stand und Alter, auf den Ertrag veffen Ver- 


ngegebene Literatur; vgl aud das von ber entgegengefehten Anficht ausge- 
ende Gutachten der Haller Fakultät in Anl, XVII a. 

Ob und inwiefern ein Entgelt für die mehr geiftige Entbehrung der ge- 
ähnlichen Berufsthätigkeit gefordert werben kann, vgl, Anl. XVIILb, ©. 196. 


10) Vgl. Anm. 8. Schmerzengelder als eine perfüntiche Genug- 
uung können von den Erben nicht verlangt werben. Dergl. Erk. d. Ob, 
pp. Ser, zu Eaffel in Heufers Annalen I. ©. 519, auch zum Theil abge- 
rudt in Seufferts Archiv, Bd. 8, Nr. 138. — Bel. auch das Tübinger 
zutachten in Anl, XVII b, ©. 200. 

Ob auch Erfag der Begräbniftoften von ber Bahnverwaltung verlangt 
werden kann? Das Ob. App. Ger. zu Caſſel fprah in einem Erkenntniffe 
om 13. März 1847 (vgl. Heufers Annalen Bd. I, S, 519, und Seuf- 
erts Annalen Bd. 8, Nr. 138) aus, daß den Erben eines in Folge erlitte- 
er Mißhandlung Verftorbenen ein Anfpruch auf Erfag der Koften der Leichen⸗ 
eſtattung gegen den Thäter nicht zuftehe, würde alfo um fo weniger einen 
ichen Anfpruch vorliegend wohl als begründet anfehen. Für die Unzuläfiig- 
it eines derartigen Anſpruchs fpricht, daß dieſe Verpflichtung immer auf 
em Rachlaffe ruht. 


11) Als folche wurden in dem Rectsfalle Anl. XVIIT c mit Wirkfamfeit 
eltend gemacht: 

1] die Koſten, welche durch die Einrichtung eiffer Curatel über die 
erbenden Kinder des PVerunglüdten für dieſe und deren miterbende 
Mutter entftanden waren; 

2] die Koſten, welche die Erben (Wittwe u. Kinder) zur Ordnung 
der Sefchäftsverhältniffe des Verunglüdten, welcher Geſchäftsmann war, 
bet deſſen plöglichem Tode, an Reifegelvern, Porto 2c. butten aufiven- 
den müſſen; 

3] die Verlufte von Geldern, welche zur Zeit des plöglichen Todes 
bes Berunglüdten erigibel gewefen und durch den Tod verloren gegan- 
gen waren, 
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bienftes und auf die wahrjcheinliche Yebenstauer des Verunglückten 
Rückſicht zu nehmen ift. 12) 

1. In denjenigen Preußischen Gebietstheilen, wo das allgemeine 
Preufifche Landrecht gilt, werden (foweit nicht die Beftinnmun- 
gen ber oben im 8.58 ©. 214 unter 1 erwähnten Betrieb8-Regle- 
ments zur Richtſchnur dienen müffen), die SS. 98 bis incl. 129 
des fechsten Titels des erjten Theiles jenes Gefeßbuches zur Anwen⸗ 
dung kommen, wonad) 

1) im Falle ver Körperverlegung Erfaß a. ver Kurs 
und Heilungsfoften, b. bei Perfonen vom Bauer- vder gemei- 
nen Bürgerftande auch ein billiges Schmerzengelo, ce. fofern 
uicht blos ein geringes Berfehen ftattgefunden Hat, aud 
Erſatz für Unfähigkeit zur Verfehung des Amtes oder Gewer- 
bes, d. fofern der Verlegte eine unverheirathete Frauensperjon 
ift, welche durch die Verletzung eine Berunftaltung erlitten 
bat, eine angemeſſene Ausftattung zu leiften ift; 

2) im Tall ver Tödtung — der hinterlaffenen Wittwe und 
ven Kindern des Getöbteten a. die Koſten ver etwaigen Kur, 
pie Begräbniß- und Trauerkoſten erfegt werben, und b. wenn 
die Tödtung nicht aus einem nur geringen Verfehen erfolgt 
ift, auf eine gewilfe Zeit ftandesmäßige Unterhaltung over 
Bzw. Ausftattung gewährt werden muß. 

II. Su dem Oeſterreichiſchen allgemeinen bürgerlichen Geſetz— 
buche ift über dieſe Fälle Folgendes beſtimmt: 

8. 1325. Wer Jemanden an feinem Störper verlegt, be 
jtreitet die Heilungsfoften des Verlegten, erjegt ihm ben ent» 
gangenen Gewinn und, wenn der Bejchäbigte zum Erwerbe 
unfähig wird, auch ven Fünftig entgehenven Verbienft, bezahlt 
ihm auch auf Berlangen überbies ein den erhobenen Umijtän-- 
ben angemeſſenes Schmerzengeld. 

12) Bgl. Glück, Pandecten, Bd. 10, ©. 341, u. l. 1, 8 5, D. 9, 3. 
Es wird hier einerſeits der durchſchnittliche Jahresverdienſt feſtzuſtellen ſein, 
wie derſelbe ſich aus den bisherigen Betriebs- und ſonſtigen Einnahmen des 
Perunglüdten ergiebt, andererfeits wird die wahrfcheinlihe mittlere Lebens- 
dauer feftsuftellen fein. Es werden jedoch die Alimentationsberechtigten nicht 
die Feſtſtellung eines zu leitenden Kapitalbetrages, fondern nur die Verabrei- 


hung der jeweilig verfallenen jährlihen GSuftentationsbeträge verlangen 
fönnen, Vgl. Anl. XVIII b. 
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$. 1326. Iſt die verletzte Perſon durch die Mißhandlung 
verunſtaltet worden, ſo muß, zumal wenn ſie weiblichen Ge— 
ſchlechts iſt, inſoffern auf dieſen Umſtand Rückſicht genommen 
werben, als ihr beſſeres Fortkommen dadurch verhindert wer- 
den Fan. Ä 


8. 1327. Erfolgt aus einer körperlichen Verlegung ver 
Tod, fo müſſen nicht nur alle Koſten, ſondern auch der hin- 
terlaffenen Yrau und ven Kindern des Getödteten dus, was 
ihnen dadurch entgangen ijt, erjegt werben. 


IV. Rückſichtlich derjenigen veutfchen Gebietötheile, in welchen 
der Code Napol&on Geltung hat, ijt zu erwähnen, daß dieſes Ge- 
ſetzbuch durchaus Feine jpeciele Bejtimmung über den Umfang ver 
Entſchädigung im Galle einer Körperverletzung oder gar Tödtung 
enthält, fo daß tiefer Umfang in Berüdfichtigung des Art. 1146 
deſſelben, wonach verjenige, welchem feine Gegenpartei den Vertrag 
nicht erfüllt Hat, nicht blos ven Verluſt, welchen ihm dieſe Nicht: 
erfüllung verurfacht hat, fondern auch ven Gewinn, deſſen er da— 
durch beraubt worden ift, erjeßt verlangen kann, hauptfächlich durch 
das Ermeſſen des Richters bejtimmt wird, welcher freilich dabei vie 
Beſtimmungen des römiſchen Rechts als raison écrite zu Grund 
legen wird. 


Uebrigens iſt zu bemerken, daß die Betriebs-Reglements, ins⸗ 
beſondere die Preußiſchen, welche den Umfang ihrer Haftpflicht beim 
Perſonentransport ſo ſehr beſchränken, auch nichts von der Mög— 
lichkeit einer Verſicherung enthalten, wie dieſelbe bei dem Gepäck— 
und Oütertransport den Zransportnehmern von ihnen angeboten 
wird. 13) 


13) Indeſſen verfichern mehrere Verficherungs-Gefellfiehaften, 3. 3. Thu- 
ringia in Erfurt, Allgemeine Eifenbahn-Verfiherungs-Gefellfhaft in Berlin, 
Agrippina zu Cöln, Providentia in Frankfurt ıc. auch die Perfonen gegen 
Unfälle auf der Eiſenbahn. 


Bon der Thuringia wird bei einer Verficherung 


auf 2000 The. auf Ti. 2 22er. bog, 
„ — 2: Zu 
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B. Bei Sadentransport. 
8. 77. 
1) Umfang der Erfatpflicht im Allgemeinen. *) 

Hinſichtlich des Umfangs der Schabenserfagpflicht unterfcheiben 
die Reglements beſonders, ob der Werth des Transportgegenjtanbes 
vom Abjenver veclarirt ift oder nicht. 

Fragen wir jedoch zunächſt, wie fi) der Betrag eines zu lei— 
ftenden Schabdenserfages im Allgemeinen in ven einen wie in ven 
anderen Fällen (vd. h. e8 mag der Werth veclarirt fein oder nicht) 
fejtftellt, vorausgefegt, daß die Bahnverwaltung überhaupt zum 
Schavenserfage verpflichtet iſt. 

In diefer Beziehung beftimmen die Reglements Folgendes: 

a. Die Erfagverbinplichkeit der Verwaltung erftredt ſich nie 
(auch nicht bei gefchehener Declaration) auf eine höhere Summe, 
als auf ven allgemeinen Handelswerth des verlorenen, befchä- 
bigten oder zu Grunde gegangenen Gegenftandes am Orte und zur 
Zeit ver Aufgabe, nicht auf entgangenen Gewinn. 

b. Bei blos theilweifem Derluft und bei Befhäpigung 
wird verhältnißmäßige Entfchäpigung geleiftet. 

c. Wenn in Fällen ganzen oder theilweifen Verluftes die Ent 
ſchädigungspflicht der Eifenbahn-Verwaltung begründet ijt, kann bie- 
felbe außerdem die ganze bzw. verhältnigmäßige Bahnfracht nicht 


— — — —— — — 


bis zu 10,000 Thlr. auf 4 Monat auf jede 1000 Thlr... 34 Sgr. 
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Prämie erhoben, und wenn ber Unglüdsfall den Tod zur Folge hat, fo wird 
bie volle verficherte Summe, im Fall einer in Folge der Befchäbigung ver- 
bleibenden Erwerbs-Unfähigkeit aber J der verficherten Summe, im Falle des 
Verluftes cined Arms, einer Hand, eines Auges, wenn ber Beſchädigte dabei 
noch ſein bisheriges Berufsgeſchäft ganz oder theilweiſe verrichten kann, die 
Hälfte, außerdem im Falle der Beſchädigung eine ſ. g. Kurquote bis zu 4— 
ber verſicherten Summe von ber Verſicherungs⸗Geſellſchaft entrichtet. 
*) Vgl. & 23a (S, 134 flg.). 
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fordern, ſondern fie bat dieſe felbft bei gefchehener Vorauszahlung 
(in welchem Falle nach gemeinem Recht mit der condictio indebiti 
oder causa data Zurüdforberung erfolgen Tann) zu erftatten, Tann 
fie alfo keinenfalls von dem Entjchädigungsbetrage abziehen. !) 


8. 78. 
2) Maaßſtab, nach welchem regelmäßig Erfag zu leiften iſt. 
Sowohl bei der völligen Entſchädigung für vernichtete oder ab- 
handen gelommene Gegenjtände, wie bei ver verhältnigmäßigen 
Entſchädigung für beſchädigte oder defecrte Gegenftände wird — mit 
Ausnahme des Falles einer höheren Werth-‘Declaration (ſ. g. beſon⸗ 
deren Verficherung) — unter ber im $. 77 sub a erwähnten DBe- 
ſchränkung: 
a. bei Reiſegepäck der Werth eines Pfundes lediglich als ein 
Thaler — bei den Oeſterr. Bahnen als 1 Fl. C. M. — 2), 

b. bei Equipagen und Vieh ein beſonderer Werth zu einem 
nach den einzelnen Bahnen verſchiedenen Fixum over Mari— 
mum °), 

c. bei anderen Gütern ver Werth eines Centners lebiglich 

als 20 Thaler — auf den Oefterr. Bahnen ald 30 Fl. &.M.— 
angenommen. 

Es wird demnach die Entſchädigung — unter Beachtung der 
vorſtehend im $.77 angegebenen Grundfäge — bei Reifegepäd nur 
bis zum Maximum von einem Thaler (resp. 1 Fl. in Defterreich) 
per Pfund und bei andern Gütern, mit Ausnahme ver Equipagen 
md des Viches, nur bis zum Marimum von 20 Thalern (resp. 
20 31. in Oefterreich) per Centner gewährt, wenn nicht eine höhere 
Werth-Declaration (f. g. bejonvere Verficherung) ftattgefunden hat. 


1) a. Was den Büterfransport anlangt vgl. A. D. G. $ 14.* No. 6. 
(vgl. Anl. II. S. 57), womit wörtlich übereinfimmt Bayern III. $ 30, 
Abſ. 1 u. 2. Hannov. $ 67. No. 6. Holst. $ 60. Köln-M. $ 12. No. 6, 
K. F. W. Nordb. XU. $ 17. No. 6. Lüb. B. $ 59. No. 6. Leipz. D. 
6 14. No. 6. Preuss.* $ 60. No. 6. Sachs. $ 21. No. 6. Württemh. $ 60. 
No. 6. 

b. Was den Gepädtransport anlangt vgl. A. D. P. $ 31. litt.a u.b. 
(vgl. Anl. III. S. 68). Baden $ 36. litt. c. Bayern $ 33. Hannov. $ 00. 


2) Bgl. die in Anmerk, 1 aufgeführten Eitate und Oesterr.* $ 2, 
3) S, oben 6 67 u. 70, 
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Wenn die EifenbahneVerwaltung ven Werth des verlorenen over 
beſchädigten „Gutes⸗4 zu 20 Thaler (resp. 20 Fl.) per Gentuer 
nicht anerkennen will, fo foll ver Entſchädigungsberechtigte ven 
wirklichen Werth des verlorenen oder befchäpigten Gutes nachweifen 
und es wird dann nur dieſer nach den vorjtchend im 8. 77 ange- 
gebenen Grundfägen zun Marimum von 20 Thlen. (resp. 20 $1.) 
per Gentner, bzw. bis zum Maximum des durch die Verficherung 
beclarirten höheren Werthes erfett *); und Gleiches wird analog bei 
dem Gepäck ftattfinden müſſen. 


$. 79. 
3) Die |. g. Verfiherung (Frachtzuſchlag). 

Eine höhere Entſchädigung als die im vorftehenden 8. 78 ange: 
gebene wird nur in Folge befonverer Verabredung (bei f. g. Ver- 
fiherung) von den Verwaltungen gewährt. °) 

Veber diefe |. g. Verfiherung ift folgendes Nähere zu be: 
merken: 

a. Für alle (nicht in Reiſegepäck beſtehenden) Güter (mit allei— 
niger Ausnahme von Documenten, Gold⸗ und Silberwaaren, Edel—⸗ 
ſteinen, ächten Perlen, Platina, baaren Geldern, Gemälden und 








4) A. D. G. $ 14. No. 7. Nicht ganz angemeſſen erſcheint es, daß die 
Beweislaſt hier den Verſender treffen ſoll, wodurch der Werth der Verſiche⸗ 
rung für den letztern offenbar geſchmälert wird. Bei Verluſtfällen z. B. wird 
zudem ſehr oft dem Abſender kein anderes Beweismittel zuſtehen, als Eides⸗ 
zufchiebung. In der Negel erkennen jedoch die Eifenbahn-VBermwaltungen bei 
Waarentransport die Fartura ald genügendes Beweismittel an. 

5) Die für folche f. g. Verfiherung zu zahlende Prämie if: 

a. bei Reiſegepäck bei einigen Eifenbabnen direct nad) dem ange- 
gebenen Werthe (Bad. $ 72. Frankf. HH. $ 36), bei andern nad) 
Procenten der Fracht (Berl. A. 30), bei andern nad) der Entfernung 
des Abgangsorts von dem Beflimmungsort (für die erſten 10 Meilen 
der Transportftrede 3 Sgr. oder 181 Kr., für jede weitere 10 Meilen 
1 Sgr. oder 34 Kr. von hundert Thalern der verficherten Summe 
M. D., f. Anlage XIX. Rhein. Th. S. 33. $ 9) verſchieden; 

B. bei anderem But (abgefehen von Equipagen u. Vieh) auf? pCt. 
von dem zu zahlenden Frachtbetrag ſeſtgeſetzt, und zwar in ber 
Art, daß bei Eilfracht wie bei fperrigem Gute diefer Frachtzufchlug 
nur von der einfachen Normalfracht bereihnet wird, A, D. @. 
$ 14. No. 8 (vgl. die folgende Anm. 9); 

Y. bei Equipagen und Vieh fehr verfchieben. 
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anderen Kunſtgegenſtänden) findet fie bei ſämmtlichen deutſchen Eifen- 
bahnen Statt, und zwar ohne Begränzung. ©) 

b. Für Reifegepäd iſt fie nur bei einzelnen deutſchen Eiſenbah— 
nen, namentlich bei ven Preuß. Staatsbahnen und beim mittel- 
deutfchen Verbande (zufolge der von jeder zu demſelben gehörenven 
Bahnverwaltung im Augujt 1855 erlaffenen Bekanntmachung, welche 
nebjt ver dieſelbe erläuternden Inſtruction für vie Gepäck-Expedienten 
in der Beil. XIX im Anlageheft mitgetheilt wird), gejtattet, und auch 
ba bei manchen nicht höher al8 auf 2 resp. 5 Thlr. per Pfund, und 
mit gleichmäfiger Ausnahme von Dokumenten 2c. wie unter a. 7) 

c. Die Berfiherung (Entſchädigung über 20 Thlr. per Centner, 
resp. über 1 Thlr. per Pfund) gefchicht: 

«) bei dem Reifegepäd durch veshalbige Anmeldung bei der 
Aufgabe der Gegenjtände, neben Zahlung ver beſtimmten ſ. g. 
Prämie und durch den auf ven Gepädjchein gefegten Etempel: 
„verſichert mit ... Thlr. ꝛc. Prümies, 8) 

ß. bei nicht in Reiſegepäck beſtehenden Gütern durch Declara— 
tion des Werthes im Frachtbriefe und durch den deshalb 
beſtimmten Frachtzuſchlag. °) 

d. Dieſe ſ. g. beſondere Verſicherung iſt — außer bei den Preuß. 
Staats⸗Eiſenbahnen, bei der Thüring. und bei ter Berlin-Anhalti— 
ſchen Eijenbahn, fowie bei der Main-Weſerbahn, jedoch bei legterer 
nur hinjichtlich des durch Brand befchärigten Gepäcks — nicht eine 
Berjicherung gegen eigentliche (von ver Verwaltung oder deren Beam: 
ten nicht abzuwenden gewejene) Unfälle, welche ſich mit dem Gepäck 


[| ne —— 


6) A. D. G. $ 14. No. 8, Abf. 3, dritter Sub. 

7) Bayern $ 39. Borl. Stett, $ 39. Berl. Anlı. $ 32. Frankfurt- 
H. $. 36. Hannov. $24, Leipz. D. $ 28. litt.b. Aluin-W. 8 33. litt. ec. 
O. Schles. $ 32. litt. b. Oesterr. $ 1 bi8 5. Preuss, $ 32. litt.c. Suche. 
$ 41. Thüring. $ 32. Rh. Th. ©, 33. ©. 9. 

8) Rh. Th. ©. 33. $ 9. litt. a. 

9) A. D.G. $ 14. No. 8. Abf. 1. — Abf. 2: „Der Frachtzuſchlag 
beträgt bei Declarationen eines Werthes von über 20 Thaler bie einfchließlich 
100 Thlr. pro Gentner 2 pCt. der Fracht, und für jedes folgende oder ange» 
fangene 100 Thaler ebenfalls 2 pCt. der Fracht, wobei das Minimum des 
Frachtzuſchlags auf 1 Grofchen over 3 Kreuzer fetgeftellt wird. Bei Eilgut 
und bei voluminöſem Gute wird der Frachtzuſchlag nur von der einfüchen 
Rormalfracht berechnet.“ 
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oder fonftigem Gut ereignen möchten, namentlich nicht gegen folche 
Unfälle, wegen veren von den betreffenden Eifenbahn-VBerwaltungen 
bei nicht beſonders verjicherten Gegenftänden nicht gehaftet wird, 
fondern nur eine DVerficherung gegen ein (bei ver regelmäßigen 
Werthannahme von einem Thaler per Pfund resp. 20 Thaler per 
Gentner) ungenügendes Entſchädigungsquantum mitteljt Zahlung 
einer höheren Fracht; die Prämie wird ausprüdlich als Frachtzu- 
Ihlag erhoben und als folcher bezeichnet. 10%) Dieſe f. g. Verfiche- 
rung fichert alfo bei den Eifenbahn- Verwaltungen — außer bei 
jenen Preußifchen und ver Berlin-Wirhaltifchen und Thüringiſchen 
bezwfe. (was ben Verluft over die Beſchädigung von Gepäd durch 


10) Daß in den Fällen: 

a. wenn ber Verluft oder bie Beichäbigung durch ein Ereigniß ber- 
beigeführt ift, welches bie Verwaltung nicht abwenden konnte 
(wohin jedoch Brandunglüd nicht gehört); 

b. wenn ber Derluft over die Beſchädigung Dur das Verſchulden 
bes Berfenders, oder Empfängers, oder folder Perfonen, für 
welche dieſelben zu haften haben, veranlaßt ift; 

c. wenn eine abfichtlihe Uebervortheilung ber Eifenbabn- 
Verwaltung durch falfche Angaben im Gewicht oder in ber Gattung 
der Waare nachgewiefen wird; 

d. wenn Entſchädigungs-Anſprüche nicht fofort bei Ueber⸗ 
nahme der Güter und inſonderheit bei äußerlich fichtbaren Merf- 
malen einer Beſchädigung vor Deffnung der Eolli angemeldet 
nnd nach den Gefepen des Empfangsortes dargelegt find, 

eine Entfhädigungspflidht der Eifenbahn-Berwaltung auch im Fall 
einer f. g. höheren VBerfiherung (Vereinbarung auf höhere Entihä- 
bigung, als von 20 Thlrn. für den Gentner) nicht ftattfinde, Tiegt ſchon in 
den Worten des 6. 14 de A. D.G. und ber verfrhievenen einzelnen Betriebe- 
Reglemente: „Jede Entſchädigungspflicht der Eifenbahn- Verwaltung fällt 
weg, wenn a,b, c,d.... finds Ausprüdlicd if ſolches aber auch 
noch ausgefprochen in den zufäplichen Beſtimmungen zu dem A. D. G., in 
dem Main W. zu $ 14. No. 9 in den Worten: „In den bier —b. h. im 614 
pos. 9 der A. D. G. — aufgeführten Fällen fällt jede Entſchädigungspflicht ber 
Eiſenbahn⸗Verwaltung weg, gleichviel ob eine Vereinbarung auf höhere Ent⸗ 
ſchädigung ſtattgefunden bat oder nicht“ W. D. V. $ 14. No. 9. M.D. 
V. zu $ 14. No. 9 (mo es beißt: „Sn ben bier, d. h. im $ 14 No. 9 ber 
A.D.G. — aufgeführten Fällen fällt jede Entfchädtgungspflicht der Eifenbahn- 
Bermwaltung weg, gleichviel ob eine Werths-Declaration behufs Entſchädigung 
ftattgefunden bat oder nicht“). K. F. W. Nordb. $ 17 pos. 9., eben fowie 
im Oesterr. $ 8, 
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Brand betrifft) bei ver Main-Weferbahn, |. oben 8.66, S. 239 — 
nicht irgend gegen einen Unfall, von welchem vie Eifenbahn - Vers 
waltung behauptet und nachweif’t, daß er durch ein Ereigniß ber- 
vorgebracht wurbe, welches Die Verwaltung nicht abwenden fonnte; 11) 
fondern nur in den Fällen, wo die Eifenbahn gejetlich und nach ven 
allgemeinen Bejtimmungen des Neglements Erfat leiftet, dagegen: 
daß blos die geringe reglementsmäßige Entſchädigung von 20 Thlrn. 
per Gentner, resp. einem Thaler per Pfund, gewährt werde. 12) Es 
iſt deshalb ſehr richtig, daß in der neueften Redaction des allgemeinen 
deutſchen Neglements für den Güterverkehr die Bezeichnung einer 
"Berficherungs vermieden ift. — Auch bei dieſer hefonveren ſ. g. Ver⸗ 
fiherung gilt ver Grundſatz, daß nur der wirkliche, nach dem ge- 
meinen Handelsrecht des verlorenen oder befchädigten Gegenftundes 
am Orte und zur Zeit der Aufgabe, nicht nach entgangenem Gewinn 
zu berechnende Schaden erfegt wirb, wenn auch vie veclarirte Wertb- 
fumme (bie |. g. Verficherungsjunme) fich höher belaufen follte; 12) 
und zwar immer nur bis zur Höhe der beclarirten Summe. 


11) A.D. G. $ 14. p. 8. M.D. ©. 58a zu $ 14, p. 8. No. 1 und zu 
& 14. No. 9. litt. a bis d. 


12) Diefe ſ. g. Verfiherung wird daher auch bei leicht zerbrechlichen Gegen⸗ 
ſtänden (als Möbeln, Hausgeräthe, Glas 2c.), für deren bloße Beſchädigung 
reglementmäßig Tein Erſatz geleiftet wird, doch in dem Falle von Nutzen fein, 
wenn fie abhanden gelommen wären oder der Verwaltung ein befonberes 
Berſchulden bei der Beſchädigung nachgewiefen würde, 


13) A. D. G. $ 14. No. 8. Abf. 3, erfter Sat. Es entfpricht diefe Be⸗ 
fimmung ven allgemeinen Grundfägen über Schadenserfat, wonach regel- 
mäßig (vergl. 1. 35 D. 9) nur der wirkliche Schaden erfegt wird, fo daß 
es fich faft von felbft verſteht, daß auch bei eingetretener DVerficherung doch 
nur das verabredet erfcheint, daß der in der That entflandene Schaden erſetzt 
werde. — Wer Güter gegen jeden Unfall verfigern will, muß dieſes kei 
einer befonderen Berficherungs-Anftalt thun, wobei ich jedoch darauf auf- 
merffam zu machen mich verpflichtet halte, daß die allgemeine Eifenbahn- 
Berfiherungs- Anftalt zu Berlin, melde Equipagen, Eil- und Frachtgüter 
jeder Art und Vieh zu 5 Sgr. für je 1000 Thlr. Werth verfichert, doch alle 
Schäden und Verlufte von der Verficherung ausfchließt, welche durch Eriege- 
rifche Ercigniffe, Ueberfälle durch bewaffnete Macht oder unrechtmäßige Gewalt, 
bürgerliche Unruhen, Aufruhr, Erpbeben und dieſem ähnliche Naturereigniffe 
oder durch eigenes Verſchulden der Abfenver, durch unzweckmäßige Verpadung, 
mangelhafte Emballage ober Leckage verurfacht werden, oder aber in ber 
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8. 80. 
4) Bet theilmeifem Verluft oder bloßer Befchädigung. 

Ueber die Entſchädigung im Falle theilweifen Verluſtes over 
bloßer Beſchädigung beftimmen die Reglements 14), daß biefelbe 
fowohl bei verficherten als bei nicht verficherten Gegenftänden eine 
verhältnißmäßige fein Tolle, d. h. wie auch einige Neglements bei 
der Vergütung von Gepäck fich noch beſtimmter ausprüden, in ver 
Art, daß wenn auch die in einem Collo befindlichen verfchtedenen 
Gegenftände von verſchiedenem Werthe waren, die Vergütung ohne 
Rückſicht auf die verfchievenen Werthe bloß nach dem Gewicht be: 
rechnet wird. Das Main - Weferbahn - Peglement fagt namentlich: 
„Bei theilmeifer Vernichtung oder Beſchädigung wird ſowohl bei ver: 
ſichertem als auch bei nicht verfichertem Gepäd ohne Rückſicht aufetwa 
höberen Werth des Gegenſtandes die Vergütung nur nach Abzug 
des Gewicht8 des unbeſchädigt vorhandenen Theiles geleiftet.“ 15) 





Natur der Sache begründet find und dur Gährung, Fäulniß, Selbftentzün- 
dung, Berftoden, Roften oder fonftigen Verderb (in fofern die Urfache dieſer 
Beſchädigungen nicht von Außen herbeigeführt tft), durch leichte Zerbrechlich⸗ 
feit, durch Eintrodnen, Verdunften u. ſ. w. entftehen, wie denn auch überhaupt 
Schaden bis zu 7 Thlr. und Nachtheile durch verzögerten Transport von ber 
Berliherung ausgenommen find. — Wie ftcht e8 aber, wenn ber Verſender bei 
einer weitern Verſicherungsgeſell ſchaft verfichert hat und dieſes auf dem Fradıt- 
briefe bemerklich macht, in welchem zugleih ein beftimmter Werth beclarirt 
erfeheint ? Der mittelveutfche Verband hat in dieſer Richtung folgende Bekannt- 
machung 1854 erlajjen: | . 
„Zur Erläuterung des $ 14, pos. 8 des Reglements machen wir 
„darauf aufmerkffan, dag aus der bloßen Angabe eines höheren Wer⸗ 
„thes auf den Frachtbriefen unter allen Umſtänden und ſelbſt in den 
„Fällen, in denen der Zufag gemacht ift: „„verfichert bet ber 
„N. N. Geſellſchaft“«, die Verpflichtung zur Zahlung der regle- 
„mentmäfen Prämie an die Eifenbahn folgt, unbefchadet der für bie 
nlegtere (die Eiſenbahn-Verwaltung) aus einer doppelten Berficherung 
„erwachſenden Rechte.“ 

14) A. D. G. $14. No.6. A. D. P. $ 31. litt. b. Bayern III. $ %. 
Frankf. H. $ 30. Hannov. $ 30. litt. d u. $ 67. No. 6. K. F. W. Nordb. 
x1.$ 17. No. 6 u. V. $ 10. litt. d. L. D. $ 14, No. 6. Main N. $ 36, 
litt. d. Main W. $ 33. litt. d. X. D. $ 28. litt. d. Preuss.* 66 32 u 
60. No. 6. R. Th. IT. $ 8, litt. d. u. & 9, litt. e. Württemb. 6$ 31 u. 
60. No. 6. Ocsterr.* $ 24. 

15) Jeder Zweifel über Die bier sorliegende Frage verſchwindet in dem 
bier folgenden Betracht; 
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Der Transportnehmer Hat ven Inhalt jevee Collo in Baufch und 
Bogen nad) vem Gewicht verjichert, im Zweifelsfalle alſo jedes 
Pfund des Inhaltes des Collo zu gleichem Preiſe. Hätte er vie 
tbeuereren Waaren höher, die wohlfeileren niebriger verfichern wol- 
len, jo hätte er jene von biefen trennen, jene wie biefe in befon- 
dere Collis verpaden und für jedes der leßteren befondere Werth: 

Angaben machen müffen. Die Entjhäbigung im Falle theilweijen 

Verluftes over bloßer Beſchädigung wird demnach durch eine ein— 

fache directe Proportions-Rechnung feftgejtellt, bei welcher 

a) das Gewicht des ganzen Collo bzw. — wenn nicht für das 
einzelne Collo ein bejonberer Werth angegeben ift — ber 
ganzen Sendung, 

b) die Geldſumme, zu welcher ver Werth des Gewichts des 
ganzen Collo bzw. der ganzen Senbung beclarirt ift ober bei 
Mangel einer folhen Declaration reglementsmäßig — mit 
20 Thlrn. per Centner bzw. bei Gepäd mit 1 Thlr. per 
Pfund — bei der Eutſchädigung zu berechnen ijt, 

e) die durch Abzug des Gewichts des unbeſchädigt oder übrig— 

1J In Hinſ chi auf Reiſegepäck iſt ſelbſt in den Reglements, in welchen 
nicht eine ſo klare Beſtimmung, wie in dem Main W. Reglement ſich 
findet, die Entſchädigung im Fall der Nichtverſicherung nur nach dem 
Gewicht des in Verluſt gegangenen oder beſchädigten Gepäckes normirt, 
und eine ſ. g. Verſicherung iſt, da wo fie ſtatthaft tft, ebenfalls aus- 
drücklich nur in der Art zugelaſſen, daß ein beſtimmter Werth für 
jedes Pfund des Gewichts beim Collo angegeben iſt, und 

2] was die Hüter anbetrifft, fo tft 
a. in ten Reglements ebenfalls für den Fall der Nichtverficherung 

einfach die Entfchädigung nach dem Gewicht feftgefegt, 

indem durch die Reglements (f. vorausgehende Anm. 14) „eine 

böhere Entſchädigung als 20 Thaler per Centner in Folge 

befonderer Verabredung gewährt wird,“ eine ſolche befondere 

Verabredung auch als dabin abgefchloffen zu betrachten: 

daß die Entfhädigung nad) dem Centnergewichte zu 
berechnen ſey, 

fo dag alfo, — wenn auch nicht austrüdlich in der Werth-Decla- 

ration gefagt ift, 

daß der Centner für x höber als 20 Tolr. verfichert werde, 
vielmebr lediglich das ganze Collo als y mwer:b beclarirt iſt, — 
aus dem Verhältniſſe des Gewichts Des ganzen Collo zu Dem derla- 
rirten Werthe zu berechnen ift, zu welchen Wertbe ein Gentner- 
theil des Gewichts des Collo und frines Inbalts declarirt fei. 


b 


D 2 
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gebliebenen Theiles der Sendung, bzw. des Eollo, von dem 
Gewicht der aufgegebenen ganzen Sendung bzw. des ganzen 
Collo fich ergebende Pfundzahl des Gewichts des beichä- 
bigten oder verlorenen Theiles des Collo ober, wenn 
eine Sendung mehrerer Collis zujammen zu einem gewiffen 
Werthe veclarirt worden ift, des befchäbigten einzelnen gan- 
zen Collo, 

pie Factoren bilden, aus venen das Facit gezogen wird, indem bie 

Summe von b mit der von ce multipliziert und das herauskommende 

Product mit der Zahl von a bivibirt wird. 

Es refultirt hieraus allerdings eine gewiſſe fcheinbare Ungleich— 
heit des Rechts zwifchen dem Transportnehmer und der Eifenbahn- 
Verwaltung in dem alle, wenn bie in einem Gollo befinplichen 
Gegenftände von fehr verſchiedenem Werthe waren, indem 

1) wenn die abhandengekommenen over beſchädigten Gegenftände 
gerabe die werthvolleren find, dieſes nicht in befonberen 
Betracht gezogen wird, 

2) wenn die minderwerthvollen Gegenjtände abhanden: 
gekommen cover vernichtet oder befchäpigt find, die durch 
jene Proportiond-Rechnung gefundene Summe auf denjenigen 
Betrag herabgefett wird, welcher dem wirklichen Werthe 
dieſer abhandengefonmenen ober befchäpigten Gegenjtände 
entfpricht. 2°) 

Bei theilweiſem Verlufte over bei Befchäbigung eines ober 
mehrerer Colli fteht dem Entfchäpigungsherechtigten die Wahl zu, 
entweder mit der von der Eifenbahn-Verwaltung bemefjenen Ent 
ſchädigung fich zu begnügen, oder gegen, Empfangnahme ver nach 
den vorausgehenben Beitimmungen berechneten Entfchäpigungsfumme, 
den Neft des Gutes oder ben befchäpigten Theil an die Eifenbahn- 
Verwaltung abzutreten. 27) Bei den Defterr. Bahnen fteht im Fall 
theilweifen Verluftes oder bei Beſchädigung eines oder mehrerer Colli 
ver Eiſenbahn-Verwaltung das. Recht zu, gegen Zahlung bes 
ganzen Betrages der f. g. Verſicherungsſumme das beſchädigte Gut 
al8 Eigenthum an fich zu nehmen. 1°) 

16) Nah Maßgabe der Beitimmung unter a im voransgehenden $ 77 

(vgl. vorausgebende Anm. 13). 


17) A. D. G. $ 14. No. 8, Abf. 8, zweiter Sap. 
18) A. D. G. $ 14, No. 8, Abf. A, Oesterr. $ 27. 1. 
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8. 81. 
5) Vergleichsweiſe Regulirung des Entſchädigungsbetrages. 

Wenn auch Neclamationen wegen eines nicht oder nicht gehü- 
rig erfüllten Beförderungsvertrages regelmäßig bei ber Abgangs— 
oder Verjand- Station, bei welcher der Vertrag abgefchloffen it, 
zu erheben find, fo find jedoch auch die Beſtimmungs- oder Em- 
pfangs - Stationen angewiefen, die Vermittelung für bie bei ihnen 
angebrachten Reclamationen zu übernehmen 1°), und es ijt in meh— 
reren B. Reglements ausprüdlich vorbehalten, daß ter Transport- 
nehmer mit verjenigen Negulivung zum voraus für einverftanven 
angefehen werde, welche ver ven ihm bezeichnete Empfänger mit ber 
Eiſenbahn-Verwaltung erledigt haben wird. 2°) 


V. Wegfall der Entfhädigungspflicht der Bahnverwaltung. 


8. 82. 
1) Bei unabwendbaren Ereigniſſen. *) 


Bereits im $. 69 wurde darauf bingewiefen, daß, fowie fchon 
nach den allgemeinen Rechtsgrundſätzen (ſ. eben Kapitel I u. IN), fo 
auch nach ven Eifenbahn-Keglements die Eifenbahn-Verwaltung Erfah 
für VBerluft, Beſchädigung oder Vernichtung eines ihr zum 
Transport anvertrauten Gegenſtandes (Gepäd- oder Güterftücee) 
nur unter der VBorausfegung zu leiften bat, daß der Berluft, vie 


— — — — — — 


19) A. D. G. $ 15, womit auch alle mir bekannten Special⸗Betriebs⸗ 
Neglements übereinſtimmen. 
20) K. Fr. W. Nordb. XII. 6 18. Leipz. D. $ 20. X. D. 6. 20. 
O0. Th. $ 17. R. Th. ©. 105. $ 18. Thüring. $ 62. Württemb. $ 62 
Geboch, mit Ausnahme Württemb., nur in Besiehung auf Gütertransport). 
*) Miffenfchaftlicher wäre es wohl gewefen, unter dem Wegfall der 
Erfappflicht nur die Fülle varzuftellen, wo eine an fich eriftent geworbene 
Entſchädigungspflicht durch ein nachfolgendes Ereigniß aufgehoben wird, nicht 
aber vie Fälle, wo eine ( ntfchäbigungenflicht gar nicht zur Eriftenz fam und 
babingegen die Fälle, wo ein Berluft oder eine Beſchädigung durch ein unab- 
wendbares Ereigniß herbeigeführt worden, ganz in den Vordergrund der 
Entfchädigungs- Materie als eine Bevingung der Entſchädigungspflicht, als 
Bedingung des Klagerechts, binzuftellen. Allein es ſchien mir rätblicher, mie 
Überhaupt, fo auch bier die von den Betriebs -Reglements einmal aboptirte 
ODrdnung beizubehalten und zwar bier um fo mehr, als in den Fällen, wo 
in den Reglement die Entſchädigungspflicht ganz austrüdlich und 
immt von der Hägerifhen Nachweiſung eines Berfchuldens der Eiſen— 
bahn⸗Verwaltung abhängig gemacht ift, nicht eine Verfchuldung der Eifenbabn- 
Berwaltung zum Slagegrund gehört, fondern der Umſtand, daß die Beſchä⸗— 
digung oder Vernichtung — ein unabwendbares Ereigniß verurſacht ſei, 
lediglich als Exceptio, als Einrede, von der Bahnverwaltung geltend gemacht 
werden kann, als ſolche aber dann auch von Letzterer bewieſen werden muß. 


Koch, Eifendahnen. IT, 18 
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Beihäbigung oder Vernichtung nicht durch ein Ereigniß herbeige- 
führt ift, welches fie abzuwenden nicht vermochte !), d. h. 
nur dann, wenn fie nicht nachweifen kann 2), daß Jie jenes Ereig— 
niß abzuwenden nicht vermochte. 
Es entjtcht aber nun die Frage: 
was ift unter einen Ereigniß zu verſtehen, welches die Eifen- 
bahn » Zerwaltung abzuwenden nicht vermochte ? 
Bei dem erften Anbli der Faffung ver fraglichen Bejtimmung 
der Eiſenbahn-Reglements denkt der Yurift zunächit daran, daß 


1) A.D. G. $ 14*n. 9. litt, a: „Jede Entfhädigungspflicht ver Eifen- 
bahn - Verwaltung fällt weg, mwenn der Verluft oder Die Beſchädigung Durd) 
ein Ereigniß herbeigeführt ift, welches die Verwaltung nit ab» 
wenden fonnte, wohin jedoch Brandunglüd nicht gebürt“ (oben 
Nr. 2), ohne daß die Verbands -Reglements Zufüge enthalten. A. D. P. 
$ 31. litt. ec. (vgl. Anl, III. ©. 68). Sm wefentlihen (vgl. jepoch $ 85) 
und meift wörtlich flimmen damit überein; Baden $ 36. litt.h. Bayern II. 
6 35. litt. h. u. 111. $ 32, litt. a. Berl. Anh. $ 60, No. 2. Berl. Stett. 
$ 30, lit. c. $ 60. No. 2, Berl. Hamburg. $ 63. No. 9, litt. a. Frankf. 
H. $ 32. No. 1. Hannov. $ 30. litt. h. No. 1. u. $ 67. No. 9. litt. a. 
Holst. $ 60. K. F. W. Nordb. XII. $ 17. No. 9. Lüb. B. $ 34. litt. h. 
No, 1. u. $ 59. No. 9. Iitt. as „Die Entſchädigungspflicht der Verwaltung 
fällt weg, gleichviel ob verfichert ift oder nicht, wenn der DVerluft ober bie 
Beſchädigung durch ein anderes Ereigniß als durch Brand herbeigeführt if, 
meldyes die Verwaltung nicht abwenden konnte.” Leipz. D. $ 38. litt. g. 
No. 1. $14. No. 9. litt. a. („gleichviel ob verfichert worten oder nicht“). M. 
D. ©. 58a. 3. $ 14. No. 9, Magdeb. W. $ 24. litt. h. No. 1. Main N. 
& 36. litt. h. No. 1. Main W. $ 33. litt. h. No. 1. Preuss. $ 32. litt. c. 
und S 60. No. 2. Sachs, $ 40. litt. g. Ne. 1. Thüring. $ 60. No. 2. 
Württemb. $ 60. No. 9. R. Th. II. $ 8: „Die Verwaltung ift von jeber 
Haftung für Reifegepäd frei, wenn der DVerluft oder die Beſchädigung durch 
ein Ereigniß herbeigeführt ift, welches die Verwaltung abzuwenden nicht ver 
modt hat.” 

2) Die Reglements fprechen zwar nicht mit ausdrüdlichen Worten aus: 
der Umſtand, 

daß der Derluft oder die Beſchädigung durch ein unabwendbares Ereigniß 

herbeigeführt worden, 
fet von der Bahbnverwaltung nadhzumeifen. Allein die Pflicht der 
Babnverwaltung zu biefer Nachweiſung folgt eben fo aus dem allgemeinen 
Rechtsgrundſatze, welcher oben $ 5, insbefondere Anm. 22 u. 23 angeführt 
it, wie auch aus den befonderen Beftimmungen ber Reglements über bie 
Bälle, für welche [pectell ven Transportaten die Nachweiſung eints 
befonderen Verſchuldens der Bahnverwaltung zur Bedingung eines (Ent 
ſchädigungsrechts gemacht iſt. 
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unter einem folchen Creigniffe leviglich bie höhere Gewalt gemeint 
fei, welche das römische Recht ald vis major bezeichnet und welche 
allein auch bei dem receptum ben Schiffer und Wirth von jeder 
Erfatverbinplichkeit befreit, — alſo eine unabwendbare Naturbeges 
benheit oder offenbar nicht zu überwindende Gewaltthätigfeit (vergl. 
oben $. 5). Allein jenes von den Eifenbahnbetriebs - Reglemente 
gebrauchte Wort: »Ereigniß« hat einestheils Doch an fich feinem Wort- 
finne nach eine viel umfafjenvere Bedeutung, als die einer (unabwent- _ 
baren) Naturbegebenheit (eines Naturereigniſſes) und einer 
höheren (nicht zu überwintenten) Gewalt, und anverntheils iſt zu 
beachten, daß in der fraglichen Beſtimmung ver Eifenbahn - Regle- 
ments wicht rein objectiv und abfolut gejagt ift: vein unabwend— 
bares Creigniß«, fondern: wein Ereigniß, welches die Eifen- 
bahn⸗Verwaltung abzumenten nicht vermochten. 

Daher wird unter einem Ereigniffe, welches die Bahnverwaltung 
abzuwenden nicht verniochte und jie Daher von jeder Haftverbinvlich- 
fett befreit, eine Nüdficht auf ihre Verpflichtung zur Sorgfalt un 
zum Einftehen für ihre Leute (f. oben 88.5 — 18 u. 8. 23a), 
einfach jegliches Ereigniß zu verftehen fein, welches eine Eiſen— 
Bahı- Verwaltung im vorliegenden Falle auch bei ver größten 
Sorgfalt und Umficht abzuwenden nicht vermochte. ®) 

3) Vergl. 8 5 (S. A) und dafelbft Anmerkung 115 vergl. au Ss 7 
(8.43). Anderer Anſicht folgte das OAG. zu Lübeck in feiner in Anl, XXb 
mitgetheilten Entjcheidung, Indem es unter Ereigniffen, welche die Terwaltung 
nicht abwenden konnte, allein die Fälle einer eigentliden vis major verftehen 
will, wie fie bei Dem receptum vorfommen. (Vgl. Anlageheft ©. 245). — 
Für dieſe Anficht Tiefe fich anführen, daß fich die Betriebs-Meglements, 
tnsbefondere die Norbdeutfchen, an dem Preuß. Eiſenbahngeſetze entmwidelt 
Haben, welches allervings die Bahnverwaltungen nur bei „unabwendbarem 
äußeren Zufalle/ von der Haftung befreit. — Andererfeits kann man aber 
gegen die Argumente des OAch. zu Lübed geltend machen, daß bie betreffenden 
Beftimmungen der Betriebs - Reglements nicht wohl erkennen laſſen, Daß bie 
Bahnverwaltungen die Haft ex recepto haben übernehmen wollen, vielmehr 
Dasfelbe am einfachften dabin fich interpretiren laſſen, daß, was die Beftim- 
mungen über die felbituerladenen Güter 2. anlangt, die Bahnverwaltung nur 
die Beweislaſt habe anders reguliren wollen. 

Folgt man der Anficht des DA. zu Lübeck, fo wird man allerdings 
anerlennen, daß bie Bahnverwaltung haftet, wenn irgend ein Unfall in einem 
Eaufalzufammenhang mit den von ihr getroffenen Einrichtungen und Anord- 
nungen fteht, tie dieſes z. B. in dem in Anlage XX b erörterten Rechtstate 

18* 
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Die Anwendung dieſes Satzes wird in vielen Fällen gar feine, 
in vielen aber freilich vie größten Echwierigfeiten haben. 

Bei einem Beſchädigungs- oder Verlujtfalle, deſſen Urſache un- 
befannt geblieben ijt, kann allerdings niemals eine höhere Gewalt, 
eine Unabwendbarfeit angenommen werben; die Eifenbahn-Ber- 
waltung hat ven Beweis zu liefern, daß der Unfall durch ein von 
ihr nicht vorherzufehendes und nicht abzuwenden geweſenes Ereigniß 
entftanven fei. *) 

Wir wollen nun aber einige ber gewöhnlichen Fälle der mit 
Eifenbahnwagen und deren Inhalte fi) ereignenden Beſchädigun— 
gen 5) in Folgendem bejprechen: 

I. Wenn ein Eifenbahmwagen und ein barin befinplicher Gegen» 
ftand verunglüdt durch 

Krieg, feindliche Einfälle, Aufitand und Aufruhr, over fon- 

ftige öffentliche, nicht zu überwindende Gewaltthätigkeit (3.8. 

auch beim Schleichhandel), Erdbeben und andere ähnliche Natur- 

ereigniffe, Berg- oder Erbfälle, außerorbentlichen Sturmwinb, 

großen Schneefall, plößliche Ueberfhwenmung (Wolfenbruc), 
fo ift ohne Zweifel die Eifenbahn-Verwaltung in der Regel (f. fol- 
gende Nr. I) außer Haftverbinblichkeit. 

11. Ausnahmsweiſe ift aber in den unter I erwähnten Füllen 
die Eiſenbahn-Verwaltung auch unzweifelhaft alstann zum Schaden® 
erfate verpflichtet, wenn von ibrer Seite ein beſonderes Verfchulden 
bezüglich der Beſchädigung oder Vernichtung ftattgefunven hat, und 
fobalo ihr nachgewiefen werben fann, daß, wenn auch tie unter I 
erwähnten Ereigniſſe an fich nicht abzuwenden waren, doch der Eins 
fluß verfelben auf ven in Frage ſtehenden befchäbigten oder vernich— 
teten Gegenftand hätte vermieden werben können, ja vielleicht nur 
durch eine beſondere Schuld von Seiten der Verwaltung berbeige 
führt war, wie 3. B. 


— — — — 


ſtatt hatte, wo beim Abholen der Güter bie bereits zum Eiſenbahn⸗Transport 
übernommenen Weinfäſſer unter einem Speicher liegen, um weitere Güter auf 
zunehmen und nun durch das Herabſtürzen eines zum Einladen beftimmten 
Dadens aus einem oberen Stockwerke jene Weinfäffer beſchädigt werben. 

4) Es bedarf daher 3.2. feiner Anführung und Nachweifung von Seiten bes 
Berfenders oder Adreffaten, Daß, mo, auf welde Wetfe u. burd wen 
eine Entfremdung eines Transportgegenftandes erfolgt ift. ©. Anlageheft S. 9. 

5) Die Beſchädigungen durch Feuer kommen bier nicht in Betracht. ©. 
Die vorautgebende Anm, 1 unb oben 6$ 66 — 68. 
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a, wenn ber betreffende Eifenbahnbeamte, nachdem er erfahren 
hatte, daß ein Wolfenbruch oder ein Aufruhr in ber Nähe einer 
Station ftattgefunden hatte, doch den Zug dahin abgehen ließ und 
dadurch Beſchädigungen herbeigeführt wurden, 

b. wenn die Befchäpdigung zwar durch ein unabwendbares Natur- 
ereigniß 2c., aber auf einer folchen Bahnjtrede erfolgt ift, auf welche 
das Gut nur durch ein Verfehen oder eine Nachläffigleit der Eiſen⸗ 
babıı = Verwaltung gefommen: ift. 


III. Unzweifelhaft find al8 von der Eifenbahn- Verwaltung ab- 
zuwenden gemwefene Creigniffe und daher biefelbe zum Schabens- 
erfate verpflichtend ebenfalls anzufehen die Fälle: 

a. eines — nicht gewaltſamen? (vgl. ©. 26, Ann. 17) — 

Diebitahls 6), 

b. wo ver transportirte, im trodenen Zuftande auf die Bahn 
gegebene Gegenjtand durch Näffe gelitten hat, felbjt wenn auch 
das Aeußere des Collo feine Spur davon an ſich trug, 7) 

c. wenn dadurch Schaven entjtanten ift, daß zwei Züge aufein- 
ander gejtoßen find (3. B. durch unrichtige Stellung der Wei- 
chen, zu rajches Hintereinanderfahren ber Züge), 

d. over durch das Herablaufen eines Zugtheiles, welcher nicht 
gehörig gebremft over nicht gehörig mit Keilen fejtgeftellt war 
(j. die Note 11 ©. 24 des Anlageheftes), over dadurch, daß 


6) Cf. 1. 5 pr. de naut. (4, 9). Der betreffenden Bahnverwaltung 
ſteht dann die actio furti zu. Vgl. Sell im Archiv für civil. Praxis. 
Bd. 31. ©. 149. Ä 

Sn Bezichung auf das Gepäd iſt in dem $ 31. litt. c des A.D. P. 
fowie im $ 32 Preuss, litt. c, und in Beziehung auf andere Güter im $ 61 
Preuss. ausdrüdlich allgemein beftimmt, daß Diebftahl nie als ein unab- 
wendbarer Zufall betrachtet werden fol. Die Eifenbahn-Verwaltung muß für 
den Diebſtahl einftehen, felbft mern während des ganzen Transports die Waare 
im fleueramtlichen Verſchluſſe geblieben wäre (ſ. ©. 95, 103 flg. des Anlage- 
heftes). Die Eifenbahn-Derwaltung mag felbft neben dem fteueramtlichen 
Berfchluffe noch einen weiteren Verſchluß anlegen! Vergl. vorausgehende 
Anmerkung 4. 


7) Ueber die Fälle, wenn ohne eine äußerlich am Collo bet deſſen Empfang- 
nahme erfichtlich gewefene Spur von Feuchtigkeit Das Innere des Collo durch 
Näſſe beichäpigt gefunden wird, ſ. oben $ 63. und bie Rechtsfälle in den 
Anlagen VII u, VI. 
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eine Barriere bei einem Bahnübergange gar nicht ober nicht 
gehörig verfchloffen war, oder 

e. dadurch, daß der Dampfkeſſel der Locomotive geſprungen it; 

f. wenn ein Eiſenbahnwagen einfach (ohne daß ein beſonderes 

Hinderniß auf der Bahn war, vgl. Nr. IV) von ven Schienen 
abgegangen ift (mas namentlich bei mangelhafter Yage ver 
Schienen beſonders in Curven oder bei ungenauer Stellung 
der Weichen oder bei zu fehnellem Fahren — |. 8.86, Anm. 2— 
vorkommen wird) und dadurch Schaden entjtanvden it, 

g. wenn durch Einfturz eines Bauwerks der Bahn der Schaben 

verurfacht wurde. 

Im Falle unter a nämlich muß angenommen werben, daß eine 
mangelhafte Aufficht over Bewachung geübt fei, vesgleichen im 
Falle b eine mangelhafte Bedeckung des Wagens (3. B. Nigen in 
den Deden) over fonftige mangelhafte Aufbewahrung ftattgefunen 
habe 8), während bie Fälle unter b, c, d, e, £ ftet8 — felbft wenn 


— — — — — — — 


8) Bol. die Rechtsfälle in den Anlagen VII u. VIII. Jedoch, wenn ber 
Transport der durch Näſſe beihäbigten Waare in unbededten Wagen auf 
Verlangen ober unter Mitwirkung des Verfenders oder in Gemäßheit befonderer 
Beſtimmung der betreffenden Reglements (teil der Transport zu einem 
geringeren als dem Normal-Tariffag gefchleht) bewirkt ift, wird die Eifen- 
dahn-PVerwaltung zum Erfag des an dem transportirten Gegenftande durch 
Regen entftandenen Schadens nicht verpflichtet fein, indem hier der Verſender 
fiet3 als in eigener Schuld bei dem Schaden ſich befindend anzufehen, ulfo 
das im 5 84 über Fälle diefer Art Gefagte anwendbar tft, anch noch ins- 
befonbere in dem Falle, wo ber Berfenber ben transportirten Gegenſtand in 
ganzer Wagenindung felbit verladen bat, weiter das im $ 73 Bemerkte An- 
wendung finden wird, Bet allen anderen Fällen aber, wo Gegenſtände durch 
Regen beſchädigt find, wirb biefer Schaven von der Eifenbahn- Verwaltung 
zu erfegen fein, namentlich ift auch 3. B. Erfag zu letften für den durch Regen 
an den Metallmaaren entftandenen Roft, wenn gleich das durch blofe Feuchtig- 
keit der Luft entftandene leichte Roften nach befonderer Beftimmung der Regle 
ments (f. oben $ 73) keinen zu erfegennen Schaden bildet. — Im rheinifd- 
tbüringifchen Verbande befteht die Beitimmung, dag — nicht blos die zum 
Normal-Tariffage, fondern — felb von den zu ermäßigtem Tartffape tran& 
pertirt werdenden Gütern folgende Artikel nur in bededten Wagen transportirt 
werden ſollen: Beinſchwarz, Oelluchen, Salz (in Süden), Alaun, Baum- 
wolle, Baumwollen⸗Abfälle, Getreide, Leinfamen, Delfanen, Stärke, Twiſte, 
Hülſenfrüchte, Chlorkalk, Draht, Drabtſtifte, Trudneffel, Barinzuder, Eifen 
und Eifenwaaren (fofern ſolche durch Näffe leiden), Eiſenblech incl. Weif- 
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ein mabwendbares Naturereigniß mitgewirkt hat — nur burch eine 
Unachtſamkeit irgend eines Beamten oder Beauftragten ver Bahn- 
verwaltung (namentlich eines Bahnwärters in Fällen unter b, d ır. f) 
herbeigeführt fein können, und endlich beim Falle unter g eine feh- 
terbafte Couſtruction der Bahn ftattgefunden haben wird. 

IV. Zweifelhaft aber kann die Sache fein, wenn ver Schaven 
dadurch entjtanden ift, daß | 

1) an einem Wagen eine Feder, eine Achje oder eine Rabban- 

dage gebrochen ift, 
2) hindernde Gegenſtände auf der Bahn fich befanven, 
3) ein Raubanfall jtattgefunden bat, °) 


blech, Gerberlohe, Glauberſalz, Guano, SKleefamen, Krapp, Garandn, 
Graupen, Grüße, Lumpen, Mebl, Kleie, Padleinen, Pottafche, Rohtabak, 
Rolltabak, Rohzucker, Salpeter, Segeltuch, Soda, Strohpapier, Wachholder⸗ 
beeren und Zinkblech, wooei jedoch 

ı] in Fällen, mo bedeckte Wagen oder Decken für offene Wagen nicht 
vorhanden find, Seitens bes Abfenders der Güter auf dem Wrachtbriefe ein 
Nevers darüber auszuftellen ifl, daß er die Verladung in offenen Wagen begehre 
und auf jede Entfehädigung für Beſchädigungen durch Nüffe ꝛc. verzichte, und 

2] außerdem ben Berfendern geftattet ift, Waarenfendungen mit eigenen 
Deden zu verfeben, deren Rüdtransport an ben Derfender auf den Grund 
eine® von dem Empfünger darüber befonvers auszuftellenden Frachtbriefs 
frachtfrei, jedoch ohne Garantie für Lieferzeit und Befchädigungen während 
des Transports gefchicht. 

Im Oeſterr. Reglement, die Haftung beim Sachen- Transport betreffend, 
iſt ausdrücklich beftimmt, daß bei den ganz ordinären Gütern u. Equipagen ꝛc., 
bie in der Regel auf unbededten Bahnwagen verführt werden, für den Scha- 
den, welcher durch Näffe während ber Fahrt verurfacht werde, nicht gehaftet 
wird. Oecsterr. * 6 16, 

9) Bei den unter Verwaltung bes Staates ftehenden Preußifchen Eifen- 
bahnen, fowie bei der Thüringifchen Eifenbahn haftet die Babnverwaltung 
für Raubanfälle ganz unbedingt, aud ohne Rüdfiht auf Abwendbarkeit. 
Für die Staatsbahnen mag foldhyes dadurch fehr gerechtfertigt fein, daß ein 
Raubanfall nur als beim Mangel an geböriger polizeilicher Aufficht möglich 
angefehen werden und deshalb eine moralifche Verantwortlichkeit des Staates 
angenommen werden könnte. (Siehe $ 83.) In dem betreffenden Negle- 
ment für die K. K. Oefterreichifchen Eifenbahnen werden merkwürbiger Welfe 
Raubanfälle unbedingt unter den, die Haftverbindlichkeit ausfchließenden Ereig- 
nijfen aufgeführt, ohne zu unterfcheiden,, ob ihnen nicht mit Erfolg zu wider⸗ 
Reben geweſen wäre (ſiehe den folgenden $ 33); es wird daber bier nicht 
einmal darauf ankommen, ob die Raubanfälle wirklich vie major (nicht 
unabwendbar) waren. 
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4) ein Eifenbahnbeamter durch plögliches Unwohljeyn oder gar 
durch plöglihen Tod zur Verſehung feines ‘Dienjtes außer 
Stand gejegt war. 
3u 1. Belanntlich ändert fich das Gefüge des Eiſens Durch die 
Vibrationen und Erſchütterungen beim Fahren, in einen Eryitalli- 
ſchen und brüchigen Zuſtand übergehend, oft fo, daß auch das 
feitefte unfehlerbaftefte Eifen, ohne daß man vorher etwas davon 
zu bemerfen vermochte, plößlich völlig bricht. Allein es kann aller- 
dings zunächjt ein Kleiner, noch nicht ein völliges Auseinandergeben 
bewirtender und kaum zu bemerfender Bruch (Riß) an einer Fever 
oder Achje oder Radbandage entftehen und erſt päter, beſonders wenn 
der Wagen durch eine Weiche gebt, dieſer Heine Bruch ein völliges 
Auseinanderfallen der Fever, Achje oder Radbandage bewirken. 1°) 
Ob dieſer lettere Fall, d.h. ob blos ein frifcher oder ob zugleich ein 
alter Bruch vorliege, in welchem letztern Falle die Haftverbinblich- 
keit ver Bahnverwaltung eintritt, wird oft jehr zweifelhaft zu entfcheiden 
fein. Es verfteht ſich, daß die Eifenbahn-Verwaltung durch Bor: 
lage ver gebrochenen Stüde ver Fever, der Achje over ver Rab 
bandage den Beweis führen müßte, daß das Stüd, welches zer- 
brochen it, im vollflommenen Zuftande war und der vorliegende 
Bruch durchaus ein frifcher Bruch fei; es können aber hierüber bie 
Sachverſtändigen jehr verfchievener Anficht fein. 

Zu 2. Regelmäßig wird allervings dieſer Fall als ein unab- 
wendbares Ereignig nicht anzufehen fein, namentlich 5. B. 

a) wenn ein in ber Nähe ver Bahn ftehender Baum — felbjt 
etwa in Folge eines Naturereigniffeg — auf den Bahnklörper 
gefallen, oder . 

ß. durch Böswilligkeit Fremder ein Hinderniß auf die Bahn 
gelegt war, 

indem 
zu «) die Bahnverwaltung zeitig für bie Entfernung eines in 


10) Nah Weber, Schule des Eifenbahnwefens, S. 265 folg., find, 
abgefehen von einem einzigen Ausnahmsfalle, Adhfen, welche Über A} Zo0 
Durchmeffer hatten, nie gebrochen. Hatte eine Achſe, durch deren Bruch ein 
Unfall entftanden tft, einen geringeren Durchmeffer ale 44 Zoll, fo mödte 
folches in Folge diefer Erfahrungen als ein Fehler der Eonftruction 
anzufehen fein, und wo ein folcher Fehler beftcht, wirb der durch ihn ver- 
anlagte oder mitveranlaßte Unfall nit als unabwendbares Ereigniß au 
betrachten fein, 





’ 
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einer Tolchen Nähe der Bahn ſtehenden Baumes hätte Sorge 
tragen müflen, 

zu A) die Unterlafjung oder Wegräumung ber Hinderniſſe ent- 

weder durch eine wirkliche Nachläfjigkeit ver Bahnbeamten 
(insbefontere durch unterlaffene Begehung der Bahnjtrede vor 
jedem Zuge oder durch Unterlajfung over Nichtbeachtnng eines 
Signals), oder dadurch mitverurfacht ijt, daß die Bahnwärter 
zu entfernt (namentlich bei Curven) von einander ſtehen. 

Allein es kann allerdings ver Fall doch fo beichaffen fein, vaß 
eine Haftbarfeit ver Eiſenbahn ſehr bezweifelt werben Könnte, wie 
3. B. wenn beinahe im Moment des VBorüberfahrend des Zuges 
einige Menſchen ein beveutendes Hinderniß auf die Bahn würfen 
(und Andere den Bahnwärter, damit dieſer nicht die Entfernung 
oder Eignalifirung des Hinverniffes noch verfuchen fönne, fefthielten), 
die Locomotive aber troß augenblidlichen Bremfens nicht vor dem 
Hinderniffe zum Stehen zu bringen war. 

Zu 3. Bei einem Raubanfalle wird e8 im Allgemeinen barauf 
anfommen, ob vie Zahl ver Räuber fo groß war und fo unvermu- 
tbet auftrat, daß der Anfall von dem Bahnperſonal nicht zu über- 
winden ftand. 11) 

Zu 4. Daß ein Beamter durch plögliches Unwohlfein oder gar 
durch plöglichen Tod an VBerfehung feines Dienjtes gehindert war, 
fann wohl nur dann die Bahnverwaltung von ihrer Haftverbind- 
lichkeit befreien, wenn den Stellvertreter, für welchen gejorgt fein 
muß, ein gleiches Schiefal betroffen hatte, jo daß alfo 3. B. in dem 
Falle, wo der Xocomotivführer durch ein plößliches Unwohlfein ꝛc. am 
feiner Dienftobliegenbeit verhindert wird und entweder fein Feuer— 
mann auf ter Xocomotive fich befand, over der auf derſelben befind- 
lihe Feuermann fich nicht zu helfen wußte, alfo fih als unfähig 
bewieß, die Eifenbahn-Verwaltung allerdings verhaftet fein würde. 

V. Hier wird auch noch die Frage zu erörtern fein, vb bie 
Beſchädigung, welche einem Reiſenden an feiner Perſon over an ven 
Saucen, welche er an feinen Körper trägt 12), durch einen Mit- 
reijenden zugefügt wird, als ein von der Eifenbahn- Verwaltung 


— — —— mu. — —— 


11) Tal. die vorausgehende Anm, 8. 
12) Tie Beſchädigung an Sachen, die der Reiſende, ohne fie an feinem 
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abzuwenden geweſenes Ereigniß zu betrachten und von ber legteren 
zu erfeßen fei. 

Diefe Frage, — bei welcher im Allgemeinen zu bemerfen ilt, 
daß dasjenige, was von der Verlegung des Körpers des Reiſenden 
(principale) gilt, auch von ver Beſchädigung der Sachen, welche 
derſelbe an feinem Störper trägt (accessorium), gelten müfje, — iſt: 

1) was die Preuß. Staatsbahnen betrifft, lediglich — felbit in 
Beziehung auf vie bei denfelben im Fall einer Körperverletzung in 
ihrem Umfange fo eingefhränfte Erfatspflicht — zu verneinen, indem 
Preuss. 8. 23 beſtimmt: „Wenn ein Neifender während ver Eifen- 
„bahnfahrt durch dieſe eine Förperliche Beſchädigung erleidet, welche 
„weder eigener Schuld; noch der Schuld eines Mitreifenven 
„zur Laſt fällt, jo leiftet die Verwaltung ihm Erfak für die ent- 
„ſtandenen Kurloftenu; 

2) in Beziehung auf diejenigen Eiſenbahnen, gegen welche pas 
receptum gilt (j. oben im $. 7 im Anfang) einfach zu bejahen, 
indem in l.1. 8. fin. D.4, 9 e8 heißt: et factum non solum nauta- 
rum praestare debere, sed et vectorum (vgl. oben $. 5, ©. 25); 


3) bei den übrigen Cijenbahnen, in deren Neglements feine 
befonvere Beſtimmung über ven Ball ver Verlegung durch Mitrei- 
fende enthalten ift, wird die Eifenbahn-Verwaltung vom Schavens- 
erſatze nur befreit, wenn jie nachweifen kann, daß jie das betreffenve 
Ereignig nicht Hätte abwenden können, wozu danıı auch insbefonbere 
bie Nachweifung gehört, daß für die Eifenbahn Verwaltung fein 
Grund vorlag, den Neifenden, von welchen vie Beſchädigung zuge: 
fügt ijt, von ver Mitreiſe auszuschließen, z. B. wegen Geiſtesſtörung, 
Betrunfenheit zc. (vergl. oben 88. 26 u. 34). 

Es darf übrigens wohl angenommen werben, daß eine Eifen- 
bahıı-Berwaltung in einen Falle, wo fie auch die Unabwenbbarfeit 
eines Ereigniſſes, durch welches ein Schaden entſtanden war, allen- 
falls nachweifen kann, dennoch meiltens Erfag für den Schaden 
leiften werbe, um den Eifenbahnverfehr in gutem Kredit zu erhalten. 


— — — — nr nei 


Körper zu tragen, im Eiſenbabnwagen mit ſich führt, iſt durch alle Eiſenbahn⸗ 
Reglements vom Erfag (ſ. jedoch $ 86) gänzlich ausgeſchloſſen, kann alſo 
auch, wenn fie von einem Mitreiſenden zugefügt iſt, der Eiſenbahn- 
Verwaltung gegenüber nicht in Betracht kommen. Vgl. 89 39, 59, 66. 
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Diefes ift namentlich im mittelveutfchen Verbande in einigen Füllen 
wahrzunehmen gewefen. 13) 
S. 83. 
Vortfegung. Ausnahmen von ber im 8. 82 erörterten Regel, 

Die im vorftehenden 8. 82 erörterte allgemeine Ausnahme ver 
Haftpflicht ver Eifenbahn-Verwaltung für Beſchädigungen und Ver— 
Iufte, welche durch ein anteres Ereigniß, als durch Brand verurſacht 
find, hat aber felbft wieber ihre Ausnahmen, wo die Haftrflicht 
dadurch, daß das betreffende Ereigniß unabwenbbar war, nicht 
wegfällt. Diefe Ausnahmen beftehen jeboch nur bei wenigen 
Bahnen, und zwar bei: 

a. deu unter Verwaltung des Preußifchen Staates ſtehenden 
Eifenbahnen , 

b. der Thüringifchen Eifenbahır, 

c. der Berlin Anhalter Bahn, 

d. den Dejterreihiichen Staats - Eifenbahnen. 

Zu a beftimmt nämlich das Betriebs-Reglement für Die Preu- 
ßiſchen Staatsbahnen und für die unter Verwaltung bes Staates 
jtehenden Preugifchen Eifenbahnen im $. 32 hinfichtlich des Reiſe— 
gepäds, im 8.39 binfichtlich ver Equipagen, im 8.42 Hinfichtlich 
der Thiere und in den 88. 60 und 61 !) binfichtlich der fonfti- 
gen Güter: 

«) tag felbjt in ven Fällen, wo feine befonvdere Verſicherung 

ftattgefunven bat, nicht allein Diebjtahl, fondern auch Raub 
(und Brand ohne Selbitentzündung ſ. oben 88. 65 — 68), 


— - — — -_ 


13) gl. Geſchichte des Mittelbeutfchen Verbandes. b. c. ©. 373, Befchluß 
son 1852: „Snfofern eine ausliefernde Verwaltung durch eigene Unterfuchung 
fih überzeugt, daß eine ftattgefundene Beſchädigung der Güter auf dem 
Transporte verfchuldet fein müfle, hält es der Verband für Pflicht, den 
betbeiligten Eigentümern bes Guts auch dann noch Erfah zu gewähren, 
wenn diefer fonft nach den reglementarifchen Befimmungen verweigert werben 
Fönnte.“ 

1) Preuss. $ 60, No. 2: „Tie Verbindlichkeit zur Erfapleiftung bleibt 
ausgefchloffen, wenn der Verluft oder die Beſchädigung berbeigeführt worden 
tft durd eigene Fubrlüffigkeit des Abfenders, oder durch die unabwendbaren 
Folgen eines Naturereigniifes oder durch Zufall, wohin jedoch niemals 
gerechnet werden follen Raub und Diebftabl, ohne Selbftentziinbung bes 
betreffenden Guts entſtandenes Teuer und alle diejenigen Feder- und 
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nie als unabwendbarer Zufall angefehen werben fol, ein 
Feder- orer Ahsbruch oder ein fonftiger, ven ganzen 
Zug ?) betreffender Unfall aber nur dann, wenn bon ter 
Bahnverwaltung nachgewieſen worben, daß er ohne jegliches 
Verſehen ver Verwaltung und ihrer Beamten entjtanden fei; 

ß) daß bei f. g. Verfiherung auf eine beftimmte Summe 
(d. b. auf eine höhere als die gewöhnliche regelmäßige von 
einem Thaler per Pfund für Neifegepäd und von 20 Tha- 
lern per Gentner für gewöhnliches Gut) fein Unfall 
irgend einer Urt als unabwenpbarer Zufall ange: 
fehen werben foll, fo daß die Verwaltung auch felbit für bie 
burh unabwenpbare Folgen von Naturereigniffen oder fon- 
jtigen Zufall entjtandenen Verlufte und Beſchädigungen Erjat 
zu leiften hat (wenn nur nicht leicht zerbrechliche Gegenjtände 
oder leicht in Gährung oder Fäulniß übergehende Gegenftänbe 
oder ſolche Güter, welche ver Verſender in ganzen Wagenla: 
dungen felbjt verladen hat, in Rede jtehen over es fich nur 
um Einrojten von Metallwaaren hanbelt). 

Zub. Das Betriebs-NReglement für die Thüringiſche Eifen- 
bahn hat in feinen 88. 60 und 61 ganz gleiche Beftimmungen, wie 
das Reglement für die Preußifchen Staatebahnen. 3). 

Zu c. Das Betriebs-Reglement ver Berlin-Anhaltifhen 
Eifenbahn beſtimmt: 

a) in Beziehung auf das Gepäd, jedoch nur für ven Fall ver 

befonderen Berficherung veifelben im 8. 32 Folgendes: „Die 


— — — — — —— — — 


Achsbrüche oder ſonſtige den Zug betreffende Unfälle, von denen 
nicht nachgewieſen werden kann, daß ſie ohne Verſchulden der Verwaltung 
oder ihrer Beamten entſtanden ſind.“ 

$ 61: „Hat eine Verſicherung höheren Werthes ſtattgefunden, fo leiſtet 
die Verwaltung, fofern die betreffenden Güter nicht zu den 6 60. No. 5 
bezeichneten (ätzenden Subftanzen) gehören, aud für die durch unabwendbare 
Bolgen von Nuturereigniffen oder fonftigen Zufall entftandenen Verlufte und 
Beſchädigungen Erſatz.“ 

2) Alſo nicht blos etwa den einzelnen (namentlich etwa den letzten) 
Wagen? 

3) Thüring. $ 60. No. 2 fügt hinter „Abſenders“ nur noch zu: „durch 
friegerifche Operationen, Bolksaufftand oder militärtfche Gewalt,“ macht alfo 
mehrere Bälle der vis major namhaft. $ 61 lautet wörtlich wie Preuss. $ 61. 
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„Verſicherung gilt gegen jeden mittelbaren oder unmittel- 
nbaren Schaden, welcher durch Brand over Bligfchlag, fowie 
„durch Bergung und Rettung des verficherten Gegenſtandes 
»entfteht; ferner gegen Schaden durch Wolkenbruch, Austreten 
„der Gewäſſer, Ueberſchwemmung, Schneefall, Eisgang over 
„Eisbruch, Berg- und Erpfall, Einjturz der Brüden over 
"Straßen, des Bahnkörpers, Tunnels oder anderer Bauwerke 
„der Bahn, Zufammenftoß der Bahnzüge, Zerjpringen ber 
"Dampfleffel, Zerreigen ver Eifenbahnfeile oder Stetten, Aus- 
„weichen von ven Schienen, Umfchlagen oder Bruch ver Wagen 
nund Fall der Gegenjtänte ins Wafjer oder in Abgründe. 
„Dagegen findet eine Verſicherung gegen Schaben, burch 
"Krieg, Bollsaufftand oder militärifhe Gewalt, 
„Erdbeben over Vulkane verurfacht, nicht Stattw; 

8) in Beziehung auf die nicht in Reiſegepäck beſtehenden Güter 
beftimmt das genannte Reglement aber allgemein: baß vie 
Verwaltung ohne Rückſicht, ob befonvers verfichert worden 
oder nicht, für jeden mittelbaren oder unmittelbaren Schaden 
haftet, wenn er nur nicht durch Krieg, Volksaufſtand 
oder militärifche Gewalt, Erpbeben oder Vulkane (in 
Deutſchland?) oder durch eigene Yahrläffigleit des Verſen⸗ 
ders verurfacht worden ijt. *) 

Zu d. Die von dem K. K. Oeſter. Minijterium für Handel 
und Gewerbe und öffentliche Bauten am 14. Aug. 1852 erlafjfenen 
neuen Beftimmungen über Haftung und Berficherung beim Sachen 
transport auf ven Defterreichifchen Eifenbahnen fprechen aus, 
daß die Bahnverwaltung in der Kegel auch für die durch ein zu— 
fälliges Ereigniß entitandenen Schäden haftet und nimmt hier- 
von nur aus diejenigen Schäden, welche durch 

Krieg over feindlichen Einfall, 
Aufitand und Aufruhr, 
öffentliche Gewaltthätigfeit, 


4) Berl. Anh. $ 60. No. 2: „Die Verbindlichkeit zur Erfahleiftung bleibt 
ausgeſchloſſen, wenn der Verluft oder die Befchädigung herbeigeführt worden 
iſt Durch Triegerifche Operationen, Volksaufſtand oder militärtihe Gewalt, 
Erpbeben over Vulkane. In allen andern Fällen haftet die Ver— 
waltung gegen Schaden wie im $ 32 angegeben fl.“ 
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Raubanfälle, 

Erdbeben, 

Schleichhandel und ſeine Folgen, 

obrigkeitliche Verfügungen, 

Einfluß der Wärme und Kälte, 

durch die eigenthümlichen oder natürlichen Eigenſchaften der 
Güter 

oder durch eigenes Verſchulden der Partei, insbeſondere man— 
gelhafte oder unregelmäßige Verpackung 

veranlaßt ſind. 5). 

Ueber dieſe Abweichungen von den bei allen übrigen deutſchen 
Eiſenbahnen geltenden Grundſätzen über die Haftverbindlichkeit iſt 
Folgendes zu bemerken: 

Schon ſehr weit geht die Verpflichtung bei den Oeſterreichiſchen 
Staatsbahnen, woͤſelbſt ohne beſondere Verſicherung die Bahn: 
verwaltung in vielen Fällen ven aus einem zufälligen Ereigniß entſte— 
benven Schaden immer trägt, namentlich ven Schaven, welcher tur 
Feuer, durch Zerjpringen oder Beſchädigung der Waſſerkeſſel oder 
Locomotiven, durch Achs- und Rab» Brüche, durch Zufammenftoß 
oder Umfallen der Wagen, Ausweichen ver Wagen aus dem Geleife, 
durch plöglichen Tod des Locomotivführers, burch Ueberſchwemmung, 
durch Sturm oder Schneefall entftanven ift, ſofern nur dieſe Unfälle 
nicht durch Krieg, bzw. feindliche Einfülle, Aufftand und Aufruhr, 
offenbare Gewaltthätigfeit, Raubanfälle 6), Erdbeben, Schleichhandel 
und feine Folgen, obrigkeitliche Verfügungen, Einfluß der Wärme 
oder Kälte oder Durch eigenes Verfchulden ver Partei, in&befonvere 
mangelhafte Berpadung 7), over endlich durch vie eigenthiimlichen 
oder natürlichen Eigenfchaften ver Güter 8) veranlagt find. 

Es rührt dieſe erweiterte Haftpflicht daher, daß die Oefterr. 
Beſtimmungen alle zur Beförderung übergebenen Gegenftänbe als 


5) Oesterr.* $ 8. No. 11, 


6) Es kommt bier bei der unbedingten Ausnahme aller Raubanfäfe 
dann nicht darauf an, ob fie als abwendbar oder unabwendbar anzufehen 
ſtänden. 

7) Vergl. $. 84. 


8) 3. B. durch Selbſtentzündung. 
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verfichert anfehen und nur zwiſchen allgemeiner Derficherung, 
weicher alle Zransportgegenftände unterzogen werben, und befon- 
derer Mehr-Verficherung unterjcheiven. ?) Daher jchügt bei ven 
Defterr. Bahnen felbft jene |. g. Mehr-Verficherung nicht gegen bie 
ter oben unter d jpeciell hervorgehobenen Ereigniffe. 

Bei den Preußiſchen Staats-Cifenbahnen und ver Thürin- 
ziſchen Eifenbahn ift die Haftverbinblichkeit der Verwaltung 

1) ohne befondere Verficherung nur in der Art fingulär erwei— 
tert, daß fie nicht blos für Diebftahl, fondern auch für Raub⸗ 
anfälle ohne Rüdficht auf veren Abwenpbarfeit haften; 

2) für die Fülle befonderer Berficherung aber unbedingt 
auf ven durch jeglichen Zufall (jelbft durch unabwendbare 
Folgen von Naturereignifjen oder fonjtigen Zufall) entjtanve- 
nen Schaden ohne Ausnahme ausgedehnt, ſofern nur nicht 
ber Beſchädigte felbft in culpa ift und nicht leicht zerbrechliche 
Gegenftände oder Urkunden, Gemälde ober Bildhauerwerke, 
oder folche Gegenftände in Rede ftchen, welche in Wagen— 
ladungen von dem Verſender ſelbſt verladen find, oder leicht 
in Gährung und Fäulniß übergehen ober einrojten. 

Bei ver Berlin-Anhaltifchen Bahn haftet die Verwaltung 
war felbit im Falle befonderer Berficherung nicht für einen fol- 
ben Schaden, welcher durch Krieg, Vollsaufftand oder militärifche 
Hewalt, Erbbeben over Vulkane verurfacht ift, dahingegen aber für 
Ilen durch irgend einen anderen Zufall, namentlich durch Brand 
der Blisichlag, durch Wolkenbruch, Ueberſchwemmung, Schneefall, 
kisgang, Berg- over Erpfall, Einfturz der Brüden oder Straßen, 
Tunnels oder anderer Bahnbauwerfe, Zufammenftoß ver Bahnzüge, 
zerſpringen der Wafierkeffel, Zerreißen ver Eifenbahnfeile oder 
Betten, Ausweichen von den Schienen, Umfchlagen oder Bruch ter 
Bagen entjtandenen unmittelbaren over mittelbaren Schaden 

1) bei den nicht in Reiſegepäck beitehenden Gütern ohne Rück— 
fit auf beſondere Berficherung, 1°) 

2) bei vem Reifegepäd nım im Falle beſonderer Verſiche— 
rung. 11) 





9) Oesterr.* &$ 1 1. 2. 
10) Berl. Anlı. $ 60. No. 2. 
11) Berl. Anh. $ 32, 
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8.84. 

2) Wegfall der Entfchäbigungspflicht wegen eines bei der Beſchädigung flatt- 
gefundenen eigenen Verſchuldens des Beſchädigten und folder 
Perfonen, für welche diefer zu haften bat, 

Jede Erſatzverbindlichkeit ver Eifenbahn-DVerwaltung fällt 
‚zufolge ausprüdlicher Beftimmungen Der Betriebs-Reglements über- 
haupt weg, wenn ver Berluft over die Beſchädigung durch das Ber 
ſchulden des Reiſenden, ober bed Verſenders oder des Em» 
pfängers ober folder Berjonen, für welche viejelben zu 
haften haben, allein veranlaßt oder mitveranlaßt it. !) 

Die verjchievenen in Deutfchland geltenden Nechtsfyftene find 
hinfichtlich ver Frage: 

inwiefern ver Beſchädigte einen Schadenserſatz nicht verlan: 
gen könne, wenn er bei ver Beichäpigung felbft fich in Schuld 
befand, 

zwar bebeutend von einander abweichen. 

Das römische Necht hat ven allgemeinen Grundſatz: 

quod quis ex culpa sua damnum sentit, non intelligitur 
damnum sentire, 2) 

jedoch mit ver aus 1.45. 8.1. D. 19. 1. ſich ergebenden Mopification: 
daß, wenn ber Befchäbiger fich nicht bloß in culpa, fonbern 
in dolo (culpa lata) befinbet, er fich nicht auf die vorkom⸗ 
mente geringe culpa bes Befchäbigten berufen könne (dolus 
pejor est culpa!). 

Das allgemeine bürgerliche Gefeßbuch für Die gefammten veut- 
chen Erbländer ver öfterreihifhen Monarchie jtellt aber im 
8. 1304 den Grundſatz auf: 

"Wenn bei einer Beſchädigung zugleich ein Verſchulden 
„von Seiten des Beſchädigten eintritt, fo trägt er mit 
adem Befchädiger ven Schaden verhältnißmäßig, und 
„wenn ſich das Verhältniß nicht beftinmen läßt, zu glei- 
„chen Xheilen.u 

Das preußifche allgemeine Landrecht beſtimmt ſodann im 
Th. I, Tit. 6, 8. 17: 

1) Selbſt in dem Falle alfo, wenn auch von Seiten ber Eifenbahn-Ber- 

mwaltung ein Verſchulden dabei begangen war, 


2) 1, 203, D. 50, 17, 
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„Bon der Vergütung eines aus Vorſatz over grobem 
„Verſehen zugefügten unmittelbaren Schadens wirb ber 
„Beſchädiger durch die eingetretene Verſchuldung des Beſchä⸗ 
udigten nicht frei.“ 

Im franzöſiſchen Civil-Geſetzbuche findet ſich zwar kein be— 
inmmter, den fraglichen Grundſatz ausſprechender Artikel, allein es 
ommt bier wohl das römiſche Recht als |. g. raison defite zur 
Inwenvdung; Zachariä's Handbuch des franzöfifchen Civilrechts, 
%.2, ©. 422, jtellt mit Beziehung auf Merlin mot couvreur 
nd Sirey, 1810, II, 132, als unzweifelhaft ven Sat Bin: 

ndie Schavenserfat-Verbinvlichkeit tritt nicht ein, wenn ber 
„Beſchädigte felbft an vem erlittenen Schaden ſchuld iſt.“ 
Der bayerifche Codex Maximilianeus verortnet im $. 20 bee 
ften Kapitels des Aten Theiles: 
4) „Sann derjenige, welcher an dem erfolgten Schaben ober 
„Verluſt jelbjt mit in culpa ift, von dem anderen fchulb- 
nbaften Xheile verwegen niemal eine Erſtattung be- 
ngehren.u ®) 

deyſcher württembergifches Privatrecht 8. 46 fagt allgemein: 
„Auch Fuhrleute haften für jeden Verluft und Beſchädigung, 
ausgenommen, wenn folde vdurh.... eine Schuld 
bes Aufgebers herbeigeführt worven.« 

Dabingegen enthalten ſämmtliche deutſchen Betriebs-Regle— 
sents, ſoweit ſie mir bekannt geworden find, allgemein bie unbe- 
ingte Beitimmung: 

daß jede Entjchäpigungspflicht der Eifenbahn » Verwaltung 
wegfällt, wenn ver Verluſt ober die Beſchädigung 
durch das VBerfchulden des Verſenders oder Empfün- 
gers over foldher Perfonen, für welche viefelben zu haften 
haben, veranlaßt ift. *) 


3) Wozu Kreitmater in feinem Kommentar bemerkt: „Ueberbaupt 
ſupponirt unfer Codex No. 4: „daß derjenige, welcher die Schadenserfegung 
begebret, felbft weder in dolo noch in culpa verfire, denn wenn er felbft 
in dolo ift, fo heißt e8: paria delicta mutua compensatiene tolluntur 
e. 7. X. de. adulter (Leyser spec. 516. $ 5), ift er aber in culpa, fo fagt 
bie Rechts-Regel: damnum quod quis sua culpa sentit, sentire non 
videtur.* 


4) A.D.G. 614. No.9.b, A. D. P. 8 31. Jitt.c. Frankt. 1. SR, 
Koch, Eifenbahnen, II, 19 
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Namentlih ift als ein folches Verfchulden jede Verfäumung 
einer durch das betreffende Betrieb&- Reglement dem Transport: 
. nehmer auferlegten Verpflichtung (vergl. das folgende Kapitel IV) 
anzufehen, fofern dadurch der Schaden unmittelbar ober mittelbar 
entftanben ift. | 

Insbeſondere fällt venmach dieſem Grundſatze gemäß jeve Erjat- 
verbinpfichleit ber Eifenbahn - Verwaltung weg: 

L beim Perjonen- Transport: " 

a) wenn ber Reifende eigenmächtig, ohne vom Schaffner die 

Thüre geöffnet erhalten zu haben, und ehe ver Zug 
völlig jtillftand, aus dem Wagen herausgefprungen ilt, 
und hierdurch Schaben genommen hat. °) 

b) wenn ver Reiſende die Vorſchrift: 

daß jedes Collo Reifegepäd nicht: blos wohl verpadt ®) 
(j. oben $. 44), fondern auch mit vem Namen und Wohn- 
ort (beziehungsweife vem Beftimmungsort f. oben $. 39 
Anm. 8) des Eigenthümers deutlich und dauerhaft bezeichnet 
fein, und von allen Boft- und Eifenbahn-Nummern 
und Zeichen befreiet fein foll, 
unbefolgt gelaffen und hierdurch den Schaven mit veranlaßt bat, 
3. DB. wenn e8 dadurch auf eine unrichtige Bahnitrede gekommen 
und auf folcher verunglädt ift; 
II. beim Güter- Transport: | 
a) wenn ber Frachtbrief-Ansfteller vie Empfangs- (Abgabe:) 
Station over den transportirten Gegenſtand auf dem Tracht 
brief nicht deutlich bezeichnet, over das Eollo nicht gan 
dem Frachtbrief entſprechend fignirt Hat, und hierdurch 
ein Schaden veranlafßt iſt; 

b) wenn ein Fracht⸗Collo nicht gehörig verpadt war ©) [vergl. 
No. 2. Hannov. $ 67. No. 9, litt. b. Holst. $ 61 im Eingang. Köln M. 
$ 12. No. 9, litt. b. K. F. W. Nordb. ©. 20. $ 10. litt. ce No. 2 md 
&. 54. 6 17. No. 19. litt. b. Leipz. D. $ 14. No.9. litt. b. Magdeb. W. 
6 24. litt. h. No.2 und $ 66. No. 9. litt. b. Main N. $ 36. litt. h. No.2. 
Main W.$14. No.9, litt.b. N.D.$ 14. No. 9. litt. but. $ 28. litt. h. No. 2. 


Oesterr. $ 8. II. b. Preuss.* 6 32. litt. c. 6 39, $ 42 und 6 60. Ne. 2. 
R. Th. ©. 32, 6.8. litt. h. No. 2. 

5) In der Anlage XXa theile ich zwei, einen ſolchen Fall behandelnden 
intereffante Erkenntnitfe mit, nämlich eines vom holfteinifchen Obergericht zu 
Stüdeftadt vom 27. November 1856 und bas reformirende Erfenntnip bed 
holfteinifchen Ober - Appellationsgerichtes. 

6) Auch die innere Verpadung darf nicht mangelhaft feyn, 3. B. glatte 
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oben 8. 44], und baburch die Befchäbigung over ver DVerluft 
entftanben ift. 

Allerbings wird, wenn ein Gut nicht wohl Tonbitionirt 
ankommt, in Rüdjicht auf die Beitimmung im 8.4 A. D. G. 
und auf die gleiche Beftimmung in den Betriebs-Neglements der 
einzelnen Bahnen und Bahnverbänve, fall® nicht gemäß dem 
2ten Abſatz deffelben Paragraphen vom Verſender auf dem 
Frachtbriefe erklärt tft: 

baß er die Gefahr für allen in Folge des mangelhaften 
Zuſtandes entſtehenden Schaden übernehme, 
dafür zu präfumiren fein, daß das Gut wohl verpadt auf 
die Bahn "gegeben worben; allein es wird ber Eifenbahn- 
Verwaltung doch der Beweis nachgelaffen werben müffen, 
daß das Gut nicht gehörig verpadt gewefen und dadurch 
der Schaden entſtanden fei. 7) 

Unter diefe Rubrik ift jedoch nicht der Fall zu bringen, 
wenn lofe und unverpadte Güter zugelaffen worben, 
überhaupt der Verſender die Verladung beforgt, indem in’ 
foldem Falle die Eifenbahn = Verwaltung nicht unbebingt von 
der Erjagpflicht frei ift, ſondern vielmehr Erfag zu leiften 
hat, ſobald ihr ein beſonderes Verſchulden nachgewieſen 
wird, woraus die Beſchädigung entſtanden iſt. Vergl. 8. 14, 
Nr. 5 A. D. G.) 


Gegenſtände (vergl. Köln M. $ 12. No.7. litt. b) dürfen nicht zu ſtark 
gepreßt feyn, wodurch bei der Erfchütterung auf dem Transport bie Äußere 
Berpadung leicht zerfpringt, namentlich bei Koffern, deren Riegel und Kram⸗ 
pen nicht fehr ftark find. Die Verpadung muß überhaupt fo befchaffen feyn, 
wie es ein Transport mittelft Eifenbahn erfordert, insbefondere dürfen bie 
Colli nicht ſchon dadurch, daß fie durch die gewöhnlichen Erſchütterungen beim 
Transport gegen einander ſtoßen, beſchädigt werden, wesbalb dann auch 
z. B. gewöhnliche Hut⸗Cartons nicht als gehörige Verpackung anzuſehen 
ſeyn werden. 

NT Wenn Erſatz wegen einer Beſchädigung am bloſen Inhalte eines 
Collo verlangt wird, an welchem äußerlich keine Spur einer Beſchädigung 
erfichtlih war, fo muß der die Entfchänigung in Anfpruch Nehmende nicht 
6108 die gehörige Berpadung vollſtändig nachweiſen, fondern auch bie geſchehene 
Auflieferung eines unbefchäpigten Inhalts und ein befonderes Verfchulden ber 
Eifenbahn-Verwaltung. ©. oben 8 63. 

8) In dem 6 6. K. Fr. W. Nordb. heißt es zwar: 

„in allen Zällen, in denen lofe und unverpadte Güter zugelafen 
19* 
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ec) wenn ber Verſender den Transport in offenen unbebedten 
Wagen verlangt hat und hierdurch eine Beſchädigung ent- 
ftanden ift. Vergl. Unlage XVI, ©. 173 fg. des Anlageheftes 
und oben 8. 73. 

d) wenn ber Schaben ober Verluft durch unrichtige Declara- 
tion in dem Frachtbrief, oder durch Vernacdhläffigung 
der Zoll- und Steuer-Vorfchriften von Seiten des 
Neifenden bezw. des Verſenders oder Empfängers entftanden 
iſt. ?) 

e) wenn die Annahme des transportirten Gegenftandes vom 
Empfangsberechtigten verweigert, ober überhaupt die in dem 
Reglement beftimmte Empfangszett!0) nihtinnegebalten 


„werben, überhaupt die Berfender bie Verladung beforgen, über- 
„nimmt die Verwaltung für DMindergewicht, Beſchädigung, Ueber 
„fallen über den Rand und Durchrinnen durch den Boben ber Güter- 
„wagen durchaus Feine Verbindlichkeit.“ 
allein im fpäteren nachfolgenden $. 17. No. 5 dafelbft ift beftimmt: 
„eben ſo wenig (wird Erfag geleitet) für Beſchädigungen an 
„folchen Gegenftänden, welche pie Berfenber in ganzen Ragenladungen 
„ſelbſt verladen haben, es fey denn, daß der Verwaltung ein 
nbefonderes Verſchulden nadgemwiefen würde, woraus bie 
„Beſchädigung entftanden tft“; 
es iſt daher das Wort: „Beſchädigung“ im vorausgebenden $ 6 daſelbſt 
wohl zu ftreichen, indem jene Beflimmung im $. 6 binfichtlich der „Beſchädi⸗ 
gung“ als jedenfalls durch ben nachfolg. $ 17 abgeändert zu betrachten ifl. 

9) Der $ 6 des A. D. G. defien Inhalt auch in beinahe allen Betriebe 
Reglements der einzelnen Eifenbahnen vortommt, fagt ausdrücklich: 

„Die Befolgung aller geſetzlichen Vorſchriften binfichtlich der Verfteuerung 
„und der Zoll-Eontrole liegt den Eigenthümern der Waare, refp. dem Ab- 
„[ender und Empfänger ob, und bleiben biefelben der Eifenbahn-Ber- 
„waltung gegenüber dafür allein verantwortlid. ..... 

„Der Abfender und Empfänger if für alle Schäden und 
„Nachtheile gegen bie Eifenbahn-Berwaltung verantwort- 
„ih und regreßpflihtig, welde aus Unrichtigkeiten, 
„Fehlern und Berfäumntffen der Fradtbrief- Deklaration 
„des Verſenders der Eifenbahn-Perwaltung ale Waaren- 
„führerin bei der ihr obliegenden Abgabe einer nad 
"Maßgabe der Deklaration im Frachtbriefe auszufertigenden unb zu voll. 
„ziebenden Zo1ll- Deklaration erwachlen möchten.“ 

10) Die reglementsmäßige Frift zur Empfangnahme bes anifirten (nicht 
von der Bahnverwaltung in’d Haus des Empfangäberechtigten zu liefernden) 
Guts wird von dem Zeitpunkt an gerechnet, two der Avis von ber Ankunft 
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worben ift, (vergl. Kapitel IV) und nach folchergeftalt ein- 
getretenem Berzuge in ver Empfangnahme die Beſchädigung 
oder der Verluſt Statt gefunden hat. 19) 

Es ijt jedoch hier A) noch die Bedeutung dieſer leßteren, über vie 
Folgen des Verzuges der Empfangnahme in ven Eifenbahn » Regle= 
ments enthaltenen Beitimmung, neben Betrachtung der in ben befte- 
henden Rechtsſyſtemen feſtgeſetzten allgemeinen Nechtsfolgen des Ver⸗ 
zuges in der Empfangnahme näher zu erörtern, und es wird ſich 
bieran dann noch eine Befprechung über bie Rechtsmittel anfchließen, 
welche ver Eifenbahn-Verwaltung zujtehen, um fich von ihrer auch 
nach einem Verzuge in der Annahme noch bejtehen gebliebenen Ver: 
pflichtung zur ferneren Aufbewahrung und Rüdlieferung eines Trans⸗ 
portgegenftandes zu befreien. 

Die in Note 10 citirten Eifenbahn- Reglemente drücken fi im 
Allgemeinen über vie Folgen des Verzugs in der Annahme von 
Seiten des Transportnehmers und Aorefjaten in folgender Weife aus: 

"Die Haftung, oder Berantwortlichleit, oder Gewähr: 
nleiftung „für Bejchäbigungen und Berlufte an Transport⸗ 
„gegenjtändenun dauert nur bis zu dem Zeitpunkte, 
"wo diefelben Hätten in Empfang genommen werben 
rmäfjen.« 
oder: 

"Die Haftung zc. für Beſchädigungen und Verluſte ijt auf 
»ſolche Berlujt- und Beſchädigungsfälle befhräntt, 
"welche big zum Ablauf der Enmpfangnahmefriften 
neingetreten find.u ?2) 


bes Butes dem Empfangsberechtigten zugekommen tft, oder Doch ala bemfelben 
zugelommen anzunehmen if. K. F. W. Nordb. ©. 50. $ 14 und Rh. Th. 
©. 103. 6 10 in den Worten „nad gelommener“ A. D. G. 8 11. 

10) A. D. G. $ 14. No. 1. A. D. P. 6 31. litt. c. Bad. $ 36. litt. e. 
Bayern $ 34. Berl. Anh. $ 32. litt. c. Berl. Stett. $ 32, litt. c. Frankf. 
H. $ 31. Hannov. $ 30. e. Holst, $ 24. Köln M. $ 12, No. 2, K. F. W. 
Nordb. II. $ 10. litt. e. Lüb. Büch. $ 35. Leipz. D, $ 29. Main 
N. $ 36. e. Main W. 6 33 bis f. N. Merk. $ 32, L c. O. Schles. 6 32, 
litt. c. Oesterr. 6 22, Preuss. $ 32 1. c. Sachs, $ 42. litt, a, Thüring. 
6 32. litt. c. Württemb, $ 30. No. 5. 

11) Siehe Anmerk. 9 auf S. 309 unten. 

12) In der in Beziehung auf Reifegepäd im A. D. P. 6 39, litt, c. 
enthaltenen Beftimmung : 

„Die Verwaltung iR von jeder Verantwortlichkeit für das Reiſegepäck 
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Es ift nach der Ueberſchrift der "betreffenden Paragraphen ber 
Reglements und nach dem ganzen Zuſammenhange viefer Paragraphen 
offenbar, daß dieſe in den betreffenden Stellen ver Reglements 
erwähnte „Verantwortlichkeit⸗, "Haftbarkeit«, "Gewährleiftung«, 
nur von der Verpflichtung ver Eifenbahn-VBerwaltungen „für Be- 
ſchädigungen und Verluſte — in der im Reglement formulirten 
Weiſe — zu haften«, zu veriteben ift, und daß zwar allervings aud 
die durch die Reglements formulirte Verpflichtung ver Eifenbahn- 
Verwaltung: 

„jeden Schaden an zum Zransport übernommenen Gegen 
nitänden zu erjegen, von welchem fie nicht nachweifen kann, 
„daß er durch ein Ereigniß entjtanden ſei, welches abzumen- 
nden fie nicht vermochte⸗ß, 
mit dem Moment des Verzug des Empfangsberecdhtigten aufhört, 
daß aber nicht in jenen Stellen ver NReglements vie Beftimmung 
erblictt werben kann: 
baß durch den Verzug des Empfangsberechtigten jede 
fonftige aus dem Zransportvertrage entſtandene Verpflich— 
tung ber Eifenbahn » Verwaltung erläfche. 

Jedoch wird die Eifenbahn- Verwaltung wenigftens nach röm. 
Rechte von dem Augenblide an, wo der Empfangsberechtigte mit dem 
Einpfange im Verzuge ift, nicht mehr ven hohen (ihr fonft nach ver 
Natır des Transportvertrages obliegenden) Grad ver Sorgfalt 
zu vertreten haben, ven betreffenden Transportgegenſtand auf alle 
mögliche Weiſe vor Schaden zu bewahren. Für culpa lata ebenſo 
wie für dolus (ſelbſt Derjenigen, deren Dienfte fie fih in ihrem 
Transportgefchäft bevient, f. oben $. 5, Anm. 6, 7, 13 und 19) 
bleibt fie auch nach eingetretenem Verzuge in der Empfaugnahme 
in Beziehung auf Aufbewahrung und Ablieferung des Trans 
portgegenjtandes verpflichtet. 

Das röm. Recht beſtimmt ald Wirkung des Verzuges, daß nicht 
blos der Säumige vem anderen Theile ven aus dem Verzuge ent 

„frei, wenn biefes nicht während ber erſten 24 Etunben nad ber 
„Ankunft auf der Bellimmungs- Station abgeholt, wird“ 
iſt nicht ſowohl eine Ahndung des Verzugs in ber Empfangnahme zu erbliden 
als vielmehr ein Ausfchluß des Rechts auf Entfhäbigung, wegen verfäumter 
Reflamationsfrift, womit alferbinge zugleich, jedoch nur folgeweife, eine 
Bolge des Verzugs in ber Empfangnahme mit enthalten if. (Bel. unt. $85). 
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ndenen Schaden mit bejonberer Aeſtimation vergüten und bie 
fahr der Sache vom Moment des Verzugs an zu tragen haben 
I, felbjt wenn von ihm fonft der Zufall nicht zu tragen wäre, 
dern auch von ba an ber andere Theil von culpa und custodia 
ei fein und nur für dolus und culpa lata haften, fol. 


(BergL 1. 17, D. 18, 6. (,„Ilud sciendum est, cum mo- 
ram emtor adhibere coepit, jam non culpam, sed dolum 
malım tantum praestandum a venditore ete.“), 1. 9, D. 
24, 3. („si mora per mulierem fuerit, quo minus dotem 
reciperet, dolum malum duntaxat in ea re, non etiam 
culpam maritus praestare debet‘), 1. 72, pr. D. 46, 3. 
(„qui decem debet, si ea obtulerit creditori, et ille sine 
justa causa ea accipere recusavit, deinde debitor ea sine 
culpa perdiderit, doli mali exceptione potest se tueri‘*). 


Auffallenderweife enthält von den außer dem römifchen Necht in 
eutſchland geltenden Rechtsſyſtemen, fo viel mir befannt, Tein 
tziges eine gleiche ausprüdliche Beſtimmung, welche jedenfall ber 
Uigkeit, und ich möchte fagen der Natur ver Sache entfpricht. 


Jedoch möchte, was das preußifche allgemeine Landrecht betrifft, 
8 beffen 88. 15 und 16 des Tit. 16, Thl. I, wo es heißt: 


"Ein Jeder ift ſchuldig, feine Verbinplichkeiten zu gehöriger 
„Zeit zu erfüllen; wer dieſes unterläßt, der muß die Fol» 
ngen feiner Zögerung gegen ben Berechtigten vertreten, 


bunden mit deſſen fchon oben angeführten 8. 17, Tit. 6, Thl. J, 
(cher lautet: 
"Bon der Vergütung eined aus Vorſatz oder grobem 
„Verſehen zugefügten unmittelbaren Schadens wird ver 
„Beſchädiger durch die eingetretene Verſchuldung ver 
„Beſchädigten nicht frei,“ 


gt zu folgern fein, daß von Zeit des Verzugs in der Annahme 
n Seite des Eimpfangsberechtigten an, die Eifenbahn-Verwaltung 
ch nach preuß. Rechte nur culpa lata und dolus in Aufbewahrung 
d Rücklieferung eines Transportgegenſtandes zu präjtiven Kat. 

Was in Hinficht der vorliegenden Frage nach dem allgemeinen 
egerlichen Geſetzbuche für die gefammten beutfchen Erbländer der 
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Bfterreihifhen Monarchie Rechtens fei, welches im 8. 1409 
blos allgemein fagt: 

«Hat der Gläubiger gezögert, die Zahlung anzunehmen, fo 

»fallen bie wibrigen Folgen auf ihn,“ 
und im 8. 1304: 

„Wenn bei einer Beſchädigung zugleich ein Verſchulden von 

"Seite des Beſchädigten eintritt, jo trägt er mit dem Befchä- 

„diger den Schaben verhältnifmäßig, und wenn jich das 

„Verhältniß nicht bejtimmen läßt, zu gleichen heilen ‚« 
insbeſondere ob danach, wenn in der Annahme ein Verzug ftattgefunden 
bat, von da an die Eifenbahn-Verwaltung nur für grobes Verſehen 
und Arglift zu haften habe, oder ob etwa der nach eingetretenem Verzuge 
entjtandene Schaven bezw. Verlujt an einem Zransportgegenftanve 
von der Eifenbahn- Verwaltung und dem Empfangsberechtigten zu 
gleichen Theilen, ober in welchem anderen Verhältniſſe zu tragen 
fei, wage ich nicht zu entfcheiven. Ich glaube, dieſes wie auch vie 
etwaige Berichtigung meiner vorftehenden Anficht Hinfichtlich des 
preußifchen Lanbrecht8 grünblicheren Kennern beiver Partikularrechte 
überlaffen zu müffen. 

Daß der Code Napoleon feine Beſtimmung darüber enthält, ob 
der Schuloner von der Zeit an, wo der Giäubiger fih in Verzug 
ber Annahme befinde, einen geringeren Grab von culpa und nament- 
fi nur culpa lata und dolus zu präjtiren babe, erflärt ſich einfach 
dadurch, daß dieſes Geſetzbuch verfchievene Gradationen der culpa 
gar nicht kennt. 1°) In denjenigen Gebietstheilen, wo der Code 
Napoleon gilt, fcheint daher durch einen Verzug in der Empfang- 
nahme bie allgemeine Verpflichtung ver Eifenbahn-Verwaltung zur Auf- 
bewahrung und Rüdlieferung des Transportgegenftandes nicht gemin- 
dert zu werben und müfjen demnach in biefer Beziehung die Art. 1136, 
1137 und 1838 des Code 1%), foweit fte nicht durch ausbrüdliche 


a un] 


13) Bet der Redaction bes Code lag ein Antrag bes Appellationsgerichts 
zu Lyon auf Beibehaltung ber römiſchen Gradationen ber Culpa vor, allein 
diefer Antrag wurde auf den Vortrag des Staatsraths Bigot-Preamenen 
verworfen, welcher diefe Gradationen „für mehr ſinnreich, als practtich“ hielt, 
während Maleville diefelden als auf bie Billigkeit gegrümbet vertheibigte. 
14) Diefe Artitel 1136, 1137 des Code Napoleon lauten: 

„Die Verpflichtung etwas zu geben, zieht die weitere Verbindlichkeit 
„nach ſich, die Sache zu überlicfern, und bis zur Ueberlieferung fie 
„aufzubewahren, bei Strafe, dem Berechtigten allen Schaden und 
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Beftimmungen ver betreffenden Reglements mobificirt wären, burch- 
aus zur Anwenbung zu kommen. 

Im baieriſchen Rechte findet jich die gleiche Beftimmung im 
P. IV. Rap. 1, 8. 20, Nr. 2 und Kap. 3, $. 12, Nr. 3. 

Das württembergifche Recht enthält zufolge Neyfcher württem- 
bergifches Privatrecht 8. 131 feine andere Beitimmung als das 
römische Recht. 

Uebrigens kann daraus, daß bei eingetretenem Verzuge in ber 
Empfangnahme zufolge der Betriebs-Reglements Lagergeld bezahlt 
werben muß, keinenfalls gefolgert werden, daß von da an das Rechts⸗ 
verhältniß zwifchen Eifenbahn-Verwaltung und Transportnehmer als 
in einen Niederlage- (Hinterlegungsd-) Vertrag übergegangen zu 
betrachten fei, und kann dieſe Verpflichtung zur Zahlung von Rager- 
geld (Niederlagegeld) bezwfe. Standgeld nur als Theil ver in 
dem Transportvertrage bzwfe. im Verzuge liegenden Verpflich- 
tungen betrachtet werben; dieſes Lagergeld (Stanvgelo) ift einfach als 
Schadenserfag für die der Bahnhofs⸗Verwaltung über die Empfangs⸗ 
termine hinaus entftehende Befchränfung ihrer Aufbewahrungsräume 
und Verlängerung ihrer Verwahrungsforge anzufehen. 

Das römische Recht fagt in I, 114. D. de V. O.: 

Propter moram omne id, quod interest moram commis- 
sam non esse, praestatur. Illud autem, quod interest, est 
omne damnum emergens et lucrum cessans, 

Der Code Napoleon beitimmt: 

Urt. 1146: "Zum Schavenerfag und zur Leiftung bes 
„Intereſſes ift ein Schuloner verbunden, wenn er im Ver⸗ 
zuge iſt, feine Verpflichtung zu erfüllen.“ 

Art. 1152: »Iſt von den Parteien im Voraus eine 
"Summe feftgefeßt, die von dem Schuloner im Falle des 
„Verzugs ald Schavenserfag erlegt werben fol, fo hat es 
nbabet fein Bewenden.“ 

Es fragt fi aber nun noch, welche Mittel ftehen der Eijen- 
bahn⸗Verwaltung zu, um fich von ihrer nach eingetretenem Verzuge 


entbehrten Gewinn zu erſetzen. Die Verpflichtung für die Erhaltung 
„ber Sache zu wachen, verbindet diejenigen, denen fie aufliegt, allen 
„Bleiß eines guten Hausvaters darauf zu verwenden, der Vertrag mag 
nun blos den Bortheil eines Eontrabenten oder ihren gemeinfchaftlichen 
„Rupen zum Gegenſtande baben.“ 


293 Erfer Titel Kap. IL Abſchnitt IL [$. 84 


in der Empfangnahme von Seite des Transportnehmers oder Adreſ⸗ 
faten noch beftehen gebliebenen Verpflichtung zu fernerer Berwahrung 
und Rüdlieferung des Xransportgegenjtandes zu befreien. Auf dieſe 
Frage ift einfach zu antworten: die Eifenbahn-Verwaltung kann bei 
eingetretener Verzögerung in der Annahme von Seiten des Empfangs⸗ 
berechtigten von ihrer Verpflichtung zur ferneren Aufbe- 
wahrung und zur Rüdlieferung bes Transportgegenſtandes fich 
nur dadurch befreien, vaß fie ein zu dieſem Zwede vertragß- 
mäßig, bzw. geſetzlich ihr eingeräumtes Rechtsmittel anwendet. 
In diefer Beziehung ijt nun aber nah ven Eifenbahn = Betriebe 
Neglements ein Unterſchied zwifchen eigentlichen „Gütern“ und dem 
Neifegepäd, bzw. Equipagen und Thieren. 

Was die eigentlihen "» Güter“ betrifft, jo find in den Be» 
trieb8-Meglements, aljo vertragsmäßig, ausprüdlich meh- 
rere Mittel beftimmt, durch welche fich vie Eijenbahn - Verwal: 
tung von jeglicher Verpflichtung aus dem Transportvertrage frei 
machen kann, und zwar find dieſe Mittel folgende, nämlich: 

1) entweder das Gut dem Verſender unter Erhebung der Fracht 
und Rüdfracht und etwaiger baaren Auslagen wieder zuzu— 
führen, over | 

2) das Gut unter Nachnahme der darauf haftenden Koſten und 
Auslagen in ein öffentliches Lagerhaus, oder wg ein ſolches 
nicht vorhanden ift, einem ihr al8 bewährt befannten Spe- 
diteur für Rechnung und Gefahr deſſen, ven es angeht, auf 
Lager zu übergeben und ba zur Dispofition des Verſenders 
zu jtellen 15), over 

3) das Gut, welches an einen nicht an der Eifenbahn gelegenen 
Beitimmungsort beſtimmt ift und länger al8 drei Tage auf 
der Eijenbahnitation, von welcher e8 nach feinem Beſtimmugs⸗ 
orte abzugeben bat, ohne reglementsmäßige Abnahme gelagert 
hat, einem Spediteur zur Weiterbeförderung nach dem DBe- 
jtimmungeorte auf Gefahr und Koſten des Verſenders zu 
überweijen, oder auch einer anderen Gelegenheit zur Weiter- 
beförderung ebenfalls auf Gefahr und Koften des Verſenders 
nad ihrem Ermeſſen fich zu bebienen, ober 

15) Der Berfenber iR aber von dieſer Maßregel, damit er eine Dispofition 


treffen könne, zu benachrichtigen; widrigenfalls die Haft der Verwaltung nicht 
als erlofchen zu betrachten if, fondern fortdauert. ©. Uningeheft Seite 257. 
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4) das Gut, in dem Zalle, wenn e8 dem jchnellen Verderben 
ausgeſetzt ift, oder nur bie Fracht, nicht aber auch die Rück⸗ 
fracht ficher dedt, oder feine Zurüdnahme vom Verſender 
(nach bereit8 verweigerter Annahme Seitens bes Adreſſaten) 
nach gefchebenem Angebote abgelehnt iſt, ohne weitere Förm⸗ 
lichkeit bejtmöglichft zu verfaufen. 1°) 

In Hinficht auf Reifegepäd, Equipagen und Thiere fehlt 

8 jedoch im Allgemeinen an veshalbigen Beitunmungen in den 
Betrieb8-Neglements; nur in Beziehung auf Hunde tjt in mehreren 
Reglements bejtimmt, daß von der Verwaltung foldhe Hunde, welche 
uf der Enpftation nicht innerhalb drei Stunden nach Ankunft (auf 
en Zwiſchenſtationen nicht bis zur Abfahrt) des Zuges abgeholt 
ind, laufen gelajjen werben. 17) 
Hiernach kommen bei denjenigen Transportgegenjtänven, für welche 
a den betreffenden Neglements feine befonvere deshalbige Beftimmung 
jetroffen ift, leviglich folgende Grundſätze des röm. Nechts bzw. ber 
m Deutichland außerdem geltenden Rechtsſyſteme zur Anwendung. 
- Das röm. Recht ftellt im Allgemeinen die gerichtliche Depo- 
jition (-Sequeftration) als ein Rechtsmittel auf, mit welchem 


16) A. D. G. 6 13, womit auch im Allgemeinen die Special-Reglements 
yer deutfchen Eifenbahnen übereinftimmen. Sn Holst. $ 61. No. 10 u, 11 
ſt beflimmt, dap für Güter, welche in der vorfchriftsmäßtgen Frift durch 
Schuld der Abfender ober Empfänger nicht abgeliefert worden find, Die Geſell⸗ 
Gaft bis zu erfolgender Auslieferung nad) den allgemeinen Regeln haftet, 
venn und fobalb der befonbere Güterraum zu beren Auflagerung ausreicht, 
vaß aber für Güter, bie ohne Schuld der Geſellſchaft länger als drei Monate 
richt haben abgeliefert werden können, nicht nur alle und jede Haft aufbört, 
fondern auch biefelben zum Beften der Unterſtützungskaſſe öffentlich verkauft 
Werben, dem fich legitimirenden Eigenthümer jedoch die Reklamation des Erlöfes 
anerbalb drei Fahren vorbehalten bleibt. 

17) Vergl. Berl. Stett. & 43. K. F. W. Nordb. IX. $10. Preuss. 
543. Rh. Th. ©. 50. $8 Th. $ 43. Hannov. 8.45 a. f. A. D. P. 
z 42 (in welchem ein Gleiches fich vorbehalten ift, nur in einer milderen 
Wushrudsmeife, nämlich mit den Worten: „Hunde, welde nad Ankunft auf 
ber. Station nicht fofort abgeholt werden,“ zu verwahren, {fl die Verwal. 
ng nicht verpflichtet). Leipz. D. 518 im Allgemeinen: „Das Auslapen 
‚und Abtreiben des Viehes muß ſpäteſtens zwei Stunden nad Ankunft auf 
‚bew:-Bahnhofe gegen Rüdgabe des gelöften Befürberungsfcheines gefchehen, 
„widrigenfalls vorbehaltlih aller fonftigen ver Eiſenbahn-Ver⸗ 
‚waltung zufiebenpen Mapregeln, ohne lebernahme irgend einer 
‚Barantie Seitens der Verwaltung ein Stättegelb erhoben wird.“ 
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ein Schuldner nach eingetretenem Verzuge in der Empfangnahme 
fih von jeder weitern Haftung befreien fann. 18) 
Das allgemeine bürgerliche Gefegbuch für bie veutfchen Erb- 
länder der öfterreihifchen Monarchie beitimmt in 
8. 1425: „Kann eine Schuld auf den Grund, weil ber 
"Gläubiger unbefannt ijt, oder aus anderen wichtigen Gründen 
„nicht bezahlt werben, fo fteht dem Schulpner frei, die abzu- 
tragende Sache bei vem Gericht zu hinterlegen, 
„oder wenn jie dazu nicht geeignet ijt, bie gerichtliche Einlei- 
„tung zu deren Berwahrung anzujuchen. 
„Fede diefer Handlungen, wenn fie rechtmäßig gefchehen 
„und dem Gläubiger bekannt gemacht worben ijt, befreit ven 
"Schuldner von feiner Verbinplichfeit und wälzt die Gefahr 
«der zu leiftenden Sache auf ven Gläubiger.« 
Das allgemeine preußische Landrecht bejtimmt im Theil I, Tit. 16, 
a. im $. 213: „Durch eine vechtmäßige gerichtliche Depo— 
nfition ber fchuldigen Summe oder Sache wird der Schulv- 
mer von der Verbindlichkeit frei.u 
b. im $. 214: „Sie findet bauptfächlich dann Statt, wenn die 
"Zahlung wegen eine® in ver Perſon des Gläubigers ſich 
nfindenden Hinderniffes nicht geleiftet werben fann.u 
. im $. 126: "Dergleichen Hinderniß entjteht, wenn der Gläu- 
nbiger oder fein Bevollmächtigter zur Zahlungszeit am Zah—⸗ 
„lungsorte nicht zu finden, oder wenn er ober fein Bevoll- 
„mächtigter zum Empfange ver Zahlung nicht gehörig 
nlegitimirt tft.“ 
‚im 8. 128: „Die gerichtliche Depofition findet ferner Statt, 
„wein dev Gläubiger die Annahme 2c. verweigert.“ 
Der Code Napoleon veroronet im Art. 1257: „Durch Depofis 
"tion wird die Schuld getilgt.« (Vgl. Art. 1259, Nr. 2.) 
Der Codex Maximilianeus Bavaricus und das württember- 
gifche Recht wiederholen in der fraglichen Beziehung vie allgemei⸗ 
nen Rechtsſätze des römifchen Rechte. 


18) Thibaut Pandectenrecht 6 111 und Thibaut im Archiv Für bie 
civil. Praxis Bd, V. S. 213 gegen Zimmern daſelbſt Bd. IIL S. 121. — 
Zwar kennt das römiſche Recht in Bezug auf bewegliche Sachen nod ein 
Rechtsmittel, welches in 1. 1. $ 3 und 4, D. 18, 6, ſich angegeben findet. 


2 
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8. 84a. 
3) Wegfall ver Entſchädigungspflicht der Eifenbahn-Verwaltung wegen betrüg- 
licher falfcher Angabe des Gewichts oder der Gattung. 


Ebenfo fällt jede Pflicht der Eifenbahn-Berwaltung zum Er» 
fag einer Beſchädigung oder eines Verluftes von Frachtgnt weg: 
wenn eine abſichtliche Uebervortheilung ver Eiſenbahn⸗ 
Verwaltung durch falfhe Angaben im Gewicht over in 

der Gattung ver Waaren nachgewiefen wird. 29) 


Es ift nämlich daſelbſt (von Ulpian) gefagt: 
wenn Bein in einem Faſſe verkauft fey, und nicht zu der zum Zumeffen 
feftgefegten Zeit, oder wenn eine foldhe nicht verabredet worden, nicht 
dis zur Weinlefe in Empfang genommen fey, folle der Verkäufer das 
Recht haben, den Wein, nach vorher dem Käufer in Gegenwart 
von Zeugen gefchehener deshalbigen Androhung, auszufchütten ; feten 
Fäſſer mit verfauftem Wein nicht bis zur Weinlefe geleert, fo müſſe 
der Verkäufer nach der Meinung der Alten verfahren, nämlich ben 
Mein durch ein Gefäß ausmeffen und auslaufen laffen; 

die darauf folgende 1. 2 (aus Gajus) knüpft dieſe Befugnif des Verkäufers 
jedoch noch weiter an bie Bedingung, daß ber Verkäufer bet einer neuen 
Weinleſe die Gefäße nöthig habe, 

Allen diefe Befugniß, deren Ausübung fiber das Ulpian felbft für nicht 
ganz moraliſch und fogar für rechtlich bedenflich findet, fo daß er noch cher 
den Verkauf zu einem möglichft guten Preis anräth, if: 

41] nad der Anficht mancher Rechtslehrer überhaupt nur auf Fälle zu 
beziehen, wo eine Sache zu liefern, nicht auf folde Fälle, wo bie 
ſchuldige Sache zu reftituiren iſt Cfiebe von Wening-⸗Ingenheim 
Civilrecht III. 6 ıc. 6104 nota w); 

2] nad) der Anfiht von Madai, in deſſen Werke über die mora ©. 470, 
als ein Privilegium für den Weinbau oder auch wohl in Rüdficht bes 
Zufages „et his similia‘“ für bie Landwirthſchaft, anzufehen, als 
ein durch ein altes römifches Gewohnheitsrecht und nad der Natur 
eines folchen nicht auf andere Fälle auszudehnendes Privilegium bes 
Weinbaues und der Landwirtbfchaft im Allgemeinen. 

Selbſt zugegeben, daß in jener 1. 1. 5 3 u. 4 das allgemeine Princip 
zu finden fei, daß der Schuldner irgend einer Sache biefelbe, wenn fie ihm 
hinderlich ſei, derclinquiren und wegwerfen könne (wie von Holzſchuher 
in ſ. Theorie u. Caſuiſtik d. Civilr, Bd. III, ©. 243 angenommen wird), 
fo würde doch gerape bei Reifegepäd, wo der Empfangsberechtigte der Ver- 
maltung in der Regel unbelannt ift, alfo bie in 1. 1. $ 3 zur Bedingung 
gemachte perſönliche Androhung nicht unmittelbar zugeftellt erhalten kann, 
feine Anwendung davon gemacht werben können. 

19) A. D. G. $ 14. No. 19. litt. c, womit alle nur bekannt gemworbe- 
nen Special» Reglements übereinftimmen. 
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„ber Colli, angemeldet und nach ven Gefegen des Empfangs- 
„orte bargelegt ſind.“ 
Zunächft ift Mar, daß biefe ganze Beſtimmung 
1) nicyt auf die Fälle, wo eine Sendung ganz abhanden 
gekommen over gänzlich vernichtet ift, Bezug hat, ſon⸗ 
dern nur 

2) auf die Fälle, wo eine Sendung abgeliefert, aber beſchä— 

digt over nicht vollftändig abgeliefert wird. 

Ufo im Falle ver unter 2 angegebenen Art fol der Entſchä—⸗ 
digungs⸗Anſpruch wegen bejchäbigter oder nicht volljtändig abgelie- 
ferter Sendung erlöfchen, wenn er nicht fofort bei Uebernahme 
des Gutes und infonderheit bei äußerlich fihtbaren Merk— 
malen einer Beſchädigung vor Deffnung der Colli ange 
meldet worden. 

Es fragt fih aber: ob nicht in der mit dieſen Worten geftellten 
Bedingung eines Erlöfchens der Haftverbinplichkeit (wie es auf den 
erſten Anblick dieſer Worte feheint) ein Unterfchied zwifchen dem 
Fall, wo das Eollo äußerlich fihtbare Merkmale einer Befchä- 
digung hatte, und dem alle, wo das Collo äußerlich fichthare 
Merkmale einer Beſchädigung nicht Hatte, aufgeftellt fei, fo daß 
in Fällen legterer Art die Haftverbindlichkeit fchon durch bie 
bloße, ohne Anmeldung eines Entſchädigungs⸗-Anſpruchs gefche- 
bene Uebernahme des Gutes erlöfchen folle, in Fällen ver erfte- 
ren Art, wo das Collo äußerlich erfichtliche Merkmale einer Beſchä⸗ 
digung an ſich trug, aber erſt durch die ohne Anmeldung eines 
Entfchäpigungs-Anfpruche geichehene Deffnung des Collo. Eine 
folhe Unterfheivung würde aber in der That wiberfinnig fein, 
denn, wenn ein Collo äußerliche Merkmale ver Beichäpigung an 
fih trägt, jo Tann man vom Empfänger wohl verlangen, daß er 
die Beſchädigung fofert bei der Uebernahme und nicht erft nad 
der Uebernahme, jedoch noch vor Eröffnung des Collo anmelve, 
und num wollte man venjenigen, an deſſen Collo fein äußerliches 
Merkmal einer Beſchädigung erfichtlich ift, übeler jtellen, ihm, wenn 
er noch vor Deffnung des Collo, aber freilich nach (ohne Anmel- 
bung eines Entſchaͤdigungs⸗Anſpruchs) gefchehener Nebernahmte bes 
Gutes die Beſchädigung anmeldete, ven Entfchäpigungs- Anfpruch 
abjprehen? Eine folche Wiverfinnigfeit ift ſchon von vornherein 
nicht anzunehmen | 
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Allein auch die Worte: „und inſonderheit« weifen auf eine 
yere Deutung hin. Diefe Worte deuten nämlich an, daß bie 
t ihnen aufgeführte Species von Fällen in vem vorbergehen- 
n Genus mitbegriffen jet (wie dieſes denn auch wirklich ver Fall 
„ſo daß diefe Worte: und infonderheit« hier nur gleichheven- 
d fein können mit: „und namentlich“, mia noch vielmehr «, 
d danach kann in dem Gate: 
„wenn Entfchäpigungs-Unfprüche nicht fofort bei Uebernahme 
uder Güter und infonderbeit bei äußerlich jichtbaren Dierk 
„malen einer Beſchädigung vor Deffnung ver Colli angemel- 
nbet .... findu 
r ausgejprochen fein, daß die Entſchädigungspflicht der Eifenbahn- 
rwaltung wegfallen foll: 
wenn Entfchäpigungs- Anfprüche nicht fofort bet Uebernahme 
bes Gutes angemelvet find, und namentlich und noch viel 
mehr, wenn bei einem äußerlich jichtbaren Merkmal ver 
Beſchädigung eines Collo lettered ohne vorherige Anmeldung 
des Entſchädigungs-Anſpruches geöffnet worden. 
Man möchte freilich die Frage aufwerfen, warum, nachdem 
erell bejtimmt worden, daß eine ohne Anmeldung eines 
tſchädigungs⸗Anſpruches gefchehene Uebernahme eines Gutes jeden 
tſchädigungs⸗Anſpruch tilgen joll, nun noch des Falles bejonvere 
wähnung gefchehe: wenn das Collo ohne Anmeldung eines Ent- 
wigungs⸗Anſpruches nicht blog übernommen, ſondern auch jelbjt 
id zwar fogar ungeachtet eines äußerlich fichtbaren Merkmales 
Beſchädigung) geöffnet worden. Es wird fich dieſes aus ber 
antwortung ber folgenden Frage erläutern. 
Es reihet fich nämlich an die eben erörterte Beſtimmung bie 
ttijche Frage: 
Soll dann, wenn ein Collo, an welchem äußerlich keine Merk—⸗ 
male einer Beſchädigung erfichtlich find, ohne Anmeldung einer 
folchen übernommen wird, nach deſſen Deffnung aber jich eine 
Beſchädigung zeigt, die Verbindlichkeit, welche an fich zum 
Erſatz der Beſchädigung der Eifenbahn - Berwaltung obliegen 
würde, dadurch ganz erloſchen fein, daß bei der Uebernahme 
die Bejchädigung (won welcher, weil eben fein Merkmal daran 
erfichtlich war, man doch nichts wifjen konnte) nicht angemel- 
bet worben? 
Rod, Eifenbahnen. II, 20 
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In Beziehung auf diefe Frage ift jene Reglements- Beftimmung 
in folgender Weiſe aufzufaſſen: 

Wenn der Woreffat ein Collo ohne Anmeldung eines Scha- 
dens übernimmt, fo liegt darin feine ſtillſchweigende (—au®- 
drückliche) Erflärung, daß das Collo richtig und unverfehrt 
ihm überliefert jet und daß ihm ein Entſchädigungs-Anſpruch 
an die Eijenbahn» Verwaltung nicht irgend zujtebe. 

Es ift aber anzunehmen, daß der Adreffat eine folche Erflärung 
ausdrücklich oder ftillfchweigend nicht abgeben würde, wenn er nicht, 
(meil eben ein Merkmal einer Beſchädigung äußerlich nicht erfichtlich ift), 
in dem — freilich irrthümlichen — Glauben ſich befand, daß eine Be- 
ſchädigung nicht vorliege. Findet ſich nach Deffnung des Collo eine 
Beſchädigung vor, jo ift Har, daß er bei jener ausprüdlichen Erklä⸗ 
rung ober bei der feine ftillfchweigende Erklärung enthalten follenven 
Unterlaffung einer Anzeige der Beſchädigung, in Beziehung auf bie 
Eigenjchaft des Gutes — ob daſſelbe bei ver Uebernahme unverlekt 
oder beihäpigt war — in Irrthum fich befunden hat. 

Nach den Grundſätzen des gemeinen Rechts (1. 3. D. 4, 1.) 
über restitutio in integrum leidet e8 feinen Zweifel, daß dem Moref- 
faten wegen feines Irrthums über bie unbeſchädigte Eigenfchaft des 
Gutes gegen die in der Uebernahme vefjelben ohne Anzeige einer 
Beſchädigung enthaltene Erklärung, 

„daß das Gut richtig und unverfehrt ihm überliefert fei umb 

„daher ein Entſchädigungs-Anſpruch an die Eifenbahn»Ber- 

„waltung ihm nicht zuſtehe,“ 
Wievereinfegung in den vorigen Stand zu Theil werben müſſe, 
infofern fein Irrthum als ein entjchulobarer ericheint. Dieſes ift 
aber offenbar ver Fall, wenn äußerlich ein Merkmal ver Bejchädi- 
gung, welche erjt nach Deffnung des Collo erjehen werden Tonnte, 
nicht erfichtlich gewefen ijt; wohingegen, wenn ein äußerlich erficht- 
liches Merkmal einer Befchäbigung vorhanden war, fein Irrthum 
über die unbefchäpigte Eigenfchaft des Collo ein verjchuldeter, die 
Reititution ausfchließenver Irrthum war, alfo auch jene feine Erklä— 
rung bei voller Kraft bleiben muß, wenn gleich nach der Deffnung 
des Collo fich eine Beſchädigung vorfindet. 

In diefer Weife erläutert jich ganz volljtändig die oben aufge: 
iworfene Frage: warum neben ver Beitimmung, daß im Allgemeinen 
für eine nicht bei ver Uebernahme des Guts angemeldete Beſchä⸗ 
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bigung jede Erfagpflicht ver Eifenbahn- Verwaltung wegfalle, der 
Ball der Deffnung eines Collo, welches äußerlich fichtbare Merf- 
male ver Beſchädigung an fich trug, beſonders erwähnt worben. 
In dem in Anlage V vorkommenden NRechtsfalle wurde denn 
auch von Gerichtshöfen des gemeinen Rechts (dem Königl. Cächfifchen 
Ober - Appellationsgericht zu Dresden und dem Königl. Sächfifchen 
Appellationsgericht zu Leipzig) der auf $. 14. Nr. 9. c des betref- 
fenden Betriebs-Reglements gejtügte Einwand: 
daß bie Entſchädigungspflicht wegfalle, wenn der Entfchäpi- 
gungs⸗Anſpruch nicht ſofort bei ber. Uebernahme des Guts, 
und inſonderheit bei äußerlich ſichtbaren Merkmalen einer 
Beſchädigung vor Oeffnung des Collo angemeldet und nach 
den Geſetzen des Empfangsortes dargelegt worden, 
zurückgewieſen, „weil der fragliche Collo äußerliche Merkmale der 
„Beſchädigung bei der Ablieferung nicht an ſich getragen habe und 
„die Beſchädigung bes Inhalts erſt bei ver Eröffnung entdeckt worden, 
„daher zu einer ſofortigen Anmeldung der Entſchädigungs⸗Auſprüche 
«nach Lage der Sache keine Veranlaſſung vorgelegen habe.» ©) 
Das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch für die deutſchen Erbländer 
ber öſterreichiſchen Monarchie Tennt zwar feine Wiebereinfegung 
in den vorigen Stand gegen Rechtsgeſchäfte, — nur Nejtitution 
gegen Berjäumniffe in PBrocepverfahren — 7), aber nach ihm find alle 
auf einem Irrthume beruhenden Erklärungen, wenn der Erflärende 
bei feinem Irrthume nicht in Schuld war, als ungültig und nicht 
ihn verpflichtend zu betrachten. Vgl. öjterr. allgem. bürg. Geſetzbuch 
8. 859 — 877, namentlich 8. 876 arg. e contr. ver Worte: "Wenn 
nber veriprechende Theil felbft und allein an feinem wie immer 
„gearteten Irrthum Schuld ift.« 
Das allgemeine preußifche Lanprecht hat zwar ebenfalls das 
Inſtitut der Reftitution bis auf einige Ueberrefte — insbeſondere 


6) Es feheint allerdings in diefem Falle nicht einmal von dem Empfänger 
um Reftitution gebeten worden zu fein, indeſſen kann befanntlich der Richter 
auch von Amtswegen brevi manu reftituiren, wo er überhaupt ungebeten 
handeln darf Cund auf einfritigen Antrag, mo ber Reftitutionsgrund fofort 
und unwiderſprechlich klar gemacht wird). Thibaut Pandecten- Syftem, 
& 1004. — Dal. übrigens 5 23 a, Anm. 14 (S. 136). 

7) Der $ 1450 fagt: „Die bürgerlichen Gefege, nach welchen widerrecht⸗ 
aliche Handlungen und Befchäfte, wenn bie Verjährung nicht im Wege ſteht, 
„unmittelbar beftritten werben können, geftatten feine Senfeoung in den 


- ee 
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bei der gewöhnlichen Verjährung — abgeichafft (vgl. Koch, Recht 
der Forderungen nach gemeinem und preußifchem Rechte); bahinge- 
gen kann nad Thl. I, Zit. 4, 8. 81 (vgl. mit Regifter zum allge» 
meinen Landrecht sub voce Irrthum): 
„wer ohne einige8 grobes oder mäßiges Verſehen in ver ge- 
„möhnlich vorausgeſetzten Cigenfchaft einer Sache geirrt hat, 
„feine auf einen ſolchen Irrthum gegründete Willenserklärung 
npiderrufen.u | 

Das franzöſiſche Eivil-Gefegbuch beitimmt im Art. 1313: 
"Bolljährige werden aus dem Grunde einer Verlegung over 
„in den Fällen und unter ven Bedingungen reftituirt, welche 
in dem gegenwärtigen Gefeßbuche beſonders ausgedrückt find,« 

und Maleville in feinem Commentar zu dieſem Artikel jagt: 
„Großjährige werden wegen Betrugs, Gemwaltthätigfeit, fakti- 
nfhen Irrthums und Verlegung reftituirt. Das Geſetzbuch 
„stellt vorzüglich in Hinficht dieſer letzteren Urſache nur Re 
vgeln auf, die man im Zitel vom Verkauf finden wirdu ; 

vgl. mit Urt. 1110 des franzöfifchen Gefegbuches in ven Worten: 
„wenn ber Irrthum fich auf die Eigenfchaft der betreffenven 
"Sache bezieht.“ 

Der Codex Max. Bavaricus fagt im IV. Buch, Cap. 15, 8. 15: 
"Bei Bolljährigen iſt in biefigen Landen restitutio in inte- 
„grum weber gebräuchlich noch rechtlich zuläffig. Denn wen 
„fie enormiter läbirt fein, jo fommt ihnen gejtalteten Dingen 
‚nach die oben in Kap. 3, $. 19 a seq. bejchriebene querela 
«laesionis enormis zu Gut, befchweren fie ſich aber über 
„Zwang, Irrthum, Betrug und andere vergleichen den Con- 
„ſens zum Theil oder ganz ausſchließende Umſtände, fo wirb 
‚nur das richterliche Amt implorirt und hierauf dem Befunde 
«nach entweder die ganze Handlung für nichtig und ungültig 
„verflärt ober fonft nach Verordnung obigen erften Kapitels 
„24lten und 25ften paragraphi verfahren. ®) 

Was das württembergifche Recht betrifft, fo jagt Reyſcher 

im württembergiſchen Privatrecht: 


„vorigen Stand. Die zum gerichtlichen "Verfahren gehörigen Fälle der Fri- 
„fung in ben vorigen Stand find in der Gerichts- Ordnung beftimmt.“ 

8) Kreitmater wieberholt in feinem Commentar zu diefem Paragraphen 
lediglich Die Worte des Codex ſelbſt. 
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a. im 8. 152: „Cbenfo kann endlich wegen Irrthums, fofern 
nbiejer überhaupt berüdfichtigt wird (ſiehe $. 112), und bie 
„ordentlichen Rechtsmittel nicht zureichen, Wiebereinfegung in 
„den vorigen Stand nachgejucht werben. 

„Landrecht IV, 8. 22, 8.18 nkeine Wiffenjchaft gehabtuu, 
„vgl. mit 1. 2. D. 14, 1. und I. 1. 8. 6. D. 26.u 
b. in bem im obigen 8. 152 citirten 8. 112: "Unter Irrthum 
„verſteht man eine unrichtige Vorjtellung über einen Gegen— 
stand. Demſelben gleich fteht die Unwilfenheit over man⸗ 
„gelnde Kenntniß. Der thatfächliche Irrthum ſchadet in ver 
„Regel weber, fofern es ſich vom Gewinn, noch fofern es 
„ſich vom pofitiven Nachtheil hanvelt, es wäre benn, baß er 
„bei einiger Aufmerkſamkeit hätte vermieden werben können.“ 
e. im 8. 150: "Borausgefegt wird bei jeder Reſtitution: 
„1) ein pofitiver Rejtitutiondgrund und 
"2) eine erweisliche, nicht ganz unbedeutende unb von dem 
»Bejchwerbeführer nicht verſchuldete Verlegung, welche 
„3) durch fein anderes gleich genügendes Rechtsmittel abge- 
„wendet werben kann. Dagegen wirb bei dem Borhan- 
nbenfein dieſer Vorausfegungen die Reftitution gegen alle 
rechtlichen Gefchäfte und Verfäumniffe und ein Verhältniß 
nzu Perſonen jeder Urt ertheilt.u 
Vebrigens verfteht fih von felbft, daß bei jedem berartigen. 
Reftitutionsverfahren es vor Allem auf die vollftändige Nachweifung 
ber Identität ver vorgelegten bejchäbigten Sache mit ver zum Trans⸗ 
port übergebenen anfomme, und ferner auf den Nachweis, daß nicht 
erjt nach ver Uebernahme des Gutes durch den Uorejfaten, vie Bes 
ſchädigung entjtanvden fei. (Vgl. Anl. VII im Anlageheft.) 
Schließlich ift hier noch über die Berechnung ver in ven Reglemente 
für die Anmeldung von Entſchädigungs-Anſprüchen beitimmten, in 
Monaten ausgedrücten Zeitfrijten (vgl. S.802) Folgendes zu erwähnen. 

Im Gebiete des gemeinen Rechts hatte vie Praris auf ven Grund 
ber 1. 28 u. 1. 31, 8. 12, D. 21, 1 im Allgemeinen vie Berech- 
nung eine® Monats zu 30 Tagen recipirt 9); allein es ift, fofern 
von einem nach Monaten in einem Vertrage (—Betrich8-NReglement) 
beftimmten Zeitraume die Rebe ijt, nach allgemeinen Rechtögrund- 


9 Schrader, Monatsredmung des RR. in ben civil. Abholgn. Nr, LIT, 
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fägen über Interpretation der Verträge zunächit auf die wahrjchein: 
lihe Meinung ver Contrahenten über bie unter einem Monate zu 
verftehende Zagezahl zu ſehen, als welche dann, fofern nicht anderes 
ausdrücklich verabredet ift, die in Deutjchlaud im bürgerlichen Leben 
gebräuchliche Weife anzunehmen tft, nach welcher vie Tage in jedem 
Monate mit fortlaufenden Zahlen bezeichnet werden und wonach ber 
Ablauf einer monatlichen Frift ftets an demjenigen Tage anzunehnten 
iſt, deſſen Zahl der Zahl des Anfangstermines entfpricht, fo daß 
alfo 3. B. das Ende einer am 17. Januar angefangenen Monate: 
frift auf den 17. Februar fällt. 29) 
Eine jolche Berechnung nimmt auch das preuß. Landrecht 1!) 

im Thl. U, Zit. 8, 8. 851: 

„Lautet der Wechjel auf Monate, fo wird jever Monat, ohne 

„Rückſicht auf die Zahl feiner Zage, mit dem Monatstage 

«geendigt, an welchen die Ausſtellung gefchehen ift.« 
Desgleichen der Code de commerce Art. 132: 

«Les mois sont tels, qu'ils sont finis par le calendrier 

ngregorien u 

Das allgem. bürgerl. Geſetzbuch für die geſammten veutjchen 

Erblande der dfterreihifhen Monarchie beftimmt jedoch ganz 
ımbebingt, daß bei Nechtsnerhältniffen ftet8 der Monat zu breißig 
Tagen zu rechnen fei, im 8. 902, welcher lautet: 

„Verträge müffen zu der Zeit 2c. 2c. vollzogen werben, wie 

„es die Parteien verabredet haben. Nach dem Gejete werben 

„24 Stunden für einen Tag, 30 Tage für einen Monat, 

„und 365 Tage für ein Jahr gehalten.“ 


$. 85a. 12) 
5) Erlöfchen des Entſchädigungs⸗Anſpruchs wegen unterlaffener gericht- 
licher Verfolgung beffelben. 
Für die gerichtliche Geltendmachung ver Schadenserſatz-Anſprüche 
I. wegen Törperlicher Verlegung von Reiſenden, 


— — — — — — — 


10) v. Savigny Syſtem, IV, ©. 312. 

11) wenn es gleich im $ 550, Thl. I, Tit. 9 für die In den Gefepen auf 
Monate eingeſchränkten Berjährungszeiten beftimmt: daß fo viel mal 30 Tage zu 
rechnen feien, als es Monate find, auf welche bie Verjährungszeit eingefchräntt ift. 

12) Angemeſſener könnte es vielleicht erfcheinen, Dasjenige, was hiervor 
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II. wegen Reiſegepäcks, wenn ſolches innerhalb 24 Stunden vom 
Zeitpunfte der Ankunft an abgeforvert, bzw. die Beſchädigung 
bei Empfangnahme veifelben angemeldet worden, +3) 


II. wegen Befchäbigung oder Verluftes von Fahrzeugen und Thie⸗ 
ren in jeglichen, an fich eine Klage begrünbenven Yalle, und 
IV. wegen Berluftes bzw. Beſchädigung anderer Güter, wenn 
a. bei bloßen Befchäbigungen over ‘Defekten der Anfpruch ſo⸗ 
fort bei Uebernahme der Güter angemelbet worben, 


b. bei nicht erfolgter Ablieferung eines Gutes binnen ber in 
dem Reglement beftimmten Zeit — vergl. vorft. 8. 85 — 
bei der Eifenbahn-Verwaltung der Entſchädigungs-Anſpruch 
angemelbet worben, 


fommen die in dem Orte, wo geklagt wird, für Anfprüche ber 
in Frage ſtehenden Art beſtehenden gefeglichen Verjährungsfrijten 
zur Anwendung, in welcher Hinficht noch beſonders zu bemerken: ift, 
daß in einzelnen Staaten für NRechtsverbältniffe aus Frachtverträgen 
und für Entfehäpigungeffagen kürzere als bie gewöhnlichen Verjäh— 
rungsfriften feftgefegt find. !*) 


— 


©. 293 bis 300 angeführt ift, in einem eigenen Paragraphen, unter ber Ueber- 
ſchrift: „Erlöfchen des Entſchädigungs⸗Anſpruchs durch einfeitige Hand— 
lungen der Bahnverwaltungen nach eingetretenem Verzuge in der Em- 
pfangnahme,“ zufammenzufaffen und einen folhen Paragraphen dem bier fol- 
genden vorauszuſetzen; es reibte fich jedoch jenes von S. 293 bis 300 Aus- 
geführte zu natlirlich vemjenigen,, was ihm unmittelbar vorberging , von ſelbſt an. 


13) Die oben S. 302 u.303 erwähnten, in den Reglements feftgefegten 
Anmeldungen find als Bedingungen der Klage anzufeben, gehören mit 
zum Slaggrunde. Dal. au S. 23a, Anm. 17, ©. 136 flg. 

Sinfichtlich der Berechnung ber Verjährungsfriften vgl. S. 309 u. 310. 

13) Für Defterreich befiimmt der 5. 1489 des allgemeinen bürgerl. 
Geſetzbuches: 

„Jede Entſchädigungsklage erliſcht nach drei Jahren von der Zeit an, 
„zu welcher der Schade dem Beſchädigten bekannt wurde. Iſt ihm der 
„Schade nicht bekannt geworden, oder iſt derſelbe aus einem Verbre⸗ 
„chen entſtanden, fo verjährt das Klagrecht nur in 30 Jahren.“ 

Nah dem preuß. allgem. Landrecht findet eine kürzere Verjährungsfriſt 
für Schadenserfagflagen aus Vergehen Statt, nicht aber für foldhe Klagen 
aus Kontracts- Berhältniffen. 

Im Code Napoleon ift für viele Rechtsverhältniffe eine kürzere Verjäh⸗ 
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VI. Unwirkſamkeit der in den Betriebs -Reglements enthaltenen Aus⸗ 
nahmen und Beſchränkungen der Erfagpflicht ber Eifenbahn- 
Verwaltungen im Fall einer groben Verſchuldung ober Arglif 
der Letzteren. 

&. 86. 


Wie oben in ven 8.8.7, 9, 11, 13, 15, 17, 18 nachgewiefen 
ift, fchließt der in einem Betriebs-Reglement für gewiſſe Fälle aus- 
gefprochene Vorbehalt, 

daß bie Eijenbahn-Verwaltung für einen an einer transpor- 
tirten Sache entftandenen Schaden überhaupt feinen Erfas 
Teiften wolle, 
nicht aus, daß bie Eifenbahn- Verwaltung au in Fällen folcher 
Art den Schaden alsdann Doch erfegen müffe, wenn derſelbe durch 
Arglift over grobe Verſchuldung von ihrer Seite verurjacht 
worden. 

Es fragt fih aber nun, ob gegenüber einer auf culpa lata 
ober Arglift ver Eifenbahn-Verwaltung fich ftügenden Schabenserjak- 
Hage die Behauptung und Nachweilung einer groben Verſchuldung 
oder Arglift irgend eines Beamten over Dieners ber Eiſen— 
babıı- Verwaltung genüge, ober ob eine foldhe Klage nur durch 
grobe Verfchulpung oder Arglift der Direction der Eijenbahn- 
Verwaltung begründet werde. 

Iſt Letzteres anzunehmen, fo wird eine ſolche Klage (da von 
einer abfichtlichen Beichäbigung von Seiten der Direction einer 
Eifenbahn- Verwaltung nie wohl wird bie Rebe fein können) nur 
dann begründet fein, wenn bie Direction einer Eifenbahn 

1) eine grobe Verfchuldung in der Auswahl (culpa lata in 

eligendo) oder in Beibehaltung des DBebienfteten begangen 
hätte, burch deſſen (grobe oder geringe) Schuld der Schaben 
verurfacht iſt; 3.3. wenn fte jenen Bedienfteten ohne Zeugniß 
über feine bisherige gute Aufführung und Befähigung, ober 


sungsfrift beftimmt, allein nicht für die bier in Rebe ſtehenden Entſchädi⸗ 
gungsflagen. 

In Kurdefien iſt zwar durch das Geſetz vom 14. Sult 1853, S 1, No. 5 
eine vierjährige Verjährungszeit feſtgeſetzt fur die Forberungen der Brachtführer 
an Frachtgeld und Auslagen, dagegen IR für die Schabenserfab - Anfprüdke, 
welche der Transportat gegen ven Frachtführer aus bem Frachtvertrage erlangt, 
bie gewöhnliche breißigjäßrige Verjährung beſtehen geblieben. 
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trotz vorliegenden Beweiſes ſchlechter Aufführung und Untüch- 
tigfeit in Dienft genommen oder nach ſchon bewiefener Unzu⸗ 
verläjfigfeit oder fonjtiger Untüchtigfeit noch im Dienft behalten 
hätte, insbefondere z. B. wen fie einen Bahnwärter, welcher 
fchon einmal zur -Zeit der Vorüberfahrt eines Bahnzuges 
Ichlafend oder betrunken befunden war, noch im Dienfte behält 
und durch folchen der Zug zu Grunde geht, ober wenn ein 
Zug durch zu fchnelles 1) Fahren eines Tocomotivführers vers 
unglüdt, welcher fich fchon früher Teichtfinniges zu fchnelles 
Sahren zur Ausgleichung einer begangenen Verſäumniß hatte 
zu Schulden Tommen lafjen; 

2) alle und jede Beaufjichtigung ber Bahn und ver Betriebe- 
mittel unterließ oder ungeachtet der ihr bewußten Schaphaftig« 
feit oder Mangelhaftigfeit verfelben nicht für jofortige Beſei— 
tigung diefer Müngel forgte, durch welche dann ver Schaven 
verurfacdht war. 

Da die Bahnverwaltung nach ven allgemeinen Rechtsgrundſätzen 

(j. oben 8. $. 5, 8a, 10, 14, 16, 18) für die Handlungen ihrer 
Leute haften muß, fo möchte man annehmen, daß fie auch für 
deren culpa lata over dolus, ohne Ausnahme — felbft, wenn 
fie für Fälle der gerade in Rede ftehenvden Art allgemein jich Nicht: 
Baftung vorbehalten hätte, aufkommen müfje; allein ver Gejichts- 


— — — — 


1) Ueber die Fahrgeſchwindigkeit der Eiſenbahnzüge beſtehen in den meiſten 
Staaten ſpecielle Beſtimmungen. In Preußen ſoll (nach Circular⸗Verfügung 
des Königl. Preußiſchen Handels⸗Miniſteriums vom 17. December 1854) die 
Maximal ⸗Geſchwindigkeit fein: 

a) bei Schnellzügen 6 Minuten 

b) » Perfonenügen 8 — per Meile; 

c) -» Güterrzügen 13 — 
in der Wirflichkett hat aber auf den Preußifchen Eifenbahnen zufolge der 
ſtatiſtiſchen Nachrichten von den Preußiſchen Eifenbahnen ( Berlin 1858) im 
Jahre 1857 die Durchichnittliche Gefchwindigkett der Schnellzüige exclusive 
Aufenthalt betragen; 6,5 Meilen pro Stunde, die Geſchwindigkeit ber 
Herfonenzüge: 5,2 Meilen pro Stunde exclusive Aufenthalt. 

In Betreff des Hintereinanderfahrens der Züge befteht in Preußen — 
durch Refertpt des Könige. Preußifchen Handels⸗Miniſteriums vom 10. Mat 
1852 — die Vorſchrift, daß kein Zug von einer Station ober Haltftelle In 
md während der Fahrt einem anderen Zuge in berfelben Richtung eher ale 
bei Tage nach 5 und bei Dunkelheit na 10 Minuten folgen darf, 
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punkt, daß die Ausbedingung der Nichthaftung für culpa lata ober 
Arglift, gegen die guten Sitten anftoße, kann doch nur da Plag 
greifen, wo von einer groben Verſchuldung over Arglift eines ber 
Contrahenten ſelbſt vie Rebe if. Contrahent bei dem Eiſen— 
bahır= Zransport=-Vertrage find aber auf Seiten ber Eifenbahn- 
Verwaltung nicht alle Bedienſteten verfelben, fondern nur deren 
Direction 2), in deren Namen ®) ver Güter-Erpebient oder Billeteur 
als Stellvertreter (oder als Inſtitor) handelt (ſ. oben $. 20 b). 
Alfo nur eine culpa lata oder Arglift ver als Contrahent zu 
betrachtenden Direction kann den im Betrieb8-Neglement geftellten 
Vorbehalt einer Nichtbaftung unwirffam machen! Dieſe Auficht 
Spricht fich auch aus in zwei Erfenutniffen des Rheiniſchen Appellations- 
hofes vom 3. December 1849 und vom 21. Januar 1853 in ven 
Worten „perjönliche „Argliſt“ und „eignen dolus“ der 2c. Con⸗ 
trabenten,“ f. oben Eeite 58 und 64. 
Es frägt ſich aber ſodann: 
ob bei einer zwar an ſich durch die Beſtimmung des Betriebs⸗ 
Reglements ganz ausgeſchloſſenen, aber auf culpa lata einer 


——— 


2) Unter Eiſenbahn⸗Direction tft bier Überhaupt das Eifenbahn- 
Directorium (vgl. Ant. D zu verftehen. 

3) Ich verfenne nicht, daß man biergegen ben Einwand flellen könnte: 
auch die Tirection einer Eifenbahn- Verwaltung fontrahire nur als Stellver 
treter, ala Bevollmächtigter der Eigenthümer der Bahn (d. 5. alfo der Actien⸗ 
gefellfchaft, des Fiscus 2c.), und nur Derjenige, welcher (als Eigenthümer 
oder in Folge von Uebertragung von dieſem) für feine Rechnung den Betrieb 
ber Bahn beforgen Laffe, fey als Eontrahent zu betrachten. Indeſſen wird 
allgemein in den Betriebs - Reglements (vergl. $ 20 a oben) die „Eifenbahn- 
Berwaltung (-Direction)“ als der Berechtigte und Verpflichtete, alfo auch 
als der Eoutrabent aufgeftellt. Bel denjenigen Bahnen, welche auf den Grund 
einer Aktien-Unternehmung betrieben werben, befeitigt fi) auch jeder deshal⸗ 
bige Zweifel durch bie Betrachtung, daß dergleichen Aktien -Unternehmungen 
als f. g. ſtille Handelsgeſellſchaften (Entwurf des deutfchen allgem. Handele⸗ 
geſetzbuchs 2. Buch, 3. Tit., Ir u. 2r Abfchn.) zu behandeln find und ftets Mitglie⸗ 
der (Aktionäre) derfelben in Gemäsheit der Statuten felbft Mitglieder der 
Direction fein müffen, diefe aber als Socii zugleich für bie übrigen Socii han 
deln, Specielles, hierauf Bezügliches in Betreff der deutſchen Staatsbahn- 
Verwaltungen habe ich mit Zuverläffigfeit nicht ermitteln können, Was Preußen 
betrifft, fo fcheint dort freilich der Grundfag angenommen zu fein, dag im 
Ball einer bei Anftellung oder Beauffihtigung eines Staatsdieners vorgefal- 
lenen groben Verfehuldung oder Argliſt eine beshalbige Haftpflicht nie bem 
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Eifenbahn - Direction ?) gegründeten Schadenserſatzklage bie 
Eifenbahn-VBerwaltung zunächt ihre Schulblofigfeit (ver Stläger 
nur fakultativ im Wege des Gegenbeweijes vie culpa lata der 
Eifenbahn:Direction) nachzumweifen Habe, mithin die in Anm. 23, 
©. 23 u. 29, Unm. 17, ©. 51 ꝛc. oben aufgeführten gefet- 
fihen Beftimmungen Anwendung zu finden haben. 


Man möchte hier freilich annehinen, daß, wenn ein Transpor- 
tant für gewifje Fälle ganz allgemein die Befreiung von jeder Haft- 
verbinplichfeit ſich ftipulixt habe, darin wohl auch die Stipulation ver 
Befreiung von ver ihm fonjt gefetlich obliegenden Nachweifung feiner 
Schulolofigfeit an der Beſchädigung zu erbliden fei. Allein die Frage 
ift dennoch wohl zu verneinen, da im bier fraglichen Falle die Bes 
freiung von der Nachweifung ver Schulplofigfeit nur al8 eine Folge 
der gänzlichen Ausfchließung der Haftverbinvlichkeit, nicht aber ale 
beſonders jtipulirt anzufehen ift und mit vem Wegfallen viefer Stipu—⸗ 
lation über den Ausſchluß aller Haftverbindlichkeit auch die Folgen 
diefer Stipulation von ſelbſt wegfallen, jo daß die Frage: ob das 
Ausbevingen der Befreiung von der Nachweiſung der Schufo- 
loſigkeit des Transport-Unternehmers bei einer culpa lata vefjelben 
auch den guten Sitten wiverftreite, nicht erörtert zu werben braucht. 


Weiter frägt fich aber nun, ob, wenn die Eifenbahn-Bermwaltung 
in Fällen einer culpa lata over Arglift der Direction troß des 
Borbehalts der Nichthaftung (alfe extra des Betriebs⸗Reglements) 
einen Schavenserfaß zu leiften hatte, einfach ven wahren Merth 
des beſchädigten Gegenftandes (nicht blos das Minimum von 20 Thlrn. 
pro Gentner im Güterverfehr) zu erjegen habe? 

In der Regel wird diefe Frage unbebenklich zu bejahen fein, 
ba eben fo gänzliche Ausfchliegung, als auch nur quantitative Bes 
ſchränkung der Haftung für Fälle einer eigenen culpa lata ober 
Argliſt eines der Contrahenten den guten Eitten, der Moral, wider: 
ftreiten würbe, währen auch bie Betrieb8- Neglements ihrem Wort- 
laute nach nur für diejenigen Fälle, für welche fie Echavenserfat 
irgend zufichern und nicht ausfchließen, Beftimmungen über ven 


— — —— — —— — 


Fiscus, ſondern nur der Perſon obliegen ſolle, welche die grobe Verſchuldung 
oder Argliſt ſich habe zu Schulden lommen laſſen. Allgem. preuß. Landr. 
Thl. II, Tit. 10, 8 75. 
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Mansftab können geben wollen, nach welchem Erfat geleiftet werben 
fol. Uber allerbings wird eine Ausnahme von biefer Regel in 
den Fällen eintreten, wo ber Abſender felbft bei ver Aufgabe 
des Transport-Object8 im Wrachtbrief einen befiimmten Werth 
besfelben angegeben hat, welcher dann freilich zwifchen ven Eon- 
trahenten den Maasſtab ver Entfchärigung geben muß. 
Uebrigens muß ich jedoch bemerken, daß der Sak: 
daß die durch Betrieb8-Neglement im Allgemeinen ausge: 
fchlojfene, oder auch felhft nur in der Art, daß die Eifenbahn- 
Verwaltung ihre Schulolofigkeit nicht zu beweifen brauche, 
mobdificirte Haftverbinpfichleit ver Eifenbahn- Beriwal- 
tung doch unbedingt bei culpa lata ber Leteren eintrete, 


nur in wenigen Yällen von praftif chem Nutzen für die Empfangs⸗ 
berechtigten ſein wird. 


In den meiſten Fällen nämlich, in welchen die Eiſenbahn⸗ 
Verwaltung zufolge ver Betriebs⸗Reglements im Allgemeinen keine 
Haftverbindlichkeit Haben foll, ja nicht einmal zu Abwenbung einer 
Haftverbinplichleit ihre Schuldloſigkeit nachzuweiſen braucht, ift doch 
ihre Haftverbinplichkeit auch ſchon durch die Betrieb8-Neglements 
für den Ball vorbehalten, wenn ver Abſender irgend ein befon- 
beres Verſchulden ver Eifenbahn- Verwaltung nachweifen kann, 
aus welchem die Verlegung (Abhandenkommen, Bejchäbigung ober 
Vernichtung) entftanden tft, fo namentlich 

a, beim Abhandenkommen ober bei ver Beſchädigung oder Ver: 

nichtung von folchen Gegenftänden, welche die Verſender felbft 
in ganzen Wagenladungen verlaben haben. Vgl. 8.8.62 u. 73. 
b. bei einem Gewichtsdefekt, bei welchem dann felbft eine nad} 
gewiejene Beraubung als in einem Verſchulden der Eifenbahn- 
Derwaltung berubend angenommen wird. *) gl. 8. 62. 
ce. bei Befchäpigungen am Inhalt eines Collo auch in dem 
Tall, wenn eine Beſchädigung, welche in unmittelbarer Bezie⸗ 


han u — — — — — 


4) ſofern nicht ein durch das betreffende Betriebs⸗Reglement von jeg- 
licher Entſchädigung ausgeſchloſſenes Mindergewicht bei loſen und unverpackten 
ober durch ben Verſender ſelbſt verladenen Gütern In Rebe ſteht, welches durch 
Ueberfallen Über den Rand oder Durchrinnen durch den Boden des Güter 
wagens entſtanden wäre, ſ. z. B. K. F. W. Nordb. & 6. 
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bung zu der vorhandenen inneren Beſchädigung fteht, äußerlich 

nicht erfennbar war. Vgl. 8. 63. 

d. bei folgenden Schäden, als: 

1) bei Auslaufen von Flüffigfeiten aus der Faſtage; 

2) bei Verderben von Ylüffigfeiten und anderen Gegenftänden, 
welche leicht in Gährung und Fäulniß übergehen; 

3) beim Einroften von Metallwaaren; 

4) bei Beſchädigung von leicht zerbrechlichen Gegenftänven, 
als Möbeln und Hausgeräthe, Glas, Eiſenguß, Mineral- 
wafjerfrügen u. |. w. Vgl. 8. 73. 

5) bei Beſchädigung von Vieh und Traglaften auf venjenigen 
Bahnen, in deren Betriebs - Reglements Garantie nicht 
gänzlich ausgefchlofjfen ift, fonvern für den Fall, wenn ver 
Verwaltung ein Verſchulden nachgewiefen wird, ausdrücklich 
zugefagt iſt. 

In diefen Fällen, für welche in ven Betrieb8-Neglements jeg- 
liches Berfchulden der Eifenbahn-Verwaltung (ohne Ausnahme, 
mithin nicht blos das grobe Verſchulden) als eine Haftver- 
bindlichfeit verfelben begründend aufgejtellt iſt, würde alfo der Ver— 
fuch eines Beweiſes einer culpa lata eines groben Verſchuldens 
nicht erforderlich ſein, ſondern der Beweis irgend eines Ver— 
ſchuldens dem Betriebs-Reglement gemäß genügen. 


Nur in den Fällen, für welche durch das Betriebs-Reglement 
durchaus jede Haftverbindlichkeit der Eiſenbahn-Verwaltung aus⸗ 
geſchloſſen worden iſt, kann eine Begründung derſelben durch 
Nachweiſung einer enlpa lata der Eiſenbahn-Verwaltung in Rede 
kommen, nämlich, wenn geklagt werben ſoll: 
1) wegen Verluſts oder Schadens an Schwefelſäure, Scheidewaſſer 
und anderen ätzenden ober gefährlichen Subſtanzen (vgl. 8.73); 

2) auf Schavenserfaß wegen Körperverlegung gegen eine Eijen- 
bahn - Verwaltung, in deren Reglement eine Entſchädigung für 
Körperverlegung ausdrücklich ausgefchlojfen oder mohificirt 
ft; ®) 


— — — — — — — 


5) Vergl. 8 58. 
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3) auf Erſatz des Schadens, welcher durch Beſchädigung von 
Fahrzeugen, Vieh (insbefonvere Pferden) und leeren 
gebrauchten Emballagen (leeren Fäjlern, Kijten, Körben, 
Flafchen und anderen Gefäßen) over bei lofen und unver: 
padten oder durch die Verſender jelbjt geladenen Gütern 
durch Mindergewicht, ober durch Ueberfallen über den Rand 
entitanden ift, 

und zwar gegen eine Eiſenbahn-Verwaltung, in deren Betriebe: 
Neglements jede deshalbige Erfagpflicht ausgefchloffen ift. °) 





6) Dergl. Übrigens o.en 8 84. 
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Anhang I zum britten Kapitel. 


Bie den Frachtvertrag betreffenden Befimmungen des Entwurfs 
eines allgemeinen dentfchen Handels - Befehbuches. 


Während des Drudes der vorjtebenden Abhandlung erhielt ich 
noch Einficht von dem in Folge des Bejchl. der h. veutfchen Bundes⸗ 
verfanmilung v. 18.‘Dechr. 1856 durch die Commiſſare deutſcher Bun- 
desſtaaten zu Nürnberg aufgeftellten Entwurfe eines allgemeinen 
deutſchen Handels-Geſetzbuches, wie verfelbe nach der zweiten 
Leſung vorliegt, und insbefonvere von dem über das Frachtgefchäft 
handelnden fünften Titel des II. Buches jenes Entwurfs. Da 
die Beſtimmungen dieſes Titels nach Artikel 394 veffelben auch 
directe Anwendung auf Eifenbahnen als öffentliche Zransport- 
Anftalten finden fellen, jo beeile ih mich, den Text der Artikel 
jenes fünften Titels des II. Buches *) zur Vergleichung mit ven 
Refultaten ver vorſtehenden Unterfuchungen, bzw. dem mitgetheilten 
Inhalte der Eijenbahn - Neglements, beizufügen. **) 

Indem ich mich fern halte von einer Kritik der Bejtimmungen 
des fraglichen Entwurfes, — foweit er nicht fpeciell die Eifenbahn- 
Rechtsverhältniſſe betrifft, — erlaube ich mir, neben den betreffenden 
Artikeln deſſelben zunächft als Erläuterungen zu ſolchen, Wuszüge 


— — — — — — 


*) Die am Schluſſe eines jeden Artikels — oder auch eines einzelnen 
Sapes eines Artitels — in Parenthefe bemerkten Paragraphen bezeichnen bie 
Paragraphen des gegenwärtigen zweiten Iheiles meines Werkes, melde über 
dieſelbe Materie nad) Maasgabe der Betrichs -Reglements handeln. 


“”) Wenn e3 auch foftematifch richtiger erfcheinen würde, bie fraglichen 
Beſtimmungen des Handelsgefegb. Entwurfs erft, wie es zunächſt meine Abficht 
war, am Schluffe der Lehre von den Transport-Berhältniffen mitzutbeilen, da 
Derfelbe nicht nur über bie Pflichten des Transport-Unternehmers, fondern über 
das Transport- Berhältnig überhaupt fich verbreitet, fo ziehe ich es doch vor, 
dieſes bereits hier am Schluffe der 1ften Abtheilung bes 2ten Theils meines 
Werks zu thun, da die Befprechung jenes Entwurfs zu den brennenden Fragen 
des Tags gehören dürfte. Zudem find wohl die meiften Fragen, welche der H. G. 
Entwurf zu regeln fucht, bereits in ben vorauögehenben Kapiteln befprochen worben. 
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aus den „PBrotofollen ver Commiſſion zur Berathung des 
allgemeinen deutſchen Handel8-Gefegbudes« (im Texte mit 
Heiner Schrift gedruckt) mitzutheilen *), fodann aber werbe 
ih in ven Anmerkungen kurz darzulegen fuchen, in welchen Bezie— 
Hungen burch ven fraglichen Entwurf die in den vorausgehenden 
Kapiteln dargejtellten Rechtsnormen abgeändert werben würben und 
endlich einige allgemeine kritiſche Bemerkungen beifügen. 


Bud V, Titel II 
des Entwurfs eines allgemeinen deutfchen Handels - Gefegbuches. 


Urt. 367 (306). **) 

Srachtführer tft derjenige, welcher gewerbmäßig den Xrans- 
port von Gütern 1) zu Lande oder auf Flüffen und Binnen 
gewäffern ausführt. (Vgl. 88. 5 u. 23.) 

Aus der Definition des Frachtführers wurde das im Preußiſchen 
Entwurfe enthaltene Wort „gewerbmäßig” ausgelaffen und an befien 
Stelle „gegen Lobn“ gefegt, da man fih dafür entfchieden hatte, 
daß das Frachtgeſchäft als ein abfolutes Handelsgeſchäft anzu- 
fehen ſei. 

Urt. 368 (307). 


Der Frachtbrief dient als Beweis über den Vertrag zivi- 
[hen dem Frachtführer und dem Abfenver. 


*) Die Protokolle der genannten Commiſſion werben bekanntlich im Auf- 
trage derfelben von I. Lug, Königl. Bayer. Bezirkögerichtsrathe (Würzburg 
1858) herausgegeben. 

**) Die in Parentbefe neben der Artifelzahl angegebenen Zahlen enthalten 
die entfprehende Zahl des Artitels im Preußiſchen Entwurfe, aus welchem 
befanntlich der vorftebende Entwurf eines allgemeinen deutfchen Handels⸗Geſet⸗ 
buches bauptfüchlich hervorgegangen if. — Die Artikel, bei deren Zahl fi 
feine weitere Zabl in Parentheſe angegeben findet, finb ganz neu von der 
Commiſſion gefchaffen worden. 


1) Richt auf den fämmtlichen Eiſenbahntransport erftreden ſich fomit bie 
Beſtimmungen bes H. ©. Entw. (Sanvelsgefegb.- Entwurfs), fonbern nur 
auf den Eifenbahn-Güter-Transport. Bom Perfonen-Gepäd-, Equk 
pagen- und Vieb-Transport (vergl. aud) Anm. 2) if in denfelben nicht 
die Rede, und in Beziehung auf dieſe Transportgattungen fteht fomit Feine 
Aenderung ber im vorflehenden Kapitel Dargeftellten Normen durch das newe 
deutſche Handels - Grfegbuch in Ausficht. 
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Der Frachtſührer kann die Ausſtellung eines Frachtbriefes 
fangen. 2) (Bel. 8. 21, ©. 119.) 

Es wurde angeführt, die Abficht des Artikels beftehe blos darin, 
zu fagen, daß die Ausftellung eines Frachtbriefes keine Bedingung 
für die Gültigkeit bes Frachtvertrages und der Frachtbrief nur ein 
Beweismittel über den Frachtvertrag if. Vgl. den folg. Art. 385. 


Art. 369 (308). 

e Frachtbrief enthält: 

.) die Bezeichnung des Gutes nah Befchaffenheit, 
Menge und Merkzeichen; 

) den Namen und Wohnort de Frachtführers; 

) den Namen des Abfenders; 

I) den Namen deffen, an welden das Gut abgeliefert 
werben foll; 

) den Drt der Ablieferung; 

) den Frachtlohn; 

) den Ort und Tag der Ausſtellung; 

3) die befonderen Vereinbarungen, welche bie Parteien etwa 
noch über andere Punkte, namentlich über Die Zeit, inner- 
halb welcher ver Transport bewirkt werben foll, und über 
die Entſchädigung wegen verfpäteter Ablieferung 
getroffen haben. 2) (Vgl. 88. 21 u. 45.) 


2) Daß insbefondere nicht auf den Gepäd-, Equipagen- und Vich-Trans- 
Ces müßten denn tiefe Iegteren Gegenflände als eigentliche Güter auf- 
Yen werben, vgl. $ 400 u. $ A1 Oben) der 9. G. Entw. fich bezieht, gebt 
)» aus diefem Artikel hervor, welcher den Zransportnchmer zur Ausftellung 
6 Frachtbriefs verpflichtet. Der Anwenbung berartiger ausführlicher 
chtbriefe würde bei dem Gepäd-Transport, zumal auf frequenten Bahnen, 
n wegen ber fehwerfälligen Expedition unüberwindlihe Schwierigkeiten 
egenſtehen. 

3) Bet der in dieſem Artikel gegebenen Aufführung des Inhalts eines 
chtbriefs findet man nicht die Unterfchrift des Berfenderd erwähnt, melde 
46 21, Anm. 24 und insbefondere nach 8 45, No.8 Oben) bis jest als ein 
ntiale des Eifenbahn- Frachtbriefs erfcheint. — Nach den Berathungs- 
tolollen hat man eine derartige Beftimmung nicht für angemeffen gehalten 
» Biefes im Defterr. Hanbeligefegb.- Entwurf der Fall war, nach welchem 
Frachtbrief, um Beweisfähigkeit zu erlangen, namentlich vom Verſender 
wföhrteben fein muß), indem man bie Hebung in Betracht zog, daß auf 
in großen Sandlungshäufern üblichen Frachtbrief- Formularen der Name 
Koh, Eifenbabnen. IT. 21 
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Art. 370 (309). 


Iſt über die Zeit, binnen welcher ver Frachtführer ven Trane- 
port bewirken jol, im Frachtvertrage nichts bedungen, fo 
wird die Frift, innerhalb deren er die Neife antreten muß, durch 
den Ortsgebraud und in deſſen Ermangelung durch das rich— 
terlihe Ermejjen beftimmt. *) 

In allen Fällen hat ver Frachtführer unter gleichen Umſtänden 
den Zransport ſoviel als möglich nad der Keihenfolge ver 
Anmeldung der Frachtitücde zu bewirken. ©) (Vgl. 8. 46.) 


Diefer zweite Abfay des Art. 370 legt flatt der in den Oeſter⸗ 
reihifchen und Württembergifcjen Entwürfen ($. 180 u. Art. 125) 
erwähnten BVerbinblichkeiten dem Frachtführer die Pflicht auf, den 
Transport der Güter nach der Reihenfolge der Anmeldung und oßne 


des Verſenders ſchon gebrudt fei, was auch ohne große Beläftigung mict 
anders gefehehen könne. Es tft aber damit nicht gefagt, es fet unzuläffig, 
daß die Bahnverwaltungen das Unterfchreiben des Eiſenbahn⸗Frachtbriefs als 
Bedingung des Transports auch weiterhin beibebielten. Vgl. $ 376. 


Aus No, 8: „Die befonderen Vereinbarungen 20. darf man nicht fehlieken, 
daß e8 überhaupt den Partbeien (dem Frachtführer und dem Tranzport- 
geber) freiſtehen fol, wie bisher, über die gegenfeitigen Verpflichtungen jebe 
beliebige Beftimmung und Bedingung mit einander einzugeben. Vgl. ben 
folgenden $ 376. — Vielmehr fünnen nur diejenigen Vereinbarungen als 
gültig und als nad) No. 8 dieſes Art. 369 in den Frachtbrief aufzunehmen 
betrachtet werben, burch welche, abgefehen von einer in der Werth-Angabe 
(vgl. Anmerk. zum folgenden Art. 371) enthaltenen Vereinbarung, über bie 
Lieferungsfrift und über den Betrag der Entſchädigung beſtimmt wird, welde — 
jedenfalls noch außer dem ganzen ober theilweifen Verlufte der Fracht — bel 
ſchuldhafter Verzögerung zu leiften iſt. 

4) Diefer Say wird auf die Eifenbabnen keine Anwendung leiben, de 
in deren Reglemente beftimmte Lieferzeiten angegeben find. 


5) Aehnliche Beftimmungen finden wir übrigeng bereits in den Eifenbahn- 
Reglements, vgl. SAG, und zwar nody ausführlicher. Man vergleiche nur 
den $ 10 de8 A, D. G. in Anlage II (S. 51 des Anlagehefts), deſſen Beſtim⸗ 
mung bereits wohl in alle Reglements (vgl. Die Eitate in $ 46 Anm. * Oben) 
übergegangen fl. — Man kann daher der in den Protofollen niedergelcgten 
Bemerkung nicht beiftimmen, daß bie Verfehlenenheit der Statuten der Eifen- 
bahnen es im hohen Grade wünſchenswerth erfeheinen laffe, daß über bie 

Reibenfolge der Güterbefürderung allgemein gültige Beſtimmungen getroffen 
würden. — Die Artilel 367 — 370 der im vorliegenden Gefeg - Entwurfe auf 
geftellten Normen, 
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Begünſtigung des einen oder anderen Verſenders vorzunehmen. 
Das beſonderen Verhältniſſen eine Rückſicht zuzuwenden, z. B. daß 
Eilgut vor dem gewöhnlichen Frachtgut zu befördern, daß auf Do- 
lumen und Gewicht der ſchon uͤbernommenen und der neu hinzu⸗ 
kommenden Frachtgüter Bedacht zu nehmen ſei, ſoll mit den Ausdruͤcken 
„unter gleichen Umſtänden⸗ bezeichnet werden. Durch die Worte: 
„ſoviel als möglich⸗ ſoll nicht etwa ber Willkühr des Transport⸗ 
Unternehmers anheim geſtellt ſeyn, wie er die Reihenordnung der 
Beförderung einrichtet, ſondern vielmehr für den nach billigem Er⸗ 
meſſen urtheilenden Richter ein Anhaltpunkt gegeben werden. 

Man glaubte, daß mit Rückſicht auf Art. 376 durch dieſe Be- 
fiimmung alle entgegenftebenden Beſtimmungen der Eifenbahn-Regle- 
ments aufgehoben würden, was auch die Abficht Des Gefeges fet. 
Es mwurbe aber gegen biefe Anfiht geltend gemacht, daß in Betreff 
der Eifenbahnen der beabfichtigte Zweck nicht erreicht werde; denn 
die Statuten und die in diefen enthaltenen Beftimmungen über bie 
Rieferungszeit der Frachtgüter 2c. würben durch den Zuſatz nur dann 
befeitigt,, wenn biefes ausdrücklich gefagt werde. Durch Art. 376 
werde der 5te Titel ſelbſtverſtändlich nur infofern für verbindlich erklärt, 
als nicht die einzelnen Statuten als die leges contractus, auf welche 
ber Berfender mit den betreffenden Anftalten paltire, entgegenftänden. 
Zu folden ausfihliegenden Beftimmungen ſcheine aber kein Grund 
vorhanden. Bei Eifenbahnen werde auch eine Befchwerbeführung 
am geeigneten Orte erfolgreicher fein, als ein Proceß wegen ver- 
zögerter Erfüllung. 


Wird der Antritt ober die Fortfegung der Reife durch 
Ratur-Ereigniffe over fonft ohne Verfchulden des Fracht: 
führers zeitweilig verhinbert, fo braucht ver Abſender die Auf: 
hebung des Hinverniffes nicht abzuwarten, er Tann vielmehr von 
dem DBertrage zurüdtreten, muß aber den Frachtführer wegen 
der Kojten zur Vorbereitung ver Reife, der Koften ver Wieder- 
ausladung und ver Unfprüche in Beziehung auf vie bereits zurüd- 
gelegte Reife entſchädigen. *) Weber die Höhe ber Entfchäbi- 
gung entfcheivet ver Ortsgebrauch und in deſſen Ermangelung das 
richterliche Ermeifen. (Vergl. 8.5, Anm. 11, 8. 23 a, Anm. 2, 

. 46. 
, Diefer dritte Abfay behandelt nicht etwa die Trage, wer den 
Zufall bei eintretender Unmöglichkeit der Erfüllung des Frachtver⸗ 


— — — — — — — 


6) Dieſe Beſtimmung wäre bei Eiſenbahn⸗Transporten für den Abſender 
ungünſtiger, als die betreffenden Beſtimmungen ber Betriebs⸗Reglements und 
könnte demſelben unverhältnißmäßige Koſten verurſachen. 

21* 
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trages zu tragen habe, fondern Iebiglih den Fall, in welchem bie 
Erfüllung des Frachtvertrages eine zeitlang hingehalten wirb und 
wegen biefer ftattgehabten Zögerung eine Zurüdnahme der Waare 
Seitens des Abfenders gemünfcht wird. Hier fol der Frachtführer 
eine billige Vergütung für die bereits ftattgehabte Reife, für feine 
Auslagen während verfelben und bei der Vorbereitung zur Reife, 
3. B. Koften für das Ein- und Ausladen der Waaren, zu erhalten 
baben, eine Vergütung, melde nach Erwägung aller concreten Um- 
fände in jedem einzelnen Falle nach Billigfeit feftzuftellen fei. — 
Bol, das H.G.⸗Protokoll zu Art. 370. 


Art. 371 (310). 

Der Frachtführer haftet für ven Schaden, welcher burd 
Berluft over Beſchadigung des Brachtgutes feit der Empfang 
nahme bis zur Wblieferung entftanden it, fofern er nidt 
beweif’t, daß der Verluſt oder die Beſchädigung durch höhere 
Gewalt (vis major), ober durch inneren Verderb, ober burd 
äußerlich nicht erfennbare Mängel ver Verpadung entitan 
ben ift. ”) (Vgl. 8.5, Anm. 11, 17 u.23, u. 88. 83 — 86.) 


Bei der Discuffion diefes Artikels ergab ſich eine Differenz dar⸗ 
über, ob man dem Fuhrmann nah dem Vorgange des Preußiſchen 
Entwurfs nur die Pflicht auferlegen folle, daß er mit ber höchſten 
Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers einzuftehen habe, aber von 
aller Verbindlichkeit frei fei, wenn er nachzumeifen vermöge, ba 
trog der Anwendung biefer Sorgfalt der fraglide Schaden gleich⸗ 
wohl eingetreten fet, oder ob man ihm auch die Pflicht der Tra- 
gung bes Zufalls, Fälle der höheren Gewalt ausgenommen, auf 
zulegen habe. 

Bon mehreren Seiten wurbe bie mildere Anficht des Preußiſchen 
Entwurfs befürwortet und angeführt, bie Pflicht bes Fuhrmanns 
könne nicht fo weit geben, daß man ihn aus dem receptum für 
den Zufall, für Diebſtahl ıc. haften laſſen bürfe (aus den Oben in 
6. 6, S. 32 angeführten Gründen). 

Die Maforttät, namentlich die Mitglieder vom Kaufmannsſtanbe 
fprachen ſich jedoch für das firengere Syſtem aus, nad) weldem 


— — 


7) Dan will alſo die abſolute Haftung ex recopto einführen! Ueber 
die Begrenzung ber Haftpflicht der Eifenbahn-Verwaltungen gegenüber einem 
Schaden, der durch Zufall oder höhere Gewalt veranlapt wurbe, tft bereits 
in 6 82 fg. Oben ausführlich gefprocdhen worden. — Die von den Eifenbahn- 
Verwaltungen übernommene Rey für Brandfhäpden wid 
bier nit vom Geſetze gar 
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von dem Fuhrmanne wie von dem Seeſchiffer die solle Haftung aus 
dem receptum zu tragen fe. Es wurde unter Anderem hierfür 
angeführt, der Grund für die Anwendbarkeit der Haftung ex recepto 
liege in einem Miptrauen gegen bie betreffenden Perfonen und in 
dem Umftante, daß man feine Mittel habe, ihre Thätigkeit, Sorg- 
falt und Wachſamkeit zu ceontroliren. 


Art. 372. 


Der Frachtführer haftet für ven Schaden, welcher durch Ver— 
äumung ber bebungenen oder üblichen Lieferungszett entſtanden 
ft, fofern er nicht beweilt, daß er die Verfpätung durch Anwen⸗ 
nıng der Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers nicht habe 
ibwenden können. 8) (Vgl. 8. 47.) 


Sn der Commiſſion war darüber Streit, ob der Frachtführer nur 
für die Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers zu haften babe, oder 
ob er ſich auch Hier nur durch den Nachweis einer vis major folle ent- 
fchufdigen können. Die Majorität hielt dafür, dag man biefe firengere 
Haftung bier nicht einführen dürfe, Da es gemeinhin leichter feyn werde (?), 
gegen Befchäbigung oder Untergang der Waare ſich vorzufeben, als gegen 
eine Berzögerung der Reife, 


Art. 373 (311). 
Iſt für den Fall verfpäteter Ablieferung ein Abzug an der 
Pracht ober der Verluft ver Fracht bebungen, fo kann auch der 
Erfa des diefen Betrag überfteigenden Schadens geforbert 


8) Der Inhalt diefer Artilel 372 und 373 entfpriht mit Ausnahme bes 
Bapes, daß im Falle einer nicht als ſchuldlos nachgewiefenen Verzögerung 
er Lieferung durchaus ein höherer Schabenderfag als blofen Fracht⸗ 
erluſt eintreten foll, den bisherigen Normen (f. unten Kap. IV). Die Beftim- 
ung, daß im Fall verfpäteter Ablieferung nicht blos ein Abzug an ber 
kracht, fondern auch ein Erſatz für den durch die verfpitete Ablieferung 
ſrtlich verurfachten Schadens eintreten foll, würbe für die Eifenbahn -Ber- 
yaltungen fehr bedenklich fein, und biefe wenigſtens zu Feſtſetzung fehr weiter 
keferungstermine und felbft höherer Transportpreife nöthigen, wodurch das 
Sgemeine Verkehrs - Intereife nicht gefördert werben würde. 

Wünſchenswerth wäre es allerdings, wenn namentlich für Eilgut- 
Sendungen, im Falle deren Verzögerung und dadurch verurfachten Schadens 
me ben Betrag der Fracht liberfteigende Entſchädigung eingeführt würde, 
w dann aber wahrfcheinlich die Bahnverwaltungen einen größeren Fracht⸗ 
ſreis und nicht zu kurze Lieferungsfriſt fi) ausbebingen würden. 
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werben, welcher durch die verfpätete Ablieferung entſtanden ift. 
(Dal. 8. 47.) 

Fällt dem Frachtführer kein Verfchulden zur Laft (Art. 372), 
fo kann wegen ber verfpäteten Ablieferung weder vie Fracht 
innebehalten, noch ein Abzug an verjelben gemacht werben. (Vol. 
8. 23 a, Anm. 2.) 


Es wurde geltend gemacht, daß wenigſtens der Fuhrmann, welder 
die vechtzeitige Lieferung unter einer Conventionalfirafe, etwa in ber 
Form eines Abzugs an der Fracht oder des Verluftes derfelben ver- 
fprodyen habe, ftrenger haften müffe, da er mit Rückſicht auf die ftipufirte 
Eonventionalftrafe fich eine höhere Fracht zahlen laffe und fich wohl be- 
mußt fey, daß er nur durch den Eintritt einer vis major fich bei einer 
nicht prompten Lieferung entfchuldigen könne. Dies fey in ber Regel 
die Meinung der Kontrahenten bei der Klauſel, „bei Derluft der Fracht.“ 

Dagegen wurbe aber geltend gemacht, daß nach der am meliften 
verbreiteten Anficht Des Kaufmannsftands die Feſtſetzung der Eonventional- 
firafe nichts Anderes als eine vorläufige Firirung eines Minimum bes 
von dem Frachtführer im Falle einer Verzögerung zu leiftenden Schadens⸗ 
erſatzes, alfo ihrer Natur nad) immer nur ein Schabenserfag fey, ber 
an keine firengern Vorausfegungen als die unbeftimmte Schadenserfag- 
pflicht gebunden fey. Auch das O. A. ©, zu Kübel habe die Conven⸗ 
tionalftrafe in mehrfachen Erfenntniffen als einen im Voraus firirten 
Schadenserſatz in dem bier Dargelegten Sinne bezeichnet. 

Diefer letztern Anficht trat die Majorität bei, indem fie anerkannte, 
daß der Frachtführer nicht für den Zufall, fondern blos für die Prä⸗ 
ftatton der Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers hafte, infofern es 
fi) um eine Verzögerung bed Lransports handle, ſowohl für die 
Fülle, in welchen eine Eonventionalftrafe bebungen, als für bie, in 
welchen dies nicht der Tall fey. 


Art. 374 (313). 
Der Frachtführer haftet für feine Leute, für die Zwi— 
ſchenfrachtführer 9) (vgl. 8.19 ab c, insbefonvere ©. 97 fig.) 


— — — — — — — 


9) Vergleicht man den Inhalt ber im Texte folgenden Protokollſtellen 
mit den 858 19 folg., fo ſieht man, wie die ſämmtlichen bort erwähnten 
Anfichten über den Umfang der Transportpflicht, wenn eine Befürderung über 
mehrere Bahnen flattfinden fol, auftaucdhten. Aus den Protokollen geht and) 
flar bervor, daß die Majorität der Commiffion den Sag, daß nad ber 
Natur der Verhältniffe Die Transport-Uebernahme nur foweit das Territorium 
der betreffenden Bahn, beziehungsweiſe des Verbands reihe, nicht anerkannte 
und die Anfchlußbahnen als Zrotfchenfrachtführer angefehen wiſſen will. Man 
ging in Betreff der Eifenbahnen alfo noch weiter als bei dem Poſttransport, 
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für andere Perf onen, deren er fich bei Ausführung des von 
: übernommenen Zransportes bedient. (Vergl. 8.5, Anm., 
23 a, Anm. 10, 11, $. 86 Oben.) 


Der Frachtunternehmer habe die Pflicht, die Waare von cinem 
Orte zum andern zu ſchaffen; mie er dies ausführe, das fey feine 
Sache; es fey demgemäß ganz gleih, ob er den Transport felbft, 
durch feine eignen Leute oder Anftalten, oder durch andere Unter- 
nebmer ausführen laffe. — Ein befonderes Gewicht folle auf die 
Worte: „von ihm übernommen,’ gelegt werben; denn es könne 
auch vorkommen, dag bei Eingebung eines Frachtvertrags bedungen 
werde, ber Frachtführer folle dafür forgen, daß die bis zu einem ge⸗ 
willen Orte von ibm gefchaffte Waare, die er felbft nur bis zu dieſem 
Drte zu transportiren ſich verpflichtet habe, von da weiter gefchafft 
werbe. — Hervorgehoben wurde: es fomme oft vor, daß cin Fracht- 
führer einen Transport unternebme, der zum Theile auf einer Strecke 
befhafft werden müffe, welche der Frachtführer felbft zu befahren pflege, 
während ein anderer Teeil des Transports auf einer Nebenroute zu 
bewirken ſey. 

Sn ſolchen Füllen wiſſe ver Abſender recht wohl, Daß der Fracht⸗ 
führer nie von feiner Straße abgebe oder weiter, als bis zu einem 
beftimmten Orte fabre und daß berfelbe, um den Transport vollends 
auszuführen, fich der Hülfe von anderen Fuhrleuten 2c. bedienen müffe. 
Da könne man den Frachtführer für die Ausführung des ganzen Trang- 
ports nicht verbindlich erklären; und wurde daher beantragt, in einem 
Zufage zu verordnen, daß die Haftbarkeit des Frachtführers für bie 


her nad S 394 von den Beltimmungen des 9. G. Entwurfs erimirt 
weint, und bei welchem daher noch die übrigend fehr empfeblenswerthe 
immung des ©. 93 in Anm. 22 mitgetheilten Art. 8 des Nachtrag zum 
wereinsvertrage Geltung bebalten würde. Dieſer Grundfag, daß bie 
nverwaltung der Annabmeftation immer für den Transport bis zum 
immungsort einftehen müffe, möchte aber Doch wohl zu fireng gegriffen 
und am Ende babin wieder führen, daß keine Eifenbahn - Verwaltung 
n Frachtbrief annehme, welcher auf einen — nicht direct an ihrer eigenen 
m ober nicht wenigſtens direct an einer ihrer Verbandbahnen belegenen — 
immungsort ausgeftellt wäre, daß alfo die für den Handelsftand fo vor- 
chafte Einrichtung der deutſchen Eifenbahn-Verbände und insbefondere 
Bereins deutfcher Bahnverwaltungen, wonach dermalen auf allen deutſchen 
nbahn- Stationen Güter felbft mit directer Adreffe nach holländiſchen, 
iſchen u. franzölifhen Stationen angenommen werben, wieder aufgeboben, 
ber Abfender in derartigen Fällen genötigt würde, fein Gut an einen an 
Grenze des betreffenden Verbands wohnenden Spebiteur zu adrefliren, 
it biefer den meiteren Transport beforge. — Vgl. Übrigens ©. 92 Oben, 
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Broifchen - Frachtführer ceffire, wenn der Natur ber Verhältniſſe nad 
anzunehmen fey, daß der Abfenver davon Kenntniß gehabt babe, daß 
der Frachtführer zur Ausführung des Trmsporbg ſich anderer Fracht⸗ 
führer bedienen müſſe. y 

Es wurde jedoch entgegnet, daß gerade biefe Bälle von dem ge- 
troffen würben, was eben über die Worte; „von ihm übernommen“ 
gefagt fey, denn bier gehe die Deeinung der Partbeien in der Regel 
gerade dahin, daß der Fuhrmann bis zu einem gemwiffen Orte ben 
Transport ausführe, und von ba an das Frachtgut durch andere 
weiter befördern laſſe. 

Die Annahme eines Zufages der vorgefählagenen 
Art fey aber außerordentlih bedenklich, weil derſelbe 
am Ende aud auf die Eifenbabnen Anwendung finden 
könne, welde daraus den Schluß ziehen würden, daß fie 
von der Haftung für das übernommene Gut frei würden, 
wenn dDaffelbe von ihnen an andere Eifenbahn-Bermwal 
tungen zur Weiterbeförderung übergeben fey. Eine folde 
Auffaffung babe aber eine außerorbentlihe Beläftigung bes Handels 
im Gefolge, indem der Aufgeber der Wuure gezwungen werbe, wegen 
Beſchädigung der transportisten Waaren mit fremden Eiſenbahn⸗ 
Verwaltungen an ganz entfernten Orten Proceſſe zu führen. 

Die Eifenbahn - Verwaltungen müßten für die ganze Strede, für 
welche fie den Transport übernommen, baften, gleichviel, ob fie den⸗ 
felben allein ausführten ober fih der Hülfe fremder Eifenbahnen burd 
Verträge ficherten. ü 

Es wurde von anderer Seite bie Anficht aufgeftellt, daß in bem 
gedachten Falle die Eifenbahnen auf der Strede, auf welcher fie den 
Transport ausführen, Frachtführer, in Bezug auf den Weitertransport 
Spebiteure feyen. 

Durch den Ausdruck Zwiſchenfrachtführer folle kein Verhältniß der 
Berechtigung zum Abfender oder Empfänger der Waare ausgebrüdt 
werden, indem es ganz gleichgültig fey, durch wen ber Unternehmer 
den Srachtvertrag ausführen laſſe. 


Art. 375. 


Ein Zwiſchenfrachtführer übernimmt durch Annahme ver 


Waare nebſt Frachtbrief eine ſelbſtſtändige Verbindlichkeit, bie 
Waare dem Frachtbrief gemäß an den Empfänger abzuliefern. !°) 
(Vgl. ©. 95, Anm. 23 a.) 


10) Art. 375. Unter dem Zwifchenfrachtführer ſoll hier auch wohl obne 


Zweifel der Frachtführer verftanden fein, welcher zulegt das Gut am Beim 
mungsorte abzuliefern übernommen bat, welches bei dem Eifenbabn-Trank 
porte oft ein ſelbſtſtändig contrahirender Fuhrmann iſt. 
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Art. 376, 

Derträge, durch welche bie vorſtehenden gefeglichen Ver⸗ 
pflihtungen des Frahtführers zum Schadenserſatze (Art. 371 
bis 375) beſchränkt oder aufgehoben werden follen, haben feine 
rechtliche Wirkung. Dieſe Beftimmung findet jedoch auf gewöhnliche 
Suhrleute, auf gewöhnliche Schiffer und auf die Poft-Anftalten Teine 
Anwendung. 11) 


Zur Begründung diefes (im Preußifchen Entwurf nicht enthal- 
tenen) Antrages mwurbe bemerkt, er babe ganz befonders bie Eifen- 
bahnen im Auge, weldhe in ihre Reglements nicht felten die Beftim- 
mung aufgenommen hätten, daß fie für einen, an ben von ihnen 
transportirten Waaren, wenn fihon durch Verſchulden der Beamten 
verurfachten Schaden oder Verluſt unter Umſtänden gar nicht, ober 


11) Mit diefem Artikel, welcher das fehr bedenkliche Experiment unter- 
nimmt, die Autonomie der Bahnverwaltungen zu vernichten, würden affer- 
dings viele Beftimmungen des Reglements wegfallen, namentlich: 


dag flet3 der f. g. verficherte Betrag den Maßſtab der Entſchädigung 
gebe, und dag wenn keine ſ. g. Verficherung ftattgefunden habe, ber 
Centner nur zum Werth von zwanzig Thalern anzunehmen fet, 


daß, wenn eine abfichtliche Uebervortheilung der Eiſenbahn⸗Verwal⸗ 
tung durch falfhe Angaben im Gewicht oder in der Gattung ber 
Waaren nachgewieſen worben, jeder Entſchädigungs- Anſpruch wegfalle, 


daß für das Dringen der Flüſſigkeit durch die Fugen der Emballage, 
für das durch den Einfluß der Atmosphäre entſtandene Roſten von 
Metallwaaren, für Beſchädigung von leicht zerbrechlihen Gegenſtänden, 
für Schwefelfäure und andere ätzende oder gefährlide Subftanzen 
regelmäßig Feine Entſchädigung geleiitet werde, 


daß für Gemichtsdefeete, welche durch natürlichen Abgang entftanden 
find, bis zu 1 pCt. bezw. 2 pCt. kein Erfah flattfinde, daß für defect 
geworbenes But, wenn es nicht gehörig verpacdt oder nicht auf fon- 
flige Weife verföhloffen war, Entfhäbigung nicht gewährt werbe, 

daß Überhaupt für Beſchädigung an ſolchen Gegenfländen, welche 
ber Verfender in ganzen Wagenladungen felbft verladen hatten, — fie 
mögen gehörig verpadt oder nicht gehörig verpadt fein Cauf legtere 
würde allerdings die Ausnahme in Art, 371, ©. 278 Anwendung 
finden) — ein Erfag nicht geleiftet werde, 


daß eine Verzögerung der Lieferung nie einen höheren Entſchädigungs⸗ 
Anfpruch begründe, als Verluft an der Fradıt. 


(Zt, 68. 7, 9, 14, 15, 19, 23a Nr. 3 cu, 86 dieſes 2ten Theiles.) 
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doch nicht nach Maßgabe des eigentlichen Werthes der Waare, fondern 
nur für einen gewiffen Betrag per Pfund oder Centner ohne Rüdficht 
auf den Werth der Waare baften wollten. Solche reglementäre Beftim- 
mungen feien aber in hohem Grade unbillig, weshalb es dringend 
geboten erfcheine, den im vorliegenden Antrag enthaltenen Sap in 
das Geſetz aufzunehmen. — Gegen legteren Antrag wurde hervor 
gehoben, abgefehen davon, ob diefer Antrag nicht möglicher Weife 
Schwierigkeiten in der Durchführung bieten werde, ſcheine derfelbe nicht 
gerechtfertigt zu fein. Die Eifenbahnen hätten ohne Zweifel mit Rüd- 
fiht auf eine befchränfte Haftbarkeit der eben erwähnten Art ihre 
Berechnung gemacht, und würden bei voller Haftbarkeit höhere Fracht⸗ 
fäpe flellen. Gegen einen Frachtzuſchlag übernähmen dieſelben auch 
fhon jett die volle Verhaftung, mas Sache ber Bereinbarung fei. 
Sm Allgemeinen fei immer ein Say des Inhalts, daß eine gewifle 
Art von Verträgen nichtig fein folle, höchſt bevenklih. Man könne 
ihn im vorliegenden Falle aud nur dann praftifch Durchführen, wenn 
man bie Eifenbahnen zwingen könne, die Güter ungeachtet eines folchen 
allgemeinen Satzes anzunehmen. Dan babe aber auch, keinen legiäla- 
tiven Grund zur Aufftelung eines ſolchen Satzes, berfelbe fei nur 
gegenüber von unmoraliſchen Verträgen am Plage, andernfalls folle 
man bie Contrabenten in der Fähigkeit, ihre Angelegenheiten nad 
Gefallen zu regeln, nicht beſchränken. Etwas Unmoralifches hätten 
die beregten Bellimmungen der Eifenbahn- Statuten nicht, auch wenn 
man fogar den Ball eines dolus oder einer culpa lata annähme, 
wovon jedoch nicht Die Rede fei; denn es handle fich bei ihnen ja nicht 
im Mindeften darum, daß die Eiſenbahngeſellſchaften und die Verwal⸗ 
tungen, welche als bie rechtlichen Vertreter derfelben zu betrachten feien, 
in ihren Statuten eine Haftung für den von ihnen ausgehenden 
dolus oder für ihre culpa lata ausſchlöſſen; eine ſolche Beftimmung 
würde allerdings ſchon auf den Grund allgemeiner rechtlichen Principien 
unwiriſam fein und muche Feine befonvere gefegliche Beſtimmung erfor- 
derlih, und ebenfowenig mwerbe durch die fraglichen Statuten eine 
Haftung der in culpa verfirenden Beamten u. f. m. ausgefchloffen, es 
handle fich vielmehr darum, daß die Verwaltungen nicht iflimitirt für 
das Verfchulden der Perfonen einfteben, deren fie fich zur Ausführung 
bes Fruchtvertrages bedienen müßten. Berträge ber bier in Frage 
ſtehenden Art feien ebenfowenig unftatthaft, als die Beitimmung, bie 
man unbebenfli in Eonnoffementen der Schiffer zulaffe, daß fie eine 
Fracht von zerbrechlichen Waaren nur: „frei von Bruch“ übernähmen. 
Der beabfichtigte, an fich nur gegen die Eifenbahnen gerichtete aflge- 
meine Sag babe aber um fo größere Bedenken gegen fi, als er nicht 
allein diefe, fondern aud jede Art von Frachtführern treffe. Mit der 
vorgefihlagenen Beftinmung gebe man 3. B. foweit, daß man cinen 
Vertrag für unwirkſam erfläre, in welchem ein Frachtführer den Trans- 
port von Kunftgegenftänden u, f. w. übernähme und, um nit auf 
dem einen Transporte fein ganzes Vermögen zu rieliren, ſich, falle 
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dabet eine Unvorfichtigfeit begangen werben follte, ausbebinge, daß 
er nicht für den ganzen Werth der Ladung, fondern nur für eine gewiſſe 
Summe haften wolle, Wenn man glaube, daß in Bezug auf die Eifen- 
bahnen Abhülfe Noth thue, To fcheine es angemeffener, die Regierung 
um Abhülfe zu erfuchhen, da die Regelung foldher Angelegenheiten Ber- 
waltungsfadhe, Sache der Eonreflionirung und Statutengenehmigung 
fet. Dort würde eine einfchlagende Beftimmung vielleiht am Plate 
fein, da es fi ja allerdings nicht leugnen Taffe, daß die Eifenbabnen 
ein factifches Monopol erercirten, und demgemäß ſich auch abminiftrative 
Beſchränkungen gerallen laffen müßten. In die Civilgeſetzgebung geböre 
der Punft aber nicht. 

Zur Wipderlegung des Gefagten mwurbe jedoch eingemwendet, bie 
fraglichen Reglements enthielten gegenüber dem Abfage 1 des Art. 313 
allerdings eine ungewöhnliche Begünftigung der Eifenbahnen im Der- 
gleiche zu anderen Fracht - Unternehmern. 


Da nun bie Eifenbahnen ein factifches Monopol für den Güter- 
Transport hätten, indem vielfachen Erfahrungen zufolge neben ihnen 
keine Concurrenz anderer Fracht - Unternehmungen befteben Eünne, da 
fonach jeder, der ein But zu transportisen habe, mit ihnen contrabiren 
müffe, fo verftoße es allerdings gegen Die guten Sitten, daß fidh die 
Inhaber folcher faktiſchen Monopole eine geringere Haftbarteit ftipu- 
lirten ald andere Frachtführer. 

Da librigens, wie bemerkt, bie Eifenbahn - Verwaltungen in ber 
Regel auch ſchon jetzt bereit feien, für bie ihnen zum Zransport über- 
gebenen Gegenftände nach jeder beliebigen Preisangabe zu haften, wenn 
dafür eine gewiſſe Prämie bezahlt werde, fo handle es ſich daher nicht 
um Hebernahme einer feither noch gar nicht vorgelommenen Verbind⸗ 
lichkeit, fondern nur um Uebernahme verfelben als Regel, während fie 
feither nur als Ausnahme vorgefommen fei. 


Ein anderer Herr Abgeorpneter envlich glaubte, es fet kein Grund 
vorhanden, auch die vertragsmäßigen Belchränfungen der Haftung für 
levis culpa zu verbieten, und beantragt deshalb, in einen bierüber 
geftellten befonderen Antrag einzufchalten: „g. wegen grober Fahr- 
läffigkeit.“« Dan glaubte jedoch: eine Unterfcheidung zwiſchen gro- 
bem und geringem Verſchulden, die ohnehin manchen Gefeßgebungen, 
3. B. der franzöfifchen fremd fei, werde zu vielen Proceſſen Anlaß 
geben, und dann werde diefer Antrag auch die Folge haben, daß der 
Empfünger jepesmal nachmeifen müßte, daß ein grobes Verſchulden 
ftattgchabt habe, und dadurch der Schate veranlaßt worten ſei, mas 
bei Gütern, die durch mehrere Eifenbabnen gingen, tin vielen Fällen 
fo gut wie die Aufhebung jeder Haftung fein würde, während die Eifen- 
bahnen bei vorgefommener Beſchädigung oder bei eingetretenem Verluſt 
der Waare den Beweis Darüber liefern müßten, daß fie und ihre Leute 
die Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers angewenvet hätten. Der 
Antrag wurbe hierauf mit 14 gegen 3 Stimmen abgelehnt. 
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Art. 377. 12) 


Der Frachtführer bat ven fpäteren Anweifungen des Ab- 
fenvders wegen Zurüdgabe des Gutes over Auslieferung deſ— 
felben an einen anderen als den im Srachtbriefe bezeichneten 
Empfänger fo lange Folge zu leiften, als er nicht letterem nach 
Ankunft der Waare am Beftimmungsorte den Frachtbrief 
übergeben hat. 

ft dies bereit gefchehen, fo bat er nur vie Unweifungen bes 
(im Frachtbriefe) bezeichneten Empfüngers zu beachten, widrigenfalls 
er demſelben für die Ladung verhaftet ift. (Vgl. 88.20 a u. 101.) 


Art. 8. 378. 


Der Frachtführer tft verpflichtet, am Beftimmungsorte dem 
durch den Frachtbrief bezeichneten Empfänger da8 Frachtgut aus 
zuhändigen. 

Art. 379 (313). 

Der im Frachtbriefe bezeichnete Empfänger iſt befugt, die 
Rechte gegen den Frachtführer nach Maaßgabe des Frachtbriefes 
geltend zu machen. Zu dem Ende ſteht ihm ein Klagrecht zu, 
mag er daſſelbe in eignem Intereſſe oder im Intereſſe eines dritten 
Berechtigten ausüben. Inſoweit jedoch der Frachtführer vie Anwei- 
jungen des Abſenders zu befolgen bat (Art. 377), kann er ih 
hierauf auch vem Empfänger gegenüber berufen. (Vgl. $.20 a Oben.) 

Haben Zwifchenfpediteure over Zwifchenfrachtführer das Gut mit 
dem Frachtbriefe zum Weitertransport übernommen, jo können ber 
Abſender und ver Empfänger, welche in dem Frachtbriefe be 
zeichnet find, gegen die Zwifchenfpepiteure unb Zwiſchen— 
frabhtführer, foweit deren Verbinvlichfeit nach Maaßgabe des 
Vrachtbriefes reicht, unmittelbar Flagen, ohne daß es einer 
Klage» Abtretung bevarf. (Vgl. S. 95, Anm. 23 a.) 

Durch Annahme ber Waare und bes Frachtbriefes wird ver 
Empfänger verpflichtet, dem Frachtführer nach Maaßgabe des 
Brachtbriefes Zahlung zu leiften. (Vergl. ©. 140, Anm. 9 a.) 


12) Die folgenden Art. 377, 378, 379 u. 380 entfprechen im Ganzen ben 
ſchon bei den Eiſenbahn⸗Verwaltungen beftehenden Normen, wie bie dem Texte 
beigefügten Gitate ergeben, 
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(Zu Art. 377 — 379) Gegenüber der Meinung: der Empfänger 
habe überall keine Rechte an die vom Frachtführer Übernommene 
Waare, als bis der Frachtbrief von dem Legteren an ben Erfteren 
ausgeliefert und fomit eine Verpflichtung gegenüber dem Empfänger 
übernommen wäre, welche Auffaffung die des gewöhnlichen Verkehrs 
fet und mit dem Willen des Abfenders übereinftimme, glaubten 
andere Mitglieder, daß man unterfcheiden miiffe. 

Sei einmal der Frachtbrief übergeben, dann ſei allerdings ein 
Rechtsverhältniß zwiſchen dem Frachtführer und dem Empfänger 
begründet, welches dem Lebtern eigene Rechte auf Auslieferung ver 
Waare gebe. Durch die Uebergabe des Frachtbriefs erfläre nämlich 
der Frachtführer, dag er dem Empfänger gegenüber auf Herausgabe 
der Waare verpflichtet feyn wolle, durch die Annabme des Fracht- 
briefs acceptire der Empfänger dieſe Erklärung. Wenn man nun 
einerfeit3 vor dem Eintritte dieſer Verpflichtung von einem eignen 
Rechte des Empfängers nicht mit Grund fprechen könne, fo könne 
doch auch andererfeitd nicht verfannt werben, daß dem Empfänger 
gewiſſe Befugniffe eingeräumt werben müßten, wenn ber Frachtführer 
den Frachtbrief auszuliefern ſich weigere oder fonft mit der Waare 
gu malverfiren im Begriffe ſtehe, da der Abſender aus der weiten 
Ferne feine Rechte wahrzunehmen felten im Stande fein würde, 
Für folhe Fälle, in denen noch Teine Thatfache eingetreten fet, 
welche dem Empfänger eigene Rechte verleihen könnte, empfehle fich 
die Annahme einer Bevoflmächtigung des Empfängers. 

Bet Frachtverträgen reichten die Sätze des gemeinen Rechts über 
die Berechtigung Dritter aus einem Vertrage unter andern Perfonen 
nicht aus. Der Abſender fchließe einen Vertrag mit dem Fracht⸗ 
führer in der Meinung, daß derfelbe die Grundlage eines Rechts⸗ 
verhältniffes des Frachtführers zu dem Dritten werben folle, Traft 
deffen der Frachtführer auch dem Dritten verpflichtet würbe, bie 
empfangene Waare demfelben auszuliefern. 


Art. 380 (314). 
Wenn der bezeichnete Empfänger des Gutes nicht auszu— 


mitteln iſt over die Annahme verweigert, oder wenn Streit 
über die Annahme ober ven Zuftand des Gutes entfteht, jo kann 

der Betheiligte ven legteren durch Sachverftändige fejtftellen laſſen. 
(Bgl. ©. 141, Nr. 5.) 


Die Sachverftändigen ernennt auf das Anfuchen des Betheiligten 


das Handelsgericht oder in deſſen Ermangelung der Richter des 
Ortes. 


Die Sachverſtändigen haben ihr Gutachten ſchriftlich oder münd⸗ 


lich zu erſtatten. 
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Das Gericht kann auf Unfuchen des Betheiligten verorbnen, 
daß das Gut in einem öffentlichen Xagerhaufe ober bei einem 
Dritten niedergelegt, und daß es ganz oder zu einem entjpre- 
chenden Theile behufs Bezahlung der Fracht und der übrigen Yor- 
derungen des Srachtführers äffentlich verkauft wird. (Vgl. 8. 53 
bis 55.) 

Ueber das Unfuchen um Ernennung von Sachverftänbigen oder um 
Berfügung des Gerichts wegen Niederlegung und wegen Verkaufs des 
Gutes wirb die Gegenpartei, wenn fie am Orte anweſend ift, gehört. 

Um nicht nuplofe Koften und Weiterungen hervorzurufen, wurde 
davon abgeflunden, den Transportunternehmer alsbald an das Gericht 
zu verweiſen; zumal da fi nicht felten an Ort und Stelle eine 
öffentliche Niederlage oder ein zuverläffiger Mann (Spediteur) finden 
werde, welcher lebtere, zumal wenn er ohnehin fchon mit dem Ab- 
fender oder der Eifenbahn - Verwaltung in Gefchäftsbeziehungen ſtebt, 
für einftweilige Aufbewahrung das Gutes und für die Fefſtſtellung 
eines etwaigen, äußerlich erfennbaren fehapbaften Zuflandes forge, 
auch die erforberliche Anzeige an den Abfender made. 

Das Recht, einen Theil der Waare zu feiner Befriedigung zu 
verfaufen, werbe ber Frachtführer nur dann in Anfprud nehmen 
fönnen, wenn kein Bedenken über das Recht der Forderung der 
Tracht befteht, alfo Die Fracht unbefchäbigt ift ıc., fo daß alfo in 
den Fällen eines Streites von dieſer Beſtimmung felten wirb Ge- 
brauch gemacht werben können. 


Art. 381 (315). 


Durch Annahme des Gutes und Bezahlung ver Fradt 
erlifcht jeder Anſpruch gegen ven Frachtführer. 

Nur wegen Verluftes und Schadens, welche bei der Abliefe— 
rung "äußerlich nicht erfennbar waren, fann ber Frachtführer 
jelbft nach ver Annahme und nach Bezahlung der Fracht un 
Anſpruch genommen werden, wenn vie Teititellung des Verluſtes 
oder des Schadens ohne Verzug nah ber Entdeckung nachgejucht 
worben ift. (Vgl. ©.135 u. 136, $. 23 a, lit. b, u. $. 86.) 

Die Beftimmungen über die Verjährung ver Klagen und Ein 
reden gegen ben Spediteur 13) wegen DVerluftes, Beſchädigung 





13) Der bier angezogene Art. 363 lautet: „Die Klagen gegen ben Spediteur 
wegen gänzlichen Berluftes oder wegen Verminderung, Beſchädigung ober ver- 
fpäteter Ablieferung des Guts verjähren nad) einem Jahre. Die Frik beginnt 


Dentfhes Handels⸗Geſetzbuch. 335 


ober verfpäteter Ablieferung des Gutes (Art. 363) finden anch auf 
den Fracdtführer Anwendung. 1*) 

Es wurde bet der Diskuflion hervorgehoben und anerfannt, daß 
durch die Beſtimmung des Abf. 1 ein gütlihes Uebereinfommen bes 
Empfängers mit dem Frachtführer nicht für unwirkſam erflärt würde, 
wonach, damit derfelbe an feiner Weiterreife nicht gehindert fet u. |. w., 
die Waare einftweilen abgeliefert und die Frage, ob und wer für eine 
Beſchädigung, für theilweifen Verluft derfelben u. f. w. aufzukommen 
babe, erft fpäter zum Austrage gebracht werden folle; der Abfag 1 wolle 
ſonach hauptfählih nur das abfchneiden, daß der Empfänger unter 
dem Vorwande, er könne die Waare nicht fofort unterfuchen, dieſelbe 
nur unter Proteft annebme und die Geltendmachung von Anfprüchen 
gegen den Frachtführer fih bis auf Weiteres vorbehalte. 

Don einem Mitgliede wurde hierauf die Streihung ber Wortes 
„ wenn die Feftftellung — — nachgeſucht worden it” beantragt, und 
zur Motivirung dieſes Vorfchlags darauf hingemwiefen, daß in bicfen 
Worten eine Pflicht der Unterſuchung der Waare für den Empfünger 
eingeführt würde, meldhe noch viel weiter gebe, als die des Käufers 
der Waare, man müffe hiernach, um gegen den Frachtführer ſich feine 
Anſprüche zu ſalviren, mit einer Umficht zu Werke geben, die man 
nicht einmal gegen den Verkäufer zu beobachten ſchuldig fet, zumal 
die Worte: „ohne Verzug” kaum anders ausgelegt würden, ale daß 
fie fo viel heifen, ald: „unverzüglich, fogleich nad dem Empfange.“ 


in Anfehung der Klagen wegen gänzlichen Verluftes mit dem Ablauf des Tages, 
an welchem die Ablieferung hätte bewirkt ſeyn müffen; in Anfehung der Klagen 
wegen Verminderung, Beſchädigung oder verfpäteter Ablieferung mit dem Ab⸗ 
laufs des Tages, an welchem die Ablieferung geſchehen iſt. Im gleicher Art 
find die Einreden wegen 2erluftes, Verminderung, Beſchädigung oder ver- 
fpäteter Ablieferung des Guts erlofhen, wenn nicht die Anzeige von biefen 
Thatſachen an ven Spediteur binnen der einjährigen Frift abgefandt worden iſt. 
Die Beftimmugen diefer Artikel finden in Fällen des Betrugs ober der Der 
untreuung des Spebiteurs Feine Anwendung.“ 

14) Was den Art. 381 betrifft, fo ftimmen die erften zwei Säße beffelben 
im Allgemeinen mit den Normen, welche bisher bei den Eiſenbahn⸗-Verwal⸗ 
tungen beftehen, überein, wie die im Tert angegebenen Citate zeigen; nur 
wird nach jenen ein Erfag wegen Berluftes und Schadens, welche bet ber Ab⸗ 
lieferung äußerlich nicht erkennbar waren, nach der Annahme und nad) ber 
Frachtbezahlung Cohne daß freilich NReftitution nöthig wäre) nur unter der 
Bedingung gefordert werden können, daß bie Feſtſtellung des Verluftes 
ohne Verzug nach der Entdedung nachgefucht worden. 

Für eine Erweiterung der in den Eiſenbahnbetriebs⸗Reglements beſtimmten 
halbjährigen Verjährungsfriſt auf eine jährige, ſcheint ein beſonderer 
Grund nicht vorzuliegen. 
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Es wurde aber von verfähtedenen Seiten für die Beibehaltung biefer 
Worte gefprochen und angeführt, man habe mit gutem Bemwußtfein 
bier ftrengere Vorſchriften als für das Verhältniß des Käufers zum 
Verkäufer vorgefehrieben, und namentlich hätten fich für biefelben aud 
die Faufmännifhen Sachverſtändigen in Preußen ausgefprochen. Der 
Srachtführer habe nämlich ein weit größeres Intereſſe, von einem 
Gefchäfte fchnell und definitiv loszukommen, als jeder Verkäufer, damit 
er nicht bei feinen weiteren Reifen aufgehalten werde; wenn irgend 
etwas Bedenken erregen könne, fo fei e8 im Gegentbeil cher noch bie 
Frage, ob man den Frachtführer für irgend etwas Anderes haften 
laffen folle, als für äußerlich erfennbare Mängel. Uebrigens fügte ber 
Herr Referent bei, die Worte: „ohne Verzug“ feien nicht mit ver 
Strenge aufzufaffen, daß das Recht, wegen eines Fehlers der Abtie- 
ferung, deifen Entdedung abfolut unmöglich geweſen, Schadloshaltung 
zu begehren, dann ausgefäjloffen ſei, wenn derfelbe alsbald nach der 
Entdedung konftatirt worden wäre, denn alsdann könne nicht von 
einem Berzuge bie Rede fein. 

Gegen ven Borfchlag: ftatt „nach der Annahme” — „nach der Ent- 
bedung“ zu feßen, wurde darauf verwiefen, daß andere Geſetzgebungen 
ben Frachtführer nad) der Annahme der Waare für gar keinen Fehler 
ber Ablieferung haften ließen, daß andere ganz kurze Friften, von 
1 — 3 Tagen, für feine Haftbarkeit gefeut hätten, daß man alfo mit 
einer Erweiterung der beantragten Art von einem lange beſtehenden, 
gefeglich anerkannten Gebrauche abmweiche, wodurch man in um fo 
bedenflichere Verwickelungen gerathen werbe, je ſchwieriger es ſei, nad 
dem Momente der Ablieferung oder gar nad) Monaten den Beweis 
berzuftellen, daß eine Beſchädigung der Waare während des Tran 
portes durch den Frachtführer und nicht erft fpäter erfolgt fet. 


Urt. 382 (316). . 

Der Frachtführer hat wegen ver Fracht- und Liegegelper, 
fowie der Zollgelvder und anderer Auslagen ein Pfandrecht 
an ven Gütern, welche von ihm zurädbehalten find, over in Anfe- 
hung deren er binnen drei Tagen nach ver Ablieferung fein Pfand⸗ 
recht gerichtlich geltend macht, fofern in dieſem letzteren Falle pie 
Güter noch bei dem Empfänger oder bei einem Dritten fich befin- 
ben, welcher fie für den Empfänger befitt. 

Er Tann zu feiner Befriedigung den Verkauf des Gutes ober 
eines Theiles deſſelben veranlaffen. 

Er hat viefes Recht auch gegenüber den übrigen Gläubigern und 
ber Concursmaſſe des Eigenthümers. 15) 





— — — — — 


15) Rach 6 55 Oben haben ſich die Bahnverwaltungen ein Recht bes Berlaufs 
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Gegenüber vem Antrag, daß, wenn man überhaupt einmal ein Pfand⸗ 
recht fortbeitehen Inffen wolle, obfchon die Waare aus dem Gewahrfam 
des Frachtjührers in die Hände des Empfängers übergegangen fei, 
fein Grund beftebe, daffelde nur auf 3 Tage zuzugeftehen (wolle man 
überhaupt Hypotheken an beweglihen Sachen zulaffen, fo könne man 
dies eben fo gut auf fo lange thun, als überhaupt die abgelteferte 
Waare im Beſitze des Empfängers oder des für ihn befigenden Dritten 
fich befinde) wurde bie Einſchränkung des Fauſtpfandrechts auf3 Tage als 
dem Bedürfniß genligend und als eine glüdliche Löfung der Schwierig- 
keiten bezeichnet, welche baraus entſtehen könnten, daß einerfeits nicht 
Zug um Zug geleiftet, und anbererfeits Hypotheken an beweglichen 
Sachen ohne Beſitz, mit mehreren Partikularrechten nicht vereinbar feien. 


Art. 383 (317). 


Geht das Gut durch die Hände mehrerer Frachtführer, fo 
bat ver letzte bei der Ablieferung, fofern nicht der Frachtbrief das 
Gegentheil beftimmt, auch die aus dem Frachtbriefe fich ergebenden 
Gorderungen ber Borhergehenden einzuziehen und deren echte, 
insbefonvere auch pas Pfandrecht, auszuüben. (Vergl. ©. 140, 
Wr. 3 Oben.) 

Der vorhergehende Frachtführer, welcher von dem nach- 
folgenven befriedigt iſt, überträgt auf dieſen von Rechtswegen feine 
Forderung und fein Pfandrecht. | 

In gleicher Urt wird die Forderung und das Pfanprecht bes 
Spediteurs auf den nachfolgenden Spebiteur ımb ven Frachtführer 
übertragen. 

Das Pfandrecht ver Vormänner bejteht fo lange, als das 
Pfandrecht des legten Frachtführers. 


Art. 384 (318). 5 | 
Wenn ber Frachtführer das Gut ohne Bezahlung abliefert 
und das Pfandrecht nicht binnen brei Zagen nach ber Ablieferung 


der verfallenen Srachtgüter, zum Zwecke ihrer Befriedigung, alfo nicht nur ein 
Retentions-, fondern auch eine Art Fauft- Hfandrecht fipulirt. — Zu 6 23h 
Ar. Dben (5, 140) fol hier noch bemerkt werben, daß es dort heißen muß, ein 
Retentions⸗ nicht aber (fait: und) ein Pfandrecht, indem letzteres wicht ge- 
meinrechtlich,, ſondern nur nach deutſchem Partitularrecht ftatuirt wird. Vergl. 
Weiske Rechteler. IV, ©. 430, Anm. 63 u. 64. — Es würde alſo der vor 
ſtehende Artikel 382 den Eiſenbahn⸗Verwaltungen allerbings beſondere Vortheile 
gewähren, ſoweit fish biefelben ſolche nicht fchon durch ihre autonomiſchen R Ber 
ſtimmungen verihafft haben. 
Koch, Eifenbahnen, IL. 22 
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gerichtlich geltend macht, fo wird er, fowie die vorhergehenden Fracht: 
führer und die Spebiteure, des NRückgriffs gegen die Bormänner 
verluftig; mir der Anfpruch gegen den Empfänger bleibt 
in Kraft. 


Art. 385 (319). 


Der Abfender und der Frachtführer können übereinfem- 
men, daß ver leßtere dem erjteren einen Ladeſchein ausftellt. !*) 

Wenn der Frachtführer nicht zu den gewöhnlichen Fuhrleuten, 
den gewöhnlichen Schiffern oder ven Boft- Anftalten gehört, fo it 
er vermöge Schließung des Fraditvertrages verpflichtet, auf Ber: 
langen des Abfenders einen Ladeſchein auszuitellen. 

Der Labefchein ift eine Urkunde über die Verpflichtung des Fracht 
führers zur Aushändigung des Gutes. 


Die Discuſſion erſtreckte ſich vorzugsweiſe darauf, welche Form 
den Frachtbriefen zu geben ſei, damit ihnen die Eigenſchaft negociabler 
Papiere beigemeſſen werden könne (man hatte früher die Frage, 
ob die für den Seetransport über Connoſſements geltenden Grunt- 
füge auch auf den Land- und Fluß - Transport auszubehnen jei, 
bejaht), fodann, ob dieſe Eigenfihaft daran zu knüpfen fei, daß 
diefe Papiere an Orbre auögeftellt würben, ferner, ob ein Zwang 
für die Frachtführer zur Ausflellung refp. Unterzeichnung folder 
negoriabler Papiere zu flatuiren, endlich ob neben folchen negeciabfen 
Sapieren noch andere gewöhnliche Frachtbriefe zuzulaſſen oder vor - 
zufchreiben, oder zu verbieten feien, 


— — ⸗— 


16) Nach dem bier adoptirten Syſteme ſoll alſo von dem Fradt: 
führer auf Verlangen nicht ein Tuplicat des Frachtbriefs unterzeichnet 
werden, fondern ein ſelbſtſtändiger, dem Connoſſement gleichſtehender indoſ⸗ 
ſabler Ladeſchein, ohne daß ein Frachtbrief nebenher zu laufen braucht. 
Die Stelle dieſer Ladeſcheine vertraten bisher bei dem Eiſenbahntraneport 
die Frachtbriefs⸗Duplicate, insbeſondere bei den Defterr. Bahnen die Auf- 
gabesScheine — und bei Babııbof-restante - Gütern die Frachtbrief- Anfchnitte. 
Vergl. S.45. — Wenn den Eifenbahn- Verwaltungen die Ausftelung von 
den tn den nächſten Artifeln weiter befprochenen Ladeſcheinen unbedingt zur 
Pflicht gemacht werben follte, fo. würde dadurch beſonders bei frequenten Bab⸗ 
nen die Süter-Erperition auſſerordentlich erſchwert werben gegen 
die bis jetzt beſtehende Einrichtung der Srachtbriefs+Duplicate, welche ber Aur- 
geber,. wenn er eine Befcheinigung ber erfolgten Uebergabe an bie Bahnver⸗ 
waltung mwünfcht, ausgefüllt einzureichen bat, fo daß berfelbe nur noch vom 
Büterespebienten vollzogen Cd. h. mit dem das Datum ergebenden Stempel 
bedrudt) zu werben braucht. Vergl. die fig. Anm, 18, 


- 
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Gegenüber der Anſicht, daß ber Ladefchein „an Ordre“ zu ſtellen fei, 
« damit in deutlicher, Leicht erfennbarer Weiſe der Gedanke ausgedrückt 
werde, daß den Grundſätzen des Civilrechts zumider eine noch ganz 
unbefannte, erft fpüter zu beftimmenbe Perſon verpflichtet werbe, wie 
diefes nad den meiften auslänbifhen Kandelsgefegbüchern vorge— 
fhrießen, wurde befchloffen, ebenfo wie bei den Connoffements davon 
abzufehen, daß bie betreffenden Urkunden an Ordre ausgeftellt würden, 

- ‚ba biefes den Bepürfnifien des Verkehrs mehr entfpreche. 

Bezüglich der Form wurde hervorgehoben, es bebürfe für die frag- 
liden negociablen Papiere allerdings eine befondere Form, um fie 
von den gewöhnlichen Frachtbriefen ꝛc. zu unterſcheiden. — Das 
Unterfcheidungszeichen, daß fie wie die Tuplicate ber Frachtbriefe 
von den Zransportunternehmern unterschrieben mwürben, fei nicht 

prägnant genug, um Verwirrungen zu vermeiden, es erfiheine paffen- 

ber, zu beftimmen, daß der Frachtführer das, was bie Wirkung 

der betreffenden Urkunde fein folle, ausdrüdlich erkläre, daß er aljo 

deutlich fage, er wolle ſich verpflichten, die empfangene Waare ar 

- ben Inhaber des Papiers auszulicfern, daß er mit anderen Worten 
den Frachtbrief in Form eines Verpflichtungsſcheines ausſtelle. 

Um feine Verwirrung zu verurfachen, befrhloß man, fich des 
Auspruds „Frachtbrief“ gar nicht zu bevienen. Es wurde nämlich 
hervorgehoben, mit Dem Ausdruck „Frachtbrief“ werde bis jegt ein 
fo beflimmter Begriff verbunden, daß man es kaum dahin bringen 
werde, ihn ohne Nachtheil auf ein Inſtitut anzuwenden, Das für den 
Land- und Flußtransport erft ganz neu eingeführt werden folle, 
ohne daß das zugleich ein für alle Male an die Stelle des Älteren 

1: Inſtituts zu treten hätte. Für eine foldye neue Sache 'müffe noth- 
„n:rWenbig auch ein neuer Name eingeführt werben. Demzufolge wurde 
ss Bast Stachtbrief „Ladeſchein“ zu fegen befchloffen, da dieſer Ausdruck 
= bezeichnend genug, fet und ohnehin ſchon beim Flußtransport vielfuch 
yn gebraucht werde. 
is „.: Man hoffte die Sicherheit des Verkehrs und: bie Schnelligkeit des 
ir, . Waarenumſatzes werde durch eine folhe Vorfchrift gefördert und ber 
Frachtführer werde durch diefelbe nicht. beläftigt, denn er befomme 
im Grunde feine andere Verpflichtung als die, welche er fchon auf 
Grund des Srachtbriefs habe, daß er nämlich Die empfangene Waare 
‚an einen ihm zu beftimmenden Empfänger abliefern folle, 


Art. 386. 
er dadeſchein muß enthalten: 
1) die Bezeichnung der geladenen Güter nach Beſchaffenheit, 
"Menge und Kennzeichen; 
2) ven Namen und Wohnort bes Frachtführers; 
8) den Namen des Abſenders; 
22* 
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4) ven Namen bvesjenigen, an ben ober am beflen Orbre das Gut 
abgeliefert werden ſoll (als folcher ift der Abſender zu ver- 
ſtehen, wenn ber Labefchein lediglich an Ordre geftellt ift); 

5) den Ort ver Ablieferung ; 

6) den Frachtlohn; 

7) ven Ort und Tag der Ausſtellung. 

Der Ladeſchein muß von dem Frachtführer unterzeichnet fein. 

Der Abſender hat dem Frachtführer auf deſſen Verlangen eine 
von ihm unterzeichnete gleichlautende Kopie des Ladeſcheines 17) 
auszuhändigen. 

Art. 387. 

Der Ladeſchein entſcheidet für die Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem 
Frachtführer und dem Empfänger des Gutes; die nicht in denſelben 
aufgenommenen Beſtimmungen des Frachtvertrags haben gegenüber 
dem Empfänger keine rechtliche Wirkung, ſofern nicht auf dieſelben 
ausdrücklich Bezug genommen: it. 

Für die Nechtsverhältniffe zwifchen Frachtführer und Abſender 
bleiben die Beſtimmungen des Frachtvertrages maßgebend. 


Art. 388. 


Die Uebergabe des Ladeſcheins fteht ver Uebergabe 
bes Guts gleich. 

Der Sinn der Uebergebung eines Rabefcheines ſoll alfo offenbar 
ber fein, daß ſich der Abfender damit zugleich feines Verfägungs- 
rechts über die Waare begebe. Demgemäß müfle man mtr Um⸗ 
fländen dem Frachtführer das Recht einräumen, bie Waare zu depo⸗ 
niren, 3. 3. wenn fih gar fein Empfänger melden wilrbe, ober 
wenn er auf Grund zweier Duplicate gleichzeitig von mehreren Per- 
fonen, vielleiht auch vom Abfender und Deflinatar zugleich wegen 
Auslieferung ber Waare angegangen wfrbe. 


Art. 389. 


Wenn der Frachtführer einen Ladeſchein ausgeftellt Bat, darf er 
jpäteren Anweiſungen des Abfenders wegen Zurüdgabe over Ablie⸗ 


= — no — — — — 


17) Dadurch, daß mehrere Exemplare des Ladeſcheines ausgegeben wer⸗ 
den, ſetzt man bie Transport⸗Unternehmer in Verlegenheit, an welchen ber 
legitimirten Labefchein- Inhaber fie ansliefern follen. Ihr Sicherungsmiitel 
muß dann Depofition fein, 
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zung bes Guts an einen anderen als ben burch den Labefchein 
gitimirten Empfänger nur dann Folge leiften, werm ihm ber 
nbefchein zurückgegeben wird. Handelt er dieſer Beitimmung ent- 
egen, jo ift er dem rechtmäßigen Inhaber des Ladeſcheins für bas 
Aut verpflichtet. 

Nach der Abſicht des Entwurfs folle der Abfender, mie biefes 
auch der Auffaffung des Verkehrslebers entfpreche, bis zum Augen- 
blicke der Ablieferung berechtigt bleiben, ben dem Frachtführer ertheil⸗ 
ten Auftrag beliebig zu wiberrufen. 


Art, 390 (323). 


- Zum Empfange des Guts Iegitimirt ijt derjenige, an welchen 
as But nach dem Labefchein abgeliefert werben foll, ober auf 
velchen ver Ladeſchein durch Indoſſament übertragen ijt. 18) 


Art, 391 (324). 


Der Frachtführer ift zuc Ablieferung bes Guts mur 
egen Nüdgabe des Ladeſcheins, auf welchem bie Ablieferung 
es Guts befcheinigt ift, verpflichtet. 


Art. 392 (325). 


gm nebrigen kommen die Beſtimmungen über die Rechte und 
flichten des Frachtführers auch in dem Falle zur Anwendung, wenn 
in Ladeſchein ausgeftellt ift. 


— — — 


18) Mit der Einführung dieſer indoſſabeln Ladeſcheine würde alſo ben 
Mtter⸗Expedienten obliegen, auf ihre bzwſe. der von ihnen vertretenen Bahn⸗ 
erwaltung Gefahr hin zu prüfen, wer der legitimirte Empfänger ſei, mas, 
xenn der Ladeſchein Durch verſchiedene Hände gegangen iſt und alfo auf dem⸗ 
üben eine längere Reihe von Indoſſamenten ſich befindet, eine Arbeit ift, 
velcher wohl ein Kaufmann, nicht aber ein Güter-Erpebient (zumal bei der 
kothwendigkeit einer rafchen Expedition) fich unterziehen könnte, Dean muthet 
ſer voch wohl dem Transportelinternehmer, bzw. deſſen Leuten mehr zu, als 
Eber Ratur des Transportgefchäfts Liegt. Ueberdies möchten folche indoffa- 
ele Ladefcheine oder Conneſſements, welche allerdings für längere, befonders 
etransporte, beren Dauer ganz unficher iſt, höchſt angemeffen find, um bie 
Mpoſttion über die Waare zu erleichtern, — für die Eifenbahn-Transporte, 
Wiche In der Regel von nur fehr Kurzer Dauer find, in der That kaum durch 
ad Bedärfniß des Handels geboten fein. 
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Urt. 393, 

Wem ein Kaufmann, deſſen gewöhnlicher Handelsbetrieb fich 
nicht auf Die Ausführung von Frachtgefchäften erjtredt, in einem 
einzelnen alle einen Transport von Gütern zu Lande oder auf 
Flüſſen und Binnengewäffern auszuführen übernimmt, fo kommen 
die Beitimmungen viefes Titels auch in Bezug auf ein ſolches Ge 
Ihäft zur Anwendung. 


Art. 394 (326). 
Die Beftimmungen dieſes Titels finden auch Anwendung auf 
Eiſenbahnen und andere öffentliche Transport- Anftalten. 
- Sie gelten jedoch für die Poft-Anftalten nur infoweit, als nicht 
durch befondere Geſete » ober : Verordnungen für biefelben e ein- Anderes 
beſtimmt ift. 


— — — — — 


Zur Kritik der vorſtehenden Beſtimmungen erlaube ich mir noch 
folgende Bemerkungen beizufügen. 

Während die Nürnberger Commiſſion hinſichtlich der Rechtsver⸗ 
hältniſſe der Poſtanſtalten die Geſetze und Verordnungen reſpectirte, 
durch welche bis jetzt dieſe Rechtsperhältniſſe auf eine Weiſe geregelt 
worden ſind, welche ſich offenbar die Bahnverwaltungen zum Muſter 
genommen haben, will man die durch die oberſten Staatsgewalten 
ſanctionirten (oder von Letzteren hinſichtlich der Staatsbahnen ſich 
ſelbſt geſetzten) Eiſenbahnſtatuten gründlich reformiren. Ich kam 
nicht umhin, hier auszuſprechen, daß ich prinzipiell die in der Com⸗ 
miſſion laut gewordene Anſicht theile, daß vie Regelung ber Cijen- 
bahnangelegenheiten Sache ver Coüceſſionirung und Statutengenehmis 
gung fei, und daß der hiergegen eingewenbete Umſtand, daß bie 
Eifenbahn - Verwaltungen ein factifches Monopol ausüben, gerabe 
für diefe Anficht ſprechen möchte, indem bie Regelung ber Monopole 
offenbar zunächft Verwaltungsjache ift. 

Es läßt ſich jenoch nicht verfennen, daß mehrere Bejtimanungen 
ber Eiſenbahn⸗Betriebsreglements, wie fie bis jeßt von den Staats⸗ 
gewalten gut geheißen werben find, ven Unforverungen nicht ent- 
fprechen, welche ber Verkehr an tie Eifenbahnen als fein Haupt 
organ ftellt, welche nämlich dahin gebe, daß die Eiſenbahnen nicht 
nur einen möglichſt billigen, ſondern ‚auch einen möglichjt ſichern 
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Transport heritellen, und zwar ficher fowohl in Betreff ver recht- 
jeitigen (richtigen) als auch hinſichtlich einer unverfehrten (guten) 
Lieferung. 

Es iſt daher gewiß anzuerkennen, daß wo Autonomie und Ver⸗ 
waltung die Mängel, welche in dieſer Richtung beſtehen, nicht aus⸗ 
merzt, bie Gejeggebung jich dieſer Aufgabe unterziehe. 

Diefe Mängel, über welche man täglich von dem, Handel und 
Gewerbe treibenden, Publitum Klagen hören Tann, find auch wohl 
fämmtlich von der Nürnberger Commiſſion bei der Aufftellung ber 
Artikel 371 — 376 in Betracht gezogen worden. 

Zu bedauern ift nur, daß die Reaction gegen diefe Mängel in 
ber Commifjion fo weit geführt bat, daß man bie Eifenbahnen 
größtentheils mit demfelben Maaße wie einen gewöhnlichen Fuhr⸗ 
mann mejjen, ja mit verjchärften Mißtrauen behandeln will, ohne 
irgend zu berüdjichtigen, daß es fich hier um vie Exiſtenz eines 
höchſt complicirten und von verpflichteten Beamten geleiteten Traus⸗ 
portgefhäft von enormen Umfange handelt. Zu bebauern ift, 
dag man, anjtatt an bie autonomifchen Normen anzufnüpfen, welche 
offenbar mit großer Sachkenntniß von dem Vereine Deutfcher 
Eifenbahn- Verwaltungen in dem allgemeinen Deutfchen Güterregle- 
ment fich niedergelegt finden, ohne jegliche Berüdjichtigung ver 
eigenthümlichen Intereſſen des Eiſenbahnweſens in einer Weife 
burchgegriffen hat, daß wenn ber Entwurf gefeßliche Kraft erlangen 
ſollte, auch gar mancher lebensfähige Keim vernichtet werben würde, 
welcher fich in ben Betriebs Reglements findet. Es würde bamit 
dem Publilum mancher Vortbeil entgehen, welcher bisher mit ben 
beftehenden Einrichtungen verfmüpft war, und befjen es fich bis jettt 
zum Theil unbewußt erfreute. 

‚Namentlich muß in biefer Beziehung Folgendes hervorgehoben 
werben. 
ws D. Schon ‚in, ber Commiſſion wurde ausgeſprochen, daß die 
Eiſenbahnen ohne Zweifel mit Rückſicht auf ihre beſchränkte Haft: 
barkeit ihre Berechnung gemacht haben, und bei voller. Haftbarteit 
jedenfalls höhere Frachtſätze ftellen würben, woran fie wohl von 
den Staatsnerwaltungen um fo weniger gehinvert werben würben, 
als dieſe Durch den eignen Betrieb der Staatsbahnen ſelbſt ein In— 
tereffe daran haben, daß pas Eifenbahn-Transportgefchäft ſich ange- 
meffen rentire, wenigftens nicht bedeutende Einbuße mit ſich führe, 
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Während nun durch eine Erweiterung des Inſtituts des Fracht: 
zufchlages zu einer eigentlichen Verſicherung für jebe nicht durch 
vis major berborgebrachte Verlegung — oder Verſpätung der Sen- 
bung 19) — das Intereſſe derjenigen Abjenver, welchen es mehr 
um eine beſonders vorfichtig zu behandelnde und möglichjt auf 
einen bejtimmten Tag eintreffende Lieferung, als um einen wohl 
feilen Transport zu thun ift, vollkommen Kefriedigt werben würbe, 
will man dieſes ganze Inſtitut mit einem Feberftrich (durch Art. 376) 
vernichten, und macht damit eine jeve Lieferung zu ben jest beite- 
benden wohlfeilen Xransportpreifen unmöglid. — Statt daß man 
insbejondere die Bahnverwaltungen burch die bejjere Bormirung des 
Inſtituts der ſ. g. Berficherung dahin zu führen jucht, daß fie fich dazu 
verfteben, auch für die unverlette Lieferung von leicht zerbrechlichen, 
äßenden und ähnlichen mit befonverer: Aufmerkſamkeit zu behankelnven, 
fowie für bie vom Abſender in ganzen Wagenlieferungen zu verſendenden 
Gegenftände gegen eine möglichft geringe Prämie (Fruchtzufchlag) zu 
haften, will man auch in Betreff viefer Gegenftänbe eine volle Haftung 
ohne alle Berüdfichtigung der Schwierigkeit eines berartigen Trand: 
ports (bei dem Mafjengefchäfte der Eifenbahnen) einführen. — 
Man könnte hierdurch die Bahnen leicht dahin bringen, daß dieſelben 
wie die Poften, den Transport berartiger Gegenftände überhaupt 
ausichlöffen. Eben fo würde man, wie bereits in Anmerkung 8 
bemerft ift, durch die Einführung einer unbebingten Haftpflicht für 
Verfäumniß ber Lieferungszeiten die Bahnverwaltungen zwingen, 
die Fracht (mit Hinblid anf bie zu Übernehmenve größere Gefahr) 
zu vertheuern, over fehr weite Lieferungstermine zu fegen, während 
der Bahnverwaltung bei Zahlung einer Prämie ſchon eher zugemuthet 
werben könnte, wegen verjpäteter Lieferung umfaſſend zu Baften. 

2) Dich Urt. 874 follen bie Bahnverwaltungen genöthigt 
werben, für bie zum Transport angenommenen Güter bis zur Ab⸗ 
lieferung an ben fchriftlich auf der Adreſſe angegebenen oreffaten 
zu haften. Es iſt bier auf das zu verweifen, was ich bereits in 
biefer Beziehung in Anmerkung 9, Seite 280, gejagt habe, daß 
nämlich die Eiſenbahn⸗Verwaltungen burch eine derartige Beftlmmung 


19 Diefe Einrichtung iſt bereits auf verfchiedenen — namentlich ben 
Preußiſchen — Bahnen, was die unverfehrte Lieferung betrifft, im Das Leben 
getreten. 
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ſich leicht veranlaßt ſehen möchten, dem Publikum die Möglichkeit 
zu rauben, auf den Eiſenbahnen über das Gebiet des Deutſchen 
Eiſenbahnvereins hinaus Güter direct zu verſenden. — Wie wird 
FJemand einen Transport für wenige Silbergroſchen übernehmen 
wollen, wenn er baburch fein ganzes Vermögen gefährbet!? Wollte 
man gegen bie Bahnverwaltungen gerecht fein, fo hätte man ihnen 
wenigſtens nicht härtere Pflichten als den Poſtanſtalten auflegen 
follen, welche innerhalb des Poftwereins für Verluſte und Entfchä- 
bigungen aufkommen, über viefes Gebiet hinaus aber fich nur dazu 
verjtehen, ben Abſender bei feinem Anſpruche gegen bie fremde 
Boftverwaltung Träftig zu unterftügen. 

Dan Tann fich bei dieſen Betrachtungen der Beforgnif nicht 
erwwehren, daß ver fonft fo glückliche Gedanke: durch ein allgemeines 
Handels» Gefegbuch die erwünſchte Rechtseinheit Deutfchlands auf 
dem Gebiete des Handelsrechts herbeizuführen, wenigitens was 
das Zransportwefen anlangt, durch das SHereinziehen ber 
Nechtsverhältniffe ver Eifenbahnen in ver Weife, wie e8 in 
jenem Entwurfe gefchiebt, gerade zum Nachtheil des Publikums 
ausfchlagen Könnte; und zwar (jprechen wir es direct umb offen 
aus:) weil man davon Umgang genommen hat, burch bie zunächit 
Betheiligten, die veutfchen Eifenbahn-Verwaltungen, ihr auf ſpecielle 
technifche Erfahrung geſtütztes Votum bei der Normirung biefer 
eigenthümlichen, fie doch vor Allem berührenden Verhältnifje abgeben 
zu laſſen. 2°) 


— ⸗— — 


20) Darf man den Verſicherungen der die Güter⸗Expeditionen beſorgenden 
Eiſenbahnbeamten Glauben ſchenken, ſo liegen in dem Weſen des rieſenmäßigen 
Transportgeſchäfts ſelbſt, welches ſie zu beſorgen haben, beinahe unüberſteigliche 
Hinderniſſe für einen raſchern und beſſern Transport. (Die Nachläſſigkeit des 
Publikums in Beziehung auf die Verpackung, welche ſich bei ihrem Maſſen⸗ 
geſchäft gar nicht fo minutiös unterfuchen laſſe, als dieſe Die Reglements vor- 
fihreiben,, ſoll fehr oft die Urfache einer Beſchädigung beim Transporte fein. 
Die Spedition durch das Gebiet verfähtenener Bahnverwaltungen vermehre 
die Geſchäfte binfichtlich der einzelnen Collis in der Art, daß felbit bei ber 
größten Ordnung eine Verzögerung auf einzelnen Uebergangsftationen unver 
meidlich würbe, und dieſerhalb Die Lieferzeiten nicht gut innegehalten werben 
fünnten.) — Man hat dieferhalb vorgefchlagen, Daß bei größerer Entfernung 
nach dem Beifptele ber Nerfendung von ganzen Schiffelapungen auch bie 
Derfendung von ganzen Wagenzügen durch Spebiteure beforgt werben möge. 
Würde z. B. ein Spebtteur (fagt man) einen Ertragug von Frankfurt nach Berlin 
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untrennbares Ganze, daß es jedenfalls angemejjen fein möchte, auch 
biefe Verhältnifje in einer berartigen Codification zu berüdfichtigen. 

Als eine höchſt dankenswerthe Aufgabe des hohen Bundestages 
würde es daher erfcheinen, die Verkehrsverhältniſſe über- 
haupt in allen ihren rechtlichen Beziehungen durch bie im Bun: 
vesbefchluffe vom 18. December 1856 angenrpnete Commifjion unter 
Zuziehung einer weiteren Eommiffton von Sachverſtändi— 
gen, — namentlich von Mitglievern ver Eifenbahn-Berwal- 
tungen 22), — regeln zu laſſen. Man würbe in einem derartigen 
legisfatorifchen Verſuche mit Freude ein neues Zeichen erblicken, 
daß die deutfchen Regierungen fich beftveben, ihren Untertbanen für 
bie verfehlten Einbeitsbeftrebungen auf dem politifchen Gebiete wenig« 
ftens in materiellen Beziehungen eine Einheit zu fchaffen, welche 
bazu dienen bürfte, Deutfchland durch bie fozialen Kämpfe ver 
Gegenwart glüdlich hindurch zu leiten. 


22) Es würden diefe zunächft den Entwurf zu einem vollſtändigen Eifen- 
bahn⸗Codex auszuarbeiten und vorzulegen haben, und vorerft die Eifenbahn- 
Verwaltungen von den im vorliegenden Handels - Befepbuchs - Entwurfe ent- 
baltenen Befimmungen, eben fo mie die Pollen zu erimiren fein. (Ein 
Unterſchied zwiſchen Poſt- und Eifenbahn-Traneporten müßte befonders in 
benjenigen Staaten auffallend erfeheinen, wo beide Verkehrsanftalten unter 
ein und berfelben Verwaltung flehen.) 
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Bie Haftpflicht der CelegraphenAnſtalten im deutfdy-Öfterreichifchen 
Eelegraphen- Berein. 


— 


Wenn man von den Eifenbahnen ald den Hauptträgern des 
Öffentlichen Verkehrs vebet, jo wird man unwillfürlih an deren 
treue Begleiter, an die Zelegraphen erinnert, ein verjchwijtertes 
Inſtitut, welches jich mit den Eifenbahnen gleichſam in das Gefchäft 
ber Brief» und Fahr-Poſt (der Nachrichten und Perfonen-, bezw. 
Güter- Beförderung) getheilt bat, und mit ihnen auf berfelben 
rechtlichen Baſis ruht. 1) 

Ich hatte daher die Abficht, dieſem zweiten Theile als Anhang 

eine ſpecielle Darftellung ver aus Telegraphirungen entftehenven 
Nechtsverhältuiffe beizufügen; allein zu einer jolchen Darftellung, 
welche auch die franzöfifchen, belgifchen und englijchen 2c. Xelegrapben- 
Einrichtungen umfaſſen follte, gebricht mir vorerjt ſowohl vie Zeit, 
als auch gehörig vollftänviges Material. 2) 
.. Ich will jedoch verfuchen, im Folgenden wenigjtens bie Haft- 
pflicht (in Wahrheit vie Nicht- Haftpflicht) der Telegraphen-Ver— 
Waltungen im beutfch-öfterreichifchen Telegraphen⸗Vereine kurz zu 
erörtern. 

Vorausſchicken muß ich: daß vie ZXelegraphen - Verwaltungen 
bauptjächlich nach zwei Richtungen bin verhaftet erfcheinen Könnten: 

1) dem Aufgeber gegenüber für vie richtige und zeitige 

Beförderung und Ausfertigung einer Depejche ; 


nn ne 


1) Hinfichtlich der Rechtsverhältniſſe ber Poſten erlaube ich mir auf bie 
Bereits citirten Arbeiten von Müller und Enyrim, fowie auf einen fo 
eben in der Zeitfchrift für Deutfches Recht erfchienenen Auffay von Kompe, 
ber Pofttransport-Bertrag, aufmerkfam zu machen, deſſen Verfaſſer zu meiner 
Breude meine Grundanfhauung über die Transport - Rechtöverhältniffe theilt. 

2) Eine höchſt dankenswerthe Aufgabe würde es fein, die gefeglichen und 
autonomiſchen Befimmungen, welche in Bezichung auf bie ſämmtlichen 
Transport-Arten (Poften, Eifenbahnen, Dampfſchiffe, Privatfuhrwerke, Tele- 
graphen) In Deutfchland beſtehen, umfaſſend darzuſtellen. 
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2) dem Empfänger gegenüber (mit welchem an fich die beförbernbe 
Telegraphen-Berwaltung in gar feinem Contractsverhältnifie 
jteht, wenn nicht etwa der Aufgeber ſich als Beauftragter tes 
Horeffaten gerirt hat), infofern, als eine wiperrechtliche Handlung, 
deren Miderrechtlichleit die Verwaltung erfannte ober doch 
erfennen mußte (namentlich eine Täufchung des Adbreſſaten, 
welche zu einer Vermögensbenachtheiligung vefjelben geführt 
bat), Seitens des Wufgebers in Mitte liegt. 


- 0 3w1. 

Während nach ven allgemeinen Rechtsgrundſätzen über vie locatio 
conductio operis, — als welche das Rechtsverhältniß zwifchen einer 
Telegraphen- Verwaltung und dem Abjender einer telegraphifchen 
Depefche im Allgemeinen zu betrachten ift, indem ein opus, bie richtige 
Beförderung einer, Nachricht an den Adreſſaten, übernommen wird, — 
bie Telegraphen-Verwaltung dafür veräntwortlich fein würbe, wenn 
ihre Beamten ſich irgend eine Fahrläſſigkeit oder gar bösliche Hand— 
lung bei der Telegraphirung, Ausfertigung oder Zuſtellung einer Depeſche 
zu Schulden korimen ließen, wollen bie Telegtaphen⸗ Verwaltungen 
(was — abgeſehen von culpa lata und dolus — infolge beö oben in ben 
88. 7-18 Ausgeführten rechtlich ftatthaft ift) jeglichen Schavenerfah 
für unrichtige over verfpätete Ueberlieferung, ausgefchloffen haben. 
Das Reglement für die telegraphiſche Correſpondenz imt deutſch⸗dſterr. 
Telegraphenverein von 1858 enthält nämlich im 8. 27 die Beſtimmung: 

„Die Telegraphen-Berwaltungen leijten für die richtige Ueber- 
„kunft der Depefchen ober deren Ueberkunft und Zuſtellung i inner- 
„halb beftimmter. Friften, keinerlei Garantie, und haben Rach⸗ 
„theile, welche durch Verluſt, V erftümmelung oder Berfpätung ber 
„Depefchen entftehen, nicht zu bertreten.” 

„Für Depefchen, welche verloren geben, ober in einer Art ver 
„ſtümmelt werten, daß jie erweislich ihren Zweck nicht erfüllen 
„können, oder welche fpäter in bie Hände der Adreſſaten gelangen, al® 
„bie® durch Vermittelung der Poft hätte ver Fall jein müffen, werben 
„bie gezahlten Gebühren erſtattet, fofern deren Reklamation innerhafb 
„ichs Monaten vom Tage der Aufgabe der Depefche ab erfolgt." 

Es könnte zwar gefagt werben: ber im zweitporftchenden Safe 
erwähnte Nachſatz des $. 25 

„und haben. Rachtheile, welche durch Verluſt, Verſtũmme⸗ 
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„tung oder Berfpätung der Depefchen entjtehen, nicht zu 

„vertreten“ 
fpecialiftire bie Fälle der nicht „richtigen Ueberkunft,“ und 
beſchränke damit die Ausſchließung der Garantie auf die eben in 
dieſem Nachſatz angegebenen fpecielfen Fälle; allein bei ver ganz 
allgemeinen Stipulation der Ausfchliefung jeder Garantie für 
bie richtige Ueberkunft ver ‘Depefchen läßt fich ver eben erwähnte 
Nachſatz nur als eine Anwendung dieſer Ausſchließimg auf vie 
gewöhnlicheren Fälle anfehen, ohne daß damit andere Fälle ausge— 
fohloffen werben follten. Wenn man aber fagen wollte, daß bie 
Worte „für die richtige Ueberfunft der Depeſchen“ lediglich (worauf 
bie danach folgende Partikel „oder“ hiuweiſe) ınit ben Worten: 
„beren Ueberkunft und Zuftellung innerhalb beſtimmter Friſt“ gleich- 
bedeutend zu nehmen feien, und alfo gar nicht den Fall einer 
unrichtigen Telegraphirung oder umnrichtigen Ausfertigung 
einer Depefche beträfen, fo würbe fich eine folche Anſicht alöbalp 
durch das im mehrerwähnten Nachfage vorkommende Wort „Ver— 
ſtümmelung“ als unhaltbar barftellen. 3) 


3) Die Frage, ob tn folden Fällen unrichtiger ZTelegrapbirung oder 
Husfertigung einer Depefche, in welchen die Zelrgrapben - Berwaltung ben 
dadurch entitandenen Schaden nicht zu erfegen verpflichtet ift, diefer Schaden 
som Abfenver over vom Empfänger der Depefche zu tragen fei, wird, ſobalb 
feſtſteht, daß die Depeſche von ver in ihr als ihr Abſender bezeichneten Perſon 
aufgegeben worden, alfo lediglich eine nicht getreue Telegrapbirung over 
Yusfertigung der Tepefche fattgefunden bat, ſtets zum Nachtheil des Abfen- 
ders und nicht des Empfängers zu entfcheiben fein, fofern nicht ein beſonderes, 
zwifchen beiden Teilen fchon beſtehendes Rechtsverhältniß (beſondere Verab⸗ 
hung) ein Anderes mit fi bringt. So wurde aud in dem bekannten 
Inlle — wo das Bankierhaus Dppenheimer in Köln eine Depeſche an 
das Bankierhbaus Weiller und Sohn in Frankfurt a. M. des Inhalts: 
„Kaufen Sie... . Action“ aufgegeben hatte, in der Ausfertigung der 
Depeſche aber durch den betreffenden ZTelegraphenbeamten in Frankfurt a. M. 
Bart „Kaufen Sie” gefagt war: „Verkaufen Sie“ — von den 
Gerichten (Erfenntniß des Preuß. Landgerichts zu Köln vom 29, Suli 1856) 
euifhieden, und fo tft in anderen ähnlichen Fällen auch fchon früber ohne 
richterliche Entfcheidung verfahren worden. Als einen Fall Icgterer Art kann 
ich aus unmittelbarer Erfahrung anführen, wie ein Schwager von mir eine teleara- 
phiſche Depeſche an ein Bankierhaus zu Berlin aufgegeben hatte, in welcher die 
Summe 5000 vorfam, ber Telegraphenbeamte der Aufgabeftation aber bet 
ber Telegrapbirung diefer Summe irrigerweife eine Null zugefeßt hatte, fo 
daß ſtatt 5000 telegraphirt war: 30000. Der Abfender hatte bier alsbald 
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Die von ven Telegraphen⸗Verwaltungen ausbepungene Befreiung 
von jeglicher Garantie für die richtige Ueberkunft einer ‘Depefche 
würde übrigens in denjenigen Fällen, wo culpa Inta ober dolas des 
Brinzipals der Telegraphen - Verwaltung bei einer unrichtigen Zeles 
graphirung oder Ausfertigung einer telegraphifchen Depejche zc. 
anzımehmen wäre, ebenfowenig wie bei ven Eifenbahnen Geltung haben. 
Allein als eine folche, den Wegfull ver ausbebungenen Befreiung 
von der Haftbarkeit wirkende culpa lata oder Arglift könnte doch 
nur diejenige angefehben werben, welche von der al8 Contrahent zu 
betrachtenden Telegraphen- Verwaltung felbft (aljo 3. B. bei ver 
Anftellung oder Beauffichtigung, bezw. Beibehaltung des betreffenben 
Zelegraphenbeamten), nicht aber viejenige, weldhe von einem bie 
Telegraphirung ober die Ausfertigung beforgenven, bisher im Dienfte 
untadelbaften ZTelegraphenbeamten *) begangen wurde. 


die richtige Anficht gefaßt, daß der aus biefer mmidtigen Telegraphirung 
entflandene Schaden von mehreren Taufend Thalern nicht irgend von bem 
adreſſatiſchen Bankierhauſe, fondern nur von ihm, bem Abſender, zu tragen 
rt, indem er biefen Fall demjenigen ganz gleich erachtete, wo A einen Boten 
1: mit einer mündlichen Inftruction, welche diefer fich fchriftlich aufzeichnete, an 
(4° B abfandte, der Bote, beffen Legitimation als Bevollmächtigter des A außer 
fr. Zweifel ftand, bet ber fehriftlichen Aufzeichnung, welche er, als feinen Auftrag 
5, enthaltend, dem B übergab, ſich geirrt hatte, und mo unzweifelhaft ber 
Bollmachtgeber A den durch Die unrichtige Beftellung feines Boten verurſachten 
Schaden allein zu tragen haben würde. 

4) Vol. 8 86. Wenn auch der Telegraphenbeamte, welchem bei ber 
unrichtigen Telegraphirung ober Ausfertigung einer Tepefche ein Verſchulden 
zur La fällt, perfünlich zum Erſatze des durch dieſes Verſchulden entflandenen 
Schadens rechtlich verpflichtet wäre (was aber, befonbers wenn einmal bie 
Nichthaftung für den Schaden von dem Prinzipal allgemein ausbebungen MR, 
manchem Zweifel unterliegt), fo würde eine deshalbige Schadenserfapflage 
doch meiſtens in der Bollziehfungs - Inftanz fih von gar Teinem, ober bod 
nur von fehr langſamem unb immer prefärem Erfolge zeigen, Indem in ber 
Regel der Schadenserſatz allen durch Gehalts - Abzüge wird herbeigebracht 
werben können, weldhe 3. B. tn ben in vorausgehenber Anmerkung erwähnten 
Fällen, eine Zeitbauer von mehr als 30 Jahren erforbert und wahrſcheinlich 
vor der gänzlichen Tilgung der Schuld durd Ableben des Beamten geendet 
hätten. — Die Untüichtigfeit eines Beamten gemährt übrigens nad 5 75. 
Ih. 11. Tit. 10 des allgemeinen preußiſchen Landrechts einen Regreß gegen 
den Vorgefepten, welcher den untüchtigen Beamten angeftellt hat, tolffend, 
bag er untüchtig fe. — Darüber, daß der Staat an fi hinfichtlich ber 
Beamten vollſtändig haftet, deren er fi zum Betrieb eines commerciellen 
Unternehmens wie ber Telegrapben bedient, vgl, S. 134, Anm. 10. 
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Zu 2. 

Nach allgemeinen Nechtsgrundfägen wird Jemand durch Aus- 
führung eines angenommenen Wuftrags, einem Andern etwas mit- 
zutheilen, (als nuncius) dieſem Andern nicht irgenb verpflichtet, 
wenn er nicht wiljentlich fich dabei einer Mitſchuld an einer Gejeg- 
widrigkeit theilhaftig macht und auch nicht erkennen konnte, daß 
durch die Mittheilung eine Gefegwibrigfeit verübt over beförbert, 
insbeſondere etwa eine Zäufchung bes Andern bezwedt murbe. 

Eine Zelegraphen- Verwaltung wird baher, da ein folcher Aus- 
nahmsfall bei ihr nicht denkbar ift, dem Adreſſaten einer telegra- 
phiſchen Depefche, namentlich auch nicht dafür verhaftet erjcheinen, 
baß der Aufgeber diejenige Perfon fei, für welche fich derſelbe in 
ber Depefche ausgegeben hat. 

Schon bei den Römern war e8 Lebens- und Nechte-Marime, daß 
einem Boten ohne befonberes Beglaubigungsichreiben des Abſenders 
in der Regel nicht zu glauben fei und daß Derjenige, welcher in dieſer 
Beziehung leichtgläubig dem Boten ohne gehörige Beglaubigung vers 
traute, es fich al8 feine eigene Schuld beizumefjen habe, wenn er 
burch feine Leichtgläubigfeit Schaden Titt (vergl. Yauterbad 
disputastio de nuncio im III. Band ver Differtationen beffelben, 
Seite 249 mit Beziehung auf J. 52, 8.11. D. 47, 2 und I. 11. 
C. 4, 10); und e8 hat dieſe Maxime, als in der Natur ber 
Sache begründet, auch für unfere Zeiten und Verhältniſſe volle 
Geltung. 

Bon diefen Grundſätzen geht offenbar auch das Neglement für 
bie telegraphifche Correſpondenz im beutfch-dfterreichifchen Telegraphen⸗ 
Bereine von 1858 aus. Aus den 8. 8. 6 und 15 veffelben ift zu 
entnehmen, daß von ber Zelegraphen-Verwaltung die Beglaubigung 
eines Depeſchen⸗Aufgebers Tebiglih in ver Art beachtet werben 
fo, daß nur in dem Falle, wenn ver Uufgeber feine Beglaubigung 
beſonders geltefert hat und beren gleichzeitige Mittelegraphirung an 
den Adreſſaten verlangt, dieſe Mittelegraphirung erfolgt, ohne jedoch 
über bie Glaubwürdigkeit dieſer Beglaubigung fich ein Urtheil beizu- 
meflen, und ohne Uebernahme einer Haftpflicht für die Nichtigkeit 
berfelben. Der 8. 6 dieſes Reglements lautet nämlich: 

„Es ift dem Abſender einer Depefche geftattet, feiner 
„Unterfärift eine beliebige Beglaubigung beifügen zu 
„laſſen“ 

Koch, Eiſenbahnen. II, 23 
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und ber folgende $. 15: 


„Adreſſe und Unterjchrift ꝛc. und bie nach der Unterfchrift 
„folgende Beglaubigung werben mitgezählt (bei Berechnung 
„der Wortzahl)“. 


Dean wird fchon aus diefer kurzen Ausführung erfehen, wie bie 
Zelegrapbirungen, wmenigftens bei den deutſchen Xelegraphen- 
Anftalten, ein höchſt unzuverläffiges Verkehrsmittel bilden und wie 
burch folche bei der allgemeinen Ausſchließung der Haftpflicht 
ver Zelegraphen-Berwaltungen das Vermögen des Empfängers bezw. 
des Abſenders gänzlich gefährbet fein kann, je nachdem 

1) ver betreffende Telegraphenbeamte die Depefche nicht richtig 

telegraphirt ober nicht richtig ausgefertigt hat, ober 

2) über die Identität der die Depefche abſendenden Perſon keine 

Nachweiſung feftiteht. °) 


9) Sp lange bie Rechtsverhältniſſe bei ber Telegrapbie noch nicht zu 
Gunſten des Publikums geregelt find, kann man nur folgende Borfidts- 
Maßre — bei Telegraphirung empfehlen: Correſpondenten, welche auf 
telegraphiſche Mittheilungen hingewieſen find, haben die Verabredung mit 
einander zu ugfen gegenſeitig telegrapbifchen Depeſchen nur dann Folge zu 
geben, bezw, nerfennung zu zollen, wenn 

1] zugleich eine ſichere Beglaubigung des Aufgebers beigefügt worben; 


2] der Empfünger ber tefegraphifchen Depeſche alsbald den Inhalt ber 
ihm darüber zugegangenen Ausfertigung an ben Abfender zuräd- 
telegrapbiren lafie; 

(Nicht hiermit zu verwechſeln iſt bie Vorſichtsmaßregel, weldye in den früheren 
deutfhen Xelegraphen = Regiemuents In deren $ 37 gegeben war, nämlich, dep jeber 
Abfender einer Depeſche verlangen könne, daß biefelbe cclationirt, db. h. von ber 
Adreßſtation vollſtändig zurüdtelegraphirt werde; biefe Beftimmung in ans bem 
neuen Reglement von 1858 meggeblieben, wahrfheinlid aus dem Grunde, weil 
fie doch keine vollfländige Sicherheit, namentlid gegen unridtige Außfertigung 
der Depeſche gewährte, auch fchr wenig von ihr Gebrauch gemacht fein fell.) 

3] daneben, um Irrthümer in der Telegraphirung und Ausfertigung ber 
Depefchen zu erfchtweren ; in jeber Depeſche 

a. des Gebrauchs von Wörtern, welche wegen theilweiſen Gleich⸗ 
lautens leicht mit einander verwechfelt werben können, ſich enthalten 
und Dagegen anberer, biefer Gefahr nicht ſo leicht auegefenten, 
Mörter fi bedient werde, 3. B. ftatt „laufen“ (f. Rote 3!) 
gefagt werde: „erwerben,“ flatt „verlaufen“ geſagt werbe 
„veräußern“, 

b. die Ziffern dadurch eine Eontrole in ber Depeſche ſelbſt erhalten, 
daß alle in der Depeiäe vortommenden Rummern jebe in einer 
Harenthefe und in der Reihenfolge, wie fie in ber Depeſche vor- 
Iommen, am Schluffe der Depeſche direct vor ber Unterfchrift 
wiederholt werben, und zwar nicht in benfelben Ziffern, ſondern 
in Auflöfungen, 3. B. die in einer Depeche vorlommenden Summen: 
in folgender Weif (500 «+ 3800) (7) (999 + 9001) N 
n folgen e: + , , , 

oder; (4800-500), (9-3), (11,099-1099), (6V. 


—— — 





Viertes Kapitel. 


Die Verpflichtungen der die Eilenbahn zum Crausport beuntzenden 
Herfonen, nach Inhalt der dentfchen Eifenbahn-Hegiements, 


6. 87. 
Ueberfigt diefer Pflichten. 


Die eine Eifenbahn zum Transport benußenden Perjonen find 
verpflichtet, Die in Beziehung auf Die betreffende Transportgattung 
ihnen in dem Betriebd-NReglement und dem Tarif jener Bahn 
(oder des betreffenden Bahnverbands) auferlegten Obliegenheiten 
zu erfüllen. Aehnlich wie bei ben Verpflichtungen der Eijen- 
bahnverwaltungen (vgl. ©. 146.) laſſen fih auch Hier brei 
Sauptverbindlichkeiten unterjcheiden, nämlich: 

I. die Verpflichtung zu einer reglements- d. h. ordnungs⸗ 
mäßigen Benußung der Transportmittel Seitend der 
Zrandportaten, mit der eventuellen Verbindlichkeit zum 
Schadenserſatze wegen doloſer oder culpofer Bes 
Ihädigung”) der Bahnverwaltung In Beziehung auf 
den Transport; 

I Verpflichtungen des Transportaten wegen Berzugs in Gr- 
füllung feiner Gontract3-Pflichten ; 

HL Berpflihtung zur Zahlung des tarifmäßigen Trans 
portpreifes ac. 





*) Tiefe Berbindlichfeit der Transportaten zum Schadenserfage tritt mehr 
zurijck, als die entiprehende im Gapitel II. abgehandelte Pfliht der Bahn- 
verwaltungen, nub wird daher nur ala ein annexum behandelt. 

Rod, Bifenbafum. IL . 
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Zu I. erfcheint e8 angemefjen, Die auf den Perfonentrang: 
. port fich beziehenden Beſtimmungen, von denen über den Sachen 
transport zu trennen, ba dieſelben wenige Berührungspunfte mit 
einander haben, wogegen bie verjchiedenen Gattungen des Sachen⸗ 
transports zufammen behandelt werden Zönnen, da insbefondere 
der Gepäd- und Bütertransport ganz gleichmäßige Beſtim⸗ 
mungen binfihtlih der bier fraglihen Verpflichtung bietet und 
aljo eine Zuſammen⸗ bezw. Gegenüberftellung berjelben von In⸗ 
tereſſe erjcheint. 





Erſter Abſchnitt. 
Berbindlichkeit zur ordnungsmaͤßigen Benutzung ber Transportmittel 
A. Hinſichtlich des Per ſo nentransports. 


S§. 88. 
1. Drdnungsmäßiges Verhalten ber Bitenbafn-Weifenden. 


Die auf der Eifenbahn reifenden Perſonen haben ben Ver⸗ 
pflihtungen genau nachzukommen, welche ihnen in den Betriebs 
Neglements in Beziehung auf ihr perjönliches Verhalten auferlegt 
fiud, namentlid) den Anorbuungen der betreffenden Beamten ber 
Eifenbahn-Berwaltung (der Conducteure, Schaffner) in allen bie 
Beförderung auf der Bahn und die Ausübung ber Bahn Polizel 
betreffenden Fällen unweigerlich Folge zu leiften ?); fo insbeſondre 
was die Anweifung der Sie anlangt (vgl. $. 27). Zu erinnern 
ift hier daran, daß Streitigkeiten zwifchen dem Publikum und 
dem Dienftperfonale auf den Stationen durch die Station 
Borfteher, während der Fahrt durch die Bugführer entfchieben 
werden 2). 


+ 


5.88]: Verpfl. des Trausportaten. 7 


Die einzelnen Pflichten ber Eiſenbahn⸗Reiſenden in Be⸗ 
stehung auf ihr perjönliches Verhalten finb jedoch bereits in ben 
SS. 26 8 zum größten Theil beiprochen worben, jo baß es nur 
noch erübrigt, biefelben zur Weberficht Hier Furz zuſammenzu- 
ſtellen. 

Es ſind folgende Verpflichtungen der Eiſenbahn⸗Reiſenden 
hervorzuheben: 

1) dieſelben haben weder zum Einſteigen noch zum Ausſteigen 
die Thüren eines Wagens ſelbſt zu öffnen, müſſen vielmehr dieſes 
Oeffnen dem Dienſtperſonal überlaſſen und Dürfen nicht ein» ober 
ausfteigen, bis ber Zug völlig ſtill fteht?) namentlich auch bet 
außergewöhnlichem Anhaften anf der Bahn barf der fteifende 
erft auöfteigen, wenn der Schaffner die Thüre öffnet *). 

2) Jeder Verſuch einzufteigen, jobald Die Wagen in Bewe 
gung gejebt find, ift unzulälfig °). 

3) Der Reifende bat ſich entfernt von den Kahrgleifen und 
Maſchinen zu halten und den Bahnhof in Feiner andern als ber 
vorgefchriebenen Richtung zu verlaffen ®). 

4) Während der Fahrt barf ber Reiſende weder feitwärts 
fih aus dem Wagen biegen, noch gegen bie Thüre fi) anlehnen, 
noch auf die Sitze oder Baͤnke treten”). 


8) A. D. P. $, 21. Abſ. 2: „Die Reifenden bürfen zum Ein⸗ und Aue 
flelgen die Wagenthüren nicht ſelbſt öffnen, fte müffen vielmehr das Oeffnen 
dem Dienfiperfonal überlaſſen und bürfen nit eins und ausfleigen, Bevor der 
Zug völlig ſtillſteht.“ 

MWörtli ſtimmen damit überein die auf 6.159. Anm. 21. citirten Megles 
mente Beflimmungen. — Hinfiätlih der Folgen einer Vernachläſſigung diefer 
Befimmungen in Beziehung auf ESchadenserjahanſpruͤche; vgl. ©. 290. inobeſ. 
Anm. 5. 

4) A. D. P. $. 20. Bol. oben 9. 350. 

5) Vol. die Citate in 6. 30. Anm. 13. ©. 155. 

6) A. D. P. $. 21. Abſ. 2. Main W. 6. 25. 

7) A.D.P. $. 21. Abſ. 1. Main W. 6. 23. Den Gifenbahn-Reifenden find 
außer diefen ihnen vorgefhriebenen Veorfihtsmaßregeln noch folgende (man 
verzeihe dem Drange des Verfaſſers nach praktiſcher Nupen-Stiftung diefe Ein= 
miſchung von nit juriftifhen Gautelen) zu ihrer perfonlihen Eicherheit zu 
empfehlen: 

1. die Bahn nur mit größter Vorſicht (nah jeglicher Seite bin) und nicht 
anders als da, wo es unumgänglich nöthig, zu überfhreiten, 


23? 
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5) Auch muß der Neifende fi in einer die Mitreifenden 
nicht beläftigenden Weiſe verhalten, namentlich Die Schranken 
wahren, welche in Betreff des Rauchens und ber Mitnahme von 
beläftigenden und gefährlichen Degenftänden in den Perfonenwagen 
beftehen ®). | 

Hinfihtlich des Verbots des Sikend in oder außerhalb auf 
den transportirten Squipagen vgl. F. 400 (S. 173.) 





2. wo möglıdh einen Plap in einem in ber Mitte bes Zuges beſindlichen 
Waggon zu wählen, indem bei einem Zuſammenſtoß die vorderſten und hinter 
fen Wagen der Züge der Beihädigung am meiften ausgefeht find, und nament- 
lid wenn die Maſchine aus dem Gleiſe herausläuft oder ein Zug gegen einen 
andern anftößt, die vorberfien Wagen leiden, in dem falle aber wenn ein 
Zug von einem andern eingeholt und gefloßen wird, die legten Wagen ben 
größten Schaden leiden, 

3. flets einen folden PBlab zu nehmen, daß man mit dem Rüden ned 
der Maſchine zu ſitzt (Nüdfip), indem unter 100 Stößen, welche die Wagen 
der Bahnen erhalten, erfahrungsgemäß immer 85—90 in der Richtung von 
vorne nach Hinten erfolgen, und man, wenn man mit dem Rücken nach ber 
Maſchine fist, in diefen Faͤllen nicht vom Eike weggefchleudert, fondern vielmehr 
gegen die Lehne gepreßt wird, wo man bei einiger Geiſtesgegenwart ſich dann 
vor dem Gegenſtoße durch Anhalten ſchützen Fann, 

4. daß man das Fahren in Coupes mit blos einer Reihe von Eipen 
meide, die den Meifenden gegenüber Blasfenfter haben, indem bei heftigen Stös 
Ben, die der Wagen erleidet, entweder die Genfer zertrümmert und deren ums 
berfliegende Splittern gefährlih werden oder der Reifende in die Scheiben ges 
worfen werden fann, 

5. man im Wagen fipend fi büte, die Beine unter die gegenüberliegenden 
Sitze zu Reden oder ſonſt ein Glied des Körpers an feiner Bewegung zu bin 
dern, indem durch jeden rajchen Geſchwindigkeitswechſel bei Eiſenbahnunglücke⸗ 
fällen der Körper nad) vorn oder regelmäßig rückwärts (im Wagen) geworfen 
wird, und diefes meiftend nur dann ohne Schaden vorübergeht, wenn man fi 
frei vom Plap bewegen fann, während im Gegentheile Knochenbrüche oder 
Quetiſchungen die Folge fein können. Bol. 9. Weber, Technik des Eiſenbahn⸗ 
Betriebs. 

8) Vgl. $. 36. lit, b. u. $. 38. 


$'89--91.] Berpfl bes Transportaten. a0 


6 80. 
2. Folgen eines ordnungswidbrigen Berhaltens. 


Wer die vorgejchriebene Ordnung nicht beobachtet, fi ben 
Anorbnungen bes Gifenbahn-Dienftperjonald nidyt fügt oder ſich 
unanſtaͤndig benimmt, wird ohne Anſpruch auf den Grfolg bes 
bezahlten Fahrgeldes von ber. Mit- bezw. Weiterreiſe ausges 
ichloffen *) und hat, wenn er durch orbnungswibriges Verhalten 
in Schaden fommt, nicht irgend Anfpruc auf Schadens-Erſatz 1°). 


g. 0. 
3. Beigädigungen der Berfonenwagen und Schadenserſaßleiſtung 
bıerfür. 


Die Reifenden haben, wenn durch fie, bezw. durch ihre Sins 
der oder durch etwa von ihnen mitgenommene Thiere das Innere 
eines Wagens beſchmutzt, ober Kenfter bejchäbigt, Gardinen zer: 
riffen werben u. f. w., Dafür eine Entihädigung zu zahlen, welche 
bie Eifenbahnverwaltung fofort feftzuftellen und durch ben Betrefs 
fenden Bahnbeamten (Schaffner) von dem Schuldigen alsbald 
einziehen zu laſſen befugt ift!"). 


B. Hinfihtli des Sach entransporis. 


$. 91. 
Ueberſicht. 


Die Pflichten der Eiſenbahnreiſenden hinſichlich des Gepaͤck⸗ 
transporte8 foweit fie hierher gehören, find bereits in den 


9) A. D. P. $. 25. fowie bie üßrigen zu $. 34. in Anm. 22. (©. 159.) 
angegebenen Gitate, 

10) Val. die Ausführungen in $. 84. (S. 288 fg.) und namentlich die 
Gitate in Anm. 4. dortſelbſt (S. 289.) 

11) Vgl. A.D.P, $. 22: „Für Zertrümmern von Fenſtern beſteht 
eine Entfchädigungstare und werden bie darin feftgejegten Beträge vorfommenden 
Falls durch das Dienfiperfonal von den Schuldigen fofost eingezogen ıc. Woͤrt⸗ 
li ſtimmt damit Preussen $. 22, 


2 : Guter Titel Kapitel IV. [5 92:03, 


55. 3739, hinſichtlich des Gquipagen⸗ und Vich-Transports 
im $. 40 fig., die Pflichten der Abſender beim Bütertransport 
aber in $. A2 fg. abgehandelt worden. 

Diefelben Taffen ſich ſaͤmmtlich auf den Grundgedanken zurüd, 
führen, daß ber Transport weber dem Eigenthum der Bahnvers 
waltung noch auch ben mittransportirten Gegenftänden Schaden 
bringen darf. Daraus „ergeben fi namentlich folgende Beſtim⸗ 
mungen: | 

a. beim Gepädtransport: die verbotene Aufzabe von 
feuergefährlihen Gegenſtaͤnden, wovon bereitd genügend (insbe⸗ 
jondere auch von der eventuell eintretenden DBerpflichtung zum 
Schadenserſatze), im S. 38, die Rebe geweien ift; 

b. beim Viehtransport: das Verbot der Aufgabe von 
Franken Thieren, (vgl. 92.); | 

c. beim Gütertransport: das Verbot der Aufgabe von 
feuergefährlihen Gegenftänden ꝛc. unter faljcher Declaration, wo 
von im weiter folgenben $. 93, gehandelt werden wirb. 

Außerdem ift noch Die Verpflichtung zur Befolgung ber Vom 
ſchriften des Zollweſens abzuhandeln. 


6. 92. 
Verpflichtung aus der Aufgabe kranker Thiere. 
Diejenigen, welche kranke Thiere (Pferde) oder ſolche Thiere, 
die von einem Orte kommen, wo eine Viehſeuche herrſcht, auf 
geben, haben für allen dadurch entſtehenden Schaden Vergütung 
zu leiſten 1). 


g. 98, 
BVerpflichtung bei falſcher Declaration®), 


Diejenigen, welche die Eiſenbahn zum Transport eines Outs 
1) 2gl. A. D. P. 8. 40. X. F. W. Nordb. IX. $. 6. 


*) Bol. vie Gitate in Anm. 16. zu $. 45. (©. 193.) fowie 6, 450 
$. Br, 
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Bemipen wollen, haben in dem Frachtbriefe über daſſelbe, welchen 
fie dem Betriebs⸗Reglement gemäß?) auöfiellen und mit dem Bute 
übergeben müiffen, den Inhalt Der Sendung richtig anzus 
geben und find für alle aus einer unrichtigen Angabe deſſelben 
für die Gijenbahn-Verwaltung entflehenden Nachtheile verantivorts 
lich, haben namentlich; wenn fie: 3. B. (vgl. $. 452) fenergefähr 
Iihe Gegenftände, äßende, oder fonft gefährliche Subftanzen, zur 
Beförderung unter falſcher Declaration aufgegeben haben, 
allen dadurch entftehenden Schaden zu erjeßen. Außerdem muß 
die Durch unrichtige Declaration verkürzte Fracht nachgezahlt und 
eine Gonventionalftrafe nach Maaßgabe der befonderen Regle⸗ 
ments einer jeden der betreffenden Bahnen entridhtet werben ?). 


g. 9. \ 
Befolgung der Borfchriften bes Zollmwefens*). 


a. Was die DVerzollung des Reijegepäds als ſolchen ans 
Tangt, fo follen nach Juhalt des 6. 16. de in Aum.*) erwähnten 
allgemeinen Negulativs, v. 21. Sept. 1852: 


1) Vgl. die Gitate in Anm. * zu $. 45. (©. 194). 

2) A. D. G. $. 5. Nach den Berbandörfleglements (vol. M. D., 
R. Th., ©. Th.,W. D., O. R. zu 85.2 A. D. G. u. $. 45. Anm. 16) wirb 
eine Gonventionalftrafe bis zum doppelten Betrage ber Fracht aufge 
Reit. GEbenſo in Main W. zu 8.5, Hannover $.45, Preuss.® 6.51. — Bayern: 
Bis zu 10 Gulden. Ueber die Berechnung dieſer Conventionalſtrafe vgl. M. D. 
eit. (auf S. 193. Anm. 16). In Oesterr. ($. 7.) ik feine Gonventionalfirafe 
angedrobt, ebenfowenig in Sachs. ($. 6 lit, f). 

*) Die Beſtimmungen über die gollamtlihe Behandlung der auf ben 
@ifenbahnen transportirten Effecten und Güter an den Grenzen des beutfchen 
8ollvereine find in befondern Regnlativen, uamentlih in dem für 
den Zollverein allgemein gültigen Regulativ vom 21. Septbr. 1852 nieder 
gelegt. 

Diefe Regulativobeſtimmungen find jedoch nur probiferiiche, und es ſteht 
hoffentlich bald eine Umgeſtaltung derſelben bevor, da dieſelben dem erſten rs 
forderniſſe des GCiſenbahnverkehrs, der möalichſt ſchnellen Beförderung, nicht ent⸗ 
Prechen und damit das Intereſſe des Publikums wie der Bahnverwaltungen 
unnöthiger Weiſe beeintroͤchtigen. 


sr Erſter Titel. Ray V. [5 9. 


„ats Baffagiergut (im Sinne dieſes Regulativs) wur 

„diejenigen Effecten angejehen werben, beren Eigenthfmer 

„Th als Reiſende in demjelben Wagenzuge befinden ;* 
und fommen in Folge der im F. 10. jenes Regulativs vorgefchries 
benen Expebitionsweife, die Bahnverwaltungen bezw. deren Bes 
amte wohl kaum in die Rage, für die Eiſenbahn⸗Reiſenden aufs 





1) $. 10. eit.: „Sämmtlidje Frachtgüter und Paffagtereffekten, welche auf der 
Gifenbahn eingeben follen, müflen ſchon im Auslande in Güterwagen verlaben 
werden. Bei Ueberfhreitung der Landesgrenze dürfen fi in deu 
Berfonenwagen nur folde und zwar nicht zollpflichtige Kleinig 
feiten befinden, welche Reifende in der Hand oder fonft unverpadt 
bei fi Führen. 

Güter und Effekten, welde fi außerdem anderswo als in den Gi 
terwagen vorfinden, werben al6 Begenfland einer verübten Zolldefraude 
angeſehen.“ 

In dieſer Beſtimmung liegt offenbar ſowohl eine nicht zu redhtfertigende 
Beläftigung für die Meifenden, als eine Beeinträchtigung der Bahnverwaltungen. 
In diefer Richtung ſagt ber Gommiffionsbericht, welcher in der Trieker Generel⸗ 
Berfammlung des Vereins deutſcher Ciſenbahnverwaltungen von 1858 erflattet wurde, 
fehr richtig: Vermoͤge dieſer Vorſchrift kommen fehr häufig Bälle vor, in denen 
ben Meifenden, weil fie beim Gintritt in das Zollgebiet aus irgend einer Ber 
anlafjung augenblidlich von ihren Gepaͤck getrennt werden, entweder bie Ber 
fügung darüber auf Jängere ober fürzere Zeit entzogen ober aber gezwungener 
Aufenthalt unterwegs, folglich Unterbrechung ihrer Reife, Etörung des Beifes 
ylans mit allen daran fich Inüpfenden Berbrießlichkeiten und Weiterungen vers 
urfacht wird. | 

Erſteres geichieht, wenn fie, was zu den Möglichkeiten gehört. auf igrer 
ganzen Tour nit mehr mit ihrem Gepäd zuſammen treffen können; Lehteres 
aber, wenn fie zwar baffelbe auf irgend einer Station wieder erreichen, dann 
aber, um wieder in befien Beſitz zu gelangen, fi in die Unannchmlichleit 
fügen müflen, daſſelbe als Frachtgut gellorbnungsmäßig zu declariren, ich dem 
für diefe Art von But flattfindenden langſamen, mit Börmlichkeiten, die ihnen 
mehrentheils nicht geläufig find und deren Erfüllung ihnen oft [wer fein muß, 
umlagerten Abfertigungsverfahren zu unterwerfen und gu biefem Behuf die oft 
Eoftfpielige Mitwirfung unbelannter Mittelsperjonen in Anſpruch zu nehmen, im 
ſchlimmſten Kalle gar, wenn fie nämlich ſich außer Stande befinden, eine zoll 
erbnuungsmäßige Deelaration abzugeben, Anllagen auf Gontravention, VBeſchlag⸗ 
wahnıe und Prozeß und das damit verbundene Her von Schwierigleiten gu ge 
wörtigen und fo ihr eigentliches Beifeziel oft ganz aus ben Augen gerückt 
su ſehen. Es wird deßhalb mit Recht bie Zurädnahme biefer Sqchlußbeſtin⸗ 
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treten zu müflen). Es Tann daher hier von Pflichten ber Rei⸗ 
fenden der Bahnverwaltung gegenüber nicht Die Rebe jein 2). 
b. Was den Sütertransport anlangt, ſo zieht die Steuer 
Behörde die Zölle und Steuern, welde von ben auf ber Eiſen⸗ 
bahn transportixten @ütern an ben Staat bezahlt werben müſſen, 
reglementmäßig ſelbſt von den Zransportaten ein und find Iehtere 
wegen verübter Defrauden allein ſelbſt veranwortlich, während 
die Bahnverwaltungen ald Waarenführer nur die Controlvorſchrif⸗ 
ten zu beachten baben, durch welche die Staaten gegen Zollde⸗ 
fraude ſich wahren unb den richtigen Eingang ber Steuern fichern 
wollen ®). 
Bermittelt aber die Eifenbahnverwaltung auf ausdrüdlichen, 
im Srachtbrief erklärten Wunſch des Verſenders, wie dieſes regel 
mäßig geſchieht, die zoll» und ſteueramtliche Behandlung der Güter 
und fchießt in Folge deſſen die Eingangs⸗,, Ausgangs» und 
Durdygangs- Abgaben, ſowie andere öffentliche Abgaben und 
Gebühren, jomeit fie vorjchriftsmäßig und nicht am Abgangs⸗ ober 
Beftimmungsorte zu entrichten find, vor *): fo übernimmt fie doch 


mung bes $. 16. des Megulativs d. h. gleichmäßige Behandlung des fonftig 
gehörfg Tegitimirten Gepaͤcks (gleichviel ob ber Eigenthümer fi in bemfelben 
Bagenzuge befindet oder nicht) beantragt. 

2) Wohl aber von Pflichten der Reijenden gegenüber dem Staate, in 
welcher Beziehung bie in der vorausgebenden Bemerkung mitgetheilten Regu⸗ 
- lativsbeſtimmungen zu beachten find. 

3) Diefe Vorfchriften find in den in Anm. * citirten in Titel V. gu bes 
ſprechenden Reglements enthalten. 

4) Ein Erlaß des K. K. Deſtr. Handels Minifteriums vom 4 1853 er 
mädtigt das Eiſenbahnamt in Bodenbach (auf der Sächſ. Oeſtr. Eif. Grenze) 
zur Belebung des Verkehrs die zollamtliche Behandlung der über die öſtreich'ſche 
Bollgrenze eins und austretenden unverzollten Güter, welche mit ben vorfchriftes 
mäßigen Declarationd s und Legitimations-Papieren verfehen find, vorzunehmen, 
und weit dafjelbe Bahnamt an, die Weiterbeförderung an die Empfänger einer 
weiter gelegenen GBifenbahnflation, oder die directe Beförderung an den Ori⸗ 
ginal-Empfänger einer Station, wo fi fein Zollamt findet, vorzunehmen; 
au die Eingangs Ausgangs: und Durdigangss Abgaben, foweit fie nicht, 
am Abgangs⸗ und Beſtimmungs⸗Orte zu entrichten find, zu verlegen und nach⸗ 
gunchmen, wenn biefes von Geiten bes Berfenders in bem Frachtbriefe aus⸗ 
drũcklich gewũnſcht wird. Jener Erlaß fagt übrigens zugleih, daß hierdurch 
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nach ben Betrieboreglements durchaus kelne Verpflichtung, diefe 
Vermittelung auszuführen, behält ſich vielmehr ‚bie Befugniß vor, 
dtefelbe einem Spediteur zu übertragen, wenn Feine Mittelsperſon 
im Frachtbrief genannt iſt, und ‚macht den Abfender wie ben 
Empfänger für die Befolgung ber fteueramtlichen Borfchriften ſelbſt 
verantwortlich. - 

Vebernimmt die Bahnverwaltung die mittelft Frachtbriefs an 
ben Grenzen des Bollvereins ihr Übergebeuen @üter ohne vom 
Verſender ertrahirte. zollamtliche Begleipapiere zur Befoͤrderung 
fo ift ihr Der Abſender reſp. Gmpfänger für alle Schäben und 
Nachtheile verantwortlich, welche aus Unrichtigkeiten, Fehlern und 
Verſaͤumniſſen der FrachtbriefDeclaration (nad deren Maaßgabe 
die Boll-Declaration auögefertigt und vollzogen werden. muß) ent: 


Reben 8). 


Zweiter Abſchnitt. 


Berpflichtungen bed Transportaten wegen Verzugs in Erfüllung 
feiner Contraktsopflichten. 


S. 95. 


Vorbemerkung. 


Die Verpflichtungen, welche aus Verweigerung ober Ber 
zögerung der Annahme einer Sendung Seitens des Adreſſaten bezw. 
aus ber verweigerten Rücknahme berjelben Seitens des Abſenders 


Seine , wie immer geartete Verantwortlichkeit übernommen werde, fowie auch Die 
betreffenden Beamten und Diener weder eine Proviſion⸗Aufrechnung noch irgend 
eine Bergütung für ihre Mühewaltung annehmen dürfen. 

5) Bgl. die Gitate in $. 45. Anm. 16. (©. 193.) baß bei verfpätetem 
Abholen der Güter, felbft wenn foldhes in Folge veripäteter Abfertigung Sei 
tens der Zolls und Stener⸗Behorde ſtattfindet, Lagergeld erhoben werden kann. 
(vgl. $. 97. Aum. 9.) 
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entftehen, find im Allgemeinen bereits tn ben’ 86..58-—85. abge. 
handelt worden. Es wirb daher in ben folgenden FF. mn auf 
bie Verpflichtung zum Zahlung eines Lager: bezw. Stand⸗Geldes 
näher eingegangen werben. müflen, welche in jenen SS. nur kurz 
angedeutet wurde — Wir finden eine folche Verpflichtung be 
gründet: . 

1. wegen. Verzugs bei ber Auflieferung (6. o0) 

il. wegen Verzugs in ber : Annahme ®). E 


B S. 06. 
I. Lagergeld wegen Berzugs bei der Auflieferung. 


Die eine Eifenbahn zum Transporte von Gütern benubenden 
MPerſonen find bei einer nach und nad, Rattfindenden Anflie- 
fernng der in demſelben Frachtbriefe declaristen Sendungen 
verpflichtet, dieſe Auflieferung jpäteftens innerhalb 24 Stunden 
zu volbringen, und der Eifenbahn-Verwaltung, wenn jene nit 
innerhalb dieſer Leit flattgefunden Hat, bezw. wenn eine Vers 
sögerung Hinfichtlich derſelben erfichtlich ift, von den aufgelieferten 
Bütern nad Ablauf jener 24 Stunden Bid zu vollftändig voll- 
brachter Auflieferung der ganzen frachtbrieflihen Sendung, ein 
Lagergeld von 4 Grojchen oder 3 Kreuzer per Gentner zu ent 
richten). 


6. 97. 
‚u. Lagers bezw. Standgeld wegen Verzugs in der Annahme*). 


Die eine Eiſenbahn zum Transport von Neifegepäd ober 





*) Das Lagergeld, welches in dem Kalle bezahlt wird, wenn zur Verſen⸗ 
bung ausgeliefertes But vom Berfender wieder zurüdgezogen wird, fällt nicht 
amter den Gefichtepunft der Folgen eines Verzuge vgl. $. 103. 

Ueber die weitern Folgen des Verzugs in ber Annahme vgl. $. 100. 

1) A.D. G. 8. 32, N. 2. Berl. Anh. u. Berl. Steit. $. 51. Hamor, 
8. 59. — Der geringfle als Lagergeld zu entrichtende Betrag ift jedoch (nad 
A. D. G. $. 12. N. 5.) 1 ©gr. oder 3 kr. 

*») A.D. G. $. 12. A. D. P. 8. 30. Prouss.? $$. 38. 44..45. 58, Sache. 
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‚andern Gütern bennpenden Perfonen find auch bafür verhaftet, 
daß die transportirten Sachen zu gehöriger Beit rächempfans- 
gen werben, und ed entfiehen aus dem Verzuge dieſer Annahme ?) 
weitere Verpflichtungen und Nachtheile für fie, namentlich: 

1) die Verpflichtung zur Zahlung eined Nager: bezw. Stand» 
geldes und zwar: 

a. für Reifegepäd, das nicht innerhalb 24 Stunden nad 
der Ankunft in den beſtimmten Bepäd-Expebitionsftunden 
gegen Rüdgabe des Gepädicheind in der Expedition abge 
holt wird, von Ablauf Diefer 24 Stunden an, und zwar 
bei den meilten Bahnen für jedes Stüd von da an 
tägli 24 Ser.°); 

b. für Pferde, welde nit innerhalb einer Stunde nad 
der Ankunft auf dem Bahnhof abgeführt werden, ſelbſt 
wenn fie im Freien ftehen bleiben, nach ben meiften Regle 
ments für jede weitere Stunde und jedes Gtüd 
24 Sor.*); 

c. für anderes Vieh*), weldes nicht innerhalb 2 Stunden 
nach der Ankunft abgeführt ift, ein nad den Reglemente 
verjchiedened Standgeld für jede weitere Stunde Aufent 


S. 53. refp. $. 16., K. Fr. W. Nordb. V. $. 9. VII. $. 7. IX. $. 10. XIL 
$. 15. Bayern Il. 8.31, 45, 50. IH. $.21. Oesterr. 39. (@epäd) refp. 5.28. 
Würtemb. $$. 33, 39, 44, 58. 

2) Rückſichtlich derjenigen Güter, welche die betreffende Station in der Wohs 
nung des Adrefſaten zu liefern verpflichtet iſt (vgl. $.51. Anm. 3 u. Anl. Xle) wird 
jedoch ein Verzug in der Cmpfangnahme nur in dem alle ſtattfinden, wenn 
der Adreflat die Annahme wirflih und zwar ohne einen in Verfchuldung der 
Gifenbahnverwaltung liegenden Grund verweigert oder bie Bahnvermaltung 
außer Stand gefeßt hat, an ihn abzuliefern. 

3) A. D. P. $. 30. Bgl. 3. B. Preuss.? 6. 31. K. Fr. W. Nordb. V. 
$. 9: täglih 24 Sgr. Lagergeld. Sachs. $. 39: per Stück tägli 1 Re. 
Bayern Ill. $. 31: Stud per Tag 6 fr. 

4) A. D.P. $. 43, Bol. 3. B. K. Fr. W. Nordb. IX. $. 10. Preuss.* 
$. 44: Standgeld von 5 Sgr. für das Etüd die Stunde. Sachs. $. 53: von 
2 Rgr. Bayern $. 50: 3 fr. per Stud. 

5) Hinſichtlich der Hunde vgl. 5. 84. Anm. 17. (©. 298.) 
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halt bes Viehs anf dem Bahnhofe; daſſelbe Keträgt in 
der Regel per Stüd 1 Ser. (bei kleinerm Vieh 4 Sgr.), 
oder 2 Er. für drei Stunden *); 

d. für Equipagen, welche nicht innerhalb 2 Stunden von 
Beit der Ankunft (falls Diefe vor 6 Uhr Abends erfolgt) 
an abgeführt find, Für jede Stunde Tängern Verweilens 
5 Sgr.”); 

e. für Güter, welche Tänger ald 24 Stunden nad) ber An» 
meldung am Lagerorte liegen, nad Ablauf von AB Stun» 
den nach Ankunft des Guts) (jelbft wenn das But im 
Freien: lagert) per Gentner den Tag 4 Sgr. (6 Piennig 
— 1% fr.) Lagergeld 9). 

2) Wenn aus den zu ganzen Wagenlabungen vermietheten 
Wagen innerhalb der in den Special-Reglementd resp. Tarifen 
feftgefebten Friften, Längftens aber innerhalb 24 Stunden nad) ber 
Anmeldung, die Ausladung derfelben nicht erfolgt, fo ift die Eifen- 
bahn⸗Verwaltung zu dieſer Auslabung auf Koſten des Empfängers 
resp. Verfenderd, jedoch ohne Uebernahme irgend einer Garantie 
ermächtigt und iſt, einerlei ob Die Auslabung erfolgt ift oder nicht, 


)A.D.P. $. 44. K. Fr. W. Nordb. IX. $. 10. Preuss.® g. 45. 

7) A. D. P. $. 37. Nach Preuss.* $. 38. K. Fr. W. Nordb. VII. $. 7. 
j. B. für jede Etunde 5 Sgr. Standgeld bezahlt werden. Würtemb, 
$. 39: 18 fr. 

8) A. D. G. $. 12. No. 4: Bei Gütern aus Frachtbrieſen, welche an die 
Adreſſe nicht haben angebracht werden können, beginnt die Berechnung bes 
Lagergeldes 48 Etunden nah Ankunft der Güter. 

9) A.D. G. $. 12. No. 3. Preuss.* $. 57: 5 ©gr. @in Urtheil des Rhein. 
Appell.G. v. 4 1846 (Mh. Arch. 41, 1, 62) erkennt an, daß die tarifinäßige 
Entſchaͤdigung wegen verfpäteten Abholens der auf einer Gifenbahn transpors 
tirten Waare der Empfänger ſelbſt dann zu entrichten bat, wenn er folche 
wegen veripäteter Abfertigung Seitens der Steuerbehörde nicht früher follte 
haben abholen können. — Bayern IL $. 21: 2 fr. per Gentner u. Tag. 
Würtemb. $. 58: 14 fr. 

W. D. zu 8.12, des A. D.G.: Bei denjenigen Verwaltungen bes Verbands, 
welche in Buldenwährung rechnen: bei der —— Main⸗Neck. und Babi⸗ 
ſchen Bahn, Lagergeld pro Centner u. Tag — 1} kr 


208 | Erſter Titel. Kaps IV, [5 98. 


nad) Ablauf jener Beit das hiervor unter litt. e gedachte Lagergeld 
pro Ceutner und Tag zu entrichten 20). 


Dritter Abfchnitt. 


Verpflichtung zur Zahlung bed Transportgelbes und etwaiger Undlagen, 
au fonftiger Gebühren. 


$. 38. 


Vorbemerkung. 


Die eine Gijenbahn zum Transport benußenden Perjonen 
find weiter verpflichtet zur Bablung des tarifmäßigen Fahr⸗ und 
Fracht⸗Geldes, fowie etwaiger Auslagen uud |. g. Provilion. 

I. Hinfihtlih der Verpflihtung zur Zahlung des Trandporb 
preifed finden fich ber folgende Punkte Beſtimmungen in den 
Reglements 2): 

1) in wie fern Vorausbezahlung (bezw. Frankatur) vor Lei⸗ 

ſtung des Transports einzutreten hat (8. 99); 

2) ob und in wie fern das bezahlte Fahrgeld zurüdgeforbert 

werden könne, bezw. bei Gütertrangport das tarifmäßige 


— —— — an m nn 


10) A. D. G. $. 12. N. 3. Meder bie weitern Folgen des Verzugs in ber 
Annahme vgl. $. 53—55. u. $. 84. 

4) Die Fahr⸗ und Frachtpreiſe der beutfchen Eiſenbahnen finden fi in 
ben Tarifen für die Beförderung won Berfonen, Meifegepäd, Bquipagen, Vieh, 
Fracht⸗ und Gilgüter veröffentliht. Das Nähere über Diele Tarife bezw. über 
die Beträge und die Berechnung der Fahre und Frachtpreiſe vgl. Anlage XXII, 
wo auch Einiges über bie finanziellen Berhältniffe der deutfchen Gifenbahnen 
überhaupt mitgetheilt werden wird. 

2) Auch über die Berechnung der Fracht finden fi in den Reglementt 
die allgemeinen Grundfäge angegeben; vgl. A. D. G. $. 7. (E. 50. des Kur 
Lagehefts) und das Nähere in Anlage XXIE, 

Als Zahlungsmittel wird überall das auf den Nachbarbahnen geſetzlichen 
Gonrs befipende Gold⸗ und Eilbergeld mit Auoſchluß der Scheidemünze zu 
bem bei feder Erpedition durch Anſchlag feflgefeßten Gurfe angenommen, ir 
foweit diefer Annahme ein gefehliches Verbot nicht entgegenſtcht. A.D. P. 9.8. 
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Frachtgold nicht bezahlt zu werben Brauche, wenn ber; aus⸗ 
bedungene Transport überhaupt nicht Katt gehabt. hat oder 
doch nicht bis zum Beſtimmungsorte ausgeführt worden iſt. 

Hierbei werben folgende Faͤlle unterſchieden: 

a. Ausfall oder. Unterbrechung einer Fahrt (mit ober obne 
Verſchulden der Eiſenbahn⸗Verwaltung ($. 100.) oo. 

b. Nichteintritt. des Transports in Folge des ganzen oder 
theilweiſen Verluſtes bed Transport⸗Oegenſtaudes bezw. . Einfluß 
bes Verluftes oder. der Veſchaͤdigung des Tektern auf. Die Zahlung 
bed Trandportgelbs ($. 101.) 

c. Nichteintritt des Transports burch Verzug bezw. Berfäufden 
ober Zufall Seitens des Transportaten ($. 102.) 

d. Wegfall des Transports, indem die zur Verfendung aufges 

lieferten Güter zurüddgenommen werben, ($. 103.) 
WM. Außer dem eigentlichen Transportpreile Lörmen noch weis 
tere Gelder (Brovifion und baaren Auslagen) vom Transportaten 
zu bezahlen jein, worüber das Nähere in F. 104. nitgetheitt 
werben wird 2a). 


$. 9. 
DBorausbezahlung. 


Auf den beutfchen Eifenbahnen ift in folgenden Fällen Vor⸗ 
auöbezahlung die reglementmäßige Bedingung des Transports*): 
a. bei dem Perjonen-Verfehr?) und bem Gepäd- 


2.) A. D. G. S. 7. Abſ. 3. beilimmt übrigene ausdrücklich, daß ‚außer ben 
in den Tarifen berechneten Sätzen und ben fonft in den Reglements vorgefehenen 
Erhebungen und den baaren Auslagen (3. B. an Zöflen) keinerlei Koften berechnet 
werden dürfen. 

*) Mol, 6. 23», No. 1. (S. 138 oben). 

3) A.D. P. S. 11. Das zw entrichtende Fahrgeld ift übrigens Bel 
bereit zu Halten, damit Aufenthalt durch Belbwechfeln vermieden werde und auf 
ben F. k. öfterreihiichen Bahnen kann der Billetene bei größerem Andrang von 
Meifenden jede Geldumwechelung verweigern (Desterr. $ 17.) 
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Transport *), fowie bei Vtehfenbungen) und Equipagentrans⸗ 
port *), unbedingt, 
b. bei dem Güterverkehr: 

41) wenn die zu transportirenden Gegenftände nad) bem Ermeſſen 
der abfendenden Station dem fchnellen Verderben unter 
liegen und die Fracht und Rückfracht nicht ficher dedien ”); 

2) bei allen Gütern, deren Verſender nidyt genügend der 
AnnahmeStation bekannt ift, insbejonbere bei Felleiſen 
und bergleihen Effecten weldhe „Bahnbofreftante” ober zur 
eigenen Abholung bezeichnet find, und bei welchen ber Ber 
fender und Empfänger ein und dieſelbe Perſon ift'a) 


$. 100. 


Rüdzaplung von Fahrgeld bei Ausfall ober Unterbrechung einer 
Fahrt, 


Deim Ausfall oder bei Unterbrechung einer Fahrt ift der 
Reiſende nach den Neglementd nur zur Bezahlung des Fahrgel⸗ 
bes für die wirklich durchfahrene Strede verpflichtet und kann nur 
das für die nicht durchfahrene Strede bezahlte Fahrgeld zurüd 
fordern ®), felbft wenn die Bahnverwaltung fi) bei dem die Fahrt 
flörenden Ereignifje in culpa befindet). Der Erlaß der Fracht 
bei verjpäteter Lieferung *®) hat die Natur einer Conventional⸗ 


ftrafe. 


4) A. D. P. $. 28: Die Gepädfraht muß fofort bei Vermeidung des 
Nachtheils, daß die Beförderung unterbleibt, berichtigt werden. 

5) A. D. P. $. 42. „gegen Loͤſung und Borausbezahlung von Fahrzetteln.” 

6) A. D. P. $. 36, 


7) A. D. 6. 8. 8. 
74) K. F. W. Nordb. XII. $. 11. 


8) Dal. $. 31. insb. die Citate in Anm. 14. (S. 156.) 

9) Die Bahnverwaltung bat fi Hiermit von ihrer gemeinredhtliden 
Berbindlichfeit (ugl.1.13. $.1. u.5. D. 19, 2.) zur Erflattung des ſaͤmmilichen 
durch das von ihr verſchuldete Hinderniß entſtandenen Schadens, vgl, $. 23 
Anmerf. 2. €. 131, befreit bzw. befreien wollen. Bol. $. 7. insbeſ. auf 
$. 47. Anm. 12: (©. 198.) u. $. 86. 

10) 2gl. 5.47. (6. 198.) Nah gemeinem Rechte würde neben biefer-Gee 
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S. 101. - 
Nichtzahlung von Fahrgeld bei Berlaft ober —R ve 
Gutes. 

In den Fällen, in welchen für abhanden gekommene, becha— 
digte oder vernichtete Guͤter die Eiſenbahnverwaltung Erſatz leiſten 
muß *'), iſt ber Verfender oder Empfänger zur Zahlung einer 
Fracht: 

a) bei gaͤnzlichem Verluſt des Gutes nicht irgend verpflichtet, 
DdD) bei theifmeifem Verluſt oder Beſchaͤdigung des Gutes aber nur 
nad) Verhaͤltniß des ihm überlieferten unbeſchaͤdigten Gutes, 
und es tft ibm, wenn er in dieſen Fällen die Fracht ſchon gezahlt 
Bat, gänzlicher, bzw. verhälmißmäßiger Erſatz der Fracht zu lei⸗ 
fien 12). In ſolchen Fällen Hingegen, wo für ein zu Grund 
gegangene8 ober beſchaͤdigtes Gut Fein Erſatz von der Eiſenbahn⸗ 
Verwaltung geleiftet wird, ift bie Fracht für daſſelbe ganz zu ent- 
richten, und daher, wenn fie jchon gezahlt wäre, mie zu erfiatten. 


$. 102. 


Bahlung bes Fahrgeldes, wenn aus einem andern Grandı, ale dem 
Yes Ausfalls oder der Unterbrechung ber Fahrt, ein Bipulirter 
Transport nicht bewirfi worden ifl. 


In den Betriebs⸗Reglements finden wir, abgefehen von ben leßts 
erwähnten Källen der Unterbrechung oder des Ausfalld einer Fahrt, 


Sentionalfirafe sin Anſpruch auf Ontfhäpigung, ſeweit ber Schaden ſich Göher 
beläuft, immer geltend gemacht werden können (vgl. Mittermeier d. Br. RM. 
Br. II. ©. 699, Bender Handels R. ©. 162), wenn nicht Pie Reglemente ein 
Anderes beflimmten. 

11) Bel. 88. 56—86. 

12) ®gl. A. D. G. $. 14. N. 6 fo wie die übrigen in $. 78. Anm. 1. 
(6. 265.) unter a. aufgeführten, Sitate — In dem entfprecdenden Falle, wo 
ein Reifender dur) ein Ciſenbahnunglück vor vollendeter Fahrt um das Leben 
fsmmt, wide auch jedenfalls neben der Geltendmachung von Entichädigunges 
Anſprüchen (vgl. S. 58.) das Transporigeld für die nicht durchfahrene Strecke 
jurüdgeforbert werben Tonnen, nicht aber wenn derſelbe während der Fahrt 
Iufälig ſtirbt. Bol. 9. 23°. Anm. 5. 

Rıä, Bifendahnen II. 2 
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folgende Fälle namhaft gemacht, wo das Fahrgeld Seitens bes 
Transportaten bezahlt werben muß, bzw. nicht gurüdigeforbert werben 
Tann, obgleich der Transport gar nicht, oder Doch nicht bis zu 
bem ftipulicten Beftimmungsorte flattgefunden bat; Fälle, welche 
jaͤmmtlich darin übereinfommen, baß durch einen Verzug bes 
‚Transportaten, oder durch einen in Beziehung auf deflen Perſon 
eingetretenen Zufall, der flipulirte Transport unmöglich wurde ’*), 
fo daß ſchon nad gemeinem Rechte die Bahnverwaltung als 
Transporigeber, ohne daß fie weiter zu leiften Braucht, zur For 
berung bed Transportpreiſes berechtigt ifi!4): 

1) Dem Reiſenden, welcher die Abfahrtzeit ?«") verfäumt hat, 
ſteht weder ein Anſpruch auf Rüderftattung des Fahrgeldes 
noch anf irgenb eine andere Entſchaͤdigung zu '°); 

2) ber Reifende, welcher wegen Nichtbefolgung ber bie Orb- 
nung und Sicherheit auf ber Bahn, auf den Bahnhöfen 
und während der Fahrt bezwedenden Verfügungen bes 
betreffenden Bahnbeamten ober wegen unanftänbigen Be 
nehmen von der Mits reſp. Weiterreife ausgefchloffen 
wurbe, hat Feinen Anſpruch auf Grjaß bes bezahlten Kahr 
gelbes, ebenjo ber wegen Trunkenheit vom Mitfahren Ant 
gefchloffene 2°); während biejenigen Perfonen, welche durch 
Krankheit oder durch ihren Anzug ben Mitreifenden Anſtoß 


13) Der Schuldner wird in Folge ber mora creditoris in accipiendo, durch 
jede Unmöglichkeit der Leitung, welche ohne feinen dolus oder culpa lata herbei⸗ 
geführt wird, won feiner Verbindlichkeit befreit. v. Madai, Lehre von ber mom 
©. 459. Glück, Bandeften XVIL ©. 180. — In dem folgenden ben Berfonew 
draneport betreffenden Kalle unter 1 tritt infofern dieje Unmöglichkeit der Le 
Rung ein, ale fi} der Reiſende nicht zu ber flipulirten Fahrt einfindet; bei dem 
Kalle unter 3, indem dur Verſchulden des Abfenders der Transport unmöglid 
gemacht wird. — Der Fall unter 2 Kat dagegen bie Ratur einer Verabredeies 
Conventionalſtrafe. 

14) Vgl. die Quellen⸗Citate in $. 23,. Aum. 5. (6. 139.) 

14°) Die auf den Babnböfen befindlichen Stations⸗Uhren find für ben 
Ubgang der Züge maßgebend. Bol. A.D. P. 5. 9, 

15) Bel. $. 30. (E. 155). 

16) Bgl. $. M. (©. 158.) 
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8. 101, 


Nigtzahlung von Fahrgeld bei Verlauf der —E ve 
Gutes. 


In den Fällen, In welchen für abhanden gekommene, * 
digte oder vernichtete Güter bie Eiſenbahnverwaltung Erſatz Teiften 
muß"»), iſt ber Verfender oder Empfaͤnger zur Zahlung einer 
Fracht: 

a) bei gaͤnzlichem Verluſt des Gutes nicht irgend verpflichtet, 
D) bei theilweiſem Verluſt oder Beſchaͤdigung des Gutes aber nur 
nad) Verhaͤltniß des ihm uͤberlieferten unbeſchaͤdigten Gutes, 
und es iſt ihm, wenn er in dieſen Faͤllen die Fracht ſchon gezahlt 
hat, gaͤnzlicher, bzw. verhaͤltnißmaͤßiger Erſatz der Fracht zu lei⸗ 
ften 22). In ſolchen Faͤllen Hingegen, wo für em zu Grund 
gegangene8 oder beſchaͤdigtes Gut Fein Erfah von ber Eiſenbahn⸗ 
Verwaltung geleiftet wird, ift bie Fracht für daſſelbe ganz zu ent 
richten, und daher, wenn fie jchon gezahlt wäre, nie zur erfiatten. 


$. 102. 


Bahlung des Fahrgeldes, wenn aus einem andern Grunde, als dem 
des Ausfalls oder der Unterbrechung der Fahrt, ein fipulirter 
Transéport nit bewirkt worben if. 


In den Betrieb8-Reglements finden wir, abgejehen von ben lets 
erwähnten Källen der Unterbrechung oder des Ausfalld einer Fahrt, 


ventionalſtrafe rin Anſpruch auf Entſchaͤdigung, feweit der Schaden ſich — 
beläuft, immer geltend gemacht werden können (vgl. Mittermaier d. Br. R. 
Bd. II. ©. 699, Bender Handels R. ©. 162), wenn nicht die Reglemente ein 
Anderes beflinten. 

11) Dal. 88. 56886. 

12) Bgl. A. D. G. 5 14. N. 6 fo wie die übrigen in $. 78. Ann. 1. 
(S. 265.) unter a. aufgeführten Gitate — In dem entipreddenden Galle, wo 
ein Reijender durch ein Eiſenbahnunglück vor vollendeter Fahrt um das Leben 
kommt, würde auch jedenfalls neben der Geltendmachung von Entſchaͤdigungs⸗ 
Anfprücden (vgl. $. 58.) das Transportgeld für die nicht durchfahrene Strecke 
zurüdgeforbdert werden fönnen, nicht aber wenn derſelbe während der Fahrt 
zufällig flirbt. Vgl. F. 23°. Anm. 5. 

Koch, Ciſenbahnen II. 2A 
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geftattet wird, dom Vertrage zurüdzutreten, erfcheint nach ber Natur 
der Sache weiter dadurch bedingt, daß. die verlangte Ausladung 
noch thunlich iſt. J | 

Iſt die Ausladung nah dem Ermeflen der Bahnhofs⸗Ver⸗ 
waltung nicht mehr thunlich22) (3. B. wenn dadurch Der Abgang 
eines Gifenbahns Zuge verzögert wird oder wenn überhaupt die 
in dieſer Hinfiht in dem Reglement beftimmte Beit ſchon ver- 
floſſen it 2°), fo Tann zwar bei der Abgangs⸗Station auf Ver 
Iangen des Abſenders die Rückſendung veranlaßt werden, ber 
Verſender ift aber alddann für Die Fracht (und zwar für Die ganze 
Strede für welche die Sendung expebirt if) und für Rückfracht 
verhaftet, Bat auch ſolche alsbald zu erlegen ober vollftändige 
Sicherheit dafür zu befchaffen. — Desgleidhen kann im Falle, wenn 
die Abfahrt des Guts fchon gefchehen ift, zwar der Abfender auch ?*) 
bie Rüdfendung des Gutes gegen Zahlung der Fracht und Rüd: 
fracht verlangen, wenn dieſelbe noch geichehen kann d. h. wenn nad 
dem Ermeljen der betreffenden Güter-Erpedition die Auslabung an 
biefer Station noch thunlich iſt. — Kann verlangt werden, daß bie 
Sendung auf einer von berfelben zu paſſirenden EifenbahnStation 
an einen andern, als den auf ber Adreffe bes Frachtbriefs bezeichneten 
Empfänger abgegeben werte? Die betreffende Bahnhofs⸗Verwal⸗ 
fung wird einem ſolchen Perlangen mır dann willfahren 
fönnen, wenn bie Identitaͤt des Ausſtellers des Frachtbriefs mit 
ber die Abgabe an einen anderen Adreffaten verlangenden Perſon 





22) Diefe Ausführungen find ala Nachholungen zu Gap. III. Abſch. IL 
($. 48—56.) Zu betrachten. Die Reglemente haben in diefer Richtung Feine 
Beſtimmung, wohl aber ſchlaͤgt hier ein die Defanntmachung bes Mitteldeutfchen 
Berbande, welche als Anlage XXIV. mitgetheilt werden wird. 

23) K. Fr. W. Nordb. XII. S. 8. fegt feit, daß bie Zurücknahme nur bis 
zu 1 Etunde vor dem Abgang des Zuges gefchehen fann und nur gegen Zah⸗ 
lung ber der Ciſenbahnverwaltung bereits entflandenen Koften. 

24) In wie weit die Bahnverwaltung verpflichtet if, ben Anordnungen 
bes Abſenders als des zunaͤchſt aus dem Vertrage Berechtigten Folge zu leiſten, 
iſt bereits in 8. 20% ausgeführt worden. Vgl. bdafelöft insbef. Anm. 11. 
(6. 107.) u. Anm. 15° (6, 110.) Bol. auch die hier folgende Anm. 25. 
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feſtſteht, auch das Berlangen der Abgabe an ben anbern Adrefs 
faten bireet an Die Bahnverwaltung gerichtet, Feine Unbeſtimmtheit 
enthält und feinen Bweifel über die Perſon biefes andern Empfaͤn 
gers ‚auläpt®®). 

Es verſteht ſich auch nad) den allgemeinen Rechtsgrundſaͤßen von 
felbft, daß in ſolchem Falle die Fracht nicht blos bis zu der Station, 
wo in Folge ber anderweiten Beflimmung das Gut von ber Babı 
abgegeben wird, jonbern für die ganze Strede, Für welche .eö ex- 
pedirt worden iR, bezahlt werden muß. 


1. S. 104. 
Zahlung von Auslagen Machnahme und d Bresifion), und Diege 
gebühr®). 


Neben der eigentlichen Fracht (dem Tarifſatze) müflen bey 
GSifenbahnverwaltung Die etwa von ihr gemachten Auslagen, 





25) Dur den in ber Anlage XXIII, mitgetheilten interefjanten Nechte⸗ 
fall mögen vielleicht die Verwaltungen des mitteldeutſchen Eiſenbahn⸗ 
Berbandes veranlaßt fein, die in Anlage XXIV. ſpecieller mitgetheilten An⸗ 
ardnungen gu treffen, daß nämlich nach geichehener Abfahrt eines Gutes eine 
andere Beſtimmung über daſſelbe [mittelt Veränderung ber Adreſſe oder Zurüds 
gebenlafien an den Abgangsort] dem Abfender nur in dem Balle zugeflanden 
werden darf, wenn: 

1) dieſe andermweite Befimmung ſchriftlich durch den befannten Ausiteller 
des Frachtbriefes gejchehen, 

2) der Frachtbrief dem Adreſſaten noch nicht zugeſtellt oder nicht per 
Bot oder fonflige übliche Gelegenheit zugelandt ıfl, 

3) die etwa dem Abfender bei Binlieferung des Guts eribeilten Beſchei⸗ 
nigungen der Uebergabe zurüdgegeben worden. Bel. $. 45. Anm. 17. 
(©. 193.) 

@8 entfprechen diefe Beſtimmungen durchaus dem gemeinrechtlichen Grund⸗ 
ſaͤhen, wie fie in F. 20.0 hingeſtellt wurden. In $. 6. des Nachtrags (vom 
1856) zum Poſtvereins⸗Vertrage iR dagegen beflimmt, bag ber Abſender 
befugt fein fol, über die der Poſtanſtalt zur Beförderung übergebenen Sachen 
fo lange auf feine Koſten zu verfügen, als ſelche nicht an den von ihm bes 
zeichneten Empfänger übergeben worden find. 

*) A. D. G.$.9. Preuss.* 6.54. (abgedrudt in folg. Anm. 31°), Oesterr. 
$. 33. Hannov. $. 54. K. Fr. Nordb. XII. $. 12. 


— 
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in&befonbere an Bol und Vorfracht erfeßt-werben, und finb dieſe 
Auslagen baber, falle ihre Berichtigung nicht ſchon bei ber Auf⸗ 
gabe mittelft Frankatur erfolgt if, vom Empfänger zu bezahlen, 
welcher zufolge ausbrüdlicher Reglementsbeftimmungen ?*) durch bie 
Bloje Annahme des Guts (wenn ihm eiwa das But vor Zahlung 
ber Kracht, Nachnahme ıc. audgeliefert wurbe) die Verpflichtung 
zu dieſer Zahlung nach Maafgabe bes Frachtbriefs übernimmt 2"), 

Bu diefen vom Nbfender ober Empfänger zu tragenben Ge 
bühren und Auslagen gehören: Ä 

1) Die Vergütung für Ausfertigung des Frachtbriefs20); 

2) die Aufs und Ablades@ebühr bei Transporten in ganzen 
Wagenladungen und bei dem Ueberladen ber Güter von ben 
Eiſenbahnwagen auf andere Kahrzeuge und umgefehrt*); 

9) die Koften des Abholens und Bringens der Güter auf 
den Bahnhof, wie der Beförberung in die Wohnung bes Empfaͤn⸗ 
gers J ſofern nicht etwa Die Bahnvermaltung bei den betreffenden 
Gütern diefe Manipulationen übernommen und im Xariffage bes 
reits verrechnet bat, mithin in dieſem bereitö erſetzt erhält; 

4) die Reparaturen der Verpackung ®°); 

5) bie Auslagen für zoll» und fleueramtliche Behandlung bes 
Güter (Eingangds, Ausgangs⸗ und Durkgangd-Bebühren 2°); 

6) die an andere Eifenbahn-Berwaltungen für den auf beren 


26) A. D. G. $. 10. fowie die entſprechenden Beſtimummgen ſaͤmmitlicher 
Gpecial-Betriebes Reglemente. 

27) Os verficht fi von feld, daß Hiervon eine Ausnahme flattfindet, 
wenn ber Adrefiat bei dei dem Empfange bed Gutes gegen die Zahlung pre 
teſtirt. IJn biefem alle wird und kann aber freilich die Bahnverwaltung, wil 
fle fig nicht Nachtheilen ausfehen, das But nicht auslichern. 

28) So muß 3. B. K. Fr. W. Nordb. XU. $. 7. eine Vergütung fir 
die Ausfülung des Frachtbriefs und die Vornahme des Signirens gezahli 
werden. 

29) A. D. G. $. 1. Abſ. 4. auch K. Fr. W. Nordb. ©. 40. 

30) Ueber die Frage, ob ber Transportant verpflichtet ift, in den Galle, wens 
das But in einem ſchlechten Bufland ihm übergeben wird, bafür zu forgen, Def 
weitere Verluſte verhütet werden vgl. das DABEH. in Anlage XXVII. une 
N. 1. (©. 316.) 

31) Bel. $. 91. 
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Tagen; 

7 die auf dem Frachtbriefe als nachgenommen * 
Beträge für den Transport bis zur Eiſenbahn (an Fracht, Eyes 
diteur⸗Speſen ıc.). 

Ueber bie fo eben erwähnte Nachnahme") iſt noch Bit 
gendes zu bemerken: 

Rach dem Ermeflen der Sifenbahn-Berwältung Fönnen bie auf 
Gütern Haftenden Spefen, Auslagen und Abgaben nachge⸗ 
nommen werben®°), b. h. wenn biefelben auf dem Frachtbriefe 
verzeichnet find, fo werben fie durch die Beflimmungsftation won 
Noreffaten fobald er das But angenommen hat??a) erhoben mb 
dem Ausfteller bes Frachtbriefs, bzw. dem betreffenden Spebitenr 


31a) Bol. die in Anm. S. 375. aufgeführten Gitate,ineb, Preuss.*$.54: „Nach 
dem Grmeflen der Gifenbahns®erwaltung Fönnen die auf weiter herkommenden 
Güter bei ihrer Aufgabe auf die Bahn Haftenden oder während des Transports 
auf der Bahn fie treffenden Auslagen und Abgaben (Spefen, Frachtbetraͤge, 
Durhgangsgebühren), nacgenommen werben. Die Nachnahmen werben unter 
Gintragung berfelben in den Frachtbrief dem Aufgeber baar verabfolgts 
nachdem die Zahlung berjelben von Seiten bes Adreffaten ges 
ichehen ik. Es wird dafür die tarifmäßige Provifion berechnet. 
Sn gleiher Weife iR die Berechnung einer| Provifion für Nachnahmen zus 
Kaffig, zu welchen bie Verwaltung ſelbſt veranlaßt wird, unter anderm durch 
entfiehende baare Auslagen für Ausbeflerung an den Golli. Go foll jedoch eine 
Vergütung für die von der Verwaltung an eine andere Gifenbahn-Berwaltung 
au berichtigende, auf benz Gute haftende Cifenbahufracht, welche von dem Em⸗ 
pfänger (beziehungeweiſe Berfender) wieder eingegogen wird, nicht berechnet wer⸗ 
den. Borjchüfie auf den Werth des Guts werben nicht geleiſtet.“ 

32). Duch einen Beichluß der General⸗Verſammlung dee Vereins deutſcher 
GifenbahnsBerwaltungen 9. 27. Gebr. 1857 war, um Uebervortheilungen bes 
Bublilums yon Eeiten der Epediteure zu verhüten, beſtimmt worden, DaB auf 
folge Güter, welche vom Berfender frankirt werden, für weiche alfo 
Bei der Aufgabe die Fracht bezahlt wird, Feine Nachnahme bewilligt werden 
fofle ; allein diefer Beſchluß iR im Jahre 1858 gurüdgenommien worden. 

32.) Daß der Adrefiat nach Annahme des Guts zur Zahlung der Nade 
nahmen verpflichtet in vgl. 5.23» (©. 140.) N. 3 auch $. 200 (6. 107 fg.); 
dazu Anlage V. (Anl. Heft ©. 89.) u. Anl. XX Ve. (Anl. Heft ©. 288 fg.) 
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ober Vorfrachtführer durch Die Bahnverwaltung ausgezahlt. Solde 
Nachnahmen2) werden dem Aufgeber erft dann baar verabfolgt, 
nahdem die Yahlung berjelben von Seiten des Adreſſaten ges 
ſchehen oder doch geſichert ift?*). In dem Falle, wenn ber Adreſ⸗ 
fat die Zahlung der Nachnahme verweigert *:), wird mit bem 
Transport-Object verfahren, wie in Dem Kalle, wenn er bie Ans 
nahme des Ießtern überhaupt verweigert 3°). 

Hat aber die Gifenbahnverwaltung ein But, auf welchem eine 
Rachnahme haftet, an ben Adreſſaten ausgefolgt, ehe fie von dies 
ſem bie Nachnahme vergütet erhalten bat, fo ift fie nach deutſchem 
Handelöbraudy zur Zahlung der Nachnahme an den Ausfteller bes 
Frachtbriefs bzw. ben Vorfrachtführer ohne Weiteres verpflichtet 37), 
und kann nur allenfalls von dieſem die Ceſſion der demſelben 
gegen den Empfänger zuftehenden Klage verlangen ?°). 

- Mebrigens iſt für die Verabfolgung der Nachnahme, fowie 
für die von der Bahnverwaltung beftrittenen fonftigen Auslagen 





33) Borfhüffe auf ben Werth des Guté (in ber Art, wie die ſ. g. 
Poſtvorſchůſſe flattfinden) find nich geflattet. Vgl. A. D. G. $. 9. und bie 
entfpredhenden Beilimmungen der einzelnen Specialreglementis. 

34) Dal. Ann. 26. 

385) Daß der Adreffat die Bezahlung der Nachnahme nit vers 
weigern fann aus bem Grunde, weil biefelbe von der Gmpfangeftation felbR 
noch nicht entrichtet worden, folgt ſchon aus der Reglemente Beflimmung, daß 
die Nachnahme an den Verſender regelmäßig erft dann verabfolgt werden fo, 
nachdem beren Zahlung vom Adreffaten gefhehen ik. So Hat fi aud das 
Seh. Obertribunal zu Berlin in dem in Anlage XXVe. mitgetheilten Erkennb⸗ 
niffe ausgefprochen. Vgl. andy Preuss,* 6. 54. Abf. 2; abgedrudt in Anm. Sı=. 

36) Vgl. $. 53—55. 

37) Dur; die Verzeichnung einer Nachnahme auf bem Frachtbriefe if 
nad; deutfchem Handelsrecht, (vgl. $. 23% Anm. 9, ©. 140) der Transportaut 
oder Speditenr angewieſen und verpflichtet, das Transportobjeft nicht andert, 
als gegen Zahlung biefer Nachnahme an den Adrefiaten anszufolgen und viel⸗ 
miche im alle der Zahlunge-Berweigerung des Adrefiaten das Retentionsraifl 
an dem Transportobjefte auszuüben, welches ihm auch wegen der Grat ⸗ 

Bol. auch Geiger u. Glück Rechtefaͤlle Bd. 3. No. 39. von 

39) ©e wurde erfannt von dem Kurhefſ. Obergericht zu Kaſſc Um 

1856 im Sachen der Kurf. Wilh. Rordb. gegen Gpediteur 
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n die auf dem Frachtbriefe als nahgenommen bemerften 
Beträge für den Transport bis zur Eiſenbahn (an Fracht, Spe⸗ 
diteur-Spefen x.). " 


Ueber bie fo eben erwähnte Nachnahme :1") if noch Fol 
genbes zu bemerken: E 

Nach dem Ermeſſen der Gifenbahn-Berwaltung Tönnen bie auf 
Gütern Haftenden Spejen, Auslagen und Abgaben nachge⸗ 
nommen werben ®?), d. 5. wenn biefelben auf dem Frachtbriefe 
verzeichnet find, fo werben fie durch die Beflimmungsftation vont 
Aoreffaten ſobald er das Gut angenommen hat??=) erhoben ımb 


dem Ausfteller des Frachtbriefs, bzw. dem betreffenden Spebiteur 


31.) Bol. die in Anm. S. 375. aufgeführten Eitate,ineb. Preuss.*8.54: „Na 
dem Grmefien der GifenbahnsBerwaltung Fönnen die auf weiter herfommenden 
Güter bei ihrer Aufgabe auf die Bahn Haftenden oder während des Transports 
auf der Bahn fie treffenden Auslagen und Abgaben (Spejen, Frachtbetraͤge, 
Durchgangsgebũhren), nachgenommen werden. Die Nachnahmen werben unter 
Gintragung derfelben in den Frachtbrief dem Aufgeber baar verabfolgts 
nahdem die Zahlung derſelben von Seiten des Adreffaten ges 
heben if. GE wird dafür die tarifmäßige Provifion berechnet. 
In gleicher Weife iR die Berechnung einer] Proviſion für Nachnahmen zur 
Käfig, zu welchen die Verwaltung ſelbſt veranlaßt wird, unter anderm durch 
enifiehende baare Auslagen für Ausbefierung au den Golli. Es foll jedoch eine 
Vergütung für die von ber Verwaltung an eine andere Ciſenbahn⸗Verwaltung 
zu berichtigende, auf dem Gute Haftende Ciſenbahnfracht, weldhe von dem Om⸗ 
pfänger (beziehungsweife VBerfender) wieder eingezogen wird, nicht berechnet wer 
den. Vorſchüſſe auf den Werth des Guts werden nicht geleiſtet.“ 

32). Durch einen Beihlug der General⸗Verſammlung des Vereins beutfcher 
Gijenbahus-Berwaltungen 9. 27. Febr. 1857 war, ums Mebervortheilungen bei 
Publikums von Eeiten der Epediteure zu verhüten, beſtimmt worden, DaB auf 
folge Güter, welche vom Berfender frantirt werben, für weidhe alfe 
bei der Auſgabe die Fracht bezahlt wird, Feine Nachnahme kewilligt werden 
ſolle; allein diefer Beſchluß iR im Jahre 1858 zurüdgenommen worden. J 

32.) Daß der Adreſſat nach Annahme des Guts zur Zahlung der Acqh⸗ 
nahmen verpflichtet if vgl. 5.23% (S. 140.) N. 3 auch $. 200 (S. 100 64.): 
dazu Anlage V. (Anl. Heft ©. 89.) u. Anl. XXVe. (Anl. Heft ©. 208 5.) 
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der verfchledenen deutſchen Staaten flellen, (wie wir in ben vor 
ausgehenden Kapiteln gejehen haben) jo jehr von einander abwei⸗ 
ende Örundjäge über das Transportrecht, namentlih was bie 
Entſchaͤdigungsfrage anlangt, auf, daß die Entſcheidung eines 
Rechtsfalls oft ſehr verfchieden ausfallen würbe, je nachdem man 
benfelben nach biefer oder jener Geſetzgebung beurtheilt. 

Das allein Beſtimmende für das Rechts⸗Gebiet ber Forbes 
rungsrechte, wie für alle Fragen über Die Auslegung von Rechts 
geichäften, ift der ausbrüdlich ausgefprochene oder ber body zu 
vermuthende Wille der Partheien ?). 

Diefen (joweit er nicht auf etwas Unerlaubtes gerichtet if) 
maßgebenden Willen finden wir binfichtlich der Eiſenbahntrans⸗ 
portverhältniffe in den Reglements ausgeiprochen, welche bei Ein 
gebung der Transportverträge (vgl. F. 24.) von den Transport 
nehmern (Abfendern, Neifenden) als lex contracetus anerfannt und 
jur Grundlage ber Rechtöverhältniffe gemacht werben. 


S. 106, 


Die Anwendung ber Neglements (zufolge der in denfelben 
aufgefellten Rormen). 


Die in den Reglements aufgeftellten Normen über die An- 
wendung berfelben, namentlich was das Verhältnig ber Specials 
und Verbands⸗Neglements zu einander und weiterhin dieſer Regle 
mentö-Arten zu den Vereins⸗Reglements betrifft, find einfach fol: 
gende: 

I. Die Beſtimmungen der Speciäl:Reglements Tommen 
dann zur Anwendung, wenn und infoweit ein Transport im Lo⸗ 
calvertehre geſchehen foll. Und zwar muß nicht allein in ben 
Fällen, wo ber Transport nur auf einer Bahn erfolgt, for 
dern namentlich auch bei einem LocalsTransport über mehrere 
Bahnen (vgl. S. 19e. Anm. 248), ſoweit derjelbe auf einer ber 


2) Vgl. v. Saviguy Syſtem Br. VIE. $. 369. — Grin Ofen 
beutichen Privat Rechts $. 32. (©. 71.) 


9 105] Anwendung ber Reglemente. ss 


eine Proviſion von 18 (mindektend 1 Sgr.) vom Empfänger 
zu zahlen ?*). 

Schließlich tft bier noch ber Gebühr zu erwähnen, welche bie 
Bahnverwaltungen zufolge der Betriebö-Reglementd für eine vom 
Empfänger des GOuts bei deſſen Annahme verlangte Bbefonbere 
Nachwiegung befjelben (bis zu } Sur. ober 2 fr. pro Centner) 
fordern Tann; eme Gebühr, welche im Allgemeinen kaum zu 
rechtfertigen ſein möchte 0). 


Fünftes Kapitel. 


Anwendung der verſchiedenen Eiſenbehn-KReglemenis und colli- 
dirender Geſetzgebungen auf Eilenbahntrensportscchältuiffe. 


8. 106. 
Ginleitung. 


Die Entſcheidung der ſo zweifelhaften Frage, nach dem Ge⸗ 
ſetze welchen Orts ein Rechtsverhaͤltniß zu beurtheilen iſt, das an 
einem andern Orte fortgeſetzt werden und feine Wirkung aͤußern 
fol, al3 an dem Orte, wo es zur Entſtehung fam, (die |. 9 
Lehre von der Gollifion der Statuten), Eönnte au ſich aud) für 
die regelmäßig ja über verfchiedene Bahn» und Staatd:Territorien 
fich eritredenden, Gifenbahntransportverhältniffe von großem Sins 
terefje werden. Denn fowohl die Reglements der verjchiedenen 
deutſchen Bahnen und Bahnverbände, als auch das bie jubfidiäre 
Rechtsquelle für die Eifenbahntransporte bildende allgemeine Recht *) 


39) A. D. 6. $. 9. und die entfprechenden Beflimmungen ber Special⸗ 
Reglemente. 

40) A. D. G. $. 14. No. 3. u. alle EperialeReglements. 

1) Mit der Publication eines deutſchen Handelögefepbuhe würde dieſes 
die allgemeine (fubfidiare) geſehliche Meqhtequelle für das vente Transports 
recht abgeben. 
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Die Specialveglementd (der Abgangss bzw. Beſtimmungs⸗ 
fation) geben zudem, felbft wenn birecter Verkehr flattfindet, 
Die Norm ab, über dad Aufs und Abladen ganzer Wagenla 
dungen, in Betreff des Ueberladens von ben Eiſenbahnwagen auf 
andere Fahrzeuge, fowie binfichtlich Des Transports auf und von 
ber Bahn *). Ebenfo kommen bei Padhofsgütern immer die Be 
flimmungen der Specialreglementd zur Anwendung °). 

IL Die Verband s-Reglements (vgl. F. 19a) beherrſchen ben 
birecten Verbandsverkehr, und zwar joweit das Territorium dee 
betreffenden Verbandes reicht *). — Hat der fragliche Verbaud 





ans dieſen Veſtimmungen, daß auf ben über diefe Bahnen hinausgehenden Bew 
kehr diefe Meglements nicht als enticheidende Norm angefchen werben follen. — 
Ganz befimmt und Mar ſpricht diefes Die Ginfeitung zum Hannov. Reglement 
dahin aus: „Die nachRebenden Beſtimmungen find allein enticheibend in Yen 
Berhaältniſſen, welche aus einem über Beförderung von Perfonen oder. Sachen 

abgeſchloſſenen Beforderungs⸗Vertrage innerhalb des Betriebs der Königlich 
HGannoverſchen⸗Ciſenbahn⸗ Berwaltung ihre Entſtehung nehmen, mit Aus 
nahnıe desjenigen Beförberungs Verkehrs, für welchen die Reglemente des Ber 
eins deutſcher BifenbahnsBerwaltungen oder des für den durchgehenden Güter 
verkehr auf den Bifenbahnen des Berbandes Norddeutſcher Gilenbage 
Verwaltungen als maßgebend angefehen werden müflen. In Angelegenhei 
ten des Verkehrs und der Beförderung auf den Bahnen auswär 
tiger Berwaltungen von und nad den Bahnen ber Hannoverſchen 
Berwaltung, hat das Bublicum, wenn uicht die vorhin gedachten Vereine⸗ 
Reglements ihre Anwendung finden, für die Berhältniffe, welche kie aut 
wärtigen VBerwaltungen angehen, die Betriebs Reglements biefer 
Berwaltungen zu beachten. 

4), A. D. G. $. 1. Abf. 2. u. 3. Jedoch Haftet die Abgengefation nad 
A. D. G. $. 14. No. 1, fobald nah dem Reglement der Behimmungk 
Station das But an die Wohnung des Adreflaten oder an einm andern On 
zu führen ift, bis zur Ablieferung. — Jeboch enthalten auch die Berbande 
Reglemente Beflimmungen über den Transport von und auf die Bahn. z. & 
M. D. zu A. D. G. 8. 1. 

Auch über die Zulaäſſigkeit des Transports, ſowie über die Frage, ab bie 
Berpadung ale ordnungsmäßig anzuſehen iſt, entſcheidet das Reglement ber 
Abgangsitation bzw. deren Beamte nah A. D. G. $. 2. u. $. 4. in fin. 

5) A. D. G. $. 14. No. 3. in An. 

6) A. D. G. $ 16: „Bür den innern Verkehr der Verbände gelten Deren 
bejondere Reglemente” ; vgl. auch die Erklärung auf den Frachtbrieſo⸗Form⸗ 
baren Deo X. D. Vereins (Ani. Heft u ©. 61.) — M. D. (v.' 1859) gu.64- 
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fein allgemeines Reglement, fo kommen für den ebengenannten 
Berkehr zunächft die beſondern einzelnen Befoͤrderungs vor⸗ 
ſchriften (und Tarifbeſtimmungen) des Verbands zur Anwen⸗ 
dung ®.). 





bes A. D. G.: „Nicht allein der Transport ſolcher Güter, welche von und nach 
einer der ims Tarif genannten Etationen (Berbandflationen) aufgegeben werden, 
unterliegt den Bellimmungen deſſelben, — fondern es kommen biefelben chne 
Weiteres für alle zwifchen zwei Verbandſtatienen vorfommenden Transporte zur 
Anwendung, alfo au für ben Transport foldyer Güter, deren Berfands ober 
beren Beftimmungsort eine der nicht im Tarif namhaft gemachten Gtationen 
der verbundenen Bahnen (Nichtverbandftationen), oder au eine Etation einer 
nit zum Verband gehörenden Bahn ifl. Transporte diefer Art treten auf der 
dem Berfard = oder Beſtimmungsorte zunächft belegenen Berbandflation in den 
Berbanpverfehr ein bzw. aus bdemfelben aus. Wünſcht der Verſender Erper 
dition von Bahn zu Bahn, jo muß das ausdrüflih auf dem Frachtbriefe vors 
gefchrichen werden. — If die Abfendes oder Gmpfangsüntion feine Verbands 
flation, fo erfolgt die Beförderung zwifchen der Abſende⸗ bzw. Empfangsftation 
und der naͤchſten Verbandſtation nah den Beſtimmungen und Tariffäpen für 
den Binnenverfehr der betreffenden Bahn. Daſſelbe gilt, wenn @rpedition von 
Bahn zu Bahn vorgefchrieben iſt.“ Faſt wörtlich diefelbe Beflimmung enthalten 
auch die übrigen Verbands-⸗Reglements, namentlih W. D. v. !5 1859. 

6%) Bol. die Erklärung auf den Frachtbriefs-Formularen des A. D. Vers 
eins: „Sind für einzelne Verbände allgemeine Reglements nicht vorhanden, fo 
ſtellt neben den Befonderen einzelnen Beförderungsvorfchriften und Tarif-Beflims 
mungen des Verbandes das Neglement für den Güterverkehr im Vereine Deuts 
ſcher Eifenbahnverwaltungen die Beförderungebedingungen fefl, wie Denn übers 
Yaupt dieſes Reglement zur Entſcheidung eintritt, fo oft bei einer 
Beförderung über mehrere Bahnen die Special⸗Reglements ober 
Befonderen Beförderungsvorfchriften der einzelnen Verwaltungen oder der Ders 
bände die Bedingungen der Beförderung nicht ordnen, und zugleich der Gegens 
Rand der Beförderung durch das bezeichnete Reglement getroffen wird.” — Wenn 
alfo von bein betreffenden Verband fein befonderes Reglement für den in Frage 
ſtehenden Verkehr publicirt worden ift, wie ſolches hinſichtlich des Perfonenvers 
kehrs regelmäßig der Ball it, (3. B. im Mitteld. Verband, wo nur ein Theil 
der verbundenen Bermwaltungen einen Verband = Perfonen: Verkehr unterhält) oder 
das Verbandsreglement über die vorliegende Frage feine Entſcheidung gibt, fo 
muß zunächſt nachgeforfcht werden, ob nicht wenigſtens vom Verbande in ben 
Tarifbeſtimmungen oder auf fenitige Weife eine die zu entjcheidende Frage nor» 
mirende Beförderungsverfchrift publicirt worden ifl. 

Als ſolche nicht in den Reglemente enthaltene Beförderungsvorfchrift Taffen 
ſich beiſpielsweiſe aufführen: 1. die als Anl. XIX. mitgetheilte Bekanntmachung 
der Verwaltung des mitteldeutfchen Verbands. 
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I. Was die Anwendung ber Bereinsreglements anlangt, 
fo bilden biefelben, fofern Feine einſchlagende Beförderungsvorſchrift 
vom Verband ober ber betreffenden einzelnen Bahnverwaltung yır 
blicirt worben ift, zunächft das allgemeine fubfibiäre Recht für 
das ganze Bebiet des Vereind-, und zwar bad A. D. G. hin⸗ 
ſichtlich des directen Güterverkehrs), des A. D. P., außerbem 
auch hinſichtlich des Iscalen Perſonen⸗, Gepäds, Equnipagen 


2. Die auf den Verbands⸗Perſonen⸗Billets (in den Verbaͤnden, wo fra 
Berbandes Perfonens-Reglement erifirt) gedruckten Beſtimmungen. Go flebt z. B. 
auf den Verbandebillets des Weitbeutichen Verbandes: „Die Beförderung ge 
ſchieht nach den reglementsmäßigen Bebingungen ber betreffenden Gifenbahrner 
waltung.” Desgleihen enthalten bie durchgehenden Billets zwiſchen den Ber 
band-Gtationen des Mitteld. Verbands (Caſſel, Frankfurt ıc.) nnd der frangöf, 
DRbahn, welche die Aufichrift führen: „Mitteld. Eifenbabnverband und Parie⸗ 
Straßburger Gifenbahn”, folgende Beſtimmung: 

„Die Reifenden und deren Gepäck werden auf jedem Gebiete nach ben beſit⸗ 
Genden Gefchen und Transportvorſchriften befördert”. 

Man wird bier die Frage aufwerfen können, nad dem Reglement weh 
Ger Bahn Entihädigung zu leiſten if, wenn, wie ſolches nicht felten ver⸗ 
Tommt, nicht erhellet, auf welcher der verbundenen Bahnen, die Beihäbignug 
Rattgefunden hat. M. E. wird in einem ſolchen alle diejenige Bahn, welde 
zur Klage palfiv Iegitimirt if, vgl. 5 116, nad ihrem Reglement fe lange 
haften müflen, ale fie nicht nachweiſt, daß auf einer andern Bahn die Beſchaͤdi⸗ 
gung oder der Verluſt eingetreten ifl. 

7) Rad A. D. G. 8. 16 (, dieſes Reglement findet nur Anwendung auf 
den directen Verkehr“) follte man wenigſtens denfen, daß das A. D. G. nur 
das fubfidiäre Recht für den directen Verkehr bilden, für deſſen Anwendung 
auf jeglihe Beförderung über mehrere Bahnen fpriht aber die eben in 
Anm. 6* mitgetheilte ausdrückliche Grllärung auf dem Frachtbriefs⸗Formulare 
des A. D. Vereins. 

8) A. D. P. 8. 1: „Special⸗Beſtimmungen einzelner Bahnverwaltungen 
lommen neben dieſen Vorſchriften zur Geltung.” Bol. dazu die Griäuterung 
des Gommiffionsberihts in Anm. 1. des Nachtrags zu Anlage III, (Anlagebeft 
@.379.) — Da nur ber Special:Befimmungen einzelner Berwaltungen, nidt 
auch der SpecialsBeflimmungen einzelner Verbände erwähnt wird, fo ſcheint 
fogar unterftellt werben zu müflen, daß die Verbands⸗Reglements, foweit fe 
den Berfonens ıc. Verkehr betreffen, nach Ginführung des A. D. P. nicht mehr 
fortbeftehen follen. — Wie verhält es fi aber bie zur Publication des A. D.P.? 
Da die einzelnen Bahnverwaltungen, welche die Verbände bilden, Berträge ber 
züglich des Transports auf ihrer Bahn nur auf Grund der Meglements dieſer 
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fein allgemeines Reglement, fo Tommen für ben ebengenannten 
Berkehr zunähft die beſondern einzelnen Beförberungsvon 
ſchriften (und Tarifbeftimmungen) bed Verbands zur Anwen 
dung ®.). 





bes A. D. G.: „Nicht allein der. Transport folder Güter, welche son und nad 
einer der im Tarif genannten Etationen (Berbandflationen) aufgegeben werben, 
unterliegt den Bellimmungen befelben, — fondern es fommen bdiefelben ohne 
Weiteres für alle zwiſchen zwei Berbandfteticnen vorfommenden Transporte zur 
Anwendung, alfo aud für den Transport folder Güter, deren Verſand⸗ oder 
beren Behimmungsort eine der nicht im Tarif namhaft gemachten Gtationen 
der verbundenen Bahnen (Richtverbandflationen), oder auch eine Gtation einer 
nicht zum Verband gehörenden Bahn if. Transporte diefer Art treten auf ber 
dem Berfand » oder Beſtimmungsorte gumächft belegenen Berbandflation in dei 
Berbandverkehr ein bzw. aus demfelben aus. Wünſcht der Berfender Erpe⸗ 
Bition von Bahn zu Bahn, fo muß das ausdrüdlid auf dem Frachtbriefe vor⸗ 
geſchrieben werden. — If die Abſende⸗ oder Empfangelation feine Verband⸗ 
ſtation, fo erfolgt die Beförderung zwiſchen der Abſende⸗ bzw. Empfangeſtation 
und der nächſten Verbandflation nad den Beflimmungen und Tariffägen für 
den Binnenverfehr der betreffenden Bahn. Daſſelbe gilt, wenn Grpedition von 
Bahn zu Bahn vorgeichrieben iſt.“ Faſt wörtlich diefelbe Beſtimmung enthalten 
auch die übrigen Verbands-Reglemente, namentlih W. D. ». 2 1859. 

6%) Bol. die Erklärung auf den Frachtbriefs⸗Formularen des A. D. Ber 
eine: „Sind für einzelne Berbände allgemeine Reglemente nicht vorhanden, fo 
RRelit neben den befonderen einzelnen WBeförderungsvorfchriften und Tarif Beftims 
mungen des Verbandes das Reglement für den Güterverkehr im Bereine Deuts 
ſcher Gifenbahnverwaltungen die Beförderungebedingungen fe, wie denn üben 
Haupt dieſes Reglement zur Entſcheidung eintritt, fo oft bei einer 
Beförderung über mehrere Bahnen die Specials Reglemente oder 
befonderen Beförberungsvorfchriften der einzelnen Verwaltungen oder der Vers 
Bände die Bedingungen ber Beförderung nicht ordnen, und zugleich der Gegen. 
Rand der Beförderung durch das bezeichnete Reglement getroffen wird.” — Wenn 
alfo von dem betreffenden Verband fein befonderes Reglement für den in Frage 
ſtehenden Berfehr publicirt worden if, wie ſolches Hinfichtlich des Berfonenvers 
kehrs regelmäßig der all it, «3. B. im Mitteld. Verband, wo nur ein Theil 
der verbundenen Verwaltungen einen Verband » Berjonen-Berfehr unterhält) oder 
das Verbandsreglement über die vorliegende Frage keine Entfcheidung gibt, fo 
muß zunähft nachgeforfcht werden, ob nicht wenigſtens vom Verbande in den 
Tarifbeftimmungen oder auf fonitige Welfe eine bie zu entfcheidende Frage nors 
mirende Beförderungsvorſchrift publieirt worden if. 

Als ſolche nicht in den Reglemente enthaltene Beförberungsvorfchrift Laffen 
fi beifpielsweife aufführen: 1. die als Anl. XIX. mitgetheilte Bekanntmachung 
der Berwaltung des mitteldeutfchen Verbands, 
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- I. Was die Anwenbung ber Vereinsreglements anlaugt, 
ſo Gilden biefelben, ſofern Feine einſchlagende Beförberungsvorfchrift 
vom Verband ober ber betreffenden einzelnen Bahnverwaltung pu⸗ 
blicirt worben ift, zunächft das allgemeine fubfibiäre Recht für 
das ganze Gebiet bes Vereins», und zwar das A. D. G. bins 
ſichtlich des directen Güterverkehr"), bes A. D. P., außerbem 
auch binfichtlich des Iscelen Perſonen⸗, GBepäd:, Equipagen 





2. Die auf den Verbands⸗Perſonen⸗VBillets (in den Verbänden, wo lein 
BerbanbesBerfonen-Reglement exiſtitt) gebrudten Beſtimmungen. Go flebt 5-8, 
auf den Verbandébillets bes Weſtdeutſchen Verbandes: „Die Beförderung ges 
Khieht nach den reglementsmäßigen Bedingungen der betreffenden Ciſenbahmnver⸗ 
waltung.” Desgleidgen enihalten die durchgehenden Billets zwiſchen den Bere 
band-Gtationen des Mitteld. Berbands (Gafiel, Branffurt 2.) und der franzöf, 
Oſtbahn, welche die Aufſchrift führen: „Mitteld. Eifenbahnverband und Bari 
Straßburger Ciſenbahn“, folgende Beſtimmung: 

a Die Beifenden und deren Gepaäck werden auf jedem Gebiete nach ben beſte⸗ 
Senden Gefeben und Transportvorſchriften befördert”. 

Man wird bier die Frage aufwerfen können, nah dem Reglement wel 
Her Bahn Entfchädigung zu leiften if, wenn, wie ſolches nicht felten wor 
Tommi, nicht erhellet, auf welcher der verbundenen Bahnen, die Beſchaͤdignug 
Rattgefunden hat. M. &. wird in einem foldhen alle diejenige Bahn, welche 
zur Rlage paſſiv Iegitimirt if, vgl. & 116, nad ihrem Reglement fo lange 
haften müflen, ale fie nicht nachweiſt, daß auf einer andern Bahn bie Beſchaͤdi⸗ 
gung oder der Berluß eingetreten if. 

7) Rah A. D. G. 6. 16 (, dieſes Reglement findet nur Anmwenbung auf 
deu directen Verkehr") follte man wenigfiens denken, daß das A. D. G. nur 
das fubfiniäre Necht für den birecten Verkehr Bilden, für deſſen Anwendung 
auf jegliche Beförderung über mehrere Bahnen fpriht aber die eben in 
Anm. 6* mitgetheilte ausdrückliche Erflärung auf dem Frachtbriefs⸗Formulare 
des A. D. Bereine, 

8) A. D. P. 8.1: „SpecialsBefimmungen einzelner Bahnverwaltungen 
fommen neben dieſen Vorſchriften zur Geltung.” Bel. dazu die Grläuterung 
des Commiſſionoberichts in Anm. 1. des Nachtrags zu Anlage III. (Anlagebeft 
6.379.) — Da nur der Special⸗Beſtimmungen einzelner Berwaltungen, nidt 
auch der SpecialsBeflimmungen einzelner Verbände erwähnt wird, fo fcheint 
fogar unteritellt werben zu müflen, baß bie Berbandse-Reglements, foweit fie 
den Berfonens ıc. Verkehr betreffen, nach @inführung des A. D. P. nicht mehr 
fortbeftehen ſollen. — Wie verhält es ſich aber bis zur Publication des A. D.P.? 
Da die einzelnen Bahnverwaltungen,, weldge die Verbände bilden, Vertraͤge bes 
zügli des Transports auf ihrer Bahn nur auf Grund der Reglemente dieſer 
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2) Dafjelbe gilt von dem Falle, wo ein Stüd Neifegepäd, 
welches von Erfurt im direkten DVerfehre nah Frankfurt a. M- 
beförbert werben fol, und zwar unter Verficherung eines höheren 
Werthes als 1 Thaler per Pfund aufgegeben wurbe, durch ein 
nnabwendbared Natnrereigniß beſchädigt worden ift, ungeachtet im 
S. 23. des Betriebs⸗Reglements der thüringifhen Bahn beftimmt iſt: 

„Bezüglih der Gepäckſtücke, welche Höher’ deflarirt find, reip. fir 
„welche ber beſondere Frachtzuſchlag erhoben worden ift, haftet bie 
„Verwaltung auch ausnahmeweife für ben Verluft und die Beſchä— 
„digung, welche durch Zufall oder durch die unabwenbbaren Folgen 
„eines Natur⸗Greigniſſes fattfinden. 

Denn wenn auch Fein allgemeines Reglement für ben Pers 
fonen= und Gepaͤck-⸗Verkehr im mitteldeutfchen Verband befteht und 
das A. D. P. noch nicht in Kraft getreten ift, jo hat doch gerabe 
für die Fälle der höheren Verficherung bes Gepäds, die Direction 
ber Kurfürft Friedrich Wilhelm Norbbahn im Auftrage der Verwals 
tungen bes mitteldeutfchen Eifenbahn-Verbandes unter dem 25. Aus 
guft 1855 das als Anlage XIX. mitgetheilte Special⸗Reglement 
Öffentlich befannt gemacht, auf welches Hin alſo die betreffenden 
Transportverträge abgejchlofjen werben. Dieſes beflimmt aber 
unter No. 6. (vgl. Anl. Heft ©. 229.): | 

„Die Verwaltungen find von jeder Haftung frei, wenn der Berluft 
„oder bie Beihädigung durch ein anderes Greigniß, als Brand herbeis 
„geführt ift, welches dieſelben abzuhalten nicht vermocht haben.” ꝛc. 

3) Das Betriebsreglement des rheiniſch⸗thüringiſchen Verbands 

beſtimmt unter III: 
$. 3. „Für die Ouipagen felbſt wird nad den Beflinmmungen bes 
„für diejenigen Bahnen erlaſſenen Betrieb Reglements, auf welcher 
„der Berluft oder bie Beſchadigung derſelben eintritt, gehaftet.“ 
8. 7. „Tür die Beſchädigung oder den Verluſt der Pferde während 
„des Transportes felbft wird nad) ben Beſtimmungen bes für diejenige 


aufgegeben wäre und auf dieſer Bahn Schaden erlitte. — Hätte dagegen ber 
Abſender die Abfertigung von Bahn zu Bahn in biefen Fällen vorgezogen, fa 
würde im vorliegenden Falle die Entſchädigungsfrage auf Grund bes Thüring. 
8. 61. zu reguliren geweſen fein. 

Koh, Sifenbahnen. I. 2 
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„Bahn erlaffenen Betriebs⸗NRGeglements, auf welcher der Berluft oder 
„die Beihädigung Rattfindet, gehaftet.“ 

Denken wir uns, daß eine Beichädigung eines jolchel® Tran 
portgegenftandes (einer Equipage oder von Pferden) im Berfchre 
biefes Verbandes ftattgefunden bat, fo wird natürlich die Ent- 
ſcheidung in den Fällen ſich einfach ergeben, wo es unzweifelhaft 
it, auf welcher Bahn die Beichäbigung (des Pferde oder ber 
Equipage) eingetreten if. Wie aber wenn, z. B. bei einem Pfers 
betransport von Aachen nach Leipzig nicht zu ermittelu ſteht, auf 
welcher Bahn der Verluft oder die Beſchaͤdigung flattgefunden hat? 
M. E. würde bier wenn die Koͤln⸗Aachener Bahn verklagt wirb 
a8 Reglement diefer Bahn, wo das Pferd aufgegeben ift, zus 
nächft normgebend erfcheinen; will diefe Bahnverwaltung geltend 
machen, daß fie nach dem Reglement einer andern Bahn bafte, 
(über dieſe Haftung vgl. F. 6) fo muß fle nachweifen, daß 
auf einer andern Bahn das Unglüd gefcheben ſei. 

4) Ein Preußifcher Künftler, weldder von Marburg nach Berlin 
fahren will, Iöft an erfterem Orte ein Verbands-Billet via Kreienfen, 
alfo im Weſtdeutſchen Verbande. Diefer Verband hat zwar fein 
Verjonen-Reglement publicirt, e8 Befindet ſich aber auf ben betref: 
fenden Billets die für ben fraglichen Transport maßgebende Be 
ſtimmung: 
„Die Befoͤrderung geſchieht nach den Reglementsbeſtim⸗ 

mungen. ber betreffenden Bahn“ 22°), 

Nehmen wir nun den Fall an, daß in ber Nähe von Ber 
lin (auf der BerlinPotsdamer Bahn) Ker fragliche Neifende in 
Folge eined von der betreffenden Bahnverwaltung vertretbaren 
Eiſenbahn⸗Unglücks eine ſchwere Vekletzung davon getragen haͤtte, 
welche ihn zur Ausübung feiner Kunſt untauglich machte, fo würbe 
bie Entihädigungsfrage, wenn er auch gegen die Main⸗Weſer⸗ 


125) 86 will diefes offenbar fo viel beißen, daß foweit der Transport auf 
einer derBerbandsbahnen, 3.8. auf der Main⸗Weſer Bahn, geſchieht, nach deren 
Reglement das Transportverhältniß beurteilt werden fol. Auf den Billets Im 


mie. Verband (von Gaflel nad Berlin) ſteht nur: Mitteld. Eiſenbahnver⸗ 
nd. 
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2) Dafjelbe gilt von dem alle, wo ein Stüd Reifegepäd, 
welches von Erfurt im direkten DVerfehre nah Frankfurt a. M- 
befördert werden joll, und zwar unter Verficherung eines höheren 
Merthes als 1 Thaler per Pfund aufgegeben wurbe, durch ein 
unabwendbared Naturereigniß beſchaͤdigt worden ift, ungeachtet im 
$. 23. des Betrieb8-Reglements der thüringifchen Bahn beftimmt iſt: 

„Bezüglich der Gepäckſtücke, welche höher’ deflarirt find, reſp. für 
„welche der befondere Frachtzuſchlag erhoben worden ift, haftet die 
„Berwaltung auch ausnahmeweife für ben Verluſt und bie Bei 
„digung, welde durch Zufall oder dur die unabwendbaren Folgen 
„eines Naturs@reignifles flattjinden. 

Denn wenn auch Fein allgemeines Reglement für den Pers 
fonen= und Gepäd-Verfehr im mitteldeutfchen Verband befteht und 
das A. D. P. noch nicht in Kraft getreten ift, jo hat doch gerabe 
für die Fälle der höheren Verſicherung des Gepäds, die Direction 
der Kurfürft Friedrich Wilhelm Norbbahn im Auftrage der Verwal 
tungen bes mitteldeutfchen Eifenbahn-Verbandes unter dem 25. Aus 
guft 1855 das als Anlage XIX. mitgetheilte Special-Reglement 
öffentlich befannt gemacht, auf welches Hin alfo die betreffenden 
Transportverträge abgefchloffen werben. Dieſes beflimmt aber 
unter No. 6. (vgl. Anl. Heft ©. 229.): | 

„Die Berwaltungen find von jeder Haftung frei, wenn ber Berluft 
„oder die Beihädigung durch ein anderes Greigniß, als Brand herbei 
„geführt ift, welches dieſelben abzuhalten nicht vermocht haben.” ꝛc. 

3) Das Betriebsreglement des rheintichethäringifchen Verbands 

beftimmt unter II: 
$. 3. „Bür die Equipagen feld wird nad den Beflinnnungen bes 
„für diejenigen Bahnen erlaſſenen BetrieboReglemento, auf welcher 
„der Verluſt oder die Beſchädigung derſelben eintritt, gehaftet.“ 
$. 7. „Bür die Beſchädigung ober ben Verluſt der Pferde waͤhrend 
„des Transportes felbft wird nach den Beſtimmungen bes für diejenige 


— — 


aufgegeben wäre und auf dieſer Bahn Schaden erlitte. — Hätte dagegen ber 
Abſender die Abfertigung von Bahn zu Bahn in diefen Fällen vorgezogen, fe 
würde im vorliegenden Falle die Entfdhädigungsfrage auf. Grund bes Thüring. 
S. 61. zu reguliren geweſen fein. 

Koh, Ciſenbahnen. MU. 25 
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Recht des betreffenden Territoriums recurrirt werden muß, da dar⸗ 
über, welches Recht in einem folchen Falle anzuwenden jei, bie 
Reglements feine Auskunft ertheilen !2,). 

Hier beginnt das ſchwierige Gebiet der Frage, an weldem 
Orte der Eiß einer Obligation, in&befondere einer zweifeitigen !*), 
anzunehmen fteht, wenn die Partheien nichts ausdrücklich Darüber 


beftimnit haben. 
. Wir können und hier auf die Erörterung der Frage bejchräns 


Ten, nad) welchen örtlichen Rechte der materielle Inhalt eines 
Rechtsgeſchäfts zu beurtheilen ift1S), und zwar weiterhin auf 


gefunden werden und ift der in bem Meglement gebrauchte Ausdrud nad 
dem Sprachgebrauche des Orts, wo die Bahnverwaltung welche das Reglement 
abgefaßt hat, ihren Sie hat, nicht aber nad dem des Grfüllungsorts der 
Dbligation zu entziffern. Vgl. Wädter . c. ©. 117. Savigny I. c. ©. 265. 

138) Hinfihtlih der Ermittelung des Werthes und binfihtlih des Bewei⸗ 
fe& der Beſchädigung wird im A. D. G. der Drt ale maßgebend bezeichnet, 
nach deſſen Rechte bzw. Gebrauche diefe Grmittelung zu gefchehen Hat. In 
erſterer Beziehung wird in $. 14. No. 8. Abi. 3. des A. D. G. naturgemäß 
beſtimmt, daß der zu ermittelnde Handelswerth des verlornen oder bejchädigten 
Gegenſtands nad dem Orte der Aufgabe zu berechnen fei, in leßterer Be 
ziehung foll nad 8. 14. No. 10. eine vor Definung des Gollo nicht angemel⸗ 
dete Beihädigung nah den Geſetzen des Empfangsorts dargelegt werben 
müſſen. Leptere Beſtimmung ift jedenfalls auch hinfihtlih der vor Bröffnung 
bes Gollo angemeldete Beichädigung maßgebend. Vgl. die folg. Anm. 34 n. 36. 

14) Bgl. über die Schwierigkeit diefer Frage dv. Eavigny Syſtem Bd. VIII. — 
Bier find drei höchſt zweifelhafte ragen zugleich zu entfcheiden : 

1. beftimmt fi das örtlihe Recht nad dem Drte des Abſchluſſes ober 
der Erfüllung des Bertrage; 

#7 2. und zwar (in letzterem Walle) nad dem Grfüllungsorte beider Con⸗ 
trahenten , oder welches von beiden; 

3. wo hat man ſich bei Obligationen, deren Grfüllung fi. über einen 
Raum vertheilt, wie ber Transport, den Erfüllungs-Ort zu denfen? 
Beſonders Hinfichtli der letztern Frage wird man, wie bei fo mandıen 
gerade befonders praftifh wichtige Fragen, vergeblich eine Antwort in 
tgeoretiihen Werten ſuchen; ja nicht einmal Anhaltspunfte werden 
hier dem Praftifer geboten. — Und doch iſt dieſe Frage nicht nur für 
das örtlihe Recht, ſondern aud für die Begründung eines forum con- 
tractus von Bedeutung. 

15) Die Brage, nad) welchem oͤrtlichen Rechte die tehtögültige Form des 
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Die Unterfuchhung nach dem Rechte welchen Ortes die rechtlichen 
Wirkungen bed Gijenbahntransportvertrags als eines erlaubs 
gene) aweijeitigen Geſchäftes fich richten. 

Was die Frage anlangt, nach Dem Geſetze welchen Ortes die 
sechtlichen Wirkungen und Folgen eined Geſchaͤſts (im Bereiche 
ber bispofitiven Geſetze) überhaupt zu beurtheilen jet, kommt zwar 
die allgemeine Mechtöüberzeugung (communis opinlo) der Gorys 
phäen der deutſchen Rechtswiſſenſchaft darin überein, daß das 
Nechtögebiet der Forderungsrechte überhaupt nur durch den Darauf 
Bezüglihen Willen der Partheien feftgeftellt werde; großer 
Diffenz ift aber darüber, ob beim Mangel autonomifcher Beſtim⸗ 
mungen die Vermuthung dafür ſpreche, daß fich tie Partheien 
dem Rechte des Ortes unterwerfen wollen, an weldyem die Oblis 
gation erfüllt werben fol ı®), oder dem Rechte ded Ortes, wo 
der Vertrag abgeihloffen worden ’°) ift. 


— 








Geſchaͤfts (melde nach der Anſicht Aller von der Regel: locus regit actum 
beherrfcht wird) zu entfcheiden fei, wird bei den aus GBilenbahntransporten ent⸗ 
Rehenden Redtsireiten wohl faum von Erheblichkeit fein, da diefe Form bei 
allen Bahnen dieſelbe ift. , 

16) Die Frage, ob eine gewiſſe Beſtimmung der Meglements geſetzlich ers 
laubt fei, richtet ſich zunaͤchſt nach dem Orte, wo geflagt wird, da der Richter, 
‚wenn einheimifche gebietende oder werbietende Befehe einem am Orte der Er⸗ 
richtung gültig gefchleffenen Geſchäfte entgegenftehen, daſſelbe doch nicht für 
gültig erkennen Fann. Bol. Wächter im civil. Ardiv Bd. 25. ©. 8. — Damit 
iR aber noch nicht die fodann weiter aufsumerfende Frage abgethan, welches 
örtliche Recht an die Stelle der fo in Wegfall gefommenen Beflimmung zu treten 
hat, eine Frage, deren Entfcheidung ſich nad der Vorfrage richtet, ob es fi 
um bie Ferm oder den materiellen Inhalt insbefondere die Wirkung des Ders 
trags handelt und welches örtliche Recht in bdiefer fraglichen Richtung anzus 
wenden fei, in welcher Beziehung die weiterhin im Text zu entwidelnden Grund» 
füge maßgebend find. 

17) Vgl. v. Saviany im Syftem des rom. R. Bd. VIN. $. 369 u. 370. 
Dichter ım civil. Archiv Bd. XXV. ©. 44. 46. Thöl Ginleitung in d. 
Neutihe Pr. R. ©. 189. WMittermaier deutfches Br. R. $. 31. & 117. Ger 
ber deutih. Br. R. $. 32. ©. 69. Beſeler Syſtem I. $. 39. Eichhorn d. Br. 
FR. 1 $ 37. Schwerpe Rom Br. R. I. ©. 54. Mühlenbruch doctr, 
pand. 1. $. 73. 

18) Diefes ik die Anfıht Savigny’s und Gerbers ıc. 1. c. 

19) So Wächter, Thöl, Beſeler, Muͤhlenbruch 1. c. 
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Bel zweifeitigen Rechtögefchäften fireitet man weiterhin 
darüber, ob für jede ber beiden Hälften ber Obligation (alſo 
vorliegend über die Verflichtungen der Bahnverwaltung einer, und 
bed Transportaten anderer Seits) das örtliche Recht nach ber 
Perſon des betreffenden Schuldners feftzuftellen ſei, jo baß in bem 
Zällen, wo bie beiden Gontrahenten an verjchievenen Orten zu 
erfüllen haben, zwei verfchiebene Rechte für bafjelbe Rechtöver 
bältniß zur Anwendung fommen ?°). 

Fragen wir zunaͤchſt, bad Geſetz welchen Ortes nach ber zu 
vermuthenden Abficht der Partheien gewöhnlich den Vertrag er 
gänzen, über deſſen Wirkung entjcheiden fol, jo ſcheint Die Anfickt 
der meiften 1) Nechtlehrer auch in ber Gegenwart fich dahin 
zu einigen, baß regelmäßig das Belek bed Ortes, an welchem bie 
Partheien den Bertrag zum Abſchluß brachten??) (vorausgeſetzt 


20) Für die Trennung der beiden Hälften ber Obligationen v. Savigm 
L ce. $. 369. (&. 202), gegen diefelbe Wächter J. e. ©. 44, und Kori Eroͤr⸗ 
terungen Bd. II. ©. 22, Diefe fo wichtige Frage wird von den wenigen 
Suriften aud nur berührt, 

21) Bol. die in Anm. 17. citirten Schriftfteller, insbefondere Wächter 1. c. 
©. 33—45. Man führt für diefe Anfidt arg. 1. 34. D. de R. 3. (50, 17. 
und 1. 6. D. de evict, (21, 1) an, vgl. dagegen die Auslegung dieſer Stellen 
Bei Savigny 1. e. ©, 252 fg. 

22) Der Transportvertrag als loeatio cond. operis ift nit dem Augen 
blicke und alſo an dem Orte als feſt abgeſchlofſen anzujehen, wo bie Con⸗ 
trahenten über pretium und opus einig werden, welcher Moment 

a) beim Berfonen- und Gepädartigen Transporte mit der 

Löfung des Fahrbillets (Transporticheins) bezw. der Annahme bes Ge 
päds, 

b) beim Gütertrandport mit der Annahme des frankirten oder wit 

franfirten Guts durch die den Transport übernehmende Bahn eintritt. 
(Bol. $. 22). 

Hinfichtlich des Eontractsortes beim Locals Transporte über mehrere 
Bahnen vgl. 8. 106. Anm. 3. Schwieriger iR die Frage zu löfen, we wk 
ums bei direetem insb. Berband&-Verlehre dem Ort des Vertragsabſchluſſes 
zu denken haben. Mag man von einem & oriet&t8s Berhältniß ber ben Tran 
port ausführenden Verbandebahnen ausgehen oder annchmen, daß bei Verband 
Verkehr die Verwaltung der Aufgabeflatien für ich und ale Bevollmädtigte 
der Auſchlußbahnen auftritt (vgl. 5. 115. Anm. 11.), fo wird man doch immer 
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bie Unterfuchung nad) dem Rechte welchen Ortes bie rechtlichen 
Wirkungen des Gijenbahntransportvertrags als eines erlaub⸗ 
ten!®) zweiſeitigen Geſchaͤftes ſich richten. 

Was die Frage anlangt, nach dem Geſetze welchen Ortes die 
rechtlichen Wirkungen und Folgen eines Geſchaͤfts (im Bereiche 
der dispoſitiven Geſetze) überhaupt zu beurtheilen ſei, kommt zwar 
die allgemeine Rechtsüberzeugung (communis opinlo) der Cory⸗ 
phäen der deutſchen Rechtswiſſenſchaft darin überein, daß‘ das 
Rechtsgebiet der Forderungsrechte überhaupt nur durch den Darauf 
bezüglichen Willen der Partheien feitgeftellt werde; großer 
Diffenz ift aber darüber, ob beim Mangel autonomifcher Beftins 
mungen die VBermuthung dafür fpreche, Daß fih tie Partheien 
dem Rechte des Drted unterwerfen wollen, an weldyem Die Obli⸗ 
gation erfüllt werden fol ı*), oder dem Nedjte des Ortes, wo 
der Bertrag abgejhlofjen worden ’») ift. 


— — — — — 


Geſchaͤfts (welche nach der Anſicht Aller von der Regel: locus regit actum 
beherrfcht wird) zu entfcheiden fei, wird bei den aus Bifenbahntransporten enter 
ſtehenden Rechtsireiten wohl faum von Erheblichkeit fein, da dieſe Form be 
allen Bahnen dieſelbe iſt. 

16) Die Frage, ob eine gewiſſe Beſtimmung der Reglements geſehlich er⸗ 
laubt fei, richtet ſich zunächſt nach dem Orte, wo geflagt wird, da der Richter, 
wenn einheimiſche gebietende oder verbietende Geſetze einem am Orte der Gr 
richtung gültig geſchloſſenen Geſchäfte entgegenſtehen, daſſelbe doch nicht für 
gültig erkennen kann. Vgl. Wächter im civil. Archiv Bd. 25. ©. 8. — Damit 
it aber noch nicht die fodann weiter aufgumerfende Frage abgethan, welches 
örtliche Recht an die Stelle der fo in Wegfall gefommenen Beftimmung zu treten 
hat, eine Frage, deren Entſcheidung ſich nach der Vorfrage richtet, ob es ſich 
um die Ferm oder den materiellen Inhalt insbejondere die Wirkung des Vers 
tray6 handelt und welches örtliche Recht in dieſer fraglichen Richtung anzus 
wenden fei, in welcher Beziehung bie weiterhin im Text zu entwickelnden Grund⸗ 
ſätze maßgebend find. 

17) Vgl. v. Saviany im Syftem bes röm. R. 3b. VIII. $. 369 u. 370. 
Wächter ım civil. Archiv Bd. XXV. ©. 44 46. Thöl Binleitung in d. 
beutihe Pr. R. ©. 189. WMittermaier deutſches Pr. R. $. 31. ©. 117. Gears 
ber deutih. Pr. R. $. 32. ©. 69. Beſeler Eyfiem L $. 39. Gichhorn db. Br. 
R. J. R. J. $ 37. Schweppe Röm Pr. R. L ©. 54. Müuühlenbruch docir, 
pand. 1. $. 73. 

1R) Diefes if die Anſicht Savigny’s und Gerbers ıc. 1. c. 

19) So Wächter, THöl, Beſeler, Muͤhlenbruch 1. c. 





394 Erſter Titel. Kap. . . 108. 


regelmaͤßig der Ort der Erfüllung als Sig der Obligation 
und damit auch des ‚örtlichen Rechts anzufehen jei?*), werben 
wir aber auch prüfen müflen, zu welchen Refultaten dieſe Anficht 
führt. 

Fragen, wir zunächft, ob bei zweijeitigen Verträgen für jede 
Hälfte der Obligation Das örtliche Recht nad) dem Erfüllungdorte 
des betreffenden Schuldners feitzuftellen if. Obgleich Die bedeu⸗ 
tende Autorität v. Savignys für die abjondernde Behandlung der 
Obligationenhälften ſpricht, jo bat ſich Doch der Verfafler von 
der gegentheiligen Altern Anficht 2°), daß in der Regel nur ein 
Örtliche8 Recht über das ganze Mechtöverhältnig auch bei zwels 
feitigen Obligationen entfcheide, nicht zu trennen vermocht, da 
die Rechtsanſchauung der Gegenwart 2°) und fomit ber gerade 


234) Daß nad den Beftimmten und Haren Vorſchriften der 1. 21. D. 44, 
7. u. 1. 3. de reb. auet. jud. (42, 5): („Venire bona oportet, ubi quisque 
defendi debet, id est — ubi domicilium habet — aut ubi quisque con- 
traxerit. Contractum autem non utique eo loco intelligitur, quo negotiam 
gestum sit, sed quo solvenda est pecunia“) nit der Gontractes, ſondern 
ber Erfüllungsort in Beziehung auf den Gerichtoſtand (forum contractus s. 
solutionis) regelmäßig maßgebend fei, darin flimmen die neuern Juriften zum 
größten Theil überein, vgl. v. Savigny 1. c. S. 205, Wegell Eyftem d. ord: 
Brocefied 1859. ©. 351. Hiernach möchte man aber auch anzunehmen haben, 
baß der Erfüllungsort ale der Sitz der Obligation und damit des Fundamente 
berfelben — des örtlihen Rechts — anzufehen fei, wenn auch in dieſer Rich⸗ 
tung Feine directn Röm. rechtlichen Quellenzeugnifje vorliegen. Vgl. v. Saviguy 
l. c. ©. 203. ‚über den Zufammenhang der Frage über das örtliche Recht der 
Forderungsrechte mit der über das forum contractus. 

25) Bol. Wächter I. c. ©. 45. 

26) Anders mag dieſes bei den Römern geweſen fein, in den Fällen, we 
fie die Verpflichtung eines jeden der beiden Gontraßenten durch eine befondere 
Stipulation feflftellten, jo daß z. B. die Abſchließung eines Kaufvertrages 
durch zwei getrennte Stipulationen flattfand, vgl. Savigny 1. c. ©. 208, — 
Bier halte man aber auch nur 2 einfeltige Obligationen. 

Unfer Rechtsleben denft gewiß an eine derartige Trennung ber beiden Hälf 
ten einer gweifeitigen Obligation, wenn inter praosentes abgeſchloſſen wird, will, 
nur der Juriſt conſirnirt fie. Sehr richtig fagt in dieſer Bejichung Bäder 
l. c. ©. 44: ,Wenn bei einem Vertrag die Gontrafenten auch Qeen 
ergänzendes Geſet denken, fo werſta fis in der 
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daß keine weitern Anhaltspunlte für eine gegentheilige Abſicht bes 
Bartheien jprechen) das ortliche Recht Beftimmt 2°), . wie ſolches 
das öfterreidjjche Bürgerliche: Gefepöud) ausbrädtic anorbuet +}; 

Sn .Anbetracht der gewicdhtigen Gründe und ber bebeutenbuug 


Wutontäten, wide für De engegengelepie Haft (prior, Daß 
re | J 


dahin kommen, daß das Transportverhäftuiß, auch hinſichtlich der Beford 

auf den Anſchlußbahnen am Orte der Aufgabe der Traneportgegenft 
bezw. der Annahme der Meifenden abgeſchloſſen werde. — Gimſichtlich des Yed 
Berbaud äberſchreitenden directen Verkehes hal man fich dagegen Dal 
Verhaͤltniß in der Weiſe zu denken, haß Die Verſandſtation mit der anſchließent 
den Bahn für den Abſender — deſſen Geſchafte führend — gu contrahiren v 
Ipriät, To daß alfo für die Kufhlußbahn ale Ort des Wertragbabfchli 

erſt die Station erſcheint, wo ber Transport auf die Anfchlußdahn übergei 
Bon dieſer Unfiht gehen auch die Frankfurter Erf. in Anl. XVII. b. u. d 
(Anl. Heft ©. 212. u. 221.) feloR Hinfichtlid des directen Berfonentransporte aut 

23) Kür diefe Anſicht fpricht die @infachheit ihrer Refultate, wodurch fie 
fia) der Praris beſonders empfiehlt, welche diejelbe daher faR durchgängig fefl- 

: gehalten hat. Bol. 3. B. El. des DAS. ‚zu Lübe (in Geufferis Archiz 
Br. VI. ©. 161): „ob das Gigeniium verlaufter Waaten auf ben Bären 
ſchon duch die Perfection des Verttags oder ex Buch die. Gmpfanguahme yam 
Geiten bes Käufers (oder feines Stellverireterg) übergegangen ſei, iR. ale 
tragswirlung nad dem am Orte Des Bertsagsabfäluffes ‚geltenbeng 
Rechte zu beurtheilen.“ — Gegen —9 Anſicht ſprechen aber De. in Anm: Mb: 
citirten Bandectenftellen über das farum contractus. 

234) Oster. Gefepb. $. 37: „Wenn Kusländer mit Kusländern eher uff 
Unterthanen dieſes Staates im Auslande Beichäfte vornehmen, jo find fie nach 
den Geſetzen des Ortes, wo das Geſchaft abgeſchloſſen worden, zu beurtgeilena 
dafern bei der Abſchließung nicht offenbar: ein anderes Mecht zum Grunde qu. 
legt worden il." — Das Preuß. ER. enthält nur ſehr unvollſtaͤndige Befimr, 
mungen über das örtliche Recht der Obligationen. Bei ber Frage über Maaß 
uud Gewicht, fowie über die Münzforte, die in einem Vertrage gemeint: fein 
mögen, flellt es (U. 2. R. 36. L Tit. 5. 5. 256. 257.) den Grundjap auf, 
daß der örtliche Gebrauch des veriragemäßigen Grfüllungsortes anwendbar ſei, 
welchen Grundfap („der zwar eigentlich nicht auf das örtlidge Recht, fonbere 
auf die davon verfchiedene Auslegung der Verträge zu Beziehen”) Saviguy 1. e, 
©. 262. auch auf das örtliche Mecht über. die Wirkung der Berträge, im Sinns 
des Preuß. 2. R. angewendet willen will, da in letzterm eine ſcharfe Unten 
ſcheidung ſchwerlich verausgefeht werden dürfe. — Anders Rech Preuß. q. 
Bd. I. ©. 133. u. Vornemann Preuß. R. Bu 1. ©. 65, welche annehugg,. 
daß die arten a * wariwähle dem Vechte des. locus coniractns unieewgts | 
fen wollen. j . PEEEL —2 cr I TE 
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welche Frage noch zweifelhafter erjheint, als die, wo Der wahre Ent⸗ 
flehungsort des Mechtöverhältnifies iſt. 

ALS Vorfrage wirb Hier zu unterjuchen fein, welche der beider: 
feitige Verpflichtungen beim Eijenbahntransportvertrage als zunädhft 
beftimmend für das örtliche Recht anzuſehen if. M. G. ſteht der 
Drt, wo der Transport erfüllt werden muß, in befonderd engem 
BZufammenhange mit dem innerften Wejen des Transportverhält- 
niffes; denn letzteres erhält fein eigenthümliches Sein gerade 
dadurch, daß die Fortihaffung eines Object auf dem beftimmten 
fraglichen Bahngebiete und zwar nicht von einem beliebigen Orte 
aus, nach einem unbeftinmten Punkte, jondern von der auf ber 
Fahrkarte bezw. dem Frachtbriefe angegebenen Abgangs⸗ nach ber 
bortjelbft bezeichneten Beltimmungsftation zu gefchehen hat, wäh 
rend es für das Rechtsgeſchäft an fi gleichgültig ift, ob ber 
Transportpreid an einem außerhalb des Bahngebiets Tiegenben 
Orte, an der Abgangs⸗ oder an der Beſtimmungs⸗Station gezahlt wird. 
Daß zudem nad) der Abficht der Partheien das Recht dieſer 
Dertlidykeit (des Bahngebiets) die Wirkungen bes Eiſenbahntrans⸗ 
portvertrags überhaupt beftimmen fol, dafür findet man infofern 
einen Anhaltspunkt in den Reglements, als Diejelben der Anwen 
dung ihrer Beftimmungen, ihr Bahngebiet als örtliche Grenze 
gejeßt haben, indem jene Anwendung auf das Territorium dieſer 
Bahn, diejes Verbands ıc., wo von Seiten der Bahnverwal- 
tung erfüllt d. h. transportirt werden foll, beſchränkt wirb ®®), 
mag der Transport:Preid auch auf einem auswärtigen Bahnterri⸗ 
torium (der Station einer fremden Bahn) bezahlt fein. 

Wir werden hiernady annehmen müfjen, daß nad) Inhalt der 
Reglement das örtliche Recht an das Territorium der betreffenden 
Bahn gefeſſelt erjcheint und daß daher foweit die Reglementöße- 
flimmungen nicht ausreichen, um über die Wirkungen des Vertrags 


tarifmäßige Preis gezahlt werden muß, welcher Ort bier mit dem bes 
Bertragsabjchluffes zufammenfällt (vgl. $. 23d); 

b) beim @ütertransport den Ort, wo das But frei aufgegeben, eventuell 
wenn ſolches nicht geſchah, den Beilimmungsort, wo der Transport 
preis mit Nachnahme vom Adrefiaten entrichtet werden foll. 

30) Vgl. die Reglementsbefimmungen in $. 106. Anm. 30 (©. 381.) 
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zu entisheiden, als jubfibiäres Hecht Die Geſetzgebung des Recht 8 
gebiet einzutreten hat, über welches das Bahngebiet, ver Er- 
füllungsort des Transportverhältnifies, fich erftredt 21). 

Durch dieſes Unterſuchungs⸗Reſultat ift freilich der Si des 
ortlichen Rechts nur für die Fälle genügend, beflimmt, wo das 
Transport: (Bahns, Verband⸗) Gebiet, auf welchem Die Beförberung 
geſchehen fol, ſich nur über ein Rechtsgebiet erftredt. 

Es bleibt aber dabei gerade noch das ſchwierigſte Raͤthſel, 
die factiſche Frage zu loͤſen, wo wir den Erfüllungsort ter Obli⸗ 
gation In specie uns zu denken haben, wenn das Bahn resp. 
Verbands-Gebiet fih über mehrere Nechtögebiete erftredt. 

Hier wird man nur dann mit den bereit8 gewonnenen Refultaten 
durchlangen, wenn Hinfichtli des Transports auf jedem dieſer 
NRechtägebiete, tiber welche die Bahn Läuft, ein befonderer Trans- 
portpflichtiger vorhanden ift, namentlich wenn die verfchiebenen Bahn- 
verwaltungen, wenn fie auch etwa zufammen ein Reglement erlaffen 
Baben und auf Grund deſſelben gemeinfam Transportgejchäfte bes 
treiben, Doc) jede nur für ihr Bahn-Territorium, welches einem 
Rechtögebiete angehört, contrahirt??), 


31) Diefe Mobdification wird man als zu vermuthende Abfiht der Con⸗ 
trabenten auch dann gelten lafjen müflen, wenn man im Allgemeinen nad dem 
Orte des Bertragsabfchluffes das örtliche Recht ſich richten läßt, fo daß alfo 
1. B. für den zu Berlin Hinfihtli des Transports auf der Bahn von Nahen 
nad Paris eingegangenen Bertrag jedenfalls nicht fubfidiär dad preuß. MR. 
als Recht des Ortes, wo contrahirt wurde, maßgebend erſcheint, fondern das 
Wecht, welches hinter dem franzöfifchen Meglement fieht, nämlich der Code. 

32) Gin derartiger gemeinfamer Betrieb eines Transportgefchäfts findet 
3.2. bei der Main: Wefer-Bahn flatt, welche ſich über Kurheſſiſches, Großherzoglich⸗ 
Heſſiſches und Frankfurter Gebiet erſtreckt und wo jeder diefer Staaten für fein 
Territorium die @ifenbahnbeförberung ausführt. Ebenſo bei der Main-Redars 
Bahn. Hier haben wir in Wahrheit gar Feine Gtatutenkollifien, indem jebe® 
dieſer engern Bahngebiete (das Kurheſſ., Großh. Heſſ. u. Frankf.) nur ein 
Rechtögebiet bildet. Seder diefer Staaten ift zunaͤchſt aus einem von ber Ber 
waltung der Main⸗Weſer⸗Bahn übernommenen Transporte für ihre Strede nad 
Maßgabe des Main W. Reglemente und in subsidium bes gemeinen Rechts 
bes fragliden Staats obligirt. Vgl. Anl. XIIL (S. 161.) 
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Sehr ſchwierig geftaltet fi) Dagegen der Fall, wenn 

1) Ein Gebiet, über welches hin ein Transport auszuführen 
ift, nur unter einer Bahnverwaltung fteht, oder ° 

2) eine Bahnverwaltung auf Grund bes $. 14 des A. D. G. 
über ihr Bahngebiet hinaus die Haftung für Deu Transport 
übernimmt. 

Wenn in folden Fällen die Strede, über welche Der Trans 
port auszuführen ift, fich über verfchiedene Nechtögebiete aus» 
dehnt, wo hat man fi dann den Erfüllungsort ber transpor⸗ 
tirenden Verwaltung zu denken? 

Um die Frage anſchaulicher zu machen, möge man ſich folgende 
Beiſpiele denken: 

1) Die Taunusbahn läuft durch das Gebiet des Darm 
ſtaͤdter, Naffauer und Frankfurter Rechts. Nimmt nun Die Taus 
nusbahn in Mainz ein Gut zum Transport nach Frankfurt (alfo 
allein für fih) an, nach welchem örtlihen Rechte haftet Hier bie 
Taunusbahn⸗-Verwaltung, weldye ihren Eig in Frankfurt bat, wenn 
bad But durch einen von ihr vertretbaren Unglüdsfall (etwa auf 
Naffauer Gebiet) zu Grunde gebt, und das Güter-Reglement ber 
Taunusbahn nicht einfchlägt; wird bier nad) Darmftädter 
(Abgangs-Station), Nafjauer, oder Frankfurter Recht gehaftet? 

2) Die Berlin-Anhalter Bahn nimmt cin Gut im Directen 
Verkehre zum Transport nah Mainz an, haftet alfo für daſſelbe 
zunächſt auf Grund des $. 14 des A.D.G. bis zum Beſtimmungsort. 
Wo ift hier der locus solutionis für die Transportpflicht ber 
Berlin-Anhalter Bahnverwaltung? Wird 3.8. auf der Main⸗Weſer⸗ 
Dahn (auf Kurheifiihem Gebiet) das Gut beihädigt und Tann 
alfo nicht in Mainz im Gebiete des Darmftädter R.s unverfehrt ab- 


— — — — — 


Cbenſo iſt es aber auch bei Localverkehr über mehrere Bahnen, deren jede 
etwa einem Rechtsgebiet angehört. Wenn z. B. ein Gut bei einer Berliner 
Station nah Mainz im Localverfehr (won Bahn zu Bahn) aufgegeben wird, 
und es kommt befhädigt in Mainz an, fo muß nah bem Reglement und in 
subsidium nad) der allgemeinen Sefepgebung des Bahngebiets, deſſen Berwaltung 
bie Beſchaͤdigung zu vertreten hat, gehaftet werben. Vgl. das Erk. des Geh. 
Öbertrib. in Anl. XXIIIb (©. 293). 
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zu entſcheiden, als juhfldiäres Recht die Geſetzgebung des Rechts⸗ 
gebiets einzutreten hat, über welches das Bahngebiet, ver Er» 
füllungsort de Xransportverhältuifies, ſich erftredit °2). 

Durch diefes Unterfuchungs-Befultat ift freilich der Sig des 
örtlichen Rechts nur für die Fälle genügend, beſtimmt, wo das 
ZTrandport- (Bahn, Verband⸗) Gebiet, auf welchem die Beförderung 
geſchehen fol, ſich nur über ein Rechtsgebiet erftredt. 

Es bleibt aber dabei gerade noch das fchwicrigfte Räthfel, 
die factifche Frage zu Idjen, wo wir den Erfülungsort ter Oblb 
gation In specie und zu denken haben, wenn da8 Bahn⸗ resp. 
Verbands-Gebiet fich über mehrere Nechtögebiete erftredt. 

Hier wird man nur Dann mit den bereit8 gewonnenen Refultaten 
durchlangen, wenn hinfichtlich des Transports auf jedem dieſer 
Rechtsgebiete, tiber welche die Bahn läuft, ein beſonderer Trankß⸗ 
portpflichtiger vorhanden iſt, namentlich wenn die verſchiedenen Bahn⸗ 
verwaltungen, wenn fie auch etwa zuſammen ein Reglement erlaſſen 
haben und auf Grund beffelben gemeinfam Transporigeſchaͤfte bes 
treiben, Doc) jede nur für ihr BahnsTerritorium, welches einem 
Rechtsgebiete angehört, contrahirt??). 


31) Diefe Mobdification wird man als zu vermuthende Abfiht der Con⸗ 
trahenten auch dann gelten lafien müflen, wenn man im Allgemeinen nad) dem 
Drte des Bertragsabfchluffes das örtliche Recht fi richten läßt, fo daß alfo 
3. B. für den zu Berlin hinſichtlich des Transports auf der Bahn von Aachen 
nah Paris eingegangenen Bertrag jedenfall® nicht fubfidiär das preuß. A. 
als Recht des Ortes, wo contrahirt wurde, maßgebend erfcheint, ſondern das 
Mecht, welches Hinter dem franzöfifchen Meglement flieht, nämlich ber Code. 

32) Ein derartiger gemeinſamer Betrieb eines Transportgefhäfts findet 
3.2. bei der Main: Wefer-Bahn flatt, welche ji über Kurheſſiſches, Großherzoglich⸗ 
Heſſiſches und Frankfurter Gebiet erfireddt und wo jeder diefer Staaten für fein 
Territorium die Gifenbahnbeförderung auefügrt. Ebenfo bei der Main⸗Neckar⸗ 
Bahn. Hier haben wir in Wahrheit gar Feine Gtatutenkollifien, indem jedes 
diefer engern Bahngebiete. (das Kurheſſ., Großh. Heſſ. u. Branff.) nur ein 
Nechtögebiet bildet. Jeder dieſer Staaten ift zunächſt aus einem von ber Bes 
waltung der MainsWefer-Bahn übernommenen Transporte für ihre Strede nad 
Mafgabe des Main WB. Reglemente und in subsidium des gemeinen Arte 
des fraglichen Staats obligirt. Bgl. Anl. XUL (©, 161.) 
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Eifenbahntransport-Verhältnifien natürlicher und Daher der Abſicht 
ber Contrahenten, insbejondere der Bahnverwaltung, mehr ent 
Iprechend, daß man den Ort, wo die Erfüllung (der Transport) 
Seitens der in Anſpruch zu nehmenden Bahnverwaltung beginnt, 
wo auch zugleich contrahirt °°), und Seitens des Transportaten 
erfüllt (der Trandportpreid gezahlt wird), alfo in dem erften ver 
eben aufgeftellten Beiſpiele Mainz, im zweiten Berlin, als ben 
das örtlihe Recht beſtimmenden Punkt anfieht **), wie benn ja 


Die eigentliche Erfüllung bes opus tritt beim Gifenbahntransport für eine 
Bahnverwaltung hiernach erfi an dem Drte ein, wo die Empfangnahme bes 
Ttansportobjecte durch den Adrefiaten zu geſchehen hat, mworunter bei dem 
Local⸗Verkehre die anſchließende Bahnverwaltung zu verfiehen ift, und kann 
fomit als locus solutionis beim Gifenbahntransporte nur die Beſtimmunge⸗ 
bezw. Anſchlußſtation, auf welcher jene Approbation und Uebernahme reglement 
mäßig gefchehen fol, angejehen werden. 

Diefes fcheint die Anfiht des G. DO. Trib. in Anl. XXINb S. 293 oben 
(„da die Bahn nur preuß. Gebiet berührt”) zu fein.— Anders würde bei einem 
Kaufe entfchieden werben müſſen, wo ber Lieferungsort der Waare don dem bes 
Vertragsabſchluſſes verſchieden if, wie 3. B. wenn ein Frankfurter Kaufmann in 
Berlin Verträge über von ihm von Frankfurt aus zu liefernde Waaren abſchließt. 
Der Inhalt der Obligation it nämlich Hier ein gang anderer, ale bei reinem 
Transporte, indem bie verſprochene Tradition einer beweglihen Sache nur an 
dem Orte gefordert werden kann Bzw. flattfindet, wo biefelbe liegt, 1. 12 5. 1D 
(16, 3) Thöl HandeleR. $. 78 Note 5, 6. Die eigentliche Erfüllung des 
Berfäufers beſteht alfo Bier bereits in der Abfendung der Waare (wofür and 
ber Umſtand ſpricht, dag mit diefem Momente das periculum auf ben Käufer 
übergeht, 9. 3 3. (3, 23); während die Ablieferung der Waare blos eine fpätere 
Folge der vollendeten Erfüllung if. Vgl. si l. c. ©. 225, 

35) Vgl. Annı. 22. 

36) Es ift nämlich nit anzunehmen, daß eine Bahnverwaltung, welde 
immer nur auf Grund eines Reglemente transportirt, dann, wenn dieſes 
Reglement nicht einfchlägt, einen Transport nad verſchiedenem Recht wolle 
beurtheitt fehen. Man nehme das im Tert angeführte Beifpiel, und denke fid, 
daß in Frankfurt ale Abgangsftation werfchiedene Colli nach Höchſt, und andere 
nah Mainz aufgegeben worden feien. In Höchſt gilt wie in Frenkfurt gemeine 
Recht (locat. cond.), in Mainz ber Code (receptum). Man nehme an, daß nun 
etwa bei Hoͤchſt ein von der Taunusbahn zwar nah den Brundfäpen des 
receptum, nicht aber nach denen ber loc. cond. zu vertretendes Gifenbahu- 
Unglüd eintritt und die ſämmtlichen Golli beihädigt werden. Soll nun Vie 
Granff. Bahnverwaltung für die Golli, welche nach Mainz gehen follten, aber nit 
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auch nach der Savignyſchen Anſicht zunaͤchſt der irgend wie er⸗ 
kennbare Wille der Vertheien für das deiliche Recht maßgebend 


ge). 


für die nach Höchſt beſtimmten haften? Cine derartige Trennung einer Ladung 
ſcheint die Abficht der Verwaltung, welche ein autonomifches Recht für ihren 
ſaäͤmmtlichen Transport aufgeflellt Hat, nicht zu entiprechen. 

37) Bei der Zmeifelhaftigkeit und dem jurififchen Intereſſe der vorliegenden 
Fragen hat der Verfaſſer geglaubt diefelben auch nach den möglichen eventuellen 
Aichtungen prüfen zu müſſen. Möchten feine Ausführungen einen tüchtigern 
Zuriften veranlafien, ſich über diefe interefianten Materien auszufpredhen. 


Sechſtes Kapitel. 
Proceffualifches. 


§. 109. 


Borbemerkung. 


Wenn ed auch nicht die Abſicht dieſer Abhandlung fein fan, 
die bei Dem Eiſenbahn⸗Transport-⸗Verhaͤltniſſe hervortretenden procef> 
fualifchen ragen eingehend zu erörtern ’), fo wird ed doch dem 
praktiſchen Zwecke des vorliegenden Werkes entiprechen, wenn bier 


1) Die aus dem Gifenbahn:Berriebe entipringenden Rechtsverhältniſſe der 
Bahnverwaltungen zu dritten Berfonen bieten viel weniger interefjante procefiuas 
liſche Bragen (vgl. Tit. IV), als die zu den Transportaten; die Streitigfeiten 
ber Bahnverwaltungen unter einander kommen aber gar nicht vor die Berichte 
ba biejelbe flatutengemäß durch Schiedsgerichte (vgl. Tit. III) erledigt werden; 
Nechtoſtreitigkeiten der Bahnverwaltungen zu dem Staate kommen zudem felten 
vor, werden auch zum Theil auf dem Verwaltungswege entſchieden (Vgl. Tit. V) 
Aus diefem Grunde bat der Verfaſſer es vorgezogen, gerade allein hier Bei 
Tit. I. (Hinfihtlih der GifenbahnsTransportverhältnijje), die procefiualifchen 
Tragen in einen befondern Gapitel zu befprechen. 
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wenigftend die Hauptfragen, welche bei jedem Proceſſe über 
Eiſenbahntransportverhaͤltniſſe wieberfehren, kurz beiprochen werben. 

Als ſolche immer wieberfehrend zu prüfende Punkte müßen, 
außer den bereits ausführiich beiprochenen Fragen 2), bier hervor 
gehoben werben: 


I. Der Gerihtöftand (forum) der Bahn-VBerwaltungen 
($. 109—110). 

U. Die Legitimation zur Sache ($. 112—115). 

III. Beweis und Beweisverfahren, und zwar: 

1. die zu behauptenden und zu bemeijenden Thatfachen 
(Beweislaſt) 88. 117 u. 118. 

2. Beweismittel und Beweisverfahren, insbeſondere 
Eideszufchiebung und Gidesleiftung $. 119. 

IV. Berufung und Caſſation $. 120. 

Ueberall wird bei dieſen Fragen das Nechtöverhältniß der 
Bahnverwaltungen in den Vordergrund geftellt werden müfjen, 
da nur diejes Eigenthümliches bietet. — Insbeſondere wirb der pro 
ceſſualiſche Fall betrachtet werden müffen, wo Die Bahnverwaltung ald 
Verklagte erjcheint. Denn das Klag erecht der Bahnverwals 
tungen gegen den Transportaten fommt praftifch felten zur An, 
wendung, da denfelben andere fie unmittelbar fichernde und daher 
dem Nechtswege vorzuziehende Mittel zur Geltendmachung ihrer 
Anfprüce regelmäßig zuftehen. 

Weitere interefjante procefjualiihe Fragen findet man in ben 
Erkenntniſſen entjchieden, weldhe in dem Anlagehefte mitgetheilt 
werben ®). 


2) Qgl. 3. DB. über Verjährung des Klaganſpruchs $. 85 a. 

3) €o. 3. B. a) über die bei @ifenbahntransport-Procefjen oft wiederkeh⸗ 
rende Frage, ni wie weit der gegen eine Bahnverwaltung auftretende Ausläns 
ber Saution hinſichtlich der Proceßkoſten ꝛc. leiften muß, die Ausführungen 
der Tübinger Juriftenfacultät in Anl. XVIIIc. (Anlageheft S. 211); 

b. über die procefjualiihen Folgen einer Zupielforderung nach geni. R.: 
Anlage XVII b (Anlageheft S. 191 fa.). 


$:118) Proceſſual iſcheß. 408 


1. Der Gerichts tand (forum), insbeſondere der Bahrserneitungen, 


8110. 
1. Ordentlicher Gerichteſtand (forum generale). 


.. ‚Den Gijenbahn-Aciengefellichaften ald mit juriftifcher Perſoͤn⸗ 
lichkeit ausgeftatteten Anftalten iſt gewöhnlidh in ihren Statuten 
Das Untergericht des Orted, an welchem die Verwaltungsbehörbe 
der Bahn ihren Siß hat !), ald ordentlicher Gerichtsſtand (forum 


domicilü) angewiejen ?). 
Entfpregenb werben die Verwaltungen der Sta atsbahnen 


bei dem Gerichte des Orts, wo fie ihren Stk haben, als Abthei⸗ 

lungen (stationes) des Fiscus zunächſt belangt werben können, 

und zwar inſoweit der Staat das Privilegium der Schriftfäffigfeit 

genießt, vor dem Obergerichte bed ‚betreffenden Gerichts⸗ 
prengels °). 


§. 111. 
Specielle Gerichtsſtände. 


Neben dieſem ordentlichen Gerichtsſtande (forum domicitt) 
fann aber ber Transportat gegenüber der Bahnverwaltung auch 





1) Die Site aller im allgemeinen deutſchen Vereine befindlichen Bahnver⸗ 
waltungen findet man S. 9—13 diefed Band II angegeben. 


2) Dgl. 3 B. das Statut der K. Er. W. Nordb. F. 10; „Die Geſell⸗ 
ſchaft Hat ihren Sitz in Kaflel und ihren ordentlihen Gerichtsſtand bei dem 
dortigen Kurfürfl. Stadtgerichte.“ — Die zu Berlin bomilicirten Verwaltungen 
ber Privatbahnen haben ebenfo ihren ordentlichen Gerichtsſtand bei dem dortigen 
Stadtgericht. Vgl. Anl. XVII und XXVa (Anl. Heft S. 299). GEbenſo in 
Sranffurt a. M. vgl. Anl, XVIII b. c. d. 

3) So 3. 2. Tann in Kurhefien die Verwaltung der Main⸗Weſer⸗Bahn, 
d. h. der Kurheſſiſche Staat in feiner Eigenſchaft ale Unternehmer diefer Bahn 
vor dem Obergericht zu Caſſel als forum domicilii jener Staatsanftalt (statio 
Gisci) belangt werden. Vergl. den Rechtsfall in Anlage XxIII (Anl.Heft 
©. 156 fg.) 
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bie fpeciellen Gerichtöftände, namentlich des |. g. forum contractus 
(sölutionis) *) "geltend machen , deſſen erftes Requiſit, bie Ange, 
fefienheit des Schuldners mit Vermögensftüden im Berichtöiprengel®), 
Bei den Bahnverwaltungen immer vorhanden ift, injofern es fi 
um einen Transport auf ihrer Bahn handelt. Zweifeln fann man 
aber freilich darüber, ob am Drte des Vertragsabichluffes, nament- 
lich werm an bemjelben zugleich der Transport beginnt, ober ob 
an dem ber enblihen Erfüllung bad forum contractus begründet 
ericheint (vgl. F. 108 ©. 400), und ob, wenn man letzteres auch 
annimmt, nicht wenigftens zugleih am Orte jened Vertragkab⸗ 
ſchluſſes und der beginnenden Erfüllung ein forum gestae adml- 
nistrationis 3®) geltend gemacht werben fönne, injofern die Ders 
waltung, weldhe den Transport:Bertrag abſchließt, an dem Vrte des 
Vertragsabſchluſſes (vgl. $. 108.1. c.) einen in ſich abgefchlofienen 
an. dieſe beftimmte Dertlichfeit (die Bahnftation) geknüpften 
Geſchaͤftskreis befigt, welcher für die Transportaten die Erwartung 
begründen fann, daß die Löfung aller einfchlagenden Angelegen 
beiten bier erfolge °). 

Sofern der Trandportat in der Lage ift eine Delictöflage, 
namentlih gegen ben betreffenden Gijenbahn « Unterbeamten ") 


4) Diefer fpecielle Gegenftand wird für den Transportaten (Adfender, Adrefiaten, 
Meifenden) infofern oft wünſchenſchenswerth erjcheinen, als er auf dieſem Wege 
die Möglicgkeit erhält, an feinem eigenen Wohnfige zu Hagen, weburd ihm 
natürlih die ganze Proceßführung bedeutend erleichtert wird, namentlich der 
Beweis und die Brecution. 

5) Dgl. Savigny Syſtem Bd. VII $. 371 (5. 244) insbef. die dort is 
Mote u. w—z zufammengefellten Bandectenftellen und Litteratur. 

5a) Dgl. über das forum gestae administr. : Wetzell, Syſtem bes orbenfl. 
Civilproceſſes. 1858. ©. 353. 

6) Am gerathendften wird es Bei biefen Zweifeln fein, wenn der Abſender 
bie betreffende Bahnverwaltung vor ihrem forum domicilii Belangt. Der Adreſſet 
bagegen kann ohne Bedenken die an ihn abliefernde BahnsBerwaltung an dem 
Drie, wo ihm geliefert wird, befangen, da diefer für ihn ſowohl Ort des 
Bertrags⸗Abſchluſſes als der Grfüllung if. 

7) Daß die actio leg. Aquil. nach gem. R. (binſichtlich des Preuß. 8. 
ygl. Anl. XXXIV ©. 364) felten gegen die Bahnverwaltung angeſtellt werden 
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begrünben zu Können, fo ift biefelbe hei dem Gerlchte des Ortes 
anzuftellen, an welchem das Delict verübt worden ift ®). 

Diefelben Gerichtsftände würden ebenfo die betreffenden Bahn⸗ 
verwaltungen gegen die Transportaten bezw. bie Adreffaten geltend 
machen Tönnen, wenn erftere die Iektern auf Zahlung des Trans 
portpreifes und der übrigen Leiſtungen zu belangen hätten V. 

An Hinſicht auf diejenigen Staaten, in welchen Handels» 
gerichte beftehen, ift weiter noch zu erwähnen, daß Rechtsſtrel⸗ 
tigfeiten aus Eiſenbahntransport⸗Geſchaͤften melftend in erfter 
Inſtanz vor das betreffende Handelsgericht gehören und als 
Handelsjahen behandelt werden !®, nur werden In Baiern 
derartige Rechtöftreite als nicht vor bie Mercantil-Gerichte gehörig. 
betrachtet 11), 





kann, vgl. $. 23b. Anm. 18 (©.137), fie führt auch nicht zu einem günfligern 
Effecte als die Eontractöflage (vgl. $. 76 Anm. 3 ©. 259) namentlih auch 
deshalb nicht, weil man annehmen muß, dag die Bahnverwaltungen durch bie 
Meglements den Umfang der Haftpflicht überhaupt beſtimmen bezw. befchränfen 
wollen. Daß die actio leg. Aquil. gegen den bie Beihädigung veranlaffenden 
Babnbeamien von größerem Bortheil fein kann, vgl. F. 23b. I. c. Ueber den 
Beweis der culpa bei diefer Klage vgl. Anlage XVIIIb. (Anl. X. ©. 207). 

Hinfihtli eines Diebſtahls concurrirt die actio oonducti gegen den Trans⸗ 
portunternehmer mit der condictio furtiva gegen ben Dieb, vgl. 1. 60 $. 2. 
locat. cond. 

8) Vgl. Savigny Syſtem Bd. VIII ©. 239. Webell 1. c. ©. 353, 

9) Bei dem Adrefjaten wird‘ das forum domicilii mit dem forum solu- 
Gonis regelmäßig zufammenfallen. Bgl. die Anl. XXVa, 

10) So in Rheinheffen, vgl. $. 211 Anm. 2 ©. 56 und insbefonbere 
Anl. XXVI, in Rheinpreußen (vgl. Anl XXVı XXVI), im Königreich 
Sachſen (vgl. Anl. VII), in Hamburg (vgl. Anl. XXe). 

11) Sin Erkenntniß des 8. Wechſel⸗ und Merfantilgerihts zweiter und letzter 
Sufanz von Ober⸗ und Nieberbaiern, der Oberpfalz; und Megensburg vom 
24 1844 i. ©. ber Gebr. ©. u. ©. zu Kr. gegen „ie München » Augsburger 
Ciſenbahn⸗Actien⸗ Geſellſchaft (abgebrudt in Arende Sammlung interellanter 
Ert. Br. 1 Ro. 26. ©. 300.) hat demgemäß erfannt: Wine Gifenbahngejellihaft 
Tann nicht bei dem Merkantilgericht belangt werden, überhaupt eignen ſich zu 
einem Merkantil⸗Proceſſe nicht Differenzen, welche aus Uebernahme eines Fracht⸗ 
führers an einem beflimmten Orte entflanden. 
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bie fpeciellen Gerichtsſtaͤnde, namentlich des |. g. forum contractus 
(#öhutlonis) *) geltend machen , deſſen erftes Requiſit, die Ande— 
feifenheit des Schuldners mit Nermögensftüden im Gerichtsſprengel), 
bei den Bahnverwaltungen immer vorhanden ift, injofern es ſich 
um einen Transport auf ihrer Bahn handelt. Zweifeln kann man 
aber freilich darüber, ob am Orte des Vertragsabfchluffes, nament⸗ 
Tich werm an demſelben zugleich der Transport beginnt, ober ob 
am dem der endlichen Erfüllung bas forum contractus begründet 
eriheint (vgl. F. 108 S. 400), und ob, wenn man Teßteres auch 
annimmt, nicht wenigftens zugleih am Orte jened Vertragsak 
Tchluffes und der beginnenden Erfüllung ein forum gestae admk- 
nistrationis 3) geltend gemacht werben koͤnne, infofern Die Ver 
wältung, welche den Transport-Bertrag abjchließt, an dem Orte des 
Vertragsabfchluffes (vgl. $. 108 1. c.) einen in ſich abgefchloffenen 
an dieſe beflimmte Dertlichkeit (die Bahnſtation) geknüpften 
Geſchaͤftskreis befigt, welcher für die Transportaten die Erwartung 
begründen kann, daß die Loſung aller einjchlagenden Angelegen 
beiten bier erfolge °). 

Sofern der Transportat in der Lage ift eine Delictsklage, 
namentlih gegen ben betreffenden Gijenbahn = Unterbeamten ’) 


4) Diefer fpecielle Begenftand wird für den Transportaten (Abfender, Adreſſeten, 
Meifenden) infofern oft wünſchenſchenswerth erſcheinen, als er auf diefem Wege 
die Mögligfeit erhält, an feinem eigenen Wobnfige zu Hagen, wodurch ihm 
natürli bie ganze Proceßführung bedeutend erleichtert wird, namentlich ber 
Beweis und die Erecution. 

5) Vol. Savigny Syſtem Bb. VIII $. 371 (5. 244) insbef. die dort in 
Mote u. w—z zufammengeftellten Bandectenftellen und Litteratur. 

Hu) Vgl. über das forum gestae administr.: Wetzell, Eyften des orbenil. 
Civilproceſſes. 1858. ©. 353. 

6) Am gerathendften wird es Bei biefen Zweifeln fein, wenn der Abfender 
die betreffende Bahnverwaltung vor ihrem forum domicilii belangt. Der Adreſſat 
bagegen kann ohne Bedenken die an ihn abliefernde Bahn-Verwaltung an dem 
Orte, wo ihm geliefert wird, Belangen, da biefer für ihn ſowohl Ort des 
Bertrags⸗Abſchluſſes als der Erfüllung if. 

7) Daß die actio leg. Aquil. nach gem. R. (hinfichtli des Preuß. R. 
vgl. Anl. XXXIV ©. 364) felten gegen die Bahnverwaltung angeftellt werben 
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Reiſender, Abſender, Adreſſat) eine Bahnverwaltung auf Erfüllung 
der aus Capitel II (SS. 87- 10) ſich ergebenden Pflichten 
gerichtlich in Anfpruch nehmen will. 

Hinfichtlich Der Berechtigung der Transportaten gegen einen 
Bahnbeamten wegen Beichädigungen ꝛc. zu Hagen vgl. F. 109 
Anm. 7. 


A. Segitimelion zur Zache bei Klagen aus dem Cransport-Gefchäft 
gegen Die Trausportaten. 


6. 113. 
a. Bei Berfonens, Gepäd-, Egnipagens und Bich-Transport. 


Die Activ⸗ und PBalfiv-Legitimation Tann hier, wenn es über: 
haupt zum Proceſſe gegen den Reiſenden kommen follte!), nicht 
zweifelhaft jein. 

1) Bei Berfonentransport kann die Eifenbahn-Verwaltung, 
in deren Gebiet die Vertragsverlekung flattgefunden, den Reiſen⸗ 
ben, welcher fich Diefelbe hat zu Schulden kommen laſſen (3.3. einen 
Eifenbahnwagen oder ein ſonſtiges Möbel der den Transport 
ausführenden Bahnverwaltung Durch reglementswibrig mitgeführte 


den Betriebs-Neglements genannten Bahnverwaltung zu verfichen, in bemfelben 
Einne , wie man von einer Staatöverwaltung redet. — 

Zu diefer Stelle $.86 Anın. 3 (S. 314) macht Goldſchmidt in der von 
demſelben in feiner Zeitfchrift für HandelsR. Bd. II. ©. 46670 gegebenen Anzeige, 
Bzw. in den kritiſchen Bemerkungen, zu der 1. Hälfte diefes II Theil mit Recht 
darauf aufmerkffam, bad Actiengefelfchaften nur in einem fehr weiten Sinne 
unter den Begriff von flillen Handelsgejellichaften fallen, und daß deren Direc« 
toren nie in ihrer etwaigen Gigenjhaft als Actionäre, fondern ganz unabhängig 
von diefer die Gejellichaft vertreten. — Auch iſt (in F. 86 Anm. 3) der H. ©. 
@. Entw. nah der 1. Loͤſung, welche die Commiffion als die ihrige nicht aner⸗ 
fennt, citirt worden. 

1) Sofern es id nur um geringe Beihädigungen (3. B. Fenſterzertrüm⸗ 
mern ıc.) handelt, wird es ſchon beshalb nicht zur Klage Tommen, weil bie 
Bahnverwaltung nah A. D. P. $. 22 befugt erfcheint, fofort durch ihr Dienſt⸗ 
perſonal die tarifmäßige Entſchädigungsſumme von ben Reifenden einzuziehen 
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feuergefährliche Begenftänbe beſchaͤdigte), ohne gültiges Billet in 
einem Waggon betroffen wird) auf Vertragserfüllung bezw, Ent 
ſchaͤdigung Belangen ; 

2) bei dem Bepädtransporte erjeheint, obwohl die Bahn- 
verwaltung, in. deren. Gebiet eine Vertragsyerletzung bezw. Be 
ſchaͤdigung Seitens eined Neifenden flattgefunden hat (wenn z. B. 
ein folcher in feinem Gepaͤck feuergefährlihe Gegenflände aufges 
geben bat und daburd ein Schaden verurfadht ift?), Tegitimirt, 
gegen dieſen Reifenden Klage auf Entichädigung zu erheben. 

3) Ebenſo wird bei Squipagen-,jowie hei Vieh: Transport, 
bie durch dieſe Transport: Objecte an ihrem Eigenthum irgendwie 
beichädigte Bahnverwaltung gegen Biejenige Perſon, welche dieſelbe 
aufgegeben bat, auf Entſchaͤdigung klagen Eönnen °). 


5 114 


b. beim Gütertransport, 


Jede Verwaltung, welche ein But zum Transport annimml, 
erſcheint legitimirt, Hinfichtlih Der Vertragsverlegungen (insbeſon⸗ 
dere wegen Schäden), welche ihr bei diefem Transporte durch 
Verſchulden oder Argliit bes Abjenders entfliehen, gegen biefen 
zu Klagen *) 


10) Bol. $. 83 ©. 157. 

2) Der erwähnten Bahnverwaltung würde in derartigen Fällen ein Rlag 
recht auf Entſchädigung gegen den das Gepaäck aufgebenden Reiſenden ſelbſt 
dann zufichen, wenn ohne deſſen Wiſſen feine Angehörigen, ober in Folge 
nadhläffiger Verwahrung ein Dritter feuergefährliche Begenflände in das Gepäd 
geſtedt hätten, indem ihn bier das Verſchulden trifft, dag er nicht gehörige 
Auffiht bei der. Berpadung und nad) derjelben geübt hat. 

3) So j. B. auf@rund der in $$. 40a und 41 mitgetheilten Reglemente 
beflimmungen, wenn ein Pferd ſich Losgerifien und etwa den Ciſenbahn⸗Wagen 
beſchaͤdigt hat. 

4) Die . B. a) wenn ber Verſender durch unrichtige Declaration im 
Brachibriefe bie seglementswißrige Mufgabe eines vom Transport ausgefdhloffenen 
oder nur unter Beebechtung beſonderer Borfickismaßregeln zum Transport gu 
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Gegen ven Adreſſaten (Empfaͤnger) ſteht nach ben Ausfährum 
gen in F. 20a (S. 106) der das Gut überliefernden Babnver 
waltung ein Klagrecht aus der geichehehenen Annahme defjelben 
zu, namentlich auf Zahlung der. Fracht, Nachnahme: ıc, °) 


B. $egitimatien jur Sage bei Klagen gegen Die e Dhuemalnuge. . 
. 115. 
a. Dei Berfanen- und Gepädtransport ꝛc. des Reifenden. 


1. Die Activ-Legitimation des Reiſenden. | | 
1. Bei Perſonen⸗Transport ift zur Klage wegen unterlafjener 
Beförderung der Beſitzer des Perjonen-Billets, welches 
auf die fragliche Fahrt Tautet, berechtigt. Zur Geltendmachung 
eines Schadenerſatzanſpruches woirb Jemand auch ſchon durd die 
Thatfache Iegitimirt, daß er von der betreffenden Bahnverwaltung 


gelaflenen Gegenſtandes einen Schaden vyermfaht; Ä 
.. b) wenn in Folge unrichtiger Declaration bes Gewichts oder des Werthes bes 
Frachtgutes, Nachzahlung von Fracht und von Gonventionalftrafen einzutreten hat; 

c) wenn wegen verweigerter Annahme bes Guts Seitens bes Adrefjaten 
für die Fracht und Nachnahme aufgelommen werden muß; 

d) wenn wegen verfäumter Zolls oder Steuervorſchriften Erſatz zu leiſten iſt. 

. Daß der Abfender in den unter a. k. u. d. hervorgehobenen Fällen, ſelbſt 
dann, wenn er nicht felbft die contractswidrige Handlung vorgenommen hat, 
Haften muß, ergiebt fi aus den zu Anm. 2 gemachten Ausführungen. — Nur 
Durch den Beweis, daß er bei der Berpadung und nachher bis zur Aufgabe 
des Guts vollkommen genügende Aufſicht has eintreten laſſen, könnte ex fi 
wohl von ſeiner Haftpflicht entledigen. 

5) Vgl. auch A. D. G. $. 8 (Anlageheft ©. 30) und No. 4 ber Ertl 
rungen auf dem formularmäßigen Frachtbriefe (Anl. Heft vor S. 61) ſowie 
Anlage XXVa. 

In Folge bes nach F. 23b No. 4. ber Bahnverwaltung gegen ben Abfender und 
Udreſſaten zufichenden Retentionsredhts, fo wie des in ben Reglemends 
(vgl. $. 55) vorgefehenn BVerlaufsrehts wirb aud beim Güteritansport 
folten eine Klage gegen ben Transportaten erhoben werden. 
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fenergefährliche Begenftäube beſchaͤdigt?2), ohne gültiges. Billet In 
einen Waggon betroffen wird) auf Vertrageerfullung bezw. Ent⸗ 
ſchaͤdigung belangen; 

2) bei dem Gep ad transporte uſcheint, obwohl die Bahn⸗ 
verwaltung, in deren Gebiet eine Vertragsverletzung bezw. Be⸗ 
ſchaͤdigung Seitens eines Reiſenden ſtattgefunden hat (wenn z. B. 
ein ſolcher in ſeinem Gepaͤck feuerzefaͤhrliche Gegenſtaͤnde aufges 
geben hat und dadurch ein Schaden verurſacht ift?), legitimirt, 
gegen diefen Reifenden lage auf Eutſchädigung zu erheben. 

3) Ebenſo wird bei Gqu.ipagen-, jomie hei Bich- Transport, 
bie durch diefe Transport» Objecte an ihrem Eigenthum irgendwie 
bejchädigte Bahnverwaltung gegen Biejenige Perfon, welche biefelbe 
aufgegeben bat, auf Entſchaͤdigung klagen koͤnnen 2). 


$ 114, 
b. beim Bütertransport. 


Jede Verwaltung, welde ein But zum Transport annimmt, 
erſcheint legitimirt, Hinfichtlih der Vertragsverlegungen (insbeſon⸗ 
dere wegen Schäden), welche ihr bei dieſem Transporte durch 
Verſchulden oder Arglift des Abſenders entflehen, gegen dieſen 
zu klagen *) 


ie) Bol. $. 83 ©. 157. 

2) Der erwähnten Babnverwaltung würde in derartigen Yällen ein Klag⸗ 
scht auf Gntichädigung gegen den das Gepäd aufgebenden Meifenden ſelbſt 
dann zufichen, wenn ohne befien Wiſſen feine Angehörigen, oder in Folge 
nadhläffiger Berwahrung ein Dritter fenergefährliche Gegenftände in das Gepäd 
geſteckt hätten, indem ihn Hier das Verſchulden trifft, dag er nicht gehörige 
Aufficht bei der. Berpadung und nach berfelben geübt hat. 

3) So 4. 2. auf®rund der in $$. 40a und 41 mitgetheilten Reglements⸗ 
beflimmungen, wenn ein Pferd ſich losgeriſſen und etwa den Gifenbabn-Wagen 
beſchaͤdigt hat. 

4) Die z. B. a) wenn ber Verſender durch unrichtige Declaration im 
Frachtbriefe die reglementswidrige Aufgabe eines vom Transport ausgeſchloſſenen 
oder nur unter Beobachtung beſonderer Borfichtemaßregeln zum Transport zu: 
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ſteht, iſt zweifelhaft"). — Jedenfalls find aber neben jener zumaͤchſt 
eontrahirenden Bahn alle die Bahnverwaltungen, welche einen 
Transport im directen Berfehr ausführen, hinfichtliy des Trans⸗ 
ports auf ihrer Bahn dem Transportnehmer verhaftet 79), jo daß 
gegen jebe derſelben, in Betreff des fie angehenben Transports 
geklagt werden kann 11). 


9) Ueber dieſe Frage vgl. F. 19a und die weiteren Ausführungen in Tit. III. Nur 
das mag hier bevormwortet werben, daß Feinenfalls die Ausführungen in $. 198 
(©. 84) dahin verflanden werden dürfen, daß der Transportat wegen bes im 
Verbandsverkehr flattgehabten Transports jede Verbandébahn in solidum 
belangen könne, gleichviel, ob der Transport innerhalb ihrer Linie flattgefunden 
Bat oder nicht; diejes allerdings würde ber vermuthlichen Intention der Verwal⸗ 
tungen jedenfall zumwiderlaufen. — Vielmehr treten nad meiner bisherigen 
Anſicht die den fraglihen Transport ausführenden Werbandsverwaltungen 
durch den gemeinfhaftlih auf Grund eines Frachtbriefs oder eines Perſonen⸗ 
Billets abgefchloflenen Transportvertrag, in welchem fle fi als gemeinfam die 
Beförderung ausführende Perjonen dem betreffenden Transportaten gegenüber 
hinftellen (3. B. als Mitteld. Cifenbahnverband), während fie nachher den 
gemeinfchaftlich gemachten Gewinn theilen, in ein dur das Berhältniß ſelbſt 
gegebenes (1. 4. pr. D. 17, 2: societatem coire et re et verbis — posse nos, 
dubium non est) Societätsverhältniß. 

10) Diefe fich von ſelbſt aus dem Mechtöverhältnifie ergebende Berechtigung 
der Transportaten, würde m. &. nur dann ale durch bie von Seiten der zus 
nachſt contrahirenden Bahnverwaltung etwa üßernommene Haftung ausgefchloffen 
zu betrachten fein, wenn ſolches ausdrüdlich in den Reglements beſtimmt wäre, 
was aber nirgends der Fall if. 

11) Man wird bei Berfonens ꝛc. Transport am fidherfien gehen, fi immer 
an biefe Bahnverwaltung zu halten, bei welcher die Beihäbigung eingetreten iſt, 
ba es fraglich ift, ob das betreffende Bericht eine Haftung der erſten Bahn für 
die deutfchen Bereinsbahnen auf Srund der 65. 12 u. 31 litt. e. ober ein 
Gorietätsverhältnig zwiſchen den verjchiedenen, ben Transport ausführenden 
(Berbands:) Bahnen anerkennt, während für die Haftung jener ſpricht, daß fie 
offenbar durch bie Annahme bes betreffenden Paſſagiers (mit oder ohne Gepäd, 
Gquipagen und Thieren) zur Weiterbeförderung in das Transportverhältniß 
eingetreten ift, und ben von der auswärtigen Bahn auftragsmeife oder Geſchaͤfte 
führend abgefchlofienenen Transportvertrag als für fi bindend anerkannt hat. 
Sie it daher für ihr bezw. ihrer Beamten Verſehen ex contractu verpflichtet, 
abgejehen davon, daß die Klage ihr gegenüber (da fi -auf ihrer Bahn das Uns 
glüd ereignete) jedenfalls als actio in factum ex 1. Aquil. fi aufrecht erhalten 
ließe. Vgl. Anl. XVIIIe (Ant. 5. ©. 312) fowie 9. G. B. Entw. Art. 375 
(Anl, 9 ©. 328). | 
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2) Bei Incalem Verkehr Tann nur biefenige Verwaltung 
verflagt werben, auf deren Bahnftrede der Transport zu geſchehen 
bat und auf der alſo die Beſchaͤdigung eintrat. 

Daß der Transportat gegen ben Gifenbahn-Beamten, welcher 
für die Bahnverwaltung den Transport abgeichlofien bat, Fein 
Klagrecht hat (wenigftens Feinenfalls, wenn derſelbe innerhalb feiner 
Dienftfunction handelte vgl. $. 20b ©. 112—115 11"), 


S. 116, 
bh. Beim Gütertransport. 


I. Activlegitimation der Transportaten. 


a) Zunaͤchſt ift der Frachtbrief⸗Ausſteller unzweifelhaft 
zur Klage Iegitimirt; 


118) Bei diefer Gelegenheit will ich nicht unteslaffen einen Irrthum 
zu berichtigen, welcher das Verhaͤltniß des für die Bahnverwaltungen 
sontrahirenden Beamten zu lebterer betrifft. Der römifche institor hatte gegen 
bie Contracto-Klage nit die exceptio doli, wie ©. 116. gefagt wird. 
Das RR. kennt überhaupt feinen institor der „im Namen“ des Principals 
contrahirt. Die Stellen, welche nomine alicujus fagen, bedeuten „für Rech⸗ 
aung Jemandes“ und gerade eben, wenn erflärtermaßen für Rechnung bes 
‚Brineipals contrahirt if, gewährt das RR. dem institor feine exc. doli. Zu 
diefer except. doli nehmen mein hochverehrter Lehrer Puchta (Pandecten $. 278) 
und Thöl 1. c. ihre Zufluht um ihre Anficht indirect wieder mit dem, was 
nad moderner Anſchauung feilfteht, im @inflang zu bringen. 6 beficht alle 
auch jetzt noch ein großer praßtifcher Unterſchied zwijchen jenen beiden Anſichtes. 
Nach Thoöls Theorie kann id den Billeteur immer burch Klage zwingen zu 
beweiſen: 

1. daß er als ſolcher angeſtellt war und 
2. daß er feinem Anſtellungécontract gemäß contrahirt hat. 

Nach richtiger Anſicht muß ich umgelehrt, wenn ich ein ſolches Werkzeng 
verflagen will, beweiſen, daß er ſich ſchuldh after Weile für einen Repräfem 
tanten ausgab, ohne «6 re vera zu fein und daß er mir dadurch einen befimum- 
tn Sch aden veruriacht habe. — Fuͤr Ichtere Anfiht ppricht, daß wohl Hier 
mand fid) zum Repräfentanten heutzutage Hergeben würde, wenn er von jeden 
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b) aber aud) dem auf bem Frachthriefe genannten Ahr effaten 
fteht, ſobald er feinen Willen 'erflärt hat, Die Sendung annehmen 
zu wollen, ein Klagrecht aus dem Transportvertrage auf Grund 
des Frachtbriefs bezw. eines Frachtbrief-Duplicats zu 12). Die 
näheren Ausführungen fiehe in S. 208 (©. 106 fg.)?°). 


beliebigen Dritten mit bem er als Meprefientant contrahirt hat, innerhalb der 
ganzen Verjährungszeit mit Klagen zu jenem Beweis genöthigt werden könnte, 

Darüber, daß vie Obligation unmittelbar in der Berfon des Mandanten 
zur Entkehung fommt, vgl. vor Allem noch: Schliemann, Krk: Bewmerkungen 
zum H. G. B. Entwurf Anm. 11. 

12) Das Frachtbriefs-Duplicat, welches nach $. 5. des A. D, 6 
ber Abfender ale Befcheinigung der erfolgten Uebergabe von Gütern an bie 
Sifenbahnverwaltung von der Gütererpedition ausgefertigt verlangen kann lſo⸗ 
gern er zwei gleichlautende Cremplare des Frachtbriefs einreiche) bildet immer 
den einfachſten Beweis für den Abſender wie für den Adreſſaten. 

13) Neuerdings if in einem bortrefflichen, im neuen Archiv f. Handeleli 
v. Voigt u. Heinichen Bd, L No. XIX. ©. 340 fg. abgedruckten Aufſahe das 
Berhaͤltniß zwiſchen Abſender, Ftachtfahrer und Adrefjaten als einfache Afs 
fignationen enthaltend Hingeftellt worden, fo daß hier weder ein Vertrag im 
favorem tertii, nod eine Geifton ale vorhanden anzufehen fein würde. 

Außer dem in 6.20%. (S. 111.) in Anm. 17. angeführten Erfenntniffe des 
Appell. Serihts zu Magdeburg ift hier noch ein Erf. des OAG. zu Münden 
son 1856 (vgl. Blätter für Rechtsanwendung in Baiern Jahrg. 1857. No. 12 
©. 172. u. 206.) zu erwähnen, in welchen gefagt wird: „Den GEntihädis 
gungsanſpruch gegen, die (Staates) Gifenbahnverwaltung (in Baiern) wegen 
Waarenverderbs auf der @ifenbahn ift nicht blos der Ausfteller des Frachtbriefs, 
fondern auch der Adrefjat und Empfänger, reſp. ber Gigenthümer des beſchä⸗ 
Digten Gute zu erheben berechtigt. So wie die auf ber Waare haftenden Spes 
fen der Empfänger bezahlen muß, wenn ber Aufgeber nicht franlirt, fo muß 
auch der Empfänger für während des Transport® der Waare zugegangenen 
Schaden Erfap zu fordern berechtigt fein, obwohl er den Frachtbrief nicht unters 
fertigt, da bei einem Bilateral-Gontract der Berechtigung des Etaats, die Zah⸗ 
fung der tarifmägigen Gebühren zu verlangen, als Gorrelat deſſen Verpflichtung 
gegenüberficht, verſchuldete Beſchädigungen zu fühnen und zwar nicht blos dem 
Ausſteller des Frachtbriefs, fondern auch dem Eigenthümer des Guts gegenüber, 
in deffen Intereſſe der Ausfleller des Frachtbriefs ſtillſchweigend mit ber Eiſen⸗ 
bahn contrahirt.* 
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5“. 2) Bei lo.calem .Verfehr kanun nur diejenige Werwaltung 
nerBlagt werben, auf deren Bahnftrede der Transport zu gefchehen 
Bat und auf der aljo die Beſchaͤdigung eintrat. 

Daß der Trandportat gegen den GSifenbahn-Beamten, welcher 
für bie Bahnverwaltung den Transport abgefchlofien bat, fein 
Klagrecht hat (wenigſtens Feinenfalld, wenn derſelbe innerhalb jeiner 
Dienftfuncttion handelte vgl. $. 20b ©. 112—115 12"), 


§. 116. 
b Beim Gütertransport. 
I. Xctivlegitimation der Transportaten, 


a) Zunaͤchſt ift der Frahtbrief-Ausfteller unzweifelhaft 
zur Klage legitimirt; | 


A 


110) Bei dieſer Gelegenheit will ich nicht unterlafien einen Irrthum 
zu berichtigen, welcher das Verhältniß des für die Bahnverwaltungen 
contrahirenden Beamten zu letzterer betrifft. Der römifche institor hatte gegen 
die Gontracte-Klage nit die oxceptio doli, wie ©. 116. gefagt wird. 
Das RR. kennt überhaupt feinen institor der „im Namen” des Brincipals 
sontrahirt. Die Stellen, welche nomine alicujus fagen, bedeuten „für Med 
aung Jemandes“ und gerade eben, wenn erflärtermaßen für Rechnung bes 
Principals contrahirt ift, gewährt das RR. dem institor feine exc. doli. Zu 
dieſer except. doli nehmen mein hochverehrter Lehrer Buchta (Pandecten $. 278) 
und Thol 1. c. ihre Zuflucht um ihre Anſicht indirect wieder mit dem, was 
wach moderner Anſchauung feilfteht, in @inflang zu bringen. 6 beſteht alfo 
auch jeht noch ein großer praftiicher Unterſchied zwiſchen jenen beiden Anfichten. 
Nach Thoͤls Theorie kann ich den Billeteur immer durch Klage zwingen zu 
beweiſen: 

1. daß er als ſolcher angeſtellt war und 

2. daß er ſeinem Anſtellungscontract gemäß contrahirt hat. 
Nach richtiger Anſicht muß ich umgelehrt, wenn ich ein ſolches Werkzeug 
verflagen will, beweiſen, daß er ih ſchuldh after Weile für einen Mepräfens 
tanten ausgab, ohne es re vera zu fein und daß er mir dadurch einen beſtimm⸗ 
tn Schaden verurfacht Habe. — Für letztere Anfiht ſpricht, daß wohl Mies 
mand fid) zum Repräfentanten heutzutage hergeben würbe, wenn er von jedem 
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a. baf ihr das But bereits in. dem vorliegenden fchlechten Zus 
ftande oder doch (wenn die Bahnverwaltung wenigftens eine geringere 
Haftung erzielen will) bereits theilweile beſchädigt von der vor» 
ausgehenden Xransportgelegenheit überliefert worden ift !"); 

ß. daß fie das But der Vorſchrift des Frachtbriefs gemäß 
an den Adrefjaten, reſp. an eine andere Bahnverwaltung auf 
deren Bahn es weiter zu transportiren war, oder in einem der 
Säle, welche in F. 13. ded A. D. G. erwähnt find, an einen Spe⸗ 
biteur oder an eine andere ihr bezeichnete Gelegenheit zur Weiterbe- 
förderung unbeanftandet abgeliefert hat ı°), 


Schließlich ift aus einer Verfügung des K. Preuß. Haudelsminiferiums auf 
eine Borftellung der Berliner Handelsfammer v. 1. Juli folgende Stelle zu 
erwähnen: „Bei Güterfendungen, welche mehr ale eine Ciſenbahn paffirt ha⸗ 
Ben, ift es in einzelnen Bällen vorgekommen, daß der Verſender ober Empfaͤnger 
wit feiner Erſatzforderung für Gewichtoverluſte oder Beſchaͤbigung von einer 
Verwaltung an eine andere verwiefen worden iſt. Es muß der, Grundſatz durch⸗ 
geführt werden, daß flets die Berwaltung ber Endftation für die fi dort 
ergebenden Gewichtsverlufte und Beihädigungen innerhalb der reglementmäßigen 
Friſten Entfhädigung zu leiten und wegen biefer Auslagen ſich lediglich in 
separalo an diejenigen andern Beamten. oder Bermaltungen zu halten -hat, 
welche fie dafür regreßpflicgtigt erachtet. Cine Abweichung von dieſer Megel 
darf nur flattänden, wenn die Bahnverwaltung der Endflation bei Uebernahme 
bes Guts von der Nahbarbahn in. Bezug auf die ſchon dort bemerften Bes 
IHädigungen und Gewichtsverluſte einen ausdrüdlichen Vorbehalt gemadt hat. 
In diefem Falle muß diejenige Bahnverwaltung, gegen welche folder Borbes 
halt zuerit gemacht worden, salvo regressu innerhalb der reglementmäßigen Frift 
die Entihädigung vorlegen." — Diefe Berfügung fcheint fi ſowohl auf directen 
wie localen Berfehr beziehen zu follen, da dieſelbe ganz allgemein gehalten iſt. 

17) Vgl. das interefjante Erf. des OAG. zu Darmftadt in Anl. XXVI. 
(Anl. Heft ©. 31%), fowie bie Berfügung des Preuß. Handelsminift.: in der 
vorfichenden Anm. 16. Nah Seufferts Archiv Bd. IX. ©. 96. ſoll fi freis 
Lich der füddeutfche Handelsgebraud dahin ausgebildet haben, daß ber letzte 
Epediteur und der lepte Buhrmann für den vollen Betrag des Schadens einzus 
ſtehen habe, felbit wenn fie fogleih conftatiren, daß der Schaden bereits vors 
handen war, als fie das Gut von ihrem Vormann erhielten, und fie fi gegen 
den Uebergang der Verbindlichfeit ihres Vorgängers ‚auf ihre Perſon bejonders 
gewahrt hätten. Sie müſſen fih dann an den. Beichädigten halten. 

18) Replicando würde man jedoch den Transportaten den Beweis nadhs 
Jafjen müſſen, daß trog der ılnbeanftandeten Annahme das Gut beichädigt über« 
liefert worden fei, da die Bermuthung, daß das But hierbei unbeſchaͤdigt ge⸗ 
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1. Inſofern eine Befoͤrderung im directen Verkehre in 
Frage fteht, muß 
a) die Verwaltung ‚, welche das Gut mit Frachtbrief zunaͤchſt 
angenommen bat, auf Grund des F. 14. des A. D. 6. für Ver⸗ 
Iufte und Bejchädigungen bis zur Beflimmungäftation, foweit dag 
Gebiet des deutſchen Vereins reicht, haften, ift alſo auch hinſicht⸗ 
lid des Transports auf den Anfchlußbahnen paſſiv Tegitimirt +), 
) Die Verwaltung der Beflimmungsftation ift nicht durch den 
$. 15. des A. D.G. zur Haftung für die Aufchlußbahnen verpflichtet 
worden, da biefer F. 15. cit. nur auf außergerichtliche Recla- 
mationen der Betheiligten im VBerwaltungsmwege bei den Eifen- 
vahnbehoͤrden, nicht aber auf die legitimatio passiva bei etwaigen 
Schadenserſatzklagen im Prozeß zu beziehen ift 18). — Wohl aber 
kann Die Berwaltung ber Beitimmungsftation, wie auch jede andere 
Anſchlußbahn, welche den fraglichen Transportgegenftand zur Be 
förberung angenommen hat, mit, Erfolg wegen Beihäbigungen 
beijelben belangt werben 2°). Sie macht fi aber von jeder Haft 
pflicht durch den Beweis frei: 


14) Zgl. A. D. G. 8. 14. No. 1. (Aul. Heft S. 55): „Die Verantwort- 
lichkeit der Verwaltung dauert — bis zu dem Zeitpunfte, da das Gut auf der 
Beſtimmungsſtation in Empfang genommen fein muß", 

15) Vgl. das Erf. des OAG. zu Caſſel in Anl. XII. (S. 161.) fewie 
in&befondere die Ausführungen des Etadt-Gerichts in Berlin in Anl, XXVa. 
(S. 301.) Hiernach modificirt fi das in $. 19. b. (5. 92.) Ausgeführte, und 
muß daſelbſt ſomit flatt auf A. D. G. S. 14. auf A. D. G. $. 14. Bezug ge 
nommen iverden. 

16) Daß diejes deutſcher Handelsbrauch vgl. au Bülcw und Hagemann 
Bd. IV.S. 444. Vgl. die weiteren Ausführungen in $. 195. u. 8.19%. (&.93—96.) 
fowie auch bie Grfenntniffe des OAG. zu Dresden in Anl. V. (Anlageheft 
S. 86. Abſ. 1.) Anl. VI. (S. 94. Abſ. 2.) Ant. VII. (S. 107.: „duch Aus: 
bändigung 2°) namentlih Anl. VI. (S. 115: „das OAG. ꝛc.) auch die 
Erk. des OAG. zu Kafjel in Anl. XI. (©. 161.) und zu Wolfenbüttel in 
Anl, AXllle. fowie des G. Obertrib. zu Berlin in Anl. XXIIIb. 
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And, — jedenfalls am beſten am die Verwaltung ber Mgange 
ftation auf dem Wege’ der Klage halten, ba bieje 

a. bei directem Berkehre auf Grund des 5.14. des A. D. G. 
hr den Transport bis zur Beſtimmungs-Station "haftet 21); 

b. bei Iocalem Verkehre fi nur Durch den Beweis, ba 
fie an bie Anſchlußbahn richtig abgeliefert bat, ‚bon ber Haftung 
befreien koͤnnte. N 

3) Der Adreffat und auch der Abſender werben ſich, fo: 
fern das Transportobjeet zwar bei der Beftimmungs-Station an 
gekommen ift, aber eine Befhädigung ober ein Manco erlitten 
hat, an die Bahnverwaltung der Beftimmungs-Station Ha- 
gend halten, ba diefe für die auf ben vorausgehenden Bahnen 
erlittenen Beſchaͤdigungen haftet 22). — Nur wenn der in 6. 116. 
unter « und 8 erwähnte Entſchuldigungsbeweis von dieſer Bahns 
verwaltung geführt würde, müßte freilich Die vorausgehende Bahn 
weiter angegriffen werben; die Nachtheile eines derartigen doppelten 
Proceſſes werben aber, wie zu I. bemerkt wurde, durch das In⸗ 
ftitut der Reclamation regelmäßig befeitigt. 


III. Beweis und Beweisverfahren, insbefonbere bei Schabenserfag- 
klagen bed Transportaten. | 


1. Die zu behauptenden und zu beweilenden Thatjachen. 


$. 117. 
a. Dei regelmäßiger Beweistaf. 


Da bereitd bei der Darftellung des materiellen Gifenbahn- 
Transportrechts faft durchgängig Die Frage über Die Beweislaſt 
bei dem betreffenden Falle erörtert worben ift, jo kann fi Bier 
darauf beihränft werden, eine Ueberſicht über die Beweislaſt 





21) Vgl. $. 116. unter I 12, (©. 414.) 
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nach Inhalt der Neglements zu geben und Dabei einige noch nicht 
berührten Punkte nachträglich hervorzuheben. 
Die Beweislaft vertbeilt fi, zufolge der in F. 5. Anm. 23, 
S. 233. 6. 57 u. 58, $$. 64—76, ſowie 88. 82—86, verfjuchten 
Ausführungen regelmäßig: 
bei Perfonentransport (vgl. F. 58), wie Bei Gepaͤck und 
Guͤtertransport, ſofern es ſich: 
a) um einen Verluſt (vgl. 8. 59.), 
b) um äußerlich fichtbare Beichädigungen ogl. GG. 64-69.) 
Handelt, in folgender Weile: 
L Der Transportat als Kläger bat zu behaupten und beim 
Leugnen der Bahnverwaltung zu erweijen: 
1) den Vertrags abſchluß, reip. Die (unverjehrte) Aufgabe 
oder Annahme des Transportobjectd (des Reifenden, bes 
Gepaäcks, Guts ıc.) an die Bahverwaltung !); 
.2) die eingetretene Beſchaͤdigung ober ben erlittenen Ver 
Iuf?); 
3) den Umfang des ihm zugefügten Schadens); 
4) die redtzeitige Anmeldung des Entſchaͤdigungs⸗An⸗ 
Iprud3 +); 


.. 
— — — 


1) Bei Perſonentransport wird regelmäßig der Beweis genügen, daß ber 
Verletzte auf der Bahn gefahren if. Vgl. die Nechtefälle in Anl. XVIIL 

2) Wann ein Transport-Object (Gepäck, Gut) als in Verluſt gekommen 
zu betrachten it, vgl. $. 60. 

3) Bgl. 3. B. die Beweisauflagen in Anl. XVII. (S. 188.) XVill« 
(6. 216.) u. Anl. XVII. (©. 226.) Der Umfang des Schadens braucht ühris 
gend erft in der 2iquidationeinflang ſpeciell und beſtimmt angegeben zu werben, 
und kann daher nicht von einer pluspetitio im juriſtiſchen Sinne die Rede fein, 
wenn ber Beichädigte in der Klage eine höhere Entſchädigungs⸗ Summe gefor⸗ 
dert hat, als diefe nach den fpätern Fenftellungen ihm zukommt. Bol. Aal. 
XVillo. Anl. Heft ©. 192. 

4) Ueber die redtzeitige Anmeldung des Erſatzanſpruchs (Meclar 
mation), welche die VBorausjepung des Klaganſpruchs des Trank 
portaten auf Schadenserfag bei Gepäds und Gütertransport bildet vgl. 5. 85. 
(©. 302 fg.) Die Betretung des Rechtswegs ericheint nach A. D. G. $ 14. 
No, 9. lit. d bezw. nach A. D. P. $. 31. lit. c durch eine in Befkimmmter Erik 
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ſind, — jedenfalls am beſten an die Verwaltung der Mgange: 
flation auf dem Wege‘ der Klage halten, da biefe 
a. bei directerh Berfehre auf Grund des $.14. des A.D.G. 
für den Transport bis zur BeftimmungsStation haftet 21); ° 
b. bei Iocalem Verkehre ſich nur durch den Beweis, daß 
fie an die Anſchlußbahn richtig abgeliefert bat, von der Haftung 
befreien Tönnte, 
3) Der Adreffat und auch der Abſender werben ſich, ſo⸗ 
fern das Transportobject zwar bet ber Beſtimmungs-Station an⸗ 
gekommen iſt, aber eine Beſchaͤdigung oder ein Manco erlitten 
bat, an die Bahnverwaltung der Beſtimmungs-Station Ha 
gend halten, da diefe für die auf ben vorausgehenven Bahnen 
erlittenen Beſchädigungen haftet 22). — Nur wenn der In $. 116. 
unter a und 8 erwähnte Entſchulbigungsbeweis von diefer Bahn⸗ 
verwaltung geführt würbe, müßte freilich die vorausgehende Bahn 
weiter angegriffen werben; die Nadhtbeile eined derartigen boppelten 
Proceffes werben aber, wie zu L bemerkt wurde, durch Das In⸗ 
ftitut der Neclamation regelmäßig befeltigt. 


III. Beweis und Beweisverfahren, insbeſondere bei Schabenserfag- 
Magen bes Transportaten. 


1. Die zu bebauptenden und zu beweiſenden Thatſachen. 


8. 117. 
a. Dei regelmäßiger Beweislaſt. 


Da bereit bei der Darftellung des materiellen Eiſenbahn⸗ 
Transportrechts faſt durchgaͤngig die Frage über die Beweislaſt 
bei dem betreffenden Falle eroͤrtert worden iſt, ſo kann ſich hier 
darauf beſchraͤnkt werben, eine Ueberſicht über die Beweislaſt 





21) Vgl. $. 116. unter I. 1.. (©. 414.) 
22) Bgl. $. 116. unter II. 4, = 
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nach Inhalt der Reglements zu ‚geben und dabei einige noch nicht 
berührten Punkte nachträglich hervorzuheben, 

Die Beweislaſt vertheilt ih, zufolge ber in F. 5. Anm. 23, 
$ 234, 6. 57 u. 58, 885. 64—76, ſowie SS. 82-86. verſuchten 
Ausführungen regelmäßig: 

bei Perfonentransport (vgl. $. 58), wie Bei Oepäd: und 
Gütertransport, fofern es fidh: 

a) um einen DVerluft (vgl. $. 59.), 

b) um äußerlich ſichtbare Befchädigungen (ogl. 66. 64-69.) 
Handelt, in folgender Weiſe: 

L Der Transportat ald Kläger bat au behaupten und beim 
Leugnen ber Bahnverwaltung zu erweilen: 
9) den Vertrags abſchluß, reſp. die (unverſehrte) Aufgabe 
oder Annahme des Transportobjects (des Reiſenden, des 
Gepaͤcks, Guts ıc.) an die Bahverwaltung ); 
,,.2) bie eingetretene Beſchaädigung ober ben erlittenen Ver— 
luſt); 
8) den Umfang des ihm zugefügten Schadens ®); 
4) die rechtzeitige Anmeldung des Entſchädigungs-An⸗ 
ſpruchs ©); 


— 


1) Bei Perfonentransport wirb regelmäßig der Beweis genügen, daß ber 
Verletzte auf der Bahn gefahren il. Vgl. die Nechtsfälle in Anl. XVII. 

2) Wann ein Transport:Object (Gepäck, Gut) ale in Berluft gefommen 
zu betrachten ift, vgl. $. 60. 

3) Bol. 3. B. die Beweisauflagen in Anl. XVII. (S. 188.) XVIII.. 
(©. 216.) u. Anl. XVII. (©. 226.) Der Umfang des Schadens braucht übri- 
gend erſt in der Liquidationsinflang ſpeciell und beſtimmt angegeben zu werden, 
und kann daher nicht von einer pluspetitio im juriſtiſchen Sinne die Rede fein, 
wenn ber Beihädigte in der Klage eine höhere Entihädigungs: Summe gefors 
dert hat, als diefe nah den fpätern Feſtſtellungen ibm zukommt. Bol. Anl. 
XVIII. Anl. Heft S. 192. 

4) Ueber die rechtzeilige Anmeldung des Erſatzanſpruchs (Reclas 
mation), welde die Borausfegung des Klaganſpruchs des Trans 
portaten auf Schadenserfaß bei Gepäd= und Gütertransport bildet vgl. $. 85. 
(S. 302 fg.) Die Betretung des Rechtswegs erfcheint nah A. D. G. $. 14. 
No. 9, lit. d bezw. nad A. D. P. $. 31. lit. c durch eine in beſtimmter Friſt 
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b) daß in Folge eingetretener Verſicherung die Bahnverwal⸗ 
tung haften muß 1). 

2) Weiter fteht der Bahnverwaltung, um fi) von der Erfah, 
pflicht zu befreien, der Beweis zu, daß der Verluft oder die Be 
Schädigung durch eigenes Verſchulden des Reifenden oder Ver 
fenders, und folder Verfonen, für welche diefelben zu haften 
haben, insbeſondere durch Verzug in der Annahme?) oder durch 
innern auch bei geringer Borficht nicht abwendbaren Verderb einges 
treten fei 19), 

Deögleidhen befreit der Beweis der in $. 84a. (betrügliche 
falfhe Angabe des Gewichts oder der Gattung des Transports 
gegenftandes und in $. 85. (Verjäumniß zeitiger Anmeldung des 
Erſatzanſpruchs) beſprochenen Unnftände, die Bahnverwaltung von 


ihrer Erſatzpflicht. 


$. 118. 
b. Beweislaft in ben Ausnahmefällen der 89. 63. 68. 71. 73. 


Gine Ausnahme von der eben aufgeftellten Regel bilden bie 
Fälle, für welche Durdy die Reglements die Haftbarkfeit der Bahn 
verwaltung: 


11) Bgl. $. 83. 

12) gl. $. 84. fowie $. 23°. Anm. 8. (©. 133) auch Goldſchmidt 1. c. 
©. 30. und die dortſelbſt angegebenen Gitate aus Seufferts Arhiv (BP. II. 
No. 49. III. No. 166. VII. No. 40. u. No. 225. VIII. No. 48.) 

13) Vgl. $. 73. u. $. 125, auch Goldihmidt 1. c. ©. 30. 

14) Daß unter der Bahnverwaltung die Actien-Geſellſchaft bezw. der 
Staat, welche die Bahn in Betrieb hat, zu denfen ſei, vgl. F. 112. Anm. 3« 
Es erfcheint danach fehr zweifelhaft, ob überhaupt ein dolus oder eine culpa 
laia der Bahnverwaltung als des contrahirenben Transportanten zu conſtruiren fein 
möchte. Denn eine grobe Verſchuldung oder Arglift der Directionss Mitglieder 
(vgl. S. 312.) wird, bei dem in $ 86. befprochenen Vorbehalte der Megles 
ments, wohl ſchwerlich dem Staate oder der Actiengefellfchaft, welche dieſelben 
angefiellt hat, zugerechnet werden dürfen, außer wenn ſich jene moralifche Pers 

- Im (Staat, Actien⸗Gefellſchaft) eine culpa in eligendo dieſer Directoren hat 
gu Schulden lonmen lafien. Bgl. auch die interefianten Ausführungen (preuß. 
N. betreffend) in Aal. XXXIV. ©. 367. über bie Haftung der Bahnverwaltung 
ME jhre Angeſtellten, forie Ubbelohbe, Aber culpa in eligendo im Archiv für 


"a ‚0% VIE (1859) ©. 231 fg., wo der in der vorlie⸗ 
BR) 27F 
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1) daß die Beſchädigung oder der Verluft durch ein Greigniß 
herbeigeführt worden ift, welches die Bahnverwaltung und Deren 
Beamte im vorliegenden Kalle, ungeachtet aller durch die Um⸗ 
Bäude gebotenen Vorficht, abzuwenden nicht vermochten ®). Die 
Bahnverwaltung muß jedoch, wenn fie ein ſolches Ereigniß für 
fih geltend macht, dafjelbe näher fubftanziiren, d. 5. die Umſtaͤnde 
darlegen und erweijen, unter weldyen das Ereigniß, welches fie 
von der Haftpflicht befreien ſoll, flattgefunden hat, damit ber 
Richter ſowohl, ald der Transportat die Möglichkeit erhalte, bin- 
fihtlich Der Entſchuldbarkeit deijelben eine Ueberzeugung fich Bilden 
zu Tönnen ?). 

Natürlich darf das geltend gemachte Ereigniß nicht ein folches 
fein, welches nady den Reglementöbeftimmungen als ein unab⸗ 
wenbbared Creigniß nie angefehben werben foll®). Selbft wenn 
ſolche Greigniffe von der Verwaltung für fich geltend gemadht 
werben, welche in der Regel unabwendbar und unvermeidlich, ober 
gar ausbrüdlich für einen unabwendbaren Zufall erflärt worben 
find"), jo wid dod dem Transportaten frei ftehen replicando 
zu erweilen, a) daß deunoch im vorliegenden Falle nur die Ver- 
abſäumung der erforderlichen Vorſicht den Schaden veranlaft 
Bat?°); 


6) Diefes in $. 82. (S. 275.) hinſichtlich der Haftpflicht beim Ciſenbahn⸗ 
transport (auf Grund der Meglements) aufgeftellte und in feine Confequenzen 
verfolgte Princip, erjcheint als dafjelbe, welches nad den fo eben erſchienenen 
vortrefflihen Abhandlungen aus dem Givils und Handelsrecht von 
Goldſchmidt, Erlangen 1859. ©. 27. u. 29. aud über die Haftpflicht ex 
recepto objectiv genommen enticheidet, während in Bezichung auf die Perfonen, 
für welche zu haften iſt, auch „aus der Zahl der vom Transportanten nicht vers 
tretbaren Greignifje ſowohl feine eigenen und feiner Leute Handlungen und Unters 
Yafjungen, wie die bejhädigenden Handlungen der Paſſagiere ausicheiden." Vgl. 
in Betreff der Haftung für die Paflagiere $. 82. (S. 281. 282.) 

7) Vgl. Goldſchmidt 1. c. S. 29. 

8) Dgl. $. 83. Daß Brand bei ben meiften Bahnen als unabwendbares 
Ereigniß — außer im alle der Selöftentzundung — nicht angefehen wird, alfo 
nur leßtere excipiendo geltend gemacht werden kann, vgl. $. 64 fg. 

9) Vgl. 3. B. in Betreff Diebflahle S. 82. Anm. 6. 

10) 2gl. 9. 82. No, 2. (©. 276.) und die dort angeführten Gitate, 
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b. Die eingetretene Beſchädigung und deren Umfang wirb 
dur) notariellen Act am beiten conftatirt werben ı*.), 

2. Zeugen und Sahverftändige. Um den eingetretenen 
Verluſt oder die erlittene Beſchädigung zu erweifen, ift es fehr 
rathjam für den Empfänger des transportirten Gepäcks oder Gu⸗ 
tes, daß er vor deſſen Annahme in ter Gegenwart wenigfteng 
eines vollgültigen Zeugen daſſelbe unterfucht, namentlicy in Der 
Richtung, ob der Verſchluß unverlegt ift, und ob das Gevicht 
mit dem anf dem Gepädichein bezw. Frachtbrief verzeichneten übers 
einftimmt. Noch befier ift es freilid — zumal wenn es fih um 
eine äußerlich nicht fichtbare Beſchädigung und ſehr werthvolle 
Sendungen handelt, diefe Unterfuhung durch [ahverftändige 
Zeugen (vgl. die in Anl. VI. u. VIIL mitgetheilten Nechtsfälle) 
feftzuftellen. 

Namentli) wird Durch dieſes Beweismittel am beiten die 
Höhe des eingetretenen Schadens zu erweijen ftehen !”). 





Lieferung ift hervorzuheben, daß das Datum der Aufgabe des Gutes durch den 
Erpeditionsſtempel der Aufgabeſtation auf dem Frachtbriefe erwielen wird, 
welcher auf Verlangen des Aufgebers in deſſen Gegenwart dem Frachtbriefe 
aufgedrüdt werden muß. Bgl. A. D. G. $. 5. Abi. 2. 

16°) Daß nah den Belegen des Empfangsorts die Beihädigung dargelegt 
werden muß, 936 $. 108. Anm. 13%. Danach wird auch die Frage zu entſchei⸗ 
den fein, ob ein Urfundenbeweis nöthig il. 

17) Dadurh, daß der Transportat (Adrefjat, Reifende) bei dem Ems 
pfange einer Eendung (Gut, Gepäck) aud nur einen Unbetheiligten herzu⸗ 
ruft, in deſſen und des Ueberbringer6 Gegenwart diefelbe unterfucht bezw. wiegt 
und jene Perſen dann nachher im Proceſſe als Zeuge der entdeckten Beſchaͤ⸗ 
digung oder des durch Wiegen feſtgeſtellten Mancos benennt, wird er regels 
mäßig dem Preceß gewinnen. — Denn der gegen den Entſchädigungs-Anſpruch 
gu liefernde Cinrede⸗Beweis, daß die Sendung durch ein unabwendbare® 
und daher nicht zu vertretende® Greigniß (Zufall) veranlaßt worden fei, wird 
von Seiten der Bahnverwaltung felten anders, al& durch Gideszuſchiebung ges 
führt werden Sönnen, welcher nur de credulitate abzuleiſtende Eid (daß ſoviel 
me wiſſe und glaube der Verluſt, die Beſchaͤdigung nicht durd cin Creigniß 
Hingeiseten fei, welches die Verwaltung oder deren Beamten nicht hätten abs 
inien Püunen) meihens unbedenklich vom Transportaten wird geſchworen 

Hiauen, Ya ſeſern ein Beruf (Manco) ober eine Beihädigung confla- 
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3. Eideszuſchiebung. Als eventuelles Beweismittel kann 
von der Gibeszufchiebung Gebrauh gemacht werben, hinſichtlich 
welcher Folgendes hervorzuheben ift: 

1) Der Direction einer Eijenbahn kann nur über beftimmte 
fpecielle Thatſachen aus welchen ihre Verpflichtung hervorgehen 
fol, der Eid zugejchoben werden 2°). 

2) Wenn der Bahnverwaltung ald proceßführender Partei 
ein Eid zus ober zurüdgejchoben wird, fo erſcheinen Deren Bors 
fand, d. 5. die ſämmtlichen Directiond-Mitglieder als ſchwur⸗ 
pflichtig. Die Leptern haben jebody biefen Sid nad) allgemeinen 
Proceßgrundſaͤtzen, fofern fie bei der fraglichen Handlung nicht 
perfönlich gehandelt haben, inmer nur in der Nichtwiſſens und 
Nichtglaubeusform zu leijten 2°). 


tirt ift, Dafür gerabezu präfumirt werden fann, daß die Verwaltung oder ber 
Beamte das Ereigniß, durch welches die Beſchädigung eingetreten iſt , haͤtten 
abwenden koͤnnen. 

unterlaͤßt dagegen der Transportat jene Vorfichtömaßregel, p wirb er 
barauf rechnen Fönnen, dag er den Entſchädigungs-Proceß verliert, da ihm in 
biefem alle nichts übrig bleibt, als die Beſchädigung durch Cideszuſchiebung 
gu erweilen, und bie verflagte Gifenbaßnverwaltung, den de eredulitate zu 
leitenden Eid um fo mehr wird fhwören Fönnen, als die VBermuthung dafür 
ſpricht, daß wenn das Traneportobjert vom Adrefjaten unbeanftandet angenom⸗ 
men worden iſt, eine Beichädigung bdefielben nicht vorliegt, wie denn in dieſem 
Balle nach der Anſicht vieler Juriften überhaupt jeder Entſchädigungsanſpruch 
ausgeſchloſſen erjcheint, Vgl. Bender Handelsr. $. 72. sub 2, 

19) So hat das DAS. zu Dresden (vgl. Zeitfchrift für Rechtspfl. und 
Verwaltung im Könige. Sachſen N. 5. Bd. IX. .No. 42. ©. 377.) erkannt, 
unter Angabe folgender Enticheidungsgründe: „Der Ausdruck in der Klage, 
„das Directorium der Ghemnig-Mifaer Ciſenbahngeſellſchaft habe gewiſſe Zufagen 
gemacht” eignet fich nicht zum Gidesantrage, Dafjelbe if eine moraliſche Per⸗ 
fon. Run aber ift die Behauptung, daß ſich eine ſolche verpflichtet habe, eim 
Urtheil, welches aus gewillen gegebenen Thatfadhen gezogen wird, indem fie 
nur unter der Borausfeßung ber Beobachtung beflimmter geſetzlicher und vers 
faflungemäßiger Erforderniſſe Handeln kann. Die Behauptung, das Dirertes 
rium Babe fi zu etwas verpflichtet, enthält ſonach, wenn es ganz kahl, ohne 
nähere Angabe der Art und Weife, wie biefes geichehen fein foll, bingeſtelt 
Per nicht ſowohl eine ſcharf abgeſchloſſene Thatfache, als vielmehr eins In 


t. gen IR: 
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b. Die eingetretene Befhädigung und beren Umfang wirb 
durch notariellen Act am beften conftatirt werben 1 *.), 

2. Zeugen und Sadverfländige. Um ben eingetretenen 
Berluft oder die erlittene Beſchädigung zu erweilen, ift es fehr 
rathjam für den Empfänger des transportirten Gepäds oder Bus 
te3, Daß er vor deſſen Annahme in ber Gegenwart wenigftens 
eines vollgültigen Zeugen daſſelbe unterfucdht, namentlich in der 
Richtung, ob der Verſchluß unverlegt ift, und ob das Gevicht 
mit dem auf dem Gepädichein bezw. Frachtbrief verzeichneten übers 
einftimmt. Noch beſſer ift es freilich — zumal wenn es fih um 
eine äußerlich nicht fihtbare Beſchaͤdigung und ſehr werthuolle 
Sendungen handelt, Diefe Unterfuhung durch ſachverſtändige 
Zeugen (dgl. die in Anl. VIL u. VIIL mitgetheilten Nechtöfälle) 
feftzuftellen. 

Namentlih wird durch dieſes Beweismittel am beiten bie 
Höhe des eingetretenen Schadens zu erweijen ftehen 1°). 





Lieferung ifl hervorzuheben, dag das Datum ber Aufgabe des Gutes durch den 
Grpeditionsſtempel der Aufgabeſtation auf dem Frachtbriefe erwieſen wird, 
welcher auf Verlangen des Aufgebers in defien Gegenwart dem Frachtbriefe 
aufgedrüdt werden muß. Bgl. A. D. G. $. 5. Abf. 2. 

162) Daß nah den Belegen des Smpfangsorts die Beihädigung bargelegk 
werden muß, vgl 8. 108. Anm. 13°. Danach wird auch die Frage zu entſchei⸗ 
den fein, ob ein Urfundenbeweis nöthig if. 

17) Dadurh, daß der Transportat (Adrefiat, Reilende) bei dem us 
pfange einer Eendung (Gut, Gepäd) auh nur.einen Unbetheiligten herzu⸗ 
ruft, in defien und des Ueberbringers Gegenwart diefelbe unterfucht bezw. wiegt 
und jene Perſen dann nachher im Proceſſe als Zeuge ber entdedten Beichäe 
digung oder des durch Wiegen feflgeftellten Mancos benennt, wird er regel⸗ 
mäßig den Preceß gewinnen. — Denn der gegen den Entſchädigungs⸗Anſpruch 
zu liefernde GinredesBeweis, daß die Eendung durch ein unabwenbbares 
und daher nicht zu vertretendes @reigniß (Zufall) veranlagt worden fei, wird 
von Seiten der Bahnverwaltung felten anders, ale durch Gideszuſchiebung ges 
führt werden können, welcher nur de credulitate abzuleiftende Eid (daß ſoviel 
er wiſſe und glaube der Verluſt, die Beſchädigung nicht durch cin Greigniß 
eingetreten fei, welches die Verwaltung oder deren Beamten nicht hätten abe 
wenden fönnen) meiſtens unbedenklich vom Transportaten wird geſchworen 
werden Eönnen, da fofern ein Verluſt (Manco) oder eine Beſchaͤdigung conſta⸗ 
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Zweiter Titel, 


Nechtöverhältni der Bahnverwaltungen zu ben 

Trandportnehmern nach Vollendung des Transports 

auf ihrer Bahn, inöbefondere Erörterung der Frage, 

ob und inwiefern bei dem Transporte über mebrere 

Bahnen ein Spebitiond: oder Mandatsverbältuiß 
eintritt. 





Einleitung. 


$. 1%0. 


Es befteht eine auch in der Praxis ziemlich verbreitete Auficht, 
daß das Nechtsverhältnig zwiſchen Transportnehmer und Eiſen⸗ 
bahnverwaltung hinſichtlich eined Der letztern zum Transport, ind 
befondere zu einem Transport über ibreBahn hinaud, 
anvertrauten Gegenſtandes, wo nicht ganz, doch wenigftens von 
Beit der Vollendung des Transports auf ihrer Bahn (in Beziehung 
auf die Bejorgung an eine andere Eiſenbahn⸗Verwaltung oder an 
eine andere Transportgelegenheit zum Weitertransporte) als bas 
eines Spepiteurs aufzufaflen jet!). Die Autonomie der deutſchen 


1) Bal. Seuffert Archiv Br. XIX ©. 400 Ro, 3 Beſchorner 1, a. @. 258. 
Der Berfafter Rand daven ab, biefe Bragen («ld weilläufige vaulkuss 
dubitandi) bereits im Titel 1 Kapitel I zu beſprechen, da Yiefe Gelsteiunges 
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Gifenbahnverwaltungen bat Dagegen ſich (wenigſtens in gewifler 
Richtung) dahin beftimmt ausgeſprochen, daß eine Spebition Seitens 
der Bahnvermwaltung nicht ftattfinde, daß bie Eifenbahn-Transport, 
Anftalten feine Speditions-Anftalten ſeien ?). 

Wir wollen dieferhalb hier die Frage näher erörtern, welche 
Rechtsanſchauung im Einzelnen Die madgebende ift, und in wie weit 
es von rechtlicher Bedeutung ift, ob man bie Thätigfeit der Bahn⸗ 
verwaltungen allein ald Transport⸗, oder auch, was Verfehr über 
mehrere Bahnen anlangt, audy ald Speditions⸗ oder als ſonſt ein 
ſelbſtſtaͤndiges Geſchaͤft auffaßt. 

Vergleichen wir zu dieſem Zwecke den Begriff) der 


in Folge ihres Umfanges eine zu große Unterbrechung der in jenem Titel 
zu liefernden Abhandlung über das Rechteverhältniß des Transports mit fi 
geführt Haben würde. — Dagegen wurde dort bereits als Anhang zu Gap. I in 
65. 19—19c (S.81—101) das Transports Berbältniß bei einer Beförderung 
über mehrere Bahnen erörtert, da ſchon an jener Etelle cin tieferes Eingehen 
auf diefe Verhältniffe nöthig erfchien, um als Folie für die in S. 20 fg. ents 
haltene Darſtellung von ber Eingehung des Gifenbahntransport-Bertrage zus 
dienen. — 


2) Preuss.® $. 47: „ine Spedition anlommender Güter nach Orten, 
welche nicht an der Bahn liegen, findet Seitens der Bahnverwaltung nicht 
ſtatt“. — Sodann ift auch in der GeneralsBerfammlung des algem. deutfchen 
Eiſenbahn⸗Vereins der Eak ausdrüdlich aufgeftellt worden, daß die Gifens 
Bahnen nur Transport» Anftalten, nit aber auch Spediticnss Anflalten feien. 
— Dem entiprehend beſtimmt A. D. G. 8.5, daß bei Verfendungen von 
Gütern nach Drten, welche an einer Gifenbahn nicht gelegen find, der Verſender 
wegen des MWeitertraneports auf dem Frachtbriefe die Gifenbahn-Etation 
bezeichnen foll, von welcher der Adreſſat den Weitertransport zu beforgen hat. 


3) Ueber den Begriff von Epedition vgl. Code de comm. Art. 91: Leo 
commissionaire est celui, qui agit en son propre nom, ou sous un nom 
secial, pour le compte d’un commettant. Martens HandeleR.: Spediteur ift 
derjenige, welchem cin But zur Beforgung der Berfendung anvertraut if. 
Gerber, Deutiches PrivatR. $. 199 No. 2: „Das Epeditionsgefchäft d. h. der 
gewerbmäßige Betrieb der zur Berfendung von Gütern nothwendigen Geſchaͤfte 
im Auftrage bes Verſenders oder Empfängers gegen Provifion (Epeien). 
.. Recht ſcharf deſiniirt Urt. 313 des Allgem. deutfch. Handelsgejegb.Entw. 1. 

selungs Spediteur iR Derjenige, welcher gegen Vergütung, in eignem Namen 
an.isembe Red a aung Berfembungen durch Frachtführer oder Seeſchiffe zu bes 


r 
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Spedition mit dem des Transportgeſchäfts, jo wird man an- 
erfennen müſſen, daß beide darin übereinftimmen, daß fie denſelben 
Segenftand zu ihrem Object haben, nämlidy den Transport, 
welchen der Unternehmer (ITransportübernehmer bzw. Spediteur) 
gegen eine beflimmte Nergütung (Xransportpreis, bei der Spedition 
Brovifion) auszuführen verjpricht, daß fie dagegen darin fi 
unterfcheiden, Daß bei dem Transport-Vertrage der Unternehmer 
defielben den Tranäport jelbft mit eigenen Mitteln oder doch 
auf eigene Redynung ausführt, während der Spediteur den- 
felben durch Dritte mit fremden Transportmittel auf fremde 
Rechnung ausführen läßt +). Es ergiebt ſich hieraus, daß beide 
Geſchaͤfte infofern auseinander gehen, daß es in dem Geſchäfte 
des Spediteurd diegt, zum Zwecke des Transports, mit Dritten 
(Frachtführern) Transportgefchäfte abzufchließen, während dieſes 
beim Frachtgefhäft nicht der Fall if. Wendet man dieſe Begriffe 
auf den Eifenbahnverfehr an, fo muß man fagen, daß der Eiſen⸗ 
bahn⸗ (Güter:) Transport an fidy nicht den Charakter einer Spes 
Dition, fondern Tediglih den der Frachtfuhre an fi tragt, 
inden die Bahnverwaltungen zunächſt nidyt dritte Perjonen ans 
nehmen, durch weldye Der Transport beforgt werden joll, fie viels 
mehr als Inhaber der Transportmittel die Beförderung durch die 
in ihrem Dienfte ftehenden Perfonen bejorgen ). Es würde alſo 
bei dem Gijenbabnverfehr nur infofern von Spebition die Rede 
fein können, al die Bahnverwaltung, abgejehen von tem Trans 
port, den fie mit ihren eignen, oder auf eigene Rechnung gemiethes 
ten Transportmitteln ausführt, das complicirte Geſchäft übernähme, 
durch Die Anſchlußbahnen bezw. die weiter nothivendigen Transports 
gelegenheiten den Zrausportgegenftand big zum Beſtimmungsort 
zu bejorgen. 

Sehen wir mit Anhalt an Die bereit? in ven 88. 19—1% 
gemachten Unterfucdyungen, ob und inwiefern eine ders 





forgen übernimmt. — „Die Vergütung“ gibt den Gegenfap zum Mandat, 
für fremde Rehnung gibt das unterfcheivende Merkmal vom Transport 
4) Bol. das Erf. des Spruchcollege zu Leipzig in Anl. IV (©, 108). 
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Gifenbahnverwaltungen Hat bagegen ſich (wenlgſtens in geioiffer 
Richtung) dahin beſtimmt ausgeſprochen, daß eine Spedition Seitens 
der Bahnverwaltung nicht ftattfinbe, daß bie Gijenbahn-Transporti 
Anftalten feine Speditions⸗Anſtalten ſeien 2). 

Wir wollen dieſerhalb hier die Frage "er erörtern, welch⸗ 
Rechtsanſchauung im Einzelnen die masgebende iſt, und in wie weit 


es von rechtlicher Bedentung iſt, ob man bie Thaͤtigkeit der Bahn 
verwaltungen allein al8 Transport», ober: auch, was Verlehr über 
mehrere Bahnen anlangt, auch als Speditione⸗ oder als ſonſt ei 
ſelbſtſtaͤndiges Geſchaͤft auffaßt. 

Vergleichen wir zu dieſem Zwede den Begriffe) ve 
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in Folge ihres nmſanges eine zu große IR der in jenem Titel 
zu liefernden Abhandlung über das Rechitverhältniß des Transports mit Ach 
geführt Haben würde. — Dagegen wurde hort bereits als Anhang zu Gap. Lin 
58. 19—19c (S.81—101) das Transports Berbältuiß bei einer B 

über mehrere Bahnen erörtert, da ſchon an jener Stelle ein tieferes 

auf biefe Verhäftniffe nöthig erſchien, um ale Folie für die in 5. 20 fg. ib 
haltene Darſtellung von her Gingehang des Mißeabahntrangyort,Bettrage . kun 
dienen. — 

2) Preuss,? 6. 47: „Eine Spedition enfonmenber Güter na Oi 
welche nicht an ber Bahn llegen, findet Seitens ber Babnverweltung ni 
flat”. — Sodann iſt auch in der General⸗Verſammlung des algem. deutſchen 
Gifenbahn»Bereins der Gap ausdrüdclich aufgeſtellt worden, daß bie Bild 
bahnen nur Transports Anfalten, nit aber auch Epeditionss Anfalten felini, 
— Dem entipredend befimmt A. D..G. $. 5, daß bei Berfendungen zog 
Gütern nad; Orten, welche an einer Ciſenbahn nicht gelegen find, der Berfender 
wegen des Weitertraneports auf dem Frachtbriefe die Bifenbahn-Gtatlon 
bezeichnen fol, von welcher der Adreſſat den MBeitertramsport zu beforgen hat. 

3) Ueber den Begriff von Spebitlon vgl. Code de comm. Art. Pi: Le 
commissionaire est celui, qui agit en son propre nom, OU sous un mE 
social, pour le compte d’un commettant. Martens Handeleſt.: Gpebileur if 
derjenige, welchem ein Gut zur Belosgung ber Verſendung anvertraut if. . 
Gerber, Deutſches Privat. $. 199 No. 2: „Das Speditionsgefchäft d. % der 
gewerbmäßige Betrieb der zur Verfendung von Gütern nothwendigen Geſchäfte 
im Auftrage bes Verfenders oder Smpfängers gegen Proviſion (Epefen). 

Mecht fcharf befiniirt Art. 313 des Allgem. deutſch. Handelsgeiepb.Entw, 1. 
Leſung: Spediteur iR Derjenige, welcher gegen Vergütung, in eignem Namen 
für fremde Regnung Verſendungen durch Frachtführer oder Seeſchiſfe gu be⸗ 
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indem dann das Rechtsverhaͤltniß dahin aufzufaflen fein würde, 
daß die Verwaltung der Aufgabeftation zunächft für ſich (hinficht⸗ 
lich des Transports auf ihrer Bahn) außerbem aber ald Bevolls 
mädhtigter (Mandatar) für die den Transport ausführen follenden 
Verbandsbahnen contrahirt, ja auf Grund bed A. D. G. $. 14 für 
bie Ieptere haftet °). 


$. 122. 
2. Bei fonftigem, das Gebiet einer Bahn überfhreitendem 
Transporte. 

Ein eigentlihes Transportgefchäft, feine Spebition, findet in 
den Fällen ftatt, wenn bie Bahnverwaltung ein auf ihrer Bahn 
transportirte® Gut ber im Prachtbriefe angegebenen Adreſſe 
gemäß: 

a. an eine andere Bahn, mit welcher fie nicht in einem Ver 
Bande ficht, in directem Werkehre *) abgibt"). Man kann hier 





7) Diefe Haftung führt aber Fein Spebitionsverhältniß mit fid} (vgl.$. 122), 
fondern ift die natürliche Folge davon, daß hier die Bahnverwaltung der Ab 
gangsftation ale Frachtführet fich verbindlich gemacht hat, die ihr übergebenen 
Transport: Objecte bio an die Vefimmungsftation zu liefern, in weldem Galle 
fie für das Verſchulden derjenigen haften muß, die fie ſich fubkituirt oder deren 
fie id) ale Nittelsperfonen zur Weiterbeforderung für eine trete Weges bedient 
Hat. Bgl. fr. 25 8. 7 loc. cond. (19, 2). 

8) Unter directem Verkeht (im weitern Ginne) find nad $. 1 Anm. 3 
(S. 2) die Bälle zu verfehen, wo die Beförderung von Bahn zu Bafn auf 
ein Biet byw. auf einen Gradtbrief Hin zu geichehen at. 

9) Die Bahnverwaltungen verfehren regelmäßig unmittelbar — ofme 
GCinmifhung von Dritten (Spediteuren) — mit den Verfendern und Gmpfängern. 
Namentlich ift diefes auch ruͤcũchtlich der Beförderung im diresten Verfehr wen 
einer Bahn auf die andere angrenzende der Gall, wenn aud deren Bahnhöfe 
getrennt bzw. die Bahnen nit Schiene an Schiene liegen, wie dieſes . ©. is 
Granffürt a. M. der Ball if. — Noch weniger bedarf es zum Uebergangeukre 
Schiene an Schiene liegenden Bahnen 4. B. in Gafiel von ber - MW 
auf die Main-Wefers, die Hunnoverfhe und Weſtphäliſche * 
telung von Spediteuren. 

Bel. A. D. G. 5. 1 Abſ. 2: „Behufs bes Mi 
einer Bahn auf eine anbere bedarf es Feine 
Geapfängers*. 
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nur infofern neben dem Transport» nod) ein Mandatöverhältnig 
annehmen und unterjheiben, ald die Verwaltung der Aufgabeftation, 
indem fie das Gut mit einem über ihre Bahn hinausweiſenden 
Adreſſe anninmt, ſtillſchweigend verfpricht, mit der Anſchlußbahn für 
ben Abſender hinſichtlich des weitern Transports zu contrahiren 
(und auf Grund bed A. D. G. $. 14 für die Anſchlußbahnen bes 
deutſchen Vereins zu haften). 

b. Ganz ebenfo verhält es ſich in bem Kalle, wo die Aufgabe» 
und Abgangsftation das Transport-Object auf Grund der Fracht⸗ 
briefs⸗(oder Gepaͤckſchein⸗) Abrefie (bzw. in Folgeber auf dem Berfonens 
Billet angegebenen Beftimmungsſtation) zwar an eine Verbandsbahn, 
jedoch nad) ausbrüdlicher Beitimmung des Aufgebers zur Beför⸗ 
derung von Bahn zu Bahn oder fonft im Localverkehre abgibt, 
nur baß hier die Haftung für die Anſchlußbahn wegfält2e), 


M. D. zu $. 1 des A. D. G.: „Die Güter werden im Mitteld. Verbande 
von der Aufgaber bis zur Beflimmunge-Sfation ohne Umladung befördert, wenn 
nicht befondere Umftände diefe erforderlich machen“. 

Preuss. $. 47 Abf. 3: „Die Bahn ⸗Verwaltung verfehrt unmittelbar mit 
den Verfendern und Empfängern ohne Ginmiſchung von Gpediteuren rücfichtlich 
der Beförderung von einer Bahn-Station zur andern; aud bedarf es wegen 
Uebergangs der Güter von und nad einer andern, Schiene an Edjiene liegenden 
Bahn, feiner Vermittelung von Epediteuren. 

10) Daß bei dem Gıfenbahn-Transporte nur dann, wenn ausbrüdlich der 
Transport bis zur Beimmunge| bzw. die Haftung bis derthin übernome 
men worden ift, nach dem bioherigen gemeinen Rechte die Auſchlußbahnen als 
Bwifgenfragtführer der Verfands@tation anzufehen bzw. Ieptere für erflere zu 
haften hat, vgl. $. 19b u. c (5. 89 u. 96. 101). 
Die dortfelö S. 97 vom Verfaſſer aufgehellte Vermuthung, daß die von 

Beſchorner (für feine Anſicht, daß die Anſchlußbahnen überhaupt als Zwiſchen · 

fradptführer anzufehen feien, für welche die erfle Bahn abfolut Hafte), in Bezug 

gemommene Gntiheidung bes Geh. Obertrib. v. 3 1844 nicht einen Gifenbahne 

Transport zum Geqenſtand habe, hat derfelbe nach Binfiht jenes als No. 23 

wu.xX der — d. Geh. Obertrib. (©. 370 fg.) abgedruckten Entſchei⸗ 

du üben. Diefelbe Beirifft die BVerantmertlichfeit von Private 
einen Waarentrandport nah Orten, wo fie mit ihrem 
legen, übernommen, Aatt aber ſelbſt zu transpertiren, 
mann fi ſubſtituirt Haben. Daß dieſes eim 

Ftage Achende, liegt wohl auf der 














Dentipe Hanbelögeiehh. Entwurf) 
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ec. Wenn dad Transport⸗Object an eine andere Transporb 
gelegenheit als an die Bahnvermaltung zur Weiterbeförberung abe 
gegeben wird, fo gehört die Verpflichtung zu dieſer Abgabe, infofern 
die betreffende Bahnverwaltung ihrem Reglement und Tarife gemäß 
das Gut in bie Behaufung des Empfängers zu bringen übernoms 
men hat, immer noch in dad Bereich des Transportverhältnifies. 

In den Fälen unter a und b übernimmt alfo bie zunächſt 
eontrahirende Bahnverwaltung weiter gar nichts als ven XTrands 
port auf ihrer Bahn, und handelt, wenn fie auch für eine weitere 
Bahn etwa abfchließt, lediglich ald deren Beauftragter, ohne daß 
ber Reifenbe ober Abfender hierfür Spefen ober Provifion, das 
charaktetiſtiſche Beiden ber Spebition, zu zahlen hätte. Die Abs 
gabe an bie Auſchlußbahn erfolgt lediglich als an ben durch 
den Frachtbrief bezeichneten nächften Adreſſaten, jo daß nur von 
einem einfachen Transportverhältnig die Rebe fein Tann, neben 
welchem hoͤchſtens etwa ein Mandatsverhältnig herläuft. 

In dem Kal unter c wirb für bie Veförberung von ber 
Behauſung bed Abſenders und in die des Empfängers ebenfalls 
Teine Speſen berechnet, vielmehr liegt die betreffende Vergütung 
ſchon in ben Transportpreifen mit inbegriffen. So wenig man 
nun bei einem gewöhnlichen Fuhrmann, weldyer ſich verpflichtet 
hat das Frachtgut in die Behauſung des Adreffaten zu Tiefern Bzw, 
dort abzuholen, von einem Speditionsverhaͤltniß ſprechen wird, 
ebenfowenig wird man folches im vorliegenden alle bei der Bahn 
verwaltung thun können. 


Au. Fülle, welde ald Spebitiond: oder Mandats · Verhaͤltniſſe aufm 
faffen find. 
$. 123. 
Mandat oder Epedition? 
Die Frage, ob in Beziehung auf die Beſorgung 
Trangportd an eine andere Bahuverwaltung ober 
Transportgelegenheit das Nechtsverhältni 






Wil freilich Vie Verwaltung der 
Ration Haften Teffen. MBgl. Mit, 
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nur infofern neben bem Transports noch ein Manbatsverhältniß 
annehmen und unterſcheiden, als die Verwaltung der Aufgabeftation, 
indem fie das Gut mit einem fiber ihre Bahn hinausweiſenden 
Adreſſe annimmt, ftillfehweigend verfpricht, mit der Anfchlußbahn für 
den Abfender hinfichtlih des weitern Transportd zu contrahiren 
(und auf Grund des A. D. G. $. 14 für die Anjchlußbahnen des 
deutſchen Vereins zu haften). 

b. Ganz ebenfo verhält es ſich in dem Falle, wo Lie Aufgabes 
und Abgangsftation dad Transport-Object auf Grund der Fracht⸗ 
briefs⸗(oder Gepädicheins) Adreſſe (bzw. in Folgeder auf dem Berfonens 
billet angegebenen Beftimmungsftation) zwar an eine Verbandsbahn, 
jevod nad ausdrüdlicher Beſtimmung des Aufgebers zur Befär 
derung von Bahn zu Bahn oder fonft im Localverfehre abgibt, 
nur daß bier die Haftung für Die Anſchlußbahn wegfällt 1°). 


M. D. zu $. 1 de6 A. D. G.: „Die Güter werben im Mitteld. Berbande 
von der Aufgabes bis zur Vellimmungss Station ohne Umladung befördert, wenn 
nicht befondere Umflände biefe erforderlich machen *. 

Preuss. $. 47 Abf. 3: „Die Bahn Verwaltung verfehrt unmittelbar mit 
den Verfendern und Gmpfängern ohne Ginmiſchung von Spediteuren rückfſichtlich 
der Beförderung von einer Bahn-Station zur andern; aud bedarf es wegen 
Uebergangs der Güter von und nad einer andern, Schiene an Schiene liegenden 
Bahn, Feiner Vermittelung ven Epediteuren. 

10) Das bei den Gıfenbahn-Transporte nur dann, wenn ausbrüdlich der 
Transport bis zur Bellimmungsftation bzw. die Haftung bis dorthin übernom⸗ 
men worden ift, nach dem Gisherigen gemeinen Rechte die Anfchlusbahnen ale 
Zwiſchenfrachtführer der Verſand⸗Station anzufchen bzw. letztere für erflere zu 
haften hat, vgl. 8. 19b u. c (S. 89 u. 96. 101). 

Die dortſelbſt S. 97 vom Verfaſſer aufgefichite Vermuthung, daß bie von 
Beichorner (für feine Anficht, daß die Anſchlußbahnen überhaupt als Zwiſchen⸗ 
frachtführer anzufehen feien, für welche die erfte Bahn abfolut Hafte), in Bezug 
genommene Gntfcheidung des Geh. Obertrib. v. ® 1844 nicht einen Eifenbahns 
Transport zum Gegenfland habe, hat derfelbe nach Binficht jenes ale Neo. 23 
in Bd. IX der Entſch. d. Geh. Obertrib. (S. 370 fg.) abgedrudten Entſchei⸗ 
dung beftätigt gefunden. Tiefelbe betrifft die Verantwortlichkeit von Private 
fuhrleuten, welche einen Waarentransport nah Orten, wo fie nit ihrem 
Fuhrwerke Binzufahren pflegen, übernommen, flatt aber felbit zu transportiren, 
von vorn herein einen andern Fuhrmann fi fubfituirt haben. Daß biefes eim 
anderes Verhältnig ift, als das vorliegend in Brage Hehende, liegt wohl auf ber 
Hand. Das Deufhe Reit der Zukunft (dev Deutfche Handelsgefegb. Entwurf) 
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Xransportanten ober Spebiteur das Gut abgegeben hat, if fie 
von aller Haltung befreit 1%). Sie würbe alſo nur unter folgen, 
den Vorausfegungen in jenen unter 1 und 2 aufgeführten Fällen, 
für den weitern Transport haften: 

a. falls fie an einen andern als den im Frachtbrief bes 
zeichneten Transportanten ober Spediteur bad But zur Weitere 
beförberung abgegeben hätte, wo fie dann freilich, weil fie ihrem 
Auftrage nicht nachgefommen, für biefen andern Transportanten 
oder Spebitenrunbedingt verhaftet fein würbe; 

b) falls fie fih einer Verſchuldung bei der Auswahl (culpa in 
eligendo) hätte zu Schulden kommen laſſen. 

Bei ben in $. 124 unter No. 1. hervorgehobenen Fällen Tann 
aber von einer Schuld ber betreffenden Bahnverwaltung in eligendo 
db. 5. in der Auswahl ber weitern Transportanten nicht die Rebe 
fein, da aus ber Annahme irgend einer, ber vom Gtaate zum 
Transport autorifirten Transports Verwaltungen nicht wohl eine 
Schuld zu deduciren iſt. 

In den Fällen unter 2 würbe, inſofern bier ein Verzug Bzw. 
eine Schuld (mora oder culpa) des Verfenderd ober Gmpfängers 
anzunehmen wäret*), eine Erſatzpflicht ber Bahnverwaltung nach 
allgemeinen Rechtögrundfägen ebenfalls wegfallen 1°). 


8.12. 
Spedition ®) 
Eine Eifenbahnverwaltung, welche für tie Beförberung eines 
von ihr trangportirten Guts auf eine andere Eiſenbahn oder an 
eine andere Transportgelegenheit eine Proviſion (Spejen) »*), alfo 


12) Bel. 1. 11 u. 12 pr. $. 1 commod, (13, 6). 

13) DBgl. 85. 53 u. 54. 

14) Bgl. 8. 84 (8. 295). 

+) Die Literatur über das Speditione:Gejhäft findet man bei 
uaier d. P. M. 11 $. 553. Maurenbrechet Pr MR 
Gengler Leprb. 5. 107. — Befeler Eyfiem 
Handeler. ©. 46 fg. 

15) Bel. Anm. 3. 
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eine Vergütung (außer ben etwaigen Selbſtkoſten) ſich bezahlen 
laͤßt, tritt dadurch in das Rechts-Verhaͤltniß eines Speditenrs20), 
welches um ſo mehr hier eingehend zu eroͤrtern iſt, als daſſelbe, 
wenn auch die Bahnverwaltungen ſelbſt nicht als Spediteure aufs 
gefaßt werben dürften, doch in ber innigſten Verbindung mit 
dem Eijenbahutransportgefchäfte fteht. 

Die Verbindlichkeiten des Spediteurs find im Allgemeinen 
biefelben, wie bie bed Fuhrmanns 2%), indem er die ihm zum 
Bwede der Spedition eingefendeten Güter unter Anwendung bed 
hoͤchſten Taufmännifchen Fleißes an den Beftimmungs-Ort weiter 
zu ſenden hat. 

Nur treten bei ihm die den Transport vorbereitenden und 
vermittelnden Handlungen, welche er mit berfelben Corgfalt aus 
auführen hat, als fie fein Auftraggeber als vorfichtiger Kaufmann 
verrichtet hätte, In den Vordergrund. Seine Thätigfeit und damit 
feine rechtliche Verpflichtung ift hauptſächlich eine dreifache: 

4) Sorge für bie gehörige Bezeichnung und namentlich für 


16) Speſen heißen neben ber Proviſion auch die auf den Transport und 
die Waare verwendeten Auslagen an Lagermietbe, Böllen ıc., zuweilen (bei ber 
Epeiennadjnagme) felö mit Cinfhluß eines Theils der Braht. Mol. Bender 
6.8. 8. 107. 

16°) Bei dem Krachtführer, welcher ohne Vermittlung eines Spebiteurs 
son dem Abfender oder Empfänger gedungen wird, flellt ſich das Rechtsver⸗ 
haltniß nur noch einfacher dar. Viele Rechtegrundſähe gelten daher für beide 
Berhältnifie. Vgl. Befeler 1. c. S. 352, Ann. 4. 

17) Der Spediteur hat omnem eulpam zu präfiren. Qgl. Mittermaier 
D. Br. R. $. 553. ». Bülow u. Hagemann praft, Grörter. Bd. IV. No. 78. 
©. 439. Aus der ganzen Stellung des Epediteurs geht hervor, daß er feinen 
Wuftraggeber, folange die Waare auf dem Transporte begriffen it, ganz ver 
treten, deſſen Gegenwart überflüfg machen foll. Dasjenige, was daher ordentlicher 
ber Huftsaggeber, jelbfi der Lage der Sache nach unternommen habe 
in der auch zu. beobachten ſchuldig, unter Haftung für jedes 


Derfehen. 
l . und. bie Geftang für deren forgfältige Crfühmg 
ala, cin vom Geodhigefäft wejentlich verfäisdenee 
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Transportanten oder Spediteur das But abgegeben bat, ift fie 
von aller Haltung befreit 12). Sie würde aljo nur unter folgen 
ben Vorausfegungen in jenen unter 1 und 2 aufgeführten Fällen, 
für den weitern Transport haften: 

a. fall3 fie an einen andern ald ben im Frachtbrief be- 
zeichneten Xransportanten oder Spebiteur Das But zur Weiters 
beförderung abgegeben hätte, wo fie dann freilich, weil fie ihrem 
Auftrage nicht nachgefommen, für diefen andern Xransportanten 
oder Spebiteurunbedingt verhaftet fein würde; 

b) falls fie ſich einer Berichulbung bei der Auswahl (culpa in 
eligendo) hätte zu Schulden fommen laſſen. 

Bei den in G. 124 unter No. 1. hervorgehobenen Fällen kann 
aber von einer Schuld der betreffenden Babnverwaltung in eligendo 
b. 5. in der Auswahl ter weitern Transportanten nicht Die Rebe 
fein, Da aus ber Annahme irgend einer, ber vom Gtaate zum 
Transport autorifirten Transport: Verwaltungen nidyt wohl eine 
Schuld zu debuciren ift. 

In den Fällen unter 2 würde, infofern bier ein Verzug bzw. 
eine Schuld (mora oder culpa) des Verſenders oder Empfaͤngers 
anzunehmen wäre 13), eine Erjagpflidht der Bahnverwaltung nad 
allgemeinen Rechtögrunbfäßen ebenfalls megfallen ?*). 


6. 125. 
Spedition *) 
Eine Eijenbahnverwaltung, weldye für Lie Befoͤrderung eines 
von ihr transportirten Guts anf eine andere Eiſenbahn oder an 
eine andere Transportgelegenheit eine Provifion (Spejen) ?°), alfo 





12) Dgl. 1. 11 u. 12 pr. $. 1 commod. (13, 6). 

413) Vgl. 86. 53 u. 54. 

14) Bol. $. 84 (5. 295). 

*) Die Litteratur über das Speditions⸗Geſchäft findet man bei Mitters 
nfaier d. P. R. II $. 553. Maurenbrecher d. P. R. II SS. 366—368, 
Gengler Lehrb. 5. 107. — Befeler Syſtem Bd. III $. 230. Heife, 
Sandeler. ©. 46 fg. 

15) Vgl. Anm. 3, 
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3. Genaue Befolgung bed ihm geworbenen Auftrags, 
an die richtige Perfon und an ben richtigen Ort das Gut zu 
fenden. — Und zwar ift er kraft erhaltenen und übernommenen 
Auftrags zumächft Mittelöperfon des Abſenders, nicht des Adrefs 
ſaten ?0). Wenn daher der nämlicdhe Spediteur Aufträge vom 
Abſender und Deftinatar des Gutes erhält und annimmt ?°,), fo 
ift er zwar beiden verpflichtet, er Darf aber die Ordre bes letztern 
nicht eher befolgen, als bis bie bes Abfenberd von ihm ausgeführt 
worden ift2%). 

Eine Haupt-Gontroverfe bei der Spedition ift, inwieweit ber 
Spediteur für die Handlungen und Unterlafjungen feiner Mittels 
perfonen (Fuhrleute und Zwiſchenſpediteure) haften muß 21). 


— — 


erleidet, wenn er hinſichtlich der Weiterſendung in einer augenſcheinlichen Mora 
fich befand. Walter D. Pr. M. F. 278. Maurenbrecher D. Br. R. $. 420, 
Anm. 4. Er hat zugleich die größte Sorgfalt für die Aufbewahrung des Gutes 
bis zur Verſendung zu präfliren. 

20) Vgl. Erf. des OAG. zu Münden in Seuffert u. Glück BL. f. Rechts⸗ 
Anw. Bd. XV. ©. 168. Seuffert Ardiv Bd. V. ©. 60. 

20.) Nur dann wenn der Spediteur vom Adreffaten Auftrag erhalten und 
engenonmen hat, iR er ale deſſen Mittelsperfon anzujehen. Es ift dies hin⸗ 
ſichtlich des Uchergangs des Befißes und Eigenthums fehr wichtig. Vgl. hier 
über THöl Handels. Br. I. $. 78. Grhält der Spediteur Auftrag von Bei⸗ 
den, fo erwirbt er nach 1. 18. pr. D. (41, 2.) den Befig für ben Adreflaten durch 
feinen bloßen Willen. — Hinfichtlich der Stellung des Guts zur Dispoftion 
Des Empfängers vgl. Befeler 5. 230. Ne. VI. 

20) Wenn baher der Gpediteur vom Abfender bie Ordre erhalten Hat, 
die Waare nicht vor erhaltener Bezahlung abzuliefern, fo flagt der Deflinatar 
vergebens gegen den Spediteur wegen verweigerier Ablieferung wenn er noch 
nicht der Drdre des Abfenders gemäß Zahlung geleiftet hat. VBgl. Erf. des 
DAS. zu Lübel in ber Bremer Sammlung 1833. ©. 161. Bluntfhli D. 
Br. R. II. $. 129. No. 5. — Anderer Seite muß der Epebiteur die Ordre 
des Deftinatar befolgen, namentlih dahin die Waare fenden, wohin dieſer es 
yerlangt, aljo auch an defien Procurator. 

21) gl. Mittermaier 1. c. IL. $. 553. Nr. VIH—XI. Befeler 1. c. 8.23%. 
Anm. 5. Maurenbrecher 1. c. II. $. 367, Bluntſchli D. Pr. R. U. $. 129, 
Mr. 3. Balter 1. c. $. 278. Anm. 5. für die firengere Haftung. — Bol. 
namentlich über die Frage, in wie fern und in welchem Umfange bei Ciſen⸗ 
bahnizanäporten ber Speditene haftet, Anlage XXVIIL (Anlageheft ©. 319 fg.) 

. 08» 
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In dieſer Beziehung möchte dermalen 21.) noch folgende Rechts⸗ 
verfchiedenbeit zwijchen den verſchiedenen deutſchen Bundesſtaaten 
beftehen : 

1) In denjenigen dentſchen Landestheilen, in welchen das 
franzöfiiche Handelsgeſetzbuch Kraft het (in Rheinpreußen, Rheins 
Baiern, Rheinheſſen, Großherzogthun Baden) haftet der Spebis 
teur nicht blos für die Auswahl der Frachtführer und Zwiſchen— 
fpebiteure, fondern ift auch für jedes Verſehen derſelben erfag- 
pflihtig 2). 

2) War die übrigen deutfchen Landestheile betrifft, fo ift in 
diefer Beziehung Fein Unterfchied zwilchen dem |. g. gemeinen 
Rechte, dem öftreihifchen Geſetzbuch ($.960.) und dem prew 
ßiſchen Landrechte??), Nach all' dieſen Gefeßgebungen ift der 
Spediteur nur ald Mandatar zu behandeln, jo Daß er zwar für 





21.) Hinfichtlih der Beflimmungen des deutſchen Handels⸗Geſetzb. Eutw. 
vgl. ©. 442 fg. 

22) Byl. Code de commerce Art. 98. (abgedrudt ©. 54.) Art. 9: 
Il est garant des fais du commissionaire intermedisine, auquel il adresse 
les marchandises. — Anhang zum Bad. 2. R. Hiernach haftet der Spediteur 
fowohl für Berfehen der Zwifchenipediteure als der Fuhrleute als wären fe von 
ihm felbR begangen. So 37. B. wenn fie Waaren veruntreuen, ſich fichlen 
laflen, an den Unrichtigen abliefern. Satz 98. 99. — Dem entfprechend ente 
ſchied 3. B das Oberhofgeriht zu Mannheim (Erf. v. 3 1857 in Gaden 
Beil u. Conip. g. Forſchner, adgedrudt im Magazin für Badiſche Rechtspflege 
Bd. II. ©. 431. und zum Theil in Goldſchmidts Zeitſchr. für das gefammte 
Handels R. I. ©. 568): 

Der Spediteur haftet gegenüber dem Abfender nah Satz 91, 96 des Ans 
hangs zum Bad. Landrecht für den Schaden und den Abgang, den die Waaren 
unterwegs erleiden, gleichgültig, ob dieſer fih durch fein Verſchulden bei ihm, 
oder bei den von ihm ermählten Awifchenverfendern ergab, infofern nicht ber 
Schaden durch Zufall oder höhere Gewalt verurfaht wurde (Anh. Gas 98. 99). 
Yu diefen Zwifchenverjendern gehören die Fuhr- und Schiffsleute. Der an dem 
Buhrnann W. verübte Diebftahl befreit daher den beklagten Epebileur nit 
von der Haftungseverbindlichfeit, da nicht behauptet wurde, daß der Diebfahl 
mit gewaffneter Hand, oder fonfl mit Uebermacht verübt wurde. 2. R. ©. 1782. 
1784, vgl. mit ©. 1952. 

33) Das preuß. 2. 8. Hat Feine befonbern Behimmungen über Gpebitien. 
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Berichulden in ber Auswahl des Transportanten, nicht aber für 
jegliche® Verſehen des Lebteren verhaftet ift ?*), 

Zwar iſt in der neueru Zeit das oben bemerkte im franzds 
ſiſchen Code de Commerce aufgeftellte Princip, daß der Spebiteur 
nit blos für culpa in eligendo, jondern überhaupt für jetes 
Berjehen des von ihm angenommenen Xransportanten haftet, 
von einigen Nechtälehrern als allgemeiner Grundſatz des deutſchen 
Handelsrechts aufgeftellt worden 25), 

Allein in denjenigen nicht unter dem Regime des Code de 
Commerce ftehenden Yandestheilen, wo nicht eine bejondere Handelds 
Ufance für die unbedingte Haftung des Epebiteures ſich nachweifen 
läßt 2°), wird man denſelben nur als für Schuld bei der Auss 
wahl (culpa in eligendo) haftend auſehen müfjen, da ein allges 
meined Gewohnheitsrecht, cin allgemeiner deutſcher Handelsgebrauch, 
in tiefer Nichtung nicht egiftirt 2”). Uebrigens veriteht es ſich 


24) Es ergibt fich diefes chen aus den allgemeinen Grundfägen über bie 
Haftung für Subftitute. Denn wer erlaubter Weife einen andern fubjtituirt, haftet 
nur für das eigene DVerfehen bei der Auswahl. — Hat aber der Subſtitut 
forgfältig gewählt und it darnach etwas verfehen, fo haftet er nicht, da dieſes 
für feine Berfon als ein Zufall anzufehen it. Bgl. Helle H. R. S. 43. Thoͤl 
HR. 1. 8.32. Pohls H. N. I. 8. 120. 123. Vgl. arg. zu l. 11. D. (18, 6.) 
1.11. D. (22, 3) 1.1. 8.13. D.2. ($. 392.) (27. 8.) 1. 5.C. (4, 24) Goſchen 
3b. II.) p. 72. 73. Eintenis I. p. 341. Not.67. Ecuffert, Archiv V. No. 306: 
Dem, welcher fremde Gejchäfte beforgt, ſteht es aber frei, auch durch Unter 
gebene oder beitellte Perſonen diefelben beforgen zu laſſen, und haftet bier der 
Brincipal-Beauftragte nicht fchlehthin für alles und jedes Berichen des Subs 
fRituten, fondern zunächft nur für culpa in eligendo d. h. wenn die Befähigung 
des Eubilituten zu dem durch ihm zu beforgenden Geſchäft von vornherein nicht 
anzunehmen war, oder doch einen gegründeten Bedenfen unterliegen durfte, 
wovon aber da, wo ſich eines öffentlich beftätigten Güterverſenders bedient wurde, 
nicht die Mede fein kann. 

25) Bl. außer den in Anm. 20. erwähnten Germaniften (Walter, Maus 
renbrecher, Bluntichli) auch Reyſcher Würtemb. Br. R. II. 8. 462. 

26) Bon der Würtemberger Handelskammer bereugt dieſes ein Erk. des 
Stuttgarter Obertribunals in Senfferts Archiv Bd. VI. ©. 346. 

27) Bol. die entgegenftehenden Erk. des OAG. zu Lübel und Dresden 
in Seufferts Arhiv Bd. V. No. 306. u. Bd. VII No. 224. und Haſſe, bie 
Culpa Aufl. 2. ©. 346. Helfe H. R. ©. 46. Gerber D. Pr. R. $. 198, 
No. 2. Anm, 


440 Zweiter Titel, [S. 128, 


von felbit, daß bie bier in Frage flehende Haft⸗Verbindlichkeit der 
Gifenbahn-Berwaltung , fie mag nun ald Spediteur blos für Vers 
jehen in ber Auswahl [culpa in eligendo] oder auch überhaupt für 
jebes Verſehen des Weiter-Transportanten haften müfjen, wegfällt, 
wenn fie das But an den ihr im Frachtbrief befonders bes 
zeichneten Transportanten zur Weiterbeförderung abgegeben 
bat2°), 

I. Die Rechte des Spedit eurs aus dem Geſchaͤfte gehen auf 
Zahlung der Proviſion und Erſatz aller Auslagen, welche 
ee nach allgemeiner Obſervanz vom Empfänger erhaͤlt 20). Zum 
Schutze dieſes Rechts bat er an dem Transportobject ein Re 
tentionsrecht, welches er bei der Weiterbeförderung auf Denje⸗ 
nigen überträgt, der von diefem die Waare gegen Bahlung jener 
Korberung in Empfang nimmt ®°), 

Hinſichtlich des Juſtituts der Speſen-Nachnahme vgl. S. 23h, 
Ro. 3. S. 140, Der abliefernde Spediteur erhält feine Auslagen 





28) Bol. Seufferts Archiv Bd. V. No. 306. 

29) Bol. $. 232. No. 3. (©. 140.) Obgleich Mandatar bes Abſenders 
bezieht ber Spediteur in den meiften Bällen die Vergütung vom Adreffaten, 
welcher als Angewiefener gegen Empfang ber Waare Zahlung leiſten muß, 
Der Grund liegt theils darin, bag die Waare doch meiftens für Rechnung des 
Adrefjaten geht, in welchem Kalle biefer alfo fogar als Eelöfifhuldner zahlt, 
theils in dem alsbald zu erwähnenden Retentions⸗Recht des Spediteurs, welches 
ihm gegen Jedermann zufteht, fo daß der Adreſſat oder deſſen Ordre nicht 
anders als gegen Zahlung Auslieferung verlangen kann. 

30) Vgl. $. 23%. No. 4. Gin Retentionsreht aus andern Gpebitionsges 
ſchäften, welche fid) auf die vorliegende Waare nicht beziehen, ſteht dem Spes 
diteur nad gem. R. nicht zu. Vgl. Seuffert Arhi V. No. 57. Hat der Spes 
biteur eine Klage gegen den Abdrefjaten wenn die Waare ſchon abgeliefert if? 
Diefe für den Gall des inzwifchen eingetretenen Goncurfes des Abſenders wich⸗ 
tige Frage iſt jedenfalls zu beiahen, wenn das Gut auf Rechnung dee Ems 
pfaͤngers befördert wurde, Denn wenn ber Epediteur auch Mandatar des Abs 
fenders ift, fo ift er doch auch, wie er weiß, zugleich Geſchaͤftsführer des Adrefs 
faten. Das Handeln im Auftrage eines Andern Hindert aber das Vorhanden⸗ 
fein der Geſchaͤftsführung nicht und fchließt ben Regreß gegen den Geſchaͤfts⸗ 
‚Heren nit aus. — Anders würde zu enticheiden fein, wenn der Adreſſat dem 
Abfender die Auslagen ſchon wieder vergütet hätte, da erfterer nicht verpflichtet 
iR zwei Mal zu bezahlen. Vgl. Heife H. R. ©. 48. 
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von feinem Nachfolger, mag diefer Spediteur oder Fuhrmann 
fein ®°). 

Vergleichen wir fchließlih noch die im beutjchen Handelsge⸗ 
jebb. Entwurf Bud) II. Tit. IV. hinſichtlich des Speditionsgefchäfts 
proponirten Beflimmungen mit dem vorftehend entwidelten gegen 
wärtigen Rechte der Spebition. 





Es fragt fi andererfeits, ob wenn der Adreſſat und Empfänger nicht 
zahlen will, der Frachtführer feinen Regreß gegen den Spediteur nehmen oder 
deffen Adreflaten ausklagen muß? 

Es erſcheint unzweifelhaft, daß die Uebertragung ber Forderung an den nadhfols 
genden Fuhrwann sicht als Ceſſion, fondern aur als Anweifung aufzufafien if. 
Denn der Zweck diefer Mebertragung ift nur bie Abfürzung der Sache und nicht, 
daß der Fuhrmann allein eine Forderung gegen ben Mdreflaten erwerben foll. Auch 
wird die Anweifung eher vermuthet und entipricht dem gemöhnlich vorfommenden 
Berfahren. Denn der Fuhrmann bringt nicht Urkunden bei, um feine Rechnung 
zu belegen, fondern bloß die Angabe der Eumme der vergüteten Auslagen auf 
dem Frachtbriefe. — | 

Der zweite Spediteur hat andererjeits bie Richtigfeit der Auslage des erflen 
nicht zu vertreien; denn er Hat nüglich die Gefchäfte des Empfängers geführt, 
alfo muß der Empfänger ihn bezahlen und feinen Regreß gegen ben erſten Spes 
diteur nehmen. Bol. Heife 9. R. ©. 48. 


Anhang zu Titel Il. 





Bie das Soeditienegeſchiſ betreffenden Veſtinmungen des 
Entwurfs eines allgemeinen dentfchen Handels ˖Geſctzbuchts. 





Buch IM. Titel IV. 


Bon dem Spebditionsgeſchaͤfte. 

Art. 356. (296.) [323]*). Spediteur iſt derjenige, welcher 
gewerbmäßig in eigenem Namen für fremde Rechnung Güterver⸗ 
fendungen durch Frachtführer oder Schiffer zu bejorgen über 
nimmt !). 

Art. 357. (300.) [324] Der Spediteur haftet für 
jeden Schaden, weldyer aus der DVernadyläffigung der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmanns bei der Empfangnahme und Aufbe⸗ 


*) Die in () eingeſchloſſenen Zahlen bezeichnen die Artifel des Preuß. 
Gntwurfs, die in [ ] eingeflammerten bie des Entwurfs der Redactions:Goms 
miffion nad der erften Lefung. 

In den folgenden Anın, wird auf die zur Erflärung dieſer Artifel dienender 
Etellen der Protocofle der genannten Gommifjton, mit Anhalt an die Ausgabe 
von Zuß 1. c. verwieſen werden. 

1) Bol. 2up ©. 751. 772 u. 1216: wer ald Spediteur anzufehen, 
©. 780: deſſen Unterfcheidung vom @üterbeflätter (leßterer ſchließt nicht im 
egenem Ramen ab), ©. 780 Unterſcheidung des Speditions⸗ vom Frachtgeſchft, 
©. 516. 1305, 1463: ob diefe Geſchaͤfte ale Handelsgeſchaͤfte angufehen. 


« 
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wahrung des Gutes, bei der Wahl der Frachtführer, Schiffer oder 
Zwiſchenſpediteure und überhaupt bei der Ausführung der von 
ihm übernommenen Verſendung der Güter entiteht 2). 


2) Zub ©. 756: wie weit der Spediteur Baftet, wenn die Waaren in 
einem äußerlich erkennbar beſchädigten Zuftande ankommen. Bol. dazu die 
folgende Anm. 9. — ©. 758. 1217: welche Sorgfalt berfelbe bei Ausführung 
feiner Geſchäfte zu leiſten habe und Haftung für die aus Vernachläfjigung biefer 
Sorgfalt entfiehenden Schäden. 

Ueber die Frage, welches Syſtem, das deutſche oder franzöfiiche, der Haftpflicht 
des Epediteurs zu Grunde zu legen fei, wurde bei der Berathung Folgendes bemerkt: 
"Der (Preuß) Entwurf habe das Eyftem des franzöfiichen Rechts befolgt, wonach ber 
Epediteur die ganze Haftung für die übernommene Sendung, aljo aud die 
Haftung für die Zwifchenfpediteure und Frachtführer übernehme. Dieſes Syitem 
biete dem Kaufmann den großen Bortheil, daß er fih mit feinen etwaigen Ans 
fprüchen aus dem Waarentransporte an einen Binzigen halten fönne, deſſen Zahlungs⸗ 
fähigfeit er zu prüfen vermöge, und nicht gezwungen fei , ſich an unbefannte Berfonen zu 
wenden und auf Grund von fchwer zu erweilende Thatjachen gegen dieſe Prozeſſe 
zu führen u. dgl. Daß für den Kaufmannsſtand ein Intereſſe für Herbei⸗ 
führung einer fo vortheilhaften Cinrichtung beſtehe, laſſe ſich nicht verfennen. 
Die Steigerung der Proviſion, weldhe in Folge daven eintreten werde (da ber 
Spediteur gleichfam del credere ſtehe, Eünne nicht als ein Uebel betrachtet 
werden, weil diefer Nachtheil durch den gebotenen Bortheil reihlih aufgemwogen 
werde. Dieſes Syitem habe fih in Frankreich gleichwie in den anderen Ländern, 
in denen es dem frangöfijchen Mechte nachgebildet worden fei, bewährt. Dagegen 
laſſe fih nicht verfennen, dag auch für das entgegengefehte Syſtem manche 
Gründe angeführt werden könnten. So namentlich, daß der Inhalt der Art. 
298, 299 und 300 eine Art des Speditionsweſens vorauoſetze, welche wenigſtens 
zur Zeit in einem großen Theile von Deutſchland noch nicht beflehe, und mithin 
eine Ginrihtung gewiller Maßen anticipire, welde ven der zufünftigen 
Entwidelung der merkantilen Verhältniffe erwartet werben dürfe’. Vgl. Lup 
©. 753, 

Andererjeitö wurde geltend gemacht: „SE fönne fih nicht darum fragen, 
welches der beiden erwähnten Syſteme unbedingt ver dem andern den Vorzug 
verdiene, beide feien zutreffend, je nachdem die in Frage ftehende Geichäftsthäs 
tigfeit eine andere fei. Auf den deutihen Spediteur paffe nur dus eventuell 
formulirte Syſtem, auf die erwähnten Entrepreneurs, deren es auch fchon in 
Deutſchland gebe, und die möglicher Weile noh mehr als bisher in Aufnahme 
fommen konnten, paſſe das des Entwurfes. Die Geſchäfte der Lesteren feien 
aber vorzugsweile Frachtgeichäfte und hätten mit dieſen ihre Griedigung gu 
finden. Mit der Annahme des zu Art. 296 gefaßten Beichlujies habe man, 
was die eigentliche Spedition betrefie, ſich ſchon für den eventuellen Antrag 
entſchieden, deſſen Beiimmungen auch allenthalben in Deutihland in Gebrauch 
feien,, fo weit nit durch ganz befondere Verhältiſſe Ausnahmen bedingt feien 


444 Anhang zum zweiten Titel. 


Der Spebitenr Hat die Anwendung diefer Sorgfalt zu bes 
weijen?°). | 

Iſt verabredet worden, Daß der Spediteur aud 
für den Zwiſchenſpediteur, Fradiführer oder Schiffer 
haften folle, jo beichränft fi Diefe Haftung, wenn er ſich ber 
Voft, der Eifenbahn, der Dampfſchiffe zu bedienen bat, auf ben 
Umfang, in welchem die Transportanftalten jelbft haften +). 


Da nun das Spebitionsgefchäft in Deutſchland in großem Flor flehe, warum 
folle die Geſetzgebung erperimentiren und eine in Deutſchland noch nicht er 
probte Bafis demſelben zu Grunde legen? Für eine foldhe neue Schöpfung im 
Wege ber Geſetzgebung ftatt auf dem des Verkehrolebens, für die Einführung 
der Entrepreneurs, die eigentlich nichts ale Unternehmer für eigene Rechnung 
mit Transportanftalten feien, durch das Geſetz, fei kein Bebürfnig in Deutfche 
Iand vorhanden; feld in manchen Theilen Deutfchlande, in welchen das frans 
zöftfche Recht Beltung Habe, feien nicht wenige Stimmen gegen das mit diefem 
Inſtitute zufammenhängende Syftem dieſes Rechts. Man habe ſchon mehrfache 
Verſuche gemacht, daſſelbe in Deutſchland durch Gründung von Transportunter⸗ 
nehmungen zur Geltung zu bringen, aber immer ſeien dieſelben nach, kuzer Friſt 
wieder untergegangen (3. B. der Wiener Speditionsverein). Auch anderwärts 
Habe man das Syſtem bes frangöfifhen Rechts zu verlafien für nöthig gefunden, 
fo habe 3. B. das Holländifhe Recht daffelbe abgeändert; enblih Habe eine 
vielfache @rfahrung gelehrt, daß es ſelbſt in Frankreich nicht in der vollen 
Schärfe zur Anwendung komme, in welcher es in den Entwurf aufgenemmen 
fei, namentlih dann nit, wenn es fih um den DBerfehr mit dem Auslande 
Handle. Es fei aber auch an fi ganz ungerechtfertigt, dem Spediteur eine fo 
weit gehende Haftung aufzulegen, wie dies der Entwurf beabfichtige, weil berfelbe 
gar nicht einmal immer die Wahl Habe, welches Transportmittels er ſich bedie⸗ 
nen wolle. Mitunter müfle er fi einer gewiljen Anftalt 3.8. der Gifenbahnen 
bedienen, oft auch gerade desjenigen Frachtführers, den bie Reihe treffe, z. B. 
ba, wo eine Reiheſchifffahrt eingeführt fei; den Spediteur aber auch da haften 
zu laffen, wo es unter den Transyportmitteln gar Feine Wahl habe, fei ganz un- 
Ratthaftl. Die mit einer ſolchen Haftbarkfeit verbundene höhere Provifion werde 
aber fehr Täflig gefunden werden, fie werbe jedenfalls den überleeifchen Spedi⸗ 
tionshandel von den deutſchen Gerpläßen nad ausländifchen Pläben ableiten, 
wo Feine folhe Haftung, aber auch Feine ſolche Proviſion beſtehe.“ Vgl. Lug 
©. 754. 

Beim Schluffe der Debatte entfhied fi die Commiſſion mit 14 gegen 3 
Stimmen für das deutſche Syſtem. 

3) Lu ©. 758: die Beweislaft, wenn die Nichtanwendung der über 
geſetzlichen Sorgfalt vom Spediteur beftritten wird. 

4) Lug, ©. 761. 1216: die Beihränfung der Haftbarkeit bes Spebiteurs, 
wenn er ſich öffentl. Transportanflalten bedient. 
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Art. 358. (302.) [325.] Der Spediteur hat die Provifion 
und die Erftattung deſſen zu fordern, was er an Auslagen und 
Koften oder überhaupt zum Zweck ber Verjendung nothwendig 
ober nüßlich aufgewenbet bat (Art. 348). ' 

Er ift nicht befugt, eine höhere ald bie mit dem Frachtführer 
oder Schiffer bebungene Fracht berechnen). 

Art. 359. (302.) [326.] ‘Der Spediteur bat wegen ber Fracht, 
der Brovifion, der Auslagen, Koften und Verwendungen und wegen 
ber dem Perfender auf dad Gut geleifteten Vorſchüſſe ein 
Pfandrecht an dem Gute, fofern er dafjelbe noch in feinem 
Gewahrfam hat oder in der Lage ift, darüber zu verfügen. 

Er kann dieſes Recht auch gegenüber den übrigen Gläubigern 
und der Concursmaſſe geltend machen. 

Bedient ſich der Spediteur eined Zwiſchenſpediteurs, jo hat 
der leßtere zugleich die feinem Vormann zuftehenden Nechte, inse 
befondere deſſen Pfandrecht, auszuüben ®). 

Soweit der Normann wegen feiner Forderung durch Nach—⸗ 
nahme von dem Nachmanı befriedigt ift, geht die Forderung und 
und das Pfandrecht des Vormannd von Rechtswegen auf den 
Nachmann über. Daffelbe gilt in Bezug auf Die Forderung 
und das Pfandrecht des Frachtführers, wenn und inſoweit der letz⸗ 
trre von dem Zmwilchenfpediteur befriedigt ift. 

Art. 360. [325.] Ein Spediteur, weldher Die Verfendung 
durch Frachtführer oder Schiffer, jedoch mittelft von ihm für 
eigene Rechnung gemietheter Transportmittel beforgt, 
kann die gewöhnliche Fracht nebft der Provifion und den fonftigen 
Koften berechnen. 


5) Lu ©. 1219; PBrovifion des Spediteurs. ©. 766: ob der Spediteur 
die Bezahlung feiner Anfprüche vom Abfender oder Empfänger zu verlangen 
bat. ©..427. 766: Verzinſung feiner baaren Vorſchüſſe für Fracht ıc. 

6) Lutz ©. 768. 855. 859. 1220. 1226. 1436: Pfandrecht des Spebiteurs 
an den ihm anvertrauten Waaren; 

©. 769. 1320. 1226: ob daſſelbe fih auf Vorſchüſſe, auf den Kaufpreis ber 
gefendeten Waare erfiredt. ©. 770: ob es neben dem allgemeinen kauf⸗ 
männifhhen Pfandrecht beſteht. S. 834. 1239. 1436: deſſen Uebertragung 
auf den abliefernden Frachtführer. - 
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Art. 361. [329.] Wenn ein Spediteur mit dem Ab— 
fender oder Empfännger über beftimmte Sätze der Trand« 
port£foften jih geeinigt bat, jo haftet er, in Grmangelung 
einer entgegenftehenden Vereinbarung, für Die von ihm angenoms 
menen Zwilchenfpediteure und Frachtführer. Er ift auch in dieſem 
Falle zur Provifion beredytigt, jofern nicht vereinbart ift, Daß eine 
ſolche neben den beflimmten Sägen der Transportfoften nicht ge 
fordert werden koͤnne. 

Art. 362. [325.] Der Spediteur ift, wenn nicht ein Ans 
deres beſtimmt ift, befugt, den Transport der Güter 
ſel bſt auszuführen, 

Wenn er ſich dieſer Befugniß bedient, ſo hat er zugleich die 
Rechte und Pflichten eines Frachtführers und kann Die gemöhns 
liche Fracht, die Proviſion und die bei Speditionsgeſchäften ſonſt 
regelmäßig vorkommenden Unkoſten berechnen. 

Art. 363. (303.) [327.] Die Klagen gegen den Sprtediteur 
wegen gänzlichen Verluſtes oder wegen Verminderung, DBejchädi- 
gung oder verjpäteter Ablieferung des Gutes verjähren nah 
einem Jahre ®). 

Die Frift beginnt in Anfehung der Klagen wegen gäny 
lichen Berluftes mit dem Ablauf ded Tages, an welchem die Ab- 
Lieferung geſchehen ift. 

In gleicher Art find Die Einreden wegen Verluſtes, Ber: 
minderung, Beſchädigung oder verjpäteter Ablieferung Des Ontes 
erlojchen, wenn nicht die Anzeige von dieſen Thatſachen an den 
Spediteur binnen Der einjährigen Friſt abgeſandt worden ift. 

Die Beſtimmungen dieſes Artifeld finden in Fällen des Be 
truges oder Der Veruntreuung des Spediteurs Feine Amvendung. 

Art. 364. (298. 301. 302.) 1328.) Im Uebrigen find die 
Rechte und Pflichten des Spediteurs, ſoweit dieſer Titel Feine Be 


7) us ©. 774. 1219: Ob der Spediteur eines eigenen ober für eigene 
Rechnung gemietheten Geſchirres ſich bedienen kann, ohne die rechtliche Bigen 
haft ale Spebiteur zu verlieren. ⸗ 

8) Lutz S. 771. 1221: Berjährung der Klage gegen den Spediteur. 
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flimmungen darüber enthält, nah den Grundfägen bes vorigen 
Titels zu beurtheilen, insbeſondere kommen die Beftimmungen, 
welche in den Art. 342. bis 344. für den Kommiſſionär 
gegeben find, auch für den Spediteur zur Anwendung °). 

Art. 365. (304.) Wenn ein Kaufmann, deſſen gewöhnlicher 
Handelsbetrieb nicht in Speditionsgefchäften beiteht, eine &üters 
verjendung durch Frachtführer oder Edjiffer für fremde Rechnung 
zu bejorgen übernimmt, fo gelten in Anſehung eines folchen Ges 
ſchäfts die Vorſchriften dteſes Titels. 


— 


Dieſe Artikel lauten folgendermaßen: 

9) Art. 342. (280.) [308.]: Wenn das Gut, welches dem Kommiſſlonaͤr 
zugefandt wird, bei der Ablieferung Ach in einem äußerlich erfennbar beſchädig⸗ 
ten oder mangelhaften Zuftande befindet, jo muß der Kommiffionär die Rechte 
gegen den Frachtführer oder Schiffer wahren, für den Beweis jenes Zuſtandes 
forgen und dem Kommittenten ohne Verzug Nachricht geben. 

Sm Unterlafjungsfalle it er für den daraus entilandenen Schaden ver« 
antwertlidh. 

Gr fann den Zufland durch Eachverfländige feſtſtellen lalien, und wenn 
das Gut dem Verderben ausgefegt und Gefahr im Verzuge it, unter Beebach⸗ 
tung der Beflimmungen des Art. 320. den Berfauf des Guts bemwirfen. 

Art. 343. (281.) [309.] Treten Veränderungen an dem Gute ein, welche 
defien Entwerthung befürdhten Hafen, und it feine Zeit" vorhanden, die 
Berfügung des Kommittenten einzuholen, oder der Kommittent in der Erthei⸗ 
lung der Verfügung füumig, fo fann der Konmiſſionär unter Beobachtung der 
Belliimmungen des Art. 320 den Verkauf des Guts veranlafien. 

Gin gleiches Recht hat der Kommiffionär in allen andern Fällen, in welchen 
der Kommittent, obwohl Hiezu nad) Lage der Sache verpflichtet, über das Gut 
zu verfügen nnterläßt. 

Art. 344. (282.) [310.] Für Verluft oder Beichädigung des Guts ift der 
Kommifionär, während er Aufberwahrer defielben iſt, verantwortli, wenn er 
nicht beweilt, daß der Berluft oder die Beſchadigung durch Umſtände herbeiges 
führt it, welche durdy die Eorgfalt eines ordentlihen Kaufmanns nicht abge 
wendet werden fonnten. 

Der Kommifjionär iſt wegen Unterlaflung der Verfiherung des Gutes nur 
dann verantwortlih, wenn er von dem Kommittenten den Auftrag zur Ver⸗ 
ficherung erhalten hat. — 

Lug ©. 1222: Welche von ben auf den Kommifflonär bezüglichen Beſtim⸗ 
mungen auf den Epebditeur anwenbbar find. 
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Nechtsverhältniſſe der deutſchen Eiſenbahn⸗Verwal⸗ 
tungen unter einander. 


§. 126. 
Cinleitung. 


Das Streben nach Einigung, welches ſich in den letzten De⸗ 
cennien auf allen Gebieten des wirthſchaftlichen Lebens in Deutſch⸗ 
land ſo fruchtbar zeigte und namentlich in der Errichtung des 
Deutſchen Poſtvereins, ſowie des Deutſch-Oeſterreichiſchen Tele 
graphen⸗ und Münzvereind wahrhaft nationale Inſtitute erſtehen 
machte, hat, wie wir bereits ſahen ($. 2.), auch auf dem Gifen- 
Bahngebiete zu großartigen Afjociationen, und zwar ſowohl zu 
engern Verbänden, als auch namentlich zu dem allgemeinen Ver 
eine deutſcher Gifenbahn-Verwaltungen geführt *). 


*) Sehr richtig bemerkt Kompe in ber fo eben erſchienenen Brofdhüre, der 
Entwurf eines allgem. deutſchen Handels⸗Geſehb. in feinem Berhaͤltniſſe zum 
deutfchen Pol» und Gifenbahn:Transportrechte, Regensb. 1859. S. 16: „wie 
bas Binheiteband der deutfchen Nation von jeher mehr auf dem föderativen 
Brineipe berubte, fo ift auch in neuerer Zeit die freie Vereinbarung, die Aſſo⸗ 
ciation, das treibende und geflaltende Element in allen die Geſammt⸗JIntereſſen 
Deutchlands betreffenden Angelegenheiten; — dem freiwillig abgefchlefienen 
Bertrage unterwirft ſich der paciſcirende Particulariemus leichter, als dem von 
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In diefen Vereinigungen pulfirt das internationale Leben ber 
deutſchen Gifenbahnen und namentlich concentrirt fi) in ihnen das 
Berhältniß der deutjchen Bahnverwaltungen zu einander, weldyes 
in diefem Titel erörtert werden fol. Wir werben lebteres Ver⸗ 
haͤltniß, wenn daſſelbe auch Bis in das Detail durch beſondere 
Vereinbarungen der verbundenen Verwaltungen feft normirt worben 
tft, nur dann gehörig vollfommen würdigen fünnen, wenn wir 
zugleich die intereflante aber auch fchwierige Frage über das 
Weſen und die rechtliche Natur dieſer Vereine, namentlich ber 
Berbände, zu Töfen ſuchen, zu weldem Zwecke insbefondere die 
Grundgejeße derjelben: Das Uebereinfommen vom 21. Juli 1856 
fowie die betreffenden Vereind «Verbands» Statute näher betrachtet 
werben müflen. — Da jedoch die engern Verbände, wie bereits 
in F. 2 Unm 5. (S. 8 u 9.) angedeutet wurde, Snftitute 
beſitzen, welche Dem allgemeinen Vereine fremd geblieben find, fo 
werben wir die Verhältniife der deutſchen Bahnverwaltungen zu 
einander, welde aus ihrer Mitgliedfhaft in dem allgemeinen 
Vereine deutſcher Eifenbahnverwaltung entfpringen, von benen, 
welche aus den Verbänden erwachſen, foweit diefelbe auf verſchie⸗ 
dener Grundlage ruhen, getrenut halten müſſen. 


I. Verhältnig der dentſchen Bahn- Verwaltungen als Mitglieder des 
allgem. Vereins. 


g. 127. 
Zwed des Bereins und deſſen Beſchlüſſe. 


Nach Inhalt feiner Statuten verfolgt ber Verein Deutjcher 
Gifenbahn-Verwaltungen den weiten Zweck: durch gemeinfame 
Berathung und einmüthiges Handeln das eigene Intereſſe und das 
bes Publicums zu fördern ?), 

Derjelbe ſoll alfo zunächft nur eine Vereinigung zur Erzielung 


einer über ihm flehenden Autorität gegebenen Geſeze. Daher fommen, wie bie 

Erfahrung unſerer Tage lehrt, dergleichen das Geſammtwohl von Deutihland 

Beireffenden Winricgtungen auf diefem Wege rafcher zu Etande.” ’ 
1) Bel. A. D. V. Anl. XXX, Anm. 2, (Anl. Heft ©. 328.) 


EEE En. | 


450 Dritter Titel. . 227. 


von Berftänbniffen fein, wie ſolches auch ſchon daraus hervorgeht, 
daß die Beſchlüſſe der zur Erreihung des Vereindzweds jährlich 
zufammentretenden General-Verſammlung bie diſſentirenden Mit 
glieder nicht einmal bindet?). In rechtlicher Beziehung kommt 
fomit der Verein zunächft wenig in Betraht?). Rechtliche Beben 
tung haben bauptjählih nur Die einftimmig gefaßten Vereins⸗ 
Beichlüffe, welche den Charakter einer förmlichen, wenn auch von 
den einzelnen Mitgliedern kündbaren Uebereinkunft an ſich tragen *). 
Diefe Vereinbarungen beftehen in den Vereind-Reglements, welde 
in den vorausgehenden Titeln genügend beiprocyen worden find, 
fowie aus dem ald Anlage XXIX. (S. 322 fg.) mitgetheilten 
Mebereintommen der vereinigten Verwaltungen über den direkten 
Güterverkehr vom 21. Juli 1856, auf welches wir hier näher ein 
gehen müflen, und zu welchem in den Anmerkungen auch bereits 
die auf daſſelbe fich beziehenden Beſtimmungen der Verbände mitzw 
tbeilen find, 


$. 128, 
Das Uebereinflommen v. 21. Juli 1856. 


Während Die Vereins-Reglements (A.D. G. u. A. D. P.) das Ver 
hältniß der vereinigten Bahn-Verwaltungen zum Bublicum beftimmen, 
ftelt dad erwähnte Uebereinfommen in Verbindung mit jenen 
Reglementd das DVerhältniß der betreffenden Bahnverwaltungen 
unter ſich, hinſichtlich des directen Güterverfehrs feft >). 


2) Qgl. A. D. V. $. 11. Anl. XXX. Anm. 17. (Anl. Heft ©. 333.) 

3) Die Bereiuinfitutionen laufen ſaͤmmtlich lediglich darauf hinaus bie 
General-Berfamminngen vorzubereiten, in welchen allein der Verein wahrhaft 
lebt. Auch die geichäftsleitende Tirection und die Vereinskaſſe (vgl. A. D. V. 
$. 3, u. $. 12.) dienen lediglich diefem Zwecke. 

4) Vgl. S. 14. des Lebereinfommens. Anl. XXIX. (Anl. $. S. 327.) 

5) Vgl. $. 1. das Uebereinf. (Anl. H. ©. 322.) Mebrigens verbreitet ſich 
das fragliche Uebereinfonmen auch ſowohl 

a) in 8. 35. uͤber die Leiſtungen der Bahnverwaltungen gegen den Staat 
(Beſtimmungen über die Tragung der Strafen, welche an den Staat wegen 
Berlegung geſetzlicher Vorfchriften namentlich wegen Steuer⸗ und BoflsGontre 
ventionen gezahlt werben müflen) als auch: 

b) über die Leiſtungen derſelben an die Transportaten d. 5. über die 
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... Die Beſtimmnngen dieſes Hebereinfommens, foweit fie ein 
allgemeines Intereſſe bieten, find folgende: 

4) Die Umladung der Güter beim Uebergange von einer 

Bahn auf eine andere foll möglichft. vermieden werben, fofern das 
Durchgehen derjelben in demjelben Wagen zn ihrer Conjervation 
aber fchnelleren Beförderung beitragen kann. Die Verwaltungen 
geflatten zu dieſem Zwecke gegenfeitig ben Uebergang von Wagen 
anderer Verwaltungen auf ihre Bahn und ihrer Wagen auf Die 
Bahnen anderer Berwaltungen, Lebtered jedodh nur, wenn ihr 
eigener Dienſt es geftattet ®). 
- 2) Wenn eine der Verwaltungen wegen Nichtbefolgung 
der Boll: und Steuer:VBorjhriften bei einer Sendung in 
Anfprisch genommen wird, jo hat fich dieſelbe zunädhft an Die Verwal: 
tung, bei welcher dad Berjehen vorgekommen ift, zu halten, und 
biefe nimmt ihren Regreß gegen den Abjender. Bei dem mehrere 
Bahnen .berührenden Directen Sütetverfchre übernimmt die das Gut 
empfartgende —— mit der Uebernahme deſſelben auch 
die aus dem ſteukramtlichen Begleitſchein hervorgehende Verpflich⸗ 
dung, und zwar unter gänzlicher Befreiung der überliefernden Ver⸗ 
waltung, ſoweit dieſer Ießteren felbft nicht ein won ihr zu ver- 
tretendes Verſehen zur Laſt fallt”). 





Entſchaͤdigungen, für welche denſelben entweder a) wegen Nichteinhaltung ber 
jügefagten Lieferungsfriften (ß. 11.) ober b) wegen Derluftes oder Beſchaͤ⸗ 
Digung der Sendung ($. 10.) Erfah zu leiſten if. 
6) Vgl. $. 2. des Uchereinf. (Anl, H. ©. 322.) 
7) Bgl. $. 5. des Lebereinf. 
78) Vol. 8. 6. des Uebereinf. — Folgende Vereinbarung haben bie Ber: 
waltungen des Viitteld. Verbandes Hinfihtlih der Haftung für fleueramtliche 
Berfchlußverlegungen, die meiftens erſt bei der Etation, welche die ſchließliche 
Reusramtliche Srledigung zu bewirken bat, im Wege des Proceſſes zur Eprade 
fommen werden, getroffen: a) die betreffende Die Neueramtliche Erledigung be— 
wirkende Direction refp. deren Bevollmädhtigte werden für auterifirt erklärt, bie 
entdedten Verſchlußverletzungen für die übrigen DBerwaltungen zu reguliren, und 
werden deren Handlungen als bindend anerfannt. 
py Dieſe Regulirung erfolgt, fofern die Entftehungsart der Verfchlußvers 
feßung nicht ermittelt werden fann, für gemeinſchaftliche Rechnung der dabei 
betheiligten Verwaltungen und pro rata des Frachttheils Kann feſtgeſtellt 
Koch, Eifendahnen. II. 29 
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3) Der alle Bahnen umfafjende Tarif ſoll fürerfi nur ben 
Frachtſatz für die Normalflafle enthalten und hinſichtlich der Aus: 
nahmen auf die fpeciellen Tarife der einzelnen Bahnen nnd Ber: 
bände verweilen. Die Frage, ob ein But als fperrig und volu 
minös zu tarifiren ift, fol von der Expedition der Abſende⸗ 
Etation mit verbindender Kraft für alle folgenden Verwaltungen 
entſchieden werben ®). 

4) Die verjchiedenen Verwaltungen fegen fich über ihren Au 
theil an ber Fracht durch Nachnahme reſp. Zahlung auf de 
Uebergangs-Etation in der Weile auseinander, daß bie vorher 
gehende Verwaltung fi) bloß mit ber unmittelbar auf fie folgenden 
berechnet. Ä 

Für die Nachnahme und für alle Berechnungen der Verwal 
tungen unter fid) wird Feine Proviſion berechnet. 

Rad) F. 11. des A. D. G. kann die Auslieferung der Güter 
erft nach Berichtigung der Fracht und Auslagen vom Adreſſaten 
gefordert werden. Mit Rüdficht hierauf haben die Verwaltungen 
ſich darüber vereinigt, Daß das Gut nur unter Berantworb 
Lichfeit der ausliefernden Verwaltung ohne vorherige baare 
Zahlung der Fracht und der daran haftenden Nachnahmen ausge 
liefert werden kann ®). 

5) Die Provifion für Nachnahme ($. 9. des Reglemente) 
it zu Ounſten der Verwaltung der Aufgabeftation zu erheben, 
Diefe Verwaltung hat auch die Höhe der Provifion zu beflimmen; 
felbige darf jedoch im durchgehenden Verkehr nicht höher ala im 
innern Verkehr berechnet werden. 

Die Proviſion für baare Auslagen ift zu Gunſten ber: 
jenigen Verwaltung zu erheben, welche die Auslagen gemacht pat ®). 


werden, welche Bahn die Verlegung verfchuldet, fo Hat biefe felbfirebend auch 
allein die Koften, Etrafe ꝛc. zu tragen. 

c) Grfolgt unterwegs eine Umladung und werden bei diefer Gelegenheit 
bie Golli fpeciell übergeben, fo wird dadurch die vorhergehende Verwaltung libe⸗ 
riet, fofern die übernebmende GErpedition etwa verlepten Verſchluß ſich nicht Hat 
beſcheinigen laſſen. Geſchichte des M. D. Verbandes ©. 417. 

8) Bol. 5. 6. des Uebeink. 

9) Bol. 5. 8. des Ueb ereinf. 
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6) Was die Gewährleiftung nad F. 14. des A. D. G. bes 
iglich der gegenfeitigen Berhältnifje der Verwaltungen betrifft, fo 
elten folgende Grundſätze: 

-a. Eine Entſchäädigungs-Regulirung, welche nach den Grund⸗ 
ihen des A. D. G. von der Verwaltung ber Beſtimmungs⸗ reſp. 
er Aufgabe Station im Wege der Güte vorgenommen ift, fol in 
aall et quanto von allen betheiligten Verwaltungen anerkannt 
erben, Anſprüche, welche auf andere ale im Reglement vorges 
bene Gründe bafirt oder auf höhere, als tie reglementarijche 
mifchädigung gerichtet werden, find zum Rechtswege zu ver 
eiſen 13). Die im Rechtöwege ergebenden Eutſcheidungen follen 
ber, für Die bei dem Transport betheiligten Verwaltungen bins 
mb fein, jofern fie zu dem Proceßverfahren zugezogen worden find. - 

b. Fuͤr Schäden an durchgehenden Gütern haften, wenn nicht 
rmittelt wird, welcher Verwaltung die Urſache des Schadens zur 


10) Vgl. $. 9. des Uebereint. 

11) Bgl. Uebereint. $. 10. No, 1. Jedoch wird Hinzugefügt: „Sofern nicht 
arch üdereinftiimmenden Circular-Beſchluß fümmtlicher betheiligten Verwal⸗ 
ingen die Befeitigung der Anſprüche duch gütlihes Zugefländnig bewilligt 
erden if.” Eiche Anl. XXIX. ©. 325. wo flatt gültiges: gütliches (Zur 
Mändnig) zu leſen if. 

Ueber die Megulirung von Gntihädigungen im Güterverkehr beſteht fol⸗ 
made Bereinbarung (von 1856) im R. Tb. Berbande: 

„Reglementmäßige Entfhädigungen bis zur Höhe von 20 Thalern 
„pro Gentner fönnen unter dem Ginverfländnig der Verwaltungen der 
„Berfand s und Empfangflation von einer diefer Verwaltungen gewährt 
„werden. Bei höheren Entſchaͤdigungsanſprüchen ift die Genehmigung 
„ämmtlicher Betheiligten Verwaltungen erforderlih. Die Repartition 
„der Antbeile erfolgt dadurch, daß dem Abrechnungsébüreau zu dieſem 
„Zwede von der gejchehenen Entihädigung Anzeige gemacht wird. 
„Außerdem erhält jede Verwaltung unter kurzer Angabe des Verhaͤlt⸗ 
„nifjes Mittheilung von der Regulirung.” 

Qugleih wurde fowohl vom M.D. ale vom R. Th. Berbande beflimmt, „daß 
ich Maßgabe der Beſtimmung im $. 10. pos. 2. des allgemeinen deutjchen Ueber⸗ 
nlommens bei Befhädigung von Gütern in Folge ordnungsmwidriger Den 
dung oder mangelhafter Dedung diejenige Verwaltung die Gnifchädi- 
mg zu leiflen habe, welcher die Drdnungswidrigfeit zur Laft fällt, fofern ihr 
w Berfchulden nachgewieſen werden kann, andernfalls dagegen die Entichär 
gung zu Laſten der Transportſtrecke vertheilt werden fol.” 

99% 
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: . Art. 861. [329.]. Wenn ein Spediteur mit dem Ab- 
Fender ober Empfännger über beftimmte Säße der Trans» 
portfoften ſich geeinigt hat, jo haftet er, in Ermangelung 
einer entgegenftehenden Vereinbarung, für Die von ihm angenoms 
menen Bwifchenfpebiteure und Frachtführer. Er ift auch in dieſem 
Falle zur Provifion beredytigt, ſofern nicht vereinbart ift, daß eine 
folche neben den bejtimmten Saͤtzen der Transportkoſten nicht ge 
forbert werben Fönne. 

Art. 362. [325.] Der Spetiteur ift, wenn nicht ein Ans 

Dered beitimmt ift, befugt, Den Transport der Güter 
ſel bſt auszuführen. 
.. Wenn er ſich dieſer Befugniß bedient, jo hat er zugleich die 
Rechte und Nflichten eines Frachtführers und kann Die gewöhns 
Jiche Fracht, die Provifion und die bei Speditionsgejchäften fonft 
regelmäßig vorkommenden Unkoften berechnen. 

Art. 363. (303.) [327.] Die Klagen gegen den Epediteur 
wegen gänzlichen Verluftes oder wegen Verminderung, Beſchädi⸗ 
gung oder verjpäteter Ablieferung des Gutes verjähren nad 
einen Jahre ®). 

Die Frift beginnt in Anfehung der Klagen wegen gänz 
lichen Berlufte3 mit dem Ablauf des Tages, an welchem die Ab- 
Lieferung geſchehen ift. 

In gleicher Art find Die Einreden wegen Berlufte, Ber: 
minderung, Beſchädigung oder verjpäteter Ablieferung des Gutes 
erloichen, wenn nicht die Anzeige von dieſen Thatjachen an den 
Spediteur binnen der einjährigen Frift abgeſandt worden ift. 

Die Beſtimmungen dieſes Artifeld finden in Fällen des Bes 
truges oder der Beruntreuung des Epediteurd Feine Anwendung. 

Art. 364. (298. 301. 302.) [328.] Im Uebrigen find die 
Rechte und Pflichten des Spediteurg, joweit diefer Titel feine Be— 


. MD Lutz ©. 774. 1219: Ob der Epebiteur eines eigenen oder für eigene 
Rechnung gemietheten Geſchirres ſich bedienen kann, ohne die rechtliche Gigen- 
ſchaft ale Spediteur zu verlieren. 

8) Lu ©. 771. 1221; Verjährung der Klage gegen den Spediteur. 
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ferung einer Sendung auf ber Abgangs> und bei deren Ablieferung 
auf der. Beftimmungs: Station deren Gewicht genau ermittelt, 
ſolches auf dem Gute notirt und zugleich fich davon überzeugt, daß 
der Verſchluß deſſelben unverlegt fei?°). ine folche ſpecielle 
Uebergabe kommt nur wohl an den Gränzen der Verbände 1") 
oder da, wo von Bahn zu Bahn befördert wird, vor!®). 

d. Alle für den. durchgehenden Verkehr beftimmten Güter 
müljen auf der Abgangsftation verwogen werden. Hat die Abe 
gangsftation Dies verjänmt, jo haftet Diefelbe für jedes an dgl. 
Gut vorfommende Gewichts⸗Manco allein 10). 

7) Eutſchädigung⸗Anſprüche wegen verzögerter Beförderung 
der Güter haben allein diejenigen Verwaltungen zu vertreien, 
welche an der Verzögerung Schuld find. Wenn durch ſolche Ans 


16) Vgl. Anl. Heft S 30. 

17) Bon einen folhen Falle if in Anf. XXVIE S. 313. die Rede. 

18) Der Ditteldeutihe Gifenbaynverband iſt weiter gegangen. Derfelde 
gibt ſchon einer Nattgefundenen Umladung die Wirkung einer fpeciellen Ueber⸗ 
gabe mit alleiniger Ausnahme der Haftverbindlichkeit für Gewichtsdefecte, indem 
man annahm, daß die Umladung Gelegenheit biete, den Zuftand der Güter zu 
prüfen und daraus dann die Pflicht zu einer folhen Prüfung und zur Felle 
flellung der entdeckten Mängel begründete. (Undererfeits hat derfelbe Verband 
anerfannt, dapdie Haftbarfeit auch dann unterbrochen wird, wenn ein Gut, ohne 
singeladen zu werden, aus dem DBerbandöverfehre beraustritt oder in denfelben 
übergegangen ift, da bier an fi eine Umladung geboten fei!. Auch in anderer 
Richtung bielt man die Umladung als das enticheidende Moment feft: 

1. Die Thüringiihe Direction flellte in der Gonferenz des M. D. Verbands 
die Frage zur Snticheidbung: welhe Wirkung das Plombiren habe, wenn es 
auf einer Nichtverbandsftation flattgefunden und der Wagen mit unverleptem 
Berfchluffe anf der Bellimmungsftatien angekommen fei. 

Berfammlung enticheidet: da das PBlombiren auf die Gntihädigungspflicht 
der Verwaltungen nicht influiren fol, in Berug auf diefe es vielmehr nur auf 
bie Umladung anfonımt, fo füllt die Entfhädigungspflicht für etwaige Defecte 
an folhen auf Nichtverbandeftationen plombirten Sendungen auf die ganze 
Sransportiiredte vom Abfendes bie zum Beſtimmungsorte pro rata der Fracht⸗ 
antheile ıBeichluß v. 1854.) 

2. Gine fleueramtliche Abfertigung an und für ſich wird nicht als eine Umlas 
bung angejehen, fondern fie hat die Wirkung einer ſolchen erfi dann, wenn 
eine wirflihe Aus: und Binladung des Gutes damit verbunden ifl. 

19) Uebereinf. $. 11. No. 2. in fin, 


ö I 
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ſprüche aud nicht fäumige Verwaltungen dem Abſender ober 
Gmpfänger gegenüber bie Fracht verlieren, fo müflen die jäumigen 
Berwaltungen auch diefe Frocht den nicht ſäumigen erjeßen. 

Die Zeit der wirklichen Uebergabe des Guts an die folgende 
Verwaltung wirb durch Abftempelung des Rrachtbriefes feftge 
ftellt 2°), 

8) Differenzen zwiſchen ben werjchiedenen Verwaltungen über 
Die Beitragspflidht zu einer Entihädigung follen ſchiedsrichterlich 
entſchieden werden 21). 

Stellen wir ſchließlich die für das Verhaäͤltniß der Vereins 
bahn⸗Verwaltungen unter fich juriftiich erheblichen Momente dieſer 
Vereinbarung und des allgem, deutſch. Güterreglements in wenigen 
Sätzen zufammen: 

a) Die dem Vereine angehörenden Bahnverwaltungen find in 
eine Verbindung getreten, um auf eine unbeftinimte Zeit mit ihren 

Betriebsmitteln in der Art gemeinſchaftlich Güter innerhalb des 
Bereind bezw. auf den Vereinsbahnen fortzufchaffen, daß jedes 
But auf einen Frachtbrief ohne Bwilchenadreffe und ohne Une 
ladung von der Aufgabes bis zur Beftimmungsftation beför 
dert wird. 

b) Das aus einem gemeinſchaftlich ausgeführten Transporte 
entftehende Verhaͤltniß der denſelben bewerkftelligenden Verwal⸗ 
Inngen ift dahin regulirt, Daß jede berjelben ihren Antheil 
an der Fracht durch Berechnung mit der unmittelbar auf fie 
folgenden erhält, während Die Leiftungen, melde in Folge einer 
Zoll» oder PVofteontravention, an den Staat, oder in Folge eines 
Berluftes oder einer Beihäbigung oder eines Lieferungsbruchs an 
einen Xrausportaten zu leiften find, fofern der Säumige refp. 
Beſchädiger nicht zu ermitteln fteht, pro rata von fämmtlichen den 
Transport vermittelt habenden Verwaltungen getragen werben fol. 

Die rechtlihe Bedeutung diefer Beftimmungen für die Frage, 


20) Uebereinf. $. 11. 

21) Uebereinf. $. 10. No. 3, Das Nähere darüber, auf welche Weile 
diefe ſchiederichterliche Entfcheldung Gerbeigeführt werben ſoll vl das Ueber⸗ 
einfonmen 1. c. Anl. XXIX. ©. 326. 
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ob und in wiefern ein eigentliches Societätöverhältnig der Vereins» 
Mitglieder durch dieſe Vereinbarung begründet werde, wird in 
$. 131. erörtert werben. 


J 


IL Yerhältniß der Pehnserwaltungen als Mitglieder der engern Verbände, 
§. 129, 


Borbemerfung. 


Die rechtliche Natur der Verbände und damit das Verhält- 
ni ber Verbands-Mitglieder als folcher zu einander und zu 
Dritten gibt vielen Stoff zu rechtlichen Bedenken, da die zunächſt 
maßgebenten Verbands-Statuten in Beziehung auf die Frage, ob 
biejelben als eigentliche Societäten anzufehen find, ſich nicht fo 
direct und klar ausipredhen, daß jeder Zweifel ausgefchloffen 
wäre”). 

Dafjelbe muß hinfichtlich der jo eben im 8.128. befprochenen 
Mebereinfunft der Mitglieder des allgemeinen Vereins, 
was das Inſtitut des directen Vereins: Güter:Verfehrs anlangt, 
gejagt werben, welche Uebereinkunft auch zugleich den Directen 
Berbands: Güterverkehr normirt. 

Nachdem daher zuvor noch in $. 130. die rechtlich erheblichen 
Beftimmungen der Verbandes Statuten zujammengeftellt worben 
find, wird in $. 131. die rechtliche Bedeutung Diefer Verträge (der 
Verbandsſtatuten und des Uebereinkommens von 1856) genauer 
befprochen werben müfjen. 


*) Vol. die als Anlage XXX. mitgetheilten Statuten des Rhein. Thüs 
ging. Verbandes (5. 327 fg. des Anl. Hefts), mit welchen die Statuten der 
Absigen Verbände im Wefentlichen überrinflimmen. 

Was für bedeutende Gafienrefultate aus dieſen Vereinigungen erzielt 
sperben, wird man daraus bemeilen können, daß z. B. im Rheiniich-Thürins 
giſchen Verbande, welcher im Juni 1854 ziemlich vollkändig ausgebildet war, 
1855 die Berband&Ginnahme 367,448 Thlr., im Jahre 1856 dagegen ſchon 
641,786 Thlr. betrug, aljo in einem Jahre um 274,338 Thlr. gefiegen war. 
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von Berftändbnifien fein, wie ſolches auch ſchon daraus hervorgeht, 
baß tie Beſchlüſſe der zur Grreihung Des Vereindzweds jährlich 
zufammentretendben Generals:Berjammlung die bifjentirenden Mit 
glieder nicht einmal bindet?). In rechtlidyer Beziehung kommt 
fomit der Verein zunaͤchſt wenig in Betradht ?). Rechtliche Bedeu⸗ 
tung haben hauptſächlich nur die einftimmig gefaßten Vereins 
Beichlüffe, welche den Charakter einer förmlichen, wenn auch von 
ben einzelnen Mitgliedern kündbaren Uebereinfunft an fidy tragen *). 
Diefe Vereinbarungen beftehen in den Vereins-Reglements, welche 
in den vorausgehenden Titeln genügend beſprochen worben find, 
fowie aus tem als Anlage XXIX. (S. 322 fg.) mitgetheilten 
Mebereintommen der vereinigten Verwaltungen über ben direkten 
Büterverfehr vom 21. Zuli 1856, auf welches wir hier näher ein 
geben müffen, und zu welchem in den Anmerkungen auch bereits 
bie auf daſſelbe ſich beziehenden Beftimmungen der Verbände mitzu 
tbeilen find. 


$. 128. 
Das Uebereinfommen v. 21. Juli 1856. 


Während die Vereins-Reglements (A.D. G. u. A. D. P.) Das Per: 
hältniß der vereinigten Bahn-Verwaltungen zum Publicum beftimmen, 
ftellt dad erwähnte Lebereinfommen in Verbindung mit jenen 
Reglement? Das Berhältniß ber betreffenden Bahnverwaltungen 
unter ſich, hinfichtlic des directen Güterverfehrs feft ®). 


2) ”gl. A. D. V. $. 11. Anl. XXX. Anm. 17. (Anl. Heft ©. 333.) 

3) Die Bereiuinftitutienen laufen ſaͤmmtlich Iediglih darauf hinaus bie 
General:Berfamminngen vorzubereiten, in welchen allein der Verein wahrbaft 
lebt. Auch die geichäftelcitende Tirection und die Vereinskaſſe (vgl. A. D. V. 
$. 3, u. $. 12.) dienen lediglich diefem Zwecke. 

4) Vgl. S. 14. des Lchereinfonmens. Anl. XXIX. (Ant. 9. ©. 327.) 

5) Bl. $. 1. das Uebereinf. (Anl. H. ©. 322.) Uebrigens verbreitet ſich 
das fragliche Uebereinkommen auch ſowohl 

a) in $. 35. über die Leiftungen der Bahnverwaltungen gegen ben Staat 
(Beſtimmungen über die Tragung der Otrafen, welche an den Staat wegen 
Berlegung geſetzlicher Vorfchriften namentlich wegen Steuers und Poſt-Contra⸗ 
ventionen gezahlt werden müſſen) als auch: 

b) über die Leiftungen berfelben an die Transportaten d. b. über bie 
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.:2) Die Beforgung‘ der laufenden Geſchäfte des Verbandes 
erfolgt, wie bei dem allgemeinen Vereine, durch eine geſchäfts 
führende Direction®). Diejelbe hat auch durch ein auf Koften 
des DVerbandes zu baltendes Abrehnungs-Bureau die Ab 
zehnung und Ausgleihung der Verbands:Ginnahmen und 
Ausgaben zu bewerfitelligen **). 





daß hinſichtlich größerer Reparaturen fle ſich aber ‚von dieſer Pflicht durch dem 
Beweis befreien fann, daß ihr bei der flattgehabten Beſchaͤdigung fein Verſchul⸗ 
den zur Laf fällt. 

“Hier, fowie bei zufälligen bezw. durch dritte Perſonen hHerbeigeführten Was 
gen Verlegungen joll den Gigenthümer der Schaden treffen und werden 
Streitigkeiten über Tragung der Reparaturkoſten von der Verbande-Eonfes 
renz (vgl. die folg. Anm. 9.), eventuell von einem Schiedsgericht entfchieden. 
Bol. Anın. 24. u. 25. 

4) Bol. Statut $. 3. Ueber die Verpflichtung zur Uebernahme der Ges 
fhäftsführung ıc. vgl. Statut 8. 4. 

43) Statut $. 3. Die Unterlagen für die Abrechnungen erhält das Ems 
talbureau in den Berichten über bie einzelnen Verkehrszweige, welche, wie wir 
m Anlage I. ©. 25 fa. fennen lernten, in längeren oder fürzeren regelmäßigen 
Zwiſchenraäumen von den einzelnen Hierzu angewiefenen Berwaltungsitellen ihm 
geliefert werden, Berichte, die es theilmeile roch zu prüfen und feitzuftellen Hat. 

Die Wirkſamkeit der Abrechnungsbureaus, welche eine Ueberficht über die 
Thätigfeit des Berbandes überhaupt abgiebt, ergiebt ſich aus der Weichäfte- 
ordnung des mitteldeutfchen Gifenbahnverbande vom } 1854. $. 1: Der Zweck 
bes Bureaus iſt im Allgemeinen: Ueberwachung des Verbandverfehrs in pesu- 
niärer Beziehung. 8. 2: Die ordentlihen Bunctionen des Bureaus beſtehen 
zunachſt und hauptiählih in der Gontrofe und monatlihen Abrechnung des 
Berbandsverfehres und zwar: 

a) des Perſonenverkehrs auf Grund der von den Gpecialcontrols 
bureaus allmonatlich einzuiendenden Nachweiſungen der auf den Vers 
bandftationen verfauften Billete, nebft Gontrolirung dieſer Billete 
ſelbſt; 

b) des Gepäckverkehrs auf den Grund gleicher Nachweiſungen und 
nach vorgängiger ſpecieller Prüfung der denſelben beigefügten Haupt⸗ 
talons mit Begleits und Garantieſcheinen; 

c) des Fracht- und Eilgutverkehrs unter Benußung der von den 
Sperialcontrolbureaus einzufendenden monatlihen Specials und Genes 
ralzufammenftellungen, nachdem dieſelben zwiſchen Verfand und Ems 
pfang zuvor vergliden worden; 
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3) Der alle Bahnen umfaflende Tarif fol fürer nur den 
Frachtſatz für die Normalflafie enthalten und binfichtli der Aus 
nabmen auf die jpeciellen Tarife der einzelnen Bahnen nnd Ber 
Bände verweilen. Die Frage, ob ein. Gut als fperrig und volu⸗ 
wind zu tarifiren ift, fol von der Expedition der Abſende⸗ 
Etation mit verbindender Kraft für alle folgenden Verwaltungen 
entſchieden werden ®). 

4) Die verjchiedenen Verwaltungen ſetzen ſich über ihren Ans 
heil an der Fracht durch Nachnahme reip. Zahlung auf bee 
Uebergangs-Etation in der Weije auseinander, daß bie vorhen 
gehende Verwaltung fich bloß mit der unmittelbar auf fie folgenden 
Berechnet. 

Kür die Nachnahme und für alle Berechnungen der Verwal⸗ 
tungen unter fidy wird Feine Provifion berechnet. 

Nach F. 11. des A. D. G. Tann die Auslieferung ber Güter 
erft nach Berichtigung der Fracht und Auslagen vom Wdrefjaten 
gefordert werden. Mit Rüdficht Hierauf haben die Verwaltungen 
fih darüber vereinigt, Daß dad Gut nur unter Berantworb 
lichkeit der ausliefernden Verwaltung ohne vorherige baare 
Zahlung der Fracht und der daran haftenden Nachnahmen ausge 
liefert werden kann °). 

5) Die Provijion für Nachnahme ($. 9. des Reglements) 
ift zu Ounften der Verwaltung der Aufgabeftation zu erheben, 
Diefe Verwaltung hat auch die Höhe der Provifion zu beftimmen; 
felbige darf jedoch im durchgehenden Verkehr nicht höher als im 
innern Verkehr berechnet werden. 

Die Provifion für baare Auslagen ift zu Gunſten der⸗ 
jenigen Verwaltung zu erheben, welche Die Auslagen gemacht hat ®). 


werden, welche Bahn die Verlegung verfhuldet, jo hat dieſe ſelbſtredend and) 
allein die Koften, Etrafe ıc. zu tragen. 

c) Grfolgt unterwegs eine Umladung und werden bei diefer Gelegenheit 
die Colli fpeciell übergeben, fo wird dadurch die vorhergehende Verwaltung libes 
rirt, fofern die übernehmende @rpedition etwa verlegten Verſchluß ſich nicht Hat 
beicheinigen laſſen. Geſchichte des M. D. Verbands ©. 417. 

8) Vgl. $. 6. des Uebeink. 

9) Bol. $. 8. des Ueb ereinf. 
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nen Derwaltungen oder von ber geſchaͤſisführenden Direction 
gezahlt worden find, werden unter diejenigen Berwaltungen, weldye 
an der bezüglichen Ginrichtung Theil nehmen, nach dem Verhältniß 
der Einnahme aus dem Verbandsverkehre vertheilt, for 
fern nit ein anderer Maaöftab der Vertheilung ausdrücklich bes 
ſchloſſen ift ® >), 

4) Die von ben einzelnen Verwaltungen zur Bewerfitelligung 
bed Verbandsverkehrs überwiejenen Beamten (Madmeifter ıc.) 
bleiben zwar Beamte derjenigen Verwaltung, weldye fie angeftellt 
hat, die aus der amtlichen Thätigkeit Derjelben erwachſenden Rechte 
und Berpflidhtungen competiren, aber nidyt der Verwaltung, von 
welcher fie dem Verbande überwiejen find, fondern lediglich Dem 
Letztern °). 

5) Die ausſchließlich zu Verbandszweden angejchafften Gegen⸗ 
flände werden Gigentbum des Verbandes”). 


5.) So wurde im Mitteld. Berbande 1853 zur Bereinfahung der Abrech⸗ 
nung beſtinmmt: „daß die VBerfiherungsprämien auf alle Bahnen des 
Berbandes pro rata der Ginnahmen vertheilt werden, woraus benn audh folge, daß 
Yorfommende Verlufte nicht, wie bisher nur von den bei den betreffen» 
Den Transporten betheiligten Verwaltungen, fondern von allen pro 
rata getragen werden müſſen“. Bgl. Gefchichte des Mitteld. Verbands ©. 426, 

6) Etatut Anl. XXX $. 6. Bgl. die Inflructionen für die Verbandes 
packmeiſter des Mitteld. Verbands in Anl. I S. 42 über deren Dienſtverrich⸗ 
tungen. Gine gegenfeitige Berpflihtung der Verwaltungen ift natürlih nur 
wiöglih, wenn jede einzelne die Handlungen ihrer Beamten zu vertreten bat. 
Nicht nur für den gemeinſchaftlichen (Werbandes) Packmeiſter findet fich ſolches 
ausgeſprochen, indem vorbehaltlid des Megrefies an denfelben die bei der Befoͤr⸗ 
derung der Gegenſtandes betheiligten Verwaltungen den Schaden nach dem Ders 
Hältniffe der Meilenzahl tragen, welche der durchgehende Verbandszug vom 
Abgangsorte des fraglichen Gegenitandes an gefahren hat (Geſchichte des Mitttld, 
Berd. S. 137 No. 7), fondern auch hHinfihtlih der Haftung für Poſtcontra⸗ 
ventien fowie für ſolche Declarationen, welche von den Beamten der betrefienden 
Bahn begangen oder wiſſentlich zugelaffen worden find, indem hier deren Bahn⸗ 
yerwaltung den übrigen Bahnverwaltungen gegenüber für alle Nachtheile haftet, 
welche aus der mit jener falfchen Declaration verbundenen EteuersGontravention 
entſtehen. 

7) Statut 1. c. $. 7. Hierher gehören namentlich die gemeinſamen Ber 
bands Bepädwagen. 
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Laſt faͤllt, ſaͤmmtliche der Entdeckung des Schadens vorhergehenden 
Verwaltungen gemeinſchaftlich pro rata der reinen Fracht. Gut⸗ 
gewicht für etwaiges Manco ($.14. No. 3. des A. D. G.) wird den 
Berwaltungen, deren Bahnen, das Gut durchlaufen hat, nach 
denjelben Verhältniffen gut gerechnet 12). 

ec. Wenn auf einer Uebergangs» Station eine jpecielle Leber 
gabe von einer Verwaltung an bie andere Statt gefunden hat, fo 
geht Die Verantwortlichkeit auf die Übernehmende Verwaltung über, 
fobald dieſe dad Gut ohne fpeciellen Vorbehalt wegen entdeckter 
Mängel angenommen hat !?*). | | 
Man wird hier die Frage aufwerfen müljen, was unter ſpe⸗ 
eieller .Uebergabe zu verftehen ſei. Den Gegenſatz möchte wohl 
bie Uebergabe der Ladung ald Geſammtheit bilden, wie ſolche in 
ber Umfartirung 3) und in der damit eintretenden en-bloc-Ueber- 
gabe der auf dem betreffenden Eifenbahngüterzug befintlichen Ladung 
gefunden werden fönnte, ba nad allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
eine Gefammtheit von Sadyen als tradirt gilt, ſobald Ddiefelbe als 
Einheit übergeben wird“). Sm Rh. Thüring. Verbande wurde, 
um den in dieſer Nichtung entftehenden Zweifel zu befeitigen, aus⸗ 
drüdlich beftimmt 15), daß eine Umfartirung der Güter nicht die 
Wirkung einer |peciellen Uebergabe haben ſolle. — Eine fpecielle 
Uebergabe findet daher nur in ber Weiſe ftatt, daß der betref- 
fende Bahnbeamte der Anjchlußbahn gerade wie bei der Einlie 
_—_ N 


12) Uebereinf. 6. 10. No. 2. 

12a) Go ift dieſe Beſtimmung fo apodictifch hingeftellt worden, daß anzus 
nehmen flieht, daß wegen äußerlich fihtbar gewejener Mängel keinenfalle nach 
eingetretener fpecieller Uebergabe von der die Sendung übernehmenden Bahnvers 
waltung ein Erſatzanſpruch gemacht werden ann. 

Man könnte jagen, daß bie Beilimmungen des R. R. über die locatio 
cond. operis hier eine Analogie biete (vgl. 1. 24. pr. u. 1. 51. $.1. loc. cond. 
19, 2.), indem dort mit der Approbation und Uebernahime des opus Seitens 
des Behellers Neclamationen wegen Behler des opus, welche erft fpäter ent⸗ 
deckt und geltend gemacht werben, ausgejchloffen worden find. 

13) Bgl. Anl. Heft ©. 35. 

14) Bgl. 1. 1. 8. 21. D. (41, 2.) u. 1.74. D. (18, 1.) 

15) Vgl. Beſchluß von 1854 in der Zufammenftellung der Beſchlüſſe jenes 
Verbandes 1. c. ©. 74. 
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10) Schließlich enthalten die Statuten auch noch betaillirte 
Borſchriften über die Auseinanderſetzung ber Verbandomitglieder 
bei einer vollſtaͤndigen Auflöjung Des Verbandes ı*), 


$. 181. 


Rechtliche Bedeutung der Verbände fowie bes Uebereinfommens 
v. 21. Juli 1856 und der Verb andeftatuten. 


Betrachtet man unbefangen jenes Lebereinfommen von 1856 und 
die Statuten des allgemeinen Vereins ſowie die der Verbände, fo 
wird man darüber nicht wohl zweifeln koͤnnen, daß ein jeder Verband‘ 
fowohl , ald audy der allgemeine Verein beutjcher Bahnverwaltuns 
gen eine Societät im weitern Sinne des Wortes ent⸗ 
halt 18). 

Ob aber dieſe Vereine ald eigentlihe Societäten des 
Erwerbs (societates acquestus) anzufehen find, d. h. als Ber. 
einigungen der Bereind» bezw. Verbands⸗Verwaltungen zur Betrei⸗ 
bung eines ftändigen Transport: alfo eines Erwerb:Geichäftes auf 
gemeinfchaftlichen Gewinn und Berluft ?:°), fo daß auf Diefelben 
die S. 84 und 85 unter pos. Zund 3 aufgeführten Srundfäße Ans 
wendung erleiden, möchte freilich nicht jo unzweitelhaft erjcheinen, 

Bedenklich und der Natur der Verhältniffe bezw. dem Willen 
ber Betheiligten widerſprechend erfcheint es wenigftens, jede eins 
zelne der im Verbande ftehenden Bahnverwaltungen wegen aller 
im Namen des Verbandd eingegangenen Transport-Berbindlichkeiten 


Ss 
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14) Statut 1. c. $. 20 litt. -f. 

15) Als folde muß man fie ſchon wegen des gemeinſchaftlichen Gigens 
thums und der gemeinihaftlichen Kafje, welche ſie befigen, und wegen ihres 
Berhältnifies zu den Bereins-Beamten, überhaupt Hinfichtlih der ftändigen 
Bereins:Inflitute anerkennen, welche den directen Vereins- und Verbande:-Berfehr 
vorbereiten. Nur find ſolches die Verbände, infolge der verichiedenen Vereins⸗ 
Inſtitute, weldhe fie vor dem Verein voraus haben, in erhöhter Potenz. 

15°) Diefelben werden, damit als Grwerbe⸗Geſellſchaften gebildet und zu⸗ 
fammengefegt aus verſchiedenen Actiens@ejellichaften und Staaten (fisci) erſchei⸗ 
nen, vgl. $ 112 Anm. 30 (S. 406). 


+ 
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ſprüche auch nicht fänmige Verwaltungen dem Abfender ober 
Empfanger gegenüber bie Fracht verlieren, jo müflen die ſaͤumigen 
Verwaltungen auch biefe Frocht den nicht fäumigen erjeßen. 

Die Zeit der wirklichen Uebergabe des Guts an die folgende 
Verwaltung wirb durch Abſtempelung des Frachtbriefes feſtge⸗ 
ſtellt 20). 

8) Differenzen zwiſchen den verſchiedenen Verwaltungen über 
De Beitragspflicht zu einer Entſchaͤdigung ſollen ſchiedsrichterlich 
entſchieden werben 2), 

Stellen wir ſchließlich die für das Verhaͤltniß der Vereins 
bahn⸗Verwaltungen unter fich juriftiich erheblichen Momente dieſer 
Vereinbarung und bed allgem. deutfch. Büterreglements in wenigen 
Sätzen zufammen: 

a) Die dem Vereine angehörenden Bahnverwaltungen find in 
eine Verbindung getreten, um auf eine unbeitimmte Zeit mit ihren 
Betriebsmitteln in der Art gemeinfchaftlih Güter innerhalb bes 
Bereind bezw. auf den Vereinsbahnen fortzujchaffen, baß jedes 
But auf einen Frachtbrief ohne Zwiſchenadreſſe und ohne Um 
ladung von ber Aufgabes bis zur Beftimmungsftation befor⸗ 
dert wird. 

b) Das aus einem gemeinfhaftlih ausgeführten Transporte 
entftehende Verhaͤltniß der denſelben bewerkftelligenden Verwal⸗ 
inngen ift dahin vegulirt, Daß jede vderjelben ihren Antheil 
an der Fracht durch Berechnung mit ber unmittelbar auf fle 
folgenden erhält, während die Leiftungen, welche in Folge einer 
Zoll- oder Pofteontravention, an den Staat, oder in Folge eine 
Berluftes oder einer Beihäbigung oder eines Lieferungsbruchs an 
einen Zrausportaten zu leiften find, fofern der Säumige refp, 
Beihädiger nicht zu ermitteln fteht, pro rata von fämmtlichen den 
Transport vermittelt habenden Verwaltungen getragen werben fol. 

Die rechtliche Bedeutung diefer Beflimmungen für die Frage, 


20) Uebereinf. $. 11. 

21) Uebereinf. $. 10. No. 3. Das Nähere darüber, auf welche Weile 
diefe ſchiedsrichterliche Entſcheidung Herbeigeführt werden foll vol das Ueber⸗ 
einfommen 1. c. Anl. XXIX. ©. 326. 
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Die Gründe hierfür find folgende: 

4) Die Verbands Statuten und das Uebereinfommen von 
4856 tragen alle Merkmale von Vereinigungen, welche (abgefehen 
davon, daß fie Societäten im weitern Sinne conftituiren) eigentliche 
Societätö-Verträge (bed Erwerbs), d. 5. Gonfenfualverträge, vors 
bereiten ?®), wodurch mehrere Verfonen- fi) gegenfeitig verpflichten, 
Eadyen oder Arbeiten oder beides zugleich zum Zwecke eines ers 
laubten gemeinfchaftlihen Gewinnes zu vereinigen 1%), 

2) Was insbefondere das Verhältniß der Vereind- und Vers 
bands-Mitglieder zu einander betrifft, jo werben in den Verbands⸗ 
Statuten (bezw. in dem Uebereinfommen v. 1856.): ‘ 





18) Diefe Vereinigungen find alfo fländige Anftalten, um die einzelnen 
Verbands: Transports Geſchäfte zu ermöglichen, deren jedes eine Societät der 
den einzelnen beflimmten Transport ausführenden Verbandes Berwaltungen 

eugt. 

“ Märe es anders, wären bie Berbände an fi ſchon ale wirkliche Socie⸗ 
täten des Erwerbs anzufchen (welche etwa unter der Firma: mitteld. weſtd. ꝛc. 
Berband eine gemeinfchaftlihe Transport-Anftalt und damit eine offene Handels» 
oder Erwerbe⸗Geſellſchaft, die alle ihre Transport-Gefchäfte anf gemeinſchaftlichen 
Gewinn und Verlauf hin ausführt , gegründet), fo würde, abgeſehen von dem 
zu Anm. 16 bemerften gewicdhtigen Gegen⸗Argument, eine ſolche Bereinigung 
der für die Errichtung eigentliher Sorietäten bzw. offener Handelsgefellichaften 
Yorgefchriedenen Formen, namentlich alfo der ausdrüdliden flaatlichen Gench⸗ 
migung oder doch (wie 3. B. in Kurhefien durch VO. v. 34 1788 8. 1 vorge⸗ 
ſchrieben iſt) der gerichtlichen Anzeige bedürfen. 

Dagegen verlangen die Geſetze für die Vereinigung zu einem oder mehreren 
einzelnen Handelsgeſchäften für gemeinjhaftlihe Rechnung Feine befondern 
Formlichkeiten. 

®gl. Code de comm. Art. 50: „Les sssociations commerciales en par- 
ticipstion, ne sont pas sujeltes aux formalites prescrites pour les autres 
societes.“ 

Ebenſo Art. 249 des allgem. D. H. Geſetzb. Entw. 

Bol. die folg. Anm. 29 u. 30. 


19) gl. Glück, Banderten XV ©. 372. 

Daß der eigentliche Zweck der Verbände dahin geht, das Transportgeihäft 
zentabler zu machen, gemeinfhaftlihen, unter die einzelnen DBerbandemitglieder 
zu vertheilenden Gewinn zu erzielen, vgl. Anm. *, 5 u.22, Die Cinrichtung des 
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G. 190. 
Inhalt der Berbandsſtatute bezw. bie Eiarichtungen der Verbande. 


Die rechtlich erheblichen Beſtimmungen der Verbands-Statute 
find folgende: 

4) Der Verband wird als eine geſellſchaftliche Vere i⸗ 
nigung bezeichnet 1), und als Zweck bes Verbandes die Gin- 
richtung und Unterhaltung eines directen Verkehrs unter: 
Bufiherung der Buläffigkeit gegenfeitiger Wagenbenußung 
angegeben ?), Letztere Einrichtung bildet eine Haupsjchwierigfeit 
bei den Berbänben, dieſelbe ift jedoch durch Regulative, betreffend 
ben Uebergang und die gegenjeilige Benugung ſowie bie Behand» 
lung der Wagen, ſehr genau geregelt). 


1) Bgl. Anl, XXX. $. 1. (S. 327.) 

2) Bgl. $. 2. eodem. — Wir Haben alfo Hier ganz benfelben Zweck, 
weldher der in $. 128. beiprochenen Bereinbarung v. J 1856 zu Grunde liegt, 
und auch bafielbe Haupt-Mittel zur Ausführung diefes Zwecks. 

3) Vgl. das ale Anl. XXXI. (Anl, Heft ©. 330 fg.) mitgetheilte Regue 
lativ, betreffend den Uebergang, die gegenfeitige Benugung und die Behandlung 
ber Magen im Bereiche des Rhein. Thüring., Dffrief. Rhein. Verbandes 
v. ‚5 1856, womit das Negulativ des Mitteld. Verbands v. 14 1856 faR 
wörtlich übereinffimmt. 

Die weientlihen Beſtimmungen biefee Regulativs find folgende: 

1. Gine jede Verwaltung, auf deren Bahn ein fremder Wagen (der pers 
Bündeten Bahnen) in Benupung kommt, Hat für lebtere dem Wagen-Gigens 
tbümer eine Vergütung und zwar: 

a) in der Gigenfhaft einer Wag enmiethe für die innerhalb der geflats 
teten Zeitgrenzen erfolgte Benutzung und 

b) in der Gigenfchaft einer Wagenftrafmiethe (Bonventionalftrafe) für die 
über jene Zeitgrenzen hinausgefchehene Benußung zu entrichten. 

2. Jede Verwaltung ift verpflichtet, die auf ihre Bahn gelangenden fremben 
Wagen mit Schonung zu behandeln, ihnen dieſelbe Aufmerkjanfeit zu widmen 
wie den eignen Wagen, auch diefelben it allen dabei empfangenen Theilen und 
uud Utenfilien ebenjo vollftändig wieder abzuliefern, wie fie ſolche empfan- 
gen hat. 

3. Hinfihtlih der Tragung des Koflenaufmandes für Wiederherftellung der 
während ihres Gebrauches auf fremder Bahn befhädigten Wagen ift verabredet, 
daß geringfügige Reparaturen (bis auf 3 Thlr.) immer von derjenigen Bahn, auf 
welcher ber betreffende Wagen die Beichädigung erhalten hat, getragen werben, 
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Die Gründe hierfür find folgende: 

) Die Verbands: Statuten und das Uebereinfommen von 
4856 tragen alle Merkmale von Vereinigungen, weldye (abgefehen 
davon, daß fie Sorietäten im weitern Sinne conftituiren) eigentliche 
Sorietätd-Verträge (ded Erwerbs), d. 5. Sonfenfualverträge, vor» 
bereiten ?®), woburd mehrere Perfonen’ fi gegenfeitig verpflichten, 
Sachen oder Arbeiten oder beides zugleich zum Zwecke eines ers 
laubten gemeinf&haftlihen Gewinnes zu vereinigen 1°), 

2) Was insbejondere das Verhältniß der Vereins- und Vers 
banda-Mitglieder zu einander betrifft, jo werben in den Verbands 
Statuten (bezw. in dem Uebereinkommen v. 1856.): ‘ 





18) Diefe Vereinigungen find alfo fländige Anftalten, um die einzelnen 

Verbands: Transport = Sefchäfte zu ermöglichen, deren jedes eine Soecietät ber 
den einzelnen beflimmten Transport ausführenden Berbande s Verwaltungen 
erzeugt. 
i Märe es anders, wären bie Berbände an fi ſchon ale wirkliche Socie⸗ 
täten des Erwerbs anzufehen (welche etwa unter der Firma: mitteld. weſtd. ıc. 
Berband eine gemeinichaftlidhe Transport-Anftalt und damit eine offene Handels» 
oder Grwerbss@efellichaft, die alle ihre Transport⸗Geſchaͤfte auf gemeinfchaftlichen 
Gewinn und Verluſt bin ausführt, gegründet), fo würde, abgejehen von dem 
zu Anm. 16 bemerften gewicdhtigen Gegen⸗Argument, eine folche Bereinigung 
der für die Errichtung eigentlicher Sortetäten bzw. offener Handelsgeiellichaften 
Yorgefchriebenen Formen, namentlih alfo der ausdrücklichen flaatlichen Gench⸗ 
wigung oder doch (wie 4. B. in Kurhefien durch BD. v. 2} 1788 8. 1 vorge⸗ 
ſchrieben iſt) der gerichtlichen Anzeige bebürfen. 

Dagegen verlangen die Geſetze für die Vereinigung zu einem oder mehreren 
einzelnen Handelsgeſchäften für gemeinfchaftlihe Rechnung Feine beſondern 
Börmlichkeiten. 

®gl. Code de comm. Art. 50: „Les sassociations commerciales en par- 
ticipstion, ne sont pas sujeltes aux formalites prescrites pour les autres 
societes.“ 

Ebenſo Art. 249 des allgem. D. H. Geſetzb. Entw. 

Bol. die folg. Annı. 29 u. 30. 


19) Del. Glück, Banderten XV ©. 372. 

Daß der eigentliche Zweck der Verbände dahin geht, das Transportgeſchaͤft 
zentabler zu machen, gemeinfchaftlihen, unter die einzelnen Verbandsmitglieder 
zu vertheilenden Gewinn zu erzielen, vgl. Anm. *, 5 u. 22. Die Ginrichtung des 
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: 8) Die gemeinfhaftligen Koflen des Verband⸗ 
Berichres*), welche für Rechnung des Verbandes von einzel 


—— —— — 


der gegenſeitigen Wagenbenutzung auf Grund der von den 
fammtlihen Stationen der Bereinsbahnen monateweiſe zu erſlat⸗ 
tenden Rapportirung der Wagmübergänge, Grmittelung der babei yon 
gefommenen Berfpätungen bezüglich der Wagenrüdfendung und fonfiger 
reglementswidriger Verwendung der Wagen, und Mittheilung von 
Auszügen aus den Gontrolbüdhern an bie betreffenden Vereinsver⸗ 
waltungen. 

5) Bol. Statut ©. 5. Der Begriff Verbandkoſten Hat eine engere 
and eine weitere Bedeutung. Im erkern Sinne find dahin nur die Koſten 
zu rechnen, weldde zum Nupen des gefammten Verbandes als ſolchen aufgewen- 
det wurden, alfo für Inftitute und Ginrichtungen die mit der Drganifation des 
Berbandes zufammenhängen oder Theile derfelden find (die f. g. Insgemeins 
toRen) wohin hauptſächlich gehören: Gehalte des Gentralbüreauperfonals und 
ũberhaupt die Koſten diefes Burcaus, Diäten, Reifefoften und Remunerationen 
der Berbands- Beamten, insbe. der Verbands⸗Packmeiſter, Porti und Goutss 
serlufe 1. — Im weitern Sinne gehört jeder Aufwand hierher, weldyer für 
die Verbandszwede und ben Berbandsverfehr gemadt wird, und da als Ber 
bandsverkehr fchon der gilt, von welchem drei aneinander grenzende Bahnen 
berührt werden, jo umfaßt der Begriff in dieſer weitern Bedeutung auch Koften, 
qu denen feineswegs alle Berwaltungen herangezogen werden fönnen, nämlid 
He fänmtlichen in $. 126 Anm. 5 zufammengeftellten Leiltungen. Inſofern 
fommt aber doch dieſer weitere Begriff zur Geltung, als auch die Verbandes 
£often im weitern Sinne alle aus der Berbandsfafle von der geihäftsführenden 
Direction gezahlt und von dem GentralsBüreau verrechnet und repartirt werden. 
Bol. Gefchichte des Mitteld. Verbands ©. 49 fg. — Hinfichtlich der nicht mnins 
terefianten Frage, wie weit von dem einzelnen Verbandsverwaltungen Grjag von 
Goursverluften gefordert werben Eönne, entichied der Mitteld. Verband 1854: 

„Jede Verwaltung iſt berechtigt ihren Ginnahmetheil aus dem DBerbandes 
verfehre in der Währung zu fordern, in welcher fie denfelben erhoben haben 
würde, wenn ftatt der directen Grpedition ſolche von Bahn zu Bahn flattgefunden 
hätte. Behufs Anwendung diefes Prineipes auf die Main⸗Weſer⸗Giſenbahn fol 
das Gentralbüreau das Verhältniß des gefammten Veckehrs von Süden nad 
Norden zu dem ven Morden nah Süden auf diefer Bahn im Laufe des legten 
Sahres annähernd ermitteln und derfelben dann geftattet fein, das Plus ber 
@innahmen in der niedriger ſtehenden Währung, welches fie, gegen die ermittel⸗ 
ten Berhältnißzahlen gehalten, gehabt bat, auf Koſten des Verbandes in die 
Höhere Währung umzuwechſeln. Alle übrigen Verwaltungen müſſen zwar Zah: 
dung in der Währung annehmen, in welder die Transportbeträge dharlirt und 
erhoben worden find. Verluſte aber, welche aus der Umwechſelung in ihre Lan: 
deswährung erwachſen, trägt ber Verband“. 


[4 
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von ben einen Verbands-Transport ausführenden Bahnverwaltun⸗ 
gen vertheilt werben 22), fofern nicht eine derſelben erweislich Die 
ſchuldhafte Veranlaffung zu diefer Leiftung gegeben hat 22). 
Jedoch bezieht ſich dieſes Societätsverhaͤltniß immer nur auf 
ben Transport felbft, nicht auf die gemeinſchaftliche Wagenbe⸗ 
nußung 2°), in welcher Richtung vielmehr die Verwaltungen nur 


22) Am deutlichſten zeigt ſich das Verhaͤltniß der einzelnen Berbande- Mit 
glieder zum Berbande im Abreänungsverfahren. 

Gier erhält eine Verwaltung (abgefehen von Branfaturen die der Beſtim⸗ 
mungsflation) in einer ungetheilten Summe die Gebühren für einen über mehrere 
der verbundenen Bahnen ausgeführten Transport. Sie wird hier ale Geſchaͤfts⸗ 
führer des Berbands angefehen und als foldher verpflichtet, den einzelnen den 
Transport ausgeführt Habenden Verwaltungen bie für fie erhobenen Beträge zu 
Sergüten. An dem ungetheilten Debetpoften des Geſchaͤftoführers haben die den 
Transport mit ausführenden Berwaltungen ale Geſellſchafter (creditores) Ans 
ſprüche und es müflen darum ihre Anfprüdhe ermittelt, der Debetpofen muß 
tepartirt werden. Und zwar wird die Einnahme auf die Weiſe vertheilt, daß jede 
Berwaltung, außer den ihr gebührenden Localfpefen, das Produkt aus den Gins 
heitsfägen des Berbandstarifes pro Meile mit den von ihr auf die Meile beförs 
derten GentnenMafien erhält. Vgl. Geſchichte des M. D. ©. 425. 

Ganz dafielbe findet Statt, wenn eine Berwaltung für die übrigen Mits 
Frachtführer Zahlung geleitet hat; nur erfcheint fie bier umgekehrt ale Glaͤu⸗ 
biger aus der Gocietät mehreren Schuldnern — den Sorietätsmitgliedera — 
- gegenüber, deren Schuldantheile zu ermitteln find. Vgl. Geſchichte des Mitteld. 
Berbands ©. 462. 

23) Auch bier haben wir wieder die Brundfäße ber Societas. Alle damma 
Satalia, welche den Gegenſtand ber Societaͤt treffen, fallen der Geſellſchaft zwar 
zur Laſt (cf. 1. 52 $. 3. D. 17, 2); dagegen bat der einzelne socius, welcher 
ſich zu Leiſtungen verpflichtet, zu deren Ausführung befonderer Sachverſtand 
gehört, aus dem Societätsvertrage für ommis culpa den übrigen socii zu haften 
(ef. . 52 &. 2 D. 17, 2). 

24) Die Abrechnung über die gemeinſchaftliche Wagenbenußung wird (vgl. 
Aum. 4) von der über die übrigen Verkehrozweige, ald auf einem ganz andern 
Rechtöverhältnifte beruhend, felbfiftändig vorgenommen. — Die Abrehnung hat 
Bier zu ermitteln, auf wie viele Transportmeilen die Wagen der einen Bahn 
son der andern benußt worden find, und es ergibt fih dann fofort (wenn nicht 
etwa eine Ausgleihung durch Raturalleiftung flattgefunden hat) dur Umfeßung 
der Nupungsmeilen in die vereinbarten Miethverträge das Soll und Haben 
der einzelnen Berwaltungen gegen einander, ohne daß bie ermittelten Poſten 
noch auf verſchiedene Antheilsberechtigte zu verteilen wären. Vgl. Geſchichte 
des Mitteld. Verbandes ©. 461. 

Koh, Eiſenbahnen IL. 30 
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u 6) Zur Erreichung der Zwecke des Verbands (des directen Ver⸗ 
bands⸗Verkehres) werden |. g. Verband szüge auf ſämmtlichen 
betreffenden Verbandsbahnen durchgeführt und zwar auf einen 
gemeinfhaftlihen Fahrplan nnd einenBerbands-Tarif 
hin, während die öffentlich befannt gemachten Verbandes 
Reglementd die weitern betreffenden Vorſchriften für dieſen 
Verkehr gegenüber dem Publikum anordnen ®). 

DM. Weiter enthalten die Statuten genaue Vorſchriften über 
hie Thätigkeit der VBerbandsconferenzen, in welchen die für 
den Verband erforderlichen Einrichtungen vereinbart werben ?). 

: 8) Der Austritt and dem Verbande Fanı nur an beftimms 
ten Jahrestagen und zwar nachdem (6 Monate) vorher der Austritt 
angezeigt (gekündigt) worden ift, gefchehen 1°). 

9) Die auf diefe Weiſe nusfcheidende Verwaltung wirb ber 

von ihr in der Eigenfchaft als Verbandg-Mitglied Dritten (z. B. den 
Berbandd-Beamten ben Transportaten), gegenüber eingegangenen 
Verpflichtungen enthoben ?*.) 
Nur werden die zur Zeit des Austritt3 noch ſchwebenden 
Verhandlungen in Betreff von Neclamationen bezw. Entſchaͤdigun⸗ 
gen nad) den im Verbande bis dahin geltenden Beftimmungen noch 
zur Grledigung gebracht, jo Daß die auötretende Verwaltung die 
Entſchaͤdigung nad) Maßgabe diefer Beſtimmungen ganz ober theils 
weiſe zu leiten hat, auch wenn die bezüglichen Verhandlungen erft 
nad ihrem Austritt zur Erledigung kommen 12). 

Zugleich) wird die austretende Verwaltung gemäß Den in deu 
Statuten ausführlid) normirten Beftimmungen wegen des vorhandenen 
gemeinichaftlichen Vermögens des Verbandes an Wagen, Utenſilien 
26. abgefunden ?°). 


8) Statut 1. c. $$. 8 und 18. 

9) Bgl. SS. 10 -17 des Statuts 1. e. Insbefondere betreffen diefe Vor⸗ 
Tchriften den Boriig, das Stimmrecht und die Vertretung der betheiligten Ber 
waltungen in den Gonferenzen, die Beichlußfaflung und das Berfectwerben fowie 
Vie bindende Kraft der gefaßten Beſchlüſſe. 

101 Statut 1 c. $. 19. 

11) Etatut 1. c. $. 20. 

12) Etatut 1. c. $. 20 litt. ge. 

13) Statut 1. c. $. 20 im Anfang, 
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5) in der .auf dem Vereins⸗Frachtbrief⸗Formular befindlichen 
GErklaͤrung der Bereind:Bahnverwaltungen, worin fich Diejelben, 

ſoweit fie einen Beftinmten Transport ausführen, als eine 

„Vereinigung von Frachtführern befennen 27), welche auf 
diefen einen Frachtbrief bin einen Divecten Transport außs 
führt ?®). 

Es muß daher die im Verbande befindlihe Verwaltung der 
Abgangsſtation ald im Auftrage und im Namen des Verbands d. 
5. für fi) und für Die übrigen den Transport vermittelnden Vers 
bandsbahnen contrahirend angefehen werben, jo daß aud jene 
übrigen Bahnen dem Abjender aud dem gemeinfamen Unternehmen 
verhaftet find. 

." Wir werden-alfo die einen beftimmten Transport im directen 
Verkehre ausführender Verbands⸗ oder Vereinsbahnen als ftill 
ſchweigende oder ausbrüdliche Socletäten 2°), und zwar ald Bereis 
nigungen zu einzelnen Sandelögejchäften für gemeinfchaftliche Rech⸗ 


Berbandverfehr diejenigen zuſätzlichen Beflimmungen zum Reglement bes Vereins 
dentſcher Bifenbahnwerwaltungen für ben Büterverfchr vom 1. December 1856 
am, weldye bier uachfolgen. Es bilden mithin ber Inhalt des bezeichneten 
Bereinss Reglemente im Zuſammenhange mit diefen nachfolgenden zufäßlichen. 
Beſtimmungen die Beförberungsvorichriften für den genannten Güterverkehr, auf 
deren Beſtehen für einen engern Verband im Befonderen der $. 16 des Vereins⸗ 
Meglements Rückſicht nimmt” .— MWörtlich übereinfiimmend lautet die Einleitung 
zum W. D., nur daß dort die Worte: „haben ſich zu einem directen Güterver⸗ 
Sehr vereinigt und" fehlen. 

27) Dgl. die Erklärung unter 1 in dem Frachtbriefsformular ©. 61 d. Anl. H. 

28) Münter in feinem Frachtführerſt. F. 12—16 fpricht von einer Han“ 
delsobſervanz, welche im ganzen deutſchen Reiche eine befondere ſtillſchweigend 


- GSocietät unter den Frachtfahrern eingeführt Habe, welche bei demſelben Fracht⸗ 


fahrer aufgeladen und fi nur einen einzigen Frachtbrief geben laſſen, in wel 
chem fie afle angeführt werden, und billigt, daß man hier wenigftens eine 
ſtill ſchweigende, wenn nicht eine ausdrüdliche Societaͤt furponire. 

Daſſelbe Rechtsverhaͤltniß liegt vor, wenn ein Brachtführer für die ſämmt⸗ 
lichen den Transport ausführen follenden Mit-Brachtführer wegen gemeinichafts 
licher Fortbringung der lagernden Sendung, auf einen Frachtbrief hin, einen 
gemeinfchaftliden Frachtaccord abſchließt. 

29) Vgl. $. 115 Anm. 9 (S. 411) und die dortſelbſt citirte Pandecten⸗ 
elle. Man Hat diefe Vereinigungen zu einzelnen Handelsgeſchäften: Geſellſchaften 
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selidem Saiten zu Ieflen, gleifjeiel, eb tie Beförberung auf 
Baba laitgeiunden hat bpn. hattinten jollte ober mid), 
müßte tenn ſelches austrudlih in gewiiien Beziehungen unter 
den Bereinsmitzliebern verabretet werten jein!?), 

Tagegen ſcheinen ten Berfafter and) bei nechmaliger Prüfung 
dieſer intereftanten Frage, zu weldyer er durch entgegengeſetzte An- 
ſichten bewährter uriflen ?*) veranlaßt wurde, gewühtige Anhalt 
yunfte vorzuliegen, daß wenigftend tie bei Dem einzelnen (im Ber 
Banböwerichte oder auf Grund ter Bereinbarung vom 21. Zuli 
1856 bewerkſtelligten) Transporte betheiligten Bereinsbahnen in 
Beziehung auf Diefen Transport als Geſellſchafter (socii) ſowehl 
im Berhaltniß zu einander, als aud tem Publikum gegenüber 
auftreten, mit andern Worten, daß ein ſolches im directen Verkehre 
auf Grund der Bereinbarung von 1856 auszuführentes Transport 
Geſchaft, was das Verhaͤltniß ber Transportanten zu einander 
anlangt, als ein auf gemeinfchaftlihe Rechnung derjelben abge 
ſchlofſenes Societaͤts⸗Geſchaͤft ſelbſt Dritten (den betreffenden 
Transportaten) gegenüber anzuſehen iſt. 





16) Mit Recht wird dieſes von Goldſchmidt in feiner Recenfion über 
dieſen Theil II in defien Zeitfhrift für Handels:R. Bd. II S. 469 hervorgehoben. — 
Ben ; B. in Frankfurt eine Waare zur Beförderung im birecten Berfehre nad 
Leipzig aufgegeben wird, alfo im Mitteld. Verbande transportirt werden fol, 
und diefelbe zwifchen Erfurt und Weimar, alfo auf der Thüringiichen Bahn, zu 
Grunde geht, fo kann id mid zwar an die bei dem Transporte betheiligten Bab⸗ 
nen (die Thüringer und die Main⸗Weſer-Bahn) Halten, nicht aber iſt anzuneh⸗ 
wien, daß hinfichtlich diefes Transportes jede andere von den 13 Bahnen, welde 
ben Mitteldeutichen Verband (vgl. ©. 14 No. 2) bilden, haften. — Es dürfen 
fomit die von mir ©. 84 u. 85 aufgeflellten Normen feinenfals auf bie bei 
dem betreffenden einzelnen Verband-Transport unbetheiligten Verbands⸗Verwal⸗ 
tungen begogen werben. 


17) Die in Anm. 5. erwähnte Cinrichtung if ohne rechtliche Wirfung den 
Transportaten gegenüber, da in dieſer Beziehung die Reglemente, welche allein das 
Verhältniß der Transportaten zu den Bahnverwaltungen norniren, keine ges 
nügend beflimmte Andeutung enthalten, daß die ſämmtlichen Wereins- 
Mitglieder den Transportasen gegenüber treten wollen. 

17°) Vgl. Goldſchmidt 1 c. 
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Die Gründe hierfür find folgende: 

1) Die Verbands- Statuten und das Webereintommen von 
1856 tragen alle Merkmale von Vereinigungen, weldye (abgefehen 
davon, daß fie Sorietäten im weitern Sinne conftituiren) eigentliche 
Eocietätd-Verträge (ded Erwerbs), d. 5. Gonfenfualverträge, vors 
bereiten ?8), wodurch mehrere Perſonen ſich gegenfeitig verpflichten, 
Eadyen oder Arbeiten oder beides zugleich zum Zwecke eines ers 
Taubten gemeinfchaftlihen Gewinnes zu vereinigen 1°), 


2) Was insbejondere dad PVerhältnig der Vereins: und Vers 
bands⸗Mitglieder zu einander betrifft, jo werben in den Verbandes 
Statuten (bezw. in dem Uebereinkommen v. 1856.): ‘ 


18) Diefe Bereinigungen find alſo fändige Anftalten, um bie einzelnen 

Berbands:Transport= Gefchäfte zu ermöglichen, deren jedes eine Societät der 
den einzelnen beflimmten Transport ausführmden Verbands⸗ « Verwaltungen 
erzeugt. 
i Märe es anders, wären die Berbände an fi fchon ale wirkliche Socie⸗ 
täten des Erwerbs anzufehen (welche etwa unter der Firma: mitteld. weRd. ıc. 
Verband eine gemeinfhaftlihe Transport-Anflalt und damit eine offene Handels 
oder Erwerbs⸗Geſellſchaft, die alle ihre Transport⸗Geſchaͤfte anf gemeinſchaftlichen 
Gewinn und Verluft hin ausführt , gegründet), fo würde, abgefehen von dem 
zu Anm. 16 bemerften gewichtigen &egen:Argument, eine foldhe Bereinigung 
der für die Errichtung eigentlicher Sorietäten bzw. offener Handelsgeiellichaften 
vorgefhriebenen Formen, namentlich alfo der ausdrücklichen ſtaatlichen Benche 
migung oder doch (mie 3. B. in Kurheſſen durch BD. v. 2} 1788 5. 1 vorge⸗ 
fchrieben ift) der gerichtlichen Anzeige bedürfen. 

Dagegen verlangen die Gefepe für die Vereinigung zu einem ober mehreren 
einzelnen Handelsgefhäften für gemeinſchaftliche Rechnung Feine befondern 
Förnilichfeiten. 

Vgl. Code de comm. Art. 50: „Les associstions commerciales en par- 
ticipation, ne sont pas sujettes aux formalites prescrites pour les autres 
societes.“ 

Ebenſo Art. 249 des allgem. D. H. Geſetzb. Entw. 

Vgl. die folg. Anm. 29 u. 30. 


19) Vgl. Süd, Banderten XV ©. 372. 

Daß der eigentliche Zwed der Verbände dahin geht, das Transportgefchäft 
sentabler zu machen, gemeinfchaftlichen, unter die einzelnen DBerbandemitglieder 
zu vertheilenden Gewinn zu erzielen, vgl. Ann. *, 5 u. 22. Die Einrichtung des 
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a) die Einnahmen aus dem Verbandsverkehre alsVerbands⸗ 
Einnahmen, die aus demjelben rejultirenden Leiftungen und 
Koften als Verband s-Koften bezeichnet und behandelt 2°), 
fo daß man annehmen muß, daß ein beilimmter Transport 
ald ein gemeinjames Unternehmen von den ausführenden 
Bahnverwaltungen übernommen werden joll. 

b) Die aus den BVereinds und Berbands-Transporten rejuls 
tirenden Leiſtungen jollen pro rata der Einnahmen aus 

bem Verbands-Berfehre, bzw. pro rata ber reinen Kracht 21) 





birecten Verkehrs und der gegenfeitigen Bagenbenußung fowie bie weiter beſprochenen 
Berbande-Inflitute find Mittel zum Zweck. Der Antheil am Gewinn und Bers 
[uf wird ebenfo wie bei der Societät und zwar nad dem Berhältniffe der 
Betheiligung am Transporte beftimmt. 

20) Bol. Anm. 5. Hier zeigt fi in wie weit die Berbände ſelbſt 
als Societäten, und in wie weit diefelben nur als die Borbereitung für bie 
innerhalb derfelben durch jeden Transport im directen Berbandeverfehre (re con 
trabitur vgl. F. 115 Anm. 9) erftehenden engern Societäten bed Erwerbs ans 
zuiehen find, indem die Koften jener DerbandesInflitute auf gemeinfchaftliche 
Rechnung aller BerbandesMitglieder kommen, die aus dem einzelnen Transpert 
entfehenden Leiflungen gewöhnlih nur von den diejen Transport ausführenden 
Berbande: Verwaltungen getragen werden. 

21) Bol. $. 5 und 10 No. 2 des Uebereinf. Anl. XXIX. 

Entſtehen 3. B. Hinfichtlid der Abfertigung Steuerproceſſe, welche die abfer⸗ 
tigende Verwaltung nachweislich nicht felbft verjhuldet bat, und fonnen Strafe, 
Koften ıc. nicht von dem Berfender resp. Gmpfänger eingezogen werden, fo find 
fämmtlihe Berwaltungen pro rata des Frachtantheils zur Beitragung ber 
Koften ıc. rechtsverbindlich verpflichtet. Soweit es zuläfiig ift, wird die Waare 
zur Dedung felbft zurüdgehalten. 

Wenn fein geſellſchaftliches Verhältniß beffände, fo würde immer die Ver⸗ 
waltung der Abgangsitation allein die Verlufle tragen müßen, wenn fie nicht 
beweiſen Fönnte, daß fie das Gut unverfehrt an die Anſchlußbahn abgeliefert 

be. — 

” Nah den Grundfüpen der Societät dagegen müllen die Antheife am 
Gewinne und Berluite fo beſtimmt werden, daß die Gefellichafte-Beiträge (welche 
yorliegend in den Bahn: und Transportdieniten auf der eigenen Bahn und ge 
wöhnlich in der Geſtattung, nit nur die Bahn, fendern auch die Transports 
mittel des Verbandsmitglieds zum Berbandverfehre zu benugen beftehen), zu dem 
aus der Verbindung gezogenen Bortheile in dem gehörigen Verhältniſſe ſtehen. 
Bol. 1. 61.29 pr. 1.80 D. 17, 2. Erſt in subsidium wird bei der Sorietät 
Gewinn und Verluſt nad Köpfen getheilt. 
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von ben einen Verbands-Transport ausführenden Bahnverwaltun⸗ 
gen vertheilt werden 22), fofern nicht eine derſelben erweislich bie 
ſchuldhafte Veranlaffung zu diefer Leiftung gegeben hat 22). 
Jedoch bezieht ſich dieſes Sorletätsverhältnig immer nur anf 
den Transport ſelbſt, nicht auf die gemeinſchaftliche Wagenbe⸗ 
nußung ?*), in welcher Richtung vielmehr die Verwaltungen nur 


22) Anı deutlichften zeigt ſich das Verhaͤltniß der einzelnen Verbande⸗Mit⸗ 
glieder zum Berbande im Abrechnungsverfahren. 

Gier erhält eine Verwaltung (abgefehen von Frankaturen die der Beſtim⸗ 
mungsflation) in einer ungetheilten Summe die Gebühren für einen über mehrere 
ber verbundenen Bahnen ausgeführten Transport. Sie wird hier ale Geſchaͤfts⸗ 
führer des Berbands angefehen und als foldyer verpflichtet, den einzelnen den 
Transport ausgeführt habenden Berwaltungen die für fie erhobenen Beträge zu 
vergüten. An dem ungetheilten Debetpoflen des Geſchaͤftoführers haben die dem 
Transport mit ausführenden Verwaltungen ale Geſellſchafter (creditorea) Ans 
ſprüche und es müflen darum ihre Anfprüce ermittelt, der Debetpoften muß 
repartirt werden. Und zwar wird die Einnahme auf die Weife vertbeilt, daß jede 
Berwaltung, außer den ihr gebührenden Localipefen, das Produkt aus den Gins 
heitöfäßen des Berbandstarifes pro Meile mit den von ihr auf die Meile beför⸗ 
derten Centner⸗Maſſen erhält. Bgl. Geſchichte des M. D. ©. 425. 

Ganz bafielbe findet Statt, wenn eine Berwaltung für die übrigen Big 
Frachtführer Zahlung geleitet hat; nur erfcheint fie bier umgekehrt als Glan—⸗ 
biger aus der Gocietät mehreren Schuldnern — den Societätemitgliedern — 
gegenüber, deren Schuldantheile zu ermitteln find. Vgl. Beichichte des Mittelb, 
Berbande ©. 462. | 

23) Auch hier haben wir wieder die Brundfäge der Societas. Alle damme 
fatalin, welche den Gegenſtand der Societaͤt treffen, fallen der Geſellſchaft zwar 
zur Laſt (cf. 1. 52 8. 3. D. 17, 2); bagegen Hat der einzelne socius, welcher 
ſich zu Leillungen verpflichtet, zu deren Ausführung befonderer Sachverfiand 
gehört, aus dem Socictäͤtsvertrage für ommis culpa den übrigen socii zu haften 
(ef. 1. 52 $. 2 D. 17, 2). 

24) Die Abrechnung über die gemeinfchaftliche Wagenbenupung wird (vgl. 
Anm. 4) von der über die übrigen Verkehrszweige, als auf einem ganz andern 
Rechtsverhältniſſe beruhend, felbfiftändig vorgenommen. — Die Abrechnung Hat 
hier zu ermitteln, auf wie viele Transportmeilen bie Wagen der einen Bahn 
von der andern benußt worden find, und es ergibt fi dann fofort (wenn nicht 
etwa eine Ausgleihung durch Naturalleiftung flattgefunden hat) durch Umſetzung 
der Nubungsmeilen in die vereinbarten WMiethverträge das Soll und Haben 
der einzelnen Verwaltungen gegen einander, ohne daß die ermittelten Boflen 
noch auf verſchiedene Antheilsberechtigte zu vertheilen wären. Vgl. Geſchichte 
des Mitteld. Verbandes ©. 461. 

Koch, Eiſenbahnen IL. 80 
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in bem Verhältniffe des Vermiethers zum Mietber zu einander 
en 28). 

3) Was fchließlich das Verhältnig der Vereins: und Verbands 
Mitglieder zum Publicum anlangt, jo flellen dieſelben ſich dem 
Iegtern offen und ausdrücklich als eine Vereinigung bar, welde 
Transporte übernimmt, und zwar fowohl | 
"a) in den von ihnen öffentlich bekannt gemachten Verbands⸗ 

Reglements 2°) und in ben Vereins⸗Reglements (A. D. 6. 
u. A. D. P. $ 1); als auch 





7 
25) In dem Regulativ des Mitteld. Verbands wird das Berhäliniß aus 
dractlich ale gegenfeitige Wagenwiethe bezeichnet, Daß nur ein ſolches Ber⸗ 
daltaiß vorliegt, geht auch aus der Art und Weile, wie ben einzelnen Bahnen 
für Beidyädigung der auf eine andere Bahn übergegangenen Wagen gebaftel 
wird, hervor. Während nämlich ber einem Geſellſchafter an feiner eigenen Sache bei 
Gefeliichaftsangelegenheiten bezw. ans Anlaß berfelben zugeftoßene Berluft von 
Der Befellfchaft getragen, wenn berfelde ohne fein Berfchulden eintrat (vgl. 
.328.4D. h. t.), foll nad den in Anm. 3 erwähnten Megulativen (vgl. 
am 3 Ro. 3) in diefem alle der Berluf den Cigenthümer des Wagens 
treffen. Jedoch fpricht diefer Umfand nur dafür, daß man nicht fo weit ges 
gangen ıft, auch hinfichtlich der Transportmittel eine Societät eintreten gu laſſen, 
während daneben ein geiellichaftliches Verhältniß Hinfichtlich des Transportdienes 
36. recht wohl beftehen Tann. 

. 236) M.D. Einleitung: „Die unten genannten im Mitteld. Gifenbahmverbande 
Yereinigten Bahnverwaltungen übernehmen unter den im Vereins: Reglement für 
ben Büterverfehr auf den Gifenbabnen Deutſchlands vom 1. December 1856 
und den im Nachfolgenden enthaltenen, auf Grund des 6. 14 des Vereins⸗ 
Neglements ale Ergänzung befielben geltenden Beſtimmungen und Bebingungen 
bie Beförderung von fachlihen Begenfländen aller Art (mit Ausnahme von 
Gepack und Bauipagen der Meifenden) zwiſchen den im nachſtehenden Tarif 
genannten Gtationen (Berbandftationen), für die in biefem Tarif angegebenen 
aber fpäter zu publicirenden und zur Zeit des flattfindenden Transportes gülti- 
gen Tariffäge.” — Hannov. Thüring. Berband (Verkehr mit der Werra Bahn) 
@inleitung: 

„Die nachgenannten Bifenbahnverwaltungen, nämlich 2c. (Namen der verbums 
bauen Berwaltungen) Haben fi zu einem birecten Güterverkehr vereinigt und 
übernehmen in dieſem Verbandverkehre die Beförderung von Gütern auf Grund 
derjenigen Brflärung, unter welcher ber vorgefchriebene Frachtbrief des Vereins 
deuntſcher Gifenbahnverwaltungen auszuftellen iR. Sie nehmen zugleich mit dem 
Berfender und Empfänger als befondere Bedingungen der Beförderung in diefens 
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da ber Uebergang.in Kehl und Straßburg in jedem einzelnen Falle 
conftatirt werden muß, fo ftellt fih dabei klar heraus, ob der 
Zranzöfiichen Bahn oder dem Verbande eine Trandport-Verzögerung 
zur Laſt fällt®). Desgleichen müfjen durch die zollamtliche Bes 
handlung der Güter beim Uebergang über die Grenze Defecte 
jeder Art feftgeftellt werben, jo daß auch in dieſer Richtung fich 
bei dieſer Gelegenheit von felbft ergibt, welder Theil zur 
Tragung von Entſchaͤdigungen, weldye für. eingetretenen Verluſt, 
Beichädigung oder Manco zu leiften find, verpflichtet iſt ). 

2 Hinſichtlich des Perjonens und Gepaͤckverkehrs enthalten 
bie durchgehenden Billets zwilchen den Berband:Statiouen des 
Mitteld, Verbandes und ber Franzoͤſiſchen Oſtbahn ebenfalls big 
Beflimmung, daß die Reifenden ‚und deren Gepäd auf jedem Ge- 
biete nady den (für dieſes) beſtehenden Geſetzen und Transports 
vorſchriften befördert werden, und ftellt fidy hier, was den Perſonen⸗ 
transport anbelangt, noch einfacher heraus, auf welcher Bahn bie 
Beſchaͤdigung eingetreten if. — Es erledigen ſich daher die Vers 
hältnifje der deutichen und fremden Bahnverwaltungen Schon dadurch, 
daß fi die Orenzftationen hinſichtlich der Fahr⸗ und Fracht- 
preife welche anf Die eine und die andere Seite fallen, berechnen. 


8) Wenn fi) herausftellt, daß die reglemmentmäßige Lieferungszeit von den 
deutfchen Berbandeverwaltungen nicht eingehalten if, fo wird bie weitere Frage, 
ob fämmtlihe an dem fraglihen Transporte betheiligte Berbands-Verwaltungen 
oder eine von Ihnen allein den Schaden zu tragen habe, nad $. 11. der in 
8. 130, beſprochenen Bereinbarung entſchieden. 

9) Vgl. Geſchichte des Mitteld. Verbandes S. 458. Hinſichtlich des Rh 
niſch⸗ Belgifch-Sranzöflichen Dienftes beſtehen befondere Reglemente , durch welche 
daß Verhältniß der Transportaten zu den Belgiſch-Franzöſiſchen Bahnverwals 
tungen geregelt wird. Wenigftens wird im Anhange des R. Th. ©. 137. hin» 
fichtlich des directen Berkehrs diefes Verbandes mit den Franzoͤſichen u. Belgifchen 
Bahnen gefagt: Die Expedition erfolgt bis Düffeldorf (Dbercafjel) auf Grund 
des Mheiniſch⸗Thüringiſchen Verbands⸗Tarifs vom 1. Auguft 1858, von da ab 
unter den Bedingungen des Belgiſch⸗Rheiniſch⸗Preußiſchen Meglements vom 
1. Zuli 1854 resp. des Franzoöfiſch⸗Belgiſch-Rheiniſchen Reglemente vom 
15. Auguft 1854. 

10) Desgleihen beſteht bei Localverfehr das Berhältuiß der verfchiebenen 
den Transport ausführenden Bahnen hauptfächlich in der gegenfeitigen Berech⸗ 
nung der Anſchlußbahnen. 
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Hechtöverhältniffe and den durch den Gifenbabe 

Betrieb verurfachten Berleßungen von Perfonen oder 

&achen,, weiche von der Bahnverivaltung nicht zum 
Transport übernommen waren, 


U U) 


$ 133,*) 
Befhädigungen dur den Ciſenbahnbetrieb. 


Hinfihtlih Der Verpflichtung einer Bahnverwaltung zum 
Schadenserſatze wegen der durdy den Eifenbahn:Betrieb verurfachten 
Beſchädigungen von ihr nicht zum Transport anvertranten Gegen- 
ftänden, find lediglich die allgemeinen Rechtsgrundfäge fiber Bers 
leßung fremden Eigenthums oder von Perjonen maaßgebend, wie 
Diefelben bereit3 in den 66. 64 u. 65 des I Theil diefer Schrift 
kurz entwidelt worden find, auf welche Ausführungen baber im 
Allgemeinen verwiejen werben muß. 

ALS Anwendung jener Grundjäge in Beziehung auf die durch 
den Gifenbahn:Betrieb verurfachten Beichädigungen, find folgende 
Fälle beiſpielsweiſe als ſolche hervorzuheben, weldye zufolge ber 
feuer: und ſonſt gefährlichen Natur der Eiſenbahnen häufig vor 
fommen: 

1. wenn durch die in Folge des Fahrens auf ber Bahn ent- 
ftehende außerordentliche Erb: oder Tufterjchütterung Dem Anlieger 


*) Dgl. auch Beichorner, Gifenbahn®. S. 273-280, 
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der Bahn ein pofitiver Schaden ?) entfteht [3. B. in der Weiſe, daß 
dadurch das Nachbarhaus Riffe ?) erhält], wobei es ſich jedoch fragt, ob 


1) Vgl. Anl. XXXIIb. u. die dortſelbſt in Aum. 1 (Anl. H. ©. 347) ans 
geführten Citate. Daß, wern die Bahnverwaltung die ihr verlichene Betricbe⸗ 
befugniß verfländig und vorfidhtig gebraucht und dadurch nur ein Bisher geze⸗ 
gener Bortheil des Nachbars gehindert wird, Feine Entichädigung zu leiten if, 
vgl. Theil I ©. 147 Anm. 15, fowie 1. 25 D. de damn. inf. (39, 2) und 
Mittermaier im civiliſt. Arhio v. 1858 ©. 415 Anm. 15. Lebterer verweift 
auf einen in Redfield a practical treatise upon the law of Railways, Boston 
1858 mitgetheilten Rechtsfall, wo ein Wirth der Anlieger an einer Eiſenbahn 
war, klagt, daß duch die von dem Gijenbahnzug bewirfie Grihütterung bas 
Bier im Keller leide und er daher, — da er feinen Kunden nicht fo gutes 
Wier geben Eönne, Verluſt erleive. Es wurde bier Feine Entſchaͤdigung zuge⸗ 
billigt. — Inſofern ale es fi Hier nicht um einen bereits eingetretenen poſi⸗ 
tiven Schaden handelte, if diefe Entſcheidung gewiß zu billigen; wenn aber 
ein wirklicher pofitiver Schaden nachweisobar geweſen wäre (1. B. daß beſtimmte 
Bierquantitäten nach dem Gutachten Sachverfländiger dur die flarke Erder⸗ 
f&hütterung kanig 2c. geworben feien) hätte Hier ebenſo Yutfchädigung gewährt 
werden müflen, al& in den Band I S. 143 in Anm. 12 unter litt. a und b 
erwähnten Fällen. 

Daß eine Gifenbahngejellichaft felbft zum Grfabe des aus der Unters 
Laffung der ihr polizeilidh obliegenden Einrichtungen und Sicherungsmaßregeln 
entitandenen Schadens belangt werden kann, vgl. Erf. d. G. Obertrib. zu Berlin 
in Anl. XXXIV«, 

2) Bol. die in Anl. XXXIIa u. b mitgetgeilten Grfenntnifie des Oberhofr 
gerihts zu Mannheim und des OAG. zu Dresden. Lepteres Erkenntniß behans 
delt fehr gründlich insbefondere die Frage, ob und in wie fern in einem ſolchen 

alle eine cautio damni infecti gefordert werden konne. Vgl. jedoch aud bie 
Ausführungen des Berfaflers in Band I ©. 145 u. ©. 149 Anm. fowie Anm. 
11 zu Anl. XXX, Ausführli behandelt diefe Fragen Heffe: Ueber bie 
Mechtsve rhaͤltniſſe zwiſchen Yrundflüde: Nachbarn, insbejondere über die cautio 
damni infecti und die aquae pluviae arcendae actio, @ifenderg 1859. Daß 
nicht wegen der durch den blofen Lärm und das Getöfe des GBilenbuhnbetriebs 
«ingetretenen Behinderung im Geſchaäfte geklagt werden kann, vgl. dortſelbſt 
©. 2977. So hat wiederholt das DAG. zu Dresden entſchieden. Auch 
kann ſelbſt in den Yällen, wo ein pofitivee Schaden eingetreten ift, immer nur 
auf Schadenerfaß, nit auf Entfernung der Anlage als eines opus publicum 
geklagt werben. Bol. Theil I S. 143 fg. fowie Anl. XXXIP ©. 342, 

Das Allgemeine Landrecht beitimmt in TH. I Tit. 8 $. 125: „Schweine 
Rälfe, Kloafen, Düngers und Lohgruben, und andere den Gebäuden 
-thäadlide Anlagen müffen wenigftens drei Fuß rheinländiſch 
von den benachbarten Gebäuden, Mauern und Sheunen entfernt 
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halb des Vereins von der Abgangs⸗ bis zur Beitimmmgsfation 
übernommen und auf ein Billet bin auch ausgeführt wird 28). 

Wil man diefe Anficht von einem Soclietätsverhaͤltniß zwi⸗ 

fehen den bei einem Transporte im directen Verkehre betheiligten 
Bahnverwaltungen aber nicht aboptiren, vielmehr annehmen, daß 
jede Bahn dem Publikum gegenüber in dem nur in ben Reglements 
ausdrücklich anerfaunten Maaße bie Vertretung der übrigen mit 
ihr in dem nämlichen Verbande ſtehenden übernehme®*), fo wird 
man doch wenigftend ein wechfeljeitiges Mandats⸗Verhaͤltniß ber 
Vereins- und Verbands⸗Verwaltungen auf Grund der: Vereine 
Meglements bezw. der Verbandöftatuten und bes Uebereinkommens 
von 1856 als beitehend anerkennen müllen. . 
.Jedenfalls geht dann dieſe Vertretung joweit, daß bie zuerſt den 
Transport ũbernehmende Bahn als ermächtigt gilt, zugleich. für 
den Weitertransport Namens der übrigen babei beteiligten Bah- 
wen zu contrahiren, Güter mit Frachtbrief über das game 
Verbands⸗ und Vereins⸗Gebiet anzunehmen. und Billets auf bie 
ganze Tour auszugeben. 

Die Vertretung gebt aber, wie wir jahen, nach A.D. 6. ©. 14. 
auch noch weiter dahin, daß die erfte Bahn es. übernimmt, für 
bie Erfüllung dieſer Verbindlichkeiten (innerhalb des gewöhnlichen 
Maaßes) für Die folgenden Bahnen audy zu haften. 





35) Hinfihtlih des directen Verkehrs über den beutichen Verein hinaus 
vgl. $. 132. 

36) So Goldſchmidt 1. c. welcher insbefondere fagt: „daß die tedhnifchen 
Modalitäten und der Tarif für den Verbandverkehr verfchieden find Yon bem 
Verfahren und den Transportfägen, welche für bie Beförderung außerhalb deſ⸗ 
jelben ftattfinden, ändert juriſtiſch nichts, — auch das DVerbandsgefcäft 
erſcheint juriftifh nur als ein Geſchaͤſt der bei dem einzelnen Transporte be 
theiligten Berwaltungen, von ihren Sondergefchäften in nichts verſchieden.“ — 
Denn auch die Goldſchmidt'ſche Argumentation (vgl. Anm. 16.) nachweißt, daß 
die Verbaͤnde als folhe Leine eigentlichen Sorietäten bes Erwerbs find, fo 
würde es fi doch fragen, ob von berfelben meine vorfichend entwickelte Anflcht 
berührt wird. 
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4. wem durch den nicht gehörigen oder nicht zeitigen Verſchluß 
einer die Bahnübergänge ſchließen follenden Barriere Paſſanten 
oder deren Eigenthum Schaden gelitten haben ); 


veranlaßt, wurbe der Fiskns auf Entſchaͤdigung belangt. Die Bezugnahme auf 
den Saß qui jure suo utitur neminem laedit fonnte feinen Erfolg haben. 
Diefer Satz it nach Hafle: die Culpa Des römifchen Rechts (Ausgabe 2 ©. 29 
Mote 1) nicht dahin zu verfichen, daß der Cigenthümer ungeftraft den Nachbar. 
beſchaͤdigen dürfe, da dieſer auf Integrität feine® Gigenthums ben gleichen 
Mechtoſchußz anzufpredden hat. Denn auf feinem Grund und Boden darf man frei: 
fehalten, fofern daraus kein materielles imittere und defluere in des Nachbars 
Haus oder Grundfüd erfolgt, Seuffert, prakt. Band. N. 6. 95 Note 1. Na: 
Harer Borfchrift der 1. 13 pr., 1. 25 $. 7. locati (19, 2) haftet der Unterneh⸗ 
nier des Bilenbahnbetriebe vorbehaltlich des Rückgriffs auf feine Bedienteſten für 
den durch Lebtere entſtandenen Schaden unbedingt. Haben die Bahnbedienfieten 
bei dem Berüberfahren an bem Gigenthume bes Klägers die Mafchine überheizt 
oder nicht Vorforge getragen, daß der zur Abführung des überflufigen Dampfes 
oder Nauches beſtimmte Kamin‘eine ungefährliche Quantität von Funken oder gar 
feine ausiprüht und zwar an Bläßen, bei denen die Mittgeilung und Berbreis 
tung des Feners nicht unmwahrfcheinlich oder duch möglich war, fo haben fie,’ 
wen auch im geringeren Grade, worauf es bei der aquiliſchen Klage nicht ame: 

kommt, fabhrläffig gehandelt *. ' 

6) Sinen ſolchen Ball betrifft das in Anlage AXXIe im Auszug mitges 
theilte Erkenntniß des Stadt⸗ und Ob.G. zu Braunfchweig, fowie ber in Bd. 
23 der Entſch. des ©. O. Trib. zu Berlin in oberfter Inſtanz entichiebene 
Nechtsfall, wo dem Kläger, welcher beim Uebergang über die ungeiperrte Bahn 
von einer Locemotive gefaßt and beſchädigt worden, vom Richter erfier Inſtanzg 
der Erfah des durch die Beihäbigung erwachſenen fowohl unmittelbaren als 
mittelbaren Schadens — unter Abweifung mit feiner Forderung des entgangenen 
Gewinns — zuerkannt, vom Apellationsgeridht aber reformatoriſch vollkändige 
Genugthuung (d. 5. Erfag nicht blos des unmittelbaren und mittelbaren Scha⸗ 
dens, fondern auch noch des etwa entgangenen näher zu Liquidirenden Gewinnes) 
zuerfannt war, vom Geheimen DObertribunal zu Berlin aber das erfirichterliche 
Ertkenntniß Hergeflellt wurde, indem als leitende Principien die Säbe aufgeflellt 
wurden: 

1, Die Anwendbarkeit der Vorfchrift des $. 25 des Bifmbahn®. iſt auf 
den Fall, daß die Perſonen⸗ umb Güterzüge fi gerade in Thaͤtigkeit 
befinden, wicht befchränft ; 

2. dem $. 25 eit. zu Folge iR die Geſellſchaft verpflichtet, dem fo Bes 
jhädigten allen Schaden zu erjeßen, fie braucht ihm aber 2 
anch noch den entgangenen Gewinn zu vergüten. — gl. 21 
©. 155 Anm. 11 dieſer Schrift. 
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und Berlufte ber Transportobjecte angegriffen werben und folge 
weife in Nechtsverhältnifie zu ben ‚mit ihnen den Tranport aus⸗ 
führenden fremden Bahnverwaltungen treten *). Es loͤſen fidh 
jedoch dieſe Verhältuiffe, was z. B. dem directen Verkehr zwiſchen 
dem Mitteldeutſchen Verbande und der Franzoͤſiſchen Oſtbahn an⸗ 
langt, einfach folgendermaßen: 

1. Was den Güterverkehr anlangt, ſoll in den aus Frank 
reich kommenden Frachtbriefen bezw. in den von der Franz. Oſt⸗ 
bahn geſtellten Frachtbriefs⸗Formulare, auf welche hin-allein eine 
Sendung angenommen wird, gejagt werben, daß für den Transport 
in Frankreich nur das Reglement der Franzoͤſiſchen Bahn, für dem 
Transport in Deutichland aber das des Mitteldeutjchen Eiſen⸗ 
Bahnverbandes, oder bei Transporten über deſſen Grenzen hinaus 
bie auf der betreffenden Bahn gültigen Reglements als alleinige 
Rorm gelten ?). 

Die Verwaltung der Zranzöfiihen Oſtbahn ift weiter mit 
dem Mitteld. Verbande dahin übereingefommen, daß etwaige bei 
dem directen Verkehre eintretende Transportverzögerungen und 
Srachtverlufte Die jchuldige Verwaltung allein trägt. Auf welde 
Seite dieſe Schuld Fällt, kann aber nicht zweifelhaft werden. Denn 


6) Auch wegen nicht erfolgter Zolldeclaration könnte der Verband ange 
griffen werden, daher beſtimmt M. D. ©. 102. für diefen Verkehr: 

„Der Verfender Hat auf den Declarationen anzuführen, daß er für bie 
darin gemachten Angaben verantwortlich fei und für alle Folgen einftche, welche 
aus einer ungenügenden , irrigen und falfchen Declaration hervorgehen.“ 

7) Beſchluß des Mitteld. Verbands v. 1854. Der Verband hat fi dadurch 
dem Publifum gegenüber gegen Forderungen ficher geitellt, welche er zwar 
reglementemäßig zurücdweilen Fonnte, die aber auf Grund des Frachtbriefs, als 
des Transportvertrags, aus der fremden Geſetzgebung hätten hergeleitet werben 
können, unter welcher jener Vertrag geichlofien war. Vgl. Gefchichte des Mit 
teld. Berbandese ©. 458. und $. 108. dieſes Werfes Th. I. ©. 392. Die 
frangöflfche Geſetzgebung legt aber den Gifenbahnverwaltungen die Verpflichtung 
auf, dem Cigenthümer des Guts in allen Fällen vollen Erſatz zu leiflen. Die 
franzoͤſiſche Oſtbahn fönnte darum, wenn die Beihädigung innerhalb des Ber: 
bandes flattgefunden hat, doch wohl gehalten werden, für diefe mit aufzufom« 
men, nämlidy aledann, wenn der Verband reglementmäßig nur 20 Thlr. per 
Geutner vergütet, der Werth des Guts aber ein Högerer iſt. Vgl. Befchichte 
des Mitteld. Verbandes ©. 459. 
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da der Uebergang,in Kehl und Straßburg in jedem einzelnen Falle 
conftatirt werden muß, fo flellt fi dabei Klar heraus, ob der 
Franzoͤſiſchen Bahn oder dem Verbande eine Transport-Verzögerung 
zur Laſt fällt®). Desgleichen müſſen durch die zollamtlidhe Be⸗ 
handlung der Güter beim Vebergang über die Grenze Defecte 
jeder Art feftgeftellt werben, jo daß aud in dieſer Richtung ſich 
bei diefer Gelegenheit von ſelbſt ergibt, welder Theil zur 
Tragung von Entichädigungen, welche für. eingetretenen Verluſt, 
Beichädigung oder Manco zu leiften find, verpflichtet ift®). 

‚2. Hinfichtlid) : des Perſonen⸗ und Gepaͤckverkehrs entgalten 
die durchgehenden Billets zwiſchen den Berband:Statiouen bes 
Mitteld. Verbandes und der Franzoͤſiſchen Oſtbahn ebenfalls bie 
Beftimmung, daß bie Neifenden ‚und deren Gepäd auf jedem Bes 
biete nach den (für dieſes) beftehenden Geſetzen und Transports 
vorſchriften befördert werden, und ftellt fidy hier, was den Perſonen⸗ 
transport anbelangt, noch einfacher heraus, auf weldher Bahn bie 
Beichädigung eingetreten if. — Es erledigen fich daher die Vers 
hältnifje der deutjchen und fremden Bahnverwaltungen fchon dadurch, 
daß fih die Orenzftationen Hinfichtlich der Fahr» und Fradık 
preife welche auf die eine und die andere Seite fallen, berechnen. 


8) Wenn fi herausftellt, daß die zeglementmäßige Lieferungszeit yon ben 
deutſchen Berbandsverwaltungen nicht eingehalten if, fo wird bie weitere Wrage, 
ob fänımtlihe an dem fraglichen Transporte betheiligte Berbandes Verwaltungen 
oder eine von ihnen allein den Schaden zu tragen habe, nad $. 11. der ta 
8. 130, beſprochenen Vereinbarung entichieden. 

9) Bol. Geſchichte des Mitteld. Verbandes S. 458. Hinfichili des Rhei⸗ 
niſch⸗Belgiſch⸗Franzöſiſchen Dienſtes beſtehen befondere Reglemente, durch welche 
daß Verhaͤltniß der Transportaten zu den Belgiſch⸗Franzöſiſchen Bahnverwal⸗ 
tungen geregelt wird. Wenigſtens wird im Anhange des R. Th. S. 137. hin⸗ 
ſichtlich des directen Berkehrs dieſes Verbandes mit den Franzöfichen u. Belgiſchen 
Bahnen geſagt: Die Erpedition erfolgt bis Düſſeldorf (Obercaſſel) auf Grund 
des Rheiniſch⸗Thüringiſchen Verbands⸗Tarifs vom 1. Auguſt 1858, von da ab 
unter den Bedingungen des Belgiſch⸗Rheiniſch⸗Preußiſchen Reglements vom 
1. Juli 1854 resp. des Franzöſifch⸗Belgiſch⸗-Rheiniſchen Reglemente vom 
15. Auguft 1854. 

10) Desgleichen beſteht bei Localverfehr das Berbältuig der verfchiebenen 
den Transport ausführenden Bahnen hauptſächlich in der gegenfeitigen Berech⸗ 
nung der Anſchlußbahnen. 


F Wierier Titel. 


Mechtöverhältniffe and den durch den Eiſenbahn⸗ 

Betrieb verurfachten Berlegungen von Perſonen vder 

Sachen, weiche von der Bahnverwaltung nicht zum 
Transport übernunmen waren. 


U 


$ 133.) 
Beſchaädigungen durch ben Ciſenbahnbetrieb. 


Hinſichtlich der Verpflichtung einer Bahnverwaltung zum 
Schadenserſatze wegen der durch den Eiſenbahn⸗-Betrieb verurſachten 
Beſchaͤdigungen von ihr nicht zum Transport anvertrauten Gegen: 
fländen, find lediglich Die allgemeinen Rechtszrundfäße fiber Vers 
lebung fremden Eigenthums oder von Perjonen maaßgebend, wie 
dieſelben bereit in den SG. 64 u. 65 des I Theild diefer Schrift 
ar; entwidelt worden find, auf welche Ausführungen daher im 
Allgemeinen verwiefen werden muß. 

ALS Anwendung jener Örundiäge in Beziehung auf die durch 
ben Eifenbahn-Betrieb verurjachten Beſchaͤdigungen, find folgende 
Sälle beiſpielsweiſe als ſolche hervorzuheben, weldye zufolge ber 
feuer: und ſonſt gefährlichen Natur der Eijenbahnen häufig vor 
fommen: 

1. wenn durch die in Folge des Fahrens auf Der Bahn ent- 
ftehende außerordentliche Erd⸗ oder Qufterfchütterung dem Anlieger 


*) Vol. auch Beihorner, GifenbapnR. S. 273—280. 
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beitragen ’). Bei al’ diefen Zweigen bes Verkehrslebens handelt 
es fich ſomit nicht allein um den Privatvortheil Einzelner, oder 
einzelner Stände, aud nicht principiell um die Gewinnung von 
Einkünften Seitens des Staates, fondern um wahrhaft allgemeine 
Intereſſen, welche mit der Vervolllommnung der menjchlichen Exi⸗ 
flenz und mit dem Staatäwohl in unzertrennlihem Zuſammenhange 
ſtehen 2). 

Auf diefelbe Weile hängen auch die Eiſenbahnen als wirths 
fchaftliches Snftitut mit dem gefammten Staats» und Volksleben 
auf das innigfte zufammen. Sie fleigern ald vollendete Verkehrs» 
firaßen, als raſches, exaktes und wohlfeiles Transportmittel von 
Perſonen⸗ und Gütermaffen in großartigen Progreffionen ben 
öffentlichen Verkehr und üben damit nicht allein den wohlthätigften 
Einfluß auf das materielle und geiftige Gemeinwohl der Völker 
(auf die oͤkonomiſche Erwerböthätigfeit überhaupt, auf Rohpro⸗ 
Duction, Handel und Znduftrie, auf Wiſſenſchaft, Kunft und Volkes 
Bildung) fondern auch auf die Macht und die Eriftenz der Staa⸗ 
ten felbft, indem fie die militärifchen und ſonſtigen Kräfte derſelben 
möglichft verallgegenwärtigen und Die raͤumlich getrennten Glieder 
auch der größten Staaten und Staatenbünde immer feſter anein; 
ander fetten ?). 

Die Entwidlung und Geftaltung foldher für den Nugen Aller 
fo wichtigen, mit dem Wohl und dem innerften Leben de3 Gemeine 





auch die Yundamente des Verhaͤltniſſes zwiſchen Staat und Bahnverwaltung 
eingehend erörtert. 

1) Da im I. Theil des vorliegenden Werks das Berhältniß der Ciſen⸗ 
bahnen zum Staate in Folge des Zwecks jenes Teils auch als Differtation zu 
dienen, nur kurz berührt werden Eonnte, fo ſieht ſich der Verfaſſer genöthigt, hier 
weiter auszubolen. 

2) Bol. Zachariaͤ, Staats⸗ und Bundes R. II. $. 192. 

3) Ueber die volfswirthichaftliche und politiichde Bedeutung der Ciſenbahnen 
vgl. die intereffanten Ausführungen von Knies, die Gifenbahnen und ihre 
Birkungen Braunſchweig 1853. Das Studium diefer volfewirtbfchaftlihen Fra⸗ 
gen, welche über die BriftenzeBerechtigung der Gifenbahnen entſcheiden, if für 
den Juriſten um fo intereſſanter, ale er aus ihnen die leitenden Grundgebanfen 
über das Berhälinig der Ciſenbahnen zum Staate fi conftruiren muß. 
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ſich nicht jeder Nachbar den durch das Zufammenleben ber Menfchen 
and dur die Beduürfniſſe des Verkehrs bebingten Nachtheil 
gefallen laſſen muß °); 
. 2% wenn Durch den von der Locomotive ausgeworfenen Kohlens 
und Aſchenſtaub ein an der Bahn gelegenes Gebäude ober bie 
darin befindlichen Begenftände irgendwie bejchäbigt werben *); 
8. wenn durch die aus der Locomotive ausfprühenden Funken 
ein Gebäude, ein Feld, ein Wald oder fonftiger Gegenſtand 
Brandſchaäͤden erleidet °); 


Bleiben“. Auf Grund vieler Borfhrift verlangte der Gansbefiger M. gu 
Magdeburg von der Magdeburg-GöthensHallesLeipziger Ciſenbahn⸗Geſellſchaft, 
daß fe einen, unmittelbar hinter feinem Haufe vorbeiführenden Schienenkrang 
Ceinſchließlich der Schwellen) auf drei Fuß von feinem Haus zurüdrüde, 
inden er behauptete, daß fein Haus durch die Erſchütterung, welche es beim 
Berbeifahren ber ſchweren Gifenbahnzäge erkeide, Riſſe erhalten habe Das 
Apellationsgericht zu Magdeburg wies den Kläger aber ab, indem es ausführte, 
Daß die Vorfchrift des F. 125 cit. auf @ifenbahn- Anlagen feine Anwendung 
flüden könne. Der Kläger, welcher duch das Appellationdurtel den $. 125 
erlebt erachtete, legte deshalb noch die Nichtigfeitöbefchwerde ein. — Der Ir 
Genat des 8. Dber:Tribunale hat indeflen unter d. 27. Januars d. J. bie 
Nichtigkeitsbeſchwerde als unbegründet zurüdgewiefen. — Der hödfle 
Gerichtohof findet nämlich in den unmittelbar folgenden 68. 126 127 a. a. D. 
(136 , Auch müflen dergleihen Gruben und Behältnifie von Grund aus auf 
gemauert werden.” 6. 127. „Bon Bäumen des Nachbars müſſen dergleichen 
Anlagen wenigfiens drei Werkichuhe zurücktreten *) eine @rläuterung für den 
ganzen Inhalt des F. 125 cit., da ſich diefe SG. erfihtlih nur auf Schweine⸗ 
Källe und Gruben für Unrath bezögen, und kommt hierdurch zu dem Rüchſchluſſe, 
daß im $. 125 unter „andern den Gebäuden jchäblichen Anlagen“ nur ähns 
liche, wie die dort beifpielsweife benannten zu verftchen ſeien. 

3) Diefe Modiftication des Principe, daß jeder pofltive Schaden ex 1. Aq. 
zu erjeßen Sei, fcheint der aequitas und dem Satze minima non curat Prätor zu 
entſprechen. Vgl. Anl. XXXIle, ©. 346, wo ein mäßiges Schwärzen burd 
Rocomotivens Dampf nicht ale GEntſchaͤdigungsgrund anerfarnt wurde. 

4) Dgl. Anl. XXXII- ©. 346 fowie die ſoeben in Anm. 1 erwähnten 
Rechtefälle. 

5) So hat audh, zufolge der Blätter für Reddtsanwendung Bd. 21 S. 439 
fg. das DAS. zu Wünden am 11. Mai 1853 erfannt aus folgenden Ent: 
ſcheidungogründen: 

„Wegen Brandes durch Funkenausſprühen der Locomotive einer Staatsbahn 
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fowie zu den Poſten *). eingenommen hatten, . indem bieje überall 
zu wirflihen Stantanftalten. (öffentlichen Verfehrs-Anftalten) fi 
herausgebildet hatten. 

Wie vielmehr mußten Die deutſchen Staaten das Inſtitut der 
Eiſenbahnen, welches ſeiner Natur und Wirkung nach nur eine 
vollkommenere Verkehrsſtraße, eine vollkommnere Poſteinrichtung 
und damit das vollkommenſte Hülfsmittel des öffentlichen Verkehrs 
bildet, entweder zu einem unzertrennlichen Sliede in ihrem Orga 
nismus machen, oder doch biefelben in ber Weile unter ihrer 
Mitwirfung und Obhut von Dritten organifiren laſſen, daß fie 
ihre Beſtimmung, dem öffentlichen Vrekehre zu dienen, vollftändig 
erfüllen. 

Es entſprach alfo durchaus dem Poftulate eines gefunden 
Staatslebens, daß die deutſchen Staaten fowohl die Aulegung 
als auch den Betrieb der dem öffentlichen Verkehre dienenden Ei⸗ 
fenbahnen in der Art ihrem Willen unterordneten?), daß fie Dies 


— 


eines Ertrags und ale Privatrehhte der Ausübung nad an Inter 
tganen verliehen werben Fönnen (vgl. auch Mittermaier D. Pr. R. 5. Auf: 
S. 202.) während man die aus dem Weſen der Etantögewalt abgeleiteten, durch 
die vorgeſetzte Erreihung des Staatszwecks bedingten Mechte der Etaatögewalt 
als Hoheitsrechte bezeichnet: fo wird man vom theorstifchen Etanbpunfte die 
Mechte des Staats an öffentlihen Wegen (namentlich auch das Mecht Weges 
gelder zu erheben) als Ausflüffe des Wegehoh eit s⸗Rechts anfehen müſſ en, 
indem zumal ber moderne Staut die Straßen ale zum gemeinen Rus en 
beſtimmte Anftalten, nicht aber ale Erwerbsqwellen betrachtet. 

Die meiſten Staaten, welche Staatsbahnen haben, fcheinen freilich dieſe 
(theoretiſche) Anſchauung nicht zw theilen, indem fie dieſelben in Wirklichkeit 
als eine eigentliche Grwerbsquelle betrachten und als ſolche behandeln. Bgl. 
Anm. 9. 

6) Ueber die Regalitär der Boften vgl. Klüber if. R. 8.433442, von 
Linde, das deutiche Poſtrecht, im Archio für das Sf. N. d. deutſch. Bundes 
BP. 2. u. 3. 

Legt man freilich den in Anm. 2. erwähnten neuern Begriff der Megalitäg 
an das Berhältnig der Bolten zum Etaate, fo bleibt theoretiſch nur ein 
Hoheitorecht an den Poſten übrig, welches in feiner Ausübung mit Sinkünftes 
für den Staat verbunden if. 

7) Selbſt in den Ländern, wo man Anfangs die weititagenden Wirkungen 
der Bifenbahnen für das öffentlihe Wohl nicht erlannte, trat in Folge der bie 
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ich nicht jener Nachbar den durch das Zufammenleben ber Menfchen 
and durch bie DBebürfniffe des Verkehrs bedingten Nachtheil 
gefallen laſſen muß °); 

2. wenn Durch den von ber Locomotive ausgeworfenen Kohlen: 
und Aſchenſtaub ein an der Bahn gelegenes Gebäude oder bie 
darin befindlichen Begenftände irgendwie befchädigt werben *); 

3. wenn durch die aus der Xocomotive ausiprühenden Funken 
ein Gebäude, ein Feld, ein Wald oder fonfliger Gegenftand 
Brandſchaäden erleidet ); 


Bleiben®. Auf Grund dieſer Vorſchrift verlangte der Hausbefiher M. u 
Magdeburg von der Magdeburg⸗Cöthen⸗Halle⸗Leipziger Gifenbahn: @efelifchaft, 
daß Re einen, unmittelbar hinter feinem Haufe vorbeiführenden Schienenftrang 
(einichließlih der Schwellen) auf drei Fuß von feinem Haus zurüdrüde, 

dem er behauptete, daß fein Haus durch die Grfchütterung, welche es beim 
BVerbeifahren der ſchweren Gifenbahnzäge erleide, Riffe erhalten babe Das 
pellationsgeriht zu Magdeburg wies den Kläger aber ab, indem es ausführte, 
daß die Vorfchrift des F. 125 eit. auf Bilenbahn- Anlagen feine Anwendung 
finden könne. Der Kläger, welcher dur das Appellationsurtel den $. 125 
Yerlept eracdhtete, legte deshalb noch die Michtigfeitöbefchwerde ein. — Der II 
Senat des 8. Dber-Tribunals Hat indeflen unter d. 27. Januars d. J. bie 
Nichtigkeitsbefchwerde als unbegründet zurüdgewiejen. — Der bödfle 
Gerichtshof findet nämlich in den unmittelbar felgenden 58. 126 127 a. a. D. 
(136 , Auch müflen dergleihen Gruben und Behältnifie von Grund aus auf 
gemauert werden.” 6. 127. „Bon Bäumen des Nachbars müſſen dergleichen 
Anlagen wenigfiens drei Werkſchuhe zurüdtreten *) eine Grläuterung für den 
ganzen Inhalt des $. 125 eit., da ſich diefe $S. erfihtlih nur auf Schweine: 
KRälle und Gruben für Unrath bezögen, und kommt hierdurch zu dem Rüdichlufle, 
daß im $. 125 unter „andern den Gebäuden fchäblichen Anlagen“ nur ähn⸗ 
liche, wie die dort beifpielsweife benannten zu verftehen feien. 

3) Diefe Mopdification des Princips, daß jeder pofitive Schaden ex 1. Aq. 
zu erſetzen Sei, fcheint der aequitas und dem Sage minima non eurat Prätor zn 
entfprehen. Vgl. Anl. XXXII⸗. S. 346, wo ein mäßiges Schwärzen burd 
Locomotiven⸗Dampf nicht als Entfhädigungegrund anerfannt wurde. 

4) Bol. Anl. XXXlle ©. 346 fowie die focben in Anm. 1 erwähnten 
Rechtefälle. 

5) So hat auch, zufolge der Blätter für Recitsanwendung Bb. 21 S. 439 
fg. das OAG. zu Wünden am 11. Mai 1853 erfannt aus folgenden Gut: 
feidungegründen: 

„Wegen Brandes dur Bunlenausfprühen der Locomotive einer Stautsbahn 
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4. wen burch den nicht gehörigen oder nicht zeitigen Berfchluß 
einer die Bahnübergänge jchließen follenden Barriere Paffanten 
oder deren Eigenthum Schaden gelitten haben ); 


veranlapt, wurde der Fiskus auf Entichädigumg Belange. Die Bezugnahme auf 
den Sa qui jure suo utitur neminem laedit fonnte feinen @rfolg haben. 
Diefer Gap it nach Hafle: die Culpa Des römifchen Rechts (Ausgabe 2 ©. 29 
Note 1) nicht dahin zu verfichen, daß ber Cigenthümer ungeftraft den Nachbar 
Hefchädigen dürfe, da dieſer auf Integrität ſeines Eigenthums den gleichen 
Rechtefchun anzuſprechen hat. Denn auf feinem Grund und Boden darf man frei 
halten, fofern daraus fein materielle® imittere und defluere in des Nachbars 
Haus oder Grundfüd erfolgt, Seuffert, prakt. Band. ®. 6. 95 Note 1. Naqch 
Harer Vorſchrift der 1. 13 pr., 1. 25 $. 7. locati (19, 2) haftet der Unterneh⸗ 
mer des Bilenbahnbdetriebs vorbehaltlich des Rückgriffs auf feine Bedienteften für 
den durch Letztere entſtandenen Schaden unbedingt. Haben die Bahnbedienfleten 
bei dem Berüberfahren an bem Cigenthume des Klägers die Mafchine überheizt 
oder nicht Vorſorge getragen, baß der zur Abführung des überfluffigen Dampfes 
oder Raudyes beſtimmte Kamin‘eine ungefährliche Duantitätvon Funken oder gar 
feine ausfprüht und zwar an Bläben, bei denen die Mittheilung und Verbrei⸗ 
tung bes Feuers nicht unwahrſcheinlich oder doch moͤglich war, fo haben fie,’ 
wenn auch im geringeren Grabe, worauf es bei der aquiliſchen Klage nicht ame! 
kommt fagrläffig gehandelt“. 
6) Sinen ſolchen Hall betrifft das in Anlage XXXIII- im Auszug mitge⸗ 
theilte Erkenntniß des Stadt⸗ und Ob. G. zu Braunſchweig, ſowie der in Bd. 
23 der Entſch. des ©. O. Trib. zu Berlin in oberſter Inſtanz entichiebene 
Mechtofall, wo dem Kläger, welcher beim Uebergang über die ungeiperrte Bahn 
von einer Locemotive gefaßt and beichädigt worden, vom Richter erfier Iuflang- 
der Erfah des durch die Beichädigung erwachſenen fowohl unmittelbaren als 
mittelbaren Schadens — unter Abweifung mit feiner Forderung des entgangenen 
Gewinns — zuerkannt, vom Apellationsgericht aber reformatoriih vollſtaͤndige 
Genngthuung (d. 5. Erſatz nicht blos des unmittelbaren und mittelbaren Scha« 
dens, fondern auch noch des etwa entgangenen näher gu liquidirenden Gewinnes) 
zuerlannt war, vom Geheimen Obertribumal zu Berlin aber das erſtrichterliche 
Erkenntniß Hergeftellt wurde, indem als leitende Principien die Säbe aufgeftellt 
wurden: 

1. Die Anwendbarkeit ber Vorſchrift bes 5. 25 des EiſenbahnG. if auf 
den Kal, daß die Perfonen⸗ ımb Büterzüge fi gerade in Thätigfeit 
befinden, nicht befchränkt ; 

2. dem $. 25 cit. zu Folge iR die Geſellſchaft verpflichtet, dem fo Bes 
ſchaͤdigten allen Schaden zu erfehen, fie braucht ihm aber * 
auch no den entgangenen Gewinn zu vergüten. — Vgl. 2. 1 
©. 155 Anm. 11 dieſer Schrift. 
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5) wenn durch das nicht gehörige Inſtandhalten einer fonfti- 
gen Vorrichtung auf einem Bahnübergange einem Paflanten Scha⸗ 
den zugefügt wird, 3. B. wenn eine beim Eiſenbahnbau richtig 
gelegte Uebergangsſchiene durch Verrüdung oder Abnukung eine 
ſolche Lage ober Form erhalten hat, daß ein paffirender Menſch 
oder ein übergehendes Thier ꝛc. hängen bleibt und das Bein 
bricht 20.7). 

Jeder Entſchaͤdigungsanſpruch fällt dagegen natürlich weg, 
wenn der Schaden durch die eigene Schuld des Beſchädigten ent- 
ſtanden if °). 

Wird das Dienfiperfonal ber Bahnverwaltung in Folge 

ſchlechter Sonftruction der Bahn ober burdy die Nachläffigkeit der 
Bahnbeamten im Dienft bei der Beförderung auf der Bahn be 
ſchaͤdigt, jo wird dafjelbe fowohl aus feinem Dienftvertrage als 
auch wegen widerrechtlicher Shabensftiftung (ex lege Aquilia) Ent⸗ 
fhädigung verlangen Eönnen °). 
In Breußen finden in allen dieſen Fallen, wo es ſich um 
eine Beſchädigung durch den Bahn⸗Betrieb handelt, die Veſtim⸗ 
mungen des F. 25 des Eiſenbahngeſetzes Anwendung, wonach ber 
Beichädigte nicht nöthig hat, den Beweis zu Tiefern, daß der Bahn» 
verwaltung oder deren Bebienfteten t°) ein Verſehen zur Laft fällt, 
vielmehr dieſe fi) von der Eutjhädigungspflicht nur Durch ben 
Nachweis. befreien Zaun, Daß der Schaden , entweder burd bie 
eigene Schuld des Beichäbigten oder durch einen unabwendbaren 
äußern Zufall bewirkt worden ift1'). 





7) Bel. Bd. I ©. 153—155 die bortfelbf in den Anm. 7 u. 11 mitge⸗ 
teilten Erkenntniſſe, insbefondere auch darüber, dag 8. 25 des Preuß. Gifen- 
bahngeſetzes einen bei der Beförderung auf der Bahn bzw. aus Beranlaflung 
Viefer Thaͤtigkeit entflandenen Schaden vorausfebt. 

8) Bol. das Erkenntniß des Kieler OAG. in Anlage XXXIII ©. 357. 

9) Bgl. das Erf. des DAS. zu Magdeburg in der Anlage XXXIIle. 

10) Daß der Beichädigte von der Bahnverwaltung nit an die Reprüs 
fentanten ober Beamten derſelben durch deren Schuld der Schaden entitanden 
iR, verwielen werben fann vgl. Anl. XXXIVa ©. 365. 

11) Qgl. das in Anm. 6 erwähnte Erf. des Geh. Obertribunals und 
has Erf. des D. 2. ©. zu Magdeburg in Anl, XXXIIIe. 
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beitragen). Bei all' dieſen Zweigen des Verkehrslebens handelt 
es ſich ſomit nicht allein um den Privatvortheil Einzelner, oder 
einzelner Stände, auch nicht principiell um die Gewinnung von 
Einkünften Seitens des Staated, fondern um wahrhaft allgemeine 
Sinterefjen, welche mit ber Vervollkommnung der menſchlichen Exi⸗ 
ftenz und mit dem Staatswohl in unzertrennlihem Zuſammenhange 
ftehen ?). 

Auf diejelbe Weile hängen auch die Eiſenbahnen als wirtke 
Ichaftliches Sinftitut mit dem gejammten Staats» und Volksleben 
auf das innigfte zufammen. Sie fteigern als vollendete Verkehrs: 
ftraßen, als vafches, exakte und wohlfeiles Transportmittel von 
Perſonen⸗ und Gütermaflen in großartigen Progreffionen. den 
öffentlichen Verkehr und Giben damit nicht allein den wohlthätigften 
Einfluß auf das materielle und geiftige Gemeinwohl der Völker 
(auf die oͤkonomiſche Grwerböthätigfeit überhaupt, auf Rohpro⸗ 
duction, Handel und Induſtrie, auf Wiſſenſchaft, Kunft und Volkes 
Bildung) fondern aud auf die Macht und die Exiftenz der Staa⸗ 
ten jelbft, indem fie die militärifchen und fonftigen Kräfte berjelben 
moͤglichſt verallgegenwärtigen und bie räumlich getrennten Glieder 
andy der größten Staaten und Staatenbünde immer fefter anein⸗ 
ander fetten ?). 

Die Entwidlung und Geftaltung folcher für den Nugen Aller 
fo wichtigen, mit dem Wohl und dem innerften Leben des Gemeins 


auch die Fundamente bes Berhältniffes zwiſchen Staat und Bahnverwaltung 
eingehend erörtert. 

1) Da im I. Theil des vorliegenden Werks das Verhaͤltniß der Eiſen⸗ 
bahnen zum Staate in Folge des Zwecks jenes Theile auch als Differtation zu 
dienen, nur furz berührt werden Eonnte, fo flieht ſich der Verfafier genöthigt, hier 
weiter auszubolen. 

2) Vgl. Zachariaͤ, Staates und Bundes R. II. $. 192. 

3) Ueber bie volkswirthſchaftliche und politifche Bedeutung der Ciſenbahnen 
vgl. die intereffanten Ausführungen von Knies, die Gifenbahnen und ihre 
Wirkungen Braunfchweig 1853. Das Studium diefer volkswirthſchaftlichen Fra⸗ 
gen, welche über bie Criſtenz⸗Berechtigung der Ciſenbahnen entfcheiden, iſt für 
den Juriſten um fo intereffanter, als er aus ihnen die leitenden Grundgebanfen 
über das Berhältniß der Ciſenbahnen zum Staate fi confiruiren muß. 


Koch, Ciſenbahnen II. 31 


Fünfter Titel, 


Der Citenbahnbetrieb in feinem WBerbältuiffe zur 
©taatögewalt, insbefondere die auf den Betrieb * 


beziehenden Hechtöverhältniffe der Verwaltungen eon⸗ 
cefflonirter Eifenbabnen zum Staate und zu beffen 


S. 134. 
@inleitung ®). 


Gewerbe, Handel, Schifffahrt, Tandftraßen, Poften, Münz 
weſen find Einrichtungen und Anftalten, welche zur Erhaltung und 
Vermehrung der materiellen Kräfte eines Volks, und damit zur 
Förderung der materiellen Intereſſen des Staates ſelbſt, weſentlich 


*) Bgl. Reyſcher über die Rechte des Staats an den Gijenbahnen in 
der Zeitſchr. fuͤr deutſch. R. Bd. XII. (Jahrg. 1852) ©. 243302. Reyſcher 
gebührt das Verdienſt, zuerſt in Deutſchland erfchöpfendb das Verhaͤltniß zwi⸗ 
ſchen Staat und Bifenbahnen erörtert zu Haben, wenn auch bereits vorher Böhls 
Aetiengefellihaften Hamburg 1843. S. 78—108. eine beadhtenswerthe Zus 
fammenflellung mehrerer rechtlicher Geſichtspunkte nach ber Geſehgeb. wor 1842 
gegeben Hatte. Bgl. weiter Beſchorner: Deutiches Eifenbahn: R. ©. 1-19 
und 288297. Beſſel⸗Kühlwetter preuß. Ciſenbahn⸗N. 1. ©. 1—18, 
namentlih Bogt in ben deutſchen Vierteljahrsichriften von 1859. Heft 1. 
©. 1-64: Studien über Schweizer Eifenbahnrecht, ein vortrefflich geſchrie⸗ 
bener Auffag, welcher hauptſaͤchlich die Frage über die Gültigkeit der vom 
GStaate nigt genehmigten GchweizerBerbande-Reglements betrifft, nebenbei aber 
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beitragen °). Bel al’ diefen Zweigen des Verkehrslebens handelt 
es fih ſomit nicht allein um den Privatvortheil Ginzelner, oder 
einzelner Stände, aud nicht principiell um die Bewinnung von 
Einkünften Seitens des Staates, jondern um wahrhaft allgemeine 
Intereſſen, welche mit ber Vervollkommnung der menſchlichen Exi⸗ 
ſtenz und mit dem Staatöwohl in unzertrennlihem Zujammenhange 
fieben 2). 

Auf diefelbe Weile hängen auch die Eifenbahnen als wirths 
Ichaftliches Snftitut mit dem gejfammten Staats» und Volksleben 
auf das innigfte zufammen. Sie fteigern als vollendete Verkehrs⸗ 
ftraßen, als vajches, exaltes und wohlfeiles Transportmittel von 
Verfonens und Gütermaſſen in großartigen Progreflionen ben 
Öffentlichen Verkehr und üben damit nicht allein den wohlthätigften 
Einfluß auf das materielle und geiftige Gemeinwohl der Völker 
(auf die oͤkonomiſche Erwerbsthätigfeit überhaupt, auf Rohpros 
duction, Handel und Induſtrie, auf Wifjenfchaft, Kunft und Volke 
Bildung) fondern aud auf die Macht und Die Exiftenz der Staas 
ten felbft, indem fie die militärifchen und fonftigen Kräfte derſelben 
möglichft verallgegenwärtigen und Die räumlich getrennten Glieder 
auch der größten Staaten und Staatenbünde immer fefter anein; 
ander Fetten ®). 

Die Entwidlung und Geftaltung folcher für den Nutzen Aller 
fo wichtigen, mit Dem Wohl und dem innerften Leben des Bemeins 


auch die Fundamente bes Verhältnifies zwiſchen Staat und Bahnverwaltung 
eingehend erörtert. 

1) Da im I. Theil des vorliegenden Werks das Verhaͤltniß der Ciſen⸗ 
bahnen zum Staate in Folge des Zwecks jenes Theils auch als Differtation zu 
dienen, nur kurz berührt werden Eonnte, fo fieht fi der Verfafier genöthigt, hier 
weiter auszubolen. 

2) Bol. Zachariä, Staats und Bundes R. II. $. 192. 

3) Ueber die volfswirtäfchaftliche und politiſche Bedeutung der Bijenbahnen 
vgl. die intereffanten Ausführungen von Knies, die Gifenbahnen und ihre 
Birkungen Braunſchweig 1853. Das Studium diefer volkswirthſchaftlichen Fra⸗ 
gen, welche über die GriftenzeBerechtigung der Gifenbahnen entſcheiden, iſt für 
den Suriften um fo intereffanter , als er aus ihnen die leitenden Grundgedanken 
über das Berhältnig der Ciſenbahnen zum Staate fi) confiruiren muß. 
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weſens fo eng verwachjenen Inſtitute konnten die Staaten nicht 
fret und unbejhränft der Privatinduftrie überlafien, wenn fe 
nicht damit die Einwirkung auf Hauptmittel zur Erreichung ihrer 
höchften Bwede aus der Hand geben wollten *). 

Es ſprach gegen ein freies- Gewaͤhrenlaſſen der Privatinduftrie 
auf dem Eifenbahngebiete in Deutſchland insbeſondere audy jchon 
das PVerhältniß, welches Die Staaten zu den frühern Haupthülfs—⸗ 
mitteln des Verkehrs, zu den großen Heer⸗ und Hanbelsitraßen 5), 





4) Die Aufgabe und der Zweck der Staatsgewalt beſicht jedenfalls mit 
berin, durch Cinrichtung gemeinnütziger Anflalten den Etaatehürgern die zu 
Foͤrderung ihrer materiellen Intereſſen nothwendigen Mittel zu gewähren. Zur 
Erreichung diejes Zwecks darf der Etaat zwar feine Mittel anwenden, welche die 
Freiheit des Erwerbs vernichten. „Er muß aber dafür forgen, dag durd) Ber: 
einigung der Volkokraͤfte (Afjociation) oder auf Koften des Staats, diejenigen 
Einrichtungen getroffen werden, welche zur Beförderung von Handel und Verkehr 
notwendig cder nüglich find, und welche von den Einzelnen entweder gar nicht, 
oder nur mit unverhältnigmäßig großen Opfern erzielt werden fonnten. Zacha⸗ 
rià Staats MR. 1. c. I. $. 192. 

5) Die Befugniß und Verpflihtung zur Anlegung und Grbaltung der für 
ben Verkehr nothwendigen Straßen und öffentlihen Wege war in Teutichlaud 
don zur Zeit bes Reihe Beitanttheil der Landeshoheit und wie noch gegen: 
wärtig in der Art ber Iandesherrlihen Gewalt unterworfen, daß ohne deren 
[Bewilligung keine Eorporation und fein Private zur Erhebung eines Weges 
Gelds befugt erfchien, wenn ihnen au das Gigenthum an dem betreffenden 
Wege zufland. — Das Recht Wegegelder zu erheben, war alfo Ausflug eines 
Hoheitsrechts, welches nur in Folge Berleihung, der Ausübung nad, an Private 
kommen konnte. Man hat bie Oberberrichaft des Staats über die öffentlichen 
Wege Straßenregal genannt (vgl. Klüber of. NR. $. 408) im engern Sinne 
aber mit diefem Worte das nupbare Hoheits⸗Recht an denfelben d. h. das Necht 
Wege: (Shaufiee=) @eld zu erheben bezeichnet. (Bl. Maurenbrecher D. Br. N. 
I. 59. 298. und die dort in Anm. 1. mitgetheilte Literatur). 

Auch der Verfafler hat mit Anhalt an Reyſcher 1. c. und die Kurbefi. 
Geſetzgeb. fowie bie Praxis des Kurkefl. OAG. im I. Band des vorliegenden 
Werks diefen Ausdrud für das Verhältniß des Staats zu den öffentlichen We⸗ 
gen gebraucht. Verſteht man aber, wie biefes neuerdings ziemlich allgemein 
geſchieht (vgl. Befeler Syſtem Bd. IL $. 92. Gerber D. Br. R. 5. 62. 
Walter Syſtem $. 156. 160, insbefondere aber Zachari ä in der Zeitihr. 
für D. R. Bd. XI. ©. 319 fg. und deſſen Staats⸗ und Bundes MR. 2. Aufl. 
Br. IL ©. 387.) unter Regal nur. diejenigen nus baren Hoheitsrechte, 
welche keinen andern Grund nnd Zweck haben, als bie Gewinnung 
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fowie zu den Poften *): eingenommen hatten, ‚indem biefe überall 
zu wirflihen Staatanſtalten (öffentlichen Verkehrs-Anſtalten) fich 
heraudgebildet hatten, 

Wie vielmehr mußten die deutſchen Staaten das Inſtitut der 
Eiſenbahnen, welches ſeiner Natur und Wirkung nach nur eine 
vollkommenere Verkehrsſtraße, eine vollkommnere Poſteinrichtung 
und damit das vollkommenſte Hülfsmittel des öffentlichen Verkehrs 
bildet, entweder zu einem unzertrennlichen Sliede in ihrem Orgas 
nismus machen, oder doch biejelben in ber Weiſe unter ihrer 
Mitwirkung und Obhut von Drüten organifiren laſſen, daß fie 
ihre Beſtimmung, dem öffentlichen Vrekehre zu dienen, bollitändig 


erfüllen. 

Es entſprach alfo durchaus dem Poftulate eines gefunden 
Staatslebens, daß die deutihen Staaten jowohl Die Anlegung 
als auch den Betrieb der dem öffentlichen Verkehre dienenden Ei⸗ 
fenbahnen in der Art ihrem Willen unterordneten?), daß fie die 


eines Ertrags und ale Privatrehte der Ausübung inad an Inter 
thanen verliehen werden Fönnen (vgl. auch Mittermaier D. Pr. R. 5. Auf: 
$. 202.) während man bie aus dem Weſen der Etantögewalt abgeleiteten, durch 
die vorgeſetzte Erreichung des Staatszwecks bedingten Rechte ber Etaatsgewalt: 
als Hoheitsrechte bezeichnet: fo wird man vom theorstiihen Etandpunfte die 
Mechte des Staats an öffentlihen Wegen (namentlih auch das Mecht Weges 
gelder zu erheben) als Ausflüffe des WegehoheitssMechts anfehen müflen, 
indem zumal der moderne Staat die Straßen als zum gemeinen Ruß en 
beſtimmte Anftalten, nicht aber ale Brwerbsgquellen betrachtet. 

Die weiten Staaten, welche Staatsbahnen haben, fcheinen freilich dieſe 
(theoretiſche) Anſchauung nicht zu theilen, indem fie dieſelben in Wirklichkeit 
als eine eigentliche Erwerbsquelle betradhten und als ſolche behandeln. Bgl. 
Anm. 9. 

6) Ueber die Regalitär der Poſten vgl. Klüber of. R. 6.433-—-442, von 
Linde, das deutfche Poſtrecht, im Ardin für das öf. N. d. deutſch. Bundes 
Br. 2. u. 3. 

Legt man freilich den in Anm. 2. erwähnten neuern Begriff der Regalitäg 
an das Berhältnig der Bolten zum Etaate, fo bleibt theoretiich nur ein 
Hoheitereht an den Bolten übrig, welches in feiner Ausübung mit Einkünften 
für den Staat verbunden if. 

7) Selbſt in den Ländern, wo man Anfangs die weittragenden Wirkungen 
der Viſenbahnen für das öffeniliche Wohl nicht erlaunte, trat in Folge der die 
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felben entweber jelbft bauten und in Betrieb nahmen, ober, info- 
fern fie ſolches Privaten (Actiengeſellſchaften) überließen, auf dem 
Wege der Goncefionirung *) die Berechtigungen und Verpflich⸗ 


Kräfte von Privaten überfleigenden Schwierigkeiten des Gifenbahnbaus jene Un: 
terordnung der @ifenbahnen unter die Gtaatögewalt ganz von felbft ein. Wenn 
naͤmlich zunächk au die Privatipeculation allein den Bau von Gifenbagnen 
in Angriff nahm, fo überftieg doch deren Herfiellung ſchon aus finanziellen 
Gründen bei weitem die Betriebfamfeit Cinzelner. Namentlich bedurfte aber bie 
Privatinduſtrie der öffentlichen Anterität, um auf dem Wege der Expre 
yriation das nötbige Terrain zum Bahnbau herbeizuſchaffen, indem ohne Hülfe 
des Staats und defien Erpropriatione-Befugniß einem engherzigen und egoiflifchen 
Brivatinterefie gegenüber die geraden Linien der Schienenwege auf foweite@ntfernungen 
and nun gar zu einem volllommnen Netze nicht hätten ausgefpannt werden 
Tonnen. — Auch konnten. die Gifenbabngejellihaften als Actienunter 
nehmungenin den meiſten Etaaten ohne ſtaatliche Bewilligung (Gonceffion) 
welche erſt die nöthigen Gorporationsredhte gibt, ſich gar nicht bilden; fo nament- 
lich nicht in Preußen, Oeſterreich, Würtemberg 2c. Bgl. Poͤhls Actiengeſell ſchaften 
©. 31 —33. 

Auf rund diefer thatſaͤchlichen Verhaͤltniſſe, und jener oben ausgeführten 
ſtaatsrechtlichen und vollswirthſchaftlichen Ideen bildete ſich in Deutichland das 
Berhältnig des Staats zu den Bifenbahnunternehmern, welche zum Zwecke bes 
Daues und Betriebes von Bifenbahnen zu Wctiengefellichaften zufammentraten, 
dahin aus, daß der Staat überall gleihjam ale das zum Giſenbahnbau und 
Betriebe allein berechtigte Subjeet ſich geltend machte. Vgl. Vogt I. c. Knies 
die Eifenbahnen und deren Wirkungen ©. 29 fg. 

8) In den Etaaten, in welchen zuerſt Eiſenbahnen gebaut wurden, in 
England und Nordamerila war man zw fehr von der Anſicht, daß durch bie 
freie Thätigleit des Ginzelnen das Gemeinwohl am ſicherſten und beiten 
gefördert werde, durchdrungen, als daß der Gedanke von Staatswegen Bahnen 
zu bauen und zu betreiben, hätte auflommen fönnen. Auch in Holland, Düne 
mark und der Echweiz entſchied man fi durchweg für Brivatbahnen. In 
Deutihland brachte der befannte Nationalötonom Fr. Lift, weldher nach län 
germ Aufenthalt in Nordamerika befanntlih die Bilenbahnfrage zuerſt Hier in 
Anregung brachte, die Anſicht zur Geltung, daß zunächt durch freie Bereinigung 
der Vollkskraͤfte (Aſſociation) der Ciſenbahnbau in Angriff genommen werden 
mäfle. Hier wie in Branfreichtrugaber zugleich die anfängliche VBerfennung der 
Hohen Bedeutung der Bifenbahnen und die finauciell ungünflige Lage der Staats 
gewalten viel dazu bei, daß der Bahnbau und Betrieb zunächſt an Pri⸗ 
vate überlafien wurde. (Vgl. Knies 1. c. S. 32 fg., au S. 6. Anm. bes 
vorliegenden Band 11.) Kurz die Staaten traten nur in subsidiam ein durch 
Unterftügung der Privatunternehmungen mit Darlehen, Ausführung eines Theiles 
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tungen berjelben regulirten, bezw, genügende Mittel (namentlich 
eine genaue Gontrole und Oberauffiht über Bau und Betrieb) 
ſich reſervirten, um gehörig dahin wirken zu Eönnen, daß die Pris 
wateifenbahnen nicht zu rüdfichtölofer Ausbeutung eines thatſaͤch⸗ 
lichen Monopols gemißbraucht werden koͤnnten, fondern in mög» 
lichſt vollfommenem Maaße immerwährend dem öffentlichen Inter⸗ 
eſſe dienten *). 

Der Bau und Betrieb von öffentlichen Eiſenbahnen erſcheint 
fomit überall als Ausfluß der Staatögewalt, ald Hoheitsrecht, 
Regal s. lat), und Tann deſſen Ausübnug (insbeſondere die Be 





vom Bau (In Frankreich), Aktienzeichnung, Sinsgarantien ıc. oder burdh den 
Bau der nothwendigen Pinien, welche feine genügende Rente verſprachen. 

Diefes Boranfhreiten der Privateiſenbahnen, das Rebeneinanderbe⸗ 
Reben der Staats: und Privatbahnen gehört zu ben naturs und gefehmäßigen 
Entwickelungsproceſſen der wirtäichaftlihen Welt. Vgl. die fhönen Worte von 
Knies 1. c. ©. 49. : 

Es ſcheint dieſe Entwidlung dahin auszulaufen, daß die deutſchen Staaten 
nad und nad ihr Hoheitrecht an deu Gifenbahnen durch Verwandlung der 
Privat⸗ in Staatsbahnen confolidiren, wenn gleich Defterreidh. neuerdings alle 
feine Staatsbahnen an Actiengefellichaften verfauft bezw. verpachtet, und Ruß⸗ 
land die feinen ebenfalls verpadhtet hat; vgl. Knies 1. c. ©. 52. u, Deutſche 
Bierteljahrjchrift 1 c. ©. 31fg. und Bd. J. ©.158. Anm 1. des vorlieg. Werks. — 
Ueber die Bortheile nnd Gefahren einer Bereinigung der Eiſenbahnen in ber 
Sand der Gentralmaht namentlid, fürZeiten bes Kriegs vgl. Knies 1. c., Beſſel⸗ 
Kühlwetter I. c. U. ©. 3 fg. und die Berhandlungen bes preuß. Abgeordneten⸗ 
haufes vom 1659. 

BS,) Bgl. Knie l. o. ©. 47: Mit der hoheitlichen Conceſſion des Staats 
fol nicht ein Gewerbsmonopol geftattet, fondern nur Sonder-Redhte ertheilt 
werden, derm Ausübung der Staat an die Geſellſchaft abtritt, und weil 
er diefelbe Leitung vollbracht jehen will, wie er felbft fie dargeboten haben 
würde, fo werden die Pflichten der Geſellſchaft uub die Machtbefugnifie bes 
Staats in Bezug auf die Ausübung jener Rechte in dem Pflichtenhefte feſtge⸗ 
Rellt. — Bol. auch die weitern Ausführungen von Vogt 1. c. 

9) Der Berfafler hat im I. Band ©. 34. Anm. 3—7. bes vorliegenden 
Werks au" von Giſenbahn⸗Regal als einem ausſchließlichen nutzbaren 
Hoheits⸗Rechte nach Vorgang von Reyſcher l. c. Bluntſchli allgem. deutſch. 
StaateR. ©. 604. und Maurenbrecher (Staateßt. $. 215. u. 216, Deuiſch. 
Priv. R. Bd. I $. 298) ıc. geſprochen. — In Golge ber Nusführungen yon 
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fugniß der Anlage und der Erhebung eined entipredhenden Geld⸗ 
Equivalents für den Gebrauch berfelben, von Privaten nur durch 
befondere Bewilligung der Staategewalt (Conceffion, Verleihung) 
erlattgt werden. Der Gonceifionirung geht übrigens oft ein Act 
freier Willenseinigung zwilchen Staat und Eifenbahn-Unternehmer 


Zachariä in der Zeitſchr. f. deutſch. R. Bd. XUI. ©. 320 fg. fowie der 16 
gegeichnetflen neuern Lehrer des Dentfchen Briv. Rechts (Beſeler 1. c. Gerber 
l.e. Mittermaier I. e. Walter Le.) wird der Begriff eines derartigen nupbaren 
Gifenbahnregals, wie überhaupt das eines nußbaren Etraßenregals, als rationefles 
Brincip aufzugeben fein (wie auch ſolches ſelbſt ſchon von Maurenbrecher in feis 
nem Deutfhen Privat⸗R. 2. Aufl. Bd. IL. $. 701. gefchehen if) und zwar aus 
dem runde, weil die Eiſenbahnen, wie oben ausgeführt wurde, den Zwed 
Haben, eine Quelle des öffentlihen Wohle, nicht aber unmittelbar eine ergiebige 
Grwerböquelle der Staaten zu bilden. Indem man anf biefe Weiſe das rechts 
liche Interefie der Stagtögewalt an dem Gifenbahn-Baues und Betriebe (vgl. 
oben) aus der Staatswirthichafte- Polizei (BolizeisHoheit) abzuleiten hat, ergeben 
Ach dieNehte der Staatögewalt an den EtaatssBahnen von felbfl ans deren 
Eigenthum, während bei den für den allgemeinen Verkehr angelegten Brivatbahnen 
ie volfswirthfchaftliche Hoheit fi) in dem Rechte ber Co nceffionirung (melde 
übrigens zugleich als Folge der Bigenfhaft der Verwaltungen diefer Bahnen 
als Actiengefellfchaften erfheinen), in der Auferlegung der nöthigen Be 
dingungen, damit die Transportanftalt ihrem Zwecke, als Anflalt. des öffent 
lihen Wohle zu dienen, nicht entfremdet werde, in dem echte der Dberanfs 
fit und insbefondese in dem vosbehaltenen Nüdfall bezw. Rückkaufs recht 
äußert. 

Die financtellen Bortheile, welche mit der Ausübung dieſes Hoheits⸗ 
rechte verbunden find (vgl. Bd. I. ©. 162.) find alfo untergeorbneter fe 
doch publiciſtiſcher Natur und erklären fi von felbit aus der Ciſenbahnhoheit, 
o daß man den Begriff des aupbaren Regalität auf Eifenbahnunternehmungen 
sicht auszudehnen braucht. 

Um fo lieber gibt dee Berfafler feine frühere Anfiht auf, ale es „um bie 
Rechtfertigung der nupbasen Megalien überhaupt ſchlecht Acht, wenn man bie 
yolizeigoheitlichen Befugniffe des Staats davon trennt und fie vom rationellen 
Standpunkte aus betrachtet. Zacharia Staats. Il. ©. 387. Aretin’s eon⸗ 
ftitut. Staats. Th. I. ©. 320 fg. — Walter 1. c. $. 495: die Zahl ber 
Megalien zu vermehren iſt gegen den Geiſt unfrer Zeit und Fein Bedürfniß, ba 
man mit den echten der Staatöhoheit nach dem Standpunft der jepigen ſtaat⸗ 
lien Entwidlung ebenfo weit kommt." — Wenn man ſich aber audy vom Stand⸗ 
punkte der Theorie gegen die nuzbare Regalität des Eiſenbahnweſens erflären 
muß, fo würde man natiell ‚in den Ländern, wo folche gefehlich anerfannt 
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(ein Vertrag) voraus 10), während fie jelbft in der Ertheilung 
eined Privilegs befteht, welches für den betreffenden Unterneh» 
mer die Bedeutung eines wohlerworbenen, wenn gleich der Idee 
nad) aus der Staatögewalt abzuleitenden, aljo öffentlichen, Rechts 
hat 21). Mit dieſer Couceſſionirung geftehen die Staaten zur 








if, (Anhaltspunkte Hierfür bietet die Stellung der aus den Staatsbahnen er⸗ 
lößtn Summen in den Bndgets, die Befreiung oder Unterwerfung der Pri⸗ 
yatbahnen unter die Gewerbeitener, ihr Verhältniß zum Poſtregal ıc.) von 
diefeu: Begriffe auszugehen haben. Nur wird man eine folche Anerkennung 
wie gejagt, nicht ſchon in der Beſtimmung zu finden haben, daß zur Anlegung 
einer Ciſonbahn ausdrüdliche Genehmigung des Landesheren gefordert wird, wie 
dieſes in den Gefepesüellen S. 4. Ann. 5. des I. Theile geichieht. Ebenſo 
möchte aus dem Umſtande, das in einem Lande thatlählih das Ginkommen aus 
den Staatseiſenbahnen ale Erwerbsquelle des Etaats von den betreffenden Ders 
waltungse Behörden behandelt wird, noch nicht das Beſtehen eines Ciſenbahn⸗ 
Megals an folgern fiehen. Uebrigens wird .ein praktiſcher Unterſchied zwiſchen 
den erwähnten beiden Auffajjungen nicht Huttfinden, wenn man die in der fol 
genden Anın. 11. entwidelte Anfiht theilt. Vol. übrigens die weitern Muss 
ffeprungen in Anm. 13. über die Frage, ob das Mecht der Unternehmer als 
Ausfluß eines verlichenen Hoheitsrechts oder als concejtonirtes Privatgewerbe 
anzuſehen fei. 

10) So 3. B. bei der Goncefflonirung der Oeſterr. Staatseiſenbahn⸗ 
Geſell ſchaften. 

11) Daß die Eiſenbahn-Conceſſien für die Unternehmer in der Regel ein wohl⸗ 
erworbenes Privatrecht enthalte, möchte nicht zu bezweifeln fein, ſelbſt wenn 
man auch annimmt, daß das Object des Bertrags ſtaatsrechtlicher Natur iſt. — 
Diefes ſcheint auch Die Anficht von Jachariä zu fein, welcher, nachdem er vom 
Rechte des Staats, Geſellſchaften zum Eiſenbahn⸗Bau und Betriebe zu conceffloniren, 
geſprochen Hat, fügt: „Nur dürfen in fo weit Brivatrechte dadurch (sc. durch die 
Goncefion) begründet find, dieſe nicht willführlich verlegt oder gefränft werden.“ 
Bol. auch Zachariä J. c. II. S. 112: „Kür den Begriff des wohlerworbenen Rechts 
ift es einerlei, ob der bejondere Rechtslitel ein rein privatrecdhtlicher (Vertrag) oder 
ein ſtaatorechtlicher d. h. in einer Regierungshandlung (lex specialis) beſtehender iſt.“ 
Das die Ciſenbahn⸗Conceſſionen in Deutſchland ale Privilegien anzus 
fehen find, welde vom Regenten ertheilt werden, vgl. Bd. I. ©. 4. Anm. 5. 
u. 8. In Deilerreih werden diefelben geradezu Privilegien genannt. Weder 
Stautsgewalt, noch Unternehmer ift alfo berechtigt, die in den Goncefliones 
urfunden beflimmten Pilichten beider Betheiligten einjeitig aufzuheben. — lebers 
das Grlöfchen der Privilegien vgl. Bd. I. ©. 158. Anm. 2. — Cine Aufbes 
bung der Conceſſion könnte fomit nur auf sine gefehmäßige, für die Aufhebung 
und Beſchraͤnkung wohlerworbener Rechte beflimmte Weile geſchehen. Nur die 
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Ausführung des Unternehmens zugleich meiftens die Ausübung 
weiterer weſentlicher Hoheitörechte (dad Expropriationsrecht hin- 
fichtlich des Baus, die Eiſenbahn⸗Polizei Binfichtlich des Betriebs 
ber Bahn) ber betreffenden Eifenbahn-Gefellichaft zu, wogegen fle 
ſich aber regelmäßig, neben ber fi} von felbit verftehenden Ober⸗ 
aufficht über Bau und Betrieb als Ausflug ihres Hoheitsrechts, 
einen nad) Ablauf einer beſtimmten Reihe von Jahren 1?) unent- 
geldlihen NRüdfall ober doch ein Rüdfaufsreht vorbehalten 
haben 12). 


Geſetzgebung würde diefelbe brechen oder Befchränfen können, und würde ſolches 
zu thun verpflichtet fein, wenn das wohlerworbene Recht der Eiſenbahngeſell⸗ 
haft mit der Wohlfahrt des Ganzen in Gollifion fäme. Es würde dann aber 
ber Berechtigte bei Aufhebung feiner Berechtigung mit einem entfprechenden 
Hequivalente, gleich; wie bei der Aufhebung fonftiger Privilegien und bes Privat 
eigenthums auf dem Wege der Erpropriation, zu entfchädigen fein. Vgl. Zacha⸗ 
ri& StaateR. II. $, 157. und bie dort in Anm. 3. angegedene Literatur. Ras 
mentlich wird nach diefen Grundſähen andy der Fall zu entfcheiden fein, ob der 
Staat, wenn er fi) die Erwerbung der Bahn in der Conceſſ. Urf. wie J. B. 
bei der Leipz. Dresdner, Holfteinifchen, Hamb. Bergedörfer Bahn, nicht vorbe⸗ 
halten Hat, die Gonceffion zurüdziehen Lönne. Diefe Anſicht vertritt auch 
Kamphauſen Verſuch ıc. u. Beſchorner Eiſenbahn⸗R. S. 2. Anm. 

12) gl. Bd. I. ©. 158. Anm. 2. Hit. a., wo fich die verfhiedenen Ter⸗ 
mine für ben Ablauf der Bifenbahn-Goncefflonen in ben einzelnen deutſchen Län- 
dern angegeben finden. Rachzutragen if, daß bdiefer Termin regelmäßig mit 
bem Tage der Transporteröffnung beginnt. Bol. Defterr. VD. v. 1854 $. 7. 
in An. Preuß. Gifenbahn®. $. 42. — Da wo Bntfhädigung für den Müds 
fall geleiftet reſp. ein RüdkaufssMecht angeordnet wird, finden fi regel⸗ 
mäßig in dem betreffenden @ifenbahngefeß oder Bahnflatut (Gonceffionsurfunde) 
die Normen im Voraus feſtgeſtellt, nach welchen die Entichädigung zu lei⸗ 
ſten iſt. 

So ſoll 3.8. in Preußen (Ciſenb. G. F. 42.) und in Kurheſſen (Statut ber 
8. Fr. W. Nordb. 8. 17.), wo die Abſicht der Regierung die Bahn kaäuf⸗ 
lich an ſich zu bringen ein Jahr vorher angekündigt ſein muß, gegen Ueber⸗ 
nahme der Paffiva, der 25fache Betrag der Durchſchnittsdividende ans den letz⸗ 
tm 5 Jahren an die Actionäre bezahlt werben. ebenfalls muß der Geſellſchaft 
hinlaͤngliche Zeit gelaffen werben, um für ihr bedeutendes Anlagerapital aus 
dem Unternehmen den gehörigen Nupen zu ziehen. 

13) Es laſſen ſich diefe Zugefändniffe der Ausühung wefentlicher Hoheite-Medhte, 
64%. des Rüdfalls an den Staats m. E. nur aus dem Gedanken erflären, daß aller 
Bifenbahn:Bau und Betrich im Grunde Stantsunternehmen, alfo der Bau und 
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Indem nach dieſen allgemeinern Ausführungen nunmehr ſpe⸗ 
cieller auf die aus dem Eiſenbahn⸗Betriebe entſpringenden 
Nechtsverhaͤltniſſe zwiſchen Staat und Eiſenbahnen einzugeben iſt, 


Betrieb einer Privatbahn nicht eine concefftenirte Privatinduſtrie, ſondern bie 
verlichene Ausübung eines Hohritsrehts fei, wenn man auch dieſes Hoheits⸗ 
recht feinem Zweck und Weſen nach nicht als ein nutzbares auffaflen darf. May 
Fönnte gegen die Annahme nnd Zuläffigkeit folcher Verleihungen von Hoheits⸗ 
rechten freilich einmenden, daß es dem Begriffe bes modernen Staats wider 
Rreite, öffentliche Yunctionen an Gingelne oder Köryerjchaften gu verleihen und 
fo die ſtaatliche Einheit zu zeriplittern. Jedoch nach beuticher noch jept güls 
tiger DVerfafiung können fih auch Landesuntertfanen in der Ausübung nicht 
blos zufälliger, fondern auch weſentlicher Hoheitörechte befinden. Zachariä 
Gtantst. II. $. 154. ©. 131. Uebrigens ſprechen fi) weber bie aflgemeinen 
Eiſenbahngeſetze, noch auch bie Goncefkonen (Statute, Privilegien) der einzel⸗ 
nen Bahnen mit genügender Beflimmtheit über die innere Natur der in 
dieſen Gonceffionen ertheilten Rechte, über den Teitenden Rechtsgedanken bei dem 
rechtlich fo ſchwierig zu conftruirenden Berhältnig zwiſchen Staat und 
@ifenbanngefellihaft genügend aus, fo wenig wie dieſes hinſichtlich bes 
Grpropriationsrehts (vgl. Bd. I. ©. 32.) der Fall if. Daher die fo verſchie⸗ 
denartigen Anfichten über dieſes Verhältniß bei unfern Juriſten, welche nur 
darin einig fein möchten, daß ein Oberauffichterecht des Staats über die Eiſen⸗ 
bahnen anzuerfennen fei, wie bdiefes auch in den Eifenbahnengefehen beſtimmt 
angeordnet wird. — Daneben wird das Recht der conceſſionirten Geſellſchaft bald 
als ein dominium utile wegen bed unmtgeltlichen Heimfalls oder Ruͤckkaufrechts 
(Pohls Actiengeſellſchaften ©. 100.), bald als verlichenes nutzbares Regal des 
Staats an dem Schienenweg als öffentlicher Straße, (Reyſcher J. c.) Bald als ein 
eonceffionirtes Privateigenthum mit Realgerechtigfeit (Gerber in der Würtemb. 
Kammer, vgl. Reyicher 1. c. ©. 279.) aufgefaßt. — Die Iebtere Anficht liegt 
offenbar auch dem Art. 394. des Deutſch. HGB. Entwurf zu Grunde. Reyſcher 
+1. e. führt gegen biefe Anfiht an, daß es im Weſen bes PBrivats@ewerbes liege, 
daß daſſelbe im ausſchließlichen Intereſſe des Unternehmers betrieben werde und 
daß daſſelbe in der Hegel Concurrenz zulafie, während bei den @ifenbahnen im 
Gegentheil: Unterordnung unter das allgemeine Intereffe des Verkehrs, und 
feine Mitbewerbung, fondern thatſächliches Monopol des Verkehrs auf der bes 
treffenden Linie flattfinde. — Es widerfpricht aber auch der Idee eines eigentlichen 
Brivatgewerbes, daß der Ciſenbahn⸗Betrieb nur auf eine beftimnite Zeit geftattet 
wird, das mit dem Gewerbe verbundene Grundeigenthum zu gleicher Zeit weg⸗ 
fällt und der Staat in der Weife bevormundend eintritt, daß wie dieſes bel den 
Giſenbahnen der Fall ift. 

nebrigens fcheint das Preuß. G. in $. 36. davon auszugehen, daß das 
Bofregal auf die Eiſenbahngeſellſchaften übertragen werden folle, während bie 
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muß noch voraus bemerkt werden, daß von den Verhaͤlmiſſen der 
Staatsbahnen zur Stantögewalt hier abgefehen wird, ba dieſe 
der Natur der Sache nach juriſtiſch unerheblid, erjcheinen. Das 
Verhältniß der Direction einer Staatsbahn zu der ihr vorgefeßten 
Oberbehörde (dem betreffenden Minifterium) richtet fich lediglich 
nach der Ihr ertheilten Dienft-Yuftruction ?*). 

Dagegen muß ausführlich das Rechtsverhaͤltniß Der conceh 
flontrten Privatbahnen zum Staate und zu deſſen Anftalten d. h. 
zum Poſt⸗, Militär, Zoll-Weſen erörtert werben, wobei namentlich 
1) die Rechte und befonders die Pflichten Der conceſſionirten 

Geſellſchaften, wie folde in den Eiſenbahn⸗Geſetzen und Sons 
ceeſſions⸗Urkunden enthalten find, 

.2) das Oberauffihtöreht des Staated über die Gefellichaften 
in feinem Berhältnifie zu den Gonceffionen 
näber zu beiprechen find. 


§. 135, 


Rete und Bflihten der conceffionirten Befelligaften in 
Beziehung auf den Bifenbahnbetrieb. 


Die auf den Bahnbetrieb ?*) bezüglichen Nechtöverhältnifie 
der concejlionirten Eiſenbahngeſellſchaften zum Staate finden ſich 


Baier. und Deilerr. BO. 6. 13. mehr dem Geſichtspunkt einer zurückziehbaren 
Gonceſſion feſthaͤlt, namentlich über den Umfang und die Grlökhung der Gons 
ceſſion die Adminiitrativ Behörden entichriden läßt. 

Praktiſch fehe ich dagegen feinen bedeutenden Unterfchied zwifchen beiden 
Yuffafjungen, wenn man einerfeits ein unveräußerliches Hohritsrecht des Staats 
an dem Gifenbahnbau-Betrieb, andererfeits in dem conceflionirten Unternehmen 
ein wohl erworbene auf dem Wege der Klage zu verfolgendes Mecht anerimnt. 

14) By. übrigens über die Mechtöverhältnijie bei Staatobahnen Br. J. 

$. 66. ſowie inabejendere über die Frage, in wie weit die Volkovertretung 
berechtigt it, über die Verhaͤltniſſe des Betriebs derfelben mitzwensfcheiden, die 
folg. Anm. 28. ©. 498, 
‚. 15) Die auf den Bifenbahn «Bau ſich bezichenden Rechte (Expropriations⸗ 
recht, ausſchließliches Recht des Baues) und Pflichten finden fi in $. 10 der 
als Anlage IV zu Theil I (S. 205) mitgetheilten Deflerr. und Bayerfchen 
8. D. unter a—eo bzw. 1-4 zufammengefelit. 
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in ihren allgemeinen Grimbgügen in ben 'Elfenbahngefeßen !*) for 
dann aber fpeciell für jede einzelne Bahn im Beſondern in ber 
übe ertheilten Conteſſionenrkunde (dem Statute ꝛc.) feſtge⸗ 
ſtellt 19). | | | Ä 

Nach Anhalt dieſer Beftimmungen haben tie Deutjchen 
Staaten den Eiſenbahn⸗-Geſellſchaften, welche die betreffende Bahn 
erbaut bezw. erfauft oder gepadhtet haben, das Recht garmtirt: 
anf dieſer Bahn Perſonen und Sachen zu feftgeftell- 
ten Tarifpreifen zu befördern !®), auch biefe Geſellſchaften 
mit ber Ausübung der Bahnpolizei auf Grund ertheiltet 
Neglements beliehen ’*). 





— — — — 


16) Preuß. G. v. 1838 Oeſterr. V. D. 1% 1854 Baier. V. O. 2° 
1855 (mitgetheilt in Br. J als Anl. Ul u, IV). 

17) Das Verhältniß der Beſtimmungen der allgem. Ciſenbahngeſetze zu 
den in der Goncefiton feilgefeßten fpricht die Defterr. V. O. $. 10 dahin, flar 
aus: „Die vorficehenden Verpflihtungen der Bifenbahnsünternehmungen find infos 
fern maßgebend, als in der deehalbigen Gonceffions-Urfunde nicht eine befondert 
Ausnahme feſtgeſeht if. — Die Regierung behält fi vor, nach der obwalten⸗ 
den Berhältnifen die eine oder die andere Verbindlichkeit zu erleichtern oder in 
befondern Füllen, 3. B. wenn der Staat Zinfengarantie übernimmt, noch anders 
weite Berbindlichkeiten hinzuzufügen. Die @ifenbabngefeße enthalten alfo das 
fubfidiäre Recht für die Goncefftonen. 

18) Deſterr. 8. D. ch. S. 9 lit. d. Baler. B. D. cit 6. 9 No. 3, 

19) Bol. Preuß. Geſetz eit. F. 23 und Beſſel⸗Kühlwetter 1. o. Bd. IL 
©. 69 - 120. Die Hauptfächlichen Beſtimmungen, welche in den Polizei⸗Regle⸗ 
ments faft aller Bahnen wiederfehren, findet man bei Beſchorner ©. 215 zufames 
mengeftellt. — Außer in den Polizei Heglements finden fih auch in den 
Betrieböreglements det einzelnen Bahnen viele polizeiliche Beſtimmungen (vgl. 
$8. 26. 33. 34. 35. 36. 36°. 38. 86 Anm. 1), ebenſo in ben allgemeinen Lan⸗ 
desgeſetzen. Es finden ſich dieſe Polizei-Geſetze zufammtengefiellt in 
Beſchorner's Gifenbahnt. S. 213 fg. — Ueber die Handhabung der Ciſen⸗ 
bahnpolizei und die Stellung der Bahnpolizeibeamten, vgl. die Anlage I zu 
dieſem Theil II (S. 9. 10). 

Zur Eicherung bes Betriebs in polizeilichen Intereffe find zuden: genaue 
Berfhriften für die Ciſenbahn⸗Beamten gegeben. Dieſe „allgemel« 
nen Belimmungen zur Sicherung des Betriebs * finden fih für die Preuß, 
Staatsbahnen in dem Preuß. Negulativ vom 2,” 1850 erichöpfend zuſammen⸗ 
geſtellt, vgl. Beſſel⸗Kühlwetter J. e. Bd. II ©. 70. au Beichorner J.c. ©. 
232 fg.)- 
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Dagegen find den. Bahnverwaltungen regelmäßig folgende 

Berpflidtungen auferlegt worden: 

L Der Betrieb der Bahn darf erft nach beionderer Genehmigung 
der oberften Bermwaltungsbehörde (Regierung 20.) eröffnet 

werden 29). 

U. Die Bahn ift nebſt den Transportmitteln fortwährend 
in ſolchem Stande zu erhalten, daß die Beförderung mit 

| Sicherheit und auf die der Beitimmung bes Unternehmers ent» 
Iprechende Weile erfolgen kann 2). 

U. Ebenſo ift für den Betriebsdienft nur befähigtes und verlaͤſſi⸗ 
ge8 Perfonal anzunehmen. Hinfichtlih Der höhern Eiſen⸗ 
bahnbeamten hat fi die Staatögewalt oft das Recht der 
Beitätigung vorbehalten, welche Beftätigung bei Miß- 

.. verhalten zurüdigezogen werben kann. Namenilich ift auch bie 
Deftätigung und Verpflichtung der Betriebs⸗ und Aufſichts⸗ 
beamten, welche zur Handhabung der Bahnpolizei beſtimmt 

“ find, von der Staatöverwaltung ſich rejervirt worden 22). 

IN. Die Eifenbahnverwaltung bat zu den Kahrplänen für bie 
ordentlichen Züge die Genehmigung ber betreffenden fie beauf 

fichtigenden Behörde einzuholen *®). 


20) Preuß. ©. cit. $. 22, Baier. B.D. eit. 9. 10 Ro. 5. lie. a 

21) Preuß. G. cit.$. 24. Auf Grund diefes 9.24 bat man in Breußen bie 
Brivatbahnen im Berwaltungswege angehalten, für einen Erneuerungefond zn 
ſorgen. Dgl. au Preuß. Megulativ v. 3’ 1850, Baier. B. D. eit. $. 10 
Re. 5. litt. b. 

232) Baier. B. D. cit. $. 10 litt. c. Gtatut der KR. F. W. Nordb. 6. 9. 

23) Deſterr. 8. D. cit $. 10 lie. g. Baier. V. D eit. $. 10 No. 7. 
Danach ift das betreff. Miniflerum beredhtigt, in dem Wall, daß ſich Die concefe 
Konirten Unternehmer mit den angrenzenden Gifenbahnverwaltungen in Betreff 
der Fahrordnung und überhaupt bezüglich der wechielfeltigen Berfehre-Berhälts 
niſſe nicht vereinigen Fönnen, ober werm bei Einrichtung des Fahrplans die 
Zwede der Poſtanſtalt nicht gebührend berüdfichtigt werben, von Amtswegen 
Berfügung zu treffen. — Gbenfo Preuß. &. F. 36 Ro. 1: „Die Gefellichaft 
iR verpflichtet ibren Betrieb, ſoweit die Natur defielben es geflaitet, "in bie 
uethwendige Uebereinttimmung mit dem Bedürfniſſe der Boflverwaltung zu 
Bringen. ® 

As cine Gifenbahngefellihaft in Betreff des durchgehenden Verkehro 
angehalten wurde, Nachtzũge einzurichten, welche mit bedeutenden Koſten 
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V. Die Perſonen⸗ ımb Fracht⸗Tarife?) ebenſo wie die Be⸗ 
triebsreglements bedürfen der Genehmigung ber betreffen: 
den Verwaltungsbehoͤrde 24°) und dürfen ohne deren Zuſtimmung 
einfeitia nicht geändert werben ?>5). 


verbunden waren und die @ifendahnverwaltung gegen den Staat Hagte, ſprach 
das Geh. Obertribunal durch Erf. v. 7. Rov. 1855 aus, daß, wenn eine Eiſen⸗ 
Bahn angehalten wird, ihren Fahrplan anderweit zu reguliren, um fo ihren 
Betrieb in die nothwendige Uebereinfimmung wit den Bebürfnifien des Pofi⸗ 
weiene zu bringen, ber Staat nit verpflichtet iſt, der Geſellſchaft den ihr das 
durch erwachienen Schaden noch befonders zu vergüten. Vgl. dagegen Die gründe 
lichen Ausführungen von Beſſel Kühlmwetter II $. 129 (©. 165 fg.): Soweit 
die @ifenbahnverwaltung durch bie Ausführung der beireffenden Verfügung im 
ihren wohlerworbenen Recht beeinträdgtigt eriheint, wird ihr Schadensanfprud;- 
gegen die Poftverwaltung begründet erſcheinen. Diefer Anfiht iſt auch Befchorner 
©. 294. — Gegen die Anordnung ſelbſt als eine Berwaltungsmaßregel ift der 
Nehtsweg als ftatthaft nicht anzufehen (vgl. das oben erwähnte Erf. u. Archiv 
für civ. Praris Bo. 16 ©. 303 fg.) 

24) Deflerr. ®. O. 6. 10 litt. e. Baier. B. O. 6. 10 Ro. 6. 

Sm Preuß. ©. wird Hinfiätlih der Genehmigung der Tarife zwiſchen 
Bahn⸗ und Transportgeld unterfchieden und die Beflimmung der erflern, 
auf Grund der in $. 30 jenes Geſetzes aufgeftellten Normen (vgl. zu deren Er⸗ 
Härung Beſſel⸗K. II S. 198 fg.) dem Handelsminiſterium zufommen, während bie 
Regulirung des Transportgelds in $. 32 der Eiſenbahngeſellſchaft für die 3. 
erſten Betriebs⸗Jahre ganz frei überlaffen wird. Dieſe ganze Unterfcheidung iſt 
jedoch bis jetzt unpraftifch geblieben, da dieſelbe mit dem noch nicht eingetretenen 
Balle in Berbindung fteht, daß weitere Transportunternehmer als Goncurrenteg- 
zum Transportbetrieb auf der Bahn ($. 27--29 des Preuß. ©.) zugelafien 
werben und ift deshalb der 5 33 (wonach bei dem Bintritt eines Bahngeldtarifs die 
Transporipreiſe nach den erfien 3 Betriebsjahren nicht mehr als 105 des Meins 
ertrag6 betragen follen) bzw. das dort aufgeftellte Marimum nicht zur Anwen⸗ 
dung gefommen. — Trobdem hat in Preußen die Regierung das Recht der 
Genehmigung des Tarifs erlangt, indem biefelbe in faR allen Geſellſchafts⸗ 
Gtatuten (wenige ältere auögenommen) ſich die Genehmigung und Aenderung 
ber Tarife ausdrücklich vorbehalten hat. Vgl. Beſſel⸗-K. S. 204 fg. 

Auch in dem Statut ber F. W. Nordb. 8. 9 wird noch zwifchen Tarifen 
über das Transport: und über das Bahngeld unterfchleden und diefe fowie jebe 
Abänderung derfelben der Genehmigung der Kurfürftlichen Regierung vorbe⸗ 
halten. 

24.) In Oeſterreich (V. O. cit. $. 10 lit. g) und Bayern (V. O. cit. 
$. 10 No. 7) Hat das Handelsminiſterium dieſe Genehmigung zu ertheilen. 
Im Preuß. ©. $. 32 findet fih die eigenthümliche Beſtimmung, dag die Res 
gierung über die Anwendung des Bahngeldes und Frachttarifs bei den’ 
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Auch follen nach den meiften Betriebdordnungen die Tarife 
nach Ablauf einer beſtimmten Zeit der Reviſion Ecitend 





zwiſchen einer Eiſenbahn⸗Unternehmung und Privatperſonen entſtehenden Strei⸗ 
tigkeiten mit Vorbehalt des Recurſes an das Handelsminiſterium zu entſcheiden 
hat ($. 35 des cit. Geſ.). 


Jedoch find nach Beſſel⸗Kühlw. 1. ec. in Preußen Etreitigfeiten über die 
unrihtige Anwendung des Tarıfa (Klagen auf Rüderflattung gezablter Fracht 
wegen unrichtiger Claſſificirung ıc.) bis jetzt nicht bor das Forum der Admini⸗ 
Rrativs Behörden gebracht worden, fendern vor die gewöhnlichen Berichte. Auch 
iR anzunehmen, daß man die eben erwähnten Beſtimmungen der Deflerr. und- 
Baier. B. D. nit auf das Berhälmiß der Bahnverwaltungen zu ben Trande 
portnehmern beziehen barf. 


25) 88 fragt fich, wie es ſich verhält, wenn eine Gifenbahnverwaltung ehne 
Geuchmigung der Regierung ihre Tariffüge oder ihr Betriebs-Regiement geäns 
dert bat, und nun auf Grund diefer nicht genehmigten Beilimmungen Tran 
portverträge abgeichlofien worben find. Werden hier die Transporinehmer nad 
Maßgabe der nicht von ber Staatögewalt genehmigten Beitimmungen verpflichtet ? 


Es wurde diefe Frage von praftifcher Bedeutung bei der Schweizer Cen⸗ 
tralhahn, welche neben ihrer von der Gentralregierung fanctionirten Bahns und 
Transpert-Ordnung von 1854 chne @inholung der nöthigen Genehmigung ein 
Berbandsreglement mit der Schweizer Norbofl: und Weitbahn vereinbart hatte, 
welches die Rechte des Publicums unter Anderm in der Weife fhmälerte, daß 
für den directen Verkehr die in der genannten Transportordnung garantirte 
Tarifirung der Waaren nah 4 Glaſſen aufgehoben, ſämmtliche nicht ſelbſt (in 
ganzen Wagenladungen) verladenen Waaren den Tarif der Höchften Glafle be- 
zahlen follen und die Bahnverwaltung nur vor Schiedsgerichten nicht vor dem 
ordentlichen Berichte belangt werden kann. Bol. Vogt in der deutſchen Viertel⸗ 
jahrichrift 1. c. 1858 unter No. IH. 


Nicht zweifelbaft Fann die Beantwortung der Frage in den Etaaten 
( Deũuerreich, Baiern, Preußen vgl. die vorige Anm.) fein, wo die Beſtimmung, 
daß die Gifenbabnverwaltung ihre Tariffäpe bzw. ihr Betriebe-Reglement nicht 
ohne Genehmigung des Staats verändern dürfe, ald Geſetz promulgirt if. Die 
von dem genehmigten Tarif und Neglement abweichende Tarif und Reglements⸗ 
Behimmung ift hier, foweit als ſolches der Fall, nichtig, denn quod contra 
legem, nullum est. — Schwieriger wird der Ball, wenn feine berartige 
gefeslihe Beſtimmung vorhanden if. Don rein civilrechtlichem 
Standpunfte reſp. vom Standpunkte des Gifenbahntransprris ale 
Privatgewerbe, würde man die von der Staatsgewalt nicht genehmigten 
Reglementes und Tarifbefimmung an fich anerlennen müſſen, indem nur bie 
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der Staatögewalt unterwerfen ?*) und joll auf Serabfepuug 
der Tarife, wenn die Sinnahmen ein gewilles Magimum,?7) 
erreichen, hingewirkt werben ?°). 


von der Gifenbahn für ihre Transporte befannt gemachten Bedingungen ale 
zwifchen ihr und dem Transyertnehmer verabredet gelten Eönnen (vgl. Theil II 
(8.24) zumal wenn es fih um einen Waarentransport handelt, indem Bei eine 
folhen der Verſender im Frachtbriefe die Verpflichtung ausfprechen ınug, daß er 
fi ten Vorſchriften des Transportreglements unterziehe, widrigenfalls das Gut 
gar nicht angenommen wird. Es ſcheint Hier ein In aller Form Rechtens abe 
gefchlofiener Vertrag zwiſchen dem Verſender und der Gifenbahnverwaltung vor« 
zuliegen. — Geht man jedoch ridytiger mit Vogt 1. c. davon aus, daß das Mechtsobject 
der Ciſenbahn⸗Conceſſionen ſtaaterechtlicher Natur ift, daß die Bahnverwaltungen 
ein Hoheitsrecht ansüben, welches zugleich die Pflicht In fih faßt, das Recht 
des Transports dem öffentlien Intereſſe gemäß auszuüben, dag das Publicum 
geradezu ein Recht Hat zu verlangen, daß ihm nady den vom Staate aufgeſtell⸗ 
tm Statuten und Reglements die Benupung der Bahn garantirt bleibe, fo 
muß man anerfennen, daß nach der Natur der Sache von den Bahnverwals 
tungen der Wifenbahntransport auf die in den fanctionisten Megleinents und 
Tarifs angeordnete Weiſe geſchehen muß. 


Die Beſtimmung, welche die Bahnverwaltung in einem nicht genehmigten 
Meglement dem publicirt hat, iſt ſomit als nichtig und als rechtlich nicht 
vorhanden zu betrachten, da-die Verwaltung außerhalb ihrer nur vom Etaate 
abzuleitenden Befugnig gehandelt hat. — Das auf Grund eines nicht genchs 
migten Tarifs zu viel Bezahlte wird alfo Seitens des Transpertaten unter Bes 
rufung auf die Nichtigkeit der fraglichen Tarif-Beftimmung auf dem 1 Wege des 
Proceſſes zurüdverlangt werben fönnen. 


Sjepenfalls würde es aber in ber Gewalt der Oberauffichts-Behörbe Rechen, 
die Gifenbahnverwaltung zur jeforligen Abänderung der nicht genehmigten Be⸗ 
Rimmungen durch die ihr nah $. 136 (©. 503) zu Gebote ſtehenden m 
zu zwingen. 


286) In Oeſterreich (V. O. cit. $. 10 Mitt. ©) und in Baiern (B. DO. cit. 
8. 10 Ro. 6): von drei gu drei Jahren. — Hinſichtlich Preußens vgl. Anm. 24. 


27) In Defterriih (8. O. $. 10 litt. e): „wenn die reinen Grirägnifie 
ber Bahn 158 der Einlagen überſchreiten“. Hinfihtlih Preußens vgl. Anm. 
24. — Man if in Deutſchland mit der Beſchraͤnkung des Rechts, die Tarife 
einfeitig feftzuftellen, fehr weit gegangen. 


28) Die Altern Sefehe und Statuten (Preuß. ©. $. 26. 32. Oefterr. 
Gef. v. 1838 $. 8 litt. ©) überließen eo wie in Sugland den conceffionicke 
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VI. Die Bahnverwaltung {ft verpflichtet, den zur Ausübung bes 
Oberaufſichtsrechts des Staats über das Unternehmen 
beftellten Staatöbeamten (dem Eifenbahn-Kommiffar) Einficht 
in ibre finanziellen und Betriebs: Angelegenheiten zu 
geftatten 2°). 


Gifenbahngefellichaften, innerhalb der Srenzen eines Marimums die Breife nad 
ihrem Ermeſſen zu beflimmen, während bie neuern Geſetze (Deftere. V. D. cit. 
g. 10 li. a. Baier. V. O. cit. $. 10 Ro. 6) die Tarife und deren Aende⸗ 
rung durchaus von der Genehmigung ber Staatsverwaltung abhängig machen. 


Wo derartige geſetzliche Beſtimmungen nicht eingeführt worben find, und 
die Staatsgewalt in den Statuten HH nit die Feſtſtellung des Tarife aus⸗ 
drücklich vorbehalten hat, würde es aber als ein Eingriff in ein wohlerworbenes 
Hecht erfcheinen, wenn die Staatsgewals die Mentabilität einer Eiſenbahn durch 
Serabiegung des Tarife jchmälern wollte; nur die Geſetzgebung würde, wenn 
es fich zeigte, daß unter dem beſtehenden Tarif das öffentliche Wohl leide, hier 
einſchreiten können. Bol. Reyſcher . c. ©. 299. 


Bas die conceffionirten (Private) Bahnen anlangt, fo kann bie 
Gtaatsverwaltung, fofern fie für fih allein die Goncefflonen zum Gifenbahns 
Betriebe zu extheilen befugt ift (wie diefes überall in Deutjchland der Ball fein 
wird, anders wie in England, wo hierzu eine Parlamentsacte erfordert wird), 
auch für ih ohne fändifhe Mitwirkung die Feſtſtellung der Tarife 
vornehmen. 

Was die Staatsbahnen anlangt, fo geſchieht die Feſtſtellung des Tarife 
im vielen Staaten z. B. in Baiern «vgl. Balz, baierſche Staatsverfafl.R. 
Würzburg 1847 $. 129), im Königreihd Sachſen (vgl. V. D. vom 2% 1851), 
Hannover (vgl. Geſ. v. 4 1843), unter Rändifcher Mitwirkung, eine Gonfequenz 
ber Anficht, dag der Bifenbahnbetrieb Ausflug eines den Stantshausgalt bes 
treffenden Hoheitorechts fei, vgl. Reyſcher 1. c. ©. 297. 


29) Ueber den Geſchaͤftokreis der Eiſenbahn⸗Commiſſare vgl. Bd. TI Anlage 
16. 9 10., Preuß. Negulativ v. ]F 1848 zur Ausführung des $. 46 des 
Breuß. ©. (Min. Blatt d. inn. Berw. 1848 ©. 390 No. 489 abgedrudt bei 
Beſſel⸗-K. II ©. 15): Dem K. Gifenbahn-Gommifjariat gehört die Wahrung 
der Mechte des Staats den Ciſenbahn⸗Geſellſchaften gegenüber, fowie der Intes 
reſſen der Gifenbahn-Unternehmungen als gemeinnügiger Anftalten und ber 
Intereſſen des die Bifenbahnen benutzenden Bublicums ıc. Demgemäß refjoririen 
von den Gommifjariaten die finanziellen und alle Betrieb6-Angelegen- 
heiten der Eiſenbahn⸗Geſellſchaften, ſofern dabei ein allgemeines Interefle ob⸗ 
waltet, desgleihen die Fürſorge für die Aufrechterhaltung des Geſellſchafts⸗ 
Ratuts und ber den Geſellſchaften auferlegten Bedingungen. 
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No. In Folge des den beutjchen Staaten (refp. dem Fürſten von 
Thurn und Taxis der Ausübung) nach zuftehenden Poftregals’°) 
ift den Verwaltungen der concejfionirten Gijenbahnen nicht 
nur die Annahme von poftzwangspflichtigen Sendungen 
(Briefen 20.) unterjagt 22), jondern e8 haben auch Diefelben 
großentheils fich verpflichtet müflen, alle diefe dem Poſt⸗ 
zwange unterworfenen Güter (Briefe, Selber ıc.), fowie bie 


Poſtwagen nebft Poftbedienten unentgeldlih zu transpors 
tiren 32). 





30) Sehr genane Beflimmungen über das Berhältnig des Poftregals zu den 
Bifendbahnen gibt das Preuß. ©. cit, $. 36, welches fehr gruͤndlich commentirt 
worden iſt von BefjelsKühlwetter Bd. II Gapitel VIII (S. 141-187). Auch 
in Frankreich, England und ben vereinigten Etaaten beſteht die Ausübung des 
Poſtregals, wenn auch (wie früher in den deutfchen Reichsgeſetzen) befchräntt . 
auf die Beförderung von Briefen (und Zeitungen). Vgl. über die Verhältniffe 
der conceffionirten Ciſenbahnen zu den Boften, insbefondere zur Thum u. Tarijchen 
v. Reden die Gifendbahnen Deutfhlande Bd. I ©. 93 fg. — Scharff die 
Anſprüche und Rechte der fürfll. Thum u. Taxiſchen Poſt ıc. Frankfurt 1840. 
v. Stängel das deutjche Poſtweſen in geſchichtlicher und rechtlicher Beziehung, 
nebſt Erörterungen über 2c. das rechtliche Verhältniffe der Poft zu Ciſenbahnen 
Etutigart 1847. Reyſcher in der Zeitichrift für deutſches Recht Bd. 13. 
©. 301. Rompe 1. c. v. Rinde J. c. 

Soweit ſich das Poſtregal auf die regelmäßige Beförderung von Briefen 
und Badeten befchränfte, wurde die Poftanftalt Durch den Eifenbahnverfehr nicht 
alterirt, und ift die Beförderung von Briefen und Fleinern Padeten ihr geblieben. 

31) Bol. Oeſterr. V. O. $. 9 in fin. Baier. B. O. $. 9 No. 3. Preuß. 
G. $. 36. Bgl. auch in®Anlage XII das Verzeichniß der in Deutſchland poſt⸗ 
zwangspflichtigen Gegenſtaͤnde. 

32) Preuß. &. $. 36 No. 2 und 3 Defterr. V. D. $. 10 litt. f. Baier. 
V. D. $. 10 No. 8 In den beiden Heflen dagegen muß bie Boflverwaltung 
für den Bofttransport Zahlung leilten. — 

Den Bifenbahngefellfchaften ift in Beziehung auf ihre Dienflcorreipondenz 
(Eifendagn-Dienf-Saden — €. D. ©.) in Preußen Bortofreiheit bes 
willigt worden. MRefeript des K. Generalpoſtamts v. 3 1849 ubgedrudt bei 
Beſſel-K. TI ©. 185. — Ebenſo iſt die Gorrefpondenz in Angelegenheiten des 
beutichen Eifembahnvereins und im Wechfelverfche der verbundenen Verwal⸗ 
tungen, wenn fle mit einem Dienftfiegel verfchlofien und als „deutſche Gifenbahn« 
ſachen“ (D. E. 2. ©.) bezeichnet iſt, portofrei — und zwar außer in Preußen 
auch auf den K. Hannöveriihen, Sächſiſchen, Großh. Mecklenb. Schwerinifchen, 
Braunſchweigiſchen und Fürſtl. Thurn u. Tarisſchen Poſten, auf den lettern in 

Ko, ECiſenbahnen II. 32 


5080 - , . Künfter Zitel 5 §. 185.] 


VI. Die Beförderung von Militair und Kriegsmaterial muß 
auf Berlaugen der Militairverwaltung zu ermäßigten Preijen 
und nöthigenfalld in Extra-Zügen zu jeder Beit und in jeder 
Stärfe gejchehen 22). Für Sriegsbefchädigungen und Demo- 
lirungen, es mögen joldye vom Yeinde ausgehen, oder im 
Intereſſe der Landesvertheidigung veranlaßt werden, können 
die Eiſenbahn⸗-Geſellſchaften vom Staate einen Erjaß nicht 
in Aufpruch nehmen, 3*). 


Bezug auf die Thuringifche Ciſenbahn⸗-Geſellſchaft. Vgl. Refeript des Preuß. 
Beneralpoflamts v. 32 1850. 

Beldfendungen find dagegen wo fie poftzwangspflichtig find wie in 
Breußen, au für Eifenbahngejeflichaften dem Poſtzwange unterworfen. Jedoch 
fol nad) einer Entfcheidung des Berl. G. Obertribunalv. 4 1849 der Transport 
von baaren Geldern durch die Eifenbahnen, wenn die Sorge für diefelben und 
deren Abgabe am Beflimmungsorte einem Bevollmächtigten des Abſenders an 
vertraut if, Feine PBoftcontravention enthalten, jo daß aljo die Gifenbahngefell: 
ſchaften ihre Beldfendungen dur ihre Beamten poflfrei fönnen transportiren 
lafien. 

33) Bol. Oeſterr. V. O. $. 10 lit. f. Baier. B. DO. 8. 10 No. 9. De 
Etaat muß aus Gründen des öffentlichen Wohle die Befugnig haben, die Ciſen⸗ 
Bahnen zum Transport von Truppen, Kriegsmaterial und Berpflegungsbebürfs 
niffen gu benußen. Hanfentann Kritif des preuß. Eiſenbahngeſezes ©. 116: 
„Diefe Befugniß muß der Etaat ohne Ginſchränkung jederzeit haben. 
Denn wenn das Gejeh die Fälle genau beftimmen wollte, in welchen die Ber 
fugniß eintreten folle, fo läuft er Gefahr entweder einen nothwendigen Kal nicht 
gehörig vorzufehen oder ſchädliches Auffehen 3. B. im alle eines ausbredhenden 
Krieges zu erregen”. 

In den Goncefflonsurfunden find übrigens meiltens die nähern Bedingun⸗ 
gen aufgeftellt worden, unter welchen der Gebrauch der Ciſenbahnen Seitens 
der Militärverwaltung Hattfinden fol. Auch gibt die Baier. V. O. 1. c. die 
Fälle näher an. 

Die Höhe der Vergütung ift entweder beſondern Vereinbarungen vorbe⸗ 
alten (namentli in Preußen), ober es ift in den Eifenbahn- Reglemente eine 
Grmäßigung der gewöhnlichen Tariffäße für den Militärtrausport flipulirt. 
.. 2. Moin W. Art. 56 zu J des Kahrgelds der Iten Claſſe; hinfichtlich des 
Mebereinfommens einiger Defterr. Bahnen vgl. Beſchorner I. c. ©. 295. 

34) Preuß. ©. $. 43 Baier. V. DO.$. 9 in fin.: „feine Entſchaͤdigung 
ofern nicht mit der Zerftörung zugleich eine Abtretung von Grundeigenthum ver 
bunden ift”. Keine Entichädigung aus der Stabtsfafle: Statut der K. Fr. W. 
Morbb. 5. 18. Unter derfelben Bedingung ift auch der Taunusbahn nur ges 
Rattet, durch die Mainzer Feſtungswerke zu bauen. 
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al. Die durch Die Zollverhältuiffe Bebingten Vorfchriften werben 

dem Unternehmer durch befonbere Neglements befännt ge, 

mmacht, welche diefe genau zu befolgen Haben 22). Desgleichen 

baden die Bahnverwaltingen der polizeilichen Anordnung, 

daß gewiſſe Sachen nit auf der Eiſenbahn transportirt 

werben dürfen, überhaupt allen polizeilichen Anorbnungen des 
Staats Folge zu leiften?*). 


-X. Der Unternehmer ift verpflichtet, Die Steuern zu tragen, 
welche herfömmlicy oder gejeglich auf dem Bahneigenthume 
und Metriebe ruhen, ober. fünftig nod) geſetlich auferlegt 
werben 3°). 


Nah der Baier. und Deſterr. mehrfach citirten 37) 8. O. 


— — — 


35) Baier. B. O. 8. 10 No. 10. Für die Zollvereinsflaaten if ein all⸗ 
gemeine Regulativ gegeben worden, weldes ſich vollfländig abgedrudt findet 
bei Beſſel⸗Kühllwetter 1. c. II S. 103—112. Der Verfaſſer verzichtet um fo 
mehr auf deſſen Abdrud, als dieſes Negulativ, welches zu vielen Klagen ber 
Gifenbahnverwaltungen Beranlaffung gegeben hat, einer baldigen Veränderung 
entgegen ſieht. Die Triefter General⸗Verſammlung des Vereins deutſcher Ciſen⸗ 
bahnverwaltungen von 1858 bat aufeingehenden Sommiffionsbericht Hin, welcher 
die dur den Gifenbahnverfehr bedingten Nbänderungen der Zollordnungen ums 
faſſend darlegt, an die deutſchen Staatsregierungen die Bitte geftellt, „daß bei 
Ausarbeitung der für den Bahnbetrieb bezüglich der Zoll- und Steuer-Verhält 
niffe zu treffenden allgemeinen Beftimmungen Sachkundige aus dem Schooße 
der Eiſenbahnverwaltungen möchten herangezogen werden und hat als Vorbild 
für die Reglung der SteuersBerhältnifle, die unter dem 17 1857 für die 8. 8. 
Deſterr. Staaten ergangenen Vorſchriften über das Zollverfahren für den Verkehr 
auf den Gifenbahnen hingeftellt. , 

35) Vol. $. 135 Ann. 19 ©. 493. Baier. B. O. $. 15 in fin. I. 
©. 197. 

36) Das Nähere vgl. Bd. I ©. 161-164. Zu Anm. 10 ©. 162 if 
Binzuzufügen, daß abweichend von Preußen im Könige. Sachſen die Eifenbahns 
Gejellichaften der Gewerbeſteuer unterliegen. 

37) Die Defterr. ®. O. 6. 13 (vgl. Bd. J. E. 211) fagt allgemein: 
Angelegenheiten, welche ſich auf Vollziehung diefer (d. h. in der V. D. aufge 
führten) Beflimmungen beziehen, find von dem Rechtswege ausgeſchloſſen und 
gehören vor die adbminiftrativen Behörden. 

Die Baier. B.D. 5. 14 ſchließt wenigftens die, Privatrechte Dritter ri 
senden Fragen ausbdrucklich von dieſer Beſtimmung aus. 
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follen die Aominifirativbehörben über bie aus der Gonceifions, 
Verleihung hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen bes Con⸗ 
sejftonirten, Insbejondere über die Befugniß zum Bau und zum 
Betriebe der Eifenbahn und über den Umfang und bie Erlöſchung 
ber Conceſſion, fowie über jede nad) abminiftrativen oder polizei 
lichen Beflimmungen zu entjcheidende Irrung, beichließen unb ver 
fügen *°). 

Zuweilen bat fi) die Staatögewalt in den Goncefflonen vor: 
behalten, nad) Maßgabe der weitern Erfahrungen und ber fi 
Daraus ergebenden Bebürfniffe die dort aufgeftellten Beflimmungen 
durch weitere Anordnungen zu ergänzen und abzuändern 20). 
In ſoweit jedoch diefe neuen Beflimmungen eine Beſchraͤnkung ber 
Einnahmen oder eine Vermehrung der Ausgaben herbeizuführen, 
wird die Stantögewalt der Eifenbahngejellichaft, injofern beftimmte 
Aenderungen in der Conceſſion nicht vorbehalten worden find, eine 
angemefjene Geldentſchaͤdigung gewähren müfjen *°). 


S. 156. 


Die Eonceffion als exceptionelles Recht und in ihrem Berhältnig 
zum Oberaufſichtsrechte des Staates. 


Bereits in Beziehung auf ben Ciſenbahn-Bau (Th. I ©. 5 
Anm. 9) wurde die Behauptung aufgeftellt: die Eiſenbahn⸗Gonceſ⸗ 
fion fei als ein exceptionelle8 Recht aufzufafien und daher fridt 
zu interpretiven. Derſelbe Sab gilt natürlich auch für den Eiſen⸗ 
BahnsBetrieb. 

Nur das alfo, was ausdrücklich einer Eiſenbahn⸗-Geſellſchaft 
in ihrer Conceſſionsurkunde garantirt ift, muß als deren wohler⸗ 
worbenes Recht angefehen werben, welches, gleih andern Privat. 
rechten nur Durch Die gefehgebende Gewalt beſchränkt oder aufgehoben 


Ei 


38) Vgl. Baier. V. O. 1. c. 8. 14 (Th. 1 ©. 211 diefes Werke). Im 
den Staaten, wo ſolches nicht gefehlich beſtimmt if, muß dagegen ber Gonceh 
Ronirte fein wohlerworbenes Recht im Rechtswege verfolgen können. 

39) Breuß. G. 8. 49 abgebrudt Bd. I ©. 195. 

40) Ausbrüdlich anerkannt im 5. 48 b. Preuß. G. eit. Vgl. and) Bogil.c. 
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werben kann. Dagegen hat in allen den Beziehungen, für welche 
die. Goneejfion eine ausbrüdlihen Garantien gibt, die 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft Feine freie Hand, fonden muß ſich ben 
Anordnungen der Staatögewalt fügen. 

Namentlich gilt dieſes auch in Betreff bes Umfangs bes 
ſtaatlichen Oberaufſichts rechts über den Bang des Eiſenbahn⸗ 
unternehmens. Dieſes dem Staate unveräußerlich zuſtehende 
Recht wird durch die Vorbehalte in den Conceſſionen nicht er⸗ 
ſchöpft, ſondern erſtreckt ſich ſoweit, als die Pflicht des Staates 
reicht, dafür zu ſorgen, daß die Eiſenbahn ihre Eigenſchaft als 
öffentliche Transportanſtalt erfüllt, 

Die Staatögewalt kann fomit, wenn auch die Gonceffion nichts 
davon erwähnt, die im vorftehenden F. 185 erwähnten Verpflich- 
tungen den Eiſenbahn⸗Geſellſchaften auflegen, kann Einficht in Die 
Verhandlungen ber Eijenbahn-Nerwaltungen fordern, den Betrieb 
und die Rehnungsführung controliren, befonderen Beamten vie 
Wusübung ihres Auffichtsrecht® übertragen, in Beziehung auf die 
Anzahl der täglichen Fahrten, Schnelligkeit der Beförderung, Pflicht 
zum Zransporte, Beflimmung der Lieferungsfriiten, Berechnung 
der Tarife und binfichtlich. des Anjchlufies an andere Bahnen bas , 
Nöthige anorduen, kurz, Die Staatögewalt kann die Bahnverwal⸗ 
tungen anhalten, dem Bublicum alle die Vortheile zu gewähren, 
welches daſſelbe von einem öffentlichen Verkehrsmittel beanſpruchen 
kann. Namentlich dann der Staat Darauf dringen, ba bie Fort⸗ 
fchritte der Technik von den conceſſionirten Geſellſchaften benußt 
werben, welche zur Sicherung des Publicums beim Eiſenbahnbe⸗ 
triebe dienen. 

Sinfichtlih der Verwirkung der Goncelfion in Preußen ” 


41) Das Eigenthum der Gefellfchaft (Bahn, Transportmittel 2c.) fol in 
diefem Falle zwangsweiſe verfieigert werden. Vgl. $. 47. des Breuß. Giſenb. G. 
v. „5 1838 abgebrudt. Bd. I S. 195. — Als weitere Zwangsmittel gegen 
die Giſenbahn⸗Geſellſchaft, um bie Befolgung der Verfügungen der Staatsgewalt 
herbeizuführen, wurden in Preußen von den Kifendahn: Gommmflariaten auf 
Anordnung des Handele-Minifteriums Gelditrafen gegen die Dieeciiene· Nuclieder 
zur Anwendung gebtracht. Bol. Beſſel⸗K. II 247 fg. 
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und der Sequeftration ber conceſſionirten Eifenbahnen in Defter- 
- eich und Baiern, wenn die Gijenbahnunternehmung den Anorb- 
nungen der vorgejeßten Behörde nicht nachkommt, wejentlichen 
Beltimmungen der Gonceffiousslirfunde oder der Eiſenbahn⸗Geſetze 
zuwider handelt, vgl. Bd. I ©. 158. 109 Anm. 2 hit c. 


Schlußwort. 





"So wäre denn das vorgeſteckte Ziel erreicht d. h. der Verſuch 
beendet, die Nechtöverhältniffe aus dem Betriebe der deutſchen 
Eifenbahnen, mit Ausfchluß der frafrechtlichen und der anf das 
Aetienweſen bezüglidyen Beſtimmungen, barzuftellen. 

Wir haben damit einen Kreis zufammengehöriger Lebensverhältnifie 
juriſtiſch beſprochen, welche den verfchiebenften, und tm Syſteme weit 
auseinander liegenden Rechtszweigen angehören. Es galt dabei das 
ganze labyrinthiſche Gewebe des Eiſenbahn⸗Rechts fo vollftändig 
als möglich zu entwideln, jede Lehre in natfirlicher Ordnung 
an Die nächſt verſchwiſterte zu reihen, und alle für die Praxis 
erheblichen ragen zu berühren. 

Es jei dem Verfaſſer vergöunt, che er vom Leſer Abſchied 
nimmt, noch einmal den Lauf der Abhandlung kurz in feinen Res 
jultaten vorzuführen, die beiprochenen Rechtsverhältniſſe in ſchnellem 
Taufe vor dem Auge des Leſers vorüberziehen zu laſſen. 

Bon flantörechtlichen Fragen über die Natur des Ver: 
bältniffes zwiſchen Staat und EifenbahnsUnternch> 
mung ausgehend (Th. 1 Einleitung) mußten wir die Orund⸗ 
erwerbungen für den Gijenbahnbau (Tb. 1-Tüel 1) und in 
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Folge deſſen Die ſchwierige Frage über die privatrechtliche 
Ratur des Erpropriatiousacts und über den Umfang 
ber Entfhädigung (Ti. J Cap. ID zu Iöfen juchen, welche auf 
die Lehre vom Kaufe bafirt wurde, während Die zwangsweiſe 
vorübergehende Benutzung fremden Eigenthums als 
ein Miethverhältnig hingeſtellt warb (Titel IN. 

Die Rechtsverhältniſſe der Eiſenbahn-Unternehmer zu den 
Gigenthümern Der anliegenden Grundftüde (Tit. ID 
führten auf die verwidelten Rechtsverhaͤltniſſe zwiſchen Grundſtücks⸗ 
nachbarn (Tit. II), wo über die Anwendbarkeit der actio negatoria, 
aquae plurine arcendae, cautio damni Infectiete. auf den Eifenbahn- 
bau ſich ausgeſprochen wurde. Hieran jchlofen ſich hie. Fragen 
über die außercontractliche Entſchädigungspflicht der Eifenbahne 
Unternehmer nach Maßgabe der. Grundjäße von der actip leg; 
Aquiliae (Ti. IV). Beide Materien wurden im Tit. IV des Ilten 
Theild auch auf den Eifenbahnbetrieb angewendet. 

Im Theil II wurde zunächſt die redhtlihe Natur der Eifens 
bahn -Transportverhältniffe (nach gen. R.) auf die Grundſaͤtze 
der Arbeitöverbingung (loc. cond. operis) zurüdguführen verjucht; 
während die Anwendbarkeit des prätorifchen Edictd vom receptum 
ald eines der analogen Ausdehnung entzogenen jus singulare 
abgewielen und dagegen die Berechtigung der Eiſenbahn⸗Verwal⸗ 





1) Ganz eigenthuͤmlich hat neuerdings v. Linde in ber Zeitſchrift für Civil⸗ 
R. u. Proceß N. F. Jahrg. 1858. u. 1859 (Beiträge zur Lehre über bie Hafts 
Yerbindlichfeit der Poftariftalt für die ihr anvertrauten Sachen) das Rechtover⸗ 
haältniß der öffentlichen Verkehrsanſtalten gu den Transportaten aufgefaßt. Der⸗ 
ſelbe nimmt nämlich an, „daß bie aus dem Poſttransportvertrage entſpringende 
Dbligation dem öffentlichen Rechte angehöre; denn dba das Recht zur Anlage 
nnd Ausübung der Bolt zu den Regalien zu rechnen fei (deren Grund und 
Subject ſtaatsrechtlicher Natur), fo falle der mit der Poſt abgefchloffene Trans 
portvertrag nur infoweit dem Privat-R. anheim, als die pofttive Befekgebung 
in diefer Richtung das Nechtsverhältuiß georbnet habe. — Sollte aber die Auf 
übung eines Regald Dritten gegenüber nit als eine privatrechtliches Ver⸗ 
haltnig aufzufaflen fein? Wird man ba, wo 3. B. ein Branntwein-Megal 
beiteht, und der zu deſſen Ausübung durch Conceſſion berechtigte Wirth an einen 
Saft Branntwein verſchenkt, dieſes Branntweinfchenten ale Ausübung eines 
öffentlihen Rechts, oder nicht vielmehr als einen privatrechtlichen Kauf, als 
eige emtio. venditio anfehen ?. oo: | 


606 Schlußwort. 


tungen, die gemein⸗ oder landesrechtlichen Grundſaͤtze durch autos 
nomiſche Beſtimmungen d. h. durch bie Betriebs⸗Reglements aus⸗ 
zuſchließen, dargelegt worden iſt. Hieran reihte ſich eine Eroͤrterung 
ber Transport⸗Verhaͤltniſſe nach Preuß., Oeſterr. ıc. Rechte. 

Weiter ſchien es geboten die rechtliche Verzweigung des Eiſen⸗ 
bahn⸗Betriebes auf der breiten Grundlage der verſchiedenartigen 
reglementariſchen und ſtatutariſchen Beſtimmungen in 
ihr reiches Detail zu verfolgen, auf die intereſſante und beſtrittene 
Materie der Statuten⸗Colliſion einzugehen, ſowie verfchiedene 
proceffualifhe Fragen zu erörtern. 

Die Rechtöverhältniffe der Bahnverwaltungen zu Dem Trans 
portnehmer nach VBollendnng des Transports auf ihrer 
Bahn, anf welde bereit im Anhang zu Gap. I SS. 19—19e 
foweit bei einem Xransport über mehrere Bahnen ein Trans: 
portverhältuiß vorzuliegen fehlen, eingegangen werben mußte, 
führte weiter zu ber @rörterung der ſpeciellen Frage: ob und wiefern bei 
einem foldhen Transporte ein Speditions⸗ oder Mandats— 
verhältniß eintrete (Tit. I). Hieran reibte fich dann die Frage 
über das NRehtsverhältnuiß der Bahnverwaltungen 
unter einander (Xit. II), wobei die in SS. 19—19c bereits 
vorläufig berührte intereffante Frage über die juriftiiche Natur ber 
Eifenbahnvereine (Verbände) geprüft wurde. Schließlich kehrten 
wir zu den flaatörechtlichen Unterfuchungen über das Verhaͤltniß 
zwiſchen Staatögewalt und ben conceiftonirten Eiſenbahnunterneh⸗ 
mungen zuräd, insbeſondere zu der Frage über die Regalität des 
Eiſenbahnweſens, welche im 1. Bande (Ginleitung u. Tit. V) nit 
eingehend hatte behandelt werden koͤnnen. 

Möge dieſer Ueberblick veranfchaulichen, welch' ein reiches 
Material wir zu bewältigen hatten und wie verſchiedenartige 
Rechtsſätze auf dafjelbe zur Anwendung gebracht werden mußten. 
Beſonders ſchwierig war es für den Verfaffer als dem technijchen 
Eiſenbahnweſen fernftehendem Juriſten bei feinen Unterfuchungen 
die technifchen und volkswiſſenſchaftlichen Grundlagen zu durch⸗ 
dringen, ohne welche eine jede juriftiiche Geſtaltung unferes Ver⸗ 
kehrsverhaͤltniſſes in der Luft jchweben würde und gefteht er gern, 
daß er bie Loͤſung feiner Aufgabe, welche nur ein juriftiich gebil⸗ 
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deter Eifenbahn: Beamter vollkommen möchte löſen koͤnnen, mit 
unzureichenden Kraͤften verſucht hat. 

Auch iſt der Verfaſſer ſich wohl bewußt, daß in Folge der 
noch fortwährenden Entwickelung ſeines Stoffes und in Folge der 
ſteten Unterbrechungen, unter welchen er als Praktiker und zwar 
zum großen Theile unter außerordentlichem Geſchaͤftsdrange 
arbeiten mußte, ber Compoſition ſeines Werkes bie Einheit und 
Durchſichtigkeit, der Ausführung berjelben der eine Guß und 
bie Abrundung fehlen, weldhe ein vollendetes Werk kennzeichnen. 
Etwas Volkommenes zu .liefern, konnte zudem der Verfafler bei 
ber Neuheit des Stoffes und bei dem Mangel jeglicher bedeutender 





2) Die bedeutenden Arbeiten der Engländer und Amerifaner über 
Giſenbahn⸗R., auf welge Mittermaier im Ardiv für civilift. Praris Jahrg. 
1858 ©. 410 fg. mit Net die deutfchen Inriften hinweißt, fanden dem Ver⸗ 
faſſer ber Ausarbeitung feines Werkes Leider noch nicht zu Gebote. Vgl. Hins 
fihtlig derfelden das Regiſter im Anl. Heft: In Deutichland war zu ber 
Zeit als der Berfafler den Druck bes II. Theils feines Werfes begann, fogar 
die rechtliche Grundlage des Gıfenbahntransportweiens, die Lehre vom Lands 
transportsBertrage ein fah ganz brach liegendes Feld. — Abgefehen von 
Münters Frachtführerrecht, welches für das 18te Jahrhundert jedenfalls in 
einzelnen Parthieen praftiih Tüchtiges geleiftet hat, und v. Bülow und Hages 
mann, prakt. Grörterungen Bd. IV, Grört. ©. 439 fg., welche wie Münter 
über das Weſen der culpa und folglidy auch über bie Haftung des Frachtführers 
noch ziemlih im Unflaren find, läßt fi von eingehenden Bearbeitungen unferes 
Mechtsſtoffs nur der in Bd. IV. des Weisfeihen Rechtslericon s. v. Fuhr⸗ 
leute enthaltnen Auffaß von Buddeus erwähnen, von welchem man aber 
wohl fchwerlich wird fagen fönnen, daß er die Wiſſenſchaft un ein Bedeutendes 
weiter gebracht Habe. — Nur die Frage, ob bie Grundſätze von dem receptum 
auf den Landtransport Anwendung fänden, Fonnte eine erhebliche Litteratur 
aufweifen. Vgl. $. 6. 

Um fo erfreulicher ift es, daß die deutiche Rechtswiſſenſchaft neuerdings 
ernſtlich daran geht, dieſe Lüde, was ben Pofltransportvertrag anlangt, auszus 
füllen. Vgl. den Auffak von Kompe in Reyichers Zeitfchrift für deutſches 
Mecht v. 1858 ©. 301 fg. undv. Lindel. c. Auch foll Reyſcher in dem 2. Heft 
des Jahrg. 1859 feiner Zeitfchrift für beutfches Mecht eine Abhandlung über 
Telegraphenrecht erfcheinen laſſen. 

Namentlich verjprecden aber die Abhandlungen aus dem Givils und Hans 
belsreht von Dr. 2. Goldſchmidt Erlangen 1859 (befien erfles Heft: über die 
Theorie des Receptum nautarum, cauponum etc, fo eben erſchienen ifl) eine 
bedeutende Monograghie über den Landiransporivertrag zu liefern. 
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Vorarbeit auf dem Gebiete des Transportrechts von vorn herein 
nicht hoffen. — Sein Zweck iſt erreicht, wenn er bewieſen hat, 
welch ein reicher Schatz in den ſtatutariſchen Beſtimmungen ber 
Bahnverwaltungen und in jener Fundgrube der Theorie, — der 
deutſchen Rechtspraxis, noch zu heben und in ſeine logiſchen und 
practiſchen Conſequenzen zu verfolgen if. Moͤchte es dem Ver—⸗ 
faſſer doch gelungen ſein, — wenn auch nicht die vielen ſich dar⸗ 
bietenden zweifelhaften Fragen richtig gelöſt, — wenigſtens das 
Intereſſe für dieſe Fragen, welche zum Theil noch gar nicht geſtellt 
worden, angeregt und zur Erkenntniß derſelben einen Schritt vor: 
wärt8 getban zu haben, damit einem beſſer Befähigten ein WBeiter: 
bau ermöglicht und jebdenfalld erleichtert fei. Dixi. 


Berichtigungen und Dufäte. 


Sette 5 Zeile 2 v. u. ift vor bieten einzufchalten: bzwſe. dem —8 
partikularrechtlichen, auch wohl als allgemeines deutſches Gewohn⸗ 
heitsrecht erſcheinenden, Handelsbrauch. 

— 14 3. 17 v. o. ſtatt „zwifchen den Endpunkten Emden und Naumburg 
bzwſe. Osnabrück und Warburg” lies: zwiſchen den ebenge- 
nannten Endpunkten (Aachen ꝛc.). 
— 18 nach dem Schluſſe des zweiten Abſatzes iſt einzuſchalten: 
Das ebenerwähnte Vereins⸗Reglement für die Perfonen-, Gepäck⸗, 
Eyuipagen-, Pferde- und Vieh- Beförberung ift noch immer nicht 
promulgirt, vielmehr auf der diesjährigen Seneral- Berfammlung 
des genannten Vereins am 14. September 1858 mit einigen Ab- 
: änderungen verfeben worden, und wird mit biefen Abänderungen 
wahrfcheinlich erft mit Anfang 1859 in Kraft treten. Es wird 
biefes veränderte Reglement für die Perfonen-, Gepäd-, Equi⸗ 
agen -, Dferde- und Vich-Befürberung wo möglich am Schluß des 
niagenheftes mitgetheilt werben, unter Beifügung einer jene Ab- 
änderungen bervorhebenden Ueberſicht, mittelf welcher die in den 
Kapiteln 111 und IV citirten Saragrapben und Beftimmungen 
jenes im Sjahre 1857 en A. D. P. leicht in dem neuen 
abgeänderten zu finden fein werben, 
— 16 Tertzeile 2 v. u. flatt „Auch die Betriebs-Reglementd der einzelnen 
Fe . beutfhen Eifenbahnen . . . fanden“ I. „Ueber die, ©. 7 v. o., 
als eine bauptfächliche Entſcheidungsquelle angeführten Betriebs- 
Reglements der einzelnen deutſchen Eifenbabnen ift bier Folgendes 
zu erwähnen. Diejelben, ſoweit fie zu befchaffen fanden“ 

— 18 3. 9 u. flo. v. 0. ift das hinter „Oesterr.“ Angegebene folgender- 

maßen zu ändern, bzw. umzuftellen: Beftimmungen für den Ver⸗ 

kehr auf den 8. 8. Oeſterr. Eifenbabnen vom 1. Novbr. 1853, 

mit welchen binfichtlich der Haftpflicht zu vergleichen it: Oesterr. * 

Neue Beitimmungen über Haftung ıc. auf den Defterr. Staate- 
Eifenbahnen vom 16. Auguft 1852 (Anlage IV im Anlagenbeft). 
Außerdem giebt es eine K. K. Defterr. Betriebs - Ordnung vom 

16. Novbr. 1851. (Vgl. $ 56, Anm. * auf der folg. S. 205.) 

— 21 Tertzeile 6 v. u. Nach 3) iſt einzuſchalten: Vergl. ©. 126 flg. 

— 23 3 100.0. Nad ließ ift einzufghalten Bergl. $. 84 unten. 
‚119.0. Nach „accipiendi“ iſt einzufchalten: Vergl. 884 unten, 

— 33.3009 Nah Dienfivermiether ift einzuffhalten: d. h. 
Derjenige, welcher das Wert auszuführen Übernom- 
men bat. 

— 29 3.19 v. u. in der Note ftatt neueren Gefegbüder L: in 
Deutfhland geltenden Bartitutartegte. 

3. 15 v. u. in der Note ift nad) Anmerkung 17 einzufhalten: und 
binfihtlih des Württembergifhen Rechts vergl. $ 18. 
— 34 3. 10 9. 0. Nach 27) if einzuſchalten: Vergl. auch ©, 126 fig. 
— 423.6». o. ift beizufügen: Vergl. Anlagenheft S. 250 fig. 
— 56 Textzeile 3 v. u. ftatt 10, December L: 3. December. 

— 70 3. 5 v. 0. Nah Landrechts iſt einzufhalten: (namentlich auch 
bie des $ 38. Tit, 6. 2 U: „Wer gefährliche Handlungen in 
„einem dazu unter Öffentlicher Genehmigung beftimmten Orte und 
„zur erlaubten Zeit vornimmt, haftet für bie fchäblichen Folgen, 
„die aus Vorſatz oder grobem Verſehen entflanden ſind.“) 

— 14 v. o. nad ſei tft einzufchalten: Vergl. S 82, 


Seite 71 3. 10 0. o. ftatt 52 1.: 25. 
— 753.9, u, ftatt gefegliche lied rechtliche, 
— 823.5» o. iſt zu ſtreichen: ihnen ſpeciell vorgefchriebener. 
— 92 in der legten Zeile der Anmerk. 21 flatt aur L: nur. 
— 101 in der Ueberfchrift des zweiten Kapitels ift nad Kontrahenten 
einzufchalten: desſelben. 
— 106 3. 4 v. o. ſtatt: Zransportgeber L Transportnehmer, 
— 113 in met. 22 fr 9 BA Wr edpositi I, depositi. 
' Terhei eile 3: v. Mi Ka ri L.: find. 
— 131 zu Anmerk. 2 füge bei: Bergl S$ 47 u 55 
— 132 zu Anmerk. 3, af 1 füge bei: Vergl. $ 80 (S. 2770 fi 12). 
a3 2 am (Ende füge bei: (Bergl 0. nl. XX). 
3 füge bet; Vergl. $ 84 (©, 
— 133 3.29 0. 1. abzuliefern {ft beizufügen: 5 
.4 v. o. na — iſt ———— 
zu Anmerl, 4 : füge bei: —4. 15 (S. 298) 
unb inlagerhirt © 37. 


9 ftatt 6 501. & 51. 
1 1 Aatt 61 | 61. 59 MB; 


— 135 zu Anm. 13 füge seh kmebefonbere Kan. 11, Abſchn. IV, 876 fly. 
— 139 zu Anm. 6 flatt $ 56 L 8. 57. 


— 140 3.5 v0. u. füge zu: —— Anm. 15 auf der folg. S 
u um pa füge inter Dergl zu: Weiske —E Bd. iv. 
nm. 6 u. 


— 135 3, 2 v. u. ftatt beutfhen l,: in Deutfhland geltenden. 
— 170 Anm. 6 3. 4 v. u. ſtatt erhaltenen L: enthaltenen. 

— 177 Anm. * find die legten 8 Zeilen von „Nachträglich” an zu fireichen. 
— 187 in Anmerk, 11 flatt: werben zurlickgewieſen I. dürfen zurückgewieſen 


werden. 
— 200 in der ueberiänift des 5 43 if vor Rüdlieferung einzufcalten: 
Verbindlichkeit zur Verwahrung un 


3. 10 y 2 nad) „Abreffaten“ iſt einzufchalten: Vgl. S. 107 u. 223. 
_ 2 3. 69. u. ind. Anm. ftatt concorirendemL: fonkurrirendem. 
2203. 1 v. o. nad) Berfhulden ein Komma zu fegen, und flatt 
Derlaf L: Berluft. 
. 29.0. Nach tann N ft einzufchalten: IVgl. jedoch $ 73 unten.] 
‚10 v. 0. ftatt 83 1 
. 12.0. m de — 7 {ft nad ® einzuſchalten: Bergl. S 65. 
. 2 v. u. in ber Anm. 10 flat 81: 5, 
— 222 Anmerk. 16 ftatt nessesse I. neccesse. 
— 230 3. 19.0. or oder if einzufchalten: vergl. $ 84 Anmert. b. 
— 232 3. 16 v. o. flatt immer 1: in der Regel, 
— 2563.52 0. Nach Ereigniffes ift einzufchalten: (dieſes mag ein 
abmwenbbares oder —8 en bares gewvefen fei fein.) ſ 8 
— 252 an dem Edjluffe der Aum. 19 flatt W.$42 I,: „Württemb. $ 42. 
Jedoch vergl. dic Ausnahme bei den Deſterreichiſchen Bahnen in 
Anmerk. 1 zum S 72 auf folgender Seite 253,” 
— 265 Not. 1 b ftatt Hannov. $ 00 I. Hannov, $ 30, litt. ce u. d. 





Aulagenbeft. 


Koch, Eifenbaßnen. II. 


Anlage TI. 





Die Organifation der Eifenbahn-Verwaltungen bezw. 
des Eifenbahnbetriebs in Deutfchland, 


Die hier folgende Darftellung fol einigermaßen ein Bild fowohl von 
ber Organtfation ber Eifenbahnverwaltung, als von dem deutſchen Eifenbahn- 
verkehre überhaupt geben, ſoweit diefes in ben rechtlichen Ausführungen nach 
der Anlage des vorliegenden Werts nicht wohl gefchehen konnte. Die rechtliche 
Seite des Eifenbahnwefens tritt hier, abgefehen von den rechtlichen Erörte- 
rungen über die Stellung der Beamten, zurüd. Ich hoffe aber, daß bie 
Darftelung diefer Adpminiftrativ - Verhältniffe manchem Suriften nicht unwill- 
fommen fein wird, ba die Kenntniß der Eifenbahn - Adminiftration die richtige 
Beurtheilung der Eifenbahn - Rechteverhälmmtife jedenfalls erleichtert, 





A. Die Verwaltung im Allgemeinen. 


Es können bei ven Privat- (Hetien-) Bahnen vier (dad Direc- 
torium, der Verwaltungs- Ausfchuß, pie Generalverfammlung und 
bie ausführenden Beamten), bei ven Staat8- Bahnen drei Haupt- 
ftufen (die Direction, das Minifterium und die Eifenbahn-Beamten) 
unterſchieden werben, in welchen die Verwaltung ver Eifenbahnen 
zur Erſcheinung kommt. 


1. Das Directortum. 


Das Directorium!), bei ven beutichen Staatsbahnen 
Direction, in Frankreich Conseil d’administration, in England 


1) Die Berwaltung bezw. Eontrolirung des Eifenbahnwefens if in den 
deutſchen Staaten den verfhiebenften Minifterien zugetwiefen worden; nämlich) 
in Preußen und Batern den Minifterien für Handel (Gewerbe) und 
Dffentliche Arbeiten, im Königreih Sachſen, Württemberg den Finanz 
Minifterien (Abtbeilung für Öffentliche Arbeiten und Verkehrsmittel), in 
Hannover dem Minifterium des Innern, in Kur- ımd Großherzogthum 
Heſſen binfihtlih der Staatsbahnen dem Finanz - Minifterium, binfichtlich 
der Actienbahnen dem Miniftertum des Innern, in Baden dem Minifterium 
bes Großherzogl. Haufes und ber auswärtigen Angelegenbeiten; in Braun- 
ſchweig leitet das Herzogliche Staatsminiſterium das Eifenbahnmwefen. 
Vergl. deutfche Eifenbahnftatiftif von 1855, Einleitung Nr. 2%, 
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2 (nl. L) Organiſation des Eifenbahnbetriebes. 


Board of directors genannt, in welchem fich die Verwaltung der 
Eifenbahn - Angelegenheiten concentrirt, ift bei den Privatbahnen 
Organ der Xctiengefellichaft, bei den Staatsbahnen Organ ver 
oberften Berwaltungebehörve bzw. des Staats⸗Oberhauptes. 
Bei Staats- Eifenbahnen und bei den in Preußen unter 
ver Verwaltung des Staates ftehenden Privat-Eifenbahnen ift dieſe 
Sifenbahn-Direction eine wirkliche (Königliche, Kurfürftliche, Groß: 
berzogliche, Herzogliche sc.) Staatsbehörde. Diefelbe wird bei man- 
gelnder felbftftänpiger Perfönlichfeit als eine Abtheilung des Fisens 
nach ven von Legterem geltenven Grundſätzen beurtheilt und daher 
auch durch den Staats- Anwalt (Staats- Procurator) vor Gericht 
vertreten ?). 
Die Directorien ver conceffionirten Privatbahnen, als 
Organe einer PBrivat-Eorporation ®), erfcheinen, zunächft foweit fie 


Dermalen find in allen deutichen Staaten, weldhe Staats - Eifenbahnen 
haben, bie unter ben ebengenannten betreffenden Miniſterien ftehenben 
Directionen büreaukratiſch organifirt, welche die allgemeinen Anordnungen 
des Minifteriums durch das betreffende Betriebsperfonal ausführen Laffen, 
bezw. den Detail bes Betriebe ſelbſtſtändig beforgen, 

Diefe Directionen entſcheiden nur in wichtigern Fällen nicht ſelbſtſtändig 
indem fie in foldhen erfi an das über ihnen ſtehende Minifterlum zu berichten 
baben. — Sie haben bald einen mweitern, bald einen engern Wirkungskreis. 

Sn den Ländern, in welchen die Eifenbahnen durchgängig vom Staate 
gebaut worden find, wie in Baden, Hannover, Braunfchweig, hat man eine 
Beneral-Direction (beſtehend aus einem Director und mehreren Räthen) 
für alle vom Staate verwalteten Bahnlinten cingefegt und auch nocd bie 
Verwaltung der Poften und Telegrapben damit verbunden. 

In den Ländern dagegen, wo ber Staat getrennt liegende Limien betreibt, 
wie in Preußen und Sadfen, haben bie einzelnen Staats-Eifenbahnen 
gefonderte Directionen, beftehend entweder aus einem Director oder 
aus einem Director mit Räthen oder aus mehreren gleichberechtigten Mitgliedern, 
während jenod in Baiern für alle Staatsbahnen eine gemeinfchaftlice 
Beneral-Direction befteht. 


2) Dergl. den $. 71 des Kurheſſiſchen PYriontrechts von Roth und von 
Meibom, Band I, erfie Lieferung. Marburg 1857. 

3) Die Uctten- Befellfehaften zum Baue und Betriebe von Eifenbahnen 
verfolgen offenbar gemifchte Zwede, Indem fie ſowohl dem Privatinterefie der 
Acttonäre als zugleich dem öffentlichen BVerfehre dienen. Man könnte baber 
zweifeln, ob biefelben als öffentliche oder Privat-Lorporationen (vergl. über 
diefen Begriff: Kurheſſiſches Privatrecht 1. ec. Seite 88) und ihre Dirertorien » 
als Öffentliche Behörden anzufehen find. — Wenn nun auch in vielen Bezie⸗ 
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von den ectionären gewählt werden, als gewöhnliche Mandatare 
der Letzteren 2). Da jedoch die Eifenbahnen überhaupt als bem 
gemeinen Verkehre, dem öffentlichen Intereſſe dienend, und damit 
ale Gegenftände des öffentlichen Rechts anzufehen find, fo wirb auch 
den Directorien der Privatbahnen (als Eollegien) mit Recht vie 
Eigenfchaft von Sffentlihen Behörden beigelegt °). 

Eine jelbjtitändige unabhängige Etellung ber Direction gegen- 
Aber der gefeßgebenven bzw. der controlirenden Gewalt ver General- 
Berfammlung und des Verwaltungsrathes bei Privatbahnen 
(vergl. Anm. 10) und dem Minifterium gegenüber bei Staats- 
bahnen, fagt jevenfalld der eigenthümlichen Natur ver Eifenbahn- 
Unternehmung, welche raſche Entfchlüffe oft fordert, am beften zu. 
Dei der äußern Führung der Gefchäfte wird das Divectorium durch 


bungen ber Öffentliche Ze der Privat-Eifenbahnen berüdfichtigt werben 
muß und aus biefem Grunde z. B. das Directorium der Kurfürft Friedrich 
Wilhelms Nordbahn mit Recht von dem Kurfürftl, Heffifchen Juſtiz-⸗Miniſterium 
und vom Kurf, Obergericht und Ober-Apprllationsgericht zu Caſſel als öffentliche 
‚Behörden angefehen werden, — fo wird doch in den Fällen, wo 28 fih um 
rein vermögensredhtliche Fragen handelt, der privatrechtliche Zweck des Erwerbs 
durch den Eifenbahntransport, welchen bie Eifenbahn- Anftalten haben, in 
Berüdfihtigung gezogen werben müffen, und erkennt daher bie Gefepgebung 
ben Eifenbahn - Actiengefellfgaften nicht bie bevorzugte vermögensrechtliche 
Stellung eigentlicher öffentlicher Eorporationen zu, namentlich nicht deren 
Stempelfreigeit. 

Vergl. die fo eben erfchtenene zweite Lieferung des erſten Bandes bes 
Kurheſſiſchen Privatrechts 1. c. Seite 288, 

4) Für ihre Verwaltung haften daher bie einzelnen Directions⸗Mitglieder 
den Actionären als ihren Mandanten nur nad) den gewöhnlichen Grundſätzen 
bes Mandats, infomweit nicht ein Delict (Betrug 2.) von ihrer Seite vorliegt. 
Vergleiche die folgende Anmerkung 11. 


5) Bergl. Erkenntniß des Dber-Mppeflationegerichts in Caffel in Anmerk. 6 
in fin., fowie Erkenntniß des Obergerichts in Eaffel, beftätigt durch Erkenntniß 
des Ober-Appellationsgerichts zu Caſſel vom 3. September 1857 (in Heufer's 
Annalen, Band V, Seite 21), welches fagt: 

a) die mit Ianbesherrliher Genehmigung angelegten, für den allgemeinen 
Verkehr beflimmten Eifenbahnen, auch wenn ſolche durch Privatunter⸗ 
nehmung erbaut worben find und betrieben werben, find als Gegenftände 
des Öffentlichen Rechts zu betrachten, 

b] der Direction der Seurfürft Friedrich Wilhelms Norbbahn muß bie Eigen- 
[haft einer öffentlichen Behörbe beigelegt werben. 

Vergl. Kurheſſiſches Privatrecht 1. e. Seite 289. 

j* 
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ein Bürenauperfonal ımterftügt, beſtehend aus Secretären, Negi- 
ftratoren, Scribenten und Rechnern mit einem Büreau-Chef 
(meift einem der Secretäre) an ver Spike. 

Auch ſteht dieſen Directorien meiftend ein NRechtsconfulent, 
Syndicus genannt ®), berathend zur Seite, welcher die Eifenbahn- 
Geſellſchaft kraft feiner Stellung, vor Gericht vertritt. 





6) Der Syndicus einer Privat-Eifenbahn ift, fofern feine Anfellung 
von der Staats-Gewalt beftätigt worden ift, durch feine Stellung als zur 
gerichtlichen Vertretung der Eifenbahn- Berwaltung im Allgemeinen legitimirt 
anzufeben. Hinfichtlih der Kurheſſiſchen Friedrich Wilhelms Nordbahn ſpricht 
fi) namentlich ein Juſtiz⸗Miniſterial⸗Beſchluß vom 31. Sanuar 1854 dahin 
aus, daß in Folge der minifleriellen Genehmigung ber Beftellung des Dr. €. 
zum Syndicus der. Nordbahn, wovon den Gerichten Nachricht gegeben worden, 
angenommen werben müffe, daß ber gedachte Syndicus die in Frage ſtehende 
Sefellfhaft voor den Untergerichten durch perfünliches Vortreten oder 
durch Ueberreichung von durch ihn ſelbſt unterzeichneten Procepfchriften zu 
vertreten babe, daß aber bei der Beflimmung ver DB. D. vom 17. November 
1829 das ſelbſtſtändige Auftreten desfelben bei ven obern Gerichten nidt 
geftattet werben könne. Diefe Grundfäge erfannte auch das Ober-Appeflations- 
gericht zu Caſſel an: 

a. durdy Erkenntniß vom 9. Januar 1855 aus folgenden Entſcheidungsgründen: 

dab aus der, auf den Grund des landesherrlich beftätigten GStatuts und mit Ger 
nehmigung ber Regierung geſchehenen Beftallung des Beſchwerdeführers zum Gonbies 
der Kurfürft Briedrid Wilhelms Norbbahn die Beredptigung und Verpflichtung besfelben, 
deren gerichtliche Geſchäfte zu beforgen, namentlich fie in den vor den Untergeridten zu 
führenden Procefien zu vertreten, auch die erforderliden Schriften abzufaflen und ein: 
zurcichen, von felbft folgt, 

die in ber Verorbnung vom 17. November 1829 hinfichtlidy des Vortretens vor Gericht 
und der Abfaffung von Proceßſchriften von Geiten rechtsunkundiger Perfonen enthaltenen 
Beſchräaͤnkungen aber auf einen folden unter Öffentliher Autorität beflellten Beamten, 
foweit es fi von der Procchführung bei den Untergeridten handelt, eine Anwendung 
leiden 2c., 

die Direction der Kurfürſt Friebrich Wilhelms Norbbahn als deren Drgan ker 
Syndicus auftritt, aus Mitgliedern, welde theilmeife vom Landesherrn felbR befielt 
worden, befteht, und ihr daher bie Cigenſchaft einer öffentliden Behörde zukommt, 

b. weiter duch ein Decret vom 4. Xuguft 1855, in welchem beſonders auch ausgefprecen 

wird, dab die von ben Gorporationen und Öffentligen Anftalten zur Beforgung ber 
vorfommenben Rechtdangelegenheiten Im Allgemeinen beftellten Syndiker durch biefe ihre 
Beſtellung zur Yührung von Kechtsſtreiten für ſolche juriftifhe Perfonen Iegitimtrt 
werben, ohne eine weitere Vollmacht zu bedürfen, mithin auf diefelben aud die Ver: 
fögriften des MinifterialsXusfchreibens vom 31. Mai 1524 keine Anwendung finden, und 
baß namentlich aud ſolchen Syndikern die Befugniß, für die höheren Inſtanzen, in 
melden fie ausnahmsweife nit felbft vortreten dürfen, Anwälte zu beftellen, nicht au 
verfagen fiche. 

cfr. Strippelmann Entſcheidungen ꝛc. 1. c. Bd. VII, Seite 191, 
und Kurheſſ. Privatrecht I. c. S. 240, Anm. 8, 


DOrgantfation des Eifenbahnbetriebes. (Anl. 1.) 5 


Da die Direction bei allen deutſchen Bahnen aus mehreren 
Mitgliedern befteht 7), fo finden wir zum Zwecke ver einheitlichen 
Leitung der Gefchäfte fowohl bei Staats- wie bei Privat - Bahnen 
einen oberjten ausführenden Beamten (in Preußen oft Special- 
Director, fonft meiftens Betrieb8- Director over auch Betriebs⸗ 
Inſpector genannt 8), angeftellt bzw. erwählt; durch die Hände 
diefe8 Beamten laufen alle Fäden des Betriebes und erlebigt der: 
jelbe das weniger Wichtige der Verwaltung felbftftändig. (Vergl. 
den folgenden Paragraphen, Nr. 1). . 


IH. Die gefeggebende Gewalt (General- Berfammlung). 

Die geſetzgebende Gewalt iſt bei ven Staats Eifenbahnen 
natürlich in den Händen der gewöhnlichen Staatsgewalten; bei beit 
Privatbahnen dagegen kommt fie der vielköpfigen General-Ber- 
fammlung ver Uctionäre 9) zu, welche auch — direct oder mit- 


7) Da der Eifenbahn- Betrieb weſentlich drei Sauptelemente in fich trägt, 
ein kaufmänniſches (die Seranziehung des Verkehrs, die Feftftellung der 
Transportpreiſe, des Tarifs, die Verladung, den Transport), ein techniſches 
(den fehnellen und fihern Transport, fowie die Mittel zu vemfelben an Trans- 
portmaterial ıc. befchaffend) und ein juriftifches (für die Geſetzmäßigkeit der 
beiden andern und für die Rechte der Bahn forgend), fo wird die Direction 
gewiß am beften aus guten Kaufleuten, Technilern und Suriften gebilpet, 
welche natürlich zugleich eine umfaffende Kenntniß des Eifenbahnmefens haben 
müffen. Pol. Weber 1. c. S. 1%. 


8) So Betriebs⸗Inſpector (bei ver K. Fr. W. Norbb., bei der 
Aachen - Düflelvorfer und Weſtphäl. Staatsbahn), General-Infpector 
(Kaijer Ferdinands Nordbahn), Bevollmächtigter (Leipzig-Drespner), 
techniſcher Infpector (Mürnberg-Fürther), Babhn- Director (Taunus- 
bahn) genannt. — Vgl. deutfche Eiſenbahnſtatiſtik v. 1855, Einleitung Nr. 5. 

Das Berhältniß diefes Beamten zur Direction und feine Dienftobliegenheiten 
richten ſich, ſoweit nicht eine landesherrliche Beftellung desſelben vorktegt, nach 
dem mit ihm abgefchloffenen Dienftvertrag und ber ihm ertheilten Inſtruction. 
Bol. folg. ©. 14 fg. 

y) Die General-Verfammlung bat, was den Betrieb anbelangt, folgende 
Befugnifie: 

1] fie hat über die Vermehrung des Geſellſchaftskapitals und über bie 
Ausdehnung des Betriebsgeſchäfts zu Hefchließen, 
. 2] Über Dividenden und Refervefond zu befimmen, mofern nicht deren 
Beftimmung der Direction und dem Berwaltungsrathe überlaffen if, 
3] die Prüfung des jährlichen Gefchäftsberichts und des jährlichen Rechnungs⸗ 
Abſchluſſes, welcher deshalb eine beſtimmte Zeit vor der Verſammlung 
gedruckt ausgegeben wird, 
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telbar durch ven Verwaltungsrath — das Eifenbahn - Oberhaupt, 
das Directorium, erwählt 2°). 


II Die controlirende Behörde 


Bei ven Privatbahnen wird das Directorium ftatutengemäß durch 
ven f. g. Berwaltungs-Ausfhuß, aub VBerwaltungsrath 
genannt 41), controlirt, und iſt auch daſſelbe an deſſen Beſchlüſſe 


4] die Wahl bezw. Ergänzung bes Ausfchuffes (Verwaltungsraths), 
5] die Abänderung und Ergänzung ber Statuten und ber Befchlüffe früherer 
General Berfammlungen, 
6] die Entfcheivung der zwifchen dem Directorium und dem Ausfchufle 
vorhandenen Meinungeverfchiedenheiten,, 
7] die Auflöfung ber Actiengefellfhaft und damit ber Beenpigung bes 
Betriebe. 
Den Vorſitz in der Berfammlung und die Entſcheidung bei Stimmen⸗ 
gleichheit hat in der Regel der Borfigende des Directoriums. Bet Abfim- 
mungen entfcheibet meiftens einfache Stimmenmehrheit. 


10) Was den Wahlmobus bezw, die Erneuerungswahl anlangt, fo ent- 
ſcheiden hierüber die Beflimmungen bes betreffenden Eifenbahnflatutsz bald 
werden danach die Mitglieder des Directoriums von der General-Berfammlung, 
bald vom VBerwaltungs-Ausfhuß gewählt. Auch hat fih in einzelnen Fällen 
bie Staatsgewalt die Ernennung von Directiong - Mitgliedern vorbehalten. 
Bol, z. 2. Statut ber K. Fr. W. Nordb. 


11) Die Defterreich’fhen Privat - Eifenbahnen kennen diefe Berwaltungt- 
fufe nit und laffen die General-Berfammlung felbft die Controle wahr- 
nehmen. — Die gewöhnlich dem Berwaltungsratbe oder Ausfchufle 
beigelegten Befugniffe find (außer der Genehmigung der Art und ber Zeiten 
der Einzahlung des Actienkapitals, ſowie der Unterbringung ber Gelber, falls 
ſolche nicht bei öffentlichen Kaſſen gefchieht) : 

1] die Mitwirkung bei Feſtſtellung des Etats, 

2] Super-Revifion der Rechnungen und Kaſſen, 

3] Mitwirkung bei Feſtſtellung der Tarife, 

4] Genehmigung von Gratificationen und Unterflügungen höheren Betrags, 

5] Genehmigung der Anlage eines zweiten Gleifes, 

6) Beftätigung von Verträgen über die außergewöhnlide Benugung ber 
Bahn, 

7] Einwilligung bei Beräußerungen aus dem Eigenthbum der Gefellfähaft, 

8] Berufung und Leitung der General- Berfammlung,, 

9] Betätigung und Mitinftruction einzelner Beamten, 

10) Yrüfung der Verwaltungsberichte der Direction. 

Der Verwaltungsrath Tann den Anträgen bes Dirertoriums nur ein Veto 
entgegenfeßen. — Einzelne Statute aber verleihen bemfelben auch echte, 
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bei wichtigen, insbeſondere bei Finanz» Angelegenheiten (3. B. bei 
Anleihemachen) gebunden 12). Bel Staatsbahnen ift dagegen bie 
Eifenbahn- Direction büreaukratiſch dem Minifterium untergeorbnet. 


Außerdem überwacht bei Privatbahnen nach der Gefeßgebung 
ber meiften deutſchen Staaten bezw. ven Statuten ver Gefellichaft 
ein Commiffar der Regierung 13) die Handlungen ver brei 
vorgenannten Organe. Diefer Commiffar foll das Intereſſe des 
Staats der Unternehmung gegenüber wahrnehmen. Er hat baber 


welche ihm eine höhere Stelle anweiſen. Dahin gehören: die Wahl und 
die Entfernung ber Directtone-Ritglieber; die alleinige Entſcheidung über 
die Etats; die Beſtimmungen ‘über Dividende und Nefervefonds ; die Dechar⸗ 
glrung der Rechnungsführer; Feſtſetzung der Tarife; das Recht, die Geſell⸗ 
(haft in allen ihren Verhältniffen zu den Landesbehörden und Privaten zu 
sertreten. 

Bol. auch deutſche Eiſenbahnſtatiſtik v. 1855, Einleitung Nr, 3, 


12) Das Directorium iſt nur ausnahmsweiſe und zwar nur in den 
Fällen von Befchlüffen des Verwaltungsraths abhängig, in melden bie 
Statuten biefes ausdrädlih anordnen. Außerdem vertritt das Directorium 
die Corporation der Actionäre in allen Berwaltungshandlungen und in allen 
gerichtlichen und außergerichtlichen Angelegenheiten ſelbſtſtändig und unabhängig, 
und hat auch die Genehmigung der General-Berfammlung zu feinen 
Beichlüffen in der Negel nur in den Fällen einzubolen, wo es fih um 
Abweichungen oder Abänderungen der Statuten handelt. 

Das Dirertortum Tann aber, wenn es ben ihm gewordenen Auftrag 
überfchreitet bezw. bie Gefege der Geſellſchaft Übertritt, der Dienflorbnung 
gemäß zur Rechenſchaft gezogen und außerdem, wo hierdurch der Gefellfchaft 
ein vermögensrechtliher Schaden verurfacht worden ift, civilrechtlich belangt 
werden. Ebenfo kann auch der Dritte, mit welchem die Direction über vie 
Grenzen ihres fatutenmäßig beftimmten Amtes, und fomit öffentlich befannt 
gemachten Auftrags binauegebend contrahirt hat, Immer nur an bie Direction 
fi Halten, während die Geſellſchaft in dieſem Falle nur foweit fie ratihabirt 
bat bezw. nügliche Gefchäfte für fie geführt find, verpflichtet wird, 

Dgl. Beffel-Kühlmetter, Preuß. Eiſenbahn R. II, S. 19 fg. 


13) Preußen Hat nad dem Negulativ vom 24. November 1848 nicht 
mehr Commiſſare für jede Bahn, fondern vier Eifenbabn-ECommtffartate, 
welche aus zwei Mitglievern, einem abminiftrativen und einem technifchen 
befteben, und das im ©. 46 des Preuß. Eifenbahngefeges vom 3. November 
1838 vorbehaltene Auffichtsrecht des Staates (unter dem Handels-Minifterium, 
weiches in Preußen bie oberfte Eentralbehörbe für das gefammte Eifenbahn- 
weſen ift, ſtehend) ausüben. 

Bol. Beſſel⸗Kühlwetter, Preuß. Eiſenbahnrecht IT, S. 15 fg: 
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auf die Befolgung des Statuts, der Bahnpolizel- Ordnung und ver 
fonftigen Vorfchriften ver Staatsgewalt zu halten, die Refervatrechte 
des Staats auszuüben und überhaupt ven Vermittler zwijchen ven 
Staatsbehörben und der Eiſenbahn-Verwaltung abzugeben. 


IV. Die ausführenden Eifenbapn-Beamten. 

Zunächſt foll hier vie rechtliche Stellung verfelben im Allgemeis 
nen etwas näher erörtert werben. 

Das Nechtöverhältniß eines Eifenbahnbeamten zu der Bahnver- 
waltung ift durch den Dienftvertrag, welchen ver Staat bzw. die 
eoncefflonirte Eifenbahn- Acttengefellfchaft bzw. deren Direction mit 
ihm abgefchloffen Hat und durch die Dienſt-Inſtruction, welde 
ihm von feiner Bahnverwaltung ertbeilt worben ift, feftgeftellt. Die 
Beamten ver Uctiengefellichaften find jeboch meiftens nur auf Kün⸗ 
bigung angeftellt 1%) und können als Staatsdiener nicht angefehen 
werden, ba fie zunächit nur Bedienſtete einer Privat - Corporation 
jind. 


Selbſt die Beamten ver Staatsbahnen find in ben meiften beut- 
fen Staaten nur zum Theil unter die Zahl der eigentlichen Stante- 
biener 25) aufgenommen worben; biefelben erhalten nicht ſänmntlich 
vom Landesherrn felbft ihre Anftellung, und find zum großen Theil 
nur auf Kündigung angeftellt. | 

Da jedoch die mit Iandesherrlicher Genehmigung angelegten, für 
den allgemeinen Verkehr beitimmten Cifenbahnen (auch wenn fie 
durch Privat» Unternehmung erbaut worven find und betrieben wer- 
ben) als Gegenftände des öffentlichen Rechts (als Regal) zu betrachten 


14) Anftellungen auf Lebenszeit oder vertragsmäßige Zuficherungen von 
Austritts - Entfehäpigungen find nad) manchen Statuten nur ımter ber Ge⸗ 
nebmigung der Regierung zuläſſig. So im Statut der 8. Fr. W. Nordb. 6. 64. 


15) Diefe Qualität richtet ſich allein nad) dem Modus der Anftellung, 
d. h. danach, ob der Beamte vom Lanbesherr felbft angeftellt if. Die Rechte 
verhältniffe der nicht vom Landesherrn angeftellten Eifenbahnbeamten richten 
ſich nach deren privatrechtlichen Dienftvertrage. 

Soweit die Eifenbahnbeamten Staatsdiener im eigentlihen Sinne des 
Wortes (vom Landesherrn beftellte Staatsdiener) find, fo muß man bie für 
unmittelbare Staatebiener beſtehenden gefeplichen Beflimmungen auf fie an- 
wenden, 
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find 16), — fo Hat man bie einzelnen ausführenden Eiſenbahn⸗ 
beamten, foweit als fie mit Ausübung dieſes Hoheitsrechtes beauf⸗ 
tragt erfcheinen, — namentlich die Bahnpolizeibeamten 17), wohl als 
öffentliche Diener (Hülfsbeamte des Staats) anzufehen 1°), deren 


16) Vergl. Erf, des O. ©. zu Caffel in Anmerk. 4. 


17) Zu den Bahnpolizeibeamten werden der Betriebs - Director, 
die Bahnhofs - Infpectoren, Bahnhofs -Auffeher, Bahnmeifter, Bahnwärtes 
und deren Gehülfen, fowie die Weichenfteller, Zugrührer, Padmeifler und 
Schaffner, die Rachtwächter und Portiers gezählt. Diefelben werben auf bie 
Wahrhaftigkeit ihrer Anzeigen bezw. Ausfagen eidlich (und zwar in Altpreußen 
durch Die Polizeibehörbe, durch den Kreisratb, in Hannover, Kurheſſen x. 
durch das zuftändige Untergericht) verpflichtet. Ste find in der Regel unifor 
mirt und müſſen wentgftens bei Ausübung ihres Dienftes ein Dienftabzeichen 
tragen. Diefelben müſſen auf die Beobachtung der Vorfchriften des für ihre 
Bahn gegebenen Bahnpolizei-Reglements (deſſen Uebertretungen bald mit Geld 
bald mit Sefängnipftrafe geahndet werden) achten und baben das Recht, jeden 
Sontravenienten, fofern er fi über feine Perſon nicht ausweifen fann (er 
müßte denn eine der Strafe gleichſtehende Caution hinterlegen), in den vom 
Bahnpolizei-Reglement vorgefebenen Fällen zu verbaften. — Hinſichtlich anderer 
nicht babnpolizetlicher Vergehen und gemeiner Verbrechen, weldhe auf dem 
Bahnterritorium verlibt werben, 3. B. Beleidigung und Mifhandlung von 
Reifenden, Diebſtahl von Reifegepäd 2c., können fie nicht als Polizeibeamten 
auftreten. Indem fie alfo einen Dieb, welcher Eifenbahngüter entwenbet, 
auf der That faffen, oder eine Berfon, welche einen der Eiſenbahn⸗Reiſenden 
mißhandelt, feſtnehmen, handeln fie nur als Srivatperfonen zur Affiftenz 
der zuftändigen Poltzeibehörde, an welche alsbald der Verbaftete abgegeben 
werben muß. Vgl. Beffel-Kühlmwetter, Bd. II, S. 35 fg. 


18) Vgl. Kurheſſ. Privatrecht 1. c. Bd. I, ©. 240, Anm. 5. 

Auch bat das Kurfürftl. Heſſ. Minifterium des Innern (Bergl. Heufers 
Annalen, 3b. V, off. Theil Nr. 7, ©. 37) in Folge diefer öffentlichen Stellung 
der Beamten einer landesherrlich conceffionirten Eifenbahn - Gefellfehaft ange- 
nommen, baß diefelben an ihren Stationsorten nicht ale Schuggenoffen im 
Sinne der Kurheſſiſchen Gemeinde -Orbnung betrachtet, und daher von ber 
Gemeinde des Stationsorts zu Dienften oder Abgaben nicht heran- 
gezogen bezw. die ftatutarifchen Beflimmungen, welche den Gemeinden eine ſolche 
Berechtigung beilegen wollen, als rechtsgültig nicht angefehen werben können. 
Aehnlich follen nach Beffel-KRühlwetter 1. c. Seite A1 Anm, einzelne preuß. 
Regierungen bie Bahnpolizeibeamten als mittelbare Staatöbeamten anfeben und 
biefelben deshalb von der Entrichtung ſtädtiſcher Einzugsgelder freigefprochen 
baben. — Beffel 8. S. 4, if mit Anhalt an ein preuß. Refeript des 
Minifteriums des Innern und der Finanzen vom 23, April 1847 in Bezie⸗ 
hung auf die Steuerpflidhtigfeit der Eifenbahn-Beamten anderes Anficht, 
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bevorzugte Stellung im Staate 19) ihnen baher zuzuerkennen ift, 
foweit nicht ein Anderes ausbrüdlich beſtimmt ift. 


ne — — 


indem er glaubt, daß in dieſer Beziehung die Privatqualität jener Beamten 
prävalire, und die polizeilichen Functionen von denſelsen gleichſam nur 
acceſſoriſch ausgeübt würden. Dagegen erkennen Beſſel K. die mittelbare 
Staatsdienerqualität der Bahnpolizei-Beamten in Beziehung auf ihre 
polizeilichen Functionen an, im Gegenfag mit einem von ihnen citirten in 
Camptz Annalen Bd. 23, ©. 461 abgeprudten Schreiben des K. preuß. 
Minifterlums des Innern und der Finanzen vom 16. Nov, 1839, welches fidh 
auf A. L. R. Theil II, Tit. 10, $ 69 beruft, in dem nur die Beamten 
gewiffer dem Staate untergeorbneten Collegien, Gorporationen, als Civil⸗ 
bedienftete (mittelbare Staatsdiener) bezeichnet würden. Jedenfalls ſteht nad 
Kühlwetter 1. c. 5.98 auch in Preußen die öffentliche Dualttät der Bahn⸗ 
yollzei- Beamten feft, indem anerkannt wirb: 

1] daß die Bahnpolizei- Beamten der Privatgefelfchaften in Beziehung 
auf ihre polizeilichen Functionen in Anbetracht des 8. 23 des preuß. Eifen- 
bahn⸗Geſetzes vom 3. Nov. 1838, mwonad die Sanbhabuug der Bahnpolizei 
ben Eiſenbahn⸗Geſellſchaften übertragen tft, als Öffentliche Beamten angefehen 
werben; 


2) daß wenn ein Bahnpolizel- Beamter wegen Verletzung eines Straf⸗ 
gefetes, 3. B. wegen ungerechtfertigter Verhaftung ober wegen eines Echabens, 
welchen er durch Uchberfchreitung feiner Amtsbefugniß zugefügt bat, vor ven 
Gerichten belangt wird, bie vorgefegte Adminiſtrativ⸗-Behörde, das Eifen- 
bafn -Commiffarlat, auf Grund des Gef. v. 13. Febr. 1854 bezw. des Gef. 
9.21. Juli 1854 8.24, Conflict erheben, d. h. mit der Behauptung auftreten 
fann, bie betreffende Handlung bes verfiagten Beamten enthalte Feine Ueber- 
ſchreitung feiner Amtsbefugniffe, bie ſich zur gerichtlichen Cognition eigne, 
welches Verfahren nach dem cit. Geſetze nur bei gerichtliher Verfolgung 
öffentlicher Beamten zuläſſig if. 


19) Als derartige Folgen der öffentlichen Stellung ber ansführenden 
Bahnpolizei- Beamten Iaffen fich beifpielsmweife hervorheben: 

1] Befreiung von der Bemeindefteuerpflichtigkeit (vergl. Anmerk. 18). 

2} Inſoweit öffentliche Diener das Recht haben, daß ihr ſtändiger Gehalt 
nur bis auf eine gewiſſe Quote im Rechtswege mit Belchlag belegt 
werben kann, haben auch die Privat- Eifenbahnbeamten dieſes Bene- 
ficiam competentiae. So ſprach fi 3. B. das O. A. ©. zu Caſſel 
in einem Erfenntni vom 22. September 1855 (vergl. Heufer’s An- 
nalen, Bd. III, S. 574) dahin aus: 

daß die Belimmungen des vaterländiſchen Rechte, denen gemäß 
der fländige Gehalt der Staatsbiener nur gu drei DBiertheilen als 
zu folchem erforberlichen Lebensunterhalt dienend anzufehen und ein 
Biertel der Zwangsabtretung an Gläubiger derſelben unterworfen tft, 
auch auf diejenigen anberweiten Diener, welche cine ihrem Zwede 
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Da die nicht als wirflide Staatsdiener beftellten Eifenbahn- 
beamten feinen Anfpruch auf Penfionirung nach ven Staatöbienft- 
gefeßen haben, jo beitehen bei ven meisten Eifenbahnen Unterftügunge- 
und Benfionsfaffen, welche den Zweck haben, den Eifenbahnbeamten 
und beren Angehörigen, wenn erftere vienftunfähig werben, eine 
Geld - Unterftügung zu fichern, und werben vie Eifenbahnbeamten 
zur Theilnahme an dieſen Unterjtägungsfaffen bzw. zur Entrichtung 
von Eintrittögelvern und Beiträgen zu venfelben aus ihrem Dienft- 
einkommen durch ihre Dienjtverträge ausprüdlich verpflichtet 29). 


nad) dauernde öffentliche Dienfiftelle befleiven, analoge Anwendung 
leiden, und ein folches Dienfiverhältniß auch bei der Stelle eines 
Borftandes eines Bahnhofes ſtattfindet. 

3) Die einem ſolchen Diener bei ober in Beziehung auf feine amtliche 
Thätigkeit zugefügten Mißbandlungen und Befchimpfungen werben als 
Beleidigungen öffentlicher Diener im Dienft (oder in Beziehung auf 
den Dienft) aufgefaßt, — Als daher der Bahnhofsvorftand ©. zu $. 
(einer Station der K. 3. W. Nordbahn) in feinem Geſchäftslocal, 
wo biefer mit B. bezüglich eines auf der erwähnten Eifenbahn ihm zu 
beſchaffenden Holztransportes In einen Streit gerieth, und leßterer ben 
Bahnhofsvorſtand mehrfach gefchimpft und mit feiner Pfeife blutig 
gefchlagen hatte, verurtheilte das O. G. zu Caſſel in Gegenfag zu dem 
Eriminalgerichte erfter Inftanz den B. wegen Beichimpfung, Mißhand⸗ 
fung und Körperverlegung eines Öffentlichen Dieners im Dienfte 
zu einer breimonatlichen gefchärften Gefängnißftrafe, indem es zugleich 
ausfprad), daß S. zu der angegebenen Zeit zwar als öffentlicher, nicht 
aber als obrigkeitlicher Diener (nicht als Organ des Ianveaherrlichen 
imperii) fungirt habe, weshalb der 6. 14 der Verordnung vom 22. Octbr. 
1830 auf den vorliegenden Fall nicht anzuwenden fey, fondern nur 
einen Anhaltspunkt bei der Ausmeffung der nach richterlicdem Ermeffen 
zu beftimmenden Strafe barbiete, und das O. U. ©. zu Caſſel beftätigte 
auf erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde dieſes Erfenntniß, indem es ausfprach, 
daß die Gründe, aus welchen in voriger Inſtanz eine gegen einen 
öffentlichen Diener im Dienfte am Öffentlichen Orte verübte, und fomtt 
qualifictrte Injurie angenommen ſey, nicht widerlegt worden mären, 
auch die erfannte Strafe als zu hoch gegriffen nicht erfheine. 

0) Die ganze Einrichtung dieſer Unterſtützungs⸗ und Penſionskaſſen 
charakterifirt fich als ein integrirender Theil des zwifchen der Gefellfhaft und 
ihren Beamten contractlich vereinbarten Dienft-Mierhverhältniffee. Es können 
daher die gefeglichen Beftimmungen, welde in vielen Staaten (4. B. in Preußen 
nach A. L. R. Th. 11, Tit. 20, 8. 250) für öffentliche Ausfteuer-, Sterbe- 
und Witwen-Kaffen, namentlich in der Beziehung beftehen, daß zur Errichtung 
berfelben bei Strafe die Genehmigung der Staatsbehörbe eingeholt werben 
muß, auf diefe Unterſtützungskaſſen als Gefellfhaften, weiche ohne Gewinn 
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Bei den Privatbahnen tft dem Directorium, welches auch das 
Recht zur Anftellung wenigitend ber niederen Beamten, bat 21), 
pie beim Eiſenbahndienſt fo nothwendige Disciplinar- und Straf- 
gewalt: Ordnungsſtrafen, Entlaffung ohne Kündigung 2?) ⁊c. — 
fofern diefe Gewalt ihm gefetlich nicht fo ſchon zuftehen ſollte — 22), 
durch den Dienſtoertrag ausprüdfich vorbehalten. 


für legtere nur die Beflimmung haben, den Beamten ber Geſellſchaft (mit 
Ausflug aller übrigen Perfonen) eintretenden Falls Unterftügung zu gewähren, 
nicht angewendet werden. So ſprach ſich das Preuß. Geh. Ober - Tribunal 
durch ein Erf. v. 17. Sept. 1856 In einem Falle aus, wo bie Directoren 
einer Preuß. Eiſenbahn⸗Geſellſchaft ed abgelehnt hatten, zur Fortführung einer 
berartigen Unterftügungstafle die Genehmigung der Staatsbehörbe einzuholen. 
Bol. Beffel-Kühlmwetter l.c. Br. 1, S.%8 u. 29. — Ueber den Ber- 
mögensheftand biefer Beamten-, Penfions- und Unterſtützungskaſſen (bie jährl. 
Einnahme diefer Kaſſe bei der Kaifer Ferdinands Nordbahn betrug 1855 über 
55,000 Thlr., fo daß biefelben in jenem Jahre bereits ein Kapitalvermögen 
von Über 312,000 Thalern befaß) vergl, deutſche Eifenbahnftatiftif 1. c. für 
1855, Col. 183 fg. 

Diefelben erhalten außerdem Zuflüffe durch die aufgelommenen Straf- 
gelber, Zufchüffe der Verwaltung 2c. Ste gewähren meiftens erſt mit bem 
zehnten Dienftjiahre Penſionen, obgleih der Beamte vom erften Sabre an 
zahlen muß. — Vorſchläge zur Berbefferung diefer Verbältniffe macht v. Weber 
in feiner Schrift: „die Affecuranz- Eifenbahn -Paffagiere 2.“ 

21) Das Directorium ift in der Wahl der Eifenbahnbeamten meiftens 
nicht beſchränkt, nur darf es (menigftens in Preußen nad) $. 300 des Straf- 
geſetzes und in Kurheffen) keinen Eifenbahnbeamten anftellen bezw. bei Strafe 
im Dienft behalten, der durch gerichtliches Erkenntniß für unfähig zum Eifen- 
bahndienfte erklärt iftz; vergl, Beffel-Kühlmetter a. a. O., Theil I, 
S. 236 fg., Kurbel. Geſetz vom 19, October 1848, 8. 8. 5 u. 6. 


22) Glaubt der Privat-Eifenbahnbeamte, daß die Bahnverwaltung ihn 
zuwider den Beſtimmungen feines Dienftvertrags entlaffen babe, fo kann er 
bei dem competenten Civilgerichte (vergl. Beſſel-Kühlwetter a. a. O., 
Theil 111, 8. 112) auf Entſchädigung Hagen. 

23) So werden z. B. in Kurheſſen von den Beamten der conceſſionirten 
Privatbahnen (K. Fr. W. Nordb. und Frankf. Hanauer Bahn) wenigſtens 
die Bahnpolizeibeamten als Beamte einer öffentlichen Privat - Eorporation 
den Beftimmungen des auch auf bie mittelbaren Staatsdiener anzumenbenden 
Disciplinargefeges (provif. Geſetz vom 14. Juli 1851, $. 17) unterworfen 
erfeheinen. — Ebenfo find anerfanntermaßen in Preußen die Bahnpolizei- 
beamten, ſoweit biefes nicht mit den fpeciellen eigenthümlichen Verhältniſſen 
diefer Beamten in Widerſpruch fteht, dem Geſetz, betreffend die Dienftvergehen 
ber nicht richterlichen Beamten, vom 21. Juli 1852 unterworfen. Bergl. 
Beſſel⸗Kühlwetter, 3b. II, 6. 5 99 u. 100. 
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B. Die Organifation des Eifenbahnbetriebes im Einzelnen 
bezw. die Functionen der einzelnen Eifenbahnbeamten. 


Näheres Über dieſe Berwaltungs - Organifation findet man in folgenben 
Merten: 


1] v. Rheden: die Eifenbahnen Deutſchlands. Statiftifch gefchichtliche 
Darfteflung ihrer Entſtehung, ihres Verhältniſſes zur Stantsgewalt, 
fowie ihrer Verwaltungs- und Betriebs - Einrichtungen. Berlin 1843. 


2) Frand (Betriebs - Director der Magdeburg - Wittenberg’fchen Eifen- 
babn): der practifche Eifenbahnbeamte. Ein Handbuch für Verwaltungs- 
räthe, Directoren und Eifenbahnbeamte. Magdeburg 1851. 


3) v. Weber: die Schule des Eiſenbahnweſens. Kurzer Abriß der Gefchichte, 
Technik, Adminiftration und Statiftif der Eifenbahnen. Leipzig 1857. 


4] Deutſche Eifenbahnftatiftif für die Betriebsjahre 1850 bis 1855 (fechster 
Sabrgang, Berlin 1857), zufammengeftellt von der gefhäftsführenden 
Directton bes Bereins deutfcher Eifenbahn - Berwaltungen. 


Diefe Werke in Verbindung mit den Inftructionen für die Beamten ber 
Kurheflifhen Bahnen, der Kurf. Ir. W. Rordbahn und der Main - Wefer- 
Babn, welche faſt gletchlauten, ſowie mit den Inftructionen, welche bie deutſchen 
Eifenbafnverbände für die Beamten ber verbundenen Bahnen, hinfichtlich bes 
directen Verkehres veröffentlicht haben, find als die bauptfächlichfien Quellen 
bet der nachfolgenden Darftellung , welche fih übrigens auch auf eigne An- 
ſchauung gründet, benugt worden, namentlich habe ich aus dem Buche von 
Weber, welcher vie Thätigkeit einzelner Beamten oft Turz und ſchlagend 
charakterifirt, und als Königl. Sächſiſcher Eifenbahn-Dirertor zugleich als 
eine Autorität angefeben werden kann, in den Anmerkungen bie betreffenden 
Stellen oft wörtlich wiedergegeben. Ebenfo find, was ben directen Verkehr 
anlangt, einzelne Verband - Inftructionen mitgetheilt worden. 





Fragen wir nun weiter, wie ber Eifenbahnbetrieb in feinen ein- 
zelnen heilen organtjirt it, fo Inüpfen wir wohl am beiten bie 
Beantwortung biefer Frage an das Gefchäft ver Eifenbahn-Verwal- 
tung, welches darin beiteht: 

baß Perſonen und Güter mittelft ver Dampffraft auf 
ver Bahn für Geld transportirt werben. 
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Hiernach zerfällt der Eifenbahnbetrieb und damit das mit demfelben 
betraute Perfonal in fünf Haupttheile (Departements): 
J. die Berfonen- und Gepäd-Beförderung fowie bie 
Veberwachung des Dienſtes auf den Stationen ; 
I. die Ueberwachung und Beforgung des Gütertransportes; 
II. vie Befchaffung der Transport⸗ und Zugkraft fomwie bie 
Magazinsverwaltung; 
IV. 


die Unterhaltung der Bahn und der zu berfelben gehöri- 
gen Gebäude; 


V. die Beforgung des Rechnungsweſens und bie Controle. 


I. Der Perfonentransport. 


Die Leitung des gefammten Transportdienſtes, insbeſondere bei 
dem Perfonenverfehre, fowie des gefammten Stations- (Exrpebitions-) 
Dienjtes Tiegt regelmäßig 1) dem oberften Betriebsbeamten 
(Bahn = Betriebs- Director) ob, welchem vieferhalb das Zugperjonal 
fowte die Stations- Beamten untergeorpnet find. 

Seine hauptfächlichen Functionen find fomit folgende: 

1) Was die Anorbnung und Führung der Bahnzüge angeht; fo 
bat er darauf zu fehen, daß dieſelben nach Maßgabe bes feftgefteliten 


1) Bei längeren Bahnen fteht meiftens ein Afliftent Coft Betriebs-Infpector 
genannt) des oberften Betriebebeamten, flatt bes legtern dem Fahr⸗ und 
Stations dienſte vor, während bei fehr lebhaftem Güter⸗Verkehre einem befon- 
dere Ober- Güternerwalter (Büter- Dirigenten) an Stelle des oberften Betriche- 
beamten, die Auflicht Über den Bütertransport zuftcht. Vgl Frank J. e. 
S. 12. 13. 

Sinfihtlih Der Gefchäfte des oberften Betriebsbeamten als ſolchen fagt 
Weber. c. S. 202: 

„An ihn gehen ſämmtliche Rapporte der Beamten, er erledigt das weniger 
Wichtige durch eigene Anorbnungen, erörtert Vorkommniſſe, fordert Berichte 
ein. Ueber wichtigere Angelegenheiten erftattet er der Direction Bericht, 
empfängt deren Anorbrnungen und gibt fie, in angemeflener Form, nach unten 
weiter. An einigen Bahnen müffen auch alle Rechnungen, die zur Zahlung 
gelangen, von ihm sibimirt fein. Er erftattet periodiſch Bericht Über ben 
Etand des Betriebs, überzeugt fi) durch häufige Reifen vom Verhalten ber 
Beamten. Zur Erleichterung feiner umfaffenden Arbeiten ftebt ihm bie und 
da ein Gehülfe zur Seite, Überall aber das mehr oder weniger ſtark befepte 
Büream der Direction ze. zu Gebote.» 
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Fahrplanes und ber darüber befonbers ertheilten Inſtructionen und 
fonft getroffenen Verfügungen ſtattfinden, daß bie vorgefchriebenen 
Fahrzeiten und Kreuzungen pünktlich eingehalten und bei Verlegung 
ver legteren durch telegraphifche Mittheilung die hierfür getroffenen 
Anordnungen auf das Sorgfältigfte befolgt werben, auch daß bei 
Anoronung von Ertrazügen jedwede Gefahr vermieden werbe. 

2) Ebenfo bat er für das Vorhandenſein ver nöthigen Wagen ꝛc. 
und fonftigen Betrieb8- Mittel zu forgen, insbeſondere daß viefelben 
in gutem Zujtande erhalten, forgfältig verwahrt und auf der Bahn 
nach Verſchiedenheit des Bedarfs zweckmäßig vertheilt werben. 

8) Seiner Sorge ift e8 überwiefen, daß das Fahrperſonal 
in allen feinen Dienftverrichtungen nach ven ertheilten allgemeinen 
Inſtructionen bezw. fpeciellen Beftimmungen verfahre. Zu dem 
Ende hat verfelbe nicht allein äftere perfönliche Ueberwachung ein- 
treten zu laffen, fondern auch mittelft genauer Durchficht der Fahr- 
rapporte (auf deren zuverläffige und pänftliche Erftattung er mit 
Strenge zu fehen hat), fi von allen etwaigen Unregelmäßigfeiten 
im Fahrdienſte Kenntniß zu verfchaffen und auf Befeitigung von 
Mängeln oder Dienftvernachläffigungen hinzuwirken. 

4) Den Erpeditionspienft auf den Stationen bat er zu 
überwachen und fich zu überzeugen, daß überall vie erforverliche 
Negelmäßigfeit in ver Beförderung ver Reiſenden mit ihrem Gepäd 
(fowie der Güter) beftehe und das Betriebs- Reglement, fowie bie 
Zarife mit ihren reglementarifchen Beitimmungen und den barauf 
bezüglichen befonderen Vorſchriften dabei überall zur Ausführung 
fommen. 

Er bat zu dem Ende die Thätigfeit der Expeditionsbeamten im 
Verkehr mit dem Publikum zu beobachten und darüber zu wachen, 
daß in angemefjenen Zwifchenräumen ober je nach Umſtänden voll- 
ftändige Kaffenrevifionen durch einen Gentralbeamten vorge- 
nommen werden, und bieferhalb nach Erforderniß entfprechenven 
Antrag bei der Direction zu ftellen. 

5) Endlich Hat er auch alle Übrigen auf ven hierbei in Betracht 
kommenden Stationsbienft bezüglihen Beitimmungen Hinfichtlich ihrer 
genauen Befolgung zu überwachen, was vorzugsweiſe von dem 
Dienft der Weichenfteller und deren Controlirung durch den Bahn- 
hofs⸗Vorſtand gilt, und wohin auch ver Telegraphendienſt und bie 
Befolgung der darüber ertheilten Inſtruction zu rechnen üt. 
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6) Der Betriebs⸗Inſpector Hat den Zuſtand des Betricbe- 
Materials zu überwachen, für Beichaffung des Heiz-, Beleuchtungs- 
und Reinigungs⸗Materials auf den Zügen und Stationen beforgt 
zu fein, ſowie für die Inſtandhaltung der Räumlichkeiten für bie 
Paſſagiere und für den Zuſtand ber Reftauration. 

Die feinen fpeciellen Verwaltungszweig betreffenden Koften- 
rechnungen hat er zu revidiren und mit ver Befcheinigung über 
deren Nichtigkeit zu verfehen, ſodann aber zum Ertheilung ver Zah— 
Iungsverfügung der Direction einzureichen. 

7) NRüdfichtlich der Anftellung, Beurlaubung, Beftrafung ober 
Suspendirung der ihm untergebenen Beamten hat er die nöthigen 
Anträge an die Direction zu ftellen, 

Unter dem oberften Betriebsbeamten (Betriebs⸗Inſpector) bes 
forgen: . 

. 1) den Dienft auf ven Berfonenzügen 2): 
a. bie Oberfchaffner (Ober -Conbucteure, Zugführer), 
b. die Schaffner (Conbucteure), 
c. die Bremfer, 
d. die Packmeiſter, 


e. bie mit der Revifion und dem Delen der Wagen auf ven 
Stationen beauftragten Beamten, 


f, die Wagenpuger, 
und gewiffermaßen auch die Locomotivführer und Feuerleute, 
fowie deren Lehrlinge; 


2) In Deutſchland find die Züge verhältnigmäßig fehr ſtark mit Zug- 
Perſonal befegt. Hier haben (fagt Weber l. c. S. 205) die Züge meiſt 
ihre beftimmten Schaffner und fonftiges Begleitungscorps, gleichviel, ob fie 
ſtärker oder ſchwächer find, Blos bei bedeutender Vergrößerung des Zuges 
werben diefe Corps vermehrt, vermindert faf nie. Man kann bier auf je 
zwei bis drei Perfonenwagen einen Schaffner oder Bremfer, auf fünf bis 
acht Güterwagen einen Begleiter rechnen. In England und Frankreich ift bie 
Begleitung der Züge weit ſchwächer. Perſonenzüge werben bier felten von mehr 
als einem Oberfchaffner (chef de train, guard) und einem oder zwei Schaffnern 
und Bremfern (gardes, breaksmen) begleitet. Die Güterzüge finb nur mit 
einigen Bremfern befegt. Die Sicherheit gewinnt beim deutfchen Syſtem nicht 
fo viel, als die Oeconomie verliert, doch bedingt allerdings ſchon das deutfche 
Dillerfoftem mehr Zugperfonal, ale das In andern Ländern übliche fogenannte 
Edmondfonfae. ' 
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2) den Dienft auf ven Stationen: 
a. die Stations - Vorftände (Bahnhofs - Ynfpectoren), 
b. die Schirrmeijter (Wagenmeifter), 
c. die Billeteurs, 
d. die Erpebienten des Paſſagier⸗Gepäcks und des Eilguts, 
e. die Gepäckwieger, 
f, die Kofferträger, 
g. die Arbeiter (Tagelöhner) auf ven Stationen (zum Schieben 
der Wagen, Auf- und Abladen zc.). 


Da die Functionen der hier unter 1, b aufgeführten Schaff- 
ner ®), der unter 1, ce aufgeführten Bremfer *), ver unter 1, d 


3) Die Schaffner haben die Züge zu begleiten, die Coupirung der Billets 
zu beforgen, die Bremfen während der Fahrt zu handhaben, die Sicherheit 
ber Fahrt zu überwachen und darauf zu halten, daß Seitens ber Paffagtere 
die Beftimmungen des Reglemente beachtet werben. 

Auf diefe Beamten hauptfächlich beziehen fich folgende allgemeine Beftim- 
mungen der Reglements, insbefondere des A. D. P. 6.2 —6, melde das 
Berhältniß der Bahnbeamten überhaupt zum Publikum regeln follen: 

1] Benehmen der Beamten. — Die Beamter (der Geſellſchaft) 
find zu einem befcheivenen und böflichen, aber entſchiedenen Benehmen 
gegen das Publikum angewiefen und haben ſich innerhalb der ihnen 
angemwiefenen Dienftgrenzen gefällig zu bezeigen. (A. D. P. $. 3). 

2] Verbot Trinktgelder anzufpredhen und zu rauden — 
Die Beamten haben die orbnungsmäßigen Dienftleiftungen bei ber 
Eifenbahnbefürberung unentgeltlich zu verrichten und tft ihnen ftreng 
unterfagt, für Dienftverrichtungen irgend eine Vergütung anzufprechen. 

Den Angeftellten tft das Rauchen während des bienftlihen Verkehrs 
mit dem Publikum verboten, (A. D. P. 6. 3). 

3) Autorttät ber Beamten. — Den Anordnungen der Beamten 
muß in allen, bie Beförderung auf der Bahn und die Ausübung der 
Bahnpolizei betreffenden Fällen unweigerlich Folge geleiftet werben. 
(A. D. P. $. 4). 

Bei allen Streitigkeiten zmifchen. dem Yublitum und den Schaffnern 
hat der Oberfchaffner unter Entfernung der Schaffner die unzufriedenen 
Reiſenden nach Möglichkeit zufrieden zu ftellen. Wo jedoch ein unge- 
fittete8 oder Die Ordnung flörendes Benehmen des Paffagiers auf fein 
Zureben nicht unterbleibt, hat der Oberfchaffner die im Bahnpolizei- 

_ Reglement angeorbnete Zurechtweifung vorzunehmen. 

Die Thätigkeiten der Schaffner im Einzelnen gibt Frank J. c. 
©. 8 fg. folgendermaßen an: 

1] Bei den Serfonenzügen erhalten die Schaffner einen ober mehrere 

Wagen vom Zugführer zugemwiefen. Auf Geheiß deſſelben Öffnen fie 
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aufgeführten Badmetfter 9) und ver unter 1, e und f genannten 


die Thüren der Wagen und laffen die Paſſagiere einfteigen. Hierbei 
haben biefelben zu beachten, daß die nach einer und berfelben Station 
beftimmten Paflagiere möglich zufammenfommen und wo biefes nicht 
angeht, ftreng darüber zu wachen, daß biefelben an ben Beilimmungs- 
orten ausfteigen. 

2) Beim zweiten Zeichen mit der Glocke werben bie Billets revidirt und 
egupirt. Hierbei if befonders darauf zu achten, daß das Zettel-Billet 
noch mit dem Coupon verfeben ift, daß es ben richtigen Stempel trage 
und daß es für die betreffende Wagenklaffe beftimmt ſei. — Borzüglid 
ift der Beftimmungsort ind Auge zu fallen. Das Billet erhält ver 
Paſſagier zurück (bei Zettel-Billets: nachdem der Coupon davon ge⸗ 
trennt if); nad der Reviſion eines Coupes wird die Thur geſchloſſen. 

Auf den Zmwifchen- Stationen werben die Billets bei dem Eintreten 
des Reifenden in den Wagen coupirt. 

Während der Fahrt werben durch Beauftragte des Directoriums 
öfters Revifionen fattfinden. 

Unaufmertfamlett der Schaffner beim Revidiren ber Billets, Zu- 
lafiung von Paffagieren ohne, ober .mit falihen Billets, das Wit- 
nehmen von Paflagieren über bie in ihrem Billete bezeichnete Station 
hinaus, werben mit Erfag bes der Geſellſchaft entzogenen Fahrgeldes 
und außerdem mit Geldftrafen oder Entlaffung beftraft; Letzteres auch 
alsdann, wenn Schaffner Zollvefrauden oder Poflcontraventionen be 
gehen, oder andere Gegenfände mitnehmen. 

(Den Inhabern von Freiicheinen, welche nur für eine beftimmte 
Fahrt lauten, find viefelben abzunchmen und dem Oberſchaffner zu 
übergeben, welcher fie mit ben Rapporten an ven Betriebs- Infpector 
einfendet. Auch find die Nummern der ftatt Perfonen-Billets vorge 
zeigten Bereinslarten mit Angabe der Bahnvermwaltung, für welche fie 
ausgefertigt find, zu verzeichnen.) 

3] Während der Fahrt haben die Schaffner nach Anweiſung des Ober- 
ſchaffners die Pläge auf den Wagen einzunehmen, den Gang berfelben 
zu beauffichtigen, auf die Signale zu achten, welche ihnen von ihren 
Mitfehaffnern, oder von den Bahnwärtern gegeben werben; ebenfo, ob 
die Barrieren gefchloffen find. 

Denn fie an dem Zuge Etwas wahrnehmen, was ein fofortiges 
Anhalten deſſelben nöthig macht, haben fie durch Anziehen ber Signal⸗ 
leine die Dampfpfeife ertönen zu laffen. 

Sollte durch einen Unfall während der Fahrt Die Maſchine fi vom 
Zuge löfen, fo muß fofort gebremft werben; wenn dagegen durch das 
Brechen einer Kuppelung der Zug fih in zwei Theile trennt, fo darf 
ber vorbere Theil erfi dann anhalten, wenn ber abgelöfe Theil, 
welcher fogleih mit allen daran befindlichen Bremfen 
aufgehalten werden muß, ſtillſteht. Hierauf nähert fich der 
vordere Theil dann rüdwärts, vorfichtig zur Wiederverbindung. 
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Beamten, ſowie der unter 2 erwähnten Wagen⸗(Schirr⸗) meiſter ©), 


A] Die Bedienung ber Bremfen muß mit größter Aufmerkſamkeit gefchehen. 

5] Bei Ankunft auf den Stationen haben die Schaffner den Namen der⸗ 
felben und die Dauer des Aufenthalts laut und deutlich auszurufen, 
auch die dahin beftimmten Paffagiere zum Ausfteigen zu veranlaffen. 
Uebrigens werden auf den Zwifchen-Stationen, für welche kein längerer 
Aufenthalt beftimmt ift, die Thüren in der Regel nicht geöffnet. Ver⸗ 
langt ein Paffagier auszufteigen, fo tft ihm dies nur mit der ausprüd- 
lihen Bemerkung zu geitatten, daß auf ihn über die vorgefchriebene 
Zeit hinaus nicht gewartet werbe, und daß er, falld er zurückbleibe, 
fich ſolches felbft zuzufchreiben habe. Auf den Zwifchen- Stationen If 
das Einfteigen der Paflagiere befonders zu Überwachen, 

6] Nach jeder beendigten Fahrt haben die Schaffner bie Wagen des Zuges 
{m Innern und beren Inventarium zu revidiren; liegen gebliebene Sachen 
werden den Bahnhofs-Auffehern mit einer fehriftlichen Anzeige übergeben. 

4) Bol. Weber. c. ©. 205, Nr. 345: Es find dies Leute, die gleichſam 
eine Vorſchule für Schaffnerpoften durchmachen. Außer dem Verkehr mit dem 
Publikum haben fie ganz die Functionen der Schuffner, flatt des erfteren 
Dienftes haben fie auf allen Stationen fih vom Zuſtande ber Wagengeſtelle 
zu überzeugen und dieſelben mit Oel zu verſehen. 

5) Vgl. Weber 1. c. ©. 206, Nr. 347: Wie ſchon ihr Name andeutet, 
haben fie ſich mit Beforgung des Haffagiergepäcts (bzw. der Güter) zu befchäf- 
tigen. Ste übernehmen es auf der Station gegen Dutttung von den Stations- 
beamten (Gepäd-Erpedienten) ꝛc. und verausgaben es, gegen Rüdgabe ver 
Gepädicheine, an die Retfenden. In der Regel begleitet nur ein Packmeiſter 
jeben Zug. 

Bei Güterzügen fungiren Packmeiſter auch häufig als Oberſchaffner. 

Zuzufügen ift diefen Weber'ſchen Bemerkungen: 

1) Selbft die reinen Perfonenzüge befördern außer Gepäd auch Eilgut, 
Vieh und Equipagen regelmäßig, fo daß die Padmeifter auf den Per⸗ 
fonenzügen auch mit der Uebenahme, Transportirung und Rückgabe 
diefer Gegenſtände zu thun haben. 

2] Der Padmeifter bei einem Perfonenzuge bat fich zu dem Zuge, welchen 
er geletten foll, eine gebürtige Zeit vorher (zwei Stunden) bei dem 
Gepäd-Erpedienten und dann aud beim Zugführer zu melden. 

Er übernimmt das Gepäck, das Vieh und die Equipagen nach der 
Stüdzahl, das Eilgut nach der Stgnatur und empfängt vom Gepäd- 
Erpedienten zu dem Eilgut umd Vieh die entfprechenden Frachtkarten 
(Begleiticheine) für jeden Beſtimmungsort, auf welchen die bis zu ben 
verfhiedenen Stationen mitzuneßmenden Colli's eingetragen find, zu 
dem Gepäd erhält er die Talons (Gepädkarten). Bergl. die folgende 
©. 31, Anmerf. b ıc. 

Gepäck und Eilgut hat der Padmeifter im Packwagen überfichtlich 
zu ordnen, damit die Herausgabe ohne Schwierigkeit erfolgen kann. 
Hunde werden ebenfalle im Packwagen mitgeführt. 
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aufgeführten Badmeifter 5) und ver unter 1, e und f genannten 


die Thüren der Wagen und laffen bie Paſſagiere einfteigen. Hierbei 
haben biefelben zu beachten, daß bie nach einer und berfelben Station 
beftimmten Paſſagiere möglihft zuſammenkommen und wo biefes nicht 
angeht, ftreng darüber zu wachen, daß biefelben an den Beflimmungs- 
orten ausfteigen. 

2) Beim zweiten Zeichen mit der Glocke werben die Billets revidirt und 
eoupirt. Hierbei ift befonders darauf zu achten, daß das Zettel-Billet 
noch mit dem Coupon verſehen IR, daß es ben richtigen Stempel trage 
und daß es für die betreffende Wagenklaffe beftimmt ſei. — Vorzüglich 
it der Bellimmungsort ind Auge zu faſſen. Das Billet erhält der 
Paſſagier zurüd (bei Zettel» Billets: nachdem ber Coupon davon ge- 
trennt ft); nach der Revifion eines Coupes wird die Thür gefchloffen. 

Auf den Zwifchen- Stationen werden die Billets bei dem Eintreten 
des Reifenden in den Wagen coupirt. 

Während der Fahrt werben durch Beauftragte bes Directoriums 
öfters Revtfionen ftattfinden, 

Unaufmerkſamkeit der Schaffner beim Revidiren der Billets, Zu- 
laffung von Paffagieren ohne, ober .mit falfchen Billets, das Wit- 
nehmen von Paſſagieren über bie in ihrem Billete bezeichnete Station 
hinaus, werben mit Erfag des der Gefellfchaft entzogenen Fahrgeldes 
und außerdem mit Geloftrafen oder Entlaffung beftraft; Letzteres auch 
aledann, wenn Schaffner Zolldefrauden oder Poftcontraventionen be 
gehen, oder andere Gegenſtände mitnehmen. 

(Den Inhabern von Freifcheinen, welche nur für eine beftimmte 
Fahrt lauten, find Diefelben abzunehmen und dem Oberfchaffner zu 
übergeben, welcher fie mit den Rapporten an ben Betriebs- Infpector 
einfendet. Auch find die Nummern ber flatt Perfonen - Billets vorge- 
zeigten Bereinslarten mit Angabe der Bahnvermwaltung, für welche fie 
ausgefertigt find, zu verzeichnen.) 

3] Während der Fahrt haben die Schaffner nach Anweiſung des Ober- 
ſchaffners bie Plage auf den Wagen einzunehmen, den Gang berfelben 
zu beauffichtigen, auf bie Signale zu achten, welche ihnen von ihren 
Mitfhaffnern, oder von ben Babnwärtern gegeben werben; ebenfo, ob 
die Barrieren gefchloffen find. 

Wenn fie an dem Zuge Etwas wahrnehmen, was ein fofortiges 
Anhalten veffelben nöthig macht, haben fie durch Anziehen der Signal- 
leine die Dampfpfetfe ertünen zu laffen. 

Sollte dur einen Unfall während der Fahrt die Mafchine fich vom 
Zuge löfen, fo muß fofort gebremft werben; wenn tagegen durch bas 
Brechen einer Kuppelung der Zug ſich in zwei Theile trennt, fo darf 
der vordere Theil erfi dann anhalten, wenn ber abgelöfte Theil, 
welcher fogleih mit allen baran befindlichen Bremfen 
aufgehalten werden muß, ftillfteht. Hierauf nähert ſich der 
vordere Theil dann rückwärts, vorſichtig zur Wiederverbinbung. 


Organifatton des Eiſenbahnbetriebes. (Anl. 1.) 19 
Beamten, ſowie ber unter 2 erwähnten Wagen⸗(Schirr⸗) meifter 6), 


— 





4] Die Bedienung der Bremfen muß mit größter Aufmerkfamfeit gefchehen. 

5] Bei Ankunft auf den Stationen haben die Schaffner ben Namen ver- 
felben und die Dauer des Aufenthalts laut und deutlich auszurufen, 
auch die dahin beftimmten Paffagiere zum Ausfteigen zu veranlaffen. 
Mebrigens werden auf den Zwifchen-Stationen, für welche Fein längerer 
Aufenthalt beftimmt ift, die Thüren in der Regel nicht geöffnet. Der- 
langt ein Paffagter auszufteigen,, fo tft ihm dies nur mit der ausdrück⸗ 
lien Bemerkung zu geitatten, daß auf ihn über die vorgefchriebene 
Zeit hinaus nicht gewartet werde, und daß er, falls er zurüdbleibe, 
fich ſolches ſelbſt zugufchreiben habe. Auf den Zmwifchen- Stationen if 
das Einfteigen der Paflagtere befonders zu überwachen, 

6] Nach jeder beendigten Fahrt haben die Schaffner die Wagen des Zugs 
im Innern und deren Inventarium zu revidiren; liegen gebliebene Sachen 
werben ven Bahnhofs-Auffehern mit einer fohriftlichen Anzeige übergeben, 

4) Bol. Weber. c. ©. 205, Nr. 345: Es find dies Leute, die glei.hfam 

‘eine Borfchule für Schaffnerpoſten durchmachen. Außer dem Verkehr mit dem 

Hublitum haben fie ganz die Functionen der Schuffner, ftatt des erfteren 

Dienftes haben fie auf allen Stationen fit vom Zuftande ber Wagengeftelle 

zu überzeugen und biefelben mit Del zu verfehen. 

5) Dgl. Weber 1. c. ©. 206, Nr. 347: Wie fchon Ihr Name andeutet, 
haben fie fih mit Beforgung des Paffagiergepäds (bzw. ver Güter) zu befchäf- 
tigen. Ste übernehmen es auf der Station gegen Quittung von den Stations- 
beamten (Gepäd-Erpedienten) ıc. und verausgaben ed, gegen Rüdgabe der 
Gepäckſcheine, an die Reifenden. In der Regel begleitet nur ein Packmeiſter 
jeden Zug. 

Bei Süterzügen fungiren Padmeifter auch häufig als Oberfchaffner. 

Zuzufügen ift diefen Weber'ſchen Bemerkungen: 

1) Selbft die reinen Perfonenzüge befördern außer Gepäck auch Eilgut, 
Vieh und Equipagen regelmäßig, fo daß die Padmelfter auf den Per⸗ 
fonenzügen auch mit der Uebernahme, Transportirung und Rückgabe 
dieſer Gegenftände zu thun haben. 

2] Ter Padmeifter bei einem Perfonenzuge hat fich zu dem Zuge, welchen 
er geleiten foll, eine gehörtge Zeit vorher (zwei Stunden) bei dem 
Gepäd-Erpedienten und dann auch beim Zugführer zu melden. 

Er übernimmt das Gepäck, das Vieh und die Equipagen nach der 
Stüdzahl, das Eilgut nad) der Signatur und empfängt vom Gepäd- 
Erpedienten zu dem Eilgut und Vieh die entfprechenden Frachtkarten 
(Begleitfcheine) für jeden Beftimmungsort, auf welchen die bis zu den 
verfchtedenen Stationen mitzunehmenden Colli's eingetragen find, zu 
dem Gepäd erhält er die Talons (Gepäckkarten). Vergl. die folgende 
©. 31, Anmerf. b ıc. 

Gepäck und Eilgut hat der Padmeifter im Packwagen überſichtlich 
zu ordnen, Damit Die Herausgabe ohne Schwierigkeit erfolgen Tann. 
Hunde werden ebenfalls im Packwagen mitgeführt. 
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3] Auf den Stationen angelommen übergiebt der Pacmetfter an den 
betreffenden Beamten die Papiere, das Gepäd, Eilgut ıc., läßt fi 
darüber quittiren und nimmt den Zugang an Gepäd 2c. in Empfang. 
Nach richtig erfolgter Hebernahme läßt er den Zugang in den Stations- 
Zettel (vergl. ©. 44) eintragen. 

Auf der Endftation iſt der Stattonszettel an den Gepädbeamten 
abzugeben und von dieſem an die Eontrole einzufenden. So Frant 
l. c. ©. 92. 

Hinfichtlich Der Thätigkeit der Verbandspackmeiſter vergl. die bei bem 
Bütertransport S. 42 mitgetheilte Inftruction der Verbandspackheiſter 
bei den durchgehenden Güterzligen. Auch bie durchgehenden Perſonenzüge 
werden bei den meilten Verbänden von folchen Verbandspackmeiſtern geleitet, 
welche im Wefentlichen bier diefelben Functionen ausüben, als bei den Güter- 
zügen, nur daß fich diefelben auf Gepäd und die ſolchen gleich behandelten 
Gegenftände (Eilgut, Equipagen, Pferde und Hunde) bezieht. 

6) Vgl. Weber l. c. ©. 207, Nr. 350: Sache der Echirrmeifter iſt die 
Behandlung des Betriebs - Materials auf der Station und die Berausgabung 
der Eonfumtions- Gegenftände, wenn bie Station nicht fo groß iſt, daß fie 
{hr eigenes Magazin hat. Er läßt die Wagen nach Anordnung des Station 
Borftandes zu Zügen zufammenftellen, ober aus venfelben herausnehmen, bie 
fhweren Gegenftände verladen ıc. 

7) Vgl. Weber l. c. S. 210, Nr. 353: Sie fchaffen das Gepäd in bie 
Gepäck⸗Expedition und von da in den Packwagen, beforgen auch, auf Ber- 
langen, Gepäcdftüde von der Station in die Wohnungen der Reifenden und 
umgekehrt. Sie beziehen, außer ihrem Gehalte, Antheile an den tarifmäßigen 
Vergütungen, die fie für ihre Bemühungen von den Reifenden erhalten. 

8) Bol. Weber 1. c. ©. 207 bis 209, Nr. 350: Der Billeteur veraus 
gaht an die Neifenden die Billets. Die auf den meiften beutfchen Bahnen 
üblichen Billets find Zettel, welche den Namen bes Anfangs- und Beſtim⸗ 
mungeortes der Reife, nebft Preis der Fahrt und einige allgemeine Beftim- 
mungen gedruckt enthalten (3. B. bei den bannöverifhen Bahnen: die 
Beförderung erfolgt nah Maaßgabe der Beflimmungen ber Betriebs- 
Ordnung). Dur in der Kaffe erfolgende Bedruckung mit dem Bahn- 
ftempel erhalten dieſe Zettel Geldwerth zum Belaufe des darauf gebrudten 
Fahrpreiſes. Verausgabt der Billeteur, ein ſolches Billet, fo gibt er ihm 
einen zweiten Stempel, der Datum und Nummer der Fahrt enthält. Damit 
quittirt er den Empfang des Betrags dem Reifenden. Der Geldwerth 
ber verausgabten Billets muß fi baar in feiner Kaffe befinden. Die Ver- 
waltung der Billetbeftände ift nicht einfach. Die Anzahl der Sorten ift mit 
den Längen der Bahnen, die in Verbindung getreten find, fehr gewadien. 
Auf größern Stationen, von denen aus Billets auf große Entfernungen und 
ale Haltftellen in allen Klafjen ausgegeben werben, beträgt die Anzahl ber 
Billetgattungen oft 6 — 700, 


Drgantfation des Eifenbabnbetriebes. (Anl. 1.) 21 


und Wieger entweder untergeordneter Natur oder ziemlich allgemein 
bekannt ſind, ſo habe ich dieſelben größtentheils nach Weber und 
Frank l. c. in den Anmerkungen 3 bis 9 kurz wiedergegeben. 


Auf den meiſten ausländiſchen und einigen deutſchen Bahnen, namentlich 
im mitteldeutſchen Verbande, iſt das ſogenannte Edmondſon'ſche Billetſyſtem 
im Gebrauch. Bei dieſem beſtehen die Billets in viereckigen, ſteifen Kärtchen, 
auf die nichts als der Abgangsort und Beſtimmungsort, Preis und Fahr- 
nummer gedrudt ift und die, mittels einer Mafchine, fehr ſchnell in fortlaufender 
Reihe nummerirt werben. Mittels einer der von Edmondſon erfundenen 
Maſchinen kann ein Billeteur 1400 Karten in der Stunde ftempeln. Diefe Billets 
werden beim Berlafen der Bahn eingefammelt und an die Hauptlaffe einge- 
fandt. Der von der Station gelieferte Gelowertb muß mit dem Werthe ber 
Billets übereinftimmen. 

Das Edmondſo n'ſche Billetſyſtem bat für frequente Bahnen Vorzüge 
vor dem erft genannten. 

9) Bl. Weber 1. c. S. 209, Nr. 351: „Er läßt das durch die Koffer- 
träger in feine Erpedition gelieferte Gepäck wägen und ftellt dem Reiſenden 
Quittung über Empfang des Gepäds durch Ueberlieferung eines Scheins aus, 
welcher Abgangsort, Beftimmungsort, Zahl der übernommenen Gepädftüde, 
deren Gewicht und eine groß gedrudte Nummer enthält. Mit gleichen Num- 
mern werben die Gepäckſtücke beflebt. Auf den meilten Bahnen hat jeber 
Paſſagier ein gewiſſes Gewicht an Gepäd frei. Iſt das Gepäck deſſelben 
fchwerer, fo berechnet der Gepäd-Erpedient nach den betreffenden Tarifen 
den für das Mehrgewicht zu zahlenden Preis, bemerkt ihn auf dem Schein 
und kaſſirt das Geld ein. Für alle diefe Notirungen und Berechnungen tft er 
verantwortlich. 

Die Gepäckſcheine werden von den Reiſenden bei Rückgabe des Gepäcks 
eingefordert und dienen als Belege für die Rechnungen, den Expedienten 
gegenüber ihren Bahnverwaltungen, bezw. bei dem directen Verkehre für die— 
jenigen Rechnungen, die fih die Bahnen gegenfeitig für ven Transport des 
Paſſagiergepäcks aufftellen.“ 

Diefen Bemerkungen it noch Folgendes zuzufügen: 

Das Verfahren bei der Expedition iſt folgendes: 

1. Bei Gepäck: 

a) Das Perfonenbillet hat der Reifende bei der Verwiegung feiner Sachen 
der Gepäd- Erpebition vorzulegen, 

b) Ein Kofferträger, der Perrondiener, ober ein befonderer Wiegemeifter, 
je nach der Größe der Station, hat den Dienſt bei der Wage und 
das Auffleben der Nummern zu beforgen. 

ec) Sobald das Gepäd gewogen iſt, wirb dem Exrpedienten Stüdzahl, 
Gewicht und Beftimmungsort laut angegeben, wonad er, auf Grund 
des ihm präfentirten Fahrbillets, controlirt. 

Er füllt hierauf in den Talons und in dem Garantiefchein Stück⸗ 
zahl, Gewicht und den Betrag ber Meberfracht aus, zieht den Betrag 
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Um den Gang des Perfonen- und Gepäd- Verkehrs etwas an- 
fohaulicher zu machen, foll weiter verjucht werben, bie Thätigkeit 
der Zugführer und ver Bahnhofs-⸗Vorſtände, fowie auch vie 


ein, ftempelt das Billet und ben Garanttefchein ab und händigt felbige 
dem Reifenden aus, indem er zugleich Die Nummer des Garanttefcheins 
in fo viel Exemplaren als Colli im Gepädichein aufgeführt find, dem 
dienftthuenden Pader ze. zum Aufkleben auf jedes Eollo überliefert. 
Sobald mehrere Billets zu den Gepäckſtücken präfentirt werben, alſo 
mehrere Perfonen zu denfelben gehören, hat der Erpedient die Perfonen- 
zahl in die Talons und den Garantiefchein einzutragen und danach 
natürlich die Ueberfrachts - Berechnung anzulegen. 

d) Iſt fämmtliches Gepäd expedirt, fo wird auf den Talons die Städ- 
zahl abbirt und in den für bie Fahrt beftimmten Stationszettel einge- 
tragen. | 

Bet der Ankunft des Zuges hat der Erpedient fi zunächſt vom Pad⸗ 
meifter den Stationszettel und bie Talons einhändigen und auf Grund biefer 
Papiere die Gepäckſtücke fpectell aus dem Wagen vorzählen zu laffen. Er 
quittirt fodann im Stationszettel über den richtigen Empfang durch Beifügung 
feines Namens. Die Erpedittionen ber Zwiſchenſtationen tragen hierauf bie 
dem Packmeiſter nach den verfchtebenen Stationen übergebene Stüdzahl Ge⸗ 
päck und Eilgut in Gegenwart beffelben ein. Das Aus- und Einlaven muß 
mit ber größtmöglichen Eile gefchehen. Das Gepäck ift durch Barriören ab- 
zufperren, und der Zutritt zu bemfelben nur den dabei befhäftigten Beamten 
geftattet. Bon den Enpftationen werden die Stationszettel quittirt an bie 
Eontrole gegeben. Sobald bei der Ausladung Gepäckſtücke fehlen, ober deren 
zu viel find, hat der Expedient fofort in beiden Richtungen Laufzettel zu 
erlaffen und dem nädften Borgefegten unverweilt unter Angabe der Ab- 
fendeftation,, der fehlenden Collis, des Padmeifters 2c. Anzeige zu machen. 
Unterläßt der Erpebient diefe Anzeige, oder diejenige einer fonft etwa vor- 
gekommenen Unregelmäßtgleit, fo bat er jeden daraus entftebenden Nachtheil 
mit feiner Amtscaution zu vertreten. Vorhandene berrenlofe Collis hat ver 
, Erpedient in das Lagerbuch einzutragen, darüber ebenfalls Laufzettel zu erlaffen, 
und dem den Betrieb beauffichtigenden Beamten alle acht Tage ein Verzeichniß 
derſelben, fowie den Nachweis der mit Bezug hierauf bereits erfaffenen Lauf⸗ 
zettel einzureichen. 

Hat der Reifende feinen Garantiefchein verloren, fo muß ber Erpebient 
bei der Auslieferung des Gepäds fehr vorfichtig verfahren. Zunächſt hat er vom 
Reifenden die Eollis, welche diefer als fein Eigenthum reclamirt, bezeichnen zu 
laffen, dann muß er den Reifenden fich legitimiren,, oder durch einen, ihm (dem 
Erpedienten) befannten zuverläffigen Mann recognosciren laffen. Enplich hat 
der Haffagier den Inhalt der Koffer u. f. w. unter befonderer Befchreibung 
der einzelnen Gegenftände ſpeciell nachzumeifen. Die Auslieferung erfolgt 
neben etwaiger Sautionsftellung gegen Quittung, und diefe muß die Nummer 
des verloren gegangenen Sarantiefcheines enthalten. 
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Thätigkeit der Billeteurs und Gepäck-Erxpedienten bei dem directen 
Perſonen- und Gepäck-Verkehre hier darzuſtellen. 


1) Die Zugführer (Ober-Schaffner). 


Ueber ihre Thätigkeit ſagt Weber: | 

Sie find die Befehlshaber auf dem ihnen anvertrauten Perfonen- oder 
Güterzuge, fo Jange er in Bewegung if. Sie treffen die Anordnung bfr 
Wagen, beftimmen den Moment des Abgangs 1°), notiren die Fabr- und 
Aufenthaltszeiten, Iaffen in außergewöhnlichen Fällen die nöthigen Zeichen 
geben, controlicen die Functionen der Schaffner, befonders deren Behand⸗ 
fung der Billets, überwachen den Zuftand der Wagen und führen die Rap- 
porte über ven Gefammtverlauf der Fahrt. Bei jedem Zuge befindet ſich ein 
Beamter diefer Art, oder ein mit defien Functionen Beauftragter. 

Außerdem tft binfichtlich der Obliegenheiten der Zugführer zu bemerken: 

Vor der Abfahrt des Zuges bat der Ober-Schaffner zu prüfen, 

a. ob die Stetten, welche die Wagen des Zuges verbinden (SKuppelfetten) 
angemacht und die Sicherheitsketten überall gehörig zufammengehaft find, 
ferner durch die Schaffner nachſehen zu laffen, ob 

b. die im Zuge befindlichen Bremfen dienſtfähig und nad dem Bahn- 
polizei-Reglement in geböriger Anzahl vorhanden find, ſodann dieſes ſelbſt zu 


1. Bei Equipagen- und Bieb-Transport: 

a) Die Erpedienten erhalten aus ber Eontrole Billets, für die fie ber 
Stückzahl nach belaftet werden. 

b) Bei Anmeldung eines Transports wird dem Reifenden ein Billet, 
welches den Namen bes Abfenvers, die Stüdzahl des Transports und 
den dafür bezahlten Betrag enthalten muß, eingehändigt. 

c) Das Billet ift vom Talon zu trennen, und in legterem ebenfalls 
Betrag, Stückzabl ꝛc. aufzunehmen. 

d) Die Talons find der Controle, je nachdem fie biefelben verlangt, zur 
Revifion einzureichen. Die bei der Auslieferung abgenommenen Billets 
bat die Empfangsftation dem Empfangsrapporte beizufügen. 

e) Die expedirte Stückzahl Vieh ac. it dem Packmeiſter im Stationszettel 
unter Eollizahl einzutragen; die Empfungsftation hat Darüber gehörig 
zu quiitiren. 

) Nach Abgang eines jeden Zuges bat ber Erpebient bie flattgehabte 
Beförderung in die dazu gelieferten Regifter und in das Kaſſabuch 
genau einzutragen und danach ben Zagesrapport anzufertigen. 

10) Sobald die Abfertigung des Zuges Seitens des Bahnhofs - Vorftan- 
des vollendet ift, geben fie das Zeichen zur Abfahrt mit der Pfeife oder 
dem Signalhorn ıc. Bei Ankunft des Zuges auf einer Station hat ſich der 
Ober - Schaffner bei dem Bahnhofs⸗Vorſtande zu melden, um etwaige Auf- 
träge entgegenzunehmen. 
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eontroliren und fi) zu Überzeugen, daß das zur Beſetzung berfelben nöthige 
Herfonal anmwefend if. Sodann bat er dafür zu forgen, daß 

c, bie Signalſchnur über die Wagen gezogen und mit ber Dampfpfetfe 
in Verbindung gebracht werde und 

d. daß die Gegenftände, welche nad) feiner Inftruction zur Nachhülfe bei 
irgend einem Unglüdsfalle (Winden, Schraubenfäläffel, Beil, Kuppelketten, 
Stride 20.) auf dem Zuge fich befinden follen, mitgenommen werben ; 

e. daß bet einbrechender Dunkelheit auf den beſtimmten Stationen bie 
Laternen in und an den Wagen angeftedt werben. 

Wenn megen eines Unfalls ein oder mehrere Wagen auf der Bahn zu- 
rückgeblieben find oder der ganze Zug eine Hülfsmafchine erwartet, fo hat 
der Ober - Schaffner 200 Ruthen rüd- und vorwärts Wachen aufzuftellen, 
welche jeden etwa ankommenden Zug, fowie bie nabende Hülfsmafchine be- 
nachrichtigen. Iſt ein Theil des Zuges zurücdgeblieben, fo muß Borforge 
getroffen werben, daß er nicht Durch einen Winpftoß in Bewegung geſetzt wer- 
den kann und muß derfelbe beim Eintreffen auf der nächſten Station fofort 
nachgeholt werben 1), 


11) Wie verhängnißvoll die Vernadläffigung irgend einer diefer dem Zug- 
führer gemachten Vorfchriften werden kann, hatte ich Gelegenheit, in einer 
Unterfuchungsfache zu bemerken, in welcher ih als Inftructionsrichter thätig 
war. — Auf einem Güterzuge, welcher belanntlich mit nur wenigem Dienft- 
perfonal fährt, bemerkt der Locomotinführer, welcher ausnahmsweiſe den Zug 
führt, als er erft die Hälfte einer Stationsftrede paſſirt ift, daß bie Lofo- 
motive nicht die Kraft befigt, den ganzen Zug bis zur nächſten Station zu 
ſchaffen. Es bleibt ihm nichts übrig, als einen Theil des Zuges abzubän- 
gen, um mit dem übrigen Theile nad) der nächtten Station zu eilen, und 
dann die zurüdgelaffenen Wagen, bei welchen er zwei ihm zur Dispofttion 
fiehende Schaffner zur Bewachung zurüdläßt, nachzubolen. Als der Führer 
baldigft mit der Locomotive zurückkommt, findet er den Zug nicht mehr vor, 
welcher, obgleich alle Bremfen möglichft feft angezogen waren, nad) dem Gut- 
achten der Sachverſtändigen, in Folge der flarfen Neigung der Bahn und ber 
Erfchütterung, welche der abfahrende Zug auf die Schienen hervorgebracht, fi 
foheinbar von felbft in Bewegung gefegt hatte und nach und nach eine rafende 
Schnelligkeit annehmend, auf die Wagenremife der Abgangsftation zurüd- 
lief, wofeloft er Eifenbahngüter und einen bet denfelben befehäftigten Arbeiter 
zerfchmetterte. — Das Gutachten des Sachverſtändigen ging bier dahin, daß 
dem Locomotivführer, welcher den Zug geführt hatte, nichts zur Laft gelegt 
werben könne, umſoweniger, als derfelbe nicht wohl auf die Inftruction eines 
Zugführers verpflichtet ſei, daß Ausftellen von Wachen vorliegend nichts zur 
Derbütung des fraglichen Unglücks genügt haben würde, und ebenfowenig ein 
Borlegen von Keilen auf die Bahn, daß aber bier bei der Zufammenftellung 
des Zuges gefehlt worden fei, indem nicht die genligende Anzahl mit Bremen 
verfehener Wagen in ben Zug eingeftellt worben, fo daß der Zug nicht genü- 
gend babe gebremft werben können. 


* 
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2) Die Bahnhofs-Vorſtände. 


Die Function der Bahnhofs⸗(Stations⸗-) Vorſtände iſt im Allgemeinen 
die, daß fie die oberſte Auffichts- und Bahnpoligei -Behörbe auf der Station 
find. Ste haben in Folge deſſen die Aufficht über die Räumlichkeiten (die 
Wartezimmer, Güterfhoppen ꝛc.) und über das Betriebsmatertal auf ihrer 
Station, die Richtigkeit der Stattons-Uhren und der Normal-Uhren der Ober- 
fhaffner, die Anordnung über den Abgang und bie Abfertigung der Züge, 
und haben vor jedem den Bahnhof paffirenden Zuge von dem guten Zuftande 
und richtigen Stande der Weichen ſich perfünlich zu überzeugen. Sie haben ferner 
die Disciplin Über die Beamten, fomweit bdiefelben bet dem Stationsdienfte 
befchäftigt find, fowie Die Annahme und Ablöhnung von Arbeitern für legteren 
Dienft. Bei Unfällen haben fie die erften Anordnungen zur Hülfeleiftung und 
Anfendung von Hülfsmafchhinen zu treffen, auch darüber an ihre Vorgefegten 
Bericht zu erflatten. In Betreff techniſcher Arbeiten auf ibrer Station haben 
fie fi mit den Ingenieuren bzw. Mafchinenmeiftern in Verbindung zu fetzen. 
Ihr Geſchäftskreis ift Übrigens natürlich je nach der Größe und Bedeutfam- 
keit ihrer Station fehr verfrhieden. Bei großen Lentralftationen tft ihre 
Machtvollkommenheit fehr groß. Bergl. Weber l. c. S, 207, und Frank 
1.c. S. 7A fg. 


3) Thätigleit des Berfonals bei dem directen 
Perfonen- und Gepädverfehr. 


Um das Bild des Perfonen-, Gepäd-, Equipagen⸗ und Vieh⸗Transportes 
zu vervollftändigen, füge ich bier in Betreff des birecten Verkehrs folgende 
Inftruction des weftbeutfchen Verbandes bei. 


Inſtruction 


über die Beſtellung, die Ausgabe, Verrechnung und Controle der 

Billete, ſowie über die Behandlung und Verrechnung des Reiſe⸗ 

gepäckes und der auf Grund nummerirter Beförderungsſcheine zu 
expedirenden Gegenſtände im durchgehenden Verkehr. 


$. 1. Das Central⸗Abrechnungs⸗Büreau läßt die Perſonenbillete für 
fämmtlide Verwaltungen bes Verbandes , die fich bei dem durchgehenden Per- 
fonenvertehr beteiligen, anfertigen. Die Billets müffen mit einer fortlaufen- 
ben Nummer bis 1000 nad) jeder Station und für jebe Klaſſe geprudt werden. 
Bor der Verabfolgung find die einzelnen Billets bei dem Centralbürenu mit 
einem trodenen Stempel, welcher bie Bezeichnung „Weſtdeutſ her Ver⸗ 
band« trägt, zu verſehen. 

Das Centralbüreau führt über die im Vorrath beſchafften, ſeinen Beſtand 
bildenden, ſowie über die Abgabe der Billete ein Verzeichniß, ſo daß jeder⸗ 
zeit erhoben werden kann, wie viel Billets jeder Gattung eine Verwaltung 
für jede Station erhalten und wie viele ſolche im Vergleich mit der Monate⸗ 
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rechnung bei ber betreffenden Verwaltung beruhen, beziehungswetfe auf den 
nächſten Donat übergeben. 

$.2. Die Stationen begehren ihren Bedarf jeweils gegen das Ende 
eines Monats und zwar in der Art, daß fie ftets für mindeftens einen Monat 
Borrath haben, von ihren refp. Special-Eontrolbüreaus, welche letztere fofort 
eine Bedarflifte aufitellen und dieſe dem Centralbüreau zufenden. 

8. 3. Dit den begehrten Billeten fenbet das Centralbüreau die Bebarfs- 
lite wieder an die Special- Eontrolblireaus oder nad) Verlangen an bie 
Direetion, und nachdem biefe die Sendung geprüft und richtig befunden, laſſen 
fie die befcheinigten Liften fofort an das Centralbüreau zurüdgeben, wo fie 
aufbewahrt bleiben. 

$. 4 Die von dem Eentralbüreau beſchafften und von den einzelnen ° 
Berwaltungen bezogenen Billete erhalten erft Gültiglett zur Ausgabe, wenn 
fie von der betreffenden Verwaltung mit einem weiteren Trodenftempel verfe- 
ben worden find. 

$. 5. Sobald die Stationen die Billets erhalten, tragen fie biefelben 
mit Stückzahl und Eontrolnummern in das Rechnungsheft und ftellen fo ihre 
Einnahme an Billeten bar. 

Der Eintrag Über die Ausgabe refp. Über den Verkauf der Billete und 
ber hieraus fich ergebenden Beträge in die Rechnung findet täglich Statt. 

Am Schluffe des Monats wird die Rechnung abgefchloffen, mit den um- 
brauchbar gewordenen Billeten — unter Vormerkung ber Urfache der Unbraud- 
barkeit auf denſelben — belegt und fofort in den erften acht Tagen nad) ver- 
floffenem Monat an die refp. Special-Eontrolbüreaus eingefendet, von denen 
fie nad) fummarifcher Vorprüfung an das Central⸗Abrechnungsbüreau über- 
macht werben, wo fie behufs der Special⸗Reviſion und der Aufftellung ber 
General-Abrechnung bis zum 15ten jeden folgenden Monats eingegangen fein 
müſſen. 

8. 6. Das Verfahren bei der Ausgabe der Billete beſteht einfach darin, 
daß vor der Ausgabe das Datum des Tages, an dem die Ausgabe erfolgt, 
von dem Erpebienten auf den unteren leeren Raum des Reifebillets mittelft 
des Datumsftempels deutlich aufgedrückt wird. 

Die Ausgabe hat genau nach den auf ben Billeten aufgebrudten Ord⸗ 
nungenummern zu gefcheben. 

87. Bezüglich, der Revifton ber Billete unterwegs tft erfor 
derlich: 

1) daß die Conducteure (Schaffner) genau darauf ſehen, daß bei dem 

Zugange bes Reiſenden das Billet 2%) ver Zeit nach noch Gültigkeit hat; 


14) Im Oftfriefifch-Thüringifchen Verbande ıc. ift Die Eontrole der Fahr⸗ 
billets folgende; 

Auf jeder Verbandsbahn werden bie in den Händen ver Reifenden befind- 
lichen Billets, melde nad dem Edmondſon'ſchen Syſtem ungefertigt find, 
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2) daß an demfelben alle diejenigen Abfchnitte (Coupons) ſich noch befin- 
den, die nad Stationen lauten, welche noch zu paflıren find; 

3) haben die Schaffner die Reifenden zu befragen, ob und auf welchen 
ber Unterwegsftattonen fie ſich aufzuhalten gedenken und fofort bis 
zu der angegebenen Station, infofern keine andere Bahn dabei berührt 
wird, andernfalls aber nur bis zum Endpunkte einer foldyen, foweit 
fie nämlich felbft den Zug begleiten, die Abfchnitte (Coupons) von 
"den Billet3 zu trennen. 

4) Sind die Coupons während der Fahrt alle entfernt, alfo nur noch 
das Reifebillet felbft vorhanden, fo wird, um Mißbrauch zu verhüten 
und als weitere Sontrole, von demfelben die mit ber betreffenpen 
Bahn bezeichnete Ecke ebenfalls abgetrennt und fo das Billet ald zu 
anderen Yahrten ungültig gemacht; 

5) auf der Station vor jener, wohin das Billet endgültig Tautet, muß 
jedoch unter allen Umftänden beffen Entgegennahme durch den Schaff- 
ner und deſſen Einlieferung erfolgen. Bei denjenigen Verwaltungen, 
bei welchen viefes Verfahren für den inneren Verkehr nicht befteht, 
fol e8 aud für den durchgehenden Verkehr nicht Anwendung finden. 
Eine gleiche Ausnahme fol für die Billete nach Straßburg ftatthaben, 
da diefe von den Omnibus - Eonducteurs abgenommen und eingelie- 
fert werben. 


5.8. Bezüglich der Behandlung und der Verrechnung des Reiſe⸗ 
gepäcks wird beftimmt:; 


1) Dem Reifenden fteht es frei, fein Gepäck entweder gleich bis zu 
bem Punkte, wohin er ein Billet gelöft, expediren, ober daffelde 
nad) einer Station, wo er fi) aufzuhalten gedenkt und wohin nad) 
der ausprüdlichen Ungabe auf dem Billet, die Gepäd- Erpedition 
überhaupt ftattfinden kann, behandeln zu laſſen. 

2) Bei der Aufgabe des Gepäcks muß das, jedenfalls vorher gelöfte 
Perfonenbillet vorgezeigt werben und wird fofort demfelben von dem 
Gepäd- Erpedienten der Gepädftempel und zwar auf dem Coupon 
berjenigen Station aufgebrüdt, wohin die Expedition des Gepäcks 
wirklich erfolgt. Bei der weiteren Abfertigung von Gepäd von einer 
Eouponftation muß auf dem Gepädichein der Tag bemerkt werben, 
an welchem das Reifebillet gelöft worden if. 


mittelft der Zange coupirt und find bie durch das Coupiren berzuftellenden 
Deffnungen in folgender Weife verfähteben : 

a. auf der Hannoverfchen Bahn halbkreisformig, 

b. auf der Meftfälifchen Bahn Mreisfürmig, 

c. auf der Kurfürft Friedrich Wilhelms Nordbahn vreiedig und 

d. auf der Thüringiſchen Bahn vieredig. 

Die Billets find vor Ankunft auf der Beftimmungsftation den Retfenden 

abzunehmen und auf der Enpflation an ben Stationsvorſtand zur Einfen- 
dung an das Controlbüreau abzuliefern. 
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3) Für das aufgegebene Gepäd und gegen Entrihtung der Tare für 
etwaiges Uebergemwicht erhält der Reiſende einen Gepädichein, ven er 
auf der Station, wo er baflelbe wieder in Empfang nimmt, abzu- 
geben hat. 

H Die Gepädfcheine werben von ben betreffenden Beftimmungsftationen 
mit den Gepädkarten (Pudmeiftertalon) zuſammengeklebt aufbewahrt 
und am Ende des Monats gleichzeitig mit ver Rechnung an die Spe- 
cialcontrole eingefendet. Ebendahin werden auch die in den Stamm- 
beften der Berfandftation zurüdgebliebenen Talons, ſoweit fie dem 
betreffenden Monat angehören, als Belege der Rechnung eingefenvet. 

5) Die Gepäckſcheine verlteren ihre Gültigkeit nicht 24 Stunden nad) 
Ankunft des Zuges, fondern erft 24 Stunden nad) Ablauf der Gül⸗ 
tigkeitsbauer der Billete, welche auf 5 Tage, vom Datum des Erpe- 
bittonsftempeld der Abgangoſtation an, gefest if. Für das während 
diefer Zeit auf einer Station Tagernde Gepäck foll kein Lagergeld 
erhoben werben. 

6) Ueber das befürberte Reifegepäd und die aus demſelben fich ergeben- 
den Einnabmen wird eine Monatsrechnung geführt. 


6. 9. Den Gepäd-Erprditionen Itegt ferner die Expedition von Vieh in 
Wagenladungen, von Hunden, Künftlerwagen und Menageriewagen ob. 

Die Beförderung diefer Gegenftände findet auf Grund nummerirter 
Beförderungsfheine Statt und kommen bierbei die Taxen zur Erbe 
bung, welche im Anbange zum Tarif für Beförderung von Perfonen und 
Keiſegepäck, feftgeftellt find, 

Der erfte Theil diefes Scheines bleibt im Stammbefte ber Erpebition 
zurüd, während dem Aufgeber, welcher übrigens fich als Reifender im Zuge 
befinden muß, der zweite Theil nad) Borzeigung des gelöften Perfonenbillets 
vollzogen und mit Datumftempel verfeben, zuzuftellen ift. 

Nur gegen Rüdgabe dieſes Scheines wirb der zum Transport aufgege- 
bene Gegenftand ausgeliefert. Die Verrechnung biefer Transporte, für welche 
ſtets Borauszahlung zu leiften ift, findet in der Gepäckrechnung nach Anlet- 
tung des Formulars Statt, 


$. 10. Die Rechnung Über Gepäd und fonftige Beförberungsgegenftänbe 
iſt monatlich abzufchliegen und mit den Gepädkärtchen — Padmeiftertalons — 
und den Erpeditionstalons aus den Stammheften in berfelben Frift, wie bie 
Rechnung Über Perſonenbeförderung ben Sperial-Eontrolen und den von bie- 
fen fofort an das Eentralbüreau einzufenden. 


II. Mer Gütertransport. 


Ueber ven Transport der Güter hat der Chef des Güterwefens, 
ver oberſte Betriebsbeamte over bei bedeutenden Bahnen wohl auch 
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befonvere Güterverwalter zu wachen, unter veflen Aufficht auf ven 
Stationen die Güter-Expedienten und deren Affiftenten pas 
Güterwefen beforgen 1). Unter viefen arbeiten auf ven Güterböpen 
(auch Güterfchuppen genannt) die |. g. Bodenmeifter, Wieger, 
Pader und Güterboden»-Arbeiter 2). Um vie Xhätigfeit ver 
Güter-Erpedienten und damit ven ganzen Eifenbahngüterverfehr voll 
fommen verjtehen und würdigen zu können, ift zu beachten, daß ber 
Güterverkehr zunächit nach der Art der Schnelligkeit des Transports 
in Eilgut- und in gewöhnlichen Güterverkehr und lebterer wieder 
in die Beförderung der Güter erjter und zweiter Klaſſe (letzterer zu 
ermäßigter Fracht), ſowie in die Beförberung ber Rohſtoffe und 
des fperrigen Gutes zerfällt. Vergl. 8. 42 und Anlage XXL 


1) So 3. 3. fiheint bei den Königlich Sächſiſchen Staats - Eifenbahnen 
ein befonderer f. g. Gütervermalter dem ganzen Güterwefen vorzuftehen, von 
welhem Weber l.c. ©. 211 fagt: „Ihm iſt die Beforgung der gefammten 
Güterbewegung auf der Bahn anvertraut. Er forgt für richtiges Auf- und 
Abladen der Güter, rechtzeitigen Transport derfelben, kaſſirt die Frachtbeträge 
ein, leitet die regulativmäßigen Vorfchüffe, fertigt die Abrechnung mit frem- 
den Bahnen über die gegenfeitigen Leiftungen, fei e8 an Transport von Gü⸗ 
tern ober Benutzung von Wagen, führt die auf alle diefe Geſchäfte bezüg- 
lichen Notirungen und Bücher und controlirt die Thätigkeit des unter ihm 
fungirenden Perſonals. Enplich leiftet er auch an den meiften Bahnen dem 
Publikum Dienfte ald Spediteur, indem jetzt eine große Menge von Gütern 
auch abfeits von den Bahnen lediglich durch Vermittelung der Verwaltungen 
verfandt werben. Als Spediteur (?) disponirt der Gütervermwalter im Intereſſe 
der Abfender oder Empfänger über die Art des Weitertransports von ber 
Bahn ab, die fleuerliche oder Zoll - Abfertigung ıc. und beforgt mit Einem 
Worte den ganzen Transport von dem Auf- bis zum Abgeben der Güter.“ 


2) Weberl.c. ©. 218: „Auf den Güterböden fungiren für die unmit- 
telbare practifche Behandlung der Güter, 1) die Bodenmeifter, die mit 
Beauflihtigung des ganzen Lade- und Auffpeicherungs- Verfahrens und ber 
techniſchen Uebernahme der Güter beauftragt find. Sie beurtheilen die Tüch⸗ 
tigkeit der Emballage,, die Transportfähigleit des Gutes, behüten die Admi⸗ 
niftration vor Verluften durch Beſchädigung der Güter, befehligen und con- 
troliren die Arbeiter bei der Behandlung derfelben 0. Weber empfiehlt 
mit Recht zu diefem Dienfte ehemalige Markthelfer großer Handlungshäufer. 
2) Wügemeifter beforgen auf den Stationen die Verwägung der Güter und 
führen die hierauf bezüglichen Notizen. 3) Meift finden fich auf ven Güter- 
böden eine Anzahl verpflichteter Yader, die im Umgange mit den Gütern 
geübt find. A) Mit diefen zufammen aber arbeiten, da deren phyfifche Kräfte 
meift nicht ausreichen, je nach dem Bebarfe des Verkehrs, eine Anzahl von 
Büterboden - Arbeitern,“ 
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Nach der Form der Behandlung von Seiten bes exrpebirenben 
Beamten läßt ſich außerdem bei lokalem Verkehre (vgl.8.19,c) 
abgehendes und anfommendes, bei directem Verkehre aufer- 
dem noch durchgehendes Gut unterfcheiven. Bon lekteren Ein- 
tbeilungen ift hier, wo es fich hauptfächlich um bie Thätigkeit ver 
erpedirenden Beamten zunächſt hanbelt, auszugehen. 


A. Bei lokalem Verkehr. 


1) Die abgehenden Güter werben vom Abſender oder Spe- 
biteur mit Yrachtbrief, welcher nad) dem Schema Anlage II in fine 
aufgeftellt jeyn muß (vergl. 8. 45) zur Bahn (auf ven Güterboven) 
gebracht, oder je nach ven Reglements⸗Beſtimmungen ver betreffen- 
den Bahn von der Behaufung des Abſenders auf veffen Verlangen 
von der Verwaltung mit Fuhrwagen abgeholt 2). Das Verfahren 
bei der Annahme und der weiteren Behanplung der Güter ift bier 
folgendes: 

a. Zunächſt iſt von demjenigen, ver vie Waaren annimmt, zu 
prüfen, ob die Emballage gut, namentlich ob ſie trocken und 
nicht geriſſen ſei; ſodann iſt die Signatur der einzelnen Colli 
mit den Frachtbriefen auf das Genaueſte zu vergleichen. 

b. Jedes eingelieferte Collo iſt nachzuwiegen. Trifft das im Fracht⸗ 
briefe angegebene Gewicht mit dem nach der Waage ermittel⸗ 
ten überein, ſo iſt ſolches mit Rothſtift zu unterſtreichen; 
ergiebt die Nachwiegung aber ein anderes Gewicht, ſo iſt das 
ermittelte roth einzutragen. Jeder Frachtbrief muß einen Nachs 
wiegungsvermert enthalten, der darin beiteht, daß ver Wicge- 
meifter feine Namensziffer mit Rotbitift deutlich unter pas 
ermittelte Gewicht fchreibt. 

c. Sobald die Nachwiegung und Bergleihung der Eignatur er- 
folgt it, wird das Gut mit dem entiprechenvden Stations- 
namen beflebt und verfarrt. Der Güterraum ift nach ben 
einzelnen Stationen, wohin expebirt wird, einzutbeilen; vie 
Plätze find mit den Stationsnamen — Heine ſchwarze Ta⸗ 
feln — zu bezeichnen. . 





[nn 
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3) Nach Weber J. c. S. 214 beſtehen in England gigantiſche Anſtalten 
für das Holen und Bringen der Güter, fo z. B. beſitzt die Norb- und Weſt⸗ 
bahn an 250 Fuhrwerke mit 600 Pferden in eigenen Remifen und Ställen. 
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d. Die Frachtbriefe *) werden nunmehr von dem Expedienten 
oder dem ſonſt damit beauftragten Oberarbeiter ftationsweife 
in das Verladebuch eingetragen und dann zum Abſtempeln in 
bie Expedition gegeben. Der Stempel enthält das Datum 
und die Tageszeit (Vor- oder Nachmittags) ©). 

e. Nach ven Frachtbriefen, bie für jeden Tag und jede Station 
mit Nr. 1 anfangen, fertigt der Exrpebient ober einer ver 
Aljiftenten die Frachtkarten, d. h. Regiſter über fämmtliche 
Güter, welche auf einen Beftimmungsort lauten °). 

f. on den Frachtlarten erfolgt die Eintragung in die Frachtregiiter. 

g. Während die Kartirung in ber Expebition erfolgt, fchreitet 
ber Oberarbeiter zum Einladen, indem er bie jtationsweife 
liegenden Güter in die Wagen karren läßt. 

Bei jedem Collo muß ihm ver Arbeiter die Signatur laut 
anfagen; er überzeugt fich aber, neben dem Wagen jtehend, 
von der Richtigkeit und jtreicht die einzelnen Rofitionen im 
Ladebuche roth an. 

h. Nach beendigtem Einladen iſt das Ladebuch mit ven Fracht- 
karten genau zu vergleichen. Alsdann werden die kleinen, an 
den Wagen befindlichen ſchwarzen Tafeln mit dem Namen, 
der Abgangs- und Beſtimmungsſtation verſehen. 


4) Sofern der Abſender eine Beſcheinigung der erfolgten Uebergabe der 
Güter wünſcht, zu welchem Zwecke er zwei gleichlautende Exemplare des 
Frachtbriefes einzureichen hat, iſt das Eine derſelben ihm vom Güter⸗-Expe⸗ 
dienten vollzogen, d. h. abgeſtempelt, zurückzugeben. Ob eine ſolche Beſchei⸗ 
nigung verlangt, bzw. ertheilt worden, iſt im Frachtbriefe deutlich zu ver⸗ 
merken. Nordb. XII, 8. 7, O. Th. 6. 13. 


5) Die Annahme und Ausgabe der Güter findet nur zu beſtimmten Expe⸗ 
ditionsſtunden, an Sonn- und Feſttagen überhaupt nicht Statt (böchſtens 
Eilgüter ausgenommen). Vgl. z. B. K. F. W. Nordb. VII, 6.3. Ebenfo 
ſpricht ſich hinſichtlich der Sonntagsfeier eine Verfügung des preuß. Miniſte⸗ 
riums für Handel ꝛc. vom 8. Oct. 1853 dahin aus; daß auf den preußiſchen 
Bahnen überhaupt an den chriftlihen Sonn- u, Fefttagen gewöhnliche Fracht. 
güter zur Beförderung nicht angenommen, auch nicht verabfolgt werben follın. 

6) Die Fracht⸗ und Gepädkarten find gleichſam Frachtbriefe, welche Die 
Verwaltung der Abgangsftation den einzelnen Beflimmungsftationen mit ben 
nach letzteren beflimmten Gütern und Gepäd zufertigt, während ber unter i 
zu erwähnende Stationszettel einen fummarifchen Auszug aus der Srachtfarte 
zur Information und Legitimation bes Zugführers (Padmeifters) abgiebt. 
Vergl. die folgenden Seiten 44 und 45, 
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j, Beim Verladen ift mit Strenge darauf zu Halten, daß bie 
Nummern der Wagen mit Angabe der Collizahl auf ven 
Frachtkarten und ebenfo in die Verjandtregifter vermerkt wer- 
den. Sobald vie Karten abgefchloffen und übertragen find, 
iſt der Stationszettel anzufertigen. 

k. Nachdem fänmtliche mit einem Zuge zu beförbernden Güter 
eingetragen worben find, bekommt ver Führer des Zuges vom 
Güter» Exrpevienten die einzelnen Yrachtbriefe, Wrachtfarten 
und Stationgzettel. 


2) Die anfommenden Güter. Bei Ankunft des Zuges auf 
einer Station überliefert der Zugführer (Padmeifter) dem betref: 
fenven Beamten (Güter-Erpebienten) die auf jene Station lautenven, 
von den vorausgehenden Stationen aufgegehenen Frachtkarten, nebjt 
Frachtbriefen und dazu gehörigen Colli's und läßt fich über bie 
Ueberlieferung ver Colli's auf feinem Stationszettel quittiren. 


Zunächſt hat ver Expedient bie Frachtbriefe mit den Liſten (Fracht- 
farten) zu vergleichen und bie legtern nachzurechnen. Weberfehen 
Verfandt- und Empfangsitation einen und denſelben Rechnungs⸗ 
fehler, fo haben felbige auch vie der Verwaltung daraus erwachle- 
nen Nachtheile gemeinjchaftlich zu tragen. Auf dem Güterboben find 
fodann die Waaren entweder mit Rüdficht auf die Gleichartigfeit 
ber Eolli (Fäffer mit Fäſſer, Ballen mit Ballen) over fofern nad) 
ven Srachtfarten ausgeladen wird, nach ihrer Beitimmung zufam- 
menzuftellen. Sofern bei der Vergleichung mit ven Liften Colli fehlen, 
ift balvigft ein Yaufzettel nach allen Richtungen zu erlafjen und dem 
ben Güterverkehr leitenden Beamten fofort Anzeige zu machen. 


Der Adreſſat wird hierauf (binnen 24 Stunden nach der Ankunft) 
meijtens durch Zufendung eines Avisbriefes, der in der Regel ven 
Coupon des Frachtbriefes enthält, von ver Ankunft des Gutes in 
Kenntniß gejegt und bat berfelbe bei Abholung des Gutes ven quits 
tirten Coupon abzuliefern. Auf dem Frachtbriefe quittirt ver Expe⸗ 
bient über Nachnahme, Fracht ꝛc. oder ftempelt venjelben blos ab. 
Der Erpevient hat die Üblieferung ver Waare, des Gutes, an ben 
Inhaber des quittirten Coupons, oder wenn ber Woisbrief ohne 
Coupon abgegeben ift, an den Vorzeiger bes erjteren, als den zur 
Empfangnahme Legitimirten, zu bewirken. 


— — —— —— a en 
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B. Bel directem Verbands⸗Güterverkehre. 


Um einen Bli auf die Thätigkeit des Eifenbahnperfonals bei 
biefem Verkehre zu gewähren, lafje ich hier folgen 
a, bie betreffenden $. $. 10 bis 31 aus ber Inſtruction für den 
Güterverkehr im Oftfriefifch-Thüringifshen Eifenbahnverbande, 
mit welcher die der übrigen Verbände im Wefentlihen über- 
einjtimmen, fowie 
b. die Dienftanweifung für die Verbands-Packmeiſter der durch⸗ 
gehenden Güterzüge 2c. im Mitteldeutſchen Verbande. 


a. Inſtruction file den Güterverkehr. 


Borbemerkung. In dem Nachfolgenden werben unterfchieden: Aufgabe» 
und Abgabe- oder Beflimmungs- Station von der Verfand- und 
Empfangs- Station, Aufgabeftatton ift diejenige, auf welcher 
Das But zur Bahn kommt, Abgabeftation die, auf welcher das 
But die Bahn verläßt. Die Ausdrüde Berfand - und Empfangs- 
Station haben nur Bezug auf den Kartenwechſel. Diejenige 
Statton, welche die Karte ausftellt, heißt Verſandſtation; die, an 
welche fie adreflirt if, Empfangsftation. 


$. 10, 
Verbandſtation. 
Eine directe Expedition findet Statt: 
a. zwiſchen den Stationen Emden, Leer und Lingen einerſeits und ſämmt⸗ 
lichen Verbandſtationen der drei übrigen Bahnen andererſeits, und 
b. zwiſchen den Stationen Ibbenbüren und Osnabrück einerſeits und den 
Verbandſtationen ber drei anderen Bahnen andererfeits. 


§. 11. 
Exrpedition von und nah Nichtiverbandftationen. 


Güter, welche auf einer Nichtverbandftation zur Berfendung kommen, 
werben nad der zunächft gelegenen Verbandſtation und von diefer weiter kar⸗ 
tirt, fofern zwifchen legterer und der Abgabeftation eine meitere zu einer 
fremden Bahn gehörige Verbandftation gelegen, oder die Abgabeftatton felbft 
Berbandftatton if. 

Iſt die Abgabeſtation Feine Verbandftation, fo wird das Gut nad) der 
leuten, vor der Abgabeftation gelegenen Verbanbflation unb von biefer weiter 
kartirt. 1 


Zoll⸗ und fleuerpfliätige Güter. 

Güter, bie einer zoll ⸗ oder fteueramtlichen Abfertigung unterliegen, find 
nach derjenigen Station zu Tartiren, auf welche bie zur erwähnten Abfertt- 
gung erforderlichen Papiere ausgeftellt find, oder, wenn dies keine Verband⸗ 

3 
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ſtation iR, nad) ber zunächſt vorher liegenden Verbandſtation. Hieraus folgt 
von ſelbſt, daß Über derartige Güter ein befonderer, andere Güter nicht ent- 


haltender Frachtbrief ausgeftellt werden muß. 


6. 13. 
Poſtzwangpflichtige Güter. 
Hinſichtlich der dem Poſtzwange unterworfenen Gegenſtände wird auf die 
beſtehenden beſonderen Beſtimmungen Bezug genommen. Beamte, welche gegen 
dieſelben verſtoßen, haben die Folgen ihrer Contravention allein zu tragen. 


14 
Bezeiönung der Eollt, 

Alle zur Verſendung kommenden Colli mäffen mit einem beutlichen Zeichen 
verfehen fein ). 

Bor Verladung ber Colli muß jebes einzelne mit dem Namen ver Sta- 
tion beffebt werben, nad) welcher es Fartirt wird 2). Ausgenommen von biefer 
Beflimmung find ganze Wagenlabungen nach einer und berfelben Station. 

Die Beklebezettel follen außer dem Namen der Station, bie zu welcher 
kartirt wird, auch den derjenigen enthalten, von welcher aus kartirt worden if. 

Eilgut muß zum Unterfchleb von Frachtgut doppelt beflebt fein. 


% 15 
Verladung. 

Zur Verladung können die Wagen aller bei dem Verkehr betheiligten 
Bahnen nach den näheren Beſtimmungen des Regulativs für die gegenſeitige 
Wagenbenutzung verwendet werden. 

Müſſen in einem Wagen die Güter verſchiedener Karten untergebracht 
werden 2), fo iſt als Regel für die Verladung feſtzuhalten, daß die Güter 
in der Reihenfolge, in welcher fie zur Ausladung fommen werben, zugänglich 
fein ſollen. Güterquantitäten unter 20 Centner nad ein und berfelben Em- 
yfangsftation dürfen, wenn nicht die befonbere Befchaffenheit der zu verla- 
benden Güter eine Ausnahme nothwendig macht, auf den Stationen nicht 
verladen werden, fondern find bei Ankunft des Zuges bereit zu halten und 
dem DVerbandspadmeifter zur Verladung zu überweiſen. 

Die Beitimmung auf ©. 19 des Tarifs, wonad gleichartige Artikel derfel- 
ben Mbtheilung zufammengeladen werben bürfen, wird dahin näher erläutert, 
daß im Allgemeinen diefes Zufammenlaben nur bei ſolchen Gütern zugelaflen 


1) Befonders hervorzuheben ti, Daß dieſe Beſtimmung auch auf bie ein- 
zelnen Säde von Frucht⸗ und Getratdefendungen, fowie auf leere Emballagen 
Anwendung findet. 

2) Alfo nicht etwa mit dem Namen ber Abgabe» oder Beflimmungsftation. 

3) Bei der Verladung iſt das Hauptaugenmerk darauf zu richten, daß 
die zu einer Karte gebörigen Güter fo weit thunlich in ein und bemfelben 
Magen untergebracht werben, 
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werden darf, welche nad Beſchaffenheit ihrer Berpackung zu ein- 
ander paffen und bei denen eine gegenfeitige Befähigung nicht eintreten 
fann. 

6. 16. 


Kartirung. 


Für den Berbandsverfehr kommen Frachtkarten *) zur Anwendung. 

Die Karten Über Eilgut find auf der Adreffe mit dem Worte „Eilgut- 
karte“ zu bezeichnen. 

Die Karten find, nach den Beftimmungsftationen getrennt, von Anfang 
dis zum Schluß des Monats fortlaufend zu nummeriren und auf deren Adreſſe 
der Name der Empfangftation, die Nummer und Eigenthümerin des Wagens, 
in welchen die Güter verladen worben, fowie die Zahl der Colli anzugeben, 
Am Ende eines jeden Monats hat jede Verfandftation jeder Empfangftatton, 
mit ber fie in Kartenwechſel flieht, die Nummer ber Karte mitzutheilen, mit 
welcher fie ihren Monatsverfand fchließt. 


& 17. 
Uebergangsgäüter. 


Gehen Güter aus dem Binnenverlehr in den directen Verkehr ober umge- 
kehrt über, fo müſſen, fofern in den für den Binnenverlehr geltenden Tarifen 
Gebühren für An- und Abfuhr enthalten find, diefe dem zur Anwendung 
fommenden Binnenverlehrs-Tariffate abgefeht werben, Mogegen ber 
Berbands-Tariffag unverkürzt zur Anwendung kommt. Für derartige im Bin- 
nenverlehr nach oder von einer Verbandsſtation derſelben Bahn Fartirte @üter 
finden auch die auf den einzelnen Bahnen etwa gültigen Beflimmungen wegen 

4) Eine folhe Frachtkarte gibt zunächft als Ueberfährift den Namen des . 
Berbandes (3. 3. Oftfe.-Thlring, - Eifenbahnverband), fodbann die Nummer 
der Frachtkarte, ſowie die Zeit des Abganges bes betreffenden Güterzuges, 
auch den Namen der Verbands-Abgangs- und Beftimmungsftation an (3.8. 
Frachtkarte Nr. 1 abgegangen um 1 Uhr 10 Minuten den 15. Mat 1858 von 
Marburg nach Cöthen. — Sodann enthält die Karte felbft 

1) die Nummer ver Frachtbriefe, bes ſteueramtl. Begleitfcheins u. Der Wagen; 

2) den Inhalt des Frachtbriefes (vgl. Anlage II in fin.), alfo Rame bes 
Empfängers, Marke, Nummer, Zahl, Gattung u. Inhalt der Colli's; 

3) das Gewichts a. Brutto in Zollpfunden, b. der ganzen Sendung in 
Zollpfiinden, c. abgerundetes, zur Berechnung zu ziebendes Gewicht, 
d. bei Klaffe I (Wagenlapung von 100 Gr. ꝛc.), e. bei Klaffe IE x, 
frachtfreie Transporte s 

4) den zu bezahlenden Betrag, ımb zwar: a. den Tarifſatz in Siibergr., 
b. den Verſicherungswerth, c. die Aſſekuranzprämie (ben Prozentfap); 

5) die Angaben Über Frankatur: a. die Fracht, ». die Aſſekuranz⸗ 

prämie, c. bie Nachnahme⸗Proviſion; 

6) die Angaben hinfichtlich der Hebermweifung ber Fracht, Affeluranz- 

prämie, Nachnahme und Nachnahme ⸗Proviſionen. 
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Erhebung eined Mintmal- Brachibetrages keine Anwendung, worüber in ber 
Frachtkarte für den Binnenverkehr die nöthige Bemerkung zu machen tft. 

Für Güter, welche von der Main-Weferbahn kommen oder auf diefelbe 
übergehen, ift der Inhalt des 8. 3 der Tarifbeftimmungen für den Güterver- 
fehr, wonach an den Zariffägen der Station Caſſel für Frachtgüter der Klaſſe 
IE und II, fowie für Eilgüter die An- und Abfuhrkoften mit je 6 Pf. pro 
Centner abzufegen find, befonders zu beachten. Die Güter-Erpebitionen haben 
über diefe Güter befondere Frachtkarten auszuftellen, auch in den an das 
Sontrolbüreau einzufendenden Nachweifungen die Uebergangsgüter mit ihren 
Gewichten und Frachtbeträgen von den nach ober von Eaffel Loco beförderten 
Gütern zu trennen, damit von Seiten des genannten Büreaus biefelbe Tren- 
nung in den an das Central⸗Abrechnungsbüreau einzufendenden Nachweiſun⸗ 
gen über den Verbandsgüterverkehr ebenwohl bewirkt werben kann. 


$. 18. 
MWeiter-Franfaturen °) 


Bezüglich der Weiterfranlaturen gelten folgende Beſtimmungen: 

Stehen Aufgabe- und Abgabeflatton nicht im directen Kartenwechſel zu 
einander, müſſen alfo auf dem Transportwege eine ober mehrere Stationen’ 
behufs der Kartirung vermittelnd eintreten, fo wird angenommen, daß bie 
erftere den Transportbetrag für die ganze Transportſtrecke nicht Kenne, 

Die Aufgabeftation behandelt die franlitte Sendung wie eine unfran- 
Krte, d. h. fie trägt den Frachtbetrag bis zu der Station, bis zu welcher fie 
kartiren Tann, in bie Startencolumne „Ueberweifung«“ ein, 

Der betreffende Frachtbrief muß auf feiner Außenfette deutlich mit dem 
Worte franco bezeichnet und ihm ein Franfaturzettel beigefügt werben, beffen 





5) Hinfichtlich diefer Trankaturen bemert Weber l. c. ©, 214: „Eine 
Sauptbezeichnung auf dem Frachtbriefe ift auch noch die, ob das Gut „frankirt⸗ 
(d. h. dem Empfänger Eoftenfrei überliefert werde) geben, ober ob der Empfänger 
die Fracht bezahlen fol. Im erftern Falle läßt die Aufgabeftation fi, wenn 
dem Aufgeber nicht, als fiherm Manne, die Summe ohne Gefahr creditirt 
werben kann, den ungefähren Betrag der erwachſenden Frachtbeträge bepo- 
niren und gibt dann dem Briefe noch ein Papier — die Franfatur-Note — 
mit, auf welches jede Verwaltung den ihr zufommenden Betrag notirt und 
den Gefammtbetrag als Schuld der nächſten Verwaltung an fie betrachtet. 
Bon der Empfangsftation geht die Frankatur⸗Note ſodann zurüd und jebe 
Verwaltung belaftet die nächfte mit der ganzen Summe, bie auf ber Fran- 
fatur-Note enthalten if. Auf diefe Weiſe (dur das Belaften hinwärts und 
zurüd, allerdings mit verfchienenen Beträgen) kommt jede Bahn am einfadh- 
ſten und ficherften zu ihrem Gelde und die urfprüngliche Aufgabeftation rechnet 
nach Empfang der zurüdfommenden Frankatur⸗Note mit dem Aufgeber ben 
genauen Frachtbetrag ab, mas vorher nicht möglich war, da die erwachien- 
den Trachten und Speefen im Boraus nur in ben menigiten Fällen genau 
befannt find.“ 
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Borbandenfein in der Karte hinter der betreffenden Pofltion ebenwohl zu ver- 
merken ift. 

Iſt die empfangende Station nicht in der Lage, bis zur Abgabeftation 
des Gutes weiter zu fartiren, befteht demnach ein directer Frachtſatz zwiſchen 
ihr und der Abgabeftatton nicht, fo fartirt diefelbe bis zu derjenigen Station 
(mit der fie im direeten Kartenwechſel fteht) weiter, welche von ihr in ber 
Richtung des Transportes die nächte vor der Abgangsftation ift, mobet fie 
den ihr übertwiefenen Frachtbetrag nachnimmt und den für die Strede, für 
welche fie kartirt, übermweifet. 

Vorſtehendes Verfahren wird eventuell von Station zu Station fo lange 
fortgefegt, bis das Gut auf derjenigen Station ankommt, welche mit der 
Adgabeftation direct kartirt. Die Fracht für jede einzelne Kartirungsftrede 
ift nicht in den Frachtbrief, fondern tn den Franfaturzettel unter den bazu 
beftimmten Rubrifen einzutragen. Auf diefe Weife fteht nun der gefammte 
Frachtbetrag von der Abgangsftation bis zu derjenigen Station, melde 
mit der Abgabeftation direct Tartirt, biefer theils als Nachnahme, theils 
als Ueberweifung zur Laſt. Sie kartirt nun das Gut bis zur Abgange- 
flation franco weiter, fummirt den Gefammtbetrag der Fracht, d. b. 
ſowohl denjenigen, welchen fie für die Wetterfendung franco zu fordern bat, 
als den, mit welchem fie als Nachnahme oder Ueberweifung belaftet ift, und 
kartirt den Frankaturzettel wie ein Collo mit Nachnahme der Geſammffracht 
ohne Provifionsberechnung zurück, wodurch fie ſich bezahlt macht. Die Zurüd- 
fartirung des Frankaturzettels muß auf bemfelden Wege von Station zu 
Station erfolgen, auf welddem das Gut Fartirt worden tft, 


Bor der Ausftellung eines Frankaturzettels läßt fich Die Aufgabeftation 
von dem DVerfender eine dem ungeführen Betrage der Fracht mindefteng gleiche 
Summe im Boraus entrichten. 

Sämmtliche Frankaturzettel, welche von einer Station ausgeftellt werben, 
find mit fortlaufender Nummer zu verfehen und unter biefer in eine Fran- 
faturlifte einzutragen. Nach Zurückkunft des Srankaturzettels berechnet fich 
die Aufgabeftation mit dem Verfender, Tiefert ihm als Beleg der richtigen 
Erhebung den Zettel aus und läßt ſich von ihm bie erfolgte Abrechnung in 
der Frankaturlifte befcheinigen, 

Sranfaturen über die Grenzen ber zum Oſtfrieſiſch-Thüringiſchen Verbande 
gehörigen Bahnen hinaus find nicht zuläffig; ausgenommen von dieſer Be- 
ſchränkung find jedoch die dem ſchnellen Ververben untertorfenen , ſowie die- 
jenigen Güter, welche die Fracht nicht ſicher decken, wofür nad) dem im Ber- 
eine beutfcher Eifenbabnverwaltungen gültigen Reglement die Fracht bei ber 
Aufgabe zu entrichten ift, daher alfo auch die Frankatur über die Grenzen 
ber Verbandsbahnen hinaus ftattfinden muß. 

$. 19. 
Theilweife Frankatur. 

Theilweiſe Frankaturen der Senbungen find unter der Bedingung geftat- 
tet, daß die Station, bis zu welcher das Gut franco gehen foll, eine Ver⸗ 
bandftation tft, welche mit der Verfanbftation die in Frage Tommenden birerten 
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Frachtſätze bat. Auch muß felbfiredend die Station, bis zu welcher das Gut 
frankirt werben foll, auf dem Frachtbriefe genau und deutlich genannt fein, 


% 2%, 
Speeſen⸗Nachnahmen. 

a. Speeſen⸗Nachnahmen, welche auf ein und dieſelbe Güterſendung 50 Thlr. 
und darüber betragen, dürfen, ſobald das Gut über zwei oder mehrere 
Bahnen zu befördern iſt, dem Verſender erſt dann ausgezahlt werden, 
wenn die Aufgabeſtation von der Empfangſtation die beſtimmte Anzeige 
erhalten hat, daß der Empfänger die Nachnahme berichtigt habe. 

Zu dieſem Zwecke wird derartigen Sendungen ein beſonderer Rach⸗ 
nahme⸗Begleitſchein beigegeben und in der bei Frankaturzetteln 
üblichen Art kartirt. Vor der Rückkunft dieſes Nachnahmeſcheines von ber 
Empfangſtation darf die Nachnahme nicht ausgezahlt werden. 

Die Empfangſtation hat den Nachnahme ⸗Begleitſchein, ſobald bie 
Nachnahme berichtigt oder die Abnahme des Gutes vom Empfänger abge⸗ 
lehnt bzw. die Berichtigung der Nachnahme beanftandet worden tft, mit 
dem bezüglichen Verwerk verfehen, ber Verſandſtation gleihfalle Tartirt 
unverzüglich zurüdzufenden. 

b. Die weniger als 50 Thaler auf eine und biefelbe Sendung betragenben 
Rachnahmen werben ohne befonbere Anzeige über die Berichtigung berfel- 
ben ausgezahlt, fofern die Aufgabeftatton nicht binnen 14 Tagen, vom 
Datum der Karte an gerechnet, von etwaiger Zahlungsverweigerung be- 
nachrichtigt worden tft. | 

‘ 5. 21. 

Nachnahmen der Erpeditionen, 


Als Nachnahmen, welche Seitens der Erpeditionen erhoben werben, gelten 
die baaren Verläge an Steuern, Zöllen, für Reparaturen u, |. w., welde 
irgend eine Station während des Transportes gehabt hat. 

Für die Nachnahme der Expeditionen iſt inshefondere zu beachten, daß 
nur bie Verſandſtation ˖ fie ohne Weiteres nad Anleitung der Karte buchen 
fann. Hat dagegen eine Unterwegsftation dergleichen Nachnahmen für gehabte 
Verläge einzutragen, fo muß biefes mit rotber Dinte unter Angabe des Da- 
tums und unter Unterfchrift der Expedition gefchehen, damit die Empfang 
ftation erfehen könne, wem fie derartige Nachnahmen gut zu bringen habe. 
In Fällen, in denen das Gut während des Transportes von ber Karte ge 
trennt worden iſt, müſſen die Derläge in den nad 8. 22 auszuftellenden 
Begleitfchein, fowie in Die zu demfelben gehörige Karte eingetragen werben. 

6. 22, 
Frachtfreie Transporte 

Am Schluß der Karte werben die fogenannten frachtfreien Transporte 
eingetragen. Es gehören bierber: 

a. Utenfilien, welche son ven Erpepitionen den Ladungen zur Befefligung 
und Schutz beigegeben werben, fowohl auf der Tour als auf der Rüd- 
tour. 


Organifatton des Eiſenbahnbetriebes. (Anl. L) 39 


b. Güter, welche auf irgend einer Station zurlidgeblieben find, ohne daß 
bie dazu gehörigen Paptere zurlidgelaffen werden konnten ($. 26) und 
der Empfangftation zugefendet werden. 

ec. Güter, welche durch einen Laufzettel gefucht oder offerirt wurden und 
an die Empfangftation gefendet werben ($. 30). 

d. Die fogenannten verfihlagenen Güter ($. 31). 

e. Erfasftüde für Wagen und die von denfelben getrennten Theile. 

Ueber dieſe frachtfreien Sendungen tft ein Begleitfchein auszufertigen, 
welcher an bie Stelle des Frachtbriefes tritt und ohne Specification der darin 
aufgeführten Gegenftände kartirt wird. 


% 23. 
Stationszettel, 

Bor ber Verfendung ift von der Anfangsftation bes birerten Verkehrs 
[Emden bzmwfe. Naumburg) ein Stationszettel und zwar getrennt für Eilgut 
und Frachtgut zur Abgabe an den Pachmeiſter auszufertigen, in welchem 
fummarifch die nach einer jeden Station beftimmte Zahl der Güter je nad 
ganzen Wagenladungen oder einzelnen Colli einzutragen ifl. Bet den einzel- 
nen Colli muß unter der Rubrit „Wagennummer“ eingetragen werden, in 
welchen Wagen fi die Colli befinden. Diefen Stationszettel, weldher auch 
dann auf der Anfangsftation auszufertigen tft, wenn von ihr Güter nicht ver- 
laden wurben, erhält der Packmeiſter (vergl. M. D., 6. 8). 


% U. 
Anfhriften an Die beladenen Wagen. . 

Die beladenen Wagen find sor der Einftellung in bie Züge auf beiden 
Seiten mit einer Anfchrift zu verfehen, aus welcher Verfand- und Empfang- 
ftation des Gutes eriichtlich find. Iſt Eilgut in denfelben vorhanden, fo muß 
diefes durch die Anfchrift „Eilgut“ bet der betreffenden Station noch befon- 
ders bemerft werben. 

Kein Wagen darf zurüdgefendet werben, ohne Daß zuvor bie alten, an 
demfelben vorhandenen Anfchriften vollſtändig gelöfcht find (vergl. M. D., 
&. 9, 10) °). 

%. 2. 


Begleitpapiere, 
Kein Gut darf ohne die dazu gehörigen Yapiere zum Verſand kommen, 
und ebenfowenig follen Papiere ohne Die dazu gehörigen Güter angenommen 
werden, 


— — — — — — — —— 


6) M. D. 8. 11: Rachdem in der vorgeſchriebenen Weiſe für die Verſen⸗ 
dung der Güter Alles geordnet iſt, werben auf den Anfangsftationen bie 
Papiere dem Packmeiſter übergeben und die Wagen dem Bahnhofs - Vorfteher 
zur Einordnung in den betreffenden Zug, nad Rücſprache mit dem durch⸗ 
gehenden Packmeiſter, überwieſen. 
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2%. 
Vorſchriften für ben Transport. 


Die Berfendung der birecten Fracht⸗ und Eilgüter 7) darf nur mit ben- 
jenigen Zügen erfolgen, welche von ben einzelnen Verwaltungen befonders 
werben bezeichnet werden (vergl. M. D., S. 14). 

Der Padmeifter dat der Empfangftation den Stationszettel zur Befchel- 
nigung bes richtigen Empfanges der für fie beftimmten Collizahl bzwſe. Wa⸗ 
genlabungen vorzulegen und nad) ber Uebernahme bie ihm übergebenen Güter 
nach Maßgabe der Karten tm denfelben eintragen zu laffen (vg. M.D., 6.15). 

Zur Vermeidung einer zweimaligen Uebergabe der die Stationen Rheine 
und Soeft paffirenden Eolligüter follen Die betreffenden Wagen, nachdem fie 
vol beladen find, mit Plombenverfchluß verfehen werben, welcher auf ben 
genannten beiden Hebergangsftationen anzubringen iſt. 

Fehlen bei der Auslabung ein ober mehrere Eolli oder ergeben ſich Be⸗ 
ſchäbigungen an benfelben, fo if darüber in den Gtationszettel Vermerk zu 
machen, welcher von dem betreffenden Erpebienten zu unterzeichnen tft (vergl. 
M.D., $. 16). 

Müpte während des Transportes ein ganzer Wagen ober auch nur ein 
einzelnes Collo, oder müßten deren mehrere wegen Schwere des Zuges, wegen 
Beſchädigung der Wagen, wegen Ramponagen ober aus fonft einem Grunde 
auf irgend einer Statton zurüdbletben, fo find bie betreffenden Papiere wo 
möglich ebenfalls zurüdzubalten (vergl. M. D., $. 17). 

Märe aber das Zurücbehalten der Papiere nicht thunlich, weil mehrere 
weitergehende Güter in denfelben eingetragen find, fo ift wenigftens über das 
Zurüdbleiben der Güter in der betreffenden Karte und den Stationgzettel 
mit ae des Datums und der Station eine Notiz au maden (vergl, M. 

" Die Meiterfendung zurüdbehaltener Wagen oder einzelner Coflt wird, 
fofern nicht au) die Karte zurüdbehalten werden künnte, nach Vorfchrift des 
$. 22 bewirkt (vergl. dagegen M. D., $. 19). 

Bet ftattfindenden Umladungen muß auf der Adreffe der Karte der Wagen, 
in welchen, und die Station, auf welcher umgeladen tft, bezeichnet werden. 
Die Nummer des entladenen Wagens ift auf der Adreffe der Karte zu durdy 
ftreichen, jedoch nur fo, daß fie noch gelefen werben kann (vgl.M.D., $.2%0). 

Eine ftattgefundene Umladung hat — mit alleiniger Ausnahme der Haft- 
verbindlichkeit für Gewichtsdefecte — die Wirkung einer fpeciellen Uebergabe; 
die Belchaffenheit des Gutes und die Collizahl find daher bei der Umladung 
zu conftatiren (vergl, M. D., $. 21). 


Ss. 27. 
Revifion ber Frachtkarten auf der Empfangftation. 


Die Empfangsftatton bat die Pflicht, die Frachtbriefe mit den Karten in 
allen Punkten zu vergleichen und feftzuftellen, daß überall richtig gerechnet und 


7) M. D. 6. 12: Mit Ausnahme ber in plombirten Wagen verladenen. 
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erpebirt fei, fowie Die Karten wo nöthig zu berichtigen. Von vorgefunbdenen 
Expeditions⸗ und Rechnenfehlern ift der Verfandftation umgebende Anzeige zu 
machen. Die Berfandftation tft gehalten, die Fehler auch ihrerſeits zu berich- 
tigen, 
u. 8 . 
Erhebung der Frachten x. 

Die Abgabeſtation iſt dafür verantwortlih, daß alle ihr überwieſenen 
Beträge wirklich und richtig berechnet und erhoben werden, Sie darf das 
Gut darum nicht eher ausliefern, bis bie darauf haftenden Tracht und Spee- 
fen bezahlt find, 

29, 
Befolgung der Steuervorfäriften. 

Die Berantwortlichfett der Abgabeflatton erſtreckt fich auch darauf, daß 
Güter, welche unter zoll⸗ und fleueramtlicher Eontrole geben, nicht eher in 
ben Beſitz des Adreſſaten kommen, bis der Nachweis von Seiten beffelben 
geliefert ift, daß die fleueramtlichen Borfchriften erfüllt find, 


$. 30, 
Fehlende oder beſchädigte Güter. Berfpätete Lieferung 
son Gütern. 

Bet vorkommenden Transportfehlern, als: Ramponagen, Transportver- 
zögerungen, dem Fehlen Tartirter Güter, fowie dem Empfang nicht Fartirter 
Güter, Verfhlußverlegungen Eontrolpfliägtiger Güter und bei verweigerter An- 
nahme, überhaupt bei allen Gefchäftsvorfällen, aus welchen Entfchäbigungs- 
Anfprüche an die Verwaltungen hergeleitet werben können, ift sor Allem ber 
Berfandftele von dem Borfalle Nachricht zu geben und zu verfuchen, bie 
Differenz, foweit dies Überhaupt gefchehen kann, unter deren Mitwirkung zu 
ordnen, 

Fehlen Güter und die Erpebitionspapiere geben feinen Aufſchluß über 
ihren Verbleib, oder find Güter Überzäblig ausgeladen und kann nit aus 
einem daran vorhandenen Bellebezettel die Beitimmungsftation erfehen wer⸗ 
den, fo baben die Expeditionen Laufzettel bzwſe. Offertenzettel nach ben für 
die betreffende Bahn beſtehenden Vorfchriften zu erlaffen. 


6. 31. 
Unriätig beförderte Güter. 

Güter, welche durch Verſchulden eines Beamten eine größere Bahnftrede 
zurüdgelegt haben, als bei richtiger Befürberung nöthig geweſen fein würde, 
find nach der Beftimmungsftation orbnungsmäßig Yartirt, jedoch ohne Fracht⸗ 
berechnung und mit beshalbiger Erläuterung in der Frachtkarte, zurüdzufenden, 
Die Empfangsftation bat von jedem foldhen Falle unter Vorlage der Fracht- 
karte ihrer vorgefegten Behörde behufs Einziehung der für den Ummeg zu 
erhebenden Frachtbeträge Anzeige zu machen. 


— — 
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b. Dienft-Anweifung 


für vie Verbands⸗Packmeiſter der durchgehenden Güterzüge und für 
bie bei Ausrichtung des Dienftes mit denſelben in gefchäftliche 
Berührung tretenden Angejtellten des Stations- und Fahrperfonals. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
6.1. Die Verbandspackmeiſter begleiten bie durchgehenden Verbandszüge. 
Ihre Dienfiverrichtungen find tm Weſentlichen: 

1) den Verband von der Leitung jener Züge auf den einzelnen Bahnen 
durch Rapporte regelmäßig in Kenntniß zu feben, 

2) das den durchgehenden Verbandszügen zur Beförderung anvertraute 
Gut von den Berbandsflationen In Empfang zu nehmen, unterwegs 
zu überwachen und an bie Verbandsftationen abzuliefern. 


52. Die Berbandspadmeifter find im Dienfte auf derjenigen Bahn, 
auf welcher fie fih augenblicklich befinden, allen Angeftellten fuborbintzt, 
welchen der einfeltige Packmeiſter oder Güterzugführer biefer Bahnverwaltung 
ſubordinirt if, Diefe Vorgeſetzten find befugt, im Balle der Gefahr ven 
Verbandspadmeifter vom Dienfte zu fuspendiren. 

Die dischplinarifche Strafbefugniß ſteht ausfchließlich derjenigen Verwal⸗ 
tung zu, welche den Berbanbspadmeifter angeftellt hat, Jedoch kann auf 
den Antrag der den Disciplinarfall zur Anzeige bringenden Verwaltung durch 
Conferenzbeſchluß fämmtlicher Verbandverwaltungen die von ber anftellenven 
Verwaltung verhängte Disciplinarftrafe geſchärft werben. 

$. 3. Die Berbandspadmeifter Haben bei Verrichtung ihres Dienſtes bie 
Sintereffen aller verbundenen Verwaltungen gleihmäßig nach beftem Ermeffen 
wahrzunehmen und zu bedenken, daß insbefondere bei eintretenden Berpflid- 
tungen ber Derwaltungen, einander gegenfeitig oder dritten Perfonen für erlit- 
tene Schäden gerecht zu werben, e8 um das Intereſſe aller Verwaltungen und 
nicht bloß um das Sintereffe der eigenen Anftellungsverwaltung fi handelt. 
Ste dürfen deshalb bei Ermittelung ver Schabens-Urfachen das Intereſſe jener 
übrigen Verwaltungen dem Intereſſe der anftellenden Verwaltung niemals 
nachfegen. 

In Fällen, in welchen gegenwärtige Dienft-Anweifung feine fpecielle Vor⸗ 
ſchrift enthält, oder für welche ihnen Weifung von einem Vorgeſetzten nicht 
ertheilt werden kann, haben fie mit Umſicht nach eigenem Ermeſſen zu han⸗ 
deln, Ueber Zweifel rückſichtlich ihres Verfahrens haben fie an die Verwaltung 
ihres Stationsortes zu berichten. 


Specielle Dienftvorichriften. 
1) Rapporte 
$. 4. Die Derbandspadmeifter haben über jede von ihnen mitgemadhte 
Fahrt eines durchgehenden Verbandszuges einen Rapport nach vorgefchriebe- 
nem Formular aufzuftellen und fofort nad) Ankunft auf der Enpflation an 
die Berwaltung ber legteren einzureichen, 
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Der Fahr-Rapport muß enthalten: 

1) das Datum des Tages refp. der Tage, an welchen der Verbands⸗ 
zug feine ganze Tour zurüdgelegt hat; 

2) den Namen des begleitenden Verbandspackmeiſters; 

3) die Zeitangabe der Ankunft, ber Abfahrt und des Aufenthaltes auf 
jeder Berbandsftation und zwar nach Berliner Zeit. Bel anderen 
als den VBerbandsftationen bedarf es dieſer Angaben nur bei außer- 
gewöhnlichen Fällen. Den Packmeiſtern wird die größte Sorgfalt 
bet diefen Aufzeichnungen und bei der Stellung ihrer Uhren zur 
Pflicht gemacht. | 

4) Die Angabe aller von dem Verbandspackmeiſter bemerkten Unregel- 
mäßigfeiten und deren Urſachen. Dabin gehören: Berfpätungen in 
Ankunft oder Abfahrt (3. B. in Folge von Natur-Ereigniflen oder 
fonftigen Zufällen an Locomotiven, Wagen, ber Bahn u. f. w.), 
ferner alle Unorbnungen bei der Expedition und Beförderung (als: 
das Fehlen, Berwechfeln, unrichtige Verladen von Gegenftänben, 
der Mangel an den nöthigen Begleitungspapieren und die darin 
befundenen Unrichtigleiten in der Bezeichnung u. f. f., ungehörige 
und mangelhafte Verpadung u. f. f.). Der Zwed dieſer Bemer- 
kungen iſt: die Verwaltungen durch möglichft genaue Notizen über 
bie Zeit, den Ort und die Urfachen eines Schabensfalles in den 
Stand zu fegen, wegen Uebernabme oder Erfah von Schäden dem⸗ 
nächſt motivirte Beſchlüſſe zu faffen. 

Der Verbandspackmeiſter hat zu dem Ende, ausgehend von dem 
im 6. 3 ausgeſprochenen Geſichtspunkte, in ſeine Rapporte nur 
Thatſachen, nicht etwa Urtheile oder Kritiken aufzunehmen. 


2) Uebernahme, Transport und Ablieferung im Allgemeinen 


& 5. Der Berbandspadmeifter hat die für den durchgehenden Güter- 
verkehr beſtimmten Gegenftände (Frachtgüter, Vieh, Fahrzeuge aller Art, 
Loromotiven und Tender u, f. mw.) auf den betreffenden Stationen von ben 
Expeditionen zu übernehmen, bviefelben orbnungsmäßig zu führen und ben 
Erpedienten auf der Beſtimmungsſtation abzuliefern, 

Sämmtliche auf den durchgehenden Güterverkehr bezügliche Papiere find 
blau gebrudtz der Verbandspackmeiſter darf keine Transportgegenflände über⸗ 
nehmen, welche nicht mit blaugedruckten Begleitungspapieren verſehen find. 

Deutfche Bereinsfrachtbriefe und bie für den einfeitigen Verkehr ausge- 
ſtellten Srachtbriefe, deren Zulaffung im Verbandsverkehr nach den ertheilten 
Borfchriften von ber Beurtheilung der Expeditionen abhängt, ftehen für ven 
Dienft des Verbandspackmeiſters den blaugenrudten VBerbandsfrachtbriefen °) 
gleih, ſobald fie auf einer Verbandsſtation mit einem Verbanböfrachtbriefe 
umlegt worden find, 


8) Sicherem Bernehmen nach werden von ben Verbänden keine befonde- 
ren Srachtbriefe mehr ausgegeben, fonbem gefchieht der Verbandsverlehr ber- 
malen auf bie deutſchen Vereinsfrachtbriefe allein hin, 
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Die nothwendigen Begleitungspapiere ſind:⸗ 
die Frachtkarte, 
die Frachtbriefe, 
die Stationszettel 9), 
die erforderlichen Zol- und Gteuerpaptere. 

Außerdem können noch Anlagen zu den Frachtbriefen (ſ. g. Original- 
frachtbriefe und dergleichen) vorkommen. Auf diefe ſoll fi die Borfchrift 
wegen des blauen Drudes nicht beziehen, 

Der Verbandspadmeifter erhält auf den Verbandsflationen, welche Güter 
verfenden, Frachtkarten, welche nach den Beflimmungs-Verbandsftationen ge- 
trennt gehalten werden. Die Uebernahme der Güter refp. der Wagen erfolgt 
nach diefen Frachtkarten. Er hat darauf zu achten, daß ben Frachtlarten 
die zugehörigen Frachtbriefe und fonftigen Papiere beigefügt find. 

Der Stationdzettel ift ein fummarifcher Auszug aus ber Frachtkarte nad 
Collizahl und Bezeichnung der Wagen. Die Frachtkarte nebſt Frachtbriefen 


— 


9) Anmerk. Zweck der Stationszettel iſt der Nachweis über die Anzahl 
der Gepäckſtücke und Colli's, welche auf den einzelnen Stationen nach den ver⸗ 
ſchiedenen auf denſelben namhaft gemachten Beſtimmungsorten aufgegeben ſind 
und die Beſcheinigung der Beſtimmungsſtation über den Empfang der ihr 
angehörigen Stücke. — Der Stationszettel wird auf der Anfangsſtation dem 
Packmeiſter übergeben. Im der Annahme deſſelben liegt von feiner Seite das 
Anerkenntniß, daß er die darin verzeichnete Stüdzahl richtig empfangen babe, 
und er ift von dem Augenblide an für biefelbe, ſowie für ihre richtige Ablie⸗ 
ferung fo lange verantwortlih, bis die Beſtimmungsſtation den Empfang 
auf dem Zettel an ben durch das Formular vorgeſchriebenen Stellen beſchei⸗ 
nigt hat. 

Deßhalb hat der Packmeiſter bei der Ablieferung von Gepäckſtücken dem 
betreffenden Expedienten den dazu gehörigen Stationszettel vorzulegen. Dieſer 
quittirt aber nicht allein den Empfang mit den erforderlichen Vorbehalten, ſo⸗ 
bald Gepäckſtücke fehlen, ſondern trägt auch weiter ein, was er in der Rich⸗ 
tung zu verladen bat, welche in dem Rubro des Zetteld bezeichnet iſt. Vor⸗ 
kommende Tifferenzen müffen von den Padmeiftern und refp. von den Erpe- 
dienten auf den Stationszetteln anerlannt werben. 

Sollten Gepädftücde nicht vorbanden fein, fo tft dies mit einem vacat 
zu bezeichnen. Der Packmeiſter bat fi von der Richtigkeit der Eintragung 
zu überzeugen, denn er ift für bie als übergeben bezeichnete Stüdzahl in 
gleicher Weiſe verantwortlich, wie für Die auf der Anfangsftation fhm 
übergebenen Gepäckſtücke. 

Der Stationszettel ift von dem Expeditionsbeamten ber Endftation, auf 
der er zur vollftändigen Erledigung kommt, fofort mit den darauf gemachten 
Vorbehalten, Bemerkungen und Quittungen dem Sperial- Controlbüreau der 
eigenen Bahn zugufenden, von welchem die Stationszettel gefammelt und am 
Monatsfchluß durch die betreffende Verwaltung an das Eentralcontrol - und 
Abrechnungs - Büreau (zu Erfurt) abgefandt werben. 
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und Anlagen wird mit ben Gütern 2. auf der Beſtimmungs⸗ refp. Anſchluß⸗ 
ftation abgeliefert. 

Auf dem Stattonszettel läßt fih der Packmeiſter die Ablieferung der Güter 
quittiren und fendet denſelben vom Endpunkte feines Kurfes an das Abrech- 
nungsbüreau. 


$. 6. Bei der Uebernahme der Transportgegenſtände hat der Packmeiſter 
fi von dem guten Zuftande und von der tüchtigen Verladung derfelben zu 
überzeugen und zwar auf der Anfangsftation feines Kurfes unbedingt, auf 
den Zwifchenftattonen foweit es nach Maßgabe der Verlapung möglich if. 
Befonders hat er darauf zu fehen, daß thunlichſt die nach einer und berfel- 
ben Station beftimmten Güter auch zufammen in diefelben Wagen verladen 
werben, und zu bem Zweck auf den Stationen, wo e8 ber Aufenthalt geftat- 
‚tet, die erforderliche Um- bzw. Zufammenlabung vorzunehmen, 

Ueber etwaige Mängel hat er Vermerk in der Frachtlarte und in dem 
Stationszettel zu machen und diefelben vom Erpedienten burch Unterſchrift 
anerkennen zu laffen. 


5. 7. Während des Transporte bat der Packmeiſter für bie gehörige 
Sonfervation und Sicherheit der Transport - Objecte zu forgen und biefelben 
zu dem Ende möglichft oft zu revidiren. Muß zur Confervation eine Aus- 
ladung ftattfinden, fo tft diefelbe auf der nächſten Station (wenn biefelbe 
auch Feine Verbandsftatton ober keine folche if, wo fonft Zu- und Ablabun- 
gen flattfinden) zu bewirken. Können bier die Mängel ohne erheblichen Auf- 
enthalt befeitigt werben, fo nimmt der Padmeifter die Transport - Objecte 
gleich wieder mit; wo nicht, fo übergiebt er diefelben dem Erpebienten unter 
Vermerk in der Frachtkarte, dem Stationszettel und feinem Rapport. Der 
Erpedtent bat den Vermerk im Stationszettel mit feinem Vidi zu verfehen. 


Was die Seite 14 ımter III bis V aufgeführten Departements 
des Eifenbahnbetriebes betrifft, fo liegt deren Darftellung außer⸗ 
halb des Bereiches viefes Werkes und kann in biefer Beziehung nur 
auf die ©. 13 unter 1 bis 3 aufgeführten Schriften veriwiefen 
werben. Ä 
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8. 1. 
Birerte Befdrderung. 

Auf Grund dieſes Reglements werben von ben vereinigten 
Eifenbahn-VBerwaltungen Güter von und nach allen für ven direk⸗ 
ten Bereins-Güter-Verfehr beftimmten Stationen über: 
nommen. Dieſe Stationen (Vereins- Stationen) werben äffentlic 
belannt gemacht werben. 

Behufs des Ueberganges ber Güter von einer Bahn auf 
eine andere bebarf e8 Feiner Vermittelung des Abſenders over 
Empfängers. 

Ob und welche Güter don der Behanfung des Abſenders abge- 
holt, refp. an die Behaufung des Empfängers ober an irgend einen 
anderen Ort, wie 3. B. nach den Padhöfen, Lagerhäufern, Revi⸗ 
fions- Schuppen u. |. w., gebracht werben, richtet ſich nach ben 
befonderen Reglements ber betreffenden Eiſenbahnen. 

Das Aufladen auf die Eifenbahn- Wagen und das Abladen 
von benfelben gejchieht bei „Gütern der Normalklaſſe überall durch 
die Eifenbahn- Verwaltung, und find die Koſten bafür im Tarif 
enthalten. Rückſichtlich des Auf- und Ahlabens ganzer Wagenladun⸗ 
gen, fowie des Ueberladens von den Eifenbahn- Wagen auf andere 
Fahrzeuge und umgefehrt, Tommen jeboch die Beſtimmungen ver 
bejonderen Reglements ber einzelnen Bahnen zur Anwenbung. 


8. 2. 
Ausgeſchloſſene Gegenflände. 

Ausgefchloffen von ver Beförberung find alle Güter, welche 
nach den befonderen Neglements ver betreffenden Bahnen zur 
Beförderung nicht übernommen werben, 3. B. poftzwangspflichtige 
und ſolche Güter, deren Transport polizeilich unterfagt ift. 
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Auch Bleibt der Exrpebition ber Uufgabeftation vorbehalten, 
ſolche Güter von ber Beförberung nad) dieſem Reglement auszu- 
Ihliegen, melde wegen ihrer Form ober fonftigen Befchaf- 
fenheit fich dazu nicht eignen. 


8.3. 
Aetzende oder ſonſt gefährliche Subflanzen. 
Mineralfänren, Naphta oder Uether und andere ätzende ober 
fonjt gefährliche Subftanzen, deren Beförderung nicht unterfagt 
ift, werben nur dann zum Transport angenommen, wenn über biefe 
Güter beſondere, andere Gegenftänve nicht umfaffende Fracht⸗ 
briefe beigegeben ſind. 84 


Verpackung. 

Die Eifenbahn-Verwaltungen übernehmen nur foldhe Güter zum 
Transport, die wohl conbitionirt und nach ihrem Ermefjen zweck⸗ 
mäßig verpadt find. 

Güter, die nicht in einem folchen Zuftande find, können aus⸗ 
nabmeweife auf Gefahr des Aufgebers befördert werben, wenn 
er ſich der Tragung biefer Gefahr und jeden Gewichtsverluftes, 
fowie der Haftung für alle in Folge des mangelhaften Zu— 
ftandes entftehennen Schäden durch eine mit feiner Unter- 
ſchrift verfehene, auf dem Frachtbriefe zu allegivende Erklärung 
ausprüdlich umterwirft. 

Wegen Verpadung und Beförderung ver im 8. 3 bezeichneten 
Gegenſtände find die am Aufgabeorte Dafür beftehenven veglemen- 
tarifchen Vorfchriften maßgebend. 


8. 5. 


Stachtbriefe. 

Jede Senbung muß von dem vorgefchriebenen gebrudten Fracht 
briefe, dem vie etwa nöthigen ftener- und zollamtlichen Papiere Ansefüst 
anzufchließen find, begleitet fein. Im dieſem Frachtbriefe find bie", n 
Güter nach Ort und Datum der Aufgabe, Colli, Zeichen, Nummer, geglemenss, 
Bruttogewicht, Inhalt, Beſtimmungsort und Namen des Abjenbers 
und des Empfängers deutlich und richtig zu bezeichnen, und muß 
derjelbe die Anerkennung enthalten, daß bie Beförberung nach ven 
Beitimmungen dieſes Reglement erfolgt. Die forgfältig und beutlich 
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zu gebenben äußeren Bezeichnungen ber einzelnen Collt müffen mit 
den vesfallfigen Angaben im Frachtbriefe genau übereinjtimmen. 
Vorſchriften in ven Frachtbriefen von Seiten der Abſender, 
wenn folche von den Beftimmungen dieſes Neglements und des auf 
Grund deſſelben publicirten Tarifs abweichen, begründen feine Ver- 
pflichtung der Verwaltung. | 

Frachtbriefe, mit welchen das Gut vor der Aufgabe zur Eifen- 
Bahn durch andere Frachtführer befördert worben, können, wenn 
folche8 mit f. g. Original-Frachtbriefen begleitetes Gut über- 
Baupt zur Beförderung angenommen wird, nur als Beilagen zu ven 
Eifenbahn- Frachtbriefen dienen, und Tann aus venfelben niemals 
eine Verpflichtung ver Eifenbahn = Verwaltung hergeleitet werben. 
Bei Verjendungen von Gütern nad Orten, welche an einer Eifen- 
bahn nicht gelegen find, foll ver Verſender wegen des Weiter- 
transport8 auf dem Brachtbriefe die Eifenbahnftation bezeichnen, 
von welcher der Adreſſat den Weitertransport zu beforgen Hat. Für 
das Datum der Aufgabe des Gutes ift der Expeditionsſtempel ber 
Aufgabeftation auf dem Frachtbriefe allein maßgebend. Auf Ber 
fangen des DVerfenbers ift biefer. Stempel in feiner Gegemvart dem 
Frachtbriefe aufzuprüden. 

Sofern ver Abfenver eine Befcheinigung ver erfolgten Weber 
gabe von Gütern an die Eifenbahn-Verwaltung wünfcht, hat berfelbe 
zwei gleichlautende Exemplare des Frachtbriefes einzureichen, deren 
eins ihm von dem Güter- Erpebienten vollzogen zurüdgegeben wirt. 

Der Verſender bürgt für die Nichtigkeit feiner Angaben und 
trägt alle Folgen, welche aus unrichtiger Declaration ent 
fpringen. 

Die Güter - Erpedienten find befugt, bei entſtehendem Verdacht 
bie Uebereinftimmung des Frachtbriefes mit ven betreffenden Gütern 
auch nach vem Inhalte in Gegenwart des Abſenders ober 
Empfängers over deren Bevollmächtigten, over nöthigenfalls 
in Gegenwart von minvejtens zwei Zeugen, zu prüfen und veri- 
ficiren zu laffen. 

Für unrichtige Declaration kann eine jeve Eifenbahn =» Bermwal- 
tung außer ber Nachzahlung der etwa verfürzten Fracht vom Abgang 
bis zum Beitimmungsorte eine Conventionaljtrafe nach Maf- 
gabe ihres befonberen Reglements erheben. 
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8. 6. 
Boll- und Steuer-Vorfchriften. 


Die Befolgung aller gefeglichen Vorſchriften Hinfichtlich ver 
Verftenerung und ver Zoll» Controle liegt den Gigenthümern ver 
Waare refp. dem Abſender und Empfänger ob, umb bleiben 
biefelben ver Eifenbahn - Verwaltung gegenüber bafür allein ver- 
antwortlich. 


Würde auf ausdrücküchen, im Frachtbriefe erklärten Wunſch ver 
Verſender die Eiſenbahn-Verwaltung, wenn die vorſchriftsmäßigen 
Deklarationen und Legitimationspapiere beigefügt find, vie zoll⸗ und 
fteueramtliche Behandlung der Güter vermitteln und Eingangs, 
Ausgangs» und Durchgangs⸗Abgaben, ſowie andere öffentliche Abga— 
ben und Gebühren, ‚foweit fie vorſchriftsmäßig und nicht am Ab⸗ 
gangs- oder Beitimmungsorte zu entrichten find, vorjchießen, fo 
übernimmt fie dadurch feine Verantwortlichkeit. Die Eifenbahn- 
Verwaltung ift durch einen folchergeftalt erflärten Wunfch nicht ver- 
pflichtet, viefe Vermittelung zu übernehmen, und ift befugt, viefelbe 
einem Spediteur zu übertragen, wenn feine Mittelsperfon im Fracht- 
Briefe genannt ift. 


Sollte ver Abſender eine folche Wbfertigung ver Güter beantragt 
haben, wie jie in dem gegebenen alle gefetlich nicht zuläſſig ift, 
fo wird angenommen, daß er damit einverftanden fei, wenn bie 
Kifenbahn = Verwaltung viejenige. Abfertigung veranlaßt, welche fie 
nach ihrem Ermeſſen für fein Intereſſe am vortheilhafteften erachtet. 


Würde die Eifenbahn- Verwaltung bie mittelft Frachtbriefes an 
ven Grenzen des Zollvereins ihr Übergebenen Güter an den Beftim- 
mungsort oder an bie für die Abgabe ber Zollveflaration zuläſſige 
Zollitelle im Zollvereine ohne von dem Verſender ertrahirte zoll- 
amtliche Begleitpapiere zur Beförverung übernehmen, fo ift reip. 
Abfender und Empfänger für alle Schäden und Nachtheile ‚gegen 
die Eifenbahn-Vermwaltung verantwortlich und regreßpflichtig, welche 
aus Unrichtigkeiten, Fehlern und Verfäumniffen der Frachtbrief- 
Deklaration des Verſenders der Eifenbahn-Berwaltung als Waaren- 
führerin bei der ihr obliegenden Abgabe einer nach Maßgabe ver 
Declaration im Trachtbriefe auszufertigenden und zu vollziehenben 
Zollvellaration eriwachfen möchte, 

4 
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8.7. 
! erechmug der Fracht. 

Die Fracht wird nach Zollgewicht (den Centner zu 100 Pfund 
gleih 50 Kilogramm) berechnet. Die Ermittelung des Gewichts 
gefchieht uach dem Ermeſſen der Eifenbahn - Verwaltung entweder 
durch wirkliche Verwiegung auf ven Bahnhöfen, oder durch Berech⸗ 
nung nach den in den Tarifen angegebenen Normalfäten. 

Sendungen unter 4 Gentner werben für 4 Gentner, und bas 
darüber hinausgehende Gewicht wird nach Zehntel⸗Centnern bered- 
net, ſo daß jedes angefangene Zehntel für ein volles Zehntel gilt. 

Alle in einem Frachtbriefe enthaltenen Gegenftände veffelben 
Frachtſatzes bilden eine Abfertigungs- Pofition zur Berechnung des 
Frachtgeldes. Die zu erbebende Fracht wird mit ganzen Grofchen 
refp. Kreuzern abgerundet, jo daß Beträge unter 4 Grofchen gar 
nicht, von 4 Grofchen ab aber für einen Grofehen, und bei ber 
Guldenwährung Bruchkreuzer für volle gerechnet werben. 

Frachttarife werben in geeigneter Weife beſonders publicirt werben. 
Außer den darin berechneten Sägen, den jonjt in diefem Reglement 
vorgefehenen Erhebungen und den baaren Auslagen (3. B. Tranſit⸗, 
Aus» und Eingange- Abgaben und fonftigen Auslagen) vürfen kei⸗ 
nerlei Koften berechnet werben. 

So lange und foweit feine gemeinfchaftliche Frachttarife publicirt 
find, wird bie Fracht nach den Tarifen der einzelnen Bahnen und 
beziehungsweife der Verbände, für welche gemeinfchaftliche Tarife 
beftehen, zufammengerechnet. 


§. 8. 
Bahlung der Stadt. 

Die Frachtgelder müſſen bei der Aufgabe berichtigt oder auf 
den Empfänger ber Frachtgegenftänbe zur Ausbezahlung angewiefen 
werben. Würde das Gut vor Zahlung der Fracht, Nachnahme 
u. ſ. w. ausgeliefert, jo übernimmt der Empfänger burch die bloße 
Annahme des Gutes die Verpflichtung zu viefer Zahlung nad 
Maßgabe des Frachtbriefes. Für Gegenftänve, welche nach dem 
Ermefjen der annehmenven Verwaltung dem fchnellen Verderben 
unterliegen, ober bie Fracht nicht ficher veden, muß biefe jeben- 
falls bei der Aufgabe entrichtet werben. 
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So lange und foweit keine gemeinfchaftliche Frachttarife publicirt 
find, Tann Frankatur nicht verlangt werben. 


8. 9. 
Vachnahme und Proviſion. 

Nach dem Ermeſſen der Eiſenbahn-Verwaltung können die 
auf Gütern bei ihrer Aufgabe auf die Bahn haftenden Speſen 
nachgenommen werden. 

Solche Nachnahmen werden dem Aufgeber baar verabfolgt, wenn 
die Zahlung derſelben von Seiten des Adreſſaten geſchehen iſt. 
Vorſchüſſe auf den Werth des Gutes ſind nicht geſtattet. 

Für die Verabfolgung ver Nachnahme wird eine Proviſion be- 
rechnet, die fich nicht höher belaufen fol, ale fie nach dem Betriebs⸗ 
Reglement, welches für den inneren Verkehr der Verwaltung ber 
Aufgabeftation gilt, in dieſem Verkehre berechnet werden darf. 
Eijenbahnfracht - Nachnahmen der Vereind- Verwaltungen find jedoch 
provifionsfrei. 

Für baare Auslagen (8. 7), welche ebenfalls nachgenommen 
werben können, barf dieſelbe Proviſion wie für Nachnahmen erhoben 
werben. 

$. 10. 


Eilfracht. Gewoͤhnlicht Stadt. Jeſorderungsſtiſten. 
Je nach der Deklaration des Abſenders werden die Güter in 
gewöhnlicher Fracht over in Eilfracht befördert. 
1) Die Deklaration als Eilfracht muß von dem Verſender 
auf dem Frachtbriefe mit rother Dinte vermerkt werben. 
Bei Eilfracht wird ſowohl die Abſendung als der Ueber- 
gang von einer Bahn auf die andere mehr beichleunigt als 
bei gewöhnlicher Tracht, und wird Eilgut in ver Regel mit 
Perſonenzügen beförbert, wenn es mindeſtens zwei Stunden 
bor Abgang derjelben eingeliefert ift. Beim Webergange auf 
eine andere Bahn wird bafjelbe fpäteftens mit dem zweiten 
nach der Ankunft auf ver Anfchlußftation von da abgehenpen 
Zuge weiter beförbert, foweit nicht eine Zoll- Abfertigung 
oder ein anderes, burch die Eifenbahn » Verwaltung nicht ab« 
wenbbares Hinberniß einen Aufenthalt verurjacht. 
2) Güter in gewöhnlicher Fracht werden nach ver Neihen« 
folge ihrer Einlieferung innerhalb ver auf ven einzelnen 
4* 
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Bahnen refp. in den Verbänven, welche bie Güter im Ver⸗ 
einsverfehre paffiren, beftehenden Lieferfriften beförbert. 
3) Entſchädigungs-Anſprüche wegen verjpäteter Liefe— 

rung follen, wenn bie Lieferung um zwei Tage gegen bie regle- 
mentsmäßige Uebergabefrift und die etwanigen Reſpecttage 
verfpätet wird, auf nicht mehr als auf ben Verluſt ber 
halben Vereinsfracht, und wenn bie Lieferung eine längere 
Zeit verzögert ſeyn follte, auf nicht® weiter als auf ben 
Berluft der ganzen Vereinsfracht erſtreckt werben dürfen. 

Entſchädigungsleiſtungen wegen verfpäteter Xieferung finden 
aber dann überall, alfo auch in ven bezeichneten Grenzen 
nicht Statt, wenn bie Zahl ımb die Befchaffenheit ver vor- 
handenen Betriebsmittel die Verladung nicht thunlich 
macht, oder wenn Naturereignijfe oder unvorberzufe- 
hende Hinderniffe auf ven fahrbaren Zuftand der Bahnen 
und der Beförverungsmittel Einfluß haben, ober wenn bie 
Erledigung von Zoll- und Steuer-Abfertigungs-Bor- 
Schriften die Innehaltung der Beförverungsfriften beeinträchtigt. 

Dei Berjpätung eines Theiles einer Sendung Tan 
ber Entſchädigungs- Unfpruch wegen verfpäteter Lieferung 
auf nichts weiter, als auf den Erlaß des verhältnißmäßi— 
gen Theils der Fracht in den vorhin bejtinumten Grenzen 
erjtredt werben. 


$. 11. 
Avifirung und Ablieferung der Güter. 

Längftens binnen 24 Stunden nah Ankunft der transportirten 
Güter wird ven Adreſſaten ver Frachtbrief oder ein Avisbrief 
zugejtellt, reſp. per Poſt ober durch übliche Gelegenheit überfendet. 
Jedem Frachtbriefe ijt ein Empfangsbefcheinigungs- Formular bei- 
gefügt, welche& bei ver Abnahme ver Güter vollzogen zurückzugeben ift. 

Beim Zurücdbleiben eines Theiles ber in bemfelben Fracht 
briefe verzeichneten Sendung fol die Annahme des angelommenen 
Theiles und die Zahlung bes verbäftnigmäßigen Trachtbetrages 
vom Üoreflaten nicht verweigert werben dürfen. 

Die Empfangnahme ver angelommenen Güter muß fpäte- 
ſtens 24 Stunden nach gefchehener Meldung ver Ankunft be 
wirft werben. 
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der Fracht und ver auf ven Gütern etwa baftenden Auslagen 
gefordert werben. 


Sonn» und Feſttage werben bei Berechnung aller in dieſem 


Reglement beſtimmten Seiten nicht mitgezählt. 


1) 


2) 


8. 12. 


Fagergeld. 
Wer die von ihm zur Verſendung ausgelieferten Güter aus deu 


‚ Zagerräumen over den Wagen ber Eifenbahn » Verwaltung vor 


beren Abfahrt zurüdnimmt, hat auf Verlangen ver Verwal- 
tung für jeven Tag. vom Augenblide der Auflieferung, der Tag ſey 
blos angebrochen oder verftrichen, pro Centner 4 Groſchen oder 
2 Kreuzer Lagergeld zu entrichten. 

Bei einer nach und nach ſtattfindenden Auflieferung ber in dem— 
felben Srachtbriefe veflarirten Sendungen fann die Eifenbahn- 
Verwaltung, wenn die Auflieferung nicht innerhalb 24 Stunben 
vollbracht und eine Verzögerung bes Auflieferungsgefchäfts erjicht- 
lich iſt, non den aufgelieferten Gütern nach Ablauf jener 24 
Stunden bis zur volljtändig vollbrachten Auflieferung der ganzen 
Frachtbriefs⸗Sendung ein Lagergeld von 4 Grojchen oder 2 Kreu⸗ 
zer pro Tag und Centner erheben laffen. | 


3) Wer Güter länger als 24 Stunden nad der Aumeldung am 


4) 


Ablagerungsorte Tiegen läßt, zahlt 4 Grojchen over 2 Streuzer 
Lagergeld pro Center und Tag, felbft wenn vie Güter hätten 
im Sreien Ingern müffen. Wenn aus den zu. ganzen Wagen- 
ladungen vermietheten Wagen innerhalb der in ven Epecial- 
Neglements reſp. Tarifen feftgefeßten Friften, längitens aber 


innerhalb 24 Stunden nach der Anmeldung, die Auslabung der⸗ 


felben nicht erfolgt, fo ijt die Eifenbahn- Verwaltung zu biefer 
Ausladung auf Koſten des Empfängers rejp. Verfenverg, 
jeboch ohne Uebernahme irgend einer Garantie, ermächtigt, 
und ift Dafür, es fei, daß die Ausladung erfolgt ift, oder nicht, 
nach Ablauf jener Zeit das vorhin bezeichuete Lagergeld pro 
Centner und Tag zu entrichten. 

Bei Gütern aus Frachtbriefen, welche an die Adreſſe nicht 
haben gebracht werden können, beginnt die Berechnung des 
Lagergeldes 48 Stunden nach Ankunft der Güter. 
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5) Der geringfte als Lagergeld zu entrichtenne Betrag iſt 1 Gro⸗ 
fchen ober 83 Kreuzer. 


8. 13. 


Verfahren bei Ablieferungs - Kinderniffen. 

Güter, deren Annahme verweigert wird, und Güter, deren Ab- 
gabe nicht thunlich geworben, ſowie ſolche, welche unter ver Adreſſe 
"Bahnhof restanteu länger ˖als 48 Stunden nach der Ankunft ohne 
gefchehene Meldung des Empfängers bafelbft gelagert haben, Iagern 
lediglich auf Koften und Gefahr ver Verfender. Auch hat vie Eifen- 
bahn⸗Verwaltung jederzeit das Recht, ſolche Güter ven Verſendern 
entweder unter Erhebung der Fracht und Rückfracht und etwaniger 
baarer Auslagen wieder zuzuführen, ober fie unter Nachnahme ihrer 
darauf haftenden Koften und Auslagen in ein Sffentliche® Lagerhaus 
‚over, wo ein ſolches nicht vorhanden ift, einen ihr als bewährt 
befannten Spediteur für. Rechnung und Gefahr deſſen, ven es 
angeht, auf Lager zu übergeben und fie da zur Dispofition des 
Berſenders zu ftellen. 

Die Eiſenbahn⸗Verwaltung ift berechtigt, Güter, deren Beftim- 
mungsort nit an der Eifenbahn gelegen tft, einem Spebi- 
teur zur Weiterbeförderung nach dem Beſtimmungsorte auf Gefahr 
und Koften des Verſenders zu überweifen, wenn biefelben län⸗ 
ger ale drei Tage auf ver Eifenbahnftation, von welcher fie nad 
ihrem Beitimmungsorte abzugeben haben, ohne reglementsmäßige 
Abnahme lagerten. Auch kann in dieſem Falle die Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
waltung einer anveren Gelegenheit zur Weiterbeförderung ebenfalls 
auf Gefahr und Koften des Verſenders nach ihrem Ermeſſen fich 
bebienen. 

Der Berfenvder erflärt ſich durch vie Aufgabe des Gutes auch 
bamit einverftanben, daß die Eifenbahn-Verwaltung Güter, deren 
Annahme verweigert, oder beren Abgabe nicht thnnlich ift, 
wenn fie dem fchnellen Verderben ausgeſetzt find, oder nur die Fracht, 
nicht aber auch die Rückfracht ficher decken, over endlich, deren 
Zurücknahme vom Berjender bei verweigerter Annahme Sei- 
tens des Adreſſaten nach gefchehenem Angebote abgelehnt wir, 
ohne weitere Sörmlichleit beftmöglichft verkauft, um fich für 
die Fracht und Auslagen bezahlt zu machen und ven Ueberſchuß vem 
Abſender überteift. 
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8. 14. 

Srwährleiftung für Yefchädigungen und Verluſte. 

Die Eifenbahn-Verwaltung haftet für Beſchädigungen und Ver: 
Iufte an den ihr zur Beförberung übergebenen Gütern mur nach fol- 
genden Grundſätzen: 

1) Die Berantwortlichleit der DVerwaltung beginnt mit der 
Annahme des Gutes durch die Güter-Erpedienten und 
dauert bis zu dem Zeitpunfte, da das Gut auf der Beſtim⸗ 
mungsitation nach dieſem Reglement in Empfang genommen 
fein muß (8. 11); bei denjenigen Gütern, welche durch bie 
Berwaltung an die Wohnung der Mpreffaten ober an an- 
dere Orte, wie 3. B. Padhöfe, Lagerhäufer, Reviſions⸗ 
fhuppen u. |. w., zu führen find (8. 1), bauert die Ver⸗ 
antwortung bis zur Ablieferung bahin. 

2) Die Haftung für Feuersgefahr erftredt fich allgemein 
auf alle Gegenftände ver Güterbeförberung, und zwar ſowohl 
für ven ganzen Gegenftand, als einen Theil deſſelben; jedoch 
nicht auf ven Fall ver Selbftentzündung des Gutes. 

3) Für gänzliches ober theilweiſes Abhandenkommen einer 
Sendung wird nah Maßgabe der nachtehenden Beitimmun- 
gen Erſatz geleiftet: 

Als abbanvengelommen ift das Gut erft vier Wochen 
nad der Rellamation zu betrachten. 

Dei folchen Gegenjtänden, welche die Verſender felbft 
verladen haben, umb bet folchen, die von ven Empfän- 
gern felbft abzuladen find (8. 1), wird nur dann Erſatz 
geleiftet, wenn der Verwaltung ein beſonderes Ver— 
ſchulden nachgewieſen werden kann. 

Gewichts⸗Defecte werben nicht vergütet: 

a. wenn fie ald durch natürlichen Abgang entſtanden anzu⸗ 
ſehen find; 

b. wenn das befelt geworbene Gut nicht gehörig verpadt 
over nicht auf fonftige Weiſe gehörig verfchloffen war; 

ce. wenn das Manco bei trodenen Gütern nicht mehr als 

15, bei naffen Gütern nicht mehr als 29 des im Tracht: 

briefe angegebenen Gewichts beträgt und eine Beraubung 

oder ein beitimmtes Verſchulden ver Eifenbahn » Berwal- 

tung nicht nachgewiefen wir. . 
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Iſt im Frachtbriefe das Gewicht mehrerer Colli nur 
in Einer Summe aufgeführt, jo wird das Manco nur 
von biefer Geſammtſumme berechnet. 

Außer dieſen Fällen werben Gewichtsdefecte nach. Abzug 
von 19 bei trodenen und vom 28 bei nafjen Gütern ver- 
gütet, injofern auf beſonders geſtelltes DBerlangen das Ge⸗ 
wicht auf der Beftimmungsftation in Gegenwart bes 
Adreffaten over veffen Bevollmächtigten burch die Güter- 

* Expedition ermittelt ift. Die Gewichts⸗Ermittelung muß ftets 
fofort bei ver Uebernabime, bei denjenigen Gütern jepoch, welche 
von der Verwaltung nicht nach ver Behaufung des Apreffaten 
abgefahren werben, binnen längitens 24 Stunden nach Em- 
pfang des Fractbriefes oder Anisbriefes erfolgen. 
Für dieſe befonders verlangte Gewichts » Ermittelung kann 
eine: befonvere Gebühr bis zu 4 Grofchen oder 3 Kreuzer 
pro Gentner erhoben. werben. - 

In gleicher Weife wie naffe Waaren werben vücfichtlid 
ber Berechnung. des Manco behanbelt: geraspelte und ge 
mahlene Farbehölzer, Rinden, Wurzeln, Süßholz, gefchnit- 
tene Tabade, Fettwaaren, Seifen und harte Dele, friſche 
Erpfrüchte, frifche Tabacksblätter, Schafwolle und überhaupt 
alle dem jchnellen Eintrodnen unterworfenen Gegenjtänte. 
Deträgt alfo z.B. der nicht durch natürlichen Abgang ent- 
ftandene Gewichtsverluft 22%, fo wird bei naffen und ben 
ihnen gleich zu behandelnden Waaren 18, und bei trodenen 
138 vergütet. 

Friſche und gefalzene Fifche und frifhe Südfrüchte find 
von jeder Defektvergütung ausgeichloffen, fofern nicht vor 
ber Enpfangnahme eine augenfällige Beraubung nachge— 
wieſen wird. 

Dei Packhofsgütern kommen die Beſtimmungen der Spe: 
cial- Reglements zur Anwendung. 

Fir Beſchädigung am Inhalte eines Collo haftet bie 
Eijenbahi = Berwaltung, wem eine vorhandene äußerlich 
erfennbare Beſchädigung in unzweifelbafter unmit- 
telbarer Beziehung zu der vorhandenen inneren 
Beſchädigung Steht. Außer diefem Falle haftet die Eifen- 
bahn» Verwaltung wegen des Inhaltes nur dann, wenn ihr 


4 
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ein befonderes Verſchulden und die gefchehene Auflie- 
ferung eines unbefchänigten Inhaltes, fowie vefjen 
gehörige Verpadung, vollitändig nachgewiefen wird. 
5 Für Leckage (d. h. Dringen ber Flüffigkeiten durch die Fugen 
ber Taftage), für Verderben von Flüffigfeiten und ande— 
ren Gegenjtänden, welche leicht in Gährung oder Fäul- 
niß übergeben, für Einroften von Metallwaaren, für Be- 
ſchädigung von leicht zerbrechlichen Gegenftänven, ale: 
Möbeln und Sausgeräthen, Glas, Eifenguß, Mineralwaſſer⸗ 
krügen u. |. w., und für Beſchädigung an ſolchen Gegenftän- 
ben, welche vie Verſender in ganzen Wagenlabungen felbit 
verladen haben, wird ein Erja nicht geleiftet, es ſei denn, 
daß der Verwaltung ein beſonderes Verſchulden 
nachgewieſen würde, woraus bie Befchäpigung entftanven ift. 
Für Schwefelfäure,. Scheidewaſſer und andere ätzende oder 
gefährliche Subjtanzen übernimmt bie Eifenbahn - Verwal- 
tung keine Verbindlichkeit irgend einer Urt, behält ſich viel- 
mehr vor, vom Abſender over Empfänger Erjaß für alle 
Beſchädigungen zn verlangen, welche durch dergleichen Sub- 
tanzen an den Transport-Fahrzeugen oder ande- 
.ren Gegenftänden entſtanden find. 
6) Die Euntſchädigungspflicht der Eiſenbahn⸗Verwaltung erſtreckt 
ſiich nie auf eine höhere Summe, als den allgemeinen 
Handelswerth des verlorenen oder beſchädigten Gegenitan: 
des am Drte und zur Zeit der Aufgabe, nicht auf ent- 
gangenen Gewinn. Bei blos theilweiſem Verluſte und bei 
Beihäpigungen wird verbältnigmäßige Entfchäpigung ge— 
leiftet. Wenn in Fällen ganzen over theilweifen Ber: 
luſtes die Entſchädigungspflicht der Eifenbahn-Verwaltung be- 
gründet ift, fan dieſelbe die ganze, beziehungsweife verhält- 
nißmäßige Bahnfracht nicht fordern, und ijt folche bezie- 
hungsweiſe zu: erftatten. Ä 
7) Sowohl bei der völligen Entſchädigung für vernichtete oder 
abhandengekommene Güter, wie bei der verhältnißmäßigen 
Entſchaͤdigung für beſchädigte oder defekte Gegenſtände, wir) 
der Werth eines Centners nie höher als 20 Thaler 
angenommen, ven Fall beſonderer Verabredung (VAr.8) 
ausgenommen. 
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Wenn die Eifenbahn-Verwaltung ven Werth des verlorenen 
oder befchäbigten Gutes zu 20 Thaler pro Centner nicht 
anerkennen will, jo muß ber Entfchäpigungsberechtigte ven 
wirflihen Werth bes verlorenen oder befchäpigten Gutes 
nachweifen, und es wird dann nur biefer nach den vorſtehend 
angegebenen Grunbfägen, jevoh auch nur zum Marimum 
von 20 Thalern pro Eentner, erfekt. 

8) Eine höhere Entſchädigumg als 20 Thaler pro Centner wirb 
in Folge befonderer Verabredung gewährt. ‘Diefe be- 
fondere Verabredung erfolgt durch Deklaration des Werthes 
im Frachtbriefe und durch Berechnung eines Frachtzuſchlags. 

Der Frachtzufchlag beträgt bei Deklaration eines Werthes 
von über 20 Thaler bis einfchlieglih 100 Thaler pro Eent- 
ner 20 ver Fracht, und für jedes folgende oder angefangene 
100 Thaler ebenfalls 29 ver Fracht, wobei das Minimum 
des Frachtzuſchlages auf 1 Groſchen over 3 Kreuzer feftge- 
itellt wird. Bei Eilgut und bei volumindjen Gute wirb ber 
Frachtzuſchlag nur von ber einfachen Normalfracht berechnet. 

Auch bei diefer befonderen Berabredung gilt der Grund⸗ 
fag, daß nur ber wirkliche Schaden (jeboch nur bis zur 
Höhe der veflarirten Summe), welcher nach dem gemeinen 
Handelswerth des verlorenen oder bejchäpigten Gegenftanbes 
am Orte und zur Zeit der Aufgabe, nicht nach entgangenen 
Gewinne, berechnet ift, erfegt wird, wenn auch die dekla⸗ 
rirte Werthſumme fich höher belaufen follte. 

Bei theilweiſem Verluſte oder bei Bejchäbigung eines oder 
mehrerer Colli ftehbt dem Entſchädigungs⸗Berechtigten 
bie Wahl zu, entweder mit ber von der Eifenbahn - Ber: 
waltung bemeffenen Entſchädigung fich zu begnügen, ober 
gegen Empfangnahme der nach den vorhergehenden Beftim- 
mungen berechneten Entfhäbigungsfumme biejenigen Colli, 
an denen ein Verluſt oder eine Beſchädigung vorgelommen, 
oder den befchäpigten Theil an die Eifenbahn-Berwal- 
tung abzutreten. 

Ausgefhloffen von der Deklaration behufs höherer 
Entſchädigung find: Dokumente, Gold» und Silberbarren, 
Epelfteine, echte Perlen, Platina, baare Gelber, Gemälde 
und andere Kunſtgegenſtände. 
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So lange die auf den Oeſterreichiſchen Eiſenbahnen in 
Bezug auf die Entſchädigung zur Zeit beſtehenden beſonderen 
Beſtimmungen gelten, treten für die genannten Bahnen dieſe 
letzteren an die Stelle ver Beſtimmungen unter Nr. Tu.8 1). 

I) Jede Entſchädigungspflicht ver Eiſenbahn-Verwaltung fällt 

weg: 

a. wenn der Verluſt oder die Beſchädigung durch ein Ereigniß 
herbeigeführt iſt, welches die Verwaltung nicht abwen— 
den konnte, wohin jedoch Brandunglück nicht gehört 
(oben Nr. 2). 

b. wenn ver Verluſt oder die Beſchädigung durch das Ver⸗ 
Ihulden des Verfenders oder Empfängers ober fole 
her Perſonen, für welche diefelben zu haften haben, 
veranlaßt ift; 

c. wenn eine abſichtliche Mebervortbeilung der Eifen- 
babı- Verwaltung dur falfche Angaben im Gewicht 
oder in der Gattung der Waaren nachgewiejen wird; 

d. wenn Entſchädigungs-Anſprüche nicht fofort bei Ueber- 
nahme der Güter und infonverheit bei äußerlich ſichtba— 
ren Merlmalen einer Befchäbigung vor Deffnung der 
Colli angemeldet und nach ben Geſetzen des Empfangs- 
orted dargelegt find. 

10) Wer wegen nicht erfolgter Ablieferung von Gütern Un- 
Sprüche erheben will, muß bei Verluft diefer Anſprüche ſolche 
binnen ſechs Monaten vom Tage der Aufgabe an Eu 
tend machen. 

8. 15. 


An wen Entfcädigungs-Anfpräce zu richten find. 
Wenn der Empfänger ver Güter Reklamationen nach deren 
Uebernahme erheben will, fo bat er fich deshalb an die Verwaltung 
derjenigen Bahn zu wenden, zu welcher bie Beftimmungsitation 


1) Die Hier erwähnten Beftimmungen find in den als Anlage IV beige- 
fügten „neuen Beftimmungen über Haftung und Berficderung beim Sachen⸗ 
transport auf der K. K. Oeſterreichiſchen nördlichen, ſüdlichen und füböftlichen 
Stants-Eifenbahn“ enthalten. Es leidet übrigens wohl feinen Zweifel, daß 
ber vorſtehende Schlußſatz der Nr. 8 des 8. 14 nur auf das Duantum bes 
Schadenserſatzes, nicht aber auf die Frage, ob und in welchen Fällen ein 
Schadenserſatz ſtattfinde, fich beziehen fol; er wird auch dem Bernehmen nad 
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gehört. Reflamationen des Abſenders find bei der Verwal: 
tung derjenigen Bahn anzubringen, zu welcher die Aufgabe ſtation 
gehört. 

| A 8. 16. 


LE Geltung dieſes Yeglements 

Dieſes Reglement und die auf Grund deſſelben publicirten Tarife 
finden nur Anwendung auf den directen Verkehr zwiſchen Statio- 
nen verſchiedener, der in den Verein getretenen genannten Eifen- 
bahn⸗Verwaltungen nnd auch nur foweit, als ver Verkehr nicht aus- 
fchließfich einen engern Verband betrifft, für welchen ein beſonderes 
Reglement befteht. Für ven inneren Verkehr ver Verbände und ber 
einzelnen Bahnen gelten deren bef onbere Reglemente 2). 


8. 17. 
- Abänderungen diefes - Meglements. - 
| Wlnberungen viefes Reglements und der auf Grund deſſelben 
yubliirien Tarife bleiben vorbehalten. | 

Bis zum Erlaß eines neuen Reglements werben biefelben in je 
Atem am Site ber betreffenben Eifenbahn- Verwaltungen 
erfiheinenben öffentlichen Blatte gültig publicht. 

In denſelben Bffentlichen Blättern foll auch bie Aufhebung bie: 
ſes Reglements angezeigt werben, wenn bafjelbe außer Wirkſamleit 
geſetzt wird. 

Ebenſo wird burch biefe öffentlichen Blätter der etwanige Aus— 
tritt einer Eiſenbahn⸗Verwaltung aus dem Vereine und der Zutritt 
anderer zu demſelben bekannt gemacht werden. 


Vorſtehendes Reglement tritt mit dem heutigen Tage in Kraft. 
. Berlin, ben 1. December 1856. 


Die geihäftsfüprende Direction des Vereins deutfcher 
Eifenbahn - Berwaltungen, 
Direction ber Berlin-Anhaltifchen Eifenbahn-Gefellfchaft. 


— — — — — — 
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von den Oeſterreichiſchen Bahnverwaltungen nicht anders verſtanden, als daß 
bie in ihm ſtatuirte Abweichung ſich lediglich auf die Modalität in den Prä⸗ 
mienzablungen und der zu zablenden Entſchädigungsbeträge beziehe. 

9) Anmerk. Perg. aud die drei erften Säge ver Erflärung auf ber 
Rüdfeite des hier angehängten Srachtbrief- Formulars, 
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y Die Wasren miftbriefen die richtige Zoll -Declaration aufgestellt und abgegeben 
* ee jeden Waarengattung nach Ihrem Nettogewichte enthalten. 
2 Nemrun den ding übernommen werden, hat Versender das Zell-Decarations- 

Formular in dem . 
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Bahn oder Bahnen das im Frach 
zeichnete Gut hefürdert werden soll enthalten. 
ifgegebener Beförderung des Guts über die Balmen 
Verwaltungen, welche für durchgehende 
(dc en Vırkehr) zwischen bestimmten 
nd a omen) in einem Verbande sich 
jedingungen für die Beförderung, so e n 
besonders auf dem F acht- 
en, dass die Befürderung nur durch 
r Verwaltung an die andere (von 
ven solle zwischen den Verb 
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Beförderungsvorschriften und Tarif- 
erbanden das Regiement für 
den Güte verk hrim VereineDeu scherE em 
bahnre wa ungen die Befürderungsbed m 
gungen fest wie denn überhaupt dieses Regiement zur 
so oft bel einer Befüı 






zelnen Verwaltungen uder der Verbände die Bedingungen 
der Beförderung m ch ordnen und zugleich der üegen- 
stand der Beförderung durch das bezeichnete, Reglement 
getroffen wird, 

Versender dieses Frachtbriefes ünterwitft sich den ver- 
öffentlich em und durch den Druck für Jedermann 
i chen md a (mA si 





Versendung bestimmend sind, 
gende Einzelne unter diesen 
Bestimmungen besonders aufmerksam gemacht: 

I Pr due Date der Aufraha Ans Ante let dar Won 











teap. Absender wi für alle Schäden und Nach. 
heile gegen die Eisenbahn Verwaltung verintwortlich und 
regressplichtig, welche aus Unrichtigkeiten Fehlern und 
Vernkurmnlasen In der Frachtbrief-Declaration des Versenders 
der Eisenbahn - Verwaltung als Waarenführerin bei der Ihr 
liegenden Abgabe einer nach Massgabe der Declaration 
im Frachtbriefe auszufertigenden und zu vollziebenden Zufl- 
Declaration erwachsen möchten. 

3) Die Auslieferung der Güter kann erst nach Bericht 
gung der Fracht und der auf den Gütern etwa haftenden 
Auslagen gefürdert werden. 

4) Würde das Gut vor Zahlung der Fracht, Nachnahme 

liefert werden, so übernimmt der Empfänger 
osse Annalıme des Gutes die Verpflichtung zu 
IE nach Massgabe des Frachtbriefe. 
Entschädigungspflicht der Eisenbahn - Vermaltang, 
im Reglement enthaltenen 








inen Handelswerth des 

ten Gegenstandes am Orte und 

auf entgangenen Gewinn. Bei 

Iweisem Verluste und bei Beschädigungen, wird 

mässige Entschädigung geleistet. 

6) Sowohl hei der völligen Entschädigung für vernichtete. 
wie bei der verhältuiss- 








si r Werth eines Centners nie höher als 
20 Thlr. angenommen. Bis zu diesem Betrage muss auf 
Erfordern der Werth nachgewiesen werden. 


7) Fine höhere Entschädigung als 20 Thlr. pro Centner 
wird nur in Folge besonderer Verabredung durch Deelaration 





wegen verspäteter Lieferung, 
ind, sollen auf mehr als den 


Bei Verspätung einen Theils einer Sendung kann der 


Entschädlgungs - Anspruch teter Lieferung, auf 
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Vereins⸗Neglement 
u für bie " 
Perſonen⸗, Reiſegepäck-, Leichen, Cquipagen⸗ und Tiere 
Beförderung auf den zum Vereine deutfcher Eifenbahn- 
Verwaltungen gehörenden Eifenbahnen. 


l. Allgemeine Beſtimmungen. 


S. 1. Für den Betrieb auf den zum Vereine deutſcher Eiſen⸗ 

bahn-⸗Verwaltungen gehörenden Eiſenbahnen iſt neben den für 
den inneren Verkehr etwa beſtehenden beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Reglement maßgebend. 


8. 2. Dies Reglement orbnet das rechtliche Verhältniß ber 
Eifenbahn - Verwaltungen Denjenigen gegenüber,. welche fich der im 
8. 1 gedachten Eifenbahnen bevienen. | 

8. 3. Das bei den Eifenbahnen angeftellte Dienftperf onal 
ift zu einem beſcheidenen und höflichen, aber entfchiedenen Bes 
nehmen gegen das Publikum angewiefen und hat fich innerhalb der 
ihm angewiefenen Dienftgrenzen gefällig zu bezeigen. 

Daſſelbe hat die orbnungsmäßigen Dienftleiftungen unentgelt- 
lich zu verrichten; es ift ihm ftreng unterfagt, für foldhe vom Publi⸗ 
kum ein Gefchent anzunehmen. 

Dem Dienftperfonal iſt das Rauchen während bes bienft- 
lichen Verkehrs mit dem Publitum verboten. | 


. 8 4 Den Anordnungen des Dienjtperfonals ift das 
Publikum Folge zu leijten verbimben. 


8.5. Streitigfeiten zwifchen dem Bublitum und bem 
Dienftperfonal entjcheivet auf den Stationen ber Etativns- 
Boriteber, während ver Fahrt. ver Zugführer. 


8. 6. Beſchwerden können "bei ben Dienftvorgefetiten mündlich 
oder fehriftlich angebracht werben. Sie fünnen auch in das auf jeder 
Station befindliche Befchwerbebuch eingetragen werben. 

Die Verwaltung wird auf alle Beſchwerden antworten, welche 
unter Angabe des Namens und des Wohnortes des Beſchwerdefüh⸗ 
renden erfolgen. Befchwerden über einen Dienftthuenden müffen 
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veffen thunlich genaue Bezeichnung nach dem Namen, ber Nummer 
oder einem Uniform» Merkmale enthalten. 

‘ 7. Das Betreten der Bahnhöfe und der Bahn außerhalb 
der beftimmungsmäßig dem Publikum für immer ober zeitweilig 
geöffneten Räume ift Jedermann, mit Ausnahme ber bazu durch 
befondere Vorfchriften befugten Perfonen, unterfagt. - 

8. 8- Die Beförderung von Berfonen, Thieren und Sachen 
findet nicht Statt, wenn außergewöhnliche Hinderniffe over 
höhere Gewalt entgegenftehen, ober bie vorhandenen Trans 
portmittel nicht ausreichen. 

As Zahlungsmittel wird überall das auf den Nachbarbah⸗ 
nen geſetzlichen Cours beſitzende Gold⸗ und Silbergeld, mit 
Ausſchluß ver Scheidemünze, zu dem bei jeder Expedition durch 
Anſchlag feſtgeſetzten Courſe angenommen, inſoweit dieſer Annahme 
ein geſetzliches Verbot überhaupt nicht entgegenſteht. 


I. Beſondere Beſtimmungen. 
A. Beförderung von Perſonen. 

8.9. Die Perfonenbeförberung findet nach Maßgabe ver öffentlich 
befannt gemachten und auf allen Stationen ausgehängten Fahr⸗ 
pläne Statt. 

Ertrafahrten werben nur nad dem Ermeſſen der Verwal⸗ 
tung gewährt. 

Für den Abgang der Züge find die auf ven Bahnhöfen befind- 
lichen Stationd- ihren maßgebend. 

8. 10. Die Sahrpreife bejtimmt ver auf allen Stationen aus 
gehängte Tarif. 

$. 11. Der Berlauf ver Fahrbillets kann nur innerhalb der 
legten halben Stunde vor Abgang besjenigen Zuges, mit bem 
ber Reiſende beförbert fein will, und wenn zwifchen zwei nach ber: 
jelben Richtung abgehenden Zügen eine noch kürzere Zwifchen- 
zeit liegt, nur in diefer Frift verlangt werben. Diejenigen, 
welche bis fünf Minuten vor Abgang des Zuges noch kein 
Billet gelöft, Haben auf Verabfolgung eines folchen feinen An- 
ſpruch. Das zu entrichtende Fahrgeld ift abgezählt bereit zu 
halten, damit Aufenthalt durch Geldwechſeln vermieden werde. 

Die Fahrbillets geben Anfpruch auf die entfprechende Wagen 
Unffe, foweit in dieſer Pläge vorhanden find, reſp. beim Wechfeln 
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der Wagen vorhanden bleiben. Reichen die vorhandenen Plätze ber 
betreffenden Klaffe nicht aus, jo können vie Billets gegen Erftattung 
des dafür gezahlten Betrages zurüdgegeben oder gegen Billets 
anderer Klaffen, in welchen noch Pläge vorhanden, unter Wusglei- 
hung des Preis-Unterfchieves umgetaufcht werben. Jedenfalls 
haben die mit durchgehenden Billets ankommenden Reiſen— 
den den Vorzug vor den neu hinzutretenden. 

8. 12. Das Fahrbillet bezeichnet die Stationen, von und bis 
zu welchen die Fahrt verlangt worben; ferner das Fahrgeld für vie 
Wogenklaffe, welche der Reiſende benugen will; endlich vie Zeit 
ober ben Zug, wofür das Billet gilt. 

Die Zeit oder der Zug, wofür jedes Fahrbillet gültig, ift durch 
Ahftempelung darauf ausgeprüdt, fo daß jever Käufer fofort 
zu prüfen im Stande ijt, ob das Billet auf die von ihm beab- 
fichtigte Fahrt lautet. 

Kinder unter zehn Fahren werben zu ermäßigten Yahrpreifen 
befördert. Finden Zweifel über das Alter der Kinder Statt, 
fo entfcheivet ver Ausfpruch des bei ver Reviſion anweſenden ober- 
ften Beamten. Für Kinder, die noch getragen werben 
müſſen und ihre Stelle auf ihrer Angehörigen Pläten mitfinden, 
erfolgt keine Zahlung. 

8.13. Ein Umtanfch gelöfter Fahrbillets gegen Billets höhe⸗ 
rer Klaſſe ift ven Neifenden vor Antritt der Fahrt, alfo auf 
der eriten Zugangsſtation bis zum zweiten Glodenzeichen, 
gegen Nachzahlung der PBreis- Differenz unverwehrt, foweit noch 
Bläge in den höheren Klaſſen vorhanden find. Unterwegs auf 
Zwiſchenſtatiouen Tann ein folches Uebergehen auf Pläte ver 
nächſt höheren Klaffe nur durch den Zulauf eines Billets der nächit 
niedrigeren Klaſfſe für bie betreffende Weiterfahrt jtattfinven. 
Reiſende der legten Wagenklafje kaufen in viefem Falle ein zwei— 
tes Billet der legten Klaſſe für die betreffende Weiterfahrt hinzu. 
Der Umtaufch eines ſchon gelöften Billets höherer Klaffe gegen 
ein foldes nieprigerer Kaffe ift niemals zuläffig. (Siehe 
jedoch $. 11). 

8. 14. Einzelne beitimmte Pläge werben nicht verlauft und 
Können im Voraus nicht belegt werben. 

Das Dienftperfonat ift ebenfo beim Antritt der Fahrt, wie 
bei eintretendem Wagenwechfel berechtigt und auf Verlangen 
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der Retfenden verpflichtet, venfelben ihre Plätze anzuweiſen. 
Allein reifende Damen follen. auf Verlangen moglichſt nur mit Da⸗ 
men in ein Coupé zufanumengefegt werben. 

8. 15. Perſonen, welche wegen einer fichtliden Krankheit 
ober aus anderen Gründen durch ihre Nachbarſchaft ven Mitreifen- 
ven augenfcheinlich Läjtig wernen würben, koͤnnen von ber Mit- und Wei⸗ 
terreife ausgefchloffen werben, wenn fie nicht ein beſonderes Coup be 
zahlen. Etwa bezahltes Fahrgelv wird ihnen zurückgegeben, wenn ihnen 
die Mitreife nicht geftattet wird. Wird erft. unterwegs wahrgenommen, 
daß ein Reiſender zu ven vorſtehend bezeichneten Perjonen gehört, 
fo muß er an der nächſten Station, fofern fein. befonderes Coupe 
gelöft und für ihn bereit geftellt werben kann, von der Weiterbe⸗ 
foͤrderung andgefchloffen werden. Das Fahrgeld fowie die Gepäd- 
fracht werden ihm für die nicht durchfahrene Strede erfekt. 

Für den Fall, daß ein folcher Reiſender ein befonvderes Conpe 
[öft, kann er darin fo viele Begleiter mitnehmen, daß das Coupe 
voll befegt wird. 

8. 16. Die Wartefäle, bie Billet- und Gepäck⸗ Expeditionen 
werben fpäteften® eine halbe Stande dor Abgang eines jeden 
Zuges geöffnet.. 

Das vom Reiſenden gelöftte Billet iſt auf Verlangen bei dem 
Eintritt in den Wartefaal fowte beim Cinfteigen in ven Wagen 
borzuzeigen. 

Während der Fahrt muß der Reiſende das Billet bis zım 
Abnahme veffelben bei fich behalten. Wer unterwegs ohne 
gültiges Fahrbillet getroffen wird, bat denjenigen Betrag zu 
zahlen, ver von ber betreffenden Eifenbahn- Berwaltung für ven 
gegebenen Fall feitgeitellt uud befannt:gemacht ift. Wer vie fofor- 
tige Zahlung verweigert, kann ausgefegt werben. 

8. 17. Auf den Anfangsitationen wirb fpäteftend eine Viertel- 
ftunde vor Abgang des Zuges zum erjten Male geläutet. Frühe⸗ 
ftens zehn Minuten vor Abgang des Zuges wird fobann zum zweiten 
Male geläutet und durch zwei unterfchievene Echläge auf die Glode 
ein Zeichen gegeben, auf welches das Einjteigen in die Wagen erfol- 
gen muß. 

Zur Abfahrtszeit werden nach vorgängigem khurzen Läuten brei 
einzelne Schläge auf die Glocke gegeben, worauf das Dienftperfonn! 
jofort die Thüren der Wagen zu fehließen hat. 
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8. 18. Nachdem das Abfahrtözeichen durch Die Dampfpfeife ver 
Locomotive gegeben, kann Niemand mehr zur Mitreife zugelaffen 
werben. Jeder Berfuch zum Einfteigen und jeve Hülfeleiftung 
bazu, nachdem bie Wagen in Bewegung geſetzt find, ift polizeilich 
verboten. 

Dem Reifenden, welcher die Abfahrtszeit verfäumt hat, 
fteht ein Anfpruch weder auf Rüderftattung des Fahrgeldes, noch 
auf eine andere Entſchädigung zu. 

8. 19. Bei Antunft auf einer Station wird der Name der— 
felben und die Dauer des Aufenthaltes laut ausgerufen. 

Sobald ver Wagenzug ſtill fteht, werben nach der zum Aus- 
fteigen beftimmten Seite die Thüren berjenigen Wagen geöffnet, 
welche für die bis zu dieſer Station Reifenven beftimmt find. Die 
Thüren der übrigen Wagen werben nur auf Verlangen geöffnet. 

Auf allen Zmifchenftationen wird zum erften Male 4 Stunde 
vor der Ankunftszeit des Zuges geläutet. 

Das zweite Läuten findet Statt, wenn eingeftiegen werben foll, 
und enbet mit zwei unterfchievenen Schlägen auf vie Glode. 

Das Zeichen zum Schließen der Wagenthüren wird nach vor- 
herigem kurzen Läuten mit vrei Glockenſchlägen gegeben. 

Wegen Schließung der Wagenthüren u. f. w. wird ſodann, wie 
im 8. 17 beftimmt ift, verfahren, und gelten auch für die Zwi—⸗ 
fchenftationen die Bejtimmungen des 8. 18. 

Wer auf ven Zwifchenftationen feinen Plag verläßt, ohne 
benfelben zu belegen, muß fich, wenn berjelbe inzwifchen anderweitig 
befett ift, mit einem andern Plate begnügen. 


8. 20. Sollte wegen eingetreteney Hinverniffe außerhalb einer 
Station längere Zeit angehalten werben müffen, fo ift ein Ausftei- 
gen der Reiſenden nur dann gejtattet, wenn ver Zugführer die aus« 
prüdliche Bewilligung dazu ertheilt. Die Reiſenden müffen fi dann 
fofert von dem Bahngeleife entfernen, auch auf das erſte Zeichen 
mit der Dampfpfeife ihre Pläte wieder einnehmen. 

Das Zeichen zur Weiterfahrt wird durch ein dreimaliges Ertö- 
nen ver Dampfpfeife gegeben. Wer beim britten Ertönen ver Dampf- 
pfeife noch nicht wieder eingeftiegen ift, geht des Anſpruchs auf bie 
Mitreife verluitig. 


8. 21. Während der Fahrt darf fih Niemand feitwärts aus 
5 
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dem Wagen biegen, gegen die Thür anlehnen ober auf bie 
Site treten. 

Die Reifenden dürfen zum Ein- und Ausfteigen bie Wagen- 
thüren nicht felbit öffnen; fie müfjen vielmehr das Oeffnen 
dem Dienftperfonal überlaffen und dürfen nicht ein- und aus⸗ 
fteigen, bevor der Zug völlig ſtill fteht. Jeder Reiſende muß 
ſich entfernt von ven Fahrgeleiſen und Mafchinen halten und Nie: 
mand darf ven Bahnhof in einer anderen als ber angewiejenen 
Richtung verlaffen. 


8. 22. Für Zertrümmern von Fenftern befteht eine Ent: 
ſchädigungstaxe und werben bie barin feſtgeſetzten Beträge vorlom⸗ 
menden alles durch das Dienjtperfonal von den Schulpigen fofort 
eingezogen. Auch ift die Eifenbahn - Verwaltung befugt, für Be- 
ſchmutzen des Innern der Wagen, Zerreißen ver Gardinen 
u. }. w. eine Entjchäbigung zu fordern und von den Schulbigen 
fofort einziehen zu lafjen. 

8. 23. Berfpätete Abfahrt oder Antunft der Züge begrür 
den feinen Anfpruch gegen bie Eifenbahn-Berwaltung. Eine au® 
gefallene oder unterbrochene Fahrt berechtigt nur zur Rückforderung 
des für die nicht durchfahrene Strede bezahlten Fahrgeldes. 


8. 24. Hunde und andere Thiere dürfen in ven Perfonen 
wagen nicht mitgeführt werben. 

Das Tabadrauden iſt in allen Wagenklaſſen geftattet. 
In jedem Zuge müflen jedoch Eoupes erjter und zweiter 
Klaffe für Nichtraucher vorhanden fein; au follen auf 
Berlangen ven Reiſenden diefer Wagenklaffen ftets derar- 
tige Coupe’8 angewiejen werden. Die Zabadspfeifen müſſen mit 
Dedeln verjehen fein. 

Feuergefährliche Gegenftände, fowie alles Gepäck, welches 
Flüffigkeiten und andere Gegenftände enthält, die auf irgend eine 
Weife Schaden verurfachen können, insbefonvere geladene Ge: 
wehre, Schießpulver, leicht entzündbare chemifche Präparate 
und andere Sachen gleicher Cigenfchaft, dürfen weder als Reiſe— 
gepäcd aufgeliefert, noch in den Perjonenwagen mitgenommen 
werden. Das Eifenbahn-Dienftperfonal ift berechtigt, fich in dieſer 
Beziehung die nöthige Ueberzeugung zu verjchaffen. Der Zuwider⸗ 
handelnde haftet für allen aus ber Uebertretung des obigen Ver⸗ 


Bereins-NReglement für den Perſonen⸗Verkehr. (Anl. IIL) 67 


botes an dem fremden Gepäd over fonft entftehenden Schaden. Der 
Lauf eines mitgeführten Gewehrs muß nach Oben gehalten werben. 

8. 25. Wer die vorgefchriebene Ordnung nicht beobachtet, fich 
ben Anordnungen des Dienftperfonals nicht fügt, ober fich 
unanftändig benimmt, wirb ohne Anſpruch auf ven Erfaß des 
bezahlten Fahrgeldes von ver Mit- und Weiterreife ausgefchloffen. 
Namentlich dürfen trunlene Perjonen zum Mitfahren und zum Auf: 
enthalte in ven Wartefälen nicht zugelaffen und müfjen ausgewiefen 
werben, wenn fie unbemerkt dazu gelangten. 


B. Beförderung bes Reiſegepäcks. 


8. 26. As Retifegepäd wird in ver Regel nur befördert, 
was der Reiſende zu feinem und feiner Angehörigen Reife- 
bedürfniffe mit fich führt, namentlich Koffer, Mantel» und Reife- 
fäde, Hutſchachteln, Heine Kijten und vergleichen. 

8. 27. Jedes Stüd des Neifegepäds muß mit vem Namen 
und dem Wohnorte des Reifenden veutlich und pauerhaft bezeich- 
net, von allen älteren Boft- oder Eifenbahnzeichen befreit 
und fiber und wohlverpadt fein. Iſt dies nicht ver Fall, fo 
kann das Gepäd zurückgewieſen werben. 

8. 28. Die Mitnahme des Gepäds, welches nicht fpäteftens 
15 Minuten vor Abgang des Zuges unter Vorzeigung des Fahr- 
billet8 in die Gepäck⸗Expedition eingeliefert ift, kann nicht zugefichert 
werden. Die Gepädfracht muß fofort bei Vermeidung des Nadh« 
theils, daß die Beförderung unterbleibt, berichtigt werben. 

8. 29. Kleine leicht tragbare Gegenjtände können, wenn 
die Mitreifenden dadurch nicht beläftigt werben, von den Neifen- 
den in den Wagen mitgeführt werben, fofern Zoll» und 
Steuer-PVorfchriften folches geitatten. 

Für die in den Perfonenwagen mitgenommenen Gegenftände wer- 
den feine Gepädfcheine ausgegeben; fie find von ven Reiſenden 
ſelbſt zu beauffichtigen und e8 wird dafür feine Gewähr geleiftet. 
8830. Gegen Einlieferung des Gepäds erhält der Reiſende 
einen Gepäckſchein. Dem Inhaber dieſes Scheine, deſſen Legitima- 
tion die Verwaltung zu prüfen nicht verpflichtet ift, wird das Gepäd 
nur gegen Nüdgabe des Scheins, welche die Bahnverwaltung von 
jedem weiteren Unfpruche befreit, ausgeliefert. 

H* 
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Der Inhaber des Gepädicheins kann, falls er nah Ankunft 
am Beftimmungsorte die fofertige Auslieferung des Gepäcks nicht 
erwarten will, daſſelbe innerhalb 24 Stunden nach ver Ankunft in 
beftimmten Expebitionsftunden gegen Rückgabe des Scheins in ber 
Gepäd - Erpebition abforbern oder abforvern laſſen. Wird pas 
Gepäd innerhalb 24 Stunden nicht abgeholt, fo ift für 
bafjelbe das vorgejchriebene Lagergeld zu entrichten. 

In Ermangelung des Gepädjcheins ift die Verwaltung zur Aus 
händigung des Gepäds nur nad vollftändigem Nachweis der 
Empfangsberedtigung gegen Ausftellung eines Neverfes und nad 
Umständen gegen Sicherheit verpflichtet. 

8. 31. Die Eifenbahn - Verwaltung haftet von dem Zeitpuntte 
der Aushänpigung des Gepädicheins ab für die richtige 
und unbefchädigte Wblieferung der Gepädjtüde nach folgen- 
den Grundfägen: 

a) Für ein Gepädjtüd, welches verloren, ganz vernichtet ober 
befchäpigt ift, wird eine Entſchädigung von einem Thaler 
für jedes Pfund des Gewichts geleiftet. 

b) Für Beſchädigungen wird nur dann Entſchädigung gewährt, 
wenn ſolche an dem Gepädftüde bei ver Nüdgabe äußerlich 
erfennbar find. Die zu vergütende Beſchädigung des Inhalts 
muß mit ber äußern Verlegung in erfihtlihem Zufammen- 
bange ftehen. In biefem Falle wird der wirklich erlittene 
Schaden vergütet, jeboch niemals mehr als ein Thaler für 
das Pfund, nach Abzug des Gewichts des unverfehrten Inhalts 
des Gepädjtüde. 

c) Die Verwaltung ift von jever Verantwortlichkeit für das Reife 
gepäd frei, wenn es nicht innerhalb ver erften 24 Stumben 
nach ber Ankunft auf ber Beitinmungs- Station abgefordert 
wird. Außerdem ift die Werantwortlichfeit der Verwaltung 
lebiglich auf folche Verlufte und Beſchädigungen beſchränkt, welche 
bei der Rüdgewähr des Gepäds fofort angemelvet 
werben, auch nicht herbeigeführt find entweber durch die eigene 
Fahrläſſigkeit nes Reiſenden oder purch die unabwenpbaren 
Volgen eines Natur-Ereigniffes, oder durch einen Zufall, 
wohin jedoch nicht gerechnet werben follen Diebftahl und 
ohne Selbft-Entzündung des betreffenden Gepäd: 
jftäds entftandener Brand, 
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So lange die auf ven Defterreihhifchen Eifenbahnen in Bezug 
auf die Entfchärigung zur Zeit beftebenden befonteren Bejtimmungen 
gelten, treten für bie genannten Bahnen biefe letzteren an die Stelle 
der Bejtimmungen dieſes Paragraphen. *) 

8. 32. Fehlende Gepädjtüde werben erft nach Ablauf von 
8 Tagen als in Berluft geratben betrachtet, und ift ber Neifenbe 
erft dann befugt, mit Ansfchluß aller weiteren Entſchädigungs— 
Anfprüche vefjelben, die Zahlung ver im 8. 31 bejtimmten Garantie- 
fumme zu fordern. Außerdem fteht dem Neifenven frei, fich das 
Gepädjtücd, falls e8 fich fpäter wieder finden möchte, gegen 
Nüderftattung des erhaltenen Schadenerſatzes nachliefern zu laſſen. 
Im Falle eines folchen Vorbehalts ift ihm eine Befcheinigung über 
die Anmeltung von ver betreffenden Gepäd- Expedition auszuftellen. 

8.33. Auf den Hauptftationen find verpflichtete Gepädträger 
angenommen, welche burch Dienftabzeichen erkennbar find. Cie find 
mit einer gebrudten Dienſt-Anweiſung verfehen, welche fie, ſowie 
die gedruckte Gebührentare, in ihrem Dienjt bei fich führen umb 
anf Verlangen vorzeigen müſſen. 

8. 34. In den Wagen over im örtlichen Bezirke ber Bahn— 
Verwaltung zurüdgelaffene Gegenftände können nach beenbigter 
Fahrt innerhalb 8 Tagen bei dem betreffenven Stationsvorfteher, 
dem fie von dem Dienftperfonal abgeliefert werben müſſen, erfragt 
und, wenn fie fich gefunden haben, von den Eigenthümern gegen 
genügenten Ausweis in Empfang genommen werten. Cpäter ijt 
bei der Verwaltung Nachfrage zu halten. 

Alle nach Ablauf von 6 Monaten nicht nachgefragten zurüd- 
gelafjenen Gegenftände werben als Cachen betrachtet, mit beren 
Berwerthung und Verwendung nach Maßgabe der darüber beftehen« 
ben gefetlichen und reglementarifchen Beſtimmungen der urſprüngliche 
Eigenthümer einverſtanden iſt. 


C. Beförderung von Leiden. 


Die Beförderung einer Leiche wird nur mit einem Begleiter 
und in einem beſonders dazu gemietheten verfchließbaren Güterwagen 
zugeluffen. Die Leiche muß in einem luftdicht verfchloffenen Kaſten 


*) Es find dieſe Befimmungen auf biefelbe Weiſe zu interpretiren, ale 
biefes in Anl. II, Anm. 1 (vergl. S. 59) gefchehen iſt. 
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fich befinden. Es wirb vorausgefeht, daß bie zur Beförberung 
erforberliche polizeiliche Erlaubniß nachgewiefen iſt. 


D. Equipagen-Befürberung. 


8. 36. Equipagen werben nur auf ben dazu beſtimmten 
Stationen befördert. Sie müfjen zwei Stunden vor Abgang bes 
Zuges angemeldet und fpäteftens eine Stunde vorher unter Bor 
zeigung bes zu Löfenden Equipagen⸗Billets abgeliefert werben. Auf 
den Zwilchenftationen kann vagegen auf eine fichere Beförberung 
berjelben mit ven vom Verſender gewünfchten Zuge nur dam 
gerechnet werden, wenn fie 24 Stunden vorher angemeldet werben. 

Eine Beförberung der Equipagen mit den Eil- und Schnellzügen 
kann nicht verlangt werben. 

Wenn eine Equipage ohne Begleiter verfendet werben foll, 
gelangt fie gegen Abgabe des gewöhnlichen Frachtbriefes bei ber 
Güter » Erpebition zur Beförberung. 

8.37. Nah Ankunft auf der Beitimmungs-Station wird gegen 
Rüdgabe des Billets die Equipage ausgeliefert und muß fpäte 
ſtens innerhalb zwei Stunden abgeholt werben, wenn bie 
Ankunft bis Abends 6 Uhr erfolgt. Trifft dagegen der Zug auf 
ber Beitimmungs-Station erft fpäter ein, jo Läuft die Friſt erft von 
Morgens 6 Uhr an. Für jeve Stunde längeren VBerweilens ift ein 
Standgeld zu entrichten. 

8.38. Die Eifenbahn- Verwaltung haftet für die befärverten 
Equipagen, e8 fe) denn, daß ver Verluſt over die Beſchädigung 
verfelben durch eigene Fährläſſigkeit des Aufgebers oder durch 
die unabwenbbaren Folgen eines Natur-Ereigniffes over 
buch Zufall herbeigeführt it, wohin jedoch nicht gerechnet werben 
follen Diebftahl und Brandunglüd. Den Werth der Equipage 
oder ben durch deren Befchäbigung herbeigeführten Schaden, ſowie 
daß die Beſchädigung nach Uebergabe ver Equipage an die Bahı- 
Verwaltung ftattgefunden, muß der Neclamant nachweifen. Ein 
Erjag von mehr ala 300 Thlen. wird indeß nicht geleiftet. 

‚Die Berantwortlichkeit der Verwaltung hört, wenn die Equipage 
mit einem Frachtbrief verjendet worben, fünf Stunden nach Be 
nachrichtigung des Adreſſaten, und in allen andern Fällen mit 
Ablauf von fünf Stunden nad) Ankunft des Zuges an dem innerhalb 
bes Betriebes der Verwaltung belegenen Bejtimmungsorte auf. Bon 
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biefer Zeit ab bleibt die Equipage nur auf Gefahr des Eigen- 
tbümers auf dem Bahnhofe ftehen. Die Friit wird nach Anleitung 
des 8. 37 berechnet. 

Den Inhabern der Equipagen ſteht e8 frei, Bagage und 
NReifegepäcd in ven Equipagen zu belaffen, fofern nicht Zoll- oder 
Steuerporfchriften entgegenftehen. Die Verwaltung wird ihre Be- 
amten anweifen, auf viefe Sachen mit Acht zu haben, übernimmt 
jedoch für Verluſt und Befchäpigung verjelben feine Vertretung. 

So lange die auf ven Defterreihifchen Eifenbahnen in Bezug 
auf die Entſchädigung zur Zeit beftehenven befonveren Bejtimmungen 
gelten, treten für die genannten Bahneu dieſe letteren an vie Stelle 
ber vorftehenven Beitimmungen. (Vergl. Anl. IV, ©. 75 fg.) 

8. 39. Es ift nur mit ausprüdlicher Genehmigung ber betref- 
fenden Stations-Borjteher und nach Löfung eines Fahrbillets zweiter 
Klaffe für jede Perſon im Innern des Wagens und eines Fahr- 
billets dritter Stlaffe für jede Perfon außerhalb des Wagens den 
Reiſenden geftattet, während ver Fahrt in einer Equipage ſitzen 
zu bleiben. 

E, Beförderung von Thieren. 

8. 40. Der Abſender over Empfänger muß das Ein- und 
Ausladen der Hunde, Pferde und des fonftigen Viehs in 
die Wagen und aus benfelben, fowie die zur Befeftigung ber 
Thiere erforberlihen Mittel und das Anbinden ſelbſt bejorgen 
over bejorgen laffen, fich auch von ver fichern Anlegung der Thiere 
felbft überzeugen. Kranke Thiere und folche, welche aus Orten 
tommen, wo eine Viehſeuche herrfcht, werben zur Beförderung nicht 
angenommen. Zum Xransport wilder Thiere ift die Eifenbahn- 
Verwaltung nicht verpflichtet. 

8. 41. Tür die zur Beförderung übernommenen Thiere wirb 
von ter Berwaltimg nur dann Erſatz geleiftet, wenn der Verluft 
oder die Beſchädigung verjelben nicht als Folge eines Zu- 
falls anzufehen und ohne eigenes VBerfchulden des Abſenders 
und feines ven Thieren beigegebenen Begleiters herbeigeführt ift. 

In ven Fällen leiftet die Verwaltung für die Thiere feinen 
Erjag, wenn deren Verluſt oder Beſchädigung durch Enut— 
fpringen, Fallen, Stoßen oder aus fonftigen Urfachen beim 
Einladen, Ausladen während des Transportes oder beim 
Aufenthalte auf dem Bahnhofe entſtanden iſt. 
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Das Mariınum des Schabenerfages befteht in: 
1 Thalern für ein Pferd, 
— nn einen Maftochien, 


50 — „ein Haupt Rindvieh, 

6 — » n Kalb ‚ 

20 — „ no Maftichwein, 

8 — nn magered Schwein, 

2 — Ferkel 

4 — "» Schaf ober eine Ziege, 
2 — " einen Hund, 

10 — » ben Gentner fonftiger Thiere. 


Veberfteigen dieſe Marimalfäge den wirklichen Werth, fo 
wird nur biefer vergütet. 

So lange die auf ven Defterreihifhhen Eifenbahnen in Bezug 
auf bie Entſchädigung zur Zeit beftehenden bejonderen Bejtinmun: 
gen gelten, treten für bie genannten Bahnen dieſe leßteren an bie 
Stelle der vorftehenden Beftimmungen. 

8. 42. Die Beförberung der Hunde gefchieht in abgefonberten 
Behältniffen. 

Der Transportpreis muß bei der Aufgabe des Hundes gegen 
Löſung eines Fahrzettels bezahlt werben, gegen deſſen Zurüdlie 
ferung nach beenbigter Fahrt der Hund verabfolgt wird. Hunde, 
welche nach Ankunft auf der Station nicht fofort abgeholt werben, 
zu verwahren, ift die Verwaltung nicht verpflichtet. 

$. 43. Pferde werben nie ohne Begleiter beförbert. 

Der Transport der Pferde erfolgt gegen Löſung und Voraus⸗ 
bezahlung von Fahrzetteln. 

Der Begleiter muß ein Perfonenbillet Löjen. 

Mit welchen Zügen und in welcher Zahl vie Befdrberung ven 
Pferden ftattfindet, hängt von dem Ermeſſen ver Eifenbahn - Ber- 
waltung ab. 

Die Pferde müſſen wenigftens eine Stunde vor Abgang ber 
Züge zur Einbringung in bie Wagen bereit jtehen, nachdem zuvor 
die Fahrzettel gelöf’t find. Wenn ver Zug in ver Nacht oder des 
Morgens früh vor 7 Uhr abgeht, jo müfjen die Pferde bis 3 Uhr 
Abends angemeldet werpen. 

Zur Verfendung auf den Zwifchenftationen wird empfohlen, 24 
Stunden vorher Nachfrage zu halten. 
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Das Abführen der Pferde muß fpätejtens eine Stunde nad) 
der Ankunft auf dem Bahnhofe gefchehen. Mit Ablauf viefer Friſt 
erliicht jede VBerantwortlichfeit der Verwaltung, und muß außerben, 
felbjt wenn die Pferde im Freien auf dem Bahnhofe jtehen bleiben, 
ein Standgeld entrichtet werben. 

8. 44. Anderes Vieh, als Pferde und Hunbe, wird fowohl 
in einzelnen Stüden, als in ganzen Wagenlapungen zım Be- 
förderung übernommen. Die Uuantität des gleichzeitig zu beför- 
dernden Viehes, fowie die Züge, mit welchen e8 zu beförbern, be- 
ftimmt die Eifenbahn-VBerwaltung. Namentlich hängt die Mitnahme 
einzelner Stüde Vieh davon ab, ob paßlicher Raum vorhanden ift, 
und kann daher im Voraus nicht zugefichert werben. 

Der Fahrpreis ift gegen fung von Viehzetteln am Abſen⸗ 
bungsorte zu erlegen. 

Das Vieh muß zwei Stunden vor Abgang des Zuges auf den 
Bahnhof gebracht und, wenn der Zug in ber Nachtzeit oder bes 
Morgens vor 7 Uhr abgeht, bis 8 Uhr Abends vorher angemeldet 
werben. 

Die Beförderung von Thieren ohne Beauffichtigungs-PBer- 
fonal kann nicht verlangt werben. 

Führer von Vieh müffen Berfonen-Fahrbillets löſen und, foweit 
der Stationd-Borjtand e8 für nöthig erachtet, nach deſſen Anweifung 
ihren Plat auf ven betreffenden Viehwagen nehmen. 

Dei der Anfunft an dem Beſtimmungsorte wird das Vieh gegen 
Rückgabe ver PViehzettel ausgeliefert; das Ausladen und Abtreiben 
muß jpätejtens zwei Stunden nah Ankunft auf vem Bahns 
hofe gejchehen. Mit Ablauf viefer Frift erlifcht jede Verantwort- 
lichkeit der Bahn = Verwaltung, und muß außerdem, fo lange dem 
Dieb ein fernerer Aufenthalt auf dem Bahnhofe gejtattet wird, ein 
Standgeld entrichtet werben. 


——— 





Vorſtehendes Reglement ift nach den Münchener Generalverfammlungs- 
Beihlüffen vom 28. und 29. Juli 1857 rebigirt. 
Die gefhäftsführende Direction. 





4 
AnlageIV. 
Net” 


Neue Beſtimmungen 
über 
Haftung und Verſicherung beim Sachentransporte auf der 
k. k. nördlichen, ſüdlichen und ſüdöſtlichen Staats- 
Eiſenbahn *). 
Zahl 14,432-E. 

Das Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Bauten 
findet ſich veranlaßt, folgende neue Beſtimmungen über Haftung und 
Verſicherung beim Sachentransporte auf der nördlichen, ſüblichen 
und ſüdöſtlichen Staats-Eiſenbahn feſtzuſetzen. 

Dieſe Beſtimmungen haben vom 1. September 1852 an in 
Wirkfamleit zu treten. 

Die Betriebs » Directionen der erwähnten Staats» Eifenbahnen 
haben die Beftimmungen kundzumachen und für die Vollziehung, 
rüdfichtli) welcher die näheren Weifungen folgen werben, Sorge 
zu tragen. 

Wien am 14. Wuguft 1852. 

Bom f. k. Minifterium für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Bauten. 


Beſtimmungen 
über Haftung und Verſicherung beim Sachentransporte 
auf der k.k. nördlichen, ſüdlichen und ſüdöſtlichen 
Stants-Eijenbahn. 


Mit 1. September 1852 treten alle vermal beftehenden Beſtim⸗ 
mungen über Haftung und DVerficherımg der zum Transport auf 
der nörblichen, ſüdlichen und füböftlichen Eifenbahn übergebenen 
Saden außer Wirkfamfeit und e8 tritt von dieſem Zeitpunkte an 

Nachſtehendes an ihre Stelle: 


I. Berfierung. 


8. 1. 
Alle zur Beförberung übergebenen Gegenftände werben verjichert. 





*) Vergl. Anmen. 1 zu Anlage UI, ©. 59. 
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Allgemeine und befondere Berficherung. 
2. 


Die Verficherung ift fonach 
a. eine allgemeine, welcher alle zum Zransporte übergebenen 
Gegenftände unbebingt unterzogen werben. 
Hiebei werben die Verfrachtungsgegenſtände nach folgendem 
normalen Gewichts- oder Stückwerthe verfichert, und zwar: 
Frachten mit dem Werthe von 30 fl. pr. 1 Wien. Sporko Etr. 
Eifüter vr nn — 101 — — BD. 
Reiſegepäckk vr — 1 1 — — — 
Equipagen, die nicht als Fracht aufgegeben wurden, 
mit dem Werthe von 100 fl. pr. Stück 
Pferde desgl. "on — r 50 — 
Hunde dergl. nm —  »r 1 nn — 
b. eine befondere, welche über Verlangen ver Parteien für den 
den normalen Verficherungswerth überjteigenden Mehrwerth 
der Transportgegenftänve ftattfindet. Zu dieſem Behufe braucht 
dieſer Mehrwerth bei ver Aufgabe von Fracht: und Eilgütern bloß 
auf dem Frachtbriefe angefett, bei ver Aufgabe anderer Trans⸗ 
portgegenftänbe aber fehriftlich oder mündlich angegeben zu werben. 
Jede Werths-Angabe wird demnach als eine Mehrwerths- 
Angabe angefehen und als eine Erflärung zur beſonderen Verſiche⸗ 
rung behandelt. 
8. 3. 


Urkunden, Rechnungsbücher, Lotterielooſe, Pfandbriefe, Bank 
zettel, Wechſel, Schuldverſchreibungen und überhaupt Papiere und 
Schriften von einem Nennwerthe werden in keinem Falle; Juwelen, 
Gemälde und überhaupt Kunſtgegenſtände nur dann der beſonderen 
Verſicherung unterzogen, wenn der Aufgeber nach einer vorausge⸗ 
gangenen Anmeldung und zufolge eines mit der Bahn⸗Anſtalt getrof⸗ 
fenen beſonderen Uebereinkommens, die Schätzung des effectiven 
Werthes derſelben vor der Verpackung auf ſeine Koſten vornehmen ließ. 

Verſicherungsgebühr. 
8. 4. 

Sowohl die allgemeine, als die beſondere Verſicherung wird durch 
bie Entrichtung einer beſtimmten (allgemeinen und beſonderen) Ver⸗ 
ſicherungsgebühr vorgenommen, welche von dem aufnehmenden Eiſen⸗ 
bahnamte berechnet wird. 
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8.6. 
a) Bemeffung derſelben. 


Die Verficherungsgebühr wird nach folgendem Tarife bemeſſen: 
Berficherungs- Gebühren · Tarif. 
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Bad 
Anmerkung. Bei der Berechnung der Verficherungsgebühr wird: 

1) Sowohl im Allgemeinen als insbefonvere bei ber Aufgabe 
von Frachtgütern verſchiedener Maffen jeder Bruchtgeil Eines Zent- 
ners einer Kaffe für einen vollen Zentner gerechnet; 

2) jever entfallende Bruchtheil von oder über 4 Sr. als ein 
ganzer Kreuzer angenommen, bagegen jeder Bruchtheil unter 4 Kr. 
weggelaffen, ausgenommen in dem Falle, wenn bie allgemeine Ver- 
figerungsgebühr für Frachtgüter einer Klaſſe unter 4 Kr. entfallen 
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würde, in welchem ſodann die minbefte allgemeine Verficherunge- 
gebühr mit 1 Kr. berechnet wird; 

3) jeber unter 40 und beziehungsweife unter 100 fl. falfenve 
Zwifchenbetrag des zu verfichernden Mehrwerthes für volle 40 und 
beziehungsweife 100 fl. angenommen. 

8. 6. 
b) Entridtung derſelben. 

Die allgemeine PVerficherungsgebühr wird bei Yracht- und 
Eilgütern jedesmal dem Fracht» oder Eilgut- Porto zugefchlagen 
und baher mit biefem zugleich, in andern Fällen aber ftetS bei ber 
Aufgabe eingehoben und entrichtet. 

Die befondere Berjicherungsgebühr kann bei der Frachten- 
und Eilgut-Aufgabe nach Ermefjen ver Partei entweber franfirt over 
angewieſen werben. Wenn jedoch Efiwaaren und andere dem PVer- 
erben leicht unterliegende Gegenftänvde, für welche das Porto weni⸗ 
ger als 2 fl. beträgt, aufgegeben werben, fowie in allen anderen 
Fällen muß diefelbe jeverzeit bei ver Aufgabe fogleich entrichtet werben. 


8.7. 

Die Beitätigung der erfolgten Verficherung aufgegebener Gegen- 
ſtände wird aus dem Aufnahmsfcheine (Aufgabs-Rezepiffe) erfichtlich. 
In demſelben erfcheint bei Fracht- und Cilgütern die allgemeine 
Verſi lerungsgebühr ver tarifmäßigen Portogebühr zugerechnet, und 
für den Fall einer befonderen Verficherung fowohl ver angegebene 
Mehrwerth als die dafür entfallende befontere Verficherungsgebühr 
abgejonvert aufgeführt. 

Jede Partei hat fich den Aufmahmsfchein gleich bei der Aufgabe 
ber zu beförbernden Gegenftände ausfolgen zu laffen, indem bie 
Bahnanftalt nicht nur erft von dem Zeitpunfte der Empfangnahme 
des Aufnahmsfcheines (Rezepiſſes) von Seite des Aufgebers in 
Haftung für das übernommene Gut tritt, fonbern auch der Auf: 
nahmsſchein die Grundlage der Entſchädigungsverhandlung bilvet. 


N. Umfang der Haftung. 
A. Im Allgemeinen. 
8. 8. 


Die Bahnanftalt haftet 1. für die richtige Ablieferung der Güter 
im äußerlich guten Zuſtande, abgerechnet die während des Zrans- 
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portes unvermeiblichen Abnägungen, und 2. für das übernommene 
Gewicht nach Abfchlag des natürlichen Calo (8. 11). 

Sie übernimmt daher bie Verpflichtung zur Entſchädigung für 
alle Verlufte, Abgänge und Beichäpigungen: 

I. welche innerhalb des Zeitraumes vom Augenblide ver Empfang» 
nahme des über einen aufgegebenen Gegenſtand ausgeftellten Auf- 
nahmsſcheines (Rezepiſſes) einen folchen Gegenftand betreffen und 
zwar: 

a) bei allen Fracht- und Eilgütern, welche in ven Magazinen 
und Lagerräumen ber Anſtalt eingelagert werben, bis zur er⸗ 
folgten Betätigung ver Uebernahme von Seite des Empfängers 
auf dem Bezugsicheine (Abgabs⸗-Rezepiſſe) mit Ausnahme des 
im $. 20 enthaltenen Falles; 

b) bei allen Fracht» und Eilgätern, welche zur Einlagerung in bie 
zollämtlichen Magazine und Lagerräume geftellt werben, bis 
zum Augenblicke biefer Einlagerung; 

c) bei Reifegepäde bis zum Ablaufe von 48 Stunden nad An- 
funft des betreffenden Zuges auf ver Beftimmungsftation, 

Il. und welche 

a) entweder durch Verſchulden der Bahnanftalt ober ihrer Be: 
bienfteten entftehen ; 

b) over durch ein zufälliges Ereigniß herbeigeführt werben, jedoch 
mit Ausſchluß jener Schäden, welche durch Krieg, feinpliche 
Einfälle, Aufitand und Aufruhr, öffentliche Gewaltthätigkeit, 
Naubanfälle, Erpbeben, Schleichhanbel und feine Folgen, obrig- 
feitliche Verfügungen, Einfluß der Wärme und Kälte, ferner 
durch eigenes Berfchulden ver Partei, insbejonvere mangelhafte 
oder unzwedmäßige Verpadung, ober enblich durch Die eigen- 
thümlichen oder natürlichen Eigenfchaften der Güter veranlaft 
find. 

B. Befondere Beſtimmungen: 
8.9. 
a) für Verluſte. 

AS gänzlich in Verluſt gerathen wird ein Yracht- over Eilgut 
erft nach Ablauf von 4 Wochen, ein Reifegepäd (Equipage, Pferd, 
Hund) erſt nach Ablauf von 14 Tagen vom Tage der eingebrachten 
Reklamation betrachtet. 
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8. 10. 
b) bei Abgängen. 
Abgänge und rädfichtlich Gewichtsbefelte werden bei Fracht⸗ 
und Eilgütern nur dann vergütet: 

a) bei Gütern, welche in einer Verpadung verführt werben, wenn 
fie gehörig verpadt oder auf fonftige Weife hinreichend ver- 
fchloffen und gefichert aufgegeben werben, 

b) bei folchen, welche unverpadt aufgegeben werben, wenn von 
Seite des Verſenders in ver Aufgabsftation vie Amtliche 
effeftive Nachwage verlangt und vom Amte vollzogen 
und bejtätigt wurde, 

c) ferner bei gehörig verpackt übergebenen Gütern, die mit fichtlich 
verlegter Emballage zur Abgabe gelangen, fo wie bei unverpadt 
verführten, wenn das Gewicht verjelben in der Abgabs⸗ 
ftatton auf beſonderes Verlangen in Gegenwart bes 
Adreffaten oder deſſen Benollmächtigten durch das Bahnamt 
innerhalb ver in ven 8. $. 11, 20, 21 ausgefprochenen Zeitfrift 
ermittelt, und ver Befund durch zwei biezu verpflichtete Bahn- 
beamte beftätiget wird. In allen biefen unter a, b und c 
angeführten Fällen nur unter der Bedingung, daß 

d) ver auf vorftehenb bemerkte Weife erhobene Gewichts-Ab⸗ 
gang ben in dem $. 11 als natüärlide Schwendung 
feftgefegten Calo überfteigt. 


8. 11. 
As natürlicher Calo wird angenommen: 

a) 19 bei trodenen, 2 8 bei nafjen Gegenftänben, bie in Ver⸗ 
packung aufgegeben und 3 8 für folche, pie unverpadt geführt 
wurben, wenn vom Lage der Aufgabe an, dieſen mitgerechnet, pas 
Gewicht nach 8. 10 c innerhalb 8 Tagen ermittelt wird; 

b) 29 bei trodenen, 4 8 bei naſſen Gegenſtänden, bie in Ders 
packung aufgegeben und 58 bei folchen, die unverpadt geführt 
wurben, wenn bie Gewichts-Ermittlung nach Ablauf von acht 
Zagen, vom Tage ber Aufgabe an gerechnet, vorgenommen wird. 

In gleicher Weife wie naffe Waaren werben rüdfichtlich der 
Berechnung tes Calo behandelt: Hölzer aller Art, Wurzeln, 
Rinden, Tabake, Fettwaaren, Wolle aller Art, und überhaupt 
alle dem fchnellen Eintrodnen unterworfenen Gegenftänbe. 
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Der Calo wird je nach den Angaben in dem Frachtbriefe 
berechnet. Iſt das Gewicht nur ſummariſch angegeben, fo wird 
er von dieſem fummarifchen Gewichte, iſt dasſelbe bei jedem ein- 
zelnen Collo aufgeführt, von dem einzelnen Gewichte berechnet. 


8, 12. 
Friſche und gefalzene Fiſche und frifche Süpfrüchte find von jeder 
Defeltvergätung ausgefchloffen, ſofern nicht vor der Empfang— 
nahme eine augenfällige Entfrembung nachgewiefen wird. 


8. 13. 
Für Lefage und Abgänge, welche durch Gährung, Ausfinte 
rung, Abbröcklung und Verſtaubung entftehen, wird nicht gehaftet. 


8. 14. 
c) bei Beſchädigungen. 
Beſchädigungen werben im Allgemeinen nur dann vergütet, wenn 
bon ven Empfangsberechtigten vor dem Bezuge des Gegen- 
ftandes bie bahnämtliche Erhebung des Thatbeſtandes verlangt, 
und diefe Erhebung bahnämtlich bejtätiget wurde. 
Hat eine Beſchädigung einen Gewichtsahbgang zur Folge, fo wird 
biefer nach ben hiefür feitgefegten Bejtimmungen behandelt. 


8. 15. 

Für die Beſchädigung leicht zerbrechlicher Gegenſtände 
und für pas Auslaufen von Ylüffigleiten, dann für das Ent 
fpringen, Umſtehen und für Beſchädigung lebender Thiere haftet 
die Bahn Anftalt nur in dem 8. 8 II, lit. b vorhergefehenen 
Valle. 

8. 16. 


Ebenfo tritt eine Haftung nicht für jene Schäben ein, welche 
bei ganz orbinären Gütern, Equipagen und emballirten Wägen, bie 
in ver Regel auf unbededten Bahnwägen verführt werben, 
durch Näffe während ber Yahrt verurfacht werben. 


IL Entfhädigungsverfahren, 
Reklamation. 
8. 17. 
Die Entfehädigungsverhandlung wird nur über einen orbnungs 
mäßig erhobenen Erſatzanſpruch (Reklamation) eingeleitet. 
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Berechtigung zur Reklamation. 
8. 18. 

Eine Reklamation kann fowohl vom Aufgeber einer Sache auf 
Grundlage des Aufnahmsfcheines bei dem betreffenden Aufgabsamte, 
als auch vom Empfangsberechtigten auf Grundlage des Frachtbriefes 
bei dem Bahn- Amte ver Abgabsftation eingebracht werben. Die 
Reklamation ift mit ver Fattura oder anderen, den wirffichen Werth 
bes Gegenftandes, welcher das Objelt ver Reklamation bildet, beur- 
kundenden Dokumenten zu belegen. 


Reklamationsfrift, 
8. 19, 
a) bei Berluften. 

Reklamationen über in Verluft gerathene Gegenſtände müffen bei 
Fracht- und Eilgütern längſtens vor Ablauf von drei Monaten vom 
Tage ver Aufgabe an gerechnet, bei Reifegepäd und fonftigen Trans⸗ 
portgegenftänden innerhalb 48 Stunden nach Anlangen bes betref- 
fenden Zuges um fo ficherer eingebracht werben, als auf fpätere 
Reklamationen keine Rückſicht genommen wird. 


8. 20. 
b) bet Abgängen und Beſchädigungen 
1) an Fracht⸗ und Eilgütern. 

Iſt an einem Fracht over Eilgute ein Abgang ober eine Be- 
fhäbigung, für welche eine Haftung ftattfinvet, eingetreten, jo tft 
der Neflamationsberechtigte verbunden, das Gut Tängftens innerhalb 
48 Stunden nach Erhalt ver Nachricht Über ven Abgang ober bie 
Beſchädigung in Augenfchein zu nehmen und die Reflamation inner- 
Kalb weiterer 48 Stunden nach der laut $. 10 und 14 gepflogenen 
Gewichts- und Thatbeftands- Erhebung, noch vor Bezug over Zu⸗ 
rüdnahme des Gutes einzubringen. ‘Die Weberfchreitung viefer für 
die Befichtigung over Reklamation anberaumten Friſt befreit bie 
Dahn -Anftalt von der Haftung für jeden nah Ablauf ver erjten 
48 jtündigen Frift eingetretenen oder zugewachſenen Schaven. 


8. 21. 
Güter, welche in die zollamtlichen Magazine oder Lagerräume 
geftellt werben, find längftens bis zum Ablaufe von 48 Stunden 
6 
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von dem Zeitpunfte an, in welchem dem Bezugsberechtigten das 
Aviſo über die Einlagerung zugelommen ift, zu befichtigen, im Falle 
eines Auſtandes nach 8. 10 und $. 14 die Gewichts» und That: 
beftands-Erhebung zu verlangen und allfällige Reflamationen inner- 
Halb weiterer 48 Stunden noch vor dem Bezuge des Gutes um fo 
gewiſſer einzubringen, als auf fpätere Reklamationen feine Rüdficht 
genommen wird. | 


2] an Reiſegepäck, Equipagen, Pferden, Hunden. 
8. 22. 

Jeder Reifende ift gehalten, fein Gepäde gleich bei ver Ausfol- 
gung zu prüfen und für den Fall eines Abganges oder einer Be- 
ſchädigung fogleih den Entſchädigungs-Anſpruch anzumelven, ta 
fpätere Reflamativnen nicht berüdfichtigt werben. Ein Gleiches gilt 
son den nicht als Fracht aufgegebenen Equipagen, Pferden und 
Hunden. 

Tyhatbeſtands⸗ Erhebung und Werths- Ermittelung. 

8. 23. 

Sogleich nach erhobener Reklamation hat das betreffende Eifen- 
bahnamt ven Thatbeſtand des Entſchädigungsfalles, ſoweit derſelbe 
nicht etwa bereits früher ($.$. 20, 21) feſtgeſtellt wurde mit aller 
Sorgfalt zu erheben und bierauf in Gegenwart des Reklamanten, 
ferner eines unparteiifchen Zeugen, auf Grundlage der beigebrachten 
Beweismittel und nach Umſtänden unter Beiziehung fachfundiger 
Schägleute, ven wirklichen Werth des Gegenftandes und ven Betrag 
des Schadens zu ermitteln. 

Hiebei fteht der Eifenbahnverwaltung das Recht zu, Alles zu 
veranlaffen, was zu Verhinderung der Zunahme eines eingetretenen 
Schadens zwecvienlich ift, 3. B. Auspackung, Sortirung ver Wau- 
ren ıc. 

Bemeſſung des Entihädigungsbetrages. 
1) Im Allgemeinen. 
8§. 24. 

Der Betrag ver Entſchädigung wird niemals nach dem verſicher⸗ 
ten, fonvern ſtets nach dem ermittelten wirklichen Werthe und zwar 
ohne Rüdficht auf entgangenen Nuten, Gewinn, Affeftionswerth x. 
bemeffen und kann im Falle bloß ver allgemeinen Verficherung ben 
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verficherten Normal-Gewichte- oder Stüdwerth, im Falle auch einer 
befonderen Verficherung die Summe aus. diefen normalen Gewichts» . 
oder Stückwerthe und aus dem verficherten Mehrwertbe in keinem 
Valle überfteigen. 


2) Snöbefondere bei Verluften. 
8. 26. 

Unter viefer Beſchränkung wird bei Verluften der ganze ermit- 
telte wirkliche Werth des Gegenjtandes, und nur dann, wenn ber 
wirkliche Werth nicht ermittelt und auch von der Eifenbahnverwal- 
tung ein Minvderwerth nicht nuchgewiefen werben kann, der ganze 
verficherte Werth vergütet. | 


3) Bei Abgängen und Befhäbdigungen. 
8. 26. 

Bei Abgängen und Befchäpigungen wird unter den Befchrän- 
tungen des $. 24 der Schade nur in bem Verhältniffe vergütet, in 
welchem ver wirkliche Werth zu dem ganzen Verficherungswerthe fteht. 

Der ganze Schaden wird fomit nur dann erjfegt, wenn der all- 
gemeine Verficherungswerth oder diefer mit Hinzurechnung des befon- 
deren DVerficherungswerthes dem wahren Werthe gleihlommt oder 
ihn überfteigt. 

Hiebei ift im Falle einer befonveren DVerficherung ber Verfiche- 
rungswerth des gefammten, mit einem Frachtbriefe zur Aufgabe 
gebrachten Gewichtes (bzwfe. Centner- Anzahl) zur Erinittelung ver 
Entſchädigung dann maßgebend, wenn der Mehrwerth bloß jum- 
marifch angegeben wurbe, indem in biefem Falle angenommen wird, 
daß jeder Theil der Sendung den gleichen Werth habe. 


Arbiträres Recht der Eifenbahnverwaltung. 
8. 27. 
Es fteht in der Wahl der Bahn- Anftalt, entweder 
a. die Gegenftände in natura zu erſetzen, ober 
b. deren ermittelten wirklichen Werth nach ven vorhergehenden 
Beitimmungen baar zu bezahlen und das Gut zu behalten, over 
c. bloß den nach 8. 26 entfallenven Entjchäpigungsbetrag im 
Baaren zu bezahlen, in welchem Falle vie Partei verpflichtet 
ift, ven Gegenftand zu übernehmen. 
6* 
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Die Partei lann dagegen nie verlangen, daß die Bahn -Unftalt 
das Gut in natura erfeße, ober daß fie den Werth bezahle umb 
das befchäpigte Gut behalte. Die Wahl Hat nur die Bahın-Anftalt. 


Reiftung bed Erſatzes. 
8.28 . 

Die Entfchäpigung wird an den Reklamanten nach beenbigter 
Verhandlung, bei Verluften jedoch nicht vor Ablauf der im 8. 9 
feitgejegten Brift, gegen ſcalamäßig geftenpelte Ouittung bei jenem 
Eiſenbahn⸗Amte geleiftet, wo bie Reklamation angebracht wurbe. 


IV. Erlöſchung der Erſatzverbindlichkeit. 
8. 29. 

Jede Haftungs- und Erfagverbinblichkeit ver Bahn - Anjtalt für 
Berlufte, Abgänge und Beſchädigungen an den zum Transporte 
übergebenen Gegenftänpen erlifcht gänzlich: 

a. wenn ber verficherte Gegenſtand von einem biezu Berechtigten 

anſtandeslos übernommen wurde; 

b. wenn bie fejtgejegte Reklamationsfriſt (8.9. 19, 21, 22) ab 
gelaufen ift, ohne daß eine Reklamation erhoben wurde; 

c. wenn während ber Entſchädigungsverhandlung ober vor ber 
felben ein Umſtand befannt wird, welcher nach den kund⸗ 
gemachten Transportbeftimmungen vie Verpflichtung zur Ent- 
richtung einer Strafgebühr nach fich zieht; 

d. wenn eine abfichtliche Bevortheilung der Bahn - Unftalt durch 
falfche Angabe tm Gewichte oder in der Gattung der Waare 
nachgewiefen wird; 

e. wenn Seuerwerköförper, Rnalipräparate ‚ Schießpulver und 

erxplodirende Stoffe, Zünphütchen, Neib- und Zünphölzchen 
und anbere durch Reibung leicht entzündliche Stoffe, dann 
Flüffigfeiten, die durch das Ausrinnen oder überhaupt Sachen, 
die durch ihre Befchaffenheit anderen Gegenftänden verderblich 
werben könnten, mit anderen Sachen verpadt, als Eilgut over 
Neijegepäde, over ohne genaue Erklärung und beſonderen 
Frachtbrief als Frachtgut anfgegeben werben. 

Bei einem durch heimliche Beipackung ſolcher Gegenſtände 
entſtandenen Schaden verliert nicht nur die Partei jedes Er⸗ 
ſatzrecht, ſondern ber Verſender iſt insbefondere der Bahn⸗ 
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Anftalt für den hiedurch an anderen Gütern verurfachten 
Schaden erfagpflichtig; 

f, wenn die zuerlannte Entfchäbigung binnen ſechs Monaten vom 
Tage der Belanntgebung der Entfcheivung nicht behoben wird. 


V. Rekursrecht. 
8. 30. 

Stellt ſich der Erſatzberechtigte mit der Entſcheidung der Eiſen⸗ 
bahnverwaltung nicht zufrieden, fo ſteht ihm binnen 14 Tagen vom 
Tage der Bekanntgabe der Rekurs an die höhere Behörde und nach 
erfolgter Entſcheidung ver oberſten, die Staats⸗Eiſenbahn⸗-Betriebs⸗ 
Angelegenheiten leitenden Behörde, der Rechtsweg offen. 

Wien, den 14. Auguſt 1852. 


Von t  Minifterium für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Bauten. 


Anlage V. 
Entſ cheidungs gründe 


Urtheil des Königlich) Siöfifcen Ober Appellationsgerichts 
zu Dresden vom 21. Juni 1849 in Sachen der Direction 
der Magdeburg-Leipziger Eifenbahngefellihaft gegen N. N. 


«Nach den befannten, durch bie fol... . (im Erkenntniß zweiter 
Inſtanz) angezogenen Schriftfteller beftätigten und auf ven Berürf- 
niffen des Handelsſtandes beruhenden Grundſätzen des Hanvelsrechts, 
namentlich nach denjenigen, welche in Deutfchland durch allgemeinen 
Gerichtsgebrandd Geltung erlangt haben, tft allerdings der Fracht⸗ 
fahrer vem Empfänger der Waare, ohne daß es diesfalls der Ab- 
ſchließung eines beſonderen Contract® und einer damit erflärten 
Vebernahme einer neuen Verpflichtung bevarf, ſchon durch Ueber: 
nahme des Frachtbriefes, in Gemäsheit deſſen die Ablieferung ber 
Frachtgüter gefcheben foll, dazu verbindlich, daß er die laut bes 
Frachtbriefes übernommenen Güter, wie fie tarinnen der Zahl ber 
Colli nach angegeben find, vollſtändig abliefere und daher für bie 
fehlenven Frachtſtücke einftehe, und wird dieſe Verbindlichkeit ftill- 
fchweigend durch Uebernahme des Gefchäfts des Transports und ber 
Ablieferung übernommen. ‘Daß dieſe Grundfäge auch in ven Ver⸗ 
hältniſſen anzunchmen find, wenn die Lieferung auf den Frachtbrief 
von einer Anjtalt, wie vie Verwaltung einer Eifenbahn, übernom-» 
men worben, bevarf feiner weiteren Ausführung, da es jepenfalle 
nicht geleugnet werben kann, daß ein vergleichen Inſtitut, wenn es 
fih in ven gewöhnlichen Formen des Speditions- und Verladungs⸗ 
gefchäfts mit dem Waarentransporte befchäftigt, völlig in die Functio⸗ 
nen eines Frachtfahrers eintritt und im Gange der Hanvelsgefchäfte 
als auriga Anerkennung finden muß. 

Wie unter Anwendung obiger Grundſätze in dem vorliegenben 
Valle die Verbindlichkeit der Kläger, die im Yrachtbriefe verzeichnete 
Zahl ver Säde volljtändig zu liefern, Teinem Bedenken unterliegt, 
jo beruht darauf auch der Anfpruch ver Beklagten auf die Geldvers 
gütung deſſen, was an ver Vieferung gemangelt, va die Einpfänger 
einer zum Zransport übernommenen Waare nicht ein genus, nicht 
Getreide von derſelben Art, fonbern speciem, d. i. diefelben Säde 
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und biefelben Körner, zu. präftiven Hatten, deren Uebernahme aus 
dem Frachtbriefe zu erjehen iſt und es binlänglich aus den Geftänd- 
niffen der Kläger und aus der Verweifung auf die Verhandlungen 
mit dem eriten Abfenver erhellt, daß die committirte Waare ver- 
foren gegangen und nicht anzujchaffen ift, auch überhaupt vie ganze 
Replik ver Kläger, womit fie der Ausflucht der Beklagten entgegen- 
getreten, auf die Behauptung hinausgeht, daß vie Entſchädigung 
für den Berluft den erften Abjenvern, nicht ihnen anzufinnen fei. 
Ob es demnächſt wohl das Anſehen gewinnt, als ob vie als inde- 
bite bezahlte Fracht von Beklagten in Gegenrechuung geftellten 
37 Thlr. 9 Ngr. neben dem Anſatze von 357 Thlrn. nicht gefor- 
bert werben Yönnten, "fo ift boch auch dies, wie fol . . bemerkt, 
zu befinden, ba überhaupt in der Sache noch nicht definitiv zu erfen- 
nen, von ver Beklagten auferlegten Beicheinigung abhängig zu jtellen.« 


Die Entſcheidungsgründe des Urtheils der früheren Inſtanz vom 

9. December 1848, auf welche fich in vorftchenden Entſcheidungs⸗ 
enden des Sächſiſchen Ober⸗Appellationsgerichts zu Dresden bezo⸗ 
gen wird, waren folgende: 

„Beklagte, welche den von den Klägern erhobenen Anſpruch auf 
Bezahlung von 389 Thalern 17 Ngr. Frachtlohn für 433, Kuhlen 
Mehl, welche ſie laut Frachtbriefes vom 7. Auguſt 1847 erhalten, 
zugeftanden haben, haben eine Gegenforderung von 408 Thalern 
9 Ngr. behauptet und zu deren Begründung Blatt x der Acten angeführt, 
daß, obwohl in ihrem Auftrage die Gebrüder ©. in Stettin ber 
Berlin-Stettiner Eifenbahn Inhalts des Bl... im Originale beis 
gebrachten Frachtbriefes vom 9. Juli 1847 zum Transporte nach 
Leipzig 708 Säde Roggen a 2 Scheffel übergeben hätten, von ber 
Leipzig-Magpeburger Eifenbahn an fie, die Beklagten, nur 666 Säde 
abgeliefert worden feien. Sie berechnen nun ven Verluft, welcher 
ihnen durch die verlorenen 84 Scheffel Roggen entjtanden, auf 
357 Thlr., fowie ven Werth von 42 Säcken auf 14 Thlr., und 
fordern überdies an zurüd zu erftattender Fracht 37 Thlr. 9 gr. 

Die Kläger haben ven vorftehenden Compenſations-Anſpruch 
nah Bl... fg. vorzüglich deshalb beftritten, weil: 

1) fie mit ven Bellagten in keinem Contractsverhältniffe geftan- 
ben, fich vielmehr dem Zransporte des Kornes nur im Auf 
trage der Auhaltiſchen Eifenbahn unterzogen Hätten, 
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2) von den Beklagten Auf eine Verſchuldung Seitens ihrer, durch 
welche das Manco eingetreten, nicht Bezug genommen wor⸗ 
ben jet, auch 

8) viefelben bereit die Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft wegen des⸗ 
felben Schäpen- Anfpruch8 in rechtlichen Anfpruch genommen 
hätten, und 

4) ein Anspruch auf Zurüderftattung des angeblich bezahlten Fracht⸗ 
lohnes nicht ftatthabe, weil Bellagte ven Leipziger Marktpreis 
für das ihnen nicht gelieferte Getreide forverten, im biefem 
Preife aber die Fracht inbegriffen jet. 

Die Gründe hat man jedoch für beachtlich nicht anfehen Können, denn 

ad 1, find auf Eifenbahngejfellfchaften, jo Weit fie fich dem Waa⸗ 
rentransporte unterziehen, bie Grundſätze von dem Frachtvertrage 
anzuwenden, welcher theil® ausdrücklich durch gegenfeitige Verabre 
dung, theils ſtillſchweigend durch Aushändigung und Annahme des 
Frachtbriefes, in welchem die näheren Bedingungen, unter denen 
bie ſpeciell angegebenen Waaren befordert werben ſollen, verzeichnet 
find, abgeſchloſſen wird. 

Wenn daher in dem vorliegenven Falle der Berlin - Stettiner 
Eifenbabngefellfchaft von dem BL... . genannten Abſender ver Fracht⸗ 
brief U... nebſt den darin verzeichneten 708 Säden Roggen über 
geben und von ihr angenommen worben tft, fo bat fie durch bie 
Annahme ftillfehweigend nicht nur den richtigen Empfang ver gedach⸗ 
ten Waare befannt, fonvern auch fich verpflichtet, letztere auf ber 
ihr zugehörigen Bahn bis Berlin zu beförvern und von da aus für 
ben Weitertransport nach Leipzig durch die Anſchlußbahn beforgt zu 
fein. Es tritt hier ganz dafjelbe Verhältnig ein, welches rückſichtlich 
der Fortichaffung der Güter bei einer größeren Entfernung zwifchen 
dem Wohnorte des Abſenders und des Empfängers zwifchen meh 
zeren Zwiſchenſpediteurs ftattfindet. Wie nämlich in dem letzteren 
Falle derjenige Spebiteur, welchem bisher die Verſendung oblag, in 
Bezug auf ven Weitertransport der Güter außer aller Verbindung 
tritt, ſobald der folgende Spediteur die Güter von ihm zur weiteren 
Verſendung angenommen hat, 

cfr. Bülow und Hagemann, pract. Erörterimgen, Bo. 4, 

Nr. 78, p. 443, 
fo find auch die Verpflichtungen, melche vie Stettiner Kifenbahn- 
gejellfchaft übernommen, durch Aushändigung des Frachtbriefes und 
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der darin verzeichneten Waaren an die folgenden Anfchlußbahnen 
auf leßtere übergegangen. 

Es find daher, die Wahrheit der Angaben ver Beklagten vor⸗ 
ausgeſetzt, die Kläger, welche ihrem Zugeftänbniffe BL . . zufolge 
den Transport der von Berlin mittelft der Anhaltifchen Eiſenbahn 
in Cöthen angelommenen und nach Leipzig beſtimmten Waaren zu 
beforgen Hatten, an die Stelle der früheren Transport » Anjtalten 
getreten und haben durch Annahme des Frachtbriefes eine felbft« 
ftändige Verbindlichkeit zur richtigen und vollſtändigen Ablieferung 
der Waaren an den Empfänger übernemmen. Dieje Verpflichtung 
haben fie auch dem letteren gegenüber anerkannt, indem fie ben 
Srachtbrief an venfelben übergeben haben. Denn wie der Empfän⸗ 
ger durch Annahme bes Frachtbriefes einerfeits fich verbinvlich macht, 
den in bem leßteren gebachte Yahrlohn und Speefen an den Fracht- 
führer zu bezahlen, fo erlangt er anvererfeits das Necht, gegen ven 
letsteren feine Anfprüche wegen unnollftändiger over befchäpigter Fracht 
zu verfolgen. Keineswegs aber kann fich ver Frachtführer darauf, 
daß ihm die Waaren nicht richtig übergeben worben feien, beziehen, 
da ihm vor Annahıne des Frachtbriefes vie genaue Prüfung, ob alle 
darin verzeichneten Waaren in richtigem äußerlich gutem Zuftanbe 
ihm überliefert worben feien, oblag und er fich felbft die burch die 
Vernadjläffigung dieſer BVerpflichtimg für ihn entſtehenden Nach» 
theile zugufchreiben hat. 

Mit dieſem Grundfatze ſtimmt auch die allgemeine Handels« 
Obfervanz, nach welcher der abliefernde Fuhrmann zu Schadloshal⸗ 
tung des Empfängers wegen nicht richtig oder gut erfolgter Lieferung 
als zunächſt verpflichtet angejehen wird, überein. 

efr. Münter, das Frachtfahrredht, TEL I, p. 94 sp. u. 176. 
Bülow und Hagemann a. a. O., p. 444, ad 2. 

ad 2. Der Natur ver Sache nach erlangt ver Einpfänger aus dem 
ihm übergebenen und von ihm angenommenen Frachtbriefe zunächft 
ein Klagrecht auf Nachlieferung ver fehlenden Waaren, der Anſpruch 
auf fofortigen Erſatz des Werthes verfelben dagegen erjcheint nur 
dann gerechtfertigt, wenn der Empfänger fi) auf die Ummöglichleit 
der Lieferung der Waare in Natur Eeitens des Frachtführers zu 
beziehen vermag. 

Das letztere Anführen gehört daher wefentlich zur Begründung 
der vorgefchügten Ausflucht, da fich nicht ver Auſpruch auf Nach⸗ 
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tieferung, fonbern einzig und. allein ver zu Gelb zu veranſchlagende 
Werth der umtergegangenen Waaren zur Eompenfation eignet. Be⸗ 
Hagte haben im viefer Beziehung BL . . ſich zubörberjt auf bie 
Blatt x der Acten erfichtlichen Urkunden sub D u. B bezogen, Allein 
aus venfelben geht Teineswegs hervor, daß Kläger ſich außer Stand 
befinden, vie fehlenden 42 Säde Roggen nachzuliefern. Dem 
obgleich das Directorium der Berlin-Stettiner Eifenbahngefellichaft 
Inhalts der Urkunde sub D ein Manco von 42 Säden anerkannt 
bat, fo kann doch theil® hierin etwas weiteres, als das Gejtänbnif 
der Nichterfüllung des mit dem Abſender abgefchlofjenen Eontracts 
nach Höhe von 42 Süden Roggen, nicht gefunden werben, theils 
berührt diefes Geftänpniß die Kläger als dritte Perfonen gar nicht. 
Die Urkunde sub E aber ift völlig einjlußlos, da Inhalts verfelben 
pie Kläger irgend eine fie verbindende Erklärung nicht abgegeben, 
vielmehr lediglich einen von der Stettin-Berliner Eifenbahngefellfchaft 
gemachten Vergleichsvorſchlag den Beklagten mitgetbeilt haben. 
Dagegen baben Beflagte BL... und... wieberholt ven fehlenden 
Roggen als «werloren« bezeichnet, in dieſem Unführen aber bat 
man eine Bezugnahme der Beflagten auf das Berlorengeben ber 
Waare und vie hierdurch berbeigeführte Unmöglichkeit der Nachlie⸗ 
ferung Seitens der Kläger um fo mehr erbliden müſſen, als bei 
Aufftellung der Ausflüchte, über welche der Eid nicht augetragen, 
ein fo ftrenger Mapftab, wie bei Klagen, nicht anzulegen ift und 
mithin den Beklagten freiltebt, die zur Begründung angeführten 
Thatjachen in dem Beweiſe weiter auszuführen. 

Dagegen reicht die Bezugnahme auf den Untergang ver nicht 
gelieferten Waaren volllommen aus und bevarf e8 keineswegs, wie 
Kläger Blatt x der Acten annehmen, ver Behauptung, daß der Verluſt 
durch eine Berfchuldung ihrerfeits entſtanden fei, da Vie Ausdehnung 
ber actio de receptis, welche zufolge Gerichtsgebrauchs auch gegen 
Poftanjtalten und Landfuhrleute nachgelafjen wird, 

cfr. Berger, Oecon. jur. lib. 3, tit. 6, th. 8, not. 3. 

Glück, Erläuterung der Banvecten, Th. 6, 8. 493, p. 127 fg. 
auf Eifenbahngefellfchaften, welche unter öffentlicher Autorität Güter 
beförbern, vollkommen gerechtfertigt erſcheint *). Bei diefer Klage 
genügt aber die Bezugnahme auf das factum receptionis, welches 


*) Vergl. jedoch 8. 6 dieſer Schrift. 
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ben Frachtführer felbft dann, wenn die Sache ohne feine Schulv 
verloren gegangen ift, verpflichtet und nur in dem Falle von dem 
Schabenerfage befreit, wenn er ein damnum fatale zu erweifen 
vermag. 

‚ad 3. Die Behauptung der alager Blatt x der Acten, daß Beklagte 
wegen deſſelben Anſpruchs, welchen ſie in dem gegenwärtigen Pro⸗ 
ceffe ausfluchtsweiſe geltend machen, vie Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft in rechtlichen Anſpruch genommen hätten, verdient keine 
rechtliche Beachtung. Denn wenn man auch annehmen wollte, daß 
bie gedachte Eiſenbahn-Compagnie zufolge Vertrags oder zufolge - 
irgend einer Verſchuldung zu dem Erſatze des Werthes des angeblich 
verloren gegangenen Roggens verbunden und von ven Bellagten 
deshalb rechtlich belangt werven fei, fo würde hieraus doch nur 
fo: viel folgen, daß den Beflagten wegen deſſelben Schädenanſpruchs 
zwei Schuloner gegenüberftänden, von denen der Eine nur durch 
volljtändige Befriedigung der Bellagten Seitens des Andern befreit 
wird. Daß nun aber eine folche Befriedigung Seitens der Berlins 
Stettiner Eifenbahngefellfchaft flattgefunden, haben Kläger nicht 
anzuführen vermocht. 

ad 4. DBeflagte haben zu Begründung des Anfpruchs auf Rück⸗ 
zahlung von 37 Thlen. 9 Nor. Frachtlohn angeführt, daß fie in 
der Erwartung vollftändiger Lieferung die tarifmäßige Fracht von 
628 Thlen. 17 Ngr. 5 Pf. für alle 708 Säde an bie Kläger be 
zahlt hätten. Die Wahrheit viefes Vorbringens vorausgefekt, 
erjcheint die Zahlung des Antheils der Fracht, welcher auf bie ver⸗ 
lorenen 42 Säcke zu rechnen iſt, als ein indehitum. 

Wenn nun Kläger Blatt x behaupten, daß in dem von ven 
Beklagten geforderten Marktpreife die Fracht für das nicht. gelieferte 
Getreide innen begriffen fei, jo betrifft diefer Einwand nicht: vie 
Zuläffigfeit des Anſpruchs auf Rüderftattung des indebite erhobenen 
Frachtlohnes, ſondern vielmehr die Ermittelung des Werthes für 
vie fehlenden 42 Säcke Roggen, welche bem künftigen Beweisver⸗ 
fahren zu überlaſſen iſt. 

Aus dieſem Grunde war der Beſcheid Bl. .., in welchen auf 
Beicheinigung der vorgefchügten Ausflucht erfannt worden iſt, zwar 
zu beitätigen, man hat jich jedoch zu Compenfation der Soften bes 
Nechtsmittel® veranlaßt gefehen, pa mehrere nicht zweifellofe Rechte- 
fragen zur Entſcheidung vorkagen.u 
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Ertenntniffe 


ber | 
Königl. Sächſ. Gerichte in Sachen der Handlung E. et Comp. 
zu Harburg gegen die Direction der Magdeburg - Leipziger 
Eifenbahn. 


L._ Das Urtheil des Koniglich Sächſiſchen Ober- Appellations 
gerichts zu Dresden vom 14. Januar 1857 erfannte: 

daß es mit Ausnahme desjenigen, was wegen Compenſation 
der Koften zweiter Inſtanz erfannt, wobel e8 bewenbe, nicht 
bei dem Erkenntniſſe zweiter Inſtanz (f. unten), ſondern bei 
dem Urtheil erfter Inſtanz (ſ. unten) zu laſſen, auch die 
Koften dritter Inſtanz zu vergleichen fein, 

aus folgenden Entſcheidungsgründen: 

"Die vorliegende, auf Bezahlung von 157 Thalern 22 Ror. 
gerichtete Klage ift in erfter Inftanz nach ver Blatt x der Acten angege 
benen Rechnungs-Aufitellung nur rücdfichtli einer Summe von 
51 Thlen. 14 Ngr. 8 Pf. aufrecht erhalten, dagegen im Uebrigen in ber 
angebrachten Maaße abgewiefen worden. Auf der Bellagten gegen 
das Urtheil erfter Inſtanz eingewenbete Nechtsmittel ift in zweiter 
Inſtanz nah BL... die ganze Klage für unfchlüffig erachtet worben. 

Liegt nun bier ein die Summe von 200 Thalern nicht über 
fteigendes Streit-Object vor, und ftimmen beide früheren Erfennt- 
niffe darin überein, daß bie lage, infoweit fie die Summe von 
51 Thlen. 14 Sgr. 8 Pf. überfteigt, für umfchlüffig zu achten fel, 
fo lönnte nunmehr in britter Inſtanz nur noch über bie Trage zu 
cognosciren fein: ob die Klage wegen ver gedachten Summe, 
wie in erfter Inſtanz angenommen worben, für unfchlüfftg ober wie 
in zweiter Inſtanz abänvernd erfannt worben, die ganze Klage 
für unfchläfftg zu achten ſei? 

Auf der Kläger Appellation konnte nunmehr, obgleich fie auch 
gegen das Urthel erfter Inſtanz vemebirt haben, nicht mehr vor⸗ 
theilhafter erfannt werben, als dies in erfter Inſtanz geicheben. 
Soweit nämlich beide früheren Entfcheibungen übereinftimmen, war 
ein Rechtsmittel nicht mehr zuläfftg, und foweit folche nicht über: 
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einftimmen, können Kläger ein Mebreres nicht verlangen, als ihnen 
in erſter Inſtanz zugebilligt worden ift. 

Wendet man jich zur Hauptſache felbft, fo hat man zunächſt, 
am Wiederholungen zu vermeiden, auf das zu verweilen, was in 
den Entſcheidungsgründen erfter Inftanz *) BL... fig. über vie 
Khatjächlichen Unterlagen des vorliegenden Rechtöftreites angegeben 
worden ift. Hiergegen bat auch bie zweite Injtanz Einwendungen 
nicht erhoben, vielmehr bie Abweifung der ganzen Klage nach den 
Entfcheioungsgründen BL . . fig. Hauptfächlich darauf geftügt, daß 
man aus berfelben nicht mit Beſtimmtheit erfehen könne, ob dies 
jenigen Waaren, vie angeblich aus den Hier in Frage begriffenen 
Kiften abhanden gelommen find, zu ver Zeit, wo fie in Harburg 
zum weiteren Transport von ba nach Leipzig auf die Eifenbahn 
abgegeben worden find, fich noch in jenen Siften befimven Haben, 
oder ob fie nicht vielmehr ſchon auf dem Transporte von England 
nach Hamburg ımb von ba nach Harburg abhanden gelommen feien. 
Wäre diefe Anficht gegründet, fo würden allervings die Beklagten 
zum Schadenserſatz nicht verbunden und daher die Klage, auch 
foweit fie in erjter Inſtanz aufrecht erhaften worden, in dem ange 
brachten Maaße abzuweifen gewefen fein. Allein man hat biefe 
Anficht aus nachjtehenden Gründen zu tbeilen nicht vermocdht. “Die 
Kläger behaupten in der Klage in Verbindung mit der Klagbeilage 
sub ©, daß zur Zeit der Aufgabe in Harburg die Kifte unter 
Nr. 930 521 Pfund und vie Kifte Nr. 939 281 Pfund gewogen 
habe, und daß bei der Ankunft diefer beiven Kiſten in Leipzig m 
dem Gewichte der erften Kijte 9 Pfund, und an dem Gewichte ber 
zweiten Kiſte 4 Pfund gefehlt Hätten. ft der erftere Say wahr, 
fo muß die Gewichtspifferenz in ver Zeit zwifchen ver Aufgabe 
diefer ‚Kiften in Harburg ımb ber Abgabe derſelben in Leipzig 
entſtanden fein, injofern bei ver Ankunft ver Kiften wirklich jenes Ge⸗ 
wichtsmanco vorhanden gewefen tft. Aus dem Bl... befinplichen, von 
ven Beklagten anerkannten rachtbriefe, und namentlich aus dem 
darauf gebrudten Worte „gewogen- geht nun hervor, daß von ber 
Eifenbahn- Verwaltung zur Zeit ver Aufgabe dieſer FKiften bie 
felben gewogen, und das im Frachtbriefe angegebene Ges 

*) Diefe find, wie auch bie Entſcheidungsgründe bes Urtheils zweiter 
Satan, am Schlluſſe diefer Anlage beigefügt. 
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wicht als richtig befunden worden iſt; den Inhalt dieſes Fracht⸗ 
briefes müſſen Beklagte gegen fich gelten laſſen. Hiernächft haben 
Beklagte beim I1ten Einlaſſungspunkte auf die Klage zugeſtanden, daß 
in Leipzig beim Wiegen diefer Kijten fich ergeben habe, daß an 
dem Gewicht der erften 9 Pfo. und bei ver lebten 4 Pfo. gefehlt 
hätten. Nach dem Obenangeführten Tann man baher als rechtlich 
feftitehend annehmen, daß von der Zeit an, wo die fraglichen Kiften 
in Harburg auf bie Eifenbahn zum Transporte nach Leipzig aufs 
gegeben worben find, bis zur Ankunft in Leipzig Das obige Ge⸗ 
wichtsmanco entftanden if. Hat fih nım an ben Kiften felbft 
feine Beſchädigung vorgefunden, find ferner in ven Kiften nuz 
folhe Waaren verpadt geweſen, die burh den Transport au 
Gewicht gar nicht verlieren können, fo liegt e8 auf ber -Hanb, 
daß aus dieſen Kiften fo viel Waaren während ver gedachten Zeit 
herausgenommen worben fein müſſen, als jenes Gewichtsmaneo bes 
trägt. .Uingewiß bleibt es nun allervings, ob jene Waaren chen 
in Harburg und auf dem Transporte von da nah Magbes 
burg, ober erft auf der ber beklagten Gejellichaft zugehörigen 
Bahnſtrecke aus jenen Kiſten herausgenommen worben find. Allein 
diefe Ungewißheit können Beklagte mit Erfolg zu ihren Gunſten 
nicht geltend machen. 

Das Königliche Oberappellationsgericht hat nämlich ſchon wieder⸗ 
holt den Grundſatz ausgeſprochen, daß diejenige Eiſenbahnverwaltung, 
welche Güter von einer anderen Eiſenbahnverwaltung 
zum Weitertransport und zur directen Ablieferung au den 
Beſtimmungsort übernimmt, gegenüber dem Abſender und 
Empfänger in alle Berechtigungen und Verpflichtungen 
der Aufgabeſtation wenigſtens dann tritt, wenn ſie ſich in Betreff 
der bereits vor der ihrerſeits geſchehenen Uebernahme eingetretenen 
Beſchädigung des Gutes nicht auf eine geeignete Weiſe gegen die 
Vertretungspflicht ſichergeſtellt hat. Wenn ſich auch hiergegen, 
von der objectiven Seite betrachtet, nicht unerhebliche Beden— 
ken erheben laſſen, ſo folgt die Nothwendigkeit deſſelben doch aus 
ben Bedürfniſſen des allgemeinen Waarenverkehrs. Wollte 
man dem. &mpfänger oder Abfender einer Waare, die auf ver: 
ſchiedenen Eifenbahnen transportirt und von ber einen Eiſenbahn 
immer wieder von der andern übernommen worden tft, ven Beweis 


anfinnen, auf welcher Eifenbahn die fragliche Waare bejchäbigt 
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worben fet, fo würde man ihm einen Beweis auflegen, ven er in 
der Regel mit wenig Ausnahmen gar nicht zu führen im Stande 
fein würbe. Hierdurch würde der Abſender oder Empfänger einer 
auf verfchievenen Eifenbahnen transportirten Waare ben verfchiebe> 
nen Eifenbahnverwaltungen gegenüber faft rechtlo8 werben, indem 
letztere gegen Vertretungs⸗-Verbindlichkeiten jich allemal durch das 
Anführen ſchützen Lönnten, daß der Schaden nicht auf ver in An⸗ 
fpruch genommenen, ſondern ſchon auf einer anderen Eifenbahn 
‚entitanven fein könne. Hierdurch würde bie Sicherheit des allge- 
meinen Waarentransportes auf Eifenbahnen, vie das Publikum mit 
Recht venfelben gegenüber beanfpruchen kann, im höchſten Grabe 
‚gefährbet werben. 

.. Bei derartigen allgemeinen Bedürfniſſen kann die Praris 
‚nicht beim bloßen Zerglievern der einzelnen Nechtsbegriffe, bei dem 
bloßen todten Buchftaben ftehen bleiben, ſondern es ift dem Richter 
eine freiere Behandlung des Rechtsſtoffes gejtattet, wobei 
er namentlich ven Zweck des Nechtsverhältniffes in's Auge zu fallen 
und bie hieraus fich ergebenden nothwentigen Konfequenzen abzu- 
leiten bat, die dann bei der Entfcheivung maaßgebend find. *) Eine 
berartige, mit Teinem Nechtsprincipe in birectem Widerſpruche 
ftehende Confequenz liegt aber aus ben vorftehend angegebenen 
Gründen in dem oben angegebenen, von dem ber» Appellations- 
gerichte befolgten Grundſatze. 

Haben ferner Beklagte für jich geltend gemacht, daß die hier 
fraglichen Kiften während des ganzen Transportes von Har- 
burg bis Leipzig fih in fteueramtlihdem Verfchluffe befunden 
‚Hätten, ımb daß erjt bei ver Ankunft in Leipzig der wohlverfchloffene 
Güterwagen von der Steuerbehörde geöffnet worben fet, fo kanm 
auch viefes Anführen fie nicht hüten. Laut des Frachtbriefes BL... . 
find ver Eifenbahnverwaltung bie fraglichen Kijten zum Weiter- 
transport übergeben worden, und dieſe hat durch Annahme dieſer 
Kiften fich den Abfenpern oder Empfängern gegenüber zur richtigen 
Ablieferung derſelben verpflichtet. — Die Kläger brauchen fich daher 
mit ihrem Anfpruche nicht an bie Steuerbehörbe verweifen zu Laffen, 
fonvern Sache ver Bellagten ift e8, den Klägern gerecht zu werben. 
Glauben Beflagte einen Anfpruch an die Steuerbehörde zu haben, 


y Bergl. jeboch v. 7 dieſer Schrin. 
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fo haben fie folgen, bafern jie fich bamit fortzulommen getranen, 
gegen dieſe rechtlich geltend zu machen. 

Steht num rechtlich feft, daß die Beklagten verpflichtet find, 
den gedachten Mangel des Gewichts an ven fraglichen beiden Kiften 
zu vertreten, fo fragt es ſich nunmehr, nach welder Höhe die 
Entſchädigung dafür zu gewähren if. Zur Entſcheidung biefer 
Frage bietet wiederum der Inhalt des Frachtbriefes, verbunden nılt 
dem Inhalte des Betriebs Reglements BI. . . genügenven Anbalt. 
Es ift dies in den Entſcheidungsgründen der erften Inſtanz BL... fig. 
ſchon genügend auseinanbergefegt worben, fo baß in biefer Bezie⸗ 
hung e8 nur einer Verweiſung hierauf bedarf. Die Entichäbl- 
gung ift nach dem Verhältniffe des Gewichts zur Zeit det Aufgabe 
der Waaren in Harburg und dem Gewichtömangel berfelben zur 
Zeit ver Ankunft in Leipzig, ingleichen nach Verhältniß ber ganzen 
Alfecuranzverfiherung für die fämmtlichen, in beiden Kiften vor⸗ 
handen gewefenen Waaren zu dem Marco auszuwerfen, wie ſolches 
ſchon BL... im zweiten Sage ſich angegeben befinbet. 

War nun aus vorftehenden, fowie aus ben fchon in erfter 
Infſtanz Bl... flg. entwidelten Gründen das Erkenntniß zweiter 
Inſtanz in der Hauptjache abzuändern, und das Urthel erfter Inſtanz 
wieder herzuftellen, fo erſchien es doch bei dem Wechfel ver Er 
Tenntniffe und bei ber Zweifelbaftigfeit der zu gebenden Entſchei⸗ 
bung angemefjen, die in allen brei Inſtanzen erwachfenen Koſten 
zu compenfiren.« 


Il. Das Urtheil zweiter Inſtanz (auf die von beiden Theilen 
gegen das Erfenntniß erſter Inſtanz eingewenbeten Appellationen) 
bes Königlichen AUppellationdgerichts zu Leipzig vom 25. April 1866 
Hatte die Klage allenthalben in dem angebrachten Maaße refusis 
expensis abgewiefen aus nachſtehenden Gründen: 

„Kläger leiten die Verbinvlichkeit der DBellagten zu dem Erſatze 
des Werthes ver in ber Beifuge © fol. . „ fpecificirten Waaren, 
jowohl als der daſelbſt gebachten Spefen, daraus ab, daß bie 
Magveburg- Leipziger Eifenbahn die in dem Frachtbriefe fol. . . ver⸗ 
zeichneten fünf Kiſten, auf welchen das Gewicht einer jeben ber 
jelben und die betreffende Verficherungsfumme angegeben, von ber 
Königlich Hannoverſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft nebſt Frachtbriefe zu 
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bem Weitertransporte nach Leipzig übernommen, obne auf dem 
Brachtbriefe eine Gewtchtspifferen; zu bemerken. 

Nun kann zwar einem erheblichen Zweifel nicht unterliegen, daß 
bie von dem Frachtvertrage geltenden Grundſätze auch auf Eifen- 
bahn⸗ Gefellfchaften, welche aus der Beförderung von Frachtgütern 
ein Gewerbe machen, anzuwenden find, wie denn auch das König⸗ 
liche Uppellationsgericht mehrfach bereits in dieſer Weife erkannt bat; 

Vergl. Wochenblatt für merkwürdige Nechtsfälle vom Jahre 
1855, ©. 141, ff. 
befanntlich haftet aber. ver Frachtführer, welcher die Waare nebft 
Brachtbriefe übergeben erhalten bat, dem Empfänger für deren 
richtige Ablieferung, indem berfelbe purch die Annahme des Fracht» 
briefes in die Stelle des früheren Frachtführers und deſſen Ver- 
pflichtungen eintritt, und ift daher eine Eifenbahngefellfchaft, welche 
von einer anveren Eifenbahngefellfchaft Waaren zu dem Weiter⸗ 
transporte mittelft Frachtbriefes übernommen hat, gehalten, vie letz⸗ 
teren fo, wie fie in dem Frachtbriefe aufgeführt find, vollſtändig 
abzuliefern. 
Ä Des Nachweifes, daß der Frachtführer fich hierbei eine culpa 
zu Schulden habe kommen Laffen, bedarf e8 feitend des Empfängers 
bed Frachtgutes zu Begründung einer Klage auf Entſchädigung wegen 
fehlender Waaren nicht, da der Frachtvertrag nach ven Grundſätzen 
ber actio de recepto zu beurtheilen ift und deshalb die culpa zu 
präſumiren fteht. 

Allein demungeachtet ift die gegenwärtige Klage nicht aufrecht 
zu erhalten. 

Soll nämlich der vie Waare abliefernde Frachtführer dem Em- 
pfänger gegenüber als erfaßpflichtig wegen ver fehlenden Stücke 
erjheinen, fo wird dazu vorausgeſetzt, daß folde währenn bes 
Zransportes in dem Wege bes Frachtvertrages abhanden gekom⸗ 
men find. Denn vie Uebernahme mitteljt Frachtbriefes ijt es eben, 
welche vie Erſatzverbindlichkeit des Frachtführers begründet. 

Es erftredt ſich daher die Haftungsverbinplichkeit eines ſpäteren 
Frachtfahrers auch nicht weiter, als an und für fich Die desje— 
nigen Srachtführers reicht, welcher von einem Dritten, 
ber nicht diefelbe Eigenjchaft hat, die Waaren behufs deren Weiter 
Ihaffung in vem Wege des Frachtvertrages an ben Befteller em⸗ 
pfing. Diefer aber wird nur durch ven wirklichen Empfang 
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ber fpäter vermißten Waaren dem Bejteller verantwortlih. Es 
muß deshalb in einem folchen Falle der Kläger, welcher Entſchädi⸗ 
gungs-Anfprüche wegen fehlender Frachtgüter formirt, in ver Regel 
in feiner Klage fich darauf beziehen, daß dem erjten Frachtfuhr⸗ 
manne dieſe Waaren wirfli übergeben worden, ober mit 
anderen Worten, daß felbige auf dem Transporte mittelft Fracht 
bertrages abhanden gefommen: ei. 

- Sm den vorliegenden Yalle nun, wo bie betreffenden Kiſten von 
Nottingham nach Hamburg und von da nah Harburg, von bem 
leßteren Orte aus aber wmittelft Eifenbahn nach Leipzig befärbert 
worben, haben Kläger in ihrer Klage etwas weiteres nicht angeführt, 
als daß die fehlenden Waaren abhanden gekommen find. - 

Ob Kläger hiermit behaupten wollen, daß dies auf dem Ser 

Transporte bi8 Hamburg, over auf dem Transporte von ba bis 
Harburg, over auf vem Eifenbahntransporte von Harburg bis Leipzig 
gefchehen, Täßt fich aus jenem Angeführten nicht entnehmen. 
. :Die Behauptung der Kläger in der Replik fol.. ., die fraglick 
Angabe in der Klage fei nur auf den Transport von Harburg 
bis Leipzig zu beziehen, kann als verfpätet feine Berückfichtigung 
weiter finden und ift übrigens im Mangel der birecten Behauptung, 
baß die geflagte Waare in Harburg in ven Kiſten gewefen, eine 
einflußlofe Folgerung. 

Nun ijt aber ver Frachtbrief fol... erft in Harburg anegeftellt, 
während nah Bl. .. die mehrberegten Kiften zu Schiffe erft nad 
Hamburg ımb ſodann nach Harburg transportirt worden. 

Es fehlt mithin in der Klage die Bezugnahme darauf, daß bie 
. in der Beifuge sub © verzeichneten Waaren ſich noch in Har- 
burg in den Kiſten Nr. 930 und Nr. 939 befunden haben. 

Diefem Mangel wird auch dadurch nicht abgeholfen, daß bie 
Magpeburg - Leipziger Eifenbahn die Kiften nebft dem Frachtbriefe, 
ohne gegen das in felbigem angegebene Gewicht Ausftellungen zu 
machen, übernommen hat, mithin bie Beklagten fich darauf nicht 
berufen können, daß fie ein geringeres Gewicht haltende Kiſten über- 
kommen und daß bei der Nachiviegung in Leipzig fich ergeben habe, 
daß von dem in dem Frachtbriefe bemerften Gewichte bei ven frag: 
lichen Stiften 9 Pfund und refp. 4 Pfund gefehlt. Denn hieraus 
folgt noch nicht mit Nothwendigkeit, daß dieſes Manco durch eine 
Entfremdung von Waaren, zumal in der von Klägern behaupteten 
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Quantität, veranlaßt und am wentgften, daß gerave bie in ver Bei- 
fuge sub © aufgeführten Waaren fich in den mehrberegten beiden 
Kiften befunden. 

Ebenjowenig mögen ſich Kläger mit Erfolg auf 8. 14, sub 3 
bes Betriebs⸗Reglements der Beklagten berufen, da ver bort ge- 
brauchte Ausprud: „Abhandenkommen einer Senvungs der Natur 
ber Sache nach nur auf ein Abhandenkommen von Waaren auf einer 
derjenigen Eifenbahnen, für welche das angezogene Reglement be- 
ftimmt und maßgebend iſt, verftanben werben Tann, während in dem 
vorliegenden alle die Behauptung, daß folches ftattgefunden, in 
der Klage zu vermiſſen ift. 

Endlich läßt fi) aber auch aus dem Umſtande, daß nah BI... 
bie Beklagten fich erboten hätten, ben Klägern das Manco von 
9 Pfund und refp. 4 Pfund nach Verhältniß der ganzen Berfiche- 
rungsfumme für die Kiften Nr. 930 und 939 unter Abzug von 
ein Procent Gutgewicht zu vergüten, etwas für vie Kläger Günfti- 
ges nicht herleiten. Denn da Kläger dieſe Vergleichs⸗Offerte zurüd- 
gewiefen hatten, jo waren Beklagte an folche nicht weiter gebunben, 
zumal da bie leßteren biefelbe fol, ... ausprüdlich wieder zurückge⸗ 
nommen haben. 

Entbehrt die erhobene Klage fomit ber- ſchlüſſigen Begründung, 
fo war viefelbe in der angebrachten Maaße abzuweiſen, und bevarf 
es unter diefen Umständen nicht erft ein näheres Eingehen auf bie 
Frage, inwiefern das Vorbringen ver Beklagten sub b E fol... sp, 
für beachtlich anzuſehen, fowie nach welcher Höhe die Kläger Ver⸗ 
gütung für die fehlenden Waaren würben forbern und ob über pas 
Beitehen ver fol... behaupteten Ufance der Eid angetragen werben 
könne. 

Die Verurtheilung der Kläger in Erſtattung der in voriger 
Inſtanz erwachſenen Koſten rechtfertigt ſich durch die ausgeſprochene 
reformatoriſche Entſcheidung, während vie Koſten der Appellations⸗ 
Inſtanz wegen des Wechſels der Entſcheidung zu kompenſiren waren.“ 

II. Das Urtheil erſter Inſtanz — des Spruchcollegiums zu 
Leipzig — vom 25. September 1855 hatte erkannt: 

„Zunächſt ijt durch Rechnung auszumitteln, wieviel auf 9 Pfund 
ausfällt, wenn 521 Pfund 1250 Thaler gelten, ingleichen wieviel 
auf 4 Pfund kommt, wenn 281 Pfund 2100 Thaler Bolten. 
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Würden nun Kläger den fol. . . angetragenen, fol... . zuräds 
gegebenen Eid dahin: 
a. über pet, I,c. 1, 
daß in ihrem Auftrage die Handlung E, et Co. zu Har⸗ 
burg die auf dem Frachtbriefe BL . . verzeichneten Waaren 
in fünf Kiften an das Handlungshaus C. G. O. zu Leipzig 
am 17. Juli 1854 mit der Weifung abgejendet, felbige 
ihnen, ven Klägern, zu ihrer Dispofitton zu überlaffen ‚« 
b. über pet. I, c. 1823 und 25, 
„daß, als Mitlläger, H. H., die Kiften Nr. 930 und 
939 eröffnet, fich bei Vergleihung des Inhaltes derſelben 
mit dem Verzeichniſſe deffen, was nach Angabe der Abfenver 
in biefelben verpact gewefen, gefunden, daß im felbigen bie 
DI. . . verzeichneten Quantitäten Tüll und Spitzen ges 
fehlt haben, 
beziehentlich, und foweit der Eid nicht des einzelnen Schwörenben 
eigne Handlungen betrifft, nah Wiffen, Glauben und Dafürkalten 
ſchwören: 

fo find Beklagte die durch die oben angeordnete Rechnung zu 
ermittelnde Summe nebft Zinfen des Verzugs, von Zeit erhobener 
Klage an gerechnet, ven Klägern zu bezahlen ſchuldig. 

Es hat aber das Suchen der Lebteren, theils inſoweit es auf 
Vergütung eines höheren Preifes für vie abhanden gelommenen Was» 
ren, theil® auf die Eritattung von 10 Procent des Waarenpreiſes 
als Aequivalent für gehabte Spefen gerichtet ift, immaßen es an 
gebracht, nicht Statt. 

Beiberfeit8 auf dieſen Proceß verwandte Unfoften werben gepem 
einanber aufgehoben. 

Entfheipungsgründe: | 

Die Handlung E. et Co. zu Harburg hatte am 17. Yult 184 
bie fol, . . bezeichneten fünf Kiften mit Waaren mit dem fol... 
erfichtlichen Frachtbriefe der Königlich Hannoverſchen Eifenbahe 
geſellſchaft zum Transport nach Leipzig übergeben und ſolche zwar 
an das Handlungshaus C. G. O. adreſſirt, jedoch zur Dispoſition 
der Kläger geſtellt. In dem gedachten Frachtbriefe iſt bemerkt, 
daß ſelbige gewogen worden und zugleich das Gewicht jeder ein— 
zelnen Kiſte, hiernächſt auch der Inhalt derſelben im Allgemeinen, 
auch daß und auf wie hoch eine jede verſichert worden, ange⸗ 
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geben. Bon der Hannoverfchen Eifenbahn gingen biejelben auf bie 
Magdeburg-Leipziger Eifenbahn über, und biefe legtere über: 
nahm fie nebjt dem Frachtbriefe, jepoh ohne Nachwiegung, 
beförberte fie auch weiter nach Leipzig, Hier wurde am 18. Juli 
1854 eine fteueramtliche Nevifion derſelben, auch eine Nach» 
wägung vorgenommen, wobei fich bei zweien von biefen Kiſten 
(Nr. 930 und 939) ein Mindergewicht ergab. Es war nämlich 
auf dem Frachtbriefe die Kifte Nr. 930 mit 521 Pfund, die Kifte 
Nr. 939 mit 281 Pfund angegeben. Jetzt aber wog vie eritere 
9 Pfund und die Ietere 4 Pfund weniger. Die Kläger übernab- 
men ſelbige dennoch und ihr Handlungsgeſellſchafter, ver mitflagenbe 
H. H., eröffnete fie. Hier fand fi, daß in venjelben vie fol... 
näher angegebenen Waaren, welche nach dem ven Klägern von ben 
Verkäufern zugekommenen Verzeichniffe barinnen hätten enthalten 
fein follen, fehlten. Alle diefe. Umſtände, fowie daß ver Einfaufs- 
preis bes Fehlenden 21 Pfd. St. 14 Sch. 6 P. betrugen, beruhen 
theils in Betracht der Eingeftänpniffe der Beklagten ad pet. I, c. 3, 
4, 11, 27, 33 und fol. . ., theil& unter der Vorausfegung, daß 
die Kläger das in dem Urtheil erkannte Nelatum über vie vort 
sub a und b bemerkten Punkte wirklich leijten, in voller rechtlichen 
Gewißheit. Auch varüber find beide Theile ſtillſchweigend einver- 
ftanden, daß die vermißten Waaren bergeftalt abhanden gekommen 
find, daß es für unmöglich geachtet werben muß, fie in Natur 
wieder berbeizufchaffen; wie venn überhaupt fehlende Güter 
vier Wochen nah ber Reclamation, weldhe Hier auf ber 
Stelle erfolgt iſt, laut des Vetriebs - Neglements des norbbeuts 
fen Eifenbahnverbandes $. 14, sub 3 (fol...) als abhanven 
gelommen betrachtet werben follen. 
Die Kläger verlangen nun von ven Bellagten: 

1) Vergütung ver fehlenden Waaren nach ven fol... . ange: 
gebenen Einkaufspreifen, 

2) Erſtattung der gehabten Speſen, welche fie jedoch nicht 
fpeciell berechnen, ſondern nur mit Beziehung auf eine fauf- 
männifche Ufance mit 10 Procent des Einkaufspreiſes der 
fehlenden Waaren in Anſatz bringen (2 Pfo. St. 3 Sch, 
6 P.). 

Auf die Bezahlung diefer beiden Poften, welche fie (das Pfund 
Sterling zu 6 Thlr. 18 Ngr. veranfchlagt) auf 157 Thlr. 22 Ngr. 


Rn. 
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im 14-Thalerfuße berechnen, nebft Zinfen von Zeit erbobener Klage 
an und Koftenerjtattumg iſt Die fol. . . erfichtliche Klage gerichtet. 

Es fragt fich hierbei: 

1) ob aus ven obenerwähnten Thatfachen fich überhaupt ein 
Anfpruch der Kläger an die Beklagten ergibt? 

2) infoweit biefe Frage zu bejahen ijt: bis zu welcher Höhe 
und nach welchen Grundſätzen die ven Beklagten diesfalls 
obliegende Leiftung zu beftimmen fei? 

Zur erften Frage. 

Zuvörderſt tft Hier zu unterfcheiven : 

a. der Anſpruch auf Vergütung des Werthes ber fehlenden 
Waaren, 

b. der Anſpruch auf Vergütung der gehabten Speſen. 

Der letztere ſtellt ſich ſofort von ſelbſt als unhaltbar dar, ſchon 
deswegen, weil die behauptete kaufmänniſche Uſance in keinem Falle 
durch Eides⸗Antrag erwieſen werden kann. Auch werden ſich noch 
mehrere Gründe für die Unſtatthaftigkeit jener Forderung aus dem 
ergeben, was ſofort über ben Punkt sub a zu ſagen iſt. 

In Betreff diefes Punktes haben die Beklagten fol... sq. meh 
rere Einreden aufgeftellt, welche, infoweit fie nicht ganz unerheb⸗ 
liche und auf bie Entſcheidung der Sache einflußlofe Umftänbe be 
treffen, auf folgende Sätze binausfommen: 

aa. Sie, vie Beklagten, jeten als Spediteurs zu betrachten, 
als folche aber für etwaiges Manco am Gewicht nicht haftbar, 
am wenigjten zu einer Nachwiegung der Waaren bei beren 
Uebernahme gehalten, ja es ſei eine folche nicht einmal möglich 
gewwefen, da fie die fraglichen Stiften in Magdeburg in einem *) 
verfchloffenen Wagen bekommen und zum Weitertransporte über- 
nommen hätten; 

bb. die Stläger hätten nicht zu behaupten vermocht, daß ihnen, 
ben Bellagten, irgend eine Schuld, burch welche ver Verluſt en 
ftanden jet, zur Laſt falle; 

cc. es ſei nicht angegeben, ob das Manco in ven aiſte 
durch Diebſtahl entſtanden, ingleichen an welchem Orte, — ob 
ſchon im Schiffe oder auf dem Landtransporte vom Lanbunge 
plate bis zur Ablieferung der Kijten an das Harburger Zoll: 


*) durch die Steuerbehörbe. 
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amt — diefer Diebftahl gefchehen. — Ueberhaupt fei e8 unbent- 
bar, daß die Waaren aus bem Gewahrfam ver Eifenbahnen abhan- 
den gelommen, indem vie Kiften von dem Augenblide an, wo fie 
an die Güter Erpevition der Hannoverfchen Eiſenbahn abgegeben 
worven, fortwährend unter amtlicher Aufficht, bezichentlich fteuer- 
amtlichen Verfchluffe geblieben. Es müſſe alſo die Entfren- 
dung vor Abgabe ver Kiſten an bie gedachte Eifenbahn erfolgt fein. 

Diefe ſämmtlichen Einreden ftellen jich aber als unbeachtlic) var. 
Der Waarentransport durch Eifenbahngefellichaften bat nicht ven 
Character ver Spedition, fonvern lediglich den der Frachtfuhre. 
Denn die Eifenbahngefellichaft wählt nicht eine britte Berfon, durch 
welche der Transport beforgt werben foll, fonvern fie ift felbit 
Inhaberin der Transportmittel und läßt ven Transport durch 
Berfonen bejorgen, welche in ihren Dienjten ftehen und von ihr zu 
vertreten find. Es Tann daher ganz dahin geftellt bleiben, ob ber 
Spediteur verpflichtet fei, da® Gewicht der von einem andern Spe- 
biteur oder auch von einem Yuhrmanı ihm mittelſt Brachtbriefes 
ihm übergebenen Waaren zu prüfen. Denn foviel iſt jedenfalls 
gewiß, daß nach deutſchem Gerichtsbrauche nicht nur gewöhnt: 
Lihe Lanpfuhrleute, fondern auch äffentlihe XZransport- 
Anjtalten ex recepto gehalten find. 

Bunfhänel, über die Anwendbarkeit ver de recepto actio 
auf die Erfatverbinvlichfeit der heutigen Pojt- Anftalten, 
Buhrleute u. ſ. w. (Glauchau, 1836), 8. 22 — 24. 

Ebenſo unzweifelhaft ift e8, daß, wenn ein Frachtfahrer von 
dem Andern Waaren zum Transport übernimmt, und zus 
gleich von dieſem einen Sradtbrief empfängt, worinnen bas 
Gewicht ver Waaren angegeben iſt, er wenigftens alsdann, wenn 
er diefe Waaren nicht nachiwiegen und einen etwanigen Gewichts: 
mangel nicht hat conftatiren Laffen, gegen ven Empfänger zur Ver— 
tretung des Fehlenden, ebenfall$ ex recepto verpflichtet ijt. 

Münter, das Frachtfahrrecht, Th. I, ©. 94 ff. und 176. 

Dülow und Hagemann, prakt. Erörterungen, Baud IV, 
Nr. 78, ©. 443. | 

Die Anwendbarkeit diefer Sätze auf den Transport durch vie 
Eifenbahnen wird bezeugt und als rechtsbegründet nachgewieſen im 
Wochenblatt für merkw. Nechtsfülle, Neue Folge Ir Jahrg. 

(1855), Nr. 32, ©. 141 ff. 


104 (nl. VL) Urtheil des K. Sächſ. Ob. Appel. Ger. zu Dresden. 


Aus dem Gefagten erhellet venn auch, daß e8 einer Anführung 
md Nachweifung, daß, wo, auf welche Wetje und durch wen 
die Entfremdung ver Waaren erfolgt fei, von Seiten ver Kläger 
gar nicht bedurfte. Es geht aus dem Angeführten hervor, daß ein 
Theil der Waare abhanden gelommen ift, — und bierans allein 
fon, in Verbinbung mit dem Umftanvde, daß eine Wiederherbei⸗ 
ſchaffung des Fehlenden weder möglich, noch von ben Beklagten 
anerboten tft, ergibt fich die Verbinvlichkeit der Letzteren zum Scha⸗ 
denserſatze. Daß eine folche Entfrembung undenkbar fei, weil bie 
Kiften feit ihrer Abgabe an die Hannoverfche Eifenbahn bis zu ihrer 
Ankunft in Leipzig fortwährend im amtlichen Gewahrfam und Ver⸗ 
ſchluſſe geweſen, iſt eine augenfällig irrige Behauptung. Denn es 
gibt befanntlih nur allzuviele Beifptele, daß werthvolle Gegenftände 
aus amtlihem Gewahrſam und Verfchluffe geftohlen wor 
ben find. 

Aus dem Gefagten folgt jedoch noch nicht unbedingt ‚ baß bie 
Beklagten ven Klägern ven Einkaufspreis ver fehlenden Waaren zu 
erfegen verbunden find. Dies führt auf 

die zweite Frage 
über ben Betrag deſſen, was Kläger von ven Bellagten als Erjak 
für die verloren gegangenen Waaren fordern Können. 

Maßgebend ift hierbei das Betriebs-Neglement des norbdentfchen 
Eifenbahnverbandes für ven durchgehenden Güterverkehr u. f. w., 
. welchen Verbande fowohl das Königlich Hannoverfche Eifenbahn- 
Directorium, als auch die Deagdeburg-Leipziger Eifenbahngefellfchaft 
beigetreten if. _&8 kommen bier folgende Bejtimmungen vom $.14 
in Betracht: „Für gänzliches oder theilweifes Abhandenkommen einer 
Sendung wird Erſatz geleiltet. Der Werth eines Centners wirb 
hierbei höchftens zu 20 Thalern angenommen, eine höhere 
Entſchädigung aber nur bei beſonderer Verſicherung gewährt. 
Die Berficherung erfolgt durch Declaration des Werthes im Fracht⸗ 
briefe, welcher die Stelle ver Police vertritt — und burch Zahlung 
der Prämie in einem Frachtzufchlage nach Beitimmung des Tarifs⸗ 
(8. 14, Nr. 3, 7 und 8), — Nun find, wie bemerkt, die in Rebe 
ſtehenden Kiften — die sub Nr. 930 mit 1250 Thalern und die 
sub Nr. 939 mit 2100 Thalern verfichert gewefen; dies ift auch 
auf dem Frachtbriefe BL. . . bemerkt. Kläger können alfo nad 
Maßgabe diefer Verfiherungsfumme Entſchädigung for- 
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dern, aber auch nur nach eben biefem Verhältniß. Es wird alfo 
durch Rechnung auszumitteln fein — bei der Kifte sub Nr. 930, 
wieviel auf 9 Pfund ausfällt, wenn 521 Pfund 1250 Thlr. koſten, 
ingleichen bei Nr. 939, wieviel auf 4 Pfund kommt, wern 281 Pfund 
2100 Thlr. gelten. Dies ergibt den Betrag des Erſatzes, der den 
Klägern zulommt. in Mehreres aber Können biefelben nicht ver⸗ 
langen und eben deshalb bevarf es auch feines weiteren Einge- 
bens darauf, welches vie Einfaufspretfe ver fehlenden Waaren 
find, zumal da von den Beklagten nirgends behauptet wird, baß 
die fehlenden Waaren für einen geringeren Preis gekauft worben, 
al8 ver Gelobetrag ift, ver bei der ebenerwähnten Proratifirung ver 
Berjicherungsfumme auf fie fommt. Wenn aber Stläger ſich darauf 
beziehen, daß in ven fraglichen Kiften Waaren von fehr ver- 
fhievenem Werthe gewefen wären und daß gerave bie werth- 
polleren fehlten und nur die geringeren noch übrig wären, fo 
Ten fie hiermit nicht gehört werven. Sie haben ven Inhalt 
der Kiften in Baufch und Bogen nad dem Gewicht verfichert, 
im Zweifelsfalle alfo jedes Pfund der Waaren zu gleich hohem 
Preije. Hätten fie die theuereren Waaren höher, die wohlfeileren 
niedriger verfichern wollen, fo hätten fie das bei der Verficherung 
felbit ausprüdlich anführen und es hätte ver Aſſekuranzver— 
trag hierauf gerichtet werben müffen. In diejenige Sunme 
alfo, welche ſich nach obiger Rechnung ergibt, waren die Beklagten 
zu verurtheilen, Hinfichtlich de8 Mehrgeforterten aber mußte bie 
Klage abgewiefen werben. 

Diefen Grundfag erkennen auch die Beklagten sec. fol... aus⸗ 
drüdlih an. Wenn dieſelben jedoch sec. fol... hiervon noch einen 
Abzug machen und unter Beziehung auf 8. 14 sub 3 des ange- 
führten Reglements Ein Procent Gutgewicht in der Maafe 
fürzen wollen, daß bei der Stifte Nr. 930, welche 521 Pfund ge- 
wogen, 5% Pfund oder 12 Thaler 14 Ngr. 4 Pf., und bei ber 
Kifte Nr. 939, welche 281 Pfund gewogen, 2,8, Pfund oder 20 Thlr. 
28 Nor. 8 Pf. von der Erſatzſumme gekürzt werben, jo kann man 
ihnen bierinnen nicht beipflichten. In 8. 14, Nr. 3 wirb nämlich 
ein Unterfchied gemacht zwifchen bloßen Gewichtsdefecten 
und dem gänzlichen over theilweifen Abhandenkommen einer 
Senvung. In erfterem Falle, alfo bei den bloßen Gewichts— 
befecten, wird gar nicht® vergütet, wenn fie durch natürlichen 


106 (Aul. VE) Urtpeil des K. Sächſ. Ob. Appell, Ger. zn Dresben; 


Abgang, alfo z. B. durch Eintrodinung, entfianben ſiud; in anberen 
‚Hüllen werben fie vergütet, jevoch une bei gehörig verpadten 
ober auf fonftige Weife verfchloffenen Gütern, und mr in 
fefern, als fich ein Manco von mehr als 1 Procent bei trodienen 
und von 2 Brocent bei naffen Gütern berausftellt. Der Erſatz für 
ganz ober theilweife abhanden gelommene Waaren aber 
wird in ver in 8. 14 sub 7 und 8 angegebenen, oben fchon bes 
mertten Weife berechnet und geleiſtet. Nun tft aber bier leineswegs 
Die Rede von einem Gewwichtöbefecte, alfo von einer bloßen Ver⸗ 
minderung ber Quantität, ſondern von einen theilweifen 
Abhaudenkommen einer Sendung Denn wenn auch tie Ent 
ſchaͤdigung, da vie Aſſelkuranz mit Hinfiht auf eine Anzahl von 
Pfwiden beſtimmt iſt, mit Berädfichtigung der abhanven gekomme⸗ 
men Zahl von Pfunden beitimmt werben muß, fo tft und bleibt doch 
das Abhandengekommene immer eine Species, kein Genus, kein 

Boße Duantitas, wie e8 z. B. dann der Ball wäre, wenn eine 
Teh! Scheffel Korn verlanen worben wäre. 

Aus dlefen Erwägungen vechtfertigt fich pas im Urthel Erkannte 
ſowohl in Anſehung der darinnen ausgeſprochenen Beurtheilung der 
Beklagten, als auch in Anſehung ver theilweiſen Abweiſung ver 
erhobenen Klage und zugleich hinſichtlich der erkannten Koſtencom⸗ 
penſation. 
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Erfenntniß 
des 
Koͤniglich Saͤchſiſchen Ober⸗Appellationsgerichts zu Dresden 
vom 31. Januar 1856 in Sachen der Sortimentshandlung 
L. in C. gegen die Direction der Magdeburg - Leipziger 
Eifenbahn. 
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Dieſes Erfenntniß lautet dahin: 
baß das Urtheil zweiter Inſtanz zu beftätigen und die Kloften, 
welche durch das Rechtsmittel erwachſen, gegen einander auf⸗ 
zubeben ſeien, 

mit folgenden Entſcheidungsgründen: 

„In Hinblid auf die dem Urthel zweiter Inſtanz inferirten 
Nationen findet zu Rechtfertigung gegenwärtigen confirmatorifchen 
Inhaltes man nur zu folgenden Bemerkungen fich veranlaßt: 

Es find in nurgebachten Nationen die wefentlichen Momente bes 
Klagvorbringens angegeben. Da mun diefelben nach fol... . unter 2 
in rechtlicher Gewißheit beruben, fo Liegt entſchieden vor: 

1) bie fol... Tibellirten Buchhändler⸗Artikel find in unbeſchä— 
bigtem, namentlich trodenem Zuftande zur Eöln- Mindener 
Eifenbahn aufgegeben, 

2) von biefer der fich anfchließenden Magbeburg-Leipziger - 
Eifenbahn überliefert, und 

3) von leßterer in 2. an den Adreſſaten abgegeben: worden, 
ver, nach Eröffnung des Eollo, das äußerlich Feine Spu- 
ren von Feuchtigkeit zeigte, die parinnen verpacdten Waa⸗ 
ren von Feuchtigkeit beſchädigt vorgefunden bat. 

Hiernächſt ftimmt in rechtlicher Beziehung die britte Inſtanz 
ber unter 4, fol... sp. in zweiter. Inftanz ausgejprochenen Rechts⸗ 
anficht bei, nach welcher 

durch Aushänpigung des Frachtgutes ſammt Fracht⸗ 
brief an vie vom Beklagten vertretene Eifenbahnverwaltung 
auf dieſe, betreffend die Ablieferung in L., pie nämlichen Vers 
‚binplichleiten übergegangen ‚find, welche mit erfolgter Auf- 
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gabe zur Coln⸗Mindener Eiſenbahn die Verwaltung der 
letzteren übernommen hatte, alſo namentlich und vor allem 
bie Verbindlichkeit zurſicherem, Schaden und Nach⸗ 
theil von dem übernommenen Frachtgute abwenden⸗ 
den Transporte, 

Wenn mun in’ Wolge dieſer Rechteanficht auch bie dritte Inſtanz 
der Ueberzeugung geweſen iſt, unter den vorliegenden ſactiſchen 
Umſtaͤnden ſtelle die ausgeſprochene Verurtheilung ver Beklagten 
fich als juridiſche Nothwendigkeit dar, fo könnte man dagegen ein⸗ 
wenden wollen: 

keine Transport-Anftalt jet, ausgenommen fie hätte dazu fich 
beſonders verpflichtet, gehalten, für ſchädlichen reinen Zufall, 
d. h. für, allen angewenneten Fleißes und aller bewieſenen 
2 Gofgfalt ungeachtet, unabrhenbbar eingetretenen Schaden zu 
baften, und es fei daher, weil culpa fo wenig ale dolus 
präfumirt werde, Klägers. Suchen abzumeifen gewejen, va 
bverſelbe nicht anzuführen vermocht babe, wo und wie auf dem 
Transporte die ſchuldige Diligenz ſei verabfänmt worden, 
ſondern in ber Exiſtenz Des Schadens ven: Grund zu ber 
EAmahme findet, es fet verſelbe durch Verſchuldung erwachſen. 
Einem ſolchen Einwande aber ſteht entgegen, daß 
a, überhaupt ein Jeder, ber ſich zu einer in faciendo beſtehen⸗ 
den Leiſtung verpflichtet; biefelbe aber entweder gänzlich ver 
abſäumt, oder doch nicht in contractdmäßiger Weife ausges 
führt, das id quad interest zu präftiren hat, infofern er 
nicht ihn liberirende befonvere Umftänvde anzuführen und 
dbarzuthun vermag, und daß 
; ber Sat: dolus et culpa non praesumuntur, jevenfalls nicht 
in Anwendung kommen kann, wo unbebingt Jedermann, wenn 
auch nicht doloſes, doch culpofes Bebahren fo lange vor: 
ausfegen wird, als nicht angeführt und dargethan worben, 
bag ſchädlicher reiner Zufall die Urfache ver vorgefallenen 
Beichäbigung ſey; denn, um bei vem vorliegenben Falle ftehen 
zu bleiben, wenn Buchhändlerwanren in unbeſchädigtem, na 
mentlich nicht durch Wenchtigleit verborbenem Zuftande zum 
Transporte bei einer Eiſenbahn aufgegeben, jeboch dann in 
verborbenem Zuſtande bei dem Adreſſaten abgegeben worden, 


jo wird am: einen durch einen Zufall, ohne Berwahrlojung 
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und Verſchulden des Eifenbahnperfonals eingetretenen Schapen 
Niemand eher glauben, als bis in dem concreten Falle durch 
ben Beweis bargethan wird, baß die Urfache des Schadens 
wirklich rein zufällig entitanden jet. 
Ohngeachtet der Linerheblichleit des eingewenveten Nechtsmittels 
waren, weil die Entſcheidungen gewechjelt haben, vie Koften der 
Inſtanz gegen einander aufzuheben.“ 


Das Urtheil zweiter Inſtanz des Königlichen Appellationsgerichts 
in Reipgig vom 7. Mai 1855, welches durch das anszuglich vorſte⸗ 
hende Erfenntniß des Königlichen Ober-Hppellationsgerichts bejtätigt 
wurbe, hatte folgende Entſcheidungsgründe: 

nDieweil 

1) Kläger angeführt haben, | 

a. daß jie laut bes fol... im Originale erfichtlihen Fracht⸗ 
briefes am 25. uni 1854 der Cöln⸗Mindener Eijen- 
bahn einen Ballen Bücher in guter und tüchtiger 
Leinwandpverpadung mit ber Bezeichnung J. G. L. 
Nr. 163, und zwar sec. fol... in unbeſchädigtem, 
namentlich trodenem Zuftande, mit dem Auftrage über- 
geben, vdenjelben an ihren Commiſſionär Immanuel M. 
in 2. zu befördern, daß biefer Ballen auch von der Cöln⸗ 
Mindener Eifenbahn mittels ver an diefelbe fich anfchlie= 
Benden Eifenbahnen an die Magveburgskeipziger Eifen- 
bahn gelangt und von letterer am 28, deſſelb. Monate 
an den Adreſſaten abgeliefert worden, 

b. daß hierauf gebachter Immanuel M. dieſen Ballen, 
welcher bei ver Ablieferuug äußerlich troden ge- 
weien, jofort nach ver Ankunft in feinem trodenen 
Geſchäftslokale auf einen ebenfalls trodenen Tiſch 
ohne Berührung mit anderen Gegenftänden niedergelegt 
und am anderen Tage öffnen Lafjen, Hierbei aber 
gefunden, daß bie darin enthaltenen Bücher von Yeuch- 
tigfeit gelitten und baber dieſer Ballen, ohne inzwi- 
ſchen damit weiter etwa vorzunehmen, an dem bar 
auf folgenden Tage unter Zuziehung eines Sachver⸗ 
ftänbigen befichtigen und über ben Befund bie fol... 
erfichtliche notarielle Urkunde aufnehmen laſſen, 


110 (Anl. VIL) Urtheil des K. Sächſ. Ob. Appell, Ger. zu Dresden, 


e. daß hierbei die fol. . . verzeichneten Druckſchriften und 
Karte in einem durch Feuchtigkeit verborbenen, fol... . 
näher bezeichneten Zuftanbe vorgefunden und durch bie 
gedachte Beſchädigung für den Buchhandel unbrauchbar 
geworven-(cf. fol. . .), 

d. daß der fragliche Ballen unterwegs dem Einbringen 
des währenddem herabgefallenen Regenwaſſers ans 
gefegt gewefen und bie bei der Eifenbahn angeftellten 
Beamten denfelben während des Transportes ohne ge- 
hörige Verwahrung und Bebedung irgendwo nies 
vergelegt und längere Zeit liegen laffen, wo er von 
Regenwaſſer eingeweicht und burchnäßt worben, | 

e, daß fie, Kläger, ver betreffenden Verlagshandlung ven 
Betrag der fol... fpecifleirten Netto- und Yalturpreije 
ber beſchädigten Drudichriften und Karte in dem Ges 
fammtbetrage von 53 Thlrn. 16 Ngr. 3 Pf. berichtigt 
hätten, hiernächſt 

2) Beklagte, ganz abgefehen von ver Frage, ob die sec. fol... 
an die Ehefrau des Benollmächtigten der Beklagten erfolgte 

Behändigung der a. a. O. erfichtlichen Ladung als legal 

anzufehen, jedenfalls dadurch, daß fie innerhalb ver von 

ihnen felbit fol... als wgejetliche Yrifts bezeichneten Ein- 
lafjungsfrijt mit einem Sate bei den Ucten eingefommen, 
- fi der Labung fol..., minbeftens, was bie von ihnen zu 
bewirken geweſene Einlaffung betrifft, unterworfen, was 

Beklagte fol... a. E. ſelbſt nicht zu bezweifeln fcheinen, 

beifen ungeachtet aber 

3) weder auf die Klage, noch auf deren Beifugen A, Bu. C 
fih eingelaffen und geantwortet, und baher vem fol... 
ausgefprochenen Präjubize gemäß ver Klage fammt Beifu- 
gen für geftändig und überführt zu achten, nım aber 

4) nad) der in erfter Inſtanz fol. . . ausgefprochenen, auch 
von dem Königlichen Appellationsgerichte bereits früber, 
namentlich in Sachen ver jegigen Beklagten als Kläger 

gegen Earl und Guftan Harkort, Bellagte, 1843 * 

befolgten Anficht auf Eifenbahnen, foweit fie fih dem Waa⸗ 


en 





*) ©, bie vorausgehenbe Anlage V. 
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ventransporte unterziehen, die Grundſätze von dem Fracht⸗ 
vertrage anzuwenven, wogegen bei vem Weitertransporte 
durch Anſchlußbahnen ganz bafjelbe Verhältniß eintritt, 
welches zwifchen mehreren Zwifchenfpepiteuren ftatt- 
findet, fo daß jede der betreffenden Eifenbahnverwaltungen 
verbunden tft, das Frachtgut auf ver ihr zugehörigen Bahn 
ſelbſt zu befördern, dann aber für ven Weitertrang- 
port durch die Anſchlußbahn beforgt zu fein, nun aber 
derjenige Spediteur, welchem bisher die Verſendung oblag, 
in Bezug auf den Weitertransport der Güter außer aller 
Verbindung tritt, ſobald ver folgende Spediteur bie 
Güter von ihm zu weiterer Verfenvung angenommen, 
v. Bülow und Hagemann, pract. Erörterungen, 
Bd. 4, Nr. 78, p. 443. 
dagegen aber auch vie Verpflichtung, welche die Eifen- 
bahngeſellſchaft, ver pas Frachtgut zunächſt übergeben 
worden, übernommen, durch Aushändigung des 
Frachtgutes fammt Frachtbriefe an die folgenden An 
ſchlußbahnen auf legtere übergeht, mithin Beklagte 
durch Uebernahme des fraglichen Ballen nebft Fracht- 
brief an die Stelle der früheren Transport Anftalten getreten 
und eine ſelbſtſtändige Verbinplichkeit zu Ablieferung in 
unverfehrtem Auftande übernommen, ſolchemnach auch 
darüber, daß Beklagte für ven Schaden aufzulommen ver- 
bunden, welcher fich an dem fol... ver Coln⸗Mindener Eifen- 
bahn in umbefchänigtem und namentlih trodenem Zuftanbe 
übergebenen Srachtgute auf dem Transporte durch Näffe 
ereignet, um fo weniger ein Zweifel obwalten Tann, als ver 
Fuhrmann in der Regel unbebingt für die ihm anvertranten 
Güter auflommen muß, felbft wenn ihm feine Nachläffig- 
feit nachgewiefen werben kann, 

Pöhl's Handelsrecht, Bo. I, 8. 68, ©. 145. 
unter dieſen Verhältniffen aber die Frage, ob ſich die Ver⸗ 
binpfichleit der Beklagten, für den fraglichen Schaben ohne 
Rückſicht darauf, bei welcher der Zwifchenbahnen er ſich 
ereignet, zu haften, nicht fchon aus dem Betriebs. 
Neglement fol... flg. und namentlich aus $8.1u.$8. 14, 
sub 1, ableiten laſſen würbe, völlig vahingejtellt bleiben kann, 
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5) die Beſtimmung des Betriebs⸗Reglements fol... flg., S. 14, 
sub Nr. 7, daß fowohl bei ver völligen Entſchädi— 
gung für vernichtete ober abhanden gelommene 
Güter, wie bei der verbältnigmäßigen Entfhäbigung 
für beſchädigte und defecte Gegenſtände ber Werth 
eines Centners, den Fall beſonderer Berfiherung aus 
genommen, nie höher als 20 Thaler angenommen 
werbe, nur jo veritanden werben kann, baß dabei ein Schade, 
welcher fi) ohne dolus oder culpa *) ver Eifenbahnver- 
waltung ereignet, vorausgefegt worven, indem theils bie 
Worte: „den all befonderer Verficherung ausgenommenu, 
in Verbindung mit den Dispofitionen $. 14, sub Nr. 2 fig. 
und 8, bierauf hindeuten, ba durch den Verſicherungsver⸗ 
trag nur gewiffe Gefahren höherer Gewalt über- 
nommen werben **), 

Mittermaier, deutſches Privatrecht, Abth. IL, 8.210, 
Not, 2, 
VPuchta, Vorlefungen über das heutige röm. Recht, 
Bd. U, 8. 258, ©. 87 ver 4. Aufl, 
Pöhl a. a O., Bo. IV, $. 597. 
theils aber, wollte man die gedachte Beſtimmung auch von 
dem Falle eines der Eifenbahnverwaltung zur Laft fallen 
ben dolus oder culpa *) verftehen, dies ben geſetzlichen 
Beitimmungen, wonach ein Vertrag, daß der Contrahent 
hicht für dolus oder culpa lata zu haften verbunden, wegen 
ber barin liegenden turpis causa für ungültig erklärt wird, 
L. 28, Dig. de reg, jur. 
L.7, $.15, L,27, 9.3, 4, Dig. de pactis (2, 14). 
L. 17, pr, Dig. commodati (13, 6). 
Pudta a a O., Bo. II, 8. 264— 267, ©. 94. 
Glück, Pandecten -Commenter, Th. IV, ©. 349, 
Not. 69. 
entgegenlaufen würbe, nun aber Beklagte darauf, daß ber 
fragliche Schaden durch eine höhere Gewalt verurfacht wor- 
den, nirgends Bezug genommen, 


— 


*) In den bier citirten Stellen ift aber nur von culpa lata die Rebe, 
2) Diefes iR im Allgemeinen nicht richtig (vergl, 5.80 fig. dieſer Schrift). 
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6) ebenfowenig auch 8. 14, sub 4 bes gebachten Betriebs 


Reglements, wonach die Eifenbahnverwaltung außer dem 
bort näher bezeichneten, bier nicht vorliegenden alle 
wegen einer Beſchädigung des Inhaltes eines Collo 
nur dann haftet, wenn ein beſonderes Verſchul— 
den berfelben und die gefhehene Auflieferung 
eines unbefhädigten Inhaltes, ſowie deſſen gehö— 
rige Verpackung vollſtändig nachgewieſen wird, den 
Beklagten zur Seite ſteht, pa ſich Kläger (fol... und..) 
fowohl darauf, daß fie den fraglichen Ballen in guter und 
tüchtiger Zeinwandverpadung, ald darauf, daß fie venfelben 
in unbefchäpigtem, namentlich trodenem Zuftande überges 
ben, ingleihen auf eine culpa ver Eifenbahnverwaltung 
ausprüdlich bezogen, 


7) 8. 14, sub Nr. 9, c des mehrgedachten Betriebs - Negle- 


8 


— 


ments, wonach die Entſchädigungsepflicht wegfallen ſoll, 
wenn Entſchädigungs-Anſprüche nicht ſofort bei der 
Uebernahme der Güter, und inſonderheit bei 
äußerlich ſichtbaren Merkmalen einer Beſchädi— 
gung vor Oeffnung des Collo angemeldet und nach 
den Geſetzen des Empfangsortes dargelegt worden, den 
Klägern deshalb nicht entgegenſteht, weil der fragliche 
Ballen sec. ſol... äußere Merkmale der Beſchä— 
bigung bei deſſen Ablieferung nicht an jich getragen, vie 
Beſchädigung des Inhaltes vielmehr erft bei der Er— 
öffnung entdeckt worben und daher zu einer fofortigen 
Anmeldung ver Entſchädigungs-Anſprüche nach Lage ver 
Sache gar feine Veranlaſſung vorgelegen, endlich 

den fol... erhobenen Anſpruch auf 3 Thlr. 19 Near. 5 Pf. 
Notariatsfoften anlangend, Kläger nicht nur fol. cit. aus⸗ 
brüdlich behauptet, daß fie viejelben wirklich verlegt, ſon⸗ 
bern auch in der Stlagbeifuge fol... eine Berechnung der- 
felben, unter welcher ver Empfang von dem betreffenden 
Notar befannt worden, eingereicht, demnach mit Rückſicht 
barauf, daß einestheild die Bellagten, wie oben sub 2 u. 3 
bemerkt, ver erhobenen Klage ſammt Beifugen für geftän« 
dig und überführt zu achten, anverntheild vie fraglichen 
Koften von ven Klägern lediglich zu dem Zwede, um ven 

8 
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Magbar gemachten Anfpruch feitzuftellen, aufgewendet wor- 
den, vie Verbindlichkeit ver Beklagten, dieſe Koſten ben 
Klägern zu erjtatten, nicht bezweifelt werben mag, 
fo iſt e8 in Berüdfichtigung der erjten und zweiten Appellations- 
befchwerbde ver Kläger bei dem fol... erfichtlichen, am 23. Novbr. 
1854 publicirten Urthel, mit Ausnahme besjenigen, was darin 
wegen der Keften ver erften Inſtanz erkannt worden, als wobei e8 
bewenvet, nicht zu laſſen, ſondern es find Beklagte gegen Ausant- 
mortimg ber ful. . . verzeichneten Druckſachen und Karte die gefor- 
verten 53 Thaler 16 Nor. 3 Pf. und 3 Thaler 19 Near. 5 Pf. 
fammt Zinfen des Verzugs von Zeit der erhobenen Klage ven Klä⸗ 
gern zu bezahlen verbunden. 
Die Koften der Appellations⸗Inſtanz werben wegen bes Wed 
jel® der Entſcheidung billig gegen einander aufgehoben.“ 
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Anlage VIII. 
Tun un ER 


Erfenntniffe 


der 


Königlih Sächſiſchen Gerichte in Sachen der Magdeburg. 
Göthen - Halle » Leipziger Eifenbahngefellfchaft gegen das 
Handlungshaus C. G. O. 


L Ein Urtheil des Königlich Sächfifchen Ober - Appellationd« 
gericht8 zu Dresven vom 1. October 1856 beftätigte ein Erfenntniß 
zweiter Inſtanz bes Stöniglichen Appellationsgerichts zu Leipzig vom 
.... 1856, welches unter der VBorausfegung gewilfer Eidesleiſtun⸗ 
gen bzw. Eidesverſäumniſſe die genannte Cifenbahngefellichaft zum 
Erfage des Werthes von Waaren für ſchuldig erachtete, die in einer 
zu Frankfurt a. D. der Niederjchlefifch - Märkiichen Eifenbahn zum 
Transport nach Leipzig übergebenen und von der Magveburg - Leip« 
ziger Eifenbahnverwaltung an das vorgenannte Hanblungshaus im 
äußerlich trodenen Zuſtande abgelieferten Stifte fich befunden, bei ver 
zwei Tage nach der Ablieferung ftattgefundenen Eröffnung der Kifte 
aber als duch Näſſe vervorben fich gezeigt hatten, aus folgenven 
Entſcheidungsgründen: 

.nDen in zweiter Inſtanz entwickelten Gründen bat man im 
Wejentlichen beizutreten gehabt und fügt venfelben zur Wiverlegung 
besjenigen, was bie Kläger in ihrer Debuctionsfchrift vorjtellig 
gemacht haben, noch Folgendes Hinzu. 

Das Königliche Ober» Appellationsgericht hat fchon wiederholt 
den Grundſatz ausgeiprochen, daß diejenige Eifenbahnverwaltung, 
weldhe Güter von einer anderen Eifenbahnverwaltung 
zum Weitertransport und zur birecten Ablieferung an 
ben Beftimmungsort übernimmt, gegenüber ven Abſendern 
und Empfängern in alle Berechtigungen und Verpflichtungen 
ber Aufgabejtation wenigftens dann tritt, wenn fie fich in 
Betreff ver bereits vor ver ihrerſeits gejchehenen Uebernahme ein- 
- getretenen Beſchädigung des Gutes nicht auf eine geeignete 
Weife gegen vie Bertretungspflicht fichergeftellt hat. Wenn 
fih auch Hiergegen, von ber objectiven Seite betrachtet, nicht mer» 

8% 
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hebliche Bedenlen erheben laſſen, fo folgt die Nothwendigkeit beffel- 
ben doch aus den Bedurfniſſen des allgemeinen Waaren⸗ 
verkehrs. * 

Wollte man dem Empfänger ober Abfender einer Waare, bie 
auf verſchiedenen Eiſenbahnen transportirt und von der einen ein 
bahn Immer wieder anf bie ambere übernommen worben”ift, ben 
Beweis anfinnen, auf welcher Eifenbahn vie fragliche Waare beichi- 
digt worden fet, fo würde man ihm einen Beweis auflegen, ben er 
in der Negel nur mit wenig Ausnahmen gar nicht zu führen im 
Stande fein würde. Hierdurch würde ber Abſender oder Empfänger 
einer auf verfchiebenen Eiſenbahnen transportirten Waare ben ver- 
ſchiedenen Eifenbahnverwaltungen gegenüber faft rechtlo8 werden, 
iuben letztere gegen Bertretunge-Berbinplichkeiten fich allemal durcqh 
das Anführen jchägen könnten, baß ver Echaten nicht auf ber in 
Anſpruch genommenen, fonbern ſchon anf einer auderen Eiſenbahs 
—* fein Tönne. 

Hierdurch würbe bie Sicherheit bes allgemeinen Waarentrans 
* auf Eiſenbahnen, die das Publikum mit Recht venſelben 
gegenüber beanfpruchen kann, im böchften Grade gefährdet werben. 

Bei derartigen allgemeinen Bepärfniffen kann vie Prazis 
nicht beim bloßen Zergliedern ber einzelnen Nechtöbegriffe, bei dem 
bloßen topten Auchftaben ftehen bleiben, fonvern es ift dem Richter 
eine freiere Behandlung des Rechtsftoffes geftattet, wobei er 
namentlich ben Zweck des Nechtsverhältniffes ins Auge zu faffen und 
die hieraus fich ergebenden nothwendigen Eonjequenzen abzuleiten bat, 
die dann bei der Entfcheivung maßgebend find *). ine derartige, 
mit keinem Rechtsprincip in directem Widerfpruch ſtehende Eonfequenz 
legt aber eben aus ven vorftehenb angegebenen Gruünden in dem oben 
angeführten, von dem Ober-Appellationdgerichte befolgten Grundſatze. 

Hieraus folgt, daß die Kläger gegen ben von Beklagten zur 
Befeitigung ihres Anſpruches vorgefchügten Schäten s Anipruch fich 
nicht dadurch ſchützen können, daß fie anführen, es fet ungewiß, 
ob die bier fraglichen Waaren auf ihrer Bahnftrede oder nicht 
ſchon auf ver Eifenbahn von Frankfurt a. O. befchäpigt worben 
ſeien. Kläger haben dem Empfänger gegenüber dieſe Schäben zu 
vertreten und Lönnen nur, dafern fie: ſich damit fortzufommmen 


—— — — . 


*) Becgl. jeboch $. 7 dieſer Schriſt. 
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getrauen, ihren Regreß an bie übrigen Eifenbahnverwaltungen neh⸗ 
men, von benen die hier fraglichen Waaren gleichfalls früher trand« 
portirt worben jind. 

Uebernimmt eine Eifenbahnverwaltung eine Waare in troder 
nem, unverjehrtem Zuftande, fo liegt ihr auch die Verpflich⸗ 
tung ob, die Waare an dem Beitimmungeorte in vemfelben Zur 
ftande wieder abzuliefern. Die Eifenbahnverwaltung hat mits 
hin dafür Sorge zu tragen, daß dieſe Waare auf dem Trans» 
porte vor Näffe fichergeftellt werde. Kommt bie troden auf- 
gegebene Waare an dem Beftimmungsorte naß an, jo muß bis zum 
Beweiſe des Gegentheil8 angenommen werben, daß die Waare auf 
bem Transporte nicht gehörig vor Näffe fichergeftellt worden und 
dag mithin die Eifenbahnverwaltung ver ihr nach dem Vorftehenven 
obliegenden Verpflichtung nicht nachgelommen tft. Dieſer in ber 
Natur der Eache felbft liegenden Präſumtion kann die Eifenbahns- 
verwaltung zwar dadurch begegnen, baß fie anführt, pie Waaren 
feien durch einen außer ihrer Macht liegenden Zufall, ven 
ver Eigenthümer der. Waaren zu tragen babe, naß und befchä« 
bigt worden; allein ven Beweis biefer Behauptung, für die feine 
Präfumtion vorhanden, bat die Eifenbahnverwaltung zu führen. 
So lange dies nicht gefchehen, hat dieſe die Präfumtion gegen fich, 
baß fie ihrer Verpflichtung, die Waare vor Näffe zu ſchützen, nicht 
nachgelommen fei, ımd bat daher auch die durch das Nafwerben 
ber Waaren entitandenen Schäven zu erjegen. 

Haben fich daher diejenigen Waaren, bie in der DI... befchries 
benen Stifte fich befanden, am 10. November 1850, zur Zeit ver 
Auflieferung in Branffurt a. O. an die Niederſchleſiſch⸗Märkiſche 
Eifenbahn, in trodenem und unverfehrtem Zuftande befuns 
ben, fo lag auch ven Klägern ob, folche in demſelben Zuftande an 
ben Beklagten abzuliefern. 

Sind dieſelben Waaren in der Kiſte naß und befchäpigt von 
Klägern an Beklagte abgeliefert worden, fo find Erftere auch bie 
zum Beweiſe, daß dieſe Waaren ohne ihr Verſchulden durch irgend 
ein zufällige Creigniß naf geworden, zur Gewährung des während 
des Zransportes auf den verfchievenen Eifenbahnen durch Näſſe an 
den Waaren entftandenen Schabens verpflichtet. 

Die Entjcheivung der Sache hängt daher, was die Verbinplich- 
keit der Kläger zum Schabenerjag anlangt, allerdings davon ab, 
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ob Kläger den einen oder den anberen ber in bem Erfenntniffe 

. geformelten Eid leiſten. Segen die Kläger durch Leiftung 
bes erften Eides in rechtliche Gewißheit, daß die fraglichen Waaren 
der Schleſiſch⸗Markiſchen Eifenbahn nicht in trodenem, unverjehrten 
und unbeſchädigten Zuftande übergeben worben feien, wovon das 
Gegentheil unter Eives-Antrag im 18ten Befcheinigungs-Artifel bes 
hauptet worben ijt, jo fällt die Verbindlichkeit zum Schabenerfake 
pen felbft weg. 

Doffelbe ift ver Fall, wenn Kläger die im 28ften Befcheini- 
gungs-Artifel unter Eides⸗Antrag aufgeftellte Behauptung abzulehnen 
vermögen, daß vie in Leipzig angelommenen und unter Zuziehung 
eines Notars und eines verpflichteten Sachverftändigen unterfuchten 
und beſchädigt gefundenen Waaren nicht dieſelben gewefen feien, 
welche fich in der am 10. November 1850 in Frankfurt a. O. auf 
ber Schlefiich- Märkifchen Eifenbahn aufgegebenen Kiſte befunven 
baben. Es fehlt dann an dem gIdentitätsbeweiſe rückſichtlich ver 
Waare. Bermögen dagegen Kläger Teinen viefer Eide zu Leiften, 
fo jteht dann vechtlich feit, daß fie bem Beklagten zum Schaben: 
erfag verpflichtet find. 

Was hiernächſt die Höhe des Schadens anlangt, in Bezug auf 
welche jet um beöwillen noch etwas nicht zu erfennen ift, weil zur 
Zeit angenommen werben kann, daß Kläger einen oder ven anderen 
Eid leiften werben, fo bat man bemjenigen lediglich beizutreten 
gehabt, was in Bezug auf bie in Zukunft etwa feſtzuſtellende Höhe 
bes Schadens in den Entſcheidungsgründen ver zweiten Inſtanz BL... 
gefagt worden ift. 

War nun biernah auch das angefochtene Erfenntniß zu beftäti- 
gen, fo waren boch wegen bes früheren Wechſels ver Entfcheidungen 
bie durch das gegenwärtig eingewendete Nechtsmittel entftanbenen 
Koften gleichfall® zu compenfiren.« 


I. Das durch vorſtehendes Ober-Appellationsgerichts-Erfenntniß 
beitätigte Urtheil des Appellationsgerichts zu Leipzig hatte erfannt, 
daß es bei dem Beſcheide der erjten Inſtanz *), in foweit barin 

a. der über ſämmtliche verneinte Beſcheinigungs-Artikel angetra- 

gene Eid aberfannt und 


in 


*) Diefer Befcheid erſter Inftanz folgt unter III. 


t 
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b. bie umternommene Bejcheinigung für mißlungen erachtet, auch 
c. daß e8 bei ver BL... erfannten DVerurtheilung ver Beklagten 
nunmehr unbebingt verbleibe, ausgejprochen worben, bahitt- 
gegen auf die vierte, beziehentlich zweite Bejchwerbe ber Be⸗ 
klagten nicht allenthalben, beziehentlich nicht ſchlechterdings zu 
laſſen, vielmehr 
ad a. Kläger ven angetragenen, ſtillſchweigend angenom⸗ 
menen Eid, und zwar: 
« über Punkt 5 bis 8 des DBefcheinigungs - Artikels 18 
dahin: 
daß bie in ber Bl... beſchriebenen Kiſte enthaltenen 
Waaren bei ver am 10. November 1850 in Frank—⸗ 
furt a. O. erfolgten Ablieferung befagter Kiſte an 
bie Niederſchleſiſch-Märliſche Eifenbahn fich nicht in 
trodenem, unverjehrtem und unbeſchädigtem Zuſtande 
befunden haben; 
8. über Befcheinigungs-Artitel 23, verbunden mit Artikel 28 
in der Weife: 
daß die nach Maaßgabe ver BL... erfichtlichen Nota- 
riats » Urkunde von tem verpflichteten Waarenfenfale 
J. P. zu Leipzig am 18. Novbr. 1850 unterfuchten 
Waaren nicht diejelben gewefen, welche fich in ver 
am 10. November 1850 in Franffırt a. O. an die 
Niederfchlefifch- Märkifche Eifenbahn zu dem Trans⸗ 
porte nach Leipzig übergebenen, BI. . . befchriebenen 
Kifte zu der Zeit dieſer Uebergabe befunden haben, 
jevodh nur de credulitate zu ſchwören fchuldig feten, und 
ad b. blos unter der Vorausſetzung, daß Kläger ven einen 
oder anderen ber vorſtehend sub « und 8 erkannten Eide lei⸗ 
jten, bei demjenigen bewende, was in dem Inſtanzbeſ Teive 
DU... der Hauptjache halber erfannt worden, als wodurch 
die fonjtigen Beſchwerden ber Beklagten fich erledigen, 
aus folgenden Entjcheidungsgründen : 
"Die Gründe, aus welchen Beklagte BI... . die vorige Ent⸗ 
ſcheidung *) angefochten haben, find im Weſentlichen für richtig 
anzuerfennen gewejen und es hat bie hierdurch bebingte veränderte 


*) Berge, S. 124, 125. 








— 


Dal 
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Auffaffung ver vorliegenden Streitfeagen im Allgemeinen, wie. in$- 
beſondere in Betreff ver Beweislaft zu einer Abänderung bes 
Inſtanzbeſcheides führen müflen, deren Nechtfertigung, fo weit fie 
die Formation der Beſcheinigung betrifft, zugleich in bemijenigen 
liegt, was über pie Hauptſache nachftehenn zu bemerken ift: 

Die exeipiendo geltenb gemachte Gegenforberung, deren Beweis 
Bl. . . ven Beklagten rechtöfräftig nachgelafien worven tft, gründet 
fich auf die Rechte, welche ven Beklagten aus dem mit der Nieber- 

ſchleſiſch⸗ Märkifchen Eifenbahn über ven Transport ver ftreitigen 
Kifte nach Leipzig abgejchloffenen Vertrage zuftehen. 

Mag man mım die Verbindlichkeit des Brachtführere aus bem 
Brachteontracte analog ver obligatio e recepto (Pohl's Handels 
recht, Ir Bd., 8. 68, ©. 146 flg.), oder nach ven rechtlichen 
Grundfägen über bie Zocatio conductio operis beuctheilen, fo it 
bie gegen ihn zu erhebende Klage auf Bertrage-Erfüllung durch bie 
Beziehung auf die vertragsmäßige Webergabe, refp. Uebernahme 
des Frachtgutes, und wenn, wie vorliegend, ftatt ver Lieferung das 
‘id quod interest der Nichterfüllung geforbert wird, außerdem nod 
durch vie Beziehung auf dieſes Intereſſe, vie Exiſtenz eines Sch 
dens, an fich genügenb begrünbet (1. 1, pr., 1. 3, 8. 1, D. naut. 
eaup. stab. ut rec. rest., I. 11, 8. 3, 1. 13, 8. 1,1. 25, 8.7. 
D. loc. cond.). Haftet auch blos der receptor für unverfchulveten, 
wenn nur nicht rein cafuellen, dagegen ber conductor nur für ben 
durch feine oder feiner Leute Verſchuldung veranlaßten Schaven, fo 
ann doch in der Regel auch dem conductor gegenüber zu Begrün- 
bung des Anſpruchs die Berufung auf das Vorbandenfein einer von 
thm zu vertretenden culpa um jo weniger erfordert werben, als ver 
locator, ber Abfender ober Empfänger des Frachtgutes, dadurch 
mit einem in vielen Fällen für ihn fchlechthin unmöglichen Beweiſe 
ganz unbelannter Thatumftände bejchwert werden würde. Negel- 
mäßig wirb es daher vielmehr Sache des conductor fein, exeipiendo 
biejenigen Thatſachen anzuführen und nachzuweifen, aus welchen 
er feine Befreiung von dem Anfpruche auf Vertrags - Erfüllung 
berleiten will. Inwiefern ſich dies je nach der fofort erkennbaren 
oder präjumtiven Veranlaffung bes Schadens anders geftalten könne, 
barf gegenwärtig ganz babingejtellt bleiben. Denn ver Schaben, 
welcher an dem Inhalte ver jtreitigen Kifte nach Bl..., verbunden 
mit BL... durch eingebrungene Näffe entſtanden fein foll, ift von 
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ber Urt, daß er unter gewöhnlichen Rechtöverhältniffen durch An⸗ 
wendung ber nöthigen Vorficht bei Transportirung ber Kifte 
wenigiten® präjumtiv zu vermeiden gewefen wäre, und es lag daher 
ben Klägern ob, die Entjtehung deſſelben aus einer Urſache, 
welche außerhalb ihrer Verſchuldung berubte, nachzuweisen. 
Darauf, daß Beklagte zunächft nur mit der Niederſchleſiſch-Märki— 
fhen Eifenbahn contrahirt und die von ben Klägern vertretene 
Eifenbahnverwaltung erſt mittelbar vie Kifte zu der Ablieferung an 
den Beklagten erhalten haben, kommt nichts an, indem Kläger 
burch die Uebernahme des Frachtguted mit dem Fradt- 
briefe, pie in der Klage eingeräumt ift, nicht blos, wie ſchon 
DL... bemerkt, in die Rechte des urfprünglich contrahirenden 
Brachtnehmers, ſondern auch in veffen Verpflichtungen eingetreten 
find. 

Wenn die erfte Inſtanz zu Befeltigung diefer Grundſätze DI... 
theils auf die Nechtöfraft des Beweis - Interlocutes, theils auf bie 
Aeußerungen der Beklagten Bl. .. Bezug genommen bat, fo tjt in 
legterer Beziehung zu bevenfen, vaß, abgejehen davon, daß a. a. O. 
eine Hare Billigung des von ver erften Inſtanz befolgten rechtlichen 
Gefichtspunftes überhaupt zu vermiffen, ein etwaiger Irrthum ber 
Parthei über die einfchlagenden Rechtsgrundſätze ihrem Nechte nicht 
präjudiciren kann. In den Gründen des Interlocutes Bl... aber 
ift zwar der Haftung der Kläger für einen durch Fahrläſſigkeit des 
Eifenbahnperfonales entftandenen Schaven, allein lediglich zu Beſei—⸗ 
tigung eines Einwandes gegen die Sachlegitimation der Beklagten, 
mithin in einer gegenwärtig gar nicht in Betracht kommenden Bezie- 
bung Erwähnung getban, am wenigiten die frage, wer dieſe Urfache 
des Schadens darzuthun Habe, zu Gunſten der Kläger jo bejtimmt 
entſchieden worten, taß ber bezügliche Ausſpruch der Entſcheidungs⸗ 
gründe als nothwendige Unterlage, mithin zugleich als Beſtandtheil 
des dispoſitiven Beweispunktes gelten könnte. 

Von dieſer Betrachtung der Sache ausgehend, hat man 

1) das Anführen ver Beklagten in dem Sten bis 8ten Punkte 
bes 18ten Befcheinigungs » Artikel, wonach die in ber ftreitigen 
Kifte enthaltene Waare bei Ueberlieferung berielben an die Nies 
derſchleſiſch-Märkiſche Eifenbahn am 10. November 1850 ſich in 
trodenem, unverfehrtem und unbeſchädigten Zuftande befun- 
ben bat, für erheblich anzufehen gehabt. Selbſtverſtändlich geht vie 
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Verpflichtung des Frachtführer nur dahin, das ihm zu dem Trans⸗ 
‚porte übergebene Frachtgut in dem Zuftande, in weldem er 
es übernommen, abzuliefern: daß baffelbe in guter und un» 
verlegter Befchaffenheit übergeben worben fei, ift nicht zu 
vermuthen. 


Als ferneres für die Entfcheivung wichtiges Moment jtellt ſich 


2) ver Inhalt des 23jten und 28ften Bejcheinigunge - Artikels, 
die Identität der nach Ausweis der Urkunde Bl... am 18. Novbr. 
1850 unterfuchten, mit den in der Kiſte bei deren Weberlieferung 
an die Niederfchlefifch-Märkifche Eifenbahn befinvlihen Waaren bar. 
Denn eine Präfumtion verfelben mußte nach Lage der Sache um 
deowillen bevenflich fallen, weil, abgefehen davon, daß erit zwei 
Tage nach Ablieferung ver Kifte an vie Beklagten, den 16. Nos 
pember 1850 (vgl. BL. .), die Unterfuhung berfelben ftatt- 
gefunden hat, bei der letzteren jelbjt die Waaren aus ter Kijte 
tbeilweife bereit8 ausgepadt gefunden worden find und bie in ber 
Urkunde enthaltenen Andeutungen ver Identität theils nur auf unbe 
fchworenen Verficherungen der anweſenden Leute ber Beflagten, 
theils auf Wahrnehmungen des Notars beruhen, welche der vorlie 
genden Veränderung des Sachſtandes gegenüber offenbar nicht burdh- 
ſchlagen können. 


3) Die Verificirung der vorbezeichneten Thatſachen vorausge⸗ 
ſetzt, erſcheint die Exiſtenz eines Schadens an ſich genügend erwieſen. 
Kläger jelbſt haben die ſchadhafte Beſchaffenheit der Waare, für 
welche überdies die Verſicherung des bei der Unterſuchung zugezo- 
zogenen verpflichteten Waarenſenſals Bl... ſpricht, Bl. .. indirect 
zugegeben, über die Höhe des Schadens aber hat der vorgenannte 
Senſal ebenfalls BI. . . ſich ausgeſprochen, und da einerſeits nach 
rehtöfräftiger Befeitigung des Legitimations- Einwandes BI... ., 
verbunden mit BI... . und BE... ., bie fpeciell angegebene Werth 
berminderung durch Näffe al8 ein den Beklagten entftandener pofis 
tive Schaden anzuſehen ift, andererſeits vie Competenz des mehr: 
erwähnten Senfals in Beziehung auf die von ihm gethanen Aus- 
fprüche in Gemäsheit der confirmirten Leipziger Mädler - Orpnung 
8. 37 lg. (Gefegfammlung v. %. 1833, S. 101) keinem Bedenken 
unterliegt, jo könnte nur ver Mangel ver vorfchriftsmäßigen Form 
bes von ihm ertheilten Atteftates (8. 40 ver angezogenen Mäckler⸗ 


Urtheil des K. Sächſ. Ob. Appell. Ser. zu Dresden. (Anl. VIII.) 123 


Ordnung, vergl. mit $. 1 in fin. des Gefehes über die Beweis- 
kraft der Bücher, Echlußzettel und Atteftate ver verpflichteten Mäder 
vom 21. Sept. 1833) Zweifel gegen deren Zulänglichkeit erregen. 
Diefe Zweifel würden aber nach ver Anſicht ter gegenwärtigen 
Inſtanz durch einen dem Beklagten nachzulafjenden Schätzungs⸗ 
eid nach Höhe des in der Urkunde DL . . angegebenen Echaven« 
Betrages zu befeitigen fein, indem ber vorliegende Fall an ſich 
zu der Nachlaffung eines juramentum in litem fich eignet und in dem 
Gutachten des verpflichteten Cenfals eine genügenve Unterlage für das 
dem Richter diesfalls zuftehende Moderationsrecht zu erbliden tft. 


4) Auf den Nachweis des zwifchen dem Echaben und ven Con- 
tractöverpflichtungen der Kläger oder ihrer Vorgänger bei Trans. 
port der Kijte obwaltenden Caufalnerus ift ein vechtliches Abfehen 
nicht weiter zu richten. Kläger, denen es nach tem oben Bemerften 
obgelegen hätte, ſolche Umſtände nachzumweifen, welche fie ver ver- 
tragsmäßigen Verpflichtung zu Ablieferung der Waare in unbefchäs 
digtem Zuftande entheben würden, haben eine Gegenbejcheinigung 
nicht unternommen, und ebenfowenig vie bloße Denfbarkeit, daß 
von vem Augenblide der Lieferung ver Kiſte an vie Beklagten 
bis zu dem Mement der Unterfuhung am 18. November 1850 
ein den fchaphaften Zuftand ver Waare herbeiführendes Ereigniß 
baziwifchen getreten fei, auch nur einigermaßen wahrfcheinlich zu 
machen gefucht. 

5) Die Alternative in der Dispofition in Betreff der im Urthel 
anb « und 3 erkannten Eide bevarf nach der oben aub 1 und 2 
bargelegten gleichentfcheidenpen Bedeutung ber in jedem biefer Eide 
enthaltenen Thatſachen feiner weiteren Ausführung. Leiſten aber 
Kläger, wie zur Zeit vorausgefegt ift, ben einen oder anderen biefer 
Eide, fo wird. dadurch die unternommene Bejcheinigung genügend 
abgelehnt, und ed war daher nicht nöthig, für den Gegenfall ſchon 
jett in der vorftehend sub 3 angeveuteten Richtung zu erkennen. 


6) Die für den Fall der erkannten Eibesleiftung beftätigte Der- 
urtheilung der Beklagten in Erftattung ver Koften erfter Inſtanz 
ift vie rechtliche Folge ihrer diesfallſigen Sachfälligkeit. Die Koften 
der Appellations⸗Inſtanz dagegen waren in Folge des eingetretenen 
Wechſels ver Entſcheidung zu compenfiren. 
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II. Das durch vorftehendes Erfenntniß des Appellationsgerichts 
zu Leipzig reformirte Erfenntniß des Handelsgerichts zu Leipzig, ale 
erjter Inſtanz, vom April 1855 Hatte erfannt: 

Kläger ift mit Recognition der Beicheinigungs -Virfunde A, 
welche als die in der Sache ergangene Gerichtsacte ohnehin beweii’t, 
zu verfchonen, es ijt aber auf felbige bei ver Definitiv-Entfcheidung 
Nüdfiht zu nehmen gewejen. Werner iſt die Bejcheinigungee 
Urkunde B *), da fie der gehörig erlaffenen Ladung ungeachtet 
binnen ver gefetten Friſt nicht recognos;irt worden und der von 
Klägern fol. . . angegebene Weigerungsgrund für das Productions 
Erkenutniß nicht in Betracht zu ziehen ijt, der in jener Ladung aus⸗ 
gevrüdten Verwarnung gemäs für anerkannt zu achten. Weiter 
bewenvet e8 bei dem Zugeftänpniffe ver Kläger bei dem erjten Gliede 
des 16ten Befcheinigungs- Artifeld und hat der Eidesantrag über 
ſämmtliche Befcheinigungs - Artikel, foweit fulche verneint oder mit 
Nichtwiffen beantwortet find, nicht Statt, weil 

1) in feinem biefer Artikel, und namenllich nicht in dem 31ſten 

und 32ften, Handlungen oder Unterlaffungen ver Kläger ober 
ihrer Vorgänger im Transport der in Rede ſtehenden, mit 


— — — — — 


*) Diefe Befcheinigungs -Urkumde B war ein Notariats- Inftrument, in 
welchem regiftrirt war, daß die J. B. Nr. 235 fignirte Kiſte, welche von ben 
Beklagten durch deren Geſchäftsführer in Frankfurt a. O. nebft 24 anderen 
Colli's der Niederfchlefiich - Märktifchen Eifenbahn zum Transport nad) Leipzig 
am 10. November 1850 übergeben worden, in Gegenwart des Notare, ber 
requirirten Notariatszeugen und des berbeigerufenen verpflichteten Waaren⸗ 
fenfals genau unterfucht worden, daß bet dicfer Unterfuchung (deren einzelne 
Vornahmen fpeciell befchrieben waren) zwanzig von ben darin vorgefundenen 
Padeten vom Waffer durchdrungen befunden worden und Das zu ber Rear 
packung verbrauchte graugelbe Papier an einzelnen Stellen weiße Streifen 
gezeigt Habe, welche nad) der Verfiherung ber der Notariatsbandlung Bel- 
wobnenden, namentlich des Waarenfenfals, als Sachverſtändigen, vom ſpä⸗ 
teren Abtrodnen bergerührt und beim Anfühlen ſowohl die nad) Innen zurüd- 
getretene Näffe angezeigt, als die Grenze für die von Außen eingetretene 
Abtrodnung gebildet hätten, daß auch der verpflichtete Waarenfenfal nad 
Eröffnung den Inhalt der ihm vorgelegten zwanzig Padete nach Stoff, Farbe 
und Ellenzahl angegeben und dabei erflärt babe: verfelbe babe durch bie in 
bie Kiſte und in die darin befindliche Waare eingedrungene Näffe bedeutend 
gelitten und an Werth verloren und die dadurch eingetretene Werthövermin. 
derung ſei auf 23 Ngr. bie 35 Ngr. pr. Jard zu ſchätzen, fo daß viefelbe 
auf zufammen 120 Thaler 17 Ngr. fich berechnete. 





2) 


3) 


4) 
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J. B. Nr. 235 bezeichneten Kiſte angeführt find, vie durch 
den Eid in rechtliche Gewißheit gejeßt werben könnten, und, 
wenn fie erwiefen wären, zu dem Urtheile berechtigten, vaß 
dur) ihn, der Kläger oder ihrer Vorgänger und refp. ihres 
Dienjtperfonals Verſchulden ein Echaden an ven in viefer 
Kifte verpadten Waaren entftanten fei; 

das im 32jten Befcheinigungs-Artifel enthaltene Anführen, es 
fei die Kifte während bes Transportes aus grober Nach- 
Täffigkeit der Kläger oder deren Dienjtperfonals 
dent Negen ausgeſetzt worben, theild als einfeitiges unbegrüne 
detes Urtheil der Beklagten fich varjtellt, theils für ven Eives- 
antrag injofern ungeeignet ijt, als das gebrauchte Wort „derm 
in Ungewißheit läßt, wem eigentlich eine grobe Nachläffigkeit 
zur Laſt gelegt wird; 

nach dem rechtöfräftigen Beſcheide fol... und der eigenen fol... 
fund gegebenen Anſicht ver Beklagten die Verbindlichkeit zum 
Erjate eines an dem transportirten Gute entjtandenen Scha= 
dens dem Zransporteur nicht in jedem Falle, fonvdern nur 
dann obliegt, wenn ihm ober feinem Dienjtperfonal ein Ver- 
Ihulden, eine Fahrläfjigkeit zur Laſt fällt und nachgewiefen 
wird, und 

in Ermangelung eines ſolchen Nachweifes auf den Inhalt ver 
übrigen Beſcheinigungs-Artikel, welcher die Bejchaffenheit der 
Waare und die Ermittelung und Größe des Schabens betrifft, 
etwas nicht ankommt. 


An der Gegenbejcheinigung haben Kläger fich verfäumt. 
Die Hauptjache anlangend, fo haben Beklagte vasjenige, fo ihnen 
zu befcheinigen nachgelaffen worden umb fie fich angemaßt, nad) 
Vorſtehendem nicht befcheinigt, beromwegen es bei ver fol. . . gegen 
fie ausgefprochenen DVerurtbeilung zu Bezahlung des eingeflagten 
Frachtlohnes von 79 Thlrn. 8 Ngr. fammt Zinfen des Verzuges zu 
% auf das Yahr und vom 20. December 1850 an gerechnet nun⸗ 
mehr unbebingt verbleibt, es find auch Beklagte Klägern bie von 


fol... 


an verurfachten Procepfoften zu erjtatten ſchuldig und im 


Unterlafjungsfalle dazu nad) Hanvelsgerichtsgebrauch anzuhalten.“ 


. 





— 
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Erkenntniß 
des 
Reviſions- und Caſſationshofes zu Berlin vom 20. Mai 1851 
in Sachen der zu Elberfeld domicilirten Bergiſch-Märkiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch ihre Direction, Caſſ. 
Klägerin, gegen die zu Bielefeld unter der Firma Merfeld et 
Dreyer beitehende Speditionshandlung,, Caſſ. Verkl. 





Geſchichte. 

Die Handlung Merfeld et Dreyer zu Bielefeld übergab im 
Jahre 1850 der Cöln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft zur Befoͤr⸗ 
derung an ein Handlungshaus in Elberfeld ein Bällchen Leinen, 
welches auf die Bergifch-Märkifche Eiſenbahn überging, in Elberfeld 
ankam und bier aus dem Lagerhaufe ver B.-M. Eifenbabhngefell- 
Schaft ſpurlos verſchwand. Mangels Einigung über deſſen Wertberftat- 
tung und da die als urfprüngliche Gontrahentin eigentlich zu belan- 
gende &.:M. Eifenbahngejellfchaft wegen des Verluftes des Bällchens 
die B.⸗M. Eifenbahngefellfchaft doch abeitirt haben würpe, wurde 
bie legtere mit ihrem Einverftänpnig Direct durch die Handlung 
Merfeld et Dreyer bei dem Handelsgerichte zu Elberfeld auf 
Rückgabe jenes, R. Nr. 123 gezeichneten Bällchens oder Eritattung 
feines Werthes mit 17 Thalern nebjt Zinfen belangt. 

Die Verflagte beantragte Abweifung der Klage und Beurkun⸗ 
bung, daß fie bereit gewejen und noch bereit fei, der Klägerin für 
bas Bällhen 2 Thaler zu vergüten, indem fie anführte: nach bem 
Reglement über den Güterverkehr auf der B.-M. Eifenbahn brauche 
fie nur eine Entſchädigung von höchſtens 20 Thalern per Centner 
zu leiften, mithin verhältnigmäßig im vorliegenden Falle höchitens 
2 Thaler, welche ver Stlägerin, wenngleich erfolglos, angeboten 
worden feien. Der vom Hanvelsminifter genehmigte Güterbeförde⸗ 
rungs- Tarif fage im Eingange: 

der Güter-Tarif zerfällt in fünf Klaffen. Auf jede verfelben 
finden, außer den allgemeinen Beftimmungen des 
Reglemente, die nachfolgenven beſonderen Beftimmungen 
Unwendung.u 
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Das Reglement fei daher ein integrirender Beſtandtheil dieſes ge- 
nehmigten Tarifs und bilde mit demjelben ven Vertrag zwifchen ven 
Parteien. Nach dem Reglement beftimme fich die Fracht ad valorem 
unter Zugrundelegung eines Normalfages für einen Werth von 
20 Thalern, indem bie Fracht bei höherem Werthe fteige, zu wel- 
chem Ende der Verſender ven Werth veclariren müſſe, unterlaffe 
er dieſes und entziehe dadurch der Gefellfchaft die vertragsmäßige 
Fracht, fo verzichte er damit auf einen Theil feines Anſpruchs, vie 
Klägerin babe aber nicht veclarirt. 

Die Klägerin replicirte: das Reglement, welches nicht einmal bie 
minifterielle Genehmigung erlangt habe, obwohl ver Zarif erhöht 
worben, entbinde die Verklagte nicht, das Bällchen zurückzugeben 
oder deſſen vollen Werth zu erftatten, wozu fie, als Frachtführer, 
nach dem Geſetz verpflichtet fei, eine Verpflichtung, welche burch 
Vertrag nicht geänvert, am wenigften aber burch ein Neglement 
unwirffam gemacht werben könne und auch durch das Eifenbahngefeg 
vom 3. Nov. 1833, welches laut Eoncefjion vom 12. Juli 1844 
auf die B.-M. Eifenbahn Anwendung finde, anerkannt worben fel. 

Die Verkl. war dagegen der Anſicht, daß die Eifenbahngefell: 
fchaften als moraliſche Perſonen den, nicht die öffentliche Orpnung 
und die guten Sitten betreffenden gefeglichen Beitimmungen durch 
Vertrag derogiren und ihre Verantwortlichfeit, welche fie nach dem 
Geſetz für die Handlungen ober Unterlaffungen ihrer Beamten Hät- 
ten, durch Vertrag befchränfen könnten, indem bei ihnen von einem 
eigenen Verſchulden nie die Nebe fein könne, was übrigens aber 
den Contrabenten nicht bindere, ben betreffenden Beamten für ven 
Schaden volljtändig verantwortlich zu machen, daß das Geſetz vom 
3. Novbr. 1838 auf den vorliegenden Fall nicht paffe und für dieſen 
das Rheiniſche Hanbelögefebuch nicht maaßgebend fei, weil ver 
Vertrag in Dortmund gefchloffen worben, das Allgem. 2. R. aber 
über vie Verantwortlichkeit ganz andere Beſt'mmungen enthalte 

Das Handelsgericht verurtheilt die VBerklagten zur Zahlung von 
17 Thalern nebft Zinfen zu 6$ vom Zage der Klage, indem es 
erwog: 

„J. E., daß die beklagte Geſellſchaft vermittelſt ver Eiſenbahn 
die Beförderung von Perſonen und Gütern betreibt, ſie ſomit den 


Transport⸗Uebernehmern (Frachtführern) gleich zu achten iſt und die 


für dieſe geltenden geſetzlichen Beſtimmungen wegen Haftbarkeit für 
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bie zu transportiren übernommenen Gegenftänve auch anf fie Anwen- 
dung erleiden; 

J. €., daß die Transportenrd (Frachtführer) fowohl nach dem 
Rheinifchen H. R., Urt. 105 9. ©. B., als auch nach dem Allg. 
L. R., 88. 2452, 2463 u. flg., Tit. 8, Thl. II, für den Verluft 
ber zu transportiren übernommenen Gegenftände einftehen müſſen, 
fofern der Verluſt nicht durch höhere Gewalt eingetreten ift; 

%. E., daß ferner das Geſetz vom 3. Novbr. 1838 über bie 
Eifenbahn-Unternehmungen im $. 25 beftimmt, daß vie Gefellfchaft 
zum Erfage für allen Echaven, welcher bei der Beförberung mit 
der Bahn an den auf berjelben beförverten Perfonen und Gütern 
entftehe, verpflichtet fei, ſofern ver Schade nicht durch die eigene 
Schuld des Beichäpigten oder durch einen unabwenpbaren äußeren 
Zufall bewirkt worben fei, wobei denn noch zugleich beftimmt wer« 
den, daß bie gefährliche Natur ver Unternehmung felbft als ein folcher 
von dem Schadenerſatze befreiender Zufall nicht zu betrachten fei; 

daß, wenn biefer Paragraph von Erfag des Schadens ſpricht, 
ber bei der Beförherung auf der Bahn an den auf verfelben beför«- 
verten Perfonen und Gütern entftanden, dies nicht alfo gedeutet 
werben Tann, als ob damit nur eine Haftbarkeit für eine bloße 
Beſchädigung ausgeſprochen, folche dagegen beim Verlufte auße 
gefchloffen fei, vielmehr ver Beftimmung nach und weil von einem 
Schavenerfage im Allgemeinen bie Rebe ift, angenommen werben 
muß, daß jeder Schaben erjegt werben muß, ber durch theilweife 
Beſchädigung der zu transportiren übernommenen Sache ober durch 
Berluft und völligen Untergang ver Sache entfteht; 

daß ebenfowenig die Behauptung der Bekl., als ob jener Bara- 
graph um beswillen Feine Anwendung im vorliegenden Falle erleive, 
weil das fraglihe Bällchen nicht während des Transportes auf ver 
Bahn verloren gegangen, fondern entlommen fei, ald es bereits in 
ben biejigen Güterfchuppen gebracht geweſen, für richtig angenommen 
werben Tann, im Gegentheil e8 keinem Zweifel unterliegt, daß vie 
BVerbinplichkeit für den Verluft over Beſchädigung zu haften, mit 
dem Augenblide eintritt, wo die Sache von ber befl. Geſellſchaft 
durch ihre Angejtellten empfangen wird und fo lange bauert, bis 
die Sache an ben beftimmten Empfänger wieder abgegeben worden 
ift, e8 fonach feinen Unterfchiev macht, ob die Sache auf der Bahn 
ober in dem Magazin ver befl. Gefelljchaft verloren gegangen ift; 
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FJ. ©, was nım ven Einwanb ber Bell. anbelangt, daß jenen 
gefeglichen Beſtimmungen burch das Neglement über ven Güterver- 
tehr als Vertrag zwifchen ven Parteien derogirt worben fei und bie 
Berbinplichkeit fich) nach den Weglementsbeftimmungen regele,. bie 
beklagte Geſellſchaft durch von ihr einfeitig aufgejtellte Reglemente 
fich ſelbſtredend Leine Befreiung von ihr gefeglich obliegenden Ver⸗ 
pflichtumgen verfchaffen kann; 

daß ein Vertrag ohne Einwilligung nicht denkbar ift, und bie 
Einwilligung unterftellt, vaß man von dem, was man bewilligt, 
Wiſſenſchaft gehabt hat; 

daß, wenn alfo das Neglement ver bekl. Gefellichaft, oder Das, 
wie die Bell. angeben, in dem betreffenden Punkte gleichlautenve 
Reglement der 8.-M. Eifenbahngefellichaft, welcher Letzteren das 
Bällchen von der Klägerin zur Beförverung übergeben worden, für 
bie Kläger als Vertrag gelten jollte, fie nothwendig von den Sti⸗ 
pulationen des Reglements Kenntniß haben müßte; daß dieſe Kennt- 
niß aber daburch nicht erlangt wird, daß ein Verſender von Waaren 
ein von der befl. Geſellſchaft ausgehendes Frachtbrief-Formular aus- 
füllt und unterzeichnet, worin auf das Reglement Bezug genom⸗ 
men wird, ba in Bezug auf vie Klgen. nicht conftirt, daß ihr 
die bezügliche Stipulation des Reglements bekannt gewefen und fie 
fih derſelben ausprüdlich unterworfen hätte, eine ſtillſchweigende 
Unterwerfung aber bier nicht Statt bat, weil es ſich um eine Sti- 
pulation handelt, welche gejetliche Beſtimmungen aufheben oder 
mobificiren fol, und darin ein Verzicht auf ein im eintretenben 
Falle zuftändiges Hecht Liegen würde; daß es bier nicht einmal dar⸗ 
auf ankommt, zu erörtern, ob’eine folche Stipulation durch Ver⸗ 
trag ben gefeglichen Beſtimmungen entgegen, gültig fei oder nicht; 
daß übrigens auch Letzteres anzunehmen fein würbe, ba bei dem 
Brachtführer, wenn er eine Sache verliert und ber DVerluft nicht 
Bolge einer höheren Gewalt gewefen, allemal ein Verſehen ober 
eine Bernachläffigung feiner Pflichten vorhanden tft, des Falles nicht 
zu gebenfen, wo eine Veruntrenung Statt gehabt; daß dazu kommt, 
baß ber Srachtführer frembes Gut empfängt, um es wieber abzu- 
liefern, und insbefondere bei ihm eine Stipulation, welche ihn von 
Derbinblichleiten aus Verſehen over Ternachläffigungen wegen dieſes 
fremden Gutes ganz oder theilweife entbinven ſollen, mit ver öffent» 
lien Ordnung unvereinbar ift; daß am allerwenigften aber bie 
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Eiſenbahngeſellſchaft dergleichen Stipulationen treffen kann, da ihr 
nur unter den Verpflichtungen des Geſetzes vom 3. Novbr. 1838 
der Betrieb des Transportes geſtattet ift und es ihr nicht zuſteht, 
fich dieſer Verpflichtung ſelbſt durch Vertrag zu entheben; 

J. E., daß ferner die Darſtellung der Bekl., als ob fie nad 
dem Neglement doch für Verluft und Befchänigung vollauf hafte, 
wenn nur eine erhöhte Fracht bezahlt und ver Werth veclarirt 
werbe, mit den Beitimmungen des Reglements felbft im Wider⸗ 
foruch fteht, da nach dem Haren Inhalte des Reglements fein Unter 
fchied in dem Frachtpreife in Bezug auf alle ober nur theilweiſe 
Haftbarkeit gemacht ift, ſondern nur nebenbei eine Verſicherung 
eingegangen werben Tann, wofür dann eine befonvere Prämie zu 
zahlen ift; daß ver Verficherungsvertrag aber auf die Verbindlich—⸗ 
feiten aus dem Xransportgefchäft ohne Einfluß ift, es auch ohne 
dem bezweifelt werben muß, ob bie bel. Gefellfchaft Verficherungs- 
verträge fchließen kann, da nicht conftirt, daß fie hierzu conzeffic- 
nirt iſt; 

J. €, daß die Bell. auch nicht ſtipuliren Tann, daß fie für 
Verſehen oder Vernachläffigungen ihrer Angejtellten beim Betriebe 
des Transportes nicht einzuftehen habe, indem fie denjenigen Per 
fonen, welche ihre Sachen zum Transporte übergeben, verbunden 
ift, und nicht ihre AUngeftellten, welche Letteren mit ven Verſendern 
in Yeinem Vertragsverhältniffe ftehen ımb nur der Eifenbahngefell- 
fchaft nach dem getroffenen Webereinlommen ober den gefeglichen 
Beftimmungen vegreßpflichtig find, übrigens auch nicht einmal con- 
ſtatirt, daß eine folche Stipulation beitehe; 

J. €., daß hiernach vie Bell. ver Klgrn. für den vollen Werth 
bes abhanden gelommenen Bällchens auflommen muß und ba ber 
in Anfpruch genommene Werth feinem Betrage nach nicht bejtritten 
werden fan, vie Bell. zur Zahlung biefes Betrages zu verurthei⸗ 
len ift. 2c.u 

Gegen dieſe Entjcheidung vom 17. Auguft v. J., zugeftellt am 
29. Auguſt, hat die Verf. am 11. Oct., mithin rechtzeitig, unter 
Beobachtung der gefetlichen Förmlichkeiten und nach Entrichtung ver 
judicatmäßigen Summe unter Vorbehalt des Caffattong - Necımies 
den letteren ergriffen und des Endes angeführt. 

Nah 8. 12, Nr. 6 des Neglements für den Güterverkehr auf 
der B.M. Eifenbahn werde für verlorene Transportitüde höchſtens 
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20 Thaler per Centner vergütet und höhere Entſchädigung nur im 
Falle befonderer Verficherung gewährt, welche lettere durch Decla⸗ 
ration des Werthes im Frachtbriefe erfolge und bei welcher ein 
Frachtzufchlag erhoben werve. $. 13. Die von dem Verjenber aus⸗ 
zufüllenden und zu vollziehenden Frachtbrief-Formulare enthiel= 
ten das Unerfenntniß, daß die Beförderung nach den Beſtim—⸗ 
mungen bed Neglements erfolge ($. 4). Vorfchriften, welche 
auch für die C.“M. Eifenbahn Geltung hätten. Caſſ. Verkl. Habe 
das Srachtbriefs-Formular ausgefüllt und unterzeichnet, 
übrigens den Werth des Bällchens nicht declarirt und Verſicherung 
im Sinne des $. 13 nicht genommen. 

Erites Saffationsmittel. Verlegung refp. falfche Anwenbung 
ver 88.127 u. 253, Tit. 5, 88. 67 — 60,75 — 83, Tit.4, 88.378, 
379, Tit. 16, Thl. 1; 88. 2452, 2453, Tit. 8. Thl. IT Allgem. 
L. R.; $. 25 des Gef. v. 3. Nov. 1833; 88. 134, 135, Tit. 10, 
8. 28, Tit. 13, Thl. I; 8. 16 der Einleitung der Allgem. Ger. 
Ordn. refp. Art. 1322, 1319, 1109, 1315, 1134, 1234, 1282 
B. ©. 2. u. Art. 103 9.68. 

Das Handelsgericht nehme irrig an, daß bie gefegliche Entſchä⸗ 
bigungspflicht der Eifenbahngefellfchaften vertragsmäßig nicht einge- 
ſchränkt werben könne und daß in ber Ausfüllung und Vollziehung 
bes auf das Reglement fich beziehenven Srachtbriefes eine folche Ein- 
ſchränkung nicht zu finden fei; e8 erfenne, was aus den Urtheils- 
gründen folge, zwar in facto an, daß Eaff. Verfl. ven Fracht— 
brief ausgefüllt und unterfchrieben babe, halte dieſe Unter: 
fchrift aber für gleichgültig bis zum Nachweife, daß Caffat. Verkl. 
bie Beitimmungen bes im Wrachtbriefe erwähnten Reglements ge- 
kannt und fich denſelben ausdrücklich unterworfen habe. Eine 
- ausprüdlichere Unterwerfung als die durch eigene Namens-Unter- 
jhrift gebe e8 aber nicht und fei es lediglich die Schuld der Caſſ. 
Verkl., wenn fie das von ihr unterfchriebene Frachtbriefs-Formular 
nicht gelefen und über den Inhalt des darin erwähnten Reglemente 
ſich nicht informirt haben möchte, wodurch die Verbinplichfeit ver 
Caſſ. Klgen. natürlich nicht vergrößert werben Ynne; nur darauf 
komme es an, was die Gejellfchaft verſprochen habe, nicht dar⸗ 
auf, was der Abfender als verfprochen fich gedacht haben möge. 
Der vollzogene Frachtbrief ald Vertrags-Urkunde fei maaß— 
gebend über ben Inhalt des Vertrages; 8. 127, Zit. 5, Thl. I 
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A. L. R.; Urt. 1322, 1319 B. ©. B. und das darin relatirte Regle- 
ment ein integrivender Beftanbtheil deſſelben, von einer ftillfchwei- 
genden Unterwerfung unter das Reglement daher Teine Rede, indem 
eine durch fehriftliche Worte ausgebrüdte Willenserflärung eine aus 
brüdliche Willenserflärung fei. 8. 57, Zi. 4, Thl. l A. L. R., 
wenngleich Verträge auch ftillfchweigend gejchloffen werben könnten, 
88. 658 — 60, ibid. — Geſetze könnten durch Vertrag geändert werten 
und wenn das Urtel die fragliche Elaufel des Vertrages unter den 
Gefichtspunkt des Verzichts bringe, fo erkenne e8 den Begriff des 
legteren an, ba vom Aufgeben eines erworbenen ‘oder zu erwerbenden 
Rechtes Hier feine Rebe fei. Ohne Einwilligung eriftire allerdings fein 
Bertrag und habe man eine Bertrags-Urfunde unterfchrieben im ver 
irrigen Unterftellung, fie enthalte Anveres, als fie wirklich enthalte, 
fo irre man und könne ven Vertrag wegen Yrrthbums anfechten, 
Lönnen jenen aber nicht in feinem Hauptgegenjtande wollen beftehen 
laffen, um wegen Irrthums eine einzelne Elaufel zu befeitigen. Kaunte 
Caffat. Verl. das Neglement nicht, fo möge fie nach 8. 75 6eq. 
Ti. 4, THE Jl A. L. R. un Art. 1109 B. ©. 2. ven ganzen 
Bertvag anfechten, Lönne daun aber das Bällchen nicht auf Grum 
bes unwirkſamen Vertrages reclamiren, ſondern müfje ver als Fradt- 
führer nicht mehr in Betrachtung kommenden Gafjat. Verfl. ein ver: 
tretbares Verſehen nachweifen; nehme jie dagegen bie Caſſ. Klgrin. 
als Frachtführer in Anſpruch, fo müffe fie ven Vertrag in allen 
Theilen gelten laſſen. Demzufolge feien durch die Annahme, daß 
der Caſſ. Verl. Kenntniß des Neglements und Unterwerfung unter 
daſſelbe noch beſonders nachzuweifen ſei, obgleich ver Frachtbrief ſich 
auf daſſelbe beziehe, die SS. 134, 135, Tit. 10, Thl. LU Ger. 
Ordng., $. 127, Tit. 5, Thl. J A. L. R. welches bier anwendbar, 
da der Vertrag in Dortmund geſchloſſen worden, event. Art. 1322, 
1319 8. ©. 2. verlegt und die Regeln über die Beweisfraft unge: 
fehrt, da der Vollzieher eines Vertrages feine Anerlenntniß tes 
Vertrags⸗Inhaltes zu beweilen habe, wodurch $. 28, Zit. 13, 1, 
und $. 16 Einleitung der U. ©. O., event. Urt. 1315 B. ©. 3. 
verlegt worben feien. Kannte Caſſ. Verkl. das Reglement nicht und 
unterwarf jich demſelben doch durch Unterzeichnung des Frachtbriefes, 
ſo habe dieſer Irrthum nicht zur Folge, daß Caſſ. Klgrin. hafte, 
als erwähne der Frachtbrief des Reglements gar nicht und habe 
daher das Urtel die Folgen dieſes Irrthums unrichtig gezogen und 
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die Verpflichtungen der Caffat. Klgrin. über die Grenzen des Ver⸗ 
trages ausgebehnt, baburch aber die 88. 75— 83, Tit. 4, 8. 253, 
Tit. 5, 1 A. L. R., event. Art. 1109, 1134 3. ©. 2. verlegt, 
auch die 88. 2452, 2453, Ti. 8, Il A. L. R., Art. 103 H. G. B. 
und 8. 25 des Geſ. v. 3. Nov. 1838 falſch angewendet, ſowie auch 
ben Begriff des Verzichts (88. 378, 379, Tit. 16, J A. L. N, 
Art. 1234, 1282 B. ©. B.) verlegt, wenn es die einem Fracht⸗ 
vertrage beigefügte Beſchränkung der BVertretungspflicht als einen 
Verzicht auf ein Recht behanbele. 

Die Caffat. Verkl. entgegnet: Der Recurs fcheitere ſchon 
daran, daß die demſelben zu Grunde gelegten Xhatfachen durch ven 
Snftanzrichter nicht feftgeftellt feien, ver Letztere ftelle den Inhalt 
des Reglemente, namentlich, daß höchftens 20 Thlr. per Eimer. 
vergütet werben follten, nicht feſt, ebenfowenig, daß bie Fracht- 
brief-Formulare das Anerkenntniß des Reglements enthielten, 
eine in den Urtelsqualitäten gar nicht aufgeftellte und burch bie 
rein hypothetiſchen Motive nicht begründete Behauptung. Caff. 
Klgrin. behaupte: daß Caſſ. Verfl. ver E.-M. Eifenbahngefellfchaft 
ein Bällchen zur Beförberung übergeben, das Fractbrief-For- 
mular ausgefüllt und unterzeichnet babe; biefe Behauptung 
werde aber durch das Urtel nicht gerechtfertigt, weil es darin heiße: 
es conftire nicht, daß der Eaff. Klgrin. vie bezügl. Stipula« 
tion des Neglements befannt gewefen und fie fich berfelben 
ausprüdlich unterworfen hätte. In den Urtelsqualitäten werbe 
bie Ausftellung eines folhen Frachtbriefes nicht erwähnt, fondern 
nur, daß Reglement und Tarif den Vertrag bilveten, fo daß 
alfo Eaff. Klgrin. in der Inftanz nur behauptet zu haben fchetne, daß 
man fich durch die bloße Aufgabe ver Güter dem Reglement unter- 
georbnet habe. Sie wiederhole ihre frühere Behauptung, daß das 
E-M. md das B.⸗M. Reglement nicht übereinftimmten, 
und das Urtel ftelle dieſe Thatſache auch nicht feit; fie könne fich 
auf das legtere Reglement daher gar nicht berufen, ba fie nur 
behaupte, daß Caſſ. Verl. fi dem C.⸗M. Reglement unterworfen 
habe. Diefe Unterwerfung gelte nur für die E.-M. Bahn, nicht 
aber für die B.⸗M., und Tönne fich daher Necurrentin auf feines 
jener Reglement beziehen. Confr. Urtel der hiefigen Stelle vom 
23. October 1849, in causa C.⸗M. g. Rhein. Eifenbahngefellfchaft, 
reip. Weber u. Saluske. Die Bafis der gegnerifchen Debuction 
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fet die Unterziehung bes Frachtbriefes und bie dadurch bewirkte 
ansprüdlidhe Unterwerfung ımter pas Reglement, während das 
Urtel factifch feftjtelle: es conftire nicht, daß Caſſ. Verkl. ſich 
ver bezüglichen Stipulation des Neglements ausprüdlich unterworfen 
babe, eine rein factifche, das Urtel gegen jeden Ungriff fichernve 
Feftſtellung. 

Das Urtel werde aber auch durch andere ſelbſtſtändige, nicht 
angegriffene und nicht angreifbare Gründe aufrecht erhalten. Es 
erwäge nämlich, „daß am wenigiten bie Eifenbahngefellfchaft ſolche 
Stipulationen treffen Tönne, da ihr nur unter ven Berpflichtun 
gen bes Gef. v. 3. Nov. 1838 der Betrieb tes Transportes 
geftattet fei umb es ihr nicht zuftehe, fich dieſer Verpflichtung 
felbft durch Vertrag zu entheben.« Der Richter gelange mithin 
dur Auslegung der in ver ©. ©. enthaltenen Conceffions 
Beftätigungs » Urkunde vom 12. Juli 1844 zu dem Refultat: daß 
die allgemeinen Gefege über Entſchädigung von der Recurrentin 
felbft durch Vertrag nicht abgeändert werbeu bürften. 

Das Urtel erwäge zweitens: „daß Caſſ. Klgrin. nicht ſtipuliren 
fönne, daß jie für Verfehen oder Vernachläfjigungen ihrer Ange⸗ 
ftellten beim Betriebe des Transportes nicht einzuftehen Habe; — — 
übrigens auch nicht einmal conftire, daß eine ſolche Sti— 
pulation bejtehe.u — — Es jtehe aljo feit, daß das Bällchen 
durch die Schuld der AUngeftellten verloren gegangen, vaß dieſe für 
den vollftändigen Schaben haften müßten, daß Caffat. Klgrin. wie 
derum nach Art. 1384 B. ©. 2. für ihre Angeſtellten vollftän- 
big verhaftet fei und bie Haftbarkeit durch feine Stipulation ober 
Neglement alterirt werde, was auch die biefige Stelle in ver alle 
Hirten Sache entſchieden habe. Wären aber auch die factifchen 
Behauptungen der Caſſ. Klgrin. im Allgemeinen richtig, fo fei 
der Recurs doch unbegründet. Caſſ. Klgrin. behaupte: Die Unter: 
zeichnung des Frachtbriefes reiche aus, um ven Unterzeichner vem 
Brachtbriefe gemäß gegen den Frachtführer zu verpflichten; fie Hätte 
aber davon ausgehen müſſen, daß ber Frachtbrief einen Vertrag 
zwifchen dem Verſender und dem Frachtführer bilde und hätte daher 
ben Art. 101 H. ©. B. oder den betreffenden Baragr. des A. L. R. 
finden und als verlegt bezeichnen müffen, in Ermangelung deſſen 
fie fih daher auf die Vertragsnatur bes Frachtbriefes nicht 
berufen lönne. Wenn auch ihre Behauptung an und für ſich richtig 
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fei, fo geftalte fich vie Sache doch anders, wenn der Nichter, wie 
geicheben, factifch feitftelle, daß es zwar nicht in Betreff der Beför- 
berung des Gutes, wohl aber in Betreff ver eventuellen Ent- 
ſchädigung an den Bebingungen bes Vertrages, an dem Confenfe 
ber fich verpflichtenden Partei fehle, verbis: mes conſtire nicht, 
baß die Caſſ. Verfl, fih dem Reglement unterworfen habe.“ 
Caſſ. Klgrin. behaupte ferner: Caſſ. Verfl. hätte bei etwaiger 
Unfenntniß des Reglements nah Art. 1109 B. ©. B. und $. 25, 
Tit. 4, Thl. I A. L. NR. den ganzen Vertrag al8 nichtig anfech- 
ten, alsdann aber ter Caſſ. Klgrin. ein vertretbares Berfehen 
nachweifen müfjen; indeſſen — der Hauptvertrag könne beftehen, 
wenn auch eine Nebenclaufel ungültig fei; ftreng genommen werbe 
aber auch die Aufhebung bes Vertrages verlangt, da principaliter 
die Rüdgabe des Bällchens in ber Ladung gefordert worben fei und 
ein vertretbares Verſehen vorliege, da Caſſ. Klgrin. das Verſchwin⸗ 
ben des Bällchens felbjt angebe und eine Entjchäbigung von 2 Thlrn. 
offerirt, mithin ihr vortretbares Verſehen nie verabrebet habe. 
Confr. 8. 2459, 2460 seq. Tit. 8, TU.UNR. und Art. 1782 
2. G. B. Caſſ. Klgrin. behaupte weiter die Anwendbarkeit ver 
altpreußifchen Gefeße, welche zweifelhaft ſei. Hinfichtlich ber 
Form und Geltung des angeblichen Frachtbriefes habe das A. L. R. 
allerdings Geltung; nach ven 88. 1668 seq. Tit. 8, II A. L. R., 
welche Form und Inhalt der Eonnoiffemente — Empfangfiheine für 
den Schiffsbefrachter — beitimmten, jei aber vie Unterfchrift des 
Sciffers nothwendig, um ihm Rechte einzuräumen; was für ben 
Schiffer das Connoiſſement, das fei für Sendungen zu Lande ber 
Frachtbrief, $. 2452 seq. ebid., daher Caſſ. Kigrin., ohne ven Fracht 
brief unterfchrieben zu haben, aus vemfelben geſetzwidrige — foll 
wohl heißen: vom allgemeinen Gefe abweichende — Nechte nicht 
berleiten Tönne. 

Die 88. 134, 135, it. 10, LU. Ger. Odg., $. 127, Tit. 5, 
1A. L. R., Art. 1322 und 1319 B. ©. DB. follen durch die An—⸗ 
nahme verlegt fein, daß, obwohl in dem Frachtbriefe auf das 
Reglement Bezug genommen, der Caſſ. Verll. ihre Kenntniß und 
Unterwerfung unter vafjelbe noch beſonders nachgewiefen werben 
müſſe. Es ſei aber weder jenes obwohl feftgeftellt, och ein befon- 
derer Nachweis verlangt worden. Aus dein Urtel gehe nicht ber- 
vor, daß Caſſ. Klgrin. die Behauptung ver Caſſ. Verkl., das Regle⸗ 
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ment nicht gelannt und fich vemfelben nicht ausdrücklich unterworfen 
zu haben, beftritten habe, weshalb der Richter wohl babe fagen 
Tonnen, es conjtire bie Kenntniß und Unterwerfung nicht, da er 
nicht beftrittene Thatfachen für zugeftanden erachten dürfe. Urtel 
hiefiger Stelle vom 15. Nov. 1841 in causa Klüber g. Bucher. 
Dem ftänden pie 88. 134, 135 A. G. O. nicht entgegen, welde 
pie Proceßformen beftimmten und Hier nicht anwendbar feien, weil 
fie die Production ber Urkunden vorausfegten. 8. 133. Ebenſo 
fei e8 mit Art. 1322 B. G. B., Urt. 1319 aber nicht anwenbbar, 
da der angebliche Yrachtbrief Fein authentifcher Act je. Daß bie 
Regeln über die Beweislaſt nicht verlegt worven, folge ans dem 
bereit3 Gefagten. Bon den angerufenen Gefeben, wonach Caſſ. Berl 
ihre Unkemtniß des Reglements zu beweifen gehabt haben fol, 
werbe ver 8. 16 der Einleitung der U. ©. O. durch ben $. 17 
ibid. beſchränkt und darnach inne der Nichter zur Erforſchung ver 
Wahrheit auch andere, dus dem Vertrage der Parteien und bem 
Zuſammenhange ver VBerhanblungen- fich ergebende Mittel anwenden 
Der 8.28, 1. 13 A. G. O. ſei kein Geſetz, ſondern eine Anweifung für ven 
(erkennenden) Richter und Mangels feiner Vorausfegungen nicht 
anwenbbar, ba ver Einwand der Unkenntniß des Reglements in einem 
beftrittenen Factum nicht beftehe. Der Art. 1315 B. G. 2. endlich 
ſpreche gegen vie Caſſ. Klgrin. 

Bei ven SS. 75 — 83, I, 4; 8. 253, 1, 5 A. L. NR. un 
Art. 1134 B. ©. B., wonach Caſſ. Kigrin., wenn Caſſ. Verl 
Hinfichtlich des Inhaltes des Reglements im Irrthum war, bie 
Folgen dieſes Irrthums nicht zu tragen habe, fei zu erwägen, baf 
fein error, ſondern eine ignorantia vorliege, daß bie Bedingungen 
des 8. 79 — großes oder mäßiges Verfehen, Nicht-Wiffen, daß ber 
Andere irre — factifcher Natur und nicht feftgeftellt feien, daß bie 
88. 75, 76, 77 für die Caſſ. Verkl. fprächen und daß ein Scha— 
tenserjag im Sime bes $. 79 von der Caſſ. Verfl. dermalen nict 
geforbert werde. Der 8.253, 1, 5 A. L. R. fei kein Gefeg, for 
dern eine nterpretationsregel, und der Art. 1134 B. G. B. gejtatte 
gerade ben Widerruf eines Vertrages aus ven vom Geſetz gebilligten 
Grünen. 

Zu 88. 378, 379,1, 16 A. L. R. und Art. 1234, 1282 B. 
G. B. werbe behauptet, daß Befchränfung der DVertretimgspflicht 
fein Verzicht fei; Das Hanbelögericht fage dies auch nicht, ſondern 
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verlange nur eine ausbrücdliche Erflärung zu einer ſolchen Beſchrän⸗ 
fung. Endlich aber fei bei vem $. 2452, Tit. 8, II A. L. R., 
Art. 103 H. G. B. und 8. 25 des Gef. v. 3. Novbr. 1838, deren 
angebliche Verlegung nicht näher bezeichnet. 

Zweites Saffationsmittel Verlegung reſp. falfche Anwen⸗ 
bung ber 88. 283, 39, Tit. 5; 88.5 — 8, Xi. 4, Thal; 
88. 2452, 2453, Ti. 8, TUE NR; $ 25 d. Gef. v. 3. Non. 
1838 refp. Urt. 6 und 1134 B. G. B. 

Das Handelsgericht meint eventuell, daß vertragsmäßige 
Beſchränkung ver Bertretungspflicht des Frachtführers wider 
die öffentliche Dronung ſei. Das Vertragsverbältnig zwiſchen 
Befrachter und Frachtführer habe aber an fich mit ver öffent- 
lichen Ordnung nichts zu thım und fein Geſetz verbiete, dvaſſelbe 
in einer vom Geſetz abweichenden Weife zu reguliren. Wenn auch 
die Ausfchliegung der Haftbarkeit wegen dolus ver guten Sitten 
widerftreiten würde, fo ſei es doch nicht gegen die Lebteren, über 
das Maaß der Haftbarfeit bei etwaiger culpa bie auch dem Ideal 
eine bonus pater familias zur Laft fallen könne, zu contrahiren, 
was namentlich das Römiſche Recht anerfenne in 2. 23 D. de reg. 
jur. (50, 17) in L. 1, 8. 6 et 7 D. depositi vel contra (16, 3) 
und in 2. 7 j. D. de nautis (4, 9), Grundſätze, von denen weber 
das A. L. NR. noch das B. G. B. abgewichen feien; vielmehr fei 
im $. 283, Tit. 5, UL. R. die Beſtimmung der zu vertretens 
den Grade der culpa ber freien Vereinbarung überlaffen worben 
und ebenjo erwähnten die Art. 1627, 1628 B. ©. B. u. Art. 98 
H. ©. 2. ver Zuläfjigfeit vertragsmäßiger Abänderung der gefeh- 
lichen Vertretungspflicht, fo daß alfo vie 88. 2452, 2453 1. c 
und Art. 103 H. ©. B. als allgemeine Regel nur in Erman⸗ 
gelung anderer Abrebe zur Anwendung kämen. Ebenſo verhalte es 
ſich mit $. 25 d. Eifenb. Gef. und e8 habe daher, ba die fragliche 
Stipulation eine erlaubte fei, das angegriffene Urtel bie ange 
führten Gefeße verletzt refp. falfch angewendet. 

Die Eaff. Verkl. erwidert: bie Frage, ob die qu. Stipulation 
der öffentlichen Ordnung zumider ? fei factifch und mithin dem Gaffa- 
tionsrichter nicht zuſtändig, zumal es fich hier auch um einen Taufs 
männifchen usus handle. Die Stipulation ſelbſt fei gefährlich und 
führe zu Verumtreuungen, wie benn auch nirgends mehr, als auf 
ben Eifenbahnen geſtohlen werde, Caſſ. Klgrin. Habe aber auch alle 
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Autoritäten gegen ſich. Zachariä II, 8. 373, Not. 9; Parpef- 
{ns Nr. 558, fänmtliche Hanvelögerichte und den Parifer Caſſa⸗ 
tionshof; confr. Sirey VII, 1, 142. 

Im 8. 2453 U. L. R., wonach die Landkutſcher für Die ihnen 
übergebenen Sachen haften müfjen, fei auf das Müffen Gewicht 
zu legen, fowie auch auf bie 88. 2454, 2459, 2460 1. e., nicht 
minber auf die Art. 1782, 1783, 19638. G. B. u. 103 H. G. B., 
Inhalts welcher die den Lanpfuhrleuten übergebenen Sachen als ein 
depositum necessarium anzufehen feien und daß es dem Weſen 
eines folchen Depoſitums wiverfpreche, die Verpflichtungen des De 
poſitars zu befeitigen. | 

Was Caſſ. Klgrin. über vie Beſchränkung ver Haftbarfeit bei- 
bringe, treffe nur die Grave, nicht aber die Folgen des Verſe— 
bens, und eriwäge man, daß dolus und culpa lata faft iventifch, 
fo werbe nicht einmal bie Letztere zu befeitigen fein. Die Urt. 1627 
und 1628 B. ©. B. ergeben gerade, daß man für fein eigenes 
fectum haften müffe, und ver Art. 1629, daß auch im Fall ver 
vertragsmäßigen Ausfchließung der Gewährspflicht volljtändige Rück⸗ 
gabe des Gegebenen ftattfinde, was auch nur geforbert werbe, pas 
Bälichen oder fein Werth. Aus Art. 1928 folge nichts, während 
aus Art. 98 des H. ©. DB. das Gegentheil des Behaupteten ber- 
borgebe, indem bei dem Commiffionair eine vom allgemeinen 
Geſetz abweichende Stipulation zuläffig fei, bei dem Fradt- 
führer aber nad Art. 103 0. 9. ©. B. nur force majore in Bes 
trachtung komme. Die Vorfchrift des 8. 2833, 1, 5 A. L. R. fi 
endlich eine allgemeine, in jeder Lehre und namentlich hier ſich 
anders geftaltende, confr. 8. 240, I, 20 A. L. R. 

Der Antrag der Caſſ. Klgrin. geht dahin: 

das Urtheil des Handelsgerichts zu Elberfeld vom 17. Auguſt 
1850 zu kaſſiren, die Caſſ. Verkl. in die Koſten des Verfah— 
rens zu verurtheilen und bie Rückgabe der hinterlegten Suc⸗ 
cumbenzgelder zu verordnen; demnächſt in der Sache ſelbſt 
die angehobene Klage unter Verurtheilung der Klägerin in die 
Koſten abzuweiſen; zugleich auch derſelben die Erſtattung des 
Gezahlten per 23 Thaler 24 Sgr. 3 Pf. nebſt Zinſen vom 
Zage ber Zuftellung dieſes Caſſationsgeſuches, jedoch abzüglich 
ber Vergütung von 2 Thalern, zu welcher die Verf. jeberzeit 
bereit gewejen ift, aufzugeben, 
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Die Caſſ. Verfl. trägt dahin an: 
ben gegen das Urtel des Königl. Hanbelsgerichts zu Elberfeld 
vom 17. Aug. 1850 eingelegten Caſſations⸗Recurs als unbe- 
gründet zu verwerfen und ber Caſſ. Klgrin. die Koften des 
Verfahrens aufzuerlegen. 

Im Falle der Caffirung will Caſſ. Verfl. die Sache vor ein 
anderes Hanbelsgericht verwieſen willen, damit daſſelbe pas Negle- 
ment ꝛc. auslege und über ven Werth der Entſchädigung entſcheide. 

Noch ift zu bemerfen, daß ber mehrerwähnte Frachtbrief fich 
nicht bei den Acten befindet und aus dieſen auch nicht hervorgeht, 
daß er in der Inſtanz probucirt worden. Ob ımb wie das frag- 
liche Reglement zur allgemeinen Kenntniß gebracht worden, ift aus 
denfelben nicht zu entnehmen. 

Urtheil. 

In Erwägung, daß wenn auch ber Umfang ver geſetzlichen Sche- 
denserfag-Verbinblichfeit in manchen Fällen durch Vertrag ein- 
gefhränft werden fann, doc im vorliegenden Falle vor Allem 
fejtftehen müßte, daß und wie Caſſ. Verf. einen folchen einſchrän⸗ 
fenvden Vertrag abgefchloffen und fich namentlich ven Bejtimmungen 
bes Transport-Reglements für die Edin-Mindener refp. ver Ber- 
giſch-Märkiſchen Eifenbahn unterworfen habe; 

daß zwar Call. Klgrin. behauptet, daß die genannten Reglements 
vie gleihmäßige Beftimmung enthielten, daß im Fall des Verluftes 
ber zu transportirenden Sachen höchſtens 20 Thaler pro Centner 
vergütet würden, daß die von den Verſendern auszufüllenden und 
zu unterfchreibenden Wrachtbriefs- Formulare ein Anerfenntniß jener 
Reglement enthielten und daß Caſſ. Verl. in Bezug auf ven ge- 
genwärtigen Ball ein folches Formular unterzeichnet und ſich dadurch 
dem Reglement ausbrüdlich unterworfen habe: 

daß aber das angegriffene Urtel dieſe Thatfachen nicht 
feftftellt, jondern angenommen hat, wie nicht conftire, daß Caſſ. 
Berl. fih dem fraglichen Reglement ausprüdlich unterworfen habe, 
fomit aber ver Recurs als der erforderlichen factifchen 
Grundlage entbehrenp, zurüdgewiefen werben muß. 

Aus diefen Gründen: VBerwirft ver Kön. Rev.» u. Caſſationshof 
ten Recurs gegen das Urtel des Kön. Handelögericht vom 17. Aug. 1850, 

:c. Berlin den 5. Juni 1851. 
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Erkenntniß 
des Ober⸗Tribunals in Berlin vom 6. Februar 1855. 
Nheinifcher Senat, Caſſations⸗Recurs 
(aus Striethorft, Archiv für Nechtsfälle aus der Praris 
bes Königl. Ober- Tribunals, Bo. XI, ©. 340.) 

Nach ven Rheiniſchen Rechten kann vie gefeliche Verantwort⸗ 
lichkeit des Frachtführers, für die ohne höhere Gewalt oder ohne 
eignen Fehler der Transportgegenftände an biefen entjtandenen Be 
fhädigungen einzuftehen, durch Vertrag nicht ausgefchlofjfen werben. 

Code de commerce, Art.98, 113; Code Napoleon, Art. 1784, 

Im Mai 1852 verfandte ver Kaufmaun O. zu Cöln vurch bie 
Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft 19 Ballen Baummollenwaaren nad 
Frankfurt a. M., welche in Biberich ausgelaven und auf der Tau⸗ 
nusbahn weiter befördert werben follten. 

Das vom Kaufmann O. vollzogene Connoifjement befagt umter 
anbern: „Jeder Feuer- und Wafferfchapden wird als von 
"unwipderjtebliher Gewalt herrührend angejehen, wofür 
ndie Verwaltungen nicht verantwortlich find. Ebenſo wird bie 
„mit dem Aus- und Einladen verbunvene Gefahr als von unwider⸗ 
„stehlichee Gewalt herrührend angefehen, wofür die Gefellfchaften 
„nicht verantwortlich find.“ 

Unter der Behauptung, daß einer ver Ballen bejchäpigt in Bibe- 
rich angefommen, nahm ver Kaufmann O., auf Grund des Art. 103 
des Hanpelsgefegbuches, pie Dampffchifffahrtsgefellichaft für ven Nie- 
ber- und Mittel-Rhein vor vem Handelsgericht in Cöln auf 270 Thlr. 
18 Sgr. ale Schavenserfat in Anſpruch. 

Die Verklagte beantragte Abweiſung ver Klage und fubfipiär, 
bag dem Kläger ver Beweis auferlegt werde, daß der Schaden 
durch das Verfchulden ihrer Mannfchaft entitanden fei, 
indem fie zugleich Thatfachen für ven Gegenbeweis articulirte und 
auszuführen fuchte, daß der Schaden durch Zufall oder doch nur 
durch geringes Verſehen, welches nach ver erwähnten Claufel 
des Connoifjements nicht zu vertreten, entftanden fei, und daß ihr 
feine Beweislaft obliege. 

Das Handelsgericht erivog, daß die fragliche Clauſel nach Art. 6 
des Civilgeſetzbuches die Verantwortlichfeit der Verflagten für 
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Berluft und Befchäbigung nicht ausfchließe; daß dieſelben nach Art. 103 
bes Hanbelögefegbuches und Art. 1784 des Civilgefeßbuches bis zum 
Beweife des Zufalls oder der höheren Gewalt verant- 
wortlich fei, daß biefer Beweis aus ben articulirten Thatſachen 
nicht hergeleitet werben könne; daß demnach bie Befchänigung nicht 
durch höhere Gewalt, fonbern, wie der Agent ver Verklagten brief: 
fich erffärt babe, lediglich durch übereiltes Ausladen herbeigeführt 
worben und demnach der Erſatz bes Schadens nicht verweigert wer- 
ben bürfe, und verorbnete, indem es im Urtheile die Verpflichtung 
der Verklagten zum Erſatz des Schadens ausſprach, die Verhand- 
lung über die Schapensrechnung. 

Die Verklagte appellirte mit Wiederholung der in erfter In⸗ 
ftanz genommenen Anträge und erbot noch andere Thatfachen zu 
erweifen, aus welchen ihr Nichtverfchulden hervorgehen follte. Sie 
ftellt mit Bezug auf die fragliche Claufel des Connoiffements vor 
dem Uppellationsrichter die Behauptung auf, das Connoiffement ent- 
halte die Elaufel, "daß die mit dem Aus- und Einlavden ver Waa⸗ 
ren ‚verbundene Gefahr jeder Art als von unwiderſtehlicher Gewalt 
berrührend angejehen werben folle, wofür die Gefellfehaft nicht hafte. 
Der erſte Richter gehe davon aus, daß demnach das grobe Verſe⸗ 
ben zu vertreten fei, ohne aber zu unterfuchen, ob wirklich culpa 
lata vorliege, während Appellat geltend mache, daß die Claufel ver 
öffentlichen Ordnung zuwiberlaufe und baß daher die Verantwort- 
lichkeit für ven Schaden bis zum Beweife des Casus zu Recht beitehe. 

Der Appellat beantragte Verwerfung ver Berufung und erbat 
den Beweis der Beſchädigung und daß dieſe von einem Verſchulden 
der Appellanten herrühre. 

Der Rheinifche Appellations- Gerichtshof verwarf die Berufung. 
Die Urtheilsgründe führten aus, daß durch die Elaufel im.... 
jedenfalls in Beziehung auf die Beweislajt eine Abwei— 
hung von der Vorfchrift des Art. 1784 des Civilgefewbuches und 
Art. 103 des Handelsgeſetzbuches feitgefegt, mithin aber auch bie 
gejeglicde Verpflichtung des Yrachtführers zum Erſatz des durch 
feine oder feiner Leute Verfchulden entftandenen Schadens gerapehin 
aufgehoben werben könnte. Der Thatbeſtand, wie ihn die Appel⸗ 
lantin in ihrem fubfidiären Antrage barftelle, begründe die Annahme, 
daß der Echaven nicht durch Zufall oder höhere Gewalt berbeige- 
führt worden, fondern bei Anwendung einer gewöhnlichen Vorficht 
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zu bermieiden geweſen und, daher ein Verſchulden beizumeſſen fei von 
Berfonen, deren Handlung die Appellantin zu vertreten habe. 

Hiernach ſei das Beweis⸗Anerbieten der Appellantin unerheblich 
und das erjte Urtheil für fie nicht befchwerend.« 

Gegen dieſes Urtheil ergriff die Verklagte Eaffations - Hecurs 
und gründete venfelben auf Verletzung und falſche Anwendung ber 
Art. 1134, 1784 des Civilgeſetzbuches und Art. 98, 103 des Han⸗ 
belsgefebiches. Zur Rechtfertigung wurbe geltend gemacht : ber Appel- 
lationsrichter lege nicht ven Frachtvertrag aus, fonbern ftelle einen Rechts 
fag auf, wenn er fage, daß durch bie fragliche Elaufel jepenfalls nur 
in Beziehung auf die Beweislaft eine Abweichung von ven Borfchriften 
über den Frachtvertrag babe feftgefettt, nicht aber auch vie gefeigliche 
Berpflichtung für das Verfchulden hätte aufgehoben werben können. 
Diefer Rechtefag fei faljch, weil eine Vereinbarung in Betreff ver 
Bertretung des Verſchuldens der Bertragswilllühr anheimfalle um 
die Clauſel nicht eine bloße Vermuthung, ſondern eine rechtliche 
Fiction feftftelle, weiche durch Gegenbeweis nicht entkräftet werben 
Erme. Daß über die Präftation ber oulpa gegen die gefeiglichen 
Kegeln paciscirt werben konne, ergebe fich ans dem Art. 1134 ves 
Eivifgefewbuches und Art. 98 des Handelsgeſetzbuches, und da fe 
nach fein Grund vorhanden gewefen fei, ver vertragsmäßigen Ber 
einbarung die Wirkfamleit zu verfagen, verlege ber Appellatione 
richter dieſe Sefege und wende den Urt. 1184 des Civilgeſetzbuches 
und Urt. 103 des Hanbelögefegbuches unrichtig an. 

Der Eaff. Verkl. machte im Wefentlichen geltenn: Thatſächlich 
fei feftgeftellt, daß der Schaden einem Verſchulden der Caſſ. Kgr. 
beizumeffen fe. In den Inſtanzen babe viefelbe dem Vertrage 
felöft nicht die weitere Deutung gegeben, wie jett, ſondern nur 
behauptet, daß fie bie Folgen ihres Verſchuldens überhaupt nicht, 
ober doch nur in fo weit zu vertreten habe, als fie das Ergebniß 
eines dolus fein. Sie haben nur behauptet, daß fie durch ven 
Vertrag von der Verantwortlichleit für ein Leichtes Verſchulden ent- 
bunden und von dem Beweiſe des Zufalles befreit fei und daß ihr 
ein vertretbares, alfo ein über bie Grenzen eines geringen Derfe- 
hens hinausgehennes Verſchulden nachgewiefen werden müſſe. In 
dieſem Sinne habe ſie vor dem Inſtanzrichter den Gegenbeweis an⸗ 
geboten. Dieſe thatſächlichen Zugeſtändniſſe mußten von dem Caſſa⸗ 
tionsrichter feſtgehalten werden und von ihnen konne daher nicht 
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die Befreiung von jeder culpa zuerſt in Anfpruch genommen werben. 
Der Uppellationshof ftelle aber ein grobes Verſchulden geradezu feft, 
indem er fage: der Schaven fei bei Anwenbung gewöhnlicher Vor⸗ 
ficht zu vermeiven „gewefens. Wbgefehen hiervon lege ver Appel- 
lationshof lediglich den Yrachtvertrag aus, wenn er anführe, daß 
durch denfelben nur eine Abweichung von der gejeglichen Regel ver 
Deweislaft feftgeftellt fei. Aber auch hierauf komme e8 nicht einmal 
an, weil die gefeßlichen Verpflichtungen des Frachtführers für ven 
durch fein Verfchulden entjtandenen Schaden zu haften, überhaupt 
durch Vertrag nicht ausgefchloffen werben könne. Das laufe ver 
öffentlichen Orbnung und ven guten Eitten zuwider. Auf alle Fälle 
müſſe dolus und culpa lata, welche ihr rechtlich gleichitehe, präftirt 
werben und culpa lata fei im angeführten Urtheil fejtgeftellt. 

Das Ober-Tribunal verwarf aus folg. Gründen das Eaffat. Geſuch: 

In Erwägung, daß ver Art. 98 des Hambelsgefegbuches zwar 
den Spediteur für ohne höhere Gewalt entjtandene Beſchädigung 
von Waaren oder Effecten, deren Transport zu vermitteln. er über- 
nommen hat, nur bann verantwortlich erflärt, wenn er fich nicht 
das Gegentheil im Frachtbriefe bepungen, mithin in biesfälligen 
Vertrag zu Gunjten des Spebiteurs zuläffig ift; daß aber ver Art. 103 
Dafelbft im Wefentlichen den Frachtführer für ohne höhere Ge⸗ 
walt entftandenen Verluſt over Beſchädigung an Gegenſtänden bes 
Transports, fofern auch pie Beſchädigung nicht durch eigene Fehler 
der Sache entitanden find, unbebingt verantwortlich erklärt und ber 
Zuläffigleit entgegengejette Stipulationen nicht, wie rüdjichtlid bes 
Speviteurs in Urt. 98 gefchehen, erwähnt. 

Daß aus diefer Verjchievenheit ver Dispofition der bezeichneten 
Geſetzesftelle zu fchließen ift, daß der nach Art. 98 rüdfichtlich des 
Speviteurs zugelaffene Vertrag rüdfichtli des Frachtführer aus: 
geichloffen und mithin unzuläffig fei; . 

baß diefer Schluß um fo gerechtfertigter ift, als die gemachte 
Unterfcheivung in der Sache begründet erfcheint, indem ber Fracht⸗ 
führer durch ven Frachtvertrag nach der Natur deſſelben und nach 
Art. 1782 fig. des Kivilgefehbuches felbft vie Verpflichtung zur 
Berwahrung und Erhaltung der anvertrauten Gegenftänve bei ber 
Beförverung überlommt, und ein Vertrag, welcher feine Verant⸗ 
wortlichkeit für die Beſchädigung und Verlufte aufhebt, wie bem 
Weſen des Frachtvertrages zuwider fei, nichts anderes als eine Ver⸗ 
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abrebung wäre, für ein. eigenes pofitive® ober negatises vertrage- 
wioriges Hanbeln nicht auflommen zu wollen, eine Verabredung, 
weiche den guten Gitten wiberftxeiten ımb ben Art. 6 u. 1133 bes 
Giotlgejelgbuches zutwiverlanfen würde; was dagegen bei dem feine 
Nichthaftung bebingenden bloßen Spediteur nicht der Ball iſt, 
pa biefer ven Transport mit der fich daran knüpfenden Verpflich⸗ 
tung nicht felbit ausführt, fonbern bie Ausführung durch einen 
nur vermittelt, durch ven bie Verabrebung ver Nicht 
haftung, mithin das Nichtanflonımenwollen für eigenes pofitines ober 
negatives vertragswidriges Handeln, von ihm bebungen wird, 
::baß,. wem bemnach im Sinne bes Art. 103 des Handelsgeſetz⸗ 
buches und Art. 1784 des Civilgeſetzbuches der Bertrag des Fracht⸗ 
führers, durch welchen er bie Haftung für Berluft und Schaden 
am den zu transportivenden Sachen anschließt, geſetzlich unzuläffig 
Hiſt, eben dadurch auch, in fo weit bie allgemeine Regel von ber 
lichkeit der Verträge (Art. 1133 des Eivilgefeßbuches) andge 
ſchloſſen wird, daß daher, — wenn das angefochtene Urtheil hinfichtlich 
der Caff. Kigrin. als Frachtführerin die Bedingung des Cornoiſſements: 
daß jeder Feuer⸗ und Wafſſerſchaden als durch unwiderſtehliche 
Gewalt verurſacht angeſehen werben folle, | 
zum Ausſchluſſe ver Berantwortlichleit für verfchulpete Schäben als 
unwirkſam betrachtet und ihr nur die Bebeutung der Aufitellung 
einer bie Beweislaft ändernden Vermuthung beilegt, die Haftbarteit 
ver Caſſ. Klgrin. gegenüber dem Caſſ. Verkl. aber auf Grunb ber 
thatſaͤchlichen unangreifbaren Feftftellungen ausgefprochen hat; fowie 
daß der dem Caſſ. Verfl. an den transportirten Waaren entftanbene 
Schaden fchon bei Anwenbung gewöhnlicher Vorficht vermeiblic 
geweſen; mithin ein verfchulbetes ſei, — dieſe Entfcheivung keinem 
ber vorerwähnten als verleßt oder unrichtig angewendet bezeichneten 
Geſetze wiberftreitet *). 

*) Dagegen erflärte ein Erkennin. d. OAG. zu Lübeck v. 29. Mat 1856 
(abgebr, in Seufert’s Archiv, Bd. 11, Nr. 86): „die Frachtbeſtimmung 
ber Frankfurter Actiengeſellſchaft fir Rhein⸗ u. Main-Schifffahrt, nur für die⸗ 
jenigen Schäben haften zu mollen, bei welchen ihr oder dem Schiffsperſonal 
eine Abſichtlichkeit ober ſchwere Verſchuldung dargethan werde, für durchaus 
gültig, da das Öffentliche Wohl nicht dabei interefſirt ſei, wie weit ber Schiffer 
für fein Verſchulden hafte und mie bie Beweislaſt vertheilt werde. Nur für 
dolus nicht haften zu wollen, ſei unfittlich.“ 
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Einrichtungen 
wegen 
Verbringung der Reiſenden und des Gepäckes derſelben, ſowie 
der Frachtgüter von und nach den Bahnhöfen. 


—— 





A. Die Gepädträger auf den Bayerifhen Bahnen .*) 


Zur Verbringung ver Reiſenden und des Gepädes berfelben von 
und nach den Bahnhöfen find zur Zeit auf den Stationen Augs- 
burg, Bamberg, Münden und Nürnberg Fiacker, Drofchfen 
und Omnibuswagen, dann auf den Stationen Burgau, Kaufe 
beuern, Kempten und Nörblingen Omnibuswagen aufgeftellt, 
welche die Neifenten und veren Gepäd auf Verlangen nach ven 
Wohnungen und auch von da nach den Bahnhöfen zu fahren haben. 

Die für die Benützung verfelben zu entrichtenden Zaren find 
überall aus den in ven Wagen angehefteten Zarifen zu entnehmen, 
und ift jever Wagenführer verpflichtet, vie vemfelben gegebenen 
polizeilichen Vorfchriften dem Reifenden auf Verlangen vorzuzeigen. 
Beſchwerden wegen Ordnungswidrigkeiten oder Vebervortheilungen 
der Wagenführer können jeberzeit bei der Bahnbehörde oder ver 
Lokalpolizeibehoͤrde angebracht werben. 

Außerdem ift durch die Eifenbahnverwaltung für die Verbrin- 
gung des Gepädes der Reiſenden durch die Aufftellung von ver« 
pflichteten Kofferträgern, anf den Bahnhöfen in Augsburg, 
Bamberg, Bayreuth, Erlangen, Hof, Münden, Nürnberg, 
Schweinfurt und Würzburg Vorforge getroffen und find für 
biefelben folgende Vorfchriften gegeben: 

1) Der Dienft ver Kofferträger, welche als Dienftabzeichen eine 
Schirmmütze mit der Auffchrift „SKofferträger» und einer 
Nummer darüber zu tragen haben, beftehet dem Publikum 
gegenüber, barin: 

a] vom Bahnhofe das Gepäck der Meifenven in die Fuhr⸗ 
werke oder in vie Abfteigquartiere zu bringen, umb 


— — — — — 


*) Vergl. Bayern ©, 92. 
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b] das Gepäd aus der Stabt nach dem Bahnhofe abzu- 
holen, und für ven Reiſenden ben Gepädfchein zu löſen; 
2) Beim Abholen des Gepädes aus der Stabt dürfen nur ſolche 
Stüde übernommen werben, die mit dem Namen bes Eigen- 
thümers und der Station, wohin fie beftimmt find, verfeben, 
dabei feft verpackt und verfchlojfen find; 
3) die Zare für bie vom ober zum Bahnhofe zu verbringenben 
Gegenſtände ift folgenbe: 
a] für einen Nachtjad, eine Hutfchachtel mit Regen⸗ 
ſchirm und vergleichen Meine Gegenftänbe . 6% 
b] für einen Koffer, Manteljad, wie, Korb oder 


fonftiges jchwere Eolo . . . . 12%. 
e) für drei oder mehrere Gmädhäte, wenn auch 
kleinere . 12 k. 


d] für ven Gepädtransport vom Gepächvagen an 
den Wagen, Binder ꝛc., oder von legteren zur 
Gepäd-Erpebition beträgt die Taxe ohne Rück⸗ 
ficht auf die Stückzahl, wenn zugleich die Löfung 
des Gepädfcheines beforgt wird . . 6. 
e] für ven Transport größerer Colli und über 
80 Pfund bat ver Gepäd- Erpevient over Bahn- 
hofbeamte die Taxe zu bejtimmen. 


4) Derjenige Kofferträger, welcher ſich erlaubt, mehr zu forbern, 
als die Tare vorjchreibt, wird das Erſtemal mit 10 fl., das 
Zweitemal mit 25 fl. oder mit Dienft- Entlaffung beftraft. 

5) Die Haftbarfeit des Kofferträgers für das zu verbringenbe 
Neifegepäd beginnt mit ber Uebernahme desſelben vom 
Neifenden oder vom Gepäd-Konpucteur oder Expedienten, 
und bauert bis zur Webergabe des Gepädes an die Gepäd- 
Erpebition ober an den Reiſenden, daher er fchließlich ven 
Gepädichein des Letteren zu behalten, d. h. ver Gepäd- 
Expedition zurückzugeben hat. 

6) Den Kofferträgern wird ein höfliches und zuvorkommendes 
Benehmen gegen das Publikum ohne Aufpringlichleit, dam 
eine rafche und pünktliche Bedienung vesfelben, ferner noch 
insbeſondere Nüchternheit und Reinlichkeit im Anzuge zur 
Prliht gemacht. 
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Zuwiderhandelnde werben mit Gelpftrafen von 5 bis 20 fl. 
und nach Umjtänden mit fofortiger Dienjt-Entlaffung beftraft. 
Das Tabakrauchen im Dienjte ift ihnen verboten. 
Streitigfeiten zwifchen Reiſenden und Kofferträgern ent- 
ſcheidet der Bahnbeamte. 


B. Die Güterführer auf ven Bayeriſchen Bahnen. *) 


Nach 8.20 der Beltimmungen über den Güterverkehr wirb von 
der Eifenbahnverwaltung das Abholen der Güter bei ven Verfen- 
dern, fowie die Verbringung ver Güter von den Bahnhöfen nicht 
übernommen, da die Aufgabe der Güter bei den Erpebitionen und 
das Abholen bet venfelben Sache der Verſender und Empfänger tit. 

Um jedoch bvenjenigen Empfängern und Verſendern, welche für 
das Verbringen der Güter von und zum Bahnhofe nicht unmittel- 
bar Sorge tragen wollen, die Zu- und Abfuhr verfelben zu ermög« 
lihen, und das Publikum gegen willführliche Forderungen und 
Zögerungen bei der Güterzujtellung und Abholung zu fchügen, ift 
die Beſorgung viefes Gefchäfte® bei den Güter-Expeditionen zu 
Augsburg, Bamberg, Münden und Nürnberg bejonvers auf- 
geftellten Güterführern unter folgenden Beftimmungen übertragen 
worben: 


8. 1. Die Güterführer übernehmen die Verbinvlichfeit, ſowohl 
den vom Publitum, als auch von der Eifenbahnbehörve gemacht wer- 
denden Anforderungen bezüglich ver Zu- und Abfuhr von Gütern 
in Fürzefter Zeit und längſtens innerhalb des in den Bejtimmungen 
über ven Güterverkehr feſtgeſetzten Termines pünktlichit zu entfprechen; 
biefelben haben daher bie hiezu nöthige Anzahl von Wagen und 
Pferben ftets in Bereitfchaft zu halten und bei beſonderem Anbrange 
von Gütern für Herbeifchaffung vermehrter Transportmittel zu forgen. 


8. 2. Bezüglich des Verbringens ver zur Abſendung beſtimm⸗ 
ten Güter nach dem Bahnhofe können zur Erleichterung und För- 
derung bes Verkehrs von den Verſendern zu jever Tageszeit kurze 
Aviſo's über abzuholende Güter unter Angabe der Zahl, ver Eolli 
und des Gefammtgewichtes, dann genauer Bezeichnung des Abholungs- 
ortes in bie in den verjchievenen Stabttheilen aufgejtellten Brief- 


— nen 


*) Vergl, Bayern ©, 93, 
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aufnahmefaften eingelegt werden. Die Aviſo's werben bei Gelegenheit 
ber gewöhnlichen Eröffnung ver Briefanfnahmelaften mit möglichiter 
Befchleunigung unentgeltlich den Güterführern zugeftellt, und fofort 
von biefen die Güter längftens im Laufe ver nächftfolgenven Vor: 
oder Nachmittagszeit an ben bezeichneten Orten abgeholt, nad) dem 
Bahnhofe gebracht und der Güter - Expedition übergeben. 

Die abzuholenden Güter müfjen jedoch nach 88. 5 und 9 ver 
Beftimmungen über den Güterverkehr zweckmäßig verpadt und mit 
den vorgefchriebenen Frachtbriefen verfehen fein. 

Auch können Senpungen, welche frankirt werden wollen ober 
auf welchen Nachnahmen lajten, von den Güterführern nur unter 
der Bedingung angenommen werben, daß von Seite der Verſender 
das in dieſer Beziehung weiter Erforberliche bei ver Güter-Expebition 
felbft beforgt werde. 

Der Verjender kann verlangen, daß von dem Güterführer ver 
Aviſo wieder zurüdigegeben und von ihm auf vemfelben ver Empfang 
der Güter durch Unterfchrift befcheinigt wird. 


8. 3. In Anfehung der auf der Eifenbahn anfommenven Güter 
Haben die Empfänger, welche fi der von der Eifenbahnverwaltung 
anfgeftellten Güterführer nicht bedienen wollen, und es vorziehen, 
ihre Güter entweber felbft oder durch Lohnfuhrwerke abholen zu 
laſſen, diejes bei ver Güter-Erpebition fchriftlich zu erklären und den⸗ 
jenigen Fuhrmann namhaft zu machen, welchen fie ein für allemal 
zur Beſorgung dieſes Gejchäftes bevollmächtigen. 

Die Empfänger werden dann einfach nach Vorfchrift des 8. 21, 
ber Beltimmungen über ven Güterverfehr von ber Ankunft der 
Güter durch Zujtellung ver Frachtbriefe in Kenntniß gefegt, und 
haben das Weitere felbjt zu beforgen. 


$. 4. it eine ſolche Dispofition von Seite der Empfänger 
‚nicht getroffen, fo werben bie angelommenen Güter von der Güter: 
Erpebition mit den dazu gehörigen Frachtbriefen fogleich dem Güter- 
führer übergeben und müſſen von biefem, wenn fie am Bormittage 
angebommen find, noch an demfelben Tage, wenn fie am Nachmit- 
tage angelommen jind, Bis längftens Mittag des anderen Tages 
dem Empfänger unmittelbar in das Haus geftellt werben. Bel 
Ablieferung ver Güter hat der Güterführer ven an ven Frachtbriefen 
befindlichen Coupon abtrennen zu Iaffen und einzuziehen, fofort bie 
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im Beftellbuche eingetragenen Fracht- und Nebengebühren in Yaffa- 
mäßigen Münzforten von dem Empfänger zur Ablieferung an bie 
Güter- Expedition einzubeben und fih den Empfang ver Güter in 
dem Beftelfbuche befcheinigen zu lafjen. 

Wenn ver Empfänger die Annahme des Gutes verweigert, fo 
but der Güterführer venfelben zu erfuchen, vie Gründe ver Zurück— 
weifung auf dem Trachtbriefe zu bemerken und ſodann das Gut 
wieder an die Güter- Erpebition einzuliefern. 


8.5. Güter, welche einer zollamtlichen Behandlung unterliegen, 
hat der Güterführer nicht unmittelbar zum Haufe des Empfängers, 
fondern ſtets an vie betreffende Zollbehörde abzuliefern, jedoch den 
Empfänger davon in Kenntniß zu fegen und Hiebei die Frachtgebüh- 
ren einzuziehen. 

8.6. Die Haftbarkeit ver Eifenbahnverwaltung beginnt von 
dem Zeitpunfte der Mebernahme der Güter aus den Hänven ver 
Süterführer und hört mit der Uebergabe an viefelben auf. So 
lange fich daher vie Güter in den Händen ver Güterführer befinden, 
haftet viefe dem Verſender oder Empfänger ausſchließlich mit der 
von dem Güterführer zu dieſem Ende im Intereſſe des Publikums 
geleijteten Caution. 


8. 7. Die Gebühren für die Zu- und Abfuhr der Güter find 
aus den nachitehenden Tarifen zu entnehmen. Wußer biefen Gebüh⸗ 
ren, welche von dem Verſender bzw. Empfänger beim Abholen over 
Zujtellen ver Güter fogleich zu entrichten find, dürfen die Güter- 
führer eine weitere nicht fordern. 


8. 8. Frachtitüde bis zum Gewichte von 25 Pfund werben 
den Empfängern gegen eine Gebühr von 3 Kreuzern binnen brei 
Stunden nach Ankunft des Zuges (die nah 5 Uhr angelommenen 
bis nächiten Morgen um 9 Uhr) durch das Berfonale ver Eifen- 
bahnverwaltung in die Wohnung gebradt. 


$. 9. Gegründete Befchwerben gegen die aufgeftellten Güter- 
führer wegen verjpäteter Beftellung ver Güter over fonftigen Unge⸗ 
bührlichfeiten können jeberzeit bei der betreffenden Eiſenbahnbehörde 
fchriftlich oder mündlich angebracht werden und wird beshalb ftets 
die genauefte Unterfuchung gepflogen und von dem Reſultate dem 
Beſchwerdeführer Kenntniß gegeben werven. 


150 (Anl, XI.) Einrichtungen bezügl. nes Verbringens ber Retfenben 


-...ngB 


dd gun -yumaoız 
wgpdaag |» 
vmbpuuoꝝꝶꝙ 
md 
ID 239 (afnlug 2ju) aqnlq; gun aꝛnbouaox 
(. Joy aubigyuaa qun nen ’1nduwanıg |» 
XLüLX 
(9 gun D amnbon gun - Wu 
(9 ung 
V) ano udywaa qun ypvajowaog, ’Indj) 
“137109 
24 (injug no hu) aqnlqꝝ; mo) "100 cm 
0 9% 
·uamnbwmnaoꝛ 
812 
Do gun 9) 124642 gun - ug 


( O qun g V) g en Ienẽ 33 

220 90% 

amd gun (9 gun g V) aambvuuor⸗ 

109 9% 

mög en Ce Hg udn 'Cı ↄvupuiox 


aQ332301 0303 wu *@ 
UUOHYID INWURSD 

Ann gun nvagg "wann ‘UN 

er WHAT 


En up gun upon 
oioꝝ ang ug upraipõ 

+ . . 'Y% °y nnjumg 
vaoqve gun Bıngaadug 
wong gun uygım 'Bangadug ’pagnz 


® ‘ 


“ RZ 0 


* wggaıg gun bidj⸗g 


Bangeing gun Jogging ’Anag ujꝗy 
“199 qun uuox 
. Bangaadugg gun mvaggo ua⸗ ꝙ 
’ enuſaog eq 
polo gun wong ‘av 
AR „map ' ꝓoang banquv "u 
unaog 
plvg gun 190% 
Bangequng nn banquvevuouꝑg 
. u 972319 gun uj09 
... u 4400026 gun 
wugauın "aalaıy "Jaogulng "upur 


‘ ‘ 


‘ [2 e ‘ 


. uguqualjd >YpHFLNIE (g1 
quap· ivv⸗ HIT (i 
udvqsuvvio ur land (HF 


ru ar (er 
.. gu hldınguspanz (FF 

gu - 10% - us (ET 
* ug 1339013940 -Bıngagurg (21 
ee au ꝓꝛqug (IT 


” ‘ “. 


ugug; 23190931 bjtd g (OF 
ae aꝛuaqu uigy (6 
uaovg ud» uuoq (B 
uqu; abqꝛ ßx⸗uv una . 


0 ‘ 


ud 1Bıngummd -unug (9 
ugvg aplıvdug uni (G 
uapuqvqu⸗o aplıgur (F 
ungqyug RP UN (E 
ud HAUT -UD (Z 


‘ — 


uqug; Roläng-logplng-ugppg (F 





uaßrolag aynlag qun -uy ara lgjal apyam "uanoyzuziugog 'utg uaugox uaßınalaya 


g mu ® 


282428 9 


und des Frachtgutes von und nach den Bahnhöfen. (Anl. XI.) 151 


SCREEN Een nn — — 


pußpalaq v uij IT alu om (S 
ug IM 
Bla) bunnvaarauqvq; 234 uoa uↄaqng alaıg an) 1 3105 aymuyag aus yumup Ing “OA uꝛajqvajuoↄꝰ ne ’usBulniplsg anlage 
gun -ug ng ya Sl ppm "uspnauänjspuig uag u uagyg uspp ur Yyay) 19Bunlduy qun zaqualgyg 139 uꝛuonvi uspv jnv 
1209 Hug 0) uoquoa uagog3Blnn aↄqoja udvg·naoghuwꝛg 239 pq vbuniꝙjau 3l194 ↄbujqaꝛnↄu 4 vu uꝛuqꝛuaiq; wa (F 


mgualag 
pvag usdıgymus an! 9 aspın "uazgagu and g aꝛpun "ovalumuoggs ant mm (27 °S) "yuy laog pou usgum V aꝛun (E 


IIXX 38vjug Yogaf Bay "ulpptag JAdT uaguallaug uij III a5 9% (2 


D d V s2q j 5 nẽ 9 ‘a a wm daR Vj uvinas ou Idnugaagn aꝛnꝙ 299 aqnlqn ausdpa 14 0m NIS Ip 
bjedg uonvi whhsungdg aꝛq Ind magne Jaguı) 1236 Ha17993 "usgvg Jayızaa uomaadıig-1sın@ 1294 uayom ne uapumag Yayal 
pro) jviuanv ay) qun -up uagyalarg gu ala) ‘yandaaa agyu ävuab nvaqo uaugaz aqͥnlq; gun -ug aꝛſajq uoa aabuvldur 
mgdungapag aꝛqua q; 234 uuaa ‘gi qun Jaulparıq 39361 WVıg wag ur qui) anlasıd walog 21 "saßunldun 939 Sunugoag 4 
ur uadgg 1394 uoa Hralıaıaguv gun ugdg; 314 Inv gaaquajgiz 934 Bunugogz 1994 uoa usgug uammouıgn uꝛ v qun ayuauadajg 
ud; ou walluiguung auf aqnq qun -ug 214 uaßungvausaugugualig uaqusdsung 214 Aug ’uallag abjog u) (IIXX drug 
qun zy 5 18424) ualluygunm wnänlBun aumngoy usa] 134 u 239 2@ 2794 uaagiplag wauoya wndnlaßinn Z ayvda 
uj aꝛjq 10 II n UL o AM a W939 ang 34 gun J SD d V amol ‘Te 6 gun a ap 5 "Ba (} 





ann gun -JUmıogg am) aqꝛaꝛaſsquvquog; m) ↄↄquvqaꝛq; uↄpunↄqqaou 994 uauoꝑvi 1% (ET 
. amd ao gun °  afapzaagqungsan; walplınagıst 
zn ur Brldisz gun 3u0& ‘Bıngaadvng |° * ugogg 1sßıkdıay- Bıngagßuyg (22 
oꝛquvquog 
uꝛ unnqhuiqu 2a I qun uspl 
mas 9394 II 15 3ÖHdHmı3 qun aoa 2163 *  aarlsaggungug u °q 
u ’ * agajraajpjoy m *® 


| uꝛuonvi apmmyg uqvqqaoxq "Han az Junlanyy (17 








AN 


152 _ 
Anlage XI. 





Verzeichniß 
derjenigen Gegenftände, welche als poſtzwangspflichtig von 
dem Transporte ausgeſchloſſen ſind.) (Vergl. 8. 43). 


— — — — — — ·— 


Poſtzwangopflichtig find: u 
A. Im Königreich Württemberg. 
Württemberg'ſche Bahn, 

1) Briefe, Geld, Pretiojen aller Urt, namentlich verarbeitetes 
unb unverarbeitetes Gold, Silber, Platina, geichliffene und 
ungefchliffene Evelfteine, Perlen, goldene und filberne Uhren, 
Bijouterle- und Galanterie-Waaren, mfofern fie aus Golt 
ober Silber verfertigt oder mit ächten Evelfteinen oder Perlen 
befegt find, Gold⸗ unb Silberſtoffe, ächte goldene und 
filberne Borben. 

2) Frachtſtücke unter 10 Pfund Zollgewicht, Briefe, Briefpadete x. 


B. Im Großherzogthum Baden, | 
und 
C. Im Großherzogthum Heſſen. 


Frachtſtücke unter 10 Pfund Zollgewicht, Briefe, Briefpackete x. 


D. Im Taxié'ſchen Poitgebiete **). 
1) Verfiegelte Briefe und Acten. 
2) Güterfendungen von 25 Pfund Cölniſch Gewicht und darunter 
(23 Pfund 11,6, Loth Zollgewicht). 
3) Verpackte und verfiegelte baare Gelder und Pretiofen, ver- 
arbeitete8 Gold, Silber, Edelſteine. 


AB 


*) In dem Reglement des Weſtdeutſchen Verbands (W. D.), ©, 63 bis 
66 findet fih das im Folgenden unter A bis F Mitgetheilte ebenfalls zufam- 
mengeftellt; ebenfo in R. Th. ©. 29 das unter D. u. F. Bemerkte. 

**) Kurfürſtenthum Heffen, Sächfifche Herzogthlimer (Wetmar- Eifenat, 
Coburg - Gotha, Meiningen), Naflau, Heffen-Homburg, Lippe, Schaumburg- 
Lippe, Reuß, Schwarzburg und Frankfurt. 
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Als poſtzwangspflichtig ſind jedoch nicht zu betrachten: 

a. Waaren ohne Verpackung und Verſiegelung. 

b. Lebensmittel, als Früchte, Backwerke, Wildpret und anderes 
Fleiſch, Butter, Käſe ꝛc. 

c. Alle Flüſſigkeiten. 

d. Diejenigen Gegenftände, veren Annahme auf der Voſt wegen 
Venersgefahr ober fonftigen Grundes nicht ftattfindet ober 
verweigert worben ift. 


E. Im SKönigreih Hannover. 


Briefe, Zeitungen, fowie alle Pädereien, und Colli bis ein- 
ſchließlich 13 Pfund Zollgewicht, desgleichen Gelpfendungen unter 
1000 Thaler. *) 

Venergefährliche und ätzende Gegenftände, fowie überhaupt ſolche 
Sachen, welche den Poſtgütern leicht verderblich werden können, 
ſind übrigens in Colli bis 15 Pfund als poſtzwangspflichtig nicht 
anzujeben. 

Die nicht poftzwangspflichtigen Geldſendungen, wie auch Golb- 
und Silberbarren, werben übrigend von ver Königlich Hannover- 
ſchen Eifenbahn-Verwaltung zur Beförderung nicht zugelaffen. **) 


F. Im Königreich Preußen und Herzogthum Braunfhweig. 


1) Alle verfiegelten, zugenähten ober fonft verjchloffenen Briefe. 

2) Alle einer Stempelfteuer unterliegenden Zeitungen und An⸗ 
zeigeblätter. 

3) ©emünztes Gold und Sieber, fowie Papiergeld, ungemünztes 
Gold und Silber, gleichviel, ob anderweitig verarbeitet ober 
nicht, Juwelen, ächte Perlen und Pretiofen, ohne Unter: 
ſchied des Gewichts, 

4) Packete unter 20 Pfund incl. Preußifch Gewicht (184 Pfund 
Zolgewicht) jevoh mit Ausnahme folder Sachen, welche 
die Poſten regelmäßig mitzunehmen nicht verpflichtet find. 


— — — — —— 


*) Hannover, Eiſenbahn⸗Reglement, 8. 46. 


**) RgL jedoch Hannover, 8. 46: Geld⸗, Gold⸗ u. Silberbarren (Barren 
werben nur unter Declaration in Geldeswerth zur Beförderung angenommen), 
Edelſteine, ächte Perlen und Werth⸗Documente können nur mit ben Perfonen- 
zügen befördert werden. 
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Die dur das Gewicht bebingte Poftzwangspflichtigleit einer 
Sendung wird baburch nicht ausgefchloffen, daß mehrere Pacdete 
von poftzwangspflichtigem Gewichte unter einer Adreſſe aufgegeben 
werben, ober daß mehrere, an verfchienene Empfänger ober von 
verfchiebenen Verfenvern an einen Empfänger bejtimmte Padete von 
poftzwangspflichtigem Gewichte in ein Gebind zufammengepadt ober 
dem Gegenftande ber Sendung andere Gegenſtände lebiglich zu dem 
Zwecke beigepact werben, um für ein Padet dad Gewicht von mehr 
als 183 Pfund Zollgewicht zu erreichen. 


ALS Padete werden angefehen: Gegenftänbe, die mit einer 
verfchlofjenen, zugenähten, zugeflegelten over zugellebten ꝛc. Emballage 
verfehen find. Daffelbe gilt von Gegenftänden, welche in Kiften, 
Koffern, Fäſſern ober fonjt in irgend einem haltbaren äußeren 
Umfchlage verpadt zur Verſendung gelangen, gleichviel, ob babei 
eine Verfiegelung ftattgefunvden bat oder nicht. Proben jedoch, 
welche nicht poftzwangspflichtigen Sendungen beigegeben find, fir 
auch dann nicht poftzwangspflichtig, wenn fie in poftzwangspflichtiger 
Berpackung fich befinden. 


Unverpadte Gegenftände find dem BPoftzwange nicht 
unterworfen und können darum in jedem Gewichte von ver Eifen- 
bahn transportirt werden. Es gehören bierher: Tabad in Bun- 
den, Wild, Majchinentheile, Hohlgefhirre, Gußwaaren ıc., 
welche für fich noch fein Packet bilden, ſondern erft dann als Packet 
gelten, wenn fie mit Emballage verfehen over in Kiften, Fäſſer :c. 
verſchloſſen ſind. Ebenſowenig gelten Bücher, welche fich in einer 
unverjchloffenen over blos mit Bindfaden umfchnüärten Umhüllung 
von Papier befinden, wie folche namentlih im buchhändlerifchen 
Verkehr bei der Verfendung von Büchern hergebracht ift, als Padet 
und als poftzwangspflichtig. Daffelbe gilt von Zuder, wenn deſſen 
Berjendung in nicht verpadten Broden erfolgt, welche fich in ihrer 
gewöhnlichen mit Bindfaden umfchnürten Hülle befinden; ferner 
bon Baummwollengarn und Flachs, wenn eine Berpadung ver 
einzelnen Bunte nicht ftattgefunden bat, und biefe nur mit Bind— 
faden umſchnürt oder nur in Papier eingefehlugen und weber ver- 
fiegelt noch zugefiegelt oder fonft verfchloffen find, und enblich von 
Senfen, wenn bie einzelnen Bünde unverpackt und nur mit Stroh 
umwickelt find. 
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Enplich find der Poitzwangspflichtigfeit dem Gewichte 
nah nicht unterworfen alle Gegenſtände, welche die Poften 
anzunehmen nicht verpflichtet find, ober deren Annahme von 
ihnen verweigert wird. Hierher gehören: unförmlich große Padete 
mit Bäumen, Sträuchern oder unverhältnigmäßig Leichtem Material, 
als: Wolle, Strohwaaren, Watten 2c., ferner lebende Thiere, Flüffig« 
feiten, Glas- und Thonwaaren, fchnell in Fäulniß übergehende 
Sachen, Streichzünder, Scheivewafjer und andere Abende Flüffig- 
feiten, Sienruß, fowie überhaupt folche Sachen, welche auch bei 
einer jorgfältigen Verpadung den anderen Poftgütern ſchädlich wer⸗ 
ben Tönnen, wie Häringe, Neunaugen, Uuftern, Caviar, Fiſche, 
Thran, Schmierfeife und Wagenfchmiere. 


G. Im Königreich Sadjfen. 


Alle im Königreich Preußen poftzwangspflichtigen Gegenſtände, 
mit Ausnahme ber unter Ziffer 3 genannten Artikel, nämlich des 
gemünzten oder ungemünzten Goldes und Silbers, des Papiergelves, 
ber Juwelen, ächten Perlen und Bretiofen, fofern das Gewicht 
verfelben 182 Pfund Zollgewicht überfteigt. 


H. Im Königreid Bayern. 
©. 


J. Zn den Holfteinfchen, lauenburgſchen und lübeckſchen 
Gebtetstheilen. 


Frachtſtücke unter 39 Pfund Eölnifch. 
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Erkenntniſſe 
des 
Kurfürſtl. Obergerichts und des Kurfürſtl. Ober-Appellations- 
gerichts zu Caſſel in Sachen des Mühlenbeſitzers Carl 
Schuchardt zu Caſſel gegen den Staatsanwalt daſelbſt, 
WVerklagten, wegen Forderung.) 








l. 
Der Civil⸗Senat des Kurf. H. Obergerichts zu Caſſel, beſtehend 
aus ꝛc., ertheilt in Sachen des Mühlenbeſitzers Carl Schuchardt 
zu Caſſel, Klägers, gegen den Staatsanwalt daſelbſt, Verklagten, 


* Das Factum, welches dieſem Erkenntniffe zu Grunde liegt, ergiebt ſich 
aus der Klagfchrift, welche folgendermaßen lautete: 

„Mittelft des unter A im Original anliegenden Frachtbriefes, deſſen Adreſſe 
lautete: An Herm C. Schuchardt zu Helmarshaufen, Station Caſſel au 
der Main⸗Weſer⸗Bahn, gab ich unterm 28. Febr. d. J. zu Frankfurt a. N. 
der dortigen Expedition der Main - Wefer-Bahn 150 Säde, enthaltenb 300 
Eentner Roggen, zur Beförderung mit der Main-Wefer- Bahn, und zwar 
nad der Station Eaffel, auf Die Sendung langte zur entfprechenden Zeit 
in Caffel an. Die Güter-Erpedition der Main-Wefer-Bahn dahier, ſtatt mir 
den Frachtbrief in mein hiefiges Gefchäftslofal (Königsftrape Nr. 228) zu 
überfchiden und mich Dadurch zur Abholung des Frachtgutes zu veranlaflen, 
welches Verfahren für Eiſenbahn⸗Frachtſendungen das übliche und ſich ohne— 
dies von felbft verftehende tft, übergab pas Gut (in Folge beffen, daß auf 
ber Adreffe Helmarshaufen genannt war) der Erpebition der Kurfürf Fror. 
Wilh. Nordbahn, um foldhes nad) Helmarshaufen, meinem früheren Wohn- 
orte, zu verladen. Am 19. v. M., Abends 10 Uhr, als ich die Station 
Helmarshaufen auf einer Reife paffirte, erfuhr ich zu meinem Erflaunen, daß 
das inhaltlich des Frachtbriefes für Caſſel beitimmte Korn in Helmarshaufen 
angelangt jet. 

Ich wendete mich alsbald an den Betriebs- Director der Main - Wefer- 
Bahn und forderte benfelben auf, das von feiner Erpedition begangene Ver- 
fehen wieder gut zu maden und mir das Gut franco und ohne alle Koften 
(mit Ausnahme der Fracht vor Frankfurt nach Caſſel) nad) Eaffel zu fhaffen. 
Sch erhielt jedoch einen ablehnenden Befcheid. 

Sch fah mich deshalb genöthigt, ven Roggen durch bie Kurfürft Friebr. 
Wilh. Nordbahn an meine biefige Adreffe gelangen zu laffen, vorbehaltlich 
meiner Entſchädigungs⸗Anſprüche, und habe ich bie auf Anl. B verzeichneten 
Spefen im Betrage von 70 Thalern bezahlen mülfen. Die angefepte Fradıt 
iR Die nach dem Betriebe - Reglement der Kurfürft Friedr. Wild, Nordbahn 
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wegen Forderung, nach vorhergegangener mänblichen Verhandlung in ver 
öffentlichen Situng vom 16. d. M. das nachftehende Erfenntniß: 

"Die Klage auf Erfag des — durch die beſtimmungswidrige Ver- 
fendung des zur Befdrberung auf ber Main» Wefer- Eifenbahn auf- 
gegebenen Gutes entjtandenen — Schadens iſt gegen ben Verf. 
deshalb begründet, weil aus ver Gemeinfchaftlichleit des Be- 
triebe8 diefer Bahn für Kurbeffen mit ver Stadt Frank: 
furt zwar zu folgern ſteht, daß der Aufgeber im Gebiete von Frank⸗ 
furt zur Beförderung auch durch das Gebiet von Kurhefien, in 
Betreff dieſes legteren Transporte auh mit der Kurheſſiſchen 
Eifenbahnverwaltung contrabire, nicht aber ohne Weiteres, 
daß eine gemeinfchaftliche Mebernahme des Transportes von allen 
betheiligten Staaten auch rüdfichtli der Beförberung je in einem 
einzelnen berjelben eintrete. *) 

In der Sache können beide Partheien als barüber einig ange= 
feben werben, daß die Ausfüllung der beiven Rubriken der Fracht: 


tarifmäßige und das Lagergeld Das angemeffene und eventuell nicht billiger 
zu befchaffende, Diefe Auslage ift mir allein durch das Verfehen der Güter- 
Expedition der Main- Wefer- Bahn erwachſen, nämlich dadurch, daß letztere 
der Beflimmung des Frachtbriefes zuwider das Kom nach Helmarshäaufen 
gefchiet Hat, ftatt folches in Caſſel mir zu Überliefern, weshalb der Staat 
mir deshalb erfagpflichtig iſt. 

Da mir der Erfag biefer Auslagen verweigert wird, fo erhebe ich durch 

meinen in Anlage C legitimirten Anwalt Klage mit der Bitte: 
ben Berflagten zur Zahlung ber libellirten 70 Thaler mit Verzugs- 
zinfen vom Tage der Slagbehändigung an unterm Koftenerfage 
ſchuldig zu erkennen. 

Beweis trete ich durch Eidesdelation an. 

Worüber ꝛc. 
Kurfürſtlichen Obergerichts 
gehorſamſter Kläger.“ 

*) Der Verklagte hatte der Klage die Einrede des unrichtig gewählten 
Verklagten entgegengefegt: Es habe bie Expedition der Main⸗Weſer⸗Bahn zu _ 
Frankfurt a, M. refp. das diefe vertretende Organ, alfo die Eifenbahn- 
Verwaltung der Freiftabt Frankfurt, verklagt werden müſſen, da nur mit 
diefer contrahirt worben fet, und beftrettet ſodann, daß das Gut nach Inhalt 
des Frachtbriefes ala nad der Station Eaffel aufgegeben anzufehen, 
eventuell daß in der weiteren Expedition beffelben nach H. ein Verſehen ber 
Erpedition zu finden fet. H. fei notorifch eine Station der Kurf. Fror. Wilh. 
Nordbahn und da die Sendung an Herrn ©. in H. abreffirt fet, fo ſei H. 
als der Beftimmungsort anzufehen, während der Zufag Station Caſſel die in 
Betracht kommende Verbandſtation bebeute, von welcher ans bas Ber kn 
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briefe für die genammte Eifenbahn: »in.... .u und "Station... .« 
dann von Bebeutung und die Bezeichnung ver Station als ber für 
den Eifenbahntransport maßgebende Beitimmungsort ver Fracht zu 
betrachten ift, wenn ber mit rin... . .u zu bezeichnende Wohnort 
feine Eifenbahnjtation ift oder ver Zufat rrestantu bei dem Namen 
der Station gemacht ift; Streit ift nur darüber, ob, wenn ber 
angegebene Wohnort felbjt eine — andere — Station und ber 
erwähnte Zufaß (restant) bei der befonvers genannten Station 
nicht gemacht ift, doch, wie Kläger behauptet, bie letztere der 
Beftimmungsort und jener (Wohnort) für die Eifenbahn ohne 
Bedeutung fei; oder, wie Verl. ausführt, dann der Wohnort 
der Adreßort fei und bie Hinzufügung der Station nur zu anveren 
Zwecken gejchehen fein könne, *) 

In diefer Richtung war daher Beweis zu reguliren; die Bedeu⸗ 
tung dieſer Beweis⸗Auflage iſt jedoch die, daß Kläger nur im Falle 
des Beweiſes ſeiner Behauptung ſiegt, da, wenn auch die vom Verkl. 
den Worten: "Station... .. a für einen ſolchen Fall beigelegte 
Bedeutung ebenfalls nicht eriwiefen werben follte, immerbin fo viel 
feftſteht, daß von einem Verſchulden des betreff. Eifenbahnbeamten 
bei Auslegung der alsdann durch Ungabe zweier Beftimmumngsorte 
völlig zweifelhaft bezeichneten Xoreffe nicht die Rede fein könne. 

Nur für diefen Beweis erheblih, nicht von felbftftändiger Be⸗ 
bentung ift der Umftand, daß früher gleichlautende Frachtbriefe eine 
Beförderung im Sinne des Klägers zur Folge gehabt haben, wäh—⸗ 
rend bie weitere Behauptung, wie Kläger der Güter-Expebition ber 
Main-Wejer-Bahır die Unweifung gegeben habe, alle für ihn an- 
kommenden Güter in Caffel felbft in Empfang nehmen zu wollen, 
ohne jede Exrheblichkeit ift, weil eine folche Anweiſung, foweit fie 
nicht gerade nach Caſſel adrefjirte Senpungen betraf, ganz unver: 
bindlich würbe gewefen fein. 

Was num die Beweisführung anlangt, fo iſt zunächt der Gegen- 


Lokalverkehr nach ber Zwiſchenſtation H. zu transportiren gewefen ſei. Aller- 
wenigftens fei der Sinn der Adreſſe zweifelhaft. Da Kläger durch Zufügung 
ber Worte: „in Helmarshaufen” in der Adreſſe feine Abficht, wohin das But 
transportirt werden folle, zweifelhaft gemacht habe (clarius loqui debuisset), 
fo fei fein Entſchädigungs - Anfprudy unbegründet. 

*) Bgl. zur Veranſchaulichung bie Rota auf dem Frachtbriefs- Formular 
in Anlage II zu S, 60, 
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beweis nicht erbracht, da vielmehr nad) der übereinftimmenden Angabe 
ver fachverftändigen Zeugen Homberg, Gleim u. Schü Güter 
auch dann an dem durch bie Rubrik „Station... . „u bezeichneten, 
von dem als Wohnort des Aorefjaten durch Ausfüllung ver Stelfe 
„in . . . .u angegebenen verfchievenen Orte liegen geblieben find und 
liegen bleiben, wenn gleich nicht ver Beifag: "restantı im Fracht⸗ 
briefe fich findet. 

Für den Beweis des Klägers dagegen find nicht nur die mit 
der Replik in A und B vorgelegten rachtbriefe, welche nur Einen 
Ort, gleih dem unter h im Zermine den 12. Yuni d. J. vorges 
legten als Adreſſe ergeben, fowie die weiteren mit a — g bejeich- 
neten, welche an beiden Stellen denfelben Ort Helmarshaufen 
enthalten, unerheblich, ſondern es ergiebt fi daraus ſogar ein 
ziemlich verfehievener Gebrauch und aus den beiden erjten ferner, 
daß Teineswegs unbedingt nur die Rubrik "Station den Adreßort 
enthalte. Erheblich dagegen find für ven Fragefall vie Anl.C u. D 
ber Replik, welche erkennen laffen, daß Sendungen mit gleicher 
Üoreffe, wie die in ber Slage angegebene, nicht nad Helmars— 
haufen birigirt find. Daß dies nicht auf einem Verſehen, Zufall 
oder Willführ, fonbern auf einem beſtehenden Gebrauche beruht 
habe, beftätigt aber die Ausfage ver Hägerifchen Zeugen, vie nicht 
nur im Allgemeinen einen ſolchen Gebrauch bekundet, fondern auch 
durch Anführung fpecieller gleichartiger Fälle präcifirt, und auch ber 
fachverftändige Zeuge Eifenberg, welcher vie Eriftenz einer beſtimm⸗ 
ten Regel Täugnet, Hält nicht nur im vorliegenden Falle den 
oben erwähnten Gebrauch für maßgebend, fondern auch in allen 
Fällen den von den übrigen Zeugen behaupteten Gebrauch ebenfalls 
in fofern für beſtehend, als bei dem aus ven Rubriken des Fracht⸗ 
brief-Formulars entjpringenden Zweifel nicht eine Weiterbeför- 
derung einzutreten hatte. 

Hiernach muß ber Beweis des Klägers für erbracht gehalten 
werben und es 

Wird Verklagter fchuldig erfannt und angewiefen, dem Kläger 
binnen vier Wochen die eingeflagten 70 Thaler mit Verzugs⸗ 
zinfen, vom Tage ber Klagbehändigung an, fowie bie Koften 
des Proceffes zu erfegen. V. R. W.u 

Erkannt Caſſel am 20. October 1857. 

Kurfürftl Heff. Obergeridt, Civil⸗Senat. 
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Der Civil-Senat des Kurfürſtl. Heſſiſchen Ober - Appellations- 
gerichts zu Gaffel, beitehend aus ac., ertheilt in ber Sache des 
Staatsanwalts zu Caffel, Verflagten, jet Appellanten, gegen ben 
Mühlenbefiger Carl Schuchardt daſelbſt, Kläger, jet Appellaten, 
wegen Forderung, — nad) erftatteten Bortrage des beftelften Refe- 
renten, ftattgehabter Verhandlung in ver öffentlichen Gerichtsſitzumg 
vom heutigen Tage und gepflogener geheimen Berathung ben nad: 
ſtehenden Beſcheid: 

„Unter Mittheilung der appellatiſchen Vernehmlaſſung an den 
Appellanten zur Nachricht und in Erwägung, 

daß die unterſtellte, durch die Präjudicialqualität der durch 
das Rechtsmittel hervorgerufenen Entſcheidung gerechtfertigte, 

Erwachſenheit der Sache durch das appellatiſcherſeits dagegen 

Vorgebrachte nicht beeinträchtigt erſcheint; *) 

daß — zum erften Beſchwerdepunkte — Uppellant durch vie 
in der angefochtenen Entfcheldung angenommene Grunblofigfeit 
der gegen feine Eachlegitimation erhobenen Einwendungen nicht 
gravirt tft, 

ba nach der rechtlichen Befchaffenheit des Sachverhältniſſes, 
fomweit e8 bier targelegt worden, Appellat nicht blos mit der 

Verwaltung der Cifenbahnftation, bei welcher er fein Frachtgut 


— ——— — — 


*) Vom Verklagten war angeführt, es handele ſich hier offenbar um Ent 
ſcheidung: 

einmal der Frage: ob aus einem mit der Frankfurter Eiſenbahnverwal⸗ 
tung eingegangenen Vertragseverhältniſſe der fraglichen Art ber Kurſtaat ohne 
Weiteres obligirt werde, 

anberfeit6 der ebenmwohl tief eingreifenven,, princtpielle Bedeutung haben⸗ 
den Trage, ob die Eifenbahnverwaltung für die durch zweifelhafte Adreſſe 
des ihr zur Weiterbeförderung übergebenen Frachtgutes entſtehenden Irrungen 
zu baften habe. 

Der Kläger hatte dagegen vorgebradht, daß hier ein ganz vereinzelt ftehen- 
der Fall vorliege, der durchaus keine Eonfequenz nach fich ziehe und deſſen 
Wiedervorkommen abzuwenden, ganz in der Hand der Eifenbahnverwaltung 
liege, da fie zu dem Ende nur dem Erpebitionsperfonale beflimmtere Inftruf- 
tionen zu geben brauche, als diefes bisher der Fall gewefen, und daß Ber- 
Hagte auch nicht behauptet habe, daß eine Reihe gleichartiger, von der Ent- 
ſcheidung derfelben Rechtsfrage abhängiger Rechtsfälle vorlägen, bie in ihrer 
Gefammtheit Die summa appellabilis erreichten, 
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zur Beförderung aufgegeben Hatte, fonbern auch mit ven Ber: 
waltungen ver anderen Eifenbadnftationen, welche, ver Adreſſe 
im Frachtbriefe zufolge, das Gut fpäter zur Weiter; 
beförderung zugeführt erhalten und angenommen hatten, 
in ein VBertragsverhältniß eingetreten war, das ihn ermäch- 
tigte, gegen jede biefer verfchievenen Bahnverwaltungen, durch 
deren Schuld er in Anfehung feines betreffenden Gutes eine 
zum Anſpruch auf beshalbigen Erſatz ihn berechtigende Befchä- 
bigung erlitten, mit ver gewöhnlichen Eontractsflage aufzu- 
treten, 


und biefer and allgemeinen Rechtsgrumpfägen fich ergebenven 
Beurtheilung ver vom Appellanten angeführte, nur auf außer- 
gerichtliche Reclamationen ver Betheiligten bei ven Eifen- 
bahnbehörden felbft zu beziehende, Inhalt des 8. 16 des 
betreffenden Betriebs⸗Reglements nicht entgegenfteht; 

daß, zum zweiten, vie Sache ſelbſt betreffenden, Beſchwerde⸗ 
punfte, Uppellant die Entjcheibungsgründe bes Obergerichts⸗ 
Erkenntniſſes zu widerlegen nicht vermocht hat, 

indem mit Rücficht auf die, in Ermangelung ver Darlegung 
einer deshalb etwa vertragsmäßig getroffenen Abänderung, bie 
Beurtbeilung des vorliegenden Rechtsverhältnifjes zu Grunde zu 
legenven Rechtsgrundſätze des gemeinen Rechts, — bei der Fleiß⸗ 
anwenbung (diligentie), welche hiernach der appellantifchen Bahn⸗ 
verwaltung in Beſorgung der von ihr zur Beförberung gemäß 
bes Frachtbriefes übernommenen appellatifchen Güter oblag, ber 
Beweis, daß die betreffende hieſige &üter- Expedition durch 
Abfenpung jener Güter durch die Kurfürſt Friedrich Wilhelms 
Nordbahn nah Helmarshaufen eine den Klaganfpruch recht- 
fertigende Verſchuldung zur Laft falle, nach dem Ucten- 
Inhalte für erbracht gehalten werben muß *); 





*) Der Kläger hatte in der Appellations-Inftanz in biefer Hinficht noch 
ausgerährt: Ohne allen Zweifel hätten bie beiden offenen Stellen in den Fracht- 
brief - Bormularen „in . . . .* und „Station „ . . .* für das Berbalten ber 
Eifenbahn - Erpebition eine Bereutung. Die Rubrit „Station beveute 
ben Beftimmungsort des Gutes, bis wohin der Transport auf ber Eifen- 
bahn zu erfolgen habe. Die Rubrik „In. . . .* folle ben Wohnort bes 
Adreſſaten anzeigen, beffen Keuntniß für Die Erpebition unumgänglich not 
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wirb der Beſcheid des Hiefigen Obergericht® sont 20. October v. J. 
lediglich beftätigt, unter Verurtheilung des Appellanten in bie Koſten 
diefer Inſtanz. V. R. W. 
(Reviſions⸗Clauſel.) 
Caſſel am 7. Mai 1858. 
Kurf. Ober-Appellationsgeriht, Civil-Senat. 





Anlage XIV. 


tn nn ER 


Berzeichniß der beftimmten Bieferzeiten 
für gewöhnliche Frachtgüter. 
A. Im mittelvdeutfhen Verbanpe. 


1) Zwifchen ven Stationen Frieprich&hafen ımb Biberach einerfeite 
und anbererjeits 
. Kübel, Roftod und Wismar binnen . . . . . 14 Zagen. 
Berlin, Jüterbogk, Wittenberg, Deſſau, Dresden, 
Rieſa, Magdeburg und Leipzig bimen . . . .12 
. Halle, Apolda, Weimar, Erfurt und Gotha binnen 11 
Eiſenach, Bebra, Carlshafen und Warburg binnen 10 n 
Caſſel, Guntershanfen, Marburg und Gießen binnen 9 nm 
f. Frankfurt a. M. und Darmftadt binnen . . . 8 n 
2) Zwilchen den Stationen Eplingen, Ulm, Stuttgart und Heil: 
bronn einerfeit8 und andererſeits ven vorſtehend unter 
a. aufgeführten Stationen binnen. - - - . 0 . 13 Tagen. 


9 


se» 


b. — — ! Le er er. l1l 8 
c. — — "2 2 0 2... 10 
d. — — " ....:..69 " 
e. — — No 2 ee . 8BS n 
f. — — " > 2.2.2... 


wendig fet, da ihr in allen Füllen, wo der Adreffat nicht am Beflimmungt- 
orte des Gutes wohne, die Verpflichtung obliege, demfelben bie Ankunſt ver 
Gutes anzuzeigen, abgefeben hiervon fei aber die Bezeichnung bes Wohnertes 
auch nothiwendig, um die Ipentität der Perſon des Adreflaten mit demjeni- 
gen, mwelder bas Gut abhole, feſtzuſtellen und dadurch etwaigen Srrunge 
vorzubeugen, inbem der Wohnort bei verfchlenenen Perſonen gleichen Ramens 
oft das einzige Merkmal fe, an welchem bie Ipentität feſtgeſtellt werben könnt. 





* 
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3) Zwifchen der Station Bruchfal, Württembergiſche Bahn, einer: 
ſeits und andererfeitd den vorftehend unter 
a. - aufgeführten Stationen binnen... - 11 Zagen. 


Er Ta 


mea2RF 
R 
se Od o 


4) Zwiſchen den Stationen Walbehut, Sadingen, Bafel, Haltingen, 
Freiburg, Dinglingen (Lahr), Offenburg, Kehl (Straßburg), 
Baden, Carlsruhe und Bruchfal einerjeitd und andererjeits 
den vorſtehend unter 


a. aufgeführten Stationen binnen . . » - . . . 10 Zagen. 
b. — — ee 8 2. 8 " 
e. — — GE? 
d. — — " ... 6 DL 
E. — — " 5 " 


5) Zwifchen den Stationen Heidelberg, Mannheim und Darmijtabt 
einerfeit8 und anbererfeit8 den vorjtehend unter 
a. aufgeführten Stationen binnen . . - » . . . T Xagen. 


b. — — N Oo 2 2 2 2 0. 5 0 
c. — — " Er Ge? 
d. — — a FE, 5 
e. — — MOL 2 0 2 2 0 0. 2 0 


6) Zwijchen ven Stationen Frankfurt, Gießen, Marburg einerfeits 
und anbererjeit8 den vorſtehend unter 
a. aufgeführten Stationen binnen.. 2 2.6 Tagen. 
b. — ococ.. .. . 4 
c. — — ... 64 > ” 
d. — — " " 
7) Zwiſchen den Stationen Warburg, Carlshafen, Gaffel, — 
hauſen, Bebra, Gerſtungen einerſeits und andererſeits den 
vorſtehend unter 
a. aufgeführten Stationen bimen . -. - ... 5 Tagen. 
b. — — er, ae?) 
c. — — " ... . . 2 
d. und Eiſenach 2 — 
8) Zwiſchen den Stationen Eiſenach, Gotha, Erfurt, Weimar und 
Apolda einerjeits und andererſeits 
\1* 


n 
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a. ven vorſtehend unter a aufgeführten Stationen binnen 4 Tagen. 
b. Berlin, Jüterbogk, Wittenderg, Deſſan, Dredden 
und Rieſa binnen . . » oo... .2 * 
Für die Station Hamburg lann eine feſe Sieferget, der eigen- 
thümlichen localen VBerhältniffe wegen, nicht zugejagt und nur be= 
merkt werden, daß bie Xransportzeit zwifchen Magdeburg unb 
Hamburg 2 Tage beträgt. 


B. Im rhein. thüring. Verbande (R. Th. ©. 101, 8. 5. 


1) Zwiſchen den Stationen Aachen, Rheydt, Gladbach, Vierſen, 
Crefeld und Neuß einerſeits und andererſeits 
a. Leipzig, Halle, Merſeburg, Weißenfels, Naumburg, 
Apolda, Weimar, Erfurt, Gotha u. Eifenach binnen 3 
b. Gerftungen, Bebra, Caffel und Earlöhafen binnen 2 
c. Warburg, Bonenburg, Paberborn, Gefede, Lipp- 
stadt, Soeft, Werl, Unna, Dortmund, Witten, 
Hagen, Schwelm, Nitteröhaufen, Barmen und 
Elberfeld binnen . . - . . 1 ag. 
2) zwijchen den Stationen Düffelborf, Elberfelb, Varmen, Ritters⸗ 
haufen, Schwelm, Hagen, Witten, Dortmund, Unna und 
Werl einerfeit8 und andererfeits 
a. den unter 1a und 1b aufgeführten Stationen binnen 2 Tagen. 
b. Warburg, Bonenburg, Paderborn, Gefede, Lipp⸗ 
ftapt und Soeft bimen. . . . 1 Tag. 
3) Zwifchen den Stationen heine, Greven, Munſter, 
Hamm, Soeft, Lippſtadt, Geſecke, Paderborn und 
Bonenburg einerſeits und andererſeits den unter 
1a aufgeführten Stationen bien . - .. 2 Tagen. 
und denen unter Ib bien - - ». » 2... .1Xop 


Tagen. 


C. Im weſtdeutſchen Verbanpe. 


1) Zwifchen ven Stationen Bremen, Harburg, Qüneburg, 
Hannover, Göttingen, Münden, Braunfchweig, 
Wolfenbüttel, Magveburg und Berlin einerfeits 
und andererjeit8 Frankfurt a. M. bimen . - . 3 Tagen. 

Darmſtadt und Heibelberg bimen 4 n 

2) Zwiſchen ven Stationen Magdeburg und Berlin einer- 

ſeits und anbererfeits Caffel binnen. - - - . 2 Tagen 


[4 
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Die Deförverung von Eilgut mit den Schnelljügen Tann ver 
Verſender nicht verlangen; als äußerfte Grenze ber Lieferzeit für 
Eilgüter gilt die Hälfte der Lieferzeit für Frachtgüter. 


D. Im norddeutſchen Verbanve. 


a) Von ven Stationen der Cöln- Mindener Bahn nach Rieſa, 
Dresden, Lüneburg und Harburg 3 Tage, nach allen übrigen 
Berbandsitationen 2 Tage, von Emmerich überall 1 Tag mehr. 

b) Bon den Hannover’fhen Stationen nah Rieſa und Dresden 
3 Tage, nach allen übrigen VBerbandsftationen 2 Tage, von 
Emden, Leer und Osnabrüd überall bin 1 Tag mebr. 

c) Bon Braunfchweig nach Riefa, Dresven und Emmerich 2 Tage, 

nach allen übrigen Verbandsſtationen 1 Tag. 

d) Von Berlin, Leipzig, Halle, Magdeburg, Ofchersleben 
und Halberftant nah Brammfhweig . . » . .1Xag. 
nach Lüneburg und Harburg . . . . 24 Tage. 

u Xeer, Emden, Osnabrück und Emmerich 3 — 

» allen übrigen Verbandsitationen . . . .2 — 
e) Bon Riefa und Dresven nach Braumfchweig . . . 2 Tage. 
nach Lüneburg und Harburg . . » . 31 Tag. 
n Xeer, Empen, Osnabrüd und Emmerih . 4 Tage. 

» allen übrigen VBerbandeftationen . . . »3 


E. Im oftfriefifäsrheinifchen Verbande. 

Für Srachtgüter zwifchen Emben, Leer, Lingen, Ibbenbühren und 
a. Rheine, Greven, Münfter, Hamm 1 nu: incl. 2 bis 
b. ven übrigen Verbanpsftationen 2 Tage 4 Refpecttagen. 

Für Güter ver Kl. J. A bis D find 4 bis 8 Nefpecttage vorbehalten. 

Für Eilgüter 2 Tage, incl, 1 bis 2 Nefpecttage. 


F. Zwiſchen nachſtehenden Stationen des mitteldeutfchen 
Verbandes einerfeits und der franzöfifchen Oſtbahn an- 
dererſeits. 

1) Zwiſchen den Stationen Lübeck, Roſtock, Wismar einerſeits und 
a. Havre, Dieppe, Ruuen..... .. 17 Tage. 
b. Calais, Dunkerque et Bulogne . . . .. 19 * 
c. Laferte, Epernay, Rheims, Chälonss. Marne, Nancy 14 

2) Zwifchen Berlin, Jüterbogk, Wittenberg, Deſſau, Drespen, 

Riefa, Magdeburg, Leipzig und 
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a. den unter 1 a genannten Stationen ver Oftbahn 15 Xage. 
b. ⸗ " 1b — — " — 17 — 
c. nm r Ic — — — 12 nv 
3) Zwiſchen Halle, Upolva, Weimar, Erfurt, Gotha und ven ges 
nannten Stationen ber Oſtbahn 
zu a: 14 Tage, zu b: 16 Zage, zu c: 11 Zage. 
4) Zwifchen Eifenah, Bebra, Warburg, Carlshafen und ben ge- 
nannten Stationen ver Oftbahn 
zu a: 13 Tage, zu b: 15 Tage, zu c: 10 Tage. 
5) Zwiſchen Caffel, Gmtershaufen, Marburg, Gießen und ven 
genannten Stationen der Oftbahn 
zu a: 12 Tage, zu b: 14 Tage, zu c: 9 Zage. 
Die Lieferzeit für Eilgüter ift für die weiteſte Entfernung auf 
höchſtens 8 Tage feftgefekt. 


G. Zwifchen nachſtehenden Stationen des rheinifch-thü: 
ringifhen Verbandes einerfeit8 und folgenden Sta— 
tionen der belgifhen Staatsbahn u. der franzöfifchen 
Nordbahn. 

1) Von Elberfeld, Barmen, Rittershauſen 
a. nach Lüttich.... Frachtgut 4 Tage, Eilgut 3 Tage. 
b. Brüſſel, Antwerpen, Oſtende, Valenciennes 

Frachtgut 5 Tage, Eilgut 4 Tage. 


ce. » Paris. —7 — 4 * 
d. » Have .. — 9 u — 6. 

2) Von Hagen, Dortmund, Soeſt, Lippſtadt, Paderborn, Warburg, 
Caſſel 


a. nach Lüttich . . . Frachtgut 5-6 Tage, Eilgut 4 Tage. 
b. » Brüffel, Antwerpen, Oſtende, Valenciennes 
Frachtgut 6 Tage, Cilgut 4-5 Tage 
ce » Bari . 2.2.20 8. — 5 n 
dv» Sure . .. — 10 * — 56 n 
3) Bon Caſſel, Eiſenach, Gotha, Erfurt, Weimar, Apolda, Mer 
jeburg, Halle, Leipzig 
a. nach Lüttich, Bei: ꝛe. Frachtgut 7 Tage, Eilgut 4-5 Tage. 
b. vr Bars .. 3 — 3-5 * 
ce. nr Sour ... — 11 * — 56 " 
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Ertenntniß 


des 
Obergerichts zu Glüdftadt vom 23. März 1852. 


In Sachen des Eingefeffenen und Brenners Ulerander Grill 
in Pinneberg, per mandatarium den Advocaten Burmeſter daſelbſt, 
Kläger, wider bie Direction der Altona = Slieler Eifenbahngefeltichaft 
in Altona, Beklagte, 

betreffend Erfag eines verurfachten Schadens zum Betrage 
von 162 ME. 10 8. Cour., 
hat Kläger vortragen laffen: 

Am 4 Yuli v. J. Habe er ein ftarkes in gutem Zuftande 
befinvliche8 Gebinde Sprit, 87 Viertel enthaltend, und circa 
2000 Pfund wiegend, zur Verfendung per Eifenbahn nach Altona 
durch feinen Dienftneht Steffen Hagen zu Wagen nach dem 
Pinneberger Bahnhof beförbern laffen. Dem Bahnhofsverwalter 
Maaß fey durch ven Bahnhofsarbeiter Sellmann, bei Ueber: 
reihung ber Frachtbriefe, die Meldung gemacht worden, daß das 
fraglihe Gebinde auf dem Bahnhofe fey und Sellmann babe 
hierauf den Eifenbahnarbeitern Stoldt und Diner ven Befehl, 
ihres genannten Vorgefegten überbracht, das Spritjtüd in Empfang 
zu nehmen, vom Wagen abzulaven und in ven Güterfchuppen zu 
bringen. In Folge diefer Anordnung des Bahnhofsvermwalters 
hätten die Eifenbahnarbeiter eine ber Eifenbahngefellichaft 
gehörige Streichleiter herbeigeholt, um damit das Gebinde von 
dem auf dem gewöhnlichen Ablapdungsorte vor dem Güterjchuppen 
haltenden Wagen herabzubringen. Während des Actes des Her- 
unterbringen® und während das Spritjtüd bereits auf der 
Streichleiter gelegen und nachdem es alfo bereits von Wagen 
des Klägers weggejchafft worden, ſey jedoch der eine Balken ver 
fraglichen Leiter gebrochen und in Folge hiervon fey das Faß 
Sprit, welches Kläger für 162 ME. 10 8. an Nagel in Teufels 
brüd verkauft gehabt habe, an vie Erbe gefallen, zerbrechen 
und ber Inhalt verſchüttet. 
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In dem Betriebs-Reglement für vie Holfteinifchen Eiſenbahnen 
fei e8 nun, wenn auch nicht direct, fo doch implicite ausgeſprochen, 
daß alle nah Tare A, B uno O zu verfendenten Waaren von 
Arbeitern ver Eifenbahngejellihaft ab- und aufgeladen 
werben müßten, wie denn dies auch auf dem Pinneberger Bahnhofe 
und wahrfcheinfich auf den übrigen Bahnhöfen immer gefchehen fei. 
Wenn aber die Eifenbabngejellfchaft verpflichtet fei, vie mit 
den Zügen zu verfendenden Waaren auf den Bahnhöfen von ven 
Wagen ver Abſender abzuladen, fo fei viefelbe auch in Gemäß— 
heit der Beitimmungen ver 88. 56 u. 57 des Betriebs⸗Reglements) 
verbunden, für allen dabei entftehenden Schaden zu baften. Sie 
fei es übrigene in diefem Falle auch um jo mehr, da die Empfang— 
nahme ver Waare, von weldem Augenblid an ja nach $. 57 des 
Neglements die Verpflichtung Zur Schabenserftattung be- 
ginne, in concreto damit fchon gefchehen fei, daß die Eifenbahn- 
arbeiter auf Befehl des Bahnhofsverwalters fich des Gebindes bes 
Klägers auf dem Wagen bemächtigt hätten. Wllein jelbft wenn 
auch die Vorfchriften des Betriebs⸗Reglements nicht wärben Pla 
greifen können, würde vie Eifenbahngefellfchaft voch auch nach all: 
gemeinen Rechtsgrundfägen ben Schaden zu erjtatten haben. Denn 
. ver Bahnhofsverwalter, d. b. die Eifenbahngefellfchaft, ſei jevenfalls 
zur diligentia verpflichtet gewwefen und ver Schaden fei dadurch ver- 
anlaßt, daß bie Eifenbahnarbeiter, Die er zur Ablapung des Gebindes 


*) 656. Die Ordnung im Allgemeinen betreffend ($. 2 
des Gef. v. 18. Mai 1840). Die Geſellſchaft it zum Erfag verpflichtet für 
allen Schaden, welcher bei Befürberung auf der Bahn an den auf berfelben 
beförberten Perfonen und Gütern, oder aud an anderen Perfonen und beren 
Sachen entfteht, und fie kann ſich nur durch den Beweis befreien, daß ber 
Schaden entweder durch die eigene Schuld bes Beſchädigten ober burch einen 
anabwendbaren äußeren Zufall bewirkt worden if. Die geführliche Beſchaf⸗ 
fenheit der Unternehmung ſelbſt ift als ein von dem Schavenserfag befreienber 
Zufall nicht zu betrachten. 

$. 57. Die Verpflichtung der Gefellfchaft währt von dem Augen— 
bli der Enpfangnahme bis zur Ablieferung — Falls bide 
durh Schuld der Empfänger verzögert wird, an den Enbpunften Altona 
und Kiel um mehr als 24 Stunden, an den übrigen Etationen um mehr 
als 2 Stunden, findet eine Verpflichtung der Geſellſchaft aus ber übemom⸗ 
menen Garantie für Beſchädigungen auf dem Transporte nicht mehr Statt, 
(cfr. 8. 67 über das Lagern der Güter.) 

Tie Garantie für Dich hört mit der Ankunft am Befimmungsorte auf. 
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befehligt babe, fich einer, wie bie Erfahrung gelehrt, ſchadhaften 
oder wenigften® unzwedmäßigen Streichleiter bevient hätten. Auch 
fomme hinzu, daß der Abſender von Waaren beim Abladen verfel- 
ben fi) den Anorbnungen der Bahnhofsbeamten unterwerfen müffe, 
und um fo mehr ſei die Eifenbahngefellichaft zum Erſatze des auf 
die angegebene Weife entjtandenen Schabens verpflichtet. 

Seine ſchließliche Bitte richtet Kläger dahin: 

daß Beklagte fchuldig erkannt werden möge, ihm 162 ME 
10 $. nebjt 5 pCt. Verzugszinfen, von der Infinuation ber 
Ladung an gerechnet, innerhalb 6 Wochen zu zahlen, auch bie 
erwachjenen Proceßkoſten binnen gleicher Frift zu eritatten, 

Beklagter hat excipiendo vie Einrede der unbegrünbeten Klage 
opponirt und zur näheren Motivirung dieſer Einreve ausgeführt, 
daß nach den Beltimmungen des Betriebs - Reglements vie beflagte 
Eifenbahngefellfchaft nicht verbunden fei, einen Schaden, ver auf 
die angegebene Weife entftanden, zu erftatten, ein anberweitiger 
rechtlicher Verpflihtungsgrund aber auch nicht vorhanden fei. 

Nach bis zur Duplik ftattgehabter mündlicher Verhandlung jtebt 
e8 fonach zur Frage: 

ob die angeftelfte Klage für begründet zu erachten ? 

In rechtlicher Erwägung nun, baß bei ber Beurtheilung bes 
zwifchen dem Abſender einerjeitE und ber Eiſenbahngeſellſchaft 
anbererfeit8 beſtehenden contractlichen Verhältniffes das Betriebe 
Reglement für bie Holfteiniichen Eifenbahnen als normgebend wird 
angejehen werben müffen; 

in Erwägung, daß bajjelbe feine Beſtimmung enthält, wodurch 
ber Beklagten die Verpflichtung auferlegt wäre, bie Ablabung ber 
Waaren von ben Transportmitteln des Abſenders zu beforgen, eine 
ſtillſchweigende Auferlegung folder Verbindlichkeit fich auch nicht aus 
dem Umftande folgern läßt, daß es zur Vermeidung von Mißver- 
ftänpniffen für erforverlich erachtet worven, in Beziehung auf bie 
in ben 88. 42 und 44 *) fpeciell behandelten Fälle ausprüdlich zu 
bemerten, daß bie Eifenbahngefellichaft nicht verpflichtet fei, das 
Auf- oder Abladen zu beforgen; 


*) 6. 52. Die nad Tare A, B und C (für Eilgüter, für gewöhnliche 
Fracht und für Güter in größeren Quantitäten) verladenen Güter werben, je 
nach der Aufgabe des Abſenders, welcher Dies auf dem Brachtbrief zu bemerten 
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in Erwägung, daß bie im Intereſſe des die Eifenbahn benuken- 
den Publilums getroffene Einrichtung, daß eigene Eifenbahnarbeiter 





bat, in Altona an der Elbe am Eiſenbahnquai, in Kiel auf ber Pferde⸗ 
bahn am Hafen und in Glückſtadt ebenfalld auf der Pferdebahn am 
Safen abgenommen und geliefert. Außerdem ift in ven Taren A, B und C 
mitbegriffen, daß die Süter in Altona, Hamburg und Kielvom 
Haufe abgeholt und bis an das Haus geliefert werben. Güter von 
einem Wertbe über 8 $. pr. Pfd., welche befonderd (8. 64) verfichert werden 
follen, werden in Hamburg, Altona und Kiel auf Verlangen zwar 
gleichfalls vom Haufe abgeholt, jedoch haftet die Gefellfhaft für den Mehr⸗ 
werth über 8 $. pr. Pfd. erft, wenn diefe Güter auf den Erpepitionen abge- 
liefert find und der Garantieſchein dafür gelöft tft; mithin auf dem Trans 
porte vom Haufe bis zur Einlieferung in den Expeditionen nur bis zu 8ß. 
pr. Pfo., wenn mindeftens biefer Werth nachgemwiefen wird. 

In Kiel werben die der Zollrenifion noch nicht unterzogen gemefenen 
Güter nur bis an das Zollpadhaus gebracht. 

Die Eiſenbahn⸗Geſellſchaft ift zum Auf- und Abladen an ben Häufern 
der Abfender und Empfänger nicht verpflichtet, indeſſen wird dies gefcheben, 
infofern zwei Arbeiter dazu ausreichen und nicht ganz befondere Schwierig- 
keiten mit dem Auf- und Ablaben verbunden find. — Ferner ifi beim 
Holen und Bringen der Güter bie Anlieferung an bie und 
die Abnahme von den Wagen fo zu bewerfftelligen, daß da— 
durd dem Fuhrwerk und ben Ürbeitern der Gefellfhaft Eein 
unverbältnigmäßiger Zeitverluft erwächſt. 

5.44. Nähere Beffimmungen zur Tare D. Nah Tare D zur 
gelegentlichen Mitnahme werben nur nachſtehende rohe Producte in ganzen 
Wagenladungen von mindeftens 12000 PYſd., wenn fie auf einen fecheräprigen 
Magen, oder von 16000 Pfd., wenn fie auf zwei vierräbrigen zu verlaben 
find, zur Beförderung angenommen, nämlich: 

1) rohe Bau- und Brennmatertalien, als: Holz, Torf, Kohlen, Steine 

aller Art, Schiefer, Kalt, Cement, Ziegel, Dachpfannen; 

2) alle Getreivearten, als: Roggen, Waizen, Buchwaizen, Bohnen, 

Erbfen u. f. w., auch Schälgut und Kleie; 

3) bie rohen Feldfrüchte, als: Kartoffeln, Rüben und Wurzeln; 

4) verfchiedene andere rohe Producte, als: rohe Kreide, Salzſteine, Erb- 

arten, Dünger; 

5) leichtere Producte, die jeboch pr. Wagenlabung für einen ſechsrädrigen 

offenen Wagen zu 12000 Pfd., und pr. doppelte Wagenladung für 
2 vierräbrige Wagen zu 16000 Pro. gerechnet werden, ale: Stroh, 
Heu, Bufh, Moos, Borke und Lohe. 

Die Gefellfhaft übernimmt jedoch Fein Rtfico irgend einer 
Art für die Berpadung und Berladung der Güter, dienad 
Taxe D verladen find, und bat der Berfenver fiir Laden, Ablapen, 
Bededung u. f. w. felb zu forgen. Auch ift nicht in der Taxe mitbegriffen 
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angejtelit find, welche für daſſelbe vie auf den Bahnhöfen vorfallen- 
den Arbeiten verrichten, e8 als Selbftfolge mit fich bringt, daß auch 
namentlich das Auf- und Abladen der Waaren von biefen bewerk⸗ 
ftelligt wird, daß aber eben deshalb auch aus der Thatfache, daß 
dies regelmäßig durch von der Eifenbahngefellfchaft angeftelite Arbeiter 
ausgeführt wird, Teineswegs gefolgert werben Tann, daß bie Eifen- 
bahngefellfchaft die Verpflichtung übernommen, das Wblaven ver 
Waaren zu beforgen; 

in fernerer Erwägung, daß die 88. 56 und 57 des Betriebs⸗ 
Reglements, wonach die Eifenbahngefellfchaft von dem Augenblid 
ber Empfangnahme bis zum Ablieferung dem Abjenber bei allen nicht 
rein cafuellen over felbjtverfchuldeten Schaden haftet, auf den vor- 
fiegenden Fall feine Anwendung leiven kann, da der auf bie ange 
gebene Weife entftandene Schaden ſchon beim Abladen der Waare 
von den Transportmitteln bed Abſenders, aljo vor dem Empfang 
derſelben eingetreten ift; 

in Erwägung nämlih, daß die Schlußfolgerung bes Klägers, 
daß im concreten Falle die Empfangnahme ver Waaren fchon in 
dem Uugenblide gejchehen fei, wo vie Eifenbahnarbeiter fih auf 
feinem Wagen bes Gebindes bemädhtigt hätten, weil dieſelben von 
tem Bahnhofsverwalter befehligt gewejen, die Waare abzuladen und 
in Empfang zu nehmen, fich unverkennbar um jo mehr als eine 
völlig unhaltbare varftellt, weil, wie bemerft, die nicht von ber 
Eifenbahngefellfchaft, ſondern von dem Abſender zu beſorgende Abla- 
bung der Waare regelmäßig für den Letzteren durch die angejtellten 
und unter fpecieller Xeitung des Bahnhofsverwalters ftehenden Arbeiter 
bewerfitelligt wird, und mithin der Umftand, daß Letzterer vie ein- 
zelnen Arbeiter zur Abladung des Gebindes beorvert hat, um fo 
weniger zu der Annahme berechtigt, daß es in feiner Abficht gele- 
gen haben Tönne, die Waare in Empfang zu nehmen, noch ehe fie 
von dem Wagen bes Klägers abgelaven wäre; 
ber Transport der Wagen von und nad) den Eifenbahnquais. Die Gefell- 
{haft it jedoch berechtigt, fogleich nach Ankunft der Wagen am Beftimmungs- 
orte , biefelben auf Koften der Empfänger zu entladen, wenn biefe Feine Leute 
zur Empfangnabme berfelben bei Ankunft ber Züge an Ort und Stelle haben. 

Die Güter -Erpebiteure find jedoch angemwiefen, nad) zeitig befchaffter 
Anzeige der Empfänger Alles anzuwenden, um das Entladen und ben 
Transport der Güter nach dem Beſtimmungsorte möglichft zu erleiätere. 
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in weiterer Erwägung, baß eben weil die Eifenbahngefellfchaft 
die Abladung der Waare zu bewerfftelligen nicht verbunven ift und 
bie angejtellten Eifenbahnarbeiter, welche babei thätig find, dieſe 
Arbeit für ven Abſender beforgen, e8 auch völlig unverbindlich erfcheint, 
daß bei dem Abladen der Waare von ber Gefellichaft angejftelite 
und zu dem fpeciellen Geſchäft von Beamten ber Gefellichaft beor- 
berte Arbeiter thätig gewefen, und aus dem Umſtande, daß biele 
Arbeiter ſich dabei einer der Geſellſchaft gehörenden Streichleiter 
bebient haben, deren Zerbrechen den Schaden herbeigeführt ‚Hat, ein 
vechtlicher Verpflichtungegrund zur Eritattung biefes Schadens jich 
nicht herleiten läßt; 

in Erwägung endlich), daß felbjt wer angenommen werben Tönnte, 
daß die Eifenbabngejellichaft für jede, fei es num ihrem Beamten 
oder auch nur ven von ihr engagirten Arbeitern zuzurechnende culpa 
aufkommen müßte, doch die angeftellte Klage als unbegründet würde 
verworfen werben müflen, da aus ber Thatjache bes Zerbrechens 
der Streichleiter an fich noch nicht gefolgert werben Tann *), daß 
dies dem Einen oder Andern als Verſchulden angerechnet werben 
lönne, weitere thatjächlihe Momente hierfür aber in der Klage nicht 
angeführt worben find; 

wird, nach auf eingelegte Receſſe ftattgehabter münblicher Ver⸗ 
banplung, in Erwägung vorftehender Gründe biermittel8 von Ober: 
gerichtswegen für Recht erfannt: 

daß Kläger mit feiner unbegrünbeten Klage abzuweijen, unter 
Compenfation der Proceßkoſten. V. R. W. 

Publicatum im Konigl. Holjteinifchen Obergericht zu Glückſtadt, 
den 23, März 1852. 

*) Anders würde das DAS. wohl erkannt haben, wenn 3.3. bargelegt 


worden wäre, daß bie fragliche Leiter ſchon öfter ſich unhaltbar gezeigt hätte. 
Anm. d. Herausgeb. 
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Urtbheil 


bes 


vierten Senates des Königl. Preuß. Geh. Ober-Tribunale zu 
Berlin am 22. April 1856. 
(Aus Striethorft Archiv für Rechtsfälle ıc., Bb. XXI.) 


Beſchädigung auf der Eifenbahn verfendeter Waaren durch 
Regen. 

Hat der Eigenthümer ver auf der Eifenbahn verfenbeten Waaren 
zu deren Transport offene Wagen gewählt, fo ift die Eifenbahn- 
gefellfchaft für den durch eingetretenen Regen an den Waaren ent« 
ftandenen Schaden nicht verantwortlich. 

Eifenbahngefeß vom 3. November 1838, 8. 25 (Gefeß- 
Sanmlung ©. 505). 


Der Tabaksfabrikant W. Hatte am 12. Yuli 1854 auf dem 
Bahnhofe zu Gogat 179 Gentner trodenen Blättertabaf in Bunden 
anf vier Wagen zum Transport vermittejt der Cottbus⸗Schwieloch⸗ 
feer Eiſenbahn verladen laſſen und zwar auf offenen Wagen, weil 
ver Xransport der Zabade in verbedten und verfchloffenen Wagen 
bemfelben nachtheilig fe. Zwei biefer Wagen wurben folgenben 
Tages während bed Xransportes von ftarfem Regen betroffen, wo⸗ 
durch der auf denſelben befindliche Tabak felbft theilweife naß wurde 
und hierdurch an feinem Werthe verlor. W. hielt vie Eiſenbahn⸗ 
gejellichaft auf ven Grund bes 8.25 des Geſetzes vom 3. Novemb. 
1838 für verpflichtet, ihm ven erlittenen Schaden zu vergüten, und 
wurde deshalb gegen biejelbe Hagbar. — In erfter Inftanz wurde 
Kläger abgewiefen, in zweiter Inſtanz wurde Verklagte nach dem 
Klag-Antrage verurtheilt. Der AUppellationsrichter ftügte feine Ent» 
ſcheidung auf ven 8. 25 a. a. O und auf Nr. 14 bes Betriebs⸗ 
Reglements vom 17. Yuli 1846, unch welchem die Verkl., um fi 
bon ber Verpflichtung des Erfages der Beſchädigungen an tramd« 
portirten Gütern zu befreien, den Beweis habe führen müſſen, daß 
ber Schaden entweder durch eigene Schuld des Klägers, ober durdh 
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einen wnabwenbbaren äußern Zufall bewirkt worben, ober baf bie 
Verpadung ver Waare gefehlt habe oder mangelhaft geweſen jei, es 
fei aber bier weber ein folche® Verfehen des Klägers, noch auch 
ein unabwendbarer äußerer Zufall bargethan. 

Das Ober-Zribunal hat auf die NichtigkeitSbefchiwerbe ver Verll. 
das Appellations-Urtheil vernichtet und das erfte Urtheil beftätigt. 


Gründe: 


Der von der Implorantin erhobene Vorwurf einer Verlegung 
des 8. 25 des Geſetzes vom 3. November 1838 Tann nicht 
dadurch befeitigt werben, daß der Appellationsrichter ven im $. 25 
herborgehobenen Ausnahmefall: „daß nämlich der Schaven entwe- 
der burch vie eigene Schuld des Beſchädigten, ober burch einen 
unabwenbbaren äußeren Zufall bewirkt worben ift,« nicht für nad» 
gewiefen erachtet hat. Denn es handelt fich hierbei nicht un ben 
Nachweis einzelner Thatſachen, fondern um bie rechtliche Bedeutung 
folcher feftgeftellten Thatſachen in Beziehung auf pas Geſetz. 

Der bier eingeflagte Schaven ift nach der thatjächlichen Feſtftel⸗ 
lung des Appellationsrichter8 durch einen ftarken Regen, welcher bie 
Zabalsblätter des Klägers auf deren Transport betroffen, bewirkt 
worden, aljo, wie der Appellationsrichter ſelbſt anerlennt, durch 
einen äußeren Zufall. — Dieſer ift auch feiner Natur nach unab- 
wenbbar, wenn auch feine nachtheiligen folgen für abwenbbar zu 
erachten find. Sie würben namentlich abgewendet worben fein, 
wenn bie Tabaksblätter entweder in vervedten Wagen transportirt, 
oder die einzelnen Bunde vergeftalt verpadtt worden wären, baß ver 
Regen nicht eindringen konnte. Nun hat aber, wie der Appellations- 
richter thatfächlich feftgeftellt bat, der Kläger felbft zu dieſem 
Transporte offene Wagen verlangt und verfchloffene und 
"verdedte Wagen, welche gleichfalls vorhanden geweſen, abge« 
lehnt, und übrigens die Verpadung und Bedeckung ver 
Zabade felbft beforgt, allein geleitet und beauffichtigt, 
und obgleih Sachverſtändiger, dabei die erforderlichen 
Vorkehrungen nicht getroffen. In beiverlei Beziehung ift 
daher ber äußere Zufall des Regens durch bie eigenen Dispofitionen 
des Klägers ſchädlich und in Folge beffelben find die Tabacke be 
Ihädigt worden. — Daß von den Tabaksfabrifanten ver Transport 
ber Zabade in verbediten und verfchloffenen Wagen für nachtkeilig 
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gehalten wird, ift offenbar auf vie Entſchädigungs-Verbindlichkeit 
der Verkl. ganz ohne Einfluß und der Uppellationsrichter hat, wenn 
er hierauf Gewicht legt, dem im 8.25. a. a. D. gebrauchten Worte 
„Schulda eine bem Gejeße widerſprechende Bedeutung beigelegt und 
auch dadurch gegen dies Geſetz verftoßen, da gerade dieſer Nachtheil 
den Kläger zu deſto forgfältigerer Verpadung veranlaffen mußte. 

Welche anderen Vorkehrungen, als Stellung vervedter Wagen, 
zur Verhütung des Schadens die Verklagte hätte treffen Können, ift 
vom Kläger nicht einmal angegeben, und noch weniger ift eine Ver— 
pflichtung der Verkl. zu dergleichen Vorkehrungen, und daß fie ihr 
auch zu Gebote gejtanven hätten, nachgewiejen. 

Die Annahme des Wppellationsrichters, daß der Regen vorn zu 
transportirenden Wagen durch gewöhnliche Vorkehrungen, buch 
Bedeckung berfelben, erfahrungsmäßig an ſich abwenpbar fet, wird 
daher durch Anführungen der Parteien nicht gerechtfertigt und fie 
ift um fo unerheblicher, als er felbft vergleichen andere Vorkehrun- 
gen, als bebedte Wagen, welche ja Kläger abgelehnt hatte, nicht 
einmal anbentet. 

Wenn hiernah aus den vom Appellationsrichter fejtgeftellten 
Thatſachen rechtlich folgt: 

daß ber Regen, durch welchen vie Tabacke des Klägers beſchä⸗ 
bigt worben find, durch befjen eigene Schuld nachtheilig ger 
worben ift, 
mithin nad 8. 25 a. a. DO. bie Verkl. vom Erfake des dem Kläger 
erwachfenen Schadens frei ift, fo bat der Appellationsrichter dieſes 
Gefet verlegt und fein Erfenntniß unterliegt daher der Vernichtung 
nah 8. 4, Nr. I ver Verordnung vom 14. December 1833. 

Für die Sache ſelbſt ergiebt fih aus dem Vorſtehenden bie 
Unbegründetheit des klägeriſchen Entſchädigungs-Anſpruches, und 
daraus folgt die Betätigung des denfelben zurückweiſenden Erfennt- 
nifjes erfter Inſtanz. 
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Ertenntniffe 
des 
Königlich Preußifchen Stadt- und Appellationdgerichts zu 
Magdeburg, in Sahen Vogler gegen die Dlagdeburg- 
Halberftädter Eifenbahngefellichaft. 


L 


In Sachen des Kaufmanns Vogler zu Minden, Klägers umb 
ber Kaufleute Bette und Zimmermann zu Halberitabt als 
accefforifcher Intervenienten wider die Magdeburg⸗ Halberjtänter 
Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch ihr Directortum bier, Ver⸗ 
Hagte und Juterventin, bat ver unterzeichnete Conmiffartus: 

in Erwägung, daß dem Mägerifhen Auſpruche der Einwand, 
daß hier nur der Fall der Leccage (8. 14, 5, des Reglemente 
für den Norbveutfchen Eifenbahnverband) vorliege, nicht entgegen 
fteht, da die Klage behauptet, daß durch das Zerbrecen 
eines Stabes an dem Spiritusgebinde das Manco ent- 
ftanden fei, von einer Leccage aber nur bann die Rede 
fein Tann, wenn das Gebinde verfchloffen geblieben und 
dennoch Flüſſigkeit ausgelaufen wäre, baß ber Kläger aber 
ohne ausprüdliche Ceſſion ver Verſender zur Klage nicht legitimirt 
erjcheinen, ba durch ven Frachtcontract nur dem Verſender gegen 
über fich der Zransporteur zur richtigen Ablieferımg an eine bes 
ftimmte Berfon verpflichtet, nur erfterer in ein Contractsperhältuif 
zu dem Transporter tritt und nur erfterem gegenüber biefer 
verantwortlich wird (8. 8. 2458, 2459, II, 8, A. L. R.) 

daß hierin anch baburch nichts geändert wird, daß 

a. Kläger fih als Eigenthümer des beſchädigten Gegen 

ſtandes bezeichnet, da auch Vorteile eines Dritten Gegenftand 
bes Dertrages fein können, der Dritte aber, bevor er nicht 
auf Aufforderung der Contrahenten dem Vertrage beigetreten 
ift, aus demfelben Keine Nechte erworben bat (8. 8. 74, 75, 
,5, A. L. R.); 

b. der 8. 20 obigen Reglements verordnet, daß der Verſender 

ih die Arrangements zwiſchen Adreſſat oder Empfänger 
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und Eifenbabnverwaltung gefallen laffen muß, ba 
hierdurch dem Verſender eine Pfliht, vem Empfänger aber 
fein Recht zugefprochen wird; 

c. durch die Verſender als accefforifche Intervenienten nur bie 
Rechte ver Hauptparthei unterftügt werben follen, vorher aber 
fhon gezeigt tft, daß ber Kläger nach feinem Klagantrage 
zur Klage nicht berechtigt ift, eine folche Intervention auch 
nicht eine Ceſſion wirken und dem Kläger nicht neue echte 
verleihen konnte, 

nach Anficht 8. 2, Tit. 23, 1,U.G. D., ven Acten gemäß für 
Recht exfannt: 
daß Kläger mit feinem Antrage, die Verklagte in Zahlung 
von 42 Thalern 19 Sgr. nebſt Zinfen zu verurtbeilen, 
abzuweifen und ihm die Prozekloften zur Laſt zu Tegen. 
V. R. W. 
Magdeburg, 10. Juli 1856. 


Königliches Stadt- und Kreisgericht, 
I. Commiſſion für Bagatellſachen. 


II. 


In Sachen des Kaufmanns C. G. Vogler zu Minden, Klägers 
und Recurrenten, wiber die Magbeburg - Halberjtäbter Eifenbahn- 
gefellfchaft, Beklagte und Necurfin, bat das Königl. Appellations- 
gericht zu Magbeburg, Eivil-Senat, Abtheilung für Recursfachen, 
in feiner Sitzung vom 14. Detober 1856 auf den ven dem Kläger 
erhobenen Recurs zum Beſcheide ertbeilt: 

daß das Erfenntniß des Königlichen Stabt- und Kreisgerichts 
vom 8. Yuli 1856 aufzuheben, die Sache zur anberweiten 
Entſcheidung, auch in Betreff der Koften erfter Inſtanz im 
die erite Inſtanz zurücdzunerweifen, und von ven Koſten des 
Necursverfahrens die gerichtlichen jedem Theile zur Hälfte 
aufzuerlegen, die außergerichtlichen zu kompenſiren. V. R. W. 


Gründe: 


Der Einwand ber dem Kläger mangelnden Legitimation kann 
für begründet nicht erachtet werden. Es handelt fich in dem vors 
liegenden Procefje um einen Vertrag zum Bortheile eines ‘Dritten. 
Es kommen mithin bie 88. 74 u. 75 des allgemeinen Lanprechts, 
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Thl. I, Titel 5, zur Anwendung. Hiernach erlangt allerbings ber 
Dritte, im vorliegenden Falle aljo ver Kläger, erit alsdann ein 
Recht, wenn er dem DVertrage mit Bewilligung der Hauptpartheien 
beigetreten if. Mag hierin immerhin, wie der erite Richter mit 
ver beffagten Gefellfchaft annimmt, das Erforberniß einer dem 
Beitritte des Klägers vorausgegangenen Aufforderung Seitens ver 
urfprünglicden Contrahenten ausgefprochen fein; eine folche Auf- 
forderung muß eben barin gefimben werben, daß bie beflagte Ge- 
ſellſchaft die in Rede ftehende Waare dem Auftrage ver Abſender 
gemäß dem Kläger überſandt und zur Annahme offerirt hat. 

Dur die demnächſt erfolgte Annahme der Waare ift ber 
Beitritt des Kläger zu dem Ueberſendungs⸗Vertrage ftilljchwei- 
gend erfolgt. Daß dieſe Rechtsanficht bei Regulirung des Ber- 
kehrs auf der Eifenbahn ber verflagten Gejellichaft leitend geweſen 
ift, ergiebt fih aus ver Beitimmung des 8. 20 des Betriebs— 
Reglemente des norbbeutichen Eiſenbahn⸗Verbandes, welches bie 
Bedingungen feftfett, unter welchen ber Xrandport der Waaren 
übernommen wird. Auch liegt e8 in der Natur bed Nechtsverhält- 
niffes, daß der Abfender einer vorher gekauften oder bejtellten 
Waare im Auftrage des Empfängers over Käufers handelt. 

Solite ver Legitimation des Klägers aber dennoch ein Bedenken 
entgegenjtehen, fo wird dasſelbe jedenfalls dadurch befeitigt, daß 
biejenigen Perſonen, welche außer ihm allein aus dem Frachtver⸗ 
trage Rechte herleiten könnten, die Kaufleute Gette und Zimmer: 
mann zu Halberſtadt der Klage zu Gunften des Klägers als 
acceſſoriſche Intervenienten beigetreten find. 

Es mußte hiernach die Aufhebung des vorigen Urtels erfolgen. 
In der Hauptfache konnte noch nicht erfannt werden, weil es fich 
nunmehr um ben Beweis ber der Klage zum Grunde liegenden 
Behauptung banbelt, daß das der verklagten Gefellichait 
zum Zransport nah Minden übergebene Gebind auf 
biefem Transporte befhädigt worden; die Eache war baher 
zur Erörterung und Entfcheivung an den vorigen Nichter zurüdzu: 
weifen. — Von ber Entjcheidung ver Hauptfache ift auch die Regu— 
lirung des Koftenpunktes erſter Inſtanz abhängig. Die Koften ver 
Recurs⸗gInſtanz waren dagegen nach $. 11 des Geſetzes vem 
20. Diärz 1864 zu halbiren und reſp. zu fompenfiren. 
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Erfenntniffe, 
die Körperverlegung von Eiſenbahn-Paſſagieren betreffend. 
(Zu 88. 58 und 78.) 


Urtheil des Herzogl. Anhalt. Ober-Lanpdesger. zu Eöthen. 
(Surift. Fakult. d. Univerfit. Halle- Wittenberg.) 

In Sachen ver Schuhmacher-Witwe Frieder. Krätzel zu Eöthen, 
Klägerin, wider den Regierungs-Advokaten Dr. Fannaſch, als 
General- Manvatar ter Magbeburg » Cöthen- Halle- Leipziger Eifen- 
bahngefellichaft, Beklagten, Eutjchäpigung wegen erlittener Körper— 
verletzung betreffend, erfennt Herzoglich Anhaltifches Ober - Landes- 
gericht zu Köthen, nach eingeholtem Gutachten auswärtiger Nechts- 
gelehrten, für Recht: 

daß Bellagte, Einwendens ungeachtet, die Klägerin wegen ver 
von berfelben während einer Eifenbahnfahrt am 23. Septbr. 
1847 erlittenen Körperverlegung ſchadlos zu Halten, na- 
mentlich verjelben für die erwachlenen Kurkoſten, für bie 
in ihrem Gefchäfte und ihrer Wirthichaft ftattgefun- 
dene Verfäummniß und fernere Arbeitsunfäbhigfeit ven 
im demnächſtigen Liquidationsverfahren feftzuftellenden Erſatz 
zu leiften, auch die Koften des gegenwärtigen Proceffes mit 
Inbegriff der durch Einholung auswärtigen Nechtsfpruches 
entjtandenen zu tragen, bezüglich ver Klägerin zu erftatten 
ſchuldig, dieſe dagegen, wie hierdurch gefchieht, mit der For- 
derung von 100 Thalern Schmerzengelv abzuweifen. V. R. W. 
Entfheipungsgrünne. 

Am Abend des 23. Septbr. 1847 fuhr die verwitwete Kräßel 
mit dem Güterzuge der Magbeburg-leipziger Eifenbahn von Leipzig 
nach Eöthen. Während der Zug bei der Zwifchenftatton Groß« 
Weiſſandt anhielt, ftieß die von dem Lehrling Kann geführte Loco⸗ 
motive Atalante, welche in der gleichen Richtung und auf demſelben 
Geleife nachlam, mit folcher Heftigfeit auf jenen Zug, daß mehrere 
Padwagen gänzlich zertrümmert und die Krägel an Bruft und Kopf 
erheblich verwundet wurde. Nach dem Zeugniß bes Dr. Drechsler 
in Cöthen find die Folgen dieſer Verlegungen auch nach mehr al& 
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drei Donate langer ärztlicher Behandlung noch nicht völlig gehoben 
gewefen. Namentlich verurfachten ihr alle einigermaßen anftrengenve 
Arbeiten leicht Schwindel, Obrenbraufen, Ziehen im Naden, Schmer: 
zen in ber linfen Seite, Bellemmung und kurzen Athem. 

Diefem zufolge hat die verwitwete Krägel am 23. Yan. 1848 
bei dem Herzögl. Ober-Landesgericht zu Cöthen gegen das Directo- 
rium ber Magpeburg - Cöthen- Halle - Leipziger Eiſenbahngeſellſchaft 
Klage erhoben und ihr Petitum dahin gerichtet: 

daß Bellagte verurtheilt werde, ver Klägerin nicht nur als 
Schmerzengeld eine Summe von 100 XThalern, fowie ven 
Erfaß der Kurkoſten zu gewähren, fonbern verfelben aud 
wegen des Übrigen gefammten Schadens, den fie wegen ver 
Verſäumniß und der eingetretenen Arbeiteunfähigfeit in ihrem 
Geſchäfte und ihrer Wirthfchaft erleide, fowie fie benfelben 
im demnächftigen Liquibations- Verfahren nachweifen werte, 
refusis expensis vollen Erfaß zu leijten. 

Nach gewechfelten Schriften find die Acten im Jan. l. J. von Amts- 
wegen zur Einholung auswärtigen Rechtsſpruches anher gefanbt worben. 

Was die Sache felbjt betrifft, fo ftellt Beklagte der Hägerifchen 
Anforderung zunächſt die f. g. Exceptio ohscuri libelli entgegen, 
da fih aus der Klagfchrift nicht ergebe, ob jener Anspruch auf 
Contract, Delict oder Unafivelict gegrüntet werben folle. 

Nach den Grundſätzen bes gemeinen veutfchen Proceſſes kommt 
e8 aber überall nicht darauf an, ob ver Kläger die von ihm anzu— 
ſtellende Klage namentlich bezeichnet. Es genügt, daß er die That: 
fachen volljtändig angebe, aus denen feine Forderung hervorgeht und 
es ift alsdann Sache des Nichterd, vie Rechtsprincipien, auf denen 
die Confequenz beruht, von Amtswegen zur Anwendung zu bringen. 

Heffter, Shit. d. Civilproceßrechts, 2te Ausg., 8. 122. 

Dieſem zufolge wird nun die angeftellte lage, obwohl die Klä⸗ 
gerin auch in ver Replikſchrift noch zwifchen einer Duafinoralklage, 
einer Actio institoria utilis und einer Actio legis Aequiliae utilia 
fhwanft, nur als Actio locati, nämlih auf Grund einer operis 
locatio zu bezeichnen fein. ‘Der Vertrag, mitteljt deffen Jemand 
übernimmt, für Bezahlung Waaren nach einem gewiſſen Orte bin 
zu transportiven, heißt nach zahlreichen Zeugniffen bes Nönifchen 
Rechts Conductio operis. 

.118.3,1.138.1,125 8. 7,1. 31 D, locati. 
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Das Geſchäft bleibt aber, feiner wejentlichen Bedeutung nach, 
das gleiche, mag ed fich um ven Transport von Waaren, oder um 
ben bon Perfonen handeln. Der Conductor operis thut num feiner 
Contractpflicht noch nicht genüge, wenn er bie fraglichen Dienite 
wirklich leitet, bier alfo den Dampfwagenzug von Xeipzig nach 
Eöthen gehen läßt, fondern nur, wenn er ven übernommenen Trans⸗ 
port bewerfitelligt, bier alfo ven Paſſagier unverfehrt bis an das 
Biel der Reife befördert; er hat die universitas consummationis 
zu gewähren. 

l. 51 8. 1 D. eod. 
1.5 8. 1 D. de verb, signif. L. 16. 

DIE zu diefem Momente trägt ver Conductor operis daß peri- 
culum, obwohl er eigentlichen casus nicht zu präftiren bat. 

il. 36, 1. 37, 1. 59, 1. 62 D. locati. 

Namentlich ift der Conductor operis, wenn er in der Ausfüh- 
rung bes Werkes ſich von Anderen — hier den 2ocomotivführern, 
Schaffnern u. f. w. — vertreten läßt, nicht etwa nur, wie ber 
Mandatar, negotiorum gestor, Commodatar, Menfor u. |. w., 
wegen ber Angemeffenheit ver Wahl eines homo non idoneus, 
wegen der culpa in eligendo verantwortlich, 

1. 21 8. 3 D. de negot., gest. II! 5. 
L 28.1 D. si mensor XI 6. 
1. 10 8. 1,1. 11 D. commodati XIII 6. 
fondern auch für die Nachläffigkeit Derjenigen, deren Hülfe 
er bei jener Leiſtung fich bedient Bat. 
1.138. 1,1.25 8. 7 D. locati. 
Mit anderen Worten: er haftet für jeden Schaden, von dem ex 
nit nachzuweifen vermag, daß er fich durch eigentlichen 
Casus, vis major und vergl. ereignet bat. 
Kritz, das Pandectenrecht aus den Rechtsbüchern Yuftinians 
1. 2, ©. 289. 
Diefe Grundfäge werben bon ber heutigen Praxis allgemein auf 
ven Transport durch Poft- Anftalten angewandt. 
Runde, Grundſ. d. gem. deutſchen Privatrechts, 8. 135. 
Glück, Pandecten-Commentar VI, 127 — 133. 
Eichhorn, Einl. in das deutſche Privatr., Ate Ausg., $. 394. 
Mühlenbruch, Lehrbuch d. Pandectenr., $. 451; Anm. zur 
Aten Ausg. von Madai. 
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Ferner werben fie, und zwar in ber noch größeren, in dem präto- 
riſchen Edicte über die nautse u. ſ. w. ausgejprochenen, Strenge 
von ſehr vielen beutjchen Juriſten auf Yuhrleute jeder Art über- 
tragen. *) 
Cocceii jus eiv. controv. Lib. III, Tit. q. qu. 3. ed. Em- 
minghaus, Tit. I, pag. 401 u. 402. 
Berger, oecon. jur,, Lib. II, Tit. 6, Thes. 8, Nr. 3. 
J. B. v. Wernher,, Sei. obss. for., T. U, p. 9; Suppl. ad 
observ. 229. 
Thibaut, Syſtem des Pandectenrechts, Ite Ausg., $. 502; 
Anm. 2 u. a. 
Wenning-Ingenheim, Lehrb. des gem. Civilr., Hte Ausg. 
von Fritz, Bd. I, Buch 3, 8. 339 (343), Anm. =. 
Puchta, Pandecten, 3te Ausg., 8. 314 al. 
Mackeldey, Diss. Quantenus actio de recepto contra auri- 
gas etc. Helmstaedt 1806. 
Bunthänel, üb. d. Anwenbbarl. der de recepto actio ete. 
Glauchau 1836. 
In ähnlicher Weile fprechen ſich auch bie neneren Gefeggebungen 
über die Verantwortlichleit derjenigen, bie einen Transport über- 
nommen haben, au®. 
Allgem. Landrecht für die Preuß. Staaten, Thl. II, Tit. 8, 
8. 2453. 
Oeſterr. bürgerliches Geſetzbuch, Thl. I, Hptſt. 19, 8. 970, 
Hptſt. 30, 8. 1816. 
Code Napoléon, Art. 1784. 
Daß aber namentlich für Eifenbahnen vie gleichen Grundſätze zur 
Anwendung fommen müffen, Tann nicht nur ihrer Natur nah — 
als Beförberungsmittel von Perfonen und Waaren — feinem Zweifel 
unterliegen, ſondern auch pofitive Gefege geben für die Richtigkeit 
dieſer Auffaffung Zeugniß. 
Der 8. 25 des Preuß. Geſetzes über die Eijenb. Unternehm., 
vom 3. Novbr. 1838, verordnet wörtlich: 


„Lie Geſellſchaft iſt zum Erſatz verpflichtet für allen Schaden, 
„welcher bei der Beförderung auf der Bahn an ben auf berfelben 
„beförderten Perfonen und Gütern, oder auch an anderen Serfonen 
„und deren Sachen entfteht, und fie kann ſich von biefer Verpflichtung 


— — + — — — — — 


*) Vergl. dagegen 8. 6 dieſer Schrift. 


Erkenntniſſe, Körperverlegungen bett. (Anl. XVIII a) 183 


„nur durch den Beweis befreien, daß ber Schaden entweder durch 
„bie eigene Schuld des Befchähigten, ober durch einen unabwenbharen 
„äußeren Zufall bewirkt worden iſt. Die gefährliche Natur ber Unter- 
„nehmung felbft tft als ein folder von dem Schadenserſat befreienber 
„Zufall nicht zu betrachten.“ 

Ob nun gleich dieſes Geſetz als folches in den Anhaltifchen 
Gerichten nicht unmittelbare Gültigfeit bat, fo ift es doch ale 
die Grundlage des für bie große Mehrzahl der norddeutſchen Eifen- 
bahnen geltenden Rechtes von um fo mefentlicherer Bedeutung, als 
die in Rede ſtehende Eifenbahn zu mehr als zwei Drittheilen auf 
Preußiſchem Gebiete Tiegt und als außerdem jenes Preuß. Geſetz von 
mehreren Nachbarftaaten — wie 3.8. von ven Sächſ. Grofherzog- 
mbHerzogthümern für die Thüringer: und von ven Anhaltifchen 
Herzogthümern für die Anhaltifche Bahn — ausprüdlich recipirt iſt. 

Da fi hiernach auch die vierte ſ. g. Einrebe der Beklagten 
(deficientis fundamenti agendi et legitimationis ad causam passi- 
vae) erledigt, jo muß deren Verpflichtung zum Schabenserfag, 
unabhängig davon, ob fie ein Vorwurf trifft, weil fie ven Lehrling 
Kann mit Yührung einer Tocomotive betraut Bat, als feftftehend 
angenommen werben. Zwar würbe fie fi) dadurch, daß fie einen 
eigentlichen Caſus nachwiefe, von biefer Verantwortlichleit befreien 
lönnen, da fie aber auf einen folchen fich nicht berufen hat, fo 
fonnte in dieſer Beziehung kein Vorbehalt gemacht werben. 

Zweifel können vagegen noch über das Maaß des zu gewährenven 
Schadenserſatzes obwalten. Schon nach röm. Rechte kann der Freie, 
ver außercontractlich durch die Schuld eines Andern beſchädigt ift, 
Heils und Verſäumnißloſten, und zwar legtere für bie Vergangen⸗ 
beit wie für die Zukunft verlangen. 

l. 3 D. si quadrupes paup. VIII, 1. 

l. 13 pr. D. ab L. Aquil VII, 2. 

1. 7 D. de his qui vel effud. VIII, 3. 

Glück, PBandecten-Commentar, X, 342 u. 343. 

Diefes Maag von Erfag-Anfprühen muß nun jedenfalls auch 
bie hier angejtellte Contractsklage umfaffen, da fie auf das volle 
vermögenerechtliche Intereſſe des Klägers gerichtet ift. Die deutfche 
Praris gewährt indeß nach dem Vorgange ver Peinl. Ger. Ordn., 
Art. 20, in ven ‚Fällen ver obligatio ex delicto und quasi ex 
delicto dem Berletten noch außerdem ein Recht auf Schmerzengelt, 

Glüd a a. O. S. 388 u. 389. 
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und ein folches hat auch Stlägerin zur Höhe von 100 Thalern gefor- 
dert. Da indeß das Schmerzengelp nicht als Geltenbmachung 
eines vermögensrechtlichen Intereſſes, ſondern vielmehr als varbiträre 
Geloftrafes zu betrachten ift, 
Puchta, Panbecten, $. 388 a. €. 

fo iſt Fein genügenver Grund vorhanden, viefen Unfpruch auch demjeni⸗ 
gen zu gewähren, ver — wie bier — lediglich auf Grund ver Nichter- 
füllung eines Contracts, Erfat wegen Körperverletung forvert. *) 

Demnach kann in dem Aufftellen viefer Forderung, in Betreff 
deren e8 auch Feinerlei beſondere Ermittelungen beburft bat, eine 
temeritas litigandi nicht gefunden werben. 

Obwohl daher der hierauf bezügliche fünfte Einwand ver Bel. 
für begründet anzufehen ift, war kein Unlaß, bei Entjcheivung bes 
Koftenpunktes auf viefe Zuvielforverung Rückſicht zu nehmen. 

Da nun envlich die fechste Einrede — daß Klägerin jich mit 
ben vergleicheweife gebotenen 50 Thalern nicht begnügt habe — 
um fo weniger haltbar ift, als fich erft nach beendetem Liquidations⸗ 
verfahren wird überjehen laſſen, wie hoch ver Betrag der der Witwe 
Krägel zuerfanuten Summe fich belaufe, und da das Unterliegen 
der Bell. in der Hauptjache deren Verurtheilung in die Koften zur 
Folge Hat, fo mußte aus ven im Obigen angegebenen Gründen 
überall fo, wie gefchehen ift, erkannt werben. 





Anlage XVII b, 
— x 
Erkenntniſſe in Sachen des Oberpoſtamts-Functionärs W., Klä—⸗ 
gers, gegen den Verwaltungsrath ver Frankfurt⸗Hanauer Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft, Beklagte, Entſchädigung betreffend. 
Erkenntniß erſter Inſtanz. 
In Erwägung, daß 
1) Kläger angemeſſene Sicherheit ver Streitkoſten wegen zu leiften 
bereit, vie ctiengefellfchaft aber, als deren Vertreter, ver 
verffagte Verwaltungsrath erfcheint, notorifch mit Tiegenven 
Gütern im hieſ. Gebiete genugfam angefeffen ift; 
2) für zugeftanden angenommen werben muß, daß Kläger fich bei 
tem am 1. “Mai 1855 auf ver Franff. Han. Eifenb. ftatt: 


*) Vergl. unten S. 200. 
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gehabten Unglücksfalle ale Paſſagier auf dem betreffenden Zuge 
befinden hat, unb nicht genügend in Abrede geftellt ift, daß 
derſelbe bei viefer Gelegenheit gleichfalls körperlich verlegt wor- 
den fei, das Schlüffelbein gebrochen habe; 

3) Eifenbahnunternehmer nicht blos Hinfichtlih der ihnen zur 
Beförderung übergebenen Güter, fondern auch hinſichtlich 
der zur Mitreife aufgenommenen Berfonen ein Ver— 
tragsverhältniß eingeben, in deſſen Folge fie gerade wegen ber 
Gefährlichkeit des Transportmittel, die höchſte Vorſicht 
und Sorgfalt für die Sicherheit viefer Perfonen anzuwenden 
verpflichtet find; 

Pöhl, das Recht ver Uctiengefellich. ©. 109 u. 110. 
Seuffert, Ardiv. Bo. 8 Nr. 52. 

4) eine folche Fürforge fih auch nicht nur auf die Handlungen 
ver Bahnbedienſteten und ver einzelnen Transportmittel, 
fondern auch der Natur der Sache nach auf den Fahrweg 
zu erftreden hat, daher ver Umſtand, wenn die Locomotive 
aus den Schienen geratben ift, ohne Weiteres als ein 
nicht zu vermeidenvder Zufall nicht erachtet werben kann; 

5) bei vermaliger Actenlage noch nicht zu beurtheilen ift, ob 
und welchen Einfluß das Reſultat ver von der betreffenden 
Kurf. Heff. Staatsbehörde vorgenommenen Uuterfuchung auf 
diefen Nechtsftreit auszuüben geeignet fein wird, daher dem 
Dell. der erforberliche Beweis aufzuerlegen ift; 

6) Kläger eintretenden Falls mit Recht Erfag der Heilungstoften, 
b. 5. aller Auslagen, welche er zur Wiederherſtellung feiner 
Gejunpheit aufwenben mußte, fowie auch Entſchädigung für 
etwa verborbene Kleidungsſtücke in Anfpruch nehmen darf, in 
biefer Hinficht jedoch noch beſſer als bis jetzt gejchehen, Beweis 
zu erbringen bat; 

7) ebenjo ein Anſpruch auf Entſchädigung für Arbeitsunfähigkeit 
zwar gejeglich begründet erfcheint, jedoch von dem Kläger felbft 
angegeben wurbe, daß ihm fein Gehalt als Poftangeftellter 
unverkürzt fortbezahlt worden fet, mithin in diefer Beziehung ein 
erlittener Schaden nicht vorliegt; 

8) Schmerzengelver endlich jedenfalls nur bei pofitiven 
widerrechtlichen Handlungen zu erfennen find, 

Puchta, Pandecten, 8. 388. 
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Glück, Eommentar, Br. 10, ©. 388. 
Seuffert, Archiv, Bo. 4, Nr. 227. 
in borliegenbem alle aber nad) der eigenen Darftellung des 
Klägers nur ein Mangel an Sorgfalt und Aufmerkſamkeit dem 
Beil. zur Laft Liegen würde; 
wird zu Hecht erkannt: 

1. Kläger bat binnen 14 Tagen Sicherheit ver Streitkoften wegen 
im Betrage von Fl. 75 zu leiften, bei Vermeidung, mit 
ber erhobenen Klage unter Verurtheilung zum Koftenerjake 
angebrachtermaßen abgewieſen zu werben. 

II. Kläger wird mit ver Forverung von Fl. 250 für Schmerzen- 
gelver und Arbeitsunfähigleit abgewiefen. 

III. Beide ftreitende Theile haben binnen 14 Tagen, vorbehaltlich 
bes Gegenbeweifes, zu erweijen: 

1) der Kläger: 

A, daß er zur Wiederherſtellung feiner Geſundheit für Arzt- 
lohn, Heilmittel, Wärterlohn und Bäder bie von ihm 
angegebenen Ausgaben von Fl. 50 — Fl. 21 — FL 301. 
51. 30 — gehabt habe. 

B. daß er durch verborbene Kleivungsftüde einen Verluſt 
von Fl. 20 ober wie viel weniger erlitten babe. 

2) ver Bellagte: 
baß bei dem am 1. Mai 1855 auf ver F. H. €. ftatt- 
gehabten Unglüdsfalle die Locomotive durch Umftände aus 
den Schienen gerathen ift, welche weder von ihm, dem 
Bekl., no von den Bahnbedienfteten abzuwenden waren. 
Beil. Stabtger. I ver f. St. Frffrt. ven 30. April 1856. 
(gez.) Dr. Diese. 


Erfenntniß zweiter Inſtanz. 


In Saden 

Oberpoftamts » Zunctionär W., Kläger, Appellant und Appellat, 
gegen den Verwaltungsrath der Frankfurt» Hanauer Eifenbahngefell- 
Ihaft, Bellagten, Appellaten und Appellanten, wird auf bie ge 
pflogenen mündlichen öffentlichen Verhandlungen zu Necht erkannt: 
Die erite Beſchwerde bes appellantifchen Beklagten, welch 

dahin gerichtet ift, daß vie Klage nicht auf Grund ber vor- 
geſchützten Einrebe ber Zuvielforderung abgewiefen worden ift, 
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verbient ſchon um deswillen Teine Beachtung, weil die ftrengen 
Grundſätze der Reformation, Th. I, Zit. XVII, über bie 
Nachtheile der Pluspetition nicht nur im Allgemeinen durch 
den Gerichtögebrauch eine gemilverte Auslegung erhalten haben, 
fonvern auch namentlich auf Schavensliquibationen feine An- 

wendung leiden. 
Bender, Frkftr. Civilproceh ©. 82, Nota 13 und bie 
bafelbit angeführten Erfenntniffe des Ob. App. Gerichte. 

Auch die zweite Befchwerde des Beklagten ift ungegrünbet. 
Das Stadtgerichtliche Erlenntniß vom 30. April 1856 nimmt 
mit Recht an, daß zwifchen den zur Mitreife gegen Zahlung 
des beftinnmten Fahrgeldes aufgenommenen PBerfonen und ber 
Eifenbahn-Berwoltung ein vertragsmäßiges Verhältniß beiteht, 
welches Letztere verpflichtet, die höchite Vorficht und Sorgfalt 
für die Sicherheit diefer Perfonen anzumwenven. Es folgt dies 
aus ver Natur des Verlehrsmittels ver Eifenbahnen, 
deren Unlage und Betrieb auf Seiten der Unternehmer die 
Anwendung befonberer technifcher Kenntniffe erfordern, während 
den die Eifenbahn benutenden Berfonen jede Mitwirfung 
unmöglich ift, jie vielmehr gänzlich den Maßnahmen der 
Eifenbahnverwaltung anheimgegeben find. Eben veshalb liegt 
dann auch, wenn eine Störung bes Betriebs durch irgenb 
ein Greigniß ftattfindet, ver Eifenbahn = Verwaltung biejen 
Perfonen gegenüber der Nachweis ob, daß alle zum ordnungs⸗ 
mäßigen Eifenbahnbetrieb erforderlichen Bedingungen von ihrer 
Seite erfüllt waren und daß die eingetretene Störung durch 
einen davon unabhängigen Umſtand, durch einen nicht zu ver: 
meidenden Zufall entjtanven if. Es genügt mithin nicht, daß 
von ber Verwaltung nachgewiefen werde, daß von ihrer Seite 
im einzelnen Fall feine pofitive Verſchuldung vorliege, 
jondern vielmehr ift die Anwendung omnis diligentiae, bezie- 
Hungsweife des eingetretenen casus, mit anderen Worten, 
daß ihr keinerlei Nachläffigkeit zur Laft falle, von 
ihr darzuthun. 

Die erfte Beſchwerde des Klägers ift gleichfalls ungegründet, 
da er nicht im Stande war, einen birecten Schaden auch nur 
anzugeben, welchen er burch bie behauptete achtwöächentliche 
Nrbeitsunfähigkeit erlitten hat, die bloße Möglichteit ober, TOR 
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ihm daraus Schaden erwachſen könne, nicht zum Beweis zu 
veritellen ift. 

Dagegen ift die zweite Beſchwerde des Klägers gegründet. 
Wenn der Beklagte nämlich ven ihm nachgelaffenen Beweis 
unter 111. 2. zu führen nicht im Stande ift, fo muß angengmmen 
werben, daß das fragliche Ereigniß in Folge einer culpa auf 
Seiten des Bellagten over feiner Beamten ftattgefunden babe. 
In diefer Borausfegung liegt aber fein Grund vor, bie in dem 
ftaptgerichtlichen Entſcheidungsgrund unter 8 geltend gemachte 
Einschränkung ver Verpflichtung zur Zahlung von Schmerzengel 
eintreten zu laffen, da vasfelbe überhaupt nicht aus dem 
römifchen Recht zu begründen ift, durch den Gerichtsgebraud 
aber eine größere Auspehnung der Unwenbung gerechtfertigt 
erſcheint. 

Weiske, Rechtslexikon, Bd. IX, ©. 638. 
Tittmann, Strafrechtswiſſ. I, 8. 140. 

Dagegen iſt die Forderung des in Verbindung mit dem 
Erſatz für Arbeitsunfähigkeit verlangten Schmerzengeldes im 
Betrage von FI. 250 übermäßig und iſt nach richterlichem 
Ermeſſen auf Fl. 50 zu ermäßigen. 

Hiernach wird das ftabtgerichtliche Erkenntnig vom 30. April 
1856 , jedoch mit der Abänderung beftätigt: 

daß der Bellagte, wenn er ven ibm unter III. 2. nad» 
gelaffenen Beweis verfehlt, ſchuldig ift, vem Kläger für 
Echmerzengelv ven Betrag von 1. 50 zu bezahlen. 

Drei Viertheile der Koſten diefer Inſtanz werben verglichen, 
ein Viertheil berjelben hat Bellagter dem Kläger zu erſetzen 
und wird die Zurüdfendung der Acten verorbnet. 

Alto erfannt 
in öffentlicher Sitzung des Appellationsgerichts der fr. Stabt 
Frankfurt den 2. Yuli 1856. 


Erfenntniß dritter Inſtanz. 


Das Appellationsgeriht ver freien Stabt Frankfurt erfennt 
auf vorgehabten Rath auswärtiger Nechtsgelehrten für Recht: 

Es hat unter Verwerfung der Reviſion und Adhäſion bei 

dem Urtheil voriger Inſtanz, wie baffelbe aus ven 

Acten des Appellationsgerichts erfichtlich ift, fein Verbleiben, 
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und ijt Revident (die Frankf.⸗Han. Eifenb. Geſellſchaft) fehul- 
big, die Kojten diefer Inſtanz, Verſendungskoſten und Urtheils- 
gebühren inbegriffen, auf fich zu nehmen, beziehungsweife zu 
erjegen, mit Ausnahme der Adhäſionskoſten, welche ber Revife 
zu tragen rejpective zu vergüten hat. V. R. W. 
Alſo erfannt und verfündigt 
in der öffentlichen Situng des Appellationsgerichts ver freien Stabt 
Tranffurt ven 8. März 1858. 


Entfheidungsgründe. 


Die Förmlichkeiten des Nechtsmitteld der Reviſion bieten feinen 
Anitand bar. 

Was pas Eachliche anbelangt, fo erachtet fich Revident für befchwert: 
Grav. I,, weil feiner erjten Bejchwerde gemäß nicht erfannt und 

1) Die erhobene Klage nicht unter Verurtheilung des Klägers 
in die gefelichen Strafen auf Grund ver dilatoriſch vorgefchügten 
und liquiden Einrede ber Zuvielforderung abgewieſen worden, vielmehr 

2) ein Anſpruch für Schmerzengeld überhaupt und auf 50 Fl. 
dem Kläger zuerfannt wurde, während minveftend das Erkenntniß 
des Stadtgerichts (vom 30. April und 5. Mai 1856) in dieſem 
Betreff zu beftätigen und Kläger mit feinem Anſpruch von 250 Fl. 
als unbegründet pure, eventuell und für den Fall der Zulaffung 
eines Anſpruchs auf Schmerzengeld überhaupt, 

3) der Kläger mit feinem Anſpruch von 250 Fl. für Arbeits- 
unfähigfeit und Schmerzengeld wegen Unbegrünbetheit, Ueberfegung, 
Duntelheit und nicht gehöriger Subjtantiation nicht angebrachter- 
maßen abgewiefen worben ijt. 

Erwägen wir den Bejchwerbepunft : 

ad 3) zuerft, fo ift nicht einzufehen, ‚wie ber Anſpruch von 
250 Fl. für Urbeitsunfähigfeit und Schmerzengelo wegen Unbe⸗ 
grünbetheit und Weberjegung angebrachtermaßen hätte abge⸗ 
wiefen werben jollen. 

Was fich der revidentifchen Darftellung zur Begründung dieſer 
Beſchwerde entnehmen Täßt, Tauft darauf hinaus, daß Judex a quo 
felbft den Anfpruh auf 250 Fl. übermäßig gefunden und auf 
3 berabgefegt habe. 

Bei diefem Erachten Judicis a quo wäre die Einrebe der Unbe⸗ 
gründetheit des Anſpruchs für Urbeitsunfähigfeit Liquid. 
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Allerdings hat Judex a quo ven Anfpruch wegen Arbeitsunfähig- 
feit verworfen, aber aus fnateriellen Gründen, die zu einer Ver⸗ 
werfung angebrachtermaßen feine Rechtfertigung dargeboten haben. 

Es dürfte eine neue Lehre fein, daß ein Anſpruch angebrach— 
termaßen abgewiefen werden müffe, weil er ganz oder — wie bier 
theilweife unbegründet fei. Dagegen ijt es völlig unflar, was 
mit der Einrede ver Ueberfegung gemeint ſei. Sollte fie fich darauf 
beziehen, daß in der Summe von 250 Fl. auch ein Erſatz für 
Arbeitsunfäbigfeit begriffen fei, fo fällt fie genau genommen mit 
der Einreve ver Unbegründetbeit zufammen. Sollte fie aber darauf 
gehen, daß Reviſe auch für Schmerzengeld allein 250 FL anzufprechen 
zu Tönnen glaubt, jo iſt dabei überfehen, vaß ver Anfpruch auf 
Schmerzengeld ein durchaus umbeftimmter ift, und feiner Größe 
nach von dem richterlihen Ermeſſen abhängt. 

Glück. Band. Comm. Bd. 10. ©. 388. sub 5. Ardiv. f. 
d. cin. Pr. Bd. 1. S. 150 ff. 

Der Richter bejtimmt die Größe deſſelben nach ven Umſtänden, 
indem er etwa über ben Umfang ber Schmerzen an fich ımb ihrer 
Dauer nach Sachverjtändige befragt. 

Archiv f. d. civ. Pr. J c. 

Hätte nun der Verlegte bie geforderte Summe bes Schmerzen 
geldes zu Hoch gegriffen, und ver Richter glaubt biefelbe ermäßigen zu 
müffen, jo thut er dies mm aus innern, in der Sachlage liegenden 
Gründen. Zu einer Berwerfung angebrachtermaßen findet fich wiederum 
keine Veranlaſſung. 

Für die Einrede der Dunkelheit und mangelnder Subftantiation 
wird angeführt, ber Revife habe Anfpruch von 250 FT. für Schmer- 
zengeld und Wrbeitsunfähigfeit cumulirt, und nicht angegeben, wie 
viel er für jene und wie viel für biefe fordere. Der Anfprud 
mache daher eine gehörige Einlaſſung unmöglich, fei dunkel mb 
nicht jubftantürt. 

Allen die Cumulirung zweier Poften unter Angabe des Gefammt- 
betrags kann kaum einem Anſtand unterliegen. Wie viel die Ent- 
Ihäbigung wegen Urbeitsunfähigfeit ausmache, Tonnte das fpätere 
namentlich ein etwaiges Beweis-Verfahren ergeben; und ven Betrag 
des Schmerzengelves Hatte ohnehin das richterlihe Ermeffen zu 
beftimmen. Hätte boch der Reviſe alle einzelnen Erfaßpoften Ka; 
zuſammenfaſſen und für Eurfoften sc. eine Gefammtfumme verlangen 
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tönnen, ohne daß ihm ein Bedenlen entgegen geitanben wäre. Die 
Pojten: Schmerzengeld und achtwöchige Arbeitsimfähigfeit waren 
auch hinreichend ſubſtantiirt. Eine Dunkelheit und Unmöglichkeit 
ber Einlaffung it dabei nicht zu erfinden. In der That hat fich 
auch Revident auf beive Poſten eingelaffen. 

Auch der Befchwerbepunft : 

ad 1) ermangelt ver genügenten Rechtfertigung. Ein Blid 
nämlich auf Neformation Thl. L it. 17. 8.9 ff. überzeugt, daß 
bier nur die Beftimmungen , des römifchen Rechts wiedergegeben 
werben, 

(Zu vgl. Orth. Anmrk Ate Fort. S. 546. Benper, 
Civ. Proc. [Ausg. 1854] ©. 82. sub 3), 
obgleich deren Sinn nicht durchweg richtig getroffen if. Das nenejte 
römiſche Recht fchließt fich aber hier wieberum an das frühere an. 
(Zu vgl. J. de act. IV. 6. $. 33.) 

Nah dem frübern römifchen Rechte fand num ein Nachtheil 
wegen Pluspetitio mm dann ftatt, wenn ein Recht auf eine certa 
pecunia ober certa res geltend gemacht, mithin eine beſtimmte 
Quantität oder Specied als Gegenjtand des Rechts in Anfpruch 
genommen wurbe, während allenthalben, wo her Gegenftanb bes 
Rechts an fich unbeftimmt war, eine Pluspetitio Teinen Einfluß Hat. 

(Coj. IV. 8. 54.) 

Dies muß auch nach dem neueften römijchen Rechte fejtgehalten 
werben, um fo mehr als es mit der Natur ver Sache übereinftinmt. 
Denn wo das Recht von Anfang an unbeftimmt ift und feinem 
Betrage nach erft in Folge der weiteren Verhandlungen ſich bejtimmt, 
da kann von einem Pius petere felbftverftänplich feine Rebe fein. 
So wenig zur Zeit des römifchen Formularverfahrens an ein Plus 
petere gedacht werten konnte, wenn quid quid adversarium dare 
facere oportet intenbirt wurbe, ‚eben jo wenig fann in dem neneften 
römijchen Rechte daran gebacht werden, wenn ein feinem Gehalte 
nach unbeſtimmtes Necht zur Sprache kommt. Denn bier geht 
wejentlich das Gefuch immer auf ven Betrag ver fich nach richter- 
lichem Ermeſſen fpäter als gerechtfertigt herausstellen werde. Hier⸗ 
ber gehört namentlich der Fall, wo wie bei dem Streit in Frage, 
ein Recht auf Schabenserfag geltend gemacht wird. Dies erkennt 
auch vie particularrechtliche Prarid an. 

(Bender, I. c. ©, 82. zu Note 13.) 
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Allerpings hat Reviſe eine beftimmte Summe für Arbeitsunfähig⸗ 
feit und Schmerzengeld geforvert, und baber könnte es fcheinen, daß, 
angenommen er habe für Arbeitsumfähigfeit nichts anzufprechen, eine 
Bluspetitio in juriftiichem Sinne vorliege. 

Allein fo ift es nicht. Ein feinem Gehalte nach unbejtinmtes 
Necht wird nicht dadurch zu einem beftimmten, daß ver Kläger in 
der Klage ſchon einen beftimmten Betrag angiebt. Er greift hier 
nur ber fpäteren Liquidation vor, ſchätzt gleichfam im Voraus den 
pecuniären Gehalt feines Rechtes, indem er ven Betrag feines 
Schadens angiebt; er fließt aber damit das richterliche Ermeſſen 
nicht aus, wenn e8 etwa einzelne ver Poften ganz over theilweije 
nicht gerechtfertigt finden follte. Es beftätigt fich dies auch darans. 
Nevife hätte unbedenklich auch auf Erſatz des ihm burch vie Kur 
foften (Koften des Arztes, der Warte und Pflege), Verderbens an 
Kleivungsftüden, Arbeitsunfähigkeit verurfachten Schadens unter 
Vorbehalt künftiger Liquidation, und in Verbindung damit auf 
Schmerzengelod Hagen können, ohne in ver Klage fchon eine be 
ftimmte Summe nambaft zu machen. 

(Zu vgl. Bender, I. c. ©. 78. Note 1.) 

Hier hätte doch von einer Plus petitio gewiß feine Rede fein 
Können, felbft wenn er einzelne ber aufgeführten Boften, 3. B. einen 
Schaden durch Arbeitsunfähigfeit darzuthun nicht vermocht hätte. 

Eben fo wenig Tann jet davon die Rebe fein, wo er die Ligui- 
dation fchon in die Klage aufgenommen bat. 

An diefe Erörterung fchließt fih noch ein weiterer Grund gegen 
bie aufgejtellte Befchwerve an. Die particularrechtliche Praris wendet 
bie Beitimmung wegen Zuvielforberung dann nicht an, wenn biefe 
nicht den ganzen Streitgegenftand trifft, fonbern nur ein einzelner 
Klagepunkt unbegründet erfcheint ; 

Bender, I. c. ©. 83. zu Note 16. 

Römer, Samml. der Entichpgn. ꝛc. 1. Br. 7. S.52 — 58, 
und gewiß mit allem Rechte. Wo nämlich eine Klage mehrere Punkte 
umfaßt und mithin der Gegenſtand des Anſpruchs ein zufammen- 
gefegter ift, da concretirt ſich der Klagegrund in mehrere befondere 
Beziehungen und wie bier die Klage nur wegen eines einzelnen 
Punktes unter Vorbehalt der übrigen angejtellt werben konnte, fo 
it e8 auch, wenn fie auf alle zufammen mit einem Wale gerichtet 
wird, nicht wohl möglich, dag fie im Ganzen darunter leide, wenn 
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ein tinzelner Punkt fich als ungevechtfertigt zeigt. Sodann ift nament- 
lich bei Anſprüchen, die von Anfang an auf Schavenserfat gehen, 
der nächfte Gegenftand des Anſpruchs eben Schadenserfat über: 
Baupt, und biefer Anfpruch findet mittelbar feinen concreten Aus 
drud in ven einzelnen Beziehungen, in welchen ein Schaden vorge- 
fommen iſt. Wird num auch etwa eine folche Beziehung unbegrün« 
deter Weife gemacht, fo ift ja noch Feine Zupielforverung vorhanden 
in dem unmittelbaren Gegenftand des Auſpruchs, dem Schapens- 
erfage überhaupt. | 

Wenden wir died auf ben vorliegenden Fall an, fo ijt vor allem 
zu bemerken, daß eine Zuvielforderung nur wegen des Anſpruchs 
für Urbeitsunfähigfeit geltend gemacht und die darauf gebaute vila- 
torifhe Einrede nur auf den Poſten von 250 Fl. für Urbeite- 
unfähigfeit und Schmerzengeld bezogen wird. Zwar die Vernehm- 
lofjung könnte e8 zweifelhaft laffen, ob jie nicht gegen bie Klage 
im Ganzen vorgefhüßt werde. Allein aus der erften Beſchwerde in 
ver Appellations-Ynftanz läßt fich entnehmen, daß es fih nur um 
jenen Poften von 250 Fl. banbelt; und wenn auch bie Revifions- 
bejchwerde wieder allgemeiner lautet, fo iſt dies theils deshalb 
nicht zu beachten, weil einmal die Appellationsbejchwerve nur in jener 
beſchränkten Weife erhoben worben tft, theil® aber dürfte nach ben 
weiteren Ausführungen des Revidenten auch bie Revifionsbejchwerbe 
nur wiederum von demfelben Bolten zu verſtehen fein. 

Sie iſt jedoch in diefer Richtung ebenfo wenig gerechtfertigt, als 
wenn fie gegen die Klage im Ganzen gerichtet worden wäre. Denn 
biefer Poften umfaßt zwei Anfprücde, einen für Arbeitsunfähigkeit 
und einen für Schmerzengeld. Angenommen nun auch, der erfte fet 
durchaus unbegründet, fo Tann er für fi) doch nicht ab instantia 
abgewiefen werben, ta man felbft eine auf einen von vornherein 
beſtimmten Gegenftand gehende Klage, wenn. fie fich materiell in 
ihrer Xotalität vwerwerflich zeigt, ficherlich nicht wegen Zuvielfors 
derung verwirft. Es kann aber auch der Anfpruch wegen Schmer- 
zengelves nicht in dieſer Weife verworfen werben, weil nach ver 
obigen Ausführung wegen der Unbegründetheit des einen Anſpruchs 
eine Zuvielforderung in Betreff des andern uicht anzunehmen tft. 

Hierin ändert auch der Umftand nichts, daß beide Anfprüche 
ihrem pecuniären Betrage nach einen Gefammtausbrud in der Summe 
von 250 Fl. gefunden haben. Denn diefer Geſammtausdruck macht 
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weber vie verſchiedenen Anfpruchspuntte zu einem einzigen, noch kann 
fte bewirken, daß der Poften im Ganzen veshalb ab instantia ab- 
getwiefen werben müßte, weil ver in ver Geſammtſumme begriffene 
Betrag für Urbeitsunfähigkeit als unbegründet erfcheint. 

Endlich darf Hinfichtlih der dilatoriſchen Einrede wegen Plus 
petitio noch ein weiterer Umſtand nicht außer Acht gelafjen werben. 


Bom Standpunkt des früheren römifchen Rechte aus war es 
ganz gleichgültig, ob ber Kläger wiffentlich oder irrthümlich mala 
ober bona fide zu viel geforvert hatte. Die Wirfung rer Plus 
petitio trat in dem einen Fall nicht minder ein, als in dem antern. 
Verſchieden hievon verhält es fi im Auftinianifchen Rechte. Die 
Verordnung von Zeno läßt einen Nachtheil ver Zuvielforverung nur 
eintreten, wenn man wiljentlich, in bösficher Abficht zu viel forverte. 

1. 1. 8.2. C. de plus petit. Il. 10. 

Zwar ift diefe Zenoniſche Eonftitution eine lex restituta, allein 
ihr Inhalt darf deſſen ungeachtet als Yuftintanifches Recht ange 
ſehen werben, da fie wenigftens im Allgemeinen in den Inſtitutionen 
| (de act. IV. 6. $. 33.) 
anerkannt if. Somit ift e8 bei dem Zufammenhang der Reformae- 
tion mit dem römifchen Rechte in der That ganz richtig, wenn das 
particulare Recht nur bei wiffentliher und vorfäglicder Zuvielfor- 
berung bie gefeglichen Nachtheile eintreten Täßt. 

Zu vgl. Orth Anmerk. ꝛc. 1. c. ©. 546. unten Bender 
‚le. 2. Bd. ©. 124 — 125. 

Vergleicht man biemit ven Ball in Frage, fo behauptet ver 
Revident allerdings, ver Kläger Nevife habe wider befferes Wiffen 
zuviel gefordert, und einen Vortheil auf Koften der Eifenbahngefell- 
fchaft fich verfchaffen wollen. 

Allen im Grunde ftügt fih vie behauptete Wiffentlichfeit ver 
Zupielforberung doch nur darauf, daß Reviſe feinen Gehalt von 
ber Poſt unausgeſetzt fortbezogen habe. Erwägt man jepoch, wie 
ber Reviſe den Anſpruch für Arbeitsunfähigfeit zu begrünven und 
zu rechtfertigen fucht, fo kann er bei feinem Anfpruch für Arbeit 
unfähigfeit eines Irrthums beſchuldigt werden. Eine Wiffentlichkeit 
iſt keineswegs erfichtlich, wie denn auch der Reviſe hervorhebt, 
daß eine abſichtliche widerrechtliche Zuvielforderung nicht behauptet 
werben könne. 
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Ser e8 auch, daß er in der rechtlichen Benrtheilung, in ber 
Subfumtion geirrt hat, und fei e8 au, daß man diefen Irrthum 
als Rechtsirrthum anzufehen hat, fo Hat er doch nicht in dem Sinne 
wiffentlich gehanbelt, wie e8 hier vorausgeſetzt wird. 

ad 2). Hier ift vor Allem hervorzuheben, daß der Reviſe dem 
Rechtsmittel adhärirt, und adhaerendo ſich darüber bejchwert hat, 
daß ihm nicht für Arbeitsunfähigfeit und Schmerzengelver, eventuell 
für die legtern allein die beanfpruchten 250 Fl. zuerkannt worden ſind. 

Gegen einen Theil diefer Beſchwerde macht jedoch ver Revident 
und Adhäſe die formelle Einwenbung geltend, daß Die sententia a 
qua einen Anfpruch für Arbeitsunfähigteit verworfen, hiegegen 
aber von ihm keine Beſchwerde erhoben worden fei. 

Diefe Einwendung ift jeboch unbegründet. Allerdings iſt es als 
Negel anzufehen, daß die Punkte einer Sentenz, gegen welche das 
ſelbſtſtändig ergriffene Rechtsmittel nicht gerichtet ift, auch ber 
Aohäfion nicht unterliegen. 

(Zu vgl. Benper I. c. ©. 230 — 231.) 

Allein es ift unrichtig, daß Adhäſe gegen die Entſcheidung Judicis 
a quo, ſo weit fie bie Arbeitsunfähigfeit betrifft, jich nicht beſchwert 
habe. Zwar nicht veshalb, weil er Beſchwerde darüber erhoben 
bat, daß die Klage in Betreff des’ Poftens von 250 Fl. nicht wegen 
Zupielforberung abgewiefen worben fei. Denn bei biefer Befchwerde 
bat der Revident und Adhäſe die Unbegründetheit des Anſpruchs 
für Arbeitsunfähigkeit feftgehalten, va er ja nur um ihretwillen eine 
Zuvielforberung behauptet. Diefe Beſchwerde Tann vaher, ob fie 
ſich gleich auf ven Poſten von 250 Fl. bezieht, doch nur den Anſpruch 
für Schmerzengeld im Auge haben. Dies zeigt fi auch in der 
Faſſung der. Beſchwerde gegen bie erftinftanzliche Entſcheidung, indem 
biefelbe darauf gerichtet ift, vaß die Klage auf ven Betrag von 
150 51. zur Verhandlung zugelaffen ift. 

Denn zieht man mit dem Adhäſen ven Betrag ber bem 
Nevifen und Mohärenten trotz feiner Arbeitsunfähigkeit zu Theil 
gewordenen Zaggelver von ver Gefammtjumme ver 250 FI. ab, 
jo bleibt ungefähr in runder Zahl die Summe von 150 Fl. als 
Gehalt des Schmerzengelves übrig. 

Dies beftätigt ſich denn auch durch die m der Reviſionsſchrift 
geäußerte Meinung des Revidenten, daß die Unbegründetheit des 
Anſpruchs für Arbeitsunfähigkeit unzweifelhaft feitjtehe. 

\3* 
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Allein Revident und Adhäſe bat die Sententia a que, fo weit 
fie die Arbeitsunfähigkeit betrifft, weiter in fo fern angefochten, als 
er eventuell, d. h. für ven Fall der Annahme des Begrünbetfeins 
des Anfpruche auf Schmerzengeld, den Gefammtpoften von 250 FL 
wegen Unbegrünbetheit, Ueberfegung, Dunkelheit und nicht gehöriger 
Subftantiation angebrachtermaßen zurüdgewiefen wiſſen will. 

Er bat fich demnach nicht dabei beruhigt, daß Judex a quo, bie 
erftinftanzliche Entſcheidung beftätigenn, eine Forderung für Arbeits- 
unfähigleit aus materiellen Gründen verworfen hat. Folglich fteht 
auch dieſe Entjcheivung, obgleich Revife Fein ſelbſtſtändiges Rechte 
mittel eingelegt bat, nicht in ber Art als res judicata feft, daß 
in Folge der Aohäfion nicht eine reformatio in pejus ſtattfinden 
könnte. 

Sachlich indeſſen erſcheint die Adhäſion, was: 

a) die Anforderung für Arbeitsunfähigkeit betrifft, nicht 
gerechtfertigt. Reviſe und Adhärent beſtimmt dieſelbe in einer Weiſe, 
wornach ſie mit dem Schmerzengeld in einem Zuſammenhange ſtehen 
ſoll: dieſes für das körperliche Leinen, Arbeitsunfähigkeits— 
Vergütung als Entgelt für mehr geiſtige Entbehrung. 

Allein wie das Schmerzengeld nur für phyſiſches Leiden gewährt 
wird, fo macht auch ein Entgelt’ für die mehr geiſtige Entbehrung 
ber gewohnten DBerufsthätigfeit und Verbammung zum Müfiggange 
nicht einen Theil des Schmerzengelve® aus, obgleich jene geijtige 
Entbehrung mit dem phhfifchen Leiden, wofür das Schmerzengelb 
gegeben wird, eine und biefelbe Wurzel und Veranlaffung bat. Ein 
Entgelt für bie bezeichnete geiftige Entbehrung wäre rechtlid 
nur begründet, wenn fie zugleid die Entbehrung des gewöhnlichen 
Verdienſtes des Reviſen zur Folge gehabt hätte. Dies war nm 
nicht der Fall. Zwar behauptet der Adhärent, das Oberpoftamt 
habe ihm feine Taggelder aus Gewogenheit fortbezahlt; es fei diet 
ohne Verbindlichkeit gefchehen, und ver Fortbezug als eine Unter: 
ftügung anzufehen. 

Dies Tann jedoch nichts ausmachen. Genug er bat feinen regel- 
mäßigen Verdienſt nicht entbehrt, feine Taggelder fortbezogen tret- 
dem, daß er arbeitsunfähig war. Mag es fein, daß ihm das Ober- 
poftamt die Taggelder aus Vergunſt fortbezahlt hat, fo ift darin 
doch Fein Almofen, Tein Geſchenk zu erbliden, das ihm als einem 
arbeitöunfühigen fich in Noth befinplichen Dienfchen gewährt worben 
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wäre. Er deutet es felbjt an, daß er bie ihm zu Theil gewordene 
Unterftügung vielletcht feiner gewöhnlichen Arbeitstüchtigfeit und 
feinem Dienfteifer verdanke, folglich Tann er auch einen pecımiären 
Erſatz für Arbeitsunfähigfeit nicht verlangen, weil er feinen pecu- 
niären Berluft durch fie erlitten hat. Von einer exceptio de jure 
tertii auf Seiten des Revidenten ift hier fo wenig die Rebe, als bie 
von dem Reviſen geltend gemachte, übrigens fehr unwahrjcheinliche 
Eventualität berüdfichtigt werden Tann. 

b) Der Richter erfter Inſtanz hat den Anſpruch auf Schmerzen- 
geld nur deshalb verworfen, weil er die materiellen Vorausfegungen 
beffelben nicht vorhanden glaubte.” 

In der That kann auch in Rüdfiht auf die Praris an feine 
Zuläffigteit an fich fein Zweifel obwalten. 

Glück. Band. Commt. ThL 10. ©. 388 u. 389. 

Schmidt, Pract. Lehrb. von gerichtl. Klagen und Ein- 
reden, Ite Ausgabe, $. 1209 u. 1303. 

v. Holzſchuher, Theorie u. Eafnift. 2c. 11. 2. ©.984. — 
Supplemente ©. 358. 

Seuffert und Glüd, Blätter für Rechtsanwendung ꝛc. 
Br. 15. ©. 174— 175. 

Dagegen bat: 

«) der Revident feine Beſchwerde wegen einer Zuerfennung von 
Schmerzengeld überhaupt darauf gegründet, daß die Contractöflage 
auf ven Anfpruch für Schmerzengeld ausgedehnt und daß dem DBe- 
Hagten ein Schmerzengeld zuerfannt worven fei, während baffelbe 
doch mur mit der actio legis Aquiliae unter Vorausfegung pofitiv 
wiberrechtlicher Handlungen gefortert werben könne. 

Allein diefe Behauptungen ermangeln ver Haltbarfeit. 

I. Es fommt bier vor Allem darauf an, ven Character des 
Auſpruchs auf Schmerzengeld und bie tafür mögliche Klage näher 
zu beſtimmen. 

In dieſer Beziehung wollen nun Manche ven Unfpruch darauf 
als einen rein pönalen und die Klage als eine Pönalklage anfehen. 

Gensler, im Archiv für d. civ. Prax. Bd. 1. ©. 145 — 146 
zu Note 5. 

Puchta, Pand. 2te Ausg. 8. 388 zu Note h. 

Seuffert u. Glück J. c. S. 175. 176. 

Zu vgl, Seuffert, Archiv für Entſcheidgn, Bd. 8, 1x. 138, 
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Er. des O. U. ©. zu Caſſel vom 13. März 1847, ab⸗ 
gedruckt in Heuſer's Unmalen, Bo. I.. ©. 519 fg. 

Diefe Anficht entbehrt jedoch ber hinreichenden Begrimdung 
Sieht man auf C. C. C. xt. 20, von weldhem vie Praris mit 
Recht oder Unrecht ihren Ausgangspunkt genommen bat, und welcher 
einem widerrechtlich Gefolterten einen Anfpruh wegen Schmad, 
Schmerzen, Koften und Schaben giebt, fo fpricht fich derſelbe über 
die Natur des Anſpruchs, namentlich darüber nicht aus, ob in ber 
„Ergegung” für Schmerzen eine Strafe, ober ob darin geraben 
gewiffermaßen eine Vergütung für bie erpulveten phyſiſchen Schmerzen 
gewährt werben follte.*) Auch pie Parallele mit ver actio 
sestimatoria vermag barüber nicht zu enticheiven. Allerdings foll 
burch dieſe eine Genugthumg für die erfahrene Beleidigung gewährt 
werden, und bie Summe Geldes, worin dieſe Genugthuung befteht, 
ift entfchteven als Strafe anzufeben. 

J. de in jur. IV. 4 8.7 u. 10. 

Indeſſen wenn man bier für ben erlittenen „Seelenfchmer;“ 
wie man fagt, eine Summe Geldes als Strafe bekommt, fo folgt 
daraus nicht, daß das Schmerzengeld als Geld für ven phyſiſchen 
Schmerz au eine Strafe ſei. 

Es kommt vielmehr alle8 darauf an, wie die Praxis das Schmerzen 
geld aufgefaßt hat. 

Hiebet darf num zumächft sticht außer Acht gelaffen werben, daß 
wenn das Schmerzengeld eine Privatitrafe ift, daſſelbe ba nicht ftatt- 
finden könnte, wo wegen Körperverlegung eine öffentliche Strafe 
verhängt würde. Ya es könnte fich überhaupt fragen, ob vafjelbe 
unter diefer Vorausfegung in ben Ländern, in welchen Körperver- 
letzung als öffentliches Verbrechen von Amtswegen verfolgt wird, noch 
Platz zu greifen vermöge. . 

Zu vgl. Archiv f. d. civ. Prar. des gefammten in Oliven 
burg gelt. Rechts, Zter Bd. ©. 269 ff. 
v. Holzſchuher 1. c. Supplemente 1. c. 

Nun aber tft e8 eine anerkannte Praxis, daß das Schmerzen 

geld auch neben einer öffentlichen Strafe gefordert werben kann. 


*) Rad Art. 20 der C. C. C. find „die oberkeit oder der richter dem, 
ber wider recht, on die bewifen anzeygung gemartert wer, feiner ſchmach, 
BD ſchmerzen, koſten und ſchaden ber gebüre ergetzung zu thun fchulbig.“ 
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Marezoll, das gem. deutſch. Eriminal-R. Zte Ausg. 
©. 397. | 

Heffter, Lehrb. des gem. deutſch. Eriminal-R. 6te Ausg. 
8. 283. 

Meiste, Rechtslex. Bo. 6. 8. 191. 

Die juriftifche Conſequenz führt demnach dahin, das Schmerzen- 
geld als eine Art Entſchädigung anzuſehen. 

Zu vgl. Tittmann Handb. der Strafrechtswiffenfchaft, 
Thl. 1. $. 140. 141. 

Wächter, Lehrb. des röm.deutſch. Strafr., Thl.2, S. 183. 

Seuffert u. Glüd, Blätter für Rechtsanw. Bd. 13, 
S. 318 — 319. 

In der That läßt die Praxis zum Geltendmachung des Schmerzens 

geldes eine Actio legis Aquiliae utilis zu. 
Glück, Pand. Eommt. L c. ©. 388. 
Schmidt, Prakt. Lehrb. von Klagen ꝛc. $. 1209. 
Weise, Rechtslex. Bd. 9. ©. 638 u. 39. 

Archiv für die Praris des gefammten in Oldenburg geltenpen 
Rechts zc. zc. I. c. ©. 276. ©. 279 u. 80. 

Unter diefen Umftänvden kann e8 Teinem Anſtand unterliegen, 
baß auch das Schmerzengelb mit ver Contractsklage geforbert 
werben kann. Belanntlich hat man, wenn ein Damnum injuria datum 
in ein obligatorifches Verhältniß eingreift und die Verſchuldung zugleich 
gegen dieſes Verhältniß verftößt, bie elective Befugniß ftatt ber 
actio legis Aquilia auch die Contractsflage anzuftellen. Man er« 
reicht durch dieſe daſſelbe Ziel wie durch jene, fo weit nicht bie 
Aquilifhe Klage einen pönalen Zuſatz bat. Zu vgl. namentlich 
in Beziehung auf die Miethe: 

D. ad leg. Aquil,, IX. 2.1.7.8.8. 1, 27. 8.11 u. 34. 
D. locat XIX. 2. 1. 25. 8.5. L 43. 

Römiſch rechtlich Tann man fogar die actio legis Aquiliae neben 
ber Contractsklage anjtellen, fo weit in der erftern wegen bes Fönalen 
Zufages ein Plus enthalten ift. 

D. commd. XIII. 6. 1. 7. 8. 1. 

Nachdem aber veutfchrechtlich die Actio legis Aquiliae den pönalen 
Zufat gar nicht mehr hat, fo findet zwifchen ihr und der Contracts⸗ 
klage eine burchgreifenve elective Eoncurrenz jtatt. Hieraus ergiebt 
fih aber, daß auch das Schmerzengeld als ein Theil der mit der 
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Actio legis Aqnilise zu verfolgenden Entſchädigung durch vie Con- 
tractsffage geltend gemacht werben Tann. *) 

Wohl hebt Revident und: Aohäfe einen Unterſchied zwifchen ven 
beiden Klagen binfichtlich des Uebergangs auf Erben hervor. 

Allein er überfieht,, daß ſchon das römifche Necht dieſen Unter: 
ſchied Scharf betont, ohne baum bie Wahl ver Contractotlage aus 
zuſchließen. 

D. commun. div. X. 3. 1 10. pr. 

Sodann fteht auch gar nicht im Wege, ven Unfpruch eines 
Schmerzengeldes, fofern er. auf die Erben des Berwundeten nicht 
übergeht, auch vom Standpunkte der Kontractsklage nicht übergehen zu 
laffen, mit andern Worten, ihn eben mit der Contractöflage nur in 
fo weit verfolgen zu laffen, ald er überhaupt rechtlich anerkannt ift. 

11. Schon ver Richter erfter Inſtanz bat die Forderung von 
Schmergengeld deshalb für unbegründet gehalten, : weil fie nur bei 
pofitiv widerrechtlichen Handlungen zuzuerkennen fet. 

Ihm ſchließt fich der Revident an, während Reviſe und Aohärent 
Schmerzengelver auch bei einer Culpa in non faciendo al& verwirtt 
anfieht, und Judex a quo biefer Anſicht beigetreten. zu fein fcheint. 

Wir können diefen Streitpunkt dahin geftellt fein laſſen, denn 
es liegt hier eine pofitiv wiverrechtliche Hanblung vor. 

Allerdings giebt e8 eine Anſicht, welche ein Recht auf Schmerzen 
geld nur anerkennt, wenn bie Körperverlekung doloſer Weiſe verübt 
worben iſt. 

Zu vgl. Seuffert, Archiv f. Entſchogn. 2c., Ar Bd., Nr.227. 
Heffter, L.c. 

Allein dieſe Anficht ift mit Rüdjicht auf den Ausgangspunk 

ber Praxis, auf C. C. C. Art. 20 ficherlich.. unbegründet. 
Zu vgl Tittmann I. c. $. 140. 
Gensler, Archiv für d. cv. Prax. li. c. ©. 161. \ 
Weiste, 1. c. S. 639. 

Auch Ipricht bie Praxis dafür, welche das Schmerzengelv ein 
fach als einen Beſtandtheil der mit der Actio legis Aquiliae geltent 
zu machenden Anfprüche anfieht. 

Glüd, 1 c. ©. 388. 
Schmidt, 1. c. 8. 1209. 


*) Vergl. oben S, 184. 
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Läßt man doch felbjt mit ver quasi belictlichen Klage de effusis 
et dejectis eine Forderung von Schmerzengelb geltend machen. 
Glück, J. c. S. 393 u. © 411. 
Schmidt, I. c. 8. 1303. 
Göſchen Vorleſ. Z3ter Bd. 2te Abth. ©. 686. 
Seuffert u. Glück, Blätter für Rechtsanw. Bd. 13. 
S. 318. 319, 
eine Entſcheidung, womit freilich die Entſcheidungen in Bd. 15. 
©. 175 fg. deſſelben Werks und in Seuffert Archiv ꝛc. Bd. 4. 
Nr. 227 nicht übereinftimmen. 


Nur das it, wie für jeven Anfpruch aus der lex aquilia fo 
auch für ven auf Schmerzengeld nothwendig, daß eine von biefer 
lex geahndete Culpa vorliege. Cine folche liegt Hier aber in ber 
That auch vor. Sieht man von Dolvfität ab, fo befteht eine jede 
fogenannte aquiliſche Culpa aus zwei Glementen, einer pofitiven 
Thätigkeit und einer Unterlaffung, nämlich einer Unterlaffung ver 
Sorgfalt (diligentia), wozu man verpflichtet gewefen wäre. Dieſe 
Unterlaffung Tann fogar der Thätigfeit erit nachfolgen und erzeugt 
bo in Verbindung mit ihr bie Obligatio aus ber lex aquilia, 3.2. 

D. ad leg, Aquil. IX. 2. 1, 8. pr. 1. 27. 8.9. 1. 30. 8.2. 


Beide Elemente treffen auch hier zufammen. Nevife ift bei einer 
Eifenbahnfahrt dadurch verlegt worden, daß ein Wagen umfiel over 
fih auf die Seite legte, 

ct. des Stötgr. [1] ©. 2 [4] ©. 3. 
alfo durch eine poſitive Thätigkeit, und er behauptet, daß dies 
in Solge eines Fehlers des Bahnlörpers und eines Mangels 
an Sorgfalt gefchehen jei. 

Act. cit. 1] S.5 u. 7. 

Es iſt folglich dieſer Mangel an Sorgfalt vorausgeſetzt, Alles 
vorhanden, was zur aquiliſchen Culpa gehört. Zur Vergleichung 
mögen hier einige in den Quellen vorkommende Fälle dienen, welche 
mit dem gegenwärtigen einige Aehnlichkeit haben. 

D. ad leg Aquil. IX. 2.1.8 8. 1. 1. 27. 8. 33. 

Wenn man freilich vorausſetzt, daß zur Begründung eines An⸗ 
ſpruchs auf Schmerzengeld eine direct und unmittelbar verletzende 
Thätigkeit von Seiten des in Anſpruch Genommenen, gleichſam ein 
corpore corpori dolor datus nöthig ſei, würde es hier an jevex 
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Begründung fehlen. Und allerbinge giebt es eine Anſicht, welche 


jene VBorausfegung macht. 
Seuffert. Ardiv ze. Bd. 4. Wr. 227. 

Über dieſe Anficht ift keineswegs gerechtfertigt. Wohl Handelt 
e8 fih in C. C. C. Art. 20 von einer folchen Thätigfeit. Allein 
nachdem bie Praxis einmal, über dieſen Artikel weit hinausgehend, 
die Forderung eines Schmerzengelves fo zu fagen unter vie lex 
Aquilia geftellt und als eine mit der aquilifchen Klage geltend zu 
machende anerkannt bat, fo tit fein Grund vorhanden, über bie 
gewöhnlichen Vorausfegungen der aquiliihen Verſchuldung Binaus 
zugehen. 

3) Revident beſchwert fich jedoch auch parüber, daß dem Reviſen 
ein Schmerzengeld von 50 Fl. zuerkannt worben fei, während tiefer 
als Aphärent, eventuell ein Echmerzengelb von 250 ST. begehrt. 
In diefer Beziehung tft zu bemerken, daß Adhärent in feiner Klage 
für Schmerzengeld und Arbeitsumfähigfeit 250 FI. angeſetzt und erft 
in der Replik feine Forderung für Schmerzengeld allein eventuell 
auf die gleiche Summe erhöht hat. 

Hievon nimmt Revident Beranlaffung, dieſe erhöhte Anforbe 
rung in feiner Erklärung auf vie Adhäſionsbeſchwerde als eine 
unjtatthafte Klagänderung zu bezeichnen. 

Und an und für fi ift fie auch eine folche, wenn man ſich an 
bie ftrenge Vorfchrift ver Reformation (TH. 1. Zit. 17. 8.4 u. 5) 
halten vürfte. Allein abgejehen davon, daß Revident in feiner Duplit 
auf die eventuelle Steigerung des Schmerzengeldes fich eingelaffen, 
die Unzuläffigfeit der darin Tiegenden Klagänderung als folcher jedoch 
nicht geltend gemacht bat, fo ift auch die particularrechtliche Praris 
in biefem Punkte milder als die Theorie. 

Bender, .c. ©. 32 —83. 

In der Sache felbjt erjcheint e8 aber auf den erften Blick auch 
für den Laien als eine durchaus unftichhaltige Behauptung, wenn 
Revident ven Eat aufftellt, daß Nevife und Adhärent nur bei ver 
Einrichtung des Beinbruhs eigentlihe Schmerzen eder 
harte Schmerzen gehabt babe. 

Der Adhärent hat doch wohl beim Bruch des Schlüffelbeine 
ſelbſt, auch mehr over minder harte Schmerzen gehabt, mag aud 
ebenjo wieder von bort an bis zur Eimeichtung nicht ganz fchmerzlos 
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gewejen fein, wenn auch die Zwiſchenzeit nicht fo groß geweſen 
fein follte, wie verfelbe angiebt. 

Nicht weniger, was Adhäſe felbft einräumt: bei der Einrichtung 
und auch nachher ijt er ficherlich noch einige Zeit nicht völlig ganz 
ohne alle Schmerzen gewejen, und waren es auch Feine harten 
Schmerzen, jo waren e8 doch immerhin Schmerzen. 

Sicht mehr ftichhaltig ift die weitere Behauptung des Neviden- 
ten, daß nur der bei der momentanen Schabenzufügung erlittene 
Schmerz zu beachten fei. 

Vielmehr geht ver Grundfat ber Praxis dahin, daß das Schmers 
zengeld nach der Größe ver Verlegung und der Dauer der Eur zu 
bemefjen fei, d. h. am Ende nad der Größe und Dauer bes 
Schmerzes. 

Glüd, J. c. ©. 388. 
Weiste, Nechtsler. Thl. 9. ©. 639. 
Gensler, im Archiv f. d. civ. Prax. I. c. ©. 151. 152, 

Unter viefen Umftänven ift der Anſatz von 50 Fl. nicht zu hoch, 
auf der andern Seite aber auch nicht zu niebrig gegriffen, denn 
immerbin muß die Verlegung als eine leichtere erkannt werben, ba 
Reviſe fchon nach drei Wochen wieder ausgehen Tonnte, 

Somit erfcheint die Adhäſions-Beſchwerde ebenfalls nicht be- 


grünbet. 
1. 


Die zweite Beſchwerde geht dahin, daß nicht ber Haupt» umb 
eventuellen Befchwerve voriger Inſtanz gemäß erkannt worben fel. 

Diefe Befchwerve voriger Inſtanz zerfiel ebenfalls in mehrere 
Abtheilungen und ging 

1) vahin, daß dem Beklagten der Beweis, wie ihn das ftabt« 
gerichtliche Erfenntniß sub III, Nr. 2 enthält, und nicht vielmehr 
dent Kläger der in actis appell, [4] ©. 4 näher bezeichnete Beweis . 
auferlegt worben fei, eventuell dahin, daß: 

2) dem Kläger nicht ver Beweis des obligatorifchen Verhältniſſes, 
wie er in actis cit. I. c. ©. 5 formulirt ift, und für ven Fall des 
Nichterbringen® der Beweis sub 1, auferlegt, für ven Fall des 
Erbringens aber, daß 

3) dem Beklagten nicht ver in actis cit. 1. c. ©. 6 beſchriebene 
Beweis vorbehalten worven fei. 

Wir beginnen mit ver Prüfung ber Beſchwerden: 
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ad 1 u. 2. Die Rechtfertigung derſelben befteht kurz darin: 
die Eifenbahnverwaltung trete mit dem, welcher das Fahrgeld bezahle, 
nur in fo weit in ein vertragsmäßiges Verhältniß, als fie Die Ver- 
pflichtung zur Beförberung innerhalb beftimmter Zeit übernehme, 
nicht die weitere, die Reiſenden wohlbehalten zu beförbern. Zwar 
bafte fie auch für bie Körperverlegung ver Reiſenden, aber aus ver 
lex aquilia und unter ver Vorausſetzung, daß ihr ein Verſchulden 
nachgewiefen werbe. 

Indeſſen ift diefe Behauptung in ihrem erften Theile völlig 
unberechtigt.. Daß ber Reifende durch Löfung eines Fahrbillets mit 
ver Eifenbahnverwaltung in ein VBertragsverhältniß trete, kann Nevi- 
dent felbjt nicht in Abrete ftellen, deſſen Beſchränkung aber auf 
blofe Beförderung ift auch nicht im Entfernteften begründet. Der 
Natur der Eache nach geht der Vertrag nicht dahin, daß der Rei- 
jende von einem Ort zum andern, gleichgültig ob er unverfehrt over 
mit gebrochenen Gliedern an tiefen Beitimmumgsort gebracht werde, 
fondern dahin, daß er unverſehrt dahin gebracht werde, baß 
wenigftens von Seiten der Verwaltung alle-Sorgfalt 
getroffen fei, und werde, um ibn wohlbehalten dahin 
zu bringen. Weit Unrecht will Revident zwifchen ver Beförberung 
von Perfonen und Gütern in dieſer Beziehung einen Unterſchied 
machen. 

Daß für Vergütung von Schaden an Gütern Tarife und Regle: 
ments beitehen, jchließt nicht aus, daß auch Verlekungen und Be- 
Ihädigungen von Perfonen nit auch in das Vertrageverbältnif 
fallen. Es verjteht ſich noch wohl von ſelbſt, vaß für tie Legteren 
feine Tarife aufgejtellt werden und werden können. Ihrer bevarf 
e8 auch nicht, um bie Verwaltung ex contractu verantwortlich zu 
machen, im Gegentheil, wenn fie nicht verantwortlich fein 
follte, müßte das ausdrücklich beftimmt fein. 

Wohl fett ſich der Reiſende wifjentlich ven mit ven Eifenbahnen 
verbundenen Gefahren aus, aber nicht in dem Sinne, daß er vom 
Standpunkte des Vertrags aus, feine Berfon gleihfam ver Ver: 
waltung Preis giebt, und fo zu fagen auf eigene Gefahr reift, resp. 
auf die der Verwaltung ipso jure aufliegende Eorgfalt verzichtet, 
fondern nur in dem Sinne, daß er bie jenfeit8 der Vertragspflichten 
liegenden Gefahren auf fich nimmt, dagegen aber voransfegt, daß 
von Seiten ver Verwaltung und ihrer Bedienfteten vertragsmäßig 
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alle Sorgfalt angewendet werde, um feine Berfon wohlbehalten zu 
beförvern, d. h. Unglüd zu verhüten. Statt ver BVergleichung in 
Actis App. [12] S. 28— 29, welche ganz und gar nicht zutrifft, 
wäre eine Vergleichung mit dem Eilwagen oder einem Lohnkutſcher 
viel näher gelegen. Wer einen Pojtfchein löſt und dadurch mit ver 
Poſt in ein Vertragsverhältnig tritt, oder wer einen Kutfcher miethet, 
der vertragt doch ficherlich nicht über blofe Beförderung ohne alle 
Rückſicht darauf, ob er wohlbehalten befördert werde, ober nicht, 
fonvern er fchließt einen Vertrag ab, daß er wohlbehalten beförvert 
werbe. 

Zu vgl. Seuffert nd Glüd, Blätter für Rechtsanw., 

20ſter Band. Ergänzungs- Blätter, S. 49 — 50. 

Beitund demnach zwifchen dem Revidenten und Reviſen ein 
obligatorifches Verhältniß aus Vertrag, wonach jener verpflichtet 
war, dieſen wohlbehalten nach Frankfurt zu beförbern, fo erledigt 
fih auch die Beweisfrage in fehr einfacher Weile. Wer zu einer 
Reiftung verpflichtet ift, und dieſe Leiſtung gar nicht 
oder nicht gehörig macht, der muß dem Berechtigten deshalb 
Erfag leiften, wenn er nicht beweift, daß ihn wegen Nicht- 
leiſtung oder nicht gehöriger Leiftung Teine Schuld treffe, wofür 
er einzuftehen hat. ‘Denn ber Berechtigte hat nur fein Recht auf 
die Leiftung darzuthun. Der Anſpruch auf Erfat, wenn dieſe gar 
nicht ober nicht gehörig erfolgt, veriteht ſich von felbft, und ver 
BVerpflichtete muß fich von ihm durch den Beweis einer ihm 
nicht zur Laſt fallenden Urſache befreien. 

D. commod, XIII. 6. 1. 3. 8.1. 
D. depos. XVI. 3. 1. 1. 8. 16. 
D. locat. XIX. 2. 1. 9. 8. 4. 

C. de pign. Act. IV. 24. 1. 5. 

Dies iſt denn auch wenigftens in dem Falle, wo der Verpflichtete 
wie bier für Culpa levis haftet, in der Doctrin und Praxis ziem: 
(ih allgemein anerkannt. 

Zu vgl. Mühlenbruch, Doctrin Pand. ed. 4. a. I. 8.147. 
ad Note 6 zu vgl. Mühlenbrud, Entwurf des gemeinen 
Eiv. Proc. 2te Aufl. 278. 

Buchta, Band. 2te Ausg. $. 267 zu Note 10, 

Sintenis, des prakt. gem. Eivilr. II. ©. 339 ff. u. Note 
67. Nr. Il, sub 2. 
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Arnds, Lehrb. ver Pand. 2te Ausg. 8.250 zu Note 4. 

Seuffert, Archiv für Entſchogn. zc. ꝛc. I. Nr. 168. 

Seuffert u. Glüd, Blätter für Rechtsanwendungzc.zc.L c. 
" Römer, Samml. :c. liter Bo. Nr. 109. 

Wollte man jedoch auch die von dem Kläger mit ver Contracte- 
Hage eventuell zur Hand genommenen Klage aus einem damnum 
injuria datum ins Auge faffen, jo würbe es fich immerhin noch 
fragen, ob nicht in Fällen, wie ber vorliegende, abweichend von 
der fonft geltenden Regel, ven Bellagten der Beweis ver Nicht- 
verfchulpung treffe. 

Es giebt allerdings eine Anficht, welche überhaupt bei einem 
Eingriff in eine fremde Rechtsſphäre durch pofitive 
Handlungen ven Verletzten des Beweiſes entlebigt und ben Ein 
greifenden mit dem Beweis ber Schuldloſigkeit oder beſonderer 
Derechtigungsgrünbe belaitet. 

Zu vgl. Wächter, Hanbb, des im Königreich Württb. 
gelt. Privr. Bb.2. ©. 79. 
Zu vgl. etwa no Sintenis, 1. c. Note 67 sub L 

Allein dieſe Anficht ift nicht richtig. Es ijt fein Delict gebenkbar 
ohne das fubjective Moment von dolus ober Culpa. Wer baber 
eine Obligstio ex delicto geltend macht, ver hat nicht blos das 
objective Moment, die Befchäbigung, die Verlegung, ſondern aud 
das entiprechende fubjective Moment darzuthun. So ſetzt dem 
auch die Obligatio aus ver lex Aquilia nicht blos ein damnum 
datum, fondern ein damnum injuria datum voraus. Wer daher 
mit ‚der aquilifchen Klage auftritt, der hat nicht blos ven Eingriff 
in feine Rechtsfphäre, die Verlegung des damnum datum zu erweifen; 
er muß auch bie injuria, d. h. hier bie Culpa erhärten. 

Zu vgl. Weber, über die Verbindl. zur Beweisf. Ausg. 
von Heffter. ©. 173 zu vgl ©. 180. 

Mühlenbrud, Doctrina Pand. et 4a. $. 147 sub Il. 

Zu vgl. 8. 448. ad Not. 8 u. 9. 

Puchta, Pand. 1. c. 

Seuffert, Prac. Pand. Recht. 3te Aufl. 8. 99. zu 
Note 2. 

Aber freilich darf man nicht verfennen, es können pofitive 
Eingriffe in eine fremde Rechtsfphäre vorfommen, welche das Merl: 
mal der Verfchulvung fo ſehr am fich tragen, daß ein weiterer 
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Beweis nicht wohl geforvert werben kann. Es wirb dies z. B. 
vielfach da der Fall fein, wo man durch unmittelbare Thä- 
tigfeit in fremde Gerechtſame eingreifend, eine Verlegung verübt. 
Zu vgl. J. de leg. Aquil. IV. 3. 8.2 u. 3. 
D. ad leg. Aquil. IX. 2.1.7.8.1 9 pr. $.1. 3.1. 27. 
8.6. seg. $. 17. seg. I. 29. 8.5. 

Es giebt aber auch Befchäpigungen und Verlegungen, bie an 
fih das Dafein einer Berfhuldung unentſchieden laffen. 
Hier muß nun diefe noch beſonders bargethan werben, indem Um⸗ 
jtände erhärtet werben, aus welchen fie hervorgeht. Es kann dies 
eintreten bei folchen Eingriffen, die mittelbar erfolgt find, und bei 
welchen dann eine veranlaffende Verfchuldung zu erweifen ift, indem 
eben Thatſachen erbracht werben, bie eine Verſchuldung erfennen 


laffen. 
Zu vgl. 3. B. D. eod. 1. 7. 8.2. 1. 27. 8.9. 33. 1. 28. 


1. 29. 8.2. 1. 30. 8.3. 1. 57, 

Jedoch felbft für unmittelbare Eingriffe und Verlegungen giebt 
e8 Fälle, bei welchen eine Culpa noch beſonders zu erweifen ift, 
fo daß eben Umftände erbracht werben, aus welchen biefelbe er- 
fchloffen werben Tann. Zu vgl. z. B. 

J. de leg. Aquil. IV. 3. 8.4 u. 5. 
D. ad leg. Aquil. IX. 2.1. 7.8.8.1. 11. 1. 39. pr. 

Hält man diefe Grunbfäge feit, fo ift es Har, daß, wie fehr 
man auch theoretifch die Beweislaft binfichtlich der Culpa dem zu— 
erfennen muß, welcher mit ber aquilifchen Klage auftritt, doch bie 
Umjtände des einzelnen alles nicht außer Acht gelaffen werben 
dürfen. Sie wiegen fehwer in ber Frage vom Beweis ver Culpa. 

Was insbejondere ven vorliegenden Ball anbelangt, fo kommt 
zunächft in Betracht, daß der Regel nach fogenannte Unglücksfälle 
auf Eifenbahnen in einer VBerfhulbung ihren Grund haben 
bürften, mag biefelde nun mit dem Bahnlörper, dem Betriebs- 
Material oder dem Dienft zufammenbängen. Der Eifenbahnverfehr 
ift nicht darum fo gefährlich, weil eigentliche Unglüdefälle, damna 
fatalia, dabei häufiger vorfommen, fondern darum, weil er eine 
überaus große Sorgfalt und Pünktlichkeit in allen Beziehungen er- 
fordert, und daher eher eine unbeilvolle Nachläffigkeit eintreten 
kann. Uber deshalb ift vie Verantwortlichleit ver Eifenbahnver- 
waltungen nicht eine geringere, ſondern eine weit größere, Aus 
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vemfelben Grunde konnte ſich's fragen, ob bem, weldier bei einer 
Eifenbahnfahrt verlegt worden ift, der Beweis ber Verſchuldung 
aufgelegt werben folle, und ob man nicht vielmehr umgelehrt von 
dem auszugehen babe, was die Regel bilvet, von dem 
Dafein einer Verſchuldung. 

Hiezu kommt aber noch folgende Erwägung. Schon Judex a 
quo bat auf bie eigenthüimliche Stellung ver Reiſenden ven Eifen- 
bahır » Verwaltungen gegenüber aufmerkfam gemacht. 

Den Reifenden fteht auch nicht die geringfte Controle bet dieſem 
Verfehrsmittel zu Gebot, weber in Beziehung auf den Bahnkörper, 
noch in Beziehung auf Locomotive und Wagen, noch in Nüdfict 
des Dienfted. Ergiebt ſich Hieraus von felbft, welch ein hober 
Grad von Eorgfalt den Eifenbahn» Verwaltungen nach allen Ric 
tungen Bin obliegt, fo ergtebt fich hierans auch ferner, daß, wenn 
ein Reiſender bei einer Fahrt verlegt wird, die Verwaltung aud 
dann ihre Nichtverfchulpung darthun muß, wo ver Verlekte bie 
aquilifche Klage anjtellen würde. Denn, wollte man dem letzteren 
bie Beweislaft auflegen, fo hieße das: feine Klage in den meiften 
Fällen erfolglos machen. Abgeſehen von einzelnen auffallenven 
Sorglofigkeiten und Bernacdhläffigungen, welche fih am Ende burd 
polizeiliche oder gerichtliche Unterfuchung conftatiren würden, wäre 
ver verlegte Neifende beinahe nie im Stande, ven Beweis ber 
Verſchuldung zu erbringen. Abgeſehen nämlich von jenen auffallen- 
ven Sorglofigfeiten, erfährt und weiß daher der Verlette in ber 
Regel auch nicht mit einiger Sicherheit, wo ber Fehler geweſen 
fei, ob am Bahnkörper over irgendwie am Dienſte. Es find dem 
gewöhnlich Eagen oder Gerüchte, die umherlaufen umb auf vie fi 
weder eine fichere Behauptung noch ein Beweis-Unternehmen gründen 
liege. So führt der Nevife in feiner Klagfchrift einzelne Fehler 
bes Bahnkörpers an, aber in einer Weife, daß man ſieht, er ſpricht 
bier nur von Hörenfagen. Er fagt: „Es wird angegeben ꝛc. ac“, 
ferner ift wahrgenommen worben ꝛc. ꝛc.“ 

Unter dieſen Umſtänden dürfte es fich wohl rechtfertigen, and 
bei der Anftellung der actio legis Aquiliae die Eifenbahn-Vermwaltung 
mit dem Beweis der Nichtſchuld zu belaften und ver Revife wäre 
demnach im echte, wenn er am Schluffe feiner Ausführungen in 
der Klagſchrift die Behauptung aufftellt, der Beweis der Anwendung 
der größten Sorgfalt komme vem Beklagten zu. 
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Bon diefem Standpunkt aus liegt auch in ber Zufchtebung ver 
Beweielaſt für vie aquilifche Klage an ven Beklagten nicht eine 
Bermuthung für deſſen Verſchuldung, fonbern eben eine der 
Natur der Verhältniſſe angepaßte Normirung der 
Beweislaft. So wenig man die den Bellagten treffende Beweis- 
pflicht der Nichtverfchulpung, wenn eine Eontractsflage angeftellt ift, 
aus einer vermutbeten Verſchuldung ableiten kann, und ableitet, 
ebenfowenig bier. Ob eine Verfhuldung vorliege oder 
nicht, läßt der Richter dahin geftellt, er regelt nur ven 
Beweis nah ver Sadlage. 

Revident befchwert fich: 

ad 3) auch über die Faſſung des ihm auferlegten Beweiſes. 
Sie verfege den Beklagten in die Unmöglichkeit, den Beweis zu 
erbringen, indem biefelbe eine Kenntniß der Umjtände unterftelle, 
wodurh das Ausſpringen ver Locomotive veranlaßt worben fei, 
während gerabe die Unkenntniß derſelben und die Unmöglichkeit, eine 
Beranlaffung jenes Ausſpringens aufzufinden, den Unglüdsfall als 
casus fatalis nach gerichtlicher Unterfuchung conftatirt habe. 

Indeſſen ijt diefer Theil Des Grav. II abgefehen davon, ob er 
vom formellen Standpunkte aus betrachtet werden kann, weil er 
eigentlid nur mit der Vorausfegung einer Beweisauflage an den 
Kläger im Zufammenhang fteht, nicht beſſer begründet, al® bie 
vorbergehenven. Vergleicht man nämlich die Faſſung bes auferlegten 
Beweifes mit der von dem Neviventen beantragten, fo erfcheint bie 
erftere an und für fich nicht ungünftiger als bie lettere, und der 
Beweis nach der revidentiſchen Faſſung des Richters erfter Inſtanz. 
Denn der Beweisfag, wie ihn die bisherigen Entfcheidungen aufs 
geftellt und feftgehalten haben, kann auf zweifache Weife erbracht 
werden. Einmal direct. Dann aber aud) indirect, indem ber Revi⸗ 
dent beweift, daß weder ihn noch die Bahnbedienfteten ein Ver- 
ſchulden treffe, d. 5. daß weder ein Fehler oder Mangel am Bahn- 
förper und ben Betriebswerkzeugen vorhanden gewefen, noch beim 
Dienst irgend ein Verfehen vorgekommen fei, wodurch der Unglücks⸗ 
fall hätte veranlagt fein können. Beweiſt er dies, fo ift eben damit 
auch bewiefen, daß bie Locomotive durch Umftände aus ven Schienen 
gerathen fei, welche wever von dem Beklagten nody von ben Bahn 
bedienfteten abzuwenden waren. Wenn jedoch Nevident meint, es 
genüge für ihn ver Beweis, daß feiner von ben in ver SKlagjchrift 

\A 
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(S. 5— 7) behaupteten Fehlern und Mängeln vorhanden gewefen fei, 
fo ift er im Irrthum. Jene Fehler und Mängel wurben nicht 
eigentlich behauptet, fonbern wie ſchon oben bemerft wurde, als 
folche bezeichnet, die angegeben werben, bie wahrgenommen worden. 

Es liegt demnach nicht die beftimmte Behauptung ver, 
daß die Verfchulpung Hierin beftanden habe. Wenn aber dies auch 
ver Fall wäre, fo könnte, fo fern einmal ber Beweis ber Nichtver- 
ſchuldung dem Beflagten obliegt, der Beweisſatz nicht baranj 
befhränft werben. Abgeſehen davon, daß Revident feine Be 
ſchwerde in ver Appellations⸗Inſtanz nicht auch in dieſer Richtung 
vorgebracht hat, fo kann e8 nichts ausmachen, daß Kläger und Reviſe 
einzelne Thatfachen als Belege der Verſchuldung hervorgehoben hat. 
Sofern ihn die Beweislaft nicht trifft, erjcheinen fie als völlig umerheb- 
lich, und darf daher ver Beweisfag nicht auf fie beſchränkt werben. 

II 


Die dritte Beſchwerde betrifft die Entfcheivung wegen der Koften. 
Ihr entgegen behauptet Reviſe, daß biefelbe dem Revidenten noch günfti- 
ger fei, als wenn er in bie Koften feiner Appellation verurtheilt, die 
Koften ver Revififchen Appellation hingegen compenfirt worden wären. 

Genau genommen hätte vielleicht vie eben bezeichnete Verurthei⸗ 
lung beziehungsweife Vergleihung ber Koften einer ganz firengen 
Auffaffung am meijten entſprochen. Allein Revivent bat nirgend 
näher fubftantürt, in wie fern er durch die Normirung der Sen- 
tentia a qua vom Standpunkt dieſer Sententia aus vernachtheiligt 
fei. Denn eine Compenfation aller Koften würde, nachdem feine 
Appellation ganz, die des Gegners nur zum Theil verworfen worben 
ift, in keinem Fall gerechtfertigt gewefen fein. Vom Stanppunlt 
der in ver Reviſions-Inſtanz zu fällenden Entſcheidung aus ift er 
ohnehin nicht befchwert. 

Somit mußte in ber Hauptfache ımb ber Koften wegen, wie 
geichehen erkannt werben. 

Daß wir dieſes den Acten und Rechten gemäß erachten, bezeugen 
‚wir unter VBorbrudung unferes Fakultäts-Sigills. 

Actum in Collegio nostro 
Tübingen, den 22. u. 26. Februar 1858. 
Decan, Doctoren und Profefforen, der Yurijten- Fakultät 
an der Königl. Württembergifchen Univerfität alldier. 
(L. 8.) [ge3.] Michaelis, als Prodecan. 
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An Sachen ver Witwe des Meffinggießers S. F. aus G., 
Klägerin, gegen den Berwaltungsrath der Franffurt- 
Hanauer Eiſenbahn-Geſellſchaft, Bekl., Entſchädigung wegen 
Tödtung betreff., erkannte auf mündliche Verhandlung das Stadt—⸗ 
gericht I der freien Stadt Frankfurt: 

Was 

1) ven Cautionspunkt betrifft, fo beftreitet zwar Klägerin nicht 
ihre Verbinplichfeit zur Sicherheitsleijtung , fie will diefelbe aber mit 
Recht nur auf die Streitfoften befchränft und nicht auch auf etwaige, 
vem Bell. aus dem Nechtsjtreite eriwachfen könnende Schäven aus- 
gebehnt haben. Bei Beitimmung des Betrages ver Caution ift 
allerdings ver Höhe des Streit⸗Objects, keineswegs aber der über- 
mäßigen Weitläuftigfeit, mit welcher insbeſondere von dem beflagten 
Theile diefe Sache feither behandelt wurde, Nechnung zu tragen; 

2) das beflagtifche Vorbringen zur verjuchten Begründung ber 
dilatoriſch vorgefchütten Einrede ver Zuvielforverung kann erft bei 
Prüfung des materiellen Klaginhaltes Berüdfjichtigung finden, ba 
bei dieſer lebiglich auf Entfchäpigung gerichteten Klage einer etwai« 
gen Zuvielforderung des Klägers nicht pie Wirkung beigelegt werben 
könnte, daß die ganze Klage wegen ber zu erfennenben Nebuction 
ber gejtellten Forberung angebrachtermaßen abgewiefen werben müßte. 

3) Durch die Klage, welche von der Witwe F. für fich jelbft 
und als natüriihen Vormünderin ihrer minderjährigen Tochter anges 
ftelit wurde, pag. 23 u. 24 in [1] act., werben nicht nur folche 
Leiftungen beanfprucht, welche von ihr und reſp. ihrem Kinde birect 
geltend gemacht werben Könnten, ſondern auch Entjchäpigungen wegen 
erlittener Bermögensverlujte, auf welche nur ver Erbe des verftor- 
benen S. F. Anfprüche zu erheben berechtigt erfcheinen würde. Da 
nun von beflagtifcher Seite zwar ein Erbrecht des Kindes der Alä- 
gerin anerkannt, jedoch widerfprochen wird, daß fie felbit ein Erb» 
recht auf ven Nachlaß ihres Ehemannes befige ober ihr Kind zu 
vertreten berechtigt fei, wogegen Klägerin nach ihrem Vorbringen 
auch in eigenem Namen als Miterbin ihres Mannes auftritt, fo 
hat jie, weil Hierbei nicht die hiefigen, fondern ihre heimathlichen 
Rechte zur Anwendung kommen, bezüglich ihrer eigentlichen Sach⸗ 
Legitimation vorerft die Nachweifung zu erbringen, daß jie ihren 
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wit ihrem Rinde beerbt babe, bezüglich ver Legitimation 

für ihr Kind aber nachzuweiſen, baß fie bafjelbe zu vertreten bered- 
fe. 
“. Die Beil. vermeint, die Klägerin mit ven vom ihr erhobenen 
Entfhäpigumgs » Anfprüchen an bie Königlich Sächftiche Eifenbahe- 
Direction verweifen zu dürfen, weil ber verunglüdte F. das Fahr⸗ 
geld für vie Reife mit dem hierher gehenden Schnellzuge zu Lei 
zig bezahlt Habe. Bell. Tann aber nicht läugnen, daß fie bie ihr 
von der Anfchlußbahn, ver Konigl. Bayerifchen Staatsbahn, über 
geben wervenben Paflagiere weiter zu befördern verpflichtet fei mw 
pafüe Vergütung erhalte. Da es nun als feflitehend anzunehmen 
ift, daß F., welcher fein Billet in Leipzig zur Reife nach Frank 
furt gelöft hatte, von ver Königlih Sächſiſchen Bahı mit vem 
betreffenden Zuge ver Königl. Baheriſchen Bahn und von biefer ver 
Bell. zur Weiterbeförnerung übergeben ımb refp. von ber Letzteren 
übernommen wurbe, fo Hat Bell, damit auch den von ver 
Königl. Sachſiſchen Eifenbabn-Direction mit dem Ber- 
unglüdten zu Leipzig abgefhloffenen Bertrag für Ihre 
Bahnftrede als für fich verbindlich anerkannt. Sie iſ 
daher für ihre Verſehen ex contreetu tenent, ganz abgefehen baven, 
daß vie Alage ihr gegenüber jevenfalls als actio in factum anfredkt 
zu erhalten fein wirde, da fich bie verhängnißvolle Cataſtrophe auf 
ihrer Bahnftrede ereignet hat, 
v. Bangerow, Lehrbuch ver Panvecten, 6te Ausg. Bo. II, 
pag. 606 uw. 612. 
Kletke's Präjudizien der oberſten Gerichtshäfe Deutſchlande, 

Nr. 253, 254 u. 256. 
Die Bell. kann daher auch nicht durch bie von ihr vworgefchäßte 
Einrede des falfch gewählten Bell. von ver Einlaffung eutbımben 
werden. 

5) Die Sache felbjt betreffend, Tann es feinen Zweifel unter- 
legen, daß die Apminiftrationen von Eifenbahnen bei dem Traun 
port von Perfonen und Gütern für jeve ihnen felbft oder ihrem 
Dienftperfonale zur Laft fallende Berfchuldung einzuftehen und 
die Schäben zu erjegen haben, welche burch eine folche veran- 
laßt werben; 

1. 25, 8. 7, Dig. locati 19, 2. 
Auch Tann Die weitere Frage, ob bei einem entftannenen Schaben 
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dem Beſchädigten ver Beweis ver Verſchuldung der Eifenbahn-Ver- 
waltungen oder umgefehrt, ver Letteren der Beiveiß des casus, auf 
welchen fie fich beruft, aufzugeben ift, nur zum Nachtheil ber Lep- 
teren entſchieden werben, da fie eine unbeſchädigte Beförde— 
rung übernommen hat und ihr baber um ſo mehr obliegen nrüßte, 
fich wegen eines veranlaßten Schaben® zu exculpiren, als ihr refp. 
ihren Bebienfteten ausſchließlich die Leitung der Eifenbahnzüge an« 
vertraut ift und ben ihre Dienftleiftungen Berutenven dabei jebe 
Einwirfung und Gontrole vorenthalten ift und bet der Eigen: 
thümlichfeit dieſes Verkehrsmittels auch entzogen bleiben müffen. 
Bon biefem Beweiſe kann aber in dem vorliegenden Falle die Bell. 
dadurch, baß bie eingeleitet gewejene ftrafrechtliche Unterfuchung 
feine ihre Bedienſteten betreffenden Nachläffigkeiten zu 
Tage gebracht hat, umfoweniger befreit werden, ba ja in bem 
Erfenntniffe des Appellations- als Criminalgerichts vom 23. April 
1856, nad welchem bie trafrechtlihe Unterfuhung auf ſich 
beruben follte, den Verlegten reſp. deren Erben vie Geltenp- 
machung ihrer etwaigen Entſchädigungs-Anſprüche im Civilwege 
ausprüdlich vorbehalten wurde. 

Aus dem thatjächlichen Vorbringen ver Partheien kann nun zwar 
als feftftehend angenommen werben, baß ver Ehemann ver Klgrin. 
am 22. October 1855 am Ausgange des Röderwäldchens auf der 
Frankfurt⸗Hanauer Eifenbahn durch einen Zufammenjtoß des Wagen: 
zuges mit dem Hinter ver Locomotive befinplichen Tender getöbtet 
wurde, dagegen bleibt es beitritten, ob der Zuſammenſtoß in einem 
zufälligen, von ber Bell. refp. ben Bahnbevienfteten nicht 
abzuwenden gewefenen Ereigniß ober anderen Falles in einem 
von ihr zu vertretenden Verſehen vie Veranlaffung hatte. Der 
Bekl. ift daher die entſprechende Beweis⸗Auflage zu machen; 

6) diefelbe könnte anch in dem Falle eine Verantwortlichkeit nicht 
bon fih abwenden, wenn die Veranlaffung zu dem jtattgefunvenen 
Ungfüde in ver mangelhaften Einrichtung ber von ihr zum 
Zraneport übernommenen Bayeriſchen Wagen oder in 
einem Berfehen ver von ihr benutzten Bayerifchen Bahnbe- 
bienfteten gefunden werden müßte Denn fie Hat diefe Wagen 
und dieſe Beamten in gleicher Weife wie ihre eigenen zu ver— 
treten, wenn ımb in foweit fie von venjelben auf ihrer Bahnitrede 
Gebrauch macht; 
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7) vie Hägerifcherfeits erhobenen Entſchaͤdigungs⸗Anſprũche wer⸗ 

den nun gerichtet: 

a. auf Erfah von 1000 fl. welche F.., außer ben vorgefundenen 
606 fl., bei feiner Todtung zum Mindeſten noch in baarem 
Gelde in einer umbängenden ledernen verfchließbaren 
Geldtafche bei fich getragen babe unb welche bei und 
durch die Kataftrophe abhanden gelommen feien. Darin, 
daß Kigrin., um fich einer plus petitio zu Schulden kommen 
zu laffen, ibre Yorberung auf 1000 fl. beichränft, während 
fie behauptet, das abhanden gelommene Geld Habe wohl in 
Wirklichkeit 1394 fl. betragen, kann ein Grund gefunden 
werben, fie mit biefem Anſpruch angebrachtermaßen abzuweiſen. 
Die Verſchuldung ver Bell. bei dem fraglichen Unglüdsfalle 
sorausgefegt — und bieje muß nach dem oben sub 5 Bemerl⸗ 
ten in fo lange angenommen werben, als fie fich nicht deshalb 
zu cechifertigen vermag, — Bönnte aber deren desfallſige Erfag- 
pflichtigleit um fo weniger. beftritten werben, als dieſe feine 
wegs durch ein hier allervings nicht vorliegendes receptum 
begründet zu werben brauchte, Bell. auch nicht einmal zu be 
baupten vermag (und im Intereſſe ver von ihr vertretenen 
Verkehrs⸗Anſtalt fich auch fchenen müßte, bie Behauptung au& 
zufprechen), daß bie auf ihrer Bahn beförbert werdenden Rei⸗ 
jenden nicht ihre Baarfchaft an ihrem eigenen Störper bei ih 
führen dürften. Die eventuelle Behauptung ver Bell: F. 
hätte das Geld fchon vorher verloren gehabt (pag. 5 in [4] 
act.), bedarf feiner bejonveren Beachtung, da Klgrin. bei vem 
beflagtifchen Wiverfpruche ven Beweis bahin zu führen haben 
wird, daß ihr Ehemann pas Geld bei dem Eintritt der frag: 
lihen Kataſtrophe bei fich getragen habe; wogegen es ihr unbe- 
nommen bleiben muß, bei der Gegenbeweisführung auf biefe 
von ihr behauptete Thatſache zurüdzufommen, reſp. ihren 
Gegenbeweis darauf zu richten. Die Klgrin. braucht aber nicht 
mit dem Beweiſe belaftet zu werben, baß das Geld durch 
Bahnbebienftete entwendet worben fei, da es genügt, wenn 
das Geld nur bei und dur bie Kataſtrophe abhanpen 
gekommen ijt, was |chon angenommen werden mußte, 
wenn F. das Geld bei feiner Tödtung bei fich getra- 


gen bätte; 
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b. auf Erſatz von 150 fl. für Begräbnißkoſten, Euratel- 
foften und Reiſekoſten der Klägerin in Begleitung ihres 
Bruders bierher und nach Leipzig. Nun fteht e8 aber 

aa. bezüglich ver Begräbnißkoften nach ven Acten feft, 
daß biefelben nicht von der Klgrin., fondern von ver Bell. 
mit 43 fl. 21 kr. bezahlt worven find. Wenn nun auch 
Dell. ihre Verbindlichkeit hierzu nicht anerkennen will, jo 
nimmt fie doch zur Zeit bie Klgrin. deshalb nicht in An⸗ 
ſpruch. Letztere kann daher auch zur Zeit nicht dadurch 
einen Schaden erlitten haben, weshalb fie mit ihrer des⸗ 
fallfigen Forderung jedenfall angebrachtermaßen abzu= 
weifen ijt und es unerörtert bleiben kann, wem bie vecht- 
liche Verpflichtung zur Zahlung dieſer Koften obgelegen 
habe; Ä 

bb. die auf pag. 10 ver Klage mit 43 fl. 40 kr. in 
Rechnung gebrachten Curatelkoſten find lediglich durch 
bie Zöbtung des F. entitanden und daher von der Bell. 
zu erjegen, wenn ihre Verfchuldung an dem Unglüdsfalle 
als feſtſtehend anzunehmen fein wird. Diefe Koften können 
in gegenwärtigen Verhandlungen aber nicht auf HO fl. 10 kr. 
erhöht werben, wie e8 bie Klgrin. replicando verfucht, da 
“in dem von ihr beigebrachten Schreiben des Stadtgerichts 11 
vom 24. Dec. 1855 dieſelben nur mit 43 fl. 40 fr. ange- 
geben find, die weiter in Anfpruch genommenen 6 fl. 30 Er. 
jedenfall der erforderlich gewejenen Circumſtantiirung ent- 
behren. 

cc. Die Bell. beſtreitet nicht, daß die Klgrin. in Folge 
des Todes ihres Ehemannes in Affiftenz ihres Bruders 
die Reifen nach Leipzig und hierher gemacht babe, noch 
beftreitet fie ben von der Klgrin. auf pag. 16 der Replik 
[9] act. unter Einfchluß der Ausgaben für Briefporto, 
Poſtgebühr und Amtskoſten in Zriberg auf 56 fl. 29 kr. 
berechneten Betrag dieſer Reiſekoſten. Dffenbar waren bie- 
jelben aber dadurch entftanden, daß F. von dem unnatür- 
lichen Tode ereilt wurde, während er fich auf einer Gefchäftg- 
reife befand und feine Gefchäftswerhältniffe ganz ungeordnet 
waren. Bell. könnte jich daher auch nicht der Verbindlich 
feit zu deren Erſatz entziehen. 
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Dagegen ift 

c. Klägerin mit ihrer erhobenen Erſatzforderung von 5000 fl., 
welchen Betrag fie an ven eirca 10,000 fl. ausgemacht haben 
follenven Ausftänden des Verjtorbenen eingebüßt haben will, 
angebrachtermaßen abzuweifen, da fie biefelbe weder in ber 
Klage, noch in dem, was fie auf pag. 9 bis 30 ver Replif 
[9] act. erläuternd vorbringt, gehörig zu fubftentiiren ver- 
mochte. Denn fie Tonnte weder angeben, baß dieſe Aus- 
ftände zur Zeit bed Todes ihres Mannes wirklich) erigibel 
gewefen und daß die erforberlichen Mittel zu deren Eintreir 
bung erjchöpft jeien, noch bat fie bie einzelnen Forderungen 
genau bezeichnet, welche und bis zu welchem Betrage fie durch 
den plößlich eingetretenen Tod ihres Mannes verloren 
gegangen fein jollen. 

d. Kägerin forvert enplich ven Betrag von 20,000 fl. als Erfat 
für Entbehrung des Ernährers für Frau und Kind 
und für Verluſt des von bem Berjtorbenen betriebenen 
Geſchäfts. Sie berechnet Hierbei für den Zeitraum von 
20 Jahren 1000 fl. per Jahr, indem fie einen Jahres—⸗ 
verdient von 1500 fl. bis 2000 fl. zu Grunde legt und 
die mittlere Lebensdauer bes bei feinem Tode 32 Jahre 
alt gemwefenen F. auf 52 Jahre anſchlägt. Hierin ift nun 
zwar an fich feine nach L. 1, 8. 5, dig. hisque effud. Lib.9, 
Tit. 3, unzuläffige Wertbtarirung des Verunglüdten enthals 
ten, infoweit es fich dabei um eine Taxirung der Suſtenta⸗ 
tion handelt, welche der Verftorbene feiner Frau und feinem 
Kinde geleiftet haben würbe und zu leiften ſchuldig geweſen 
wäre und deren Verluſt als ein ven Letteren perfönlich und 
nicht in ihrer Eigenfchaft als Erben zu erſetzender Schaden 
zu erachten wäre. 

Zhibaut, Syit. dv. Band. Nechts, Tte Ausg., 8. 964. 

Es Tann aber die Beflagte principaliter nur zu ver von 
der Klgrin. eventuell geforderten Verabreihung der jeweilig 
verfallenen Sujtentationsbeträge für ſchuldig erkannt 
werden, und ba fie bejtimmt erklärt, unter allen Umftänten 
nur auf die Letzteren einzugehen, bebarf der diejen Leiſtungen 
entiprechende Kapitalbetrag feiner richterlichen Feftftellung, 
darüber Tann aber Tein Zweifel fein, daß, falls Beklagte vie 
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Tödtung tes F. nicht al8 ganz außer ihrer Verſchuldung zu 
beweifen vermag, fie in deſſen Verbindlichkeit zur Su— 
ftentation der Klägerin und ihres Kindes eintritt. 
Was num 

aa. die Zeitdauer betrifft, währen welcher die Be— 
Hagte dieſe Verbindlichkeit zu erfüllen hätte, fo kann viefe 
nach der von der Klgrin. felbft geltend gemachten und von 
der Bekl. nicht widerfprochenen Wahrfcheinlichkeits - Berech- 
nung nur auf 20 Jahre von dem Todestage des Verun⸗ 
glücten an bejtimmt werden. Vor Ablauf ver 20 Yahre 
würbe bie Verbindlichkeit nur durch den Tod beider Berech- 
tigten aufgehoben und könnte der Tod nur einer verfelben 
auch nicht eine Minderung der Verbinvlichkeit bewirken, ba 
anzunehmen ift, daß F. in einem ſolchen Bulle für die 
Ueberlebende als vie ihm alsdann noch allein nahejtehende 
Perfon um fo reichlicher und foweit es ihm feine Mittel 
geftatteten, geforgt haben würde; 

bb. bezüglich der Höhe dieſer Suftentationsbeträge for- 
bert Stigrin. 2 fl. per Zug, mithin 730 fl. per Yahr, 
während Bekl. viefelben nur bis zu 150 fl. per Jahr an 
ertennen will, aber mit Unrecht die Klägerin an viefen 
Betrag gebunden erflärt, da es ber Lebteren nicht präju- 
bieiren fann, was file bei Gelegenheit eines Vergleichs⸗ 
Unerbietens forverte, zumal da Bell. das Anerbieten nicht 
nur nicht angenommen hat, fonbern überhaupt jede Ent- 
Ihäbigung verweigert. 

Klägerin begründet ihre jetige Forderung damit, daß 
fie diefelbe al8 dem von ihr behaupteten jährlichen Ge— 
ſchäftsverdienſte ihres Mannes von 1500 bis 2000 fl. 
entjprechenb erklärt und es würde bei einem folchen Ver— 
bienjte die Höhe ver geftellten Forderung um jo weniger 
zu beanjtanven fein, da Bekl. verfelben nicht veshalb wider⸗ 
Ipricht, weil ſie das betreffende Verhältniß für unrichtig, 
jonbern weil fie ben behaupteten Gefchäftsvervienft für zu 
hoch angefchlagen erklärt. Es kann aber nur die wahr- 
ſcheinliche Leiſtungsfähigkeit des Verunglücten einen ficheren 
Maaßſtab für die Bejtimmung der Hägerifchen Anſyprüche 
abgeben und find diefe keineswegs anf den nothvüri- 
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tigften Lebensunterhalt der Klägerin und ihres 
Kindes zu beſchränken. Nach der Ausbehnung des Fichen 

Gefchäftes, wie fie die Acten ſchon jet ergeben, würde 

ein Fahresverbienft von 750 bis 1000 fl. jedenfalls 

nicht zu hoch, fondern eher noch zu gering angefchlagen 
erfcheinen. Daher find auch bie Hägerifchen Suftentations 

Anfprüche für ven Ball, daß fich Bell. wegen bes ftattge 

fundenen Unglüdsfalles- nicht zu exculpiren vermag, jeben- 

falls bis zum Betrage von 1 fl. per Tag ober 365 fl 
per Jahr anzuerkennen und es müßte dem Fagenven Theile 
verbältnigmäßig mehr bis zu dem Doppelten zuerkannt 
werben, wenn er einen höheren Geſchäftsverdienſt ves 

Berunglüdten bis zu 1500 bis 2000 fl. nachweifen würve. 
Aus diefen Gründen wirb zu Recht erkannt: 

L Der Uagenve Theil Kat binnen 14 Tagen ter 
Streitloften wegen bie zu dem Betrage von 150 fl 
Sicherheit zu leiften, bei Vermeidung, mit der erhobe 
nen Klage unter Berurtheilutg zum Koftenerfaße ange 
brastertueen abgewiefen zu werben. 

. Hat die Hagende Witwe glaubhaft nachzuweiſen: 

a. daß ſie mit ihrem Kinde ihren verſtorb. Ehe 
mann beerbt babe, bei Vermeibung, daß fie 
mit ben von ihr als Erbin deſſelben perfönlic 
erhobenen Anſprüchen angebradhtermaßen abge: 
wiefen werbe; 

b. daß fie ihr Kind in dieſem Nechtsftreite ;u 
vertreten berechtigt fei, bei Vermeidung, daß fie, 
in foweit für daſſelbe die Klage erhoben wurde, 
angebrachtermaßen abgewiejen werde. 

I. Demnächſt wird nach Erlebigung biefer Auf- 
lagen ver klagende hell: 

a. mit ben geforberten Begräbnißloften für ven 
verftorbenen S. F., 

b. mit dem Betrage von 6 fl. 30 kr., um melden 
bie Euratelloften in ver Replik erhöht wurben, 

c. mit der Forberung von 5000 fl. für Verluft 
an den Gefchäfts- Ausftänden 

angebrachtermaßen abgewielen. 
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IV. &8 haben beive ftreitenden heile binnen anzu- 
beraumender Frift vorbehaltlich des Gegenbeweifes rechts⸗ 
behörig darzuthun, 

A. ber klagende Theil: 

a. daß der verunglüdte S. F. bei feiner Tötung, 
außer den vorgefundenen 606 fl. noch 1000 fl. 
oder wie viel weniger in baarem Gelde bei 
ſich getragen habe, 

b. daß deſſen Gefchäft jährlich einen reinen 
Verdienſt von 1500 bis 2000 fl. oder wie viel 
weniger bis zu 750 bis 1000 fl. abgeworfen habe; 

B. ver beflagte Xheil: 
daß bei dem am 22. Octbr. 1855 am Ausgange 
bes Röderwäldchens auf der Franffurt - Hanauer 
Eifenbahn jtattgefundenen Unglüdsfalle der Zu⸗ 
fammenftoß des Wagenzuges mit dem hin. 
ter der Locomotive befindlich gewefenen Tender 
durch folche Urfachen veranlaßt worben fei, welche 
weber von der Bellagten noch von Bedien- 
teten abzuwenden waren. 

V. Bleibt e8 den Partheien anheimgeftellt, fich bei 
ihren Beweiſen ſowohl des Acten⸗Inhaltes, als auch 
der in Bezug auf den fraglichen Unglücksfall bei dem 
peinlichen Verhöramte erwachſenen Unterſuchungs⸗Acten, 
in ſoweit ſie damit auszulangen gedenken, mit zu bedienen. 

VI. Soll je nach dem Reſultate ver Beweisführun⸗ 
gen ſowohl in der Sache felbit, al8 auch ver Koften 
wegen, weiter ergehen was Rechtens. 

Beichloffen im Stapdtgericht I ver freien Stadt Frankfurt, ben 
16. April 1858. Dr. Dieg. 


Anlage XVII d. 





In Sachen des Hutmachers M. aus W., Klägers, gegen ben 
Verwaltungsrath der Frankfurt» Hanauer Eifenbahn - Gefellfchaft, 
Beklagten, Entfehäbigung wegen Körperverlegung betreffend, erkennt 
auf mündliche Verhandlung das Stabtgericht I ber freien Stadt 
Franlkfurt: 
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Ya Erwägung, daß 
I. ſoviel die vom Bell. vorgefehfigten bilatorifchen Einreden betrifft, 
1) diejenige ver fehlenden Sicherheit für bie Streitfoften begrün- 
det, und auf eine entfprechenbe besfallfige Sautionsfeiftung zu 
erkennen iſt; wogegen 
. 2) bie Einrede ver Zuvielforderung mit ber in Th. I, Tit. 17, 

8. 12 der Reform. gebachten, vom Bell. geltend gemachten 

Wirkung der fofortigen Abweifung ber Klage nach dem Ge 

richtsgebrauch und in&befonbere bei Entihäbigungs-Anfprüchen 

nicht zur Anwendung kommt, va bei folhen Anfprüchen erft 
die weiteren Verhandlungen, namentlich bes Beweisperfahrene, 

„.. ben. eigentlichen Betrag ergeben und dem zur Schabensforbe 
rung Befugten fein Recht auf einen erweislichen geringeren 

Sschaden, als er liquivirte, aus Urſache einer höheren Liqui⸗ 

dation nicht abgefprochen werben Tann, daher ber auf Die Ein- 
rede angeblicher Zuvielforderung begrünbete Antrag des Beil 
auf Abweiſung ver Mage verworfen werden muß; 

Il. bie Sache ſodaun ſelbſt anlangend: 

- 1) nicht beſtritten iſt, daß ſich der Kläger bei dem am 22. Od. 
1856 auf der Frankfurt⸗Hanauer Eiſenbahn ſtattgehabten 
Unglücksfalle als Paſſagier auf dem betreffenden Zuge befun- 
ben unb bei biefer Gelegenheit die in dem phyſikatsärztlichen 
‚Berichte [2} act. angegebenen Verlegungen erhalten babe; 

2) Eifenbahn » Unternehmer nicht blos hinfichtlich ver ihnen zur 
Beförderung übergebenen Güter, ſondern auch Hinfichtlich der 
zur Mitreife aufgenommenen Perfonen ein Vertragsverhältniß 
eingeben, in beifen Folge fie gerade wegen ber Gefährlichkeit 
des Zransportmittel® die höchfte Vorfiht und Sorgfalt für 
bie Sicherheit biefer Perfonen anzuwenden verpflichtet find: 

vgl. 1. 25, 8. 7, D. locati conducti (19, 2). 

Senffert, Arhiv, Bb. 8, Nr. 52. 
und aus biefem Grunde, fowie auch unter Anwenbung ver 
actio in factum ex lege Aquilia nach 1.44, pr. Dig. ad leg. 
Ag. (9, 2) wegen des geringften Verſehens oder Mangels ver 
Außerften Diligenz für die entſtandenen Schäben verantwortlich 
erfcheinen, infofern fie ſich nicht Durch den Nachweis ver höc- 
ften Sorgfalt zu exculpiren und den eingetretenen Unfall ledig⸗ 
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lich als Folge eines unabwendbaren casus oder einer höheren 
Gewalt darzulegen vermächten; 
3) Beil. zwar von jeder Verantwortlichfeit um beswillen befreit 
zu fein glaubt, weil 
a. Kläger von München aus und nicht direct von ber 
Kaffe der Frankfurt-Hanauer Eifenbahn das Fahrbillet ent- 
nommen und daher mit beflagtem Theile gar nicht con« 
trabirt habe; fowie 
b. weil das Urtheil des AUppellations- als Crimi- 
nalgericht8 vom 23. Wpril 1856, wovon unter [6] Ab⸗ 
Schrift zu den Acten gebracht wurde, die Freiſprechung 
von jever Schuld enthalte; 
inzwifchen das Berufen auf die vorgedachten thatfächlichen 
Momente ven Bell. der Verantwortlichkeit für die Hägerifchen 
Entjehäpigungs- Unfprüce nicht entheben kann, va Bell. 
ad a, den Kläger al8 Pafjagier von der Baherifchen 
Bahn, mit deren Verwaltung bel. Theil eingeftanbener- 
maßen dieſerhalb in Abrechnungsverbältniffen fteht, über- 
nommen, fomit in das Bertragsverbältnif ver Baye— 
rifhen Bahn zu dem Kläger getreten tft und daher 
gegen denjelben die nämlichen Verpflichtungen zu erfüllen 
hat, als hätte Kläger an ver Kaffe des Beflagten für vie 
Bahnftrede, auf welcher ſich ver Unfall ereignete, das 
Tahrbillet gelöft, während 
ad b. das Urtheil [6] nur dahin aufzufaffen ift, daß 
ben Bedienjteten der Franffurt-Hanauer Eijen- 
bahn bei dem fraglichen Unfall nichts zur Laſt Tiege, 
was ſtrafrechtliche Folgen nach fich ziehe, keineswegs 
aber hierdurch die Befreiung von einer Schulplofigfeit aus⸗ 
geſprochen werden konnte over follte, um civilrechtliche 
Entſchädigungs⸗-Anſprüche zu befeitigen, indem vielmehr die⸗ 
ſes Urtbeil dem Kläger die Geltendmachung etwaiger Ent- 
ſchädigungs⸗Anſprüche im Civilwege ausprüdlich vorbehalten 
bat, — nun aber 
4) die dem Bell. zur Vermeidung jeglichen Schadens nad) II, 2 
obliegende Fürſorge jih nicht allein auf vie Handlungen ver 
Bahnbevienfteten, fondern auch auf die einzelnen von ihm ver⸗ 
wendeten Transportmittel, jelbft wenn fie nicht fein en 


222 (Un. XVIIIA.) Erkenntniffe, Korperverletzungen betr. 


gewefen jein follten, und ben Fahrweg zu erſtrecken Hat, und 
der Umftandb, baß die Locomotive mit vem Tender fi 
vom Bahnzuge ablöfte und hierauf ein mit fo ſchweren 
unglüdlichen Folgen begleiteter Zufammenftoß des letzteren mit 
erfterem ftattfand, nicht: ohne Weiteres als ein nicht zu ver- 
meidender Zufall zu erachten ift, vielmehr dem Bellagten ver 

. Beweis eined foldhen Zufalles, als der Beranlaffung bes 
Unglüds, auferlegt werden muß; — 

vergl. auch die Entſcheidungsgründe zum Reviſions- Urtheil 
vom 8. März 1858 in Sachen: Wiegand gegen ben 
Berwaltungsrath der Franffurt-Hanauer Ei— 
ſenbahngeſellſchaft, S. 27 fig. 

IL Hinfichtlih der vom Kläger erhobenen einzelnen Entfchäpigungs- 
Anfprüche zu befinden tft, daß, falls nicht Bell. durch Führung 
des ihm nach I, 4 aufzuerlegennen Beweife® von feiner Ent 
ſchaädigungspflicht fich follte zu befreien vermögen , 

1) Bell. die für Heilung und Verpflegung bes Klägers im 
Hospital zum heil. Geiſt entftandenen Koften allein zu tragen, 
daher diejenigen, welche dem Kläger desfalls angefordert wer: 
ben follten, auf vorgängige Legitimation ihm zu erfegen bzw 
desfalls zu vertreten hat, während bei Bell. wegen ter bereits 
bezahlten Koften ein vesfallfiges Nüdforderungsrecht an ven 
Kläger nicht zufteht; 

2) ebenfo Bell. verbunden tft, dem Kläger biefenigen Koften unt 
Auslagen nach vorgängiger Liquidation zu erfegen, welche Kläger 
feit feiner Entlaffung aus dem Hospital noch weiter in Folge 
der Berlegung für Pflege, Wartung und Anwen: 
bung ſtärkender Heilmittel gehabt haben will, auch 

3) der Anfpruch des Kläg. auf Entf hädigung für Arbeits- 
Unfähigkeit und Berfäumniß in feinem Erwerbs: 
zweige während des Aufenthaltes im Hospitale begründet 
erjcheint, Kläger jedoch vorberfamft bei dem Widerfpruche des 
Beil. ven Anfag von 3 fl. 30 ir. per Tag nachzumeifen hat, 
während es rüdjichtlih der Zeitdauer der Berfüumnif 
als zugeftanvden eines Beweiſes nicht bevarf, dagegen Bell. 
für befugt erachtet werden muß, an dem nachzumweifenven De 
trage täglich 1 fl. 30 fr. in Abzug bringen zu dürfen, ve 
Kläger nicht in Abrede ftellen Tonnte, daß ihn fein Unter- 
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halt in Wiesbaden täglich 1 fl. 30 fr. koſte, noch zu 
behaupten vermochte, daß ber Anſatz von 3 fl. 30 fr. ver 
tägliche Nettoverdienft fei, nun aber Bell. nach IM, 1 vie 
Unterhaltungskoften für Kläger, fo lange verfelbe im Hospital 
war, zu tragen hat, und daher ver Legtere nicht nochmalige 
Koften für feinen Unterhalt verlangen, ſondern nur ven Reit 
feines täglichen Verdienſtes, abzüglich der für ihn während 
bes fraglichen Zeitraumes bereits im Boften III, 1 begriffenen 
Unterhaltungstoften beanfpruchen Tann ; 

4) foviel die für Schmerzengeld und Verkrüppelung gefor- 
derten 1000 fl. anbelangt, 

a. für den Fall, daß Verl. ven nah U, 2 ihm auf- 
zuerlegenvden Beweis nicht erbringen follte, fonach ange⸗ 
nommen werben müßte, daß von Seiten des Bell. oder 
deſſen Angeftellten bei dem fraglichen Unglüdefalle irgend 
eine culpa ftattgefunvden hätte, ver Anſpruch auf ein 
nah dem richterliben Ermefjen bezüglich ber 
Duantität zu bejtimmendes Schmerzengelb durch 
den Gerichtögebrauch gerechtfertigt und bei diefem Ermefjen 
in8bejondere die lange Dauer der Heilung in DBerüd- 
fichtigung zu ziehen iſt, 

Glück, Commentar, Br. 10, ©. 388. 
Weisfe, Nechtslericon, Bo. 9, ©. 638. 
Entfcheidungen des Uppell. Ger. vom 2. Juli 1856 
und ber Reviſions-Inſtanz vom 8. März 1858 
in Sachen Wiegand g. Bermwaltungsrath der 
Srankfurt-Hanauer Eifenbahngefellfchaft, 
wogegen 

b. eine mit dem Schmerzengelve in Verbindung gebrachte 
und im geforverten Betrage von 1000 fl. cumulirte Ent- 
ſchädigung für Verfrüppelung dem Kläger nicht zu- 
geiprochen werben Tann, weil berfelbe, abgeſehen davon, 
daß nicht conftatirt iſt, inwiefern Kläger auf feine Le- 
bensbauer eine Verfrüppelung erlitten babe, einestheil® 
nicht näher thatfächlich begründete, wie hierdurch fein künf⸗ 
tiges Fortkommen in der menfchlichen Gefellfchaft erfchwert 
werde, 

Glück, Eommentar, Bd. 10, ©. 388 u. 389, 
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anderntheils Kläger aber die angebliche Verkrüppelung nicht 
ſowohl zum felbftjtändigen Grunde eines Schadensbetrages 
gemacht bat, als vielmehr mit der Behaubtung der durch 
den Unfall ihm mehr over weniger entitandenen Befchrän- 
fung feiner Urbeitd- u. Erwerbsfähigkeit in Bezie- 
hung brachte und dadurch feinen auf eine lebensläng- 
liche tägliche Nente gerichteten Anfpruch zu begründen 
verfuchte, unter diejen Umftänden daher bie Thatſache ver 
Verfrüppelung nur bei legterem Anſpruche in Betracht 
fommen Tann; 


5) was num diefen leßtgebachten Anfpruch auf eine lebenslängliche 
tägliche Rente von 2 fl., bzw. Sicherung einer folchen durch 
ein fetzufegendes Kapital betrifft, dem Beſchädigten zwar ein 
Erfag für den ihm durch die Körperverlegung wegen 
feiner dadurch entzogenen oder geminderten Arbeits— 
und Erwerbsfähigfeit entgehenden Gewinn gebührt, 
inzwifchen zur Begründung einer folchen Anforderung thatfächlich 
ausgeführt werben muß, wie viel der Beſchädigte vor ber 
Verlegung durch feine Urbeitsfähigfeit zu verpienen und zu 
gewinnen im Stanbe war und wie viel er in Folge der Ber- 
legung und feiner dadurch gefchwächten Kräfte zu erwerben 
in ver Lage fei, and welcher Zufammenftellung fich erjt ver 
zu erfegende Schaden, als bie ‘Differenz von früher zu jekt, 
ergeben würde, nun aber Släger in dieſer Weife einen Sche- 
ben nicht begründete, ſondern ohne weitere thatfächliche Mo— 
mente venfelben nur fo obenhin auf 2 fl. täglich anfchlug, zu 
einer näheren factifchen Begründung beffelben aber Kläger um 
jo mehr verpflichtet war, als derſelbe durch fein Vorbringen 
in [9] ©. 21, daß feine jegige, durch den erlittenen Unfall 
jehr gehinverte Thätigkeit ihm nicht fo viel abwerfe, als er 
zum nöthigen LXebensunterhalt bebürfe, offenbar befunvet, daß 
er des Unfalle8 ungeachtet in feiner Erwerbsfähigfeit 
nicht vollftändig behinvert fei, daher ven Umfang ber 
Verhinderung und die dadurch bedingte Schadensſumme 
näher hätte begründen müffen; — 


wird, unter Nichtberüdfichtigung der Einrede der Zuvielforberung 
and des vom Bekl. darauf geftellten Antrages, zu Recht erkannt: 
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1. Käger hat binnen 14 Tagen der Streitloften wegen bis zu 
75 fl. genügende Sicherheit zu leijten, bei Vermeibung, mit ber 
erhobenen lage — unter Verurtheilung zum Kojtenerfage — ange- 
brachtermaßen abgewiefen zu werben. 

II. Nach Erledigung diefer Auflage ift in ver Sache felbft ver- 
fügt: 

7) Kläger wird mit feinen Schadens-Anforderungen, inſoweit bie= 
ſelben jih auf Verkrüppelung beziehen, vefinitiv, infoweit 
folde aber die Zahlung einer lebenslängliden Rente 
zum Gegenjtande haben, angebrachtermaßen abgewiejen. 

2) Beklagte ift fchulbig: 

A. die im Heiligengeift-Ho8pital erwachfenen Heilungs⸗ 
und Verpflegungsfojten für ven Kläger vom 22. October 
1855 bis 10. März 1856 allein zu tragen, bzw. infoweit 
folhe noch nicht bezahlt fein follten, vesfallfige, dem 
Kläger etwa zugehende Anforderungen buch Zahlung zu 
erlebigen, 

B. die von da an weiter entftandenen und noch entftes 
henden Heil» und Pflegeloften, vorgängiger Liquidation 
und Nachweifes, dem Kläger zu erjeken, 

C. vemfelben ven für Gejchäftsverfäummnig währen des 
Aufenthaltes im Hospital liquidirten Betrag von 3 fl. 30 kr. 
täglich, oder wie viel weniger, borgängigen Nachweiſes, 
und abzüglich von 1 fl. 30 Fr. täglih für Unterhaltungs- 
fojten zu vergüten, fowie 

D. dem Kläger für Schmerzengelo 350 fl. zu bezahlen, 
es wollte und könnte denn Bell. rechtsbehörig erweifen: 

„daß bei dem am 22. Oct. 1855 auf der Frankfurt⸗ 

«Hanauer Eijenbahn ftattgehabten Unglücksfalle ver den- 

„felben veranlaßt habende Zufammenftoß des Wagen- 

„zuges mit ber Xocomotive und dem Tender burch Um⸗ 

„ſtände herbeigeführt worden fei, welche weber von dent 

„Bekl. noch von ven Bahnbedienſteten abzuwenden waren. 

"IM. Soll beiven Theilen zur Erbringung ver ihnen obliegenven 
Nachweife, und zwar 

A. dem Kläger: 
a. daß und welche weitere Heil- und Pflegeloften bezüg- 
„lich des ihm durch den fraglichen Ungütstu u 
\D 
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nftoßenen Webels feit feiner Entlaſſung aus dem Hos 
„pital, 20. März 1856, ihm entftanden ſeien, — 

b. „daß er während feines Aufenthaltes im Hospital, 
"vom 22. October 1865 bis 10. März 1856, einen 
„Verdienſt von täglich 3 fl. 30 kr., oder wie viel weni- 
ger bis zu 1 fl. 30 kr. in feinem Erwerbszweige als 
„Hutmacher eingebüßt habe,“ 

B. ven Bellagten aber zur Führung des unter 2 normirten 
Beweifes, vorbehaltlich des Gegenbeweifes, Termin ver- 
beraumt werden, worauf 

IV. je nach Führung diefer Beweiſe in ber Hauptjache und ver 
Koften wegen weiter ergeben foll, was Rechtens. 

Beichloffen im Staptgericht I der freien Etabt Frankfurt, ver 
16. April 1858. Dr. Diep, 


Anlage XIX. 
EN RE" 


Bekanntmachung 
des 
mitteldeutſchen Eiſenbahnverbandes, betreffend die Mehr— 
Verſicherung des Gepäcks im Verkehr des mitteldeutſchen 
Verbandes. *) 


Die Verwaltimgen des mittelveutfchen Eiſenbahnverbandes über: 
nehmen vom 1. Sept. a. c. ab in ihrem gemeinfchaftlichen Verkebr 
innerhalb der Grenzen bes Verbandes die Verficherung ver zur Pe 
förderung aufgegebenen Gepäditüde, wodurch der Reiſende, welde 
für Gepädftüde eintretenden Yalles nur den Erfag von 1 Thaler 
oder 1 fl. 45 fr. anzufprechen berechtigt ift, höhere Entſchädigungs⸗ 
Anfprüche erlangt, unter nachftehenden Beringungen : 

1) Die Verficherung gilt als erfolgt, wenn fie bei der Aufgake 
ber Gepädftüde angemelvet, vie Prämie bezahlt und ver Gepädfchen 





*) In den folgenden Anmerk. 1 bis 7 finden fich pie Beftimmungen einer 
Inſtruction, welche zu ben einzelnen Poſitionen biefer Belanntmachung für die 
beiseffenden Beamten erlaffen worden. 
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dem Berficherten übergeben ift. Ste wird erwiefen Durch einen Stempel 
auf dem Gepädicheine des Inhaltes: „Verſichert mit ... Thle. 
Bramie.... Sgr.u 1) 

2) Eine höhere VBerjicherung als 5 Thlr. oder 8 fl. 45 Ir. pr. 
Pfund wird nicht angenonımen umd ebenfo eine verlangte theilweife 
Berfiherung der auf einen Gepäckſchein expedirten Gepädftüde 
zurückgewieſen bzw. nicht anerfannt. 2) 

3) Für jede 100 Thlr. over 175 fl. des zur Berficherung dekla⸗ 
rirten Gefammtwerthes wird (vorausgefegt, verjelbe betrage über⸗ 
haupt mehr als 1 Thlr. over 1 fl. 45 fr. pr. Pfund) auf die erften 
zehn Meilen der Zransportitrede eine Prämie von 3 Ser. ober 
10% fr. und auf jede weitere zehn Meilen eine Prämie von 1 Sr. 
oder 34 fr. erhoben, welche fofort bei Aufgabe der Gepäckſtücke zu 
entrichten ift. Angefangene 100 Thlr. over 175 fl. fowie angefangene 
zehn Meilen werben ſtets für voll gerechnet. ?) 


.—- — — — 


1) Der fragliche Stempel iſt auf die Rückſeite des Garantieſcheines ſelbſt, 
ſowie auf die Rückſeite des im Gepäckhefte verbleibenden Talons, — „niemals 
aber auf den Talon, welcher dem Packmeiſter mitgegeben wird,“ — aufzu⸗ 
drucken. Daß der Abdruck des Stempels deutlich leſerlich ſei, darauf iſt mit 
aller Sorgfalt zu halten. Sowohl bie Verficherungsſumme, als der bezahlte 
Prämienbetrag if in ben beiden Stempel-Abprüden gleichlantenn mit Bud- 
ſtaben gefchrieben auszufüllen. 

2) Will ein Reifender nur einen Theil feines Gepäckes verſichern, fo kann 
ihm über diefen Theil ein befonderer Barantiefchein ausgeftellt werden, jedoch 
bat er dann für das in bemfelben enthaltene Gewicht die volle tarifmäßige 
Gepäckfracht, ohne irgend einen Abzug für Freigewicht zu zahlen, worüber 
ſowohl im Garanttefcheine, als in bem bazu gehörigen, im Gepädhefte ver- 
bleibenden Talon der nöthige Vermerk zu machen if. 

3) Zum befferen Verſtändniß mögen folgende Beiſpiele dienen: Es wer- 
den 36 Pfund Gepäd aufgegeben von Eaflel nach Dreöben und dafür ein zu 
verfichernder Werth von 205 Thirn. deelarirt. Dafür würde bie Prämie folgen- 
dermaßen zu berechnen fein: Entfernung von Gaffel bis Dresden 564 Meilen 
wird auf 60 Meilen abgerundet. Kür die erfien 10 Meilen find 3 Sgr., für 
jede folgenden 10 Meilen if 1 gr. für jede 100 Thlr. zu erheben, alfo 3 Sgr. 
plus fünf mal 1 Sgr., alfo für die ganze Entfernung 8 Sgr. pro 100 Thlr. 
Declarirt find 205 Thaler, abgerundet auf 300 Thaler, alfo zu erheben brei 
mal 8 Sgr. glei 24 Sgr. — In Yuntershaufen werben 106 Pfd. Gepäck 
nach Leipzig mit einem Werthe von AO Thlrn. aufgegeben. Entfernung be- 
trägt 38 Meilen und ift auf 40 Meilen abzurunden. Der declarirte Werth 
wird auf 500 Thaler abgerundet und demnach iR zu erheben 3 Sgr. plus 
drei mal 1 Sgr. mal 5 gleich 1 Thaler. 

\9* 
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4) Die Verſicherung erſtreckt fich auf Gewichtsdefeete, Ver⸗ 
luſte, Vernichtung und Beſchädigung der Gepäckftücke; auf 
Beſchädigungen aber nur ſoweit, als dieſelben äußerlich an 
denſelben erkennbar find, und auf Beſchädigungen des In hal⸗ 
tes insbeſondere nur, wenn dieſelben mit einer äußeren Beſchä— 
digung in erfihtlihem Zufammenhange ftehen. Als ver- 
foren wird ein Gepäditüd aber erft 14 Tage nach dem Termine 
angefeben, zu welchem e8 auf ver Beitimmmmgsitation eingetroffen 
fein follte. *). 


4) Zu pos. 4, 5 u. 8 der Belanntmachung. 


a. Bei der Aufgabe desjenigen Gepädes, auf weldhes eine Verſiche⸗ 
rung verlangt wird, tft daſſelbe mit ganz befonderer Genauigkeit zu 
prüfen, ob auch nicht irgend ein Bedenken binfichtli ber Berpadung 
obwalte. Diefelbe muß vollkommen gut, die Emballage unbefchäpist 
und fo verfchloffen fein, daß ein Aufgehen berfelben durch die Bewe⸗ 
gungen, Umladungen und fonftigen Verrihtungen beim Transport nicht 
zu befürdten if. Ergiebt fich irgend ein begründetes Bebenten, fo iR 
die Verficherung fo lange zurüdzumelfen, bis das Bedenken befeitigt iR. 

b. Gepäck, welches verfiddert werben foll, muß mit ber deutlichen 
Adreffe des Eigentblimers, ſowie mit deſſen Wohnort (nicht Beftim- 
mungsort bes Gepäds) bezeichnet und dieſe Bezeichnung fo ficher befe- 
ftigt fein, daß das Lofreißen verfelben während bes Transportes wid 
zu befürdten iſt. — Sind diefe Bedingungen nicht erfüllt, fo barf bie 
Verſicherung nicht geleiftet werben. 

c. Alle Entſchädigungs⸗Anſprüche müſſen fofort bei Nebernahme des 
Gepäcks angemeldet werden und find alle berartigen Forderungen, bie 
fpäter angebracht werben, zurückzuweiſen. 

d. Bei rechtzeitig angemeldeten Entſchädigungs⸗Anſprüchen tft 

aa. bei Beſchädigungen forgfältig feftzuftellen, ob dieſelben äufer- 
lich erfennbar find, und für den Fall, daß fie fich tm Inhalt 
vorfinden, ob fie mit den äußerlich vorhandenen und erfannten 
in erfihtlichem Zufammenbange ftehen ; 

bb. fowohl bei Beſchädigungen, als bei theilweifer Vernich 
tung bzw. theilweiſem DBerlufte bes verficherten Gepäds 
das Gewicht des vorhandenen unbefchäbigten Theiles genan 
zu ermitteln und danach feflzuftellen, welche Gewichtsmenge 
beſchädigt, vernichtet worden oder abhanden gekommen if. 

e. In beiden Fällen (aa und bb) muß vom Bahnhofs - Vorftande 
eine Verhandlung über ben Befund aufgenommen und in biefer and 
thunlichſt die Urſache ber Befchäpigung bzw. bes Berluftes angegebra 
werben. Berner müſſen darin, ſoweit es ausführbar if, die beſcha⸗ 
bigten date, wernichteten uber nerlgren gegangenen Gegenſtände ſpeciel 
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5) Beitheilmweifer Beſchädigung oder Vernichtung des Gepäcks 
wird die Vergütung nur nach Abzug des Gewichts des unbeſchädigten 
oder vorhandenen Theiles, mithin nach Verhältniß des Gewichtes 
der in Verluft gerathenen over beſchädigten Stüde geleiftet. 


6) Die Verwaltungen find von jeder Haftung frei, wenn ver 
Berluft oder die Beſchädigung durch ein anderes Ereigniß ale 
Brand herbeigeführt ift, welches dieſelben abzuhalten nicht 
vermocdht haben, over wenn ver Schaden durch Verſchulden bes 
Berficherungsnehmers oder folcher Perfonen, welche diefer zu ver- 
treten hat, veranlagt ift. 


7) Die Entfchäpigung wird nur gegen Zurüdgabe des Gepäd- 
ſcheines gelelftet. °) 


8) Es wird nur der wirkliche, auf Verlangen nachzuweifende 
Werth des Verluftes, in keinem Falle aber mehr als 5 Thlr. oder 
8 fl. 45 kr. für das Pfund entfchäpigt, auch wenn irrthümlich eine 
höbere Verficherung angenommen worben wäre. 


mit ihrem wirklichen Werthe verzeichnet und muß babei ausgedrückt 
fein, welcher Nachweis für bie Richtigkeit dieſes Verzeichniffes von dem 
Eigenthümer beigebracht worben iſt. 

f. Entfprecdende Verhandlung if auch bei dem vollfländigen Ber- 
Iufte verſicherten Gepäcks aufzunehmen. - 

g. Diefe Verhandlung (e u. f) iſt mit dem nächſten Zuge unb 
mit Eilt fehr! bezeichnet, dem Betriebs - Director einzufenden und 
dabei zugleich alles das zu berichten, was zur möglichkt ſchnellen Regu⸗ 
lirung des Falles beizutragen vermag. 


5) Die forgfältige Einfammlung der Gepäck⸗-Garantieſcheine und deren 
fihere Aufbewahrung if fortan mit der größten Aufmerffamfeit auszuführen 
und {ft mit aller Strenge darauf zu halten, daß Fein Gepäd eher ausgeliefert 
werbe, als bis der darüber fprechende Garantiefchein in den Händen des aus- 
liefernden Beamten ſich befindet, falls biefer aus irgend einem Grunde nicht 
follte beigebracht werben Können, fo ift die vollfändigfte, ausreichendſte Legi⸗ 
timation besjenigen, der das Gepäd in Empfang nehmen will, darüber zu 
verlangen, daß er wirfli der Eigenthümer defjelben fei. Iſt diefe beigebracht, 
fo ift die vorſchriftsmäßige Quittung über die Auslieferung des Gepäcks, ohne 
Aushändigung des darüber ertheilten Gepäckſcheines auszuftellen und dem be- 
treffenden Talon beizufügen. Im Fall verfihertes Gepäck obne Beibringung 
des Garantieſcheines ausgeliefert wird, ift über die Art und Weife der Legi- 
timation des Empfüngers eine von allen Betbeiligten zu unterzeichnende Ver⸗ 
handlung aufzunchmen und fofort dem Betriebs - Director eluyulenüen. 
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9)) Für die Ermittelung des Gewichts, für welches die Entſchä⸗ 
bigung zu leiſten ift ©), bient ver anf dem Gepädicheine vermerkte 
Gewichtäbefunn bei ver Aufgabe ver Gepäckſtücke als alleinige Grund⸗ 
lage. °) 

Saffel am 25. Auguft 1855. 


Die Verwaltungen des mitteldeutfhen Eifenbahn- 
Verbandes. 
Für dieſelben: 
Die Direction der Kurfürſt Friedrich Wilhelms 
Nordbahn. 


—— — — — — — 


6) Die Verwiegung von Paſſagiergepäck, auf welches eine höhere Ver⸗ 
ſicherung angemeldet wird, ift mit befonderer Genauigkeit zu vollziehen und 
die Zuhl der Gepäckſtücke, fowie das Gewicht berfelben im Garantieſcheine 
mit Buchftaben auszufüllen. 


7) Selbftrevend iR, daß zur Ausführung aller vorftehend erwähnten Bor- 
ſichtsmaßregeln das höher zu verfichernde Reifegepäd nicht im legten Augen- 
bli vor Abgang des Zuges aufgegeben werden darf, fondern eine angemef- 
fene Zeit zur forgfältigen Prüfung und Erpedition des Gepäds bleiben muß, 
widrigenſalls die Verſicherung abgelehnt werden muß bamfe. erfi für ben zu- 
nächſt abgehenden Zug anzunehmen if. Daß hierbei mit möglichſter Zuvor- 
fommenheit gegen das Publikum verfahren und ber Verkehr nicht ohne Noth 
erſchwert werbe, erwarten wir mit Zuverſicht von den betreffenden Beamten. 

In den Stationdzetteln darf bie Zahl der verficherten Gepäckſtücke nicht 
getrennt von ben nichtverficherten angegeben werben. 

Zür die Verrechnung der erhobenen Aſſekuranzprämien befindet fi) in ben 
für den mittelveutfchen Verbandsverkehr geltenden Monats-Rechnungs-Formu- 
laren, die dazu zu benugen find, eine befonbere Rubrik. In ben monatlichen 
Rechnungs-Abfhluß find die betreffenden Einnahmen unmittelbar unter bieje- 
nigen für den Gepäckverkehr, alfo zwiſchen pos. 3 und A, einzutragen. 
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Erkenntniſſe 


des 
Holſteiniſchen Obergerichts zu Glückſtadt v. 27. Nov. 1856 
und des Ob. Appell. Gerichts zu Kiel v. 14. Nov. 1857. 


In Sachen des Ober- und Landgerichts⸗Advocaten Tiedemann 
in Glückſtadt, als gerichtlich beftellten Anwalte® und Manvatars 
des beabfchievigten Eorporald Buſch in Glückſtadt, Klägers, wider 
die Direction der Altona - Kieler Kifenbahngefellichaft, Beklagte, 
wegen Entſchädigung: 

ergeben die Acten, Kläger hat wider die Direction vorgebracht, 
er fei auf jeiner Reife von Kopenhagen nach Glückſtadt am 12. Dechr. 
1854 mit dem Dampffchiffe in Kiel angelangt und von bort aus 
an felbigem Tage als Bafjagier dritter Klaffe mit dem Abend— 
zuge auf ver Eifenbahn nach Glückſtadt abgegangen. In dem 
Coup, worin er geſeſſen, fei feine Erleuchtung gewefen, ebenfo 
jei e8 draußen finfter gewejen, al8 ver Zug in Elmshorn ftill- 
geftanden, da befanntlich die Erleuchtung dieſes Bahnhofes erſt 
fürzlich eingerichtet worven. Der Zug babe kaum ftille geftanven, 
als Kläger den Ruf vernommen: »Glückſtadt geht hier ab«. Zur 
rechten Hand im Coupe figend, habe er links Fein Licht, feine Häufer 
gejehen, wohl aber rechts in einiger Entfernung nach ver Spitze 
des Zuges bin fich hin und her bewegende Perſonen und durch biefe 
Lichter etwas erleuchtet, die Bahnhofsgebäude fchimmern fehen. Er 
jet aus dem Coupé ausgeftiegen und in demſelben Augenblide von 
der Locomotive des von Altona kommenden, nach Kiel abgehenden 
Zuges niedergeworfen. Der Zug fei über feine beiden Beine hin⸗ 
gegangen, welche in Folge deſſen über vem Knie hätten abgenommen 
werben müſſen. 

Nah dem 8. 22 der Belanntmahung vom 18. Mai 1840 fei 
nun die Eifenbahngefellichaft zum Erfat verpflichtet für allen Schaben, 
welcher bei der Beförderung auf ver Bahn an den auf berfelben 
beförberten Perſonen entjtehe und können fich von diefer Verpflichtung 
nur durch den Beweis befreien, daß der Schaden entweder durch 
eigene Schuld ver Befchärigten oder durch einen unabwentusten 


232 (Unl XX a.) Erkennmiſſe des Holfl. Oberger. zu Glückſtadt 


äußeren Zufall bewirkt worben fei. Hiernach fei die Klage auf 
Entſchãdigung begründet burch die bloße Anführung der erwähnten 
Ereigniſſe. 

Nachdem ſodann weiter ausgeführt worden, wie im vorliegenden 
Falle auch Feine der erwähnten Ausnahmen von der Erſatzpflicht 
vorhanden feien, ijt ferner bemerkt, daß ber Kläger mit der Aus⸗ 
fiht Offizier zu werden, als Corporal bei dem zweiten Jägercorps 
nah Glückſtadt geſchickt ſei. Diefe Laufbahn ſei jegt für ihn unmög- 
ih geworben und habe Kläger ebenfowenig Ausficht, anf andere 
Weiſe fein Brod erwerben zu können. Es ift vemmach gebeten, vie 
Beklagte I zu erkennen, ihm eine Entſchädigung von jährlich 
640 Thlen. R. M. für vie Zeit feines Lebens zu geben ımb zwar 
für die Zeit vom 12. December 1854 bis jett binnen jech8 Wochen, 
für die fpätere Zeit alljährlich, ref. exp. 

Excipiendo hat vie Bellagte zuvörderſt bie Eimede der unbe⸗ 
gründeten Klage mit proceßhindernder Wirkung vorgeſchützt, indem 
aus den eigenen Anführungen der Klage 1) die Einrede der eigenen 
Verſchuldung des Klägers, 2) die Einrede ver gänzlichen Schuld⸗ 
loſtigkeit der beflagten Geſellſchaft, des Zufalls fich ergebe. 

Ad 1 ftebe e8 fchon nach allgemeinen Nechtsgrunpfägen feit, daß 
Kiemand Erfat wegen eines Schavens verlangen Tönne, ven er bei 
Anwendung gehöriger Sorgfalt hätte vermeiden können. Cine ſolche 
Sorgfalt Habe aber ver Kläger nitht bewiefen, indem er fich weder 
bie erforderliche Kenntniß von ben geltenden DVerhaltungsmaßregeln 
verfchafft, noch die Anweifungen ver Bahnbeamten abgewartet habe, 
vielmehr eigenmächtig und noch dazu an der verkehrten Seite 
auögeftiegen fei, indem auf dem Elmshorner Bahnhofe Links aus- 
geftiegen werde. Außerdem gebe es für bie Altona Kieler Eifen- 
bahn fpecielle gefegliche Beitunmungen. Durch den $. 43 des 
Bahnpolizei-Reglements vom 27. Juli 1844 ſei vorgefchrieben, 
daß die Reiſenden fich genau nach den im Betrieb8-Neglement 
für ihr Verhalten vorgefchriebenen Regeln zu richten hätten, zu 
welchem Endzwed ein Auszug aus demſelben, welcher ſämmtliche 
die Neifenden betreffenden Vorſchriften enthalte, entworfen und 
veröffentlicht werben folle. Derſelbe fei in allen Bahnhöfen 
und Stationspläßen, fowie in den Gafthäufern der von der 
Eifenbahn’ berührten Orte angefchlagen. Demgemäß Habe bie 
Eiſenbahngeſellſchaft feiner Zeit einen Auszug aus dem zur Zeit 
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des unglüdlichen Greigniffes ‚geltenden Betriebs - Reglement vom 
1. Januar 1849 nach eingezogener Genehmigung des Commiſſariats 
nicht allein in der oben normirten Weife, fondern meiftens auch in 
den Eoupe’s felbft veröffentlicht. Unter den tarin vorgefchriebenen 
Vorſichtsmaßregeln befinde fih nun sub 4 die Beftimmung: nicht 
eher den Wagen zu verlaffen, als bis ver Zug völlig ftilfe 
ftehbt, auch die Wagenthüren nicht felbft zu öffnen, fonvern 
zu warten, bis dies durch die Angeftellten ver Gefellfchaft gefchehen 
it, und namentlich nie an Der Seite des Zuges, an welcher die Schaffner 
feine Thüren auf diefer Station öffnen, eigenmächtig auszufteigen, 

Kläger jet diefen Beftimmungen felbftredend unterworfen gewefen 
und habe fich durch fein eingejtandenes Dagegenhandeln einer Geſetz⸗ 
widrigkeit ſchuldig gemacht. 

Ad 2. Es hätten die zugführenden Beamten ſich an jenem 
Abend durchaus nichts Irregulaires, gefchweige etwa Ordnungs⸗ 
wibdriges zu Schulden kommen laffen. Der Altonger Zug habe fich, 
wie das immer geſchehe, in Bewegung gejeßt, nachdem der Kieler 
Zug auf dem Bahnhofe angefommen. Die Schaffner des Kieler 
Zuges hätten an ber entgegengejeßten linken Seite des Coupe’ 
geöffnet und gerufen: "Elmshorn; Glückſtadt geht hier ablu Die 
Einrichtung des Verkehrs fei nun vie, daß die Paffagiere des Kieler 
Zuges auf der linfen Seite ausfteigen, fo daß das Abfahren bes 
Altonaer Zuges an ver rechten Seite ohne Gefahr ftattfinden könne. 
Die Thüren ver Coupé's feien durch zwei Riegel von Außen ges 
ſchloſſen, ein Deffnen verfelben fei nur nach Herablafjung des Fenſters 
und nicht ohne Mühe möglich. Diefe Einrichtung zeige ven Paffagieren, 
dag nur von Außen und nicht von Innen geöffnet werben folle. 

Hieraus gehe zur Genüge hervor, daß alles gejchehen fei, um 
Gefahr zu vermeiden, daß daher, wenn ein Unfall fich durch eine 
Verkettung unglücdlicher Zufälligkeiten ereignet, ein folder Zufall 
ihr nicht zugerechnet werben Tönne, 

In eventum bat ver Bellagte litem affirmative bezüglich ver 
in der Klage angegebenen Thatjachen contejtirt und nur in Abrede 
geftellt, daß ver Kieler Zug bereits völlig ftille geſtanden, ale 
ver Kläger berausgefprungen. Hinfichtlich der verlangten Entſchädi⸗ 
gungsfumme ift nur im Ullgemeinen bemerkt, daß fie übertrieben 
hoch erjcheine. ‘Die Beklagte bat ſodann vie Einrede der eigenen 
Verſchuldung und des casus mit peremtorifcher Wirkung WWüurtugtt,. 
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und zur Begründung ber erfteren noch baranf hingewieſen, baß ber 
Zug noch nicht völlig ftille geftanden und daß ein Mitreifenber 
den Kläger vor dem Ausjteigen gewarnt habe. Es ift daher 
um Abwelfung der Klage unter Verurtbeilung bes Klägers zur 
Koftenerftattung, ſobald er des Vermögens, gebeten. 

Replicando hat Kläger bemerft, wie er nicht wife, ob ver 
erwähnte Auszug in feinem Coupe aufgehangen gewefen, jedenfalls 
hätte er ihn in der Finfterniß doch nicht Iefen können, und habe 
von dem Inhalt deſſelben nichts gewußt. — Kläger bat ferner ge 
leugnet, daß das Betrieb8-Reglement oder das Polizei⸗Regle— 
ment an dem Wohnorte, wo er vor dem 12. December 1854 fich 
befunden, publicirt worden fet, fowie daß er früher ausgeftiegen, 
als bis der Zug ftille geftanden und daß er gewarnt worben. Es 
ift baher alles eigene Verfchulden des Klägers in Abrede geftellt 
und behauptet, daß bie Beklagte puch mangelhafte Belannt- 
machungen ber Verbaltungsmaßregeln, fowie dadurch fich 
verjchulbet babe, daß von dem Kläger die Thür des Coupés 
durch die er ausgeftiegen, nicht aufgefchloffen worden, welches 
er geleugnet, eventuell behauptet hat, daß es nicht gefcheben fei. 

Nachdem duplicando diefen Anführungen allgemein contrabicirt 
worden, ftebt daher nunmehr zur Frage, wie zu erfennen ift. 

In Erwägung nun, baß, was bie Einreve der unbegrünbeten 
age betrifft, nach dem 8. 22 ver Belanntmahung vom 18. Mai 
1840 zur Funbirung einer Klage auf Erſatz wegen eines bei ber 
Beförderung auf der Eijenbahn erlittenen Schadens nichts weiter 
erforderlich ift, als die Behauptung der Thatſache, daß die beförberte 
Berfon zu Schaven gelommen fei, Indem die Gefellfehaft nach ver 
angezogenen Beitimmung zum Erſatz alles verartigen Schabens 
verpflichtet ift, e8 fei denn, daß fie jich davon durch den Beweis 
befreie, daß ber Schaden durch die eigene Schuld des 
Beſchädigten oder durch einen unabwenpbaren äußeren 
Zufall bewirkt worben fei, daß aber die geichehene Verftümmelung 
bes Klägers auf dem Eimshorner Bahnhofe nicht allein in ber 
Klage behauptet, fondern auch von der Beklagten eingeräumt ift, 
bie fragliche Einrede fich daher als liquide ungerechtfertigt darſtellt; 

in Erwägung, daß bagegen bie Einreve des eigenen Ver- 
ſchuldens von Seiten des Klägers ſchon in der in ber Klage 
gegebenen Daritellung des erlittenen Unfalls ihre Begründung finvet, 
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da nach 8. 43 des Bahnpolizei⸗Reglements vom 27. Juli 1844 
pie Reiſenden ſich genau nach den im Betriebs-Reglement für ihr 
Verhalten vorgefchriebenen Regeln zu richten haben, und viefes 
Betriebs - Reglement verzeit die Beltimmung enthalten bat, daß 
namentlich nie an der Seite des Zuges, an welcher pie Schaffner 
feine Thüren auf dieſer Station öffnen, ausgeftiegen werben bürfe, 
ber Kläger aber die erlittene Befchäpigung gerade dadurch veranlaft 
bat, daß er an ver entgegengefegten rechten Seite des Zuges aus- 
gejtiegen it, während die Schaffner auf der Station Elmshorn 
immer links bie Thür öffnen, daß den Kläger daher hinſichtlich 
dieſer Punkte offenbar das Verſchulden trifft, den durch das Bahn⸗ 
polizei- und Betriebs⸗Reglement vorgeſchriebenen Verhaltungsmaß⸗ 
regeln zuwidergehandelt zu haben, und daher die Frage, ob der 
Zug zur Zeit feines Ausſteigens völlig ſtillgeſtanden oder nicht, nicht 
weiter in Betracht kommt; 
in Erwägung, daß replicando überall nicht behauptet ift, daß 
bie fragliche Beitimmung des Betriebs» Neglements nicht in ver im 
8. 22 der Belanntmachung vom 18. Mat 1840 vorgefchriebenen 
Weiſe veröffentlicht worden, daß aber der Einwand, daß Kläger 
ihren Inhalt nicht gekamt, und daß weder das Betriebs- noch 
das Bahıpolizeisteglement an feinem früheren Wohnorte 
publicirt jei, überall feine Berüdfichtigung verdient, ba Jeder⸗ 
mann bie Gefete fennen muß, eine Publication verfelben außerhalb 
Landes aber felbjtverftänplich nicht erforverlich ift; 
wird nach gefchehener münblicher Verhandlung auf eingelegte 
Receſſe in Erwägung vorjtehender Gründe hierdurch von Oberge- 
richtöwegen für Necht erkannt: 
bag Kläger mit der erhobenen Entfchäpigungsflage abzuweiſen 
und ſchuldig zu erkennen, die angeurfachten Koften — deren 
Verzeichnung und Ermäßigung vorbebaltlid — ver Beklagten, 
fobald er des Vermögens, zu erftatten. 
Wie denn folchergeftalt Hierburch erfannt wird. V. R. W. 


Urkundlich unter dem vorgebrudten größeren Gerichteinfiegel. 
Publicatum im Königl. Holfteinifchen Dbergeriht zn Glückſtadt, 
pen 27. November 1856. 


W. v. Schirad. v. Brockdorff. 
Egcwoxð. 
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Friedrich ver Siebente, von Gottes Gnaben König zu Dänemark, 
der Wenden und Gothen, Herzog zu Schleswig, Holftein, 
Stormarn, der Dithmarfchen und zu Lauenburg, wie auch) 
zu Oldenburg zc. ꝛc. 

In Sachen des beabjchiedigten Corporals Friedrich Buſch in 
Kopenhagen, Klägers und Appellanten, wider die Direction der 
Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft, Beklagte und Appellatin, 

wegen Schadenserſatzes, jetzt die Appellation gegen das Urtheil 
des Holſteiniſchen Obergerichts vom 27. Novbr. 1855 betr. 

Wird nach verhandelter Sache, unter abſchriftlicher Mittheilung 
der Gegenerklärung der Appellation an den Appellanten, 

in Erwägung, 
daß die Partheien darüber einverſtanden ſind, daß der Kläger 
und Appellant die Beſchädigung, wofür er Erſatz verlangt, bei 
der Beförderung auf der Altona-Kieler Eiſenbahn am Abend 
bes 12. Dechr. 1854 erlitten babe, daher die angeſtellte Klage, 
abgeſehen von der zur Zeit noch nicht in Betracht kommenden 
Schätzung des Schadens, im 8. 22 der Bekanntmachung vom 

18. Mai 1840 ihre Begründung findet, ohne daß es dazu, wie 

bei der aquiliſchen Klage, der Behauptung eines Verſchuldens 

der Bekl. und Appellatin bedarf, indem Letztere, dem angezoge⸗ 
nen 8. 22 zufolge, ſich von ber Verpflichtung zur fraglichen 

Entſchädigung nur durch den Beweis befreien kann, daß der 

Schaden entweder durch die eigene Schuld des Beſchä— 

digten, oder durch einen unabwendbaren äußeren Zu— 

fall bewirkt worden iſt; 
in Erwägung, 

was zunächſt die deshalb von ver Beil. vorgeſchützte Ein- 
rede des casus betrifft, daß dieſe Einrede auf die nicht vorge: 
brachte Behauptung eines zufälligen äußeren Greigniffes, welches 
als Urfache des eingetretenen Schadens erfchiene, Hätte gebaut 
werben müſſen, keineswegs aber durch die bloße, nicht einmal 
zweifelloje Anführung, daß zur Zeit des fraglichen Unfalls fei- 
nerlei Unordnung und Irregularität im Bahnbetriebe vorgeloms 
men fei und dem Eifenbahnperfonal kein Verfehen zur Lajt falle, 
ſowie die daraus gezogene Folgerung der gänzlichen Schulplofig- 
keit der Bell. begründet werben kann, mithin fih als nicht 
genugſam fundirt baritellt; 


und bes Ob. Appell. Ger. zu Hill. (Anl. XXa.) 237 


in Erwägung fobann, 

pie gleichfalls vorgejchütte Eimede des vom Kläger felbit 
verfchulveten Schadens anlangend, vaß der Kläger ohne Kenntniß 
des Betriebs» Reglements ver Eifenbahngefellichaft, in ver auf 
feinem Fahrbillete enthaltenen Weifung, den Wagen 
nicht eher zu verlaffen, als bis der Zug völlig ftille ftehe, 
fehr wohl die Erlaubnig erbliden konnte, auszufteigen, fobald 
der Zug ftill halte, und daß, wenn der Zug auch noch nicht 
ftill gejtanden haben follte, al8 ver Kläger in Elmshorn aus— 
ftieg, Bell. ſich demnach nicht hierauf, dem Kläger gegenüber, 
würde berufen können; weil die Schaffner bereit8 gerufen hatten: 
„Glückſtadt geht hier abs, und Stläger viefem Ruf als ein 
Zeichen, daß das für ihn in der Dunkelheit fchwer erfennbare 
Stilfftehen des Zuges eingetreten ſei und als eine Aufforde- 
rung zum Ausfteigen auffaljen durfte, fo daß eine Unvor⸗ 
fichtigfeit dem Kläger ſogar dann nicht vorzuwerfen fein würve, 
wenn er bie von ihm zum Ausjteigen benugte Thür auf ver 
rechten over wejtlichen Seite des Bahnzuges felbft geöffnet Hätte, 
zumal da nicht blos der Bahnhof in Elmshorn, fondern auch 
Glückſtadt, wohin Kläger auf der Eifenbahn weiter fahren wollte, 
in weſtlicher Richtung von der Altonassieler Bahn liegt und 
auf den meiften Stationsplägen mit dem Ausfteigen nicht gezd- 
gert werben barf; die Behauptung ber Beil. aber, daß ein Mit- 
reifender den Kläger vor dem Ausfteigen gewarnt habe, irre- 
levant ift, indem eine Warnung überhaupt, nicht auszufteigen, ' 
von dem Kläger, welcher in Elmshorn abgehen mußte, felbft- 
verftänplich nicht beachtet werben Tonnte, und wenn bie Behaup- 
tung der Bell. etwa nicht im buchjtäblichen Sinne gemeint fein 
follte, ungewiß bleibt, worauf fich die angeblide Warnung be- 
zogen babe, ob auf die Zeit, zu welcher, oder auf die Seite, an 
welcher, oder auf die Art und Weiſe, wie der Kläger ausftieg, 
oder ob e8 blos eine unbeftimmte Aufforderung, ſich beim Aus- 
jteigen in Acht zu nehmen, gewefen fei, infofern man von ven 
Beftimmungen des Betriebs-Neglements der Eifenbahn für das 
Verhalten ver Neifenden abfieht, vie Einreve des vom Kläger 
jelbft verſchuldeten Schadens ebenfall® als unbegründet und un- 
geeignet zum Beweiſe verftellt zu werven erfcheint; 


233 (Anl AS a.) Erkennmiſſe des Holſt. Oberger. zu Gluckſtadt 


in Erwägung, 

baß Dagegen bie vorgebachte Einrede burch bie . Behauptung 
ver Bell., daß ber Kläger die Vorfchrift des Betriebs - Regle- 
ments vom 1. Januar 1849, 8. 24, 

„nicht eber den Wagen zu verlaffen, als bis der Zug völlig 

ftille Steht, auch die Wagenthüren nicht jelbft zu öffnen, 

fondern zu warten, bis dies durch bie Angeſtellten der Ge- 

ſellſchaft gefchehen ift, und namentlih an Ber Eeite des 

Zuges, an welcher die Schaffner feine Thür auf diefer Sta- 

tion öffnen, eigenmächtig auszufteigen,« 
welche er hätte kennen müffen, übertreten und fich paburch feine 
Verlegung zugezogen babe, allerdings begründet wirb, obſchon 
nicht wegen des angeblichen Ausſteigens des Klägerd vor völligem 
Stiliftehen des Zuges, weil obbemerkter Maaßen ber Auf ver 
Schaffner „Glückſtadt geht bier ab⸗ damals bereit ergangen 
war, wohl aber wegen des vom Kläger eingeftandenen Aus— 
fteigen® an der Seite des Zugs, an welcher, ber beitehen- 
den Einrichtung zufolge, in Elmshorn die Thüren der Bahn 
wagen nicht aufgemacht werben bürfen, jedoch nur in fofern 
die für das Verhalten ver Neifenven in dem erwähnten Betriebs 
Reglement aufgeftellten Regeln am 12. December 1854, ale 
dem Lage ber Reife des Klägers, vorſchriftsmäßig ange- 
ſchlagen gewefen find, fo daß der Kläger vie vorgefchriebene 
Gelegenheit gehabt hat, ſich unterivegs mit jenen Regeln bekannt 
zu machen, daher die Beklagte biefe zum Fundament ihrer Ein- 
rede mitgehörige Thatjache annoch beweifen muß, indem das 
Bahnpolizeis Reglement vom 27. Yult 1844 im 8. 43 nur 
unter der Bedingung einer folden Bekanntmachung 
bie Reiſenden verpflichtet, fich nach den befagten Regeln 
zu richten, die Beflagte aber feine Nechtövermuthung für bie 
ihr obliegende vorfchriftsmäßige Bekanntmachung jener Regeln 
in Anfpruch nehmen kann, und fein Zugeſtändniß des Klägers 
in Betreff diefer Bekanntmachung vorliegt, wobei es auch unnüg 
fein würde, dem Siläger noch die, in ven Unter- Inftanzacten 
fehlende beftimmte Erklärung über dieſen Punkt aufzugeben, nach 
dem verjelbe in feiner Appellationsfchrift hinreichend zu erfennen 
gegeben bat, vaß er die orbnungsmäßige Bekanntmachung eines 
Auszugs aus dem Verriehs-Neglement vom 1. Januar 1849 
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bezweifeln, alfo fein Wille, die fragliche Bekanntmachung nicht 
ohne Beweis zuzugeben, ſchon feftitebt; 
in Erwägung, 
daß indeffen für ben Wall der Führung des obgevachten 
Beweiſes der Kläger auch zum Beweiſe feiner, freilich in ver- 
neinenber Form vorgebrachten, aber als Replik zu betrachtenven 
Behauptung, daß die Thüre, durch welche er ausgeftiegen, 
unverfchloffen gewefen fei, zuzulaffen ift, weil, wenn viefe 
Thür von ihm aufgeſchoben werden konnte, biefer Umſtand 
vollkommen geeignet war, auch unter Vorausſetzung der Bekannt⸗ 
fchaft des Klägers mit ven mehrerwähnten Negeln des Betriebs— 
Neglements, die Meinung bei ihm zu erzengen, daß bie Thür 
von einem Schaffner geöffnet und eben vie Thür ſei, durch 
welche er in Elmshorn ausfteigen folle und es ver Beffagten 
nicht geftattet werben Tann, das ordnungswidrige Verhalten 
eines Reiſenden gegen venjelben geltend zu machen, wenn er 
durch einen ordnungswidrigen Zuftand, für welchen die Beklagte 
auflommen muß, dazu veranlaßt worden ift, weshalb die Einreve 
ver Beklagten, ungeachtet der darin Legenden Nöthigung, ven 
Kläger als befannt mit den bier einfchlagenden Beftimmungen 
bes Betriebs⸗Reglements zu behandeln, durch die Replik des 
Klägers, welche fein Benehmen genügend rechtfertigt, elidirt 
wird, und 
in fchließlicher Erwägung, 
daß hiernach zwar ein abänderndes Erfenntniß erfolgen muß, 
jedoch von einer endlichen Entfcheivung der Sache noch nicht vie 
Rede fein Tann, fondern auf Beweis zu erkennen tjt, 
das angefochtene Urtheil aufgehoben und hiermit für Necht erkannt: 
Könnten und würben, vorbehaltlich des Gegenbeweijes und 
ber Eide, binnen Ordnungsfriſt rechtlicher Art noch darthun 
und beweijen: 
1) die Beklagte und Appellatin, 
baß der Anorbnung des Bahnpolizei - Reglement® vom 
27. Yuli 1844, 8. 43, gemäß, ein, das Verhalten ver 
Reiſenden betreffenvder Auszug aus dem feit dem 1. Januar 
1849 geltenden Betriebs-Neglement ver Eifenbahngefell- 
ſchaft am 12. Decemher 1854 angellngen auneire. |, 
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2) der Kläger und Appellant aber, 
baß die Thüre, durch welche er in Elmshorn ausgejtiegen, 
nicht verfchloffen gewefen ſei, 
fo würde nach folchen geführten oder nicht geführten Beweiſen, 
fowohl in der Hauptſache als der Koſten wegen, weiter ergehen 
was Rechtens. 

Die Anſätze des Procuratord des AUppellanten werben zu 
3 Thlr. TIER M., die des Unmwaltes ver Uppellatin zu 
53 Thlr. 87 f. R. M. und die ihres Procurators zu 3 Thlr. 
TIER. M. beitimmt. 

Wie denn folchergeftalt unter Vergleihung ver Koften dieſer 
Inſtanz und unter Zurüdverweifung der Sache an die vorige 
Inſtanz zum weiteren Verfahren erfannt wird. BR. W. 
Urkundlich unter dem vorgebrudten Königl. Inſiegel. Gegeben 

im Königl. Ober-Appellationsgericht zu Kiel ven 14. November 1857. 


Anlage XXb. 


Erkenntniſſe 
des 
Handelsgerichts zu Hamburg, des Obergerichts daſelbſt und 





des Ob. Appell. Gerichts zu Lübeck, in Sachen S. C. H., .« 


Kaufmannes zu Hamburg, Klägers, wider die Direction der 
Berlin⸗Hamburger CEiſenbahngeſellſchaft, Beklagte, Schaden?- 
Erſatz von 360 Thlrn. pr. Cour. betreffend. 


— 





A. Ertenntniß des Handelsgerihts zu Hamburg, 


vom 2. Juli 1857. 
Diefes lautet dahin: 


daß, da der Frachtbrief ven Kläger als Abſender ver fraglichen 
Waare bezeichnet, die beflagtifche Einrede ber fehlenden Sach⸗ 
legitimation zu verwerfen 

und in der Sache felbit, 
ba der in Rebe ftehenve Unfall ſowohl nach allgemeinen Rechts⸗ 
Grundſätzen über ven Frachtverfehr als auch nach dem beffag- 
tiichen Betriebsreglement von ver Beklagten dem Kläger gegen- 
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über vertreten werben muß, bie Beklagte ſonach vem Kläger 
bie fraglichen beiden Pipen nach Factura-Werth zu erfeten hat, 
bag Kläger innerhalb acht Tagen sub poena 5 mk. bie betreffenve 
Factura — wegen beren eventuellen Beeidigung ber Bellagten 
Gerechtſame vorbehalten bleiben, beizubringen bat, worauf 
ſodann nach Maßgabe des Obigen weiter was Nechtens erkannt 
werben foll, und fteht übrigens ſchon vor Rechtskraft Diefes 
Erfenntniffes einem beflagtifchen Verkaufe der fraglichen Waaren 
einftweilen, für Rechnung, wen es angeht, nichts entgegen. 


— —— — — 





B. Erkenntniß des Obergerichts der freien Hanſeſtadt 
Hamburg, 


vom 14. Auguſt 1857. 


Werden acta für beſchloſſen angenommen und erkennt das Ober- 
gericht darauf zu Necht: 


ba eine der Bell. zur Laft fallende culpa gar nicht behauptet 
ift, e8 vielmehr feſtſteht, daß ver Schaven, deſſen Erfat ver 
Kläger verlangt, durch ein Äußeres, nicht vorherzuſehendes, Er—⸗ 
eigniß herbeigeführt ift, welches abzuwenben, weder im Bereich 
der Eifenbahn-Direction, noch der von ihr adhibirten Perfonen lag; 
da jomit, weder nach ven für die locatio conductio operis, 
noch nach den für das receptum geltenden allgemeinen Nechte- 
grunbfäßen, vie Beklagte für den fraglichen Schaden verant- 
wortlich gemacht werben kann, während das Betrieb8-Neglement 
im 8.63, sub 9, verbis 


die Entfhädigungspflicht der Verwaltung fällt weg, gleich 
viel ob verfichert worben ift ober nicht: 


wenn der Verluſt oder bie Beſchädigung durch ein anderes 
Ereigniß als durch Brand herbeigeführt ift, welches bie 
Verwaltung nicht abwenden konnte; 


als fpecielle lex inter partes ganz entſchieden ver vorliegenven 
Klage entgegenfteht, 


daß das handelsgerichtliche Erfenntniß a quo v. 2. Ju& d. J. 
wieder aufzuheben und Kläger mit feiner Klage, weot Becou 
16 
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tbeilung in die Koften erfter Inſtanz, abzuweifen, und ift pie 
Sache, unter Compenfation der Koften diefer Inſtanz mit ven 
wieber zu verjiegelnden Acten an das Handelögericht zu remittiren. 


C. Ertenntniß des Ober-Appellationsgerihts zu Lübech, 
vom 30. Mär; 1858. 


Das Ober» Uppellationsgericht der vier freien Städte Deutfch- 
lands erfennt für Recht: 

daß die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt zu achten, 
auch in der Sache ſelbſt, wie Hiermit gefchieht, das Erkenntniß des 
Obergericht8 der freien Hanſeſtadt Hamburg vom 14. Augujt v. 9. 
aufzuheben und dagegen das des Handelsgerichts vom 2. Yuli 
vd. J. wieder berzuftellen jet. 

Die Koften diefer und der vorigen Inſtanz find zu compenfiren 
und wird bie Sache nunmehr zum weiteren Verfahren an das Han⸗ 
delsgericht zurückverwieſen. V. R. W. 


Entſcheidungsgründe. 


Der Kläger hat feine erſte und principielle Beſchwerde, daß nicht 
das die Erfahpflicht der Beil. anerfennende Urtheil des Handels⸗ 
gericht betätigt worden fei, zunächſt darauf gegründet, daß die Bell. 
ihre Schadenserfagpflicht bereits außergerichtlich anerkannt habe. 


1) Mit Unrecht zwar vermeint vie Bekl., die Beſchwerde fei 
infomweit formell unzuläffig, denn, wenngleich der Kläger beim Han« 
delögerichte der Beftreitung feines Klagerechts durch die ſ. g. Ein 
. reden der vis major und bed unrechten Bell. zunächſt die Replil 
ber außergerichtlichen Anerkennung opponirt hat, fo war doch tat 
Handelögericht, indem es biefe Einwände als unbegründet verwarf, 
gar nicht in der Lage, über jene Replik erkennen zu müffen und fo. 
mit ift es völlig ungutreffend, wenn die Bell. vermeint, diefelbe fei 
implicite vom Handelsgerichte als unbegründet, und zwar, ba ber 
Kläger das Erkenntniß infoweit nicht angefochten habe, rechtsfräftig 
verworfen. 


Allein es ift die Replik und mithin bie Veſchwerde, ſoweit ſie 
ſich auf viele ſtuht, 


n 
n — 


a 
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2) allernings völlig unbegründet. Der Kläger hat nämlich in 
erfter Inſtanz nicht die allgemeine Behauptung aufgeftellt, daß bie 
Bett. ihre Verpflichtung, den eingetretenen Echaven zu erfegen, dem 
Kläger gegenüber in bindender Weife anerkannt habe, fondern nır 
behauptet, dies fei von dem Güterprocureur Garvens in beffen 
Schreiben vom 28. April 1857 


Handelsger. Uct. Nr. 8. 


geſchehen. Ob etwaige anerfennende Erflärımgen bes gebachten 
Garvens für vie befl. Direction verbindend feien, kann, zumal Letz⸗ 
tere dies in feiner Weiſe bejtreitet, füglich unerörtert bleiben; denn 
obgleich der Schluß jenes Briefes: 


„die eingefantte Rechnung folgt einliegend zurüd, va ich mich 
auf Bezahlen verfelben ohne weiteren Nachweis (nämlich 
durch die Original-Factura, deren Mittheilung verlangt wird) 
nicht einlaffen kann⸗ 


jehr dafür zu fprechen jcheint, daß von Ceiten der Güter » Exrpebi« 
tion damals von einer Verpflichtung, ven Schaven zu erſetzen, aus⸗ 
gegangen worben ift, jo fehlt e8 jedenfall® doch hier an einer be= 
ſtimmten ausbrüdlichen Anerkennung viefer Verpflichtung; e8 ift dies 
felbe höchſtens nur nicht bejtritten, weil man gemeint hat, fie nicht 
beftreiten zu können, was bekanntlich einer fürmlichen Anerkennung 
nicht gleich fteht; und auf etwas Weiteres läuft auch Alles, was 
Kläger in diefer Inſtanz über die damaligen mündlichen VBerhand- 
lungen anführt, nicht hinaus. Es kann daher auch nicht davon bie 
Rede fein, dem Kläger einen Beweis ver behaupteten Anerfenmmg 
nachzulajfen, zumal er in diefer Inſtanz, wo er neben der princi⸗ 
palen noch eventuelle, namentlich auf zu erfennenden Beweis gerich« 
tete Beſchwerden aufgeftellt, ganz unterlaffen Hat, in jener Bezie- 
hung eine Beweisnachlaffung zu beantragen, mithin unbebenflich 
angenommen werben Tann, daß feine Intention nicht dahin gehe. 


Dagegen war ver Principalbefchwerbe, inſofern biejelbe darauf 
bafirt ijt, daß bie Einrede ver höheren Gewalt eine -unbegrünvete 
fei, ftattzugeben. 


Das Betriebs⸗Reglement für die Berlin-Hamburger Eifenbakn 


vom 15. SYanuar 1851 beftimmt im 8.63, welcher die Grumpfäße 
enthält, nach welchen die EifenbahnsBerwaltung für Beſchädigungen 
\o* 
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und DVerlufte an ven ihr zur Beförberung übergebenen Gütern bie 
Haftungspflicht übernommen hat, unter Nr. 9 a, daß bie (ald Necht 
eintretende) Entjchäbigimgepflicht der Verwaltung dann wegfalle, 
„wenn der Verluft over die Beſchädigung durch ein anderes Ereig- 
niß, als durch Brand berbeigeführt ift, welches pie Verwal⸗ 
tung nit abwenden Tonnte.u 


Obgleich nun diefe Worte offenbar nichts Anderes befagen follen, 
als was in dem Königl. Preuß. Eifenbahngefeg vom 3. Nov. 1838, 
8. 25, beitimmt ift, daß außer ber eigenen Schuld des Beſchädigten 
nur ein zu erweifender unabwenbbarer Außerer Zufall pie Eifenbahn- 
gefellfchaften von ver Verpflichtung, einen bei ver Beförderung der 
Güter an denſelben entftanvenen Scharen zu erfeten, befreie, fo könnte 
doch, blos auf dieſe Beitimmung gejehen, ver Zweifel entftehen, ob 
nicht die Meinung des Neglements nur bie fei, daß fchon das 
Nichtdaſein eines eigenen Verfchuldend auf Seiten der Verwaltung 
oder ihres Dienftperfonals genüge, um ihre Erfagpflicht auszu⸗ 
fchließen. Diefer Zweifel befeitigt ſich indeſſen durch ven weiteren 
bisher in ven Acten nicht in Betracht gezogenen Anhalt des $. 63. 


Derjelbe enthält nämlich unter Nr. 3 den allgemeinen Satz, 
baß von Seiten der Berwaltung für gänzliches oder theilweiſes 
Abhandenkommen einer Sendung Erjag geleiftet werde. Wenn 
es bier nun weiter beißt, baß bei folchen Gegenftänven, welche bie 
Verſender felbft zu verlaven haben, over die von den Empfängern 
felbft abzulaven find, nur dann Erfaß geleiftet werde, wenn ber Ver 
waltung einbefonderes Verſchulden nachgewiefen werben könne, fo 
beweijt dies ganz Har, daß abgefehen von dieſem beſonderen 
Valle, culpa ver Verwaltung nicht Bedingung ihrer Erſatz— 
pflicht für abhanden gefommene Güter ift, letztere alfo auch eintritt 
bei Ereigniffen, welche für die Verwaltung die Natur eine casus 
haben. Das Gleiche ergiebt fih für Befhäpigungen, wenn «8 
unter Nr. 4 heißt, daß für die Beſchädigung am Inhalte eines 
Eollo, außer vem Falle, wenn eine vorhandene äußerlich erfenn- 
bare Veſchädigung in unzweifelhafter ummittelbarer Beziehung zu 
ber vorhandenen inneren Beſchädigung ftehe, die Verwaltung nur 
dann hafte, wenn ihr ein befonvderes Verſchulden und bie ge 
ſchehene Auflteferung eines unbefchäpigten Inhaltes, fowie deſſen 
gehörige Verpadung volitiuuig vakgaguiien wetie, ush ehenfo, 
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wenn es sub 5 heißt, daß für Beſchädigung an folchen Gegenftän- 
ven, welche die Verſender felbft verladen haben, nur dann 
Erſatz geleijtet werde, wenn ein beſonderes Verſchulden ber 
Verwaltung als Urſache ver Beſchädigung nachgeiwiefen fei.u Auch hier 
ergiebt fi) durch ein einfache argumentum a contrario ganz Har, 
daß für Befhäpigung übernommener Güter außer ven be- 
fonderd erimirten Fällen die Verwaltung auch dann haftet, 
wenn fie Fein Verſchulden trifft, die Beſchädigung vielmehr 
‚rein cafueller Natur ift. Mithin ftellt fih, da die Beftimmun- 
gen des Reglements als miteinander im Einklang ſtehend, aufgefaßt 
werben müjfen, bie Nothwendigkeit heraus, unter den sub Nr. 9 a 
erwähnten Greigniffen, „welche die Berwaltung nicht abwen- 
den konnten, lediglich folche zu verftehen, welche mit der Art, 
wie die Güter in Empfang genommen, befördert und ab— 
geliefert worden, nicht in Verbindung ftehen, fonvern fie 
ganz unabhängig davon betreffen, alfo von Fällen einer eigent«- 
lichen vis major, welche auch beim Römiſchen receptum , auf deſſen 
Grundfäße es bier hinausfommt, außer dem eigenen Verſchulden 
des Beſchädigten und dem inneren Verberb der Sache einzig und 
allein die Haftungspflicht des nauta wie des caupo ausfchließen, 


L. 3 pr. $. 18 nautae caupones coll. 
L. 15 8. 18 locati et L. 1 8. 48 de O. et A. 


wie denn auch im Betrieb8- Reglement die Verpflichtung der Ver⸗ 
waltung für andere als eine von ihr verfchulpete Beſchädigung von 
Gütern den Eignern derſelben auflommen zu müſſen, dadurch indi⸗ 
rect anerkannt worden ift, daß fie nicht nur beim damnum injuria 
datum, fonvern auch bei anderen durch mitverladene Güter verurfachte 
Beſchädigungen jich ven Entſchädigungs-Anſpruch vorbehalten hat. 


Betriebs⸗Reglement 8. 50, p. 2b, oben $. 63 sub 5. 


Wendet man nun dieſe Grunvfäge auf den vorliegenden Fall an, 
fo ergiebt fih, da die Bell. im Betriebe-Neglement e8 übernom- 
men bat, in Hamburg unter ihrer Haftungsverbinblichkeit Die Güter 
ber einzelnen Abſender von deren Speichern abzuholen, 


Betrieb8-Reglement 8. 49, sub 2, und in fine $. 63, sub 1, 


mithin ihre veglementsmäßige Haftungspflidht, wie auch unbejtritten 
ijt, mit dem Augenblide begamı, wo der von der Güter-Eruu- 
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dition mit dem Abholen ver Güter beauftragte Emwerführer 
die 13 Pipen Wein des Klägers aus deſſen Speidher in Em» 
pfang genommen hatte, ihre Verpfliditung für die bei zwei biefer 
Pipen eingetretene Befchärigung aufzukommen, ganz von jelbit. Man 
kann e8 nämlich dahin geitellt fein laffen, ob ver Unfall, daß, 
während die Schute, worin die Weinfälfer des Klägers verlaben 
waren, unter dem Speicher von Wiener u. Benziehn, um dert 
weitere Güter aufzunehmen, lag, durch das Herabftürzen eines zum 
Einladen beftimmten Packens Ripſe aus der dritten Luce zwei ber 
Weinfäſſer beſchädigt worben find, ein rein cafueller, ober wie bie 
Beklagte felbft zugiebt, 
Oberger. Ucten Nr. 3, p. 5, Nr. 1,p. 9. 


von den Arbeitern von Wiener u. Benziehn verjchulveter war, 
jelöft in dem erftern Falle Tiegt hier fein im Sinne bes 8. 63, 
sub 9 von Seiten der Verwaltung nicht abzuwenbenvdes Greigniß, 
alfo fein damnum fatale vor, welches bie Haftınıgspflicht der Bell, 
ausſchließt. 

Darauf, ob der Ewerführer es hätte abwenden können, 
kommt nichts an, es genügt, daß der Unfall in einem Kaufal- 
Zufammenhange fteht mit den von ber Güter-Erpedition 
wegen Abholens der verfhiedenen angemeldeten Güter 
getroffenen Einrihtungen und Anorbnungen, — um ihn für 
einen für fie nicht abfolut unabwendbaren zu erklären. Denn 
es iſt völlig Har, daß der Unfall nur dadurch eingetreten ift, daß 
der Emwerführer von Speicher zu Speicher fuhr, um bie verfchiebe- 
nen Güter einzunehmen. Zwar trifft die Bell. darin, daß fie ein 
ſolches Verfahren geftatteten, durchaus fein Verfchulden; es ift 
biejes vielmehr ein ganz ordnungsmäßiges und es kann ber 
Beil. an und für fich nicht zugemuthet werden, alle einzelnen Waa- 
renparthien befonders direct nach dem Bahnhofe transportiren zu 
laſſen. Ebenfowenig aber läßt ſich verfennen und der vorliegende 
Tall beweift e8, daß mit dem Verfahren, wie e8 eingehalten wirt, 
eine größere Gefahr für die eingelavenen Waaren vernüpft ifl. 


Wenn daher bie Beil. trotzdem, der geringeren Koſten wegen, 
jo verfahren läßt, fo Kann fie fich auch nicht darauf berufen, daß 
ein Ereigniß, wie das eingetretene, woburch übernommmene Waaren 
beſchädigt worden, ein von ihr nicht abzuwendendes geweſen fei, 
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und zwar ift bier gerave ver Umftanb entſcheidend, daß, wie bereits 
bemerkt, die Schute zu dem Zwecke unter dem Speicher von Wier 
ner und Benziehn angelegt warb, um dort ebenfalls Güter für 
bie Eifenbahn zu empfangen und daß überbies die fragliche Beſcha— 
digung durch mit zu verſendende Güter verurſacht iſt. 

arg. L. 1, 8. 8, L. 3, pr. D. nautae caupones. 


War aus diefen Gründen in Folge der Principalbeichwerve des 
Klägers das Erkenntniß des Handelsgerichts wieder berzuftellen, fo 
brauchte in die aufgejtellten event. Beſchwerden nicht eingegangen 
zu werben, md waren übrigens, wie bie Koften ber vorigen, fo 
auch die der gegenwärtigen Inſtanz, fowie im Urtheile gefchehen, 
zu compenfiren. *) 


*) Anmerk. bes Herausgebers: Die Entfcheibung biefes Erkennt- 
niffes widerſpricht durchaus nicht dem oben ©. 167 flg. unter XV mitgetheiltenz 
benn in legterem lag ein Fall vor, wo der Eifenbahn-Verwaltung die Pflicht 
bes Abholens der Transportglter zum Babnhofe reglementmäßig nicht 
oblag, indem von ber holfteinifhen Bahnverwaltung eine folhe Pflicht zwar 
für die Bahn- Stationen Hamburg, Kiel und Rendsburg (ſ. S. 151 oben), 
nicht aber für die Station Pinneberg (ſ. Rote S. 169 oben) übernommen tft, 
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PR Erfenntnifie 
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Königlich Bayeriſchen Gerichte in Sachen des Großhändlers 

H. Murr aus München gegen den Königlih Banerifchen 
Fiskus, wegen Entichädigung. 


# 


A. Erlenntniß des Kön. Appellat. Ger. von Oberbayern, 
vom 20. Mai 1857. 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs von Bayern erkennt 
das Fön. Appellationsgericht won Oberbayern in ver Streitſache 
bes Großhändlers Heinrih Murr aus München gegen den Königl. 
Fiskus wegen Entſchädigung zu Recht: 

Der beklagte Fiskus werde von der Klage des Großhändlers 
Murr d. d. 13 pr. 16. Auguſt v. J. entbunden und habe 
Kläger ſämmtliche Streitkoſten zu tragen, wobei jene des 
beklagten Theils auf den liquidirten Betrag von 21 F1. 7 &r. 
fejtgejet werben. 


Entſcheidungsgründe. 


Am 20. März 1855 erſchien der ledige Maurergeſelle und 
Landkrämer Joſeph Deigendefch von Halbertshofen auf dem Ge- 
fhäftslofale des Großhändlers Heinrich Murr zu München und 
faufte dort Waaren im Preife zu 238 FL. 7 &r., wovon 16 Fl. 
fogleich baar bezahlt und 11 Fl. 7 &r. als üblicher Econto abge 
rechnet wurden, ein. Hierbei wurde auf Vorfchlag des Joſeph 
Deigendefch, welcher wohl wußte, daß er bei Heinrih Murr 
Waaren auf feinen perjönlichen Credit hin nicht erhalte, ausgemadit, 
daß diefe Waaren an Florian Lechner in Walpberg, ven Joſeph 
Deigendeſch als einen reichen und braven Mann und einen Bier 
brauer ausgegeben hatte, und zwar mit der Weifung geſchickt werben 
follen, diefelben nur gegen Baarzahlung von 211 Fl. an Joſeph 
Deigendefch ausfolgen zu laſſen. 
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Demgemäß verfandte Heinrich Murr an demſelben Tage auf 
der Eiſenbahn fragliche Waaren in einem Ballot, verfehen mit dem 
Zeichen HM. # 345 und für einen Werth von 250 Fl. verfichert, 
unter der Adreſſe: ran Herrn Florian Lechner, Bierbrauereibefiger 
in Waloberg bei München“ wobei noch zu bemerfen kommt, daß auf 
dem dieſer Sendung beigegebenen rachtbriefe „Bahnhof Schwab- 
münchen“ al8 Ablageort angegeben war. 


Zugleich fchrieb er unter dem 20. März 1855 einen Brief an 
Lechner, worin er dieſen in Kenntniß feßte, daß er an ihn ein 
Ballot HM. 4} 345 pr. Eifenbahn, Ablage Bahnhof Schwabmünchen 
verfendet habe und ihn erfuchte, daſſelbe in Empfang zu nehmen, 
fowie folche8 nur gegen Baarzahlung von 211 Fl. an Joſeph 
Deigendeſch von Halbertshofen verabfolgen zu laſſen. 


Dbiges Ballet Waaren wurde am 25. ober 26. Mär; 1855 
auf ver Eifenbahn- Expedition Schwabmünchen vom dortigen Expe⸗ 
ditor Freyinger an eine Mannsperſon ausgehändigt, die auf beffen 
Büreau erjchienen war, ven obigen Factura-DBrief des Heinrich 
Murr an Flerian Lechner in Waldberg d. d. 20. Mär; 1855 
porzeigte und nicht blos genaue Kenntniß um das fragliche Ballot 
Waaren verrieth, fondern auch fih als Florian Lechner ausgab 
und unter biefem Namen ven Güter - Ablieferungs- Coupon quittirte. 


Die fpäteren Erhebungen ergaben indeß, daß dieſe Mannsperfon 
Niemand anders als Joſeph Deigenpefch felbjt war, daß verfelbe 
fih fälſchlich als Florian Lechner ausgegeben und unterzeichnet 
habe, daß er fich unter gleicher falfcher Vorfpiegelung den fraglichen 
Factura⸗Brief an Florian Lechner von dem Briefträger Xaver 
Kuhn zu Schwabmünchen habe einhändigen laffen, und daß enplich 
Blorian Lechner fein Bierbrauer, auch fein reicher und foliver 
Mann, fonvdern ein verganteter Söldner und ein Teichtfinniger 
Menfch jei. — Joſeph Deigendefch hat alsbald vie in Empfang 
genommenen Waaren verwerthet und den Erlös für fich verbraucht, 
und wurde deshalb durch Erfenitniß des Könige. Kreis- und Stabt- 
gericht8 Augsburg vom 17. April 1856 wegen Verbrechens bes 
ausgezeichneten Betruges II. Grades, begangen durch Privat-Urkunden« 
Fälſchung in idealer Concurrenz mit dem. Verbrechen des einfachen 
Betruges zum Nachtheile des Heinrich Murr in eine fünfjährige 
Arbeitshausjtrafe verurtheilt, während Florian Lehner ua Ber- 
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gehens der Begänftigung II. Grabes zu obigen Verbrechen für 
fehuldig befunden und in eine Gefängnißitrafe von 14 Monaten 
condemnirt wurde. 

Indem bier diefe thatfächlichen Diomente, welche ſich aus ven 
beiverfeitigen Parthei-Verträgen, den von den Gtreitstheilen vor» 
gelegten und für anerkannt zu erachtenden Urkunden, fowie aus ben 
von venfelben in Bezug genommenen Unterfuchungs-Acten gegen 
Joſeph Deigendeſch und Conf. wegen Betruges ergeben und bie 
eben deshalb als rechtlich feftftehenn erachtet werden müffen, vor⸗ 
ausgeſchickt werden, wird nunmehr auf den vorwürfigen Streit felbit 
übergegangen. 

Hier handelt es fi darum, ob ver K. Fiskus verpflichtet fei, 
bem Heinrih Murr ben auf obige Weife zugegangenen Schaden 
ad 211 Fl. zu erfegen. Während nämlich Heinrich Murr ſolches 
behauptet und daher gegen ven Fiskus auf Erſatz dieſer 211 FI. 
fammt 5 pCt. Zinfen hieraus vom Tage der Klagezuftellung klagt, 
ftellt der K. Fiskus jede Erfatpflicht in Abrede. 


Anlangend nun vorwürfige Klage, fo ergiebt fi bei deren 
rechtlichen Würdigung, was folgt: 

Der 8. 25 der bier zur Anwendung kommenden Beftimmmumngen 
über ven Güterverkehr‘ der Königl. Bayeriſchen Eifenbahnen vom 
Jahre 1851 (Beilage zum SKreis- Antelligenz- Blatte von Ober: 
bayern, Nr. 15 vom Jahre 1851) verſpricht Erſatz für gänzliches 
oder tbeilweifes Abhandenkommen eines zur Beförderung auf eine 
8. B. Eifenbahn aufgegebenen Gutes. Daß bierunter auch ber 
Gall zu jubjummiren it, wenn, wie in concreto behauptet, das 
Sut aus Verſchulden ver Eifenbahn- Verwaltung, beziehungsweife 
beren Bebienjteten, an einen Nichtberechtigten ausgehändigt und auf 
biefe Weife der Abſender in Schaden verjegt wurde, Tann einem 
Zweifel nicht unterliegen. 

Bor Allem fpricht hierfür die Gleichheit des Falles, ſodann die 
Erwägung, daß die Mebernahme eines Transportes von Perfonen 
oder Sachen bei Lohnkutfchern und Frachtführern, fowie bei Poſi⸗ 
und Eifenbahn-Anftalten nach ven Grundſätzen ber locatio conductio 
operis zu beurtheilen ift, fr. 13, pr. f. 19, 8. 7, f. 25, 8. 7,D. 
XIX, 2 Seuffert’8 practifches Panbectenrecht (IL. Auflage, $. 333, 
Note 2, 8.405, Note 25, BE f. R. U Bo. X, ©. 17) und daß 
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der Condnetor operis allgemein für jedes Verſchulden zu haften 
hat, endlich auch die Verordnung vom 22. Juli 1808, Ziffer 8 
(Meg. Bl. pro 1808, ©. 1581) und jene vom 20. März 1828, 
Ziffer 2 (Reg. Bl. pro 1823, ©. 479), wofelbft beſtimmt ift, daß 
das K. Poſtweſen für vie gute Beförberung auf den K. B. Boft« 
wägen und für fihere Beftellung der im Auslande abzugebenven 
Srachtitüde haftet und daß es fall durch Schuld eines K. Pojt« 
bevienfteten ein Frachtſtück in Verluſt kommt over beſchädigt wirb, 
ben vollen Erjat des getreulich angegebenen Werthes leiſtet. Zwar 
beziehen ſich dieſe Verordnungen auf die bei ver K. Poſtanſtalt aufe 
gegebenen Sendungen und können folche bei dem Güterverfehr ber 
8. B. Eifenbahnen nicht unmittelbar zur Baſis eines rechtlichen 
Anfpruches gemacht werben, indeß zur Interpretation des oben 
allegirten $. 25 des Reglements für ven Güterverkehr auf ven 8. 
B. Eifenbahnen erfcheinen fie als zuläffige Bebelfe, nachdem im 
Ullgemeinen für beide Arten von Zransport=AUnftalten (Pot und 
Eifenbahnen) in Anfehung der civilrechtlichen Haftung wegen ſchuld⸗ 
bafter Befchäpigungen an Perſonen oder Sachen gleiche Grunbjäte 
gelten und offenbar auch an der angeführten Stelle des Reglement 
über den Güterverfehr auf den 8. B. Eifenbahnen biefelben Bes 
jtimmungen getroffen werben wollten, wie in ven allegirten poftas 
lifchen Berorbnungen. Haftet nın der Eiſenbahn⸗Fiskus für richtige 
Beitellimg der Güter, fo ergiebt fich als weitere Folge, daß nach« 
dem zugeltandener Maßen pas fragliche Frachtgut dem Joſeph 
Deigendeſch zugeitellt wurbe und folches vemfelben nicht hätte 
zugeftellt werben follen, ver Eifenbahn - Fiskus Hierfür erfagpflichtig 
iſt, es fei denn, daß fich aus den Umftänven ergiebt, daß auf feiner 
rejp. feiner Bebienfteten Seite ein Verſchulden nicht vorhanden war, 
d. b., daß alles gejchehen tft, was ein pater familias diligentissimus 
beobachtet haben würde, — L. 25, 8.7 D. XIX, 2 — und gerabe 
dieſes muß nach den obigen factifchen Verhältniffen, welche — wie 
bereit8 erwähnt — als unter den Streitstheilen unbeftritten fefte 
ſtehend zu erachten find, in concreto angenommen werben. 

Kläger meint freilich, daß aus einem boppelten Grunde ein 
Verſchulden ver K. Eifenbahn- Expedition Schwabmünchen vorliege, 
einmal, weil das fragliche Ballot zur Beftellung an Florian Lechner, 
Bierbrauerei-Bejiger in Waldberg übergeben worben fei und daß 
jelbe nicht nach Waldberg geliefert, fondern in Schweinen 
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abgegeben worven fei, und bamm zweitens, weil bie Abgabe nicht 
an Lechner, ſondern an Deigendefch geſchah, fohln an eine andere 
Perfon, ald die auf der Adreſſe bezeichnete und ehe deren Identität 
mit dem Adreſſaten recherchirt gewefen fei. 

Indeß in beiven Beziehungen ift das Vorbringen des Klägers 
unbegründet. 

Auf dem ver fraglichen Sendung beigegebenen Frachtbriefe ift 
nicht Waldberg der Wohnort des Adreſſaten, der von der nächten 
Eijenbahn-Station Schwabmünchen abfeits liegt, ſondern ausdrücklich 
"Bahnhof Schwabmünchen als Üblageort bezeichnet. In gleicher 
Weife ift in dem Briefe des Klägers an Florian Lechner d. d. 
20. März 1855 Bahnhof Schwabmünchen als Ablageort angegeben. 
Da nun die Worte "Ablage Bahnhof« gleichbeveutenp find mit 
"Bahnhof restantu, fo hatte die Eifenbahn- Verwaltung die Beför- 
derung fraglichen Ballots nur bis zum Bahnhofe Schwabmünchen 
übernommen, wofelbit Aoreffat nach 8. 21, Abſ. 8, des oftallegirten 
Reglements fich nach der Ankunft desſelben zu erkundigen umb in 
Empfang zu nehmen hatte. 

Zu einer Beitellung dieſes Frachtgutes an den Üoreffaten in 
loco Waldberg war die K. Eifenbahn-DVerwaltung durchaus nicht 
verpflichtet. Zudem erfcheint e8 nach obigem Reglement als völlig 
unjtatthaft, — ohne die Eifenbahn- Station, wo das Gut die Bahn 
verläßt, als Ablageort zu bezeichnen, — ein Frachtgut an einen 
Empfänger zu abreffiren, der an einem anderen Orte bomicilirt, 
als an einem folchen, wo eine Eifenbahn-Station beſteht; auch 
fallen eben wegen des in concreto gemachten Beifates „Ablage 
Bahnhof Schwabmünchen“ alle Folgerungen hinweg, vie Kläger 
replicando im Hinblide auf 8. 8 und 21 des alleg. Reglemente 
dahin machen zu können glaubte, daß das von ihm verſchickte, an 
Florian Lechner in Waldberg adrefjirte Collo gar nicht angelommen 
reſp. fofort wieder hätte zurückgeſtellt werben follen, fowie taß ber 
Übreffat durch Vorweifung des Frachtbriefes von ver Ankunft des 
Gutes Hätte in Kenntniß gefegt werben follen, und daß hierbei bie 
®üter- Expedition Schwabmünchen hätte darauf kommen müſſen, 
daß das Gut nicht beftellbar fei. 

cfr. außer 8. 8 und $. 21, Abf. 8, der Beſtimmungen über 
ven Güterverkehr der K. Eifenbahnen auch noch 8. 9, Abſ. 1 
u. 4, ſowie $. 20, Abi. 1. 
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Ebenfo wenig liegt ferner der Eifenbahn-Verwaltung in zweiter 
Beziehung ein Verſchulden zur Lafl. Da die Eijenbahn-Erpedition 
Schwabmünchen das von Murr aufgegebene Ballot erft dann an 
den fich fälſchlich als Florian Lechner ausgebenden und unter 
diefem Namen quittirenden Joſeph Deigendefch trabirte, nachdem 
er feine Angaben durch Vorzeigung bed von Murr an Lechner 
gefchriebenen Briefes vom 20. März 1855 bejcheinigt hatte, muß 
von der Eifenbahn- Expedition Schwabmünchen gejagt werben. 

„omnia facta sunt, quae diligentissimus quisque observa- 
turus fuisset.‘* 


Denn gerade diefer als Bactura- Brief bezeichnete Brief des 
Murr an Lechner enthielt die Legitimations-Urkunde zur Empfang- 
nahme des fraglichen Ballots und jedes weitere Necherchiren wäre 
nur als eine außerordentliche Wengjtlichkeit erfchienen, wie fie fich 
nur bei Kleinlichen, furchtfamen, mißtrauifchen Menjchen findet, 
und wie folche bei einem jo großartigen Verkehr, als welcher fich ver 
Güterverkehr auf den Eifenbahnen varftellt, rein unausführbar wäre. 

Zwar macht Klgr.replicando geltend, daß ber Expeditor Freyin⸗ 
ger in concreto eine beſondere Veranlaſſung gehabt hätte, näher 
zu recherchiven, da nämlich ausweislich der Unterfuchungs-AUcten ber 
Briefträger Kuhn ihn aufmerffam gemacht habe, daß es einen 
Bierbrauer Namens Florian Lechner in Walpberg gar nicht gebe; 
allein ganz richtig wird von beflagter Seite hingegen eingewenvet, 
daß nach den Unterfuchungs- Ucten diefes Gefpräh nur zwifchen 
Deigendefch und dem Briefträger Kuhn ftattfand und daher ven 
damals nicht pabei gewejenen Erpebitor Freyinger nicht berühren könne. 

Unter folchen Umſtänden kann eine Zurechnung nicht eintreten, 
vielmehr muß der Schaden als ein zufälliger betrachtet werben. 

Seuffert’s pract. Pandectenrecht (II. Aufl.), 97 in fine. 

Zwar könnte die Frage entftehen, ob nicht etwa der Poft-Anftalt 
bei Aushändigung des Briefes vom 20. März 1855 an SYofeph 
Deigendefch ein Verſchulden zur Laſt gelegt und hieraus eine 
Haftung des Poftfisfus abgeleitet werben könnte; allein diefe Frage 
ift von feiner Eeite monirt, fie kann daher auch nicht Gegenftand 
richterlicher Entfcheivung fein. 

Demgemäß waren in concreto die Eifenbahtt- Berieaktiiun ven 
allem Verſchulden freizufprechen und ver Bet, von ver Tergeten 
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Klage d. d. 13. pr. 16. Auguft v. J. zu entbinden, und bie® um 
fo mehr, als gerade dem Kläger in concreto eine unvorfichtige und 
culpofe Hantlungsweife zur Lajt liegt, da er, ohne zu willen, ob 
es einen Bierbrauereibefiger Florian Lechner in Waldberg giebt, 
und ohne Erkundigung über deſſen Solibität einzuziehen, lediglich 
auf die Angaben des of. Deigendeſch Hin das Ballot Waaren 
an Florian Lechner in Waldberg abjanbte. 

Nothwendige Folge der Entbindung des Bell. von der Klage 
war auch die Verurtheilung des Klägers in die Koften biefer In⸗ 
ftanz, und mußten hierbei die beffagtifchen Koften in dem liquibirten 
Betrage von 21 fl. 7 kr. feſtgeſetzt werben. 

Freiling, am 20. Mai 1857. 


Königl. Appellationsgericht von Oberbayern. 


B. Erfenntniß des Kön. Ob. Appell. Gerihts zu München, 
vom 1. uni 1868. 


Seine Königlihe Majeftät 


erfennen in ber Streitfadhe des Großhändlers Heinrich Murr in 
München gegen ven Königl. Fiscus der Verkehrs-Anſtalten wegen 
Entfhäpigung zu Recht und beftätigen das Erfenntniß des Stönigl. 
Appellationsgericht8 von Oberbayern vom 20. Mai 1857, unter 
DBerurtheilung des Heinrih Murr in die Koften der zweiten Inſtanz 
und 9 fl. Recompenzgeld. — Für die Berufung bes Kön. Advo⸗ 
taten Noel werben 5 fl. 36 kr. und für die fisfalifche Nebenver- 
antwortung 3 fl. 16 fr. genehmigt. 


Gründe. 


Die von Heinrih Murr erhobene Entſchädigungsklage ift in ver 
Vor⸗Inſtanz mit Recht abgewiefen worben. 

Unter Bezug auf die dem angefochtenen Ertenntniffe nachgefeßten 
Motive wird Folgendes bemerkt: 

Derjenige, welcher fich bei der Eifenbahnftation Schwabmünchen 
zur Empfangnahme des fritifchen Ballots melvete, befand ſich im 
Befige der von Heinrich Murr gefchriebenen Brief. Daß der 
Dejiger der Briefe diefe auf unredliche Weife erlangt habe, war 
nicht zu vermuthen, und oc weniger , ah ver Ariieer ver Briefe 
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in einem bolofen Cinverftänpniffe mit dem Empfänger ftehe, um 
planmäßig auf dieſem Wege den Kläger um ben factuirten Werth 
der Waare zu betrügen. 
Haftet nun auch der Fiskus für Yahrläffigleiten feiner Bedien⸗ 
ſteten, 
Struben, rechtliche Bedenken, Nr. 459. 


ſo legitimirte doch der Beſitz der Factura den Deſtinatar 
zur Empfangnahme, 
Weiske, V, 55, 

wenn, was hier nicht der Fall war, nicht beſondere Gründe für die 
Güter⸗Expedition vorliegen, die Ablage des Ballots zu verweigern. 

Vorliegenden Falls will der Güter-Exrpebition eine Fahrläſſigkeit 
darum zum Vorwurfe gemacht werben, weil fie feine Recherchen 
anjtellte, vb der Vorzeiger der Inſtrumente, Briefe und Factura, 
diefe Documente auf reblichem Wege erhalten habe. Solche Recherchen 
jtehen mit den Grundſätzen des Verkehrs nicht im Einklange, da 
jever im biefer Richtung für gewöhnliche Fälle probucirte Ge- 
währsmann beburfte, *) fo daß, wenn bie ver Güter» Erpebition vor» 
gezeigten Documente nicht in fich ſelbſt Gründe enthalten, eine Fal⸗ 
fification zu präfumiren, angenommen werben kann, ver Probucent 
habe auf redlichem Wege, alfo mit Wiffen des Abſenders, die vor» 
gezeigten Documente erhalten, um durch bie Production derſelben 
zur Empfangnahme fich zu [egitimiren. Wenn Kläger, um zu einem 
entgegengejegten Reſultate zu gelangen, Analogien aus ven Verhält- 
niffen der Briefpojt und der Aushänbigung der "poste restanteu 
angefommenen Briefe für anwenbbar erachtet, fo ijt berfelbe im 
Irrthum, da hier nur die Normen über Gütervertehr anzuwen⸗ 
den ſind, denen der Kläger nicht entſprach. 


Hätte der Kläger, wie er follte, den Vorſchriften des 8. 8 ber 
Derorbn. vom 31. Jänner 1851 genügt (V. B. pag. 66 und 67, 
Nr. 1851) und einen Empfänger aus Schwabmünchen felbft auf 


—— — — 


*) Anmerk. des Herausgebers: Hier ſcheint in der mir zur Ein⸗ 
ſicht geweſenen Abſchrift des Erkenntniſſes vom Worte da an ein Schreibfehler 
untergelaufen zu ſein, indem vielmehr wobl geſagt ſein ſollte: da es bei 
einem ſolchen producirten Nachweis für gewöhnliche FJöd W 
weiteren beſonderen Gewährsmannes bedurfte. 
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dem SFrachtbriefe vefignirt, fo würde ver ihm (dem Murr) gefpielte 
Betrug nicht haben gefchehen können. | 

Diefe Nichtbeobachtung ver Transport⸗Vorſchriften Seitens bes 
Murr und deſſen fahrläffiges Vorgehen, daß er auf binterliftiges 
Anratben des Deigendefch fih an eine in Waldberg gar nicht 
exiftirende Perfönlichleit wendete, bie in einer Weife bezeichnet wurbe, 
daß die von Murr gefchriebenen, an ven Eomplicen des Deigen⸗ 
def und von biefem Complicen an Deigendeſch felbft kamen; — 
alfo die eigenen fahrläffigen Hanplungen des Murr haben bie ein- 
getretenen Nachtheile verfchuldet, und hierfür einzuftehen, befteht 
für die Güter- Erpebition Tein Grund. 

Die Sahfälligfeit des Uppellanten zieht auch veffen Verurthei⸗ 
lung in bie Koſten nah fih. ©. O. 17, 8. 4. 

Acten folgen zurüd. 
München, ven 1. Yuni 1858. 


DOber-Appellationsgericht des Königr. Bayern. 


— — —— — — — 


*) Anmerk. des Herausgebers: Die Entſcheidung dieſes Erkennt⸗ 
niſſes iſt, wenn man auch nicht jedem Motive deſſelben beiſtimmen wollte, 
doc jedenfalls aus ber Rücſicht als richtig anzuſehen, daß nach den Umſtänden 
bes Falles bei der anerlannten gänzlichen Bermögenslofigfeit bes richtigen 
Abreffaten durch die Ablieferung der Waare an eine andere unberechtigte 
Perfon in der That ein Schaden für den Abſender nicht entftanden fein konnte. 


Anlage AXd, 
— — 


Rechtsfall 


in einer 
Sranffurter Gifenbahnjache betreffend die Frage, was in s. 13 
des A. D. G. unter „jur Diepofition des Verſenders ftellen⸗ 


zu verſtehen fei*). 


Das Betrieböreglement für die MainsWeferbahn (wörtlich übers 
einftimmenb mit A. D. 6. 8.13) beftimmt in $. 13, daß wenn bie 
Abgabe von Bütern nicht thunli tft, Die Bahnverwaltung (ber 
Beftimmungsftation) jederzeit dad Recht hat, dieſe Büter entweder 
dem VBerjender wieder zu zuführen oder biefelben unter Nachnahme 
ihrer darauf haftenden Koften und Auslagen in ein öffentliches 
Lagerhaus ober, wo ein ſolches nicht vorhanden iſt, einem ihr als 
bewährt bekannten Spebiteur auf Lager zu geben und fie ba zur 
Dispoſition des Verſenders zu ſtellen. | 

Ueber den Sinn des letztern Paſſus ergab fich bei nachſtehendem 
Rechtsfalle eine weſentliche Meinungs-Verſchiedenheit zwiſchen bem, 
Gerichte iter und 2ter Inſtanz (dem Stadtamt und Stabtgericht 
zu Frankfurt) einer, und dem Gericht Iter Inſtanz anderer Seite. 

Der Fall war folgender: 

Spediteur N. batte am 29 uni 1857 der Büter- Expedition 
der Main: Wefer Bahn zu Frauffurt a.M. eine Kifte, 65 Pfd. wiegenb 
und Ehampagner Wein enthaltend, zur Beförderung übergeben. 
Der vorſchriftsmäͤßige Frachtbrief enthielt die ausdrückliche Be 
ftimmung, dieſe Kifte ſolle an Fuhrmann X. in Magdeburg abge 
geben werben. 


5) Bgl. Theil IE. ©. 298. Anm. 15. und $. 53 dortſelbſt (6. 203). 
Ausfuͤhrlicher ift dieſer Rechtsfall müitgetheilt in den Nachrichten für das 
Isansporiwefen.von Bagiherr. Krank. 1858. Nr. 19 u. @. 

Koch, Gifenbahnen. II. V 
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Da die fragliche Kifte aber weder an dieſen Fuhrmann, noch 
auch an die auf der Kifte fiehende Adreſſe (Korftmeifter N. zu N.) 
abgeltefert worden war, jo Hagte der Abjenter, Spediteur N., gegen 
die M. W. Bahn zu Frankfurt auf Schadengerjaß. 

Verklagter im Webrigeh der Klage 'geftähbig Ieugnete, baf bie 
fragliche Kifte Flajchen Champagner enthalten und 65 Pfd. gewogen 


Babe. . 

Einredeweiſe man bie verflagte Bahn ⸗ Verwaltung ſebaun 
weiter geltend: 

Fuhrmann N. ſei zur gei der Üblieferung der fraglichen Kifte 
in Magdeburg nicht anweſend und bephalb die Angabe an dieſen 
nicht thunlich gewefen. 

Daher und da auch Fein öffentliches Lagerhaus in Magdeburg 
vorhanden ſei, habe die Bahn-Verwaltung die Kiſte einem ihr als 
bewährt bekannten Spediteur, dem X. dortſelbſt übergeben, wozu 
fie nach Inhalt des hier allein maßgebenden Büter:Verfehrs-Reglement 
F. 13 Abfchnitt 1 berechtigt gewejen fei, womit Die von ber Ver⸗ 
klagien übernonmene Verbindlichkeit ihr Ende erreicht habe. 
Alager leugnet bie ber verklagtifchen Einrede zu Grunde liegenden 
Thatjachen und behauptet noch weiter replicando daß Spediteur X. 
von der Bahnverwaltung zu Magdeburg ausbrüdlich die fraglidhe 
Kifte zur Weiterbeförberung an Herrn N. in N. erhalten habe, 
welche Behauptungen Kläger leugnet. 

Das Gericht Iter Inſtanz ging davon aus, daß die Beklagte 
ihre im vorliegenden Falle nach $ 13 bes Betreff. Reglements ob- 
liegende Verbindlichkeit erfüllt haben würde, wenn die Bahn- 
verwaltung zu Magdeburg den X. angewiefen habe, bie ihm über: 
gebene Kifte zur Dispofition Des Verſenders auf Lager zu Balten, 
während der 8.13 all. weber der Beflagten, nody ber Bahnverwaltung 
in Magdeburg die Verpflichtung auferlege, dem Verſender hiervon 
Nachricht zu geben, wie ſolches auch Aus ven Anfangsworten dieſes 
Paragraphen: „Güter, deren Abgabe nicht thunlich geworden, lagern 
lediglich auf Koften und Gefahr des Verſenders“ hervorgehe; 
übrigens fei ed aud) Sache bes Klägers geweien, für bie An- 
wefenheit des ald Empfänger der Kifte bezeichneten N. in Magdeb. 
zur Beit der Ablieferung gu forgen.: Demgemäb wurde dem Kläger 
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sur Klage und Replik, dem Beklagten aber zur Einrede Beweis 
auferlegt, und zwar letzteres folgender Weiſe: on 
| Beklagter dat zu beweiſen: 
8) daß Fuhrmanu N. auß H. zur Zeit ber Ablieferung fragliche. 
Kiſte in Magdeb. nicht anweſend wur, . - 
b) daß ein öffentl. Lagerhaus in Magdeb. nicht vorhanden; 
ec) daß die Bahnverwaltung daſelbſt dem Spediteur X. bie 
fragl. Kifte mit der Weifung auf Lager gegeben habe, ſolche 
daſelbſt zur Dispofition des Verſenders zu ſtellen. 

Dem Kläger wurbe der Beweis jeiner Replik: „daß Spediteur 
x. in Magdeb. von der dortigen Bahnverwaltung die fragliche 
Kifte zur Weiterbeförderung an Forſtmeiſter N. in N. erhalten 
habe“ vorbehalten und dabei ausgeſprochen, daß für ben Fall 
Verkl. den ihm nachgelaßenen Beweis nicht liefern, oder Kläger 
deu Grund feiner Replik erweißen jollte, Bekl. zum vollftäubigen 
Schadenserſatz verpflichtet fein würde, indem dieſelbe in beiden 
Fällen aus den Grenzen bes mit ihr abgeſchloſſenen Bertrage heraus 
getreten wäre. 

Wahrend das Bericht 2ter Juſtang das Grlenntaiß iter Iuſtang 
in ben bier weſentlichen Punkten befdtigte, hielt das Orricht Heu 
Inſtanz die Bejchwerbe: a 

Daß die Beklagte, nachdem fie zugeflanden, den alaͤger davon, 
daß fie das Frachtgut bei dem Spediteur X. auf Lager ge 
bracht, nicht benachrichtigt zu haben, body noch zu ben in 
dem ſtadtamtlichen Urtheil unter B. erfichtlichen Beweiſen 
zugelaffen worden fet, 
für gegründet. „Denn (heißt e8 in demſelben) wenn bad Reglement 
die Eifenbahn: Verwaltung beredtigt, ſich dadurch von weiterer 
Verantwortlichkeit zu befreien, daß fie das But bei einem zuver- 
lälfigen Spediteur auf Lager bringt, 
| „und da zur Diöpofition des Verjenders ftellt”, 
jo Tann Died nad) den Grundfägen der im Verkehr erforderlichen 
bona fides, welchen die Wortfahlung minbeftend nicht entgegenfteht, 
nicht anders verftanden werden, als daß fie dem Abjender auch 
von der getroffenen Verfügung Nachricht gebe oder geben laſſe, da 
mit er im Stande ei, die ihm anheimgeftellte Diepaktion na Bet 
. ns 
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zu ſetzen. Daß ber Spediteur bem Abjender ohne Auftrag ber 
Gifenbahnverwaltung Nachricht geben werde, läßt fih nicht woraus 
feßen, ba er das Sachverhaͤltniß nicht kennt und vielleicht nicht 
einmal weiß, ob die Niederlegung des Gutes bei ihm nicht in Folge 
eines bejonderen Auftrags des Abfenderd geſchehen iſt. Die geringſte 
Sorgfalt müßte demnach bie Gijenbahnverwaltung wenigſtens ver⸗ 
anlaffen, ben Spediteur mit der Benachrichtigung zu beauftragen. 
Da .nuh die Beklagte jede Sorge für bie Benachrichtigung bes 
Klägers ‚gänzlich unterlaffen, mithin ihrer vertragsmäßigen Ber: 
bindlichkeit nicht genügt hat, fo haftet fie für den durch Nicht⸗ 
erfüllung des Vertrags entfiandenen Schaden. Zwar bat Der Kläger 
wicht behauptet und nicht ſubſtanziirt, Daß der Verluft bes Frachtguts 
durch die verjäumte Benachrichtigung herbeigeführt worben ſei. 

Alein deſſen bedurfte es nicht, weil feine Klage durch den 
Frachtvertrag und deſſen Nichterfüllung an ſich hinlaͤnglich Kegrünbet 
erſcheint und ed demnach der Beklagten oblag, wenn fie es ver 
mochte, : zu behaupten und nothigenfalls nachzuweiſen, daß ber 
Schaden auch dann eingetreten fein würde, wenn fie ihre Ber 
bindlichkeit durch Benachrichtigung Des Klägers vollftändig erfüllt 
hätte. Bon einer ſolchen Behauptung findet ſich aber in Den ten 
feine Spur”. | 


f 2, J .i“. 2 
Anlage XXI. 


Der $. 50. des Betriebs-Reglements 
vom 18. Juli: 1853 ‚für die Preuffifchen Staats - Eifenbahnen 
und für die unter der Verwaltung jenes Staats ftehenden Bahnen, 


Hol - und Stener-Vorfcriften , 

Die Verjender und Empfänger der Waaren haben ſowohl die 
ihnen nach den Beſtimmungen der Zoll⸗ und Steuergeſetze, und 
nach den zu deren Ausführung erlafjenen Regulativen ꝛc. obliegenden 
Pflichten ihrerjeitS pünktlich ‚zu erfüllen, ald aud) die Eiſenbahn⸗ 
Verwaltung nnd deren Angeftellte in den Stand zu ſetzen, hinſichtlich 
ber zur Beförderung übergebenen Waaren den Dem Transportführer 
nach den beftehenden Vorjchriften obliegenben Verbindlichkeiten 
vollftändig zu genügen. 

Geſchieht dies nicht, und werden in Folge deffe en bie Eifenbabn- 
Verwaltung oder deren Augeftellte wegen Steuer, Strafe oter Koften 
in Anjpruch genommen, jo haften Die Verſender, beziehungsweile 
die Empfänger, unbedingt für den Erſatz. Insbeſondere iſt Fol⸗ 
gendes zu beachten: 

l. Beim Waaren⸗Eingange vom Auslande. 

1) Sn dem Frachtbriefe über die vom Auslande eingehenden 
Waaren müfjen diefe’) der Menge und Gattung nad) und zwar 
für jedes Collo nach den Benennungen und Manfftäben bes 
Verein⸗-Zolltarifs jo bezeichnet fein, daß auf Grund des Fracht⸗ 
briefes eine richtige und volftändige Zolldeclaration abgegeben 


— m — — — — 


*) Mit Preuss. $. 50 ſtimmt der $. 50. des Berl. Anb., Berl. Stett. und 
Thuring. wörtlih überein. — Die naditehenden Anmerkungen find aus ber 
Juſtruction über die Behandlung der zoll- und fleuerpflichtigen Güter für die, 
Beamten des Mitteldeutfchen Verbandes entnommen. 

1) „fo weit als thunlich“ 
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werben kann2). Sind in demſelben Collo Waaren zufammen 
gepackt, welche verfchtedenen Zollfägen unterliegen, jo muß ber 
Krachtbrief ?) auch die Menge einer jeden Waarengattung nach 
ihrem Nettogewichte enthalten, 
2) Wohnt Ver hpfänger an ehtem Orte, bis wohin die Waare — 
nach F. 5. des ſtönigl. Preuß. allgemeinen Regulativs *) über 
. die. Behandlung des Güter⸗ und Gffeften-Trausportd auf den 
Eiſenbahnen in Bezug auf das Bollwefen vom 21. September 
18525) — auf Grund des Labungsverzeichniffes unter Wagens 
verſchluß ohne zolloronungsmäßige Abfertigung abgelaffen wirb®), 
fo wird dem Empfänger bei der Ankunft der Waare an jenem 
- Orte der Frachtbrief ausgehändigt”), damit er feiner Seits 
“' über die weitere Beſtimmung ber von der Eiſenbahn Verwaltung, 
beziehungsweiſe von deren Bebollmächtigten, auf Grund bes 
Frachtbriefes declarirten Waare bei der Stener-Abfertigungs 
Melle ſich erfläre, wenn nicht in Folge örtlicher Berhäftnifle 
andere Linrichtungen vereinbart worden find. 
Verſäumt der Empfänger die zur Abgabe dieſer Ertlarmg 
durch allgemeine oder oͤrtliche Anordnung feſtgeſetzte Friſt, ſo 
wird, wie in ben Fällen, wenn ber Empfänger nicht zu er 
“mitteln tft, ober Die Annahme ‘verweigert, bie Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
waltung die Waare nach den Beflimmungen des am Orte 
"geltenden Niederlage-Regulativs, zur öffentlichen Niederlage 
oder, baferne an dem Drte eine öffentliche Niederlage nicht 


—— - .. — ·· — — 


2) Dabei iſt die Gattung und Menge der Waaren moͤglichſt den Beſtimmungen 
des Zolltarifs entſprechend anzugeben. 

3) thunlichſt. 

4) Dieſes für den Zollverein allgemein gültige Reglement wird wenigſtens 
im Auszuge in Titel III. mitgetheilt werden. 

5) Bergl. Titel II, 

6) „Diefe Einführung von Waaren in den Zollverein in fleueramtlich vers 
ſchloſſenen Eiſenbahn⸗Wagen findet im Mitteldeutſchen Gifenbaßnverbande in 
Betreff der von Norden herkommenden Güter von den Stationen: Hamburg, 
Lübed, Wismar und Roftod, bein Bingange in den Zollverein von Süden 
ber aber von den Stationen Bafel und Kehl flatt*. 

7) „ober auf fonfige Bheile von der Ankunft der Waaren Nachricht gegeben. 
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befteht, zur. eiufiweiligen Ieneramilichen Verwahrung gelangen 
lafien ®). 

3). Muß die Waare vor dem Gintreffen an bem Mohnorte des 
Empfaͤngers einer zollordnungsmaͤßigen Abfertigung unterworfen 
werben, und bat nicht der Verſender ausbrüdlich im Frachtbriefe 
die Art ihrer Abfertigung wuter Ausdruck des Wunſches be. 
zeichnet, daß Die Eijenbahn-Verwaltung ihrer Seits dieſelbe 
veranlafien möge, jo kann die Waare einem Spediteur ıc. zur 
Beiorgung des Weiteren überwiefen) oder berjenige Abfer- 
tigungsmodus gewählt werben, welder der Verwaltung am 
zwedhmäßigften erjcheint. Uebernimmt die Eiſenbahn⸗Verwaltung 
nad dem Wunſch des Verjenbers oder im Falle getroffener 
Einrichtungen dieſe Bejorgung, jo zieht fie ihre desfallfigen 
Vorlagen von dens Empfänger bei Uebergabe des Frachtbriefs 
beziebungdweife bes Waare wieder ein. Wenn nicht die Eins 
gangsverzollung, jondern eine Abfertigung auf Begleitichein:) 
ftattgefunden bat, jo wird. in nachſtehender Weiſe verfahren: 
a) Iſt ein DBegleitichein 1.22) über die Waare extrahirt und 


. 8) ober bie ihr am zweckmaͤßigſten erfcheinende fonflige Abfertigung eins 
treten laſſen.“ 

9) Oder wie die Bahnverwaltuug die fonft ihrem Ermeſſen nach vortheil- 
haftefte Erledigungs⸗Weiſe bewerffielligt. 

10) Enthaͤlt ein Frachtbrief Feine Vorfchrift über die Art der fteueramtlichen 
Behandlung, fo foll in der Megel nicht die Verzollung, fondern bie Ertrahirung 
von Begleitfcheinen eintreten, fomweit biefes nach der Lage des Wohnorts des 
Adreffaten und den Sitze des betreffenden Steuerautes möglich if. Begleitfcheine 
find Reueramtliche Ausfertigungen zu dem Zwecke entweder: 

a. ben richtigen Gingang am inländifheh Beſtimmungeorte oder die 
wirklich erfolgte Auss und Durchfuhr ſolcher Waaren zu ſichern, die 
ſich nicht im freien Verkehr beſinden, ſondern auf welchen noch ein 
Zollanſpruch (Begleitſchein I.) haftet, oder 

b. Tebiglidy die Erhebung des durch vollſtaͤndige Nevifion ermittelten und 
feftgeftellten Cingangszolls für ſolche Waaren, einem andern. dazu 
Befugten Amte gegen Sicherheitsſtellung zu überweifen. (Begleitſchein IL) 

11) Die @ifenbahns Verwaltungen des Mitteldeutfchen Verbands exrtrehiren 
nah Mansgabe der Vorjchriften der Zollordnung Begleitfcheine I. und IL — 
Begleitiheine 1. dürfen, nur auf ſolche an. einer Kilemhohn brieggar year 
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aa) liegt der Sig des Begleitichein-Erledigungs-Amtes an 
der Eifenbahn, jo wirb, wenn 

a) der Empfänger dort wohnt, die Waare nad) ber 

. Ankunft daſelbſt dem Begleitſchein⸗Erledigungs⸗Amte 
unter BPräjentation des Begleitſcheins vorgeführt, 
der Empfaͤnger aber davon, unter Mittheilung des 
Frachtbriefes, in Kenntniß gejeßt, Damit er über bie 
Beftimmung ber Waare bei der Steuer⸗Abfertigungs⸗ 
ftelle die erforderliche Erflärung abgebe. Im Falle 
der Verfäumniß ober einer Annahmeverweigerung 
findet das unter 2. bezeichnete Verfahren ftatt. 

8) Wohnt der Empfänger nit an dem Sitze bes Be: 
gleitſchein⸗Erledigungs⸗ Amtes und hat fich der Ver⸗ 
fenber nicht beftinmtt in dem Frachtbriefe über tie 

- weitere zollamtliche Behandlung ber Waare, der 
Eifenbahn- Verwaltung gegenüber, ansgefprochen 12), 
fo kann Die Eiſenbahn⸗Verwaltung den Frachtbrief 
an einen Spebiteur des Orts übergeben, um nad 
einzubolender näherer Beftimmung des Smpfängers 
und, dafern dieſe nicht rechtzeitig eintrifft, nach den 
Anordnungen des oͤrtlichen Niederlage⸗Regulativs 
bie weitere Abfertigung zu veranlajjen 13), 

bb) Wenn der Transport der Waare bis zum Sitze des 

Begleitjchein-Srledigungs- Amtes nicht ganz mittelſt 


ertrahirt werden, in welchen Hauptfleuerämter mit dem Neghte der DBegleitfchein- 
Erledigung ihren Siß haben, 

Begleitfheine II. dürfen ausfchlieglih nur dann ertrahitt werden, wenn 
der Adreffat am Orte des an der Bahn belegenen Erledigungs-Amtes 
wohnt. Das Gut darf in diefem Kalle dem Adrefjaten nicht eher ausgeliefert 
werden, bis er den Nachweis geliefert bat, daß von ihm die fleueramtlichen 
Verpflichtungen vollftändig erfüllt find. 

12) „beſorgt dieſe Letztere entweber die Erledigung der Begleitfcheine auf 
die ihr als die zweckmäßigſte erfcheinende Weife oder ꝛc. 

13) Wird von einer Verwaltung bergleihen Begleitſchein⸗ Gut an einen 
Spediteur abgegeben, fo haftet diefe Verwaltung den übrigen Verwaltungen aud 
bafür,, daß den zollamtlichen Anforderungen Genüge gefchieht. 
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der Etjenbahn bewirkt werben kann, fo wird die Waare, 

falls nicht der Verfender dieſerhalb im Frachtbriefe 

befondere Anordnungen getroffen. Hat, dort, wo fie die 

Eifenbahn verläßt, nebft Beglettichein und Frachtbrief 

einem Spebiteur ober Fuhrmann zur Weiterbeförberung 

übergeben. 

b Hat die Gifenbahn-Berwaltung einen Begleitjchein Il. über 

. bie: Waare extrahirt, jo wird in dem vorftehend zu aa. ge 

dachten: Falle, wenn der Empfänger am. Sitze des Begleit⸗ 

ſchein⸗Erledigungs⸗ Amtes wohnt, demjelben der Begleitjchein 

qugeftellt, ‚bie Waare ihm jedoch erſt überliefert, nachdem 

er ſich zuvor darüber ausgewielen hat, daß der Veglettſchein 
durch Einzahlung der Zollgefaͤlle erledigt iſt. 

Iſt überdies in einzelnen Faͤllen in ſolchem Begleitſcheine Mm 
bie Borführung. ber Waare bei dem Erledigungs-Amte an- 
georbnet, jo muß die Geftellung der Waare mit dem Be- 
gleitfcheine innerhalb ber darin erteilten Friſt bei bem 
Erledigungs⸗Amte erfolgen, Der Empfänger der Waare iſt 
. gleichzeitig von dem Geſchehenen unter Aushändigung des 
Frachtbriefs und mit .der Aufforderung zu benachrichtigen, 
über die Zahlung der BZollgefälle ſich auszuweiſen. Vor 
Beibringung dieſes Ausweijes wird ihm die Waare nicht 
überliefert. | 

MWohnt ber Empfänger nit am Sitze bes Vegleitſchein 
Erledigungs⸗Amtes oder kann die Waare bis zum Beſtim⸗ 
mungsorte nicht ganz mittelſt der Eiſenbahn ‚befördert werben, 

ſo wird ber. Begleitichein dem Erledigung Amte praͤſentirt, 
der Empfänger aber davon unmittelbar oder durch :Bew 
mittelung eined Spebiteurd. unter Mittheilung des Fracht: 
brief3 mit der Aufforderung in Kenntniß gejeßt, bis zu Dem 
im Begleiticheine angegebenen Termine den Zoll an. das 
Erledigungs-Amt zu zahlen und hiernächſt erft. Die von der 
Gijenbahn Verwaltung zurüdgehalteneWaare gegen Borzeigung 
des Verzollungs⸗Ausweiſes bei der Lebten in Empfang zu 
nehmen, 
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finb zu unterjcheiden: 
1) Süter Des freien Verkehrs, 
2) Güter, die einem Ausgangszolle unterliegen, und 
3) Güter, ‚deren Ausgang amtlich bejeheinigt werben muß. 

Bu 1. Dem Frachtbriefe über die im freien Verkehr in das 
Ausland gehenden Güter muß, wenn die Verſendung mon einem 
Orte im Grenzbezirke ans gejchieht, ein Legitimationsſchein beigefügt 
und dieſer im Fracdhtbriefe erwähnt fein. Bei Verſendungen von 
Gütern des freien Verkehrs aus dem Binnenlande bedarf es für 
den Transport im Grenzbezirke eines Legitunationsicheind nicht. 
Frachtbriefe über Waaren, welche der Gontrole im Binnenlande 
noch unterliegen, müflen nach Vorſchrift des F. 93. der Boll 
Drdnung !*) abgeftempelt oder Beglaubigt jein, wenn bie Verſendung 
aus dem Binnenlande in controfpflichtiger Menge erfolgt. | 

Bu 2. Unterliegen die Güter einem Ausgangszolle, jo muß 
ber Verſender, vor Uebergabe derjelben an die Eifenbahnn-Berwaltung, 
hen Ausgangszoll bei einer zu befien Erhebung befugten Zoll» oder 
Steuerftelle entrichten, die Darüber empfangene Quittung dem Fracht- 
Briefe Heifügen, und in Irpterem bie: erfolgte Beifügung. ausbrüdlich 
bemerken. 

Wuünſcht der Verjender, daß der Ausgangszoll durch die Eiſen⸗ 
bahn⸗Verwaltung erſt bei dem Grenzzoll⸗Amte entrichtet werde, fo 
muß er ben über die Sicherftellung bed Ausgangszolls von dem 
Zolle oder Steuer-Amte des VerſendungsOrtes auögefertigten 
Legitimationsfchein dem Frachibriefe beifügen, und in diefem, unter 
Bezugnahme auf ben beigefügten Legitimationsſchein jenen Wunfch 
außfprechen. 

Zu 3. Güter, deren Ausgang amtlich beicheinigt werben muß, 
find ſolche: 

a) auf welden ein Zoll⸗ oder Steuer-Anfprud haftet, der Durch 
die Ausfuhr erlischt, 

b) für welche eine Ausfuhrvergütung in anſprac genommen 
wird, und 


14) und den Paͤtern ergänzenden Beſtimmungen. 


Zoll⸗ und Steuer⸗Vorſchriften. (Unl. XXK) 267 


ec) bei deren Wieder⸗Eingang bie Zollfreiheit ober eine fonſtige 
Begtinfligung eintreten ſoll 18). 

In allen diefen Fällen hat der Verjender 1°) die Bei dem Zoll⸗ 
oder Steuer-Amte im Verſendungs-Orte erforderfihe Abfertigung 
felbſt zu veranlaffen, Die Darüber ausgefertigten amtlichen Bezette⸗ 
Iungen dem Frachtbriefe Beizuffigen, und, baß dies gefchehen, In 
dem letztern zu bemerken. Außerdem ift auch In dem Krachibriefe, 
wenn dies nicht vollftändig aus Den beigefügten amtlichen Bezettelungen 
hervorgeht, ausbrüdlich anzugeben, welche Art ver Abfertigimg 
die Eifenbahn-Berwaltimg bei bem Grenzzoll-Amte beantragen, und 
wie mit ben ihr darüber etwa auszuhändigenben Beſcheinigungen 
verfahren werben ſoll !?). 


II. Beim Transport innerhalb des Zollvereinsgebiets 


find zu unterjcheiden: 
1) Güter des freten Verkehrs, 
2) Güter, welche wegen eine darauf haftenden Bol. ober 
Steuer-Anfpruch8 unter Begleitſchein- oder Uebergangsſchein⸗ 
Controle ftehen, 
8) Güter, welche bei der Weberführung !*) in einen andern 
Bollvereinsftaat 
a) entweder hinfichtlich Des Ueberganges dorthin durch eine 
Thüringifche Mebergangsftelle zur Erlangung einer Steuer: 
vergütung amtlich zu befcheinigen find, oder 

b) bet dem ingange !°) Dort einer Webergangd: Abgabe 
unterliegen ; 

4) Güter, von welchen bei der Ueberführung aus einem andern 
Vereinsſtaate eine Uebergangs-Abgabe zu entrichten ift; 


15) Hierher gehören unter Anderm bie über Roflod nad Strahlfund zu 
verfendenden Güter, welche am Abſendungs⸗Ort mit Declarationsfcheinen ver» 
fehen werden müflen. 

16) oder in defien Abwefenheit der Declarent. 

17) eventuell müfjen die Güter bis nach erfolgter Aufllärung bei dem Aus 
gange liegen bleiben. 

18) aus einem Zollvereinsftaat. 

19) in den andern Zollvereinsftaat. 
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. 5). Güter, die beim Eingange in ben Beſtimmungsort ber Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer oder einer andern innern Staatsſteuer 
- .. oder einer Sommunal-Abgabe ?°) unterliegen. 

Zu 1. Da bie gollgefeglichen Beftimmungen in Beziehung auf 
bie, Zegitimation des Transports im Grenzbezirfe und im Binnen 
lande auch bei den Verjendungen mittelft der Gifenbahn mit ber 
alleinigen Ausnahme zur Anwendung kommen, daß zum Transport 
von Gegeuſtaͤnden auf der Eiſenbahn aus dem Binnenlande in ben 
Grengbezirk der in der Zol-DOrduung vorgefchriebene Ausweis durch 
Jegitimationsſchein nicht gefordert wird, die Ciſenbahn⸗Verwaltung 
fih „aber nicht damit befaſſen kann, die hiernach erforberliche 
Transport:-Tegitimation für die ihr zur Beförderung übergebeuen 
Güter zu beichaffen, jo bat der Verjenter diejelbe dem Frachtbriefe 
beizufügen und, daß dies geichehen, in demjelben zu bemerken ?*). 

Bu 2. Werden Güter, die unter Begleitfchein oder Ueber: 
gangejchein-Gontrole ftehen, zur Beförderung nad) einem. Orte 
innexhalb des Zollvereindgebietd übergeben, jo müſſen bie voll- 
ſtaͤndigen Abfertigungöpapiere dem Krachtbriefe beigefügt, und daß 
dies gejchehen, muß in Ießterem bemerkt werben. Im Uebrigen 
wird damit nad) den Beltinmungen unter I. a. und b. verfahren. 

Zu 3. a. Güter, deren Uebergang in einen andern Vereins⸗ 
ſtaat amtlich zu beſcheinigen ift, müflen mit ben erforderlichen 
Declarationen, beziehungsweife amtlichen Worabfertigungspapieren 
verjehen fein, und es muß aus dicſen, ober dem die Beifügung 
bexjelben nachweiſenden Frachtbriefe hervorgehen, welche Art ber 
Abfertigung und bei welcher Uebergangsftelle dieſelbe ftattfinden fol. 

.. Bu 3. b. @üter, weldye beim Eingang in einen antern Ders 
einöftant einey Uebergangs-Abgabe unterliegen, dürfen nad) $. 25. 
des obenerwähnten allgemeinen Regulativs vom 21. September 1852 
auf der Eifenbahn nur befördert werden, wenn fie für den Trans: 


20) d. 5. eine örtliche Angabe. 

21) Lokale Vorſchriften beſtimmen, in welcher Weiſe dieſe Transport⸗Legi⸗ 
timation geführt werden fell. Für Station Wittenberg z. B. genügt zum Trans: 
porte im Grenzbezirke und von bort nad dem Binnenlande bie Abiteneplung 
des Frachtbriefs durch die Jolldehörde 
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port mit ben erforderlihen zoll» und’ fleueramtlichen Abfertigungen 
zur Sicherung der Mebergangds Abgabe verjehen find. Der Verſender 
bat: deßhalb dieſelben zu vweranlafien, bie darüber ſprechenden 
amtlichen Documente (Uebergangsſchein ıc.) dem Frachtbriefe bei⸗ 
zufügen und darin anzugeben, daß dies geſchehen ſei. 

Zu 4. Hinſichtlich der Verſendung übergangsſteuerpflichtiger 
Gegenſtände aus einem andern Vereinsſtaate nach Preußen und den 
mit dieſem in Steuergemeinſchaft ſtehenden Vereinſtaaten, gilt das 
vorſtehend unter 3. b. Bemerkte. 

Zu 5. Werden Begenftände, welche am Drt ihrer Beftimmung 
der Mahl: und Schlachtſteuer oder einer Gomunalbefteuerung 
unterliegen, zur Beförderung übergeben, jo muß dem Frachtbriefe 
eine die Battung und Menge dieſer Gegenftände genau enthaltende 
Declaration beigefügt, und daß dies geſchehen, im Frachtbriefe 
bemerkt werden. 

Sol bei ber Einbringung von derglelchen Begenfänden deren 
Steuerfreiheit in Anſpruch genommen werden, jo muß der Verfenber 
die dazu im Verjendungsorte erforderliche fteueramtliche Abfertigung 
veranlafjen, die darauf bezüglichen Abfertigungspapiere beifügen 
und daß Dies geſchehen, im Frachtbriefe bemerken. 
Hat der Verſender in einem der unter I. bis III. bezeichneten 
Fälle die erforderlichen Angaben im Frachtbriefe nicht oder nicht 
volftändig gemacht, ober die erforderlichen amtlichen Abfertigungs- 
papiere gar nicht ober unvollfiändig beigefügt, und wird dies vor 
ber Abjenbung ber bereits: zur Beförderung angenommenen Güter 
bemerkt, jo bleibt die Abſendung ausgeſetzt, bis ber Verjender ‘anf 
Erfordern das Fehlende nachgeholt hat 22). Sollte indefjen bie 
Abjendung bewirkt fein, ohne Daß der Mangel Seitens der. Gifew 
Bahn Verwaltung bemerkt wäre, und follte deßhalb gegen die letztere 
ober beren Ungeftellte ein Steuer» oder StrafrAnipruch erhoben 
werden, jo Bat der Verſender dafür. vollfländig aufzufommen. Will 
22) Wird das Fehlen ber erforderlichen Papiere erft auf der Empfangsfation 
bemerkt, jo hat letztere unter gleichzeitiger Benachrichtigung des Adreflaten auch 
der Abgangs-Erpebition fofortige Mittheilung zu machen, damit ſich dieſe mit 
dem Abjender benimmt, bezw. deſſen -Dispofition ben has. Eat «raalı. 
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in ſolchen Fällen der Verſender, daß gegen eine in erſter Inſtanz 
ergangene Straffeſtſetzung ein Rechtsmittel eingelegt werde, jo muß 
ex daſſelbe bezeichnen und die zu deſſen Begründung erforderlichen 


Angaben machen. 


Anlage XXIH. 
VV 


Die Dentfhen Eifenbahntarife. 


\ 

Bon beſonderer Wichtigkeit, ſowohl won finanziellen und volle 
wirthſchaftlichen, ald auch vom flaatsrechtlichen Standpunkte iſt 
Die: Beftimmung der für die Benugung der Gijenbahnen feſtzu⸗ 
ſtellenden Fahr⸗ und Frachtpreiſe. Das Intereſſe bes öffentlichen 
Verkehrs verlangt, daß dieſelben unter Auflicht der Staatögewalt 
feſtbeſtimmt (nicht willführlich) und Jedermann befannt ſeien; Daher 
die Einrichtung, Daß in beftimmten von ber Staatsgewalt genehmigten 
Tarifen die Eijenbahn-Fahr: und Frachtpreiſe öffentlich bekannt 
gemacht werben. 

Bei Feitftellung biefer Tarife ift einerſeits zu berüdfichtigen, 
ba Die Benugung der Bahn zu möglichft wohlfeilen Preijen ftatt- 
finden muß, wenn diejelben ihren Zweck als öffentliche Verkehrs: 
anftalt, als Dienerin der volkswirthſchaftlichen Intereſſen genügend 
erfüllen jol ?. Andererſeits kann den zur Erbauung einer Gifenbahn 





1) Bgl. Tell IT. Titel V. Ciulcitung. 
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auf ihre eigenen Koften zufammengetretenen Actiengeſellſchaften nicht 
zugemuthet werben, daß fie zu Gunſten der Allgemeinheit Opfer 
bringen; vielmehr liegt es in der Natur der Sache und ift billig, 
daß den Unternehmern 
1) eine genüigende Verzinfung des Anlagecapitals, 
2) die Koften der Unterhaltung der Bahn und bed Tranäport- 
materials, fowie 
8) für das Riſico ihres Geſchaͤfts ein billiger Gewinn zu Theil 
werde. 
Vergleichen wir, nachdem bas Princip feftgeftellt worben, von 
welchen bei Bildung der Tarifd auszugehen ift, Die gegenwärtigen 
Tariffäge der verichiedenen Bahnen, jo läßt fich nicht verfennen, 
daß tie Deutfhen im Durdyfchnitte billigere Transportpreiſe bieten, 
als die Frankreichs, namentlich aber Englands. — Damit iſt jedoch, 
nicht gefagt; daß die immer wieberfehrende Forderung des deutfchen 
Hamvelsftandes *) auf weitere Herabjeßung jener Preife, namentlich 
für den Localverkehr, ungegründet erjcheine. Denn die glänzenden 
Fortjchritte in der Mafchinenfabrication, ſowie die jonftigen Bes 
trieböverbeflerungen, durch welche die Betriebäkoften bei den Eiſen⸗ 
Bahnen neuerbingd immer mehr verringert worden find, ſowie 
insbeſondere das Beifpiel einzelner Bahnen und der Verbände, 
besechtigen zu der Annahme, daß wenigftend ein allmähliches 
Herabgehen der Eijenbahntransportpreije im Einzelnen und Ganzen 
möglih und geboten ſei?). Zudem hat die Erfahrung gelehrt, 
daß eine naturgemäße Herabfeßung ber Tarife durch die damit 


2) Reurrdinge find von Seiten des Raufmannsflandes vielfache Beſchwerden 
über zu Hohe Frachtſähe der Ciſenbahnen Taut geworden. Bgl. z. B. im Bremer 
Handelsblatt von 1858. Nr. 347, bie Klagen der Glberfelder und Barmer 
Handelsfammer, wonad die Höhe ber Tariffühe namentlih auf der Göln- 
Mindner Bahn die Boncurrenz der deutſchen Nordfechäfen mit den fremden 
insbeſ. hollandiſchen Häfen erfchweren und bie Güter auf fremde Bahnen drangen: 
joff, wobei, bemerft wird, daß z. B. Frankreich ſchon Tange Manufacturen in 
gleiher Fracht mit Rohſtoffen behandle, waͤhrend ſich Die deutſchen Bahnen für 
biefe Güter Gin und wieder das Doppelte zahlen ließen. 

3) Ueber die Abnahme der Betriebsfoften und über die Zunahme ber Au⸗ 
lagekoſten vgl. Knies die Eiſenbahnen umd deren Birtingn SG. 82 a. 
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eintretende unverhältnißmäßige Vermehrung des Verkehxrs, eine bes 
benteirde Steigerung des Reinertrags ftetö:herbeiführte *), jo daß 
es im wohlverftanbenen Intereſſe der Bahnverwaltungen jelbft liegt, 
wo irgend möglich, dieſem Wunſche des Die Giſenbahn benutzenden 
Fublicums Rechnung zu tragen. 

Doch ftatt weitere Fragen an. Lie Zukunft zu. flellen, wie es 
mit ben Fahr⸗ und Frachtpreijen der deutſchen Eiſenbahnen werben 
farm und werben fol, werben wir und hier — wie auf dem 
Rechtögebiete — zunädjit an die Gegenwart halten und nachforfchen, 
auf welche Weile, nach welchen Priucipien die Tarifd ber deutſchen 
Gifenbahnen und Bahnverbände, was die in denfelben publicirten 
Fahr⸗ und Frachtpreiſe anlangt, aufgebaut worben find). Wir 
werben biejed 

- L zunächft hinſichtlich der Tarifs für den Berjouen-@epäds: 
und Fahrzeug⸗Transport, ſodann 
L. ihinſichtlich der Tarifs für die Güter: Beförderung verſuchen. 


4) Die Neigung zum Herabgehen der Breife zeigt fi in: Dewiichland in 
Betreff des Eilenbahnperfonen=Transpozte z.B. in den außerorbentlid) niedrigen 
- Sägen für beiondere Luſtfahrten, in, der Cinrichtung einer freien Rüdfahrt ıc. 
Gol. Knies die Ciſenbahnen und deren Wirkungen ©. 66). Die Güterfracht 
iſt nach und nach fo bedeutend Herabgefeht worden, daß diefelbe 1855 im Durch⸗ 
ſchnitie nur die Hälfte von den Gifenbahupreifen bes Jahres 1845 betrugen. 
Bol: die Deutiche Vierteljahrsſchrift v. 1858. S. 337. — Gewiß hat man in 
dieſem ‚Serabgehen ber Frachtpreiſe einen bedeutenden Factor für die enorme 
(mehr ald ſechsfache) Steigerung des Eiſenbahn⸗Frachtverkehre von 1855 
gegen den von 1845 zu finden. — Und follte nicht andererfeits in der geringen 
Zunahme der Anzahl der beförberten Perſonen in den legten Jahren (vgl. 
deutſche Bierteljahrsichrift von 1858, Nr. 82.) ein Zeichen dafür zu finden 
fein, daß der Perfonentarif in Deutſchland im Verhältniß zum allgemeinen 
Wohlſtand noch zu Hoch gegriffen iſt? 

5) Welche Refultate durch Herabfepung bes Fabrgelde erzielt worben find, 
zeigt Kries (5. 26) an der Bahn von Paris nah Gt. Germain. As für die 
felde 1839 das Fahrgeld von 1 Br. auf 3 Br. für die legte Klafie herabgefegt 
wurde, fleigerte fi die Anzahl der Meifenden von 91,614 uf 130,889, bie 
Gianahme von 96,708 Fr. auf 104,413 Fr. 

Daß natürlid das Herabjegen der Breife nur bis zu einer gewiſſen Grenje 
vortheilhaft iſt, verſteht ſich von ſelbſt, und beſtehzt die Schwierigkeit für bie 
Berwaltung bei Aufftellung her Tarifs chen darin, dieſe Grenze zu ſiaden. 
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I. Die Tarife der Fahr und Frachtpreiſe bei Berfonen-, Geyäd- und 
aͤhnlich behandeltem Transporte. 


Was die Preife ver Berfonens, Gepäd: x. Beförderung betrifft, 
fo haben wir zu unterfcheiden: . 
A. Tarifpreife für bie gewoͤhnliche Beförberung (in den regel- 
mäßigen Zügen). 
B. Tarifpreije für. Die Fahrt in Ertra: Zügen. 
Zu A Was zunaͤchſt 
1) Das Fahrgeld für eine Perjon betrifft, jo beträgt daſ⸗ 
ſelbe in Durchſchnitte in der I. Klaſſe: 6—74 Sgr., in 
der II. Klaſſe: A—d5 Sgr., in der II. Klaſſe: 24—34 Sgr. 
pro Meile ©). 
Folgende Preisermäßigungen finden jeboch ftatt: 

a) Kür Kinder, die noch getragen werben müllen, und 
ihre Stelle auf ihrer Angehörigen Pläben mitfinben (Kinder 
unter 2 Jahren), ift Fein Fahrgeld zu zahlen. 

Kinder unter 10 Jahren können je zwei auf ein Billet 
in jeder. Wagenflaffe fahren. | 
Für ein Kind in dieſem Alter in 1. Wagenklaff e iſt 
ein Billet zweiter Klaſſe, in IE Wagenklaffe ein Billet 
dritter Klaſſe, in III. Wagenklaffe ift für ein Setnb und einen 
Erwachſenen zuſammen ein Billet zweiter Klafje zu Löfen. 
Kinder unter. 10 Jahren, weldhe in der dritten Klaſſe 
allein fahren, genießen Feine Ermäßigung des Fahrpreijes. 
Finden Zweifel über das Alter der Kinder ftatt, fo 


Die reglementarifhen Beflimmungen, welche von vielen Bahnverweals 
tungen, zuſammen mit den Tarifen, publicirt worden find, kommen natürlich 
bier nicht weiter in Betracht, nachdem fie in Gap. III. und IV. ($. 24 fg.) 
vollſtaͤndig abgehandelt worden find. 

6) Die erſtern Säpe: 6, 4, 23 Sgr. find 3. B. bie Binheitefäge bes 
Norddeutſchen⸗Verbands und der Hannoverfchen Bahnen, welche auch der Rheinifche 
Thuüͤringiſche Verband auf ben Goncarrenzfireden angenommen hat. Andere 
Berbandstarife und ſelbſt bie Localtarife vieler Bahnen enthalten jebod Höhere 
Saͤtze, 3. 3. M. D. 34 Sgr. in Ir., 44 Sgr. in 2r. und 73 Ser. in Ir. Glafie 
bei Perfonentransport. — Die Sänellzüge, insbefondere bie Ra chtichnellzace, 
koſten mehr. 


Koch, Ciſenbahnen. II. W 


274 (al; XXIL). Die Deutfchen Gifenbahntarife. 


entjcheibet der Ausſpruch des bei der Reviſion anweſenden 
oberſten Beamten7). 

b) Nach einigen Reglements kann die Hin- und Rückreiſe 
an einem und bemjelben Tage, wenn dies bei Löfung des 
Billets erklärt wird, auf ein Billet zu ermäßigten Preiſe 


(Tagesbillet) ftattfinden ®). 
c) Billet3 für ganze Wagenabtheilungen oder Goupes werden 


nur auf wenigen Bahnen zu ermäßigten PBreifen aus— 
gegeben °). 

d) Dagegen wird Militär in größeren Abtheilungen ?°), auch 
Auswanderer 12), nach den Reglementö der meiſten Bahnen 
zu ermäßigten Preiſen transportirt. 


7) Die Zweifel über das Alter der Kinder werden meiftens fchon Bei 
Loͤſung der Billets ſich ergeben. Hier muß der Bahnhofsvorfland oder in 
befien Abweſenheit der Billet- Erpebient. bie . Enticheidung treffen. Diele 
Grundfäpe find jezt auf faſt allen deutſchen - Bahnen anerkannt. A. D. 
P. &ı2. R. Th. J. 8.7 W.D. uw O. Th. (Tarif für den Berfonen: 
verfehr) Bad. $. 10. Bayern 1. 6.12. Frankf. H. 8.9. Hannov. $. 8. K.Fr. 
W. Nordb. Ill. $. 5. Leipz. D. €. 8. Main W. art. 11. Sachs. ©. 9. 
Würtemb. $. 5. — Oesterr.: 1 Rind unter 2 Jahren für jede Berfon if frei. 
Kinder von 2—10 Jahren zahlen die Hälfte der Tariffäge. 

Rheiniſch⸗Belgiſch⸗Franzöſ. Dienſt: Kinder über 3 Jahre zahlen wie Er: 
wachſene. 

8) Vgl. Sachs. $. 8. K. Fr. Wilh. Nordb. ©. 5. vgl. mit III. 8.5: „in 
II. Claſſe gegen ein Billet 2r Claſſe und in der I. Claſſe gegen ein Billet 
ir Claſſe. Die Fahrbillets erhalten zu dieſem Zwecke auf der Rückſeite einen 
Stempel (hin und her in niedrigerer Wagenklaſſe) von deſſen Vorhandenſein 
ſich der Reiſende zu überzeugen hat“. 

9) Auf den Oesterr. Bahnen ſcheint dieſes (aber auch nur ausnamemweife) 
der Ball zu fein. Vgl. Oesterr. $. 16. 

10) Main W. Art. 56: „Militär in größeren Abtheilungen und im Dienfe 
wird um. 2 des Wahrgeldes für die III. Klaſſe befördert. 

Den Offizieren werden in der Regel Plaätze II. Klafie und der Mannſchaft 
fothe III. Klaſſe angewieſen, foweit das vorhandene Betriebsmaterial dieſes 
zuläßt, wo nicht, werden auch Guͤterwagen u. dgl. verwendet. 

Für Gepäck, weldes die Mannſchaft nicht in die Wagen zu ſich nimmt, 
für Bferde, Wagen, Wunitien u. |. w. wird 3 des tarifmäßigen Anfages berechnet. 

Der Transport des Militärs der drei betheiligten Staaten (Kur⸗ u. Großh. 
Beſſen und Frankfurt) geſchieht nach Maßgabe des Stantsvertrage vom 
6. Februar 1845*, 
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2) Was den Gepähtarif anlangt, jo ift Folgendes zu bemerken: 
a) Freigewicht. Auf den meiften Dentichen Bahnen haben 
die Reifenden 50 Pfund Gepäck frein2). Ausnahmen 

von dieſer Regel beftehen nur, jo. viel mir befannt: 

a) bei ven Defterreihjchen (von Wien. nach Prag, nad) 
Trieft, nad) Peſth und nach Lemberg) und faft jämmt- 
lichen Rheinifhen Bahnen (hei der Taunus-Bahn, 
der Bahn-von Köln— Machen und von Köln— Bonn, der 
Bahn von Wiesbaden nad) Rüdesheim), bei welchen 
ſaͤmmtlich das Freigewicht nur 40 Pfund beträgt; 

A) bei den Bahnen. in. ben Königreihen Baiern und 
Würtemberg, im Großherzogtum Baden und in 
den beiden Heflen fo wie bei der Bonu-Rolandgeders 
Bahn, bei welchen jammilih nur 10 Pfund Klein⸗ 
Gepäd, bezw. nur ſolches Gepaͤck, weldyes ohne Be 
laftigung der Mitreifenden in dem Perjonen-Wagen 
mitgeführt werden kann, frei find 1°). 


(En — — — — — 


11) K. Fr. W. Nordb. III. $. 7. Hannov. Anl. A. ©. 68: Zu J des 
Tarife in III. Claſſe. 

12) Preuss.*) 8. 27: „Jeder Reiſende hat an Reifegepäd für fih 50 Pfd. 
frei. Das Sufanmenpaden des Reifegepäds für mehrere Meifende in ein Collo 
begründet keinen Anſpruch auf mehr als 50 Pfund Freigewicht für das Collo. 
Jedoch foll das Zufammenrechnen des Freigewichts für das Gepäd mehrerer 
Berfonen, welche nad) der perfönlichen Ueberzeugung bed Gepäck⸗GErpedienten in 
dem Berhältniß von Mann, rau, Kinder und Geſchwiſter zu einander Rechen, 
zugelaſ en werden. 

Wer ein beſonderes Coupee nimt, hat ſo viel mal 50 Bund Gepaͤck frei, 
als das Coupee Perfonenpläge hat. In den Fällen, worin zwei Kinder unter 
10 Jahren auf Gin Yahrbillet augelafien werden, haben diejelben nur ‚ plenmen 
auf 50 Pfund Freigepaͤck Anſpruch. 

@benfo Hannov. $. 25. Holst. $. 25. Lüb. B. ©. 50. " * 

13) Auch FE. W. Nordb. V. $. 6: „Reiſende von einer turheſſiſchen 
Station nach einer andern kurheſſiſch en Station haben mit Rückſicht auf den 
für den Verkehr zwiſchen dieſen Stationen beſtehenden billigeren Perſonengeld⸗ 
Tarif gar kein Gepaͤck frei. 

Relfende, welche gegen ein und daſſelbe Billet an einem Tage hin⸗ und 
herreiſen, Haben niemals Gepäd frei, 

Traglaften Bis zu 100 Band find, wenn. der Meifende Diele Kin — 

—X 
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Jedoch befteht auch bei. Diefen unter a) unb 4) ge 
nannten Bahnen regelmäßig ein Freigewicht von 50 Pfund 
Gepäd für den durchgehenden Verkehr '«), für den 
bireeten Verkehr der deutfchen Bahnen mit Paris jogar 
von 60 Pfund ı>). 

b) Berehnung der Gepädfradt. Die Gepädfracht wird 
nach dem Gewicht tarifirt, deſſen Ermittlung durch wirb 
liche Verwiegung nach Zollgewicht (das Zollpfund glei 
einem halben Kilogramme) geſchieht. Sendungen unter 
10 Pfund werben für volle 10 Pfund, gleich 2, Zoll⸗ 
zentner, und das Darüber hinausgehende Gewicht wird 
ebenfalls nach Zehntel Zentnern (10 Pfund) berechnet, fo 
daß jedes angefangene Zehntel für ein volles Zehntel gilt'*). 

Die Säbe der Tarifö für den Gepädtransport find 
pro Weile für je 10 Pfund Gepaͤckfracht, bzw. Leber: 
gewiht: 2-3 Pfennig, wozu jedoch noch Zuſchlaͤge 
für Uebergänge von einer Bahn auf die andere, fowie 
für Flußüberfahrten ıc. kommen 17). 

Was die höhere Werthdeclaration der Gepädftüde 


zur Grpebition liefert, frei. Bür das Mehrgewicht wird die Fracht nach dem 
Tarif B. erhoben (vgl. od. $$. 1 und 10). (Ebenſo 5. B. Würtemb. $. 27). 

Auswanderer, welche die Gifenbahn bis Garlshafen oder Warburg benupen, 
haben 100 Pfund Bepäd frei, doch wird biefes Freigepaͤck ſowohl, ale auch das 
Uebergewicht ganz wie Gilgut erpedirt, für letzteres auch nach dem für Gilgat 
beftehenden Tarif die Fracht erhoben“. (Ebenſo Hannor.). 

14) Bgl. den Bepädfracht-Tarif des Mitteld., Werd., Rhein. Thüring,, 
Dfftiel,-Thüring. Verbands, 

15) Bel. GepädfrahtesTarif des Mitteld. Verbands (unter B). Kür je 
20 Bfund Nebergewicht über 60 Bfund zahlt man yon Baris— Berlin 1 Rthl. 
27 Sgr. (7 Frc. 10 Gent.), von Baris—Gaflel 1 Rihl. 8 Sgr., von Baris— 
Wim 4 Fl. (10 Fes. 25 Gent). 

16) K. Fr. W. Nordb. V. $. 5. R. Th. II. (©. 7): „Die Gepädfradgten 
werden auf Silbergroſchen, bzw. Kreuzer, dergeſtalt abgerundet, daß jeder 
angefangene Groſchen für voll gerechnet wird“. 

17) Diefe Säge find im Verhältniß gu den Transporipreifen für Gilgüter 
fehr hoch. Kann man irgend Gepäck entbehren, fo iR es daher fehr rathfem 
daſſelbe flatt ale Bepärdgut aufzugeben, als Eilgut zu verfenben. 
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anlangt, weldye dazu dient, um mehr als 1 Thaler bis 
zu 5 Thaler pro Pfund Entſchaͤdigung zu erhalten (vgl. 
$. 80), fo iſt bei Directem Verkehre (im Mitteld. Ver: 
bande) außer der tarifmäßigen Fracht für je 100 Thaler 
oder 175 31. des declarirten Geſammtwerths — auf die 
erften 10 Meilen der Transportftrede: 3 Sgr. ober 104 Kr., 
auf jede weitern 10 Meilen: 1 Sgr. oder 34 Kr. ald Fracht⸗ 
zufchlag zu zahlen, wobei angefangene 100 Thaler fowie 
angefangene 10 Meilen für voll gerechnet werben t®). 
3) Die Tariffäße für Die Beförderung von Equipagen, Fahr⸗ 
zeugen, Thieren und Leichen find durchſchnittlich gebildet 
aus folgenden Sinheitsfägen pro Meile: 
a) für Equipagen 1. Glafje pro Stüd: 1 Thaler, 
2. Safe „»_ nv 29 Ser; 
b) für Zuguspferde in Ladungen von 1 Stil: W Sgr., 
von 2 Stüd: 1 Thaler, von 3 Stüd: 1 Thaler 10 Sgr., 
c) Hunde pro Stüd: 1 Sgr.; 
d) Sahrzeuge,d. bh. 
a) Eiſenbahnwagen auf eignen Rädern pro Achſe und 
» Meile: 74 Ser, 
6) die beladene Bahnwagenachſe pro Meile außer 
der Fracht für den belatenen Wagen: 124 Sgr., 
y) unbeladene Frachtwagen, Ader» und ähnliche 
Fahrwagen (incl. Menageriewagen) pro Meile: 10 Sgr., 
6) Locomotive biß zu 500 Gentner ſchwer auf eignen 
Rädern pro Meile: 3 Thaler, 
e) Tender auf eigenen Rädern pro Meile: 14 Thaler. 
e) Vieh, incl. Pferde, in gewöhnlichen Güterwagen, fowie 
lebende Thiere in Käfigen °°) pro Wagenachſe und Meile: 
15 Sgr.; 
f) für einen Krankenwagen im Mitteld. Verbande, wobei 
noch A Perſonen frei beförbert werden pro Meile: 1 Thaler; 


18) 0. D. VL (©. 23.). " 
19) Vieh in Fleineren Sendungen wird zum Eilgut⸗Frachtſatze für Weine 
But befördert. Vgl. BR. Th, und O. Th. unter FE. 2. 
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g) für Leichen pro Meile: 1 Thaler; 
5) für außergewäöhnltähe Gegenftände,. worüber beſondere 
Vereinbarung erforderlich ift, im Minimum pro Achfe 
und Meile: id Sgr. 2°) | 
Anhang. Im Mittelb, Eifenbapuverbande. befteht außer dem 
geeößnlichen Tarif: noch folgender bejondere Tarif bei Reifen 
fürftliher Perſonen in beſenderen Wagen, jedech in fahr: 
pylanmäßigen Bügen??). 

1) Für den beſetzten Wagen Kind, öhne Rat auf die Zahl 
der Perfonen, zu berehnn: 

8) 3 Thlr. pro Meile in den Berfonenzügen, 
b) 4 Thlr. pro Meile in den Schnellgügen ?2). 

2) Was den Transport eines für Reifen fürftlicher Verfonen bes 
ftimmten ober verwendet geweſenen leer en Wagens betrifft, 
ſo werden 

. a) 13 Thlr. pro Meile herechnet und erhoben, gleichviel ob 
biefer Wagen Eigenthum der Reiſenden oder irgend einer 
Bahnverwaltung ift; namentlich wird diefer Betrag auch für 

den’ Rüdtransport bes leeren Wagens bis zu der Station 
berechnet, von welcher er ausgegangen war, injofern ber 

Magen nicht anders wohin dirigirt worben if; und 

b) jeder einem ſolchen Wagen zur Benuffichtigung beigegebene 
Begleiter Hat ein Billet IH. Wagenflaffe zu loͤſen, beziehungs⸗ 
weile ift ein folches in Rechnung zu flellen. 

3) Als Fracht für das Gepäd bei Reiſen fürftlicher Perſonen 


20) Diefe Binheitsfäpe des Rhein. Thüringfhen, Oflfrief. Thüringfchen 
and Mitteld. Verbandes möchten wohl als Durchſchnittopreiſe gelten Fönnen. 
Den Tarife find regelmäßig |. g. Meilenzeiger beigedrudt, in welchen Bei 
jeder Station die Entfernung derfelben von der Abgangs-Station in Meilenzapl 
ſich angegeben findet. Nach diefen Meilenzeigern wird das Fahrgeld Bei der 
Beförderung von Cquipagen, Vieh, Leichen und bei Ertra- Fahrten, fofern hierfür 
kein befonderer Tarif beſteht, unmittelbar berechnet. 

21) Vgl. Berfonen-Tarif des Mitteld. Verbandes Seite 21. 

22) Leipz. D. ©. 39. beſtimmt: Für fürfllide Salonwagen wirb im be 
ſeßten Zuftande beim Gourierzuge 4 Thlr., beim Schnell⸗ und Berfonenzug 
* pro Meile, im leeren Buſande aber für alle gus⸗ 1 wor. pro Meile 
erhoben Bu ’ 
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in befonderen Wagen werden 2 Pfennige für je. 10 Pfund 
und Meile ohne Verwilligung von Freigepäd erhoben 2°). 


B. Bei (Berfonen:) Extrazügen. 


Der Preis für Extrazüge muß jedesmal vereinbart werben, 
er wird gewöhnlich dahin beftimmt, daß für die mit einem folchen 
fahrenden Perjonen die gewöhnlichen Fahrpreife für Die auf dem 
Zuge beſetzten Plaͤtze 1., 2. und 3. Claſſe 2°) bezahlt werben, jedoch 
für die Meile zujammen wenigſtens 10 Thlr. Sim mitteldeutjchen 
Verbande ift der Preis der Extrazlige dahin feftgefegt, daß 

.. a) für jeden Perjonenwagen pro Achſe 2 Thlr pro Meile, 
... b) für jeden andern Wagen pro Achſe 20 Sgr. pro Meile, 
c) überhaupt aber ein Minimalbetrag von 10 Thlr. pro Meile 
zu zahlen ift, felbft wenn die Berechnung nach Achsmeilen der 
verwendeten Wagen einen geringern Betrag ergeben follte, woneben 
noch eine Uebergangsgebühr von-6 bzw. 74 Sur. pro Wagenaxe 
beim Webergang über die BVerbindungsbahn in Frankfurt bzw. 


23) M. D. ©. 23. Nr. IV. 

24) Leipz. D. ©. 37: Bei Beſetzung des Ertrazuge wird indeß anterſucht, 
ob das Fahrgeld für die in den Perſonenwagen des Ertrazugs eingenommeenen 
Plähe, für die eingenommenen Equipagen ꝛc. nach dem Tariffage der gewoͤhn⸗ 
lichen Perfonenzüge den Betrag ded Preisfapes der Grtrafahrt überſteigt. In 
diefem alle muß der Mehrbetrag nach jener Berechnung nachgezahlt werden. 
K. Fr. W. Nordb. IH. $. 6: „Bird ein Grtrazug genehmigt, fo wird jeder 
von dem denjelben Benupenden verlangte Wagen fo berechnet, ale ob er nad 
feiner Tragfähigkeit voll befeßt bzw. beladen wäre, und zwar der Gepädwagen 
nad dem Tarif für Fahrgut I. (Normals) Elaffe, alle übrigen Wagen nad 
ben betreffenden Tarifen. 

Wird ein Ertrazug erſt fpäter ale eine Halbe Stunde nach ber Beit, zu 
welcher derjelde Heftellt und von der Verwaltung bereit gehalten worden if, be⸗ 
nutzt, fo find für diefe Berfpätung bis gu. einer Stunde fünf Thaler und für 
jede folgende Stunde Berfpätung ebenfalls fünf Thaler an Wartegeld zu zahlen. 

Ob bei einer folden Verfpätung der Grtrazug überhaupt noch befördert 
werden fann, hängt von dem Grmeflen der Verwaltung ab, ohne daß dieſelbe 
verpflichtet wäre, beim etwaigen Ausfall bzw. bei Verzögerung des Ertrazuges 
irgend eine Entfhädigung zu leiſten“. 
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Magbeburg erhoben wird. Die Bezahlung ber Taxe für einen 
Extrazug gibt fein Recht zur unentgelplihen Benupung ber in 
bemfelben geführten Wagen auf der Rüdtour 2°). 





25) Außerdem gelten im Mitteld. Verbande für Grtrazüge (mit Ausnahme 

teiner Büterzüge) folgende Beſtimmungen: 

1) Die Bewilligung und Anordnung befonderer Gifenbahnzüge, welche fid 
auf mehrere Bahnen des mitteldeutſchen Gifenbahnverbandes erſtrecken, 
bleibt im jedem einzelnen alle von dem Ermeſſen der beigeiligten Bahn⸗ 
verwaltungen abhängig. 

2) Diejenige Bahnverwaltung, von welcher ein Ertrazug ausgeht, ifl ger 
halten, den betheiligten Bahnen, eventuell ſelbſt auf telegraphiichem 
Mege von demſelben und feinem muthmaßlichen Bange Nachricht gu geben. 

3).Die vereinbarten Beitimmungen ‚beziehen fi) auch auf diejenigen Ber 
waltungen des nitteldeutfchen Ciſenbahnverbandes, welche fonft an dem 
gemeinfhaftlihen Perſouenverkehr keinen Theil haben; alfo auch auf die 
Berwaltungen ber Berlin-Gamburger, der Magbeburg- Wittenberger, ber 
Lübeck⸗Büchener und der Mecklenburgiſchen Bahn. 

4) Bon den MWürttembergifgen Stationen koͤnnen Grtragüge nur bis gu 
denjenigen Stationen Hin abgeferligt werben, bis wohin es geftattet if, 
Wagen ohne elaftifche Puffer durchzufuͤhren; eventuell müflen darum die 
Ertrazüge dieſer Bahn in Bruchſal umerpedirt werden. Nach den 
Könige. Württembergifchen Stationen jedoch fönnen von allen Gtationen 
der Verbandsbahnen ab Ertrazüge erpedirt werden. 

5) Das Betriebsmaterial geht in Extrazügen bis zur Ghartirungsfation 
durch, mit Ausnahme des eben umter Mr. 4. erwähnten alles. . 
6) Für ſolche Wagen, welche nur um die vorfhrifmäßige Anzehl Bremen 
in dem Grtrazuge zu haben, in denfelben eingeftellt werben, foll zwar 
ein Preis nicht erhoben werden; es ift aber auch unzuläffig, fie zu bes 
laden. Bei der Auswahl der Wagen für Grtrazüge ift darauf zu fehen, 
daß die Nothmwendigfeit, befondere Bremswagen einzuftellen, thunlichſt 

vermieden werde. 

7) Die Grtrazüge find wie Güter gu dhartiren und gu verrechnen. Die 
bireste Chartirung der Ertrazüge kann indefien, wie fid von ſelbſt ver 
fieht, nur zwifchen den Stationen flattfinden, welde in dem Berbands 
meilenzeiger genannt find. 

8) Wenn ein bereits chartirter Ertrazug unterwegs durch Ginſchieben von 
Magen verflärft wird; fo Hat die Zugangesflation über dieſe Werftärfung 
eine befondere Ergaͤnzungocharte anzufertigen. 

9) Die Verwaltung der Abgangsflation hat Mittheilung zu machen, bis wie 
weit fie den Extrazug Liquidirt hat. 
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HU. Die Tarife der Frachtpreiſe beim Bütertransport ?*). 

1) Das allgem. Deutſche Güterreglement (A.D.G. &.7) beftimmt 
binfichtlich der Tarife: 

„Beachttarife werben in geeigneter Weile beſonders publicirt 
werben. Außer ben darin berechneten Säben, ben font in 
biefem Reglement vorgejehenen Erhebungen unb den baaren 
Auslagen (3. B. Tranfit-, Aus⸗ und Eingangs⸗Abgaben 
unb fonftigen Auslagen). dürfen keinerlei Koften berechnet 
werben. 

So lange und foweit Teine gemeinfchaftliche Frachttarife 
publicirt find, wird die Fracht nach den Tarifen der ein- 
zelnen Bahnen und beziehungsweife der Verbände, für welche 
gemeinfchaftliche Tarife beftehen, zufammengerechnet“. 

2) Betrachten wir im Allgemeinen die Fracht-Tarife, welche die 
einzelnen deutſchen Bahnen für den localen, und die Eifen- 
bahnverbände für den birecten Verkehr aufgeftellt haben, fo 
werben wir finden, baß in benfelben bie Frachtgüterin Claſſen 
eingetheilt werden, und zwar folgendermaßen: 

a) Zunächſt Hat man die vom Transportgeber verlangte jchnellere 
oder Iangfamere Beförderungsmweije der Güter auf die Fracht» 
preije einwirken laſſen27), indem Die Tarife verjchiedene 
Taxen für Eilfracht und für gewöhnliche Fracht haben*®). 

b) Die weitere Gintheilung ber Güter in joldye, welche zum 
normalen Zariffage I. und zum ermäßigten Cape IL 
befördert werden, fowie in f. g. ſperriges (Bauſch⸗) But?*), 


26) Gin fperielles Verzeichniß über die Tarifſätze in Beziehung auf den 
Güterverkehr liefert Schulp, TarifeTafchenbuh für den Güterverkehr auf 
Deutſchlands Eiſenbahnen. Berlin 1858 (welches jährlich berichtigt erfcheinen fol). 
27) Bei dem Perfonentransport findet eine Erhöhung der Frachtpreiſe, wie 
wir fahen, nur bei der Gil» (Nachts) Zügen flatt. 

28) Vgl. hinſichtlich der gewöhnlichen und Gilfracdht auch F. 46. — Die 
Säße für die Cilfracht find regelmäßig noch einmal fo hoch, ale die für die 
1. Claſſe ber gewöhnlichen Kracht, während ber Unterfchieb zwilchen der 1. und 
2. Claſſe gewöhnlicher Fracht } ungefähr beträgt. Vgl. den Text zur folgenden 


nm. 39. 


29) Dgl. $. 42, 
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liegt in der Natur ber betreffenden einzelnen Artilel, ohne 

daß der. Wille des Abjenders hier in Betracht Täme. 
a) Was insbejondere zunaͤchſt dad ſperrige Gut anlangt, 
fo mußte bei dem unverhältnißmäßig großen Raumerforder- 
m: nifje derartigen Guts, gu höheren Tarif⸗Sätzen als bei 
dem übrigen, nach feiner Schwere tarifirten Gute ge 
griffen bzw. ein Frachtzuſchlag nach Maßgabe des groͤßeren 

Raumerforderniſſes berechnet werben *0). 

Im Mitteldeutſchen und im Weſtdeutſchen Verbande iſt 
jedoch fürden Verband⸗Güterverkehr die Klaſſe ſperriges 
- ut aufgeboben*!), jo daß daſſelbe lediglich der Normal⸗ 
fracht unterliegt, während die einzelnen Bahnen ??) im 
VLotalverkehre bie fragliche Claſſe beibehalten und Die Tarif: 
fäte auf bie Weile finden, daß das wirkliche - Gewicht 
verboppelt und. von dem SDoppelgewicht entweder der 
Frachtſatz der Claſſe L, wenu fie in gewöhnlicher Kracht, 
vder der Frachtſatz für Eilfracht erhoben wird, falls fie 
als jolche declarirt wird 22). — Uebrigens ift Die Frage, 


30) Als derartige unverhältnigmäßig feichte und baher nicht nur nach der 
Schwere zu tarifireude Gegenſtände werden aufgeführt: Betten, Bettfedern, 
Blumen, Tamenpug, Gemälde, Gefträude, Gips⸗Abgüſſe, Hopfen, Hüte, 
Flecht⸗, Korb: und Strohrüftern, Kupferſtiche, Kienruß, Karden, leichte Möbel, 
Spiegel, Watte ıc. 

Nach dem Rheiniſch-⸗Thüringſchen Tarife werden überhaupt Güter, deren 
Gewicht weniger als 10 Pfund pro Gubiffuß beträgt unter das fperrige But 
gerechnet. 

31) Vgl. Gefchichte des mitteld. Verbands ©. 332. 

32) Daß die einzelnen deutfchen Bahnen nach dem Borgange dieſer beiden 
Berbände die Claſſe des fperrigen Guts aufheben werden, möchte zu bezweifeln 
fein, weil diefe Aufhebung nur in größern Verbänden (mo ohnehin ſolche Tran 
porte nur in geringer Anzahl vorkommen, 3. B. Mobilien) den Gifenbahn- Ver: 
waltungsmännern raͤthlich erſcheint. Selbſt die zum Mitteld. und Weſtd. Verbande 
gehörigen Bahnen haben daher für ihren Localverkehr die Klaſſe fperriges Gut 
beibehalten. 

33) So wenigftens wird bie Fracht für fperriges Gut bei der Fr. W. 
Nordb. (vgl. Nordb. VII. $. 2) berechnet. Daſſelbe fand bisher im Rhein. 
Thüring. Berbande flatt, vgl. R. Th. ©. 56. — Nach dem fo eben heraus 
gefommienen neuen Tarife des R. Th. vom 1. Auguft 1858 (vgl. ©. 38 u. 78 


Die Deutſchen Gifenkahutarife. (Anl. XXL) 288 


ob es nit (wenigftens für den Verbandsverkehr) zweck⸗ 
mäßiger jet (namentlich der leichtern Expedition wegen), 
die Glaffification der Güter ganz fallen zu laſſen und nur 
‚einen Tariffat für alle Güter, vielleicht mit nur wenigen 
Ermäßigungen für einzelne anzunehmen, bereits von ver- 
ſchiedenen Seiten mehrfach angeregt worden ?*). 

6) Andererſeits führte die Werthloſigkeit und die Unfähig- 
fett mancher Güter hohe Frachten zu tragen, oder der 
zunächft mehr Außerlihe Grund, Daß die Gegenflände 
maflenhaft zur Beförderung auf die Eifenbahn famen, ſo⸗ 

wie Die Koncurrenz mit andern Transportftreden und wohl 
auch nationalöfonomiihe Nüdfichten zur Büdung der 
Claſſe II.3°) (Beförderung zu ermäßigter Fradıt). 

y) Unter Iettere fallen inäbefondere die Nohproducte*®®), 
welche bei Transporten in ganzen Wagenlabungen wohl 
auch zu noch niebrigern Preiſen befördert werden 37). 

c) Außerdem finden wir auch noch Tagen für außergewöhn- 
lie Gegenſtaͤnde, welche ihres Raumes pder Gewichts 


deſſelben) ift die Klaſſe fperriges But auch im Mhein. Thüring. Berbande 
aufgehoben. 

34) Bol. in der Geſchichte des Mitteld. Verbands S. 330 den Antrag des 
Directors ber Berlin⸗Anhalter Bahn in den Conferenzen des Mitteld. Verbands 
von 1853. 

35) Bisher war bei manchen Giſenbahnen die |. g. Productenclaſſe zu 
ermäßigter Fracht als Glafle I. und die Normalfracht als Claſſe II. bezeichnet; 
allein in der General-Berfammlung des Vereins deutfcher Ciſenbahnverwaltungen 
vom 27. Juli 1857 if beichloffen worden, daß bei allen Bahnen künftig die 
Zarifirung in fallender Scala von I. an erfolgen fol, 

36) Was für Gegenflände zu Glafje II. gehören, ift nach den Reglemente 
ſehr verfchieden. Dal. M. D. von 1857. &. 79—91 u. 107, R. Th. von 1858. 
©. 78—80 und dortſelbſt S. 138—140, den belgifchsfrangöfiichen Tarif für die 
Büterfendungen von Stationen des Rh. Thüring. Verbandes nach ber belgifchen 
Staatsbahn und der franzöf. Nordbahn, wonach auch in Belgien und Frankreich 
bie Frachtgüter in 2 Claſſen zerfallen, in die 1. (Normalklafe) und in die 2. 
(dilligere), weldye letztere aber wieder in 3 Kategorien mit ziemlich bebeutend 
vom einander abweichenden Säpen ae iſt. 

37) K. Fr. W. Nordb. hat z. B. einen bejontern 1 Far mit geringen 
Frachtſaͤtzen für derartige Transporte... \ . N 
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wegen befonbere Einrichtungen zum Laden erfordern, wo 
dann die Fracht Durch befondere Vereinbarung zwifchen ber 
Verwaltung und dem Verfender beftimmt wird **). 

3) Sehen wir nun anf die Bildung der einzelnen Tarif: 
fäbe (abgejehen von der eben erwähnten Berechnung ber Kracht 
für ſperriges Gut) fpeciell über, fo laſſen ſich 

a) hinfichtlich des Incalen Verkehrs bei der großen Verſchieden⸗ 
artigfeit der verjchiedenen Bahnen gemeinfame Einheitsſaätze 

nicht wohl angeben. 

b) Man Fann höchftens fagen, daß die folgenden übereinftim- 
menden Tariffäße der Verbands⸗Tarife des Norbdeutichen, 
Mitteldeutfhen, Rheiniſch- und Oftfrieſiſch⸗Thüring'ſchen 
und Weftbeutfchen Verbands durchſchnittlich auch bei den 
einzelnen deutfchen Bahnen vorkommen: 

1) Eilfracht A Gentner pro Meile: 10 Hlr. (Pfennige); 

2) I. Klaffe (gewöhnliche Fracht) à Gentner pro Meile 

5 Hlr. (Pfennige); 

3) II. Klaffe (ermäßigte Fracht): 4 Hlr. (Pfennige) **). 
Vergleichen wir jedoch die wirklichen Tariffäße mit: dieſen 
reinen Srachtjäßen, jo werden wir finden, daß erftere meiſtens 
etwas höher gegriffen find, eine "Folge des Umſtands, daß 
in denſelben auch noch die Koften für Ans und Abfuhr, 
Bahn⸗ und Fluß-Uebergänge mit enthalten find *°), 

4) Anwendung der®ütersTarife(Berehnung ber Fragt). 
Die Berechnung der Fracht hat auf bie Wetje zu gefchehen, daß 

a) Dad Gewicht des aufgegebenen Guts ermittelt, und ſodann 

b) der entiprechende Satz des Gütertarif8 gefucht wird. 

Zu a. Sn erfterer Beziehung beftimmt $. 7. des A.D.G.: „Die 
Fracht wird nach Zollgewicht (ber Gentner zu 100 Pfund, gleid 


38) &o bei der K. Fr. W.Nordb. Bgl. auch die vorausgehende Anm. 20. 

39) Vgl. Zufammenftellung der Beichlüffe bes R. Th. ©. 50. — Gayıı 
Wagenladungen werben danach je nach den verfchiebenen Abtheilungen, in melde 
wieder die Klaſſe II. zerfällt, pro: Meile für 16-18 Egr., 19—21 ©gr., 
24—26 Sgr., 29—31 Sgr. befördert. 

40) Bol. Seihichte des Mittelt, Verkanhs ©. 355365. 
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50 Kilogramm) berechnet. Die Ermittelung des Gewichts gefchieht 
nad) dem Ermeſſen der Eiſenbahn⸗Verwaltung entweder Durch wirk⸗ 
liche Verwiegung auf den Bahnhöfen, oder durch Berechnung nad) 
den in den Tarifen angegebenen Rormaljägen“ +1), . 

Sowohl die einzelnen Bahnen als auch DieBahnverbände haben 
nämlich in ihren Tarifen das Gewicht folder Güter, welche nach 
dem Maaße aufgegeben werten, bereitö im voraus feftgejtellt +2), 
wobei ber Bahnverwaltung aber immer die Entſcheidung vorbehalten 
worden ift, ob die Fracht nad) dieſem Normalgewicht oder nad 
wirklicher Verwiegung feftgeftellt werben jolle +3). 

Weiter beftimmt A. D. G. G. 7. zum Zwecke einer leichtern 
Verehnng: „Sendungen unter 4 Centner werden für 4Centner, 
and das darüber hinausgehende Gewicht wird nach Zehntel-Bentnern 
berechnet, fo daß jedes angefangene Zehntel für ein volles Zehntel 
gilt“ 44), 

Zu b. Hinfihtlih der Anwendung der Tarif-Frachtjäbe bes 
flimmt A. D.6. $.7: „Ale in einem Frachtbriefe enthaltenen 
Begenftände deſſelben Frachtſatzes bilden eine Abfertigungs- 
Poſition zur Berechnung des Frachtgeldes. Die zu erhebende Fracht 
wird mit ganzen Groſchen reſp. Kreuzern abgerundet, jo daß Be 
träge unter 4 Groſchen gar nidht, von 4 Grojchen aber für einen 





41) Ueber Ermittlung der Fracht bei fperrigem Gute vgl. Anm. 33. 

42) So wird im Mitteld. Berbande (Bgl.M.D. zuA. D. G. 8.7. Ar.4) 
der Hectoliter von Kelbfrüchten nach Normalgewiht angenommen von: 

Waizen — 150 Pfd. Zollgewidht, Roggen — 140, Gerfle — 121, 
Safer = N, Erbſen, Linien und Widen — 155, Bohnen — 156, 
Raps — 136, Kartoffeln = 154 Pfd. ıc. 

In K. F. W.Nordb. wird biefelbe Berechnung nad Gafiler Viertel angeftellt, 

43) R. Th. zu A. D. G. $. 7. beflimmt unter Nr. 2. weiter: Bei den 
Artikeln für welche auf den einzelnen Bahnen Normalgewichte beftchen, werben 
im Berbandsverlehre jeberzeits diejenigen in Anwendung gebracht, weldhe auf 
der Abfendungsflation gelten. 

44) R. Th. zu $. 7. beſtimmt unter Rr.3: „Als geringfler Frachtbetrag 
wird für Frachtgut 3 Cor. und für Cilgut 5 Sr. erhoben, auch wenn bie 
Berechnung weniger ergeben follte”. Ebenſo geben die einzelnen Bahnen bie ges 
ringſten Beträge an, z. ®. Main W. 
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Groſchen, und bei der Guldenwaͤhrung Bruchkrenzer für volle ge⸗ 
rechnet werden“*). 

In Betreff der Anwendung ber Fracht⸗Saͤtze möchte jedoch 
weiter noch Folgendes hervorzuheben jein. 

Es wurde bereitd darauf aufmerkſam gemacht, Daß fich in den 
Tarifs verſchiedene Säße für Güter deſſelben Gewichts finden, je 
nachdem biefelben als Eilfracht oder ald gewöhnliche Kracht auf 
gegeben werden und weiter (mas leßtre anlangt) je nachden das 
But zu den Waaren gehört, welche zu gewöhnlicher Fracht (Glafjel) 
oder zu ermäßigter Fracht (Claſſe II) befördert werben, 

Was die Frage anlangt, ob der Sap der Eilfracht angewendet 
werben joll, jo kann hierüber fein Zweifel entitehen 4°), wohl aber 
ob das aufgegebene Gut in bie Gategorie ber Claſſe I. ober II 
gehört. 

Wir finden zwar ben Tarifen Waaren⸗ Verzeichniſſe angedruckt, 
in welchen ſich ſpeciell angegeben findet, ob eine Waare als zur 
Claſſe J oder II gehörig behandelt werden foll!”). Eine exſchöpfende 
Glaffiflcation fammtliher zum Transporte kommenden Güter läßt 
ſich aber felbfiverftändlich nidyt geben. Man bat fi in jenen Ver 
zeichnilfen Darauf bejchränten müſſen, Gattungs⸗Ramen aufzuführen, 
deren mehrere oft Die Subjumtion ein und deffelben Artikels unter 
verjchiebnen Dort aufgeführteen Namen zulaßen *®). 

Eine andere Schwierigfeit für die expebirenden Beamten ent 
fteht durch die ungenauen Declarationen in den Krachtbriefen, 
indem die Abſender bei denſelben oft die in jenen Waarenverzeich 
niffen aufgeftellte Glaffification nicht mit Der erforberlicgen Genauig⸗ 
Seit berückſichtigen *°). | 


45) M. D. zu $. 7. unter Nr. 5: „Wenn Gegenflände nur in ganım 
MWagenladungen zur Beförderung angenommen werden, fo ift für das zuläffige 
ganze Gewicht der Wagenladung der Fahrpreis zu zahlen, wenn auch vom 
Derfender dieſes Gewicht nicht auf den Wagen gebracht fein follte®. Ebenſe 
0. Th. R. Th. zu $. 7. M. W. au g. 7. 

46) Vgl. Ann. 28. 

47) Bel. z. B. M. D. S. 7-91. 

48) In dieſer Beziehung läßt fi} von vorn herein faum nechhelfen, da die 
Synonyma ſonſt wieder in erſchoͤpfender Weife zuſammengeſtellt werden müßten. 

49) 3. B. die Güter nur im Allgemeinen als Naturalien bezeichnet. 
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Wie in folhen Fällen zu verfahren fei, findet fi in ben 
Reglement3 der einzelnen Verbände und Bahnen genau beftimmt 3°). 

In Bezug auf die Berechnung der Frachten werben auch Be⸗ 
flimmungen "darüber aufgeftellt, in welcher Währung Die Berechnung 
ftattzufinden habe"). 








50) M. D. zu $. 7. beftimmt: 


1. 


Enthält ein Frachtbtief Güter verichiedener Tarifclaſſen, ohne dag fie 
den Gewichte nach getrennt angegeben find, fo wird von dem Ges 
fammtgewicht der Tariffag der höheren Claſſe erhoben, auch wird in 
fonitigen Zweifelfällen über die Claſſifikation flets der Tariffag der 
höheren Glaffe angewendet, _ 

Hiermit flimmt wortlig W. D. zu $. 7. 


. find zwei oder mehrere Arten einer Gütergattung verſchieden tarifit 


und der Frachtbrief bezeichnet nicht genau die Art, fo wirb Die Fracht 
nad) dem höhern Tarifiage bereihnet und überhaupt in fonfligen 
Zweifelss Füllen über die Glajfification ſtets der Tarifſatz der hoͤhern 
Claſſe angewendet“. 


51) M. D. zu $. 7. beſtiumt in dieſer Richtuug ſehr angemeſſen: 


1. 


„Die Berechnung der Fracht erfolgt nach dem Tarif in derjenigen 
Währung, in welcher die Beträge zur Erhebung kommen, mit Aus⸗ 
nahme Bei Francoſendungen mittelſt |. g. Francaturzettel, fir welche 
bie Fracht in der Währung der Etation, bis zu welcher ber Francatur⸗ 
zeitel Täuft, berechnet wird, gleichwohl aber nad) erfolgter Reduction 
in der Währung der Erhebungsflation zu zahlen ifl®. 


. Bei Erhebung der in anderer Währung normirten Beträge im Ber: 


kehre zwiſchen ſolchen Stationen, die verſchiedene Müngwährung 
haben, wird 

1 Thaler Preußiſch-Courant gleich 105 Kreuzer (oder 1 Fl. 45 Fr.) 
1 Silbergroſchen Preußiſch⸗Courant glei 3] Kreuzer 
gerechnet. 

Bei der Erhebung in Hamburg und Lübed gilt 1 Thaler reußiſch 
Courant gleich 2 Mark 8 Schilling Courant; Bei der Grhebung in 
Wismar und Roſtock gilt: 1 Thaler Preußiſch⸗ Courant gleich 
48 Schilling Mediendurgiid. - 
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Erkenntnig 


des 
Ober⸗Appell.⸗Gerichts zu Wolfenbüttel vom 26. October 1849. 


Die Entſcheidungsgründe des in S.19a. Anm. 3 (©. 82 u. 83) 
erwähnten Erkenntniſſes des O.A. Gerichts zu Wolfenbüttel waren 
olgende: 
roig „Indem Kläger der Eifenbahnverwaltung in Braunfchweig im 
Monat März v. & 100 Wilpel Roggen unter der Adreſſe 8 in 
Fracht gegeben Hat, ift hierbei , 

4) obwohl ſtillſchweigend, body beftimmt genug vorausgefept, daß 
der Transport mit der Eifenbahn bewirkt werben folle, 
fo daß die Wahl eine8 andern Transportmittel oder einer 

. ‚andern Beförderung ald durch bie Eifenbahnen, ausgejchlofien, 

"folglich der Beklagten keineswegs freigeftellt war; und 

2) anzunehmen, daß dem Kläger befaunt war oder befannt fein 
mußte, daß der Eijenbahnbetrich der Beklagten nidyt weiter 
als bis Dichersleben reicht. 

Die Beklagte war mithin wie verpflichtet, jo berechtigt, auch 
von Oſchersleben ab Die Weiterbeförderung durch die Eifenbahn, 
das von den Kläger gewollte Transportmittel, beſchaffen zu Iaffen, 
und fie fteht deinnady zwar — — bed Transports bis Oſchers⸗ 
leben im Verhaͤltniſſe eines di a welcher die Verbindlich⸗ 
feit übernimmt, gewille Gegenftände von einen Drte an einen 
andern, ihm Bereichneten Ort zu liefern, hinſichtlich des Transports 
von Oſchersleben ab lediglich im Verhältnifje eines Spediteurs, 
welcher die Verfendung von Waaren bejorgt; und Beklagte Fann 
nicht verantwortlich jein, wenn ein Verluft oder eine Befchädigung 
nach der Beit eingetreten ift, Daß fie dem Nuftrage gemäß bie 
empfangenen Güter in Oſchersleben an denjenigen zum weiteren 
Transporte und zur weiteren Transportbeförberung abaelicfert hat, 
au le Gejhäftsfreife der Eijenbahnbetrieb von Dfchersfeben 
ab gehört. 

—* richtig daher iſt, daß der Frachtführer, welcher ſich ver— 
bindlich gemacht hat, die ihm übergebenen Güter an einem be 
flimmten Orte abzuliefern, für das Verſchulden derjenigen haften 
muß, die er fi Fubftituirt, oder deren er fi als Mitteldperfon 
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jur Weiterbeförberung für eine Strede Weges bedient hat, obne 
azu contractlich ermächtigt zu fein; 
fr. 25. $. 7. loc. cond. (19. 2); 
jo kann doch im vorliegenden Kalle von diefem Rechtsſatze Feine 
Anwendung ‘gemacht werden, weil in Grmangelung bejonberer, 
von dem Kläger nicht behaupteter Nebenverabredungen, der zwifchen 
den Partheien eingegangene Vertrag nur dahin zu verfteben ift, 
daß Beklagte den Transport auf der Eifenbahn bis Oſchersleben 
bewerfitelligen, von ta ab jedoch durch die nachfolgende Eiſen 
bahnverwaltung Bis Leipzig bewerfftelligen laffen ober vermitteln 
jollte und wollte, weßhalb Beklagte in Iebter Beziehung einem 
Spediteur gleich zu beurtheilen ift, der aber für Verfchulden bes 
Frachtführers und Des Zwiſchenſpediteurs wenigftend alsdann nicht 
haftet, wenn fie ihm, wie bier bezeichnet worden waren. 
Fr. 10. $. 12; fr. 11. 12. pr. $. 1. commod. (13. 6) - 
Ergibt fid) die ſolchergeſtalt beſchräänkte Haftungsverbindlichfeit ber 
Beklagten ſchon aus allgemeinen Rechtsregeln, und ift daneben 
noch in der Betriebsorbnung für Die Serzoaliih Braunſchweigiſchen 
Eiſenbahnen vom 1. October 1845 8. 20. ausdrücklich beſtimmi 
daß, wenn eine unmittelbare Abgabe der Güter an eine 
auswärtige Eiſenbahnverwaltung u und zugelaſſen 
worten, die Haftung der Verwaltung für Ber un oder 
Beichädigung der aufgelieferten Güter den Zeitraum von 
deren. Aanahme durch bie Güterexpedienten bis zur. Ablies 
ferımg an die auswärtige Verwaltung. umfafle,. . 
fo kann nicht zweifelhaft fein, daß Beklagte durch Führung bes 
in erfter Inſtanz ihr auferlegten Beweiled von ben Elagbar ge 
machten Anfprüchen befreiet wird, da die Geifion der wider Die 
Magdeburg-Halberftäbter Eifenbahnverwaltung zuftämbigen Kluge, 
— De Magie ale Diandatar ded Klägerd allerdings verpflich 
ein würde, en 
fr. 8. $.5, fr. 43, 45 pr. $.5, fr. 59 pr. mandati (17. 1) 
von gem nicht erlangt, ‚ihr indeß aud nicht verweigert wor 
den ilt. WG 
Jene, mit Genehmigung des Herzogl. Staatsminiſteriums 
erlaſſene Betriebsordnung, deren &. 1. dahin lautet: u 
Wer fih der Herzogl Braunfchmweigifchen Eifenbahnen 
zur Beförderung von Perjonen und Eachen bedient, ift 
den Beſtimmungen der nachfolgenden Betrieb3ordnung unters 
worfen, und leßtere bildet Die alleinige Entſcheidungsnorm 
in den Verhältniſſen zwifchen Der Bahnvermaltung auf 
der einen, und den Neifenden oder den Verſendern, re 
Ipective den Empfängern, der auf der Eifenbahn transpor: 
tirten Sachen auf der andern Seite, 
ift jedenfall ald ein öffentlich vorgelegtes Programm derjenigen 
Bedingungen zu betrachten, unter denen bie Eifenbahnverwaltung 
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fich der Beförderung von Perjonen oder Sachen unterziehen zu 
wollen nur anheifchig gemacht hat, 
fr. 7. pr. nautae caup. (4, 0); fr. 11. $. 2—6. de inst. 
act. (14, 3); fr. 47. pr. de pecul. (15, 1), 
anf deſſen Nichtkenniniß, weil verjchulbet, Kläger fich nicht be 
fr. 6, 9. $. 2. de juris ei facti iguor. (22, 6) 
und deſſen Inhalt allerbingd die Gigenfchaft einer lex con- 
tractus bat. 
fr. 1.$. 6, in fin. deposili (16, 3); fr. 25. $. 2. c. 
nd. (19, 2); C. 16. eod. (4, 65); fr. 7. © 5. de pact. 


(2, 14.) 
Auch die über die Erfapespfliht der een gegebenen 
efeglichen Beftimmungen, welche Kläger für ſich beranzieben wil, 
* ihm direct entgegen, indem $. 26. ber Poſtordnung vom 
Auguſt 1832 vorſchreibt: 
. daß wenn nachgewieſen wird, daß der Verluſt oder die 
Bägung auf einer Poſtanſtalt ſtattgehabt 
habe, von der hieſigen Poſt kein Erſaß gefordert, ſonden 
. von der diefſſeitigen Poſtdirection nur Verwendung bei ter 
2 betreffenden answaͤrtigen Poſtadminiſtration in Anſpruch 
u genommen werden koͤnne, 
in :Uebereinfiimmung mit den Poftorbnungen anderer Staaten und 
mit der. richtigen Rechtötheorie, wornach, wenn jemand einen Brief 
u. P: w. auf bie Poſt gibt, nicht jede beliebige So ffung ge 
meint, auch nicht ohne weitere bie unbebingte Ablieferung am 
Beftimmungsorte und an den Adreſſaten und bie Vertretung aller, 
deren Mitwirkung dazu nöthig, vielmehr die Beförderung nach dem 
Beitimmungsorte ıc. und zwar gerade vermittelft Der auf dem 
Wege dahin führenden Bofautalten verlangt und zugejagt wird, 
und daher die Haftungdverbindlichkeit ded annehmenden und jedes 
einzelnen folgenden Poftamts „aufhört, wenn ed den Brief ber 
nad ihm eintretenden Poftanftalt zum weiteren Transporte über 
Liefert und jomit dasjenige erfüllt hat, wozu Dafjelbe dem Auf: 
geber gegenüber bur , die Thatjache der Annahme allein als ver: 


pflichtet anzufehen tft. 
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Erkenntniffe 
des 


8. Geh. Obertribunald zu Berlin vom 28, Bebruar 1852*), 





VDerſelbe Rechtsfall, welcher nach der vörftehende Anlage XXI a 
Gegenſtand der Entiheidung der —— —— 
geweſen war, lag, nachdem dort Die Klage auf Säabenserjap 
er war, bem Berliner Geh. Obertrißunal zur Gnts 
eidung vor. DE 
9 Rady den dortigen Verhandlungen ftellte ſich der Rechtsfall 
Kbrigend im genauen folgendermaßen dar: | 
Der Kaufmann Haafe zu Braunſchweig gab im März 1848 
eine Quantität Roggen theild in Braunſchweig, theild in Wols 
fenbüttel an die herzoglich braunſchweigiſche Gifenbahns 
verwaltung zur Beförderung ‘an Robert Leuſchner in Leipzi 
ar) . Der sgen ging in Oſchersleben an bie Magbeburg 
Hai erftäbter Gifenbahnverwaltung über‘ und kam nad) Mage 
.. Hier. meldete ſich en Sonmmina ber Handlung Salomon 
u. Green zu Bernburg mit einem Schreiben des Kaufmanns Haafe, 
worin: Dieter fein Bedauern an bie Ganblung Salomon und Green 
ausipricht, daß er die Dispofition biefer Handlung, den Ro pen 
nur bis Magdeburg zu jenden, nicht mehr eroigen fönne, wei er 
den Roggen bereits nad) Leipzig abgeſandt habe, daß fie aber 
vielleicht noch in Magdeburg dieſer andermweiten Dispofittion würben 
Bolse verjchaffen Fönnen. Der Commiſſionar flellte auf dieſes 
chreiben geſtuͤtzt, das Verlangen, ihm, indem er ſich als Mans 
datar der Handlung Salomon und Green auswies, Das für Rech⸗ 
nung diejer Handlung laufende Getratde um fo mehr auözuliefern, 
als der in ber Adreſſe des Frachtbriefs bezeichnete Robert eufihe 
her zu nis nur Gommijfionär der Handlung Salomon 
reen jey. e 





2 Bol. $. $. 19a. $. 103. Anm. 25. und 8. 107. Ä 

1 an darf bei dem vorliegenden Mechtsfalle nicht außer Acht Lafien daß 

zu ber ar Zeit ein aiteier Verkehr —58* — den en Fark 
in e ielmehr nar tu Bahn 

oralen Merle tr) Rattfand. Bol. s. m und 3. (6. a 

ıy* 
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In Rüdficht auf jened Schreiben des Kaufmanns Haaſe trug 
die Wagdeburg:Halberftädter Gijenbahnverwaltung fein Bedenken, 
75 Wispel Roggen dem gedachten Bevollmächtigten der Handlung 
Salomon und Green auszufolgen. 

Wenige Tage darauf fallirte die Handlung Salomon unb 
Sreen und nun klagte ber Kaufmann Haaſe EN die Magdeburg: 
Halberflädter Eiſenbahn⸗Geſellſchaft auf ab des Schadens, 
welchen er durch den Verluſt bes Raufgerbed erlitten haben wollte 
und — in allen Inſtanzen (bei dem Stadt⸗ und Kreis⸗Geticht zu 
Magdeburg und dem Geh. Obertribunal zu Berlin) ob. Das 
diefen Kal betreffende Erkenntniß des Geheimen Obertribunals 
(Ater Senat) vom 12. October 1852 

„in Sachen der Magdeburg.» Halberftäbter Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft, Verflagten und. Smploranfin, u 
| | wider | 
den Raulmanı aafe, Kläger nun Jmploranten, erfannte 
Daß die NichtigkeitSbejchwerbe wider das Erkenntniß des Givil- 
Senates des ‚Königlichen Appellationägerichts zu Magdeburg vom 
28. Febr. 1852 zurüdzuweien und der Implorantin bie Koften 
biefed Verfahrens zur Laſt zu ſtellen ſeien. 
nn. Bränbe, : | 
.,._ Die Verflagte Bat ben Transport der 75 Wispel Roggen, 
welche Gegenftand bes. vorliegenden Rechtöftreites find, . für die 
Strede der Magbeburg-halberfäbt hen Eifenbahn von 

fchersteben bie agbehurg und beren weitere. Beförberung von 
agdeburg auf Die Magdeburgsleipziger Eiſenbahn zum 
wede ber Beſcha ng der Waare dur diefe an den Be 
immungsort Xeipzig übernommen. Sowohl der Schluß bed 
rachtvertraged mit der Verklagten ald die Grfüllung beilelben 
allen aljo unter einen Ort, wo Preußiſches Recht gilt: Daher 
ie Beſchwerde der Verkiagten?) darüber, dab in Bezug auf das 
vertragämäßige Verhaͤltniß die Preußiichen elehe zus Anwenbun 
ebzacyt werden, feinen Grund hat: Daß Die Waare urjprüngli 
n Braunfchweig resp. Wolfenbüttel, wo allerdings gemeined Recht 
gilt, auf die Eiſenbahn gegeben. worden, und nad) Leipzig Beftimmt 
war, kann auf Die Beſtimmung bes Grfüllungsortes für Die Ver 





2) In der erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde war insbefondere ale eine Rechte⸗ 
verlegung gerügt worden, daß der Appellationerichter das contractlidde Berbält 
niß der Derklagten als Frachtführerin na preußifchem Rechte beurtheilt habe, 
während doch die Güter im Braunfchweig aufgegeben worden, und nach Leipzig 
beſtimmt gewefen fein, mithin das an beiden Orten geltende gemeine Recht 
für das ganıe Nechtöverkältuiß der Frachtbeförderung dieſer Waare auf der 

wiſchenliegenden Sirecke der Magded. Halberflähter Bahn zur Michtichumue habe 
ienen müſſen. ' 
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tagte feinen Einfluß haben, Deren Rechtsverhaͤltniß muß viel 
mehr lediglich nach dem forum beurtheilt werben, in weiches fte 
als Gontrahentin in Die Frachtbeförberung eingetreten ift, und wel 
ches audy, da die gedachte Eifenbahu nur preußiiches Gebiet berührt, 
für die ganze Strede der von der Verklagten übernommenen als 
ſelbſtſtaͤnbig zu betrachtenden Crfüllung bafjelbe Bleibt. .“ 
Berflagte macht die Einrede, fie. babe vom Kläger nicht bes 
langt werben koͤnnen, weil fie nur Subftitut der Braunfchweig* 
ſchen Eifenbahnverwaltung geweien, und nur dann zwiſchen dem 
Mochtgeber und dem Subftituten des Bevollmächtigten ein direktes 
Rechtsverhaͤltniß entftehe, wenn der Machtgeber ausbrüdlich dem 
Bevollmächtigten die Beſtellung eines Subftituten geftattet habe: : 
.  Diefe Einrede ift feither nicht gemacht worden, wenn nicht 
etwa die Ginwendung der Incompetenz wegen bed gegen . bie 
Braunfchweig’ihe Berwaltung ebenfalld angeftrengten Prozeſſes, 
welcher Einwand aber rechtöfräftig verworfen ift, fo aufgefaßt 
werden foll. Ob der behauptete Grundfatz an fich feine Nichtigs 
feit bat, Tann außerdem hier dahin geftellt Bleiben; denn indem 
die Verklagte die Güter des Klägerd auf ihrer Eiſenbahn fuhr, 
bat fie nicht als Eubftitutin der Braunfchweig’schen Verwaltung 
ehandelt, fondern direkt ein zu ihrem eignen Geſchaͤftskreis ges 
Döriges GSefhäft für den Kläger beiorgt, wobei. lediglich bie 
Braunfchweig’sche Verwaltung ſtatt des Klägerd bie Beltellung 
dieſes Geſchaͤfts gemacht hat, fo Daß Klaͤger ber Machigeber ber 
Verklagten iſt. | W 
Unter II. der Nichtigkeitsbeſchwerde beurtbeilt der Appellations⸗ 
tichter mit vollem Rechte das Rechtsverhältniß zwifchen den Wars 
renbeförderer und Yrachtgeber nah dem Inhalte des Fracht⸗ 
briefed. Daß aber dieſer Inhalt lediglich und allein maaßgebend 
jei, daß auf Umftände, welche außerhalb deſſelben lägen, überall 
feine Rüdficht zu nehmen, jagt der Richter nicht, er beurtheilt nnd 
die in gegenwärtiger Sache vorliegenden Gorrefpondenzen mit 
dritten Perjonen als einflußlos. Dieſe Beurtheilung ift an und 
für fih ſchon dem erhobenen Angriffe nicht unterworfen: es teitt 
aber auch Hinzu, daß nach der Feſtſetzung des Appellations⸗Richters, 
der Brief des Klägers an Green und Salomon, aus welchem 
Kläger die Anweiſung, nicht an den beſtimmten Empfänger Leuſch⸗ 
ner, fjondern an Green und Salomon abzuliefern ableitet, eine 
ſolche Anweiſung nicht enthält, welches jelbftfländige Motiv vom 
der Amplorantin nicht angefochten ift. ’ 
Unter IH. der Beſchwerdeſchrift, gebt die Implorantin auf das 
Verhaͤltniß, welches zwilchen. dem beſtimmten Gmpfänger Robert 
Leujchner und der Handlung Salomon und Green beitanden habe, 
zurüd, und deducirt, daß, weil ber zweite Richter dies dahin ges 
ftellt fein Iafle, anzunehmen fei, baf Seufehner Maubatar vom 
Salonıon und Green gewejen, und fie wirft bielerheik Tem Rier 
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außer der Verlegung . bes. ad IE: "gehackten Grumdſatzes auch noch 
Bielenige des — vor, daß ber Dre, mit em ein Bevoll⸗ 
mäd ſelbſt Ic nomine Tontrahtrt, Durch direkte Srfällung 
den des Mandatars feine geiepmäßigen er 
vollftändig erfülle. — Ueber den ad II. gedachten Grunbfah gilt 
bad oben Gejagte auch hier. Der andere Grundjag laͤßt in 
diefer Allgemeinheit . nicht als ein güͤltiger —— aB aner⸗ 
kennen, und kommt alles darauf an, wie. kontrahirt worden iſt. 
»Außerdem aber paljen die. Gtundſätze vom Mandatar auf das 
Gier obwaltende Rechtsverhältuiß gar nicht. it, wie von ber 
Beklagten behauptet wird, Leuſchner auch ein Gommiſſionair, ober 
eine Sommanbite von Green ‚und Salomon, : fo ſteht b , 
ba —— — eb Peg mit ler Kiefern enen 
amen abgeichloften, DaB auch an ihn ü zig zu lie war, 
und bie Berfingte. eben diejes übernommen hatte. 
- Unter foldden Umftänden Tann Die geſchehene Abgabe ber 
Waare an. den nicht beftinirten Gmpfänger an eiuem nicht deſti⸗ 
nirten Orte obne. Conſens des beftimmten: Empfängers und des 
Abjenders nicht Für eine Erfüllung des Frachtkontractes von Seiten 
ber Kuh, ten —SE— — Zeftel des Kopeflationg 
ach den unangefochtenen Feſtſtellungen ppella 
Nichterd hat die Verklagte die ihr anvertrauten @üter unbefu 
Weijſe ſtatt des richtigen Empfängers an einen Dritten abge en, 
iſt auch nicht im Stande, noch bereit, fie wieber herbeizu allen 
Daher nah $. 2452. und 2453. Th. II. Tit. 8, dem: Frachtführer 
bie Haftbarkeit für die empfangene Waare aufliegt, und Anſpruch 
bed. Klägerd auf Schabenderfap begründet. Der Schaben des 
Klägers liegt auch klar vor, indem er die gekaufte Wanre an ben 
Käufer Leu nicht Hat abgeben koͤnnen, folglich, da das Kaufe 
geb erſt nach geichehener Uebergabe gefordert werben kann, auch 
a8 Kaufgeld verloren hat. 0 
Der sub IV gerügte Verftoß, daß ber Bevollmädhtigte, welcher 
die Vorſchrift des Machtgeberd nicht befolge, nur für ben ent 
flandenen Schaden aufzufommen habe, greift alſo an fidh bier 
viht Platz. Die Verklagte macht zwar zwei Motive geltend, aus 
denen der Kläger feinen Contracts⸗Anſpruch an Leufchner noch 
immer machen Zönne, und daher zur Beit nicht befchädigt ſei. 
Zubellen fürdet der sub IV in Bezug genommen gemeinrechtliche 
ndbfag, nach welchem das periculum rei venditae ſchon vor 
der Uebergabe auf ben Käufer übergeht, feine Anwendung beim 
Verkauf. fungiblee Sachen nad) Zahl, Maaß und Gewicht L. 35. 
$. 3. et 7. Dig. 18, 1; 2.1. $.1. L 5. Dig. 18, 6, ein Fall der 


bier vorliegt. oo. | 

- Die Fndſahe des & 128. und 120. 189. Th. I. Tit. 11. 
über Uebergabe unter Abweſenden an den Fuhrmaun oder Schiffer 
Bub in dem gemeinen Rechte nicht: fo. ausgeſprochen. Uebrigens 
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hatte der Kläger im vorliegenden Yalle beſonders geltend gemacht, 
daß contraetmäßig. die Uebergabe erft in Leipzig geichehen ſolle. 
Indem hiernach der zweite Richter. e8 dahin geftellt fein Iäßt, 
06 der Kläger möglicher Weiſe Anſprüche gegen den Leufchner 
oder Green ımd Salomon geltend machen kann, weil die Unge⸗ 
wißheit diefer Anfprüche die Elare Forderung des Klägerd aus dem 
achteontracte nicht aufhalten Dart, hat er ſich der gerügten Nichs 
gkeiten nicht ſchuldig gemacht. — Die Enticheidung der Haupt 
fache hat diejenige des Koſtenpunktes zur rechtlichen Folge. 


Anlage XXIV. 
Sun ER 


Ausfdreiben 


des 
Mitteldeutfhen ifenbahn = Verbandes 
vom 7. November 1856 (vgl. $. 101. Anm. 22.) 


Es tritt biöweilen der Fall ein, daß der Abſender einer der 
Gifenbahn zur Beförderung übergebenen Waare die Abficht zu er 
fennen giebt, über diejelbe anderweit disponiren zu wollen. Für 

Ne diejer Art ift von Seiten der zum mitteldeutichen Bifenbahns 

erbande gehörigen Perweſtungen er Beſchluß gefaßt worden, 
daß die Abſendeſtation über Dad bei ihr aufgegebene Gut 
in der fraglichen Beziehung Disponiren kann und ihrer Dispofition 
Folge gegeben werben muß, Dagegen aber audy die Abfenbeitation 
für die Folgen ihrer Dispefition verantwortlich fein fol. 

Wir finden und deshalb We für das in ſolchen Fällen 
hl atende Verfahren bie nachſtehenden Vorfchriften zu ers 

eilen: | Ä 

1) AS Abfender, dem eine Dispofitionsbefugntg ber frag⸗ 
lihen Art zugeftanden wird, ift flet3 nur der —* 
des Frachtbriefs anzuſehen. EZ 
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2) Eine folde Verfügung, woburd über dad De ei But 
an i 


5) 


4 


> 


Sf 


14 

derweit disponirt wird, muß ſtets ſchriftlich gefcheben, 
und die Abfendeftation, beider eine ſolche Verfügung einge 
reicht wird, muß fich fletö die Ueberzeugung verſchaffen, daß 
diefelbe von dem Ausfteller des Frachtbriefs ausgegangen if. 
Giner ſolchen andberweiten Verfügung iſt alsdann nicht 
golge zu geben, wenn ber Frachtbrief dem Adreſſaten 
ereits ugeftelit oder an ihn per Poſt oder fonf 
übliche Gelegenheit abgefendet ift, oder, wenn fich ber 
Abfender bei Einlieferung des Gutes eine oder mehrere 
Beſcheinigungen der Uebergabe hat ertheilen Lafjen, jo 
lange diefe Befcheinigungen nicht fämmtlich zurückgegeben 
worben find. Es ift deshalb au in den Frachtbriefen, 
von weldhen Duplikate als foldhe Beiheinigungen von 
dent Guter Epedienten vollzogen gegeben worden find, 
Davon unter Angabe der Zahl ſolcher Duplikate, ſtets 
Anmerkung zu machen, damit folde in Fällen der vorer 

wähnten Art zurügigefordert werden koönnen. 
Ju gleicher Weile if eine ſolche anderweite Dispofitien 
nicht anzunehmen, wenn dad But die Grenzen des mit 
teldeutihen Eijenbabnverbandes ſchon überſchrit— 


ten bat. 
Befindet fi) die Waare —F in den Lagerräumen ber Ab 
fendeftation, und es wird jelhe von dem Ausfteller des 
rachtbriefs zurüdverlangt, dann Fomnt die Beftimmung im 
. 12. des Güter⸗Reglements des mitteldeutfchen Eiſenbahn⸗ 
verbandes zur Anwendung. Daſſelbe ift der Fall, wenn tie 
Waare bereit? im Wagen verladen worden und die Ausla: 
dung nady dem Ermellen der Bahnhofsverwaltung thunlid 
ift. Iſt die verlangte Ausladung nidyt mehr thunlich (wie 
3. B. wenn dadurch der Abgang des betreffenden Zugs ver: 
zögert werben würde), fo daß die Waare zum Transport 
nelangt, dann kann zwar von der Bahnhofsverwaltung auf 
Verlangen des Abfenders die Rüdjendung von der Empfangs⸗ 
ftation veranlaßt werden, der Abſender ift aber Daun für 
die Fracht und Rückfracht verhaftet, und bat ſolche alsbald 
in oder jedenfall3 dafür vollftändige Sicherheit zu 
eiften. 
Ueberhaupt hat in allen dieſen ke der Abſender bie 
in Folge ſeines Verlangens der Eijenbahnverwaltung ent: 


fiehenben Koften zu zahlen. 
.5) 


efteht die anderweite Dispofition des Abfenders darin, 
daß er für das aufgegebene Gut, welches noch auf tem 
Bahnhofe Tagert, oder, — wenn bereitd die Verladung flatt- 
efunden hat — deſſen etwa nothwendige Auslabung nod 
buntich ericheint, einen andern Gmpfänger beftimmt, und 
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par bergeftalt, daß das Gut auf der Bahn ber Abfen- 

eftation zum Transport gelangt, dann ift dafielbe fo zu 
behandeln, al& wäre es neu aufgegeben. Sollte aber Dabei 
ber Verdacht entftehen, daß die frühere Aufgabe nur zur 
Gewinnung von Lagerzeit geichehen fei, Dann if augleic) das 
vorichriftsmäßige Sagerge für die 24 Stunden überjchreis 
tende Lagerzeit zu erheben. 

6) Iſt Dagegen das Gut bereitd abgefandt und wird alsdann 
dafür ein anderer Empfänger beitimmt, dann iſt unter vor: 
gängiger genauefter Beachtung der oben bemerften Vorfchrif: 
ten, Die ereifenbe Station, geeigneten gene zunächft teles 
graphiſch, ſofort aber auch — —32 avon zur weiter 
erforderlichen Anordnung in. Kenntniß zu ſetzen. Auch bier 
find von dem Abfender alle durch feine anderweite Dispo⸗ 
fition entftehenden Koften zu zahlen, von einem ſolchen 
Zalle ift aber auch dem Betriebsbüreau aldbald Kenntniß zu 


eben. 

7) —* verſteht ſich von ſelbſt, daß einer etwa gerichtlichen Be⸗ 
ſchlagnahme eines aufgehobenen oder angekommenen Gutes, 
unter gleichzeitiger Anzeige bei dem Betriebsburean, Folge zu 
leiſten iſt. Die Aushaͤndigung eines ſolchen mit Be io 
belegten Gutes an bie Behörde darf ohne vorgängige, nöth 
genfalld telegraphifch einzubolende, Ermächtigung bed Be⸗ 
friebsbureaus nicht erfolgen. : 

8) In allen zweifelhaften Fällen ift Die Entjcheidung des Be 
triebsbureaus einzuholen. on. 


Pie Pirection u 
der Kurfürft Friedrich Wilhelms Nordbahn. 


Setzekorn. 
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Hagenden Directorium die eingeflagte Summe au re Nach⸗ 
nahme und Proviſton nebſt 59 Verzugszinſen zu zahlen aus fol⸗ 
genden Entſcheidungsgründen: 

Von der zur K. Dftbahn gehörigen en Dirſchau 
bis nach Stettin wurden bie Felle durch die Oſtbahn befördert 
und die berfelben hierfür gebührende Fracht und — durch 
Verrechnung von der Berl. Settiner Eiſenbahn ngahlt. ieſes 
Nechtsverhältniß if Geſchäftsführung obne Auftrag. 
Ben pr durch dieſe Zahlung einen VBortheil gehabt, fo müſſen 

e ihn erflatten. 

ns dem 6.49. des Betrieböreglements folgt für die Oſtbahn 
nur, daß es in dem Ermeſſen der Eifenbahnbeamten fteht, ſchlecht 
beichaffene Güter zurüdzumeilen. Sie „Dürfen“ joldye Güter 
von der Beförderung ausfchließen, welche aber ausnahmsmeife auf 
Befahr des Abjenders beförbert werden fönnen, wenn vieler fid 
auf dem Frachtbriefe durch feine Unterſchrift perjönlih für allen 
Schaden verantwortlich macht. | 

Es kommt noch ferner Dazu, daß der Aufgeber, und dies if 
ber Kahlbanm, eiblich erhärtet hat, daß er die in dem: Fradhtbriefe 
verzeichneten Kalbfelle der Dirichauer Büters&gpedition zur Befoͤr⸗ 
derung übergeben und den fraglichen Vermerk auf Den Fracht⸗ 
brief gejeßt bat. Unter Aufgeber ift nah dem Worwer—⸗ 

nde nur derjenige zu verfichen, ber die Waare zur Beförderung 
bergibt. Es ift daher unerbeblih, ob Kahlbaum Vollmacht von 
dem angeblicdyen Befrachter Ajchenheim harte, da Lie Bahnbeamte 
nur den Vermerk des Aufgebers zu erfordern haben. Da nad 
den Verhandlungen als feftitehend angefehen werden muß, Daß bie 
le vom Aufgeber derfelben in naſſem Zuftande zum Trausport 
übergeben find, jo bedarf es einer fernern Beweisaufnabme bar: 
über nicht, ob diejelben in ganzen Wagenladungen (Preuss.* $. 60. 
Nr. 5.) verladen worden ſind, da die Schuld der Beſchädigung 
nicht die Verwaltung trifft und nach der allegirten Beftimmung 
die Bahn-Verwaltung nicht dafür haftet, wenn Gegenftände, welde 
leicht in Käulniß übergehen, zum Transport übergeben worden find. 

Verkl. find fonady zur Zahlung der Fracht uub Speſen ver: 
pflichtet. Hinfichtlih der Nachnahme folgt tie Verpflichtung aus 
der Annahme des Rrachtbriefd, in weldyer bie Nachnahme mit 
aufgeftellt ift, und aus der Abnahme ver Waare. 

Anlangend der Reconvention jo ift der Präjudicialeinwand 
der mangelnden Baflivlegitimation aufgeltellt. Es iſt alfo zu prü- 
fen, ob die Reconvention auf Schabenderfaß gegen die Verwaltung 
der Berl. Stettiner Bahn⸗Station oder aber gegen die Verwaltung 
der Oſtbahn zu richten fei, woſelbſt die Felle naß geworden find. 


1) Bgl. hierzu $. 116. 


4 
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Annahme derſelben Seitens des Adreflaten gegen letztern auf 
Bahlung ber erwähnten Fracht nebft Nachnahme Zur Ned 
tigung des eingeflagten Anſpruchs auf Nachnahme wird angeführt, 
daß die Kelle für. die Verkl. dem erften Kradhtführer (der Vers 
waltung der Öftbahn) nur unter der ausdrüdlichen Bedingung übers 
ltefert worden feien, folde nur gegen Zahlung der Nachnahme an 
die Empfänger verabfolgen zu laſſen, wie diejed auch dem gew 
lichen Handelsverfehr gemäß jei, und Kl. fei alfo dem Aufgeber für die 
Bahlung der Nachnahme verhaftet, da er awar die Nachnahme 
noch nicht gezahlt aber die Waare an die Verkl. ohne Empfang 
der Nadynahme verabfolgt babe. Da die Verl. nım die. Kradt 
übernommen hätte, jo müßte fie dem Klaͤger auch wegen der bin 
—— der Nachnahme übernommenen Verbindlichkeit gerecht 
werben n. 


Der Litisdenunciat Aichenheim, welcher dem Kläger aſſiſtirt, 
führt im Widerſpruch mit des Kläger Angaben an, daß ber Trans 
port der von dem Berl. gekauften Waare lediglich den Verklagten 
obgelegen hätte , weldye ſelbſt die Derpadung der elle angeordnet 
und mit dem Weitertransport den Spediteur Jacoby (damals tn 
Elbing) beauftragt hätten, und feien die Waaren erft auf dem Trans 
porte bon Marienburg nah) dem Bahnhofe von Dirſchau naß 

ervorden. Ä 

ß Verklagte geben nach, daß ſie die fraglichen 114 Ballen Kalb⸗ 
felle, welche Aſchenheim der Oſtbahn in Dirſchau aufgegeben habe, 
der klagenden Bahngejellichaft abgenommen und die Zahlung vers 
weigert hätten; fie jeten aber zur Zahlung der Fracht und Nach⸗ 
nahme auch nicht verpflichtet, weil die Waare durch ein Verſehen 
der klagenden Bahnverwaltung oder doch der Ditbahn-Verwaltun 
(was nad S. 15. des Neglementd bes Vereins der Bahnve 
tungen für den Entſchädigungsanſpruch gleichbedeutend ſei) nen 
borben ſei. Reconventione Flagen fie den jolchergeftalt erlittenen 
Schaden von 1675 Thlr. ein. Ä 

Das klagende Directorium hält die Widerklage für ganz) 
unbegründet, denn ganz abgejeben von der Entlagung des Kah 
baum und Sacobi fei das Verderben Folge der Näfle, nicht Des 
Transports geweſen. Für die Art der Verpadung feien die Bahn⸗ 
verwaltungen nicht verautwortlid, da tiefelbe in ganzen Wagen⸗ 
ladungen bewirkt worden ſei. — Zugleich beftreitet das klagende 
Direetortum feine Pafjivlegitimation. Es Handle fih un ein be: 
hauptetes Berfehen der Oſtbahn. Aus dem angezogenen $. 15. 
des A. D. 6. folge feine Bertretungspflicht einer Der vereinten 
Eiſenbahn⸗Verwaltungen für das Verſchulden einer andern, ons 
dern nur daß im Falle von Neclamationen die Dort bezeichneten 
Bahnberwaltung die Gorrefpondenz zu vermitteln habe. 

Das Stadtgeriht zu Berlin erfannte als erfte Inſtanz 
durch Erkenntniß v. 18. Febr. 1857 den Verl. Kür \uliäy, Lem 
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muß allerdings eine Gefchäftsführung ohne Auftrag gefun⸗ 
den werden. Nah $. 2482. Tit. 8. Ks ll. w ER 
nd die Inhaber der vom. Stnat privilegirten Landkut— 
hen, den Rhedern unb diejenigen, denen fie Die Führung 
von Kutſchen anvertrauen, Schiffern gleich zu achten. 
Die analoge Anwendung dieſer Iandrechtlichen Be 
ftimmung, welde wörtlih von Landkutſchen ſpricht, bie 
der Staat beitellt ober beſonders privilegirt bat, um Reis 
| ſeude oder Sachen fortzuichaffen, auf Gilenbahnen, faun 
:,; bei dem gleichen Zwecke biejer, wie bei Landkutſchen einem 
Zweifel unterliegen. Auch enthalten die Betriebs⸗Regle⸗ 
.... ments der Bahnen Feine Diefer analogen Anwendung ent 
J egenſtehende ſpecielle Beſtimmung. | 
Nah 8. 1722 Tit. 8 Th. II. A. L. R. it nun der Schiffer 
berechtigt, die Zahlung der Fracht fogleich nad) Ablieferung ſämmt⸗ 
licher Waaren von dem im Gonnojlement beftinmten Empfänger 
elben zu fordern. Auch fteht ihm. nad $. 1723 fg. L c. an 
dieſen Waaren ein Pfandrecht zu. Im vorliegenden Falle find 
Die in Rede ftehenden Zelle in Dirſchau auf die Oftbahn aufge 
eben uud auf diejer fowie jpäter auf der mit jener in öſtlicher 
Hechindung fiehenden Berlin⸗Stettiner Bahn nach Berlin befärbert, 
mit-einem heile des Frachtbriefs den Verklagten als Adrefiaten 
übergeben und von biefen angenommen worden, Auf dem Fra 
Briefe jelbft war der Betrag ber Sradjtnabme, PBrocifton und Aſſe⸗ 
curanz fpecificirt zum Geſammtbetrage von Thaler OD Sur. 
41 Hlr. aufgeführt, welchen Berklagte für ben Transport der 
Waare zahlen follten. Dadurch, daß fie die transportirte Waare 
—— — find fie in ein obligatoriſches Verhäͤltniß zu ben 
Klägern getreten, durch welches fie die Befrachtung genehmigt haben, 
und in Yolge deſſen, daß fte die Koften zu zahlen Hatten, welche 
der Kläger für den Transport ber Waare zu fordern Derechtigt 
war. Aus welchem Grunde fie die Waare angenommen und ob 
dieſes gejchehen ift, (wie fie behaupten) um dem Wunſche tes 
Klägerd zu entiprehen und um von der angeblich theilmeije ver: 
dorbenen Waare noch dasjenige zu retten, was von derſelben mög: 
licherweife nod) zu retten war, iſt hinſichtlich ihrer Verpflichtung 
aus der Annahme gegen die Kläger durchaus unerheblich. Die 
acht von Dirſchau bis Stettin hat, wie bad Schreiben ter 
irection der Oftbahn v. 6. Oct. 1855 auöweißt, das Elägerifche 
Directorium an jene durch Verrechnung gezahlt und ift Kläger 
dadurch im Wege der nothwendigen Beiflon nah F. 46. 14. 1. 
AL R. in die Rechte der Divection der Oftbahn getreten unt 
zur Einklagung beredhtigt, ohne daß e8 weiter Darauf ankommt, 
ob und in welchem Berbältnife diefe beiden Eifenbahnen zu einan- 
der ftehen. Was die vom Kläger verlangten 80 Thlr. an Nach— 
nahme für die Befoͤrderung ber Felle zur Eiſenbahn⸗Verſandſtation 
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Die Verflagten fügen fi zur Begründung der Legitimation 
auf dad allgem. Deutſche Güterreglement (A. D. 6. 

Der $. 15. des A. D. G. führt die Ueberjchrift: „An wen 
„Entihädigung 8:Aufprüce zu machen find?" Am Gonterte 
diefer Beſtimmung heißt ed: Wenn der Empfäuger ber Güter 
Reclamationen erheben willzc.2).— Die höchſt vage und unge 
naue Ausdrudöweife dieſer Beſtimmung, namentlich die Identi⸗ 
ficirung von Reclamation und Entſchädigungs⸗Anſpruch konnte die 
Verklagten ſehr wohl veranlafſen, die Reconvention gegen die Vers 
waltung der Beftimmungsitation zu richten. Allein die Paſſiv— 
Legitimation bei etwaigen Schadenserſatzklagen hat durch dieſe 
Beitimmung nicht feitgeftellt werben jollen. Es Liegt 
dieſes in der Sache Jelbit, Daß, wenn auf der Aufgabeftation 
Verjehen vorkommen, hierfür die Verwaltung derjenigen Eiſen⸗ 
bahn nicht in Anjpruch genommen werben kann, wohin bie Guͤter 
beftimmt find. Der ©. 14. Nr. 9°) erläutert aber den 6. 15. 1. €. 
und fol legterer nur beißen: daB Entſchaͤdigungs-⸗Anſprüche ba 
angemeldet werden follen, wo fie zur Erſcheinung kommen, um 

leich an Ort und Stelle die Merkmale der Belgäbigung feſt⸗ 
fen, tie 6 Kl f Entſchaͤd iſt nicht beſti 

nſichtlich der Klage auf En igung nicht beſtimmt, 
daß dieſe gegen die —*8 der —— zu — 
iſt, wenn auch auf der Aufgabe⸗Station der Fehler vorge⸗ 
kommen iſt. 

Verkl. konnte nun zwar einwenden, daß eben deßhalb das 
Vereinsreglement (A. D. G.) getroffen ſei, um unter ben vereinten 
EifenbahnsGefellichaften die Geltendmachung der Entſchädigun 
Aniprüche feitzuftelen; allein um das forum und bie Legitimation 
im Proceſſe durch Vertrag (Reglement) abweichend von den ges 
ſetzlichen Beftimmungen equfelen, müfjen beftimmte und unzwei⸗ 
deutige Ausdrücke und Feſtſetzungen vorhanden fein, um dieſes 
folgern zu können. 

Der Einwand ber fehlenden Paffivlegitimation ift Daher begründet. 


Grfenntniß 2ter Inſtanz. 


Auf erhobene Appellation verurtheilte das Berliner Kams 
mergericht Givil-Senat Abth. 1 durch Erkenntniß vom 11. Juli 
1857 den Vertlagten zwar ebenfalls zur Zahlung der Fracht mit 
162 Thlr., wies aber die Klaͤgerin mit ber Forderung der 
80 Thaler Nachnahme 27 Sgr. Provifion zurüd, und zwar im 
wefentlichen aus folgenden Sntiepeitungsgrünben: | 

| „Darin, daß Kläger die Fracht der Oſtbahn bezahlt 





2) Mögedrudt im Anl 6. 
3) Agent ©. 38, Ge 
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geitellt worden). — Der Gupfänger tritt in das folder 

Vearündete Bertragöverhältnig Dur Die Annabme ter Waare 
ein) unb er fann, weil Die von ihm übernommene flichtung 
auf alle nach Inhalt des Connoſſements für bie Bejörderunz 
Waare zu leiftienden Zahlungen bezieht, Die eine oder andern 

Derfelben keineswegs aus Dem Grunde, weil der Schiffer ober ta 
Zuhrmann, von dem er die Waaren erhalten hat, fie ſelbſt ned 
nicht geleiftet habe, verweigern?). _ 
war bemerft der vorige Richter, Daß der Aufgeber, te 
übereinftimmenden Beftimmungen des F. 14. Nr: 9. Des Berrin: 
Büter-Reglementd (A. D. G.) fowie des ©. 54. tes Betriebäregle 
ments für tie Oſtbahn und Die Berlin:Stettiner Bahn ®) zufoelge, 
Die Nachnahme erft verlangen Eönne, nachdem tiejelbe bereits durch 
die Adrefjaten gezahlt worden, doch hat damit nur Dem Argumente 
der Hagenten Direcion, daB das transportirte Gut obne Gin 
ziehung der darauf haftenden Unfoften verabfolgt werten fei, be 
gnet werden follen. Der eigentlihe Entſcheidungsgrund bes 
— 2** Richters beſteht nur darin, daß Die Hagente Geſellſchaft, 
fowie die Ofibahnverwaltung noch feine Zahlung geleiftet babe 
und diefer Grund muß als hinfällig betrachtet werten. Aud 





probociren, weil, wenn auch bei einem Gijenbahnsünfalle eine große Menge 
Sendungen zu Grunde gegangen wären, fle doch in einem Procehie immer nur 
jedem einzelnen Berfender (mit allen DVerfendern der zugleich zu Grunde 

angenen Waaren zufammen) gegenüberflcht, ein ln Beriender aber 
A einem gewöhnlichen Zuge felten mit einer defien Werth überfieigenden Sen 
drug intereffirt wird. Dagegen Fönnte eine Bahnverwaltung Veranlufjung qur 
Geltendmadung jenes $. 2454. in dem Falle haben, wenn ein einzelner Ber 
ender, einen Grtrazug zu einer bedeutenden Sendung fidy Befchafit hat. Denn, 
a das Material eines bien Ertraguge circa 22,000 Thaler werıh fein würtr 
(Locomotive mit Tender — 16000 Thaler, 4 bededte Wagen a 1200 Thaler 
und 4 unbededte Wagen a 500 Thaler) fo wäre es, fofern der Werth ber 
Sendung über 20,000 Thaler betrüge, für die Bahnverwaltung fehr vortheik 
daft auf jenen $. 2454. hin fib ven ihrer gewöhnliden Gntihädigungspflict 
rei zu maden, um fo mehr als wahrſcheinlich bie hinzugebende Locomotide 
nebft Wagen in einem folden Falle ebenfalls beichädigt und daher nicht mehr 
viel werih Sein würden. Uebrigens glaube id, dag aud in diefem falle ver 
einer Anwendung des 6. 2452. des A. 2. R. feine Rede fein kann, ſeibſt wenn 
man die Anficht des Geh. Obertrib, theilt, fofern vom Abiender eine Beriches 
sungsjumme (Frachtzuſchlag) bezahlt worden il. — Beſſel-Kühlwetter (vgl. 
preuß. Giſenbahn R. Il. ©. 210) Halten übrigens wie der Verfaſſer die Grunds 
fäge über Brivatfuhrleute auf die Preuſſ. Eiſenbahnen für anwendbar, obne 
von der Analogie öffentlicher Landkutſchen irgend etwas zu erwähnen. 

5) $. 1688 fg. cit., 6. 51. des Betriebs⸗Reglements der Ofibabn und ber 
Berlin-Etettiner Bahn. 

6) Vgl. F. 19b Anm. 23a). 

7) Bgl. $. 23. b. N. 3. u. 6. 104. Anm. 35. 

8) Leptere Beſtimmung findet fih $. 103. Anın. 31a, erftere (A. D. G. 
3. 14) auf S. 51. des Anlagehefts abgedrudt. 
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Iprechen jene Beflimmungen in der That nicht jowohl gegen, ala 
vielmehr ie die lagende Geſellſchaft. Denn wenn darin ausge 
ſprochen ift, Taß die Nachnahme dem Wufgeber erfi verabfolgt 
werben fol, nachdem die Zahlung bereitd durch den Adrefiaten 
geihehen, jo liegt bierin offenbar das Anerfenntniß der Befugniß 
er betreffenden Sijenbahnverwaltung, fie von dem Empfänger ber 
„ante zu erheben, um fie ſodann bem Aufgeber verabfolgen zu 
önnen. 


Anlage XXV 
En — 


Erkenutniß 


des 
Handelsgerichts zun Aachen vom 9. Dec. 1858”), 


Im October 1857 wurde von der Güter-Erpebition zu Ruhr⸗ 
ort (Aachen Düſſeldorfer netten an die Köln-Minder Bahn ein 
300 Centner fchwerer Dampfkeſſel mit einem auf Tannenbergs⸗ 
thal bei Station Reichenbach lautenden Frachtbriefe überges 
ben. Dieje Station, deren ed mehrere giebt, war nicht näher 
bezeichnet, und durch Nachfrage des Güterexpebienten wurde ers 
mittelt, rejp. angenommen, daß Reichenbad in Schlefien gemeint 
jei, weil ein MWiegenmeifter pofitio behauptete, ald Soldat in dem 
bei Reichenbach in Schlefien Tiegenden Orte Tannenbergsthal Fan- 
tonirt zu haben. Demgemäß wurde von jener Güter-Expebition 
der Zujaß: im Shlelien au) den Frachibrief gemacht und der 
Keſſel nach Schlefien beförvert. — Es ergab ſich aber päter, daß 
der Keſſel nach Reichenbach im Voigtlande gehörte, wohin er 


*) Diefes mir nadträglich zu Händen gefommene Erkenntniß ift haupt 
ſaͤchlich als Beleg für eine richtige Anwendung der in $. 45. Anm. 6. erwähns 
ten autonomifchen Beflimmungen von Seteree, indem es wie die Grfenntuifie 
in Anlage XII. die Srage behandelt, in wie fern dem Abfender die Folgen einer 
von der Bahnverwaltung mißverflandenen Adrefie zur Laf fallen. 

Koch, Sifendahnen II. 
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Schließlich transportirt wurde, und daß der fragliche Drt. bei Reis 
chenbach in Schleſien Tannenberg, nicht aber, Tannenbergstbal 
ißt. — Die Verjender des Dampfkeſſels klagten bierauf gegen 
die Verwaltung der Aachen⸗Düſſeldorfer Eifenbahn Die ihnen ent- 
ftandenen Mehrkoſten um Betrag von 198 Thlr. beim Handel 
ericht in Wachen ein. Daffelbe gab unter dem 9. Dec. 1858 
Polgendes Erfenntniß: \ 

„Sn Erwägung, daß der Frachtbrief, womit Kläger Pie frag 
lichen Dampftehel der Eijenbahn übergeben hat, Die Adreſſe ent: 
hielt: Herrn Franz Neger zu Tannenbergstbal restante Bahnhef 
Reichenbach, und diefe Bezeichnung Der Empfangsftation, Da meb 
tere Stationen Reichenbach in Deutjchland exiftiren, offenbar un 
deutlich war, was klar daraus hervorgeht, daß in Nuhrort, alä 
die Köln-Mindner Bahn den Kefjel übernehmen follte, Zweifel Darüber 
entitanden, weldye Station Neihenbad) ob in Voigtlande, in 
Schleſien oder in der Oberlaufig Die Abſender gemeint hätten, 

daß die Ungewißheit hierüber die Nachfrage des Güterer 
pebienten Schlottmann veranlaßt hat, und daß, wenn diefer 

er Meinung war, daß wohl Station Reichenbach in Schlefien, 
in deren Nähe ud ein QTannenberg liege, die Empfangs- Station 
je möge, und daher dem Worte Reichenbach auf dem Frachtbriefe 
te Worte: „in Schlefien“ beifügte, diejes für die Foln-Mintner 
Eiſenbahn nicht maßgebend war, weil Schlottmann nicht verpflid- 
tet war, den Beftimmungsort näher zu bezeichnen, und weil er, 
wenn er Diejed dennoch that, in gutem Glauben handelte und tem 
Anfragenden eine Gefälligfeit erwies; 

daß die Abſender (Kläger) ſelbſt den Irrthum Des Edhlnttr: 
mann fowie die irrige Dirigirung des Keſſels Durch Die undeut— 
lihe Bezeichnung der Empfangsſtation veranlaßt und fie daher 
auch nad) 8. 51. des Neglementd für die Preuſſ. Etaatöbahnen 
v. 18. Juli 1853**) alle dadurch entflandenen Machtheile zu 
tragen haben ***) 

wird die Klage und folgeweife auch die Adcitation des 
Schlottmann) als unbegründet zurückgewieſen“ ꝛc. 





**) Abgedruckt in Anm. 6. des $. 45. (5. 189) 

Fe) Dorliegende Ausführungen flehen durdaus in Ginflang mit den ven 
ben Kurhefi. Gerichten in Anl. XII. entwickelten, indem bier wie Dort aner: 
fannt wurde (vgl. ©. 158. Abf. 2), daß fobald die Adreſſe auf dem Fracht⸗ 
Briefe als zweifelhaft erfcheint, von einem Verſchulden der Bahnbeamten ber 
einer untichtigen Dirigirung des Guts nicht die Rede fein fann, und in einem 
ſolchen Falle der Abjender bzw. Ausfteller des Frachtbriefs, qui clarius logqui 
debuisset, allen daraus entjtandenen Schaden zu tragen hat. Nur wurde in 
jenem in Anl. XII. mitgetheilten Rechtsfalle zu Guniten des Abfenders ange 
nommen, daß im vorliegenden Falle die —*8 unzweifelßaft gewefen fei. 


— — — — — een 
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(Anlage XXVI) 
BT u? u WER 


Erkenuntniß 
Des - 
Aheinifchen Senats des Geh. Obertribunale in Berlin v. 6. Juli 
1858 in Sachen der Köln-Mindner Eifenbahngejellihaft Caffat. 
Klägerin gegen den Kaufmann Reinhold zu Düffeldorf Caffat. 
Derflagten, 


Mit Frachtbrief, am 12. May 1857 ausgeftellt, fandte ver 
Spediteur Müller in Weſel 82 Ballen Guano im Gewichte von 
10100 Bid. auf der Köln-Mindener Eifenbahn für Rehmung des 
Caſſations-⸗Verklagten Reinhold an C. W. Hafleltruß in Duͤſſel⸗ 
dorf dorthin, wo aber nur 80 Ballen anfamen. Reinhold ließ 
daher unter dem 30, Juli 1857 die heutige Gaflationd-Stlägerin 
vor Das Königlicdye Landgericht ald Handelögericht daſelbſt laden, 
um ſich zum übertberjage der zwei Ballen mit 12 Thlr. 21 Sgr. 
nebft 68 BZinfen vom Tage der Klage und in die Koften verur: 
theilen zu hören, jubfidiarisch erbot er den Beweis: 

daß die Verflagte in Weſel von dem Spediteur Müller 
am 12. März 82 Ballen Guano zum Transport an Haf- 
jelteuß in Duffeldorf für Rechnung des Klägers empfan- 
en Babe und daß bei ber Ankunft in Düfjeldorf von 
en 82 Ballen 2 Ballen fehlten. 

Die Eiſenbahn-Geſellſchaft beantragte Die Abweiſung der Klage, 
Jublidiarifch ihre Zulaſſung zum Beweile: 

daß die Quantität Guano, wovon angeblih 2 Ballen 
verloren worden, von dem Verſender rejp. von den durch 
denjılben beauftragten Leuten verlaben worden feien. 

Sie ftüßte Diefen Antrag auf F. 14. Nr. 3. des Vereins: 
Reglements für den Güterverkehr auf ben Eiſenbahnen Deutjchlandg 
vom 1. Dezember 1856 und auf ihren Tarif für die Beförderung 
von Gütern, welchen fih Klägerin im Frachtbriefe vertragsmaͤßig 
unterworfen babe. 

Nach dem Tarife gehört Guano zur II. Güterflaffe, die nur 
nah Wagenladungen von 100 Gentnern übernommen und tarifirt 
wird, umd wobei der Abjender das Heranbringen und Aufladen, 
der Empfänger das Abladen und en der Guͤter unter Auf 
ficht und Leltung der Angeftellten der Gefellſchaft zu bejorgen bat, 


20 * 
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(Tarif ©. 1. u. 3); das Vereins⸗Reglement aber bejtimmt ma 
gegebenen Orte: j 
„Bei ſolchen Gegenftänden, welche die Verſender felbi 
verladen haben, und bei joldhen, Die von den Empfin: 
gern jelbit abzuladen find?) — wird nur dan Gras 
geleiftet, wenn Der Verwaltung ein beſonderes Berjchulte 
nachgewieſen werden Tann.“ 
Kläger Befritt die Gültigkeit diefer Beftimmungen, weil ie 
dem $. 25. Des — vom 3. November 1838 und 
Dem Ärtikel 103. des Handelsgeſetzbuches, Die der öffentlichen Ort 
nung angehörten, zuwiderliefen, und das Königliche Landge 
richt als Handelsgericht erſter und letzter Inſtanz trat dieſer Ar 
ſicht in ſeinem Erkenntniſſe vom 14. Auguſt 1857 bei’). 


=) 8. 1. verweiſet auf die beſonderen Reglements rücfichtlich des Ani: 
und Abladens ganzer Wagenladungen. 

1) Die Entſcheidungsgründe defjelben waren folgende: „In Erwägung, daj 
den Gifenbahnen factifch ein Monopel der Verjendung und Beförderung gegeben 
iR, da der Verkehr eine folche Geflaltung gewonnen bat, daß das Publihm 
die Gifenbahn nicht wohl umgehen fann, vielmehr dielelbe benutzen mus; 

daß es daher Sache der Bejehgebung war, das Publikum durd ge: 
eglich feſtgeſetzten Garantien zu fügen und e6 au verhindern, ba; 
das den Eiſenbahnen factifch gegebene Monopol nicht zum Nachtbei 
der Staatsangehörigen ausgebeutet und biefelben nicht gezwungen wer: 
den, ſich irgend einer beliebten Bedingung zu unterwerfen; daß ein 
folhe Garantie audy durch das Geſetz vom 3. November 1838 gegebr 
ift, welches die Verhaͤltniſſe der Gifenbahn-Gefelifihaften zum Etaate 
und zum Publikum fetgeftellt Hat; 
daß der $. 25. dieſes Geſetzes die Geſellſchaft zum Erſatz für ale 
Schaden verpflichtet, welcher bei der Beförderung auf der Bahn an 
den auf bderfelben beförberten Perſenen und Gütern oder auch an au 
dern Perſonen und deren Sachen entiteht, und fodann verfügt, tab 
die Geſellſchaft fih von dieſer BVerpflihtung nur durch den Beweis 
befreien fann, daß der Schaden entweder dur die eigene Schuld des 
Beihädigten oder durch einen äußeren unabwentbaren Zufall bewirkt 
worden ift: 
dag der von der Beflagten angezogene $. 14. des Merans: 
Reglements, wonad fie bei ben datelbft näher bezeichneten Güter 
für deren Berluft nur dann einzuflehen hat, wenn ihr ein befonderes 
Verſchulden nachgewiefen werden kann, der Berfügung des g. 25. des 
Geſetzes vom Jahre 1838 geradezu entgenenfteht ; 
daß dieſe Beltimmungen in ihren Welgen einer Ausichliegung ber 
Haftbarfeit fait gleihzuftellen iR, da in den meiften Füllen ber Giges— 
thümer der Waare von dem Verfahren tes Bahnperfonals währen 
der Fahrt feine Kenntniß haben kann, und es demſelben nicht wehl 
möglich fein wird, der Geſellſchaft ein Verfhulden nadhzumerien: 
. „„ daß daher eine derartige Glaufel, ba fie die durch das bezogene 
Eiſenbahn⸗Geſetz dem Pubikum eroährte Garantie, wenn nicht ganz 
aufhebt, doch ſehr erheblich beſchraͤnft, als zu Recht beſtehend, nicht 
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(Anlage XXVI) 
_ In 


Erkenntniß 
des 
Rheiniſchen Senats des Geh. Obertribunald in Berlin v. 6. Juli 
1858 in Sachen der Köln-Mindner Eiſenbahngeſellſchaft Caffat. 
Klägerin gegen den Kaufmann Reinhold zu Düffeldorf Caffat. 
Verflagten. 


Mit Frachtbrief, am 12. May 1857 ausgeftellt, ſandte ber 
Spediteur Müler in Weſel 32 Ballen Guano im Gewichte von 
40100 Pfd. auf der Köln-Mindener Eifenbahn für Rechnung des 
Caſſations⸗Verklagten Reinhold an C. W. Haffeltruß in Düffel- 
dorf borthin, wo aber nur 80 Ballen anfamen. Reinhold ließ 
daher unter dem 30, Juli 1857 die heutige Gafjations-Rlägerin 
vor das Königliche Landgericht als Handelsgericht daſelbſt laden, 
um fih zum ehertherjaße der zwei Ballen mit 12 Thir. 21 Ser. 
nebft 68 Binfen vom Lage ber Klage und in bie Koften verurs 


theilen zu hören, ſubſidiatiſch erbot er den Beweis: 
daß die Verklagte in Weſel von dem Spebitenr Müller 
am 12. März 82 Ballen Guano zum Transport an Haf- 
feltruß in Düffeldorf für Rechnung des vuigens empfans 
en habe, und daß bei ber Ankunft in D: 
en 82 Ballen 2 Ballen fehlten. 


iſſeldorf von 


Die —S— beantragte bie Abweiſung der Klage, 
ſubſidiariſch ihre Zulaflung zum Benele: 

daß die Quantität Guano, wovon angeblih 2 Ballen 

verloren worden, von dem Verſenber reſp. von den durch 

enjelben beanfträgten Leuten verladen worden ſeien. 

te ‚biefen Antxag auf 8. . Nr. 3. des Vereins- 

den lehr auf den Eiſenbahnen Deutſchlands 

1856 und auf ihren Tarı ni die Beförderung 

ſich iagern Im Feadhtbriefe vertragsmaͤßis 

üb zur II. Oüferklaffe, die nur 


übernommen und tarifirt 
en und Aufladen, 


d ‚Güter unter us 
at ya Kelsrgen ot. 
R* 
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CTarif ©. 1. u. 3); das Vereind-Reglement aber beftimmt ma 
gegebenen Orte: . 
„Bei jolchen Gegenftänden, welche bie Verſender felbft 
verladen haben, und bei folden, die von ben Gmpfän- 
gern_felbit abzuladen find*) — wird nur dann Erſatz 
geleiftet, wenn der Verwaltung ein befonderes Verjdhulden 
nachgewieſen werden kann.“ 

Kläger Befritt die — dieſer Beſtimmungen, weil ſie 
tem $. 25. des Eiſenbahn-Geſetzes vom 3. November 1833 und 
dem Artikel 103. des Handelsgeſetzbuches, die der öffentlichen Ord⸗ 
nung angehörten, zuwiderliefen, und das Königliche Landge— 
richt als Sanbetspericht erfter und letzter Inftanz trat dieſer An- 
fit in feinem Erfeuntnifje vom 14. Auguft 1857 bei '). 






) 8. 1. verweifet auf Die befonderen Megfements rüdfiätlid des Auf: 
und Abladens ganzer Wagenladungen. 

1) Die Getferidungsgründe defielben waren folgende: „In Grmägung, dag 
den Gifenbafnen factifch ein Monopel der Verſendung und Beförderung gegeben 
iR, da der Verkehr eine ſolche Geflaltung gewonnen hat, daß das Publikum 
bie Giſenbahn nicht wohl umgehen kann, vielmehr diefelbe benugen muß; 

‚daß es daher Sache der Geſehgebung mar, das PBublıfum durch ger 
feetih fehgeeoten Garantien zu [hüpen und «6 zu verhindern, dag 
das den Gifenbahnen factifch gegebene Monopol nicht zum Machtbeil 
der Gtaatsangehorigen ausgebeutet und Diefelben nidjt gepmungen wers 
den, ſich irgend einer beliebten Bedingung zu unterwerfen; daß eine 
foldje Garantie aud) durch das Gejeg vom 3. November 1838 gegeben 
it, weldhes die Verhälmiiie der Cifenbapn-Gefelliaften zum Etante 
und zum Publikum feRgeflellt hat; 
daß der $. 25. diefes Geſebes die Gefellfhaft zum Erſad für allen 
Schaden verpflichtet, welcher bei der Bejörderung auf ber Bahn am 
den auf berfelben beförderten Perjenen und Gütern. aber J 
dern Serfonen und deren Sachen entfteht, und u 
die Geſellſchaft fh von dieſer Verpflichtung 
befreien fann, daß der Schaden entweder Durdh 
Beſchaͤdigten oder durch einen äußeren Anabı 
worden En n 

daß der von ber DBeflanten angen 
Neglenuents, wonad) fie bei den d 
für deren Berluft nur dann eittuflchen, 
Veriulden nachgeiviejen tverden fat, 
Gefepes vom Jahre, 1838 geradezu 

daß diefe Beftinmmungen ‚in 

Haftbarfeit fa gleichzuftellen iM 
thümer der Waare von dem 
der Fahrt feine Kenntniß haben R 
möglich} fein wird, der Gejell 

‚daß daher eine der 
Eiſenbahn⸗ Geſeh deu P 
aufgeht, doch chef 
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raths über jeine Entfiebung mit der Analogie ber Bes 
flimmungen des Allgemeinen Landrechts über die Haft 
barkeit der Baftwirthe, Schiffer, Fuhrleute und Poſten 
(Theil II, Titel 8, 5. 444 uf. 1734 uf. und am Ende, 
Titel 15. 88. 185.) motivirt worden ift; 

daß berjelbe ebenfoiwenig, wie dieſe Beftimmungen (vergl. 
Allgemeined Landreht Theil I. Titel 5, 8. 283, 292 folg. 348. 
Theil II. Titel 8. F. 448, 1625, 1744) das Verbot enthält, ver- 
tragemäßig andere Bedingungen ausdrücklich feftzufeßen, welche 
nad) der allgemeinen Regel, die der Artikel 1134. des Givils 
Geſetzbuchs für die Rheinprovinz ausgeſprochen bat, ald Specials 
Geſetz unter den Sontrahenten vollzogen werden müflen, bevor bie 
ſtillſchweigenden (gejeglihen) Wirkungen der betreffenden Ders 
tragsart Fir fie eintreten und ihren Willen ergänzen können; daß 
ein jolchye8 Verbot, welches in der Faſſung des F. 25, die ſich 
der gewöhnlichen Faſſung civilrechtlidyer VBertragsbeitimmungen ans 
ſchließt, nicht zu Anden ft, aus einem angeblichen Monopole ber 
Eiſenbahnen, Frachtzüter zu befördern, um jo weniger ſich herlei⸗ 
ten Lüßt, als dieſes Monopol nicht beiteht, uud nach Der von dem 
vorigen Nichter nicht bezweifelten Behauptung der Gafjationge 
Klägerin gemäß dem Gingange ihred Tarif den Frachtgebern 
überdies frei fteht, und inöbefondere dem Caſſations-Verklagten 
freiftand, die Erjaßpfliht der Eiſenbahn-Geſellſchaft für Verluſt 
und Schaden durch Zahlung eines höheren Tarifſatzes gleichfalls 
zır erhöhen und an ſtrengere Bedingungen zu Enüpfen; 

daß die Eigenthümlichkeit des 6. 25. überhaupt nur in dem 
Schlußſatze beiteht, wonach die Eiſenbahn-Geſellſchaften gejchlich 
auch für gewiſſe Yufälle haften follen, im Uebrigen aber derfelbe, 
joweit er bier in Betracht fommt, fich in wejentlicher Weberein- 
flimmung mit Artikel 103. des Handelsgeſetzbuches und Artikel 
1784 des Civil-Geſetzbuches befindet, Die ebenfalls der Regel bes 
Artifeld 1134. Des Civilgeſetzbuches untergeortnet find und feine 
der Ausnahmen davon enthalten, weldye im Artikel 6, 1133, 1172 
dafelbit im Allgemeinen vorgefehen und in bejonderen Verbotöge- 
jegen zur Anwendung gebracht find; 

daß ein Widerſpruch der fraglichen Vertrags-Clauſel mit der 
Sittlichkeit und Der öffentlichen Ordnung an ſich von Dem vorigen 
Nichter nicht angenommen wird und Verbotsgeſetze außer dem 
Etrafrechte nur daran zu erfennen find, Daß fie ein Gejchäft oder 
eine gewiſſe Willensbeftimmung in Demfelben für ungültig ober 
wirkungslos erklären, Die ohne diefe pofitive Unterfagung vermöge 
der Vertrags: und Verfügungs-Freiheit vechtsbeftändig fein würde; 

Daß demgemäß die Ausdrudsweife der Verbotsgejeße fie un- 
werdentig als Ausnahmen von den übrigen Gen unters 
—B welche das Privatrecht regeln, weil und inſoweit der 
erlaubte Privatwille der Betheiligten dieſe Regelung unterläßt und 
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damit Rijhweigend auf die Geſeße hiy weiſet , wie beiſpielshalber 
aus einer Vergleichung der Artikel . 791. 815. 1527. 1628. 
1660. 1674. 1480. 1811. 2078. 2088. 2220. des Givilgeſetzbuches 
erhellet; 
daß dagegen das Verbot einer Vertragsbeſtimmung, die von 
einer geſetzlichen Vertragsregel abweicht, nicht ſchon daraus folgt, 
daß bei anderen ähnlichen Geſetz-Artikeln die Vertragsfreiheit der 
Partheien ausdrücklich anerkannt iſt (wie in Artikeln 1627, 1643, 
1772 folg. 1803 des Civil⸗Geſetzbuches, Artikel 98, 100, 330, 
388 des Handelsgeſetzbuchs) indem aus der gelegenheitlichen Gr- 
innerung an Die grundjäglide Regel in einigen Fällen ein 
Schluß auf das ftilfchweigende Dafein einer Ausnahme von der 
Regel in anderen Fällen unzuläffig ift, und in Grmangelung be 
züglicher Aeußerungen des Geſetzes überall nur die Negel, niemals 
die Ausnahme felbitverftändlich fein Tann, daß Demnach der Ar: 
titel 103. bed Handelsgeſetzbuches und Artifel 1784 des Givilge 
ſetzbuchs ebenſo gewiß ihre Ergänzung im Artifel 1134 des Givil: 
geſetzbuches ftillichweigend finden, wie die Artifel 99. Des Handel! 
gejeßbucyes und 1784, 1953, 1954, des Bivilgejeßbuches nebit 
vielen andern, und wie bie Artikel 98, 100, 330, 398 des Han 
delsgeſetzbuches unter andern die Worte: 
»s’il n’y a convention contraire« 
aus dem Grundſatze des Artifeld 1134. cit. abgeleitet haben; daß 
auch nur in diefem Sinne die eben geraten Beſtimmungen fid 
im Einflange mit ihrer Duelle, dem Roͤmiſchen Rechte befinden; 
(L. 23. D. de Reg. Juris. — L. 7. pr. D. Nautae, caupones) 

daß nach allem dieſem das angefochtene Urtheil Deu 8. 25. tes 
Geſetzes vom 3. November 1838 unrichtig ausgelegt, Ten Artıfel 
1134 des Civil-Gefetzbuches verlegt hat und von den Arrifeln 
1782, 1784 daſelbſt und 103 des Handelsgejeßbuches +) ober 
Ionftigen Gründen nicht getragen wird, ſonach der Vernichtung 
unterliegt 5); 

daß Die Sache jedoch zu einer endlichen Entjcheidung noch 
nicht reif erjcheint, da in der Anftanz über die einander entgegen: 
ftehenden thatfähhlichen Behauptungen Hinfichtlih Der Uebergabe 





m — — 


4) Die Art. 1782, 1784 und 103 finden ſich S. 52. u. 53. abgedruckt 
Art. 1134 lautet: Geſetzlich abgeſchloſſene Verträge gelten für die, welche Re 
eingegangen haben, als Geſetze. 

5) Vgl. mit den vorflehenden Entſcheidnugsgründen diefes dem Merfaller 
nachtraͤglich befannt gewordenen und erit längere Zeit nad) [dem Drude des 
Bogen 4 des 2ten Theild gegebenen Grfenntnijies, die Ausführungen ın den 
$S. 11 u. 13, welches durchaus au denfelben Refultaten führen. Dieſelbe Ar- 
ſicht Hat Goldſchmidt, vgl. civiliſiſches Archiv Jahrg. 1858. S. 406— 410. wegegen 
dortſelbſt S. 400, Beſchorner feine von mir S. 4. dieſes Werks befänipfte Ant 
wiederholt entwickelt. 
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und Verladung des flreitigen Guano in Weſel und die daraus für 
die Verjchuldung der Caſſationsklaͤgerin etwa berzuleitenden Nach⸗ 
weiſe zuvörderft noch verhandelt werben muß. 

Aus diefen Gründen kaffirt das Königliche Ober-Tribungl, 
fünfter Civil-(Rheiniſcher) Senat das Urtheil des Königlichen 
Landgerichts zu Düſſeldorf, als Hanbelögericht fungirend, vom 
14. Auguft 1857, verordnet die Rückgabe der hinterlegten 
Suceumbenz= Gelder und verurtheilt den Kaſſations-Verklagten 
in die Koiten des Kaflationg-Verfahrend; verweijet jodann die Sache 
jelbit zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das Koͤnig⸗ 
liche Handelggeriht zu Elberfeld. Die Koften des Kaſſations⸗ 
Verfahrens werben auf 57 Thlr. feſtgeſetzt. Stempelfrei, da ber 
GStreitgegenftand Die Summe von 50 Thalern nicht erreicht. 


Anlage XXVII. 


U 


Erkenuntniß 


des 
Caſſations⸗Hofs in Darmſtadt vom 8. Februar 1858*). 


Ein Kaufmann in Magdeburg übergab der dortigen Eifenbahns 
Verwaltung ein Faß Sprit im Gewicht von 436 Pfd. zur Be 
fürderung an einen Specereihändler in Mainz mit Srachtbrief vom 
29. Septbr. 1854, welcher auf den mitteldeutjchen Eijenbahnverband 
ald Frachtführer ausgeftellt war. In Frankfurt; an der Grenze 
dieſes Verbands angelangt, wurde dad Faß von Der Verwaltung 
der Taunus-Eiſenbahn zur Beförderung nach Mainz übergeben. 
Auf dem Sradtüniete fand ſich bier angeblih von der Verwaltung 
der Main:Wejerbahn herrührend, Die Notiz: „das Faß Fam bier 
in einem ſehr ſchlechten Zuftande an. Das hier ermittelte Gewicht 
beträgt nur 399 Pfund. Frkft. M. W. Eifenbahn“, 

18 das Faß dem Befteller in Mainz zukam, verweigerte er 


*) Mol. Goldſchmidts Zeitfhrift für das gefammte Handels⸗R. Bd. I. 
S. 377 fg. 
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die Annahme, weil e8 (nur noch 218 Pfund wiegend) ſtark aus 
gelaufen war. 

Der Adreſſat, welder auf Bezahlung Des Preifes des ihm 
auf jeine Gefahr überfantten Sprit8 vom Abfender angegriffen 
wurde, klagte bei dem Handelögericht zu Mainz gegen die Taunus 
Gifenbahn-Gejellichaft auf Schatend-Erfag, da biefe Das Kap zur 
Weiterbeförderung übernommen und ſich Damit für Die richtige Ab 
lieferung am Beſtimmungsorte verbindlich gemacht Habe. 

Verklagte beftritt 

1) die Begründung der Klage, fih darauf ſtützend, fie hab 
überhaupt nicht für den Defect des ihr laut Der Notiz au 
dem Frachtbrief in ſchlechter Beichaffenheit übergebeuen Faſſei 
zu haften, oder doch wenigſtens nicht für Den BBerluft m 
Gewicht, der bereitö bei der Uebernahme vDeffelben einge 
treten geweſen Sei. 

2) Subfidiär erbot fie fi) zu dem Beweile, Daß Die ermähnt 
Notiz von Seiten der Berwaltung der M. W. Bahn auf te 

rachtbrief geſetzt worden fei. 

3) Schließlich machte fie Einredeweije geltend: nach 8. 12. Bei.t 
des Neglements für den Gütertransport auf der Taunusbahr 
werde Kir „Leccage” nie Srap geleiftet. 

Das Handeldgericht erfaunte jedod die Garantieflage für be 
gründet und verurtheilte die Taunusbahn zum vollen Schadens 
erſatze, das Obergericht beftätigte auch auf ergriffenen Appel 
der Tdunus-Giienbabn-Gejellfchaft tiefes Erkenntniß Durch Urtbei 
vom 19. Juli 1856 aus folgenden Gründen: 

Zu 1. Nach den Statuten der Taunus-Eiſenbahn wie bei 
mitteldeutjchen WBerbants würden Güter in mangelhaften Zu 
ftande nur ausnahmsweife auf Gefahr Des Aufgeber: 
befördert und zwar nur wenn er ſich diefer Bedingung und ber 
Haftung für jeden Gewidtöverlujt, jowie für jeden turd 
den mangelhaften Zuftand entfichenten Schaden Durch eine mi 
feiner Unterfchrift veriebene Erklärung ausdrüdlich untenverfe!) 
Da eine folche fchriftliche Erklärung des Aufgebers nicht vorliege, 
jo müſſe bis zum Beweiſe ded Gegentheild angenommen werten, 
daß das Faß in gutem Zuftande der Geſellſchaft zur Meiterbe: 
förderung übergeben worden fe. in Beweis tes Gegentheils 
fönne nicht in jener Notiz auf den Frachtbriefe liegen, da nicht 
erbelle, taß fie darauf von Der Berwaltung der Main-Weſer-Babn 
und zwar bereitd vor der Uebergabe des Faſſes an die Taunus— 
bahn geſetzt worben ſei. 

Zu 2. Das Erbieten der Taunusbahn zum Beweis, daß jene 


1) Bol. $. 44. und insbeſondere $. 84. bei Anm. 7 (S. 291). 


Get. b. Qaf. Hofs in Darmit. v. 8. Fer. 1858. (Anl. AXVIL) 318 


und Verladung des ftreitigen Guano in Weſel und bie baraus für 
die Verjchuldung der Gafjationsklägerin etwa herzuleitenden Nach⸗ 
weife zuvörderft noch verhandelt werben muß. 

Aus diefen Gründen Faffirt das Königliche Ober-Tribunal, 

infter Civil: (Mheinifcher) Senat das Urtheil des Königlichen 
'andgerichtd zu Düffeldorf, ala Handelsgericht fungirend, vom 
414. Auguft 1857, verorbnet die Nüdgabe der hinterlegten 
Succumbeng- Gelber und verurteilt ben Stafjations=Verklagten 
in bie stojten des Kaſſations-Verfahrens; verweiſet ſodann dic Sache 
ſelbſt zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das König: 
Tiche Sandelsgericht zu Elberfeld. Die Koften des Kaſſations— 
Verfahrens werben auf 57 Thlr. feftgejeßt. Stempelfrei, da der 
Streitgegenftand die Summe von 50 Thalern nicht erreicht. 


Anlage XXVIL. 
— 


Erkenntniß 


des 
Caſſations⸗Hofs in Darmftadt vom 8. Februar 1858*). 







Ein Kaufmann in Magdeburg übergab der dortigen Gifenbahns 
Verwaltung ein Faß Sprit im Gewicht von 436 Pfd. zur Be— 
förderung an einen Specereihändler in Mainz mit Frachtbrief vom 
29. 1854, er auf den mitteldeutſchen Eifenbahnverband 

ihrer a ar. In Frankfurt, an der Grenze 

wurde das Faß von der Verwaltung 

g nad) Mainz übergeben. 

lich von ber Verwaltung 

as Faß kam bier 

ermittelte Gewicht 
bahn“, 






Im, verweigerte er 


mie Handel R. Vo. 
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die Annahme, weil e8 (nur noch 218 Pfund wiegend) ſtark aus 
gelaufen war. 

Der Adreſſat, welcher auf Bezahlung bes Preifed des ihm 
auf feine Gefahr überfantten Sprits vom Abfender angegriffen 
wurbe, klagte bei dem Handelögericht zu Mainz gegen die Taunuss 
Gifenbahn-Gefelljchaft auf Schadens⸗Erſatz, da dieſe Das Faß zur 
MWeiterbeförderung übernommen und ſich Damit für die richtige Äb⸗ 
lieferung am Beſtimmungsorte verbindlich gemacht babe. 

Verklagte beftritt 

1) die Begründung ber Klage, fi) darauf flüßend, ſie babe 
überhaupt nicht für den Defect des ihr laut der Notiz auf 
dem Frachtbrief in Fchlechter Beichaffenheit übergebenen Faſſes 
zu haften, oder doc, wenigitensd nicht für den Berluft an 
Gewicht, der bereitö bei der Uebernahme Ddefjelben einge 
treten gewejen jet. 

2) Subfidiär erbot fie fih zu dem Beweile, daß die erwähnte 
Notiz von Seiten der Verwaltung der M. W. Bahn auf den 

rachtbrief geſetzt worden fei. 

3) Schließlich machte fie Einredeweife geltend: nad 8. 12. Bof. 6. 
des Reglements für den Gütertrandport auf der Zaunusbahn 
werde Kir „Leccage“ nie Sriap geleiftet. 

Das Handelsgericht erkannte jedoch die Garantieflage für be- 
gründet und veruxtheilte die Taunusbahn zum vollen Schadens 
erfage, das Obergericht beftätigte auch auf ergriffenen Appell 
der Taunus-Gifenbahn-Befelichaft dieſes Erkenntniß durch Urtheil 
vom 19. Juli 1856 aus folgenden Gründen: 

Zu 1. Nach den Statuten der Taunus-Eiſenbahn wie bes 
mitteldentjchen Verbands würden Güter in mangelhbaftem Zu— 
flande nur ausnahmsmweife anf Gefahr des Aufgebers 
befördert und zwar nır wenn er fich diefer Bedingung und Der 
Haftung für jeden Gewichtsverluſt, jowie für jeden durch 
den mangelhaften Zuftand entſtehenden Schaden durch eine mit 
jeiner Unterfchrift verjehene Erklärung ausdrückl ich unterwerfe 1). 

a eine ſolche ſchriftliche Erklärung des Aufgebers nicht vorliege, 

ſo müſſe bis zum Beweiſe des Gegentheils angenommen werden, 
daß das Faß in gutem Zuſtande der Geſellſchaft zur Weiterbe— 
förderung übergeben worden ſei. Ein Beweis des Gegentheils 
könne nicht in jener Notiz auf dem Frachtbriefe liegen, da nicht 
erhelle, daß fie darauf von der Verwaltung der Main-Weſer-Babn 
und zwar bereitö vor der Uebergabe des Faſſes an die Taunus: 
bahn gefeßt worden ſei. 

Zu 2. Das Erbieten der Taunusbahn zum Beweis, daß jene 


— — — — — — 


1) Bgl. $. 44. und insbeſondere $. 84. bei Anm. 7 (S. 291). 
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Notiz auf dem Frachtbrief von ber M. W. Bahn hergerührt habe, 
ſei als unerheblich zurüdzuweifen, indem 

a) felbft wenn das Faß in einem fo fchlechten Buftande 

iewefen fei, wie ſolches in jener Notiz angegeben, bie 
Eunusbahn nad) franz. wie nach römijhem Recht verbunden 
jewejen fei, dafür zu ſorgen „ daß das Frachtgut in einen 
juſtand gerrag werde, der weitere Verluſte verhüte; 

b) dadurch, daß die Taunusbahn auf den Frachtbrief hin, mit 
welchem das Faß in Magdeburg der Eifenbahn übergeben 
wurde, direkt deſſen Veförberung an den Adrefjaten über- 
nommen habe, ſei dieſelbe in alle Verbindlichfeiten des 
Frachtführers aus jenem Frachtbriefe für den ganzen Trans» 
port von dort an eingetreten, und ſei biejelbe daher nicht 
blos für den Manco, der fi) von bem Zeitpunfte an ergab, 
wo fie bie Weiterbeförberung bes Faſſes übernahm, fondern 
aud für den Manco eriaßpflichtig, der bereits bei 
der Uebernahme eingetreten war. 

Zu 3. DieEinrede, daß für Leccage nach dem Güterreglement 
der Taunnusbahn Fein Erſatz geleiftet werde, wurde als unbegründet 
verworfen. Denn unter „Leccage“ könne ſowohl nad allgemeinem 
Spradygebrauche, als audy nach jenem Reglement nur ein in Folge 
bes Verletzens des Faſſes eintretendes Iangfames Ausrinnen, Aus: 
tröpfeln oder Ausfidern feines Inhalts, keineswegs aber ein Auds 
laufen, wie hier, verjtanden werben. Dieſe Auslegung fei nmfos 


mehr als die richtige arufehen, als Die Bedingung, daß bie mit 
N 


Gütertransport ich befaſſende Eiſenbahn, weldyer der Staufmann 

fein Gut anvertrauen müffe, nie für Leccage hafte (wollte man 

dieſe Bedingung in dem ausgedehnten Sinne nehmen, den ihr bie 

Taunusbahn beiqulegen fuche) als eine der öffentlichen Ordnung 

und den guten Sitten zuwiberlaufende Stipulation erachtet werden 

müßte, indem dann aud) das sus ein grobes Verſchulden 

der transportirenden Eiſenbahn oder ihrer Leuie verurſachte Aus— 

laufen keinen Rückgriff begründen würde, einer ſolchen Stipulation 

aber nach ben Geſetzen aller Staaten, namentlich auch nad) römischen 

und zöfifchem Rechte, Feine Geltung zugeftanden werben könne. 

bgeſehen von der proceſſualiſchen Frage, ob eine aus dem 

Transport erwachiende Differenz Handelsſache fei, ergriff bie 

Taunusbahn in Beziehung auf die fo eben unter Nr. 1 u. 3. 

j n te Caſ A me ei par Caſſationshof zu 
end gemacht wurde: 

Ki Frage: das DO. ©. babe dadurch, 

on ihr bezüglich ber Ueber: 

die ein qualificirtes Ges 

ibgleich es fi) von einer 

bei bem vorliegenden 

Beragungd Bene 
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Zu 2. wird ausgeſprochen, „daß alerbing, wenn ber ſpaͤtere 
Frachtführer anf denfelßen Fradhıtbrief hin bie Weiterbeförberung 
übernimmt, er Damit demjenigen gegenüber, für welchen transportirt 
wird, anerkennt, daß ibm die Waare in bemjelben Zuftande über 
ũefert worden fei, in welchem ‚fie bemfelben gemäß urfprünglich 
zum ‘Transport übergeben worden, und baß er biejem gegenüber 
nicht Einwände aus Beihädigungen ſchöpfen kann, welche bie 
Waare während des Transporte der früheren $rachtführer erlitten 
haben fell“ *); ‚ . J 

„Tab dieſes aber eine Ausuahme erleidet, wenn ber ſpaͤtere 
Frachtfuͤhrer Die Waare von dem früheren nur übernommen hat, 
nachdem auf dem Frachtbrief der Buftand ber Waare bei ber 
Uebernahme conftatirt war, indem er daun in Folge dieſes Zuſatzes 
einem neuen Frachtbriefe gleichfteht und den jpätern Frachtführer 
nur verbindet, die Waare in dem Zuftanbe zu überliefern, im 
welchem fie ihm nad) diefem Zuſatze überliefert wurde 5). — 

In Erwägung daher, daß der von ber Gafjationd-stl ägerin 
angebotene Beweis, da jene Notiz von der Verwaltung der Main 
MW. Bahn vor ober bei Uebergabe des Falles dem Frachtbrief 
beigefügt worben, ein erheblicher war, wurde bas Urtheil des 
Obergerichts inſofern caſſirt, ald bie Gafjations-Klägerin ohne 
Berüdjichtigung jenes Anerbietens, ſofort aud) bezüglich jenes 
Anerbietens, fofort audy bezüglich jenes Mancos als erjagpflidtig 
erfannt worden, unb ausgeſprochen daß die Taunusbahn zu dem 
Beweiſe zuzulafjen fei: daß Die auf dem vorliegenden Fracht— 
briefe Yelindlige Notiz der Verwaltung der Main-Wejer 
Bahn vor oder beillebergabe des Faffes an die Taunus— 
bahn auf daſſelbe gejegt wurde“ °). 





Diefe Grundiäge find diejenigen, welche auch der d. H. G. 8. 
5. zur Ancefennung bringen will (vgl. ©. 328). — Wenn auf 
. 103. des Code de comm. (Handelsgeiehb.) nichts davon fagt, daß ber 
Frachtfuhret für den Zwiſchenftachtfüͤhrer haftet („Le voiturier est garant de 
In perte des ohjets ü transporter, hors les ens de Ia force ınsjeure. Il es 
garant des avaries autr ue celles qui proviennent du vice pro la 
chose, ou de la forer majeure“) abmeidend von Art. 99, welder 
Spediteur (Commissionuirex pour les transports) handelt (z 
faits du commissionnaire intermediaire auquel il adrösse 
fo bätte doch das D. A. Gericht wie gefchehen“ 
fofern die Verwaltung der anjcliehenden Bahn burdy bie 
nahıne des Guts eine ihr an id wicht obliegende fi 
gl. $. 19b. anı Ente und dafelbit Am. 23m, (€ 
6) Uebernimmt femit ein rachtführer 
auf ihn lautenden Fracptöriefs die weitere BD 
er damit dem gegenüber, für weldentram 
Zuſtande überliefert worden fei, in wel 
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(Anlage XXVI) 
ES nV nn "ERBE 


Erkenuntniß 
des 
Rheiniſchen Senats des Geh. Obertribunald in Berlin v. 6. Juli 
1858 in Sachen der Köln-Mindner Eiſenbahngeſellſchaft Caffat. 
Klägerin gegen den Kaufmann Reinhold zu Düffeldorf Caſſat. 
Derflagten, 


Mit Frachtbrief, am 12. May 1857 ausgeftellt, jandte der 
Spediteur Müller in Wejel 82 Ballen Guano im Gewichte von 
10100 Bid. auf der Köln-Mindener Eijenbahn für Rechnung des 
Safjationd-Berflagten Reinhold an ©. W. Hafleltruß in Düffele 
dorf dorthin, wo aber nur 80 Ballen ankamen. Reinhold ließ 
daher unter dem 30. Juli 1857 die heutige Caſſations-Klaͤgerin 
vor das Königliche Landgericht als Handeldgericht bafelbft Laden, 
um ſich zum Wertherſatze der zwei Ballen mit 12 Thlr. 21 Ser. 
nebft 63 Binfen vom Tage der Klage und in die Koften verur: 
theilen zu Faith , Jubfidiarifch erbot er den Beweis: 

daß die Verklagte in Mefel von dem Spediteur Müller 
am 12. März 82 Ballen Guano zum Transport an Haf- 
jeltruß in Düfjeldorf für Rechnung des Klägerd empfan- 
en babe, und daß bei der Ankunft in Düffeldorf von 
en 82 Ballen 2 Ballen fehlten. 

Die a  lennatı beantragte die Abweiſung der Stlage, 
ſubſidiariſch ihre Zulaffung zum Beweile: 

daß Die Duantität Guano, wovon angeblih 2 Ballen 
verloren worden, von dem Verſender rejp. von den durch 
denſelben beauftragten Leuten verladen worden feien. 

Sie fügte diefen Antrag auf $. 14. Nr. 3. des Vereins⸗ 
Reglements für den Güterverkehr auf ben Eiſenbahnen Deutjchlandg 
vom 1. Dezember 1856 und auf ihren Tarif für die Beförderung 
von Gütern, welchen ſich Klägerin im Frachtbriefe vertragsmäßig 
unterworfen babe. 

Nad) dem Tarife gehört Guano zur IL Güterflaffe, die nur 
nah Wagenladungen von 100 Sentuern übernommen und tarifirt 
wird, und wobei der Abſender das Heranbringen und Aufladen, 
der Empfänger das Abladen und Wbholen der Güter unter Auf⸗ 
ficht und Leitung der Angeftellten der Gefellſchaft yx Senrgen at, 


M 
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Verklagte ließ die Eiſenbahn⸗Geſellſchaft zu ſeiner Vertretung bei⸗ 
laden; die Eiſenbahn-Geſellſchaft erklaͤrte ſich bereit, ihren Fracht⸗ 
eber mit dem reglementsmäßigen Normalſatze zu entſchädigen, 
Beftrit aber jede höhere Schadenserſatz⸗Pflicht. Weit —*— 
hierauf beſtritt dann auch der Düfleldorfer Spediteur, daß er feinem 
Gommittenten einen höheren Schadenserſatz, ald ihm felbft von 
der Eiſenbahn-Geſellſchaft gewährt werde, zu leiften habe. Das 
Elberfelder Handlungshaus beftand indeß auf dem vollen Werth 
erſatz und führte dafür an: der Art. 98. des Handelsgeſetzbuches 
beftimme, daß ter Spediteur für Verluſt und Schäden des Fracht 
utes einzuftehen habe, wenn nicht das Gegentheil in dem Fracht 
Briefe ausbedungen fei oder höhere Gewalt vorliege. Der Art. 9, 
dafelbft orbne ferner an, Daß der Spediteur auch für Zwifchen 
PVerjonen, deren er fi) zum Transport bediene, haften muͤſſe. 
Wenn der Spediteur, weil er fich der I lichen Glaufel der Fracht 
briefe unterworfen habe, die Eiſenbahn⸗-Geſellſchaft nicht für den 
vollen Werth des Ballens Seide in Anfprud) nehmen fönne, jo 
liege eine ähnliche conventionelle Modificrung der gefeßlichen 
Schadenserſatz⸗Pflicht jenes Spediteurg gegenüber jeinen Gommittenten 
nicht vor, und koͤnne überhaupt nicht angenommen werben, da der 
Spediteur durch die ohne Ermächtigung einer Gommittenten unter 
laſſene Verſicherung den Rechten der letzteren nichts habe vergeben 
koͤnnen. — Der Spediteur juchte diefe Ausführungen principiel 
zu befämpfen!), machte dann aber noch thatfächlich befonder 

eltend: daß zwiſchen Düſſeldorf und Elberfeld in Folge des 

iſenbahn⸗Betriebs jede andere regelmäßige Transport-Gelegenheit 
aufgehört habe, daß auch in dem ſchon längere Zeit vor dem 
Verſandt des entkommenen Ballens beftandenen Gejchäftsverfehr der 
Parteien die Beförderung ftetd per Eiſenbahn bewirkt, Dabei nie 
mald eine Verjiherung genommen und Dagegen von Den: Eiberfelte: 
Sant umgebaufe andy niemal3 etwas erinnert worden fei. Mit 

Gficht auf Diefe von dem Spediteur auch bewiefenen thatfächlichen 
Umftände nahm Das fönigliche Handelsgericht zu CIberfeld, indem 
ed die Eiſenbahn-Geſellſchaft Bloß zur Zahlung ihres reglementz: 
mäßigen Normaljages verurtheilte, weiter an, Daß der Spediteur 
ftilichweigend ermächtigt gewefen fei, Die Beförderung Des Ballenz 
Seide auf Gefahr des Adrefjaten, fo wie gejchehen, zu bewirken 
und wies auch Den Anſpruch des letzteren auf Erfab des vellen 
Werthes ab. Auf Die von dem Elberfelder Handlungshaufe gegen 
feinen Speditenr eingelegte Berufung beftätigte auch Der rheiniſche 
Appellations-Gerichtshof die erfte richterliche Entſcheidung, 


1) Bgl. den allgem. Deutſch. Handelsgeſezb. Entw. Art. 357. Abſ. 3, 
welder die im vorliegenden Werke ($. 19c. ©. 98. Abf 2) erwähnte Beftime 
mung des Preuß. Handelsgeſetzb. Entw. adoptist hat. 
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Seitens der Köln- Mindener Bijenbahn - Gefellichaft wurbe 
gegen dieſes Urtheil der Caſſations⸗Recurs ergriffen, welcher 
auf Verlegung reſp. falfche Anwendung des 6. 25. des Gejehes 
vom 3. November 1838, der Artikel 6. 1133. 1134. 1172. 1784. 
des Civil⸗Geſetzbuchs und der Artifel 101. und 103. des Handels: 
geſetzbuchs gegründet wirb 2). ' 


— — — — — — 


angeſehen werden Tann, vielmehr als dem Prohibitiv-Character des 
Geſetzes zuwider, jeder rechtlichen Wirkſamkeit entbehrt ; 

in Erwägung, daß daher die Verklagte ſich auf den 6. 14. des 
Neglements nicht beziehen kann, und biefelbe, da das Abhandens 
fonımen der zwei Ballen Guano refp. deren angegebener Werth von 
R nic beftritten If, dem Antrage des Klägers gemäß zu verurs 
theilen ill. 

wird Die zu Köln domicilirte Kölns Mindener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, vers 
treten durch ihre Direction in Köln, jur Zahlung ven 12 Thir. 21 Egr. 
nebn den Zinfen zu 63 vom Tage der Klage, 30 Juli 1857 ab, an den Kläger 
verurtheilt und bderjelben die Koften zur Laſt gelegt. 

2) 58 wird ausgeführt, daß der $. 25. des Geſezes vom 3. November 
1838 feine Prohibitiv-Beſtimmung enthalte, nur fubfidiar in Ermangelung bes 
züglicher Vertrags ˖beſtimmungen gelte, daB eine foldhe unter den Partheien im 
$. 14. des Reglements yemäß der ihatfädhlichen Feſtſtellung des vorigen Miche 
ters über den Inhalt des Frachtbriefes und Artifel 101. des Handelsgefeßbuche 
beſtehe, nnd daß bdiefelbe weder gegen bie öffentliche Ordnurg, noch gegen bie 
guten Eitten verftoße, folglih nady den Artifeln 1134, 6, 1133 u. 1172 des 
Civil-Geſetzbuchs das Geſetz der Partheien fei. Ebenſo feten die Artifel 1784 
des Civil⸗Geſetzbuchs u. 1303. des Handelsgeſetzbuchs nur fubfidiärer Natur, 
feine Verbotsgeſetze Durandon I. Nr. 31). . 

Der Zwei des S. 25. des Giſenbahn⸗-Geſetzes fei die Seleitigung ber Zwei⸗ 
fel, ob und in wie weit die in den allgemeinen Geſetzen über die Erſatzpflich⸗ 
tigkeit des Frachtführers gegebenen (fubitdiärer) Vorſchriften auch auf den 
Eiſenbahn-Verkehr anmendbar feien und verändere feinesweges den Character 
diefer VBorfchriften, der nicht Nillfchweigend zu einem probibitorifchen habe wers 
den fönnen, wenn felbit die Eiſenbahnen das von dem Landgerichte mit Unrecht 
vorausgeſetzte Monopol wirklich hätten. Binen dolus oder eine gleichfichende 
culpa, welde nad L. 23. D. de Reg. Juris, Artifel 1116, 1596, 1597, 1628 
des Civil⸗Geſetzbuches von der Haftbarfeit der Gontrahenien nicht ausgenommen 
werden dürfe, behaupte das Landgericht felbit nicht und fer un fo weniger in 
Frage, als die Wagenladung nit nah der Etüdzahl, fondern im Ganzen 
übeınonmen worden, dem Verſender die Verladung, dem Gınpfänger die Abs 
ladung überlaſſen gewefen fei, Die VBorausfegungen des mehr genannten $. 25, 
fowie der Artikel 1734 des Civil⸗Geſetzbuches u. 103. des Handelsgefegbuches 
lügen daher auch gar nicht vor, — (Urtheil des Pariſer Kajlations«-Hofes vom 
27. Dereımber 1848 bei Sirey 1849 1. 612.) und nm fo gewiſſer fei die in 
Nede ſtehende Vertrags-Clauſel dadurch nicht verboten. Nah dem Tarif ©. 1. 
babe es übrigens dem Gajlationsverflagten freigellanden, die Garantie der 
Sejellihaft für den Transport des Guano durch Aufgabe deſſelben in einer 
hebern Güterklaſſe, 3 3. Nr. IH, gleichfalls zu erhöhen. 

dur die entwidelten Grundſätze bezieht Ks Gafjations:-Klägerin noch auf 
dic hieñgen Urtheile von 16. März 1852, 18. März 1853 und 21. März 
1654, (Archiv 47, 2, 35—48, 2, 40. u. 49, 2, 112) und trägt an: 

das angegriffene Urtheil zu cafiiren, die Rüdgabe er \niediraen 
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Ücbereinkommen 


zwifchen den zum Deutihen Eifenbahn-Vereine gehörenden Ber: 
waltungen über den direkten Güter-Verfehr, vom 21. Juli 1856, 





641. Die zum Deutſchen Eiſenbahn⸗Verein gehörigen Eiſen, 
bahn⸗Verwaltungen verpflichten fih, bas_vorftehende Reglement 
für den Güterverkehr zur Ausführung zu bringen. 

Das genannte Reglement beftimmt das VBerhältniß ter 
fammtlihen Gijenbahn= Verwaltungen zum Publifum; dieſes 
Uebe reinkommen in Verbindung mit dem Reglement beftimmt 
das Verhältniß der betreffenden Gifenbahn-Bermwaltungen 
anter ſich, binfichtlih der ans dem Reglement entjpringenden 
Rechte und Pflichten. 

$. 2. Rüdfichtlih des $. 1. des Reglements ift man überein 
gelommen, baß bie Umlabung der @üter beim Uebergange von 
einer Bahn auf eine andere möglichft vermieden werden fol, foweit 
das ee berjelben in denſelben Wagen zu ihrer Conſer 
vatton oder fchnelleren Beförderung beitragen kann. 

Die Verwaltungen geftatten zu Diefem Zwede gegenfeitig, daß 
fremde Wagen auf ihre Bahn und ihre Wagen auf fremte 
Bahnen übergehen, a der Controle über Die Sicherheit 
der Wagen und mit der Beichränfung, daß eine Verwaltung mr 
bann verbunden ift, ihre Wagen auf eine fremde Bahn übergehen 
zu laffen, wenn ihr eigener Dienft e8 geltatte. 

Den benachbarten Verwaltungen bleibt überlaffen, fich über 
die näheren Bedingungen des Ueberganges zu einigen. 

Zur Beichleunigung des Meberganges der Direkt expedirten 
Güter werden die benahbarten Verwaltungen ſich über geeignete 
Gontrole gegenüber dem Beamten: PBerjonale verftändigen. 

). 3. Ueber die fih aus der Bellimmung des ©. 2, tes 
Reglementd ergebenden Ausnahmen von ber Beförderung auf jeder 
der Bahnen werben die fämmtlichen Verwaltungen fid) gegenfeitig 
Mittheilung machen. 

. a. Die im $. 5. des Reglements erwähnte Sonventional: 
firafe fällt pro diligentia der entdedenden Verwaltung zu. 

6. 5. NRüdfichtlic Des F. 6. des Neglements wird Die Ber 
waltung.der jetesmaligen Aufgabe-Station darauf halten, daß bie 
Legitimdfiond-Papiere der Sendung in Ordnung find; Die Ber: 
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raths über ſeine Entſtehung mit der Analogie der Be 
ffimmungen des Allgemeinen Landrechts über die Haft 
barteit der Gaſtwirthe, Schiffer, Fuhrleute und Poſten 
(Theil II, Titel 8, 5. 44 uf. 1734 uf. und am Ende, 
Titel 15. 88. 185.) motivirt worden ift; 

daß berjelbe eben owenig, wie dieſe Beſtimmungen (vergl. 
Allgemeines Landrecht Theil I. Titel 5, $. 283, 292 folg. 348. 
Theil II. Titel 8. 8. 448, 1625, 1744) das Verbot enthält, vers 
tragemäßig andere Bedingungen ausdrüdlich feſtzuſetzen, welche 
nad) der allgemeinen Regel, die der Artikel 1134. des Givils 
Geſetzbuchs für Die Rheinprovinz ausgeſprochen hat, als Specials 
Geſetz unter den Gontrahenten vollaogen werben müflen, bevor bie 
ſtillſchweigenden (geſetzlichen) Wirkungen der betreffenden Wer 
tragsart Fir fie eintreten und ihren Willen ergänzen können; daß 
ein jolches Verbot, welches in der Faſſung des $. 25, die fid 
der gewöhnlichen Kan civilxechtlicher Vertragsbeitimmungen ans 
ſchließt, nicht zu finden ift, aus einem angeblichen Monopole der 
Gifenbahnen, Frachtanıter zu befördern, um jo weniger fidy berleie 
ten läßt, als dieſes Monopol nicht befteht, und nach Der von dem 
vorigen Richter nicht bezweifchten Behauptung der Gaflationss 
Klägerin gemäß dem Eingange ihres Tarif den Frachtgebern 
überdies frei fteht, umd insbeſondere den Caſſations-Verklagten 
freiftand, die Erfaßpfliht der Eiſenbahn-Geſellſchaft für Verluft 
und Schaden durch Zahlung eined höheren Tarifſatzes gleichfalls 
zır erhöhen und an firengere Bedingungen zu Enüpfen; 

daß Die Kigenthümlichkeit des 6. 25. überhaupt nur in dem 
Schlußſatze beiteht, wonach die Eiſenbahn-Geſellſchaften geſetzlich 
audy für gewilfe Zufälle haften jollen, im Uebrigen aber derſelbe, 
foweit er bier in Betracht fommt, ſich in wefentlicher Uebereins 
ſtimmung mit Artifel 103. des Handelsgeſetzbuches und Artikel 
1784 des Eivil-Gefeßbuches befindet, die ebenfalls der Regel des 
Artikels 1134. des Civilgeſetzbuches ımtergeorbnet find und Feine 
der Ausnahmen davon enthalten, weldye im Artikel 6, 1133, 1172 
dafelbft im Allgemeinen vorgelehen und in bejonderen Verbotsge⸗ 
jepen zur Anwendung gebracht find; 

daß ein Widerfpruc, der fraglichen Vertrags Clauſel mit der 
Eittlichfeit und Der Öffentlichen Ordnung an ſich von Dem vorigen 
Nichter nicht angenommen wird und Verbotägefeße außer Dem 
Strafrechte nur Daran au erkennen find, Daß fie ein Geſchäft oder 
eine gewilfe Millensbeftimmung in demfelben für ungültig oder 
wirkungslos erklären, die ohne dieſe pofitive Unterfagung vermöge 
der Bertragd= und Verfügungs-Freiheit rechtsbeftäntig jein würde; 

daß demgemäß die Ausdrudsweile der Verbotsgeſetze fie un: 
weideutig als Annahmen von den übrigen BASE unters 
—8 welche das Privatrecht regeln, weil und inſoweit der 
erlaubte Privatwille der Betheiligten dieſe Regeluug ugtex 
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den wichtigeren Stationen in der vereinbarten Form Geſchluß 
der General-Berfammlung vom 25. Juli 1854 ad III der Tages— 
Ordnung) gegenfeitig anszutaufchen und alle Erhöhungen der Tarife 
überhaupt, ſowie alle Veränderungen, welche die Tarife im durch⸗ 

ehenden Verkehr betreffen, ingleichen die wejentlichen Beränderungen 
im Tarife für ben innern Verkehr einander mitzutheilen. 

Dei dem mehrere Bahnen berührenden direkten Güter-Verkeht 
ſoll der Frachtſatz für gewöhnliche (Normal:) Fracht 3 Ser. pre 
Boll-Gentner und Meile nicht überfteigen, und ed ſoll dieſer Fracht 
nur für fperrige und voluminöfe Güter Bid zu 1 Sgr. pro Gentner 
und Meile erhöht werben Dürfen. 

Die Verwaltungen werben den Normalſatz jo niedrig ftellen, 
wie es ihren Verhältnifien nad ürrlk, erfcheint. 

Seder Verwaltung bleibt es überlaffen, für ihre Bahnſtrede 
auch im durchgehenden Verkehr ihren Tarif zu ermäßigen. 

Abänderungen der Tariffäbe, fowie die Ausnahmen von dem 
Frachtſatze müſſen den übrigen Verwaltungen mitgetbeilt werten. 

Die im erften alinea tes 8. 7. des Reglements erwähnten 
Normalgewichtsſaͤtze follen von allen Durch eine Sendung berübrten 
Bahnen fo angenonımen werben, wie fie auf der Abgangsäftation 
ermittelt find. Das auf den vereinten Eifenbahnen zur Anwendung 
fommende Gewicht ift außjchließlich der Zoll⸗Centner (= 50 Kilogr.) 
zu 100 BZollpfunden. 

Die vereinten Dermaltungen verpflichten fi, bei allen ihren 
Expeditionen Gold» und Silbergelb (mit Ausſchluß der Scheibe 
münze) anzunehmen, welches in dem @ebiete der zunächft angren 

enden Bahnen gejeglihen Cours hat. Der Cours, zu weldem 
ie Müngforten angenonmen werben müflen, fol von jeder Ber 
waltung von —* zu Zeit beſtimmt, und bei jeder Expedition durch 
Anfchlag veröffentlicht werben. 

Zur Vermeidung von Irrthümern jollen auf Den $rachtbriefen 
Kir „uswerfung bes Frachtbetrags jedesmal Die Tarifjäße beige 

gt werben. 


8.7. gür den Uebergang von einer Bahn auf Die andere 
wird nichts berechnet, wo bertefe von Schiene zu Schiene ftatt- 
nbdet; wo dieſes nicht der Fall ift, follen höchftens Die Selbftfoften 
r Verwaltung nad billigftem Sap erhoben werden. 
Die Gebühren für das im F. 1. des Neglements erwähnte 
Abholen und Zuſtellen der Güter werden nah Maßgabe der be 
jonderen Reglements der betreffenden Eifenbahnen berechnet. 


$. 8. Die verjchiedenen Verwaltungen feßen ſich über i 
Antheil an der Fracht durch Nachnahme Keine Bahtung Auf ker 
Uebergangs⸗Station in der Weife auseinander, daß die vorher: 
er Verwaltung ſich bloß mit der unmittelbar auf ſie folgenden 
erechne 
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und Verladung des ftreitigen Buano in Wefel und die daraus für 
die Verſchuldung der Caſſationsklägerin etwa berzuleitenden Nach⸗ 
weife zuvoͤrderſt nody verhandelt werben muß. 
Aus dieſen Gründen kaffirt das Königliche Ober-Tribunal, 
Hinter Givil» (Rheinifcher) Senat das Urtheil ded Königlichen 
ndgerichts zu Düffelborf, ald Handelsgericht fungirend, vom 
14. Auguft 1857, verordnet die Rückgabe der hinterlegten 
Succumbenz- Gelder und verurtbeilt den Kafjationd - Verflagten 
in Die Koiten des Kaſſations-Verfahrens; verweilet jodann die Sache 
felbft zur anderweiten Verhandlung und Enticheidung an das König- 
liche Handelsgericht zu Glberfeld. Die Koften des Kafjationg- 
Verfahrens werden auf 57 Thlr. feſtgeſetzt. Stempelfrei, da der 
Streitgegenftand die Summe von 50 Thalern nicht erreicht. 


Anlage XXVII. 
EEE 


Erkenntniß 


des 
Caſſations⸗Hofs in Darmftadt vom 8. Februar 1858*). 


Ein Kaufmann in Magdeburg übergab der dortigen Eifenbahn- 
Verwaltung ein Faß Sprit im Gewidyt von 486 Pfd. zur Be: 
förderung an einen Specereihändler in Mainz mit Srachtbrief vom 
29. Septbr. 1854, weldyer auf den mitteldeutjchen Eifenbahnverband 
als Frachtführer ausgeftellt war. In Yranffurt; an der Grenze 
dieſes Verbands angelangt, wurde das Faß von der Verwaltung 
der Taunus-Eiſenbahn zur Beförderung nad) Mainz übergeben. 
Auf dem Fradytbriefe fand ſich bier angeblich von der Nerwaltung 
der Main⸗Weſerbahn herrührend, Die Notiz: „das Faß kam hier 
in einem fehr fchlechten Zuftande an. Das bier ermittelte Gewicht 
beträgt nur 399 Bfund. Bee M. W. Eiſenbahn“. 

ls das Faß dem Beſteller in Mainz zukam, verweigerte er 


— 


*) Mol. Goldſchmidts Zeitſchrift für das geſammte Handels⸗R. Bd. K. 
S. 377 fg. 
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Bahnen das Gut durchlaufen hat, nad} demſelben Verhaͤltniß 
gutgerechnet. J 
enn auf einer Uebergangsſtation eine ſpecielle Ueber⸗ 
gabe von einer Verwaltung an bie andere flattfinbet, fo 
eht die Berantiwortlichteit auf bie übernehmende Verwaltung 
Aber, fobalb dieſe das Gut ohne fpeciellen Vorbehalt wegen 
entbedter Mängel angenommen hat. . 

Alle für den durchgehenden Verkehr Beftimmten Güter 
müffen auf der Abgangsflation verwogen werben. Hat bie 
Abgangsftation dies verjäumt, fo haftet biefelbe für jedes 
an rn Gut vorfommende Gewichts⸗Manco allein. 
Differenzen zwiſchen den verichiebenen Verwaltungen über 
tie Veitragäpflicht zu einer Entſchaͤdigung follen ſchieds⸗ 
richterlich eñtſchieben werben. Den in Differenzen gerathenen 
Verwaltungen bleibt überlafjen, über eine britte Verwaltung, 
welche zur Ucberuahme des Schiedsrichteramtes verpflichtet 
ift, fich zu verftänbigen, Kann eine Verftäudigung innerhalb 
4 Wochen nady erhobener Differenz nicht erreicht werden, 
fo Hat auf Antrag der einen oder anderen Verwaltung die 
geihäftsführende Direction die das Schiedsrichteramt übers 
nehmende Verwaltung zu beftimmen. 
$. 11. Jede Verwaltung ift gehalten, in ihren Replements 
beftimmte Lieferzeiten für die Handelsgüter zugufihern, welde aud) 
bei der Veförberung im bireften Verkehr maßgebend fein follen. 

Entſchaͤdignugs ⸗ Anſprũche wegen verzögerter Veförberung ber 
Güter haben allein diejenigen Verwaltungen zu vertreten ade 
e 





an ber — Schuld ſind. Wenn durch ſolche Anfprüi 


auch nicht Jaumige Verwaltungen dem Abfender oder Empfänger 
gegenüber Die Fracht verlieren, ſo müfjen die fäumigen Verwal⸗ 
maltungen auch diefe Fracht den nicht ſäumigen erfegen. 

Die Zeit der wirklichen Uebergabe des Guts an die folgende 
Verwaltung wird durch Abftempelung des Frachtbriefes feftgeitellt. 

$. 12. Wenn eine Verwaltung von den Beftimmungen des 
Reglements abweicht, fo hat fie die Folgen davon allein zu vertreten, 

$. 13. Bweifel über bie Auslegung dieſes Faneg ſollen 
durch die General-Berfammlung des Vereins Deutſcher Eiſenbahn⸗ 
Verwaltungen eniſchieden werden. Die vereinten Verwaltun 
werben, um bie danach nöthig erſcheinenden Abänberungen 
Vereind-Büter-Reglements einer Eriägung unterziehen unb barauf 
hinwirken zu Fönnen, daß dieſes Neglement überall vor ben 
Gerichtshoͤſen Geltung behalte, and in ber 
Bezug habenben richterlichen Entjcheibung: * 
des Reglements beauftragten Kommifjion 
geihäftsführenden Direction mittheil 

Dieſes Uebereinlommen 

ſchloſſen; es ſteht jeber Monwalk 
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allen übrigen Verwaltungen mitzutheilenden Auffündigung davon 
urüdqutreten. Die ſchwebenden YUngelenenheiten, namentlich rüds 
fang des $. 10, werben indeß unbebingt noch nach Mafgabe 
iejed Vertrages erledigt. 

Allen Mitglievern des Vereins Deutſcher Eiſenbahn⸗Verwal ⸗ 
tungen fteht es frei, biefem Uebereinfommen durch eine ſchriftliche, 
gleichzeitig allen betheiligten Verwaltungen mitzutheilende Erklärung 
bei ber aejchäftsführenden Direction beizutreten, fgbato ihre Bahnen 
mit andern zum Verein gehörenden in folder Verbindung ftehen, 
daß ein direkter Güterverkehr mit denfelben ftattfinden kann. 


Anlage XXX. 
— 


Statut 


des 
Rheiniſch⸗Thüringiſchen Eifenbahn-Verbande vom 1. Mai 1888 *). 





& 1. itglieder. 

Die nachſtehenden Gijenbahnverwaltungen : 
1) die Direction der Thüringifchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, 
2) die Direction der Kurfürft Friedrich Wilhelms Norbbahn, 
Ey die Königliche Direction der Weftfälifchen Eiſenbahn, 

4) die Königliche Eifenbahn-Direction in Elberfeld, 

5) die Königliche Direction der Aachen-Düffeldorf:Rubrorter 

Gifenbahn 
find unter dem Namen: 
Rheiniſch⸗Thüringiſcher Eifenbahn-Verbanb“ 
zu einer gefelfepaftlichen Vereinigung zufammen getreten ). 


®) Die Statuten ber übrigen Deutſchen @ifenbahn-Berbände, ſoweit mir 
Rimmen im eientlidyen durchaus mit den hier mitgetheilten des R. Th. 
soied in den folgenden Anmerfungen das Statut 


7 Deutt bahn-Berwaltungen (= A. Map] 


hen @ifen! 
— fung von 1856, al 


‚an dem Vereine find ſämmiliche 
Be he.biefenigen, welde in Deutfglann 


eat 


Iuterefie bietet, 
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&. 2. Durch. 
Zwer des Verbandes ift die Ginrichtung und Hnterbaltung 
eined directen Verkehrs binfichtlich der Perſonen⸗, Gepäd-, Eau 

pagen=, Vieh- und Güterbeförderung zwilchen den hierzu beitimmten 
Stationen (VBerbandftationen) auf den unter Leitung mehrerer ober 
ſaͤmmtlicher der verbundenen Verwaltungen ftehenden Eijenbahnen, 
unter Yuficherung der Yulafligfeit gegenteitiger MWagenbenugung ?). 

6. 3. Gefhäftsführende Birection. 

Die Bejorgung der laufenden Geſchaͤfte des Verbandes fowie 
die Abrechnung und Ausgleichung der Berbands-Einnahmen und 
Ausgaben erfolgt Seitens einer alle 3 Yahre von neuem zu wäh: 
lenden geihäftsführenden Direetion, und zwar letzteres durch 
ein auf Koften bed Berbanded zu haltendes verantwortliche 
Abrehnungsbureau?). 


F. 4, WVerpflihtung zur WUebernahme der Gefchäftsführung. 
.. Zur Ueßernafme der Gefhäftsführung iſt auf Grund eines 
ajoritäts-Beichlufjes jede Verbands⸗Verwaltung verpflichtet, und 
nur diejenige Verwaltung, weldhe die Gejchäfte zuletzt geleitet hat, 
fann bie wiederum auf fie fallende Wahl für die naͤchſten drei 
Jahre ablehnen. 


Anmeldung bei ber geichäfteführenden Direction, welche die übrigen Berwal- 
tungen davon benachrichtigt. Die neu eintretende Verwaltung unterwirft fidy 
den von fämmtlidhen Verwaltungen bie dahin angenommenen und iu dem 
Ende ihr mitzutheilenden Beichlüflen, wobei die Interpretation, ob biefelben ale 
von ſaͤmmflichen Berwaltungen gefaßt zu betrachten feien, bei etwa vorhandenen 

einen Ausnahmen der geihäftsführenden Direction vorbehaltlich des Recurſes 
an die SeneralsBerfammlung zuftcht. 

(Die Mitglieder des A. D. V. finden ſich S. 9—13. diefes TH. TL ange 
geben. Nur find nad dem Verzeichniffe der Mitglieder, welches dem fo eben 
erigienenen A. D. P. von 1859 angedrudt ift, den DBereine noch zugetreten die 
Berwaltung der AuffigeTepliger und der Brünn-Moffiger Bahn). 

2) A. D. V. $. 1: Unter der Benennung „Verein Deutfcher Eifenbahn= 
Verwaltungen” ift eine Anzahl von Vorftänden deutſcher Gifenbahnen zu einem 
Bereine zufammengetreten, der den Zwed hat, durch gemeinfame Berathungen 
ige Handeln das eigene Interefle und dasjenige des Publikums 
zu fördern. 

3) A. D. V. 6. 3. Abf. 1—4: Zur Leitung der Geſchaͤfte wird von zwei 
zu zwei Jahren in der General Berfammlung eine „geichäftsführende Direction* 
erwählt, welche den Vorſitz in den Berfammlungen führt. 

In Beziehung auf die von ihr zu übernehmenden Arbeiten wird ala Grundfaß 
feſtgeſtellt, daß fie nur den auf die erforderliche Gentralifation ſich beziehenden 
Geſchaͤften obyuliegen habe, während alle, zumal größere, durch Bermittelung 
son Gommiftionen zu verhandelnde Gegenftände, biefen zur Bearbeitung zu 
überweifen find. 

Die geihäftsführende Direction hat bie Befugnig, einen höber qualiflcirten 
Bramten zu ihrer Unterflüpung unzuftellen, fowie die fonft nöthigen Arbeits: 
kraͤfte fi zu beichaften. 

Alle durch die Seihäfteführung erwachſenden Auslagen und Kuflen werden 
aus der Bereinolaſſe gedeckt. 
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Deim Uebergang der Gefchäftsführung von einer Verwaltung 
auf eine andere hat die neu eintretende —— Directioñ 
die von ihrer Vorgängerin für die Beſorgung der Verbandsgeſchäfte 
auf den Grund von Verbandsbeſchlüſſen eigends angenonmenen 
Beamten mit zu übernehmen 4). 


6. 5. Gemeinfhafllihe Aoſten. 

Die gemeinjchaftlichen Koften des Verbandsverkehrs, welche, 
als ſolche anerkannt, für Rechnung des Verbandes von einzelnen 
Verwaltungen oder von der geſchaͤftsführenden Direction gezahlt 
worden find, werden unter Diefenigen Verwaltungen, weldhe an der 
bezüglichen inrichtung heil nehmen, nach dem Verhaͤltniß ber 
Einnahme aus dem Verbandsverkehr vertbeilt, fofern nicht ein 
anderer Maasftab der Vertheilung ausdrüdlich beſchloſſen ift ober 


wird ®). 
F. 6. Gemelnfhaftlihe Beamten. 

Die von den einzelnen Verwaltungen dem Verbande über: 
wiejenen Beamten (Padmeifter ze.) bleiben nad) wie vor Beamte 
derjenigen Verwaltung, von welcher fie angeftellt find. Derjelben 

ebt auch bie Disciplinarbefugniß über dieſe Beamten zu. Während 
ed Dienftes find die Lebteren allen Angeftellten derjenigen Bahn 
untergeordnet, auf welcher fie in Ausübung ihres Dienftes ſich eben 
befinden, denen die in gleicher Kategorie flehenden Localbeamten 
diefer Bahn untergeordnet find. Sie können von diefen Borges 
feßten im Falle der Gefahr vom Dienfte fuspendirt werben. e 
aus der amtlichen Thätigkeit der gedachten Beamten erwachſenden 
Rechte und Derpfichtungen competiren nicht der Verwaltung, von 
—5— 5 dem Verbande überwieſen ſind, ſondern lediglich dem 

eren ® 


4) A.D. V.$. 3. Abf. 5: Jede Verwaltung ift verpflichtet, bie auf fle 
fallende Wahl zur geichäfteführenden Direction anzunehmen und nur diejenige 
Verwaltung, welche die Geſchäfte zuletzt geleitet, kann die wiederum auf —* 
fallende Wahl für die nächſten beiden Jahre ablehnen. 

5) A. D. V. $. 12: Zur Beſtreitung fämmtlicher Koſten für die Angelegen⸗ 
heiten des Vereins, wohin auch die Koften der Vertretung ber geichäftsführenden 
Direction in den General:Berfammlungen für zwei ber von ihr abzufendenden 
Abgeordneten gehören, dient eine Kaſſe, welche aus Beiträgen ber einzelnen 
Berwaltungen,, fo oft es das Bedürfniß erfordert, dergeftalt gebildet wird, daß 
jede Berwaltung zwei Thaler pro Meile der ganzen Länge ihrer, wenn auch 
noch unvollendeten Bahn (die überfchließenden BruchtHeile für volle Meilen ges 
rechnet), Feine jedoch unter zwanzig Thaler oder über achtzig Thaler einzahlt. 
Diefe Kafle wird von der gejchäftsführenden Direction verwaltet, die in Der 
ordentlichen General-Berfammlung darüber Rechnung ablent. 

6) 7) 8) 9) des A. D. V. hat Feine entſprechenden Beſtimmungen, da ber 
allgem. Berein Feine derartigen Einrichtungen hat. 
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8. 7. Geweinfeftliges Eigenthum. 
Ueber das Gigenthum ded Verbandes wird von ber geichäfts 
renden Direction ein Inventarium geführt, zu deſſen Ginkdi 
ie übrigen Verbands⸗-Verwaltungen ſtets berechtigt find "). 
6. 8. Verbands-Bäge. 
—* Erreichung des im F. 2. angegebenen Zweckes folk 
taͤglich mindeſtens ein Verbands⸗ 
a. Deren in der Richtung von Aachen nad Lei— 
ig und Halle, 
b. Berfenen-Bug in umgelehrter Richtung, 
c. Öhitergu in der Richtung von Aachen nad Leipzi 
und Halle 
d. Öüterzug in umgefebrter Richtung, 
auf Tämmtlichen betreffenden Verbande-Verwaltungen fahrplanmähs 
Durchgeführt und ein gemeinfchaftlicher Verbandbstarif zur Anwer 
dung gebracht werben 


A $. 9. WVerbands-Verhehr. 

. Als Verbandsverkehr wird derjenige Verkehr angeſehen, wei 
der mindeftens über drei aneinander grenzende, zum Verbaunde 
gehörige Bahnen geht. 

ek aneinander grenzende Bahnen find berechtigt, aber nik 
verp ihtet mit ihrem Verkehr dem Berbande beizutreten. 
Diefer Grundſatz foll diejenigen Rechte und Verpflichtungen 
nicht alteriren, weldye bie eine oder die andere Verbands-Bennil 
tung ald Mitglied eines andern Verbandes etwa haben könnte). 
6. 10. —— — 

Im Uebrigen werden die für den Verband erforderlichen Eir 
richtungen in Verbands-Gonferenzen vereinbart, Deren Zeit mt 
Ort jedesmal von der nächſt vorhergehenden Gonferenz oter in 


bringenben Fällen auf dem Gorrejpondenzwege ſpeciell beflimmt 
wird 19), 






10) A. D. V. $. 4: Zur Errichtung bes Zwecks ($. 1.) findet alljährli, 
in der Regel gegen den Schluß des Monats Juli, an einem von der geichäfte 
führenden Direction mindeflens 14 Tage vorher zu befimmenden Tage die Ge 
neral-Berfammlung des Vereins an dem von diefer ſelbſt zu bezeichnenden Lite 
ſtatt. Jede Verwaltung ſendet zu derjelben einen oder mehrere Depntirte ab, 
und übt ihr Stimmrecht ($. 10) dur einen beliebigen Bevollmächti, 
m aud. 

6.9. Außerordentliche General⸗Verſammlungen Fönnen ebenfalls nur von der 
Seit und Drt für diefelben beſtimmenden und auf Erfordern dreier Verwaltungen 
zu ihrer Anſetzung verpflichteten geihäftsführenden TDirection berufen werden, 
in ve Grund der Zufammenberufung in dem Ginladungsichreiben zu br 
zeichnen ift. 
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§. 11. 9 ia der Eonferen;. 
Den Borfip in der Conferenz führt ein Mitglied derjenigen 
Berwaltung, in deſſen Bahnbezirk dieſelbe flattfindet 7°). 


6. 12. Stimmrecht. 

Bei Abftimmungen hat jede bei der Frage betheiligte Ver⸗ 

waltung je eine Stimme 22). 
$; 13. Wertretung ie der —— 

Sollte eine Verwaltung in der Conferenz nicht vertreten ſein, 
fo geht ſie ihrer Stimme für die betreffende Conferenz verluſtig; 
8 Seht jedoch jeder Verwaltung frei, ſich in der Conferenz dureh 
eine andere Verbands:Verwaltung vertreten zu lafjen '°). 


6. 14. Gegenkand der Yersthung. Tages-Ordnung. 

Die von den einzelnen Verwaltungen zu ftellenden Anträge. 
find den übrigen Verbands- Verwaltungen vor der Konferenz Au 
Kenntnißnahme mitzutheilen 14°) und der gefchäftsführenden Dis 
rection zur Aufnahme in die Tages-Ordnung anzumelden 14), - 

In Schleunigen Fällen können zwar die erft in ber Verbandes 
Gonferenz jelbft eingebrachten Anträge Sofort zur Grörterung kom⸗ 
men, die gefaßten Beichlüffe aber nicht eitert werben, es jei 
denn, dab ſaͤmmtliche Verwaltungen einverftanden find. 


11) Dal. A.D. V. 6. 3. in Anm. 3. fowie $. 5: Zur Aufrechtbaltung ber 
Ordnung bei der Debatte werden vom VBorfipenden zwei Ordner ernannt, bie 
ihn audy bei der Grtheilung des Wortes unterftägen. 

12) n. 13) Bgl. Anm. 15. 

, 14) A. D. V. $. 6: Gegenftand ber Berathung bilden alle Angelegenheis 
ten, bie von einer der vereinten Verwaltungen bafür geeignet erachtet werben. 
Die Anmeldungen dazu müflen Behufs weiterer Mittheilung und Vorbereitung 
durch eine von der gefchäftsführenden Direction zu ernennende, einen auszu⸗ 
arbeitenden Gntwurf vorlegende und den Referenten beflimmende Commiffion 
ſpaͤteſtens 6 Wochen vor dem Berfammlungstermine der geſchäfteführenden Dis 
tection übermwielen werden. 

Die zur Beridiserflattung ernannten Gommifflonen haben bie Berichte ber 
geichäftsführenden Tirection fo zeitig zu übergeben, daß fie ſich wenigftens 
Tags vor dem Bortrage in den Sünden fänımtliher Abgeordneten befinden. 

14) A. D. V. $. 7: Als Ginfeitung zu den Berhandlungen giebt ber 
Borfigende jedesmal eine Ueberficht des gegenwärtigen Zuſtandes des Vereine. 
Hierauf folgt die Beratbung derjenigen Gegenftände, "weldye in früheren Gene: 
ralverfammlungen unerledigt geblichrn find. Demnächſt wird zur Berathung 
neuer, in vorfhriftsmäßiger Weile ($. 6.) gemachter Anträge gefchritten. wos 
rauf ausnahmsweiſe ſpaͤter oder erſt in der ÖeneralsVerfammlung angeregte Ge⸗ 
genflände noch berüdfichtigt werden koͤnnen, falle dies von mindeflen® drei der 
vertretenen DBerwaltungen gefordert wird. 

Die SeneralsBerfammlung behält ſich dabei vor, Gegenflände, welche nur 
das Interefie einzelner Verwaltungen berühren, der befondern Berathung ber 
felben zu überweifen. Den Elf der Verhandlung bildet die Beſtimmung bes 


382 (Al. XXX) Statut bes Rhein. Thür. Verbands v. }. 1858. 


F. 15. Yeldtafuehme. 
Zur Abfaſſung eines verbindlichen Verbandsbeſchluſſes iſt Ein- 
immigfeit der verbundenen Verwaltimgen erforderlich, Nur Bei 
ablen und bei NH ber Zeit und des Orts ber Gonfe 
renzen genügen Majoritätöbeichlüffe 10). 
F. 16. Yerfertwerden der gefahten Peſchläſſe. 

Wenn nicht das fofortige Perfectwerben eines gefaßten Be 
jerlufies ausbrüdlicd bedungen und nah G. 14. zuläflig iſt, win 
erjelbe Gegenſtand nochmald auf die Tagesordnung der nächjften 
Verbands⸗Conferenz gebracht, und erft dann für Die betreffenten 
Berwaltungen bindend, wenn alle in der Gonferenz vertretene 
betheiligten Verwaltungen ihre Zuſtimmung erflären und fein 
Abänderung befchloffen wirb :*). 

. 17. Yindende Kraft der Yeldläffe. 
WVon den getroffenen Verbandöbejchlüffen, als welche alle i 
den Gonferenzprotofollen als perfect aufgeführten, noch gülti 
Beſchlüſſe anzujehen find. (Bergl. —— $. 14 in fin.), iſt 
Berwaltung einjeitig abzugehen tier. 

Glaubt eine Verwaltung, daß eine beftehende Einrichtung mit 
den Sinterefien des ganzen Verbandes oder mit den fpectellen In 
terefjen ihrer Bahn nicht verträglich ift, jo hat fie Diejerhalb ihr 
Abänderungs-Vorjchläge vor bie Gonferenz zu bringen unb fid 
deren Entiyeidung um fo mehr zu fügen, ald angenommen werden 
fann, daß die zur Errichtung gleicher Zwecke verbundenen Ber 
aan) berechtigten und billigen Wünjchen nicht entgegen fein 
werden ''). 





Oris für die nächſte General-Verfammlung und eventuell die Wahl einer 
neuen gef&häftsführenden Direction, worauf das Protofoll vorzuleſen und ven 
der Da Direction und mindeflens noch ſechs andern Abgeordneten 
u vollziehen iſt. 
D. V. 8. 8: GEs iſt hiernach von der gefhäftsführenden Direction im 
Voraus eine Tagesordnung zu entwerfen, die den einzelnen Verwaltungen bei 
des Cinladung zur General⸗Verſammlung mitgetheilt wird. 

15) u.16) A. D. V. $.10: Das Refultat der Berathung wird durch Stin⸗ 
menmehrheit, und fall dies auch von nur einer biffentirenden Stimme gefortert 
wird, mittelſt namentlicher Abitimmung feitgeftelit, wobei jeder vertretenen 
Derwaltung nah Maßgabe der Länge ihrer Bahn ein Stimmrecht in de 
Art gebührt, daB dem igenthüner einer ober mehrerer Bahnen bei eine 
Gefammtlänge bis zu zehn Dieilen eine, von über 10 bis zu 30 zwei, ven 
über 30 bis zu 60 drei, von über 60 bis zu 100 vier, von tiber 100 bis zu 
150 fünf, und innerhalb jeder weitern 50 Meilen mehr, immer noch ein 
Stimme mehr gewährt wird, wobei jedoch eine und dieſelbe Perfon für met: 
rere Bayınverwaltungen, die dem Bereine angehören, Stimmen nicht abgebrn 
darf. Bei Stimmengleihheit hat der Borfigende den Ausfchlag zu geben und 
wird Seitens derjenigen Verwaltungen, weldye die Reglemente über den birecten 
Güter = und BerfonenBerfehr nicht anerfannt haben, in ben betreffenden An 
gelegenheiten des Betriebes ein Stimmrecht nicht ausgeübt. 


| 
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6. 18. Amderung der Verbauds-PDäge. 
Nur rüdfichtlid Der $ 8. erwähnten ober fonft noch für 
joldhe erflärten Verbandszuͤge wird jeder Verbands-Verwaltung 
a3 Recht eingeräumt, dafern ihren zuvor zu ftellenden Anträgen 
auf Veränderung dieſer Züge von den übrigen Verwaltungen nicht 
ftattgegebeu werden jollte, den einen oder andern dieſer Züge zu 
tündigen. Im Falle eine Verwaltung von Diefem ibr zuſtehenden 
Rechte Gebrauch machen follte, bat fie eine breimonatliche ſtets 
nur vom nächitfolgenden 1. Sanuar resp. 1. Juli ab laufende Küns 
bigungefrif einzuhalten. 
i8 zum Ablauf dieſer Kündigungsfrift Bleibt der gekündigte 
Zug unverändert beftehen, und barf erwartet werben, daß inzwi⸗ 
Ichen mit allfeitiger Zuflimmung ein neues Arrangement getroffen 
wird 1°). 


17) A. D. V. 8.11: Wie angelegentlich fi auch alle Verwaltungen, ſoweit 
fle es vermögen, von dem Beſtreben leiten lafien werden, ſich den Beichlüffen 
der Majorität unterzuordnnen, fo werden diefelben doch für fie erft bindend durch 
die Annahme derfelben, zu welchem Ende bie geichäftsführende Direction ihnen 
binnen 14 Tagen das Srotofoll mitzutheilen bat. Ihre Erklaͤrung über bie 
Annahme oder Ablehnung haben fie fodann binnen 4 Moden nad Empfang 
des Protokolls bei der geichäftsführenden Direction abzugeben, welche hiervon 
nad Empfang fämmtliher @rflärungen die übrigen Verwaltungen fofort in 
Kenntniß zu fehen bat. 

Die geichäftsführende Direction wird dabei rückſichtlich derjenigen Befchlüffe, 
welche nicht dir Zuſtimmung fänımtlicher —— erhalten haben, zugleich 
ihre Vorſchlaͤge über weitere Verfolgung des Gegenſtandes machen, namentlich 
über die etwaige Ausführung in dem engern Kreife ber zufimmenden Verwal⸗ 
tungen. IR in diefer Weife eine Uebereinſtimmung der zuffimmenden Verwal⸗ 
tungen nicht zu erzielen, fo überweift- bie geihäftsführende Direction die Sache 
an die vorbereitende Commiſſion zur weitern a a: zurück, 

Abaͤnderungen des Verein-Statuts bürfen jedoch nur dann vorgenommen 
werden, wenn der diesfallſige Maioritätsbeſchluß der General⸗Verſammlung bie 
Genehmigung fümmtliher Verwaltungen erhalten Hat. 

Ueber die Ausführung der Vereinsbeſchlüſſe wachen die bem Verein anges 
hörenden DBerwaltungen gegenjeitig. Es werden des Behufs die letztern in acht 
Rayons eingetheilt. Für jeden Rayon wird alljährlih eine Verwaltung und 
zwar alternirend und ber Neihe nad durch die General⸗Verſammlung beauf: 
tragt, von der Ausführung der Vereinsbeſchlüſſe ſich Heberzeugtung zu verfchaf- 
fen. Die foldhergeflalt beauftragten Verwaltungen find berechtigt, von den 
Verwaltungen ihres Bezirks vollſtaͤndige Aufſchlüſſe und Grläuterungen über 
etwanige Abweichungen von den genehmigten Beichlüflen, fowie die Grunde ber 
unterbliebenen Vollgiehung entgegenzunchmen. — Sind von’ einzelnen Verwal⸗ 
tungen bezügliche Anfragen über die erfolgte Ausführung ohne Motivirung vers 
neint ober gar nicht beantwortet worden, oder erfcheine ı die vorgebradhten 
Unterlafjungsgründe unzulängli, fo hat die beauftragte Verwaltung die Aus 
führung auf geeignete Weile zu vermitteln zu fuchen; gelingt ihr dieſe Ders 
mittlung nicht, fo ſetzt fie die geichäftsführende Direction Hiervon in Kenntniß, 
welche letztere der Beneral-Berfammlung darüber Bericht zu erflatten hat. 
af a To imlung bleibt aledann der weitere Beichluß in der Ans 

egen erlaſſen. 

18) A. D. V. hat keine entſprechende Beſtimmung. 
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3 19. Austritt aus dem Verbande. 

Wollte eine Verwaltung wider Erwarten aus Dem Berbande 
auszuſcheiden beabfichtigen, jo Tann der Austritt ſtets nur am 
4. April oder am 1. October erfolgen, und iſt Die ausſcheidende 
Verwaltung verpflichtet, ihre desfallfige Abſicht mindeſtens ſechs 
Monate vorher den fämmtlichen übrigen verbundenen Verwaltungen 
ſchriftlich mitzutheilen. 

Bis zum Ablauf dieſer Kündigungsfrift bleibt Die kündigende 
Verwaltung Mitglied des Verbandes und bat als foldye alle Ber 
bandsrechte zu beanſpruchen und alle Berbandspflichten zu er 
üffen *°). 

6. 20. Abfindung der austreienden Verwaltung, 

Scheider eine Verwaltung unter Beobachtung Der vorftehenten 
Bedingungen aus ben Verbande aus, jo wird es erforderlich, deß 
diefelbe nicht nur der von in ihrer Eigenſchaft als Verbands 
Mitglied dritten (3. B. den Verbandsbeamten) gegenüber einge 
gangenen Verpflichtungen enthoben, fondern audy wegen hei 
vorhandenen gemeinjchaftlichen Wermögend des Werbandes an 
Wagen, Utenfilien ıc. abgefunden wird. 

Zu dem Zwecke gelten folgende Beftimmungen : 

a. Srflären die übrigen Verwaltungen oder mindeftens drei her 
jelben innerhalb zweier Monate nah) Eingang der an fie 

erichteten Kündigungs Mnzeige, den Verband unter einander 
ortfegen zu wollen, fo übernehmen fie Damit zugleich ale 
diejenigen von Tage des Rüdtrittd der ausfcheidenden Rer: 
waltung fällig werdenden Verpflichtungen, welche der Ver— 
band gegen Dritte übernommen bat. 

b. Erfolgt dieſe Erklärung innerhalb der vorgedachten Zeit 
nicht, fo Hat die geihäftsführende Direction Namens te 
Verbantes auf Auflöfung der gegen Dritte eingegangenen 
Verpflichtungen Bedacht zu nehmen, insbefondere die bei 
Abſchluß der Dienftverträge vorbehaltene Küntigung zeitig 
eintreten zu Lafjen, jo daß am Tage der Auflöfung Eeinerlei 
Hindernilfe Der nn nanberiehing befteben. 

ec. Im Falle der Auflöfung des Verbandes hat jede Verwal: 
tung, amd im Kalle des Rüdtrittd einer einzelnen Verwal: 
tung hat dieſe die von ihr in den Verband gebrachten Rad: 
meitter zurückzuziehen. 

d. Loͤſt der Verband ſich vollſtaͤndig auf, ſo ſoll am Tage der 


19) A. D. V. $. 11: Der Rüdtritt aus dem Vereine ſteht jeder Verwal: 
tung frei, jedoch nur in den 4 Terminen, 1. Sanuar, 1. April, 1. Juli usb 
1. October, dm die Anzeige davon 6 Monate vorher der gefchäftsführenden 
Direction ‚gema t worden if, welde bie übrigen Verwaltungen davon jeglad 
zu benachrichtigen hat. — Weitere Beftimmungen hat da6 A. D. V. nicht. 
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Auflöfung das Inventar ded Verbandes durch Bevoll- 
mädhtigte aller Verwaltungen revidirt und verfucht werden, 
ob wegen Verwertbung des Inventars und wegen Verthei⸗ 
Iung defjelben in natura oder Gelbwerth eine gütliche 
Einigung getroffen werben kann. 

Iſt Died nicht zu erreichen, fo wirb das Inventar 
unter den Verbands-Verwaltungen felbft, mit Ausichluß 
Dritter, meiftbietenb verfteigert. 

Die verfteigerten Gegenftände werben ber erſtehenden 
Berwaltung frachtfrei zu eribrt. | 

e. Erklären mindeftens drei Verwaltungen drei Monate vor 
dem Austritt einer oder mehrerer Verwaltungen, den Bers 
band unter fi fortjegen zu wollen, fo fin a a zu 
verlangen berechtigt, an ihnen das gejammte Inventar 
egen einen_ zur gemetn haftlihen Auseinanderjegung zu 

ringenden Taxwerth zum ausfchließlichen Eigenthum übers 
wiejen werde. 


Diefer Taxwerth ift durch drei Sachverſtaͤndige 
ermitteln, welche Werfftättens oder Wogenbaus Borficher 
fremder, nicht zum Verbande gehöriger EijenbahnsBerwals 
tungen fein müfjen. 

Den einen diefer Sacdverftändigen wählen bie den 
Verband fortjegenden Verwaltungen gemeinjchaftlih nad 
abjoluter Majorität der Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
entſcheidet dag 2008. * 

Der zweite Sachverſtaͤndige wird von den ausſchei⸗ 
benden Verwaltungen in gleicher Weile erwählt. 

Den dritten Sacpverfländigen beitimmen die vorher 
bezeichneten Taxatoren. 

f. An dem Werthe des Inventars partizipirt jede Verwal⸗ 
tung, nachdem zuvor davon die Koften der Inventariſirung, 
Werthermittelung und Veräußerung gededt find, in bems 
ſelben Verhaͤltniß, in welchem fie zur Anjchaffung bes Zus 
ventars beigetragen hat. iin 

g. Endlich verfteht es fich von felbft, DaB die beim Austritt 
einer Verwaltung noch fehwebenden Verhandlungen in Bes 
treff von Neclamationen bezw. Entſchaͤdigungen nad) den 
im Verbande bis dabin geltenden Beitimmungen zur Erles 
digung gebracht werden, fo daß die audtretende Verwal⸗ 
tung die betreffende Entjchädigung nad Maßgabe dieſer 
Beſtimmungen ganz oder theilmeile zu leiften bat, auch wenn 
bie bezüglidyen Berhandlungen erſt nad ihrem Austritt zum 
Erledigung kommen. = 
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Anlage XX XI 
U Ur 


Negnlatin 
betreffend 
den Uebergang, die gegenfeitige Benußung und die Behandlung 
der Wagen im Bereiche der Bahnen des Rhein. Thüring., 
Oſtfrieſ. Thüring. u. Oftfrief. Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ Verbands 
vom 6. Oct. 1856 *). 


A, Benupung ber Wagen. 

F. 1. Zur Vermeidung der Umladung follen unter nacfte 
penben Beftimmungen bie belabenen Wagen von der Verfandftation 

ge Beitimmungsftation der Güter durchlaufen, injofern leßtere 

ereihe der Verwaltungen bes betreffenden Verbandes Liegt 
und * Wagen entweder minbeftens mit einem ber Hälfte feiner 
Tragfaͤhigkeit entiprechenden Gewichte oder dem Raume nad) vos 
beladen ober als ganze Wagenlabung kartirt ift. 

Zur Ueberfdreitung der Grenzen bed Berbandes bedarf es 
der ausdrüdlichen Genehnigung der Gigenthümerin. Hannover: 
ſche en dürfen daher bei dem Mangel ſolcher Genehmigung 
nicht weiter als bis zur Grenze des Oſtfrieſiſch-Thüringiſchen 
Verbandes (Naumburg) gehen. 

Als Beſtimmungsſtation iſt die Adreßſtation des Gutes anzu⸗ 


ehen. 
F. 2. Außerdem dürfen die an ihrem urjprünglichen Beſtim⸗ 
mungßorte —8 ankommenden fremden Wagen auf den Wunſch 
ber Adreſſaten mit ihrer Ladung, bevor dieſelben ausgeladen 
werden, nach einer andern Station innerhalb der Grenzen des 
betreffenden Verbandes welter gelanbt werben, wenn foldyes ohne 
Ueberſchreitung der feitgefeßten Rüdlieferungsfriften gejchehen Tann. 
$. 3. Auf der legten Beltimmungsftation find vorzugsweiſe 

die fremben Wagen raſch zu entladen und wenn thunlich mit Rüd- 
ladung zu verfehen, —J aber leer zurückzuſenden. — Die 
beladene Rückſendung iſt ſtets ber leeren vorzuziehen. Dabei iſt 
beachten, daß zunaͤchſt die Wagen nach den Stationen jenſeits 
erjelben beladen werben. Fehlt auch nach Lepteren Ladung, jo 
find die Wagen nad) den au bem birecten Heimwege belegenen 


*) Ganz bdiefelben Grundfähe fpricht das betreff. Regulativ des Mittelb. 
Berbandes über benfelben a u. 1. Org 
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Stationen, und zwar fletd nad denjenigen, die der Heimath-Bahn 
am nächiten liegen, zu befradhten. 

Die Benupung der Wagen im Binnenverfehr ift unzuläffig, 
ofern dadur die für ben Verbandsverkehr feſtgeſetzten Rüdlies 
erungsfriften überjchritten werden. 

Für die veglementswibrige Benutzung eined Wagens, auch 
wenn die Benugungsfrift nicht überjchritten wird, ift eine Straf 
len von 20 Sgr. pro Achſe für jeden angefangenen Tag zu 
ahlen. 

4. Unter ben vorſtehenden Bedingungen duͤrfen bie leer 
zurüdgehenden Wagen auf den von denjelben berührten Stationen 
wieder beladen werden. 

$.5. Für die Benußung der fremden Wagen wird bie ver: 
einbarte Achsmiethe gezahlt‘). | 

6. 6. Die auläffigen Benußungszeiten der Wagen werben 
durch beiondere Tableau's den Beamten mitgetheilt. 

F. 7. Zum BZwed einer Mieberbeladung beziehungsweiſe 
Entladung des heimfehrenden Wagens auf einer Unterwegäftation 
im Verbandsverkehr darf deſſen Lauf um nidyt mehr ald 24 Stuns 
den (d. b. bis zum entjvrechenden Zuge des folgenden Taget) 
verzögert, dieſe Friſt auch nicht überichritten werden, wenn Ent⸗ 
und Miebderbeladung auf ein und derjelben Station erfolgen. 

§. 8 Für die nad) * 2. zulaͤſſigen Weiterexpeditionen bela⸗ 
dener Wagen wird die Friſt für Die Hin- und Ruͤcktour um einen 
Tag verlängert. 

8. 9. Für Wagen, welche mit Eilgut, Equipagen und Pier 
ben beladen in den Perionenzügen an ihren Beſtimmungsort beförs 
dert worden find, fol die durch dieſe Beförderung an der Hin: 
F erſparte Zeit von der geſammten Benutzungsfriſt in Abzug 
ommen. 

F. 10. Verſpatungsſtrafen. Die Eigenthümerin des Wagens hat, 
wenn der Wagen nicht in der vorſchriftsmaͤßigen Geſammtfriſt zu⸗ 
rüdgeliefert wird, einen Anſpruch auf Strafmiethe gegen biejenige 
Verwaltung, welche die Verfpätung veranlaßt hat. 

Die Strafmiethe beträgt 20 Sgr. pro Achſe ynd Tag ber 
ung, ohne Ruͤckſicht anf die Berfejiebene Tragfähigkeit der 
en 


Angebrochene Tage werben für volle gerechnet. 

$. 11. Befreiung von der Strafe. Die Sonventionalftrafe wird 
nicht berechnet, wenn die Verfpätung durch Umftände veranlaßt 
ift, weldye die Verwaltung, auf deren Bahn die Verjpätung flatts 
gefunden, weder vorberzujehen noc abzuwenden vermochte 4 
— — — — ® 


1) Als Grundlage für die Miethberechnung iſt dem Regulativ ein Mei⸗ 
lenzeiger beigegeben. 
1) Bund) die golle und Beneramtfihe Abfertigung bie dechhhelige Befterern 
⸗ er 
eines —** verhindert, u “ rs 


Roc, Gifenbahum I. - — 
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8.2. Puch. 
Zweck des Verbandes ift die Einrichtung und Unterhaltung 
eines directen Verkehrs hinſichtlich der Perſonen⸗, Gepäd-, Eq 

pagen⸗-, Vieh- und Güterbeförderung zwiſchen den hierzu beſtimmten 
Stationen (Verbandſtationen) auf den unter Leitung mehrerer oder 
ſaͤmmtlicher der verbundenen Verwaltungen ſtehenden Eiſenbahnen, 
unter Zuſicherung ber Zuläſſigkeit gegenteitiger MWagenbenugung 2). 

6. 3. Geſchaͤftsſahrende Birection. 

Die Beſorgung der laufenden Gejchäfte des Verbandes ſowie 
die Abrechnung und Ausgleichung der Berbands-Einnahmen und 
Ausgaben erfolgt Seitend einer alle 3 Jahre von neuem zu wäh- 
lenden gefhäftsführenden Direetion, und zwar letzteres Durch 
ein auf Koften des Verbandes zu haltended verantwortliches 
AUbrehnungsbureau?). 


6.4 % tung zur Webernahme der Gefhäfisführung. 

Zur Ueßernafme der "Gergäfstükrung iſt auf — eines 
ajoritäte-Belhtufles jede Verbands-Verwaltung verpflichtet, und 
nur biejenige erwaltung, welche die Geſchaͤfte zuleßt geleitet bat, 
fann die wiederum auf fie fallende Wahl für bie — ** — drei 
Jahre ablehnen. 


Anmeldung bei der geſchäftsführenden Direction, welche die übrigen Verwal⸗ 
tungen davon benachrichtigt. Die neu eintretende Verwaltung unterwirft ſich 
den von ſaͤmmtlichen Verwaltungen bis dahin angenommenen und zu Dem 
Ende ihr mitzutheilenden Beſchlüſſen, wobei die Interpretation, ob biefe als 
von ſaͤmmtlichen Berwaltungen gefaßt zu betrachten feien, bei etwa vorhandenen 
einzelnen Ausnahmen der geihöftsführenben Direstion vorbehaltlich des Mecurfes 
an bie General⸗Verſammlung zufteht. 

(Die Mitglieder des A. D. V. finden ſich S. 9—13. dieſes Th. TIL ange 
geben. Nur find nach dem Verzeichnifie der Mitglieder, welches dem fo eben 
erichienenen A. D. P. von 1859 angebrudt ift, dem Vereine noch zugetreten die 
Verwaltung der Auffig-Tepliger und ber Brünn:Moffiger Bahn). 

2) A.D. V. $. 1: Unter der Benennung „Verein Deutfcher Cifenbahn- 
Verwaltungen” ift eine Anzahl von Vorftänden deutſcher Ciſenbahnen zu einem 
Bereine zufammengetreten, der den Zwed hat, durch gemeinfame Berathungen 
ae mithigee Handeln das eigene Intereſſe und dasjenige des Publikums 
zu fördern. 

3) A. D. V. $. 3. Abf. 1—4: Zur Leitung der Geſchaͤfte wirb von zwei 
zu zwei Jahren in der General-Berfammlung eine „geihäftsführende Direction* 
erwählt, welche den Borfi in den Verſammlungen führt. 

In Beziehung auf die von ihr zu übernehmenden Arbeiten wird als Grundſaß 
feftgeftellt, daß fie nur den auf die erforderliche Gentralifation fich beziehenden 
Geſchaͤften obzuliegen habe, während alle, zumal größere, duch Bermittelung 
von Gommiftionen zu verhandeinde Gegenftände, dieſen zur Bearbeitung zu 
überweiien find. 

Die geichäftsführende Dirertion hat die Befugniß, einen höher qualiflcirien 
Beamten zu ihrer Unterftügung anzuftellen, fowie die ſonſt nöthigen Arbrité⸗ 
kraͤfte fich zu beichaften. 

Alle duch die Seichäftsführung erwachſenden Auslagen und Koſten werben 
aus der Bereinsfafle gedeck. | 
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Beim Webergang der Gefhäftsführung von einer Verwaltung 
auf eine andere hat bie neu eintretende geichäftsfihrende Direction 
bie von ihrer Borgängerin für Die Beforgung der Verbandsgeichäfte 
auf den Grund von Verbandöbefchlüffen eigend8 angenommenen 
Beamten mit zu übernehmen 4). 


8. 5. Gemeinfhaftlihe Ko 

Die gemeinichaftlichen Koften des Verbandsverkehrs, welche, 
als foldye anerkannt, für Rechnung des Verbandes von einzelnen 
Verwaltungen oder von der gejchaftsführenden Direction gezahlt 
worden find, werben unter Diefenigen Verwaltungen, welche an ber 
Denhaliihen Ginrichtung Theil nehmen, nach dem Verhaͤltniß ber 
Einnahme aus dem Verbandsverkehr vertheilt, fofern nicht ein 
—* Maasſtab der Vertheilung ausdrücklich beſchloſſen iſt oder 
wird *). 

F. 6. Gemeinfhaftlihe Peamten. 

Die von den einzelnen Verwaltungen dem Verbande über⸗ 
wiejenen Beamten (Badmeifter 2c.) Bleiben nad) wie vor Beamte 
derjenigen Verwaltung, von welcher fie angeftellt find. Derjelben 
Rebt auch Die Disciplinarbefugniß über dieſe Beamten zu. Während 

ed Dienftes find die Lebteren allen Angeftellten derjenigen 
untergeordnet, auf welcher fie in Ausübung ihres Dienſtes ſich eben 
befinden, denen die in pleiher Gategorie ftehenden Localbeamten 
diefer Bahn untergeordnet find. Sie können von biefen Borges 
feßten im Falle der Gefahr vom Dienfte juspendirt werben. e 
aus der amtlichen Thätigleit der gebachten Beamten erwachſenden 
Rechte und Verpflichtungen competiten nicht der Verwaltung, von 
— 5 dem Verbande überwieſen ſind, ſondern lediglich dem 
eren®). 


4) A.D. V.$. 3, Abſ. 5: Jede Verwaltung ift verpflichtet, die auf fie 
fallende Wahl zur gefchäftsführenden Direction anzunehmen und nur diejenige 
Berwaltung, welche die Geſchaͤfte zuletzt geleitet, kann die wiederum auf fie 
fallende Wahl für die nächſten beiden Jahre ablehnen. 

5) A. D. V. $. 12; Zur Beſtreitung fämmtlicher Koften für die Angelegen- 
heiten des Bereins, wohin aud die Koſten der Vertretung der gefchäftsführenden 
Direction in ‚den General:Berfammlungen für zwei der von ihr abzufendenden 
Abgeordneten gehören, dient eine Kalle, welche aus Beiträgen der einzelnen 
Berwaltungen,, fo oft es das Bebürfniß erfordert, dergeſtalt geöilbet wird, daß 
jede Verwaltung zwei Thaler pro Meile der ganzen Länge ihrer, wenn auch 
noch unvollendeten Bahn (die überfchließenden Bruchtheile für volle Meilen ges 
rechnet), Feine jedoch unter zwanzig Thaler oder über achtzig Thaler einzahlt. 
Diefe Kafte wird von der geichäftsführenden Direction verwaltet, die is ber 
ordentlichen General⸗Verſammlung darüber Rechnung ablegt. 

6) 7) 8) 9) des A. D. V. Bat feine entſprechenden Bellimmungen, da ber 
allgem. Berein Feine derartigen Ginriddtungen hat, 
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. 7. Genciaſchaſtliches Cigenthum. 
Ueber das diciihe des Verbandes wird von der geſchaͤfts⸗ 
renden Direction ein Inventarium geführt, zu deſſen Einſicht 
e übrigen VBerbandssVerwaltungen ſtets berechtigt find ”). 


G. 8. Verbauds-Püge. 
hof Fi Erreichung des im F. 2. angegebenen Zweckes follen 
t 


mindeftens ein Verbandes 
a. PerfonensZug in der Richtung von Aachen nach Zeip 
zig und Halle, 
b. Berfonen- Zug in umgefehrter Richtung, 
c. Öhtergu in der Richtung von Aachen nach Leipzig 
und Halle, 
Ä d. Güterzug in umgekehrter Richtung, 
auf ſaͤmmtlichen betreffenden Verbands⸗Verwaltungen fahrplanmäßig 
durchgeführt und ein gemeinjhhaftlicher Verbandstarif zur Anwen⸗ 
bung gebracht werben | 


F F. 9. Verbauds-Verhehr. 
MS Verbandsverlehr wird derjenige Verkehr angeſehen, wel: 
cher mindeftens über drei aneinander grenzende, zum Verbande 
gehörige Bahnen geht. 

. Eee aneinander grenzende Bahnen find berechtigt, aber nicht 
verpflichtet, mit ihrem Verkehr dem DBerbande beizutreten. 

Diefer Grundſatz foll diejenigen Rechte und Verpflichtungen 
nicht alteriren, welche die eine oder die andere Verbands⸗Verwal⸗ 
iung ald Mitglied eines andern Verbandes etwa haben könnte ®). 
| 6. 10. Verbauds-Lonferenzen. 

Im Uebrigen werben die für den Verband erforderlichen Ein 
richtungen in Verbands-Conferenzen vereinbart, Deren Zeit und 
Ort jedesmal von der nächſt vorhergehenden Conferenz oder in 


dringenden Faͤllen auf dem Correſpondenzwege ſpeciell beſtimmt 
wird 10). 


10) A. D. V. $. 4: Zur Errichtung bes Zwecks ($. 1.) findet alljährlid, 
in der Megel gegen den Schluß des Monats Juli, an einem von der geſchaft 
führenden Direction mindeſtens 14 Tage vorher zu beftimmenden Tage die Ge 
neralsBerfammlung bes Vereins an dem von bdiefer felbft zu bezeichnenden Drk 
fatt. Jede Verwaltung fendet zu derjelben einen oder mehrere Deputirte ab, 
und übt ihre Stimmrecht ($. 10) durch einen belichigen Bevolimädtig 
m aus. 

6.9. Außerordentliche General: Berfammlungen koͤnnen ebenfalls nur von dr 
Zeit und Drt für diefelben beflimmenden und auf Erfordern dreier Verwaltungen 
zu ihrer Anſetzung verpflichteten geichäftsführenden Tirection berufen werden, 
an gr Grund der Zufammenberufung in dem Ginladungsichreiben gu be 
jeichnen if. 
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§. 11. 9 in der —— 
Den Vorſitz in der Conferenz führt ein Mitglied derjenigen 
Verwaltung, in deſſen Bahnbezirk dieſelbe ſtattfindet ?'). | 


6. 12. Stimmredt. 
Bei Abftimmungen hat jebe bei der Frage betheiligte Ver⸗ 
waltung je eine Stimme !?). 


$; 13. Vertretung ie der —— 

Sollte eine Verwaltung in der Conferenz nicht vertreten ſein, 
ſo geht ſie ihrer Stimme fuͤr die betreffende Conferenz verluſtig; 
es ſteht jedoch jeder Verwaltung frei, ſich in der Conferenz durch 
eine andere Verbands:Verwaltung vertreten zu Taffen !®). | 


. 14. Gegenfand der Perathang. Tages-Grönung. 
Die Son den einzelnen Verwaltungen zu ftellenben Anträge. 
find den übrigen Verbands» Verwaltungen vor der Gonferenz En 
Keuntnißnahme mitzutheilen 14) und ber gejhäftsführenden Dis 
zection zur Aufnahme in die Taged-Ordnung anzumelden 14), - 
In Schleunigen Fällen Fönnen qwar die erft in der Verbandes 
Gonferenz ſelbſt eingebrachten Anträge jofort iu Grörterung kom⸗ 
men, die gefaßten Beſchlüſſe aber nicht perfect werben, es ſei 
denn, daß Jämmtliche Verwaltungen einverflanden find. ur 


11) VBgl. A. D. V. $. 3. in Anm. 3. fowie $. 5: Zur Aufrethaltung ber 
Drdnung bei der Debatte werden vom Vorfigenden zwei Ordner ernannt, bie 
ihn audy bei der Greheilung des Wortes unterſtuͤtzen. 

12) n. 13) Vgl. Anm. 15. 

. 14) A. D. V. 6. 6: Gegenftand der Berathung bilden alle Angelegenheis 
ten, bie von einer der vereinten Verwaltungen dafür geeignet erachtet werden. 
Die Anmeldungen dazu müſſen Behufs weiterer Mittheilung und Borbereitung 
durch eine von der gefchäftsführenden Direction zu ernennende, einen auszu⸗ 
arbeitenden Entwurf vorlegende und ben Referenten beflimmende Gommiffton 
fpäteflens 6 Wochen vor dem Berfammlungstermine der gefchäftsführenden Dis 
tection überwiejen werden. 

Die zur Beridiserflattung ernannten Commiſſionen haben die Berichte ber 
gei@äfteführenben Tirection To zeitig zu übergeben, daß fle fi wenigfiene 

ags vor dem Vortrage in den Sünden fänmtlicher Abgeordneten befinden. 

145) A. D. V. 8. 7: Als Ginleitung zu den Berhandlungen giebt ber 
Vorfitende jedesmal eine Weberficht des gegenwärtigen Zuflandes des Vereins. 
Hierauf folgt die Beratbung derjenigen Gegenflände, "welche in früheren Gene⸗ 
ralverfammlungen unerlebigt geblieben find. Demnächſt wird zur Berathung 
neuer, in vorfchriftsmäßiger Weile ($. 6.) gemachter Anträge gefchritten. wos 
rauf ausnahmsweije fpäter oder erft in der General⸗Verſammlung angeregte Ge⸗ 
genflände noch berüdfichtigt werden können, fall dies von mindeflens drei der 
vertretenen Berwaltungen gefordert wird. 

Tie SeneralsBerfammlung behält ſich dabei vor, Gegenflände, welche nur 
das Interefie einzelner Verwaltungen berühren, der befondern Berathung bers 
felden zu überwerfen. Den Schluß der Verhandlung bildet die Beſtimmung des 
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8. 15.  Peldlufmahme. 

Zur Abfaſſung eines verbindlichen Verbandsbeſchluſſes ift Ein⸗ 
‚mmigfeit der verbundenen Verwaltungen erforberlih, Nur bei 
Bahlen und bei Beſtimmung ber Zeit und des Orts der Bonfe- 
enzen genügen Majoritätsbejchlüffe !°). 

F. 16. Yerfectwerden der geſaßten Peſchläſſe. 

Wenn nicht das jofortige Perfectwerden eines gefaßten Be⸗ 

Jhlujes ausbrüdlid, bedungen und nach S. 14. zuläffig ift, wird 
erjelbe Gegenftand nochmals auf die Tagesordnung ber nächften 
BerbaubdsGonferenz gebracht, und erft dann für bie betreffenden 
Berwaltungen bindend, wenn alle in der Konferenz vertretenen 
betbeiligten Verwaltungen ihre Zuftimmung erklären und feine 
Abänderung Beichloflen wird 2°). 

. 17. Bindende Kraft der Peſchlüſſe. 

Bon den getroffenen Verbandsbeſchlüſſen, als weldye alle in 
ben Gonferenzprotofollen ald perfect aufgeführten, noch gültigen 
Beſchlüſſe een find. (Vergl. jedoch $. 14 in fin.), ift feine 
Berwaltung einfeitig abzugehen berechtigt. 

Glaubt eine Verwaltung, daß eine beftehende Einrichtung mit 
den Sinterefien des ganzen Verbandes ober mit den fpeciellen In⸗ 
terefjien ihrer Bahn nicht verträglich ift, fo bat fie dieſerhalb ihre 
Abaͤnderungs⸗Vorſchlaͤge vor die Sonferenz zu bringen und ſich 
deren Entiyeidung un jo mehr zu fügen, ald angenommen werben 
kann, daB Die zur Errichtung gleicher Zwecke verbundenen Ber: 
—— berechtigten und billigen Wuͤnſchen nicht entgegen fein 
werden ''). 





Orts für die nächſte General-Berfammlung und eventuell die Wahl einer 
neuen gefhäftsführenden Direction, worauf das Brotofoll vorzulefen und von 
ber Fr I ae A Tirection und mindeftens noch ſechs andern Abgeordneten 
u vollziehen ift. 
’ A D. V. $. 8: Es iſt hiernach von ber gefhäftsführenden Tirection im 
Boraus eine Tagesordnung au entwerfen, die den einzelnen Verwaltungen bei 
der Ginlabung aur Oeneral-VBerjammlurg mitgetheilt wird. 

15) u.16) A. D. V. 8.10: Das Nefultat der Berathung wird durch Stim⸗ 
nıenmebrheit, und falls dies auch von nur einer dijjentirenden Stimme gefordert 
wird, mittelit namentliher Abſtimmung feitgeftellt, wobei jeder vertretenen 
Derwaltung nah Maßgabe der Länge ıhrer Bahn ein Stimmrecht in ber 
Art gebührt, daß dem Gigenthümer einer oder mehrerer Bahnen bei einer 
Sefammtlänge bis zu zehn Meilen eine, von über 10 bis zu 30 amei, ven 
über 30 bis zu 60 drei, von über 60 bis au 100 vier, von über 100 bis zu 
150 fünf, und innerhalb jeder weitern 50 Meilen mehr, immer noch eine 
Stimme mehr gewährt wird, wobei jedoch eine und dieſelbe Perſon für meb: 
rere Bayınverwaltungen, die dem Vereine angehören, Stimmen nicht abgeben 
darf. Bei Stimmmiengleihheit hat der Vorfigende den Ausihlag zu geben und 
wird Seitens derjenigen Verwaltungen, welche die Reglenents über den directen 
Süters und Berfonen:Verfehr nicht anerkannt haben, in den betreffenden An: 
gelegenheiten des Betriebes ein Stimmrecht nicht ausgeübt. 
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. 18. Amderung der Yerbands-Päge. 
Nur maßchlic der $ 8. erwähnten ober ſonſt noch für 
jolce erklärten Verbandszuͤge wird jeder Verbands⸗Verwaltung 
ad Recht eingeräumt, bafern ihren zuvor zu ftellenden Anträgen 
auf Veränderung dieſer Züge von den übrigen Verwaltungen nicht 
Bat egeben werden ſollte, den einen ober andern biejer Züge zu 
ndigen. Im Falle eine Verwaltung von diefem ihr zuflehenden 
Rechte Gebrauch machen jollte, Hat fie eine breimonatliche ſtets 
nur vom nächftfolgenden 1. Januar resp. 1. Suli ab laufende Kuͤn⸗ 
digungefrin einzuhalten. 
is zum Ablauf dieſer Kündigungsfriſt bleibt der gekündigte 
Zug unverändert beſtehen, und darf erwartet werden, daß inzwi⸗ 
—F mit allſeitiger Zuſtimmung ein neues Arrangement getroffen 
wird 19), 





17) A. D. V. 6.11: Wie angelegentlih ſich auch alle Verwaltungen, fomeit 
fle es vermögen, von dem Beſtreben leiten lafien werden, fich den Befchlüffen 
der Majorität unterzuorbnen, fo werden diefelben doch für fie erft bindend durch 
die Annahme derfelben, zu welchem Ende die geihäftsführende Direction ihnen 
binnen 14 Tagen das Protokoll mitzutheilen hat. Ihre Erklaͤrung über die 
Annahme oder Ablehnung haben fie fodann Binnen 4 Wochen nad Empfang 
des Protokoll bei der gefchäftsführenden Direction abzugeben, weldye hiervon 
nad Empfang fämmtliher Orklaͤrungen die übrigen Berwaltungen fofort in 
Kenntniß zu ſetzen hat. I 

Die geſchaͤftoführende Direction wird dabei rückfichtlich derjenigen Beſchlüſſe, 
welche nicht dir Zuſtimmung ſämmtlicher Verwaltungen erhalten haben, zugleich 
ihre Vorſchlaäge über weitere Verfolgung des Gegenſtandes machen, namentlich 
über die etwaige Ausführung in dem engern Kreiſe der zufimmenden Verwal⸗ 
tungen. IR in biefer Weife eine Uebereinfimmung der zufimmenden DBerwal« 
tungen nicht au erzielen, fo überweift- die geihäftefährende Direction bie Sache 
an die vorbereitende Commiſſion zur weitern ni er zurüd, 

Ahänderungen des Werein-Statuts dürfen jedodh nur dann vorgenommen 
werden, wenn ber biesfalliige Maioritätsbeihluß ber General⸗Verſammlung die 
Genehmigung ſämmtlicher Verwaltungen erhalten hat. 

Ueber die Ausführung der Vereinsbeſchlüſſe wachen die bem Verein anges 
hörenden Berwaltungen gegenſeitig. Es werden des Behufs die letztern in acht 
Nayons eingetheilt. Für jeden Rayon wird alljährli eine Verwaltung und 
zwar alternirend und der Reihe nach duch die General⸗Verſammlung beauf: 
tragt, von ber Aueführung der Vereinsbeſchlüſſe fi eberzeugumg zu verfchaf- 
fen. Die folchergeflalt beauftragten Verwaltungen find berechtigt, von ben 
Berwallungen ihres Bezirks vollkändige Aufſchlüſſe und Grläuterungen über 
etwanige Abweichungen von den genehmigten Beſchlüſſen, fowie die Gründe der 
unterbliebenen Vollziehung entgegenzunehmen. — Sind von: einzelnen Derwal« 
tungen bezügliche Anfragen über die erfolgte Ausführung ohne Motivirung ver= 
neint oder gar nicht beantwortet worden, oder ericheineı die vorgebracdhten 
Unterlafjungsgründe unzulaͤnglich, fo hat die beauftragte Verwaltung die Auss 
fübrung auf geeignete Weife zu vermitteln zu ſuchen; gelingt ihr dieſe Ver⸗ 
mittlung nit, fo feßt fie die geigäftsführende Direction Hiervon in Kenntniß, 
welche Tegtere ber Beneral-Verfammlung darüber Bericht zu erflatten bat. 

Der General⸗Verſammlung bleidt aladann ber weitere Beſchluß in der Ans 
gelegenheit überlaſſen. 

18) A. D. V. hat Feine entſprechende Beſtimmung. 
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$ 19. Austritt aus dem Verbande. 
Wollte eine Verwaltung wider Erwarten aus dem Verbande 
auszuſcheiden Bbeabfichtigen, jo kann ber Austritt flet® nur am 
4. April oder am 1. October erfolgen, und ift die ausſcheidende 
Verwaltung verpflichtet, ihre desfallfige Abficht mindeſtens ſechs 
Monate vorher den jämmtlichen übrigen verbundenen Verwaltungen 
ſchriftlich mitzutheilen. | 
Bis zum Ablauf dieſer Kündigungsfrift bleibt Die Fündigende 
Verwaltung Mitglied des Verbandes und hat als ſolche alle Ders 
baudsrechte zu beanfpruchen und alle Verbandspflichten zu er 
füllen °). 

6. 20. Abfindung der austretenden Verwaltung, 

Scheidet eine Verwaltung unter Beobadhtung der vorftebenden 
Bedingungen aus dem Verbande aus, jo wird es erforderlidy, daß 
biefelbe nicht nur der von in ihrer Eigenſchaft ald Verbandes 
Mitglied dritten (3. B. den Verbandsbeamten) gegenüber einge: 
gangenen Werpflichtungen enthoben, fondern aud wegen des 
vorhandenen gemeinjchaftlihen Wermögend des Verbandes an 
Bagen, Utenfilien 2c. abgefunben wird. 

Zu dem Zwecke gelten folgende Beſtimmungen: 

a. Erklären die übrigen Verwaltungen oder mindeftens drei ber 

ſelben innerhalb zweier Monate nady Eingang der an fie 

erichteten Künbigungs Anzeige den Verband unter einander 
Fortfehen zu wollen, jo übernehmen fie Damit zugleich alle 
diefenigen vom Tage des NüdtrittS der ausfcheldenden Pers 
waltung fällig werdenden Verpflichtungen, welche der Ber: 
band gegen Dritte übernommen bat. 

b. Erfolgt dieſe Erklärung innerhalb der vorgedachten Leit 
nit, ſo bat die geichäftsführende Direction Namens des 
Verbandes auf Auflöfung der gegen Dritte eingegangenen 
Verpflichtungen Bedacht zu nehmen, insbeſondere die bei 
Abſchluß der Dienftverträge vorbehaltene Kündigung zeitig 
eintreten zu lafjen, jo daß am Tage der Auflöjung keinerlei 
Sinderniffe der nn nanberiebing beftehen. 

c. Am Falle der Auflöfung des Verbandes hat jebe PVermal- 
tung, und im Kalle des Nüdtrittd einer einzelnen Verwal⸗ 
tung bat dieſe die von ihr in den Verband gebrachten Bad: 
meilter zurückzuziehen. 

d. Loͤſt der Verband ſich vollſtaͤndig auf, ſo ſoll am Tage der 


19) A. D. V. $. 11: Der Rüdtritt aus dem Vereine ſteht jeder Verwal⸗ 
gung frei, jedo& nur in den 4 Terminen, 1. Januar, 1. April, 1. Juli und 
1. October, dm bie Anzeige davon 6 Monate vorher der geſchäftoführenden 
Direction gemacht worden ift, welche bie übrigen Verwaltungen davon. jogleid 
su benachrichtigen Hat. — Weitere Beſtimmungen hat base A. D. V, nicht. 
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Auflöfung das Inventar bed Verbandes durch Bevoll- 
mädhtigte aller Verwaltungen vevidirt und verjucht werben, 
ob wegen Verwerthung des Inventars und wegen Verthei- 
Iung defjelben in natura oder Gelbwerth eine gütliche 
Einigung getroffen werben Tann, Ä 

Iſt dies nicht zu erreichen, jo wird das Anventar 
unter den Verbands-Verwaltungen felbft, mit Ausichluß 
Dritter, meiftbietend verfteigert. Be 

Die verfteigerten Segenftände werben ber erſtehenden 
Verwaltung frachtfrei zu übe, 

e, Erklären mindeflens drei Verwaltungen drei Monate vor 
dem Austritt einer oder mehrerer Verwaltungen, ben Vers 
band unter ſich fortjegen zu wollen, fo fin re zu 
verlangen berechtigt, an ihnen das gejammte Inventar 

egen einen zur gemeinjchaftlihen Auseinanderſetzung zu 
Bringenben Taxwerth zum ausſchließlichen Eigenthum übers 
er Magmerth if dunch drei Sachderftänd 
iefer Taxwerth ift durch Drei Sa ndige. 

ermitteln, weldye Werfftättens oder Bagenbaus Borficher 
fremder, nicht zum Verbande gehöriger Eiſenbahn⸗Verwal⸗ 
tungen fein müflen. | Ä 

Den einen dieſer Sacdverftändigen wählen bie den 
Berband fortjegenden Verwaltungen gemeinjchaftlih nad 
abfoluter Majorität der Stinmen. Bei Stimmengleidhheit 
entfcheidet dad 2008. | ' . 

Der zweite Sachverſtaͤndige wird von ben ausſchei⸗ 
denden Verwaltungen in gleicher Weiſe erwählt. 

Den dritten Sachverſtaͤndigen beſtimmen die vorher 
bezeichneten Taxatoren. 

f. An dem Werthe des Inventars partizipirt jede Verwal⸗ 
tung, nachdem zuvor davon die Koften der Inventariſirung, 
Werthermittelung und Veräußerung gebedt find, in bem> 
jelben Verbältnig, in welchem fie zur Anjchaffung. bes In⸗ 
ventard beigetragen hat. 

g. Endlich verſteht es fich von felbit, daß die beim Austritt 
einer Verwaltung noch fchwebenden Verhandlungen in Bes 

. teeff von Reclamationen bezw. Entſchädigungen nad den 
im Verbande bis babin geltenden Beitimmungen zur Erlen 
digung gebracht werden, ſo daß Die. austretende Verwal⸗ 
tung die betreffende Entjchädigung nach Maßgabe dieſer 
Beitimmungen ganz oder theilweiſe zu leiften bat, ‘auch wein 
die bezüglidyen Berhanblungen erit nach ihrem Austritt zur 
Erledigung kommen. Ä ” 
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Regalatir 
| betreffend 
den Uebergang, die gegenfeitige Benugung und die Behandlung 
der Wagen im Bereiche der Bahnen ded Rhein. Thüring,, 
Oſtfrieſ. Thüring. u. Oftfrief. Rheiniſchen Eifenbahn> Verbands 
vom 6. Oct, 1856”). 


A, Benupung ber Wagen. 

F. 1. Zur Vermeidung der Umlabung jollen unter nachher 
genben Beftimmungen bie belabenen Wagen von ber Derlanbft 

ge Beftimmungäftation der Güter durchlaufen, infofern letztere 

ereiche der Verwaltungen bes betreffenden Verbandes liegt 
und z Wagen entweder minbeftend mit einem der Hälfte feiner 
Tragfaͤhigkeit entjprechenden Gewichte ober dem Raume nach voll 
beladen oder ald ganze Wagenlabung kartirt ift. 

Zur Ueberſchreitung der Grenzen des Berbandes bebarf es 
der ausdrüdlihen Genehmigung der Gigenthümerin. Hannover 
ſche en dürfen daher bei dem angel ſolcher Genehmigung 
nicht weiter als bis zur Grenze des Dftfriefi &)- Thüringifdien 
Berbandes (Naumburg) gehen. 

Als Beſtimmungsſtation ift Die Adreßſtation des Gutes anzu⸗ 


en. 

® F. 2. Außerdem dürfen die an ihrem urfprünglichen Beftim: 
mungsorte beladen anfonmenden fremden Wagen auf den Wunſch 
der Abdrefiaten mit ihrer Labung, bevor dieſelben auögelaben 
werben, nad einer andern Station innerhalb der Grenzen bes 
betreffenden Verbandes weiter gelaunt werden, wenn ſolches ohne 
Ueberſchreitung der feſtgefetzten Rüdlieferungsfriften gefchehen fann. 

F. 3. Auf der legten Beftimmungsftation find vorzugsweiſe 
die fremden Wagen raſch zu entladen und wenn thunlich mit Rüd- 
ladung zu verjeben, ſonſt aber leer zurüdzufenden.. — Die 
Belabene Rüdjendung ift ſtets ber leeren vorzuziehen. SDabei if 
p beachten, daß zunaͤchſt Die Wagen nach den Stationen jenſeits 
erſelben beladen werben. Fehlt auch nach Leßteren Ladung, fo 
ſind die Wagen nach den auf dem directen Heimwege belegenen 


*) Ganz dieſelben Grundſaoͤtze ſpricht das betreff. Regulativ bes Wittelb. 
Verbandes über benfelben Gegenſtand aus. 1. 8 


| 
| 
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Stationen, und zwar fletd nach denjenigen, die der Heimath-Bahn 
am nächften liegen, zu befrachten. 

Die Benutzung der Wagen im Binnenverkehr iſt unzulaͤſſig, 
ofern dadurch die für den Verbandsverkehr feſtgeſetzten Rücklie⸗ 
erungsfriſten überjchritten werben. 

Für die reglementswidrige Benußung eined Wagens, Han 
wenn die Benupungdfrift nicht überjchritten wird, ift eine Straf 
blen von 20 Spr. pro Achſe für jeden angefangenen Tag zu 
ablen. 

’ $ 4. Unter ben vorftehenden Bedingungen dürfen die leer 
zurüdgehenden Wagen auf den von denfelben berührten Stationen 
wieder beladen werden. 

$.5. Für die Benutzung der fremden Wagen wird bie vers 
einbarte Achsmiethe gezahlt ?). | 

F. 6. Die auläffigen enußungszeiten der Wagen werben 
durch bejondere Tableau's Den Beamten mitgetheilt. 

F. 7. Zum BZwed einer Wiederbeladung beziehungsweife 
Entladung des heimfehrenden Wagend auf einer Uinterwegsftation 
im DBerbandsverfehr darf deſſen Lauf um nicht mehr ald 24 Stuns 
den (d. b. bis zum entjprechenden Zuge des folgenden waged) 
bergögen, diefe Friſt auch nicht überichritten werden, wenn Ent⸗ 
und Miederbeladung auf cin und derjelben Station erfolgen. - 

6.8 Für die nad) N: 2. zuläifigen Weiterexpeditionen bela⸗ 
dener Wagen wird die Frift für die Hin- und Rüdtour um einen 
Tag verlängert. 

5.9. Für Wagen, welde mit Eilgut, Gquipagen und Pers 
den beladen in den Perionenzügen an ihren Beſtimmungsort beförs 
dert worden find, fol die durch dieſe Beförderung an der Hins 
sur erjparte Zeit von der gejammten Benußungsfrift in Abzug 
ommen. 

F. 10. Verſpätungsſtrafen. Die Eigenthümerin des Wagens Hat, 
wenn der Wagen nicht in der vorſchriftsmaͤßigen Geſammtfriſt zu⸗ 
rückgeliefert wird, einen Anſpruch auf Strafmiethe gegen diejenige 
Verwaltung, welche die Verſpaͤtung veranlaßt hat. 

Die Strafmiethe beträgt 20 Sgr. pro Achſe und Tag der 
tung, ohne Nüdfiht auf Die Detfchiebene Tragfähigkeit ber 
en 


Angebrochene Tage werden für volle gerechnet, 

$. 11. Befreiung von der Strafe. Die Sonventionalftrafe wird 
nicht berechnet, wenn bie Verfpätung durch Umftände veranlaßt 
ift, welche die Verwaltung, auf deren Bahn tie Verjpätung ftatts 
gefunden, weder vorberzujehen noch abzuwenden vermochte 2) 
— — — — ® 


1) Als Grundlage für die Miethberehnung iR dem Regulativ ein Mei⸗ 
lenzeiger beigegeben. 
2) „Insbeſondere alfo wenn , 
1) durch die zoll⸗ und fleweramtliche Abfertigung bie rechtzeitige Wefärberung 
eines Wagens verhindert, 
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12. Jede Station der Berbandsbahnen ſendet an das 
Abrechnungs⸗Vureau des Verbandes alle 1U Tage (mit Wah⸗ 
rung der Monatsabſchnitte) einen Rapport über die auf_berfel- 
ben angefommenen und von ihr abgejendeten fremden Wagen, 
unter Angabe der Station, woher der Wagen gefommen oder 
wohin fie gefendet find. Gleichzeitig find Die auf der Station 
vorgefommenen Verzögerungen und ihre Veranlafjung anzugeben. — 
Sind fremde Wagen auf einer Station weder angelommen nod 
von derſelben abgefandt, fo tft ftatt de8 Rapport3 eine Vacat⸗ 
Anzeige an das Abrechnungs-Bureau zu erftatten. — Außerdem 
haben die Webergangsftationen alle 10 Tage einen Auszug aus 
ihren Negiftern über den Uebergang von resp. nach den Nachbar 
Bahnen dem Abrechnungs-Bureau einzufenden. — Die vorbezeicd- 
neten Rapportirungen an das Abrechnungsbureau werden Seitens 
der Hannover’jhen Verwaltung, ftatt Direct von ben einzelnen 
— Seitens des Gontrolbureau’8 ber genannteu Bahn 

attfinden. 
r F. 13. Abrechmug. Dad Abrechnungs⸗Bureau wird auf Grund 
der erhaltenen, vorftehend erwähnten Unterlagen allmonatlich ſpe⸗ 
cielle Abrechnung über die zu zahlenden und zu empfangenden 
Beträge an Wagenmietben und Verjpätuugsftrafen anfertigen. In 
der Berechnung der Strafen werden diejenigen Beträge, deren 
Niederfchlagung nach Anleitung des $. 11. gehörig motivirt iſt, 


2) dur momentane Unfahrbarfeit einer von ben Wagen zu palfirenden Bahn- 
firede oder Unglüdefälle die Weiterbeförderung der Wagen unthunlid 


emacht, 
3) N höhere Gewalt und ungewöhnliche elementarifhe Greigniſſe der 
segelmäßige Lauf der Züge gehemmt, 
4) durch Beihädigung der Wagen die Weiterbeförderung berfelben verzögert 
oder deren Lauffähigfeit unterbrodgen, 
‚ 5) eine Verfpätung dadurch veranlapt wird, daß die Grtladung resp. Bela 
dung der Wagen auf Sonns oder gefepliche Feiertage fällt, ober 
6) dadurch, daB eine nachgewielene außergewöhnliche Frequenz, wie Beifpiels 
weife bei Mefien, Sahrmärften und dergleichen, oder die sub 2 und 3 
angeführten Umſtände eine fo große Anhäufung von Wagen veranlaffen, 
dab eine regelmäßige Beförderung berjelben nit gu ermöglichen Reht, 
von welchem Falle jedoch die Wageneigenthümerin unter Angabe der 
MWagennummern und überſchrittenen Friſten fofort benachrichtigt werden 


muß. 

T) Für leere Wagen, welche, zur Beladung auf Etationen außerhalb Yes 
Berbandes befiimmt, über die Verbandobahnen laufen, fonnen die Ber 
weltungen der Iepteren Seine andere Verbindlichkeit übernehmen, als bie 
der richtigen Beförderung auf den Berbandsbahnen ſelbſt, und Bleiben 
fie von aller Etrafmiethe befreit, die durch verzögerte Beladung bee 
bungsweife Rüdlieferung Ceitens ber außerhalb des Verbandes [legenken 
Babıen entfiehen möchten.® ' 


Hegulativ über die gegenfeitige Wagenbenupumg. (Hal. XXXL) 339 


mit (em gabe der Befreiungdgründe einfiweilen ante lineam audges 
worfen. 
Nach Empfang der Abrechnungen erfolgt die Zahlung der in 
denjelben gezogenen Saldi, e8 bleiben jedoch — Verwaltung 
ihre dagegen zu erhebenden Reklamationen vorbehalten, deren Aus⸗ 
gleichung in einem folgendermaßen geregelten Verfahren erfolgt: 

1) Sofort bei Ueberjendung der Abrechnung vom legten Mo⸗ 
nate eined Duartald wirb Seitens der das Abrechnungds 
Bureau leitenden Direction ein um etwa vier Wochen bins 
ausgerüdter Termin anberaumt, an welchem die Rechnungs 
beamten der BVerwaltungen am Drte des Abrechnungss 
Bureaus aujanımentreffen. 

2) In diefer Zuſammenkunft müfjen Die gegen die Abrech—⸗ 
nungen des vorliegenden Quartals zu erhebenden Reflas 
mationen bei Berluft derjelben vorgebradyt werden. Später 
geftellte Monita finden nur mit ausdrücklicher Zuftinmung 
der betheiligten Verwaltungen Berüdjichtigung. 

3) Die zu entjendenden Beamten haben die Differenzen münd⸗ 
lid) zu erörtern und, foweit die für die Abrechnung vor⸗ 
liegenden Unterlagen unter Berüdfichtigung vorftehender 
Beſtimmungen audreichen, auszugleihen, dagegen zweifel⸗ 
all bleibende Punkte der Vermittelung ihrer vorgejeßten 

ehörden vorzubehalten. 

4) Die von den Beamten vorgenommenen Audgleihungen wers 
den den Verwaltungen eingelandt. Grfolgt von feiner bers 
jelben binnen Monatöfrift Widerſpruch dagegen, jo werben 

ie Grgedniffe der Regulirung in der naächſten Abrechnung 
ausgeglichen. Die unerledigt gebliebenen Punkte aber wers 
ben durch die Verwaltungen Tetoft jo weit regulirt, daß 
die Ausgleichung bei der nächſten Zuſammenkunft der Be 

amten vorgenonmen werden kann. 
6. 14. Was voritehenb über die NRüdlieferungsfriften ber 
Wagen gejagt ift, findet auch auf bie Wagendeden Anwendung ®). 





3) „Diefelben find mit Labung, zu deren Deduug fie verwendet wer⸗ 
den, zu kartiren. Ueber jede Dede iR eın beſonderer Begleitfchein, in welchem 
die Bezeihnung und Art derfelben enthalten fein muß, auszuftellen und beizu⸗ 
geben. Sollte eine Tartirte Dede auf der Beſtimmungsſtation fehlen, fo iR 
dies wie jedes andere Manco im Berfehr nad den beftehenden Vorſchriften gu 
rapportiren. 

Wird eine Wagendecke etwa durch Umlabung bes betreffenden Wagens ober 
aus fonft einem Grunde von einer vor der Beſſimmungsſtation liegenden Sta⸗ 
tion zurüdgehalten, jo hat letztere Dies in der Karte mit Namensunterfchrift, 
mit Datum und Benennung der Station anzugeben. Bird eine Dede auf der 
Beftimmungsftation wieder zur Bedeckung verwendet, fo if damit ganz % 
vorflehenden Vorſchriften zu verfahren. Wird fie aber nicht gebraucht, fo iſt fle 


22* 
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S. 15. Pehandlung der Wagen. Jede Verwaltung ift verpfid 
tet, die auf ihre Bahn gelangenden fremden Wagen mit Ehe 
nung zu behandeln, biefelben gehörig mit Echmiere zu verjehen, 
auch mit vollen Schmierbüchlen weiter zu geben, eine Weberlatung 
derjelben zu vermeiden, bei vorkommenden Beſchädigungen tafır 
u forgen, daß der Schaden fidy nicht vergrößere, und überbam 
ben fremden Wagen diefelbe Aufmerkjamteit zu widmen, wie de 
eignen Wagen. Werner ift jede Verwaltung verpflichtet, jetm 

emden Wagen mit allen babei empfangenen heilen und Ute: 
Ken ebenfo vollftändig wieder abzuliefern, wie fie ſolchen empfar 
bat. Die zu den Wagen felbft gehörigen, etwa durch Br 
chaͤdigung oder in anderer Meife getrennten Beitandtbeile find ie 
rt an tie Uebergangsftation der Heimathsbahn mittelft befonten 
Begleitſcheins, jedoch ohne Frachtberechnung, zurüdzufchiden. J. 
dem Begleitſchein muͤſſen die Gegenſtände einzeln angegeben m 
der Wagen, zu welchem fie gehörın, bezeichnet fein, auch ti 
Begleitſcheine Feier anz wie Frachtbriefe Fartirt und bebantdı 
werden. Die Gegenftände hat der Adreſſat ganz eben fo in Gr 
ang zu nehmen, al& wenn er an ihn gejentete Güter empfinz. 
erlufte von ſolchen Beftandtheilen fremder Wagen ober von ta 
mit denjelben übernommenen Utenfilien find Durch Tiefenige Im 
waltung der Eigenthümerin zu erfegen, auf deren —28 r 
ftattgefunden haben. 


B. Reparatur ber Wagen. 


* 15. Peauffichtigung der Wagen. Jede Verwaltung iſt verpfid: ; 
tet, ihre auf fremde Bahnen übergehenten Wagen in einem unbe 
ſchädigten und in Nüdjiht auf die Sicherheit Des Transport 
völlig befriedigenden, den beftehenden Polizei-Reglements entjore: : 
enden Zuftande zu übergeben. | 
Beim Vebergange der Wagen von der einen auf bie antere 
Bahn find dieſelben Seitend der übernehmenden Verwaltung genau 
zu prüfen und ſowohl während ber Fahrt ald an den Rube 
punkten zu beobadıten. | 
Ergiebt die Prüfung der Wagen auf den Uebergangsſtatienen 
einen Zuſtand, welder für tie Sicherheit ded Trausportes nik! 


mit dem nächſten Zuge, aber ebenfalls mit Begleitſchem und wie eine Gentarz 
kartirt an den Babhnhofsroritand der zur Verwaltung der Bigenthümerin geb 
rigen Uebergangsfation zurüdjufenden. 
Werden die für —X und Rücklieferung der Wagen geſetzten ride 
Bei eben und Rüdlieferung der Deden überfchritten, fo it für jeden Ta} 
der Ueberfchreitung eine Strafmiethe von 5 Gyr. für jede Decke zu zahlen. 
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völlig befriebigend iſt ober den Vorfchriften ber für bie betreffen» 
den Bahnen beftebenden PolizeisReglements nicht entſpricht, fo 
find diefelben zurückzuweiſen. 

Ale an den übergehenden Wagen vorgefundenen Mängel 
find von den Beamten der übergebenden resp. der übernehmenden 
Bahnverwaltung feftzuftellen und durch Beſcheinigung der eriteren 
anzuerkennen. 

$. 17. Ort, wo die Reyaraluren auszuführen. Geringfügige ohne 
Beitverluft zu befeitigende Mängel an fremden Wagen , Delonders 
wenn der Aufſchub der Reparatur eine Vergrößerung des Schas 
bens befürchten läßt, find ſtets da fofort abzuändern, wo fie ente 
SE die Beicäi zherem Umfange, fo ift zunacht 

ie Beichädigung von arößerem Umfange, fo und 

zu beurtheilen, ob der Wegen ohne Nachtheil mit derjel er in * 
Heimath zurücklaufen kann, und wird in dieſem Falle die Repa⸗ 
ratur in den Werkſtätten der Eigenthümerin ansgeführt. Schabs ° 
hafte beladene Wagen dürfen nur dann mit der Ladung bis zum 
Beltimmungsort laufen, wenn aus Diefer Weiterreiſe cin Nachtheil 
nicht zu befürchten fe |, . 

at dagegen die Beihädigung Ginfluß auf die Lauffähigkeit 
der Wagen oder ift cine Vergrößerung bed Schadens durdy Auf 
ſchub der Reperatur zu befürchten, jo ift Die Herſtellung des Was 
gend durch Die nächte Werkftätte zu bigcheen 

ſt der Wagen zertrümmert oder ſo erheblich beſchädigt, daß 
deſſen Wiederherſtellung eine längere Zeit in Anſpruch nimmt, fo 
haben die Tocalbeamten ihrer vorgefegten Behörde davon Anzeige 
u machen. Dieſe fept die Eigenthümerin des Wagens davon In 
enntniß und einigt fi) mit berfelben darüber, wo bie Wiebers 
herſteuung ftattfinden ſoll. 

F. 18. Ausführung der KLeparaturtn. Alle an fremden Wagen 
aufzuführenden Reparaturen find zwedmäßig, Dauerhaft und mögs 
lichſt raſch, jedoch fo auszuführen, daß dabei an dem eigenthüms 
lichen Modelle ded Wagens nicht geändert wird. Sind Dazu 
Griapftüde von beſonderm Model, teren anderweite Herbeifchafs 
fing zeitraubend oder Foftipielig würde, erforderlich, fo find Dies 
jelben von ter Wagenverwaltung der Eigenthümerin einzufordern. 
Der Transport folder Erſatzſtücke ſowie die Rüdfendung unbrauch⸗ 
bar gewordener Wagentheile (ſ. $. 15.) geichieht frachtfrei. 

Nach beichaffter Reparatur ift der Wagen fofort wieder in 
Cours zu feßen und, falls die Reparatur länger als drei Tage 
gebauert hat, der @igenthümerin eine beſondere Anzeige zu machen, 

6. 19. Meldung der Peſchädigungen. Das Kahrperfonal oder 
Die font zuftäntigen Beamten, weldye von der Beſchädigung eines 
Wagens — erhalten, haben darüber dem naͤchſten Stations⸗ 
vorflande, weldyer die ihm untergebenen mit ber Bedienung ber 
Wagen beauftragten Arbeiter zur prompten Anzeige der entbedten 
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Mängel mit befonberer Strenge anzuhalten hat, Jofort Anzeige zu 
machen 4). 

s 3 In Unfehung der Tragung des Koſtenaufwandes für 
MWiederherftellung der während ihres Gebrauchs auf fremder Bahn 
beſchaͤdigten Wagen ift zunächſt zwiſchen 

a) ganz geringfügigen Inſtandſetzungen und 
b) belangreicheren Reparaturen 
zu unterſcheiden. 

Die erfteren (a), wohin namentlih das Anziehen oder ber 
Erfag von Schraubenmuttern oder Splinten, dad Anſchweißen 
von Settengliedern, Hafen u. bergl., jowie überhaupt alle Inſtand⸗ 
feßungen, deren Koften im Einzelnen ſich nicht höher als auf 
jo belaufen, zu rechnen find, bat ohne Unterſchied, ob die 

eichädigung Folge einer Verſchuldung oder eines Zufalls bezie 


4) „Beſchädigungen, welche bie Zugführer ſelbſt oder durch ihre Unterger 
benen entdecken, find außerdem in den Yahrrapporten zu vermerfen, und Be 
ſchadigungen, welche zur Kenntniß des Stationsvorftandes gelangen, von biefem 
feiner vorgeſetzten Behörde zu rapportiren. Allen Beamten wird hiermit bie 
Befondere Vorſtellung gemacht, daß es in dem VerbandsBerfehre auf eine gleid» 
mäßige Wahrnehmung der Intereſſen aller verbundenen Verwaltungen anfommt, 
fo daß in diefem Einne auch bei eintretenden Verpflichtungen der Berwaltuns 
gen, ſich gegenfeitig oder anderen Perfonen wegen erlittener Schäden, gerecht zu 
werden, es um das Interefje der eigenen Verwaltung fi handelt, mithin bei 
Grmittelung der Schadensurfahen das Interefie jener übrigen Verwaltungen 
dem Iniereile der eigenen nicht nachgejeßt werden darf. 

Demgemäß Hat der Stationsvorttand bei unerheblichen, jebodh7fofort abzu⸗ 

ftellenden Schäden die Meparatur auf kürzeſtem Wege nad $. 17. herbeizu⸗ 
ühren. Bei Echäben von größerem Belange ift zunächſt die Veranlaflung und 
er Umfang der Beſchädigung genau zu ermitteln und feilzuftellen. Sf der 
Bagen vollkommen lauffähig geblieben und eine DBergrößerung des Gchadene 
nicht zu befürchten, fo wird der Wagen in feinem Courſe nicht geflört; kann 
berfelbe aber ohne Nachtbeil ober Gefahr nicht weiter laufen, fo wird er fofort 
entladen und der naͤchſten Werkitatt zur Reparatur übergeben. 

Die Meldung des Stationsvoritandes, bei welchem die Echabhaftigfeit 
eines Wagens zuerit zur Anzeige gebracht wird, ift nach Maßgabe des days 
vorgeſchriebenen Formular in duplo auszufellen, wobei bejonders zu beadhten 
iR, daß darin ſowohl der Umfang der Beichädigung, ale auch das, was über 
die Veranlaffung derfelben und ten Ort, wo fie geſchehen if, Hat ermittelt 
werden fönnen, jedesmal genau angegeben und dabei erläutert werben muß, ob 
bie Veranlaſſung einer unregelmäßigen Behandlung des Magens oder einem 
fonftigen befondern @reignifte oder aber der gewöhnlichen Abnutzung nnd dem 
unhaltbaren Zuftand des Wagens zuzuſchreiben if. Gin Eremplar diefer Mel 
dung begleitet den Beichädigten Wagen zur Heimath oder zur Reparaturweilf⸗ 
Rätte, das andere ift direft an die Wageneigenthümerin zu fenden. 

Es ift jedoch zu bemerken, daß über jede neue Beihädigung eines Wagens 
eine neue Meldung aufzuftellen ift und daß niemals auf eine und dieſelbe Mel: 
— die Beſchaͤdigungen von mehreren Wagen zur Anzeige gebracht werben 

m. 
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hungsweiſe der natürlichen Abnubung war, de Verwaltung, 
auf deren Bahn der betreffende Wagen die Beichädigung erhalten 
bat, ohne Anſpruch auf Koftenerflattung auszuführen, ſofern die 
Reparatur erforderlich war, um den Wagen lauffähig zu erhalten. 

Handelt es fid) um größere Reparaturen (b), fo ift ebenwohl 
diejenige Verwaltung, auf deren Bahn der Wagen die Beichädis 
gung erlitten hat, zur Tragung der Reparaturfoften verbunden, auss 
enommen, wenn fie nachweiſt, daß ihr bei der ftattgehabten Bes 
Hädigung fein Verſchulden zur Laſt fällt, insbefondere, wenn bie 
Beichädigung entweder nur als Folge der natürlichen Abnutzung 
im regelmäßigen Gebraudye zu betrachten oder ald das Ergebniß 
einer mangelhaften Beichaffenheit des Wagens felbft und feines 
Materials anzufehen oder endlich in urmittelbarem Zufanmenhang 
mit einem unvorbergefehenen und unabwendbaren Ereigniſſe oder 
einem Unglüdsfalle zu bringen ift. Alle Koſten für Reparaturen 
an Adyslagern und Schmiervorrichtungen find, ſofern fie über 
3 Thlr. betragen, von ber eneigenthümerin zu übernehmen 5). 

F. 21. Was von den Be Häbigungen fremder Wagen gilt, 
gilt auch von den Beihädigungen an den gemeinjchaftlichen Wagen 
aller oder nıchrerer Verwaltungen. 

Treten Wagen von Bahnen, die nicht zu dem Verbande 
gehören, in den Verband-Verkehr ein, jo werden fie ald Eigen⸗ 
un nunienigen Verwaltung, welche fie den Verbande übergibt, 
angefehen. 
| ß Trifft ein Verſchulden einen gemeinſchaftlichen Beamten (z.B. 
einen VBerbandspadmeifter), jo concurriren, vorbehaltlich de Res 
greſſes des Verbandes an den mit Schuld behafteten Beamten, 
nad) VBerhältniß der Meilenzahl, in welcher der durchgehende Vers 
bandszug zwifchen den angenommenen Endpunften über die eins 
jelnen Bahnen courfirt, Die Verwaltungen dieſer einzelnen Bahnen 
ei dem Erſatze rejp. der Tragung des Schadens, fowohl wenn 


5) „Ballen hiernach die Meparaturfoften der Verwaltung auf deren Bahn 
der Wagen die Beichädigung erhalten hat, nicht zur Lafl, dann find foldhe von 
der Gigenthümerin ded Wagens zu tragen, welche indefien befugt if, bie Er⸗ 
ftattung jener Koften abzulehnen, wenn ihr die Meldung der Beichädigung nicht 
in der vorgeichriebenen Weife (66. 18. und 19.) rechtzeitig zugegangen if. 

Wagendefefte, welche auf einer Uebergangstation conftatirt werden, fallen 
lets der den Wagen übergebenden Verwaltung zur Laft, fofern nicht von hi 
da6 Anerfenntnig der Berwaltung einer vorliegenden Bahn beigebradht wird. 
Die entflandenen Reparaturfoften find in ſolchen Faͤllen bei der übergebenben 
Berwaltung zu liquidiren und von derfelben ohne Verweiſuug auf eine andere 
DBerwaltung zu erfeßen. 

Andererteite ſoll die Verpflichtung zur @rflattung von Reraraturfoften fuͤr 
anerkannt erachtet werden, wenn die deshalb in Anſpruch genommene Berwals 
tung innerhalb vier Boden nad der ihre gefchehenen Meldung eine edles 
mation nicht erhoben hat, 
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ber Schaden am Gigenthum einer beſondern Verwaltung, mie 
wenn er fi) am gemeinfchaftlichen Eigenthum ereignet. 

Diejenigen Schäden, die durch Unfälle, weiche Handlunge 
oder Unterlaffungen dritter Perjonen herbeiführen, entftehen, folm 
den zufälligen glei behandelt werden, es fei beim, daß die 
ein einen Verwaltungen rejp. deren Beamten und Arbeiter eb 
wohl ein Verjchulden trifft. 

F. 22. Entſtehen Meinungsverjihiedenheiten Darüber, welhe 
Verwaltung die Tragung ber Reparaturkoſten obliegt, fo wird in 
folgender Weiſe verfahren: 

Zunächſt wird die Frage der Gonferenz der zum betreffen 
Verbande gehörenden Verwaltungen vorgelegt, um einen Vergleich 
u vermitteln. Schlägt dieſer Weg fehl oder lehnt ihn Die Gen 
(reg, wozu fie berechtig fein ſoll, vorweg ab, jo entfcheidet mit 

usichluß eines jeden richterlihen Verfahrens ein Echiedsgerikt, 
zu dem jede der differirenden Verwaltungen ein Mitglied ode 
einen Dberbeanten einer bei der Streitjache nicht betheiligten Ye 
waltung ded Verbandes ermählt. 

Weigert fid) Die eine oder die andere ftreitende Verwaltu 
einen Schiedrichter zu benennen, jo wählen ihn an ihrer Etele 
die übrigen nicht betheiligten Verbandsverwaltungen in der Ger 
ferenz oder im Gorrefpondenzwege durch Stimmenmehrheit. 

Können fich die beiden Schiebärichter über Das zu fällente 
Urtheil nicht einigen, jo wählen fie in der Gonferenz over im 
Correſpondenzwege ein Pitzued oder einen Oberbeamten einer 
dritten unbetheiligten Verbands-Verwaltung als Obmann, der end⸗ 
lich entſcheidet. 

Können fie ſich auch über den Obmann nicht einigen, fo wird 
dazu ein Mitglied oder ein Oberbeamter einer umbetheiligten Ber: 
bandsBerwaltung durch Stimmenmehrheit derjenigen Verwaltungen 
beftimmt, die ein Ssnterefje bei der Sache nicht haben. 

Sollten in einem jpeciellen Falle unbetheiligte Verwaltungen 
bed Verbandes nicht vorhanden fein, jo haben Lie ftreitenden je 
eine andere zum allgemeinen deutſchen Vereine gehörende Gijenbahr: 
Verwaltung zu Ecdiedsrichtern zu beftellen. Diefe erwählen even 
tuell dum Obmann eine dritte deutſche Gijenbahn-Berwaltung und 
zwar im Mangel einer Ginigung durch Das Loos. 

$. 23. Brandfühe für Die Liquidation der Ueparaturkoſten. Die 
Liquidation der zur Vergütung kommenden Reparaturfoften erfolgt 
unter Hinweilung auf Die den betreffenden Fall conftatirenten An 
zeigen beziehungsweile Anerkenntniſſe. Das verbrauchte Material 
wird zu Dem Bezugspreiſe in Rechnung geftellt, jedoch fiir Kohlen, 
— Oel, Heede, Selsiörauben, Niete, Nägel und fon 
1% e Artifel von geringem Werthe nichts liquidirt. Die Arbeit 
öhne werben zu dem wirklich aufgewenbeten Betrage verrechnet. 

Behufs Entihädigung für Die nad Obigem frei präftirten 
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Taglohnerleiſtungen, fowie für allgemeine Koften, als: Benuß 
ber Werken * ſoll ein Aufſchlag zu der gleichen gäbe bes ie 
Rechnung nefelten Arbeitslohn liquidirt werden. Die Liquidationen 
müflen, für jeden mit deſſen Nummer aufgufübrenben Wagen 
etrennt, die Art der Reparatur fpeciell angeben und find darin 
aterial, Lohn und Aufichlag getrennt auszuwerfen. 


Erkenntniß 


des 
Dberhofgerichts zu Mannheim, betreff. Beihädigung von Nachbar⸗ 
grundftüden durch den Gifenbahnbetrieb *). 


Sin Eingriff in fremdes Eigenthum ift vorhanden, fofern 
Jemand durch Anlagen oder Einrichtungen auf feinem Eigenthum 
dem Nachbar pofitiven Schaben zugefügt, feine Befugniſſe mit 
einer für das Nachbargut jchätlidhen oder zeritörenden Wirkung 
gebraudyt, und es find hiervon num diejenigen VBeichädigungen oder 
DBeläftigungen auszunehmen, welche gewöhnlich bei jeder Nachbar⸗ 
Schaft vorfonmen und bei einem Oulammenmohnen der Menfchen 
unvermeidlich ift. — Als ein durch einen ſolchen Eingriff verurfachter 
und zum Srfaß verpflichtender Schaden ift der zu erkennen, weldyen 
Kläger dadurch erlitten bat und nod erleiden follte, daß bie 
Mauern feines Hauſes beim Vorliberfahren der Güterzüige auf ganz 
anßerordentliche Weile erjehüttert werden?) und daß in Folge 


*) Bol. Schletter. Jahrbücher der bdeutichen Rechtswiſſenſchaft und Bei 

gr en v; ©. 21, fowie Magazin für die badiſche Rechtspflege Bd. U 
‚44. Nr. 37. 

1) Sanı in gleicher Weile hat das D. A. G. zu Dresden (vgl. bie 
Anlage AXXb) bezüglich eines an der Ciſenbahn gelegenen, jedoch vor Erbauung 
des lepteren erbauten Haufes und der Beſchädigung deſſelben durch die Er⸗ 
ſchuͤtterung des Bodens entichieden. 
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deſſen nicht nur Sprünge, bie ſich nad) dem erhobenen Butakte 
ſchon früher darin befanden, vergrößert werden, ſondern auch nee 
Sprünge entitanden find. Diele abpflidht kann Der Beklagte 
weder durch Berufung auf die Bauconeejfion der zuftändigen Staat 
Behörde, welche nur mit ftillichweigendem Vorbehalt Der Privatrehe 
Dritter ertbeilt wurde, noch durch Borhalt eigenen Verſchuldes 
befeitigen, da e8 dem Kläger zu keinem Verjehen zugerechnet werte 
fann, wenn er bei Erbauung feine Haufes keine Vorſorge gege 
fo außerorbentliche nicht vorberzujehende Erſchütterungen getrofie 
dat. Unbegründet ift aber der darauf abgeleitete Entichädigungs 
nfpruch, Daß der von der Locomotive ausgehende Rauch fid au 
das Hand fortpflanzt, deſſen Außenjeite ſchwärzt, Die Wewohne 
beläftigt, und daß die Xocomotive öfters Funken gegen das Has 
audwirft; denn wenn dadurch aud in Das Flägerifche Kigenthem 
eingegriffen wird, fo ift Doch die Veläftigung Dur Den Rauch ki 
eniften Tageszeiten und Winden eine jo unbedeutende und kie 

efhädigung am Hausanſtrich zufolge des Gutachtens ber Sa& 
veritändigen eine fo geringe, endlich die Gefahr Durch Ausweria 
von Funken eine fo entfernte, daß die Mipftände zu Denjenigen p 
zechnen find, welche als durch das Sehen 50 der Menſcheꝛ 
m pille bed Verkehrs bedingt fich jeder Nachbar gefala 
allen muß. 


(Anlage XXXIb} 
Erkenntniß 
des 
Oberappellat. Gerihtd zu Dresden von 1857, 
betreff. die Verbindlichkeit zum Erſatze des Schadens an Grund 
füden, welcher durch Erfchütterung bei dem ordnungsmäßigen 
Gifenbahnbetriebe hervorgebradht wird, bzw. zur Beſtellung einer 
cautio damni infecti*). 


x. machte Flagend geltend, daß fein im Jahre 1810 maffe 
aufgebautes, bisher in gutem Stand befindlihes Wohnhaus durch 


*) Bol. Sachſ. Wochenhlatt für merkw. Rechtefaͤlle N. F. Jahrg. v. ©. 26513. 
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die in der Nahe deſſelben (nur 32 Ellen entfernt) vorbeiführenbe 
ſaͤchſiſch-boͤhmiſche Staatseiſenbahn, bzw. durch die Erſchuͤtterung, 
welche die auf derſelben täglich (1O—12 Mal) hin und her gehenden 
Nagenzüge verurjachten, bedeutenden Schaden gelitten habe und 
—* mit der Zeit ganz einzuſtürzen drohe. Kläger verlangt aus 

iefem Grunde von tem K. Saͤchſ. Staatsfiſcus Schadenserſatz, 
fowie binfichtlich des noch drohenden Schadens Beltellung einer 
cautio damni infecti. 

Der verklagte Fiskus ftellt gegen diefen Anfprud vor, daß 
ibm das Recht zur Erbauung, fowie zur Befahrung der fraglichen 
Eijenbahn zuftehe und berief ſich auf den bekannten Rechtsſatz: qui 
jure suo utitur, neminem laedit. 

Das Gericht erfter Inſtanz (dad Appellat. ©. zu Dresden) 
ielt jedoch, da es ſich vorliegend um einen pofitiven Schaden 
andle, welcher durch die Bahnanlage dem Beſitzer des benachbarten 

Grundſtücks zugefügt fein folle, bzw. durch die Anlage legterm 
drohe, den verklagten Fiskus ſowohl zum Schadenderfaß ?), als zur 
cautio d. i.2) für verpflichtet, fofern fid die Behauptungen des 
Klägers als wahr erweijen würden, da dad R.R. in ähnlichen 
Fauen einen Anſpruch auf Schadenserſatz und Sicherſtellung für 

egründet angeſehen habe?). Ausgeführt war weiter, daß — was die 
bereit8 entftandenen Schäden anlange — bem flläger jedenfalls bie 
Negatorienflage zuftche*), da von fortdaurender Erjchütterung 
des fragl. Grundſtücks und mithin von einer von der Eiſenbahn 
gr fortwährend auf daſſelbe Direct einwirfenden Beläftigung Die 

ebe fei, welche Klage mit auf den Erſatz der verurfachten Schäden 
gerichtet werden koͤnne. Zur Kautionsleiftung ob damnum Infectum 
önne aber überall verurtheilt werben, wo jemand ob damnum jam 
factum mit Erfolg belangt werde); Die Grundjäße über cautio d. 1. 


1) Bgl. 1. 8.9. 5,1. 17.6 2.D. si serrit. (8,5); 1. 24. 6. 12. D. de 
damn. inf. (39, 2); 1.1. 6. 4. D. de aqua (39, 3). Gurtius Handb. Tb. IH. 
Abth. 1. ©. 136. Zufap zu $. 1160 (3te Ausgabe). Wochenblatt für merkw. 
Mefälle v. 1841. ©. 155 fa., 157 fg.; von 1851 ©. 236, von 1852 ©. 75. 

2) Bgl. Helle die eautio damn. inf. 2. Aufl. Leipz. 1838. S. 10; Reinhard 
im Archiv für die civilift. Braris Bd. XXX. ©. 216 fg. 

3) „Beiſpiele von ähnlichen Benadhtheiligungen von Nachbargrundſtücken 
finden ji in 1. 18. D. de serv. praed. urb. (8, 2), 1. 8. 6. 5, L 17. 8. 2. 
D. si serv. (8, 5): in suo alicui hactenus facere licet, quatenus nihil in 
alienum immittat; 1. 24, $. 12 fin. D. de damn. inf. (39, 2. Auch bier ik 
nad der Darfiellung des Klägerd von einer immissio in alienum die Rede, 
indem berjelbe behauptet, daß die auf der Bifenbahn durch das Fahren der Züge 
entitebende GErſchütterung ſich bis in fein Grundſtück erfirede*. 

4) 1. 13, 1. 18. 9.5. D si serv. (8, 5), Reinhard I. c. ©. 241, 
Eintenis Civil. Br. 1. ©. 522. Anm. 56. und ©. 524, 

5) Helle 1. c. ©. 133 fg, Reinharb S. 246. Berger Oec. lib. IM. 
tit, 14 th. 3. not. 9. p. 646, 
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Anden auch noch heut zu Tage Anwendimg und Eönnten Diefelben, 
eibſt wenn der Fiscus als semper locuples anzujehen ſei, gegen 
denfelben beaniprucht werben, da bie cautlo damni inf. in ber 
el nicht in einer Realcaution Biand, Bürge), jondern in einem 
wörtlichen Angelöbniß beftebe. er nothinentige Zuſammenhang 
zwiſchen der Befahrung ber ſächſ. Böhm. Eiſenbahn und dem an⸗ 
eblichen Schaden an Klaͤgers Haus wäre bei ber nicht weiten 
Entfernung des Haufed von der Bahn als möglidy anzufehen und 
müfle daher zu Verweis verftellt werden. Es fei auch ausreichend, 
Daß die Klage genaue Angaben darüber enthalte, worin Die ver 
—* Schäden beſtänden, salva Hiquidatione der letztern. 
Das Gericht zweiter Anftanz (das Appellat. Gericht zu Leipzig) 
wies zwar tie Klage ald unbegründet zurüd, das Geridht Dritter 
Inſtanz (das O. A. G. zu Tresten) ftellte Dagegen das Erkenntniß 


erſter Inſtanz wieder her. 


Entfcheidungsgründe: 


. „Die refermatorifhe Entſcheidung voriger a gründet fid 
4) und hauptſächlich auf Den allgemeinen Rechtsſaß, Daß ein 
Jeder auf feinem eignen Grund und Boden Alles vornehmen 
könne, was an ſich erlaubt ift, wenn aud) die Rachbar⸗Grund—⸗ 
ſtücke dadurch Schaden leiden ®); 

2) darauf, daß die römiſche cautio damnl infecti zunächſt nur 
dann ftattfinde, wenn die Baufaͤlligkeit eines Gebäudes oder 
fonft die fehlerhafte Beichaffenheit eines Werkes (vitiositas 
locl sive operis) 7) Nachtheil bringe; 

3) die Nechtöregel, weldye fagt: in suo alicul hactenus facere 
licere, quatenus nihil in alienum Inmittat, beſchraͤnke fich blos 
auf ſolche Fälle, wo koͤrperliche Gegenftände Dem Nachbar: 
grundſtück zugeführt werben ®); 


— —— 


6) 1. 151, 1. 155. ©. 3. D. de reg. jur. (50, 17), 1.26 D. de damn. inf. 

7)119.%1,115 6 3, 20, 1. 24. $. 2. 12. D. de dama. inf. 
Die Eriftenz einer ſchadenbringenden frehlerhaftigfeit war weder in Beziehung 
auf die Beichaftenheit des Bauwerkes, noch rüdfichtli der Art feines Bebrauds 
in der Klage bebauptet 

8) Im Erk. 2r Inſtanz war nämlich ausgeführt, daß in den vom Gericht 
Lre Inſtanz angeführten Etellen (vgl. Anm. 3.) allenthalben das gemeinfame 
Verkmal der immissio in alienum fundum nur in der Anwendung auf unmittel- 
bare Zuführung förperliher Gegenſtäände, ale Waſſer, Eteine, Rauch vorfomme, 
während in dem concreten alle eine derartige Immiſſion keineswegs Rattfinde, 
fondern die von dem Bellagten auf feinem rund und Boden vorgenommeat 
Arbeit diefen in eine Bewequng verfepe, welche nach phyfilaliſchen Geſfehen den 
anliegenden Grundſtücken ſich mittheile, und fo Klägers Haus mittelbar benad- 
theilige, ohne daß von dem fundus bes Bellagten aus irgend ein corpus dem 
Haufe des Klägers zugeführt werde, 
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4) das damnum extrinsecus conlingens brauche nicht präftirt zu 
werden®), und endlich 

5) bei Bauwerken und Anlagen, welde auf Anordnung der 
Staatöregierung (principls aut senatus jussu seu publiea 
auctoritate) errichtet werden, falle bie actio aquae pluviae 
arcendae und überhaupt jeder Schadenanſpruch hinweg ’°), 


9) Für einen Fall diefer Art ericheint die Analogie der vorerwähnten Fälle 
um fo weniger zugwireffen (fagt das Erk. 2r Inſtanzſ, als die Quellen nicht 
nur bei der Nauilifhen Klage (1. 57. D. loc. cond.) fondern auch bei ber 
Berbindlichleit aus der cautio damni infecti (1. 24. S. 3. D. de damn. inf.) 
das damnum extrinsecus conlingens don bem zu präflicenden Schaden unters 
ſcheiden und rüdfichtli des Erſteren nur unter etwaigen befondern Vertrags⸗ 
serhältniffen die Gontraftsflage zulaflen. 

10) Das Gericht Zr Inſtanz führte aus, daß das Redteinftitut der cautio 
damni inf. nach 1. 1. D. de damn. inf, dem Principe der aequitas feine Ent⸗ 
ſtehung verdanke.“ Der Sefihtepunft der Billigfeit hat aber lagt daſſelbe) die 

egen den Beflagten erhobene Klage feinesiwegs für, fondern entſchieden gegen 

ie wenn man erwägt, daß der Staatsfiscus des Königreihs Sachſen bei 
dein Betriebe der fähfiiheböhmiichen Ciſenbahn nur in der Eigenfchaft eines 
Mechteiubjectes erfcheint, welches eine Branche der Perſonen⸗ und Güters 
beforderung in gleicher Weife, wie andere phyfiſche Perfonen und Corporationen 
gewerbmäßig betreibt, und in fo weit anderen privaten Rechtsinhabern vollig 
gleichſteht. Seine Befugnig gu diefem Betriebe gründet ſich auf die ihm hierzu 
Yon der geleßacbenden Gewalt ertheilte Grmädhtigung, welche befanntlich landes⸗ 
verfafiungsmäßig hierzu unerlaͤßlich if. 

Diefe Ermächtigung hat fi aber nit nur auf das Unternehmen im Alle 
gemeinen, fondern auch ſpeciell auf die Richtung der Bauanlage erſtreckt (vgl. 
die durch das Geſetze und Verordnungéblatt publicirten Verordnungen vom 
20. Augul und 12. November 1845, 14. April und 15. December 1847), 
und es geſchieht kraft derſelben, daß der Beklagte bie ſächſiſch-bohmiſche Giſen⸗ 
bahn auf der bei Klägers Hauſe vorüberführenden Strecke in der ganzen, dem 
Bedürfnifſe des Berkehrtz entſprechenden Ausdehnung benutzt. ngenommen 
baher, daß der Sehraud, welchen der Beklagte ven ber ihm ertheilten Gons 
eeffion macht, obſchon er fi freng in den Grenzen der lepteren hält, dem 
Kläger Schaden verurfacht, fo gebricht es doch am jedem Mecdhtsgrunde, wegen 
diefes Echadens den Gonceiflonar verantwortlich zu machen, welcher die angeblich 
fhadendringende Handlung auf Grund vorgängiger Prüfung des projectirten 
Unternehmens und ausdrüdlicher Autorifation Eeiten der Staatsgewalt ausübt, 
übrigens nach den rigenthümlichen Verhältnifien, welche durch die Ueberlaflung 
der Wilenbahnbeförderung an eine gewiffe moraliiche oder phyſiſche Perſon in 
Nückſicht auf öffentliche Zwecke und das allgemeine Wohl hervorgerufen werden, 
verausfichtlich nicht einmal in der Lage ift, durch Unterlafjung des als fchaden« 
bringend bezeichneten Factame den daraus abgeleiteten Anſprüchen ſich wenigftens 
für die Zufunft entzieben zu fonnen. Daß in einem foldhen Falle felbit das 
Römiiche Necht eine für den Beſchädigten fprechende, das Recht des unabfl 
lien Beſchaͤdigers überwiegende Nüdtiht der Billigkeit keineswegs gelten la 
konne, lehren die geſetzlichen Worfchriften über den Wegfall der aquae pluviae 
arcendae actio in Bezug auf ſolche opera, quae principes aut senatus jussu 
s. publica auctoritate facta sunt ıl. 23. pr., 1. 2. $. 3. D. de aqu. et aqu. 
pluv.) — Vorſchriften, melde offenbar von ber Vorausfepung ausgehen, daß 
in biefen Bällen nicht derjenige, welcher das factum damnosum ausübt, fondern 
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Allein was zu 1. den allgemeinen Grundſatz betrifft, fo enthält 
zwar bie 1. 151. D. de reg. jur. den Ausſpruch: nemo damnum 
fadt, nisi qui id fecit, quod facere Jus non habet. Allein darum 
handelt es ſich, wie weit dad facere jus habere ſich erftrede? 
Die L 27. ©. 9. D. ad leg. Aquil. fagt auch: qui recte ignem sub- 
jecit, non peccavit, und erflärt doch denjenigen für verpflichtet zum 
Schadenserſatz, weldyer nicht verhinderte, daß Das Feuer auch das 
Nachbarhaus ergriff. Die 1. 1. $.4. D. de aqu. et aqu. plur. ftellt 
bie Regel: sic debere quem mellorem agrum suum faäcere, ne 
vicini deteriorem faciat, als eine allgemeine Rechtöregel und nidyt 
blos al3 einen Sab bin, welcher die Waſſerfurchen betrifft. Ueber 
einfimmend damit jagt derjelbe Juriſt (Ulpian) in F. 11. deſſelben 
Fragments: —5 — sibl unusquisque, dum alil non noceat, non 
prohlbetur. ‘Derjelbe bemerkt zwar auch in 1. 24. © ult. D. de 
damn. inf.: non existimari operis mei vitio damnum tibi dari in ea 
re, in qua jure meo usus sum; allein er fügt ſofort Die weiter 
unten näher zu erwähnende bedeutungsvolle Einſchraͤnkung hinzu: 
si tamen tam alte fodiam in meo, ut paries tuus stare non possit, 
damni infecti stipulatio committitur. ‘Die 1. 155. D. de reg. jur. 
äußert fi) in $. 1. (nicht F. 3.) dahin: non videtur vim facere, 
qui. jure suo utitur; allein bie gleich darauf folgenden Worte: ei 
ordinaria actiune experitur, zeigen deutlich an, daß bier nur von 
der gerichtlichen Rechtöverfolgung die Rede je. Diefe Stelle if 
aus dem 65. Buche des Paulus ad edietum genommen, in welchem 
berjelbe, wie auch J. 2. und1.9. D. de vi, und 1. 2. D. uti possid. 
beweifen, von den Sinterdicten banbelt, fie bezieht ſich daher nur 
auf dieſe Art ber Nechtövertbeibigung. Hätte le eine allgemeine 
Bedeutung, jo würbe- man mit gleichem Grunde das principium 
derjelben: factum cuique suum, non adversarlo nocere debet, für 
das Gegentheil anziehen, und in dem Siune verftehen Fönnen, daß 
jede nachtheilige Handlung nur ihren eignen Urheber zu treffen babe. 

Bu 2. Sehr richtig ift gelagt, daß die cautio damni Infecti 
aur zunächſt und gewöähnlid) eine vitiositas aedlum, locl seu 


die öffentliche Autorität, von welcher der Anlaß dazu ausgeht, als Urheber 
bes Schadens zu betrachten ift, mithin der legtere eben fo wie ber durch vis 
major verutſachte Schaden unter den Begriff des damnum extrinsecus contingens 


t. 

Ob gleichwohl gegen den Staat deshalb, weil er durch bie zu der Er⸗ 
Bauung und dem Betriebe der füchlifch-böbmilchen Bahn ertheilte Conceſſion 
Beranlafier des Echadens geworden ijt, ein Schädenanfpruch des Klägers begründet 
fein würde, kann gegenwärtig auf ſich beruhen, da die Klage feinerlei Andeutung 
einer auf dieſes Fundament gerichteten Intention enthält, auch von der erfem 
Yaftanz in bieler Rötung nicht geprüft worden ift, und unter dieſen Umſtänden 
auf die rechtlichen Bedenken, welchen ein gegen den Fiscus aus Legislativen 
Acten der Staatsgewalt abzuleitenden Schädenanfprudy unterliegt, dermalen nicht 
weiter einzugeben if. 
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operis vorausſetze. Dies jchließt alfo nicht aus, daB auch Auge 
nahmen vorfommen können, wie fie denn in der 1. 24. $. ult. clt. 
und in l. 8. $. 5. D. si servit. vindie. wirklich vorkommen, indem 
das Graben auf eignem Grund und Boden an und für ſich auf 
anz zwedmäßige Weiſe geſchehen, und das Eindringen eined be: 
äftigenden Rauches ebenfalld in Folge eines ganz regelmäßigen 
Betriebs der Febrit, welche den 4 erzeugt, ſtattfinden kann. 

Bu 3 enn in den angeführten wenigen Pandectenfragınenten 
von Fällen die Rede ift, wo ein Törperlicher Gegenftand in das 
Nachbargrundſtück Hinübertritt, jo ift daraus feineswegs mit Sicher 

it zu folgern, daß blos in dieſen Fällen ein ee na 
attfinde. Died anzunehmen, würde mit der richtigen Anficht fi 
nicht vereinigen laflen, „Daß die in den Duellen ded roͤmiſchen 
Rechts, namentliy in der sebre de damno infecto mebrfad) vor 
kommenden Fälle der Haftung Desjenigen, welcher buch eine an 
fi) erlaubte, den Kreis feines Rechts nicht überjchreitende Handlung 
einem Andern Schaden verurſacht hat, oder Doch zu verurfadyen drohte, 
nidyt ein abgeſchloſſenes, feitbegrenzted Syſtem bilden, fonbern 
eben nur als einzelne Ausflüſſe des Prinzips, auf welchen Dafjelbe 
beruht, zu betrachten find, und deshalb auch für andere, in ben 
Duellen nicht austrüdlic erwähnte Fälle eine Analogie an die 
gand geben können”, — Es iſt audy wirklidy Fein ausreichender 

rund in der Natur der Sache zu finden, warum 3. DB. Rauch 
einer andern Beurtbeilung unterliegen jolle, als eine Kraft, welche 
vom Menjchen erzeugt wird und den angrenzenden Grundftüden 
mit verberbliher Wirkung fi) mittheil. Ob die eine oder bie 
andere Wirkung mit unmittelbar fihtbaren Ericheinungen begleitet 
iſt, kann für die rechtlichen Kolgen nicht wejentlich fein. Zum 
Meberfluß kommt bier nod) die mehrfach angezogene 1. 24. $. ult. 
D. de damn. inf. in Betrachtung. Denn wenn durch das Brunnen 
raben des A. auf feinem Grundjtüde die Spannung bed Erd⸗ 
odens aufgehoben wird, welche zeither die Fundamente der an- 
grenzenden Mauer des B. im Gleichgewicht hielt, jo ift es ebenfalls 
eine nur in ihren Wirkungen fihtbare Stoͤrung factiicher Verhaͤlt⸗ 
nifje, bei weldyer die Grenze bes Gigentjums mit irgend einem 
Körper nidyt überfchritten wird, und doch ſoll der A. für dieſen 
Schaden zu Fe verbunden fein. 

Nach diefen Grundfäßen ift auch bereits jeither erfannt worden, 
wie 3. B. von dem LUberappellationsgericht zu Dresden am 
24. October 1850 in Sachen 9. g. B. —*88 für merkw. 
Rechtsf. von 1851. Nr. 4), wo das ſenkrechte Abſtechen eines 
Abhangs dicht an der Grenze die nächſten Erdſchichten des Nachbar⸗ 
feldes mit dem Einſturz —*8* und früher von dem Obers 
appellationggericht zu Xena in einem Falle, wo ein Büchſenmacher 
durch die bei feiner Arbeit mit Schraubftod und Ambos hervors 
gebrachte Erſchuͤtterung in dem anftoßenden Gebäube Riſſe erzeugt 
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hatte (Wochenblatt von 1841. ©. 149 und 157 fg.) Es ift in ſolchen 
ällen auch wohl zu unterjcheiden, ob dem Nachbar blos ein Vor⸗ 
eil, welchen er genoß, entzogen, oder, wie in dem vorliegenden 
Kalle, ein pofitiver Schaden zugefügt wird. 
l. 26. D. de damn. inf.: multum interesse, utrum damnum 
gute Bi an lucro, quod adhuc faciebat, uti prohlbeatur. 
| ndli 


zu 4u. 5. Die angezogenen Gejepftellen L2.$. 3. und L 23, 
r. D. de aqu. et aqu. pluv. handeln, auch wenn man fie auf die 
entigen ftaatsrechtlihen Verhaͤltniſſe für anwendbar erachten will, 
Boch nur von Yällen, wo aus polizeilichen Gründen oder fonf 
lediglich) im Intereſſe der öffentlichen Wohlfahrt Baue nothwendig 
werden. Dieſe Vorausfegung Tann aber im vorliegenden Falle 
nicht zu runde gelegt werben, da, wie bie zweite Inſtanz aus⸗ 
brüdlich bemerkt, 
„der Staatsfiscus des Königreichs Sachſen bei dem Betriebe 
der fächliicheböhmischen Gifenbahn nur in der Gigenjchaft 
eines Nechtöjubjectes erfcheint, welches eine Brauche ber 
Verfonens und Güterbeförberung in gleicher Weite, wie 
andere phyſiſche Perjonen und Gorporationen gewerbmäßig 
on und injoweit andern privaten Rechtsinhabern völlig 
leichfteht" 22). 
terbei it aber überhaupt das bejondere Verhältniß der Gifen 
—* mit in Erwägung zu ziehen. Iſt auch in gegenwärtigem 
alle von feiner Abtretung Die Rede, und daher das Expropriations⸗ 
eh vom 3. Zuli 1835 (verbunden mit ber Verordnung vom 
I at 1844) in jeinen einzelnen Beſtimmungen darauf nicht an- 
umwenden, jo gebt doch aus dem Geifte dieſes Geſetzes offenbar 
er Wille des Geſetzgebers hervor, daß durch Aulage und Betrieb 
ber Gifenbahnen das Privateigenthum, welched durch dieſelben 
berührt wird, nicht beichädigt, oder ber Schaden, wo ein folder 
unvermeidlich ift, vollftändig vergütet werde Dahin zielt auch die 
Vorſchrift in F. 20. der Ausführungsverordnung vom 3. Juli 1835, 
nach welcher vorübergehende Echäden, welche während des Baues 


11) Hiergegen möchte wohl geltend zu machen fein, daß wenn aud bie 
@ifenbahnen zunächſt im Interefle der Gifenbapnunternehmer erbaut und betrieben 
werden, doch das öffentliche Intereſſe bei denjelben bedeutend überwiegt. 
Namentlich find .Etaatseifenbahnen wie Landflraßen und Bolten Anflalten des 
Staats, weiche kraft des Hoheitsrechts der Etaatsgewalt (vgl. Tit. IH.) ange: 
legt und betrieben werden. Bgl. das im Theil I. Tit. 3. mehrfach erwähnte 
Erf. des O. A. ©. zu Caſſel. Bat. dagegen auch Gutachten des DO. X. 9. 
u Gafjel in Heufers Annalen Bd. I. ©. 478: „Die Geſetzesſtellen reden yanı 
efimmt und allgemein und von einer Beichränfung auf Ausführung ven Regie 
rungsmaßregeln u landwirtbfhaftlichen Zweden (alfo Lediglich im Snterefie 
der öffentlichen Wohlfahrt) findet fi darin feine Spur“. 
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einer Eifenbahn den anftogenden Grundftüden zugefügt werben, 
vergütet werben folen. Gilt dies von vorübergehenden Schäden, 
fo muß e8 aus gleihem Grunde auch auf fortdauernde angewendei 
werben, welche ver Betrieb verurſacht 12); über dieſe enthält das 
Geſetz nur darım feine Bejondere Beftimmung, weil man Damals 
bie Erfahrungen noch nicht gemacht hatte, welche ſeitdem gemadyt 
mworten find. Dieſe Rechtsanſicht iſt auch der Sitligkeit gemäß, 
welche verlangt, daß Eifenbabnen, als neue gewerbliche und ge 
winnbringende Unternehmungen, dem Privateigentbum anderer 
Perſonen wenigfteng feinen pofitiven Schaden zufügen dürfen, 
Die Inhaber der Eijenbahnen jelbft verlangen mit Recht, über 

bie Grenzen ihres exproprürten Grund und Bodens hinaus, Be 
fchränkungen ber Freiheit des Eigenthums, wo es fih um die 
Sicherheit der Bahn handelt, und fo kann 3. B., wie diefer Fall 
Igor vorgefommen ift, der Befißer eines unterirbifchen Braun= oder 

teinfohlenlager8 , welcher mit dem Abbau deſſelben einer Eiſen⸗ 
bahn zu nahe fommt, genöthigt werden, daſſelbe bis auf eine gewiſſe 
Entfernung unverlegt —* zu laſſen, damit die Fundamente der 
Bahn nicht gefährdet werden. Wenn nun Klaͤger gegen die Nach⸗ 
theile, welche durch das Befahren der ſaͤchſiſch-boͤhmiſchen Eifenbahn 
wegen der damit verbundenen Erſchütterung feinem Haufe angeblich 
—X werden, rechtlichen Schutz ſucht, ſo kann er zwar deshalb 
as Befahren ſelbſt nicht hindern, wohl aber Vergütung ber 
erlittenen Beichädigungen verlangen ?*). 

Aus diefen Gründen war die Entſcheidung erfter Inſtanz wieder 

Derguftellen, dabei jedoch wegen der Reformation auf Sompenfation 
er neuerlich erwachjenen Untoften zu erfennen”. 


123) Bol. Theil I. ©. 149. Anm. 18. 

N Ueber die Zuläfiigkeit des Anſpruchs auf eine cautio damni infecti 
ſpricht ih das Erfenninig nicht direct und beſtimmt aus — man follte aber 
denken, daß das O. A. G. gegen bie Zuläffigkeit fei, da es anerkennt, daß ein 
Recht zur Abflellung der gefährtenden Anlage nicht beſteht. Dagegen fpriche 
aber, daß das Erf. Ir Inſtanz rite befätigt wird. Bol. übrigens Bd. I. S.136, 
forwie ©. 145. Anm., befonders ©. 149. Anm.18, wonach auch ohne vorgängige 
Leitung einer cautio dammi inf. Schadenserfap verlangt werden kann, fobald 
des drohende Schaden eintritt. Von siner missio in possessionem, wie folche 
im M.R. bei vermeigerter cautio d. i. eintrat, voürde doch wohl auch kaum bei 
Ciſenbahnen — als öffentlihen Anſtalten — die Rede fein können. 
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(Anlage XXAle). 
Rechtsfall 


betreffend Beſchädigung durch den Bahnzug, bei dem Ueberfahren 
einer (nicht geſperrten) Straße”). 


Am 25. Januar 1853 Dorgend h um 7 Ubr, zur Leit 
als fahrplanmäßig der Eölner Eljenbahnzug in Braunfchweig eins 
treffen und bie — auf der — Heerſtraße eine 
halbe Stunde vor Braunſchweig paſſiren mußte, fuhren drei Wagen 
der Wrede'ſchen Fabrik zu Thiede auf dieſer Straße, und da die 
bei der Ucberfahrt behuf Abhaltung bed Publicumd von dem 
Beichreiten derjelben errichtete Barriere nicht gefchlofien war, über 
dieje Ueberfahrt. Als der zweite Wagen no auf der Ueberfahrt 
[6 befand, ſchoß ber Gifenbahnzug, deſſen Herannahen bei der 

unfelbeit und dem Nebel nicht bemerkt war, heran und zertrüms 
merte dieſen Wagen. Die Kabrit Wrede klagte deßhalb gegen bie 
berzogliche Eifenbahn« und Poftdirection zu Braunſchweig auf Erſatz 
des verurſachten Schadens. Die Beklagte erachtete ſich nicht für 
ſchadenserſatzpflichtig, weil nach der von Ihr den Bahnwaͤrtern er⸗ 
theilten Inſtruction dieſe erſt dann die Barriere ehe dürfen, 
wenn der Eiſenbahnzug ſich nähert, das Herannahen des Zuges 
ur gedachten Zeit wegen der herrſchenden Dunkelheit und des 

ebels ebenſowenig als das Pfeifen der Locomotive wegen des 
herrſchenden Windes habe wahrgenommen werden fönnen, ſomit 
den Bahnwärter ein Verjchulden nicht treffe, die ertbeilte Inſtruction 
aber, da andernfalld bei verfpätetem Eintreffen des Sifenbahnzuges 
bie ‚Ballage unnötbiger Weije würde gefperrt fein, fich als divedh- 
mäßig darftelle, endlich aber nicht ber Richter zur Entſcheldung 
über die Zweckmäßigkeit der Inſtruction competent erfcheine. 

Durch Erkenntniß des Stadtgerichts zu Braunfchweig vom 31. 
October 1855 wurde die Beklagte für ſchadenserſatzpflichtig anges 
nommen, und wurde dieſes Erfenntniß Durch Das Obergericht unterm 
10. Januar 1856 beftätigt aus folgenden Bründen: 

Die Eijenbahnen gehören nicht, wie tie Beklagte behauptet, 
Au den öffentlihen Straßen (vlae publicae), welche tem beliebigen 

ebraudye des Publicumd offen ſtehen!), ſondern befinden ſich im 


S. 39) Zölſchiift für Rechtepflege im Herzogthum Braunfchmeig. III. Jahrgang. 


1) Fr. 1. pr. de rerum divisione (1, 8); fr. 1. de locis et itineribus 
publ, (43, 7); fr. 2. 8. 2-4. $. 21—23. ne quid in loco publico (43, 8). 
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Brivateigenthume bes Unternehmers, der dieſe Anlage zum Betriebe 
des Perſonen⸗-⸗ und Waarentransported benubt oder fie zu dem 
Ende an Andere überläßt. Es findet daher an fich Fein rechtlicher 
Unterfchied flatt, ob der Fiscus, eine Actiengejellichaft oder ein 
einzelner Private der Gefchäftsherr tft; und wenn die Eiſenbahn 
eine Chauſſee durchſchneidet, fo Tiegt darin ein von Der Durchfreuzung 
mehrerer Chaufjeen völlig verfchiedener rechtlicher Thatbeitand. 
Die Beklagte wurde unzweifelhaft von dem Staatdoberhaupte 
ermächtigt, die betreffende Eiſenbahn über Die fogenannte Frank⸗ 
furter Heerftraße au führen, allein fie bleibt Dabei, wie der Privat⸗ 
mann, ben gewöhnlichen rechtlichen Beſtimmungen unterivorfen 2). 
Sn dem Bwede der Anftalt liegt die Befugniß, während bes 
Ballirene der Eifenbahnzüge die Chauſſee an ten betreffenden 
tellen dem Gebrauche des Publicinns zu entziehen, aljo zu ſperren; 
es Enüpft fih aber an jene Befugniß Die gejeßliche Beflimmung, 
die Dauer dieſer jebesmaligen Sperrung dem gehenden und fahrenden 
Publicum auf eine beftimmte Weiſe genügend erfennbar zu machen). 
Wie in unzähligen andern Yällen Tann aud bier die Verpflichtung 
um Schadenserſatze aus Unterlafjungen entflehen, da Die Grund» 
f e der lex Aquilia nidyt allein auf das unmittelbar ſchaͤdliche 
Thun, jondern auch auf Verſäumniſſe Anwendung finden, wenn 
eine für Andere Gefahr drohende Anlage vorbeugende oder warnende 
Maßregeln gebietet *). 
. Die Barteien find Darüber einig, daB bei bem Der Klage 
zum Grunde liegenden Vorfalle ein Verſchluß der Barriere ober 
eine fonftige zeitige Warnung nicht finttgefunden babe, daß alſo 
bieje geſetzliche Warnung nicht eingetreten, und aljo Die gejegliche 
Verpflichtung unerfüllt geblieben ſei. Die Beklagte Fönnte ſich 
daher den Folgen der an fich rechtswidrigen Verſäumniß uur dann 
entziehen, wenn fie darzuthun vermöchte, daß entweder Die Unter⸗ 
lafjung in einem unvermeiblihen Zufalle ihren Grund habe, oder 
daß der Schaden durch das eigene Verſchulden ber Elägeriichen 
Leute herbeigeführt wurde. Dieſe lebtere Frage darf auf ſich bes 
ruben bleiben, da die unbeftimmten Angaben der Beflagten in 
erfter Inſtanz Feine Berüdfichtigung gefunden haben, und wegen 
der ftillichweigend erfolgten Verwerfung dieſer Einrede eine Beſchwerde 
nicht erhoben iſt. Indeſſen find auch in der andern Beziehung 
(onbrrmeib neher Zufall) die thatjädlichen Angaben ungenügend. 
a die Beklagte ſelbſt anführt, daß die betr. Beamten den ihnen 


2) Fr. 2. pr. und $. 16. ne quid in loco publico (43, 8). 
3) Fr. 31. ad leg. Aquil. (9, 2). 
4) $. 6. J. ad leg. Aquil. (4, 3); fr. 8. pr.; fr. 27. $. 9; fr. 28; fr. 30. 
$. 3. ad leg. Aq. (9, 2); fr. 14. de ofücio Praesidis (1, 18); c. 3 und 9, 
X. de injuriis et damno dato (5, 36). 
23% 
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ertheilten Inſtructionen nadygefommen feien, fo bebarf es Feiner 
näheren Grörterung darüber, ob und in welchem Umfange bie 
Beklagte für etwaige Nachläjfigkeiten bes ihr untergebenen Perfo- 
nals haften müfle *), vielmehr kann es nur darauf ankommen, ob 
durch außergewöhnlihe Umftände, welde auch bei pflichtmaͤßiger 
Anwendung der nach verfländigem Grmefien überhaupt anwend⸗ 
baren Vorfihtsmaßregeln nicht zu beherrichen waren, vie der Bes 
Magten obliegende zeitige Sperrung der Barriere verhindert wurbe. 
Selbfiverfändlid unterliegen bierbet die Vorkehrungen der Beklag⸗ 
ten, von denen Übrigens die Sinftructionen für die betreffenden 
Beamten, die borfichtige Auswahl und gehörige Ueberwachung 
ber leßteren nur einen Theil ausmachen , nöthigenfall® ter gericht: 
Jihen Prüfung, da es fih für die vorliegende Frage nicht um 
Nealifirung freigewählter Berwaltungszmede, fonbern um Grfüllung 
gefeglicher Dbliegenheiten handelt, Das Bericht hat nicht Die 
techniiche und finanzielle Bwedmäßigkeit zu prüfen, fondern zu 
unterjuchen, ob die Dargelegte Handlungsweife ausreicht, um die 
Beklagte vor privatrechtlicher Berantwortlichkeit au Ichügen, ob alfo 
in dem fraglichen Außeren Umſtande wirklich einen casus zu ers 
blicken. Jedoch bat die Beklagte von derartigen aͤußeren Umftäns 
den weiter nichts bemerklich gemacht, als die Dunkelheit, ben 
Nebel und den Wind. Die Naturerfcheinungen tonımen aber 
befonderd zur Winterzeit fo regelmäßig vor, daß fie als etwas 
Außergewoͤhnliches nicht gelten Tonnen. Die Beklagte ift offerbar 
verpflichtet, ihre Vorkehrungen fo au treffen, daß die jeden Tag 
moͤglichen atmoſphaͤriſchen Greigniffe nicht als außergewöhnliche 
Fälle betrachtet werben. Unter Diejen Umſtaͤnden kann allerdings 
die Prüfung der getroffenen Anorbnungen auf ſich beruhen bleiben, 
da es nach dem bißherigen ohne weiteres einleuchtet, daß die von 
den Beamten der Beklagten inftructionsmäßig ausgeführten Maß- 
zegeln auch für ganz gewöhnliche, wenigfteng für häufig wieder⸗ 
kehrende und daher nicht außer Acht zu laſſende Fälle ungenügend 
gewefen find. 


e — 7 ‚nd lee. Aquil. (9, 2.) 
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Holfteiner Rechtsfall 


betreffend oo 
Befhädigung eines zum Begehen der Bahn Berechtigten”), 


Die Frage, ob ein Verſchulden des Verlepten oder der Bahn 
verwaltung vorliegt war bei folgendem Rechtsfalle, welcher den 
Solfteinifchen Berichten zur Aburtheilung vorlag, zu entjcheiben. 

. W. klagte gegen die Direction der Altona-flieler Eifenbahn 
auf Schabendertab wegen einer Verlegung am Arm, welde er, 
der mit einer Grlaubnißfarte zum Betreten ber Bahn verfehen 
geweien, dadurch erlitten hatte, daß er während er zwilchen ben 
Schienen der Bahn gegangen, durch einen in Kae: eined® Sturm 
vom Bahnhofe fortgetriebenen Padwagen, teilen Herannahen er 
nicht bemerft hatte, niederaeworfen wurde. Kläger ftellte vor, 
Daß bei der Abfahrt de Wagens von dem Bahnhofe die größte 

abrläffigkeit vorgefallen jei und habe ed an der nöthigen Vor⸗ 
icht nefehlt, das fernere Fortlaufen des Wagens zu verbindern. — 
a8 OG. zu Glückſtadt bielt vorliegend bie actio in factum ex 
l. Aq. gegen die beflagte Bahnverwaltung für begründet (1. 44. 

r.D. 9, 2: in lege Aquil. et levissima culpa venit) da ein Ber: 
* derſelben, darin gefunden werden müſſe, daß ſie zu einer 

uͤrmiſchen Jahreszeit in einer den Stürmen beſonders ausgeſetz⸗ 
ten Gegend einen Eiſenbahn-Wagen ohne weitere, durch irgend 
eine Vorrichtung Teicht zu bewerkitelligende Befeſtigung auf dem 
Schienen ſtehen gelaffen habe, wie denn audy nach geleßlicher Be 
—A (Bekanntmachung v. 1840 6. 22.) die gefährliche 
eichaffenbeit der Unternehmung felbft ald ein vom Schadens 
erfaß befreiender Zufall nicht zu betrachten fei. . Dem Kläger, 
weldyer zufolge der gelößten Karte dad Recht gehabt habe, bie 
—Eiſenbahn zu begehen, jet eine Unvorfichtigfeit überall nicht beizus 
meſſen, indem derfelbe nicht habe erwarten Fönnen, daß Eiſen⸗ 
Dahnmwagen vom Winde getrieben auf der Bahn fahren würden, 
es liege ein casus mixtus (1. 8. $. 1. D. 9, 2.) vor, welchen nicht 


*) Die Grienntniffe der Holfteiner Gerihte, welde im Folgenden aus 
ugsweife mitgetheilt werden, und mir durch Güte der Direction der Kiel⸗ 
Altonaer Bahn zugenangen find, finden fi auch abgebrudt in Beſchorners 
Ciſenbahn R. ©. 276. 
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der Kläger fondern die Bahnverwaltung veranlaßt habe. Da bie 
Berlekung des Klägers nicht Durch eine geichlagene Wunde verur- 
facht jei, wurde die Forderung von Schmerzenögeld für unbes 
ründet erachtet, ‚Dagegen Wegen ber ihm augefügten Verftümmlung 
Feiner Hand ihm eine Vergü und von 4 Mark Schl. Holft. Cou⸗ 
rant per Woche vom Tage ber —3 an gerechnet, ſowie die 
u — bei. beendigter Kur zu ſpecificirenden Heilungskoſten 
ugeſprochen. 

zus Das DAG. zu Kiel dagegen als höhere Inſtanz wies durch 
Erk. v. 3° 1850 die Klage als unbegründet zurüd im Weſent⸗ 
lichen aus folgenden Entſcheidungsgründen: 

„Aus ber Thatfache, daß dem Kläger die Erlanbniß zum 
Betreten der Eifenbahn ertheilt wurbe, ıft eine ment gegen 
den Kläger von der Beklagten übernommene Verpflichtung überall 
nicht zu entnehmen, vielmehr kann diefe Erlaubnig nicht anders 
aufge aßt werben, al8 daß fte nur unter ber ſtillſchweigenden 
und fih von felbft verftichenden Bedingung ertheilt worden ift, 
daß Kläger, indem er die Bahn betrete, ti ſelbſt vor jedem 
möglihen Schaden in Adıt zu nehmen habe, und mußte ber- 
—8 es wiſſen, mit welcher Gefahr die Betretung der Bahn und 
nsbeſondere einzelner. Theile derſelben moͤglicherweiſe für ihn ver: 
bunden ſein könnte; mithin faͤllt demſelben, indem er den zwiſchen 
den Fahrgleiſen liegenden Theil betrat und benutzte, eine Ver 
huldung bei dem Gebrauch der ihm ertheilten Erlaubniß zur 

aft, welche den Anſpruch deffelben auf Groß des Bei Diefer de 
nußgung ber Bahn erlittenen Schabens anschließt; 

anderntheil3 ift aber u eine Verpflichtung der Bellagten, 
für die Beihädigung, welche Mäger erlitten, zu haften, aus ben 
vom Klaͤger vorgebrachten Behauptungen überall nicht erkennbar, 
da eine pofitive Thätigfeit derfelben oder ber Bahnbeamten in 
Betreff des, außer der Fahrzeit in Bewegung gerathenen Packwa⸗ 

ens gar nicht behauptet ift und eine berfelbe etwa zur Laft fal- 
ende Unterlafjung von PorfichtSmaßregeln zur Verhinderung des 
Ablaufend ober der weiteren Fortbewegung des Wagens jedenfalls 
zur Begründung eined rechilichen Anſpruchs auf Schadengerjak 
nur dann würde dienen können, wenn die Anwenbung der etwa 
nicht beachteten Vorfichtmaßregeln durch eine geſetzliche Vorſchrift 
der Beklagten ausdrücklich zur Pflicht gemacht wäre, während eine 
Derartige geſetzliche Vorſchrift jo wenig überall vorhanden, ale 
vom Kläger auf eine ſolche Bezug genommen ift,” 
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Preußiſcher Rechtsfall 
betrefſend 
die Frage, ob der F. 25. des Gijenbahn.-G. v. 2/11 1838 
auf Beſchädigungen des Zugperfonald bei den Eifenbahnfahrten 
anwendbar fei, 


Bei einem von Leipzig nad Magdeburg abgegangenen Pers 
fonenzug, weldyer durch zwei Locomotiven gezogen wurde, brach 
an einer dieſer Locomotiven ebe fie Halle erreidhte, das linke 
äußere Excentricum und fuhr in Folge deſſen der betreffende Loco⸗ 
motivführer die Maſchine, mit dem Tender vorauf, nach Leipzig 
urüd. Da fi) neben dem SHauptgeleife ein für Erdwagen bes 
immted Nebengeleis befand, welches zur Zeit in der zur Vers 
bindung beider Geleiſe erforderliden Lage war, gerieth Kläger mit 
feiner Xocomotive nebit Tender auf das Nebengeleis und Fonnte, 
ungeachtet des Anziehens der Bremſe die Maſchine nicht jogleich 
zum Stillſtehen bringen; das Gelcife brady, oder wie jener Loco: 
motivführer F. meint, die Echienenftüde wurden ausgebrüdt, und 
Kläger erlitt dadurch einen folchen Stoß, daß er ſchwer erfranfte 
und unfehin wurde, irgend ein mit Eörperlicher Anftrengung vers 
bundenes Geſchaͤft zu verrichten. F. hielt Die Verwaltung ber 
Magdeb. Halle:Leipz Bahn, welcher Die fragliche Bahnftrede ge- 
hörte und in deren Dienften er als Locomotivführer ftand, zum 
Schadenserſatze verpflichtet, da die Anlage eines Neben deiſe 
ohne eine ſolche Conſtruction, daß es vorkommenden Falls die 
Maſchine ohne Gefahr tragen könne, eine hödyit gefährliche Vor⸗ 
Tebrung jei, der die Geführlichleit nur durch Veranftaltung der 
forgiamften Auffiht über die Herftellung der Verbindung zwifchen dem 
Sant: und Rebengeleife genommen werben Eönne, Verklagte jei zum 
Schadenserjag verpflichtet, da fie nicht allein die Anlage von Neben⸗ 
eleijen angeordnet habe, welche Feine größeren Laſten tragen könnten, 
Konbern auch nicht dafür gejorgt hätte, Daß die Verbindung der 
Geleiſe unter Aufficht eines zuverläffigen Beamten geſtellt fei, und 
die Hinwegnahme der Ausweicheſtücke gehörig bewirkt werde. 

Verklagte leugnet, Daß ihr oder ihren Beamten (dem Bahn⸗ 
meifter, welcher mit der Wegnahme der Ausmeiche beauftragt ge- 
wejen) ein Verjehen zurLaft falle und ftellt die in dieſer Richtung 
gemachten Behauptungen in Abrede. Sie findet bie Urjache bes 
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Unglüds allein in der Fahrläffigfeit des Klägers, daß er ik 
Maſchine ohne Noth dem Tender de folgen Iaffen, und fi 
theils dadurch, theild durch zu fchneles Fahren den UWeberbid 
erſchwert habe. Sie behauptet nämlih, daß das Brechen cd 
äußeren Excentriums die Bewegung der Mafchine nach vermirs 
nicht unmöglihd made und daß dad Ausdrüden der Schiem, 
welches den Unfall herbeigeführt, lediglich Durch zu ſchnelles Fahre 
herbeigeführt ſei. Was die Höhe der Forderung betrifft, fo räm 
erflagte nur einen Wochengehalt von 84 Thlr. ale Lohn te 
Klägers ein, mithin jährlich AA2 Thlr. und will ihm event. I The 
welche er geftändlicy bereitd jährlich aus der Geſellſchaftskaſe 
jedoch ohne Anerfenntniß einer Verbindlichkeit Dazu erhielt, un 
400 Shlr., welche er jährlid aus der Unterſtützungskaſſe bericht, 
in Abzug bringen. 
Kläger widerfpricht den Eiuredeweiſe gemachten Behauptunze 


und benennt Zeugen zum Nachweis der fchlechten Beſchaffenhet 


bes Nebengleijes. 

Dad Bericht erſter Zuftanz, das Stadt. zu Wagbeburg m 

Eannte nad) Bernehmung der Zeugen dem Klagpetitum gemäß 
die verflagte Geſellſchaft für ſchuldig, Dem Kläger bie m 
feiner völligen Wiederherftelung vom 1. November 184 
ab monatlih 30 Thlr. Bourant*), Die Rüdiftände feiert, 
die Fünftig fällig werdenden praenumerando zu zahlen 
worauf ſich jedoch Släger dasjenige in Anrechnung a 
bringen hat, was er bereitd au& der Unterftüßungelakt 
ber verflagten Geſellſchaft und von der Verklagten felhf 
resp. empfangen hat und nody empfangen wird 

und leitet die Verbindlichkeit der Verklagten zum Schadenders 

aus 8. 80. A. L. Recht Th. I. Titel 13. her, wonach der Madk 

geber Unglüdöfälle, die den Bevollmächtigten bei Ausführun 

bes Geſchaͤfts treffen, vergüten muß, infofern er auch nur du 

ein geringes Verſehen dazu Anlaß gegeben bat. 

Das Geriht höherer Yuftanz (des Oberlandesgerichts ya 
Magdeburg) beftätigte zwar die Decifive dieſes Urtheils durch Gil. 
dv. 20, Juli 1848 ſprach ſich jedoch zugleich dahin aus, daß eb 
des Nachweiſes, daß die verflagte Geſellſchaft ſich ein Verſehen 
babe zu Schulden konnnen laſſen, gar nicht bedurft hätte, da ihre 
Verbindlichkeit Ichon aus dem $. 24. des Eifenbahngefeßes won 
3. November 1838 (Geſetzſammlung Seite 105.) bervorgehe. 

„Denn wenn aud das Gejeg vom 3. November 1838 nah 
jeinen Ginleitungsworten insbeſondere Beſtimmungen über bie Ver 


2) So viel Betrug burchfchnittlich der monatliche Verdienfi des Berlepten. 
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haͤltniſſe der Eiſenbahngeſellſchaften um Staate und zum Publicum 
treffen will, fo jchließe Died doch jeine Anwendung aud) auf das 
Berhältniß der Gelellichaft zu ihren Beamten nicht aus, dba kein 
Grund abzujehen fei, weshalb letztere nicht auch von der Beftims 
mung des $. 26, die Tediglich wegen der Gefährlichkeit des Unter⸗ 
nehinend getroffen ift, Nugen zieben follten. „Will man (fährt der 
Oberrichter fort) nun auch die Beamten der Geſellſchaft, welche 
den Bug beyleiten, resp. führen, nicht zu den DBeförderten zählen, 
von denen der 6. 25. Ipridht, obwohl fie, wenn auch vielleicht 

ugleid, befördernd, Doch auch mitbefördert werden, jo läßt tiefer 
Boragraph die Geſellſchaft doch auch für allen Schaden auffoms 
men, der an anderen Perfonen bei ber Beförderung auf der Bahn 
entftcht. Berklagte hätte Daher, wenn fie ſich von ter Verbinds 
lichkeit zum Schadenserjaß befreien wollte, darthun müflen, daß 
der Echade entweder durch die eigene Schuld Des Klaͤgers, oder 
durch einen unabwendbaren äußern Zufall entjtanden fe. Daß 
ein unabwendbarer Zufall den Schaden herbeigeführt babe, hat 
Verklagte nicht zu behaupten vermocht, vielmehr würde bei 
einer forgfältigeren Aufſicht der Unfall ſich nicht Haben ereignen 
fönnen, da alddann die Verbindungsſchienen des Nebengeleifeg 
mit dem Hanptgeleife aufgenommen gewejen fein würden, und aljo 
die vom Kläger geführte Locomotive nicht auf Das Nebengeleis 
hätte gerathen können. Dagegen bat fi) Verflugte bemüht, eine 
Schuld des Sllägerd darzuthun, indem fie theild behauptet, daß 
Kläger zu ſchnell gefahren fei und vadurd das Unglüd herbeiges 
führt habe, theild einen Grund des Unfalld darin finden will, daß 
Kläger mit der Tocomotive rückwärts den Tender vorauf gefahren 
it, Allein bierin kann man ihrer Unficht nicht beipflichten. Der 
Baumeifter hält e8 zwar für wahrjcheinlich, daß das Nebengeleig, 
wenn Kläger lauglam gefahren wäre, Die Locomotive nebft Tender 

etragen haben würde und daß Kläger bei langſamen Fahren es 
Hätte merken fönnen, daß er auf ein unrichtiged Geleis gerieth, 
und zwar fo zeitig, daß ein Aubalten zur Vermeidung bed Unglücks 
möglich gewejen wäre, während bei — ** Fahren die Wahr⸗ 
nehmung zu ſpät erfolgt ſein würde. Er ſetzt jedoch hinzu, daß 
er etwas ganz Beſtimmtes, über dieſen Punct nicht ſagen koönne, 
da ihm die Localitäͤt und die Größe der Ausweicheſchienen nicht 
völlig gegenwärtig fei. Aus dieſer Ausſage kann man alſo Feiness 
weges mit einiger Sicherheit fchließen, daß Kläger zu ſchnell 
gefahren wäre, vielmehr fehlt es hierfür, da auch die Zeugen 
Bürgermeifter N. und O. darüber, ob Kläger fchnell oder langſam 
an das Nebengelcis angefahren ift, Feine Auskunft haben geben 
önnen, an jeden Beweiſe. Wenn Verklagte ferner eine Schuld 
des Klägers darin finden will, daß er rückwärts mit der Loco— 
motive den Tender vorauf gefahren fei, fo fteht dieſer 
Umftand zwar feſt; auch hat Berklagte den $. 9. des Bahnpolizei⸗ 
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Reglements für die Magdeburg⸗Cöthen⸗Halle⸗Leipziger Eiſenbah 
vom 30. Juli 1839 für Ni. welcher beitimmt, Daß ber Tai 
ohne dringende Noth dem Dampfwagen nicht borangehen tar. 
Ebenſo ftehbt dur Die Vernehmung ber Locomotivenführe 1 
mb ©., des Werfführers 8. und des Baumeifters 8. feſt, ta 
durch den Bruch des linken Außern Excentriks an der Locomen 
das Vorwärtöfahren der Xocomotive nicht unmöglich gemacht wır 
Deifenungeachtet ericheint aber das Rıdwärtsfahren des Klin 
im vorliegenden Falle entichufdigt. Denn der Locomotivenführ 
P. und der Werkführer 3. geben übereinflimmend an, daß, = 
mit der Mafchine vorwärts zu fahren, das zerbrocdhene rent 
hätte abgenommen, und der auf biefer Seite befindliche Euline 
mit dem Dampfichieber dergeftalt habe bededit werben müſſen, te 
kein Dampf in denſelben einftrömen konnte, und baß dieſes In 
fahren zeitraubender gewejen fein würde, ald das vom Ali 
gewählte Nüdwärtöfahren, die Locomotivenführer aber im Alk 
meinen dahin inftruirt feien, eintretende Unglücksfälle in möglie® 
kurzer Beit auszugleichen. Der Locomotivenführer &. giebt m 
daß, un vorwärts zu fahren, das zerbrochene äußere ſowohl, ı: 
das innere Excentricum der linken Seite, und die Tinte Kom: 
ftange Hätte abgenommen und ber Dampffchieber anf die Mit 
geftelt und feftgebunden werden müften, und ift der Meinung, tıf 


a eineötheild hierdurch ein bedeutender Zeitverluft eingetren 


fein würde, fo daß ein Bufammentreffen mit einem andern Aux 
zu befürchten geweſen, anderntheild Die Locomotive ebenfo gut rät 


waͤrts als vorwärts fahre, Kläger daB Rechte getban habe, wen : 
er rücwärtd den Tender voran nad) Grübers gefahren fei. Ta ' 


Baumeifter Lange endlich meint, dag Kläger, Da das Wenden ter 
Locomotive Umſtände und Zeitverluft gemacht haben würde, tr 
durch, daß er rüdwärtd gefahren ſei, das getban Habe, was 4: 
dere in gleicher Lage ebenfalls gethan haben würden. Fällt hir: 
nach dem Kläger Feine Echuld zur Paft, fo bleibt Die allgemant 
Verbindlichkeit der Verklagten zum Schadenserſatze beftehen un 
mußte ſonach, Da gegen die Höhe der neforderten Summe kan 
bejonteren Einwendungen erhoben find, Die Sorderung and mt 
Rückſicht auf den bisherigen Lohn des Klägers und in Erwin: 
des Umftandes, daß Kläger, wenn er arbeitsfähig, wohl mi 
piemticher Gewißheit darauf rechnen Eonnte, bei etwaiger Kündigu: 
e8 Dienftverbältnifjfes Seitens der Verklagten, eine ähnliche Ar 
flelung zu finden, nicht gu bed, ericheint, Die Wefkätigung fe 
erften Erfenntnilles erfolgen, was nad) Allgemeiner Berichtäer: 
nung Theil I. Tilel 23. 6. 6. 49. die Berurtbeilung ber Ami 
Iantin in bie Soften der Appellationsinftanz und die gejephk 
Succumbenzſtrafe nach ſich zieht.“ | 
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Erkenntniß 


des 
Geh. Obertribunald zu Berlin vom 13. Nov. 1857 *). 
Berpflihtung der Korporationen zum Schadensgerſatz wegen Nichterfüll 
geſetzlicher Dbliegenheiten. — Berbaftung der Gifenbahns@efellichaften ſelb 
zum Erſatze des aus der Unterlafjung der ihnen obliegenden Cinrichtungen und 
Eicherungsniaaßregeln entflandenen Schadens. 


Am 3. April 1855 gerieth der dem Schiffer R. gehörige, 
mit Steintohlen befrachtete und von dem Sohne des Eigenthümerss 
zefteuerte, Kahn auf ber Thalfahrt ne Breslau auf eine 
von der Oberſchleſiſchen Eifenbahngefellichaft in der Ober behufs 
deren Meberbrüdung für den Schienenweg von Breslau nad Poſen 
ngelegte Verpfählung. Der Kahn fcheiderte, und der Steuermann 
fand im den Fluthen feinen Tod. Nach der Behauptung des R. 
trägt die Schuld dieſes unglüdlichen Ereigniſſes die Oberſchleſiſche 
Eijenbahngefellfchaft, weil diefelbe weder den Bau ber Brüde durch 
eine öffentliche Bekanntmadung zur Kenniniß des Schiffahrt treis 
benden Publikums gebracht, noch Durch Boyen (d. h. Sianalftangen) 
den Punkt babe bezeichnen lafjen, von welchem aus es bei dem 
hohen Waflerftande und der gewaltigen Strömung ber Ober im 
Frühjahr 1855 noch möglidy gewejen wäre, den Kahn In das 
richtige Fahrwaſſer hinein und von den gar nicht fihtbaren Pfählen 
abzuleiten. Er bat ven durch den Untergang feines Schiffes ents 
ftandenen Schaden einihhließlicy der durch das Begräbniß feines 
Sohnes erwachſenen Koften auf die Summe von 1242 Rtbirn. 
2 Sgr. 6 Pf. berechnet und dieſe Summe gegen die Oberfchlefiiche 
Eiſenbahngeſellſchaft eingeklagt. 

Die verflagte Geſellſchaft Hielt fih für etwaiges Verſehen 
ihrer fachverftändigen, mit Ausführung des Baues beauftragten 
Beamten nicht für verantwortlid. . Sie beantragte deshalb Ab⸗ 
weilung des Klägerd. Eventuell ftellte fie in Abrede: daß fie im 
Fahrwaſſer jelbft eine Verpfählung babe einfchlagen, und baß fie 
ed an den nöthigen Vorſichtsmaaßregeln, indbejondere an der Er- 
richtung hoher Stangen mit flarfen Strohwiſcharmen, habe fehlen 


—— 


*) Bol. Streithorſts Archiv Bd. 26 ©. 359—327, 
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laffen. Das a des Klägers fei auch nicht auf eine Verpfählun 
im: Fahrwaſſer, jondern an die deutlich über Die Oberfläche te 
Waſſers hervorragende Spundwand bed Pfeilerd No. 3. wen 
unterlaffener Umlegung des Fahrzeuges geworfen und in Folx 
deflen zertrümmert,. worden. 

Der Richter erſter Inſtanz (Stabtg. zu Breslau) eradtee 
den Brinzipal-Einwand der fehlenden Paflivlenitimation für durch 
greifend und wies daher Ten Kläger ab. Der Richter zweite 
Inſtanz (Apellat. ©. zu Breslau) bielt den Präjudizial-Einwand 
für ımbegründet und verurtheilte bie Verklagte zur Erſtattung dei 
dem Kläger durch das Scheitern feines Schiffes verurfachten, in 
befonderen Verfahren zu ermittelnden Schadens, 

Das Ober-Tribunal bat auf bie Revifion ter Verklagten 
das zweite Urtheil betätigt. 


| Gründe: 

Es iſt die Frage: ob nur phyſiſche oder juriſtiſche Perfonen 
wegen ſtrafbarer oder unerlaubter Handlungen unmittelbar ver 
autworilich find? vielfach erörtert worden. Sin kriminalrechtlicher 
Beziehung. ift die Beantwortung diefer Frage ſehr verſchieden 
ausgefallen, während die römijchen Geſetze ſowohl als tie Gejeke 
bes Mittelalter, und felbit die Sammergericdyt3:Drdnung vor 
1555 II. 10. $. 1. beweijen, daß man auch Delikte Der Univerfitag 
fannte 2) und viele Lehrer des Gemeinen peinlicden Rechts am 
nahmen, daß eine moraliiche Perſon ebenfo gut, wie ein Indivbi 
duum, als mögliches Subjekt eined Verbrechens gedacht werte 
könne?) ift Feuerbach in feinem Lehrbuch Ted peinlichen Rechts, 
eilfte Ausgabe, SE. 27 und 28, Diefer Annahme entfchieden mit 
ber Behauptung entgegengetreten, Daß mögliches Subjekt eine 
Verbrechens nur ein Individuum, nie eine moralijche Werfen, 
Geſellſchaft, univerlitag, fein könne. 

Die Streitfrage kann indeſſen Dabingeftelt bleiben, weil fie 
nur in flrafrechtlicher Hinficht Bedeutung hat?). Hier aber bankelı 
es fih darum: ob eine Geſellſchaft, wenn fie Die ihr 
geſetzlich obliegenden Berpflihtungen nicht erfüllt 
bat, durch ihre Eigenſchaft als Korporation zugleich 
von ihrer Verbindlichkeit, den fo Beſchädigten im 
Civilproceſſe Schadenerjaß zu leiften, befreit wird? 
Diefe Frage iſt zu verneinen, 

Der verklagten Eifenbahngefeljchaft wird der Vorwurf ge: 


1) Dergl. Gefterding, Ausbeute II., S. 399. 

2) Berge. Salchow, Lehrbuch des peinlihen Rechts — 1817 — $. 29 
und die in der Anmerfung dazu aufgeführten Schriftiteller. 

3) Vergl. Entſcheidungen Bd. 26, ©. 429. 
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macht, daß fie bei dem Bau ihrer Brüde über Die Oder für ben 
Schienenweg der Eijenbahn von Breslau nad) Poſen weder den 
Bau durch eine öffentliche Bekanntmachung zur Kenntniß des 
Schifffahrt treibenden Publikums gebracht, noch auch durch Vor⸗ 
kehrungen, Boyen-Signalftangen ⁊c. den Punkt babe bezeichnen 
lafjen, von weldyem aus es bei dem hohen Waflerftande und Der 
gewaltigen Strömung der Oder im Frühjahr 1855 noch möglich 
ewejen wäre, den Kahn des Klägers in das richtige Bahrnafier 
inein, und von den nicht fichtbar gemachten Pfählen abzuleiten. 

Wezen dieſer Unterlaftungen, in Folge deren ber Kläger 
Schaden erlitten haben wi, wird fie in Anſpruch genommen, 
und in Diefer Beziehung ınuß fie allerdings für palfiv Tegitimirt 
erachtet werden, 


Der verflagten Geſellſchaft find in Gemäßheit der Beſtim⸗ 
mungen bes 6. 3. des Gejepes über die Eifenbahn-Uuternehmungen 
vom 3. November 1838 Durch die in ber aa: TE pußli: 
zirte. Allerhöchite Kabinet3:Drder von 2. Wuguft 1841 bei Bekannt 
machung ihres Statut die Nechte einer Korporation verliehen, 
und in Kolge der Ausdehnung ihres Unternehmens auf den Bau eines 
Schienenweges von Breslau nah Pofen find die Beftimmungen 
des Eifenbahngefeßes vom 3. November 1838 Durch Die Konzeſſions⸗ 
und Beitätigungs-Urfunde vom 20. Auguft 1853 auf diefen Bau 
ebenfalld für anwendbar erklärt worden. &8 erachtet nun Der 
F. 14. des allegirten Gifenbahngejeßes die Eifenbahn-Gefells 
ſchaft — alfo nady $. 3. die Korporation — zur Einrichtung 
und Unterhaltung aller Anlagen verpflichtet, welche die 
Nenierung an Wegen, Ueberfahrten, Triften, Einfriedigungen, Bes 
wählerungs- oder Vorfluths-Anlagen u. ſ. w. nöthia findet, Damit 
die benadybarten Grundbeſitzer gegen Gefahr und Nachtheile gefichert 
werden, ımb der $. 25 biete Geſetzes legt der Eiſenbahn⸗ 

eſellſchaft ſelbſt die Verpflichtüng zum — für allen 

chaden auf, welcher bei der Befoͤrderung auf der Bahn, an den 
auf derſelben beförderten Perſonen und Gütern, oder auch an an⸗ 
dern Perſonen und deren Sachen entſteht. Aus dieſen beiden 
zeſcelhen Beſtimmungen folgt or weifel, daß nur allein 

ie Eiſenbahngeſellſchaft ſelbſt für die zu bewirken— 
den Einrichtungen von Gefahr und Nachtheil abwen— 
denden Anlagen und für die Unterhaltung derſelben 
fowie zum Erfaß für den bei Beförderung auf ihrer 
Bahn eutftandenen Schaden vom Geſetz verantwort» 
li gemacht worden, daß folglidh fie mit Erfolg 
Rechtens in Anfpruh zu nehmen, dasß gegen fie bie 
Shabenötlage zu richten ift, und Daß der Beſchaädigte 
niht an die Nepräfentanten oderBeamten derfelben, 
durch deren Schuld jene Anlagen nicht unterhalten 
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und der Schaden anf ber Bahn entftanden if, ver 
wiejen werden dbarf*). 

Die Revidentin meint, der F. 26. I. 6. ded Allgemeinen Lan 
rechts befage nur, daß die Folgen einer negativen Handluz 
Unterlafiung, dem Unterlaffenden jo zur Laſt gelegt werben follte, 
als wenn er dieſe Kolgen durch eine pofitive Danblung unmittelbet 
berbeigeführt hätte. Gerade für diefen Fall muß angenommea 
werben, daß fie paſſiv legitimirt, fie die richtige Beklazte je 
Denn wenn fie über einen von der Schifffahrt fo bedeutend md 
lebhaft benubten Strom, wie die Oder, eine Brüde bauen laß, 
fo wußte fie, und mußte fie wiſſen, daß bei einem foldyen Bau u 
dem Flußbette felbft, noch dazu bei dem notoriich in jebem Jahr 
mehrmals wiederkehrenden hohen Waflerftande der Oder, Br 
Zehrungen getroffen werben mußten, damit Die den Bau paffirenden 
Schiffe feinen Schaden erlitten. Sie konnte und durfte bie 
ihrem Yaumeifter gar nicht allein überlafjen, Denn das Strafgeleh 
verpflichtete fie hierzu ald Bauherrn nad 8. 345 des Strafgefer 
buche +). Eine Unterjcheidung, ob der Bauherr eine Korporatieg, 


4) Gleiche Brundjäpe in Betreff der Verhaftung von Korborationen be 
züglid) der vorliegenden Art entbält auch der Plenarbeſchluß vom 2ı. Im 
1847, — Entſcheidungen Bd. 14. ©. 92, Diefer Beſchluß ſtellt gang in äke 
lihem Zuſammenhang fe: 

bag die Etadtgemeinden als Gigentgümer ber ber Stadt zugehärigm 
Baus Anlagen — Gebäude, Etraßen, Brüden ıc. — wegen bes burl 
Bernadhläffigung derfelben entflehenden Schadens, dem WVeichäpdigten m 
snittelbar verantwortlich feien, und daß berfelbe an den Beamten, den 
in folder Beziehung ein Verfehen zur Lak falle, fidy nicht verweden 
lafien dürfe. 
Die Gründe diefes Plenarbeſchluſſes beſagen Feineswege, daß im Aflgemeine 
der Orundfaß: die Korporation hafte für den durch Schuld ihrer Beamten mb 
fandenen Schaden, nicht anzuerkennen fei; vielmehr wird vorweg nur bemet, 
baß ‚die Frage: inwiefern eine Etadtgemeinde überhaupt für die Handlusım 
ihrer Beamten verantwortlich fei? in dieſer Allgemeinheit allerdings manderli 
Modifikationen erleiden könnte, Dagegen führen fie aus, daß in bem Fale, 
wo ein auf Ecadensvergütungen gerichtetes Doliieigefeh rernadhläffigt werden, 
die Korporatien unmittelbar bafte, weil nad ©. 26. I. 6. des Allgem. Lan 
rechts in foldyen Yällen der Vernachläffiger fo hafte, als wenn der Edum 
aus feiner Handlung unmittelbar entflanden wäre. 


5) Dieie Vorſchrift legt, abweichend von den früßeren Bellimmungm ber 
65. 773 - 775. II. 20. des Allgem. Landrechts auh den Bauherrn tie Ber 
pflibtung auf, bei dem Bau einer Brüde die erforderlichen Sicherheitsmaaßregels 
zu treffen, damit Niemand befchädigt werde, und es hat dieſe veränderte Faffing 
des Geſetzes offenbar den Zweck gehabt, nunmehr auch den Bauberrn felb fir 
feine Unterlafjungen verbindlich zu machen, und ihn nicht fir den Kal aufe 
Verhaftung zu lafien, wenn er den Bau einem Eadveritändigen übertragen hat 
Die No. 12 des $. 545 des Strafgeſetzbuchs beftraft ausdrücklich auch den, der 
ale Bauherr einen Bau ausführen läßt, und «6 waltet keineswegs der ver 
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ober eine phufifche Perjon, ein Individuum, ift, macht das Geſetz 
nicht, und konnte ed auch nicht machen, da nad) ©. 82, II. 6. des 
Allgem. Landrechts Korporationen in Rüdficht auf ihre Rechte und 
Berbindlichkeiten gegen Andere nad) eben ben Gefeßen, wie andere 
einzelne Mitglieder des Staated beurtheilt werden, folglich. feine 
Privilegien haben follen. Der $. 26. I. 6. des Allgem. Landrechts 
beftimmt demgemäß denn auch: 
daß der, welcher ein auf Schadensverhütungen abzielenbes 
— vernachläffigt, für allen Schaden, welcher durch 
Die Beobachtung des Geſetzes hätte vermieden werben fönnen, 
ebenfo haftet, als wenn derjelbe aus feiner Handlung uns 
mittelbar entftanden wäre. 
Diefe ganz allgemein und unbejchränkt Tautende Vorſchrift macht 
ebenfall3 feinen Unterfchied, ob der Vernadjläffiger eines ſolchen 
Polizeigefepes ein Individuum oder eine Korporation iſt, und 
wenngleich leßtere ihre Handlungen der Natur der Sache nach 
nur durch ihre Vorfteher und Beamten vornehmen können, bieje 
auch zu ihnen nad) den Vorjchriften ter —8* 132 und 141. Il. 6 
bes Allgen. Landrechts in dem Verhältniſſe eined Bevollmächtigten 
ftehen, eine Verhaftung des Auftragenden aber für ben, durch ben 
Beauftragten einem Dritten zugefügten Schaden nad) den von ber 
Revidentin allegirten Beftimmungen des $. 152. 1. 13... a. O. 
und der hier in Bezug genommenen G$.50—53. I. 6. daſelbſt nur 
dann eintreten foll, wenn entweder der Auſtrag jelbit unerlaubt 
war, oder der Auftraggeber bei der Auswahl ſeines Vevollmaͤchtig⸗ 
ten fid) ein grobes oder mäßiges Verfehen bat zu Schulden kommen 
laflen; fo een doch dieſe gejeglichen Beſtimmungen in Dem vors 
liegenden Tall deshalb für unanwenbbar zu erachten, weil bier 
e3 fih um den Erjfag eined Schudend handelt, der aus der Inter 
laffung von Ginrichtungen und Siherung6macpregeln entflanden 
ift, gu Deren Beranlaftung das Geſetz die Eifenbahngejellichaft 
feldft verpflichtet und verantwortlich macht, wie Died die bereit& 
oben angeführten $$. 14. und 25, des Eiſenbahngeſetzes Kar aus⸗ 
ſprechen. 

Bei einem ſo beſtimmten Ausſpruch müſſen die allegirten 
Geſetze für allein maaßgebend erachtet werden, und es war hiers 
nady die Beſchwerde der Revidentin über die Annahme des 
Apellations⸗Richters, Daß dem Kläger ein unmittelbares Klagerecht 
gegen fie zuftche, zu verwerfen. 

Dafjelbe mußte auch in der Sache jelbft geichehen. 


der Mevidentin gemachte Unterichieb zwifhen der No. 11 und No. 12 des 
6. 345 a. a. DO. 0b, da Derienige, weldger Bauten und Meparaluren an 
Gebäuden, Brunnen, Brüden ıc. vornimmt in der Regel, eine Geſellſchaft aber 
dee Natur der Sache nach lets, diefe Dusch Techniker ausführen lafien muß. >» 
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Wie der zweite Richter bereit ausgeführt Hat, Haben bie 
Beiden Sachverſtändigen, Schiffe-Aelteften PB. und H., überein 
Rimmend befundet: daß bie bei dem Bau ber gedachten Brüde 
angebrachten Signalftangen an der Spundwand der Brüdenpjeier 
No. 1 und 3 keineswegs ald genügende Sicherungsmaaßregeln 
anzufehen gewejen, um die zu Thale fahrenden Schiffer vor dem 
Auffahren auf die Epundwände zu fihern, und daß, wenn aub 
Stangen in einer Entfernung bemerkbar. gewejen, um die Schiff: 
vermittelt Umlegensd an den gefährlihen Stellen vorbeizubringen, 
dennoch Feine Worfebrungen getroffen worden, um das Umlegen 
zu ermöglichen, weshalb auch jene Wahrzeichen Iganz nupies 
eweſen —* Bei dem zu der in Nede ſtehenden Zeit ſtaitge 
bten Sehr hohen Waflerftande und bei der Strömung bes Kabr 
waſſers gegen die Brüdenpfeiler hätten bie auf Der Oder zu Thal 
fahrenden Schiffe, wenn die Schiffer auch die Wahrzeicyen von 
ber gehörigen Entfernung aus bei Harer Luft und fcharfem Ange 
wahrzenommen, umlegen müflen, um fie durch Diefe Operationen 
an einem Tau durch das zwifchen den Pfeilern Mo. 1. und 3. 
befindliche Fahrwaſſer langlam auränufähren °) Au der bier 
erforderlichen Stelle jeien jevoch feine Vorkehrungen getroffen 
worden, vermittelft weldyer das Umlegen der Schiffe hätte bewirft 
werden Tönnen, auch jei es bei dem hohen Waſſerſtande geraten 
unmöglich gewejen, zu anfern, zumal auf der Uferfeite Faſchinen 
das Ankern verhindert hätten, fo daß den zu Thal fahrenten 
Schiffen Nichts übrig geblieben, als fi der Strömung des Fabr 
waſſers zu überlafjen. 
ac diefem Gutachten ?) war anzunehmen, Daß Die verffaste 
Eiſenbahngeſellſchaft es unterlafien hat, diejenigen Sicherung» 
maafiregeln wirffam zu treffen, Die ihr das Geſeß im $. 345 bei 
Strafrechts auferlegt, und wozu fie um fo dringender Durch ter, 
kurze Beit vorher, nad) Ausweis der jebt gleichfalls zur Entſchei— 
dung in dritter Inſtanz vorliegenden Akten, an derſelben Stelle 
ftattgehabten gleichen Unglüdsfall veranlagt worden war, tui 
ferner durch Died Unterlaſſen Der jo nothwendig geweſenen 


6) Es geichehe dies Umlegen der Schiffe in ber Weile, dag das Ver 
theil derfelben mittelft Auswerfen des Ankerse fefigehalten, oder an einem Piedle 
feftgebunden werde, damit fih das Hintertfeil nah unterhalb wenden kerre. 
worauf fedann die Schiffe an einem Tau durch die gefährliche Etelle herakar: 
laſſen ge be 8 haben fi F “ 

7) Diefe beide Zeugen haben ſich wenige Tage nah dem in Mede ftchr: 
den Vorfall auf Beranlafjung des Polizei⸗Präfidiums au Breslau an Br un 
Etelle begeben, um ſich demnächſt fahgemäß zu äußern, ob dem Edifter is 
verunglücten Fahrzeuges oder einem Dritten ein Verfchulden beizumefjen? un? 
ibrem Zeugniſſe muß hiernach, und umfomehr volle Glaubwürdigkeit beigetegt 
werden, als fie vermöge ihres Gewerbes und ihrer Stellung Dorzugäweije ın 
einem fadhgemäßen Gutachten befähigt find. " 
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Sicherungsmaaßregeln der behanptete Schaden entftanden, mithin 
ber Kaufalnezus vorhanden ift, und daß fie demgemäß für dieſen 
Schaden aufzulommen verpflichtet iſt ). 


Anlage XXXIVb 


U —— 


Erkenutniß 


des 
Geh. Obertribunals zu Berlin vom 14. Dec. 1857”). 


Natur des Nechisverbältnifies zwiſchen dem Reifenden auf einer Staate:Eifenbahn 

und dem Eiſenbahnfiskus. — Anwendbarkeit des Cifenbahngefeßes vom 3. Nos 

vember 1838 auf Staats-Bifenbahnen. — Begrenzung der Nechtsgültigfeit bes 

minifteriellen Betriebsreglements für die Staats⸗Giſenbahnen vom 18. Juli 

1853 $. 23. — Verbindlichkeit der Eiſenbahngeſellſchaften zur Entfhädigung 

bei Beichädigungen auf der Bahn; Anſpruch des befchädigten Reiſenden auf 
auf Kur= ımd Berfäumnißfoften. 


Der praftiiche Arzt Dr. B. Eehrte am 22. Bebruar 1855 auf 
der Weftphäliichen Eiſenbahn von Salzkotten nad) Paderborn 
jurüd, und ift auf diefer Fahrt, indem der anfommende Perfos 
nenzug im Hauptgeleiſe der Bahn mit einem im Rangiren begrife 
feuen Oüterzuge zujammentraf, durch Quetjchung feiner Füße ders 
geftalt bejchätigt worden, daß er genöthigt war, 26 Tage das 


8) Aus diefem Erf. ergeben fih alfo folgende Säbe: 

‚a Bine Geſellſchaft, welche die ihr gefehlich obliegenden Verpflichtungen 
nicht erfüllt bat, wird durd ihre Gigenihaft als Korporation von der Ver⸗ 
bindlichfeit, den fo Beichädigten im Givilprozeffe Schadenserfag zu leiften, nicht 
befreit. A. L. NR. 1. @, $. 26, II. @. $. 82. 

b. Die Gifenbahngefellihaften ſelbſt find wegen bes aus Unterlafjung ber 
ihnen geſetzlig obliegenden Einrichtungen und Sicherungsmaaßregeln einem 
Dritten entllandenen Schadens dem Beichädigten unmittelbar verantwortli 
und daher nicht berechtigt, denfelben an die Repräfentanten oder Beamten, bur 
deren Schuld jene Ginrihtungen und Sicherungsmaaßregeln nicht getroffen find, 

u verweilen. Gijenbahngefeg vom 3. November 1838. 68. 14. 25. (Geſeß⸗ 

ammlung ©. 510); Strafgeſetzbuch $. 345. No. 12. 

*) Bol. Striethorfls Ardiv Bd. 26. ©. 359-372. 


Koh, Eifendbahnen II. 
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Wie der zweite Richter bereits ausgeführt hat, haben tie 
Beiden Sachverſtändigen, Schiffs⸗Aelteſten PB. und H., überein 
fimmend befundet: daß bie bei dem Bau ber gedachten Brücke 
angebrachten Signalftangen an der Spimbiwand der Brüdenpfeiler 
Ro. 1 und 3 keineswegs ald genügende ie runaömanpregeln 
anzufehen gewejen, um Die zu Thale Tahrenben Schiffer vor Dem 
Auffahren auf die Spundwände zu fihern, und daß, wenn aud 
Stangen in einer Entfernung bemerkbar geweien, um tie Schiffe 
vermittelft Umlegens an den gefährlichen Stellen vorbeizubringen, 
dennoch Feine Aorfebrungen getroffen worden, um das Umlegen 
zu ermöglichen, weshalb auch jene Wahrzeichen ganz nutzlos 

eweſen Seien. Dei dem zu der tn NRede ſtehenden Zeit ſtaitge⸗ 

Babten fehr hohen Waflerftande und bei der Strömung des Fahr- 
waflerd gegen die Brüdenpfeiler hätten Die auf der Oder zu Thal 
fahrenden Schiffe, wenn die Schiffer auch die Wahrzeichen von 
der gehörigen Entfernung aus bei klarer Luft und ſcharfem Auge 
wahrgenommen, umlegen müflen, um fie Durch dieſe Operationen 
an einem Tau durch das zwilchen den Pfeilern Ro. 1. und 3. 
befindliche Fahrwaſſer langſam durchzuführen ). An der Hierzu 
erforberlihen Stelle feien jedoch feine Vorkehrungen getroffen 
worden, vermittelft welcher das Umlegen der Schiffe bätte bewirkt 
werden fönnen, auch fet es bei dem hohen Waſſerſtande geradezu 
unmoͤglich gewejen, zu anfern, zumal auf der Uferfeite Faſchinen 
Das Ankern verhindert bätten, jo daß den zn Thal fahrenden 
Schiffen Nichts übrig geblieben, ald ſich der Strömung des Fahr⸗ 
waflers zu überlafien. ' 

Nach diefen Gntadhten ”) war anzunehmen, Daß die verfiagte 
Eifenbahngefelichaft es unterlafien hat, diejenigen Sicherungs⸗ 
maaßfregeln wirffam zu treffen, Die ihr das Geſetz im S. 3415 des 
Strafrechts auferlegt, und wozu fie um fo dringender Durch ten, 
furze Zeit vorher, nad) Ausweis der jegt gleichfalls zur Eutſchei⸗ 
dung in dritter Inſtanz vorliegenden Aften, an berfelben Stelle 
fattgehabten gleichen Unglücksfall veranlaßt worden war, daß 
ferner durch dies Unterlaſſen der fo nothwentig gemejenen 


6) Es gefchehe dies Umlenen der Schiffe in der Weile, daß das Verder⸗ 
theil derjelben mittelſt Auswerfen des Ankers fefigehalten, oder an einem Pfahle 
feflgebunden werde, damit fih das Hintertheil nach unterhalb wenden fönne, 
worauf fedann die Schiffe an einem Tau durch die gefährliche Stelle herabges 
lafjen würden. 

7) Diefe beide Zeugen haben fi wenige Tage nah dem in Rede fichen- 
den Borfall auf Beranlafjung des Polizei⸗Präſidiums au Breslau an Urt und 
Stelle begeben, um ſich demnächſt fadhgemäß zu äußern, ob dem Schiffer bes 
verunglüdten Bahrzeuges oder einem Dritten ein Merjchulden beigumeljen? und 
ihrenn Zeugnifie muß hiernach, und umſomehr volle Glaubwürdigkeit beigelegt 
werden, als fie vermöge ihres Gewerbes und ihrer Stellung vorzugsweiſe gu 
einem fadgemäßen Gutachten befähigt find, 
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meint, ein Mandat3:Vertrag auf Belorguug des Transports, fon- 
dern offenbar eine Verabredung, nach welder Gelber 
für übernommene Handlungen verfprodhen werden, — 
6. 869. I. 11. des Allgem. Landrechts 2). 

Die Perjonenbeförderung auf der Eiſenbahn ift jedech gar Fein 
Geſchaͤft der Reifenden, und die Eifenbahn-Verwaltung betreibt 
es auch gar nicht ſtatt derſelben, der Reiſende beauftragt fie 
auch Teineöweges, diefen Transport für ihn und ftatt feiner zu 
bejorgen; es läßt ſich ſomit der geſetzliche Begriff des Vollmachts⸗ 
auftrags — 9.5.1. c.in Anm. 2 — in feiner Delle auf Das hier vors 
liegende Kontraftsverhältnig anwenden. Eben Deshalb kann aber 
audy bier der $. 16. I. 13. des Allgem. Landrechts nicht wohl die 
Norm der Entſcheidung abgeben, welcher beſtimmt: 

Iſt ein aufgetragened Geſchäft von der Art, daß der Bevolls 
mächtigte jelbiged ohne Beihälfe anderer Perjonen nicht voll: 
iehen Tann, jo haftet er für feine Gehülfen nur joweit, als 
ihm ein mäßiged Verſehen bei der Auswahl oder bei der Auf 
ficht über fie zur Laſt fällt. 

Es jcheint daher auch völlig einflußlos für Die Beurtheilung 
und Entſcheidung des gegenwärtigen Falls, daß der Klaͤger weder 
behauptet noch nachgewieſen bat, Daß der beklagten Eifenbahn- 
Verwaltung bei der Auswahl derjenigen Beamten, durch deren 
Unachtſamkeit der Zulammenftoß der genannten beiden Zuge am 
22. Sebruar 1855 moͤglich geworden, und der dem Kläger zuges 
Baba Unfall herbeigeführt ift, ein mäßiges Verfehen zur 

aſt falle. 

Der zwilhen dem Kläger und der verflagten Gijenbahn- 
Verwaltung wirklid) abgeichloffene Kontrakt it vielmehr unter bie 
allgemeine Zormel: »do ut faclas« zu jubjumiren; der erftere hat 
das tarifmäßige Fahrgeld bezahlt, und letztere fi) Dagegen ver 


2) „Den Begriff des Vollmachtsauftrags definirt der F. 5. I. 12. des 
Allg. Landrechts als die Willenserflärung, wodurch Giner dem Andern das 
Recht ertheilt, ein Geſchaͤft für ihn und flatt feiner zu betreiben. Wird ber 
Auftrag angenommen, jo ift unter beiden Theilen ein Vertrag vorhanden, — 
$. 6. ebendafelölt. Wo nad den Befegen Fein fhriftlicher Vertrag erforderlich 
ift, da ift der Vollmachtsvertrag für geſchloſſen zu achten, wenn ber Eine den 
mündlichen Auftrag des Andern auch nur ftillfhweigend annimmt, — $. 7. 
ebendaſeibſt. — Legt man, der Auffaffung des Appellations:Richters entiprechend, 
diefe Vorſchriften hier zum Grunde, fo müßte der Kläger durch die Loͤſung des 
Fahrbillets der Wenphälifhen Eiſenbahn das Recht ertheilt Haben, ihn, ftatt 
dag er es felbft thäte, von Ealzkotten nach Paderborn zu transportiren, bie 
enannte Gijenbahns Verwaltung aber hätte durch Annahme. des Fahrgeldes, 
Grtheilung des Fahrbillets und Anmweifung feines Sipplapes im Koupee diefen 
Auftrag acceptirt. Diefe Auffaffung entfpricht indeſſen den wirklichen Verhaͤlt⸗ 
niffen und rechtlichen Begriffen keineswegs.“ Vgl. übrigens Anl. XXVe 
Anm. 4. (S. 303). : 0 
QAr 
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Bett und beziehungsweile Das Zimmer zu hüten. Er ift dadurch 
verhindert gran, während dieſer Zeit feine ärztliche Praxis aus- 
zuüben. Seine desfallſige Einbuße veranjchlagte er auf täglich 
mindeftens drei Thaler, und hat er, ta fi) die Verwaltung ber 
Weftpbälifhen Eifenbahn nur zur Erftattung der Sturfoften bereit 
erflärt bat, von derjelben nod) 78 Thaler Verfäumnißfoften gefor- 
dert. Diefen Anſpruch flügte er vornehmlid auf ten S. 25. des 
Gifeubahngejege8 vom 3. November 1838, der, foweit er hier 
intereffirt, wörtlich lautet: 

Die Gefellichait ift zum Erſatze verpflichtet für allen Schaden, 

welcher bei der Beförderung auf der Bahn an den auf derſelben 

beförderten Perſonen entiteht. 

Das Kreisgericht in Paderborn erfter Inſtanz Jah hiernach den 
Entſchaädigungsanſpruch des Klägerd an fich gejeglich für begründet 
an, und hielt andy durch Die Depofitionen der abgehörten Patienten 
bed Klägers zugleich mit ziemlicher Sicherheit für feftgeftellt, daß 
ſich deſſen ärztliche Pragis damals auf 20 Kranke ausgedehnt habe, 
Daſſelbe fich demgemäß und mit fernerer Rückſicht auf tie 
Gutachten zweier Aerzte, jowie des Kreis-Phyſikus G., den Klaͤger 
zum Würdigungseide dahin, daß er den Betrag des Schadens, 
welcher ihm in Folge des am 22. Februar 1855 auf der Welt: 
phaͤliſchen Eifenbahn zugeftoßenen Unfalls durch Verſäumniß in 
feiner Praxis erwachſen ſei, nach feiner Ueberzeugnng auf 78 Thlr. 
wirlich ſchaͤtze; im Schwörungdfalle verurtheilte das Gericht ben 
beklagten Fiskus nach dem Klagantrage. Das Appellationdgericht 
zu Paderborn wies den Kläger mit feiner Klage ab). 

Das Ober-Tribunal hat die von dem Klaͤger eingelegte Nich— 
tigfeitäbejchwerbe zwar für begründet erachtet, in der Sache 
Gelb jevod das angefochtene Erkenntniß dennoch aufrecht erhalten. 


Öründe: 


Unbedenklich tritt der Neijende durch Löſung Des Fahrbillets 
mit der Eifenbahngejelihaft in ein Eontraftliches Verbältnig; es 
ift dies indeſſen keineswegs, wie ber Appellations-Richter irrig 


1) Im Weſeutlichen ftügte fih die Entſcheidung des Appellations-Nichters 
auf folgende Ausführung: 

Das Bijenbahngejep vom 3. November 1838 gelte nur für die Privai⸗ 
geteTißaften; die Norm ber Gntiheidung des vorliegenden Rechtsſtreits fünne 
aher nit aus deſſen $. 25. entnommen, fie müjle vielmehr in den allge: 
meinen civilrehtlihen Grundfägen gefunden werden. Das Nechtsgefchäft felbk 
aber zwifhen dem Neifenden und dem GifenbahnsFisfus fei ein Mandat 
Vertrag auf Beforgung des Transports, und es finde daher hier der 6. 46. I. 
13. des Allg. Landredts Anwendung. Im Mangel gefeglicher Beſtimmungen 
über Beihädigungserfag in gedachter Art, bei Etaats:-Gifenbahnen, Fönne nur 
der $. 15. des Poftgefeßes vom 5. Juni 1853 anwendbar fein. 


v. 14. Der. 1857. (nl. XXXIVb), 373 


die Verhältniffe der Fiſenbahngeſellſchaften zum Staate und zum 
Bublitum allgemeine Beftimmungen zu treffen. 

Weit entfernt, daß diefe Eingangsworte für die befchränfende 
Auffaflung des Appellationd-Richterd ſprechen jollten, führen fie 
vielmehr weit einfacher und natürlicher auf Die entgegengefeßte 
Annahme, d. 5. darauf Hin: daß das —— vom 3. Nov. 1838 
feineöweges blos "für Privat-Eifenbahngejellichaften, ſondern für 
alle Eiſenbahn-Unternehmungen, gleicdyviel auf weſſen Koſten fie 
in's Leben treten, gegeben nnd normirend fei 2; 

Nur fo viel mag dem vorigen Richter ald richtig zugegeben 
werden, daß der Staat an und für fid) nicht wohl als eine Ges 
felichaft angejehen werden darf; | 

Zachariä, Deutjiches Staats- und Bundesrecht, I. Aufl. 1853, 

1. Th. $. 12.1. A. ©. 32. 

Anders geftaltet fi) die Sache indeilen da, wo der Staat fi 
auf HandeldsUnternehmungen einläßt, alsdann erjcheint der im 
8. 1. II. 14. des allgem. Laundrechts definirte Fiskus in der That 
ald Subjeft von VBermögensrechten und unterjcheivet fi, dem 
Fe nad), nicht wejentlih von einer andern Grwerbögejell- 

aft *). 

e Streitigkeiten zwiſchen dem Fiskus und Privatperſonen 
über Befugniſſe und Obliegeuheiten, welche nicht auf allgemeinen 
Unlagen —- $$. A. bis 8. Il: 14. des Allgem. Landrechts — be» 
ruhen, ſollen im ordentlichen Wege Rechtens nach den Geſeßen 
des Staats erörtert und entſchieden werden — 8. 81. II. 1. des 
Allgem. Landrechts. Bei dem Gebrauche, der Benutzung und 





4) Der von dem Apvellations- Richter gleichfalls hervergehobene $. 7: 

Die Gefellſchaft ift befugt, die für das Unternehmen erforderlichen Grund⸗ 

Rüde ohne Genehmigung einer Staatsbehörde zu erwerben; zur Gültigkeit 

aa ußerung von Grundſtücken ift jedoch die Genehmigung der Regierung 

nötbig ; ' 
beweift für bie Hier au entfcheidende Streitfrage offenbar gar Nichte: So wie 
denn auch für den vorliegenden Zwed der Umfland durchaus gleichgültig ers 
fheint, daß in dem bier gerade in Betracht kommenden $. 25. von der Ver⸗ 
pfichtung ber Geſellſchaft die Rede ii. 

5) Es handelt ſich hier keineswegs um Gegenflände des Mafeftätsrechte, 
die, wie es in dem Berichte des StaatssMiniflerii vom 16. November 1831 — 
Gelepfammlung für 1831 ©. 255. bis 258 — heißt: nicht auf das Gebiet 
privatrechtlicher Verfügungen gezogen werden dürfen, fondern um die Zahlung 
von 78 Thalern Berfaumnififoiten, die der Kläger um deshalb fordert, weil er 
bei feiner Beförderung auf der Weitphälifchen Eifenbahn erheblich verlegt, und 
dadurch während 26 Tage verhindert geweſen il, feine ärztliche Prarıe auszus 
üben, namentlih feine Patienten zu befuchen. Der Antpruch ift gegen den 
—* — vertreten durch die Königliche Direftion der Weſtphaͤliſchen Bifenbapn, 
gerichtet. 

Geſetzſammlung 1849. ©. 127. 404. und 1855. ©. 476. 
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Berwaltung der Domainen und Regalien kommen dem Staate ber 
Regel nad) nur eben die Rechte zu, wie einem jeben Privateigen⸗ 
thümer. Beſondere Vorrechte des Staats bei gewiſſen Angelegen- 
heiten und Gefchäften müflen durch ausdrückliche Oeiege beftimt 
fein — SS. 76. 77. ebendafelbfl. Hiernad wäre ed Sache des 
verflagten Fiskus geweien, darzuthun, daß und weshalb Die Nor: 
karit des 8. 25. in dem allgemeinen Gelee vom 3. November 
1838 auf Brivat:Eifenbahngefellichaften zu beſchraͤnken, Daß deſſen 
Nichtanwendbarkeit auf Staat3:Eifenbahnen und deren Verwaltung 
aber durch ein ausdrückliches Geſetz beftimmt fei. In der That 
bat der Verflagte auch einen derartigen Beweis verjucht; er beruft 
fi) auf das, von dem Miniſter für Handel, Gewerbe und öffent: 
liche Arbeiten erlaſſene Betrieb3:Reglement für Die Staatd-Eifen- 
Bahnen und die unter der Verwaltung des Staats ftehenden Eijen- 
bahnen vom 13. Juli 1853, das in dem Amtöblatte Der Künig- 
Tihen Regierung zu Minten für 1853 mit dem Bemerfen ange 
Einbiger aber nicht abgebrudt ift, daß ed für Die Weftphäliiche 
Eifenbahn mit dem 1. Januar 1854 in Kraft treten würde. Aller⸗ 
dings orbnet nun der $. 23. jenes Reglement? ausdrücklich an: 
Menn ein Reifenber während der Eifeubahnfahrt Durch dieſe eine 
Zörperlihe Beihädigung erleidet, welche weder eigener Schuld 
noch der Schuld eined Mitreifenden zur Laſt fällt, fo Ieiftet die 
Verwaltung ihm Erſatz für die entitandenen Kurfoften. Gine 
Seh ob Entſchaͤdigungs⸗Verbindlichkeit Liegt Der Verwaltung 
nicht ob; 
und es Teuchtet ein, Daß dieſe Veltimmung dem von Dem Klaͤger 
erhobenen weiteren Anſpruche auf Erftattung von Verſäumnßkeſten 
bireft entgegenftchen würde. Dem gedadten Betrichs-Reglement 
und indbejondere deſſen $& 23. kann Die Natur eines folden 
ausdrüdlichen Gejehes, wie der F. 77. a. a. O. es erforkert, 
jedoch keineswegs beigelegt werben. 

Dei allen ihren Entſcheidungen durch Erkenntniſſe find bie 
Gerichtshöfe Feiner anderen Vorſchrift, als derjenigen Der Oejeke 
unterworfen (Allerböchite Kabinetsordre vom 6. September 1815, 
Gefeg-Sammlung 1815, S. 198), oder, wie es in dem Art. 86. 
der Verfaſſungs-Urkunde vom 31. Sjanuar 1850 ausgetrüdt ift: 
die richterliche Gewalt wird im Namen des Königd Durch unab 
hängige, feiner anderen Autorität, ald Der des Geſetzes unter: 
worfene Gerichte ausgeübt. Landesherrlihe Grlaffe, welche Ge 
ſetzeskraft erhalten jollen, erlangen dieſelbe nur Durch Aufnahme 
in die Geſetz-Sammlung. 

Geſetz vom 3. April 1346 $. 1, Geſetz Sammlung 1346 

Seite 151. 

Das gedachte minifterielle Betriche-Reglement vom 18 Juli 
1853 ift weder ein landesherrlicher Erlaß, nod) in die Gejep- 
Cammlung aufgenommen, muß bier aljo unter allen Um- 
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ftänden außer Betracht bleiben‘). Der 8. 23. des Eifer 
bahngefege3 vom 3. November 1838 beftlimmt zwar: 
Die Handhabung der Bahnpolizei wird nad einem darüber 
von dem Handeldminifterium gu erlafjenden Neglement der Ge 
fellichaft übertragen. Das Reglement wird zugleidy dad Ver⸗ 
FT der mit dieſem Gejchäfte beauftragten Beamten näher 
een. 
Die Beftimmung im $. 23. des Betrieb3-Reglementd vom 
18. Juli 1853: „die Verwaltung leifte dem während der Eijen- 
bahnfahrt durch dieſe körperlich beihädigten Reiſenden Erfah für 
bie entitandenen Kurkoſten; eine weitere Entichadigungs-Verbinds 
lichkeit liege der Verwaltung nicht ob”, fteht indellen mit der Dt 
Habung der Bahnpolizei in gar feiner Verbindung, kann überhaupt 
unter den Begriff einer blos reglementarischen Anordnung nicht 
wohl fubjumirt werden, trägt vielmehr einen rein civil 
rechtlichen Charakter an ſich, und beſchränkt, dem mehr 
gedachten $. 25. gegenüber, Die gejeglihen Entſchädi— 
ungs-Anſpüche eines ſolchen Reifenden jehr wejentlid. 
led dies fcheint der Appellationg-Richter auch wohl gefühlt Au 
haben; er erachtet auch den Anſpruch des Klägers nicht ſowohl 
Durch jened Reglement an und für fidy befeitigt, fondern er fieht 
nur die in deſſen $. 23. aufgenommene Beltimmung um deshalb 
für gerechtfertigt an, weil fie auf demjelben Principe berube, 
welches im F. 15. des Geſetzes über das Poftwejen vom 5. Juni 


6) Anm. bes Verfaſſers. Diefer Satz ſcheint mir (fo fehr ich auch gegen 
die ethiiche Berechtigung der Beſtimmung des F. 23. Preuss. mich erflären muß) 
fehr bedenflih, da die Bifenbahntransportgeihäfte des Stauts , wie das Geh. 
Dbertribunal ſelbſt annimmt, rein privatrechtlicher Natur find, und das Preuß. 
Ciſenbahngeſetz nicht die Natur eines zwingenden Geſetzes hat quod privatorum 

actis mutari nequit (vgl. Erf. des GOTrib. in Anl. XXVL ©. 310 fg.) 
m Privatrecht gilt die Autonomie, welche auch in Preußen durch die angezogenen 
Geſetzesſtellen keinenfalls auegefchloffen oder beſchränkt werden fol. Da, wo 
alfo der Staat als Vermögensfubject (Biscus) auftritt, möchte doch wohl nichts 
im Wege ftehen, daß derfelbe (durch das betreffende Verwaltungsorgan) ebenfo 
ut, als der Private durchaus gültige, vom gefeplichen Nechte abweichende Bes 
Mimmungen über diefes fein privatrechtliches Verhältniß erlaſſen kann, ohne daß 
diefelben in die Form eines Geſetzes (wie ſolches allerdings verfommt) gegoſſen 
zu fein brauchen. So gewiß als der Preuß. Wiscus bezw die Preuß. Verwal⸗ 
tungss Behörden autonomiſche Beſtimmungen über die Verpachtung von Staats⸗ 
grundftücden und den Berfauf von fiscaliichen Mobilien aufitellen und nad 
Maapgabe derfelben durchaus gültige Kaufs und Pachtverträge abjchliegen fann, 
deren Inhalt von den gewöhnlichen geſetzlichen Normen über die Wirkung ders 
artiger Verträge zu Guniten des Fiscus bedeutend abweicht, ebenſogut wirb er 
auch auf Grund der autenemifhen Beſtimmungen der Reglements Gifenbahns« 
transportverträge abfchliegen Fünnen, deren Inhalt durchaus (fo weit er nicht 
8 bonos mores) nach dem betreffenden Reglement ſich richtet (Vgl. Bp. U. 
N) .« U . 
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1852 dahin aufgeftellt ift: „Bei Reifen mit den orbentlichen Poſten 
leiftet die Poftverwaltung, wenn ein Reifender Delmäbigt wird, 
für die erforderlichen Kurkoften Erſatz; eine weitere Verbindlichkeit 
ur Entſchaͤdigung bat Die Foftvermaltung nicht.“ Die für die 
Boftbeförberungen beftehenden Normen hält der Appellations⸗Richter 
aber hier deshalb für anwendbar, weil die Beförderung durch 
Staats Gilenbahnen auch unter den Begriff der Voftanftalten Falle. 
Diefe Gleihftellung der Staats⸗Ciſenbahnen mit den Königlichen 
Voftanftalten und die Anwendbarkeit des gedachten G. 15. des 
oftgelehes vom 5. uni 1852 auf die Beförderungen mit ber 

fenbahn bekämpft die Nichtigkeitsbefchwerde mit dem Vorwurfe 
rechtögrundjäglicher Verlegung dieſes $. 15. und durch Die Bes 
bauptung: es jei das Gejeß Über das Poſtweſen vom 5. Sun, 
1852 unpafjend auf den vorliegenden Fall, für den ed nicht maaß 
geben wäre, angewandt. — BBebürfte ed zur Begründung und 

echtfertigung- Dieter Beſchwerde, bei der wejentlihen Verſchieden⸗ 
Beit beider Juſtitute, überhaupt noch erft einer weiteren Ausfüh⸗ 
zung, jo würde es jebenfalts genügen, auf den $. 9 des Poſtge⸗ 
ſetzes vom 5. uni 1852 hinzuweiſen, ber ausdrücklich bevor⸗ 


wortet: 

nfgng der Eiſenbahn⸗Unternehmungen verbleibt es bei deu 
eſonderen geſetzlichen Vorfchriften, | 

und mithin eine Beurtheilung des Mechtöverhältnified des mit Der 

Eiſenbahn Reiſenden zu der betreffenden Gifenbahn-Berwaltung 

nach ben bejonderen Vorfchriften des Poſtgeſetzes ausdrüdlich ver: 

ietet. 

Freilich exiftirten bei Emanation des Gejehed vom 3. No 
vember 1838 im Preußifhen Staat überhaupt erft vier Eiſen⸗ 
bahnen: die Berlin-PBotsvamer, die Magdeburg-leipziger, Die 
Düfjfeldorf-Elberfelder und die Rheiniſche, Die ſämmtlich im Befig 
von Altiengefellichaften waren; eine Staats-Eijenbahn war Damals 
noch nicht vorhanden. Auch, ift e8 richtig, daß viele in ven Ges 
Iepe von 3. November 1838 enthaltene Vorjchriften, namentlich 
aber diejenigen, weldye das Berhältniß der Eiſenbahn⸗Geſellſchaften 
zum Staate regeln, allerdings eine dem Staate gegenüberftehende 
bejondere Privatgeſellſchaft vorausſetzen; daraus folgt aber nicht, 
daß deshalb das ganze Gefeb vom 3. November 1838, und fpes 
jet der bier allein interejlirende $. 25. deſſelben, bei Staats⸗ 

ijenbahnen außer Anwendung bleiben müfle, fondern immer nur, 
daß jene bejonderen Vorfchriften mit ihrem Objekte zugleich auch 
die Möglichkeit ihrer Anwendbarkeit verloren haben. Wie went 
der Geſetzgeber gewiß daran gedacht hat, die Vorſchriften d 
Geſetzes vom 3. November 1838 mit dem Begriffe und dem Wefen 
einer Staatöbahn für unvereinbar zu halten, geht evident daraus 
Devon, daß im 8.42. dem Staate Die Befugniß vorbehalten bleibt, 
nftig das Eigenthum der Bahn mit allem Bubehör gegen voll 
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en Eutſchaͤdigung anzufaufen, ohne Daß ed ausbrüdlich ber 
immt oder auch nur angedeutet wäre, daß das Unternehmen ald« 
dann injofern nach anderen nnd insbefondere nach welchen Grund» 
fäten geleitet werden ſollte. a, als es darauf anfam, mit den 
Erdarbeiten zu ber Oſtbahn, die von Haufe aus auf Staatskoſten 
erbaut ift, vorzufchreiten, beftimmten die Allerhöchſten Erlaſſe vom 
14. Suni 1848 und vom 4. Juni 1849 (Geſetz⸗-Samml. 1848 
©. 154, und 1849 ©. 174), daß dabei das Necht zur vorüber 
gehenden Benutzung fremder Grundftüde nah den Beftims 
mungen des Geſetzes über die Eiſenbahn-Unterneh— 
mungen vom 3. November 1838 zur Anwendung fommen 
olle. 
Nicht weniger unzutreffend erfcheint ed, wenn Der vorige 
Nichter die Nichtanwendbarkeit des 8. 25. des Geſetzes vom 
3. November 1838 auf die Staatd-Eifenbahnen mit dem legisla⸗ 
tiven Grunde rechtfertigen will, der Staat überwache feine Eiſen⸗ 
bahnbeamten ſelbſt, und Fönne dadurch für Die nöthige Sicherheit 
der fi) der Bahn Bedienenden forgen. Einerſeits fteht Nichte 
im Wege, bei Privatgejellichaften eine ebenfo firenge Kontrolle 
über die Beamten auszuüben, zumal bereit3 bei einer anderen Ges 
legenheit, iu dem Nevifiond-Urtheil vom 7. September 1855 — 
Enticheidungen Bd. 31. ©. 116. — nachgewieſen ift, daß gerade 
im Intereſſe des gemeinen Beiten dem Handel Minijterium eine 
ſehr durdygreifende Aufficht über die Gifenbahn-Unternehmungen 
eingeräumt und übertragen worden it. Daß aber auch bei Staats⸗ 
Eifenbahnen, der jorgfältigften Aufficht ungeachtet, nicht alle Uns 
fälle gänzlidy ausgeſchloſſen werden koͤnnen, liegt theild in der 
Ratur der Sache, theils beftätigt e8 gerade der vorliegende Fall. 
Erſcheint biernady das angefochtene Appellations⸗Urtheil vom 
3. Juni 1857 nad) jeder Beziehung hin unbaltbar, die Dagegen 
erhobene Beichwerde vielmehr vollfommen begründet, und muß 
das erftere daher nad) $. A. Nr. 1. ber Verordnung vom 14. Des 
ember 1833 vernichtet werden, fo folgt aud dem Dbigen fodann 
fir Die freie Beurtheilung der Hauptjache zugleich foviel, daß ber 
geaenmärtige Nechtöftreit allerdingd nad dem Eiſenbahngeſetz vom 
November 1838 zu entjcheiden, und Der Anjpruch des Klägers 
auf Verfäumnißfoften nad) deſſen F. 25. zu beurtheilen ift. Ä 
Nah S. 25. a. a. O. ift Die Gefellichaft verpflichtet für 
allen Schaden, welder bei der Beförderung auf der Bahn 
an den auf derſelben beförderten Perſonen entfteht; und 
das Diesfeitige Präjubifat vom 24. April 1854 hat jene Vorſchrift 
näher dahin erläutert: Demzufolge babe die Geſellſchaft 
dem fo Bejhädigten zwar allen Schaden zu erfeßen, fie 
dürfe ihm aber niht außerdem nod den entgangenen 
Gewiun vergütigen. (Entſcheidungen Bb. 28. ©. 270 ff.) 
Es fragt ſich nunmehr zunähft, zu welcher Kategorie Diejes 
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nigen Verfäumnißfoften, welche der Kläger gegenwärtig fordert, zu 
rechnen find? Es mag bier dahingeftellt bleiben: ob diefelben als 
unmittelbaren Schaden im Sinne des $. 3. 1. 6. des Allgem. Land: 
rechts anznfehen, oder nady der Analogie der 88 120. 121. 115 ff. 
b. ebendafelbft zum entgangenen Gewinn zu züblen fein möchten; 
ſoviel ſcheint jedenfalld gewiß, daß fie nicht füglich als ein Schaden 
anfgefaßt werden fönnen, welcher bei der Beförderung auf ber 
Bahn an dem Kläger entitanden ift. ‘Der oftgedachte 8. 25, 
der als bezügliched Spezialgejeß hier zunädhft die Norm der Ent 
ſcheidung abgiebt, verpflichtet die Geſellſchaft doch immer nur zum 
Erſatze Bir allen Schaden, welcher bei ber Beförderung auf der 
Balın an den auf derjelben beförderten Berjonen entitebt. Dei 
kontraktlichen wie außerfontraftlihden Scadendzufügungen beruht 
die Erſatzverbindlichkeit des Beſchädigers entweder in deſſen Vor⸗ 
ſatze oder in deſſen größerem ober geringerem Verſehen, — 88.277 ff. 
285 ff. L 5. und >>: 10. ff. 1. 5. des Allgem, Landrechts. Der⸗ 
jenige, welcher Schadenserſatz fordert, muß mithin den Vorſaß 
oder das Verſehen des Beſchaͤdigers nachweilen. Gin foldyer Bes 
weis würde in de der vorliegenden Art gegen die Eiſenbahn⸗ 
gefellſchaft, als Jolche, Jehr fchwierig zu führen fein, darum übers 
hebt der gedachte $. 25. den verlekten Reiſenden der Nothwen⸗ 
Digkeit eines ſolchen Beweijes, erklärt Die Gefellihaft vielmehr 
ohne Weiteres zum Erſatze verpflichtet, und läßt ihr nur einwands⸗ 
weije den Beweis frei, daß der Schade entweber durch Die eigne 
Schuld des Beſchädigten oder Durch einen unabwenbbaren änperen 
Bufall bewirkt worden fei. Die gefährliche Natur der Eiſenbahn⸗ 
Unternehmung felbft joll aber als ein folcher, von dem Schaden 
erjaße befreiender, Zufall nicht betrachtet werden. Iſt nun auf 
dieſe Weife der Kläger binfichtlich der Beweislaft gegen die Weft 
baliiche Eiſenbahn durch den 6. 26. a. a. O. erheblich begünftigt, 
0 liegt doch fein genüge der Grund vor, die Grfaßverbindlichkeit 
ber letztern materiell über den Wortlaut des Geſetzes hinaus zu 
extendiren, und fie zur es der vom Kläger geforderten Vers 
fäumnißfoften zu verurtbeilen, Die doch niemals unter den 
Begriff des an der Perjon entftandenen Schaden zu 
fubjumiren find. Nur um diefe 78 Thaler Verſaͤumnißkoſten 
handelt es ſich hier aber; die Kurkfoften find dem Kläger niemals 
verweigert und im gegenwärtigen Prozeſſe auch gar nicht mit cin: 
geklagt. Die von dem Appellationd-Richter ausgeſprochene Abs 
weifung des Klägerd erfcheint daher allerdings, wenngleih aus 
einem andern Grunde, gerechtfertigt. 
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Anl. XXXIVC. 


ee 


Erkenntnig 


des 
Oberappellatione-Gerichte zu Lübeck v. 27. Juni 1857*) in 
S. Wolff u. Karpeles gegen die Berlin Hamburg. Eifenbahn- 
Geſellſchaft. 


Zu M. wurde 1856 eine bedeutende Quantität Hanf der 
Oberſchlefiſchen Eiſenbahn zur Beförderung an das Haus Wolffs 
u. Karpeled in Hamburg übergeben, und zwar in mangelhaften 
Zuftande, indem die Emballage ramponirt und die Waare felbft 
naß war. Als diefed Gut, von der Bahnverwaltung der Beftim- 
mungsftation (der Berlin Hamburger Bahn) an den Adreſſaten 
(Deitinatar) abgeliefert wurde, machte leßterer, die genannte Bahız 
berwalbung für den ihm vernrſachten Schaden (des Ausfalld des 
Provenü Der verkauften Waare gegen den Werth guter Waare) 
verantwortlicy, indem er vor den Hamburger Gerichten (Handels⸗G., 
Obergeriht, u. DAG.) in jeiner Klage geltend machte, Daß von 
einem mangelhaften Zujtande des Guts im Frachtbrief vom Abs 
fender nichts erwähnt war; ed müſſe wern ein foldher „reiner* 
Frachtbrief vorliege, untadelhafte Waare vom Frachtführer übers 
liefert werden. 

In dem anhängigen Procefjie wurde jedoch von Seiten ber 
verflagten Eijenbahn-Gefellichaft eine Beldeinigung des Abſenders 
vorgelegt, daß der Buftand der Waare fchon bei ihrer Verladung 
in der erwähnter Richtung mangelhaft geweſen und daß demzu⸗ 
folge die Frachtübernehmerin feine Schuld daran trage, daß bie 
MWaare in beihädigtem Zuſtande abgeliefert worden ſei. Auf 
Grund dieſer Beſcheinigung erlangte die verflagte Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft in 2ter und 3ter JInſtanz auch ein freiiprechendes Er⸗ 


*) Bol. Neues Archiv für Handele:R. Bd. I. ©. 345 fg. Auf die hier 
mirgetheilten Entſcheidungsgründe obigen GErkenntniſſes fügen ſich die Bd. II. 
S 413. Annı. 13. erwähnten Ausführungen, welche zugleih jenes Grf. zum 
Ausgangsspunft nehmen. . 
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kenntniß, in letzter Inſtanz (vor dem OAG. zu Lübeck) im weſent⸗ 

lichen aus folgenden Entſcheidungsgründen. 

Die in Diefer Sache zu entfcheidende NRechtöfrage befteht Darin, 
ob, wie die Klaͤger Bebaupten und das Handeldgericht in Ueber: 
einftimmung Damit ausgeſprochen hat, es eine Kegel des Fracht: 
rechts jei, Daß der Yrachtübernehmer, weldyer, ohne ein Gon: 
nofjement ausgeftellt zu haben, dem Deftinatair die zu überlie 
fernde Waare nebſt einem Srachtbriefe zuftelle, bemfelben für 

. den Wortlaut des Ießteren ablolut bafte, ohne dem Deftinatair 
Einreden aus der Perfon des Abfenderd opponiren zu dürfen. 

Aus dem Bontracte des Schifferd mit dem Abfender kann der 
(vorläufig wenigftens) völlig ald Dritter anzuſehende von Letzterem 
im Sinne gehabte SDeftinatair oder deſſen Gejlionar feine Rechte 
gegen den Schiffer ableiten. Und wenn derjelbe demnädit von 

eiten des Abſenders in den Stand gejeßt wird, gegen den Schiffer 

Magend aufzutreten, fo Fann dies nach allgemeinen Grundfähen 
nur aus einen von dem Grfteren, als Dem Gontrabenten des 
Schiffers, abgeleiteten Rechte geichehen. Kolglid mußten dem 
Deitinatair die Einreden aus der Perſon bed Abſenders entgegens 
gefeßt werden können, wenn nicht der oben erwähnte Rechtsſatz 
entgegenftände. Diejer lebtere, durd, ein Bedürfniß des Handels» 
verkehrs hervorgerufen und feinem Weſen auch in alle Legis⸗ 
lationen der jeehandelnden Völker aufgenommen, ſetzt indeljen, wie 
ſchon bemerkt worden, bie Zeichnung eines Konnofjements voraus, 
einer Urkunde, welche nicht allein ein Smpfangsbefenntniß, ſon⸗ 
dern zugleich ein Verpflichtungss:Docunent, und zwar ein jolches 
ift, weldyes feinem Inhalte nach nur am Beftimmungsorte geltend 
gemacht werden fann, und welchem durdy die ihm regelmäßig 
gegebene Form der Transportabilität zugleich die Eigenſchaft eines 
negotiablen Papierd verliehen wird. 

Weſentlich hievon verjchieden ift dasjenige Verhältnig, wenn, 
obne Zeichnung eines Connoſſementes, ein Frachtfuhrmann, die 
Eijenbahn, vorfommenden Falles auch ein Schiffer, den Transport 
von Gütern übernimmt und fidy nur gegen den Abſender verpflidys 
tet, die Waare an die von dieſem bezeichnete Perſon — jei es 
gegen eine bei Veendinung des Xransports zu erbaltenbe oder 
gegen eine pränumerirte Frachtvergütung — abauliefern. Hier 
ftelt der Fuhrmann ꝛc. feinerjeitd ein Verpflichtungs » Document 
aus; ein foldyes kann mithin auch, im Betreff der von ihm über: 
nommenen Berbindlichkeit nicht in den Händen Dritter circuliren. 
Das unter ten Betheiligten vorfommende einzige Document — 
der Frachtbrief (Begleiticyein) — wird Dagegen tem Yuhrmann 
vom Abſender ausgeftellt und mitgegeben; jeinem Wejen nad) dazu 
beftimmt, die Umftände des Trangport-Auftrages, alfo den Wohns 
ort und die Perſon des Deftinataird, den Gegenftand des Traus⸗ 
ports und bie jonftigen Verabredungen über Srachtpreis, Tieferuugie 
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zeit u. j. w. anzugeben. — Waͤhrend der Schiffer Durch das von 
ihm gezeichnete Connoſſement ohne Weitered in obligatoriichen 
Nexus zu den jeweiligen Inhaber defjelben tritt, wird der Fuhr⸗ 
mann dem Adreljaten des Frachtbriefes erft verpflichtet, wenn er 
ihm denfelben überreicht und ihn dadurch ald den Mandatar oder 
Gejlionar des Abſenders anerkennt ımd fi gegen ihn zur Aus 
führung feines Auftrages bereit erflärt. 

Eine fernere Verfchiedenheit befteht darin, Daß während der 
Abſender, welchem der Schiffer Connoſſemente gezeichnet hat, die 
MWaare nicht anders zurüdverlangen kann, ald gegen Rüdlieferung 
aller Gonnofjemente , serienige Abfender, welcher nur mittelft Betr 
gebung eines Frachtbriefes Güter abgefertigt hat, ohne auf ben 
elbrefjaten Nüdficht nehmen zu müſſen, die Beſtimmung ändern 
oder die Waare, wenn er fih nur mit dem Fuhrmann wegen der 
Srachtvergütung abfindet, ganz zurüdnehmen und den Frachtbrief 
caffiren Tann. 

Somit führen allgemeine Grundfäße, wie auch die Einrichtun 
des Verfahrens baraut bin, daß der Adrefiat der per Frachtbri 
verladenen Waaren feine felbftfländigen Rechte habe !), und daß 
eö dem Fuhrmann geitattet werben müfle, fih auch gegen ihn der ihm 
zuftändigen Einrede naus der Perjon des Abjenderd zu bedienen ? x. 

Wenn auch einigermaßen zweifelhaft ſein mag, ob die fran⸗ 
nice Prarid dem Yuhrmanne einen Gegenbeweis gegen den In⸗ 
Kalt es Rrachtbriefes geftatte, fo führt doch Nichts darauf hin, 
daß dieſelbe hierin den Deſtinatair vor 
vorzuge?). 

Das Preußiſche Landrecht ſagt Nichts über eine ſelbſt⸗ 
ftändige Berechtigung des Deſtinatairs, wie ſolche von den Klaͤgern 
vertreten wird, und bejchränft Die Verantwortlichkeit des Fuhr⸗ 
mannd auf Die Verlufte und Schäden, welche er ſelbſt oder Die 
von ihm beftellten Xeute, und wäre es aud) nur durch ein geringes 
Verſehen, verurfacht haben, II. 8. F. 2459 *). 


em Abſender be 


1) Vgl. Münter I. c. Bd. 1. ©. 97, Böhle Handels. Bd. 1. ©. 149, 
Bender HR. Br. 1. S. 165-172, defien Frankf. Privat®. S. 10, Matthaei 
in der Jurift. Zeitfehr. für Hannover 17. Jahrg. 1842. I. ©. 50, 74, 87. 
1. ©. 113, 128. Malſs. Gutachten der Handelsfammer zu Yranffurt. 1854. 
S. 49, 50. Gelpke, Zeitichrift für Handelsrecht. Heft II. ©. 56 ff. Buddeus, 
in Weiske Rechtslexicon. Bd. IV. s. v. Fuhrleute. Mittermaier, deutſches Pri⸗ 
vat⸗Recht $. 540. Gerber $. 183. Bluntſchli $. 130. Gengler S. 413—418. 

2) Sanz ebenfo würde übrigens aud zu entfcheiden geweien fein, wenn 
man die Adreffaten als Eeffionar (vgl. II. $. 20. ©. 107 fg.) aufgefaßt Hätte, 
da der Schuldner die Ginrede, welche er gegen den Gedenten als Gläubiger 
hat, auch genen den Geffionar geltend machen fann. Vgl. Frank im Archiv für 
civil. Prax. XIV, 15. 

3) Val. Pardessus Cours $. 539. Ed. 3. Il. p. 585. . 

4) „Rad Hirfemenzel, Breuß. Hand.⸗NKecht 1866. p. 74. beſtehen über biefen 
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Auch die Voftbeförberung, ein mit der Frachtfuhr in manchen 
Beziehungen verwandte Verhaͤltniß, ift in Dem bier berührten 
Punkte auf eine dem Dbigen entiprechende Weiſe, in Ueberein- 
ffimmung mit dem bisherigen Rechte vegulirt, jo Daß hieraus er- 
heilt, daß ad A nene Örundja eben jo wenig dort Gin 
gang gefunden hat. Denn zufolge des Poftvereinigungs-Vertrages 
vom 3. September 1855 $. 44. wird es dem Abſender verftattet, 
die zur Pot eingelieferten Sendungen, jo lange fie dem Adreflaten 
noch nicht wirflidy zugeftellt find, zurüd zu verlangen. Dies Fönnte 
nicht geichehen wenn der Deitinatair ein ſelbſtſtaͤndiges Recht aus 
der Abfertigung und Adreſſirung hätte“ s) 


Gegenſtand feine neueren hiervon abweichenden Regulative, wie denn auch hiemit 
bad Grfenntniß des Berliner Etadtgerihts von 18. Januar 1856 in Sad 
Schleif gegen die NiederſchleſiſcheMaͤrliſche Eiſenbahn übereinftimmt. 

5): Die Entſcheidung des Stuttgarter Obertribunale von 1855 Bei Seuffert, 
Archiv Bd. 9. ©. 69 fi. betrifft einen von der bier vorliegenden Frage völlig 
verſchiedenen Punkt. Dort handelte es ih darum, ob ein dem urſpruͤnglichen 
Tranoportuͤbernehmer unterwegs ſubſtituirier Fuhrmann für eine Deichädigun 
aufzufommen habe, welche auf eine den Gubfituenten obligirende Weite * 
Abfertigung ber Waare bei der Ausführung desjenigen Frachtcontracts entflanden 
war, befien fchließliche Grfüllung ber in das Gontractsverhältnig eintretende 
Fuhrmann übernommen hatte. Diefe Frage wurde in dem mitgeteilten Falle 
rt bwas einleuchtender Weiſe für bie bier vorliegende Frage keinerlei Folgen 
zulaͤßt. 


Nachtrag au Anlage IIE 
Neu ii 


Zum Vereins-Reglement 
für den Perſonen-Reiſegepäck- ꝛc. Berkehr. 





Meberficht der Aenderungen, welche der im Anlage IT. enthaltene 
Entwurf des genannten Reglements in der ſchließlichen Redaction im 
Sabre 1838 erlitten hat*). 


Angabe der] Nummer, 
| 


65. des im welche jenek Wortlaut des A. D. P. in feiner ſchließlichen 
eehfoffenen hlieptichen Rebaction bezw. Aenderungen des in Anlage III. 
Entwurfs. | Redaction mitgetheilten Entwurf3 von 1857. 
— 
aben. 








Die nachſtehenden Vorſchriften für Die 
Deförderung von Perſonen, Reiſegepaͤck, Leis 
hen, Equipagen und Thieren kommen vom 

$. 1 Be 1. Juli 1859 ab auf jämmtlidyen zum Ber- 

$. 2 Ginleitung | eine Deutfcher Eifenbahn-Verwaltungen ges 
hörenden Eiſenbahnen jur Aumenbung. Spe⸗ 
cial-Beftimmungen einzelner Eiſenbahu⸗Verwal⸗ 
tungen kommen nebeo diejen Vorjchriften zur 
Geltung ’). 


*) Im den nachfolgenden Anmerkungen werden aus dem Berichte der Com⸗ 
miſſion, welche mit der Redaction des A. D. P. von der Generalverfammlung 
des Vereins Deuticher Bahnverwaltungen betraut werben war bie Motive für 
die eingetretenen Aenderungen mitgetheilt werben. 

1) Zur Ueberfhrift und Ginleitung. Die Münchener Generalverfammlung 
von 1856 hatte beichlofien in dem neuen Entwurfe des qu. Reglemente nicht 
etwa bloße Normalbeftimmungen für die einzelnen Special-Reglements aufzus 
flellen, fendern, gleich dem Vereins⸗Güter⸗Reglement, ein allgemein gültiges, 
die bisherigen Special-Reglements unnötbig machendes Vereins⸗Regle⸗ 
ment für den Berfonens ıc. Verkehr zu erlaſſen. Dagegen machten in der Com⸗ 
million die Verwaltungen der Braun Gmeigihen und der Hannoverfchen @ifens 
bahnen geltend: iede Verwaltung ſei bei der Normirung der Vorfchriften für 
den Perfonens Verkehr genötbigt, die localen Anforderungen ijres Bublifums 
und die Beduͤrfniſſe ihres Verkehrs zu fhenen, ben in ihrem Sande geljenden 
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Angabe der| Nummer, 
des imſwelche jene 

hre 1857195. in der 
beichlofienen | jhließlichen 
Entwurfs. | Redaction 


erhalten 
haben. 
ee | Erna in 
4 Sta ienſtperſonals“ i agt: 
* des in Uniform befindlidhen ober Ri 
Dienftabzeihen verjehenen Dienftper 
fonal3?) 
$.5—11l $. 3—9 Unverändert. 
$. 11 §. 9 a) Der 2te Sap heißt jeßt: Dieje 


nigen, welde bi! 10 Minuten vor 

_ Abgang des Zug un fein Billet 
elöft, haben auf VBerabfolgung eines 
—* feinen Anſpruch?). 





beſonderen geſetzlichen Megierungss und polizeilichen Vorſchriften Mechnung jz 
tragen, die baulichen und Betriebs⸗GCinrichtungen der einzelnen Bahnen und bie 
Verkehrs⸗Anſchluͤſſe zu berüdfichtigen. Die Feſthaltung dieſer Geflchtepunfte 
werde aber unmöglid), fobald der einzelnen —— durch Hinſtellung eine 
nur durch Stimmeneinhelligkeit aller Vereinsgenoſſen 
maßgebenden Richtſchnur die Befugniß entzogen werde, irgend eine Betriebes 
Borkhrift nah Maßgabe des eigenen Bebürfnifjes zu modificiren oder nad 
eigener Erfahrung zu verbefiern. Es wurbe daher die vorliegende Faſſung des 
ſchloſſen und dazu bemerkt: „Es if unverkennbar, daß jede Verwaltung neben 
den Borfchriften des Vereins⸗Reglements noch partifuläre Vorſchriften fur ihren 
Berfehr erlafien muß, mag fie dieſelben in einem bejonderen Meglement cder 
Text zu den Tarifen zufammenftellen und publiciren. Hiernach muß Ad bie 
Aufgabe des Vereins darauf befchränfen, diejenigen Borfchriften, welde auf 
allen Bahnen des Vereins in Geltung find oder ohne Berleßung der von den 
einzelnen Verwaltungen zu beobacdhtenden lofalen und partifulären Rüdkäten 
in Geltung gejebt werden fönnen, und welche zugleih durch die Erfahrung fh 
als zwedmäßig und praftifh ergeben haben, zufammenzuftellen und zu präci⸗ 
firen. Bon dieſem Befihtspunfte aus iſt der neue Entwurf bearbeitet; er fors 
mulirt das in Deutfchland gültige refp. zur Geltung zu dringende aflgemeime, 
den Perſonen⸗ ꝛc. Verfehr ordnende Recht, er bildet den allgemeinen Thrü 
eines jeden von einer einzelnen Verwaltung zu erlafienden Betricbs:Meglements. 
Es mußten daher alle Specialitäten aus bemfelben entfernt werden, welde in 
Berüdfihtigung lofaler oder partifulärer Verhältniffe Widerſpruch von Geiten 
einzelner Berwaltungen erfahren haben oder vorausfihtlid erfahren würden. 

2) Zu $. ®. (früher 4). Bei der Weite des Begriffs „Tienitperjonal, 
und da die Gijenbahn-Berwaltungen ben bier für ihr Dienftperfonal beaw 
ſpruchten Gehorſam nur aus ben durch die Landes. Negierung ertheilten Bahn 
an ulariften herleiten, erfchien die yon Hannover proponirte Einſchaltung 
annehmbar. 

3) In dieſem Satze ift die Frik von 5 auf 10 Minuten erweitert, weil 
letztere Zeitbeſtimmung bei einigen Berwaltungen befichendes Mecht, die An 


zuändernden, allgemein 
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Angabe der! Nummern, 
SS. des im welche jene 
Sabre 1857/68. in der 
beichloffenen ſchließlichen 
Entwurfs. | Redaction 





erhalten 
haben. 
b) Im vorleßten Sag ift ftatt: „Reichen 
— nit aus” gejeßt: Iſt dieſes nicht der 
a 
8. 12 | $. 10 Unverändert, 
$. 13 11 Statt: „vor Antritt der Fahrt alſo auf 


der erſten Zugangsſtation bis zum zweiten 
Slocenzeihen⸗ iſt geſagt: „bis 10 Minu—⸗ 
ten vor Abgang des Zugs“ und ber in 
se —A angeführte $. 11. 
n S. 9. nmgeandert ® 

$. 14.15] $. 12.13 Unverändert 
$.16 | 984 Die frühern Worte: ebenfo beim Antritt 
der Fahrt, wie bei eintretendem Wagenwech— 

| jel find geftrichen °). 
$.17 18.15 Lauiet jept blos: Das Zeichen zum 
Einfteigen in die Wagen wird dDurd 
zwei verſchiedene Schläge auf die 

Glocke gegeben®). 








nahme bderfelben aber für die übrigen unpräjubicirlih if, weil fie die Befugniß 
der Verwaltungen, jene Friſt zu verlängern, nicht befchränft. 

3p) Diefe Faſſung wurde beliebt, damit die Beflimmung biefes Sapes auf 
beide Fälle des vorhergehenden Sates zu beziehen fei. 

4) Zu $. MR. (früher 13). Die frügere Faſſung diefes $. gewährt Dem⸗ 
jenigen, welche, zu feiner Bequemlichkeit ein Billet umtauſchen will, größere 
Befugniß, ale der $. 9. (früher 11) Demjenigen, welcher überhaupt erft ein 
Billet kaufen will, einräumte. Zudem ift ein Umtaufch bis zum zweiten Glocken⸗ 

eihen auf einer Zwilchenftation (jofern biefelbe die erfle Zugangs-Station bes 
eifenden if) mei unausführbar, weil jenes Zeichen auf den Zwilchenftationen 

2 oder 1 Minute vor Abfahrt des Zuges gegeben zu werden pflegt. 

eh Die neue, auch im 2ten Sage präcifer gefaßte Redaction befeitigt beid 
ebenen. 

5) Zu $. 4®. (früher 14). Das Dienfiperfonal muß berechtigt fein, dene 
Meifenden nicht blos bei Antritt der Fahrt und bei eintretendem Wagenwechſel, 
jondern auch unterwegs ihre Pläbe arizuweifen. Diefe Erwägung bedingte die 

eglafjung der gefirihenen Worte, 

6) Zu $. 15. (früher 17). Das im $. 17. und 19. des frühen Ent⸗ 
wurfs vorgefchriebene dreimalige Läuten und die Innehaltung der dafür beſtimm⸗ 
ten Sriften erichienen für größere Stationen, zumal foldhe, welche Knotenpunkte 
mehrerer Bahnen bilden, unausführbar und unpraftiih, weil fie ein faſt un⸗ 
aufhörliches Läuten bedingen und dadurch den Reiſenden verwirren anfatt im, 

25 


Koh, Eifendbahnen. IL 
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Angabe der| Nummer, 
S bes imſwelche jene 
ahre 1857I66. in der 
befchlofienen|fchließlichen 
Entwurfs. | Nedaction 


erhalten 
haben. 
$. 18 . 16 Unverändert. 
$. 19 .17 m erften Satze ift vor: „Die Dauer 


eingeichaltet: da, wo ein beftimmter Au| 
enthalt ftatt findet’); und Die zumäd 
vor dem Saplublae des alten $. 19. ſtehen 
den A Säbe find dagegen auögefallen ’,). 
Unverändert. 
Die zwei erften Zellen des 2ten Cape 
find geändert in: 
Das Tabadsrauden ift in alle 
Wagenclafjengeftattet, in der J. Wa 
genclaffe jedoh nur unter Zuftim 
mung aller indemjelben Coupé Mit 
reijenden, injofern nicht befonder 
Raud ou és diefer Glaffe vorban 
na! nn | 1 leben ae 
. müſſen Coupészweiter Claſſe fein*®) 
8. 25-2918. 23—27 Unveraͤndert. tet 
$. 30 | $. 28 In der erften Beile ift nad) „Gepädes“ 
eingejchaltet: „wobei Die Borzeigung bes 
Fahrbillets verlangt werden fann®). 


$.20—23|$. 18—21 
2 [8.2 


wie die Abſicht it, über den Abgang bes Zuges zu avertiren. Für den Ra: 
fenden it nur ein Signal von Weientlichkeit, nämlıh das Zeichen zum Gin 
Reigen. Diefes fol in marfirter Weile durch zwei unterfchiedene Schläge aul 
die Glocke übereinftimmend auf allen Deutfhen Bahnen gegeben, danchen aber 
die Abfahrt des Zuges durch Läuten angezeigt werden. 

7.) Zu $. 4%. (früher 10). Diefer Zuſatz beraubt darauf, daß da, wc 
ein beflimmter Aufenthalt nidht flattfindet, aud «in Ausrufen der Dauer def 
felben nicht ſtatthaft if. 

75) Die Streihung des Iten, Aten, Sten und fehlten Ablages im 5. 9 
des frühern Entwurfs if in Anmerf. 5. bereits motivirt. 

8) Zu $. BB, (früher 24), Diele neue Faſſurg bezweckt, dur ein ver 
den Verwaltungen, bei welchen die Rauchfreiheit Regel it, an diejenigen, br 
welchen folche die Ausnahme bildet, zu machendes Yugefländrig binfichtlid Per 
— age afle in dieſer ftreitigen Materie die höchſt wünſchenswerthe Ginhei 
erbeizuführen. . J 

9) Zu $. 88. (früher 30). Diefer Zufap iR weimtli und wehl nat 
burdh F erlegen ‚in vet defugniß ermerben Der Nur duch Löfung 

es illets wird die gni egepäd als ſolches Nir 
befoͤrderung aufzugeben. | 8 p ſolches zur 
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Angabe der) Nummer, 
66. des imimeldhe jene 
Sabre 1857|$$. in der 
beichlofjenen ſchließlichen 
Entwurfs. | Redaction 
erhalten 
haben. 


$s.31ı |. 29 Sm Sabe ımter a.. if ftatt: „welches 
verloren, ganz vernichtet oder bejchädigt ift“ 
nur gejagt: „welches verloren oder ganz 
vernichtet ift 20) 4 

Im Sage unter c. iſt ftatt: „nach ber 

Ankunft” gefagt: nah Ablauf der Bü 
tig eitägett bed vom Reiſenden ge 
lößten Billetg“ 0b), 

$. 32 | $. 30 Unverändert, außer daß das Gitat des 
6. 31. berichtigt ift in & 29. und am Ende 
die Worte: „durch Die Gepädezpedition” weg- 
gelaflen find ?2). 

$.33 | $. 31 Bor: „durch Dienftabzeichen” ift einge- 
Ichaltet: „unter dDienftlicher Aufficht ſie— 
ben und“ 12), 

$.34 18. 32 Die zwei erften Saͤtze find ganz wegge: 
fallen und die Worte im dritten Sage: Alle 
nach Ablauf von 6 Monaten nicht nachges 
fragten” find umgeändert in: „Alle nad 
Ablauf von mindeftens 3 Monaten: 
niht nadhgefragten, im örtlihen Be 
zirke der Verwaltung ober in den Was 
gen!®), 








10°) Zu 6. BB, (früher 31). Die frühere Faſſung des Alinea a war 
nit correct, inden das Mähere über Bertretung von Beſ abigungen erſt 
sub b erörtert wird, Alinea a aber blos von den Falle des Abhandenkommens 
oder der Vernichtung eines Gepädilüds handelt. 

10) Diefe Baflung iſt mit NRüdfiht auf die für mehrere Tage gültigen 
Billets gewählt worden. 

11) Zu $. 30. (früher 32). 86 ſchien zwedmäßig, bie Beftimmun 
darüber, wer die am Schluſſe gedachte Beiheinigung auszuftellen habe, einfad 
wegzulafien, da eine übereinftimmende Praxis hierin nicht beſteht, auch eine, 
Nothwendigfeit, gerade die Gepäck-Gxpedition damit zu betrauen, nicht vorliegt. 

12) Zu 8. 84. früher 33). Die vorgefhlagene Faſſung if deshalb ger 
wählt, damit das Wort „verpflichtete nicht zu Mißverfändnifien führe und 
denjenigen Verwaltungen, welche für Hanblungen reſp. Unterlaflungen der Ger 
pädträger nicht haftbar Ion wollen, fein entgegenſtehendes Präjudiz erwachſe. 

13) Zu 6. 38. (früher jr Die Specialitäten, welde im erflen Abjage 
bes $. 34. des frühen Entwurfs enthalten waren, find als unweſentlich ges 
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Angabe der| Nummer, 
F. des imjwelche jene 
Jahre 185788. in der 
beichlofienen|Ihließlichen 
Entwurfs. | Redaction 
erhalten 
haben. 


35 . 83 Rach „Begleiter“ ift zugelegt: „welcher 
s $ ein GabrBittet zu löſen bat“ !*),. 
$. 36 | $. 34 tatt „beförbert” ift gelagt: „Zur Be 
förderung angenommen“ '>)- 





$.37 |. 38. Unverändert. 

$. 38 8§. 36 Nach Aufgebers ift eingefchaltet: oder 
des Empfangberedhtigten '*) und das 
Gitat des $. 37. ift Brit in $. 35. 

$. 39 Iſt gänzlich weggefallen ?°). 

$. 40 8. 37 Unverändert. 

$. 41 . 38 a) Der Anfang des 2ten Saped: „In 
den Fällen — Thieren“ iſt abgeändert in: 


Dagegen .leiitet die Verwaltung für 
bie Thiere in dem Kalle“ ıs), 
db) In dem vorlegten Satze ift nad 

‚vergütet noch beigefügt: infofern nit 

ur SpecialsReglements eine höhere 
MWertb-Declaration zugelafjenift, und 
‚Statt gefunden hat“ ıs), 

$g.42 8. 39 Unverändert. 


— — — — 


ſtrichen worden, zumal eine völlige Uebereinſtimmung unter allen Verwaltungen 
Binfihtlich der Nachfrage ıc. nicht zu erreichen ſteht. 

Ebenſo beichränft die in zweiten Abjag aufgenommene Mobdification ber 
Friſt in keiner Weile die Freiheit derfenigen Verwaltungen, welche feither eine 
ee Präcufivfrift ale 3 Monate geftattet Haben, dieſelbe auch ferner beizu⸗ 

ehalten. 

14) Zu $. 88. (früher 35). Die Ginfhaltung der Worte „weldher ein 
Fahrbillet zu löfen Hat“ fchien zur Vermeidung von Serthlümern und mit Rück⸗ 
ficht auf $. 40. (früher 43) Alinea 3 zweckmaäͤßig. 

15) Zu $. 84. (früher 36). Die Aenderung ift nur eine präciiere Faſſung. 

16) Zu $. 86. (früher 38). Die im erften Sage gemachte Ginfchaltung 
erſchien nöthig, da nicht nothwendig gerade der Aufgeber die zur Geltendmachung 
des Entſchaͤdigungse⸗Anſpruches Iegitimirte Perſon ift. 

17) Der $. 39. des frühern Entwurfs if, als eine Gpecialität enthaltend, 
geftrichen worden, da eine Binigung über biefen Punkt, welchen einzelne Regie 
sungen polizeilicher Verfügung gemacht haben, nicht zu erlangen fein wird. 

18) Zu $. 38. (früher 41). Der jeeite Sap iſt präcier gefaßt werden, 
damit der Gegenſatz zwiſchen ben Entſchaͤdigungs⸗ und ben Richtentigäblgemgs- 
Fällen Flarer hervortrete. ' DR a En 7 54 


Schließliche Rebdaction des A. D. P. - 389 
Angabe der| Nunmer, 


65. des im welche jene 
Jahre 1857|6$6. in der 
beichlofjenen | jchließlichen 
Entwurfs. | Redaction 
erhalten 
haben. 


$. 43 S. 40 a) Statt dererften drei Säße fteht ein 
Satz lautend: Der Transport der Pferde 
erfolgt gegen Vorausbezahblung und 
Löſung von Fahrzetteln“. 

b) Statt des Saped: Zur PVerjendung 
auf den Zwilchenftationen wird empfohlen 
24 Stunden vorher Nachfrage zu halten“ 
ift gejagt: 

Auf die Verſendung von Zwiſchen⸗ 
Stationen ab fann mit Sicherheit nur 
im Falle vorheriger Verſtändigung 
mit dem Stations-Vorſtande gerechnet 
werben. 

Dei der Ankunft am Beſtimmungs— 
orte werden Die Pferde gegen Nüds 
gabe der Fahrzettel ausgeliefert:9), 
§. 44 §. 41 a) Statt der Anfangsworte: „anderes 

Vieh, ale Pferde und Hunde wird” ift ges 
ſagt: Pferde und anderes Vieh werden“ 
b) Sodann ift vor: Beauffichtigungs: 
Perſonal eingejchaltet worten: begleitendeg 
und ftatt Der Worte: Führer von Vieh ift 
gelaat: sübrer von Pferden und ans 
erm Vieh: auch für: auf den betreff. 
Viehwagen in: ıc. 29). 





— — — — — — —— mn 


19) Zu $. 40. (früher 43). Die Faſſung des erſten Satzes iſt mobiflcirt 
mit Rüdfiht darauf, daB auf den Deiterreihiihen Staats-Ciſenbahnen Pferde 
auch ohne Begleiter befördert werden. 

Im zweiten Sage it die richtige Aufeinanderfolge der Worte bergefteflt. 

In Sten Alinea war im frühern Entwurfe dem Publifum eine Nachfrage 
empfohlen. @s ſchien, daB diefe Faſſung in ein Meglement, welches die 
gegenfeitigen Rechte und Pflichten feiiitellen foll, nicht wohl hineinpafle; 
daher die anderweite Medartion des neuen Entwurfs. 

Mebrigens enthielt der frühere F. 43. im Vergleich zu $. 42. und 44. (jept 
39. und 41) eine Lüde binfihtlih der Auslieferung der Pferde, welche im 
neuen $. 40. ausgefüllt worden ift. 

20) Zu $. MR. (früher 44). Die dem erflen Satze gegebene neue Fafſung 
al ‚ dem Mißverſtaͤndniß enigegenzuireten: ale ob der Transport von 
erden in —— ag ‚nich — I t int als ſprach 

m drittießten Gage em e „auf? das Wort „in“ als ſprachri 
——*—* worden. + 
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Regiſter. 


Die Ziffern vor dem Komma bezeichnen die Seite des Band II, di 

er bemfelben die Anmerkungen, bie Zahlen in den Klammer 

Die 65. — A verweift auf das Anlageheft und ift bei demf. in () di 

Anlage-Nummer angegeben. Die mit:* bezeichneten Gitate enthalte 
weitere Ausführungen). 





— 


I. Ueberfidt 
der im II. Theil befprochenen oder benußten, fo wie der aus 
ländifchen Literatur über die Eifenbahntransport-Berhältnifie. 
(Es erſcheint eine ſchließliche Zuſammenſtellung dieſer an fich bürftigen 
Literatur um ſo mehr nothwendig, als dieſelbe während des Druckee 
dieſes Werkes bedeutend zugenommen hat). 


A. Deutſche Literatur. 
Beſchlüſſe des Rhein. Thüring. Berb. 
83,4. . 
Beichorner deutſch. Ciſenbahn⸗R. 
— Beſchraͤnkung d. Haftpflicht durch 
d. Reglemente 38, 5—10; A 312,5. 
— Haftung der Abgangsitation für die 
Anſchlußbahnen 96 fg.; 431, 10. 
— Natur des Gifenbahntransports 
130, 8. 
— Gifenbahn-Eoneeffion 490, 12. 
Beſſel⸗Kühlwetter preuß. Ciſenb.⸗R. 
— 625 d. Preuß. ©. v. h. 1838 
publ. jur. 72, 19. 
— Haftung f. Anſchlußbahnen 96-100. 
— Dauer d. Haftung 212, 22. 
— Bolizei. Reglemente u. allgem. Ber 


flimmungen zur Sicherung f. d 
Betrieb 493, 19. u. öfter. 

Deutiche Gifenbahnftatiftit A 13 fa. 

Fiſcher Preuß. Kaufm. M. über di 
Natur des Bifenbabntransport nad 
Preuß. R. 52, 17. 

Frank d. praktiſche Gifenbahn-Beamtı 
A 13 fg. 

Geſchichte d. Mitteld. Verbandes 83,4. 
u. 6 128 fg. oftmals. 

Goldſchmidt AbhandInngen 420, 6. 
7. 11. 13. 

Kritif d. vorliegenden Werks (Bd. II 
Abth. 1) 407, 3m. 

— über Bültigf. d. Reglem. A 312, 5. 

— überBerbandsverfehr 464,16 u 178. 

472, 36. 
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Heſſe Rechtsverhält. zwiſchen Grundſt⸗ 
Nachbarn 477, 2. 

Knies d. Eiſenbahnen u. d. Wirkung 
483, 3; 487, 8 u. 8a. 

Kompe der D. 9. ©. B. Entw. 
349, 1; 448, *). 

Kunze Lehre von ben Inhaberpapieren 
104, 8. 

Mittermaier im civil. Archiv 477, 1. 

Müller über de recept. act. (3) 19; 
(5) 24, 11; 27, 18; über die Bes 
ſchränkung der Haftpflicht durch die 
Reglements 40, 9. 

— über Haftung für Anfchlußbahnen 
100. 
— Natur 

129, 5. 
Pohls Actiengefellihaften 482, *). 
Renaud in der Fritifchen Ueberſchau 

103, 7 u. 8. 

Reyſcher ü. Verh. zw. Staat u. Bifen- 
bahn 482, *). 28 u. öfter. 

v. Rheden die Gifenbahnen Deutich- 
lands A 13 fg. 

Schulz Tarif⸗Taſchenbuch f. Güter: 

verkehr A 281, 26. 

Unger rechtl. Natur d. Inhaberpapiere 

102, 5 u. 7; 129. 

Bogt in ber deutſch. Bierteljahrsjchr. 

482, *); 496 u. 497, 25. 

v. Weber Schule d. Ciſenbahnweſens 

A 13. 

v. Weber Technik d. Ciſenbahnbetriebs 

158, 4. 

Zachariaͤ Staate-R. 484, 5; 488, 9; 

490. 491, 11. 


bes Gifenbahntransports 


B. Engliſche und amerifanifhe 
Literatur (vgl. Mittermaier im Civil. 
Archiv v. 1858. ©. 412 fg.). 

1. Pierce a troatise on american 
Railway law, Newyork 1857. 


2. Redfield a practical treatise upon 
the law of Railways Boston 1859 
(Preis 10 Thaler). 

3. Shelford on the law of railways 
Vermont. 1855. 2 vol. (Pr. 18 Thlr.) 

4. Smith a selection of leadings 
cases by Clarke, Hare and Wallace 
Philadelphia 1855. vol. I. p.319— 
334. 

5. The monthly law Reporter Boston 
1856 p. 241 fg. 1857 p. 301 fg. 
361 fg. 1858 p. 481 fg. | 

Unter diefen Werfen, von denen 

dem Berfafler die unter 2. 3. und 5. 

genannten vorliegen, zeichnet fi das 

von Redfield durch Inhalt und Form 
befenders aus, und erhält man dort 
aud die weitere Literatur angegeben. 


C. Branzöfifche Literatur (vgl. 
Bd. 1. ©. 14). 

Als neuefle Erzeugniſſe verdienen 
hervorgehoben zu werden: 

1. Annuaire officiel des chemins de 
fer de Coupray Paris 1858. 1859. 
Die beiden mir vorliegenden legten 
Zahrgänge enthalten namentlich viele 
Statuten franz. Babnen und kurze 
Auszüge aus Erf. franz. Gerichte 
höfe das Gifenbahn:R. beireffend. 

2. Pouget: Des droits et des obli- 
gations des divers commissionaires 
Tom. IV. Paris 1858 , insbefondere 
Chapitre IV. p. 263 fg.: Entre- 
prises des compagnies de chemins 
de fer, wo man aud in den Roten 
die ſehr reichhaltige weitere Literatur 
angegeben findet. 


Regiſter. "Welegftellen zu Vand II. 


I. derzeichniß 
der in Theil II ausgezogenen, rip. beſprochenen Belegſtellen. 
A. ' Gefehesfchen. 


1) Des roͤmiſchen Mechts. 
#) Inftitutionen. 
$ 24 J. de üdejussor. (3,20); 51,16. 
b) Digeften. 
6 D. his, qui soi (1, 3): 33, 24, 
7 $3u.4 D. depact. (2,14): 36, 
3 D. de pact.; #145, 7. 
12 — ». caus.(12,7): 221,15; 
7, 26. 


ner 


B2 


755 commod, (13,6): 222, 15. 

exerc. act. (14, 1): 84, 6. 

$ 1 exere. act, (14, 1): 84, 6. 
$ 2 instit. act. (14, 3): 84,6. 

11-13 instit.act. (14,3): 112,21. 

$ 11 depos. (16, 3): 113, 29. 

$ 7 depos, (16, 3): 37. 
depos. (16, 3): 36. 

pr. mandat, (17, 1): 37. 
1.93 u. 4 de peric. et commod. 

(48, 6): 300 u. 301, 18. 

1. 17 de peric. et commod. 295. 

17 pr. D. mau. (4,9): 923, 19,0. 


* 
nun * 
232*8* 


Frerereere 
238 


1.351 — — *24,10u11. 
Löprugti—— 24,11. 
.Tpr — #25, 13u.36. 
Lip. — — 27,18 
u151 — — +3,24. 
1154 — +3,23. 
1.25 $7D. loc. cond. (19, 2): 


21, 3; 25, 14; 210, 12. 
1.158 6 D. loc. cond. (19,2): 25, 15. 
1.954 28, 22. 
12558 — 222, 16. 
1. 21 D. de ro jud. (42, 5): 394, 24. 
1. 114 D. do V. O. (45, 1). 297. 
1.23 D. de reg. jur. (50, 17): * 

23, 8 u. 36. 

1. 162.D. dereg. jur. (50, 17): 33,24. 


c) Goder. 
15 C. de pign. act. (4,24): 28,2% 


2) Preußiſches Recht. 
®) Breuß. Landredt. 
6 u. 7: 50, 11 m. 14 
81: 308. 

: 50, 12. 

74-77: #110, 17. 
256. 257: 393, 23a. 

77-82: 49, 6. 

283: *40. 

4: 85. 

285: 50, 9. 

11 u. 12: 50, 0. 

17: 288. 289. 

61-64: 44, 2. 

85: 50, 9. 

$ 125: 477, 2; dazu Entfgeig. 

Sefepgeb. Commifflon v. g 1783: 
, 5. 

"515 u. 16: 295, 
$ 126: 300. 

$ 206: 51, 15. 
$ 

$ 


nn 


5 


1117111414 


Seo 
ar 


I 


— 58213. 214: 300. 
11 8 $ 851: 310. 
— 51722 fg.: A 302, 
— 88 2452-54: 58-62; A 30. 
4 
55 2458-62: 44 u. 45. 
Algemeine Geritsordnung 34. 1 
it. 10 $ 270 fg.: 425, 20. 


b) Rheiniſches Regt 
(aud) für Baden, Rhein-Baiern und 
Rhein-Hefien). 

@) Code N. civile. 
Art. 6: 55. 
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Art. 22: 85 u. 86. 

1134; 63, 10; A 912, 4. 
1136. 1137: 296, 14. 
1146: 297. 

1152: 66, 12; *297. 
1198: 118, 35. 

1257: 300. 

1313: 308. 

1627. 1628: 58. 
1782—86 : 52, 

1797: 227, 27. 

1928: 58. 

1952—54: 52, 1. 

ß) Code de commerce. 

. 50: 465, 18. 

91: 427, 3. 

„ 98: *54—56; #59; #64; #67; 
438, 22. | 
„ 103: 35, 27; #53; #55. 

132: 310. 


sy 2 3 3 3 32 3 3 3 3 3 3% 
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c) Geſetz vom 3. Nov. 1838, 
6 22: 494, 20. 
$ 23: 493, 19; 425, 20. 
$ 24: 494, 21. 
$ 25: 60 u. 64. 
— Intention d. Geſetzgeb. 69; vgl. 
dazu A 309—312, 
— Abänderung buch Reglemente 
71 fg. 
$ 27—29: 495, 24. 
$ 32: 495, 24; #495, 24 u. 24a. 
$ 33: 495, 24. 
& 36: 495, 23. 


3) Oeſterreichſches Landrerht. 


a) Allgem. bürgerl. Geſetzbuch. 
$ 37: 393, 23a. 

$ 878: 73. 

$ 930: 227, 27. 

$ 902: 310. 

$ 970: 73. 

$ 1016 u. 17: 117, 33. 

$ 1052: 124, 9. 


$ 1151: 73. 

6 1203 (dazu Zeiler): 85. 
$ 1298: 73. 

$ 1304: 288; *296, 

$ 1316 u. 17: 73. 

$ 1409: 296. 

$ 1425: 300. 

g 1450: 307, 7. 


b) 3.D. vom 14. Sept. 1854. 
(Bd. I Anl. IV ©. 205 fg., dgl. 
Regiſter des Bd. I ©. 237). 

$ 9 litt. d. Nr. 3: 493, 18. 
$ 10: 492, 15. 

— litt. a: 498, 28. 

— Jitt, ec: 497, 26, 

— lit. e: 495, 24; 497, 27. 
— lit. g: 495, 24a. 


4) Baierfches Recht. 
a) Codex Bavaricus. 
Th. IV Cap. 1 $ 16 u. 20, fowie 
Kreitmaiers Commentar dazu: 77, 
Th. IV Gap. 8 $ 11: 86. 
— Gap. 15: 308. 
— Cap. 13 $ 10 u. dazu Com⸗ 
mentar 9. Kreitmaier: 76. 


b) Baier. V.O. v. 20° Juni 1855 
(j. die Gitate unter 3. b). 


5) Deutſcher Hanbelsgefeßbuchs- 
Entwurf. 
(Zweite Lefung). 
Bud IM Titel II Art. 249—252 ; 
470, 30. 
— Tit. MI Art. 342—44: 447, 9, 
— Tit. IV Art. 35666: 442 fg. 
(von d. Speditionsgefdhäft). 
— Tit. V Art. 367—394 : 447, 9. 
(von d. Frachtgeſchaͤft). 


Wegifter. Belegſtellen (A. D: G) 


B. Zieteterifche Jeſtiumungen 
ſowie Anordnungen der betreffenden Verwaltungsbehörden. 


1. Den Vereine- und. Verbanb-Verfehr betreffend. 


A. Bes allgem. Vereins deutfcher 

Bahnserwaltungen mit den an dieſe 

nd unmittelbar auſchließenden der 
Verbände, 


$ 8: 370, 7; 409, 5. 

$ 9: 375, *); 379, 39, 

$ 10: 195 fg., insb. 199, 14; 376, 26: 
M. D., W. D.: 196, 4. 


| M. D., O. Th.; W. D. Mein W.. 
1) Statut d. allgem. Deutſch. Vereine 197, 6 u. s. 
II A (XXX Anm.) 327 fg. R. Th.: 198, 9 u.203, 108 ; insb. 


2) Vereins⸗Reglement für den Güter- A. 162 fg. 
Berfehr (A. D.G.) mit den zufäglichen $ 11: 201. 
Beſtimmungen der Bahn: Verbände 0. Th., W. D.: 201, 4 u. 5. 
(vgl. S.177, *%): A (II) 46 fe. $ 12: 365, 1u.*); 367, 8. 9. 10; 
851: 180 fe. 373, 19. 
$ 1 Abf. 2: 430, 9. W. D.: 367, 9. 
$ 1 9b. 2 ®. 3: 382, 4. 8 13: 203 *; 299, 16. 
M. D., R. Th. W. D.: 181,9. — 0. 3: 204%, 
‚M, D.: 431, 9. R. Th.: 204, 14. 
$ 1 Abſ. 4: 376, 29. S 14: 414, 14, 
$ 2: 183. — Ro. 1: 200, 85 298, 10; 294; 
M.D., 0. Th., R..Ih.: 183, 1 382, 4; 414, 14. 
inebef. A 152 fa. 0. Th, R. Th.: 229, 4, 
M. D., W. D.: 184, 4, — Re. 2 u. 3: 220, 10; 236, 4. 
M. D.: 186, 9. — Ro. 3: 220, 10; 222, 16; 229 
S 3: 184 fg.® 4 u. 6; 230, 6-9; 232, 14; 379, 
M. D., 0. Th, R. Th, W. D.: 40; 382, 5. Rechtefall: A (XXVI) 
184, 6. 307 fg. 
O0. Th., R. Th.: 185, 8, — No. 4: 233, 3, 
54: 186 fg. ; ; 253,2; ins6. 186, 10. — Ro. 5.: 232, 1; 236, 4; 236, 
O. Th., R. Th,, w. D.: 187, 12. 4; 255, 6 u. 7. 
$ 5: 188 185 291, 8; 361, 2. — R0.6: 265,1; 270; 14; 371,12. 
MN. D. u. Main Ww.: 189, 5. — Ro. 7: 266, 4. 
M. D., Th., R. Th, V. D: — Ro. 8: 2 266 fg, 5. 6. 9, 11. 
193, 16 ar 17. J 13; 282, 17 u. 18; 390, 13a. 
M. D., R. Th, W. D., Mein W.: — Ro. 9: * 266, 10; ® 274, 1. 2. 
223, 18; aa 2. 3; 280, 4; * 281; 301, 19; 
5 6: 292, 9. * 303, 5; 304 fg.; 418, 4. 
$ 7: 369, 20; A. 281. — No. 10. 303, 4; 390, 13a. 
M. D. zu 57 Ro. 4: A 285, 42; 8 15: 273, 19; * 414, 15; 419, 4. 
286, 45 u. 51. 6 16:* 381, 3a; #382, 6; * 384 ,7. 
R. Th.: A 285, 43 u. 44. M. D. u. W. D.: 382 u. 383, 6 
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3) Entwurf des Bereins⸗Regle⸗ 
ments für den Berfonenver: 
fehbr (A. D. P.): A. (II) 61 fe. 

Vgl. a) Ueberfiht der Aenderungen 
diefes Entwurfs in feiner ſchließ⸗ 
lichen Redaction: A. 383 fg. 

b) ECommifj,-Beriht A. 379 fg. 
(NB. Die Zahl in der Klanmer 
bedeutet die Paragraph-Ziffer bes 
Entwurfs, wonah in dem Werke 
eitirt werden mußte, während vor 
ber Klammer die Paragraph NRums 
mern der fhließl. Reduction fliehen.) 

Einleitung ($ I): * 384, 8. 

$ 2 (4): 163, 31; 356, 1. 

$3 (5): 161, 23d; 
356, 2. 

5 6 (8): * 149, 12. 

99 (11): 163, 28. 

S9 u. 11 (11 u 13): * 152,7 u. 
7a; 369, 3. 

$ 12: * 153, 8; 410, 8. 

$ 12 (14): * 151, 5 u. 161, 24. 

$ 13 (15): * 150, 1. 

& 14 (16): 157, 16 u. 158, 19, 

$ 15 (17): 163, 30; 163, 29. 
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164, 32; 


6 (18): * 155, 13. 
7 (19): 160, 23b u. 162, 26. 
$ 18 (20): 161, 230; 357, 4. 
$ 19 (21): 159, 21 u. 22; 357, 3 
6. 7; 359, 11. 
$ 20 (22): 407, 1. 
& 21 (23): 156, 14. 
$ 22 (24): 161, 25 u.27a; 166, 7a. 
8 23 (25): 359, 9. 
$ 24 (26): 164, 1. 
6 25 (27): 167, 9. 
$ 26 (28): 168, 12; 370, 4. 
$ 27 (29): 165, 4; 218,3; *237,2. 
§ 28 (30): 200, *); 223, 17, 365, 
%) u. 3. 
6 29 (31): * 208, 6 u. 211, 17; 
238, 3; 265, 1; 270, 14; * 289, 
4 u. 290; 302, 1 u. 3; 410, 8 u. 
11; 418, 4. 
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$ 30 (32): 220, 13. 14, 15. 

$ 31 (33): 224, 19. 

$ 34 (36): 171, 7 u. 172, 9. 10; 
370, 6. 

6 35 (37): 170, 4; 367, 7. 

§ 36 (38): 211,18; 219, 55*242, 4 

(39): 173, 12; 249, 6. 

& 37 (40): 174; 177, 9; 209, 75 
360, 1. 

g 38—41 (41—44): 175,6; 219, 6; 
* 246, 20; 253, 21. 

$ 39 (42): 170, 4; 211, 195 29, 
17; 370, 5. 

$ 40 (43): 177, 10; 211,20; 366, 4. 

6 41 (44): 175, 4; 367, 6. 


4) Uebereinfommen v. 7: 1856 uber 
den directen Güterverkehr (zu $ 128 
u. 131); A (XXIX) 322 fg. 

$ 1: 450, 5. 

2: 451, 6. 

5: 450, 5a. 

5: 451, 75 466, 21. 
6: 452, 8. 

7: 433, 11. 

8: 452,9. 

9; 452, 10. 

$ 10: 451, 5 u. 11. 

— No. 2: 454; 455, 19; 466, 21 
M.D.: 455, 18; R. Th.: 454, 15. 

— Ro, 3: 456, 21. 

$ 11: 451, 55 456, 20. 

$ 14: 450, 4. 


5) Beſchl. d. allgem. Vereins v. Y 
1857 Nachnahme betreff. 377, 23. 


B. Statutarifhe Yehimmungen des 
Mitteldertſchen Verbandes. 


I. Vorſchriften für die Beförderung 
von Gütern und Fahrzeugen (M.D.) 
Ginleitung: 468, 26. 

U. Tarif für die Beförderung von 
Fahrzeugen u. Thieren: 171, 7; 
174, 14; A. 219, 4. 
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III. Tarif für die Befoͤrder. v. Perſ. 
und Reiſegepaäͤck. 

Höhere Werthdeclaration des Gepaͤcks: 

A. 277., 18. 

Beſtimmungen über Extrazüge: A. 
280, 25. 

2) Ausſchreiben des Mitteld. Verbandes 
9. 1856. Zulaͤſſigk. d. Aenderung 
‚ber Adreſſe betreff. zu F 103. Anm. 

22 u.$ 104, 25: A. (XXIV) 295. 

3) Defanntmahung des Mitteld. Ver: 

bande betreff. d. Mehrverficherung 
des Gepaͤcks zu 5 79. u. 8 106, Ga; 
$ 107. ©. 387. II. A. (XIX) 226. 
4) Dienflanweifung für die Berbandes 
Badmeifter derdurchgehenden Guͤter⸗ 
züge ꝛe. im Mitteldeutfchen Berbande 
A. 42—45. 

5) Geſchaͤfts⸗MO. d. Abrechnungsbüreaus 
im M. D. 459, 44. 


C. Bes Offrieffch-Chäringer 
Verbandes. 

1) Tarife und Beflimmungen im 
Oſtfrieſ. Thüringiſchen Verbande. 
(0. Th.) 

$ 7: 171,7. 
$ 8: 173, 12. 

2) Inftruction für den Güterverkehr 
im Oſtfrieſtſch⸗Thüringiſchen Gifens 
bahnverbande, FF 10—31. I. A. 
33-41. 


D. Bes Ahein. Chür. Werbands.c 
1) Tarife und Befimmungen für die 
Beförderung von Perſonen, Reiſege⸗ 
pad, Equipagen, Pferde ıc. im 
R. Th. (vgl. ©. 16. No. 3. und 
was den Büterverfehr anlangt — 
das Regifter zum A. D. G.). 
II. Beftimmungen f. die Beförderung 
des Bepäde. $ 3: 219, 4. 
$ 4: 167,9. 8 7: 223, 17. 


II. Cquipagen⸗ u. Pferbetransport. 
$ 3: 241, 1. — 172, 8 u. 387. 
6 7 und 9: 253, 20. 


V. Sahrzeugtransport: 219, 4. 
VI. Biebtranspert: 171, 7. 


2) Statut d. Rhein. Thür. Verbandes 
v. 41858. (zn $ 129 fg): A. 
(XXX) 327 fg. 

S 1: 457;* 458, 1. 


_ 2 458, 2. 
— 3 459, 4 u. 4a. 
5 460, 5. 

6 460, 6, 

_ 7 461, 7. 

— 10-17 462, 9. 

— 19 462, 10. 

— 20 462, 11. 12. 13.14, 


3) Regulativ ü. d. gegenf. Wagenbe⸗ 
nußung im Rhein. Thür., Oſtfr. 
Thür. und Oſtfr. Rhein. Verband 
v. 1856. (3u $129): A. (XXXI.) 
336. 


Auszug: 458, 3. 


E. Bes Weſtdentſchen Verbandes. 


1) Inſtruction des Weſtdeutſchen Ver⸗ 
bandes üb. d. Ausgabe, Verrechnung 
und Controle der Billete ſowie über 
die Behandlung und Verrechnung 
bes Reiſegepäcks ıc. im durchgehenden 
Verkehre. A. 25—28, 


2) Borfchriften und Tarife für bie 
Beförderung v. Gütern, Fahrzeugen 
und Gütern im Weſtdeutſch. Ber: 
bande (vgl. ©. 16. No.5. und was 
ben Güterverkehr anlangt das Regifter 
zum A. D. G. 


@inleitung: 468, 26. 
Fahrzeug und Bieh-Transport: 252, 


20; A. 219, 4. 
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2) Abgebrudte oder beſonders befprochene Beſtimmungen ber Betriebs: 
Reglements ber einzelnen deutſchen Vahnen. 
(Vgl. deren Zufammenflellung ©. 17 und 18). 


Baden $ 29: 257, 11. 
6 32: 167, 9.. 
Bayern. 

1. Serfonen-®epädes Transport. 

— $ 40: 224, 20. 

— $ 85: 170, 4. 

— 8 46: 175, 6, 

Il. Güter-Transport. 

— 8 20: 227, 28. 

— 625. Abi. 2 u. 3: 229, 4. 

VII. Einrichtung weg. Verbringung 
ber Meifenden und bes Bepäds 
von und nad) den Bahnhöfen: A. 
145 fg. 

IX. Ginricdytungen bezüglich bes 
Berbringene und Abholens der 
Frachtgüter nah und von den 
Bahnhöfen: A. 147 fg. 

Berl. Anh. $ 32: 244, 10; * 284, 
285, 4. 
8 42: 250, 12. 
$ 60: 285, 4. 


Frankf. H. $ 23: 218, 3. 
& 33; litt. d: *270 und 
270, 15. 


K, Fr. W. Nordb. L $ 1: 143, 2; 
381, 3a. 
$ 2: 149, 12. 


(Berfonen) II. $ 6: A. 279, 24. 
II. $ 11: 153, 8. 
IN. $ 13: 154, 9a. 


(Gepäck) V. S 5: A. 276, 16. 
$ 6: A. 275, 13. 
& 7: 167, 9. 
$10: 238, 4; 257,12. 
(Fahrzeuge) VII. $ 2: 172, 8. 
— 6 7: 170, 4; u. 
241, 3. 


(Thiere) IX. 6 6:175, 5; #291, 8. 
— $ 10: 170, 4; 
— 511: 246, 18; 252,17. 
—$ 17: 292, 8. 
(Güter) XII. $ 2: 180, 75183, 11. 
— $ 7: 189, 6. 
— $ 8: 374, 23. 
Leipz. D. (Perſonen) $ 17: 159, 23. 
— (Gyuipagen) $ 35: 243, 9. 
— Gieh) S 18: 299, 17. 
$ 40: 252, 18. 
— (Ertrazüge) ©. 37: A. 279, 24. 
— S. 39: A. 278, 22. 


Lüb. Büch. $ 3: 221, 14. 


Hannov. Ginleitg.: 382, 3. 
8 12: 154, 9a. 
$ 39: 243, 6. 
6 46: A. 153, **), 
$ 48: 187, 11 u. 12. 
6 49; 192, 15. 
$ 38: 170, 4. 


Main W. $ 30: 168, 11. 
$ 35: 225, 21. 


Oesterr. Ginleitg. 381, 3a. 
— (Güter) $ 3: 181, 8. 
_ & 5: 192, 15b. 
— & 10: 194, 17. 
— $ 13: 189, 5. 
— (Berl) $ 56: A. 274, 10. 


Öesterr.* Neue Beſtimmungen über 
Haftung und Berfiherung beim 
Sachentransport aufd. K. K. Defterr 
Staatsbahnen (vgl. $ 56,*) S. 205. 
883 ©. 286 fg.): A. (IV.) 74 fg. 
— 68.No.1l. 236, 4*; 285. 286. 

$ 8: 250, 10. 


Preuss. $ 1: 381. 3a, 
$ 4: 183, 1. 


$ 8: 149, 12. 

$ 14: 151, 5a. 

$ 16: 157, 18. 

$ 19: 160, 23a. 

g 23: #214, 5—7. vgl. dazu 
Mifall. Anl. XXXIVb: A. 369. 

8 27: A. 275, 12. 

6 29: 168, 12. 

$ 32. 283. 

$ 37: 174, 7. 

$ 39: #293, 12; 294. 

$ 42: 244, 12; 251, 14; 283. 

$ 46: 195, 2. 

5 47: 427, 2; 431, 9. 

6 50: A. (XXL) 261 fg. 
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$ 51: 189, 6; 191, 10; 19, 
17; abgedrudt A. 306. Vergl. 
dazu Regulativ v. 21. Sept. 1852. 
das Zollweſen betreff. $ 10 u. 16. 
: 362,1. 361, *) 

$ 56: 195, 2: 198, 12. 

& 60 No. 2: 283, 1. 

S 61: 284, 1. 

6 63: 143, 3. 


Sachs. $ 36 (Gepäd): 167, 9. 
— (Gquip.) $ 47: 248, 2. 
Thüring. $. 39 381, 3a.: 244, 10. 


$1: 
$ 61: 284, 3; *386 fg. 


Würtemb. $ 35: 224, 20. 


IV. Erkenntniffe 


der obern deutſchen Seridte 


(NB. Die blos aus andern Werfen citirten Greenntniffe find Gier fo wenig 


angeführt, 


ald (zu IL) die vielen im vorliegenden Theil II. gegebenen 


Gitate aus den Betrichs«-Reglements, fofern diefe nicht beſonders abgedruckt oder 


beiprochen worden find). 


Il. Aachen Handels⸗G. 


II. 


1) v. „4 1858 (u $ 45, 6): 
I. A. (XXVb.) 305. 

Berlin Geh. Ob. Tribunal. 

2) Erf. v. $ 1844: 97; 431, 10, 


3) — 191845: 68, 14. 

4) — 221846: 45. 

5) — 391851 (Berg. Maͤrk. 
@ifend. g. Merfeld und 
Dreyer) 61; A(IX)126fg. 

6) — ** 1852: 375, 25; 
381,3; 398, 32; 400, 36. 
A (XXIlIb.) 291 fo. 

7) 391852 (Rhein. Nahe Bahn 
g. Matthie): 61. 

8) — v. J 1853 (6öln. 
Mindner⸗B. g. Schmitz⸗ 
Freitag und du Fallois) 
65 und 72, 19. 

99 — u *1854: 70, 16. 


10) Erk. v. 1855: 495, 23. 


11) 


12) 


13) 


14) 


15) 


16) 


— v. 11855 (8. zu Coͤln 
g. rhein. Dampfſchiff⸗Ge⸗ 
ſellſchaft): 67. 

— 29 1856. (W. g. Cottb. 
Schwielochſeer-Bahn): 
254, 3; 292; A (XVI.) 
173 fg. 

— 1 1857 (D. g. Rhein. 
Dampfihiff-G.: 67; A 
(X) 140 fg. 

— 4 1857: 405, 10; 
477, 1 und 480, 10; 
(XXXIVa.) 365 fg. 

— +4 1857: 389, 12d; 
A (XXXIVb.) 369 fg. 
— 41838858: (Koln⸗Mindn. 
Ciſenb. ©. g. Reinhold) 
zu $ 11u. 13. noch zu 
eitiren; A(XX VI) 307 fg. 


& 
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VII. Dresden O.A.G. (jowie A.G. 
und Handels⸗G.zu Leipz.) 


17) Erf. v. 33 1858 (Berlin⸗Stettin 
E. ©. g. Aſchenheim) 


47; 377, 32a; 409, 5; 


419, 4; A (XXVa) 
298 fg. 
18) — 71859: 478, 2. 
II. Braufhweig Ob⸗Geticht. 
19) v. '% 1856; 479, 6; abgedr. 
A (XXXlIlla.) 354 fg. - 
IV. Caſſel (8.8. u.) O.A.G. 
20) Grf. v. 2 1855: A 3, 6. 
21) — #1855:A 3, 6. 
2) — % 1855: A 10, 19. 
23) — 1 1856: (dr. W 
Mob. g. Schad) 118, 37. 
1% 1856. (Kurf. Sr. 
W. Nordb. g. Berger): 
378, 38; 425, 22, 
25) O.G. v. 33 57. und O.A.G. 
v. 3 58. (Schudhard g. 
St. A.): (95, 23a); 
(190, 6); 381, 3; 403, 
3; 414, 15 u. 16. 
V. Göln. Rhein Appellat. Gerichte: 
hof (Land. ©.) 


4) — 


26) — 41846 (Zollabfertig.): 
367, 9. 

27) — 491849 (Coln. Mind. 
@. 9. Iongen): 56. 

2383) — 2371853 (Coln. Mind. 
@. g. Langen): 63. 

29) — 43 1855: 94, 23. 


30) Land.G.) v. 2, 1856 (Weiller 
9. Oppenheim): 134,10; 
352, 3. 

41) — 
A (XXVI) 319 fg. 


v1. Cothen: O. L. G. (Haller Juriſt. 


Facultaͤt). 
32) Erk. v. 1848: 217; 261, 9. 
VII. Darmſtadt OAG. 
33) Erf. v.21855 (Hölzer g. 
TaunusB.): 41, 11. 
4 1858: 376, 30; 
405, 10; 415 17 u. 18; 
abgedr. A (XX VII) 313. 


3) — 


22 1857: 437, 21; 


35) Erk. v..%ı 1849: 33; 307; 
414, 16; A (V) 86. 


35) — 1854 (Seuffert VII. 
No. 355): 93, 23. 
37) — 31856: 42; 278,8; 
414,16; A (VII) 107 fg. 
383) — 2, 1856: 425.278, 8 
414, 16: A (VIII) 115g. 
39) — 141857:42;414, 16; 
(Zip. 9, ©) 428, 4; 
A (VI) 92 fg. 
4) — 1857: 477, 2; A 


(XXXlIb.) 346. 
IX. Branffurt Stadt u. Appellat. G. 
(Tübinger Jurift. Facult.) 
41) Erf. v. 16857: 298, 15; A 
(XXd.) 257. 
$ 1858: 213 fg., 1. 
2. 3; 217, 12; 260 fg. 
8. 10. 12; 418, 3; A 
XVIIIb.) 184. 
43) — 1 1858: 218, 3; 
394, 22; 402, 3; 403, 
2; 420, 6; 411, 11; 
A (XVille.) 211. 
1° 1858: 410, 6; A 
(XVIlld.) 226, 
X. Gluͤckſtadt: O.G. 
45) Erf. v. 2? 1852:. 210, 14; 
A (XV) 167 fg. 
11 1856: 280, 5; A 
(XXa.) 231. 
X. Kiel OG. und OAG. 
47) Ert. v. 29 1850: 480, 8; A 
(XXXIIIb.) 357. 
XU. Lübeck OAG. (Hamb. Handels 
®. u. OG. 
2” 1857. (Wolffs u. 
Garpelesg. Berl. Hamb. 
Gifend. (zu 109 u. 110, 


15a. 16; 413, 13. A 
(XXXIVe.) 379 fg- 


2° 1858: 209, 10 u. 
13;275,3; A(XXb) 240. 


2) — 


4) — 


6 — 


48) — 


9) — 
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XI. Magdeburg O. Land. G (Et. 


@. u. App. ©.) 
50) — 2° 1848: 480, 9; 
A (XXXlllc.) 359. 


3) — 100. 151856; (110 
17; 254, 5; A (XVII) 
176. | 

52) — 13 1856: 111, 17. 


XIV. Mannheim D. H. ©. 
53) (Seuffert VIII. No. 52): 80,5. 
54) — 1857: 478,2 u 3. 
A (XXXlla.) 345. 
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55) Erf. v. 1857: 438, 22. 
XV. Münden D. 9. ©. 


56) — 1856: 413, 13. 
575 — 1858: 478, 5. 
58) — 41858: 223, 18; A 


(XXc.) 248. 
XVI. Oberbaier. Mercantil. ©. 
59) Erf. v. 34 1844: 405, 11. 
xvo. Wolfenbüttel O.A.G. 
60) Erf. v. 15 1849: 82, 2u.3; 
100 u. 101; 414, 16; 
abgdr.A(XX1IIa)288fg. 
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Die römifchen LBiffern bedeuten den Banb, bie arabifchen einge 
Elammerten den G, die nicht eingeffammerten die Seite; bie Zahl 
hinter dem Komma die Nummer der Anm. 

Die meiſten Citate ſind um folgende Stichwoͤrter gruppirt: Beamte, 
Benutzung, (zwangsweiſe), Bahnverwaltung, Betriebs-Reglement, Bes 
ſchädigung, Conceſſton, Ciſenbahn, Entſchädigung, Erſatzpfl., Expropriation, 
Transport, Verband. Aus dem Anlageheft ſind nur dann Citate gegeben, 
wenn nicht in dem Werke an den betreff. Stellen auf daſſelbe bereits 
Bezug genommen wurde. 


Abfahrtzeit: Verſäumniß Seitens d. Abholen d. Büter ſ. Aufgabe, Gebuͤhr. 


Reiſenden IL (30) 155. 

— Nichteinhalten ©. d. Bahnver⸗ 
waltung If (31) 156. 

Abfertigungs⸗Poſten II A 285. 

Abfertigung zolls und fieueramtliche II 
363, 4; IE A 269, 

Abfertigung zollamtliche Werfpätung 
II 367, 9. 

Abgaben des Erpropriaten, berüdfiähtigt 
bei Feſtſtellung der Entihäbigung I 
91, 20. 

— von Gryropriaten bezahlte, deren 
Erſatz I 77, 22. 

— der Bahnverwaltung I 162, 10. 

Abgaben Zolle und Steuer: II 363. 

Abhandenkommen ein. Transportgegens 
ſtandes II (59-62) 217 fg. 

— Wann ifl Gepäd oder Gut ale 
abhanden gefommen zu betrachten? 
IE (60) 220. 

— theilweifes IL 270 fg. 

Abgang natürlicher II (62) 230. 


Koh, Eifenbahnen II. 


Abladen gu ebener Erde II 180, 7. 
Ablieferungs⸗Friſten II 201 fg. 
AblieferungssHindernifie II (33) 203. 
Ablieferung unverfehrte, Pflicht des 
Frachtfuͤhrers II 132, 9. 
Ablieferung, unzuläflig vor Zahlung 
d. Frachtpreiſen IT 108, 11; 140, 9a. 
Ablieferung Verpflichtg 4. richtiger u. 
unverjeßrter IE (48 fg.) 200 fg. 
Abrechnungsbüreau IT 459, As. 
Abrechnung der Verbände IT 459; 
475, 10. 
Abrehnungs: Verfahren II 467, 22. 
Abrundung der Fracht II A 285. 
Abſchäͤtzung ſ. Sachverſtänd., Schägung,. 
Abſchluß d. Eiſenb. Transportvertrags 
II (22) 121 fg. 
— — flillfehweigender TI 123. 124. 
Abjchneidung eines Wegs IT 138, 5. 
Abfender deſſen anderw. Beſtimmung 
ü, d. Gut II 375, 25. 
26 
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Abſtemplung II 456, 20. 

Abtretung, gezwungene ſ. Erpropriation. 

— theilweife von Grundfiüden zum 
Zwecke einer Bifenbahns Anlage I 30. 

Ahtretungsverfahren I 108 fg. |. au 
Vorübergehende Benußung. 

Achsbruch |. Brud. 

Actien⸗Bahnen f. conceffionirie. 

Hetiengefellihaft zum Bau u. Betrieb 
einer Gifenbahn I 5. 6. 

— als öfl. und BrivatsKorporation 
II A 2, 3. 

— Nothwendigkeit der Statutenge⸗ 
nehmigung 1 5, 10 u. 11. 

— Berhältniß der Mitglieder vor und 
nad) der Statuten-Beflätigung I 6, 
12. 13. 

aetio aquae pluv. geg. opus publ. 
I (64) 145 Anm. 13 No.3, u. 147. 
Anm. 15 u. 16. 

— 1. Aquil. IE 404, 7; w. ſchlechter 
Bauführung I (64) 14 u. 146, 13 
No. 5. 

— — — 1m. Rörperverleßung I (65) 
151 fg. 

— — — nad Preuß R. I 152, 55 
II A 364. 

— — — Beweislaft I 156, 12; U 
A 207. 

— — — Umfang der Entfhädigung 
1 153, 10. 

— — — Umfang nad Preuß. u. Franz. 
Recht 1153, 11. 

— gegenden Bahnbeamten IL137, 18. 

Actio locati des Transportanten II 136. 

— negatoria I 145 No. 4, 

Kctivlegitimation f. Legitimation. 

Activ⸗Servituten( Grundſtuͤcks⸗Mitüber⸗ 
nahme) I 31, 13. 

Adminiftrativs Behörden, deren Ent⸗ 
fcheidung über die ECinſenb.⸗Conceſſion 
in Baiern und Deflerr. IL 492, 13. 

— f. a. Staatsyerwaltung. 

Adrefiat, Eintritt in das Transport- 
verhältn. II (20%) 107, 11.108, 15.). 


— deſſen Klagredyt IT 110, 16; 413, 13. 

— die Anſchlußbahn als Adreftat IL 
95, 23e. 11 96. 

— |. Nachnahme. 

Adreffant Aflignation II 413, 13. 

— documentum cessionis vel domimä 
II 109, 15. 

Adreſſe, Aenderung derf. II 374. 

— Folgen einer ungenauen auf dem 
Srachtbriefe IE A (XXVa) 305 fg. 

Aenderungen im Betrieb auf ade 
firative Anordnung IL (135) 40. 

— des BWaflerlaufs I 147, 16. 

Aether |. feuergefährlich. 

Aetzende Subflanzen, deren Transyeri 
128, |. a. feuergefährlid. 

Affectionswerth f. pretium. 

Agrippina, Bertrag wit d. Altes 
Kiel. Ciſenb⸗G. IL 234, 2. 

Alkohol |. feuergefährt. 

Anbinden der Thiere II 177, 9. 


Angrenzende Cigenthümer f. Anliege. 


Anbalten, außergewöhnliches auf da 
Bahn II (358) 161. 

Anfauf der Gifenbahnen dur des 
Staat: 1158, 1; II 487,8; 49, 12 

Ankunft auf einer Station II (35) 159. 

Anlage einer Ciſenbahn, Befugnij dazu 
auf eigenem Grund und Bora 1 
©. 2 zum Zwed eines öffentl. Wege 
(Straßen u. Regal) 13 fs. 

Anlage der Bahn, mangelhafte. 

Anlagen beihädigende I 139, 6; 134 fg. 
140, 9; 142 fg. II 477, 2 

Anlagen, Koften der durch Erpropriatien 
nöthig werdenden I 97, 37. 

Anlagen, deren Werth bei Feſtſtellung 
der Entſchaͤdigung berüdfichtigt I M. 

Anliegende Grundftüde ſ. Anlieger. 

Anlieger, die Rechtsverhältnifie d. Bahn⸗ 
Unternehmers zu denfelben I (61) 
134—150. 

— Entihädigung I 136 u. 138. II 
(133) 477—478, 

— Klage auf Entfchädigung 1(63)139. 
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Anlieger⸗Kl., keine auf Schuß im Beſitz I 
(62) 137. 

— Ueberfiht der Conflicte mit ber 
Bahnverwaltung I (61) 134. I 
(133) 477. 478. 

— theilmeife exrproprürte @igenthümer 
ale Anlieger I 138, 5. 
©. a. Abfchneidung eines Wegs; 
act. aq. pluv. arc. actio 1. Aquil,; 
act, negator.; Aenderung d. Wafler- 
Laufs; Bau, beichädigende Anlagen, 
Beſchadi urg der Anlieger, Brand⸗ 
—R——— : cautio damni 
inſeet Dispofitionsbefchränf.; Gin⸗ 
friedigung; Entferntbl. mit Bauten; 
Srderfchütterung; Behler; Fiscus; 
Henimung der Baffage; Keoplenttaub; 
Lärm; qui jure suo utitur; Rille; 
Schaden der Anlieger; Sicherungs, 
maßregeln; Umwege der Anlieger; 
Verſchlechter. d. Lane; Vorarbeiten; 
Waſſerentziehung; Wegegerechtigkeit; 
Zeitverluſt; Zuſchwemm. v. Sand ıc, 

Anmeldung, verfäumte d. Erſah⸗Anſpr. 
IE (85) 302. 

— von Equipagen II 172. 

— vor Deffnung des Gollos II (85) 
302 fg. 

Anmeldungsfrit d. Entihädigungsans 
ſpruchs II 309 fg. 

Annahme der Güter II 182. 

Anfchluß-Bahnen, Haftung der Abs 
gangsftation für dief. II 95 u. 96, 
24 und 24a. fowie 25. 

Anfprud auf fofortiges Weiterreifen 
1I 152, 7. 

Anftellung |. Beamte. 

Antrag auf Abtretung und Fefftellung 
d. Entſchaͤdigung im Grpr.-Berfahren 
I 114. 

Anwendung d. Reglements und collidir. 
Geſetzgeb. II (105 —109) 379 fg. 

— des Specialreglements eod. 382. 

— des Berbandereglements 382. 383. 

— des Bereinereglements 384 u. 385. 

Appellation II (119a) 425; des Gr- 

sipropriaben |. Grprepriation d. Bahn 


Arbeitsunfähigfeit Erſaß II. 259, 6. 

Argliſt der Bahnverwaltung II (86)312. 

Arreſtſtrafe gegen Bahnpolizei⸗Beamte 
IE A 12, 21. 

Arretirung durch Bahnpolizei⸗Veamte 
II A 9, 17. 

Aflefurannz f. Verfiherung. 

Aflignation, Verh. ber Adrefieten II 
413, 13, 

association commerce. en partieipation 
IE 469, 29; 470, 30. 

Aufgabe der Güter II 180 fg. 182. 

— verbotene feuergefährl. Gegenflände 
f. feuergefäßrl. 

Aufgabeſchein bei Defterr. Bahnen II 
194, 16. 

Aufgeber, defl. Begriff IT A 300. 

Aufs und Abladen der Güter auf und 
von den Bifenbahnwagen II 181 fg. 

Aufladen |. Aufgabe. 

Auflöfung d. Verbandes II 463, 14. 

Auffichtsbehoͤrde d. Ciſenbahngeſellſchaft 
ſ. Eiſenbahn-Commiſſariat. 

Auffichtsrecht des Staates I 4, 6. 

Außergewöhnliche Gegenft. II 179, 5; 
IT A 288 f. d. Tariffäge. 

Ausfall der Fahrt |. Zahlung. 

Ausgabe der Güter II 182. 

Ausgang der Güter II A 266. 

Ausladung, nicht thunliche II 374, 

Ausländer ſ. Caution. 

Auslagen d. Spediteurs IL 440, 29. 

— des Erpropriaten I 77, 22. 

— für fleueramtl, Behandl. II 376 31. 

Auslegung des Eifenbahn » Betriebe: 
Reglemente II 145, 7. 

Auslieferung |. Rüdlieferung. 

Ausſchließung gewiſſer Perſonen von 
ber Mit⸗ oder Weiterreiſe II (26) 
150. 151. (89) 359. 

Ausfteigen ehe d. Zug ſtill lebt 11357, 3. 

— am Ziele der Beife II 160, 235. 

Austritt f. Verband. 

Auswahl f. culpa in eligendo, 

Auswanderer, Bahrpreife UA 274,11. 
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Autonomie der Bahnverwaltungen in 
Abänderung der gefehl. Beſtimm. 
über d. Transportrechteverhältn. II 
(7) 35 fg.5 (9) 49 fg; (11) 54; 
(15) 75; (17) 77. IT A 311. 

— v. Frachtführers durch d. deuftſch. 
H.G. B. Entw. ausgeſchl. II 329 fg. 

Aviſirung d. Güter IE (51) 201 fg. 

Bahn f. Bifenbahn. 

— Beamte |. Beamte. 

Bahngeld in Preußen II 495, 24. 

Bahnhofsrestant-Büter II 203, 10; 
370, 78. 

Bahnhofs: Vorftand deſſ. FunctionlIA25. 

Bahn-Körper I 135; 159, 3. 

— stinie, Feſtſtellung derſ. I 6. 

— ⸗Polizei II 493, 19 u. 22; IT A 
9. 10. 

BahnpolizeisBeamter: Angabe, welche 
Beamten zu bdenfelben gehören II 
A 9, 17. 

— Bereidigimg derfelb. ibidem. 

— Dienftabzeichen „n 

— ArretirungeBefugnig „ „ 

— Verf. Bei d. Arretir. 

— in wieweit find fle 
öffentliche Diener 

— cb zur Entrichtung 
ftädt. Abgaben verpfl. „ „ 

— Gompetenz » Conflict ibid. 10, 18. 
No. 2. 

— beneflciam competentiae ibid. 10. 
19. No. 2, 

— Beleidigung befielden im Dienſt 
ibid. 11, 19. No. 83. 

Bahnpolizei-Reglements II A. 9. 10. 

Bahnübergang, deſſen Inſtandhalten 

480, 7. 


9,18. 


' 

— — Verſchluß II 479, 6. 

Bahn⸗Verwaltung⸗Actiengeſellſch. bzw. 
fiscus II 406, 3a. 

Bahrverwaltung ber Beftimmungftation 
Paffivlegitimation II 414. 415. 

— grobes Verſchulden derſelben II 
(86) 310. 
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Bahnverwaltung, Haftung für ihre Bes 
amte II 421, 14. 

— |. a. Baflivlegitimation, Spediteur 
479, 5; 480, 10. 

Bahnverwaltungen, deren Leiſtungen an 
Staat und Transportat II 450, 5 

— ihr Berhältnig untereinander II 
(126—134) 448 fg. 

— als Bereinsglieder TI (128) 450 fg. 

— als Mitgl. d. Berbände II (129) 
457 fg. 

— zu außerdeutſchen Bahnen TI (132) 
473 fg. 

Bannberechtigte, deren Eutſchaͤdigung 
bei Erpropriationen I 103. 

Barriere |. Bahnübergang. 

Bau der Bahnen. Haftung 1151 fg. 

Bauten, befchädigende I 134 fg. f.a- 
Anlagen. 

Bauten aufdem erpropriirten Grundſtück 
nah publicirtem GErpr. Antrage I 
95, 15. 

Bauunternehmer ſ. Eifenbahnuntern. 

Baumerf, Haft für Ginfturz dem 
Transportaten II 278. 

Beamte der Privat: und Gtaatsbahnes 
II 4. 

— Anftellungderf. II4,4;A8,14; 12,21. 

— Beihädigung derſ. im Dienſte II 
480, 9. 

— Betätigung derjelb. II 494, 22. 

— Gontrahenten für die Bahnver⸗ 
waltung II 113, 23a. 

— Dienftinftruction II 142 fg. 

— Dienfivergeben 11 A 12, 23, 

— Dienitverhältnig II A 8, 14. 

— Entlaffung ohne Kündigung II A 
12, 22. 

— SBunctionen der @inzelnen 

bei Berfonentransport II A 13— 28, 

bei Qutertransport eod. 28—45. 

— Haftpflicht derfelb. geg. die Bahn: 
verwaltung II 114, 24. 

geg. den Transportaten II 

115, 26; II 137, 18. 
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Beamte, öffentl. Diener e0d. 8,15 u. 18. 

— in wie weit burd ihre Handlungen 
Rechte und Pflichten der Bahnvers 
waltung entiiehen II 118. 

— Drdnungsitrafen II A 12, 22. 

— Pflicht zu ſtädtiſchen Abgaben eod, 
9, 18. 

— Unterſtützungs⸗ und Penſionskaſſe 
eod. 11, 20. 

— unzuläffige Wiederanftellung II A 
12, 21. 

— Berhältnig zu den Meifenden ıll 
163, 31. 

— Berflagte II 411, 11. 

— Borfchriften für diefelben hinfichtlich 
Sicherung des Betriebs II 493, 19. 

Beauffihtigung d. Bahn II 313. 

Bededung, mangelhafte der Wagen 
II 278, 8. 

Beförderung ſ. Transport. 

Beförderungs-Borfchrift der Verbände 
11 383, 6a. 

Befrachter |. Transportat. 

Befugniß zur Erbauung einer Eiſenb. 
11 


Begleiter bei Cquipagen⸗ und Thiers 
Transport II 173, 11; 175, 4. 
Begleitpapiere IT A 39. 
Begleitfcheine, zollamtliche II A 263 fg. 
Beifpiele, practiiche zu der Frage über 
die privatrechtlihe Natur der Gr: 
propriation I 36. 37. 
— die Anwendung des Reglements 
betreffend II (109) 386 fg. 
Belegen eines Plages II 162, 26. 
Beleidigungen |. Beamte. 
Benachrichtigung des Abfenders bei 


Stellung des Guts 3. Dispofition ‘ 


II 298, 15. 
beneficium competentiae der Bahn⸗ 
polizeibeamten IE A 10, 19. 
Benutzung, zwangsw. vorübergehende 
fremden Eigenthums I (60) 129 fg. 
— Folgen der Veraͤnderung in der 
Subſtanz I 132. 


Benutzung, rechtliche Natur derjelben 
I (60) 130. 

— Umfang des Rechts I 132, 11. 

— — der Entihädigung 1 (60) 131. 

— Beriodifche Auszahlung derf. ibid. 

— Berfahren (Erpropr. Beichl.) 1133. 

— Zweck derfelben I 130, 3. 

Berichtigung der im Erpr. Verfahren 
vorläufig feſtgeſtellten Entſchaͤdigung 
II (59) 123—129. 

Berufung II (1192) 425. a. Rechtsmittel 

Beſchaͤdigung, der Anlieger durch den Be⸗ 
trieb I(61) 134 fg. II (133) 476 fg. 

— eines Haufes II 477, 2. 

— an zum Transport anvertrauten 
Berfonen II 213 - 217. 257263. 

— — — — übernommenemfiifegep. 
IL 236—240 fg. 26473. 

— — — — — Gutern II 236. 247fg. 
253—257. 264— 273. 

— — — — — CEquipagen u. Wagen. 
11 240 fg. 248 fa. 264 fg. 

— — — — — Thieren II 244 fg. 
250 fg. 

Beichädigung an Perfonen od. Sadıen, 
welche nicht dur die Bijenbahn 
transportirt werden; durch den Bahn⸗ 
Bau I 151 fo. 

— bei dem Betriebe II (133) 476 fg. 

— nad preuß R. II 480, 10 u. 11. 

— des Bahnbeamten im Dienfte 1 
480, 9. 

— des Meifenden durch Mitreifende 
II 282. 

— durch Staatsbahnen II 80,5 u. 
134, 10. 

— äußerlihe der Güter II 436, 18. 

Beicheinig. über Güteraufgabe II 193. 

Beſitz⸗Anſprüche ſ. Cigenthums-Anfpr. 

— s@inweifung bei CExpropriationen 
1 76, 19. 

— süebergabe bei Grpropriationen I 
©. 72—76. 

Beſitzübergang, erpropriirter Sachen, 
ſ. Cigenthums⸗Uebergang. 


6 
Beigüberlafjung vorläufige I 73. 


Beſteuerung conceflionirter Ciſenbahnen 
1 (68) 161 fg. 

Beſtimmung, anderweite üb. d. But 

. 1375, 25. II A (XXIV) 295 fg. 

Beltimmungsort |. Adrefie. 

Betrieb der Rifenbahnen. Ueberſicht 
der aus demſ. entlichenden Rechts⸗ 
verhält. II 1 fg. ſ. a. Eifenb.-Betr. 

— gemeinfamer auf einer Bahn II 
397, 32. 

Betriebs: Director (Infpector) IL A 5, 8. 

— — deflen Bunctionen eod, 14. 15. 

Betriebs-Reglement der deutſch. Bahnen 
II (2) 7 16. 17. 

— — der Berbände II (2) 15 fg. 

— — des allgem. deutſchen Vereins 
II 15. 

— — insbeſ. A. D. P. II 149, 13. 

— — der Oeſterr. Etaatsbahnen II 
(2)18 |. a. Berichtigungen S. XXXI. 

— — der preuß. Staats Bahnen II 
18; II 149, 13, 

— — Anwendung der verfchiedenen II 
(105—109) neuer Berbände 379 fg. 

— — Auslegung II 145. 

— — deren rechtl. Bedeutung II (24) 
142 fg, 1. 

— — Genehmigung der Staatsgewalt 
gehört zur Gültigkeit derj. IL 495, 
24a und 246. 

— — Abänderung derf. II 495, 25. 

— — in wie weit durch biefelben bie 
geſetzliche Haftpflicht beſchraͤnkt werden 
fann ſ. Autonomie. 

Befipeinweifung f. Erpropriation. 

Betrug, gefpielt dem erpedirenden Bes 
amten, von wen zu tragen II 115,25. 

Betrunfene, deren Zurüdweifung von 
der Mits und Weiterreife II 159, 21. 

Deweis des Werthes bei Erpropriat. 
I 116. 

— bei Schadenserjagft. II (117. 118) 
417 fg. 

— der Ginseden II 423, 17. 
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Beweislaſt bei dem recepium ll 27 - 29. 
— bei der locat. cond. II 28 
Anm. 23, 

— — bem Transportvertrag nad Pr. 
2. R. 1 51, 17. 

— Tegelmäßige II (117) 417 fg. im 
den Ausnamefüllen II (118) 421. 

Beweismittel II (119) 422 fg. 

— der Bahnverwaltung II (119) 425. 

Bezeichnung d. Golli II A 34. 

Billet durchgehende II 384, 6. 

— 5. Mitteld. u. Weſtd. Berbande II 
384, 6. 

— Fahren ohne Billet U (33) 157. 
auf den Preuß. Bahnen 157, 18. 

— Reviſion II (32) 156, 

— Derbandes II 384, 6. 

— Derlieren od. Berlegen befl. 11158, 
— Wiederfinden, Rüdforderung des 
Doppelt:Gezahlten II 158, 20m. 

— Berfauf II 163. 

Billeteur als Gontrahent für die Bahn⸗ 
verwaltung II 101, 2. 

— del. Functionen IE A 20, 8. 

Brandfhaden durch den Betrieb U 
478, 5. 

— des Transportaten II (64-68) 
234 fg. 

Bremfen, nicht gehörige II 277, d; 
IL A 24, 11. 

Briefe der Bahnverwaltg. ſ. Bortofr. 

Bruch (der Achſe, Radbandage ꝛc.) Haft 
ber Bahnverwaltung dafür Il 279. 
280 —283, 1. 

Brunnen, Perfiegung berfelben durch 
den Gifenbahnbau ıc. 1 147,148, 16. 

Gafjation II 425, 23. 

*cautio damni infecti als Mecht des 
Anliegere I (64) 144, u. 145, 13. 
II (125) 477, 2. 

Gaution, bei der Erpropriation 1100, 9. 

— ber Bahnverwaltung bei vorüber 
gehender Benugung fremden Gigen- 
thums I 129, 2. 

— bei der Ausantw. d. @ep. 11200, 1. 
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Gaution wegen ber Proceßkoſten II A 
211 fg. 

Chemiſche Präparate ſ. feuergefährliche 

Geffion ſ. Adreflat. 

Gigarren-Verpadung II 187, 12. 

Claſſe I bei Bütertransport II A 282, 
283, 35. 

Glaffe Ilbei@ütertransport eod.283, 36, 

Glaffification d. Güter |. Butertransport. 

Code Napoleon deſſ. Sinfluß auf d. 
deutfch. Expropr. Geſetzgeb. I 33. 

Gollifion der Geſetze II (108) 389. 

Commerzielle Natur der Gifenbahns 

Gommifjare ſ. Eifenbahn-Gommiljare. 
unternehmung ſ. Cijenbahnunters 
nebmung. 

Communal⸗Abgaben der Bahnbeam⸗ 
ten ſ. Beamte. 

— Laſten, Beitragspflicht der Eiſen⸗ 
bahnen zu ſolchen J 164, 13. 

— Steuer der Ciſenbahn⸗Geſellſchaften 
1 163, 12. 

Gompetenz s Berhältniffe im Erxpro⸗ 
priatione- Verfahren I 111. 112; 
Ueberfiht derf. 113. 

Goncefion zum Bau und Betriebe 
einer Ciſenbahn I 4 u. 55 8 u.9; 
II 496, 28. 

— Daver und Erloſchen derf. I (66) 
158, 2. Endtermin II 490, 12. 
— Griheilung zur Ciſenb.⸗Anlage I 4. 
— als wohlerworbnes Recht 11489, 11. 

— Aenderungen II (135) X, 39. 

— erceptionelles AR. (jus exclusivum) 
in wie weit? 1 5, 9; 11.(136) 500. 

— in Gngland I 4, 8; 11. 498, 28. 

— öffent. R. II. 489, 11. 

— Aufhebung derf. II 489, 11. 

— Berbältn. zu den Eiſenbahn⸗Geſ. 
II 493, 17. 

— Berwirfung I 158, 2. 
Gonceffionirte,@ifenbahnen, deren Vers 
bältn. zum Staat I 160—163. 

— deren Berhältnig zur @emeinde I 
162 fg. 


Goneefflonirumg ber Privatbahnen TI 
486, & 

Goncurrenzbetrieb auf @ifenbahnen in 
Preußen II 495, 24. 

Gonfiscation bei Uebertretung von Zoll⸗ 
gefepen II 139, 7. 

GontumazialsVerfahren bei Erpro⸗ 
priationen im Entſchaͤdigungs⸗Ver⸗ 
fahren I 120, 

culpa in eligendo II (86) 312 fg. 
421, 14. 

— der Bahnverwaltung hinf. der An⸗ 
ſchlußbahn II 434. 

— der Bahnverwaltung hin. ber Gepaͤck⸗ 
träger II 224. 

— des Spebiteurs II 439, 27 u. 28. 

culpa lata der Bahnverwaltung MI 
(86) 312. 314. 

culpa levis als Gntſchaͤdigungsgrund 
11 (86) 316. 317. 

— der Bahnverwaltung II 273-312, 

— des Beichädigten II 288-301. 

Gonftruction, fehlerhafte des Bahnbaus 
Il 280, 10. 

Gontrahent bei @ifenbahntransport, der 
Betriebsinhaber II 406, 3°. 

Gonventionalftrafe bei unrichtiger Des 
ration Il 193, 16. II (93) 361, 2. 

— die Nachnahme des 2ten Billets 
IE 158, 22. 

Goups befondere für Kranfe ıc. U 
150, 2. 

— im Boraus belegen II 151. 

Damen in ein Coupe IL 161. 

damnum emergens |. Schaden, Be: 
ſchaäͤdigung. 

damnum ſatale ſ. unabwendbare. 

Danpfe Dfeie, Zeichen zum Binfleigen 
II 161 

Dampfteffel, Springen II 278. 

Derlaration , falfhe IT (93) 360 fg. 

— faliche des Gewichts II (84a) 301. 

— d. 9. Transport augeſchloſſenen 
Begenflände II 184, 5. 

— zu niedrige II 193, 16. 


\ 


Decdaration als Cilfracht |. Cilfracht. 
— ungenaue II A 286, 49 u. 50. 
Defecte |. Gewichtsdefecte. 
Deformität II 260, 7. 
Demolirung der Eiſenbahn ſ. Ciſenb. 
Depoſition der Entſchaͤdigung im Grpr.- 
Verfahren I 100, 9; 103, 6; 106 
Diebſtahl, Haftpflicht dafür II 26, 17; 
277, 6. 


— Hafpfigt beichräntt II 283. 


Dienftdarkeit, deren Gonftituirung zum 
Zweck einer Gifenbahn-Anlage I 30. 

Dienft:Iuftruction |. Beamte und In⸗ 
firuction. 

Dienftperfonal ſ. Beamte. 

Dienfivergehen f. Beamte. 

Differenzen der Verwaltungen unters 
einander II 456, 21. 

Dinglih Berechtigte, deren Entichär 
digung bei ber Erpropriation I 99 
fg. 103. 

Dinglihe Rechte auf Gifenbahnen, 
beren Gonftituirung I 161 Bei. 
Not. 8. 

Directer Perſonen⸗ und Gepaͤckverkehr 
SInftruction des Perſonals II A 
25 fg. 

Directer Verkehr Begriff II 1, 2; 
8, 3. 

— Hinfihtlih einzelner Transports 
Gattungen II 1, 2; (19b) 92, 20a. 

— Vereins⸗ und Berbands:Berfehr II 
81 fg. u. 88 fg. 

Direction der Giſenbahngeſellſchaft ſ. 
Directorium. 

— der Berbände II 459, 4. 

Directorium (Direction) IT A 1—4. 

— Mandatar der Actionäre eod. 3.4. 

— öffentl. Behörden eod. 3, 5. 

— deſſen Wahl eod. 6, 10. 

— Dertreter der Aectiengefellfchaft 
bw. des Staats 314, 2 u. 3; 
406, 3a. 

— Verhältnig zum Berwaltungsrath 
I A 7, 12. 
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Direciorium Recht zur Anſtellung der 
Beamten II A 12, 21—23. 

— Gidesleiftung II 425, 20. 

Dispofition Stellen zur, des Berfenders 
II 298, 15; A (XXd) 257 fg. 

— sBeihränktung Entſchaͤdigung bafır 
1 139, 5. 

— Mecht bei Srpropriationen dem 
Gigenthümer entzogen I (33) 74; 
75, 15. 

— vorübergehende zwangsweiſe Be 
nußung I (60) 132. 

Disciplin über Bahnpolizei⸗Beamte f. 
Bahn. Polizei⸗B. 

Dolus bei der Erpropriation 195, 33. 

Domicil d. deutſch. Bahnverm. 19 f5; 
403, 1. 

Edmonſon'ſche Billetſyſtem IT A 21,8, 

Gidesleiftung im Proceſſe d. Directionss 
Mitglieder der Eiſenbahngeſellſchaft 
II 424. 425, 20 

Cigenthum der Eiſenbahnen Uebergang 
berfelben auf den Staat I 158. 

— Entihädigung dafür I 158, 2; II 
4% 11 u. 12. 

— sAnfprüde Grproprürter geben, 
wenn fie nicht im GErpr.»Berfahren 
geltend gemacht werden, verloren 
I 83, 7. 

— :Befip iſt vom @rpropriaten der 
Entihädigung beanſprucht nachzu⸗ 
weiſen I 85. 

— s@ntziehung ſ. Srpropriation. 

— sliebergang dur Erpropr. I 72. 

— ob Auflaffung nöthig I 75. 

Gigenthümer, defien Entfcyädigung bei 
GErpropriation I 89 fg. 

— dei Staatsbahnen I (66) 159. 

— bei concefl. Bahnen 1 (67) 160f4. 

Eilfracht II (46) 179; 95 fg. 

— Beförderung mit — 
195, 2. 

— Vahaliniß qur 
276, 17. ; 

— us gewößnl. Grade 
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Eilgut |. VFilfracht. 

Eilzug ſ. Schnellzug. 

Ginfriedigung ungenügende I 153, 8. 

@inheitsfäße der Tarife H A 273, 6. 

Ginreden im Grpt.-Berfahren I 115. 

@inreden der Bahnverwaltung dei Scha- 
denserfaßflagen des Transportaten 

"11 420 fg: 

Ginroften Erjagpfliht IE 317. 

Ginfteigen nach der Abfahrt 11357, 5. 

Binweifung gerichtliche gegen proviſor. 
Feſtſtellung der Entfhädigung I 64. 

Gifenbahnen, öffentl. Transportanftalten 
II 124 und 125, 1. 

— politifche und volfswirtäfchaftliche 

Bedeutung derf. II 483, 3, 

— concefl. } (67) 166. 

— conteffionirte Aufhoͤren dinglicher 
Rechte an denf. I 161. 

— Gonftituirung neuer dingl. Rechte 
an denf. I 161, 8. 

— fäuflide Grweiterung Seitens bes 
Staats I 158, 2. 

— Preußens unter Verwaltung des 
Staats II 7, 1. 

— Deutſchlands gefchichtliche Notizen 
II 5, 1 u. 2. 

— Benennung derſ. II 9 fg. 

— :Bau Ueberfiht der Nechtsverhältn. 
welche in Beziehung auf denf. vors 
kommen 11. ' 

— durch den Staat I 4. 

— factifche Verwendung von Grund⸗ 
eigentfum zu demf. I 78. 

— Beamte ſ. Beamte. 

— Betrieb Hauptelemente deſſelben 
II 5, 7. 

— lieberficht der Rechtsverhaͤltn. des 
Betriebs IT (1) 1. 

— Verhältniß zur Etaatsgewalt u 

- 482 fg.; 490, 33. 

— commercielle Natur derf. (ob Pri⸗ 
vatgewerbe) II 491, 13. 

— ⸗Direction Organ des Staats ober 
der Actiengeſellſchaft II 3, 1. 


Eiſenbahn⸗Direction bei Staatsbahnen 

- Staatöbehörde IE A 2 f. a. Direc⸗ 
torium. 

— s@infünfte von Staatebahnen ſind 
Staatsgut I 159. 

— s@röffnung II 494, 20. 

— Frachtbrief IT (45) 188 fg. 190, 9. 
ſ. a. Frachtbrief. 

— -Geſellſchaft d. Rechte u. Pflichten 
in Beziehung auf Betrieb IT (135) 
492 fg. f. a. Actien-Geſellſchaften. 

— »Beſetze ale fubfidiäree Recht 
für die Gifenbahn =» Eoneeffionen II 
493, 17. 

— :Örundflüde I 161. 162, 10. 

— sHoheit |. Ciſenbahn⸗Regal. 

— sBerfonal f. Beamte. 

— sMegal s. str. oder Hoheitsreht? I 
3 u. 4, 3-6; I 34, 3—7; I 157 
fg. II 487. 488, 9. 

— ⸗Reglements |. Betriebe-Reglem. 

— sfeifende f. Reifende. 

— slebertretungen (Gontraventionen) 
II 9, 17. 

— «Etatut Erforderniß der Beſtaͤtigung 
deſſ. 15, 11. 

— Inhalt derf. II 142. ſ. a. Statuten. 

— sTransport über mehr. Bahnen II 
(19—19e) 81-101. 

— im direct. Verkehre innerhalb eines 
Berbandes II (19a)R1 fg. 

— im direct. Bereinsverfehr II (196) 
86 fg. 

— über die Grenzen des allgem. 
deutihen Vereins II 87—91. 

— sZtansportvertrag |. Transportvertr. 


— Rechtl. Entfcheidungsquellen und 
Literatur U 5; 19. 

— Rechtl. Natur im Allgemeinen TI 
(4-19) 20 fg. 

— nad gem. R. locat. cond. operis 
II (5) 21, 3; IL A 181. 

— ob allein locat. cond. oder zugleich 
receptum? II (5) 21 fg. 

26 * 
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GifmbahnsTransportverirag Stimmen 
und Gründe für u. gegen II 30 fg. 

— der Praris II 34, 26. 

— Anfiht von Sintnis Meyider, 
Unger II 127 fg. 

— — finde II 505, 1. 

— fen deutſchrechtlicher Dertrag II 
34, 27 f. a. Handelögefegb.-Entw. 

— nach preußifhen Recht I1 43-51; 
69 fg. 

— Code Napoleon II 52—69. 

— öfterreih. R. II 73—75. 

— Baieriſch. RM. II 76—78. 

— Württemberg. R. II 78—80. 

— Badiſchem MR. II 80. 

— Abflug II 395, 28. 

— sGrfüllung II 399, 34; 400. 

— sSubjecte deſſelb. II 101 fg. 

— storm deſſ. II 119. 

— sGingehung II 112. 

— Perfection deſſ. II 121 fg- 

— Berpflihtungen der Gontrahenten 
im Allgem. II (23) 124 fg. 

— nach Inhalt der Reglements II 
(24- 86) 142—317; (87104) 
355— 375. 

— s&tatiftif deutſche IT A 13. 

— sünglüdefälle Statift. II 216, 8. 

— sUnternehmer deſſen Verpflichtung 
zumSchadenserjag ſ. Entſchaͤdigungs⸗ 
pflicht der Bahnverwaltung. 

— Verbände |. Verbaͤnde. 

— »Verein allgem. deutſcher II 9 fg.; 
f.- a. Vereine. 


— ‚Berwaltung als Frachtführer 1182. 

— als eigentlicher Contrahent bei dem 
Ciſenb.⸗Transport⸗Vertrag IL (20 u. 
206) 101. 112 fg. 

— Haftpfliht für die exrpedirenden 
Beamten II 116 fg. 

— nad Oeſterr. u. Preuß. R. II116. 

— für ihre Beamten überhaupt II 
133 u. 134, 11. 

— bei Staatebahnen II 134, 10. 


SarhrWegiiter. 


Eifenbahn-Verwaltung Drgantfation 
def. TA. 

— Magen darin zurüdgelafi. Gegenſt. 
II 16% 5; 

— deren Beförderung II 174, 14. 

— gegenfeitige Benupung berfelben 
II 458, 1—3, 

Endſtation Haftpflicht derf. IL 415,16. 

GEntferntbleiden mit Vauten von dem 
Gifenbaßntörper I 143, 12 lit. d. 

Entſchädigung bei der Erpropriation 
(f. d. Ueberficht im fpeciellen Inbalts⸗ 
vergeichnig zu Bd. 1 ©. XU u 
x). 

— leitende Brincipien I 83. 

— ob deren Feſtſtellung ein essentiale 
der Srpropriatien I 30 fg. 

— proviſoriſche Feſtnellung deri. 162 

— ob auch der fartiſche Beũtzer ſolche 
verlangen koͤnne J 84. 

— volle Entſchaͤdigung I 86. 

— befondere Entſch. d. Gigenthũmers 
als vollen Nutzungsberechtigten 189. 

— defi. für Barcellen I 96; 115,5 

— des Hypothekarglaͤubigers I 99. 

— des Servitut-Berechtigten I 101. 

— Bannberechtigter I 103, 9. 

— Zeitpächter und Miether I 104. 

— Leiſtung 1 105 fg. 

— bei vorübergebender Benupung 
fremden G@igentbums I 131. 

— der Anlieger 1 136 —139. 

— nad Preuß. R. I 137, 4 

— der Actionäre bei Beichränfung 
ihrer Ginnabmen I 162, 9. 

— d. Bahnverwalt. II (135) 502, 40. 

— — her Aufhebung der Goncefflon 
II 490, 11 u. 12. 

— Anordnung von Nachtzügen II 
494, 23, 

— ⸗Pflicht der Bahnverwaltung bei 
BerlonensTransp. |. Schadenserfag. 

— der Neifenden bei verfpäteter oder 
unterbrocdener Fahrt II 156. 

— Bei ausgefall. Zügen U 371 fg. 


Sac-Regifter. a1 


Entſchaͤrigung Umfang ber]. bei Koͤr⸗ 
perverlegungen II (76) 257. 

— bei SadensTrangport II 7-81) 
264 fo. 

— Maßſtab derf. UI (78) 265 fo. 

Entſchaͤdignngsklage der Bahnverwal⸗ 
tung gegen den Poſtſiseus II 494, 23. 

Entſchaͤdigungspflicht bei Ciſenbahn⸗ 

Transport, Wegfallen derſ. II (72) 
273 fg. 

GntfhädigungssTare für Yenfter II 
559, 11. 

Entihädigungs-Verfahren bei Grpro: 
priationen I 111—123. 

Entfcheidungsquellen, rechtliche binfihtt. 
des Bahnbetriebs II (2) 5 fg- 

Equipagen⸗Transport I 148.169--174 
J. a. Lagergeld, Tarifjäpe. 

Erbleihberechtigte und Erbpächter, deren 
Entfhädigung bei Erpropriation 1. 
103, 

Gröbeben |. unabwendbares Greigniß. 

Erd⸗ und Lufterjchütterung I 142, 12 
lit. b. I 477, 1 u. 2. 

Greigniß f. unabmwendbare®. 

Erfüllungsort bei Eiſenbahntransport 
TI 400. 

— Bei loc. conductio II 394, 24; 
395, 29. 

— bei Kauf II 400, 34. 

GEreenntnig über die Abtretung und 
Entfhädigung im Erpr. Verfahren 
1 120 fg. 

— bildet die Form der Erpropriatien 
153 fg. 

— macht die Erpropriation perfect 
1 62. 

— bdefien Bollziefung I 122. 

Erneuerungsfond f. Privateifenbahnen 
1I 494, 21. 

Eröffnung d. Eifenbahn, Genehmigung 
dazu II 494, 20. 

Grfagpfliht für Beihädigung und 
Verlufte beim Bifenbahn: Transport | 
(j. auch Haftung) II 206, 3. 


Erſatzyflicht Dauer derf. II (57) 208. 

— bei Berfonentransport IT (58) 213. 

— für Sepädträger II 224 fg. 

— bei Sachen⸗ (Gepaͤck⸗Güter⸗ ıc.) 
Transport II (59 fg.) 217 fi. 

— bei Abhandenfommen eines ganzen 
Collo II (59) 217. 

— bei Beihädigungen und Vernich⸗ 
tungen II (63). 

— bei Gewichtsdefecten II (62) 218, 

— bei Belhädigungen am bloßen In⸗ 
halte IL (63) 232. 

— hei Außerlih erkennbaren Beſchaͤ⸗ 
digungen II (64) 234 (69) 246g. 

— Beihädigungen durh feuer II 
(65—68) 236 fg. 

— deren Wegfall bei unabwend- 
baren Breignifien IT (82. 83) 273 fg. 

— Bei eigener Schuld des Transs 
portaten II (84) 133, 8; 288 fg. 

— bei verfäunmter Anmeldung Il (85) 
302 fg. 

Erſatz-Regulirung II (81) 273. 

— bei Erpropriationen I 122 24. 

Grwadfenheit bei Klagen der Bahn 
verwaltung II 425, 22, 

Erwerb von Grundftüden freiwilliger 
Il 15 fg. 


— erzwungener |. Erpropriation. 
Erpedient: Gepäd:Güters Erpedient, 


Billeteur ale Gontrahent für die 
Babnverwaltung II 101, 2 102, 
u. 3; 113, 23.. 

Erpeditionszeit der Güter II 182. 
183. 11. 

Erpropriat defien Pflichten I 72-76. 

GErpropriant wer ift als foldger zu 
betrachten I 27, 2. 

— deſſen periculum I. 70. 

— drſſen Pilihten I 76 fg. 

Erpropriation |. a. Antrag, Benugung 
(vorübergehende), Berichtigung, Bes 
weis des Werte, Gompetenzvers 
haͤltniß, Gontumaciale Verfahren, 
GigentgumseAniprüche, Cigenthums⸗ 
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Beſitz, Cigenthums⸗Uebergang, Bins 
reden, Einweiſung, Entſchaͤdigung, 
Erkenntniß, Gutachten, Koſten, peri- 

. culum, Rechtsmittel, Sachverſtäͤndige 
(Taratoren), Termin, Veraͤußerungs⸗ 
verbot, Vollziehung. 

Grpropriation, Allgemeines I 21 fg. 

— Begriff derfelben I 23. 

— Begründung des Erpropriations⸗ 
Rechts I 22. 

— doppelte Natur deſſelben I 24. 

— geſchichtliche Entwickelung derfelben 
im Romiſchen Recht I 25 im deut⸗ 
ſchen Recht I 26. 

— gefeglihe Quellen I 8-14. 

— Literatur I 14, 

— Subjecte und Objerte (Grenzen) 
Bei derſelben I 27. 

— theilw. (v. Parzellen) I 30. 96 fg. 

Grpropriationge Act deſſen privatrecht- 
liche Natur nad gem. R. I 32 fg. 

— verſchiedene Anfichten über diefelbe 
I 33 gg. 

— Gntwidelung berfelben aus der 
Sache I 34 fg. 

— Rauf-Ratur I 35. 

— nit ein einfeitiger Rechts⸗Act I 
33. 51. 52, 

— ob dieſelbe die Natur der resjudicata 
bat? I 53. 

— ob Vergleich? 1 51—54 fg. 

— römische Rechts⸗Anſchauung von 
deinfelben I 37—42, 

— Anſchauung der Geſetzgebungen und 
Rechtslehrer Deutſchlands bis zur 
neuern Zeit I 42—57, 

— insbefondere Natur der Grpros 
priation als Kaufsvertrag nad 
baieriichem Rechte I 44. 

— — preußiſchem daf. 

— — Code Napoleon I 44. 47. 

— — Hamburgiſchewm I 45. 

— — Naſſauiſchem I 45. 

— — Sachſen⸗Gothaiſchem I 45. 

— — Koniglich Sächſiſchem I 45. 
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Erpropriation⸗Act insbefondere Natur 
der Expropriation als Kaufvertrag 
nach Sachſen⸗Weimariſchem Mechte 
I 45. 

— — Gannoverſchem I 46. 

— — Oeſterreichiſchem J 48, 

— Beſchluß der Berwaltungsbehörk 
1 63, 10 u. 11. 

— Perfection deſſelben, . verfchiedene 
Anfichten darüber 157 fg. 

— — nad) gemeinen Rechte 158— 65. 

— — nad preußifchem Rechte I 66- 

— — nad baieriſchem I 66. 

nad hamburgifchen I 67. 

öflerreichifchem I 67. 

wärtembergiichen I 68. 69. 

furheffifchem I 68. 69. 

franffurter I 69. 

— badiihem I 70. 

Mechte Dritter (dinglich Berech⸗ 
tigter) bören durch die Crpropriation 
auf 1 99, 4; 160. 

— — Rüdgängigwerden ber. I 65, 
16. 106. 

Expropropriations⸗Geſetz, ſtaͤndiſche Mit: 
wirfung 1 107, 2. 

Erpropriations:Berfahren 1 (48—59) 
107 ſ. Die Ucherfiht der einzelnen 
Hauptmontente im fpeciellen Inhalte 
Berzeihnig zum I. Band AI u. 
XIV. 

ErpropriationssBerfahren Abgrenzung 
gegen den gewöhnlichen Rechtsweg 
I 138, 5. 

Ertrazüge Tariffüge II A 280, 25. 

Fabrikanlage beabjichtigte, in wie weit 
bei Feſiſtellung der Entſchaͤdigung 
zu berüdfihtigenl 95 auch 94, 31. 

Fahrbillet ſ. Perſonenbillet. 

Fahrgeld ſ. Fahrpreis. 

Fahrgeſchwindigkeit der Eiſenbahn U 
313, 1. 

Fahrplan Genehmigung II 494, 23, 

Fahrpreis |. a. Tarif. 

— II 121, 1; 122, 2% 
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Fahrpreis Borausbezahlung deſſ. TI 
369, 3. 

— Rückforderung bes doppelt gezahls 
ten bei Wieberauffinden des Billets 

. 1 158. 

— Nachzahlung bei irrthümlichem Weis 
terreifen II 160, 23b. 

-—- Nüdzahlung Bei 
Fahrt IL 370. 

— Zurüderftattung del. an unterwegs 
vom Transport ausgeſchloſſene Pers 
fonen I1 373 fg. 

— Nichtzahlung bei Verluſt oder Be⸗ 
ſchaͤdigung II 371. 

Bahrzettel |. auch Transportſchein. 

Fahrzeuge deren Beförderung MI. 
174, 14. 

— f. Tarifſätze II A 277. 

Baftifche Verwendung von Grundeigens 
thum zu Eifenbahnbau I 78. 

Belleifen Vorauobezahlung Il 370, 7«. 

Bellfendungen II 187, 12. 

Fenſter auf der Wetterfeite gefchlofien 
II 162, 27. 

— Zertrümmern Entf. Tare II 
559, 11. 

Weuergefährlihe Gegenitände deren 
Befördernng bei Gepädtransport II 
166. 

— — Gütertransport II (43 u. 43%) 
183 fg. II 185 fg. 8. 

— Berpadung Il 187, 12. 

— Haftpflicht des Abfenders IT 256, 9. 

Feuersbrunſt (ſ. a. Brandfchäden) 
Haftung des Recipienten II 24, 12. 

Beuerwerksförper ſ. feuergefaͤhrlich. 

Fideicommißberechtigte, deren Ent⸗ 
ſchaͤdigung bei Expropriationen 1103. 

Fideicommißgut ſ. Veraͤußerungsverbot. 

Fiscus als Inhaber einer Staatsbahn 
Il 406, 3.. |. «. Staatsbahnen. 

— unbeſchraͤnkte Berpflihtung zum 
Schadens: Erfap nah den Gifens 
bahngeſehen gegenüber den Anlies 
gern 1 146, 14. 


unterbrochener 


Flüffigfeiten beſchraͤnkte Haftımg beim 
Transport II 254, 

— Auslaufen beim Transporte 11 317. 

Blußbettänderung beim YAuhnbau, Bes 
ſchaͤdigung der Anlieger I 182, 

Force majeure f. unabwendbares Er⸗ 
eigniß. 

Form der Expropriation I 53. 

— des Eijenbahntransportvertrage II 
(21) 119 fg. 

Forum der Klagen auf Feſtſetzung der 
Gntihädigung bei Erpropriationen 
1(47) 106, 5; (60) 127; connexi- 
tatis 128, 8. 

— für bie Klage eines Anliegers bzw. 
des Bigenthüners, dem durch Vor“ 
arbeiten ein Schaden zugefügt iſt 
I (64) 150. 

— ber Balmvermaltung insb. Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaſten IT (110. 111). 

— domicilii IT (110) 403. 

— contractus s. solut. II 404. 

— gestae administr. eod. 

— delicti commiss. II 405, 8. 

Fracht (Transport) Begriff der Ouͤ⸗ 
terfracht II 177. 

— gewöhnliche und Gilfracht II (46) 
195 fg. ſ. auch Gütertransport, 
Lieferungsfriften. 

Fracht⸗Preis ſ. a. Frachtpreis⸗Zahlung. 

— normale und ermäßigte IT 179 
IE A 281. 

— beren Berechnung II A 284. 

— Erlaß derſ. bei verjpät. Lieferung 
11 370, 10. 

Frachtbrief deſſen Erfordernifie II 120, 
2,5 188, 

— nad dem D. 6. ©. Bud Entw. 
II 321. 

— als Urkunde ü. d. Vertragsſchluß 
II 120, 

— Ausfertigung dei. II. 376, 28. 

— birecter nad Frankreich II 473, 4. 

Bractbriefe-Duplicat II 193, 17. 

— als Beweisdocument II 413, 12. 
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Frachtbriefformular II 383, 60. 

Frachtführer (ſ. Transportant) Ans 
nahme des Guts zum Weitertrans⸗ 
port II 95. 

Frachtführer Definition bes H. G. ®. 
@ntw. II 320. 

Frachtkarte II A 35, 4. 

— Revifion eod. 40. 

Frachtverkehr Steigerung deſſ. IT A 
272,4. 

Frachtvertrag deutfchrechtlicher II 34 
27. |. a. Transportvertrag. 

Frachtwagen (Tariffühe,) II A 277. 

Frachtzuſchlag II (79) 266, 

— bei fperrigem Gut II A 282, 30. 

Stanfatur II 370, 7 u, 7«, 

— theilweife II A 37. 

— MWeiterfranfatur II A 36. 

— s@endungen II 91, 19. 

Franzoſiſche Oftbahn Verkehr mit dem 
Mitteld. Verbande II 474 fg. 

— Berehnung mit der Bad. Staats⸗ 
bahn IT 91, 38. 
Franzoöfiſches Recht U 474, 7 Ra. 
Code, @rpr., Transportvertrag. 
Freigewicht bei Gepaͤck I A 275 fg. 
reiwilliger Grunderwerb zum Bahn 
bau I 15—21. 

— durch Schenkung I 16, 2. 

— durch Kauf I 16, 3, 

— durh Taufh I 17. 

— durch Vergleich I 18. 19, 9. 

— Berfection d. Bertrags I 20. 

— gerichtl. Beitätigung 1 21, 11. 

Frequenz einer Gegend. Vermehrung 
derjelben Durch eine Gifenbahn, kommt 
bei der Gntihädigung erproprürter 
Gigenthümer nit in Betracht I 
98, 38. 

Triften der Beförderung (Lieferung) 
Il 177, 322. 

— zu Ablieferung der Güter IT 201. 

— zu Gmpfangnahme ibidem. 

— für Vollendung des Bahnbaues |. 
Bahnbau. 


ruchte, Eutſchaͤdigung für die en 
zogenen I 92. 

YunfensAusiprüben d. Soremli | 
Drandſchaden. 

Fürſtliche Perſonen Tariffäge H AM 

Gebaͤnde, Erpropriation derſelben 13 

Gebiet des deutſchen Bahnbetriebs 
(2) 9 fe. 

— der einzelnen Bahn TR (105) 3% 

— des Rechts II 397, 31. 

Gebühr für Aufr und Abladen | 
376, 29. 

— für Nachwiegen II 379, 40. 

— Gingangs:, Ausgang, Durdgangs 
II 376, 31. 

Grfahr, Tragen derſ. bei ber pre 
priation I 70 fg. 

— beim Transport IT 25, 15; 138,3 

Seldiendung, auf der Giimbahe I 
164. 165, 4. 

— der Bahnverw. II (135) *, 3. 

Gemeindegut f. Brräaußerungsvrbe. 

Gemeinde⸗ Verband, Mechtöverhältent 
der @ifenbahnen in Beziehung : 
der Gemeinde, durch deren Territe 
rium fie gehen I (69) 163 . 

Gemeinde-Bege, Feine Entſchadizun 
bei Erpr. I 102, 4. 

Gemifchte Züge IT 148. 

Genehmigung der Staatsgawalt 3 
Bahrplänen, Tarifen u. Regiemmt 
Il 494. 495. 

General-Dirertion ſ. Directorium. 

General⸗Verſammlung der Mcienöi 
II A 5,9. 

Gepaͤck (=Transport ) |. Meifegerü 
Lagergeld, Zollweſen. 

— im Berfonenwagen, Haftriid 
II 257, 1. 

Bepäderpedient als Gontrahmt | 
101, 2. 

— defien Function I A 21—2 

— bei Sepädtransport I A 24, 9. 

— bei Equipagene und BViehtranspet 
eod. 23, 9 
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Gepaͤck Erpedition, Abfertigung der 
Equipagen u. Pferde IE 169, 3. 
Gepackfracht, Berechnung derſ. U 
A 276. 

Gepädihein ’ 
102, 5—9. 

— IT 167, 10. 

@rpädträger II 181, 8. 

— deren Bunction II A 20, 7. 

— Haftung der Bahnverwaltung für 
d.eſ. II 224. 

GrpädsTransport |. Reifegepäd, Er: 
ſatzpflicht. 

Gerichte, ſ. 
Entſchaͤdigungsverfahren, 
gericht, Richter. 

Gerichtsgebrauch im Allgem. für Ans 
wendung des recept. auf Landtrans⸗ 
port II 33 u. 34, 26; 35, 1. 

Gerichteftand ſ. forum. 

Geſchaͤftsverſäumniß Erſatz für dieſ. 
II 259, 5. 

Geſchichtliche Entwidelung des Giſen⸗ 
bahnbetriebe in Deutfchland II, 5,1. 

Geſellſchaft Für Hundelsgefchäfte II 
470, 29 u. 30. 

Geſellſchafter | Societät. 

Geſellſchafts⸗Vertrag f. Statut. 

— -Bertretung ſ. Directorium. 

Geſetze ſ. Gnticheidungsquellen (in 
Betreff der Grunderwerbung für 
Gifenbafnbauten insbejondere Ges 
propriation I 8 fg.). 

— Stellen citirt in Betreff Eiſenbahn⸗ 
Bau und Grpropriation I 237 fü. 

— in Betreff des Gifenbahn-Transs 
ports 11. 

Geireide⸗Verpackung II 187, 12. 

Gewalt, unwiderſtehliche ſ. 
wendbare. 

Gewaͤhrleiſtung für TransportsBeichä- 
bigung und Berlufte . Beichädigung. 

Gewaͤhrleiſtung ———————— 
:antettinander RAſn jg. 

Gewehre Deren Sindspeit-3 100, 7. 


So... 
Ri. ale 


06 Sinhaberpapier TI 


Competenz⸗ @rfenntniß, 
Handels: 


unab⸗ 





Gewehre ſ. feuergefaͤhrlich. 

Gewerbe⸗Betrieb, Verluſte in demſ., 
berudiihtigt bei Feſtſtellung der 
Entihädigung I 93. 94. f. a 
Sefhäfts.Berfäumniß. 

Gewerbeiteuerfreiheit der Bahnverwalt. 
I 162, 10. 

Gewicht, Ermittelung deſſ. II A 285, 
41. 42, 

Gewichtsdefect, Haftung dafür II (62) 
228 fg. 

Gewinn, entgangener, f. 

cessans. 

— fein Erfap n. Pr. R. II 479, 6. 

Gewohnheitsrecht für Anwendung des 
receptum Il 34, 27. 

Gold, Berpadung II 187, 12. 

Grunddienftbarfeiten, ſ. Servituten. 

Grundeigenthümer, deren GEntſchaͤdi⸗ 
gung bei Expropriationen I 89 fg. 

Grunderwerb, f. freiwilliger, Crpro⸗ 
priation. 

Grundfteuer der Bahnverwaltung I 
162, 10. 

Grundſtücke, ſ. Servituten, factifche 
Verwendung, Veräußerung. 

Gutachten im Erpropriationsverfahren. 
Muſter eines foldhen I 165. 

But f. Gütertransport. 

Güter |. Bütertransport. 

— fehlende und beſchäbdigte II A 41. 

— unridhtig beförderte eod. 

Gütererpedient alsContrahent IT 101, 2. 

— deſſen Function II A 29. 

— bei localem Verkehr cod. 30 fg. 

— bei directem Verkehr eod. 33 fg. 

Büterführer II 181, 8. 

— Haftung für dief. II 224. 

GütersMeglement allgemeines (A.D.G.) 
II 15. 

— |. a. Betriebes Reglemente. 

Gütertransport II 149; (42-56) 
177 fg. 

— Begriff und Glaffifcation d. Güter 
IL (42) 177 IL A. 
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Gütertransport Aufgabe Il 42a) 180fg. 

— ausgefchlofl. Gegenſt. II (43) 183. 

— Hifirung u. Ablieferung d. Güter 
II (51) 201 fg. 

— bebingungew. 
(43a) 184. 

— Declaration II (93) 360 fg. 

— Frachtbrief IL (45) 188 fg. 

— Frachtpreis II 371 fo. 

— £agergeld II 365 fg. 

— Lieferungsfriflen II (46.47) 195 fg. 

— Tarif der Frachtpreiſe II A (XXI) 

‚ 281. 

— Berpadung II (44) 186; 376, 30. 

— Zollweſen II 363 (f. a. Abhandens 
fonımen, Beichädigung, Erſatzpflicht). 

BütersBerfehr des allgem. Vereins 
11 91. 

— Uebereinlommen des Vereins und 
d. Verbände hinſichtl. d. directen II 
(128) 450 fg. 

— f. a. Sonn: und Feſttage. 

Guͤte⸗Verſuch I 109, 11 u. 12. 

Haftpflicht (1. Erfappflicht). 

Haftung geringere bei Beichäbigung 
der Gyuipagen U (70) 248. 

— geringere bei Beichädigung von 
Vieh II (71) 250. 

— für zerbredl. Gegenft. II (73) 254. 

— felbftverladene II (73) 254. 

— Wlüffigfeiten TI 254. 

— Metallwaaren II 254, 4. 

— für Emballagen II 256. 

— Traglaften II (75) 257. 

— unverpadte @üter II (72). 

— d. Abgangsftation bei Direct. 
Verkehr II 414, 14. 

— bei direct. Verkehr für die vorauss 
gehenden Bahnen II 414, 15. 

— für Subſtitute II 439, 24. 

Handelsgebrauh Roquelle für ben 
gandtransport II 35, 27. 

— füddeutfcher über Haftung d. erflen 
Buhrmanne II 414, 17. 


zugel. Gegenſt. II 


Handelsgerichte, deren Braris für Ans 
wendung des roceptum II 35, 27. 

— d. Gompetenz in Giſenb.⸗Proceſſen 
II 405, 10. 

Gandelögejegb. allgem. deuntſch. Gut 
wurf deſſelben über Commiſſten I 
470, 30. 

— rũckũchtlich des TransporbeBertrags 
II 319—348, 

— über Spedition II 442 fg. 

— über 6 394: II 491, 12. 

— über Vereinigung zu einzelnen 
Handelsgefchäften II 470, 30. 

Handelsfammer Klage bderjelben II A 
271, 2. 

Handels⸗Miniſterium I A 1. 

— in Preußen oberite Ciſenb⸗Central⸗ 
bebörde IH A 7, 13. 

Handelsſachen Gifenbahntransports 
Proceſſe II 405, 10; IE A 317, 2; 
318, 6. 

Handgepäd i. d. Coupe II 165. 166. 

Handftcmpel als Erſatz der Unterfchrift 
II 191, 10. 

Hannov.sThüring. Verband II 429,®, 

— :Baierfher Berfehr eod. 

Henimung der Paſſage I 143, 12 liit. d, 

Hinderniß auf d. Bahn, Haft. II 281. 

Hintereinanderfaaren der Zuge 1 
313, 1. 

Höhere Gewalt f. unabwendb. Greigniß. 

Hoheitsreht über die Gifenbahnen II 
487, 9. 

Hunde (f. Thierbeförderung) II 174 fg. 

— in den Berfonenwagen Il 162, 
278. 


Hypothecars®läubiger bei Girpropr. 
f. Pfandgläubiger. 

Hypothefen auf expr. Grundflüden 
1 99 fg. 

— deren Loſchung bei Brpropriationen 
I 99 fg. 


— an Gifenbahnen I 162, 8. 
Inhaber des Fahrbillets und — 
ſcheins ſ. Fahrbillet. PR 
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Sinbaberpapier, ob Berfonenbillet, Ges 
pädichein ale ſolche anzufehen II 
102, 5—9, 

Inſtitor ob ale ein folder der den 
Transportvertrag abfchließende Ciſen⸗ 
bahndeamte zu betrachten IL 112 
fg.; insbef. 115, 28; 412, 11a. 

Snftructionen |. a. Dienftinftruction. 

— der Direction der Staateb. II 492. 

— der Beamten des Mitteld. Berbande 
Binf, Behandlung zolls u. fleuerpfl. 
Begenftände Il A 21 fg. i. d. Anm. 

— für die Erpedienten beim Berf.- 
Gepaͤck-Verkehr im wefld. Verband 
II A 25 fe. 

— für den Güterverkehr im oſtfr. 
thür. Verbande II A 33 fg. 

— d. Berbandspadueifter ITA 42 fg. 

interpretation der geſetzl. Beſtimm. 
über Grunderwerb 3. Bahnb. I 131g. 

— unllarer Reglementsbeflinmungen 
II 145,7 u 8. 

Irrthum unweſentlich bei Abſchluß d. 
Ciſenbahntransportvertrags II (22) 
122 fg. 

Irrthümliches Weiterreifen IE 160,23 b. 

Sury, Keitellung der Entſchaͤdigung 
durch die. I 119, 5. 

Suriftifche Berfönlichfeit der Gifenb.- 
Geſellſchaft I 6, 13. e 
jus jur, in litem bei Grpropriationen 

1 95, 53. 

— 1. Beweisd.Schabenumfangsll135,12 

jus prohibendi f. Bannredt. 

jus singulare der analogen Anwendung 
entzogen II 33, 24. 

Kartirung der Güter II 178, 2; UI 
A 53. 

Kauf freiwilliger von Grundeigenthum 
zur Gifenbahnanlage I 15. 

— erzwungener f. Grpropriation. 

Kinder, Bahrpreife II A 278. 

Klage |. a. actio, Legitimation. 

— des Grpropriaten auf Schuß im 
Beſiß vor Sahlung db. Eutſchaͤdigung 


DmnBen, Siientejaen IL 
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bei factifcher Verwendung feines 
Eigenthums I 80, 6. 

Klage auf Berichtigung der im Expr⸗ 
Verfahren vorläufig  feitgeftelten 
Entſch⸗Summe I (59) 123 

— des Anliegers auf Schadenserjag 
w. Beſch. d. d. Bahnb. 1 (64) 146 fg. 

Klaffification der Güter II A 281— 286, 

Knallgold f. feuergefährlid. 

Kofferträger |. Gepaͤcktraͤger. 

Kohlen-Staub (f. a. Beichädigung) I 
142, ı2 litt, b. 

Koften des Erpr.⸗Verfahrens I 123. 

— der An= und Abfuhr IT A 284, 40. 

— Bahn- und Flußübergänge eod. L 

Körperverlegung von Reifenden: Grjag 
II (76) 257. 

— nad Preuß. Oeſterr. Franz. R. 1 
262 fg. 

Krankheit welche die Weiterreife vers 
hindert II 155, 12. 

Krankenwagen II 150, 2. |. Tariffäße. 

Kranfe Thiere IE 175, 5. 

— Haftpfl. aus d. Aufgabe II (92) 366, 

Krieg ſ. unabwendbares Greigniß. 

Kriegs: Beihädigung II (135) 500, 34. 

— Material II 500, 33, 

Kurier-Züge |. Schneflzüge. 

Kurkoſten⸗Erſatz II 258, 2. 

Radefchein d. Deutich. H. G. B. Cniw. 
II 338 fg. Ä 
Lärm durch d. Gifenbahnbetrieb, fein 
Erſatzanſpruch 1143, 12 litt. b; 

IL 477, 2. 

Lagergeld bei Gütertransport IE (96. 
97) 365 fg. 

Lagerhaus öffentl. II 298. 

Lagern auf d. Bahnhof II 204. 

— im öffentl. Lagerhaus II 203. 

Landesherrliche Genehmigung bei @ifens 
bahn⸗Anlagen I 4, 5. 

Sandfutfchen, öffentl. Anwendbark. d. 
Beftimmungen d. Pr. 2. R. auf 
‚@ifenbahntransport II (Ba) 45 u. 
47, 5. II A 302. 303, 4. 
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Landtransport, Richtanwendung der 
Grundfäße des receptum auf ben. 
lI (6) 30 fg. 

Laufzettel II A 22, 9 u. 41. 

2äuten II A 386. 

Leccage U 254, 5 u. 7. 

— Begriff derf. IT A 315. 

Legitimation zur Sache II (112—115) 
406 fg. 


— 5. Klagen g. d. Transportaten 407fg- . 


— — gegen d. Bahnverwalt. 409 fg. 

Legitimations⸗Papier |. Beweismittel. 

Lehnöverhältnifie ſ. Beräußerungs- 
Berbot. 

Leichen, Tariffäge TI A 278, 

Leipzig Dresdner Bahn, Berechnung 
mit den öflerr. Bahnen II 91, 18. 

Liebhaberwerth ſ. pretium aflectionis. 

Lieferungsfriften II 195. 197, 65 322, 

Lieferung gute u. richtige II (56) 205. 

— Folgen verfpäteter b. Gütertransp. 
N (47) 198 fo. 

— — Grla der Fracht ale derm 
Folge II 370, 10. 

Literatur hinfitl. der Rechtsverhaͤltn. 
des Bahnbetriebs II (3) 19 fg. 

— in Betr. d. Erunderwerbungen f. 
Gifenbahndauten insbef. Erpropriat. 
114. 

LocalsTransport über mehrere Bahnen 
IE (106) 380 fy.; 398, 32. 

— ⸗Verkehr, Begriff II 95, 24 u. 24a, 

— über mehr. Bahnen II (19c) 95 fg. 

— innerhalb eines Verbandes ibidem 
85, 248. 
at. cond. operis Charakteriſtiſches 
Merkmal I 21,1 u. 3. 

— — Abſchluß d. Vertrags II 392,22. 

— — Beweislaſt bei derf. 11 28, 23; 
1 A 108 u. 113. 

— — locus solutionis II 399, 34. 

Locomotive, der. Beförderung IL 174,15. 
f. a. Kohlenſtaub, Tariffäpe. 

locus contractus, solutionis |. Ort. 

lucrum cessans ob bei Feſtſtellung ber 


Entſchaͤdigung zu berüdfichtigen I 

94, 31. 1 154; 11 479, 6. 
Zuruspferde |. Tariffäge.- 
kurxus⸗Verkehr II 169 fg. 


Magdeburg-keipgiger Bahn, 
Güter-Reglement II (2) 19. 

Mandatsverhältnig der Aufgabeflation 
II (112) 431; (124) 433 fg. 

— BeiTransport von u. auf Die Bahn 
fowie auf die Anſchlußbahn LI 433. 
— Haftung I1(124) 433 fg; 44219 
Manco Schabenserfag II (62) 239 fe. 

Marinum der Beriiherung II 242. 

Mercantilgeriht in Baiern IT 405,11. 

Miethe |. Benußung (vorübergehende) 
locat, conductio, Wagenbenutzung, 

Miether und Pächter, Entſchadigung 
derf. im Gryropriations- Verfahren, 
f. Grpropriation. 

Mititär-Fahrpreife TI A 274, 10. 

— sTransport II (135) 500, 33. 

Mitreifende, Haftpflicht der Bahnverw. 
für dief. II 282. 

Mitteldeutiher Verband, deffen Nik 
glieder und @nbpunfte A (2) 14. 

— beflen Reglement (M. D.) II 16. 

— Berfebr mit der Franz. Oſtbahn 
II, 474 fg. 

Mitübenafme der übrigbleibenden 
Barcellen IL. 30. 31. 

Möbelwagen |. Fahrzeuge. 


deren 


Nachnahme II 377 fg. 

— bei Sranfatur II 377, 32, 

— Verpflichtung des Adreſſaten zu 
deren Zahlung II 377, 32a. 35. 37. 

— Verzeichnung derf. 378, 37. 

— ber Grpedition II A 38. 

Nachtzüge, ob Cutſchaͤdigung bei Anz 
ordnung. berf. in Preußen Il 494, 23. 

Nachweis des Gigenthümere über 
Pfandfreiheit I 85. 

— über Cigenthum I 84. 
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Nachwiegen |. Gebühr. 

Naͤherrecht |. Veräußerungsverbot. 

Mäfie, Haftpflicht II 277, 7; 278,8. 

Naphta f. feuergefährlidh. 

Naturereignig Haftpflicht TI 280 fe. 

— unabiwenbbares, defien Begriff IL(5) 
24, 11 274 fg. 

Nichtigkeitsbefchwerde ſ. Rechtsmittel. 

Nichtzahlung von Fahrgeld ſ. Zahlung. 

Nießbrauchrecht erproprlirtes I 102, 6, 

Norddeuticher Ciſenbahnverband, defien 
Mitglieder II (2) 13. 

— defien Reglement (N. D.) u. End» 
punfte II 13 Ro. 1. 

Normal⸗Fracht UI 179 ſ. a. Claſſe L 

Normal⸗Gewicht von Feldfrüchten II 
A 285, 42. 

Nota aufd. Eifenbahnfrachtärief 1191. 

Nupnießer und Nußsberechtigte deren 
Entſchaͤdigung bei @rpropriationen 
I 101. |. a. @rpropriation und 
vorũbergehende Benutzung. 

Dberauffihtsseht d. Staats II (136) 
502 fg. 

Definen, eigenmädtiges, der Wagen 
u 357, 3, 

Deffnen der Güter f. Verpackung. 

öffentl. Transport » Anftalten, deren 
charakteriſt. Momente 11124. 125,1. 

Drganifution d. Bahnverwaltung II 
Aifg 

Ort d. Erfüllung 11394, 24; 395, 29. 

— des Vertrageichluffes II 391, 19; 
392, 22, 

örtlihes Recht 11 (108) 389 fg. insb. 
393 fg.; 399. 400. 

— beim Kauf I 400, 34. 

Defterreiche Staatsbahnen, deren Der: 
pachtung 11 6 Anın. 

Offrietie ⸗NRheiniſcher Verband, U 
177,®, 

— defien Mitglieder und Endpunfte 11 
14 No. V. 

Oſtfrieſiſch⸗ Thüringiſcher Verband, 
deſſen Mitglieder II 14 No. IV. 
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Offrieflfh » Thüringiiher Berbaub, 
deſſen Reglement (O. Th.) 11 16. 
— deſſen Gndpunfte 11 im Druds 

fehlerverzeichniß. 


Badmeifter, deren Function 1 A195. 

pactum displicentiao ſ. Meuerecdht. 

Pächter, derm Bnifchädigung bei Err 
propriationen I 104 fg. 

Papiere au porteur f. Inhabers-Bapier, 

Parcellen, Abtretung von folgen zum 
Zwecke einer Gijenbabn-Anlage 1 
30. Bann fann bei Abtretung einer 
Parzelle der Eigenthümer die @r- 
propriation des ganzen Grunbfläde 
oder doch eines weitern Theile defe 
felden und Koften weiterer Einrich⸗ 
tung verlangen? 130, 11 und 12; 
115. 

— Entſchaͤdigung dafür 1 96 fg. 

Baflagiere |. Reifende. 

Baffant f. Bahnübergang. 

Paffivfegitimation der Bahnverw. U 
(115) 410 fg. 

— bei Berbandstransport 11 41t,. 9. 

11. 15. 
— bei directem Verkehr 11 414, 15. 

— bei Berfonens u. Gepädtranspert 
1 410 fg. 

— bei Sütertransport Il 414 fg. 

Perfection der Grpropriation 157—70. 

— b. Transportvertrags 11 (22) 121 fg. 

— Beitpunft derf., 11 122 2. 

periculum Gefahr u. Vortheil des 
Erproprianten 1 70 fg. f. a. Gefahr. 

Berfonal |. Beamte. 

Berfonen- Beförderung | Perſonen⸗ 
Transport. 

Berfonen-Billet |. a. Billet. 

— ob als Inhaberpapier zu behandeln 
N 126 fe. - 

— Dauer defien Guͤltigkeit u 153. 

— deren Reviſton ll 156. 

— Röfung derſelben II 222, 2. 
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Verſonen⸗Billet, deſſen Inhaber ' als 
Fahrberechtigter 11 (20a) 102. fg. 
— Quittung und Legitimationspapier 

N 104. 

— des Edmonſon'ſchen Syftems 11 
144, 4. 

— deren Umtauſch 11 (27). . 

BerfonensBepäl |. Gepaͤck. 

— ‚Meglement allgemeines (A.D. P) 
N 15. 

Perfonen- Tranport 1147; NA 14fg. 
f. a. Stillſchweigender Bertrag. 
Bedingung deſſelben. 
Verſpaͤtete Anfunft. 

‚ Ausgefallene Fahrt. 
' Yußergemößnliche Hinderniſſe. 
‚Höhere Gewalt. 


— ausgeſchloſſene Verfonen 11 150. 

— Haftung der eriten Bahn 11411 ‚11. 

— deſſen 8eitung 11 A 14. 

— deflen Perfonal 11 A 16. 

Berfonen-Wagen, Beſchad. derf. durch 
Reiſende 11 (90) 359. 

— sZüge Dienft 1 A 16. - 

— was mit denf. befördert wirt 11 

"448, 5; 11 172, 9. 

Pfandfreiheit, Feine Nachweifung derſ. 
‚Seitens des Erpropriaten l 85. 
Bfandgläubiger, deren erijqadigung 

bei Erpropriationen l 99. 
Pfandrecht, Wegfall deſſ. in Folge 
Grpropr. 19. 
— der Prioritaͤts⸗Actionaͤre an den 
Bahn-Anlagen 1 161, 8. 
Pfandreht des Frachtführers 1 
336 fg. 
Phosphor |. feuergefährlich. 
Plap, kein Anſpruch auf einen be 
ftimmten II (27) 151. 
— Belegen befjelben 11 162, 26. 
Plombiren Fein Einfluß auf d. Ents 
ſchaͤdigungspflicht 11 455, 18. 
pluspetitio 1! A 191 fg. 
Bolizei- Anordnungen 11 501, 95a. 


Bortofreigeit der Bahıverwaltungen 
ll 499, 32. 

Poſtanſtalt, Haftung für die Anichiuge 
poften 11 88, 13. 

BVofcontravention d. Bahnvermaltung 
Haftpflit der Beamten II A 34, 

Boftgefepe über die Nichthaftung für 
d. Anfchlußpoften 11 90, 16, 

Boftregal 11 485, 6, 

— 11. (135) 499, 30. 

Poſtſachen unentgeldf. 
(135) 499, 31. 

Poſtzwangspflichtige Gegenſtaͤnde II 
(43) 183, 3; (135) 499,.32. 

Poſtverein Deuticher, BoRvereinsvertrag 
Art. 62 u. Art. 8 des Radıtrags 
v. 4 1855. II 92, 22. 

Breipermäßigung bei Berfonentransp. 
1 A 273 fg. 

— b. Bütertransp. eod. 283 1 

Pretium affectionis I 88. 

Preußiſche Stautsbahnen f. Betriebe 
reglament u. Staatöbahnen. 

BVrioritätssOÖbligationen |. Pfandrecht 
auf Bifenbahnen.. 

Brivatbahnen |. concefflonirte Bahnen, 

— beren Geſchichte II 6 Anm. 

— bie in Preußen unter Verwaltung 
bes Staats 11 7 Anm. 

— sDirection II A 2. 

BPrivat-Fuhrleute, deren Rechtsverhaͤltn 

nach Pr. 2. NR. TI 47. 48, 

Privilegium d. Grlöfchen I 158, 2. 

— ber Gifenbahngefellichaft zut Be⸗ 
förderung II 489, 11. 

privilegium Sisci ſ. Fiscus. 

Proceplegitimation d. Syndicus m 
Stantsanwalts II 406, 3. 

Proceffualifches II (109—119) 401 fg. 

Propofition |. Vertrags⸗Propoſition. 

Proviflon II 379, 39. II 435, 16, 

— für baare Auslagen II 451, 9. 

— für Nachnahme ood. 


— d. Gpediteurs II 440. 


Transport U 
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Quellen des Rechts hinſichtl. der Cr⸗ 
propriation I 8 fg. 

— binfihtlid) des Bahnbetriebe IL 5 fg. 

qui jure suo utitar etc. 1 141, 12. 

Quittung, die Billets und Bepädicheine 
ale Quittungen II 104, 

Nadbandage f. Bruch. 

Raubanfat Haftpflicht II 279, 9; 
281, 11. 

Nealberechtigte Entſchaͤdigung derſelben 
in Preußen I 98, 1. 

Reallaften - Berechtigte Entſchaͤdigung 
bei Exrpropr. I 101. 

NRealrechte Gntjchädigung für deren 


Wegfall I 92. 
receptum unterjcheidende Momente ges 


gen die locat. cond. operis II 231% 

— Bedeutung dieſes Unterfchiede II 
29, 23. 

— —* ſich auch auf den Sachen⸗ 
transport 1I 24, 10. 

— : Haftung des Mecipienten für 
Mitreifende II 25 Anm. 13. 

— — Beweis des Klägers ex recepto 
II 27 Anm, 20. 

— NMidtanwendung auf Landiranes 
port II 23, auf Bolten und andere 
öffentliche Verfehrsanftaiten II 33 
u. 34, 26. 

— Richtanwendung auf den Gifens 
bahntransport II (6) 30—34. 

— fälle, wo einzelne Verbindlich: 
keiten ex recepto übernoumen find 
II 42. 

Rechte der conceſſ. Gifenbahngejells 
ſchaften II (135) 492 fa. 

Recht wohlerworbenes II 489, 11. 

Rechtsgeſchäfte unter Abweſenden IL 
395, 28. 

Redtswittel im Expropr. Verfahren 
I 121, 

— in Eifenbahntransportfachen IT 425. 

Mechtsverhaältniſſe: Leberficht der bein 
Bahnbau vorkfonmienden I 1 fg. 


— bein Bahn⸗Betrieb II 1 fg. |. a. 


Erpropriation, Anlieger, Staatöges 
walt, Transport , Spedition, Dans 
dat ıc. 

Reclamation außergerihtl. bei Bes 
fhädigung H 414, 15. 

Mecure II 425, 23. 

Regalität der @ifenbahnen 14; 1 162; 

II 487 488, 9. 

Pegierung 1 110, 17 f. a. Verwel⸗ 
tungsbehoͤrde. 

Reglement |. Betriebs⸗Reglement. 

Reichsberfommen, für . das Grpro⸗ 
priationsredht I 22, 2. 

Meifegepäd, Begriff IL (37) 164. 

— ausgeſchl. Segenft. IL (39) 168. 
II (37) 164, 3. | 

— Handgepäd I 165. 

— gehörige Bezeichnung II (39) 166. 

— rechtzeitige Ginlieferung 11168, 11. 

— Nüdlieferung II 200. 

Reiſender: ordnungswidriges Benehinen 
del. II (34) 158 |. a. Yurüds 
bleiben, Abfahrtzeit, Anſpruch, Aus⸗ 
ſchließung, Billet, Fahrgeld, Fenſter, 
Legitimation, Perſonenbillet, Krank⸗ 
heit, Tariffäge, Verſäumniß, Vers 
zug, Verhalten, ordnungsmäßiges, 
Zahlung, Zollweien. 

Meparatur der Berpadung II 376, 30. 
Mepartition, der Steuern ıc. bei Gr⸗ 
propriation f. Steuern. : 

Mefelutivbedingung ſ. Reuerecht. 

Meſpecttage 11 197, 8. 

restitutio in integrum II 306 fy. 

Meteur:Billet I 103, 6. : 

Metentionsrecht des Frachtführers U 
140 u. 141, 9a, 

— an dın Gfieften II 158, 19. 

Meuerecht d. Zransportaten U 373 -. 

Revers Musfiellung bei verlergem 
Gepäckſchein II 200,* u. 1. 

Reviſion |. Perfonen:Billets. 

RheinifchsThüringifcher Verband, deſſen 
Mitglieder und Endpunfte I 14 
NXo. II. 
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heiniſch⸗Tharingiſcher Berband, deſſen 
Reglement (Rh. Th.) II 15. 

Niſſe des Nachbarhauſes durch d. Bahn, 
Betrieb I 477, 2. 

Nohproducte ſ. Rohſtoffe. 

Rohbftoffe II 179; TI A 283, 36 u. 97. 

NRuckfall unentgeldlicher d. Privatbahn 
1 158, 2; II 490, 12. 

Kückkauforecht |. Nudfall. 

Rüdlieferung (f. auch Ablieferung) 

im Allgem. 11 (48) 200. 

— bei Bquipagen und Bieh MI 
(50) 201. 

— bei Bütertranspost II (51 fg.) 
201 fg. 

— bei Reifegepäd II (49) 200. 

Rückſendung verlangte IT (103) 373. 
374. 

Rüdzahlung ſ. Fahrpreis. 

Sachverſtaͤndige: dei Grpropr. All⸗ 
gem. Inſtruction I 1, 6 fg. 

— in Baiern nur vom Richter ges 

wählt I 11T, 10. 

— nur Gehülfen des Richters I 118. 

— ſ. a. vorübergehende VBenubung, 
Gutachten. 

— bei Transpori⸗Beſchaͤbigung IT 423. 

Schaden des Anliegers I 147, 15; 
II 47, 1. 

— des Berlebten na Preuß. R. I 
155, 11. 

Schadenserſatz ſ. Beſchaͤdigung. 

Schadenserſatz⸗Pflicht: Umfang derf. 
II 134 fg. ſ. a. Beſchaͤdigung. 

Schaͤtzer |. Sachverſtaͤndiger. 

Schaäͤtzung, anderweite 177 |. a. Sach⸗ 
verſtaͤndige. 

Schäßungseid ſ. juramentum in litem, 

Schaffner dern Bunctionen II A 17, 
3 f. a. Beamte. 

Schenkung ſ. Grunderwerb, freiwil⸗ 
liger. 

Schiedsgerichte II 456, 21. 

Schiene |. Bahnübergang. 

Schießpulver f. feuergefährliäh. 


Sach⸗Regiſter 


GSqhleichhaudel ſ. nnabwendbares Er⸗ 
eigniß. 
Schmerzensgeld II 200 8 10. 


Gqnell⸗ ¶ Kurier⸗Eil· guge UI 148; ob 


fie Banipagen befördern IE 172, 9. 
Schuld eigene der Beſchaͤdigten II. 


Sqhwurdlichtig ſ. Gidesleikung. 

Sequeftration der Eiſenbahnen IL308, 1. 

Servitutbereihtigte, deren Entſchaͤdi⸗ 
bigung I 102. 

Servituten, Ontſchaͤigung wegen auf 
erlegter I. 89. 90. 

Sicherung des Betriebs II 493, 19. 

Sicherungs⸗Maßregeln |. a. Vorſichte⸗ 
maßregeln. 

_ Verpflichtung zum Gcäadenserfag 
wegen Unterlafiung bderfelben I 152, 
6, II 477, 1. 

Sicherungsmittel des Frachtführers bei 
verweigerter Annahme II 141, 10. 

Silbergeld Verpackung II 187, 12. 

Sitze Anweifung derf. IT 356. 

— Beſchmutzung derf. IE 357, 4. 

— welches der ficherfie IE 358, 4, 

Sig (Domicil) der deutſchen Bahn; 
verwaltungen II 9 fg. 

— (Heimatb) der zweifeit. Obliget. 
II 389, 4. 

Gocietät der Mitglieder eines Gifen- 
bahn Verbandes II (19e) 83 fg. 
II 463, 15. 

Sorietät der einen Transport aus 
führenden Verbands ˖ Verwaltungen 
II (131) 463 fg. 

— ſolidariſche Verpflichtung bei dis 
rectem Verkehre IE 470 fg. 

solutionis causa adjectus der Inhaber 
des Gcpädicheins II 105, 9; 106. 

Sonns und Feſttage, Gilgüterexper 
bition an biefen Tagen II 183, 11. 

Spediteur, ob die Bahnverwaltungen 
als folder aufzufafien TI 426 fg. 
430, 9 


— defien Bichten II (125) 434 fg. 


Sach⸗Regiſter. 


Spebiteur verglichen mit dem Fuhr⸗ 
mann II 435, 1. 
— als Beauftragter bes Abſenders 


und Adreſſaten II 437, 200 u. 206. , 


— Haftung deſſ. für Mittelsperfonen 
Frachtführers) 437, 21; 439, 14. 

— insbe. Haftung beim Gijenhabns 
transport II 437, 21. 

—. Haftung nad) deutſchem u. Trans 
zöſ. R. U 438 fg. 

— Retentions MR. deſſ. II 440, 30. 

— Recht auf Brovifion II 440, 

Epedition Begriff H 427, 3. 

— Geitene der Bahnverwaltungen II 
427, 2. 

— Unterſchied von Transport IT 428. 

— oder Mandatsverhältniß der Bahn: 
verwaltung Ik (123. 124) 432 fy- 

— nah deutſch. H G. B. Entw. 
11. 442 fg. 

— Haftung U 443, 2. 

Sperriges (Pauſch⸗) But II 179, II 
A 281, 29 u. 282. 

— Tariffäße II A 282. 

— Aufhebung diefer Claſſe eod. 


, 33. 

©Spefen, Begriff II 435, 16. 

Speſennachnahme II 140, 8; IL Ass. 
ſ. a. Proviſion. 

SpeialsDirector (Preußen) II A 5, 

Staat als Inhaber einer Stautsbahn 
11406, 3:; 80, 3 f.a. Staategewalt. 

— Haftung für Beamte II 471, 14: 
479, 5; 480, 10. 

Staatsanwalt def Broceplegitimatien 
II 406, 3. 

Staats-Bifenbahnen, deren Geſchichte 
II 6, 1. 

— dern Verpachtung in Oeſterreich 
und Frankreich eod. 

— GEigenthun am Boden und dem 
Betriebe-Inventar I (66) 159. 

— Rechteverhältniſſe der. 1 4, 7; 1 
157 fg. 

— Rechtoeverhaͤltniſſe ders. in wie weit 


4% 


die Staͤndekammern über die Ber 
hältnifje des Bahnbetriebs bei ihnen 
entſcheiden II 498, 28. 

Staats:GifenbahnsDirection IA2 

Staatsgewalt: Recht den Eiſenbahn⸗ 
gelellihaften gegenüber I 157 fg. 

— Verhaltniß zu den conceffionirten 
Bahnen binfihtlih des Betriebs 
II (134.135) 482 fg. insbeſ. 494g. 

— ihr Auffitereht II 503. _ 

— f. a. Ankauf, Aufſichtsrecht. 

Staatsgut ſ. Beräußerungsperbot. 

Staats⸗Telegraph: Anlegung auf Bahn⸗ 
gebiet I 163. 

Staͤndiſche Mitwirkung bei Erpro⸗ 
priationen I 107, 2. 

— bei Feſtſtellung der Gifenbahntarife 
II 498, 28. 

Ständefammern S. fländifc. 

Standgeld bei Vieh⸗Transport II (97) 
366 


Stationen welche die An= und Abfahrt 
übernommen II 180, 8. 

Stationsdienft II A 17. 

Stations⸗Uhren U 155, 11. 

Stations:Vorfleher entfcheidet Streis 
tigfeiten auf der Station II 164, 32. 

Statimssettel IT A 39 u. 44, 9. 

Statuten der Actiens®efellichaften I 
9 u. 6, 11. 12. 13. 

— ber Verbände II 457 458 fg. 
463 fg. 

— des Bereins deutfcher Bahnverw. 
II 450, 3; II A 327 fg. in den 
Anm. 

Stellung zur Dispofition des Ber 
fendere II 208, 10%. 

Stempel |. Handflempel. 

Steueramtliche Abfertigung Il 455, 18. 

— Behandlung der Güter II 363. 

— Uebertretungen Seitens der Bahn 
verwaltungen II 451, 7. 

GSteueramtliher Verſchluß, Berlekung 
deſſ. Haftung d. Berbands II451, 8, 

Steuern des Erpropriaten deren Bes 
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rückſichtigung bei Feſtſtellung der 
Entſchaͤdigung J 91, 20. 

Steuern der Bahnverwaltung II 501, 36. 

Steuerfreiheit der Bahnverwaltung 1 
163, 12. 

Gtilfchweigende Eingehung ber Eiſen⸗ 
bahntransportvertraͤge II 1283. j 

Gtipulation über Nichthaftung, deren 
recht. Bedeutung IL. (118) 422, 14.. 

Gtraßenregal II 484, 5. 

Gtreichzünder |. feuergefaͤhrlich. 

GStreitigfeiten der Reifenden und ber 
Bahnbeamten II 350. 

— über Anwendung der Tarife, ob 
in Preußen von den Adminiftrativs 
Behörden zu entſcheiden IL 495. 
496, 24. 

Syndicus der Eiſenbahngeſellſchaft II 
406, 3. 

Tabackrauchen II (36) 161. 

Tagesbillet für Hins und Rückreiſe 
II A 274, 8. 

Tarife der Gifenbabnen II 308, 1; 
1 A (XXII) 270 - 287. 

— belgifch franzöf. II A 283, 36. 

Tarife deutſche deren Höhe ll A 271,2.3. 

— deren Anwendung II A 284, 

— Herabgehen derſ. 272, 4. 5. 

— bei Berfonentransport 11. b. 273, 

— ÖOepädtransport 1. c. 275. 

— „8uuipagen,, Bahrzeugen, Thieren, 
Leichen 1. c. 277. 

— Gütertransport 1. o. 281. 

— Reiſen fürftl. Berfonen 278. 

— Berfoneh: Ertra-: Zügen 279 ſ. a. 
Kinder, Militär, Tagesdillet. 

— Gtreitigfeiten über deren Anwen⸗ 
dung II 495, 24a. 

Tarif:Genehmigung des Staats II 
495, 24. 

Tarif-Revifion II 497, 26. 

Tarifpreife II 273 fg.; II A. 277 fg. 

Tariffäpe eod. 

— der VBerbandsTarife hinfihtl. Bers 
fonentransports IT A 273, 6. 


Sach⸗Neglſter. 


Tariffaͤtze Kin. Gäteriransporte Le 
II A 284 fg. 


Taunusbehn db. örtlichen a. H 398, 
400, 36. - 
Taufh ſ. Grunderwerb. 


Taratoren |. Sachverſtaͤndige. 
Taration |. ‚Guten, Sachverſtaͤn⸗ 
dige. 


Ter aphen⸗Anaalten, deren Aecthte⸗ 
verhaͤltniſſe II 20 - 354. 

— Haftpflicht für Verſpaͤtung der Des 
peſche 11 350. 

— für unricätige Telegraphirung ‚und 
falſche Auefertigung ber Depeſche 
II 351. 

— feine für die Identität des Ab⸗ 
fendere 11 353. 

— Hoftung des Abſenders dem Adref⸗ 
faten 11 351, 3. 

— der TelegraphensBeanıten 11352, 4. 

— Borfihtsmaßregeln beim Telegra 
phiren N 354, 5. 

Tenter |. Tariffäge. 

Termin zur Verhandlmg im Erpr. 
Berfahren I 114. 

Theilweife Grpropriation ſ. Eypro⸗ 
priation, Entſchaͤdigung, Parcellen, 

Theifweifer Verluſt, Berechnung I 
271; 11 A (VI) 105, 

Thiere Beförderung derjelben 11 148; 
174—177. 

— als Fracht und Erlgut 11 171, 7. 

Thüren f. auch Haftung, Standgeld. 
ſ. Oeffnen. 

Tpüringia Verfiherung 11 263, 13. 

Tod plöglicher der Bocomotinführer 
n 281. 

Todtung des Meiſenden, Erſatz U 
261, 11. 

Tradition bei Erprepriation | Beflg. 

— bei Miethe (Transport) und Kauf. 
40,356 

Transport über mehrere Bahnen U 
(19—19:) 81 fg. 11 (120-123). 
426 fg. 


Sach⸗Regiſter. 


Teoneport über mehrere Bahnen Bet 
Berbandeverfehr II (127). 429 fg: 
— bei Imfligem Verkehr 11 (1232) 

430 fg. 

Transport in Kiften Il 132, 3. 

— innerhalb des Zollvereins II A 267. 

— in das Ausland II A 266. 

Transportant Begriff U 101. 

— deſſen Plichten im Allgemeinen 11 
131 fg. 

Transportat (f. auch Bahnverwaltung 
Transportnehmer, PBaflagier, Abs 
fender) ale Eontrahent N (20°) 101. 

— beflen Pflichten im Allgemeinen 
N 137 fg. 

— Verpflicht. deſſ. nad Inhalt der 
Meglements 11 (87 - 105) 355 — 379. 

— Transport:Bebingungen 1. Autos 
nomie, Reglemente. 

Transport: Gefhäft ſ. Transportver 
trag. 

Transport:Monopol, Tactifches ber 
Gifenbahnen 11 37 u. 38. 

Transport-Pflicht der Bahnverwaltung 
im Allgemeinen 11 (25) 147. 

— deren Örenzen 11 149 |. a. Bifens 

babntransportvertrag, Verpflichtungen, 

Transport: Preis f. Yahrpreis, Tarif, 
Zahlung. 

Transport:Schein bei Cquip. u. Thier⸗ 
Transport 11 170.172, 10; 174, 1. 

— Formular 11. 170, 6 f. a. Fahr⸗ 
billet. 

ZransportvertragePrivatreihiö-Berhält 
nig Il (4) 20. 

— |, Gifenbahn-Transportvertrag. 

Truppen-Beförderung |. Militär. 

Vebereinfommen v. 4: 1856 11 (128) 
450 fg. 

Uebergabe fpecielle, deren Begrif 1 
454 fg. 

— Zeichen fürberen Moment l 456,20. 

Uebergang ber Gefahr bei der Exrpros 
priation 1 70 fg. 


Nebergang des Gigentkums. hei. der 
Grpropriation I 72 fg. 75 fg. 
Uebergänge der Bahn |. Bahn⸗Neber⸗ 


gang. 

Uebergangsgüter IT A 35. 

Uebergangs:-Steuerpflidhtige Güte 0 
A (XXI) 268. 

Uebergangs⸗Verkehr Begriff II 95, 24. 

Uebernahme des. Guts (Haftpflicht) 
der Auſchlußbahn U 95. 

— fpecielle der Verwaliung der Ans 

ſchlußbahn U 454. 

Uerbruh in Folge Flußbettaͤnderung 
beim Bahnbau begründet feine Ent⸗ 
ſchaͤdigungspflicht 1182 fe. 

Uhren |. Etationsuhren. 

Umladung beim Bahnüßergang II 451. 

— als fpecielle Uebergabe IE 455, 18. 

Umpadung ſ. Verpadung. 

Umtauſch von Berfonenbillets II (27) 
‚151 u. 152, T. 

— auf Zwiſchenſta tionen 152, 17. 

— der höhern Claſſe eod 

Ummeg des Gervitulbereätigten I 
101. 

Ummege der Anleger! 143, 12 lie, ©, 
Unabwendbares Greigniß Begriff II 
(82) 274 fo.-taudh 11 24). 
— nad den Breuß. und Deflerr. 

Reglements TI (83) 283 fg. 
Unbedachtfamfeit "bei Umfälfen f. culpa. 
Unfall Borforge vor demf. H A 24, 11. 
Unglüdefälle auf @ifenbaßnen, deren 

Verhütung II 358, 4, |. Haftung. 
Uniformirung |. Beamte. 
Unterbrechung ber Fahrt IE (100) 370. 

f. a. Zahlung. 

Unterhaltung der Bahn 11480, 7. 
Unterfchrift des: Verfenders im dracht⸗ 

brief II 191, 10. 

Unterftügungs » u. wenfoꝛo den· f. 

- Beante. 
Urfunden als Beweismittel II u. 


WBeränberungen Des Orpr. Objets nad 
publist. Erpeop. Antrag I 75, 15. 

Beränßerung um Srundſtücken. Bench» 
migung der Siaatsgewalt I 160, 6. 

Beräußerungsverbote weichen dem rs 

" prepriationsreät 1 20. 103. 

Verbände in England und Frankreich 
17,2. 

— in Deutfland II 13 - 17. 

— deren Thätiöfeit IT 13, 7. 

— deren Bwed II 7, 3. 

— deren rechtl. Bedeutung IT 13, 7. 

— als Gontrahenten Il (20) 102. 

Verband einer Gocietät II 83; (131) 
463 fg. | 

— Austritt aus demſ. II. 462. 

— Die Haftpflicht der Abgangsflation 
II 82 fg. 

Verbands⸗Beamte II 461, 6. 

Verbandebillets |. Billets. 

Berbandbillet im Weſtd. Verband II 
388, 126, 

Berbande-Gonferenzen II 462, 9. 

Berbande-@igentyum II 461, 7. 

Berbande:-Ginsahme II 459. 

— sInfitute II (130) 458 fg. 

BerbandssLeiftungen II 450, 5. 

Berbandsfoften II 460, 5; 466, 20. 

Berbandes Badmeifter Deren Functionen 
II 461, 6; IL A 42 fg. 

Berbandöregiement II 468, 26. 

— deren Auwendung II 382 fg. 

Berbandsftatute IE (130) 458 fg. 

Berbande-Station II A 33. 

BerbandesTarif II 462, 8. 

Verbande-Transport |. Berbande: Ber: 
kehr und directer Verkehr. 

Berbands-Berfehr II (19«) 82 fg. 

Berbandezüge II 462. 

— Zwei Il 458, 2. 

Berbots Geſetze im Givil R. II. A 
311. 


Sach⸗ Negiter. 


Berfoffungsdirkunden über Expeope. 
1878 

Bereinioting ſ. Bahnpoligei-Beamten, 

Berein allgemeiner deutfcher Bahn 
verwaltungen. 

Fwerl; des Vereins II (127) 440 fg. 

Vereins Iuftitute II 450, 3. 

Merdins-Reglement defien Anwendung 

: 18 384 fg. 

— Berhältnig zu den übrigen Regler 
ments II, 335, 9 u. 103, 

— zuſaͤtzl. Beilimmungen ber Ber 
Bände zu demfelben. 

Bereins-Statuten des allgem. Vereine 
II A 327 fg. in den Anm. 

Vereins⸗Verkehr II (19, 6) 86 Fe. fi 
a. directer Verkehr. 

Vergleich, Auffafjung der Erpropriation 
als Vergleih I 54 fg. 

Berhalten ordnungsmäßiges ber Weis 
fenden II (88) 356, 

— ber Bahnbeamten f. Bahnbeamte, 

Berhältniß zwiſchen Bahn und Gifen- 
bahngeſellſchaft, verſchiedene Ani 
ten darüber IL 491, 12 f. a. Staat 
gewalt. ' 

Verjährung IT (85%) 310 fg.; 33415 

Derfauf der Billets II (364) 163. 

Berfauf nicht angenommener verfal- 
lener Güter II (55) 204. 

Veakehr |. Bereins-Berband®:, direct er 
Local⸗Uebergangs⸗Verkeht 

— ohne Vermittlung von Spedi⸗ 
teuren II 430, 9. 

Berkehrs⸗Anſtalten öffentl. TI 185. 

Berladung mangelhafte II 453, 11. 

— auf den Gifmbahnwagen II A 34 

Verlegung |. Beichädigung. 

Verluſt |. Abhandenkommen. 

— theilweiſer II (80) 270. 

Berpadhtung der StaatsWifenbahnen 
1 158, 1. 11 487, 8. 

Berpadung II (44) 106 fg. 

— feuergefährlihen Sachen 11187, 13 


Sach Regiſter. ar 


Berpackung gute, Pflicht des Abfendere 
u 132, 3. 

— gehörige Il 290, 6. 

Dicht des Spediteurs zu beren Aus⸗ 
befierung 11 436, 18. 

Verpflihtungen des Transportaten 
nah Inhalt des Reglemente fiche 
Transportat. 

Berfäumnig d. Abfahrtszeit 11 (30) 155. 

Verſchulden grobes der Bahnverwaltung 
11 (86) 312 fg ; 421, 14. 

— eigenes des Transportaten Il (84) 
288. 

Berfehen (culpa) bes Transportaten 
1 132, 3. 

Berfender ſ. Transportat. 

Verſicherung nad Breuß. u. Deferr- 
11 284, 1; 287. |. a. Frachtzuſchlag. 

Berfiherungsgefellfchaft II 263, 13. 

Verficherungsvertrag Il 234, 2. 

Verſchlechterung der Lage des Anliegers 
1 143, 12 litt. c. 

Berihluß der Barrieren II 479, 6. 

Veripätung ber Lieferung II 198; 
370, 10, 

— des Abholens von Gütern Geiten 
bes Adrefjaten II 365 fg. 

— des Zuges II (31) 156. 

Verfender von Bütern als Contrahent 
11 137 fg. 

— deſſen Pflichten im Allgemeinen II 
131 fg. 

— nah Inhalt der Meglemenis UI 
(87 u. 92- 105) 355 fg. 

— Mechte II (42—47, 5155, 59— 
75,79—86) 177 fg.; 201 fg; 205 
217 fg. 

Verfleigerung ( zwangeweife ) einer 
Eiſenbahn II 503, 1. 

Vertrags⸗Abſchluß ſ. Berfection, Beweis, 

— sGlaufel, deren Bültigk. II A 311. 
f Autonomie. 

— sBropofltion, ob d. Meglements u. 
Tarife als ſolche anzufchen II 122,3. 


Verwaltungs⸗Ausſchuß (Mai) I A 
6—8. 

— Behörde, deren Gompeteng Bei 
Expropr. 1 108—111. ſ. a. Adi 
niftratios Behörde. 

Verwiegen d. Abgangeſtation I1455,19. 

Berwundung , Erfap II (96) 257; 
(77) 264, 

Verzug in der Amahme des Erpr.⸗ 
DÖbjects I 71. 

— db. Transportaten II 372, 13 u. 14, 

— in der Annahme des Gutes U (97) 
365 fg. 

— bei der Auflicferung II (96) 363. 

Dieb, |. Thiere, Tariffäge. 

Biehtransport |. Thiere. 

Biehzettel |. Transporticheine. 

vis major Begriff II (5) 24, 11 vgl. 
unabmwendbares Greigniß. 

Dolfsaufttand |. unabwendbares. 

Vollziehung des Grpr@rfenntniffes 
I 122. 

Vorarbeiten zum Gifenbabnbau 17,15. 

— Befipflörungen durch biefelben I 
(61) 134. 

— Entſchädigung I 136-139 inab. 
140, 7. 

Vorausbezahlung |. Zahlung. 

Vorkaufsrecht erpropr. Cigenthümer 
I 32. 

Vorſichtomaßregeln bei Transp. feuer⸗ 
gef. Gegenſt. II 185, 9. 

— polizeiliche f. d. Reifenden II (88) 
357 fg. 

— empfehlenswerthe f. Reifende II 
357, 7. 

— bei der Telegraphie II 354, 5. 

Borübergehende Benupungf.Benußung. 

Vorzug d. direct Meifenden II 152,7. 


Waaren |. Bütertransport. 

Währung 1 A 286, 51. 

Wagen, Anichrift an dieſ. II A 39. 

— Beförderung |. Cquipagen, Behr: 
zeuge. 


PER 





228 Sach⸗Regiſter. 


au gegenfeltige 1458, 3; 


BagemGiofle Anſpruch auf bie geloͤſte, 
1 152. 

Wagenladung ganze, Auslabung deri. 
'n 367: 368, 10. 

— Aufladen, rechtzeitiges TI 182, 10, 
— beichränfte Haftung hinſichtlich derf. 
- N 173) 231; 2565 2378, 8; 317. 
— ermäßigte Breife 1 A 283, 37. 

284, 39. 

Bagenineifter dern Function 1 A 
20, 6. 

Wagenmiethe 11 467, 24 u. 25. 

Wagensliebergang II 451, 6, 

Waldbrand f. Brandihaden. 

Warteſaal, wann geöffnet II 163, 29, 

Baflerentziehung J 147 u. 148, 16. 

Wege f. a. Straßen, Umweg. 

Wegegerechtigkeit, Entichaͤdigung für 

- deren Wegfall I 138, 5. 

Wege⸗Servituten, Gatihädigung für 
deren Grpr. 1101. 

— sUebergang ſ. Bahnübergang, 
Hemmung. 

Wegfall der ' Entihädigungspilicht 
der Bahnverwaltung II 273—308, 

Weihe unrichtige Stellung II 277. 

WBeiterbeförderung bei mangelh. Ver⸗ 
padung II A 317, 3. 

Meiterfendung f. Spediteur. 

Werra⸗Bahn Expt.-Geſetz I 218 fg. 

Werth des Guts am Ort der Aufgabe 
II 390, 13a. 

— ⸗Declaration auf dem Gifenbahn- 
Frachtbrief II 190, 8. 

— sGErmittelang erpr. Grundſtücke, 
Verkaufs⸗ und Grtrage- Werth 
zur Zeit der Grpr. I 90. 

— außerordentliher, befonderer I 93. 

MWerthminderung der Parcelle, deren 
Grfag I 96. 

Mefideriticher Verband, deſſen Mitglieder 
IT 14 No. VI. 

— deſſen Reglement (W. D.) II 16. 


Wetterfrkte, Fenſterſchließen IL 162, 77. 

Wiedereinſezung in den vor. Stand ſ. 
restitutio in integrum. 

Wiederfinden nach Zahlung d. Barantie 
funme II 221. 

Wiederfaufsrcht d. Grpropriaten I 
:-1%3. 

Wirges Gebühr II 379, 40. 

Wittwe des verunglückten Reiſenden 
Entſchaͤdigungsrecht II 261 fg. 

Wolle ſ. feuergefährlidh! 

WBürderungseid I 95, 57 f. a. juram 
in litem. 

Bablung f. a. Pracht, Nictzehluz 
Rückzahlung. 

Zahlung bei loeat. conductio II 19: 

138,1. 

— im voraus II (99) 369 fg. 

— insb. bei Güterverkehr IT 370. 

— bei nie ſtattgehabten Transyer 
II (102) 371 fg. 

— bei anderweiter Beſtimmung über 
bas Gut II (103) 373 f3. 

— bei Gonfiscation II 373, 18. 

— Wegfall derf. II (101) 371. 

— von Auslagen IT 1104) 375 1. 

Zahlungsmittel, zufäffige II 368, 3 

Zeitverluft des Anliegers. ob dalır 
entihädtgt wird E 143, 12 litt. e. 

Zerförung der Gifenbahnen im Kriege 
II 500, 34. 

Zeugen II 423. 

Zinſen von der Entfchädigungse: Summe 
bei Grpropr. I 76, 21; 95, 32. 
Zindgarantie der conceſſ. Bahnen I 

158, 1. 

Zol:Regulativ, Gommiiffionsberiht der 
Triefter Verfammlung zu $ 101 
362, 1. 

ZollsBerhältniffe II (135) 501, 35. 
Zoll», und Steuer-Vorſchriften für 
Gifenbahnreifende II (94) 361 fa. 
— für den Bütertransport IT 363, 3. 
— — insbef.in Preußen II A (XX) 

261 fg. 


SadrRegifter. 429 


Zoll⸗ und Steuervorſchriften, Vers 
mittelung der Zoll» u. ſteuer⸗amil. 
Bebandlung der Büter II 363,4 u. 5 

goll-Eontraventionen, Haftung ber 
BerbandesBerwaltungen unter eins 
ander für dieſ. II 451, 8. 

In und Renerpflichtige Guͤter U A 


gellgmigt II A 284. 

Buder, Berpadung II 187, 12. 

Zufall 11 24, 11; 274 fg.; 283 fg. 

— Tragen defl. b. Transport II 25, 
15; 138, 3 u. 5. f. a. unabwend⸗ 
bares Greigniß. 

Züge f. Hintereinanderfahren. 
Zugführer, entſcheidet Eſtreitigkeiten 
während der Fahrt II 164, 32. 

— deflen Bunction II A 23 fg. 


ZündHölgchen |. feuergefährl. Gegenſi. 


Zündhütchen f. feuergefährl. Gegenſt. 

Zurüdbleiben von Meifenden auf 
Bwifchenflationen II (29) 153. 

— eines Theile der Sendung II 203, 


Surüdgelafiene Gegenſt. im Ciſenbahn⸗ 
wagen II 165, 5 

Zurüdnchmen d. Guts vor d. Abfahrt 
II 373, 20. 

— nad ber Abfahrt II 374, 24, 

Zufhwenmung v. Gand ıc. I 146, 
13 No. 5 

Zuvielforderung f. pluspetitio. 

Zwang, abminiftrativer |. Aenderung 
bes Betriebs. 

Swangsabtretung |. Erpropriation. 

Awangsfauf I 47 fg. 

wangsmittel der Staatögewalt gegen 
die Gifenbahngefellih. II 503, 1. 

Zweigbahnen, Bewilligung zu deren 
Anlegung 1 5, 9. 

Zwiſchenfrachtführer, ob als ſolche bie 
Anſchlußbahnen anzufehen I 88, 
115, 12. 14. I 96 fg. 

Btwifchenfradhtführer, Haftung für bief. 
II 326 fg. 

Zwiſchenſtation, Anmeldung v. Cqui⸗ 
pagen 1l 172. 173, 10. 


Perichtiguugen zu 3. 355 fü. 


Eeite 370 Zeile 6 v. u. im Text ift Ratt „und kann nur“ zu leſen: Tann aber, 
und in 3. 3 v. u. vor „im culpa*: nicht einzufchalten. 

— 373 3. 4 v. u. (im Tert) feße hinter „displicentiae)*:; 1), 

— 385 Anm. 11 fireihe den lebten Gap: Jedoch kommt sc. 

— 389 ift in Anm. 12d flatt „XXXIIIa“ zu lefen: XXXIVb. 

— 393 iR in Anm. 22 Zeile 4 flatt „zu denken” zu leſen: gedacht, und baf. 
in Zeile 8 das Wort „auch“ zu flreichen. 

— 402 3. 7 v. 0. lies flatt $. 109—110: $. 110 u. 111. 

— 405 Anm. 7 3.7». 0. fies flatt Anl. X: Anl. Heft. 

— 414 Anm. 15 3. 2 v. u. lies flatt des zunächſt citirtm 9. 14: 8. 16. 

— 420 Zeile 6 v. u. im Tert reiche: „oder gar ausbrüdlih für einen unab- 
wendbaren Zufall erflärt worden”. 

— 425 Anm. 20 vorlegte Zeile lies Matt „1843* : 1838. 

— 427 Anm. 3 3. 3 v. u. lies flatt „definüirt“: deſinirt. 

— 434 Anm. 15 lies flatt Anm. 3: Anm. 6, 

— 435 Anm. 16a 3. 3 fireihe: daher. 

— 439 Anm. 24 3. 7 v. o. freie: 2. ($. 392) und ſetze dieſe Zahlen nad: 
Göoſchen Bd. I. 

— 441 3. 4 v. 0. ſehe vor: „@s ſcheint“: ®1). 

— 450 lies in Anm. 5. 8. ı flatt „das“: des u. in 9. 3 ſtatt 8. 35: 65 

— 473 Anm. 40 3. 2 lies flatt „felbR wo*: woſelbſt. 

— 505 3. 10 lies flatt „wo”: wobei. 

— 508 Belle 1 9. o. füge hinter „Transportredhte” bei: *). 

Anlagebeft ©. 409 3. 22 v. o. lies ſtatt „Wrweiterung”‘: Ermwerbung. 





